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Entseheidungen. 


t    Xr.  1.   Eiitseb.  des  Oberlaiidesgorichts  Wien. 
^  Vom  14.  November  1903. 

(AUg.  Tto.-ABB.  Jabi«.  M  (ttOS)  Nr.  8  &  UA) 

llnfMl  ier  Haftung  der  Eisenbahn  für  ihr  gehörige  Befestlgungsaittel,  Wflelie  zn 
4er  itm  Atoeeder  tarifmässig  obliegenden  Verladung  bahnseitif  varweMet  weriH 

sind.  $  77  Ziff.  3  Eisenb.-Betr.-Regl. 

Naeb  den  vom  Ersti'icliter  zitierten  tarilarisclien  Bestimmungen 
geschieht  die  dem  Absender  ubliegende  Verladung,  auch  wenn  sie  bahn- 
seitig  erfolgt,  /.war  durcb  die  von  der  Bahn  zur  Verfügung  gestellten 
Arbeiter,  jedoch  unter  der  Fiktion,  dass  letztere  als  Beauftragte  des 
Absenders  zu  gelten  haben,  so  dass  die  im  Betr.-Regl.  ausgesprochene 
Haftpflicht  der  Bahn  für  das  Verschulden  ihrer  Organe  ausgeschlossen 
bleibt,  und  haftet  nach  §  77  Z.  3  Betr.-Regl.  die  Bahn  iu  Ansehung 
derjenigen  GHIter,  deren  Auf-  nnd  Abladen  nach  Bestimmung  des  Tarifes 
oder  nach  besonderer  Vereinbaning  mit  dem  Absender  von  diesem, 
bzw.  Yon  dem  Empfinger  besorgt  wird,  nicht  fftr  den  Schaden,  welcher 
ans  der  mit  dem  Auf-  oder  Abladen  oder  mit  mangelhafter  Verladung 
yerbundenen  Gefahr  entstanden  ist 

Nun  ist  der  Auffassung  der  üntergerichte  beizupflichten,  dass  die 
Bahn  nach  den  zitierten  Bestimmungen  fttr  die  infolge  des  Beissens 
der  eisernen  Kette  Ternrsachte  Beschädignng  des  Gutes  nicht  aufzu- 
kommen hat.  Denn  es  ist  richtig,  dass  die  verwendete,  wenngleich  der 
Beklagten  gehörige  £ette  im  Sinne  des  Tarifes  in  die  Kategorie  der 
Befestigangsmittel  zn  reihen  ist  und  dass  die  Beurteilung  der  Frage, 
ob  eine  zur  Verfügung  stehende  Kette  zu  einem  bestimmten  Zwecke 
verwendbar  ist,  in  den  Rahmen  der  Tätigkeit  der  Antladeorgane  fällt, 
so  dass  tatsächlicli  das  «ranze  Verladegeschäft  auf  Gefahr  des  Absenders 
besorgt  wird.  Damit  erscheint  die  Haftung  der  Bahn  für  die  Qualität 
und  Eignung  des  verwendeten  Lademittels,  ungeachtet  dasselbe  ihr 
Eigentum  war,  ausgeschlossen. 


Bgsr,  BlMObahUMlitllelie  BntootaeldaiigeB  XJUI. 
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Entflcb.  des  Bandesamts  iüx  du  Heinuttwesen  vom  5.  Dezember  190B. 


Nr«  8.  Enteeh.  des  BuidMamto  für  das  Heimatvesen. 

Vom  5.  Oesember  1903. 

OMidi.  Jwr.4M»  Z        Mr.  7  &  MM  Zm.  1.) 
§  29  ltoterst.-WftliM.4iet.  VMi  10.  M  1870.  Dieetttrt  elMt  Stratseilalieeeluiiniert. 

Als  Dienstoit  eines  Strassenbahnschaffners,  der  in  Tegel  bei  Berlin 
wohnte,  von  dem  Inspektor  des  dortigen  Bahnhofs  der  Strassenbahn  in  Be- 
sch&ftignng  genommen  worden  war  nnd  auf  der  von  Tegel  ans  nach  Berliu 
führenden  Bahnstrecke  Dienst  tat,  ist  Berlin  anzusehen,  wenn  es  sich 
um  die  Erfüllunf?  der  Verpflichtungen  aus  2!)  Unterst, -Wohns.-Ges. 
hiandelt.  Denn  diese  Verpflichtungen  liegen  nicht  dem  Armenverbande 
des  Wulinsilzes  oder  des  gewöhnlichen  Aufenthaltsortes  des  Angestellten, 
sondern  dem  Orte  ob,  an  welchem  die  Dienstleistung  erfolgt.  Geschieht 
dies  nacli  dem  Dienstvertrage  in  verschiedenen  Gemeindebezirken, 
so  ist  nicht  jeder  von  ihnen  Dienstort  im  Sinne  des  §  29,  sondern  nur  ' 
der  Ort,  der  den  Mittelpunkt  bildet,  von  welchem  aus  die  dienstliche 
Tätigkeit  entwickelt  wird.  Ist  dieser  Ort,  wie  bei  einem  im  Umher- 
ziehen betriebanen  Gewexba  ahi  stata  weehaeliidar,  so  wird  aa  in  dar 
Begel  an  jedem  Hittelpnnkte  dea  DienatTerhUtnisses  fehlen.  Geht  da- 
gegen die  ihren  Ort  wechselnde  T&tigkdt  eines  Angestellten  von  einem 
bestimmten  Sitze  dea  Oewerbebatriebea,  einer  Fabrikstfttta  oder  dem 
Wohnsitz  des  Arbeitgebers  ans,  so  moss  dieser  als  Dienstort  oder 
Arbeitsort  des  Angestellten  gelten.  Erstreckt  sich  die  Betriebsstiltte 
des  Gewerbebetriebes,  auf  welcher  der  Angestellte  tätig  ist,  Ober 
mehrere  Gemeindebezirke  hinaus,  so  ist  derjenige  Ort  als  Dienstort  des 
Angestellten  anzusehen,  an  welchem  sich  die  Leitung  des  Betnebes 
oder  des  Teilbetriebes  befindet,  in  welchem  der  Angestellte  tätig  ist. 
Dienstherr  des  Strassenbahnschaffners  war  im  vorliegenden  Falle  nicht 
der  Bahnhofsvorsteher  in  Tocrel,  sf)ndern  die  Aktiengesellschaft  „Grosse 
Berliner  Strassenbalin",  deren  Betiieb  von  Berliu  aus  geleitet  wird. 
Dieser  Ort  ist  daher  der  Dieustort  des  Schaffners. 


Kr.  3.  Entadi.  dea  Piroiua.  Obeirerwaltnngsgerlehta. 

3.  Senat  Vom  21.  Jannar  1904. 

Entsch.  des  OVO.  Hil.  45  S.  824.) 

Zuständigkeitsges.  vom  I.  Aug.  1883      56,  82.  Zuständigkeit  der  Wegepolizeibeliörde 
bei  InaBsprHOiinalime  öffentlicher  Wege  für  andere  Zwecke  und  bei  Streit  über  Er> 
wetteniRO  ssd  Vertiefung  von  StrsMengrabes. 

Der  Wegepolizeibehörde  liegt  es  ob,  nicht  allein  darüber  zn 
verfügen,  was  zum  Zwecke  der  Ermöglichnng  des  ölFentlichan  Yerkehra 
anf  einem  Wege  von  dem  Wegebanpflichtigen  zn  geschehen  hat,  sondern 
anch  dar&ber,  ob  sich  mit  der  Blicksicht  anf  den  Zweck  der  Öffentlichen 
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Wege  tleren  Inansp  nie  Ii  nähme  für  andere  Zwecke,  insbesondere 
aucli  für  die  Vorfliit  und  die  hierdurch  bedingte  Anlage  oder  Er- 
weiterung von  Brüxken  und  Sielen  verträgt,  und,  wenn  dies  zu- 
trifft, wie  dem  Bedüi  fnisse  am  zweckinils.sigsten  unter  der  geboteuen 
Rücksichtnahme  auf  die  Bestimmung  des  Weges  zu  genügen  ist. 

Streitigkeiten  über  die  Erweiterung  und  Vertiefung  der  zu 
Öffentlichen  Wegen  gehörigen  Grftben  und  Siele  können 
zwischen  den  Beteiligten  im  Wege  des  Verwaltnogsstreitrerfahrens 
nach  §  82  des  Zostftndigkeitsgeeetzes  nicht  znm  Anstrage  gebracht 
werden;  die  Entscheidung,  ob  nnd  wie  die  beantragte  Erwdtemng  eder 
Vertiefung  Torznnehmen  ist,  steht  viehnehr  allein  der  zur  Fftrsorge  fBr 
den  Öffentlichen  Wegeverkehr  bemfenen  WegepolizeibehOrde  zn. 

Auch  zn  selbständigen  Anordnungen,  ob  und  wie  die  Vorflut  im 
Wegekörper  zu  gestalten  ist,  sind  die  Beteiligten  selbst  bei  Einverstftndnia 
unter  sich  gegenüber  der  Wegepolizeibehörde  nicht  ermächtigt. 


Nr,  4.  Eatseh.  des  Fronss.  OberrerwaltiingsgeTlelitB. 

3.  Senat.  Vom  30.  Januar  1904. 

(EatBch.  des  OVO.  Bd.  ii  S.  M9.) 

Vorubergeheoda  uni  fortlaufende  Unterstützungen  im  §  25  des  Gewerbe*  sod  i«  §  49 

des  Invaliden-Versicherungsgesetzes. 

Krankenkassenleistiiugen  müssen,  sofern  sie  nicht  etwa  schlechthin 
bis  zum  B'ortfalle  ihres  Anlasses,  sondern  vielmehr  nur  für  eine  von 
vornherein  begrenzte  Dauer  gewährt  werden  und  daher  selbst  bei  dem 
Fortbesteheu  des  Aulasses  lediglich  durch  Zeitablauf  innerhalb  be- 
stimmter Frist  ihr  Ende  erreichen,  den  vorabergehenden  Unter- 
stützungen zugezählt  werden.  Diese  letzteren  Merkmale  treffen  flr 
die  auf  der  reichsgesetzlichen  Krankenversicherung  beruhenden  ünter- 
statznngen  allgemein  zn.  Sie  haben  daher  durchweg  als  «Torftber- 
gehende*  Unterstfttzungen  im  Sinne  des  §  26  des  Gewerbe-Unfall- 
versicherungsgesetzes  zu  gelten. 

Bei  , fortlaufenden*  üntersttttzungen  kann  die  üeberweisung 
von  BentenbetrBgen  nicht  bis  zur  vollen  Deckung  des  Betrages  der 
geleisteten  Unterstützung  gefordert  werden,  sondern  nur  für  einen 
seiner  Länge  nach  der  Dauer  der  Unterstützung  gleichkommenden  Zeit- 
raum. Bei  ,  vorübergeh  enden*  Unterstützungen  findet  dagegen  eine 
Bemessung  der  Ersatzleistung  nach  der  Dauer  der  Unterst&tznng 
nicht  statt. 

Ist  die  vorübergehende  Unterstützung  für  denselben  Zeitraum  von 
mehreren  Armenverbänden  oder  Kassen  geleistet  worden,  so  können 
diese  nacheinander  Ersatz  aus  der  Beute  —  und  zwar  jeder  Unter- 
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stiitxi  Ilde  bis  zur  Höhe  vou  drei  lialben  Monatsraten  —  in  Ansprach 
neiltuen. 

Rentenriickstiliule  (Rentennachzahlungen)  kimnen  nicht  in  höhe- 
rem Grade  zur  Ersalzleistung  herangezogeu  werden  als  laufende  Kenten. 


Nr.  5.  Bntseli.  des  Prenss.  OberrenraltmigsgertehtB. 
4.  Senat  Vom  1.  Februar  1904. 

(PMDM.  BlMlibwAnb.  (1M6)  Haft  4  &  SM.  -  InlMli.  4m  OTQ.  Bd. «  8.  M) 
Zlllttlgkilt  4er  Wiederholung   eines  Antrages   auf  polizeiliohe  BU|MMl«l|n|. 

Selbständige  Natur  der  neuen  Verfügung. 

Der  Antrag  auf  polizeiliche  Genehmigung  eines  Bauvorhabens  kann 
jederzeit  wiederholt  werden.  Die  auf  den  wiederholten  Antrag  er- 
gehende Verfügung  ist  immer  eine  neue,  selbständig  anfechtbare 
Verfügung,  auch  wenn  isie  nur  die  früheren  Ablehnungsgründe  wieder- 
holt. Das  gilt  selb.^t  dann,  wenn  das  Bauvorhaben  bei  dem  erneuten 
Autrage  gai*  nicht  geändert  ist. 

Nr.  6.  Entseb.  des  Prenss.  OlperrerwaUnngsgcrlehts. 
4.  Senat.  Vom  5.  Februar  1904. 

(Prensi;.  Hisenb.  Arch.  (1906)  Heft  4  R.  965.  —  Bntocb.  des  OVU.  Bd  45  S.  162.) 

8trasseirelBl|nng.  Wegräumung  des  Schnees.  Räumungspflicht  als  Teil  eotwader  der 

Wegeunterhaltungs-  oder  der  Strassenreinigungslast. 

Die  Priicht,  eine  Strasse  vom  .Schnee  zu  räumen,  kennzeichnet  sich, 
sofern  der  Schnee  auf  dem  öffentlichen  Wege  ein  Verkehr.shindernis 
bildet,  als  ein  Teil  der  Wegebaulast  und  liegt  daher  der  Regel  nach 
dem  Wegebaupflichtigen  ob.  Das  Wegräumen  des  Schnees  kann  in- 
dessen auch  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Strassen reinigung  in  Be- 
tracht kommen.  Dies  ist  der  Fall  bei  städtischen  oder  Dorfstrassen, 
bei  denen  regelmässig  das  Bedürfnis,  sie  reinzuhalten,  in  einem  Masse 
hervortritt,  welches  weit  ttber  die  lediglich  zur  Unterhaltung  der  iMfent- 
lichen  Wege  fttr  Verkehrszwecke  nnerlftsslichen  Leistungen  hinausgeht. 
Die  Reinhaltung  der  Strassen  aus  allgemeinen  polizeilichen  Gründen 
bildet  aber  keinen  Teil  der  Wegebaulast.  Sie  ist,  ebenso  wie  die  Pflicht 
zur  Strassenbeleuchtung,  eine  nach  §  3  des  Gesetzes  Aber  die 
Polizeiverwaltnng  vom  11.  März  1850  der  Gemeinde  obliegende 
Polizeilast,  welche  jedoch  nur  eintritt,  sofern  nicht  ein  nach  Observanz 
oder  sonstigem  Rechtstitel  anderweitig  Verpflicliteter  vorhanden  ist. 
Wo  dem  Anlieger  und  nicht  der  (Gemeinde  die  polizeiliche  Reinigungs* 
pflicbt  obliegt,  kann  zu  ihrer  Erfüllung  der  Anlieger  regelmässig  nur 
von  der  Ortspolizeibehörde,  nicht  von  der  Wegepolizeibehörde,  an- 
gehalten werden.   
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Nr.  7.   £nt8Gh.  des  Bezlrks&^oriehts  ffir  Handelssaelicu  lu  Wien. 

Vom  1.  März  1904. 
(Oastarr.  UMnl».*VerariB.>BL  XVm  (1M5)  Mr.  16  8.  Utfu) 

Die  Eisenbaha  ist  fOr  HMdlwigen  ihrer  LMtt,  welelie  vor  Aimabne  de«  fiutet 

znr  Beförderung  oder  nach  dessen  Ablieferung  an  den  Empfänger  vorgeicommen  sind, 
nioilt  verantwortlich;  sie  hat  namentlich  auch  eine  unrichtige  Erteilung  von  Aie- 

liünften  ihrer  Organe  Uber  die  Höhe  der  Fracht  nicht  zu  vertreten. 
FIr  eile  faMe  Aiekiift  Aber  Tarife  haftet  die  Eleeakaiw  iai  NinUiek  aif  8  7  dee 

Betriekareglemente  Oberliaupt  niciii 

Die  Bahn  haftet  gemäss  §  9  Betr.-Regl.  für  ihre  Leute  and  andere 
Personen,  deren  sie  sich  bei  AusfüUruDg  der  von  ihr  übernommenen 
Transporte  bedient.  Vorliegend  hat  aber  D.  nicht  iu  Ausführung  des 
Transportes  geliandelt,  und  die  Balm  ist  für  Ilandhuigeu  ihrer  Leute, 
welche  vor  oder  nach  Abscliluss  des  Frachtvertrages  vorgekommen  sind, 
also  vor  Annahme  des  Gutes  zur  Beförderung  oder  nach  dessen  Ab- 
lieferung an  den  Adressaten,  nicht  verantwortlich.  Die  Eisenbahn  hat 
namentlich  auch  eine  unriciitige  Erteilung  von  Auäküaftea  Uber  die 
Höhe  der  Fracht  nicht  zu  vertreten. 

Hierzu  kommt  noch,  dass  die  Bahn  überhaupt  für  eine  falsche 
Auskunft  über  Tarife  nicht  haftet.  Denn  nach  §  7  Betr.-Kegl.  darf 
die  Berechnung  der  Transportpreise  nur  nach  Massgabe  der  bestehenden, 
gehörig  yerttffBntliehten  Tarife  erfolgen.  Diese  BestimmoDg  macht  es 
dem  Verfrachter  zur  Pflicht,  die  Tarife  zn  prüfen  und  sich  nar  auf 
die  yerOffentticbten  Tarife  zu  verlassen.  Vorliegend  war  der  Kl&ger 
um  so  mehr  in  der  Lage,  den  leicht  Terst&ndUchen  Tarif  zu  prüfen,  da 
ihm  mitgeteilt  wurde,  in  welcher  Nommer  des  Verordnungsblattes  diese 
Tarifermftssignng  publiziert  ist. 

Wenn  den  Parteien  nun  die  Pflicht  obliegt,  sich  mit  den  Tarifen 
bekannt  za  machen,  und  diese  Pflicht  ergibt  sich  aus  der  Bestimmung  ' 
des  §  7  Betr.-BegL,  dass  nur  die  gehörig  publizierten  Tarife  bei  der 
Frachtberechnung  massgebend  sind,  so  erscheint  die  Partei  nicht  durch 
die  falsche  Auskunft,  sondern  durch  eigene  Schuld  inegefilhrt. 

Nr.  8.   Beschluss  des  Knmniorirerii-iitä  lu  Berlin. 

Vom  14.  März  1904. 
(Jw.  Hon.-Bl.  fBr  Pom  (i«M)  8. 1».  —  Oto  aellMtvenr»ltaiig  Jalitg.  18  Hr.  80  a  60B.) 

Preoee.  Eatel|H.-6ee.  ve«  II.  Jail  1874  |  44.  Der  lehirlg  zageetellte  Entel|me|e- 
beieirfMe  wirkt  aseii  dann  gegen  dee  biekerigen  Buofielgeatlner,  wenn  niclit  dieeer, 
eesdera  eis  aiderer  als  Entschädigungsberechtigter  zu  dem  Verfahrei  iS|eze|ee 

worden  ist,  der  tatsächlich  nicht  Berechtigter  ist. 

Nach  Art.  109  EG.  z.  BGB.  sind  die  landesgesetzlichen  Vorscliriften 
über  die  im  ötfentlichen  Interesse  erfolgende  Entziehung  einer  Sache 
durch  das  BGB.  unberührt  geblieben,  üemäss  §  33  preuss.  Euteiguuugs- 
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ges.  vom  U.  Juni  1874  in  Veibiudiing  mit  §  150  preuss.  Zustäadigkeits- 
ges.  vom  1.  August  1883  hat  der  Bezirksausschuss  gleichzeitig  mit  der 
EnteigunngserkUlniiig  die  GmndbiiclibeliSrde  um  Eintragung  des  Eigen- 
tnmsftberganges  hinsichtlich  des  enteigneten  OrnndstOcks  anf  den  Unter- 
nehmer zn  ersuchen.  Der  Eigentnmsflbergang  vollzieht  sich  nicht  erst 
mit  der  EintragQng  des  Eigentnms  des  Unternehmens  ins  Ornndbnch, 
sondern  gemäss  §  44  Enteignnngsges.  geht  mit  Znstellong  des  Ent- 
eignnngsbeschlnsses  an  Eigentftmer  nnd  Unternehmer  das  Eigentum  be- 
reits auf  den  Unternehmer  Ober.  Dieser  Eigentamsttbergang  wirkt 
gegenüber  jedem  am  Grundstücke  dinglich  Berechtigten,  gleichviel  ob 
er  im  Grundbuch  eingetragen  ist  oder  nicht.  Es  macht  in  dieser  Hin- 
sicht auch  keinen  Unterschied,  ob  der  Berechtigte  zu  dem  Verfahren 
zugezogen  ist  oder  nicht.  Gemäss  §§  44,  45  a.  a.  0.  tritt  hinsichtlich 
aller  Eigentums-,  Nntznngs-  und  sonstigen  Kealansprüche  die  Ent- 
schädigung an  die  Stelle  des  enteig^neten  Grundstücks.  Ist  derjenige, 
für  welchen  gemäss  §  29  Abs.  1,  §  'M\  Abs.  1  a.  a.  0.  die  Entscliädi<:junir 
festgestellt  und  zur  Auszaiilung  gelanirt  ist,  nicht  der  wahre  Berccliti^'te, 
so  bleibt  dem  Besserbereclitigten  nur  der  Rückgriff  an  diesen  voibe- 
halten.  Die  Rechtswirksamkeit  der  Enteignungserklärung  wird  dadurch 
nicht  berührt,  dass  jemand  als  Entschädigungsberechtigter  zu  dem  Ver- 
fahreu  zugezogen  worden,  der  tatsächlich  nicht  Berechtigter  ist.  Es 
sind  in  §§  24,  25  a.  a.  0.  Vorschriften  gegeben,  welche  die  möglichste 
Gewähr  fftr  die  Legalität  des  Verfahrens,  insbesondere  dafür  bieten 
sollen,  dass  die  wirklichen  Entschädignngsberechtigten  zu  dem  Ver- 
fahren zugezogen  werden.  Der  Unternehmer  hat  der  Enteignungsbehörde 
die  Quellen  zugänglich  zu  machen,  aus  denen  er  seine  Kenntnis  von 
den  Personen  der  Beteiligten  geschöpft  hat^  und  hat  die  ihm  auf  seinen 
Antrag  zuzufertigende  beglaubigte  Abschrift  des  Gmndbuchblatts  vor- 
zulegen (§  24  Abs  8  a.  a.  0.);  der  Enteignungskommissar  hat  darauf 
zu  achten,  dass  das  Verfahren  auch  gegen  den  wirklichen  £igentl\mer 
gerichtet  wird  (§  25  Abs.  2  a.  a.  0.).  Mögen  sich  aber  auch  diese 
Schutzvorschriften  im  Einzelfalle  als  unzulänglich  erweisen,  so  ergibt 
sich  doch  aus  dem  Gesetze  nicht,  dass  dadurch  die  Recbtsf^ültigkeit 
des  Verfahrens  in  Fiage  gestellt  wird.  Unter  dem  Eigentümer  dem 
uach  §  44  a.  a,  0.  der  Eiiteignungsbescliluss  zuzustellen  ist,  kann  nur 
derjenige  verstanden  werden,  welcher  von  der  EnteignunLcsbehürde  im 
Verfahren  als  legitimierter  pjitseliädigungsberechtigter  angesehen  und 
behandelt  worden  ist.  Die  Enteignnngsbehürde  setzt  bei  Krlass  des 
Enteignungsbeschlusses  zwar  voraus,  dass  die  zum  Verfahren  als  ent- 
schädigungsberechtigt zugezogene  Person  gemäss  dem  Inhalte  der  Ver- 
handlungen auch  der  wirkliche  Entschädigungsberechtigte  sei,  jedoch 
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entscheidet  sie  darüber  nicht.  Deshalb  kann  der  nach  §  30  a.  a.  O. 
gegen  die  Entscheidung  der  Enteignungsbehörde  gestattete  Rechtsweg 
die  Frage  der  Legitimation  der  zugezogenen  Beteiligten  nicht  zum 
Gegenstande  haben.  Die  Erörterung  des  Legitimationspunkts  ist,  wie 
sich  namentlich  aus  der,  soweit  nicht  die  Voraussetzungen  des  §  30 
a.  a.  0.  vorliegen,  erfolgten  Ausschliessung  des  Rechtswegs  als  Absicht 
des  Gesetzes  ergibt,  dem  ordentlichen  Richter  überhaupt  entzogen. 
Insbesondere  ist  es  ausgeschlossen,  dass  der  Grundbuchrichter  der  voll- 
zogenen Enteignung  die  Anerkennung  deshalb  versagt,  weil  nicht  der 
aus  dem  Grundbuch  ersichtliche  bisherige  Eigentümer  zu  dem  Verfahren 
als  Beteiligter  zugezogen  worden  und  daher  seines  Eigentums  an  dem 
enteigneten  Grundstücke  nicht  verlustig  gegangen  sei.  Der  Enteignungs- 
beschluss  ist  vielmehr,  auch  wenn  die  Enteignungsbehörde,  der  allein 
die  Entscheidung  darüber,  wer  als  Beteiligter  zuzuziehen  ist,  zusteht, 
die  Zuziehung  des  eingetragenen  Eigentümers  unterlassen  und  an  seiner 
Stelle  einen  andern  zugezogen  hat,  der  nicht  wirklicher  Eigentümer  ist 
oder  doch  sich  nicht  als  solcher  gehörig  legitimiert  hat,  dem  einge- 
tragenen Eigentümer  gegenüber  wirksam,  gleichviel  ob  er  nur  Buch- 
eigentümer oder  wahrer  Eigentümer  ist,  und  ist  trotz  dieses  Maugels 
mit  der  Zustellung  des  Beschlusses  an  den  als  Eigentümer  Zugezogenen 
und  den  Unternehmer  das  Eigentum  an  dem  enteigneten  Grundstücke 
gemäss  §  44  a.  a.  0.  auf  den  Unternehmer  übergegangen. 


Nr.  9.   Entsch.  dos  Prcnss.  Olicrvorwaltuiigsirerichts. 

4.  Senat.    Vom  21.  März  1904. 

(Prouifl.  EI«cn»i.-.Areh.  (I90i<  Hoft  4  S  »65,  -  Entsch.  dos  OVO.  Bd.  45  S.  ■>*-.) 

Nachweis  der  OefTentlichkeit  eines  Weges.   Bestimmung  für  den  öfTentiiclien  Veriiehr. 
OefTentliche  Benutzung  seit  langer  Zelt  als  Beweismittel. 

Bei  Prüfung  der  Frage,  ob  ein  Weg  ein  öffentlicher  ist,  kommt 
es  darauf  an,  ob  jedermann  sich  des  Weges  zu  bedienen  berechtigt, 
ob  der  Weg  für  den  öffentlichen  Verkehr  bestimmt  ist.  Die  tat- 
sächlich stattfindende  öffentliche  Wegebenutzung  ist,  besonders  wenn 
sie  seit  unvordenklicher  Zeit  stattgefunden  hat,  als  ein  wichtiges  Be- 
weismittel ftlr  die  Oeffentlichkeit  anzuerkennen.  In  derartigen  Fällen 
bedarf  es  nicht  notwendig  des  strikten  Nachweises  eines  besonderen 
Widmungsaktes,  eines  Nachweises,  der  gerade  bei  den  ältesten  Wegen 
in  der  Regel  nicht  zu  erlangen  sein  wird.  Der  Umstand,  dass  der 
Grund  und  Boden  unter  dem  Wege  im  Privateigentum  steht, 
nötigt  an  sich  nicht  dazu,  die  Oeffentlichkeit  des  Weges  als  ausgeschlossen 
anzusehen,  da  Wege,  welche  im  Privateigentum  stehen,  gleichwohl 
öffentliche  Wege  sein  können.   Wenn  indessen  der  Träger  der  öffent- 
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liehen  Wep:ebaulast  nicht  Eigeut  inner  dos  Wcf!:es  ist  niid  ilni  niemals 
unterhalten  hat,  so  können  dies  immerliin  Umstände  sein,  welche  der 
tatsächlich  btattfiudeudeu  Beuutzaug  durch  das  Publikum  die  Beweis- 
kraft nehmen.   

Nr.  10.  Bntseli.  des  Oestcrr.  OlK'rstcn  Geriehtsliofes* 

Vom  26.  März  1904. 

(Oesterr  Etscnli  Voror.lii.  Iii  W  ill    r' i'.  Nr  i;3  S  I5'i-.'  i 

Die  ElMibabi  Ist  sieht  verpflichtet,  die  Jeweils  auf  einer  is  ilireni  Betriebe  etehesden 
SaltMitola  eingetret«M  Virkekrtttiniii  tif  tliitlleliM  StattoMii  IItm  BabmwItM 
kmiiiMohes.  Die  Unterltssasg  der  Verlaitttraii|  !■  des  StattoiM  titM  daktr  a«eli 
■leM  tise  Ersatzpflicht  der  Elsenbahn  für  den  den  Reisenden  aus  der  UlkMatalt 

einer  »olchen  Veritehrsstörung  entstandenen  Schaden  nach  sich. 
Für  die  von  den  Personenliassen  auf  Anfragen  der  Reisenden  über  Verliehrsstörungen 
trtellton  Mmen  Aitkliflc  kam  eine  Haftiig  der  Eleeetalw  weder  aee  de«  Be- 
eUüiMBiei  der  BelrleiMerdraii  aeeh  aee  Jene«  des  Betrlekeregleaieate  abfeleltet 

werden. 

Das  Ziel  ihn-  im  £rc?ebeneii  Falle  am  27.  Dezember  1902,  um  11  Uhr 
abend.s,  vom  llaiiiitliahnlu)fe  in  \j.  anqretietenen  Reise  war  die  auf  der 
Lokalbahn  (■habOwka— Zakopane  gelegene  Eisenbahnstation  Zakopane, 
welche  Lokalbahnlinie  nicht  unmittelbar  an  die  Haupllinie  ansehliesst, 
sondern  mit  derselben  durch  eine  Seitenlinie  verbunden  ist.  Ueber  die 
am  Bahnhofe  in  L.  durch  den  betreüenden  Eisenbahnbeamten  bei  der 
Persoiieukassa  dem  Kläger  erteilten  Information,  dass  der  Eisenbahu- 
yerkebr  auf  der  Linie  Gbab6wka — ^Zakopane  nicht  unterbrochen  sei, 
kaufte  der  Kläger  eine  Fahrkarte  aar  für  die  Strecke  L.— P.,  nicht 
aber  eine  direkte  Fahrkarte  nach  Zakopane.  Was  ihn  hierza  veran- 
lasst  haben  mochte,  ist  im  gegenwärtigen  Bechtsstreite  nicht  von  ent* 
scheidender  Bedeatong.  Durch  LOeen  der  ei'Wähnten  Fahrkarte  ist 
zwischen  den  Parteien  ein  Vertrag  Uber  die  PersonenbefDrderang  abge- 
schlossen worden,  laat  wekhem  die  Bahn  zu  nichts  mehr  verpfliebtet 
war,  als  den  Kläger  im  Grunde  des  Fahrplanes  nach  der  Endstation 
seiner  Fahrkarte  sa  befördern.  Wie  festgestellt  wurde,  ist  dies  tat- 
sächlich gesclielien  und  unterliegt  es  auch  keinem  Zweifel,  dass  der  den 
Kläger  begleitende  Monteur  ebenfalls  bis  zum  Ziele,  welches  in  seiner 
Fahrkarte  angesetzt  war,  befördert  worden  ist.  Nach  dem  eben  Er- 
wähnten hat  die  Eisenbahn  den  abgeschlossenen  Vertrag  vollständig 
erfüllt. 

Aus  dem  Titel  diese.^  Vertrages  sind  s()na<'h  für  den  Kläger  die 
geltend  gemachten  Entschädigungsfordenuigen  nicht  entstanden.  Eben- 
sowenig ergeben  sich  diese  Forderungen  aus  den  für  die  Persoueu- 
beförderung  auf  Eisenlialiiicn  herausgegebenen  Gesetzesvorsclniften, 
laut  welchen  der  Bahnausialt  vorliegeudenlalls  nur  dann  ein  Verschulden 
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zar  Last  gele^^t  werden  ktumte,  wenn  der  Kläger,  bzw.  sein  Reise- 
gefiUirte  eine  direkte  Falirkarte  nacli  Zakopane  verlangt  und  die  Per- 
sonenkassa  ihm  eine  solche  Karte  ohne  Verständigung  der  bestehenden 
Verkehrsstörung  auf  der  Linie  Gliabüwka— Zakopane  ausgefolgt  hätte. 

Dass  die  Personenkassen  dem  reisenden  Publikum  als  Auskuufts- 
stellen  über  das  bestimmte  Srreieheii  des  beabsicbtigteu,  durch  die  tat- 
sächlich gelöste  Fahrkarte  aber  nicht  angedenteten  Beisezieles  unter 
Strenge  der  Haftpflicht  der  betreffenden  Bahnverwaltungen  fftr  eventuell 
hierdurch  herbeigeffUirte  Schilden  za  dienen  hätten,  kann  weder  ans  den 
Bestimmangen  der  kaiserl  Verordnnng  vom  16.  November  1851,  RGBl. 
Nr.  1  ez  1852,  noch  ans  den  Bestimmungen  des  Betriebsieglements  vom 
10.  November  1892,  BGBl.  Nr.  207,  abgeleitet  werden,  am  allerwenigsten 
aber  kann  aus  der  Bestimmung  des  §  26  Abs.  6  Betr.-Regl.  gefolgert 
werden,  dass  die  Unterlassung  der  sofortigen  Kundmachung  von  Ver- 
kehrsstörangen  auf  Eisenbahnlinien,  zu  welchen  der  Reisende  im  Wege 
des  Anschlusses  gelangen  könnte,  die  vom  Kläger  behauptete  und  durch 
die  Gerichte  der  unteren  Instanzen  als  bestehend  angenommene  Ersatz- 
pflicht der  Bahnverwaltung  nach  sich  ziehen  würde.  Es  ist  auch  ine- 
levant,  ob  die  Eisenbahn  in  der  Lage  war,  die  ihr  rechtzeitig  gemeldete 
Verkehrscinstellung  auf  der  Linie  Chabuwka — Zakopane  fn  L.,  und  zwar 
vor  Abgang  des  vom  Kläger  benlUzten  Zuges  anzukündigen,  da  aus  den 
obenerwähnten  Vorschriften  durchaus  nicht  gefolgert  werden  kann,  da.ss 
die  Eisenbahn  verpflichtet  wäre,  in  sämtlichen  Stationen  ihres  Balin- 
netzes  die  jeweils  auf  einer  in  ihrem  Betriebe  stehenden  Seitenlinie 
vorgekommenen  Verkehrsstörungen  kundzumachen,  üm  so  weniger  kann 
auf  Grund  der  gedachten  Vorschriften  von  einer  Haftpflicht  der  be- 
treffenden Bahnverwaltungen  dem  reisenden  Publikum  gegenüber,  wie 
dies  im  angefochtenen  Ürteile  behauptet  wird,  die  Bede  sein. 


Nr.  11.  Entseh*  des  Oherlandesgerldits  K91n. 
Vom  81.  März  1904. 

(Zcitocbr.  f.  Dtacb.  Barg.  o.  Frauös.  ZlvUr.  Bd.  XXXVI  Heft  1/8  S. 
Zur  Annahme  im  Sinne  des  §  341  BGB.  bedarf  es  keiner  ausdrücklichen  Erklärung; 
es  genügt  vielmehr  jedes  Verhalten  des  Empfangsberechtigten,  wodurch  er  seinen 
Willen,  die  dargebotene  Vertrageleistung  als  solche  entgegennehmen  zu  wollen,  dem 

8ehsMMr  ta  «ilMRlarer  WaiM  iim  Avtdniok  bris|t 
D«r  in  Abt.  3  des  §  341  BGB.  vorgesehene  Vorbehalt         bei  der  Annahme  erklärt 
werden.   Diese  Erklärung  darf  nicht  durch  die  Folgerung  aus  sonstigen  Umständen 
ersetzt  werden,  wonach  der  Gläubiger  auf  die  Strafe  nicht  hat  verzichten  wollen. 

Nach  der  vom  Kläffer  zugestandenen  Angabe  des  Beklaj^nen  hat 
dieser  den  Bahnanschluss,  der  nach  dem  Vertrage  bis  1.  Januar  1903 
betriebsl'ertig  herzustellea  war,  am  11.  Mai  1U03  fertiggestellt  und  dies 
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liem  Kläger  mit  Schreiben  an  demselben  Tage  angezeigt.  Dadurch, 
dass  der  Kläger  diese  Anzeige,  deren  ordnungsmässigen  Kmplang  er 
nicht  bestritten  hat,  widerspruchslos  entgegengenommen  hat,  hat  er 
unter  den  yorliegenden  Umständen  sein  Einverst&ndois  mit  der  ver- 
sp&teten  Leistung  stillacliweigend  erklärt  und  damit  diese  angenomoien. 
Dadurch  bat  er  nach  §  341  Aba.  3  des  BGB.  seinen  Ansprach  auf  die 
Vertragsstrafe  verloren,  falls  er  nicht  beweist,  dass  er  sich  diesen  An- 
sprach bei  der  Annahme  Torbehalten  hat. 

Die  Anffassnng  des  Klftgera,  dass  es  aar  Annahme  einer  aos- 
drUckUchen  Annahmeerklftrnng,  oder  wenigstens  einer  IngebranchnahsM 
der  Anlage  bedurft  hätte,  ist  unzutreffend;  vielmehr  genügt  zur  An- 
nahme im  Sinne  des  §  341  jedes  Verhalten  des  Empfangsberechtigten, 
dnrch  welches  er  seine  Absicht,  die  daigebotene  Vertragsleistung  als 
solche  entgegennehmen  zu  wollen,  dem  Schuldner  in  erkennbarer  Weise 
zum  Ausdruck  bringt.  Wenn  nun  im  vorliegenden  Fall  der  Kläger, 
naclidem  er  den  Beklagten  mehrfach  an  die  Herstellung  der  in  Rede 
stehenden  Geleisanlage  erinnert,  und  ihm  zuletzt  durch  Schreiben  vom 
i).  April  19()3  erklärt  hatte,  dass  er  binnen  vier  Wuchen  den  ßahn- 
anschluss  in  Gebiauch  nehmen  miisse  und  den  Beklagten  im  Fall  seines 
weiteren  Verzuges  für  allen  Schaden  verantwortlich  machen  werde,  auf 
die  ihm  kurze  Zeit  nach  Ablauf  der  vierwöchentlichen  Frist  zugehende 
Anzeige  des  Beklagten  von  der  Fertigstellung  des  Bahnanschlusses 
schweigt,  so  konnte  dies  Schweigen,  nach  der  im  Verkehr,  namentlich 
zwischen  Eanfleaten,  —  nnd  beide  Parteien  sind  Kanflente  —  flbUehen 
Aaffassang  nur  dahin  verstanden  werden,  dass  anch  der  Kläger  nnn- 
mehr  die  verlangte  Leistnng  als  erfolgt  betrachte.  Damit  hatte  er 
aber  .die  Leistang  im  Sinne  des  §  341  des  BOB.  als  solche  angenommen. 
Er  mosste  deshalb  zur  Wahrang  seines  Ansprocbs  anf  die  für  den  Fall 
der  verspäteten  Erflttlang  bedungene  Vertragsstrafe  anveisBglich  nach 
Empfang  der  Anzeige  vom  11.  Mai  dem  Gegner  eine  Erklärung  an- 
gehen lassen,  dahin,  dass  er  trotz  der  Annahme  der  Bahnanlage,  auf 
der  Zahlung  der  verfallenen  Vertragsstrafe  bestehen  werde.  Einen 
derartigen  Vorbehalt  hat  der  Kläger  selbst  nicht  behauptet. 


Nr.  12.  Entseli.  des  Preius.  Oberverwaltmgsgerichts. 
4.  Senat  Vom  18.  April  1904. 

(PreiiBS.  Eisenb.-Arch.  (I905^  Heft  4  8.  963.      BnUicb.  d  0X0.  B<1  45  s  92  i 
Fluchtlinienges.  vom  2.  Juli  1875  §  15.   Anliegerbeiträge  zu  Strassenherstellungskosten 
sind  für  vor  Beginn  der  Anlegung  einer  Strasse  ansefMieae  Balten  nicht  zu  leisten, 

eStnsowenlg  für  Plätze. 

Eiu  vor  Beginn  der  Anlegung  einer  Strasse  angefangener, 
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wenn  auch  nocli  niclit  vollendeter  Bau  maciit  den  Gniudstücks- 
eigentümer  nicht  beitragspflichtig.  Denn  dem  Anlieger  steht,  wenn 
der  Beginn  der  Anlegung  einer  Strasse  in  eine  Zeit  fällt,  zn  der  er  be- 
reits den  Baukonsens  erhalten  und  mit  der  Errichtung  des  Gebäudes 
begonnen,  den  Bau  aber  nicht  vollendet  hat,  nicht  mehr  die  freie  Ent- 
seUiessung  darüber  sa,  ob  er  das  Gebftnde  an  der  neuen  Stratte  er- 
richten iriU,  weil  er  den  begonnenen  Bau  nidit  ohne  Schaden  emsleUen 
und  wieder  abbrechen  kann. 

Im  §  15  des  Geaetiea  yom  2.  Joli  1875  sind  ansdrftckUch  nnr 
Strassen,  nicht  auch  die  Plfttze  genannt.  Der  Gemeinde  steht 
daher  das  Becht  anf  Erhebung  von  Anliegerbeitrflgen  nicht  ftlr  Plätze 
als  solche  za,  sondern  nur  für  die  auch  an  Plfttsen  vorttberftthrenden 
Strassen.  Darch  eine  Vorschrift  des  Ortsstatnts,  dass  die  f&r  die 
Anlegung  neuer  Strassen  erlassenen  Bestimmungen  sinngemäss  auch  für 
die  Anlegung  neuer  Plätze  gelten  sollen,  können  die  Befugnisse  der  Ge- 
meinde nicht  über  die  von  dem  Gesetze  gezogenen  Grenzen  hinaus  er- 
weitert werden.   

Nr.  18.  Entsch.  des  Preuss.  Oherrerwaltungsgcrichts. 

3.  Senat  Vom  21.  April  1904. 
(FnvM. UMnb^Ar«ta.  (ßM)  Haft  4  8. Ml.  -  iBtMh. iL ove.  IM.«»  am) 

Bsfhgslsto  isr  OrtllwIlzeibehSrde  bei  gefahrdrohender  Veriarelal(|m|  m  Privat- 

fliieeen  gegenüber  mehreren  Urhebern. 

Wenn  die  Verunreinigung  eines  Privatflusses  ausserhalb  des  Be- 
zirks der  Ortspolizeibeliürde,  in  dem  sie  erfolgt,  einen  gesundheits- 
gpfälirlichen  Zustiiiid  liei  von-iift,  so  ist  die  Ortspolizeibeliürde  desjenigen 
Bezirks,  in  dem  der  gefahrdrohende  Zustand  besteht,  dessen  Be- 
seitigung von  dem  Urheber  der  Verunreinigung  zu  fordern  berechtigt. 

Sind  mehrere  Urheber  vorhanden,  so  kann  die  Polizeibehörde 
die  Beseitigung  von  einem  jeden,  der  zu  der  Verunreinigung  in 
irgendwie  wesen.tlichem  Masse  beiträgt,  verlangen.  Für  die  Verpflichtung 
des  letzteren  zu  der  ihm  angesonnenen  Reinigung  ist  es  gleichgültig, 
ob  derartige  andere  Miturheber  in  Frage  kommen. 


Nr.  14.  Entsch.  des  Oberlandcsgerichts  Dresden. 
Vom  27.  Hai  1904. 

(SAoki.  Anh.  Bd.  16  Heft  914  8.  m.) 
Hafting  einer  Straeeenbahn  fir  einen  von  einem  Fahrgaste  !■  Wagen  verlorenen  Wert- 
fsieiatasil,  des  der  SohalTner  irrtamlich  einem  Nichthereelitiites  ast|«UMNit  kat 

(BGB.       242,  278,  831). 

Der  beklagten  Verkt'lirsans;talt  liegt  —  ähnlich  wie  den  Eisen- 
bahnen, nach  §  38  der  Ei^ub.-Verk.-Ordu.  —  aosser  der  Verpflichtung 
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zur  Herbeiführung  des  Transporterfolges  nach  der  Verkehrssitte  u,  a. 
auch  die  Verbindlichkeit  ob,  die  in  den  Wagen  zurQckgelassenen  und 
verlorenen  Sachen  sorgfUtig  anfimheben.  Dafillr  spricht  insbesondere 
anch  §  16  der  Betr.-Ordn.  und  §  31  der  DO. 

Die  Verwahrongspflicht  bildet  mithin  einen  Teil  des  Transport- 
▼ertrags,  den  die  Beklagte  mit  einem  jeden  Fahrgaste  abschliesst 

Da  sie  mit  der  Inbesitmahme  der  in  einem  ihrer  Wagen  anfge- 
Aindenen  Gegeostftnde  die  Sehafiher  betrant  hat,  so  erlangt  sie  die 
Verwahrung,  sobald  der  Schaflher  den  Gegenstand  für  die  Beklagte  an 
sich  nimmt. 

Indem  sich  der  Schaffner  den  Bing  für  die  I^eklagte  ausantworten 
Hess,  hat  sie  selbst  die  Verwahrung  erlangt  geliabt  und  haftet  den 
Klägern  dafür,  dasB  die  Aashändigaug  nur  an  einen  Empfangsberech- 
tigten erfolgte. 

Dabei  hat  .sie  auf  Grund  dos  Transport  Vertrags  auch  das  Ver- 
schulden des  Schaffners  zu  vertreten,  und  es  ist  hierbei  gleichgültig, 
ob  sich  dieses  als  geringes  oder  grobes  darstellt  (BGB.  §  278).  Fahr- 
lässig handelte  der  Schaffner  zweifellos,  indem  er  den  King  einem  Un- 
bekannten, den  er  nach  seiner  Angabe  auf  der  Fahrt  nach  Connewitz 
nickt  einmal  auf  dem  Strasseubahnwagen  bemerkt  hatte,  auf  dessen 
blosse  Erklftning  hin,  er  sei  der  Eigentümer,  ohne  weitere  Legitimatious- 
prftfnng  aushändigte. 

Die  Beklagte  bat  daher  fttr  den  im  Verlost  des  Binges  bestehenden 
Schaden  aofznkommen. 

Sie  kann  sich  auf  die  eine  ausserhalb  eines  VertragsyerhSltnisses 
begründete  Schadenersatzverbindlichkeit  betreffende  Vorschrift  in  §  831 
des  BOB.  nicht  mit  Erfolg  bemfen,  da  es  sich  um  das  Verachnlden 
eines  Gehilfen  handelt,  dessen  sie  sich  zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlich- 
keit bediente. 


Nr.  V),    Entseh.  des  Deutschen  Keiehsuerichts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  28.  Mai  1904. 
(FMiiM.  Bla«nb.*Areb.  (1N6)  H«ft  8  B.  TU.) 

H  l>  3  Naft|rillolit||M0tz.  §  254  B6B.  WMa      dirsh  elita  siwiigtMhnMi  Vorfall  hi 

hochgradige  Aufregung  versetzter  Passagier  mit  einem  Bahnbedionsteten  auf  dem 
Perron  in  Streit  gerät,  hierbei  strauchelt  und  durch  den  Eisenbahnzug  verletzt  wird, 
90  liegt  eigenes  Verschulden  vor;  den  Umständen  nach  findet  §  254  BGB.  Anwendung. 

Wenn  der  Beklagte  eventuell  die  Klage  aus  dem  Grunde  abge- 
wiesen .sehen  will,  weil  in  dem  plötzlichen  Fallen  des  Ehemannes  der 
Klägerin  unter  den  Zug  eine  höhere  Gewalt  zu  befinden  nai,  so  ist 
das  völlig  abwegig.  Wenn  die  berechtigte  Erregung  des  Verunglückten, 
die  ihn  ohne  seine  Schuld  so  gut  wie  TdUig  denk-  und  willensnnfähig 
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gemacht  haben  soll,  durch  seine  dem  Eisenbahnbetriebe  des  Heklaf^ten 
angehörenden  Erlebnisse  hervorgerufen  war,  so  würde  es  sich  eben 
keinesfalls  um  eine  ausserhalb  dieses  Betriebes  wirkende  höhere  Gewalt 
handeln,  und  es  bedarf  nicht  einmal  eines  Eingehens  auf  die  Frage, 
ob  denn  fiberhaapt  eiu  eigenes  Verhalten  der  Verletzten  jemals  als 
höhere  Gewalt  gelten  kOone,  in  weleher  Besieliiing  auf  die  Entschei- 
dangen  des  Beiehsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  54  S.  409  zn  verweisen 
sein  würde.  Es  kann  hier  nnr  in  Fnge  kommen,  ob  ein  eignes 
Verschniden  des  Veranglftckten  mitgewirkt  hat  oder  nicht 

In  diesem  Punkte  ist  nnn  aber  allerdings  der  AniEusimg  des  Ober- 
landesgerichts nicht  beizutreten.  Mag  eine  hochgradige  Erregung  des 
Ehemannes  der  ElAgerin  auf  Gmnd  der  widerwärtigen  Lage,  in  welcher 
er  sich,  im  Aborte  eingeschlossen,  ohne  seine  Schuld  befand,  sowie  auf 
Grund  des  von  seinem  Standpunkt  ans  als  ganz  unberechtigt  erschei- 
nenden Vorwurfes,  den  ihm  N.  machte,  noch  so  erklärlich  und  ent« 
scbuldbar  gewesen  sein,  so  war  es  doch  unter  keinen  Umständen  zu 
ontsphuldigen,  wenn  er,  nachdem  er  glücklich  aus  dem  Zuge  befreit  und 
auf  dem  Bahnsteig  angelangt  war,  sich  dieser  Erregung  in  dem  Masse 
hinzugeben  fortfuhr,  dass  seine  Denk-  und  Willensfieiheit  dadurch  so 
gut  wie  völlig  aufgelioben  wurde.  Soweit  diese  aber  niclit  aufgehoben 
gewesen  sein  sollte,  würde  der  Verunglückte  entschieden  die  im 
Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  dadurch  vernachlässigt  haben,  dass  er 
in  blinder  Wut  auf  den  N.  in  unmittelbarer  Nähe  des  Zuges  sich  los- 
stürzte, ohne  zu  beachten,  welchen  Gefabreu  er  sich  unter  diesen  Um- 
ständen durch  eine  solche  Balgerei  aussetzte.  Dass  auf  seiner  Seite  ein 
ursftchlicbes  eignes  Verschniden  im  Sinne  des  §  1  des  Haft- 
pflichtgesetzes vorlag,  ist  daher,  im  Gegensatze  zur  Entscheidung 
des  Berufungsgerichtes,  anzunehmen,  und  insofern  das  angefochtene 
Urteil,  unhaltbar.  Nur  insoweit  kann  man  sich  der  Auffassung  des  Ober- 
landesgerichts anschliessen,  dass  man  in  GemSssheit  des  §  254  Abs.  1 
bzw.  des  §  S46  BGB.  die  Wirkung  der  Einrede  des  eignen  Verschuldens 
hier  abschwächt.  Ans  den  im  Bernfnngsurteil  angestellten  Erwägungen 
erscheint  das  eigne  Verschulden  hier  zwar  nicht  als  ausgeschlossen, 
aber  doch  nnr  als  ein  verhältnismässig  geringes.  Daher  rechtfertigt 
es  sich,  hier  den  Schaden  nach  Hälften  zu  teilen.  Mithin  war  nach 
§  .564  Abs.  1  ZPO.  das  angefochtene  Urteil  zur  Hälfte  aufzuheben, 
dementsprechend  iiaeli  §  5()5  Abs.  H  Nr.  1  dasf  ll)st  auch  in  der  Sache 
selbst  zu  erkennen,  und  im  übrigen  die  Revision  zurüci^zuweisen. 
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Nr.  16.  Entsch.  des  Oberlandesgertchts  Kassel. 
1.  ZiTilsenai  Vom  10.  Jvni  1904. 

iSeaff«rt«  Arcb.  Bd.  60  Heft  7  S.  m/SBi.) 
§  I  Haftpflichtgesetz.  Zu  den  besonderen  Gefahren,  die  mit  dem  Eisenbahnbetriebe 
verbunden  sind,  gehört  die  besondere  Eile,  die  für  den  zum  Umsteigen  genötigten  Rei- 
tende! erforderiieh  wird,  wenn  der  ankonmende  Zeg  nit  Verspitung  eintrifTt;  eine 
wsttirf  MUv  Heil  UNh  dUM  vir,  wmm  iw  ReltMd«  tiT  dea  Wef«  vta  sImh 
Zs|d  nm  aadera  sloM  einen  gewÜMliolMa  bequemen  Weg  bantna  kaaa,  MiMtoni 

ein  Eisenbahngeleis  Qberschreiten  muss. 

Da  Bahnbeamte  den  mit  dem  Haiinoversclien  Zuge  aDgekommenen 
Reisenden  zuriefen,  sie  nilissteii  sich  mit  ilem  l;msteigen  beeilen,  so 
entsiirat'h  es  nur  der  ganzen  Sachlage,  wenn  Klägeiin  ebenso  wie  die 
Übrigen  Reisenden  rasch  nach  dem  T.  Zuge  zulief.  Auf  ihrem  Wege 
musste  sie  au  einem  auf  dem  ersten  Geleis  stehenden  Zug  entlang 
gehen,  und  als  sie  dann  das  erste  Geleis  überschritt,  kam  sie  auf  dem 
holprigen  SchienoDgeleise  za  Fall.  Zwar  bestand  sicherer  Bohlen- 
Übergang  Aber  das  Geleis,  welches  Klägerin  ttberschreiteii  musste;  die 
Benatenng  war  aber  hier  dadurch  aosgeschlosseii,  daas  der  Bohleni- 
ftbergang  mindestens  zom  grosseren  Teil  durch  einen  Ober  dem  Ueber- 
gange  stehenden  Oftterzng  verdeckt  war.  Der  Beklagte  selbst  bat 
hierzu  vermerkt,  dass  die  Benutzung  des  Uebergangs  nicht  notwendig 
gewesen  sei,  da  in  den  wenigsten  Füllen  bei  dem  Ueberschreiten  der 
Geleisanlagen  solche  Uebergänge  benutzt  zu  werden  pfl^ten.  Aus 
diesen  Feststellungen  ergibt  sich,  dass  die  Körperverletzung,  welche 
ElSgerin  erlitten  hat,  bei  dem  Betriebe  der  Eisenbahn  erfolgt  ist. 

Der  Entschädigungspflicht .  die  hiernach  gemäss  §  1  Haftpflicht- 
gesetz gegen  die  Beklagte  an  und  für  sich  begründet  ist,  will  Beklagte 
durch  die  Behauptung  entgehen,  dass  Kliigeiin  den  Unfall  selltst  ver- 
schuldet habe.  Auch  hier  sind  die  Ausführungen  des  LG.,  die  das 
Verschulden  der  Klägerin  verneinen,  zutreffend.  Dass  in  dem  raschen 
Laufen  der  Klägerin  kein  Verschulden  liegt,  ist  schon  dargelegt.  Be- 
klagte kann  in  dieser  Hinsicht  auch  nicht  den  Umstand  verwenden, 
dass  der  T.  Zug  erst  9  Minuten  nach  der  Ankunft  des  Hannoverschen 
Zuges  abftabr;  denn  die  Eile  der  Klägerin  wurde  durch  den  Zuruf 
der  Beamten  gerechtfertigt  Ebensowenig  kann  ein  Verschulden  der 
KUgerin  darin  gefunden  werden,  dass  sie  einen  Beisekorb  vor  sich 
hertrug.    , 

Nr.        Entsch.  des  Preus.s.  Obervcrwaltungsgeriehts. 
4.  Senat.   Vom  30.  Juni  1904. 

(Pnass.  BiMBb.-Arch.  (1006)  Heft  «  S  «n.  —  Bataeh.  dM  OVO.  Bd.  46  S  eo.) 
Fieohtlinlengesetz  v.  2.  Juli  1875  ^  If.    Einspruch  gegen  die  Heranziehung  7u  einer 
Gemeindelast.   Bewertung  des  zu  Strassenanlagen  verwendeten  Grund  und  Bodens. 
Ein  gegen  die  Heranziehung  zu  eiuei-  Uemeindelast  gerichteter 
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Einsprach  rauss,  wenn  er  niclit  ^Rnzliche  Freistellung,  sondern  Er- 
mässigung zum  Ziele  hat,  die  behauptete  Ueberbürdung  ziffer- 
mässig  bezeichnen  oder  doch  diejenigen  tatsächlichen  Angaben  ent- 
halten, aas  denen  sich  die  Höhe  der  beanspruchten  Ermässigung 
berechnen  lässt.  Dies  gilt  aach  fQr  den  Fall  der  Heranziehung  zu 
StnMenhenteUuDgskosteD. 

Bei  FeststeUang  der  der  Qemeinde  erwaebsenen  Strassenher- 
stdlnigdcosten  ist  für  den  Grand  und  Boden,  den  die  Qemeinde  zur 
Anlegbng  der  Strasse  erworben  bat,  der  Erwerbspreis,  fQr  anderes 
der  Gemeinde  gebSr^es  Land  der  Wert  einzosetxen,  den  das  Land  anr 
Zeit  seiner  Verwendung  fftr  die  Strassenanlage  besass.  Sind  die 
Gmndll&chen  zur  Zeit  des  Ansbanes  der  Strasse  bereits  dnreh  die 
Flncbtlinien  zur  Strasse  bestimmt  nnd  deshalb  nach  §  II  des  Oesetzes 
vom  2.  Juli  1875  nicht  bebaubar  gewesen,  so  muF^s  das  Gelände  unter 
Berttcksichtigung  dieser  durch  die  Fluchtlinien  damals  bereits  einge- 
tretenen Bescbr&nkong  gesch&tzt  werden. 


Nr.  18.  £nts€h.  des  Oesterr.  Reiehsgeriehts. 
Vom  6.  Juli  1904. 

(Oflitur.  XliMlMTenHr4D.-BL  ZVIU  (1906)  Nr.  SB  8. 782.) 

Dar  stniilBinln  IMnftina  üm»  gtMttbedleMtelM  M  derjenige,  asf  welehM 
isr  BilrtfllBMle  saab  das  zar  Zelt  aeiner  Peneioiieraif  baalahaaiai  Panlaatvir» 

Schriften  einen  Rechtsanspruch  hatte. 
Der  auf  Grund  des  §  2  Abs  I  des  Gesetzes  vom  27.  März  1873,  RGBl.  Nr.  50,  bei 
Zarecbaung  vor  zehn  Dienstjahren  zueriiannte  Ruhegeauss  ist  ais  normalmässig  In 
Sine  das  «Melzaa  vm  19.  MI  1902,  RBBI.  Nr.  220,  aanadtos. 

Eme  Definition  dessen,  was  unter  den  normalmässigen  Buhe- 
gentkssen  zu  yerstehen  ist,  gibt  das  Gesetz  nicht;  es  kann  aber  doch 
wohl  keinem  Zweifel  nnterliegeo,  dass  damnter  di^ieuigen  Bohegenttsse 
Terstanden  sind,  auf  welche  der  Betreffende  nach  den  zur  Zeit  seiner 
Pensioniening  bestehenden  PensionsTorschriften  einen  Bechtsanspmch 
hatten 

Der  Kläger  wnrde  im  Jahre  1887  pensioniert.  Nach  dem  §  2 
Abs.  1  des  damals  massgebenden  Gesetzes  vom  27.  M&rz  1873,  BGBL 
Nr.  50,  waren  dem  JKlftger  zehn  Dienstjahre  dann  anzurechnen,  wenn 
er  infolge  einer  ohne  eigenes  Verschulden  in  Ausübung  des  Dienstes 
erlittenen  körperlichen  Beschädigung  dien.stuntauglich  geworden  war. 

Als  eine  solche  körperliche  Beschädigung  hat  die  vorgesetzte  Be- 
hörde nach  der  Ueberzeugung  des  k.  k.  Reichsgerichtes  mit  vollem 
Rechte  den  Bluthusten  angesehen,  den  .sich  der  Kläger  anlässlich  einer 
speziellen  Dien.stesverrichtung  durch  Ueberanslrengung  zugezogen  hat. 
Deshalb  muss  der  dem  Kli^;er  bei  Zurechnung  von  zehn  Dieustjahreu 
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zuerkiiuiue  Rnhe^eiiiiss  von  t1.  655  oder  K  1310  als  nornialmässig  im 
Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1902,  RGBl.  Nr.  220.  aii^'eselieii  werden, 
als  welcher  er  denn  auch  ausdrücklich  im  Fensionierungsdekret  be- 
zeichnet worden  ist. 

Ist  aber  der  Eahegenuss  des  Klägers  ein  normtlmässiger,  so  wurde 
er  dnrdi  §  8  des  Geseties  vom  19.  Juli  1902,  RGBl.  Nr.  820,  mit  dem 
Eintritte  der  Wiriaamkeit  dieses  Gesetzes,  d.  i  mit  dem  B^nne  des 
1.  Jänner  1903,  nm  15  Prozent,  d.  i.  am  den  Betrag  Ton  E  196*50 
erhöht.  Da  anderseits  dorch  diese  Erhöhnng  die  im  Abs.  2  des  ätierten 
§  3  geiogenen  Grenzen  nicht  ttberscbritten,  ja  nicht  einmal  erreicht 
werden,  so  ist  der  Kl&ger  berechtigt,  diesen  Hehrbetrag  jährlicher  K 
196-50  Tom  1.  Jänner  1903  an  zu  begehren,  weshalb  der  Xlage  statt- 
gegeben werden  musste. 

Dem  kann  nicht  entgegengesetzt  werden,  dass  im  vorliegenden 
Falle  dieser  Anspruch  dadurch  ausgeschlossen  wiid,  dass  nach  §  ö  des 
Gesetzes  vom  19.  Juli  1902,  RGBl.  Nr.  220,  die  durch  das  Gesetz  vom 
27.  März  1873,  RGBl.  Nr.  50,  gewährte  Pensionserhöliung  in  die  er- 
wähnten 15  Prozent  einzureclinen  ist.  Denn  diese  Bestimmung  findet 
im  vorlii'genden  Falle  deswegen  keine  Anwendung,  weil  ja  der  Mehr- 
betrag, der  sich  für  den  Kläger  durch  die  Zurechnung  von  10  Dienst- 
jahreu  ergeben  hat,  nicht  als  Peusiunserhühung  angesehen  werden  kann. 


Nr.  19.  Entscli.  des  Oborlandcss^erlelits  Hamm. 
Vom  11.  Jnli  1904. 

Z<<lt.«(Mir  r  (1  Internat.  Elsenb.-Transp  XHI   )9051  Nr  6  S.  814.) 
§  61  Eisenb.-Verk.  Ordn.    §  341  Satz  3  BGB.   §  442  H6B.    Die  Eisenbahn  verliert 
den  Anspruch  auf  Erhebung  eines  Frachtzuschlags,  wenn  sie  den  vom  Absender  ver* 
ladMei  Wagen  mit  im  In  Fraohtbrieft  angeeebenen  Uebergewieht  obie  BMiarfcmg«i 

«igtiifiMiM  iN  kefSrdert  bat 

Zatreffend  aod  in  üeberemsttmmang  mit  der  Entscheidang  des 
Beichsgerichts  Bd.  47  8.  37  hat  das  Gericht  erater  Instanz  dargdegt, 
dass  der  mit  der  Klage  beansprachte  Frachtznschlag  wegen  Ueber- 
lastong  eines  der  beklagten  Firma  von  der  preussischen  Eisenbahn- 
verwaltnng  ciesteUten  Eisenbahnwagens  nicht  zu  den  im  §  61  der  Eisen- 
bahn Verkehrsordnung  erwähnten  Frachtgeldern  gehört,  vielmehr  seiner 
rechtliehen  Natur  nach  als  Vertragsstrafe  aufzufassen  ist.  Bezüglich 
ihrer  bestimmt  der  §  Mi  Satz  3  des  Bftrgerlichen  Cresetzbuchs,  dass 
ein  Gläubiger,  der  die  KrtUlhmg  eines  Vertrages  annimmt,  die  Strafe 
nur  verlangen  könne,  wenn  er  sich  das  Recht  dazu  bei  der  Annahme 
vorbehält.  Es  kam)  nun  allerdings  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  von 
der  Notwendigkeit  eines  derartigen  Vorbehalts  nicht  die  Bede  sein 
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kann,  wenn  der  Gläubiger  trotz  gehöriger  Aufmerksamkeit  von  dem 
Bestehen  des  Bechts  auf  Zahlung  der  Vertragsstrafe  oder  Tiebnelir  von 
der  de&  AnBpraeh  begründenden  Tatsache  keine  Kenntnis  haben  konnte. 

Diese  Aosnahme  trüft  aber  hier  nicht  zo.  Denn  die  Vertragsstrafe 
worde  im  vorliegenden  Falle  mit  der  üeberlastnng  des  gestellten 
Wagens  nnd  seiner  Anfliefernng  bei  der  Versandstation  D.  fUlig. 
Glänbiger  war  der  prenssische  Elskns.  Dieser  hat  aber  von  dem  Ver- 
fall der  Vertragsstrafe  dnrch  seine  Beamten,  deren  Wissenschaft  ihm 
selbst  znznrecbnen  ist,  Kenntnis  gehabt  oder  wenigstens  haben  mttssen. 
Denn  die  Eisenbabnverwaltung  tibernimmt  mit  der  Annahme  des  Fracht- 
gutes die  VerpflichUing,  fUr  die  Sicherheit  des  Gntes  während  des 
Transportes  zn  sorgen.  Hierzu  gehurt  in  erster  Linie  die  Prüfung, 
ob  der  beladene  Wagen  eine  dem  Frachtgute  entsprechende  Trag- 
fähigkeit hat.  Weil  sie  durch  den  Frachtvertrag  zu  dieser  Prüfung 
verpflichtet  wird,  schliesst  die  Unteilas.sung  der  Prüfung  eine  Vertrags- 
widrigkeit in  sich,  weshalb,  wenn  sie  die  Ueberlastung  übersehen  hat, 
das  Kennenmüsseu  der  Kenntnis  gleiclisteht.  Wenn  den  Leuten  der 
beklagten  Absenderin,  wie  die  Eisenbahn  anführt,  nicht  hätte  entgehen 
dürfen,  dass  der  Wagen  überlastet  war,  weil  au  ihm  das  Tragfähigkeits- 
gewicht  vermerkt  war,  so  muss  das  gleiche  auch  von  den  Beamten  der 
Versandstation  gelten.  Die  preassische  Eisenbahnverwaltong  hätte 
daher  bei  der  Uebeigabe  des  0ntes  nnd  des  Frachtbriefes  an  den 
folgenden  Frachtfahrer  (die  bayerische  Eisenbahnverwaltnng)  die 
Fordemng  anf  Entrichtung  der  Vertragsstrafe  in  dem  Frachtbriefe 
vermerken  sollen.  Da  sie  das  scholdhafterweise  nicht  getan  nnd  somit 
die  Empfangsbahn  snr  Einziehung  des  Frachtznschlags  bei  der  Ab- 
liefemng  des  Gutes  nicht  angewiesen  hat,  und  da  auch  die  Empfangs- 
bahn  bei  der  Ablieferung  keinen  Vorbehalt  gemacht  hat,  ist  der  An- 
spruch anf  Bezahlung  der  Vertragsstrafe  erloschen. 

Im  übrigen  würde  auch  ein  dem  Empfänger  gegenüber  bei  der 
Aaslieferung  des  Gutes  gemachter  Vorbehalt  nur  den  Empfänger  zur 
Nachzahlung  verpflichten,  da  unstreitig  nicht  zugleich  auch  das  in 
§  442  H(^R.  erwähiiti'  Pfandrecht  geltend  gemacht  wurde  nnd  daher 
der  prenssische  Eiseubahnhskus  trotz  des  Vorbehaltes  gegen  seinen 
Vormann,  den  Absender,  keinen  Rückgriff  mehr  hatte. 

Hat  also  der  prenssische  Eisenbahntiskus  keinen  Anspruch  mehr, 
so  kann  auch  die  bayerische  Eisenbahnverwaltung  als  Beauftragter  des 
ersteren  keine  Ansprüche  geltend  machen. 

Hiermit  steht  auch  die  Entscheidung  des  Reichsgerichts  in  Bd.  47 
S.  37  nicht  im  Widerspruche,  weil  diese  Entscheidung  unter  der  Herr- 
schaft des  alten  Handelsgesetzbachs  steht,  welches  die  Empfangsbahn 

Uger,  KlienbalmroctitUcbe  ifintscbeidongeD  XXIL.  2 
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nur  verpflichtete,  die  aus  dem  Frachtbriefe  enichtlieheD  Rechte  der 
Vormftnner  za  wahren,  und  weil  die  Beamten  der  Eisenbahn  in  dem 
der  Entecheidang  des  Beichsgerichts  zDgmnde  gelegenen  Falle  trots 
gehöriger  Aofmerksamkeit  von  der  den  Verfall  der  Vertragsstrafe  be- 
gründenden Tatsache  keine  Kenntnis  erlangen  konnten. 


Nr.  20.   £iitä('h.  des  Ziyil&;cr!ehts  iu  Audcnarde. 

Vum  13.  Juli  1904. 
(SaltMlur.  t  d.  IttWMt.  BiMBb.-TniB4p.  XIII  (1M6)  Nr.  9  &  m.) 

Art  44  lilMTMi  Itobertliik.  Art.  1 138  Belg.  ZM.  Art.  18, 21  Balg.  8lfttltkihs-R«glMMi 
INt  Eltesbahn  ist  nicht  haftpflichtig  für  das  Verbrenaai  eiier  Sendang  in  der  Be- 
•UmwigMtatiOB  mmIi  EapfwigMüime,  Jedoch  vfr  Eitladmg  4m  Bits  Sürth  4«s 

Empfanger. 

Das  Gut  wurde  zu  den  Bedinguiigeu  der  Berner  Konvention  be- 
lördert;  dieses  Uebereinkonimen  bestimmt  im  Art.  19,  dass  die  Lieierung 
de.s  Gutes  nacli  den  (lesetzen  und  Reglenienten  erfolgt,  die  iu  Kraft 
und  auf  die  ausliefernde  Bahn  anwendbar  sind. 

Die  reglementarischeu  Bestimmungen  für  die  Belgische  Staatsbahn 
haben  in  Belgien  Gesetzeskraft,  und  Art.  18  derselben  setzt  fest,  dass 
der  Empf&nger  gehalten  ist,  die  Sendang  vor  Zahlung  der  Fracht  und 
Elrteilang  der  Empfangsbescheinigung  zu  besichtigen;  dieser  Bestimmung 
ist  genOgt  worden,  nnd  nach  Prüfung  des  Ontes  hat  der  Empfltaiger 
ohne  Vorbehalt  Empfangsbescheiniganjg  erteilt 

Von  diesem  Angenblick  an  ist  der  Frachtvertrag  als  beendet  zn 
betrachten,  gemiss  den  Bestimmungen  des  Art.  44  (^)  des  Berner  lieber- 
einkommens:  „Mit  der  Zahlung  des  Frachtpreises  und  anderen  Geb&hren 
zu  Lasten  des  Empfängers  und  mit  der  Empfangnahme  des  Gutes  er- 
löschen alle  Ansprüche  aus  dem  Frachtvertrage  gegen  die  Eisenbahn". 

Um  die  Haftpflicht  der  Belgischen  Staatsbahn  darzutnn,  behauptet 
der  Reklamant,  dass  der  Empfänger  flir  die  Abnahme  der  an  ihn 
adressierten  Güter  eine  bestimmte  Frist  hat,  während  welcher  die 
Güter  unter  der  Aufsicht  der  Verwaltung  stehen,  die  dafür  verant- 
wortlich ist. 

Diese  Behauptung  ist  irrig;  sie  steht  nicht  nur  der  Vorschrift 
des  Art.  1138  des  Zivilgesetzbuches  entgegen,  sondern  auch  der  Be- 
stimmung des  Art.  21,  letztes  Alinea,  des  Staatsbahn-Reglements,  welches 
ausdrücklich  vorschreibt,  dass,  „unbeschadet  der  Erhebung  des  Stand- 
geldes oder  der  Lagergebühren,  die  Eisenbahn  alle  Haftpflicht  hin- 
sichtUch  der  Gflter  ablehnt,  welche  von  den  Adressaten  in  den  Bäumen 
der  Bahnhofe  belassen  werden,  nachdem  sie  deren  Empfangnahme  be- 
scheinigt haben. 
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Die  Haftpflicht  der  Staatsbahn  könnte  in  der  in  Rede  Btehenden 
Sache  nur  in  Frage  kommen,  wenn  der  Reklamant  darzatan  yermöchte, 

dass  der  beklac^te  Schaden  die  direkte  Folge  einer  Handlung  eines  Be- 
diensteten ist,  die  sich  bestimmt  und  nach  den  Uniständen  als  Ver- 
schulden dai'stellt,  welcher  Beweis  weder  erbracht,  noch  angeboten 
ist,  etc. 


Nr.  21.    Entsch.  des  Deutsclien  Relclisirorichts. 

3.  Strafsenat.    Vom  22.  September  1904. 

fFisclK  T-Sclielcliür,  Zcltsclir.  Bd.  29  Heft  1,  2  S.  126.      Ent.-ch.  d.  RC.  I.  Strafs  Bd  37  8.  260.) 

StGB,  g  365  Abs.  2  findet  auch  auf  Bahnhofswirte  Anwendung,  weiche  das  Verweilen 
VM  flittm,  ile  ■ieht  lau  reiMnilen  Publikum  gehören,  in  den  Restauratlons- 
MtlIltItM  Hmt  die  lelwtMM  PoHMtataade  Mmum  gwtattaa.  Braue  iwieehei  Babe- 

paHiei  led  Ortapeiiiek 

Unter  den  Begriff  der  Schankstabe  fUlt  jedes  offene  Lokal,  in 
welchem  Getrftnke  znm  Oenosse  anf  der  Stelle  gewerbsmilssig  feil- 
gehalten  werden  and  gegen  Entgelt  znr  Verabreicbung  gelangen. 
Diesen  fiegri&erfordemissen  entspricht  eine  Bahnhofswirtschaft  min- 
destens insoweit,  als  deren  Betrieb  nicht  nur  den  Bedürfnissen  des 
Bahnverkehrs  und  den  wirtschaftlichen  Interessen  des  reisenden 
Publikums  sowie  der  demselben  gleichgestellten  Personen  zu  dienen  be- 
stimmt ist,  sondern  auch  über  diesen  Rahmen  hinaus  den  Bedürfnissen 
des  allgemeinen  Publikums  gerecht  wird,  insofern  daselbst  jedermann, 
wenn  er  auch  nicht  zum  reisenden  Publikum  gehört,  soiulern  nur  zum 
Zwecke  des  Zechens  in  der  Bahnhofswiit.'^chaft  sich  aufiiält,  auf  Ver- 
langen gegen  Bezahlung  Getränke  verabreicht  erhält.  Dass  der  Ort, 
an  welchem  das  Scliaiikgewerbe  ausgeübt  wird,  ein  Teil  des  Bahnhofs 
ist,  kann  an  der  Eigenschaft  desselben  als  einer  Schankstulte  im  Sinne 
des  Gesetzes  nichts  ändern,  insbesondere  kann  dem  Umstände  hierbei 
kein  entscheidendes  Gewicht  beigelegt  werden,  dass  der  Betrieb  der 
Schankwirtschaft  an  einem  solchen  Orte  in  enter  Linie  and  yorzngs- 
weise  durch  die  Bedllrfhisse  des  Eäsenbahnverkehrs  hervorgerufen  wurde. 

ünuntersncht  kann  hier  bleiben,  ob  und  inwieweit  Bahnhofs- 
wirtschaften als  ein  Bestandteil  des  Gewerbebetriebs  des  Eäsenbahn- 
untemehmers  anzusehen  und  demgemftss  den  Vorschriften  der  Gewerbe- 
ordnung gemäss  §  6  derselben  unterworfen  sind  oder  nicht,  ob  ins- 
besondere der  Betrieb  einer  Bahnhofiwirtschaft  ebenso  wie  der  jeder 
anderen  Schankwirtschaft  gemäss  §  33  a.  a.  0.  der  Tor|^gigen  obrigkeit- 
lichen Erlaubnis  bedarf.  Denn  §  365  des  StGB,  setzt  nur  die  Tatsache 
des  Vorhandenseins  einer  Schaiiksfnbc  voraus,  ohne  dass  etwas  weiter 
darauf  anzukommen  hätte,  ob  der  Betrieb  der  Schankwirtschaft  an  be- 
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sondere  Bedingungen  geknüpft  und  ob  diesea  Bediogangen  ?or  Er- 
öffnung des  Betriebes  Genüge  geleistet  ist. 

Nun  wird  zugegeben  werden  können,  dass.  soweit  eine  Bahn- 
hofswirtschaft den  Bedürfnissen  des  Eisenbalinverkehrs,  dem  rei- 
senden Publikum  und  den  diesem  gleichgestellten  Personen  dient, 
eine  EisenbahnbetriebsangelegeDheit  im  Sinne  des  §  70  der  Betriebs- 
ordnung in  Frage  steht,  deren  aasschliessliche  Regelung  aoeh  soweit, 
als  dabei  polizeiliche  Interessen  in  Betracht  iLommen,  der  alleinigen 
sachlichen  ZosUndigkeit  der  Efsenbahnverwaltong  onterworfen  ist. 
Wird  aber  der  Betrieb  einer  Bahnho&wirtschaft,  wie  im  gegenwftrtigeD 
Fälle,  über  diese  Orenze  hinaas  dahin  aasgedehnt,  dass  aaeh  das 
sonstige  Pabliknm,  welches  nicht  in  dem  reisenden  gehOrt,  daselbst 
Gelegenheit  erhält,  beliebig  zu  zechen,  so  nimmt  damit  and  insoweit 
die  Bahnhofswirtschaft  die  Eigenschaft  einer  allgemeinen  Schank- 
wirtschaft wie  jede  andere  dieser  Art  an;  die  Anordnung  p<diaeiUcher 
Massregeln,  welche  zum  Schutze  allgemeiner  Interessen  dienen  sollen, 
fällt  insoweit  auch  in  bezug  auf  Bahnhofswirtschaften  in  die  sachliche 
Zuständigkeit  der  Ortspolizei  und  ist  auch  iUr  diese  Wirtschaften 
rechtlich  verbindlich. 

Dies  trifft  bei  polizeilichen  Verordnungen,  durch  welche  den  Wirten 
die  Einhaltung  einer  bestimmten  Polizeistunde  zur  Pflicht  gemacht  ist, 
zu.  und  dieselben  müssen  demgemäss  auch  von  Bahnhofswirten  innerhalb 
der  bereits  erwähnten  Grenzen  bei  Vermeidung  der  Strafe  des  §  365 
Abs.  2  des  StGB,  beachtet  werden. 


Nr.  22.  Entsch.  des  Oberlandesgeridits  Bresden. 
Vom  28.  Oktober  1904. 

(Sächs.  .\rch.  Bd.  16  ![■  f*  "  (  s  ■>.:H  ) 

Haftpflichtgesetz  §  I.  Zur  Begründung  der  Feststellungsklage  genügt  der  Nachwels 
eines  wirtsohaftliohen  Interesses  an  der  alsbaldigen  Feststeilungs-Abwäguni  des 
konkerriertetfM  VerttiliiMeit  bei  ZnanrnMlMt  «iMt  Febrwtrkt  Mit  •!■«■  StrattMi- 

bitawaiai  omiIss  «  254  Ale.  I  BSB. 

Was  znoftchst  den  den  Gegenstand  des  Klagantrags  a  bildenden 
Klagansprnch  anlangt,  so  war  die  Befugnis  des  Landgerichts  zn  einer 
Vorabentscheidnng  Uber  den  Ornnd  dieses  Klaganspracbs  nach  §  304 
Abs.  1  der  ZPO.  zu  bejahen,  da  die  Voraussetzung  für  eine  solche  Vor- 
abentscheidung, dass  der  Anspruch  nach  Grund  und  Betrag  streitig  ist, 
nach  obigem  als  gegeben  angeschen  werden  darf,  und  weiter  bei  der 
F'rheblichkeit  der  Körperverletzim«?.  wegen  deren  der  Kläger  von  der 
Beklagten  Schadenersatz  fordert,  unbedenklich  anzunehmen  ist,  dass 
dem  Kläger  durch  diese  Kürperverletzung  irgendwelcher  Schaden  ent- 
standen ist. 
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Id  Ansehung  des  Feststellungsanspruchs,  welcher  mit  dem  Klag- 
antrage c  erhoben  worden  ist,  hat  zwar  das  Landgericht  unerürtert  ge- 
lassen, ob  das  fttr  eine  Feststelluugsklage  in  §  256  der  ZPO.  erforderte 
Feststellnngsiiiteresse  vorliegt.  Das  Bestehen  eines  sqlchen  Interesses 
des  Klägers  rückaichtlieh  dieses  Elagansprachs  ist  jedoch  nicht  zu  be- 
zweifeln, weil  hierza  auch  ein  blosses  wirtschaftliches  Interesse 
(Tgl.  Bßt.  85,  892 ff.  and  die  dort  angezogenen  Vorentschddnngen  87, 
805)  genfigt,  nnd  fttr  den  Kliger  mit  Bücksicht  anf  die  Sicherang  seiner 
Zohnnlt  oder  die  Wahl  eines  anderen  Berufes  7on  grosser  Wichtigkeit 
ist',  schon  jetzt  zn  wissen,  ob  die  Beklagte  ihm  auch  wegen  des 
Schadens,  der  ihm  erat  in  Zukunft  infolge  des  Unfalls  vom  19.  Jnni 
1901  entstehen  sollte,  znm  Schadenersatze  verbunden  sei. 

Die  Entscheidung  über  den  Grund  des  Elaganspruchs  a  und  über 
den  Anspruch  unter  c  hängt  in  gleicher  Weise  von  der  Beantwortung 
der  Frage  ab,  ob  und  inwieweit  der  beiden  Ansprüchen  von  der  Be- 
klagten entf^egengesetzte  Einwand,  der  Kläger  liabe  den  Unfall  vom 
19.  Juni  1901  durch  eigenes  Verschulden  verursacht,  Berücksichtigung 
zu  finden  habe. 

Das  Landgericht  hat  zwar  nicht  verkannt,  dass  schon  an  sich,  also 
ohne  dass  die  Beklagte  oder  ihre  Bediensteten  ein  Vei-schulden  treffe, 
der  §  254  des  BGB.  eingreifen  künne,  wenn  den  Kläger  ein  kausales 
Verschulden  an  dem  Unfälle  zur  Last  falle,  weil  §  254  Abs.  1  des 
BGB.  (vgl.  KG.  53,  75flf.,  398ff.;  56,  154flf.;  SeuffA.  59,  57ff.,  224ff.; 
Sicks.  Arch.  14,  85)  anf  alle  Fälle  sieh  bezieht,  wo  jemand  für  den 
einem  andern  erwachsenen  Schaden  ersatzpüichtig  ist,  also  anch  da 
Anwendung  findet,  wo  jemand  anf  Schadenersatz  ohne  das  Eirfordemis 
eines  Verschuldens  ans  einem  andern  Bechtsgnmde,  insbesondere  einer 
beeondem  gesetzlichen  Bestimmnng,  wie  z.  B.  nach  §  1  des  Haftpflicht- 
ges.,  zn  haften  hat  Es  ist  aber  zn  der  Anaahme  gelangt,  es  fehle  an 
ansreichendem  Beweise  fllr  ein  haaptsächliches  oder  mitwirkendes  Ver- 
schulden des  Klägers  an  dem  ihm  widerfahrenen  Unfälle. 

Im  Gegensatz  hierzu  führt  das  Oberlandesgericht  ans,  ein  eigenes 
Verachulden  des  Klägers  liege  darin,  dass  er  den  Übergang  Uber  das 
Bahngeleis  unmittelbar  bei  einer  Plakatsäule  unternommen  habe,  die 
seinen  Blicken  den  Ausgang  derjenigen  Hälfte  des  unter  der  Staats- 
eisenbahn gelegenen  Strassenbahntraktes  entzogen  habe,  in  der  die 
Strassenbahngelcise  der  Beklagten  gelegen  seien.  Dies  wird  näher  be- 
gründet und  weiter  bemerkt: 

Durch  die  Feststellung,  dass  dem  Kläger  hinsichtlich  seines  Un- 
falles ein  subjektives  Verschulden  im  Sinne  von  §  276  Abs.  1  des  BGB. 
zur  Last  falle,  wird  aber  sein  Au^j[>ruch  auf  Ersatz  des  vuu  ihm  mit 
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dem  Klagantrage  a  Tergtttet  verlangten,  ihm  dorch  den  Unfall  ent- 
standenen SebadeM  and  aof  Entschädigung  fQr  etwa  ihm  infolge  des 
Unfalls  kOnftig  entstehende  VeraOgensnachteile  noch  nicht  ohne  weiteres 
ausgeschlossen,  vielmehr  war  zn  erwftgen,  oh  ihm  hei  billiger  Ber&ck- 
sichtignng  der  Umstftnde  nicht  trotzdem,  sei  es  aach  nnr  fhr  einen 
Teil  des  ihm  erwachsenen  und  möglicherweise  noch  erwachsenden 
Schadens,  Entschädigaug  zozubiiligen  sei.  Das  Verschulden  des  Klägers 
ist  nicht  die  alleinige  Ursache  des  Unfalls  gewesen.  Letzterer  ist 
vielmehr  in  demselben  Masse  auch  aof  die  von  der  Beklagten  als  Unter- 
iielimerin  der  in  Frage  kommenden  elektrischen  Strassenbahn  zu  ver- 
tretende Betriebsgefahr  zurückzuführen.  Diese  Betriebsgefahr  war  im 
vorliegenden  Falle  eine  iibcr  das  Durclischnittsmass  wesentlich  erhöhte, 
denn  die  Anlage  der  Strafst  iiuiilerfüliniiig  und  die  Plakatsäule  brachten 
es  mit  sich,  dass  für  eine  Person,  die  unter  dem  Eisenbahnviadukto 
hindurch  nach  der  Plakatsäule  zuging,  eine  Stre<kp  von  8 — 9  m  des 
Geleises  der  elektrischen  Strassenbahn  nicht  sichtbar  war,  und  die  Tat- 
sachen, dass  zur  Zeit  des  Unfalls  gerade  ein  Eisenbaiinzug  über  den 
Viadukt  hinweggefahreu  ist  und  dass  die  Öignalglocke  des  Motorwagens, 
vermutlich  infolge  bineingerateneu  Schmutzes,  keinen  hellen  Ton  beim 
Läuten  gegeben  hat,  haben  zur  Zeit  des  Unfalls  fttr  diejenigen,  die 
unter  dem  Viadukt  hindurchgingen,  das  Vernehmen  der  Glockensignale 
verhindert  oder  doch  sehr  erheblich  erschwert 

Hiemach  erscheint  es  angemessen,  dem  Verschulden  des  Klägers 
nur  den  Einfluss  beizumessen,  dass  der  Kläger  den  ihm  durch  den  Unfall 
entstandenen  und  entstehenden  Schaden  zur  Hälfte  selbst  zu  tragen  hat 


Nr«  33.  Entseh.  des  Dentsehen  Beiehsgeriehts. 
6.  Zivilsenat   Vom  5.  November  1904. 

(Jw.  Woshaaiolir.  ZZZIV  (W»)  Nr. «  a  l»  ZUT.  M.) 

Schädenanspriiche  infolge  des  Bahnbaus  können  zwar  aaf  Grond  des  §  100  Teil  I 
TiL  8  Allg.  Preuss.  LR.,  §  14  Preuss.  Eisenb.-Ges.  vom  3.  November  1838  wegen  Ver- 
letzing  des  Batfirlioheo  Waseerablaufs,  nicht  aber  einer  kiinetliohen  Waeserableitung 

erhokei  werden. 

Bei  Erweiterung  des  Bahnhofs  iSch.  liat  die  Bahnvei  waltung  einen 
Graben  zum  Teil  zugei^chlittet.  Infol<,'cdessen  wurde  das  (i i  iindwasser 
durch  von  dem  Kläger  einirelegte  Rulnieitinif^en  in  dessen  Keller  zurück- 
gestaut. Er  behauptete  auch,  dass  gleichfalls  die  Tageswässer  keinen 
Abfluss  mehr  fanden.  Sein  für  die  Revisionsinstanz  nur  noch 
interessierender  Ansprach  aaf  Schadenersatz,  und  zwar  nur  für  den 
aus  der  Behinderung  des  Grund  Wasserabflusses  entstandenen  und  noch 
entstehenden  Schaden,  war  vom  BB.  dem  Grunde  nach  als  gerechtfertigt 
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anerkannt.  Das  RG.  hob  auf  und  wies  die  Klage  ab:  Der  BR.  hat  den 
Anspruch  des  Klägers  auf  Schadenersatz  wegen  verhinderter  Ableituag 
des  in  seinen  Kellern  hervortreteuden  Grundwassers  in  den  zugescliiitteten 
Graben  des  Beklagten,  sowohl  auf  Grund  des  vom  Kläger  dafür  ange- 
rufeneu §  100  18  ALR.,  als  mit  Rücksicht  auf  die  vom  BR,  heran- 
gezogenen Vorscliiifteu  des  §  14  des  Preuss.  Eisenb.-Ges.  vom  3.  No- 
vember 1838  an  sich  als  begründet  anerkannt.  Weder  die  eine  noch 
die  andere  fiegr&ndung  der  Entscheidung  konnte  für  richtig  erachtet 
werden. 

Verkimit  ist  Ten  BB.,  dass  die  Vorflchrift  des  §  100  I  8  ALR. 
nnr  den  natürlichen  Ablauf  des  in  und  auf  den  dorch  das  natürliche 
Oef&Oe  anf  den  Graben  cder  Kanal  angewiesenen  Grundstöcken  sich 
bildenden  Wassers  zu  schhtien  bestimmt  ist,  wie  sich  wortdeutlieh 
daraus  ergibt,  dass  der  ordentliche  und  gewöhnliche  Ablauf  des 
Wassers  erhalten  werden  soll.  Im  yorliegenden  Falle  handelt  es  sich 
nun  aber  um  eine  künstliche  Zuleitung,  denn  das  in  den  Kellern  der 
vom  Kläger  erbauten  Häuser  sich  sammelnde  Grundwasser  findet  nach 
dem  nat&rlichen  Gefälle  keinen  Abfluss,  sondern  würde  ohne  die  Tom 
Kläger  gescliaffene  unterirdische  Ableitung  mittels  einer  Rohrleitung, 
soweit  es  nicht  wieder  versickert,  in  den  Kellern  stehen  bleiben. 

Der  §  14  des  Eisenbahnges.  vom  3.  November  1838  steht  dem 
Kl.  auch  nicht  zur  Seite.  Der  BR.  nimmt  an,  dass  durch  die  erst  nach 
Eröffnung  der  Bahn  vom  Kläger  vorgenommene  Bebauung  seiner  be- 
nachbarten Grundstücke  die  Notwendigkeit  einer  Fortschaffung  des 
dabei  aufgegrabenen  Grundwasseis  entstanden  sei,  und  die  dazu  dien- 
lichen Anlagen  unter  den  durch  den  Bahnbau  ge.schafteneu  örtlichen 
Verhältnissen  nur  in  einer  Ableitung  nach  dem  stieitigen  Graben  hätten 
bestehen  kOnnen.  Einen  Verstoss  gegen  die  hiemach  dem  Bekl.  bei- 
gemessene Verpflichtung,  dem  Kl.  die  Ableitung  des  Grundwassers  zu 
ennOglichen,  findet  der  BB.  darin,  dass  der  Bekl.  den  streitigen  Graben 
zageschattet  hat,  ohne  dem  KL  sofort  entsprechenden  Ersatz  zu  ge- 
währen. Dabei  ist  jedoch  wieder  nicht  berhcksichtigt  worden,  dass  es 
sich  um  eine  künstliche  Wasserableitnng  handelt,  und  dass  der  Kl. 
auch  ohne  den  Bahnbau  f&r  eine  erforderliche  kfinstliche  Wegschaifüng 
von  Grundwasser  selber  hätte  Bat  sehairen  müssen,  hierin  aber  durch 
den  Bahnbau  nicht  schlechter  gestellt  worden  ist.  Die  Lage,  in  die 
der  £1.  nach  seinem  eigenen  Entschiasse  zur  Bebauung  seiner  Grund- 
stücke geriet,  ist  nicht  dadurch  eine  schlimmere  geworden,  dass  zur 
Zeit  der  Bebauung  gewisse  Veränderungen  des  umliegenden  Geländes 
durcli  den  Bahnbau  eingetreten  waren.  l»;unals  hatte  also  der  Kl. 
mangels  durch  den  Bahnbau  eutstaudeuei*  Gefahren  und  Nachteile  für 
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die  Benutzung  seiner  Grundslüt  ke,  keinen  Ansjinicb  auf  Anlagen  zu 
deren  Beseitig'ung,  also  auch  nicht  auf  Aufnahme  seines  künstlich  zu- 
zuleitenden Kellerwassers.  Damals  hat  er  auch  sukheu  Anspruch  nicht 
gelteud  gemacht,  sondern  sich  damit  geholfen,  dass  er  unter  still- 
schweigender Dnldnng,  aber  ohne  eine  für  den  BeU.  reehtiTerbiBdliche 
(schriltliclie)  Einwilligung  eines  dafür  sostftndigen  Vertreters  der  Eisen- 
bahnyerwaltDng,  selber  eine  Bohrleitong  in  den  streitigen  Graben  des 
Beld.  herstellte.  Wenn  er  es  versftomt  hat,  diese  tatsftehlich  hergestellte 
Wasserleitung,  sei  es  dnrch  Vertrag,  sei  es  dorch  Erwirkung  einer  not- 
wendigen Grondgereehtigkeit,  anf  eine  rechtliche  Grundlage  za  stetlen, 
und  da  von  Ersitzung  auch  keine  Rede  sein  kann,  so  enthielt  auch  die 
Zoschflttnng  des  ohne  Rechtstitel  vom  Kl.  benutzten  Grabens  durch  die 
Babnverwidtung  keinen  Eingriff  in  den  Bechtskreis  des  Ki. 


Nr.  84.  Entseh.  dos  Bozirksgeilehts  Lemberg. 

Vom  18.  November  1904. 

{OMterr.  Elsenb.  Vcrordn  -Hl.  XVIII  rJ05  Nr  65  s  i5M.) 

Der  auf  die  Bestinnung  des  §  69  (6)  Betr.-Regl.  gegründete  Anspruch  auf  Ersatz 
dar  iireh  die  vergeMlob  versuchte  Abholung  einer  avisierten  Sendung  den  Enpränger 
iMliwnlalloh  arwMhueeMi  Kaatwi  lat  ein  Anapmeh  am  de«  FraeMvarlmia  iN  ar^ 

lischt  gemäss  §  90  (I)  Betr.-Regl.  mit  Bezahlung  der  Fracht  und  Annahne  des  Gutes, 
es  sei  denn,  dass  die  Eisenbahn  eine  grobe  Fahrlässigkeit  zu  vertreten  oder  sich  nit 
einen  hezügliohen  Vorbehalte  des  Enpfängers  beim  Bezüge  schriftlich  einverstanden 

erfclirt  bat 

Die  Forderung  des  Klägers  gründet  sich  auf  die  Bestimmung  des 
§  69  (6)  Betr.-BegL,  laut  welcher  die  Bahnanstalt  yerpiUchtet  ist,  dem 
Empfftnger  die  ihm  durch  Tergeblich  versuchte  Abholung  der  für  ihn 
bestimmten  Sendung  erwachsenen  und  nachgewiesenen  Kosten  zu  er- 
setzen, somit  ist  diese  Forderung  ein  „Anspruch  aus  dem  Frachtverträge*. 
Solche  Forderungen  erloschen  aber  in  der  Begel  mit  Bezahlung  der 
Fracht  und  sonstiger  Gebtthren  und  Annahme  des  Gutes  (§  90  [1] 
Betr.-Begl.),  insofern  nicht  der  Empfönger  beim  Bezüge  irgendwelche 
Vorbehalte  gemacht  und  die  Bahnanstalt  mit  diesen  Vorbehalten  sich 
einverstanden  erklärt  hat  (§  90  [3]  Betr.-Regl.).  Laut  Zusatzbestimmnng  II 
zu  §  90  Betr.-Ilegl.  muss  dieses  Einverständnis  unbedingt  ein  schrift- 
liches sein.  Da  diese  Bedingung  im  gegenwärtiegn  Falle  nicht  erfiUlt 
erscheint,  war  der  Kläger  mit  seiner  Kla^^eforderung  al)zuweisen. 

Allerdings  sind  von  dem  Elrlösclien  n;i<  li  90  (1)  Betr.-Regl.  jene 
Anspi  i'iclie  ansgenommen,  bei  welchen  der  Eisenbahn  eine  <^robe  Fahr- 
lässigkeit zur  Last  fällt.  Es  war  daher  noch  zu  untersuchen,  ob  die 
Eisenbahn  vorliegendenfalls  eine  solche  grobe  Fahrlässigkeit  sich  zu- 
schulden hatte  kommen  lassen. 
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Gemäss  §  08  (2)  Betr.-Regl.  hat  die  Balinanstalt  spätestens  nach 
Ankunft  und  Bereitstellung  der  Sendung  den  Empfänger  zu  benach- 
richtigen und  gemäss  §  69  (6)  Betr.-Regl.  spätestens  innerhalb  einer 
Stande  nach  Eintreffen  des  Abholers  zur  Entladung  bereitzustellen. 
Die  Vernachlässigung  dieser  Pflicht  bildet  an  und  für  sich  noch  keine 
grobe  Fahrlässigheit,  sondern  begründet  nur  die  Forderung  auf  Ersatz 
des  darch  vergeblich  versuchte  Abholung  erwachseneu  Schadens. 


Nr.  S5.   Enisch.  des  Schweiz.  Biuidesgerichts. 
Vom  23.  November  1904. 

(ZellMhr.  d.  Bin.  Jar^-Ter.  ZU  Haft  B.  &  m.) 
eawirUlolM  Haflpmt;  berwMIglM  Sifejrfti 

Gebrflder  Keller,  die  in  Basel  eine  Fnhrhalterei  betreiben,  hatten 
im  Jnni  1903  einen  ünunig  ?on  Bmgg  nach  Basel  zu  besorgen.  Sie 

sandten  zu  diesem  Zwecke  den  mit  solchen  Arbeiten  vertranten  Ange- 
stellten DSrfliuger  mit  einem  leeren  Möbelwagen  nach  Brugg,  woselbst 
dieser  einen  Fuhrmann,  Frey,  engagierte,  und  den  Schreinermeister 
Louis  Schleucher,  dessen  Dienste  bei  Umzügen  in  Brugg  oft  in  Anspruch 
genommen  wurden,  veranlasste,  mit  einem  Arbeiter  und  einem  Lehrling 
beim  Verladen  der  Möbel  in  den  Wagen  und  beim  Verladen  des  letztern 
auf  den  Eisenbahnwagen  behilflich  zu  sein.  Bei  letzterer  Verrichtung, 
die  unter  Leitung  Dörflingers  vor  sich  ging,  verunglückte  Schleudicr. 
Seine  Hinterlassenen  erhoben  gegen  die  Gebr.  Keller  einen  Haftpflicht- 
anspruch, der  bestritten  wurde,  weil  Schleucher  nicht  Arbeiter  oder 
Angestellter  der  Beklagten  gewesen  sei. 

Das  Buudesgericht  erklärte  vorerst,  dass  Schleucher  für  die  be- 
treffende Verrichtnug  in  einem  Dienstvertragsverh&Itnis  zu  den  Beklagten 
gestanden  nnd  dass  diese  schon  deshalb  wegen  des  Unfalls  nach  Haft> 
pllichtrecht  verantwortlich  seien.  Aber  anch  wenn  man  einen  Dienst- 
vertrag  nicht  annehmen  wollte,  sei  der  Haftpfltchtanspmch  bogrfindet^ 
nach  den  im  Fall  Pelissier  anfigestellten  Gmndsfttien  (Amtl.  Samml. 
Bd.  XXX  2.  Teil  S.  179  I^.  1). 


Nr*  M.  Entseh.  des  Bentsehen  Beiehsgertehts. 
2.  Zivilsenat  Vom  13.  Desember  1904. 

(Zeltachr.  f.  Dtecli.  Bürg.  o.  Fraliz.  Zlv.-R.  XXXVI  Heft  8  S.  141.) 

1.  Die  ordentlichen  Gerichte  bleiben  fiir  bürgerliche  Rechttttreitigkeitan  auch  dann  zu- 
•tändio,  wenn  fiir  deren  Eattohetdung  Normen  de«  öffentlichen  Reobt«  in  Betracht 

kOMMM. 

2.  '  Der  aaf  BIlligkettcirlMleii  beraheaie  Srandsatz  ier  MCfleleheiideii  llereehtlikelt, 

nach  welchem  ein  durch  Sfrentliche  Arbeiten  In  seinem  VermSgen  Geschädigter,  auch 
tbae  Naohweie  eiaec  Vereohaldest  dea  UateraehHar«,  eeMMtcohidi|«D| 
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von  der  betrefrenden  iffiMitllolieii  AMtalt  (Staat,  Geneind«)  bMitpruolie«  kann,  |»b5rt 
II  den  landesgesetzlich  !•  EltMf<Lotbringen  geitendM  IffoatlielirMlitlieiMn  V«r- 
Mkrlftoii,  wMM  iirth  Um  BMt.  ilaM  ailldlNfeM  ttai. 

Dfts  Oberlandesgericbt  bat  auf  Qrund  der  gescbebenen  Beweis- 
aufnähme  festgestellt,  die  Senkoog  des  Uigerisehen  Hauses  sei  dorcb 
die  im  Herbste  1898  im  Auftrage  der  Stadt  M.  ausgeführte  Eanali- 
sationsarbeit  vemrsaeht  worden  und  habe  bald  nachher,  jedenfalls  ror 
1900  begonnen,  wenn  sie  sich  auch  erst  nach  dieser  Zeit  für  den  Laien 
dentlich  wahrnehmbar  geseigt  habe.  WOrde  der  Klageanspmch  auf 
privat  rechtlicher  Grundlage  bemhen,  so  konnte  die  Frage  entstehen, 
ob  altes  oder  neues  Zivilrecht  ansawenden  wäre,  da  die  schädigende 
Wirkung  der  Anlage  des  Entwässeningsgrabens  sich  zwar  schon  vor 
1900  gezeigt,  aber  nachher  noch  weiter  bemerkbar  gemacht  hat  (Entsch. 
Bd.  50  S.  126).  Allein  die  Klage  ist  nicht  auf  ein  Veracbnlden  der 
Beklagten  oder  der  unter  ihrer  Aufsicht  mit  der  Ausfl\brung  der  An- 
lage betraut  gewesenen  Firma,  sondern  darauf  gestützt,  dass  durch  ein 
travail  public  der  Schaden  verursacht,  dalier  nach  dem  in  Elsass- 
Lothringen  noch  geltenden  üffentlichen  Recht  Entschädigung  auch  ohne 
das  Erfordernis  eines  Verschuldens  zu  gewiiliren  sei,  und  das  Ober- 
landesgericht hat  von  diesem  rechtlichen  Gesichtspunkte  aus  die  Klage 
als  begründet  erachtet.  Der  hiergegen  gerichtete  Kevisionsangrifi'  geht 
fehl.  In  Frankreich  gilt  auf  dem  Gebiete  der  öfifentlichen  Anstalten, 
sei  es  des  Staates,  sei  es  der  Gemeinden,  der  Grandsatz  der  aus- 
gleichenden Geldentschädigung,  indem  einerseits  dem  einzelnen,  der  be- 
sondere Vorteile  von  der  Anstalt  bezieht,  eine  entsprechende  Vergütung 
zugunsten  der  Allgemeinheit  auferlegt  wird,  ihm  aber  auch  andrerseits 
von  der  Allgemeinheit  Entschädigung  geleistet  wird,  wenn  er  durch  die 
Anstalt  oder  deren  Gründung  zu  Schaden  kommt  Dieser  auf  der 
Billigkeit  beruhende  OiTentlich- rechtliche  Grundsatz  der  ausgleichenden 
Gerechtigkeit,  der  namentlich  bei  den  sogenannten  travaux  publica  her- 
vortritt, zu  denen  die  in  Frage  stehende  Entwässerungsanlage  gehört, 
hat  nicht  nur  in  einzelnen  Gesetzen,  wie  in  dem  Ges.  vom  28.  Pluviose 
VIII,  in  dem  Ges.  vom  16.  September  1807,  betreffend  die  Austrocknung 
der  Sümpfe,  und  in  den  Enteignungsgesetzen  für  Einzelfälle  ausdrücklich 
Anerkennung  gefunden.  Er  ist  vielmehr  in  Frankreich  geltendes 
öffentliches  Recht:  dem  Privaten  wird  für  ein  besonderes  Opfer, 
das  er  im  öffentlichen  Interesse  erleiden  nuiss,  aus  Gründen  des  öffent- 
lichen Wohls  in  gewissem  Umfange  Wertersatz  in  Geld  geleistet  (vgl. 
ausser  der  vom  Berufungsgerichte  bereits  bezogenen  Literatur  und 
Rechtsprechung  des  Staatsrats  noch  Sourdat,  Responsabilite,  5  M.,  Bd.  I 
Nr.  737,  11  Nr.  1371  quater;  Dalloz  Supplement  Bd.  18  travaux  publics, 
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Nr.  1390  ff.,  Mayer,  Französisches  Verwaltuiigsrecht  S.  345  ff.,  76, 
Dernbiirg-Kiscb,  Elsass- Lothringisches  Landesprivatrecht  S.  368). 
Er  geliört  daher  zu  den  landesgesetzlich  in  Elsass-Lothringen  geltenden 
ötientlich-rechtlichen  Vorschriften,  die  durch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
nicht  aufgehoben  sind  (Art.  55  und  109  des  EG.  z.  BGB.). 


Nr.  "iH,   £iit8cli.  des  Bezirksgerichts  für  UaiidelssaeJiou  in  Wien. 

Vom  13.  Dezember  1904. 
(OMtetr.  llMBb.-V«mdii.*BL  XTUI  (iWft)  Nr. «  B.  MU.) 

Btlr.-Ilt|l.  S  61  (4)  uwt  ZMutibMUMini«  VI.  U«lertoM«l  iwlMkai  Aitrai  tif 
FruMirttattoin  nd  auf  billigere  Abfertigung.  Beftagais  dw  Fluiifcito;  die  Verlage 

der  Frachtbriefe  in  beiden  Fällen  zu  verlaogei. 

Wenn  die  Eisenbahn  einen  gültigen  Tarif  richtig  angewendet  hat, 

die  Fracht  nach  diesem  Tarife  aber  sich  für  den  Frachtzahler  un- 
günstiger stellt  al.s  nach  einem  anderen  Tarife,  dessen  Anwendung  erst 
nacliträglicli  begehrt  wird,  so  liegt  nicht  der  Fall  des  §  61  (4)  Betr  -Regl, 
vor,  bzw.  handelt  es  sich  nicht  um  einen  „Frachtcrstattungsanspiuch", 
sondern  um  die  nachträgliche  Anwendung  einer  billigereu  Abfertigung 
im  Sinne  der  Zu-satzbestimmung  VI  zu  §  61  Betr.-Regl. 

Beansprucht  der  Frachtzahler  eine  solche  billigere  Abfertigung,  so 
obliegt  ihm  der  Nachweis,  dass  im  gegenständlichen  Falle  keine  der  in 
der  Znaatzbestimmuug  VI  zu  §  61  Betr.-Regl.  festgesetzten  Ausnahmen 
aotreffe. 

Die  Vorlage  der  BVaelitbriefe  za  Terlangen  ist  die  Eisenbahn  auch 
im  Falle  der  Zahlnng  der  Frachtgelder  durch  den  Absender  berechtigt, 
nnd  zwar  sowohl  bei  Fraehteistattnngsaiisprachen  des  §  61  (4)  Betr.- 
Begl^  als  auch  bei  Antrügen  auf  eine  billigere  Abfertigong. 


Nr.  38.    Entseh.  des  Kammerfferlchts  In  Berlin. 

Grosser  Diszipliuarsenat.    Vom  20.  Dezgmber  1904. 

(DtNh.  Jlir.-2tS.  X  (U06)  Nr.  7  a  IM  Ziff.  1.) 

f  2  Pmat.  0l82l^l.«86t.  vom  21.  Juli  1852.  VoraatHohe  VerfMilMgen  eiiM  BaaMtra 

kSnnen  niclit  den  selbstibHllieii  fiegenstand  einer  diszifiliMrM  Bettrafsig  bHdea. 

Allerdings  hat  das  Staatsministerium  einen  entgegengesetzten  Stand- 
punkt und  diesen  dahin  begründet,  dass  das  Ges.  vom  21.  Juli  1852 
dui'ch  den  Ausdruck  im  §  2  Nr.  2  „sich  zeigt"  das  entscheidende  Ge- 
wicht nicht  auf  den  Zeitpunkt  des  Begehens,  sondern  vielmehr  auf  den- 
jenigen des  Bekanntwerdens  lege.  Indessen  diese  Auslegung  ist  nicht 
überzeugend.  Hält  man  sich  zunächst  an  die  Bestimmung:  „Ein  Be- 
amter, welcher  sich  durch  sein  Verlialten  im  Amt  als  unwürdig  zeigt", 
so  lässt  sich  ohne  Zwang  die  Annahme  nicht  abweisen,  dass  damit  ein 
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Verhallen  hat  getroffen  werden  sollen,  dessen  sich  der  Beamte  während 
seiner  Anitierung  schuldig  macht  und  welches  sich  bei  näherer  Prüfung 
als  unwürdig  herausstellt.  Dass  der  Ausdruck:  „sich  unwürdig  zeigt* 
mit  Bezug  auf  das  Verhalten  ausser  dem  Amte  in  einem  anderen 
Sinn  gebraucht  sei,  dafür  liegt  nidit  das  mindeste  tot.  Sbensowenig 
kann  Seydel  beipflichtet  werden,  dass,  weil  die  Wttrde  des  Amts 
eine  makellose  Persönlichkeit  erfordert,  das  Fehlen  dieser  persönlichen 
Integrität  nach  dem  Geiste  des  Geseties  die  Entfemnng  eines  Beamten 
rechtfertige,  wenn  der  Hangel  der  Integiit&t  auf  Yoramtlichen  Hand- 
langen beraht  Freilich  kann  anch  das  Vorleben  die  Amtswtirde  eines 
Beamten  derart  sch&digen,  dass  er  zur  Bekleidnng  eines  öiFentlichen 
Amtes  unwürdig  erscheint  und  seine  Stellung  dadurch  unhaltbar  wird. 
Sicherlich  erscheint  es  deshalb  dringend  erwünscht,  dass  der  Disziplinar- 
behörde eine  Handhabe  zum  Einschreiten  auch  wegen  voramtlicher  Ver- 
fehlungen gewährt  werde.  Allein  das  positive  Gesetz  versagt,  und  der 
Richter  ist  nicht  befugt,  die  offenbar  vorhandene,  auch  in  der  oben 
angezogenen  Knt.scheidung  (C  2/80)  anerkannte  Lücke  durch  eine  dem 
Wortlaut  und  dem  Sinne  des  Ge.setzes  widerstreitende  Deutung  auszu- 
füllen. Wären  Seydels  Ausführungen  richtig,  so  müsste  konsequenter- 
weise in  weniger  schweren  Brüllen  auch  die  Verhängung  von  geringeren 
Disziplinar-strafen  zugelassen  werden,  obwolil  diese  das  Ges.  vom  21.  Juli 
1852  ausdrücklich  als  Orduuugsstrafen  bezeichnet. 


Nr.  39.    Entsch.  des  Deutschen  Keli'hsirerichts. 
I.Zivilsenat.    Vom  28.  Dezember  19Ü4. 

(Preu»s.  Eisenb.-Ärcb.  ^1U05;  lieft  i  iS.  967.) 

V«rp1llohtMg  dtr  Elmlatawwaltmn  tarn  SohadeRierstti  bei  verspäteter  Abliefereng 

eepiofc.  Brobe  FaMlMlfkelt  ier  Eltiataha. 
(81  31,  36,  79  des  BetrleberegleiMets  ist  V^elM  Drattoker  EtoaabalMvirwaitniflM.) 

Nach  §  36  Abs.  3  und  §  79  dieses  Beglements  kann  bei  Yer^teter 

Ablieferung  von  Reisegepäck  die  VergQtung  des  vollen  Schadens  ge- 
fordert werden,  wenn  die  Verspätung  der  Ablieferung  auf  eine 
grobe   Fahrlässigkeit   der   Eisenbahn   zurttckzufahren  ist 

Diesen  Fall  hat  das  Oberlandesgericht  als  gegeben  er- 
a  eilt  et.  Es  lässt  dahingestellt,  ob  schon  die  fehlerliafte  Umladung 
des  Koffers  in  Dbg.  durch  eine  grobe  Fahrlässigkeit  der  Ei.Kenbahn 
herbeigeführt  worden,  nimmt  aber  an,  dass  das  Verhallen  der  Gei)äck- 
abfertigungsstelle  in  St.  grobfalnlässig  gewesen  sei.  Auf  dem  Koffer 
habe  sich  eine  gros.se,  deutliche,  bei  gewöhnlicher  Aufmerk- 
samkeit nicht  zu  ül)erseliende  Adresse  des  Klägers  mit  der 
Angabe  seines  Aufenthaltsortes  (N.,  A.- Theater,  Df.)  befunden.  Der 
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Beamte  in  St.  habe  daher  sogleich,  als  ihm  der  Koffer  als  Terschleppt 
ausgehändigt  war,  telegraphisch  in  Df.  anfragen  müssen.  In  dem 
Unterlassen  dieser  Anfrage  liege  eine  ohne  jede  Anstrengung 
der  Aufmerksamkeit  zu  vermeidende,  also  f^robe  Fahrlässig- 
keit. Wäre  die  Anfrage  vorgenommen,  so  wiirde  der  Koffer  noch  am 
2.  Oktober  dem  Kläger  in  Df.  haben  ausgeliefert  werden  können  und 
ein  Verzögerungsscliade  nicht  eingetreten  sein. 

Diese  Ausführung,  gegen  die  die  Revision  besondere  Angriffe  nicht 
gerichtet  hat,  gibt  zu  rechtlichen  Bedenken  keinen  Anlass  und  ist  an 
sich  geeignet,  die  angesprochene  Yerurteilang  des  Beklagten  zum  £r- 
gttan  des  Zögerungsschadens  m  tragen. 

Za  seiner  Befraiong  hatte  sieh  der  Beklagte  auf  den  §  31  Abs.  2 
des  Betriebsreglements  bemfen,  der  bestimmt:  «Aof  den  GepSdutflcken 
dürfen  ältere  Eisenbahn-,  Fest-  nnd  andere  Beftrdemngsseicben  sich 
nieht  befinden.  Wird  infolge  Niehtbeaehtong  dieser  Vorsdirift  das  Oe- 
pftek  Terschleppt,  so  haftet  die  Eisenbahn  nieht  Ar  den  daraus  er* 
waehsenen  Schaden*.  In  dieser  Hinsieht  stellt  das  Oberlandesgericht 
fest,  dass  sich  an  der  Seitenwand  des  Koflbrs  zwei  Utere  Beklebungen 
befunden  hätten.  Diese  seien  aber  als  ftltere,  jetst  nieht  mehr 
massgebende  Befördernngszeichen  erkennbar  gewesen  and 
hätten  ihrer  Beschaffenheit  und  ihrem  Inhalte  nach  die  Bahnbeamten  in 
St.  nicht  irre  führen  können.  Demnach  treffe  die  Voraussetzung  nicht 
zu,  dass  das  Gut  infolge  der  Nichtbeachtung  der  Vorschrift  verschleppt 
worden  sei. 

Nachzuprüfen  ist  allerdings  die  Frage  des  ursächlichen  Zusammen- 
hangs. Hierin  aber  i.st  dem  Berufungsgericht  beizutreten.  Es  kann 
sich  nur  darum  handeln,  ob  das  Verhalten  der  Beamten  in  St.,  in 
dem  die  zum  Ersätze  verpflichtende  grobe  Fahrlässigkeit  er- 
blickt worden  ist,  durch  das  Vorhandensein  dor  älteren  Be- 
fördernngszeichen  erklärt  und  entschaldigt  wird,  so  dass  in 
Wahrheit  die  Nlehtbeobaehtnng  der  Vorschrift  des  §  31  Abs.  2 
als  Ursache  der  VersOgernng  der  Abliefernng  erseheinen 
w&rde.  Dies  ist  mit  ansreiehender  BegrAndnng  yerneint. 
Nicht  aber  kann  in  Frage  kommen,  ob  etwa  die  nrsprttngliche  Ver- 
schleppong  in  Dbg.  anf  das  Vorhandensein  der  älteren  Beklebnngen 
znrlkckznflkhren  sein  mOchte,  woräber  eine  Feststeilsng  fehlt.  Denn 
aoch  wenn  dies  der  Fall  sein  sollte,  so  würde  doch  der  Sehade,  aaf 
dessen  Ersatz  das  Urteil  geht,  hierdurch  nicht  verursacht,  der  Kausal- 
zusammenhang vielmehr  doreh  die  Fahrlässigkeit  der  Beamten  in  St. 
nnterbrochen  sein. 
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Nr.  30.  £nt8€h.  des  Oest«rr.  Obersten  (teiiehtahefes. 

Vom  29.  Dezember  1904. 

(Allg.  Tarif- XXIV  i  l906i  Nr.  86  S.  476.) 

Der  Sinn  der  Tarife  als  einer  Bestimmung  des  Frachtvertrages  ist  gemäss  Art.  278 
H6B.  aMzulegea,  dealialb  Ist  der  Wille  der  Koatraheaten  zu  erforschen,  ohne  an  Atm 
bMNtftbilohen  Siiie  dM  Andraeka  n  haftea. 

Sofern  die  Revisionswerberin  für  die  Auslef,'un<z:  der  Ansiiiiiliine- 
tarife  den  §  6  a.  b.  GB.  anrnft,  ist  darauf  zu  verweisen,  dass  die.sem 
Paragraphen  zufolge  liiefiir  keineswegs  die  eigentUmliclie  Bedeutung  der 
Worte  in  ihrem  Zusammenliange  allein,  sondern  auch  die  klare  Abstellt 
des  Gesetzgebers  massgebend  ist.  Nun  war  der  Zweck  dieser  Ver- 
ordirangen,  wie  sich  ttbrigens  ans  der  Babrik  6  der  Publikation  ergibt, 
der,  den  durch  die  Elementarereignisse  des  Jahres  1902  heimgesuchteo 
Landwirten  einiger  Bezirke  Böhmens  den  billigen  Bezog  der  dringendsten 
Futter-  und  Streumittel  zu  sichern,  der  Frachtnachlass  war  also  fOr 
die  notleidenden  Landwirte  bestimmt,  nicht  aber  für  die  in  dem  bep 
treffenden  Bezirk  befindlichen  Industrien,  zumal  Ton  einem  Notstände 
der  Industrie  zar  Zeit  der  Erlassung  der  erwfthnten  VorfDgnngen  nicht 
die  Rede  sein  kann.  Aber  auch  dann,  wenn  das  Eisenbahnministerium 
als  Vertragsteil  in  Betracht  käme,  milsste,  da  es  sich  nm  einen  Fracht- 
vertrag, somit  ein  Handelsgeschäft  im  Sinne  des  Art.  272  Z.  2  HGB. 
handeln  würde,  gemäss  Art.  278  HGB.  der  Wille  der  Kontrahenten  er- 
forscht werden,  ohne  an  dem  buchstäblichen  Sinne  des  .Ausdruckes  zu 
haften.  Auch  da  kann  aber  diese  Uiitersucliung  nach  dem  Vorher- 
gesagten kein  anderes  Ergebnis  haben,  als  dass  eben  nur  die  Unter- 
stützung der  Landwirte  beabsichtigt  war,  das»  sobin  Industrielle  von 
der  Ermässigung  ausgeschlossen  sein  sollen. 


Nr,  dl*  Butsdi«  des  Oesterr.  Verwaltuiigfsgerielitsliofes* 

Vom  29.  Dezember  1904. 

(Oesterr.  Elsenb.-Veronln.-ßl  XVIII  <1905)  Nr.  4I  .S.  1066.) 

Durch  die  Aufnahme  einer  Kommissionsbestimmung,  gegen  welche  die  hauwerbende 
BahoHBternehmung  bei  der  politischen  Begehung  keinen  Widerspruch  erhob,  in  den 
Baakmmt,  biw.  !■  des  dM  tx  ooralMlMe  erteiltM  Buiitmeis  leitNilgeiMlM 
Erlitt  dtt  EtttaMMMlaltltrlMM,  wtrdtn  die  RttMt  dtr  BtlNiiattntiMM«|  aitU 

vtrittzi 

In  der  Sache  selbst  musste  der  Verwaltungsgerichtshof  die  Be- 
schwerdeausführungen als  auffallend  unbegründet  erkennen. 

Denn  abgesehen  davon,  dass  nach  Art.  XVII  Abs.  1  des  Ges.  vom 
31.  Dezember  1894,  RGBl.  Nr.  2  ex  1895,  der  staatlichen  Behörde  die 
Genehmigung  der  allgemeinen  Anlage  der  Bahn  vorbehalten  ist,  für 
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die  Znlässigkeit  einer  projektierten  Bahnanlage  aber  zweifellos  in  erster 
Linie  Verkekrsrücksichten  in  Betracht  kommen,  so  ist  gerade  im  Tor- 
liegenden  Falle  der  Baukonsens  ex  commissione  schon  mit  dem  nnnmehr 
angefochtenen  Vorbehalte  und  'unter  aosdrllcklicher  Zostimmang  der 
Beschwerdefülirerin  erteilt  worden. 

Denn  nach  Inhalt  des  bezüglichen  Protokolles  vom  17.  Juni  1903 
hat  die  Kommission,  von  welcher  schliesslich  der  Baukonsens  erteilt 
wnrde,  bei  Vornahme  der  Stationskonimission  und  der  politischen  Be- 
gehung konstatiert,  dass  gegen  die  hier  in  Rede  stehende  Niveaukreuzung 
aus  öifentlichen  Rücksichten,  sowie  in  Ansehung  der  Sicherheit  des  Ver- 
kehrs auf  der  Hauptbahn  und  auf  der  geplanten  Kleinbahn  prinzipiell 
kein  Anstand  bestehe,  wenn  gewisse  Projektsänderungen  vorgenommen 
werden;  sie  hat  jedoch  beigefügt,  dass  „die  Ansftihrung  der  Nifean- 
kreaznng  Aberdies  noch  an  die  weitere  Bedingung  zu  knüpfen  w&re, 
dam  sich  die  EäsenbahnbehOrde  Torbefaftlt,  wenn  es  Sicherheits-  oder 
Verkehrsrfleksichten  als  erforderlich  erweisen  soUten,  jederzeit  nach 
freiem  Ermessen  entweder  andere  SicherheitSTorkehrnngen  za  treffen 
oder  die  nachtrSgtidie  Beseitigang  der  Niveankrenzong,  bzw.  den  Eisatz 
derselben  durch  eine  üeber-  oder  Unterfahrt  anznoidnen,  sowie  anch 
Aber  die  Kostentragung  zu  entscheiden". 

Die  Vertreter  der  Gemeinde  Wien  gaben  sohin  die  Erkl&i*nng  ab, 
dass  sie  den  Kommissionsbestimmongen  entsprechen  werden,  worauf  die 
Kommission  den  Baukonsens  gegen  Einhaltnug  der  Kommissious- 
bestimmuugen  ex  commissione  erteilte. 

Hieraus  ergibt  sich,  dass  schon  der  Baukonsens  ex  commissione, 
welchen  geiadc  dio  Beschwerde  als  die  in  dieser  Angelegenheit  mass- 
gebende Entscheidung  bezeichnet,  unter  dem  in  Rede  stehenden  Vor- 
behalte erteilt  wurde,  dass  sich  die  Gemeinde  mit  diesem  Vorbehalte 
ausdrücklich  einverstanden  erklärte  und  sich  verpflichtete,  den  Kom- 
missionsbestimmungen, also  auch  dem  etwaigen  nachträglichen  Auftrage 
zur  Beseitigung  der  Niveaukreuzung,  zu  entsprechen  und  dass  demnach 
durch  den  angefochtenen  Erlass  des  k.  1l  Eisenbahnministerinnis, 
mit  welchem  diese  Sach-  nnd  Bechtslage  lediglich  festgestellt  wnrde, 
eine  Verletzung  der  Bechte  der  BeschwerdefBhrerin  nicht  erfolgt  sein 
konnte. 

Es  ist  daher  anch  unrichtig,  wenn  die  Gemeinde  Wien  behufs 
Fnndiemng  ihrer  Beschwerde  behauptet»  dass  ihr  durch  den  Baukousens 
erworbenes  subjektiyes  Recht  durch  den  angefochtenen  Erlass 
anfgehoben  oder  eingeschränkt  wurde. 
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Nr.  38.  Entseh.  des  Oesterr.  OlwnteH  Gerlehtshofes. 
Vom  4.  Januar  1905. 

(OMtaiT.  ■Imb.-Vsroidi.'BL  ZYin  (IM)  Mr.  i7  &  1117.) 

Mt  VtrtohriflM  4m  NtflIMnIw  «mi  21.  Ahm!  1838,  J.  68.  Nr.  291»  INr  m%  Iki* 

nlSssigkeit  eines  Verbotes  tdtr  eliier  gerichtlicheii  Pfindung  auf  aoch  nicht  liquide 
■■d  b«i  den  Slfentticiien  Kassen  noch  nicht  angewiesene  Forderungen  finden  analoge 
AaweMtaii  aiwli  in  de«  Fällen  freiwilliger  VerprüdNagen  und  Zeeeioieii  derartiger 

Fifderviig**- 

J.  W.  zedierte  dem  W.  H.  eine  ihm  gegen  die  Staatseii^enbahn- 
vei*waltung  zustehende,  jedoch  weder  liquide,  noch  auch  bei  einer 
öffentlichen  Kassa  angewiesene  Forderung.  Da  die  StaaUseiscnbahn- 
verwaltung  die  Rechtsbeständigkeit  dieser  Zession  bestritt,  brachte 
W.  H.  ?rider  das  Aerar  eine  Klage  wegen  Feststellung  des  Zorecht- 
bestehens  der  fraglichen  Zession  ein. 

Der  Oberste  Gerichtshof  wies  die  Klage  ans  den  nach- 
stehenden Gründen  ab. 

,Das  Benifvngsgericht  hat  an  der  Hand  der  Bestinimnng  der  §§  6 
nnd  7  a.  b.  GB.  antreffend  dargelegt,  dasa  das  Hofkammerdekret  yom 
21.  Angost  1838,  J.  GS.  Nr.  291,  nicht  bloss  anf  das  ExekntionsTer- 
fahren  Bezug  nimmt,  denn  wenn  nicht  einmal  der  Bichterspmch  im- 
stande ist,  die  Behörde  zu  einer  Vormerkang  zn  veranlassen,  dies  nach 
dem  Grondsatze  a  majori  ad  minus  nm  so  weniger  eine  private  Ver- 
einbarnng  imstande  sein  kann,  und  es  wäre  geradezu  widersinnig,  nur 
die  Vormerkung  richterliclier  Verfügungen  für  unzulässig  zu  erldären, 
dagegen  Privatstunduiifreii  und  Zessionen  vormerken  zu  lassen. 

Wenn  aber  die  Vui  iiierkung,  weil  die  Kassa,  die  zur  Au.szahlung 
angewiesen  werden  soll,  nicht  bekannt  ist,  tatsiiclilich  unmöglich  ist, 
so  kann  sie  bei  Zessionen  ebensowenig  bewirkt  werden,  wie  bei  Exe- 
kutionen. Die  Revisionsbehaiiptuiig,  dass  die  Klägerin  eine  Vormerkung 
nicht  begehrt,  sondern  nur  eine  Kenntnisnahme,  erscheint  angesichts  des 
Umstände»,  dass  für  die  Behandlung  von  Zessionen  an  Fordei'ungeu 
gegen  das  k.  k.  Aerar  eine  andere  als  die  eben  besprochene  Yerordnong 
nicht  besteht,  hinfällig,  zumal  eine  andere  von  der  Kassavormeikung 
losgelöste  Kenntnisnahme  der  Zession  einer  gegen  das  k.  k.  Aerar  an- 
stehenden Forderung  nicht  existiert.  Die  Vorschrift  der  Verordnung 
vom  24.  Oktober  1897,  RGBl.  Nr.  251,  ist  wegen  Abgang  der  Vorans- 
setznngen  der  §§  l  und  2  dieser  Bestimmung  auf  den  voriiegenden  Fäll 
nicht  anwendbar*. 
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Nr»  dS.  £nt.Hch.  des  Preiiss.  Obemru  aUnngsgerielits« 

2.  Senat.   Vom  6.  Jannar  1905. 

Zeltschr  f  Klclnl.  XII  (1905^  lieft  7  S.  4»8.) 

§  5  Bahneinheitsgesetz  vom  II.  Juni  1902.   Eine  rechtsgöltige  Veriissening  und  Um« 
Miateierpfliobt  liegt  bei  6riiidsticken,  welche  Teile  einer  Bahneiniieit  sind,  nur  vor, 
warn  M«  UMckUilabkeltobaMkehilgMg  lertii  (  8  MfibmM  tot  * 

FIkr  das  ünteraehmen  der  elektrischen  Kleinbahn  von  B.-0.  nach 
R.  nnd  wdter  von  B.  nach  B.  waren  dem  Direktor  von  T.  am  6.  April 
1895  und  am  7.  Aogiust  1897  Genehmigongsarkonden  erteilt  worden. 
Im  Jahre  1898  nnd  1899  kaufte  er,  im  Verein  mit  der  ElektriiitSts- 
Aktiengesellschaft  Tonnals  Sch.  Co.,  fünf  Ornndstttoke  im  Benrk 
der  Gemeinde  B.,  am  darauf  den  Bahnhof  und  die  elektrische  Eraft^ 
zentrale  ftir  den  Strassenbahnbetrieb  anzulegen;  die  Aaflassnng  der 
Grundstücke  erfolgte  aber  an  die  B.  Kleinbahn- Aktiengesellschaft,  weil 
diese  die  Bahnlinien  erwerben  wollte.  An  ihre  Stelle  trat  sodann  die 
Stadt  D.,  der  das  Unternehmen,  nachdem  von  T.  zu  ihren  Gunsten  ver- 
zichtet liatte,  konzessioniert  wurde.  Ihr  wurden  jene  fünf  Grundstücke 
im  Jalire  1901  mit  der  elektrisclien  Zentrale  und  sämtlichen  Ge- 
bäulichkeiten  übereignet  uml  aufgelassen.  Deshalb  wurde  sie  vom 
Bürgermeister  zu  Ii.  mit  einer  Umsatzsteuer  von  1258,76  Mark  gemäss 
dem  Werte  der  Grundstücke  liebst  Gebäulichkeiten  herangezogen  und 
mit  ihrem  Einsprüche  abgewieaeii.  Infolge  ihrer  Freisteliungsklagc  er- 
mässigte  der  Kreisaosschuss  des  Kreises  D.  durch  Urteil  vom  3.  Juni 
1908  die  Steuer  auf  480  Mark  entsprechend  dem  blossen  Werte  von 
Grund  und  Boden.  Auf  ihre  Beruf nng  hob  der  Bezirksausschuss  zu  D. 
durch  Urteil  Tom  19.  Jannar  1904  die  Vorentscheidang  auf,  beliess.  es 
Übrigens  bei  Normierung  der  Steuer  auf  480  Hark.  Gegen  das  Urteil 
des  BesiiksansBchusses  legt  die  Elftgerin  die  Berision  ein.  Das  Bechts- 
mitftel  ist  für  begrttndet  zu  erachten. 

Bei  freier  Beurteilung  ergibt  sich,  dass  die  fttnf  Grundstücke 
danemd  unmittelbar  dem  Bahnuntemebmen  gewidmet  sind,  um  dem 
Zweck  desselben  zu  dienen;  sie  gehören  zur  Bahneinheit,  und  die  et- 
waigen zivilistischen  EigentOmer  kOnnen  es  dem  Unternehmer  nicht 
entziehen  (vgl.  £gers  Kommentar  S.  50). 

Sind  nun  aber  die  Grnndstücke  längst  Teile  der  Bahneinheit  ge- 
wesen, ehe  die  Eintragung  der  Klägerin  als  Bucheigentiimerin  erklärt 
ist,  so  liegt  bisher  ein  rechtsgültiger  grundbuchniässiger  Erwerb  der 
Klägerin  an  den  einzelnen  zur  Bahneinheit  gehörigen  Grundstücken  noch 
nicht  vor.  Denn  die  Baiineiniieit  ist,  wie  der  Vorderrichler  zutreffend 
aasfuhrt,  nicht  etwa  bei  Uebertragung  der  Genehmigung  zu  dem  un- 
verändert fortbotriebenen  Unternehmen  seitens  des  von  T.  auf  die  Stadt 
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zerfallen,  sondern  das  ganze  Unternehmen  ist  auf  die  Klägerin  über- 
gegangen. In  einem  solchen  Falle  aber  bedurfte  es,  in  Ermangelung 
der  Anlegaug  des  Bahngmndbuchs,  nach  §  5  a.  a.  0.  fOr  den  zivil- 
reehtUchen  Eügentamserwerb  an  den  einzelnen  zugehörigen  B&hnbeBtaad* 
teilen  erst  noch  eber  Bescheinigung  der  BehnufsiehtBbehdrde,  daae 
durch  die  Yerftiusening  die  Betriebsf&higkeit  des  BaimiintenieliBeDe 
Dicht  beeinträchtigt  wird.  Sie  war,  obwohl  hier  die  TJnteniehineriii 
selbst  die  Erwerberin  ist,  formell  nicht  zn  entbehren,  fehlt  aber  bisher. 
Daher  liegt  keine  rechtsgQltige  Yerinssening  and  weiterhin  kein  stener- 
pflUeht^fer  Gmndstttckserwerb  vor,  da  anch  die  Anflassnng  rechts- 
unwirksam  bleiben  mnsste. 


Nr.       £nt8(>h.  des  Oosterr.  Obersten  Gerichtshofes. 

Vom  10.  Januar  1905. 

(ZeltMhr.  t  d.  interaat.  filsenb.-TraJup.  XHl  (ieo6)  Nr. «  8. 817.) 

Isttraat  Utbirslak.  Art  7, 12.  Dir  FrttM»Mlilt|  weg m  Nriclitiiir  Aigabs  ist  la- 
htKt  isr  SiedMg  ■■1srll«|t  wit  FratMMtli-  «tor  RMifsHtonMifta  isr  •isjihriies 

Verjährung. 

Bei  anrichtiger  Angabe  des  Inhaltes  einer  Sendnng  ist  gemäss 
Art.  7  I.  Ue.  ein  Frachtzuschlag  —  dessen  Höhe  im  Eisenbahntarife 
festgesetzt  ist  —  zu  zahlen. 

Dieser  in  der  Hübe  des  Doppelten  des  FraclituiittTSchiedes  zu  er- 
hebende Zuschlag  ist  im  österreichischen  Lokaltarife  Teil  I  Abteilung 
B  Abschnitt  H.  XXV  (Frachtzuschläge  für  unrichtige  Inhaltsangaben) 
angeführt.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die.ser  Zuschlag 
den  Charakter  einer  TarifgebUhr  besitze,  sobald  seine  Berechnung  nach 
der  Höhe  der  Transportpreise  erfolgt. 

Die  onrichtige  Erhebung  des  Frachtsnschlages  ranss  als  eine  an- 
richtige Anwendung  des  Tarifes  angesehen  werden. 

Ein  Ansprach  aof  fittckzahlnng  des  anrichtig  erhobenen  Fracht- 
snacblages  veijfthrt  somit  nach  Art  12  (<)  I.  Ue.  in  einem  Jahre  vom 
Tage  der  Zahlung  an. 

Vorliegendenfalls  erfolgte  die  Beaahlung  des  Frachtzuschlages  bei 
der  Annahme  des  Qntes  im  Jahre  1901 ;  da  der  Kläger  erst  im  Jahre 
1903  die  Rückerstattung  des  unrichtig  erhobenen  Frachtzuschlages  ge- 
richtlich verlangte,  so  erscheint  die  gdLlagterseits  erhobene  Einwendung 
der  Verjährung  als  gerechtfertigt;  aus  diesem  Grande  war  das  Klage* 
begebreu  abzuweisen^). 


')  Uebereinatinmend  mit  der  Begründung  des  Erkenntnisses  der  Vorinstanz, 
Obttlaadesgiileht  Iiembeig  vom  18.  Mal  liKM. 
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Nr.  ^5.   Eiitsch.  dos  Doiitschoii  Roie]isg;er!cht8. 
6.  Zivilsenat.    Vom  23.  Januar  1905. 

(Jnr.  Woohcnsohr.  XXXIV  (190&)  Nr.  6  S.  159  Ziff.  69.) 

§  I  ll«flyl.-8M.  f  135  8mv.-Uit-Vwt.-6M.  §  254  MB.  te  VtrUNalt  4m  |»|M 
Uafall  vmrtiolfrlen  Verletztoa  »im  BttrlebMitMialMitr  Ist  dit  EHttttoUhng  der  Ita- 
fallinstanzen fOr  das  über  den  Ersatz  erkennende  Gericht  bezüglich  der  Frage,  ob 
•la  MCh  dam  UBf.-Vera.*Ge8.  zu  entaoliädioender  Unfall  vorliegt,  nMegekewI. 

Kenkarriereodes  Verschuldee. 

In  dem  VetbUtoisse  zwischen,  dem  gegen  ünfaU  ▼enicbertei^  Ver- 
letzten (and  deesen  Hinterbliebenen)  und  dem  Betriebennternelimer 
und  dessen  Angestellten  ist  fttr  das  über  Ersatzansprüche  des  enteren 
erkennende  Gericht  die  rechtskräftig  ergangene  Entscheidung  der 
Unfallversichernngsinstanzen  bezüglich  der  Frage,  ob  ein  nach  dem 
UVO.  zo  entsdiädigender  Unfall  Yorliegt»  sehleehthin  bindend.  —  Das 
ist  auch  in  dem  Urteil  des  BG.  vom  19.  Februar  1003,  VI  845/02 
(BG.  64,  33 if.)  nicht  verneint  worden;  es  ist  dort  nnr  aosgeeprochen, 
(lass,  solange  eine  Entscheidung  in  dem  durch  das  UYG.  geordneten 
Verfahren  gar  nicht  ergangen  ist,  der  §  135  Abs.  3  nicht  Platz  greife 
bzw.  nicht  das  ordentliche  Gericht  zu  Aussetzung  des  Verfalirens  nach 
§  148  ZPO.  verpflichte.  In  der  Sache  selbst  hat  der  BG.  ohne  Rechts- 
irrtum augenoniuieu,  dass  der  Unfall  des  Kl.  bei  dem  Betriebe  der 
Eisen  ball  n  im  Sinne  von  §  1  Haftptl.-Ges,  geschehen  sei. 

Ist  der  Unfall  die  Fulge  einer  durch  den  EiseubahiitiHnspoit  be- 
dingten Tätigkeit,  und  ist  diese  Täti<^keit  mit  den  dem  Eisenbahnbetrieb 
eigentümlichen  Gefahren  verbunden  (vgl.  RG.  50,  93 f.),  so  kommt  es 
darauf  nicht  an,  ob  ein  derartiger  Unfall  sich  nur  im  Eisenbahnbetrieb 
oder  in  ähnlicher  Weise  auch  einmal  bei  einem  anderen  Trausport- 
gewevbe  ereignen  kann.  Dass  ein  eigenes  Verschulden  des  Ver- 
letzten mitgewirkt  habe,  wird  Yom  BG.  Temeint.  Jedoch  bleibt  hierbei 
ein  Bedenken  &brig,  das  sich  aus  dem  ganzen  Sachverhalt  von  selbst 
aufdrängt.  Im  Bernfnngsnrteil  ist  n&mlich  gesagt:  nur  der  Umstand, 
dass  S.  den  £1.  als  einen  zur  Benutzung  des  HUchzuges  befügten  Eisen- 
bahnbeamten zu  sp&t  erkannte,  habe  zu  dem  yerhängnisToUen  Zusammen- 
stoes  geltthrt.  Da  liegt  denn  doch  die  Frage  nahe,  ob  der  EI.,  wenn 
er  znr  Abendzeit  einen  „Milchzug*  besteigen  wollte,  sich  beim  Heran* 
laufen  gegen  den  Zug  dem  Zugpersonal  nicht  zeitiger  als  Eisenbnhn- 
beamter  hätte  zu  erkennen  geben  können  and  sollen.  Das  HG. 
meint  zwar,  daraus,  dass  der  Kl.  mit  einer  solchen  Möglichkeit,  d.  h. 
wohl  derjenigen  des  verspäteten  Erkanntwerdens,  nicht  rechnete,  sei 
ihm  nach  Lage  der  Sache  ein  Vorwuif  nicht  zu  machen.  Dem  kann 
jedoch  nicht  ohne  weitere.s  beigestimmt  werden.  Ueber  den  Grad  der 
ZU'  fraglichen  Zeit  herrschenden  Dunkelheit  oder  die  etwa  vorhandene 
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Beleuchtung  ist  nichts  festg-estellt :  man  weiss  auch  nicht,  ob  der  Kl. 
dem  Bahnixrsonal  persönlich  bekannt  war  und  annehmen  konnte,  dass 
er  von  demselben  sofort  wünle  erkannt  werden,  auch  nicht,  ob  er  beim 
Hrianlaufen  den  Wagenführer  S.  an  dem  Wagen  hatte  stehen  oder 
hantieren  sehen.  Da.s  konnte  sich  der  Kl,  wohl  denken,  dass  der 
Wagenführer  einen  vermeintlich  unberechtigten  Unbekannten,  der  auf 
den  fahrenden  Zug  loseilte,  nicht  ungehindert  diesen,  zur  Personen- 
beförderung für  das  Publikum  nicht  bestimmten  Zug,  zuuial  den  Hinter- 
perron der  Lokomotive,  würde  besteigen  lassen.  Und  wenn  der  El.  in 
Unkenntnis  des  Umstandes,  dass  das  die  Lttcke  swischen  LokomoÜTe 
nnd  Anhfogewagen  abschliessende  Schutzgitter  kan  vorher  entfernt 
worden  war,  darauf  nicht  gefasst  sein  konnte,  der  Wagenfthrer  werde 
eine  Stange  —  den  Weicbenhaken  —  vorstrecken,  so  lag  es  fAr  den 
El.  doch  wohl  nicht  ausser  Berechnung,  dass  er  bei  seinem  hastigeD 
Anlauf  einem  körperlichen  Widerstand  begegnen  nnd  dadurch  möglicher- 
weise zu  Schaden  kommen  könnte.  Hat  er  es  unter  solchen  Umständen 
unterlassen,  sei  es  durch  Zuruf,  sei  es  durch  ein  sonstiges  Zeichen, 
den  Wagfenftihrer  rechtzeitig  über  seine  Person  oder  seine  Dienst- 
stellung, seinen  Besitz  einer  F"reikarte  aufzuklären,  so  würde  man  ihn 
von  einem  Verschnldi'ii  (v^  1  Haftptl.-JTes.,  §  254  BGB.)  nicht  freisprechen 
können.  —  Da  das  Beriifungsurtcil  eine  Würdigung  der  Sachlage  nach 
dieser  Richtung  vermissen  lässt,  so  musste  es  der  Aufhebung  unterliegen. 

Nr.  S6.  Entsch.  des  Schweizer  Bundesgeriehts. 
Vom  25.  Januar  1906. 

(ZeltMhr.  d.  Ban.  Jiur.-T<r.  M.  XU  (im)  HMt  ft  a  ML) 
Eis  Uifall  bei  Arbeiten  an  der  Stromleitaig  einer  elektrischen  Bahn  fSllt  soweM  mtir 
das  EieenbalMliartpfliohtBesetz.  wie  unter  die  Erweiterung  desseibei. 

Die  Compagnie  genovoise  des  Traniways  61ectriques  Hess  an  den 
Stroinleitungsstan<ren  einer  ihrer  Linien  eine  Telephonleitung  aiilu  ingen, 
wobei  der  Arbeiter  Bunnet  verunglückte.  Das  Rundesgericlit  erkannte, 
da.ss  die  Arbeit  unter  Art.  1  des  P^isenbahnliaftpfliclitgesetzes,  Eiseu- 
balinbau.  falle,  die  Gesellschaft  also  im  Falle  eines  Verschuldens  nach 
Alas.sgabe  dieses  Gesetzes  verantwortlich  .sei,  nnd  dass  dem  Verletzten 
daneben  ein  Anspruch  ans  Art.  2  AI.  3  des  erweiterten  Haftpflicht- 
gesetzes gegen  die  Gesellschaft  als  Unternehmerin  zustehe. 


Nr.  87.  Entsch.  des  Oesterr.  Obersten  Gerichtshofes. 

Tom  25.  Januar  1905. 
(AUgen.  Tar^Ans.  ZXIV  (iNft)  Nr  n  8.  ase.) 
Die  Eisenbahn,  weiche  die  Beförderung  einer  Leiche  mit  internationalem  Eilgutfracht- 
brief (voi  einer  ■■garleeben  nacli  eiimr  fruzSeiaciien  Statie«)  üiieriio«nea,  jedeeh 
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Mit  dem  Absender  das  besondere  Uebereinkommen  getroffen  bat,  dass  sie  die  Leicht 
■It  Elisa g  befintora  warü«,  Ist  fir  iea  aai  der  NtabtorflUaag  MilthaH*w«lM  aloM 

anlaingsmässigen  Erfüllung  dieser  besonderen  Verpfliohtnng  eatotthtadca  Sehaden, 
weaa  ha  Ihrigen  die  Lieferfrist  des  §  6  der  AusfOhrungsbestimmungee  la  Art  14 
Internat.  Uebereinli.  eingehalten  Ist,  nicht  verantwortlich. 

Der  geltend  geniaclite  Revisiousgrund  des  §  503  Ziff.  4  ZPO.  ist 
nicht  begründet.  Die  Klägerin  bringt  gegen  die  Ansiclit  des  BernCungs- 
gerichtes,  dass  der  vorliegende  Frachtvertrag  nach  dem  internationalen 
Uebereinkommen  i'iber  den  Eisenbahnfraclitverkehr  vom  14.  Oktuber  1890, 
RGBl.  Nr.  186  ex  1892,  beziehungsweise  nach  der  Zusatzvereinbarung 
vom  16.  Juli  1895,  RGBl.  Nr.  210  ex  1896,  zu  beurteilen  sei,  im  wesent- 
lichen Tor,  dasfl  nach  der  Znsatzvereiobarung  Art.  1  a  die  Beförderung 
von  Leichen  als  EUgat  za  erfolgen  habe,  wfthrend  im  vorliegenden 
Falle  die  BefOrderong  mit  SchneUzQgen  vereinbart  worden  sei,  was  eine 
qualitativ  andere  Beförderungsart  sei 

Dieser  Anschannng  kann  aber  nicht  beigepflichtet  werden.  Das 
internationale  Uebereinkommen  unterscheidet  bloss  zwischen  Eilfracht 
und  gewöhnlicher  Fracht  (Art.  6  lit  g).  Darttber,  in  welchen  Zftgen 
die  BefOrdemng  stattsnflnden  habe,  enthält  sie  nichts.  Es  ist  daher 
gar  niclit  ausgeschlossen,  dass  die  als  Eilgut  aufgegebene  Leiche  auch 
mit  Sclinellz&gen  befördert  werde,  nur  dass  von  den  beteiligten  Balinen 
bloss  diejenigen  dazu  verpflichtet  sind,  mit  welchen  der  Absender 
darftber  ein  besonderes  Uebereinkommen  getroffen  hat. 

Hierdurch  wird  aber  der  Charakter  des  Frachtvertrages  als  eines 
nach  dem  internationalen  Uebereinkommen  zu  beurteilenden  nicht  beriihrt, 
und  finden  daher  auf  denselben  niclit  die  Bestimmungen  des  lilisenbahn- 
reglements,  sondern  jene  des  internationalen  Uebereinkommens  An- 
wendung. Da  diesen  Unbestrittenermassen  entsprochen  wurde,  kann  aus 
der  Verspätung  des  Einlangens  der  Leiche  in  Bandol  eiu  Schadenersatz- 
anspruch nicht  erhüben  werden. 

ESs  erübrigt  nnr  noch  die  Erörterung  der  Frage,  welchen  Einfluss 
der  Umstand  hat^  dass  durch  Versehnlden  der  beklagten  Bahn  der  An- 
schluss  in  Gorm'ons  versftumt  wurde.  In  dieser  Beziehung  liegt  vor, 
dass  gegen  Erlag  eines  SOprozentigen  Zuschlages  zu  den  Fhtchtsätzen 
für  gewöhnliche  EilgSter  die  Beklagte  den  Thinsport  der  Leiche  bm 
Cormons  mit  SchnellzQgen  flbemommen,  den  hierdurch  beabsichtigten 
Effekt  besonderer  Beschleunigung  aber  dadurch  wieder  zunichte  gemacht 
hat,  dass  einer  ihrer  Bediensteten  die  nötigen  Begleitpapiere  mitzu- 
nehmen vergass,  wodurch  in  Cormons  ein  achtstündiger  Aufenthalt  ver- 
ursacht wurde  und  der  Absender  nicht  melir  erzielte,  als  wenn  er  die 
Sendung  als  gewöhnliches  Eilgut  aufgegeben  hätte. 

Dies  könnte  ihn  unter  Umständen  berechtigen,  die  B&ckverg&tung 
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des  Zuschlages  anzusprechen;  allein  einen  solchen  Ansprach  bat  er  mit 
yorliegender  Klage  nicht  erhoben,  und  Schadenersatz  wegen  yerspfttetea 
Einlangens  der  Leiche  in  Bandol  kann  er  trotz  dieses  Verschaldens  der 
Bahn  nicht  Terlangen,  weil  dieselbe  nor  fttr  den  Totaleffekt  der  Leistang, 
nicht  aber  fttr  TerzOgerangen  in  den  einzelnen  Zwischenstationen  haftet, 
nnd  der  Totaleffekt,  nftmlich  die  Einhaitang  der  vorgeschriebenen  Liefer- 
frist, welche  durch  die  vereinbarte  Schnellzagsbeförderang  keine  Ab- 
kftnnng  erfuhr,  erreicht  warde.  Der  Revision  konnte  somit  nicht  statt- 
gegeben werden.   

Nr.  38.    Entvsch.  des  Doiitsehoii  R«'Ichsir4'rk'Uts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  30.  Jauuar  1905. 
(Jw.  wooliMudir.  zzznr  (im)  Nr.  c  a  ifo  zift  s.) 

NefIpifoUiMSti  §  I.  BfiB.  M  254,  276.  EI|MM  VsTMlNildsN  Itaft  vir,  wwm  dar 

Verletzte  eine  Im  Strassenbahnverkehr  befindliche  Strasse,  ohne  irgendwie  Unsohau 
u  kaltes,  fibertohreitet,  nnd  liierbel  einen  dicht  hinter  ihm  herfahrMdM  StnwMsbalHh 

wagen  weder  sieht,  noch  hört. 

Es  besteht  freilich  kein  Reclitssatz,  wonach  es  zu  der  im  Verkehr 
erforderlichen  Sor<,ffall  gehörte,  allfmal  vur  dem  IJeberschreiten  eines 
Strassen bahugleises  erst  nach  beiden  Seiten  Umschau  zu  halten;  wenn 
z.  B.  ein  mit  normalem  GehOr  begabter  Mensch  eine  Strasse,  in  der 
sich  nicht  das  mindeste  Geräusch  hOren  iSsst,  fiberqaert,  so  wäre  eine 
solche  Umschau  ganz  ftberllllssig.  Aber  sehr  gewöhnlich  wird  die  Sache 
anders  liegen,  und  insbesondere  wirkt  in  den  meisten  F&llen,  wo 
wirklich  jemand  überfahren  wird,  ein  eignes  Verschulden  dieses  Menschen 
mindestens  mit.  So  wftre  gerade  auch  im  vorliegenden  Falle  ohne  eine 
erhebliche  Fahrlässigkeit  der  Klägerin  ihre  VemnglQekong  gar  nicht 
möglich  gewesen.  Wenn  sie  nicht  etwa  schwerhörig  oder  ganz  in  Ge- 
danken versunken  war,  so  musste  sie  hören,  dass  dicht  hinter  ihr  her 
ein  Strassenbahnwagen  gefahren  kam,  es  sei  denn,  dass  etwa  durch 
starken  Strassenverkehr  ein  solches  Getöse  hervorgerufen  wurde,  dass 
man  nichts  einzelnes  darin  unterscheiden  konnte,  und  hatte  dann  allen 
Anlass,  sich,  ehe  sie  die  Fahrstrasse  betrat,  erst  einmal  in  der  be- 
treffenden Richtung  uniziischen.  War  sie  aber  scliwerhöiig,  oder  ver- 
hinderte übermässiger  Strassenlärm  jede  Einzehvahrnelininng  mittels 
des  Gehörs,  dann  erforderte  die  gewühnliclie  Sorgfalt,  keinesfalls 
ohne  vorherige  Umschau  sich  dem  Gleise  zu  nähern.  Hierbei  ist  es 
auch  von  untergeordneter  Bedeutung,  ob  auf  dem  Pferdebahnwagen 
rechtzeitig  geläutet  worden  wai ,  oder  nicht.  Hei  dem  von  der  Klägerin 
beobachteten  Verhalten  hätte  sie  ebensogut,  wie  unter  den  Strassen- 
bahnwagen, anter  irgendeinen  anderen  Wagen,  auf  dem  Oberhaupt 
nicht  zu  läuten  war,  geraten  können,  wenn  dieser  dicht  hinter  ihr  her- 
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gekoiuinen  wäre.  Es  beruht  alsu  die  angefochtene  Entscheidung  auf 
einer  Verkennung  des  Begriffes  des  Verschuldens  im  Sinne  des  §  1 
UaftpflicbtgeseU  bzw.  der  Fahrlässigkeit  nach  §  276  Abs.  1  BGB.  Der 
Umstand,  dass  damals  der  StrassenlMUmTerkehr  auf  der  fraglichen 
Strecke  fliöh  nldil  auf  dem  rechten,  Bondera  aof  dem  linken  Gleise  be- 
wegte, wlkiend  die  EUgerin  eher  das  Gegenteil  aanmehmeiL  Anlaes  hatte 
—  wie  das  Berofoogigericht  festgestellt  hat  — ,  ändert  daran  niohts, 
sondern  kann  nnr  bewirken,  dass  das  Verschidden  der  Kligetln  als 
ein  minder  schweres  erscheint,  als  es  sonst  sein  wfirde,'  so  dass  Banm 
Ar  ein  Eingreifen  des  §  254  Abs.  1  BGB.  im  Sinne  einer  Verteilung 
des  zn  tragenden  Schadens  geschafft  wird. 


Nr.  89.  Entsoh.  des  Appellhofes  in  Denat 

Vom  30.  Januar  1905. 

(Z«lUebr.  t  d.  iBtarut  KlMiilk-TrMup.  Xlll  (1906)  Nr.  6  S.  17S.  —  BnUMin  dM  TrauporM  l.  Mars 

tfWS.«.) 

tottnat  Uebareink.  Art.  5,  39.    Die  aaverilillalM  Uebtriabt  slsir  aK  tlum 

direkten  Freohtbrief  aurgegebeeen  Sendung  an  die  anschliessende  Elsenbahn  begründet 
ktiee  variMtene  Begünstigung,  wenn  auf  der  Uebergangsstation  vorher  an|«kMUMM 
Lokogüter  erst  später  denn  Empfänger  ausgeliefert  werden. 

Um  zur  Annahme  zu  gelangen,  dass  eine  Begünstigung  zum  Nach- 
teil des  Griset  vorliege,  ist  der  Vorderrichter  davon  ausgegangen,  dass 
bei  der  direkten  Beförderung  von  Eilgütern,  welche  unter  Anwendung 
des  Tarifs  G.  Y.  Nr.  8  in  Paris  nach  London  aufgegeben  worden  sind, 
die  Nordbahn  bei  der  Ankunft  im  üebergaiigsbahnhofe  die  Gftter  an 
sich,  selbst  abinliefem  habe,  nnd  dass  sie  als  TransportkommissSr 
handle,  wenn  sie  dieselben  hier  snm  Zwecke  der  WeiterbefMerong 
den  Schüfen  der  S.-E.-Eiisenbahn  Abergebe. 

Es  ergibt  sich  indessen  sowohl  ans  den  Bestimmungen  desiTferift  GV. 
Nr.  3  als  anch  ans  dem  dasn  gehörenden  und  ebenfalls  genehmigten  Livret 
(Teil  A),  dass  die  Nordbahn,  die  S.  E.  und  die  C,  welche  durch  die 
Beanspruchung  dieses  Tarifs  alle  drei  zur  Ausführung  des  Transportes 
verpflichtet  wurden,  nicht  als  drei  verschiedene  auf  sich  folgende  Fracht- 
führer, sondern  als  Gesellschafter  angesehen  werden  müssen,  welche 
gemeinschaftlich  einen  Transport  in  der  Art  besorgen,  dass  ihre  Netze 
in  eines  zusammenschmelzen.  Tatsächlich  haben  sie  sich  verständigt, 
einem  Anschlusstarif  beizutreten  und  für  die  direkten  Transporte,  um 
welche  es  sich  handelt,  eine  einheitliche  Lieferfrist  zu  vereinbaren,  auch 
dass  von  der  Versandbahn  ein  einheitlicher  Frachtbrief  auszustellen  sei, 
welcher  das  Gut  bis  zum  Bestimmungsort  zu  begleiten  hat,  ohne  dass 
der  Uebertiitt  auf  ein  anderes  Bahnnetz  den  Abschluss  eines  neuen 
Frachtvertrages  nötig  macht.   Wenn  die  Nordbahn  der  ä.-E.-Eisenbahn 


Digitized  by  Google 


10 


Bntech.  des  Deatscben  Hcidiagerichts  vom  2.  Februar  1905. 


die  Sendmig  nit  emem  EonnosaemeDt  übergibt,  so  geiehidit  dies  Uat 
den  geleieteten  NtchweiMii  lediglich  behnÄ  ErfUlniif  der  Zott- 
formalitatea  mid  ohne  dase  der  Originalfrachtbrief  durch  eiaen  neaea 

Transporttitel  ersetzt  würde.   Es  ist  auch  nicht  notwendig,  za  prüfen, 

ob  der  Art.  28  der  allgemeinen  Transportbedingungen  (Teil  A)  in  dem 
Sinne,  wie  6.  es  verlangt,  ausgelegt  werden  soll,  dass  nämlich  dadorch 
gegenüber  dem  Dritten  die  Verantwortlichkeit  jedes  Frachtführers  auf 
den  auf  seinem  eigenen  Netz  bewirkten  Transport  beschränkt  werde; 
es  genügt,  zu  konstatieren,  dass  jene  Vorschrift  dadurch  beseitigt  wäre, 
dass  in  den  besonderen  Bestimmungen  des  Art.  3  im  Tarif  G.  V.  Nr.  3 
die  Kollektivverantwortlichkeit  der  drei  Gesellschaften  ausdrücklich  an- 
erkannt ist. 

Aus  diesen  Umstiindeu  muss  geschlossen  werden,  dass  durch  die 
Uelteigabe  des  in  der  Endstation  der  Nordbahn  angekommenen  Gutes 
zur  Weiterbeförderung  nach  London  an  die  S.-E.-Eisenbahn  die  Nord- 
bahn nicht  Selbstempfitoger  geworden  ist,  der  für  die  Aoslieferong  in 
die  Beihenfolge  wie  die  übrigen  Empfänger  zn  treten  hfttte,  wekdie 
wie  0riget  die  an  aie  adressierten  Sendangen  im  Hafenbehnhof  sni 
Bonlogne  zn  empfongen  haben;  dass  die  Nordbahn  vielmehr  als  Fracht» 
flihrer  betrachtet  werden  mnas,  welcher  im  Lanf  des  TranaporteB  die 
einmal  ttbemommenen  Güter  nmladet,  deren  Befürderang  durch  denselben 
oder  aeine  Kollegen  bis  snm  Beatinunnngsorte  durchgeführt  werden 
moss;  nnd  dass  der  Vorderrichter  daher  zn  Unrecht  die  Möglichkeit 
einer  durch  die  Nordbahn  zu  jhren  Gunsten  nnd  zum  Nachteil  des 
Griset  praktizierten  Begünstigung  angenommen  nnd  dem  letzteren  eine 
Entschüdignng  wegen  indirekten  Schadens  ingesprochen  hat 


Kr,  40.    Entseh.  des  Deutschon  Roichss^crichts. 
6.  Zivilsenat.    Vom  2.  Februar  1905. 

(Jnr.  Woobuuohr.  XXXIV  (1906)  Nr.  6  S.  m  ZUt.  86.) 

9  16  Ate.  3  Dttob.  Eiteab.^Vsrk.-Or«i.  v.  26.  Oktofeir  1889.  —  9  54  Alw.  2  Etoiab.- 
Betr.-Ordn.  —  §  44  Alw.  2  Bthn-Ordn.  Der  EitMbaliiHWtirackasr  tot  vertraflMi  ver^ 
pflioMeti  dem  Retsenden  einen  sicheren  Ausgang  aus  dem  Bahnhofe  zu  gewähre!*),  flid 
haftet  für  bezügliches  Verschulden  seiner  Organe.  Beweisiast. 

Die  Annahme  des  Berufiinfi^sgericlit.s,  dass  aus  dem  Transportver- 
trage sich  für  den  Eisenbahimnternehmer  die  Verpflichtung  ergibt,  dem 
Reisenden  einen  sicheren  Ausgang  au.s  dem  Bahnhofe  zu  gewähren, 
entspricht  der  Rechtspreclum^  des  RG.  (KG.  4,  192;  55,  3.35).  Die 
Nichtgewährung  eines  Ausgangs,  den  die  Reisenden  ungefährdet  durch- 

*)  S.  Entadi.  d.  Reicbsger.  v.  88.  Aprü  1881  n.  87.  Jmux  1887  ta  «eik  Zt^Mt. 
Bd.  n  8. 14  n.  y  8. 887.   Eger,  Komment  s.  Bi8eiib.-yerk.-OrdiL  8.  A«8.  8. 78,  78. 
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schreiten  können,  begründet  somit  auf  Seite  des  Eisenbahnunternelimers 
die  Verletzung  einer  Vertragspfliclit.  Das  Berufungsgericht  erachtet 
nun  ein  dem  Eisenbahnuuternehuier  anzurechnendes  Verscliulden  nur 
dann  fBr  gegeben,  wenn  die  ihm  obgelegeue  Nebenverpflichtung  durch 
das  Venelialdeii  seiner  Organe  nieht  erfltUt  worden  ist.  Es  erörtert 
im  AnBChlnsse  hieian  die  Obliegenbeiten  der  mit  der  HeistellaDg  und 
üeberwacbiiog  des  ordnuigsmSssigen  Zostandes  des  Plattenbelages  be- 
fassten  Behörden  ~  (Eisenbahndirektion,  Betriebsinapektion)  —  An- 
gestellten, Bediensteten 'und  Arbeiter  bis  zn  dem  stftndig  mit  der  Vor- 
nahme der  Beparatnren  beauftragten  Ifanrer  hemnter  und  gelangt  auf 
Omnd  der  Beweiserhebung  zn  dem  Schlüsse,  dass  auf  keiner  Seite  ein 
Verschulden  Toriiege.  Abgesehen  davon,  dass  die  in  diesen  Erörterungen 
ausgesprochenen  Grundsätze,  als  Organe  des  Eisenbahnunternehmers 
könnten  nur  diejenigen  Beamten  verstanden  werden,  die  den  Eisenbahn- 
flskus  in  Kontrakts  Verhältnissen  verträten,  und  die  Haftung  der 
Eisenbahn  für  ihre  Leute  beschränke  sich  nur  auf  die  Tätigkeit  von 
Hilfspersonen  bei  Ausführung  der  Beförderung,  nicht  f^ebilligt  werden 
könnten,  erscheint  die  Begründung  des  Berufungsgerichts  auch  nicht 
frei  von  einer  Verkenuung  der  Beweislast.  Ist  das  Bestehen  eines 
ordnungswidrigen  Zustande»,  also  hier  der  des  Plattenbelages,  dargetau, 
so  obliegt  dem  für  die  Herstellung  und  Unterhaltung  eines  ordnungs- 
mässigen  Zustaudes  vertragsmässig  Verpflichteten,  zu  beweisen,  dass  er 
seiner  vertragsmässigeu  Verpflichtung  zur  Sorgfalt  nachgekommen  sei. 
Die  Tatsache,  dass  ein  Tonpl&ttcben  losgelOst  vorgefunden  wurde, 
beweist  an  sich  noch  nicht,  dass  ein  Hangel  an  Sorgfalt  obgelegen 
haben  müsse,  und  schliesst  somit  anch  den  Beweis  nicht  aus,  dass  kein 
f&r  den  ordnnngsmSssigen  Zustand  Verantwortlicher  es  hieran  habe 
fehlen  lassen.  Stdlt  Jedoch  das  Beruftangsgericht  einerseits  fest,  es 
habe  sich  nicht  nachweisen  lassen,  dass  eine  Unebenheit  des  Platten- 
belags vor  dem  Unfälle  bemerkbar  gewesen  sei,  andererseits  aber,  dass 
alle  fOr  den  Zustand  Verantwortlichen  ihre  Pflicht  vollauf  getan  haben, 
so  mnss  anch  als  dargetan  ^angesehen  werden,  dass  die  eingetretene 
Schadhaftigkeit  des  Belags  vor  dem  Unfälle  sich  so  der  Wahrnehmung 
entzogen  habe,  dass  das  Bestehen  des  Mangels  die  Annahme  allseitiger 
Pflichterfüllung  nicht  auszuschliessen  vermochte. 

Nr.  41.   Entsch.  des  Oesterr.  Vorwaltnngsgcrichtshofes. 

Vom  3.  Februar  1905. 
(OMiwr.  BiiMitib*Vtroi<lB.-Bl.  XVIII  (im)  Nr.  ta  &  itn.) 
Ol0  von  etnem  konzessionierte!  Mairermelster  einer  ElMiiliahnunterielnMUii  zim 
Zwecke  der  von  letzterer  In  eigener  Refie  durciizufiiiirenden  Ausbessernngsarbeiten 
«a  eioem  ElseRbaknviadafcte  vertrtfltnlMlg  bel|etteilten  Arbeiter  «Ind  nlebt  bei  der 


48  EnUcb.  des  Deatsdutn  R^ichsgericbU  vom  0.  Fl«fcni»r  1906. 

utoWUfcM   BifttfMriiiiinMmMttalt   der   StterrMiMbM   PiiititiM  w 

sicherangspflichtig. 

Unzweifelliaft  kann  die  reclitliclie  Frage,  wer  als  Unternehmer  an- 
zusehen sei.  nur  nach  den  Vorsehriflen  des  Unfallversieherungsgesetzes, 
insbesondere  des  §  11  gnlöst  werden,  welcher  als  Unternehmer  eines 
versicherungspflichtigen  Unternehmens  jenen  bezeichnet,  auf  dessen 
Rechnung  der  Betrieb,  id  est  der  versicherungspflichtige  Betrieb,  erfolgt. 
Der  Absatz  2  des  §  11,  welcher  nur  den  aUgeiueinen  Grundsatz  des 
Absatzes  1  speziell  für  die  Baugewerbe  ausfOhrt,  bezeichnet  aber  in 
seinem  hier  allein  in  Frage  kommenden  ersten  Satze  fOr  die  im  §  1 
Alinea  2  bezeichneten  Betriebe  als  Unternehmer,  soweit  es  sich  am 
Arbeiter  nnd  Betriebsbeamte  handelt»  welche  in  Gewerbebetrieben  be- 
sch&ftigt  sind,  die  sich  aaf  die  Ansftthmng  von  Bauarbeiten  erstrecken, 
den  betreifenden  (Gewerbetreibenden. 

Wenn  nnn  diese  Oesetzesbestimmnngen  auf  den  vorliegenden  Fall 
angewendet  werden,  so  ergibt  sich  mit  Ausschluss  jeden  Zweifels,  dass 
von  einer  Unternelimereigenschaft  des  Alois  Jainbor  nicht  die  Bede  sein 
kann.  Wohl  ist  Alois  Jambor  seinem  Berufe  nach  konzessionierter 
Maurermeister,  also  allerdings  ein  (lewerbetreibender,  dessen  Gewerbe 
sich  auf  die  Ausführung  von  Hauarbeiten  erstreckt;  allein  in  dem 
vorliegenden  Falle  hat  er  sich  der  Arbeiter  Alois  Czernoch 
und  Franz  Horak  el)en  nicht  zur  Ausführung  von  Bauarbeiten 
in  seinem  Gewerbe  bedient,  er  hatte  von  der  Kaiser-Ferdinands- 
Nordbahn  die  fraglichen  Viadukt-Keiiaraturarbeiten  uberliaupt  nicht 
libernonuuen ,  diese  Arbeiten  war  er  nach  dem  von  der  Beschwerde- 
führerin selbst  zitierten  Vertrage  nicht  nur  nicht  verpflichtet,  mit  seinen 
Arbeitern  ansznfUhren,  sondern  er  war  hierzu  nicht  ebimal  berechtigt, 
ihm  fiel  fQr  die  Ausführung  der  Arbeiten  keinerlei  Verantwortung  zu, 
und  waren  seine  vertragsmässigen  Ansprache  vollst&ndig  unabhängig 
von  dem  Arbeitserfolge,  er  hatte  daher  auch  von  der  Ansftthmng  dieser 
von  der  Nordbahn  in  eigener  Begie  durchgeftthrten  Arbeiten  weder 
Gewinn  zu  erwarten,  noch  Verlust  zu  besorgen. 

Nr.  43.   Entscli.  des  Deutschen  Reichsi^erlchts. 

6.  Zivilsenat.   Vom  6.  Februar  1905. 
(Jnr.  Wo«b«uelir.  ZZZIV  (iw»)  Mr.  7  B.  tii.) 
RaiolMliaflpfliohtgeMtz  §  3 1.  Eine  nnrarMiillol»,  Jederzeit  wlierrifliolie  ftndUnrmi 

dessen,  was  der  Verletzte  vor  der  Verletzung  gehabt  hat,  zu  der  eich  ein  Dritter  ans 
Humanität  herbeilässt,  grade  weil  der  Haftpflichtige  seiner  Verbindlichiteit  nicht  nach- 
iiofflmt,  ist  icein  Ausgieioh  für  den  in  verminderter  Erwerbefätiigkeit  eriittenen  Sctiadea. 

ZsitKelw  Beirantoiii  iar  Rtatt. 
Der  Beklagten  kann  es  nicht  zustehen,  sich  auf  Kotten  der 
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Humanität  eines  Diitten  der  Erfüllung  einer  Verpflichtung  zu  entziehen, 
deren  tatsächlichen  Grund  sie  nicht  zu  bestreiten  vermag  (vgl.  auch 
§  843  Abs.  4  BGB.),  Nach  der  Feststellung  des  Berufungsgerichts  hat 
aber  die  Klägerin  keine  feste,  durch  Dienstvertrag  gesicherte  Stellung 
mehr,  und  hat  sich  Direktor  W.  hinsichtlich  dei*  Entlassung  der  Klägerin, 
sowie  hinsichtlich  der  Bttckforderang  des  ftber  die  nuDmehrigeu 
Leistungen  der  Klägerin  Gewährten  freie  EntschUeBsung  vorbehalten. 
Ob  die  Bttckforderang  zolflssig  wftre,  bedarf  keiner  PrAfang.  Die  von 
W.  dargelegten  Yerbftltmste  genitgen,  nm  die  yer&nderte  wirtschaftUdie 
Lage  der  Kligerin,  somit  den  ihr  zugegangenen  VermOgensDaditeU  dar- 
zntnn,  selbst,  wenn  es  biersa  ausser  der  Feststellang  der  AOndening 
der  ErwerbsfUligkeit  des  Nachweises  der  künftigen  Erwerbsmindemng 
bedurfte.  Direktor  W.  bat  übrigens  ausdrücklich  betont,  dass  er  sich 
in  seinem  Entschlüsse,  der  Klftgeiin  Aber  die  missliche  Lage,  in  die  sie 
durch  den  Unfall  gekommen,  hinwegzahelfen,  wesentlich  durch  das  Ver- 
halten der  Beklagten  bestimmen  liess,  die  sogar  zum  Ersatz  der  baren 
Auslagen  nur  durch  sehr  dringende  Mahnungen  veranlasst  werden  konnte. 
Eine  zeitliche  Begrenzung  der  zugesprochenen  Rente,  deren  Unterlassung 
die  Revision  rügt,  erschiene  nur  dann  veranlasst,  wenn  nach  der  kon- 
kreten Sachlage  anzunehmen  wäre,  dass  die  in  Betracht  kunimende  Er- 
werbsfähigkeit mit  der  Erreichung  einer  bestimmten  Alter.sstufe  auf- 
hören würde  (vgl.  RG.  16,  184;  Eger,  Eisenbahnrechtl.  Entsch.  Bd.  VI 
S.  151:  Eger,  Reichshaftpflichtgesetz  5.  Aufl.  S.  334).  Mit  Rücksicht 
auf  die  Stellung 'der  Klägerin  als  Hausdame,  von  der  das  Erfordernis 
körperlicher  Kraft  gegenftber  anderen  Eigenschaften  zurücktritt,  ent- 
halten die  gegen  das  Erfordernis  einer  Begrenzung  nach  einer  Alters^ 
stnfe  gerichteten  Ansftthmngen  des  Bemfungsgerichts  eine  ansreiebende 
Begründung.   

Nr.  43.  Entseh.  des  Kanuaergerlehts  In  Berlin. 
1.  Strafsenat.  Vom  6.  Februar  1905. 

(Zattaahr.  f.  Klrinb.  Zn  (iMft)  Htft  S  &  48«.) 

#  8  Nr.  I,  9  22  Preuss.  Kleinb.-Ges.  vom  28.  Juli  1892.   Der  Ret|ieni»|tprSBident  ia 
Eiwrsnntaien  mit  der  Kgl.  EisenbaJindirelition  ist  zu  einer  Polizeiverordnvng,  betr.  das 
Verbot  des  Auf-  und  Abspringens  während  der  Fahrt  zuständig. 

Die  Revision  scheitert  an  der  tatsächlichen  Feststellung  des  an- 
gefochtenen Urteils,  auf  die  ohne  Rechtsirrtum  die  §§  30,  41  der  Polizei- 
venirdnung  des  Regierungspräsidenten  in  C.  vom  24.  September  1901, 
betretVeiid  den  IJetrieb  der  elektrischen  Strassenbahncn  im  Gebiete  des 
Stadtkreises  C.  und  der  Gemeiudeu  K.  und  K.  ^Amtsbl.  S.  309  ff.)  an- 
gewendet sind. 
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Entflch.  de«  OberUndeagerichte  Kusel  vom  7.  Februar  lUOö. 


Der  Begierangspräsident  war  zam  Erlass  dieser  Yerordoung,  die 
im  EinTeroebraen  mü  der  Kgl.  EisenHlmdirektifm  in  G.  nsd  toter  Zn- 
stimmang  des  Besirkaaiuschiuses  erfolj^  ist,  zust&ndig,  und  zwar,  so- 
weit die  Yorachriften  den  Betrieb  der  Babn  betreffen,  als  Anfsiehts- 
behOrde  anter  Mitwirkung  der  Eisenbahndirektion  gemiss  §§  3  Nr.  1, 
22  des  Gesetzes  über  die  Kleinbahnen  Tom  28.  Jnli  1892  (Ga  S.  226, 
vgl.  anch  AnsfBhrangsanweisang  vom  13.  Angost  1898  zn  §  22),  soweit 
die  Vorschriften  in  das  Gebiet  der  allgemeinen  Polizei  gehören,  deren 
ücberwaclmng  die  Kleinbahnen  neben  der  besonderen  Aufsicht  unter- 
worfen sind  (Gleim,  Komm.  3.  Aufl.  S.  139),  als  Landespolizeibehürde 
gemäss  §  1H7  Abs.  2  des  Gesetzes  über  die  allgemeine  Landesverwaltung 
vom  30.  Juli  1883  unter  Zustimmung  des  BezirJuausschusses. 

Nr.  41.    Kutsch,  des  Oherlandesi^erffhts  Kassel. 

1.  Zivilsenat.    Vom  T.Februar  1905. 
aa&aKwt  Anh.  Bd.«  Heft  6  am.) 

Dto  EftMbalm  baflet  «aeli  |  25  Preuss.  Eiteiib.-8M.  vtM  8.  Neveaber  1838  fir  tos 

IMIsrfahren  eines  Hundes,  ausser  Im  Falle  unabwendbaren  Susseren  Zufalls  oder 
elfmen  Verschuldens  der  Eigentümer.   Bei  überwiegendem  Verschulden  des  letzteres 
kann  die  Eisenbahn  nicht  herangezogen  werden.  g$  823,  254  BGB. 

Der  Sebadenersataansprueh  des  KIftgers  ist  nach  dem  (preoss.)  Ge- 
setze Yom  3.  NoTember  1838  gerechtfertigt,  wenn  nicht  der  BeUagte 
nachweist,  dass  der  Schaden  durch  einen  unabwendbaren  äusseren  Za> 
fall  oder  durch  die  eigene  Schuld  des  Klägers  bewirkt  ist.  Wenn  der 
Beklagte  vorbringt,  es  sei  durch  keinerlei  mit  dem  Betriebe  zu  Ter- 
einigende  Massnahmen  möglich,  Hunde  vom  Betreten  des  Bahnkörpers 
abanhalten,  so  kann  doch  deshalb  die  Tötung  des  Hundes  durch  den 
Eisenbahnzug  nicht  als  durch  unabwendbaren  äusseren  Zufall  bewirkt 
ai^;efldien  werden;  denn  als  solcher  ist  hier  nur  ein  Ereignis  anzusehen, 
das  unabhängig  vom  Eisenbahnbetrieb  eintritt,  dagegen  sind  Unfälle, 
die  mit  dem  Betriebe  der  Bahn  und  dessen  eigentümlichen  Gefahren 
zusammenhängen,  nicht  einer  höheren  Gewalt  zuzuschn  ibcn.  Dies  gilt 
auch  im  vorlie^'-enden  Fall,  wo  die  Eisenbahn  mit  einem  Schienenstrang 
die  Strasse  einer  Stadt  kreuzt,  so  dass  der  Beklagte  von  vornherein 
damit  rechnen  musste,  dass  trotz  Anbringung  von  Schranken  und  trotz 
Ueber wachung  der  Strecke  Tiere  in  irgendeiner  Weise  auf  den  Bahn- 
körper gelangen. 

Was  dagegen  die  Einrede  des  eigenen  Verschuldens  des  Klägers 
anlangt,  so  ist  sie  begründet.  Sie  ist  in  der  Behauptung  zu  finden, 
dass  Kläger,  obwohl  die  Schranke  geschlossen  war,  es  nnterliess,  den 
vor  ihm  herlaufenden  Hund  in  seine  Gewalt  zn  bringen,  obwohl  er 
dazu  in  der  Lage  war.  Wenn  sich  der  Besitzer  eines  Hundes  mit  dem 
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Tiere  der  niedergelassenen  Schranke  einer  Eisenbahnanlage  nähert,  so 
ist  er  nach  der  dem  verständigen  Manne  obliegenden  Sorge  für  sein 
Eigentum  verpflichtet,  in  gehöriger  Entfernung  von  der  Schranke  den 
Hund  an  sich  zu  rufen  oder  ihn  ni)ti<;enfalls  an  die  Leine  zu  nelimen. 
Deshalb  ist  die  Unterlassung  des  Klägers  in  dieser  Richtung  derart 
kausal  für  deu  Schaden,  dass  sie  zum  Ausschlüsse  <les  Ersatzanspruchs 
führt,  dies  um  so  mehr,  als  Kläger,  wie  sich  aus  der  Beweisaufnahme 
ergibt,  wusste,  dass  bei  der  Schranke  Fehler  vorkamen.  Ob  den  Be- 
klagten ein  Mitveracbolden  trifft,  kann  dahingestellt  bleiben,  da  jeden- 
falls das  Venehnlden  des  ElAgeis  so  ttberwiegeiid  ist,  dass  Beklagter 
zom  Eraatie  des  Sckadens  nicht  herangeEogen  werden  kaim. 

Kr.  45.  Entselu  des  Dentscben  Beleksgerlehts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  9.  Februar  1905. 

(Jiir.  WochcMchr  Jalir?  3i    ipro   Nr  7  S.  üOS  ZllT.  6.1 

§  834  BGB.   Der  mit  der  Aufsicht  über  ein  Tier  vertragsmäMig  Betraute  —  wozh 
mmCk  4«r  Tterbeflieiter  gemäss  §  44  Ei8eib.-V«rfc.*9rdn.  gehört  —  kaaa,  wenn  er 
Dilge  mifMar  AaffWelrt  telbtt  ves  im  Tltre  verlttzt  woniM  Ist,  vwa  TIarkaltsr 

Entschidigung  nicht  fordern. 

Der  Kläger  hatte  im  Auftrage  der  Beklagten  ans  deren  Stall  eine 
Kalbin  auf  den  Bahnhof  zur  Verladung  zu  verbringen.  Auf  dem  Wege 
dorthin  riss  sich  die  scheu  (rewordene  Kalbin  los.  Der  Kläger,  der  das 
Tier  an  einem  Strick  gehalten,  wurde  hierdurch  verletzt  und  erhob 
Klage  ^t'^en  die  Beklagten.  Das  OLG.  verurteilte,  das  RG.  hob  auf: 
Das  Berufungsgericht  verwertet  für  seine  Annahme,  dass  eine  vertrags- 
mässige  Uebernahme  der  Aufsicht  nicht  vorliege,  unter  der  Aufstellung 
einer  Unterscheidung  von  „Obacht  geben"  und  „Aufsicht  führen"  die 
Ausführaugen  der  in  Bd.  50  der  Entsch.  des  RG.  iu  Zivilsachen  S.  248 
abgednickten  Entscheidung  des  erkennenden  Senats  und  die  Bestfanninng 
des  §  44  Abs.  4  Ei8enb.-Verk.-Ordn.  vom  86.  Oktober  1899,  die  seiner 
Meinung  nach  gemlss  der  vorgeschriebenen  Bestellmig  eines  besonderen 
Aoftehera  ein  wirkliehes  Anfsiehtsverbftltnis  schaffe.  §  44  der  Ver- 
kefarsordnnng  enn&chtigt  die  Eisenbaknverwaltmig,  bei  der  Beftrderong 
lebender  Tiere  Begleitung  zn  fordern.  Die  Begleiter  haben,  sofern 
nicht  der  Stationsvorsteher  Ansnahmen  zal&sst,  ihren  Platz  in  dem  be- 
treffenden Viehwagen  zu  nehmen  and  das  Vieh  während  des  Transports 
SD  beaufsichtigen.  Der  Begleiter  kann  der  Viehhändler  selbst  sein,  in 
der  Begel  werden  es  dessen  Viehtreiber  sein.  Nach  dem  Tatbestande 
der  ersten  Instanz  hat  der  Kläger  den  Beklagten  Dienste  als  Vieh- 
treiber getan.  Auch  in  dem  vorliegenden  Falle  handelt  es  sich  darum, 
ein  von  den  Beklagten  verkauftes  Stück  Vieh  zur  Bahn  behufs  Ver- 
ladung an  deu  Käufer  zu  treiben.  Die  Eutscb.  iu  Bd.  ÖO  S.  244  ff.  ent- 
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hält  sich  der  Aafslellung  eines  allgemeinen  Grundsatzes  über  die  Voraus» 
Setzungen  der  Aufsichtstätigkeit  im  Sinne  des  §  B34  BGB.  und  erörtert 
nur,  68  würde  darauf  aDkommen,  ob  nnter  den  §  834  BGB.  jede  fftr 
den  Tierhalter  von  dem  anderen  Tertragsmissig,  oiebt  bloss  tatsächlich 
übernommene,  wenn  aach  der  Zeit,  dem  Umfange  oder  den  Befugnissen 
nach  beschrftnkte  Anfsichtst&tigkeit  sn  rechnen  oder  ob  nicht  vielmehr 
der  Kreis  der  Anfinchtspersonen  im  Sinne  des  §  884  und  des  §  832 
Abs.  3  BGB.  enger  zn  begienien  sei. 

DieFfihrang  der  Aufsicht  ist  vertragsmässig  fibemommen,  auch 
wenn  sie  nur  den  sdbstTerständlicben  Inhalt  des  Vertragsverhältnisses 
bildet,  ohne  dass  es  einer  besonderen  ausdrücklichen  solennen  Erklärung 
der  üebertragung  der  Ffihrnng  der  Aufsicht  bedürfte.  Es  kann  anch 
hier  nichts  Besonderes,  von  den  allgemeinen  (Grundsätzen  über  Vertrags- 
schluss  und  Vertragsinhalt  Abweichendes  in  Frage  kommen.  Wer 
einem  anderen  den  Auftrag  gibt,  ein  Tier  von  einem  Orte  zum  anderen 
zu  bringen,  will,  dass  das  Tier  «>hiu;  eigene  Geluhrdung  und,  ohne 
selbst  Sachen  und  Personen  zu  gefährdrn  und  zu  bescliädigen,  richtig 
an  Ort  und  Stelle  und  dort  in  den  Gewalirsam  des  Empfängers  ge- 
bracht werde.  Wer  den  Transport  übernimmt,  weiss  auch,  dass  dies 
von  ihm  erwartet  und  verlangt  wird.  Dies  kann  nun  ohne  Aufsicht 
auf  das  Tier  nicht  voUftthrt  werden.  Im  aUgemeinen  Verkehr  wird 
auch  kaum  ein  Zweifel  darflber  bestehen,  dass  der  Viehtreiber  die 
Aufsicht  Aber  die  von  ihm  geführten  Tiere  zu  führen  habe  und  fftr  die 
gehörige  Ftihmng  der  Aufsicht  nach  allen  Beziehungen  verantwortlich 
sei.  Das  Verhalten  der  Eisenbahn  spricht  nicht  gegen,  sondern  fAr 
diese  Anschauung.  Durch  die  Ausbedingnng  eines  Begleiters  entlastet 
de  sich  von  einer  Aufgabe  der  Aufsicht  auf  die  zum.  Ti'ansport  ftber- 
gebenen  Tiere,  die  ihr  als  Transportf&hrerin  an  sich  gemäss  des 
Transportveilrags  obliegen  wUrde.  Demnach  liegt  ein  Aufsichts- 
verhältnis im  Sinne  des  §  834  BGB.  vor. 

Hat  sich  aber  das  Tier  der  Aufsicht  des  Aufsichtspflichtigen  ent- 
zogen, so  hat  der  Aiifsichtspflichtige  nicht  geleistet,  was  ilim  vertrags- 
mässig obgelegen  hatte.  Er  hat  nicht  erfüllt.  Da  nun  auf  seiner 
Seite  eine  Vertragsverletzung  vorliegt,  so  hat  er  nach  allgemeinen  Ver- 
tragsgrundsätzen darzulegen  und  luiclizuweisen,  dass  er  liei  Führung 
der  Aufsicht  die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  beobachtet  habe 
oder  dass  der  Schaden  auch  bei  Anwendung  die.ser  Sorgfalt  entstanden 
sein  würde.  (Vgl.  das  erwähnte  Urteil  i.  S.  J.  c.  M.  sen.  vom  13.  Juli 
1904.)  Das  Berufungsgericht  hat  die  Frage  des  Verschuldens  lediglich 
von  dem  Gesichtspunkt  des  §  254  BGB.  aus  geprüft.  Einerseits  hat 
es  damit  die  Beweislast  verkannt,  andererseits  aber  auch  die  Frage 
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nicht  erschöpfend  gewürdigt.  Selbst,  wenn  die  vom  Kläger  eingehaltene 
Art  der  Strickhaltuiig  nicht  als  kausal  zu  erachten  wäre,  so  ist  damit 
noch  nicht  dargetan,  dass  der  Kläger,  ehe  das  Tier  sich  mit  unwider- 
stehlicher Gewalt  loszureissen  versuchte,  bei  der  Föhrung  des  Tieres 
diejenige  Achtsamkeit  und  Sorgfalt  l)eübachtet  habe,  durch  die  es  hätte 
vermieden  werden  können,  dass  das  Tier  sich  seiner  Gewalt  entzog. 
Dass  er  in  der  Fesselung,  Beobachtung  und  Führung  des  Tieres  in 
dieser  Beziehung  nichts  versäumt  habe,  darzatun,  ist  Sache  des  Klägers. 

Nr.  45.  Entseh.  des  Dentsehem  BelehflgerlditB. 
6.  Ziyilaenst.  Vom  13.  Februar  1905. 

(Jnr.  Wochenschr.  XXXIV  (1905)  Nr.  7  S.  201  Ziff  i.) 
§§  I,  3  Haftpflichtgesetz.  §  254  BGB.  Oer  Fiskus,  nicht  die  ihn  vertretende  Behörde 
ist  in  Preussen  Prozesspartei.  Oer  Verletzte  darf  die  Anwenduno  von  Heilmitteln 
(I.  B.  Elelrltt  !■  itae  HoMtMlalt)  eieH  vorweigern,  itrti  oioh  Jeder  verotindlfo 
MoMofe  M  iMolor  SaoMage  Momm  wird«.  BowoMnt  fir  iio  IWIfearkolt  !■ 

WoümmioraNo. 

Kläger  verlangt  wegen  eines  erlittenen  Eisenbahniinfalles  Schaden- 
ersatz. Im  gegenwärtigen  Urteil  ist  die  frühere  Benennung  der  be- 
klagten Partei  als  Eisenbahnfiskus  wiederhergestellt  worden;  sie  ist 
auch  die  richtige,  da  in  Preu^^.'^en  der  Staat,  soweit  er  als  Träger  von 
Privat-Bechten  und  -Pflichten  in  Frage  kommt,  allgemein  als  Fiskus  be- 
zeichnet wird,  und  die  in  dem  Berufungsurteil  beliebte  Benennung  der 
Eisenbahnverwaltung  den  Anschein  erwecken  kann,  als  sei  die  Klage 
gegen  eine  Behörde  als  solche  gerichtet,  der  in  Preussen  juristische 
Persönlichkeit  und  Parteifähigkeit  nicht  zukommt. 

Von  demjenigen,  welcher  an  seiner  Gesundheit  durch  einen  Unfall 
geschädigt  worden  ist,  f&r  dessen  vermögensrechtliche  Folgen  ein 
anderer  ersatzpflichtig  ist,  moss  verlaugt  werden,  dass  er,  soweit  er 
dasQ  inutaiide  ist,  zur  HeiliHig  oder  Beesening  sdner  Krankheit  die 
nach  dem  jetzigen  Stande  der  medizinischen  Wissenschaft  sich  dar- 
bietenden Mittel  znr  Anwendung  bringt,  und  es  mnss  hierbei  wenigstens 
als  Segel  gelten,  dass  der  Verletzte  in  solchem  Falle  nicht  anders 
handeln  darf,  als  es  bei  gleicher  OesnndheitBstOmng  ein  Tersttndiger 
Mensch  ton  wttrde,  der  nicht  in  der  Lage  ist,  die  VermOgensnachteile, 
die  ihm  bei  Fortdaner  der  Krankheit  erwachsen,  anf  einen  anderen  ab- 
zuw&Izen.  ünterlässt  es  der  Verletzte,  in  dieser  Weise  auf  Wiedei*- 
herstelluDg  oder  Besserung  seiner  Qesundheit  Bedacht  zu  nehmen,  so 
ist  hierin  ein  Verschulden  im  Sinne  von  §  254  Abs.  2  BQB.  zu  finden. 
Für  die  Beurteilung  der  Einrede,  dass  der  Kläger,  indem  er  böswillig 
oder  in  schuldhaftem  Eigensinn  unterlassen  habe,  eine  Nervenheilanstalt 
anfzusuchen,  die  Fortdauer  seiner  i^rankbeit  selbst  verschuldet  habe, 
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ist  nicht  entscheidend,  ob  gegenwärtig  von  der  Behandlung  in  solcher 
Anstalt  ein  wesentlicher  Erfolg  zu  erwarten  ist,  es  kommt  vielmehr 
darauf  an,  welcher  Erfolg  eingetreten  wäre,  wenn  der  Kläger  sich 
rechtKeitig  einer  Kar  In  einer  geeigneten  Amtalt  unterworfen  b&tte. 
Es  mosste  sonach  geprfift  werden,  m  welcher  Zeit  fBr  den  KUIger  die 
MOglicbkeit  nnd  Anlass  vorgelegen  hat,  dies  zn  ton,  nnd  welcher  Erfolg 
eingetreten  sein  würde,  wenn  er  zn  der  Zeit^  wo  dies  der  Fall  war, 
eine  Anstalt  anfgesacht  hfttte.  Das  Bemfangsorteil  stellt  nicht  fest, 
dass  die  in  Bede  stehende  Kor,  wenn  sie  alsbald  nach  der  Anflbrdemng 
des  Beklagten  Tom  Klftger  begonnen  worden  wftre,  erfolglos  geblieben 
sein  wUrde,  es  erachtet  bloss  für  nicht  feststellbar,  ob  dann  eine 
wesentliche  Besserung  des  Zastandes  des  Kligers  erreicht  worden  wäre. 
Mit  Recht  ist  hierbei  davon  aasgegangen,  dass  an  sich  insoweit  dem 
Beklagten  die  Heweislast  obliege.  Indes  ist  diese  nicht  soweit,  wie  die 
Vorinstanz  annimmt,  zu  erstrecken,  es  nmss  vielmehr  als  ausreichend 
anges(')ii'!i  werden,  wenn  derjenige,  welcher  fiir  die  Folgen  eines  von 
einem  andern  erlittenen  Unfalls  aufzukommen  hat,  dartul,  dass  es  ein 
Mittel  gegeben  hat,  welches  nach  den  Ergebnissen  der  medizinischen 
Wissenschaft  eine  Heilung  oder  doch  eine  wesentliche  Bessei  ung  der 
in  Frage  kommenden  Krankheit  herbeizuführen  geeignet  ist,  dass  dieses 
Mittel  dem  Verletzten  auch  bekannt  geworden  und  seine  Anwendung 
fttr  ihn  maglich  gewesen  ist.  Wrä  dies  festgestellt,  so  Ist  es  Sache 
des  Verletzten,  die  Gründe  darzulegen,  die  Ihn  yon  der  Anwendong 
des  Mittels  abgehalten  haben.  Erweisen  sich  die  von  ihm  ▼orgebrachten 
Orttnde  als  blosse  Vorwfinde  oder  doch  als  solche,  doioh  die  sich  em  . 
verständiger  Mensch,  der  noch  den  Interessen  des  Schadenersatzpflich- 
tigen in  billiger  Weise  Bechnong  trägt,  von  dem  Oebranch  der  be- 
treffenden Kur  nicht  abhalten  lassen  wtkrde,  so  ist  der  Nachweis,  dass 
diese  im  gegebenen  Falle  keinen  günstigen  Erfolg  gehabt  haben  würde, 
dem  Verletzten  aolzoerlegen. 


Nr.  47.   Entscli.  des  Preuss.  Obcrrerwaltun^geriehts. 

2.  Senat.    Vom  14.  Februar  1905. 

(.PreusH  Elseub  -ArcL.  1905  Heft  4  S.  9«0.) 

Stellwerke  ■■d  SignalailageB  gehören  2u  deo  Schienenwegen  im  Sinne  des  g  24  Alie.ld 
4u  KeMMSMlabgabesfeeetiee  wm  14.  Jili  1893  end  sind  daher  ven  der  ee««isde- 

grundsteuer   befreit.    Aufenthaltsräume   und  Speisezimmer  der  Bahnbedienstetes, 
Warteräume  der  Reisenden,  Aborte,  Badeanstalten  sind  der  Gemeindegrundsteier 
«■terworfen,  well  diese  Riune  nioht  zu  einen  öffentlichen  Dienste  oder  Gebrauche 
hi  Staue  des  Ü  24  Ahe.  I  e  des  Kennunalabgabengesetzes  bestimmt  sind. 

Der  Vorderrichter  vertritt  die  Ansicht,  dass  sich  der  Begriff 
.Schienenweg"  in  dem  eigentiichen  Babnplannm  erschöpfe.  Die  bezfig- 
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liehen  AasfQlirangen  sind  jedocb  reditlicb  nicht  haltbar.  Ist  es  auch 
richtig,  dass  Ausiialiinebestimmiuigen  nur  restriktiv,  nicht  extensiv  aus- 
zulegen sind,  dass  also  beispielsweise  als  Schienenwege  nicht,  wie  dies 
der  Kläger  anfänglich  wollte,  auch  Stationsgebäude,  Güterschuppen  usw. 
gelten  können,  so  verstösst  er  doch  niclit  gegen  den  Grundsatz  einer 
restriktiven  Auslegung,  wenn  die  Stellwerke  und  Signalanlagen  den 
-Schienenwegen"  zugezählt  werden.  Denn  beide  Anlagen  dienen 
lediglich  den  Zwecken  der  Schienenwege,  auf  denen  ohne  sie  ein  ge- 
sicherter Betrieb  unmöglich  wäre.  Sie  werden  dauernd  und  aus- 
schliesslich für  die  Zwecke  der  Schienenwege  benutzt,  stehen  auch  mit 
diesen  in  einem  ihrer  Bestimmung  entsprechenden  räumlichen  Ver- 
biltnisse  und  bildsn  mit  ihBen  ein  untrennbares  Qanzes.  Die  Steuer^ 
Mheit  des  Gänsen  nmfasst  anch  dessen  Teile,  and  deshalb  ist  der  An- 
spruch des  Elfigers  auf  Freilassung  jener  Anlagen,  als  Teil  der 
Schienenwege,  für  begründet  au  erachten. 

Der  Vorderrichter  hat  mit  zntrelfonder  Begründung  den  Aufenthalts- 
rftnraen  der  Bahnbediensteten,  den  Warteränmen  der  Beisenden,  in  denen 
keine  Wirtschaft  eingerichtet  ist,  den  Aborten,  Badeanstalten,  Speise- 
ximmem  der  Bahnbediensteten,  die  Steuerfreiheit  abgesprochen,  weil 
diese  Räume  nicht  zu  einem  öffentlichen  Dienste  oder  Gebrauche  be- 
stimmt sind  and  deshalb  nicht  der  befreienden  Voi-schrift  in  §  24  lit.  c 
des  Kommunalabgabengesetzes  unterliegen.  Zu  den  für  den  öffentlichen 
Dienst  und  Gebrauch  bestimmten  Giuiidstückeu  und  Gebäuden  sind 
nach  feststehender  Rechtsprechung  des  ( »bei  verwaltungsgcrichts  bei  den 
Eisenbahnen  nur  die  Dienstiäunie  der  leitenden  und  beaufsichtigenden 
Eisenbahnbellorden  und  der  Beamten  des  Staates  zu  rechneu,  wie  bei- 
spielsweise die  Sitzungssäle  und  Bureauzimnier  der  Eisenbahndirektionen, 
Betliebs-,  Werkstätteninspektionen,  Bauabteilungen  usw.  Alle  übrigen 
Grundstücke  uud  Gebäude  dienen  unmittelbar  nur  dem  Trauspurtgewerbe 
des  Unternehmers.   

Nr.  iKk  Entseh.  des  Dentsehen  Setdugerlehts. 

7.  Zivilsenat.  Vom  18.  Februar  1905. 

fl'reass  Verw.-Bl  XXVI  UW5i  Kr.  35  S  640.) 

§  IG  Abs.  I  Preuss.  Enteign.-Ges.  vom  II.  Juni  1874.  Das  preuss.  Enteignungsrecht 
enthält  nicht  den  Grundsatz,  dass  der  Enteignete  in  den  Stand  gesetzt  werden  soll, 
tUm  fll«leliw«rtlgMfirisdstlek  m  «rwarbM,  Msden  mr,  iassdis  Mtherift  Benitasitart 
Ms  SS  «!■•■  ms  fleleiie  Btnttzung  eines  anderen  Grnndstltkt  emSilloliSsies  flsM- 

b«tri|e  bsrBoksiehtigt  werden  kann. 

Es  gibt  nach  dem  preussischen  Enteiguungsrecht  kdnen  all- 
gemeinen Grundsatz  des  Inhalts,  dass  die  Entschädigung  nach  dem 
Betrage  zu  bemessen  ist,  der  erforderlich  ist,  um  den  Enteigneten  in 

Bger,  BlNBbalnraobtHolM  RMMhetdanKm  XXIL  4 
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den  Stand  zu  setzen,  ein  ijk'ichwertiges  Stück  Land  wieder  zu  erwerl>en. 
Ein  sukher  allgemeiner  Satz  ist  auch  keineswegs  in  der  Entscheidung 
des  Reichsgerichts  ausgesprochen,  auf  welche  sich  der  Berufungsrichter 
berufen  hat.  Zwar  heisst  es  dort:  „Richtig  ist  allerdings,  dass  bei  Ab- 
messung der  Höhe  der  Entschädigung  darauf  Bedacht  genommen  werden 
soll,  den  Enteigneten  in  den  Stand  zn  setzen,  einen  gleichwertigen 
Grandbesitz  wieder  zu  erwerben.  Aber  diese  Erwägung  kann  nur  für 
die  Hobe  der  EntschAdigong  einen  angemessenen  Anhalt  gewfthren,  sie 
darf  nicht  dahin  fQbren,  den  Enteigneten  zn  solchem  Erwerbe  fllr  ver- 
pflichtet zn  erklftren*.  Allein  jener  Fall  war  völlig  Tersehieden  yon 
dem  jetzigen.  Damals  hatten  der  Eigentümer  and  der  Unternehmer 
(der  preossische  Fiskos)  sich  vertraglich  Uber  die  Höhe  der  dem 
ersteren  zu  zahlenden  Entschftdignng  für  sein  zn  dem  Unternehmen  des 
Fiskns  (dem  Dortmund — Ems -Kanal)  benötigtes  Land  und  flir  die 
sonstigen  ihm  hieraas  erwachsenden  Nachteile  geeinigt.  Nur  die  Fest- 
setzung der  Entschädigung  für  die  dem  Restgut  durch  die  Kanalanlage 
verloren  gegangene  Piivatjao:d  war  dem  Enteignungsverfahren  vorbe- 
halten. Hinsiciitlich  der  i^^ntschädii^ung  für  diesen  Minderwert  des 
Restgrundstücks  äussert  das  Reichsgericht,  bei  ihrer  Bemessung  könne 
der  Betrag,  der  erforderlich  sei,  den  Enteigneten  in  den  Stand  zu 
setzen,  einen  gleichwertigen  (d.  h.  hier  die  Arrondierung  zu  300  Morgen 
herbeiführenden)  Griimlbesitz  wieder  zu  erwerben,  einen  angemessenen 
Anhalt  bieten.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  das  Reichsgericht  damals 
nicht  gemeint  hat,  es  solle,  wenn  dem  Eigentümer  50  Morgen  zur 
Arrondienmg  fehlten,  ihm  der  Kaufpreis  hierfür  gewihrt  weiden, 
sondern  es  mnsste  die  EntschftdiguDg  stets  erheblich  nnter  dem  Werte 
der  Sabstanz  der  anzukaufenden  Grundstücke  bleiben,  da  es  sich  hier 
bei  der  Entschädigung  für  den  Uinderwert  des  Bestgrundstttcks  nur 
um  eine  Nutzungsentschftdigung  handelte,  wohl  aber  konnte  der  von 
dem  Eigentümer  aufzuwendende  Betrag  für  den  Ankauf  einer  zur 
Arrondierang  bis  zn  300  Morgen  erforderlichen  Flftche  einen  ^Anhalt' 
dafür  gewfthren,  wie  die  Entscliädigung  für  die  verlorene  Privatjagd- 
berechtignng  zn  bemessen  sei.  Es  ist  hieraus  ersichtlich,  dass  der  Be- 
rnfnngsrichter  die  in  bezng  genommenen  Ausführungen  des  reichs- 
gerichtlichen Urteils  missverstanden  hat.  Ein  Grundsatz  des  von  dem 
I3erufungsri(]iter  angenommenen  Inhalts  ist  im  i;  10  Abs.  1  des  Ent- 
eignungs2:('S('tz(.s  vom  11.  Juni  1874  nur  für  den  Fall  anerkannt,  dass 
die  Entischädigung  gemäss  dem  Willen  des  Eigentümers  auf  Grund  und 
nach  Massgabe  der  bisherigen  Benutzungsart  festgesetzt  werden 
soll.  In  diesem  Falle  soll  die  hiernach  zu  bemesscude  Entschädigung 
den  Betrag  nicht  übersteigen,  der  erforderlich  ist,  damit  der  Eigen- 
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tttiner  ein  anderes  GmndstQek  in  derselben  Weise  nnd  mit  gleichem 
Ertrage  benatzen  kann.  Der  Zweck  dieser  Bestimmung  ist,  ttber^ 
triebenen  Anforderungen,  die  namentlich  ans  der  bisherigen  individuellen 
Benutzung  des  enteigneten  Qrondstftcks  erhoben  werden,  also  mit 
anderen  Worten  der  zu  liolien  Bemessung  des  individuellen  Wertes  eine 
Schranke  zu  setzen.  Es  kanu  —  und  soll  auch  —  bei  der  Bewertung 
von  Grundstücken  nach  ihrer  bisherigen  Benutzungsart  die  persönliche 
(subjektive,  individuelle)  Seite  von  der  objektiven  (dinglichen)  nicht 
völlig  getrennt  werden;  denn  der  Eigentümer  sdII  dafür  entschädigt 
werden,  dass  ihm  das  betreffende  GrnncLsiück  entzogen  wird,  und  dass 
eben  er  es  ist,  der  es  verliert.  Das  Mittel,  die  betreffenden  Ansprüche 
aul  ein  angemessenes  Mass  zu  beschränken,  ist  im  §  10  Abs.  1  gegeben, 
der  durch  die  Vorschrift,  dass  ein  Geldbetrag  gewährt  werden  soll, 
welcher  den  Eigentfimer  in  den  Stand  setzt,  ein  anderes  Grundstück  in 
derselben  Weise,  yor  allem  aber  mit  demselben  Ertrage  zu  be- 
nutzen, der  indlYiduellen  Seite  genügend  Sechnnng  trägt.  Ton  allem 
diesem  ist  hier  keine  Bede.  Hier  wollen  die  Elfiger  nicht  nadi  der 
bisherigen  Benutzungsart  ihrer  Grundstücke  als  Ackerland,  sondern 
nach  deren  Benutzungsffthigkeit  als  Bauland  entschftdigt  werden. 
Daher  kann  ihrem  Veriangen  die  Bestimmung  des  §  10  Abs.  1  a.  a.  0. 
nicht  entgegengehalten  werden,  und  demgemäss  kann  der  BernfangS' 
richter  sich  der  Obliegenheit  nicht  entziehen,  die  Frage  zu  entscheiden, 
ob  die  enteigneten  Flächen  die  Eigenschaft  von  Fabrikbauland  oder 
von  solchem  Land  haben,  das  sich  zur  Errichtung  von  Lagerschuppen 
und  dergleichen  eignet,  und  ob  sie  deshalb  wegen  dieser  Eigenschaft 
einen  höheren  Verkaufs-  und  fiandelswert  haben,  als  in  ihrer  Eigenschaft 
als  Ackerland.   

Nr.  49.  EntBcb.  <Us  Oesterr.  TerwaltiuigsgerlehtBliofes. 

Vom  21.  Februar  1905. 

(Oesterr  Eisenb.-Vcrordn.-BI.  XVHI  nWb)  Nr.  84  S.  1535  1 

Bei  Bauausführungen  im  Feuerrayon  einer  Eisenbahnlinie  kann  die  Baubewlliigung  von 
der  Baubehörde  ohne  Zustimmung  der  k.  k.  Generalinspektion  der  österr.  EisenbalweB» 

Itw.  dsr  befareffeiiM  k.  k.  $taittfealHidlrsktlM  aleM  arMIt  wtrdM. 
Die  Büteliinls  M  MMh  dwa  AimIm  akiht  verpilolitet,  dea  Baimfknr  voa  der  Eli- 
brligsH  eines  Rekorses  gegen  dei  Baakoaeeas  zi  verstindigen. 

Bei  der  am  13.  Dezember  1901  vorgenommenen  Baukommission  hat 
der  Vertreter  der  k.  k.  Staatsbahndirektion  in  St.  zum  beabsichtigten 
Bau  bedingungsweise  zugestimmt,  aber  mit  dem  ausdrücklichen  Vorbe- 
halte der  Genehmigung  dieser  Zustimmung  seitens  der  k.  k.  Staatsbahn- 
dircktion,  und  diese  letztere  hat  ihre  Genehmigung  nicht  erteilt,  viel- 
mehr in  dem  gegen  den  Baukousens  ergrilteueu  Rekurs  ihre  Zustimmung 
versagt.  ^ 
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Mit  Rücksicht  auf  diesen  Sachveilialt  stellt  sich  die  angefochtene 
Entscheidung  in  deu  ubbezogenen  ^esetzlicheu  BesUmmmiireii  Ite^ri  iindet 
dar,  wobei  auf  die  -weitere  Beschwerdeausführung,  dass  liescliwerde- 
führeriu  von  der  Ergreifung  des  Rekurses  gegen  den  Baukonsens  erst 
aus  der  diesen  Konsens  behebenden  Statt haltereientsclieidung  vom 
12.  Dezember  1902  Z.  63.583  Kenntnis  bekommen,  in  der  Zwisclienzeit 
im  guten  Glauben  den  konsentierlen  Bau  bereits  ansgeliilirt,  ja  sogar 
des.^eii  Kollaudiernng  »i wirkt  hatte  nn<l  durch  die  Znriicknahme  des 
Kou.senses  einen  bedeutenden  Sclia<len  leide,  zu  bemerken  ist,  dass  die 
Baubehörde  nach  dem  Gesetze  nicht  verpflichtet  ist,  den  Bauwerber 
von  der  Einbringung  eines  Rekurses  gegen  den  Baukousens  za  ver- 
ständigen, dass  vieUnelir  nach  §  8  der  zitierten  Bauordnung  der 
Konsenserwerlter  den  bealmchtigten  Boa  vor  Rechtskraft  des  Dan- 
konsenses  nicht  beginnen  dfkrfe,  weshalb  es  Sache  der  Beschwerde- 
f&hrerin  war,  die  Rechtskraft  des  Bankonsenses  abznwarten  oud  ?or 
Beginn  des  Baues  über  diese  Rechtskraft  sich  zu  informieren;  hat  sie 
dieses  unterlassen,  so  mnsste  sie  den  erlittenen  Schaden  dieser  eigenen 
Unterlassong  zuschreiben.   

Nr,  50.   £ntsch.  des  Schweizer  ßundesgerfohts. 

Vom  22.  Februar  1905. 

(ZeltMhr.  d.  iicrn.  ,lur  Vit  \M  a9«'>'  Holt  :>  S  '>ir^  ) 

Itaflpllicht.  Art.  5,  6,  8,  9, 12  Fabrikhaftpfl.-Ges.   Art.  8  Eisenb.-Haftpfl.-Ges.  B$gi»9 
der  einjährigen  Verjährungsfrist  vom  Todes-  bzw.  Unfallstage. 

„Wenn  Art.  12  FH(i.  bestimmt.  (l;iss  die  Schadenersatzansprliche 
nach  einem  Jahre  „von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Tötung 
oder  Verletzung  erfolgt  ist",  verjähren,  so  erLMlit  sich,  wa.s  auch  der 
Vorinstanz  nicht  entgangen  ist,  aus  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  noch 
keineswegs  mit  zwingender  Notwendigkeit,  dass,  wo  der  'J'od  erst  nach 
dem  Unfall  eintritt,  unter  dem  Tage  der  Tötung  der  Todestag  und  nicht 
Tidmehr  der  'Tag,  an  welchem  die  zmn  Tode  fahrende  Verletzung  er- 
folgte, zu  verstehen  ist.  Zum  Tatbestand  der  TOtung  im  Sinne  der 
Haftpflichtgesetzgebung  gehören  ein  Betriebsunfall  und  der  damit  im 
EausaJzusammeuhang  stehende  Tod  des  Betroifenen.  Fallen  nun  diese 
beiden  Momente  nicht  auf  denselben  Tag,  so  sollte  logischerweise  yon 
einem  Tage  der  TOtung  ftberhanpt  nicht  gesprochen  werden.  Geschieht 
es  dennoch,  so  kann  damit  an  sich  ebensowohl  der  Unfall-  als  der 
Todestag  gemeint  sein.  Bei  Art.  12  1.  c.  liesse  sich  far  die  erstere  Be- 
deutung, ausser  dem  von  der  Vorinstanz  hervoi'gebobenen  unzweideutigen 
französischen  Text  des  Gesetzes,  geltend  machen,  dass  in  der  Schweiz. 
Haflpflicktgesetzgebnng  wiederholt  der  Ausdruck  .Tötung  oder  Ver- 
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letzimg"  einfach  für  Unfall  gebraucht  wird,  iudem  in  konkreter  Sprach- 
weise die  Ursache  durch  die  Folge  bezeichnet  ist.  Ganz  augenscheinlich 
ist  dies  z.  13.  der  Fall  in  Art.  8  EHG.  („Sind  bei  Gelegenheit  der 
Tütung  oder  Körperverletzung  ....  Sachen  ....  beschädigt  worden 
oder  abbanden  gekommen")  und  in  Art.  5  Ut  a  FHG.  („Wenn  die 
TOtang  oder  Verletsting  ....  ans  Zufall  eingetreten  ist*).  Biner 
solehen  Auslegung  des  G^tzes,  nach  der  alle  AnsprUcbe  naeh  einem 
Jahre  seit  dem  Unfall  ohne  Bücksicht  auf  die  späteren  Folgen  einer 
Yerletsmng  Teijihren,  könnte  ancb  kanm  entgegengehalten  werden,  dass 
die  AnsprAehe  der  Alimentationsbereehtigten  gemfiss  Art.-  6  Ut.  a  des 
Gesetzes  erst  mit  dem  Tode  snr  Entstehong  gelangen  and  daher  auch 
nicht  Yorher  der  Verjährung  unterliegen  können;  denn  die  Ansprache 
des  Alimentationsberechtigten  bei  nachträglich  eingetretenem  Tod  sind, 
wie  auch  die  Voriustauz  hervorhebt,  doch  wohl  grundsätzlich  von  den 
zunächst  in  der  Person  des  Verletzten  entstehenden  nicht  verschieden; 
beide  gehen  auf  dieselbe  Wurzel,  den  Eingriff  des  Betriebs  in  die 
körperliche  Integrität  des  Arbeiters,  zuriick,  und  der  Schaden,  auf 
dessen  Ersatz  beide  zielen,  hat  die  nämliche  objektive  Grundlage,  den 
Verdienstausfall  des  Verletzten  oder  Verstorbenen.  Infolge  des  Todes 
wird  nur  die  subjektive  Seite  der  im  Prinzip  seit  dem  Unfall  bereits 
bestehenden  Ansprüche  verändert  und  der  Inhalt  gemäss  den  aus  der 
AlimentatiouspflicliL  sich  ergebenden  Verhältnissen  modifiziert  und  fest- 
gelegt. Dem  entspricht  die  Art  und  Weise,  wie  in  Art.  6  lit.  a  d.  Ges. 
die  Ansprüche,  die  noch  in  der  Person  des  Verletzten  entstehen,  und 
dif{|enigen  des  Alimentationsberechtigen  und  der  Erben  (Beerdigungs- 
kosten) als  Einheit  onter  der  Rubrik  des  im  Todesfall  zu  leistenden 
Schadenersatzes  zusammengefasst  sind,  wie  Überhaupt  die  Haftpflicht 
durch  das  Gesetz  durchweg  aus  dem  Gesichtspunkt  der  passiven  Seite^ 
der  Haftung  des  Unteniehmers,  normiert  ist  (s.  z.  B.  Art.  1,  2,  Nov. 
Art.  1).  FAr  diese  grundsätzliche  Eiinheit  der  Haftpflichtansprttche  ans 
demselben  Betriebsunfall  spricht  denn  aurli,  dass,  was  mit  der  Vor- 
instanz unbedenklich  anzunehmen  ist,  der  Verletzte  mit  rechtlicher 
Wirkung  für  allfällige  spätere  Hinterbliebene  über  die  Rechte  aus  der 
Haftpflicht  durch  Klage  und  Vergleicli  (letzteres  unter  Vorbehalt  von 
Art.  9  Abs.  2  der  Novelle)  disponieren  kann.  Ist  aber  der  Anspruch 
des  Alimentationsberechtigten  demjenigen  des  Verletzten  gegenüber 
seinem  Wesen  nach  kein  neuer,  so  ist  nicht  ersichtlich,  weshalb  er 
nicht  schon  in  der  Person  des  letztern  sollte  verjähren  können.  Die 
gedachte  Interpretation  des  Art.  12  hinsichtlich  des  Beginns  der  Ver- 
jährung entspräche  wciteihin  dem  anerkannten  Zweck  der  kurzen  Ver- 
jährungsfrist  des  Gesetzes  —  rasche  Lii^uidaüou    der  Haftpäicht- 
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ansprttcbe,  solange  die  tatsftchliclieii  XTinstftiide,  nnter  denen  der  Unfall 
eingetreten  ist^  n'ch  noch  leicht  feststellen  lassen,  and  damit  der  Unter- 
nehmer nidit  in  ihrer  Höhe  noch  nnhestimmte  Fordemngen  in  seine 
QeschftftsbilAns  einsetzen  mOsse  (s.  Botsch.  d.  B.  Rts.  zom  Entw.  d. 
FHG.  S.  41  n..42);  sie  würde  ferner  die  Inkonseqaens  einer  yerschiedenen 
Behandlang  in  being  auf  die  Frage  der  Verjfthrang,  je  nachdem  eine 
Verletiong  nachträglich  sich  versclilimmert  oder  zum  Tode  führt,  ver- 
meiden, f&r  welche  Terschiedene  Behandlung  ein  innerer  Grund  kaum 
gefunden  werden  kann,  nnd  sie  würde  sich  auch  sonst  in  das  im  Gesetz 
aufgestellte  System  der  Verjährung  wohl  einfügen,  während  umgekehrt 
der  Satz,  dass  die  Verjährung  erst  mit  dem  Todestag  zu  laufen  begiinit, 
mit  der  Verjährung  beim  Rektiliivationisvorbehalt  (Art.  13,  iu  Verbindung 
mit  Art.  8)  —  man  denke  au  den  Fall,  dass  der  Tod  nach  Ablauf  der 
Rektitikationsfrist  eintritt  —  und  mit  den  Bestimmungen  der  Novelle 
(Art.  8)  liber  die  Verjährung  bei  verspäteter  Unfallanzeige  B  sich  nicht 
wohl  in  Einklang  bringen  Hesse. 

Wollte  man  aber  auch,  weil  der  Wortsinn  des  Gesetzes  in  der  Tat 
mehrdeutig  ist,  auf  die  von  der  Vorinstanz  angezogenen  Gesetzes- 
materialien and  die  darin  festgelegte  Meinung  der  gesetzgebenden 
Organe  abstellen  and  darnach  anter  dem  Tage  der  TOtung  im  Sinne 
des  Art.  18  den  Todestag  verstehen,  so  konnte  diese  Auslegung  doch 
nicht  in  dem  Sinne  ohne  Einschr&nicnng  gelten,  dass  nan  unter  allen 
Umstanden  vom  Tode  an,  der  vielleicht  erst  Jahre  nach  dem  Unfall 
eintritt,  eine  neue  Veijfthrungsfrist  zagansten  des  Alimentations- 
beiechtigten  laufen  würde.  Dies  wäre  mit  dem  bereits  hervorgehobenen 
Zweck  der  raschen  Verjährung  bei  der  Haftpflicht,  der  gerade  auch 
in  der  Botschaft  des  Bundesrats  zum  Entwarf  des  FHG.  (S.  41  f.) 
nachdrücklich  betont  ist,  schlechterdings  unverträglich.  Vielmehr 
müsste  mau,  um  jenem  Zwecke  gerecht  zu  werden,  die  Eröffnung  einer 
neuen  Verjährungsfrist  entweder  mit  der  Vorinstanz  auf  die  Fälle  be- 
schränken, da  der  Tod  als  die  unmittelbar  direkte  Folge  des  Unfalls 
erscheint  und  nicht  erst  durch  später  hinzutretende  anderweitige  Ur- 
sachen mitbewii  kt  wird,  oder  sie  davon  abhängig  machen,  dass  der  Tod 
innerhalb  eines  Jahres  seit  dem  Unfall,  d.  h.  in  einem  Zeitpunkt,  in 
welchem  die  Ansprüche  aus  der  Verletzung  noch  nicht  verjährt  sind, 
erfolgt  ist". 


Ür.  51.  Entsch.  des  Deutschen  llcichsgerichts. 

6.  Zivilsenat.  Vom  23.  Februar  1905. 
(Jur.  WoohMuehr.  Jahrg.  N  (IMB)  Mr.  8  a  fS9  Zift  «.) 
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dM  Verlet2teo  dirali  Verttm  fegen  §  12  der  Nebenbahn-Ordiung.  Eia  ZwiaohemirteU 
••Iii  iMlinMilssige  SelMtfMi«llMrd«mgMi  vortit. 

Das  Berofoogsgeiicht  nimmt  an,  dass  die  Klägerin  in  der  Art,  wie 
sie  sich  dem  Eisenbahngleis  genähert  habe,  ein  Verschulden  trefife. 
Schon  anf  dem  Wege  bis  znm  W.sehen  Hasse  hatte  sie  einen  freien 
Ausblick  anf  die  Eisenbahnstrecke,  nnd  das  war  in  gleichem  Masse 
der  Fall,  als  sie  an  diesem  Hanse  vorfibergegaogen  war.  Von  da  bis 
znm  Eisenbahngleis  hatte  sie  noch  sehn  Schritte  zn  gehen,  also  aach 
wfthraid  des  Gebens  die  Mliglichkeit,  sich  dnrch  ümschan  zn  yerge- 
wissem,  ob  ein  Zag  nahe.  Dass  sie  gewöhnt  war,  anf  die  Gefahr 
eines  herannahenden  Zuges  durch  das  Lftnten  des  an  der  Lokomotive 
angebrachten  Läutewerks  aufmerksam  gemacht  zn  werden,  befreite  sie 
keineswegs  von  der  Verpflichtung,  ümschan  zn  halten.  Aber  bei  der 
durch  §  254  BGB.  gebotenen  Abwägung  des  Verschuldens  der  Klägerin 
mit  der  Betriebsgefahr  muss  jenes,  wenn  es  auch  als  ein  grobes  be- 
zeichnet werde,  doch  nicht  als  die  alleinige  oder  doch  als  die  weit- 
überwiegende  Ursache  des  Unfalls  angesehen  werden.  Im  §  12  der 
Bahnordnung  für  die  Nebenbahnen  Deutschlands  ist  bestimmt,  dass, 
sofern  auf  einer  Kahnstrecke  unbewachte  Wegeübergänge  vorkommen, 
die  die  Strecke  befahrenden  Lokomotiven  mit  einer  Vorrichtung  zum 
Läuten  ansziuiisten  sind.  Nach  der  Feststellung  des  Berufungsgerichts 
bat  vorliegeudeufalls  das  Läutewerk  seinen  Zweck,  die  Passanten  zu 
warnen,  nicht  erfttllen  kSanen,  da  es  —  eibenso  wie  das  dnrdi  den  Zug 
selbst  hervorgemfene  Gerftnsdi  —  wegen  des  herrschenden  starken 
Storms  selbst  in  ganz  geringer  Entfemnng  nicht  zu  hdren  war.  Dieser 
Umstand  ISsst  das  Verschnlden  der  Klägerin  in  einem  müderen  Lichte 
erscheinen,  wie  er  aach  geeignet  war,  die  mit  dem  Betrieb  an  nnd  fftr 
sich  Terbnndene  Qefahr  zn  steigern.  In  jener  Beziehnng  kommt  aber 
weiter  in  Betracht,  dass  die  Klägerin  mit  dem  Starm  zu  kämpfen  hatte 
nnd  deshalb,  wie  die  meisten  Menseben  zu  tun  pflegen,  ihm  entgegen- 
gegangen  ist,  mithin  solange  sie  jenes  tat,  den  herannahenden  Zug 
nicht  erblicken  konnte.  Hiernach  ist  eine  Verteilung  de.s  durch  den  Unfall 
entstandenen  Schadens  geboten.  Der  erkennende  Senat  i.st  aber,  ob- 
gleich nach  dem  festgestellten  Sach Verhältnis  die  Sache  zur  End- 
entscheidung reif  sein  würde,  nicht  in  der  Lage,  jene  Verteilung  selbst 
vorzunehmen  und  unter  teilweiser  Zurückwei.suug  der  Kevision  in  der 
Sache  selbst,  wenn  auch  nur  in  der  Form  eines  Zwischenurteils  nach 
§  304  ZPO.  zu  erkennen.  Ein  solches  kann  nur  erlassen  werden,  wenn 
der  Klageanspruch  nach  Grund  und  Betrag  streitig  ist.  Es  setzt  daher 
vor  allen  Dingen  voraus,  dass  ein  zitierumässig  bestimmter  Betrag  ge- 
fordert wird;  an  eiuem  solchen  fehlt  es  aber  bei  den  geforderten  Kur- 
und  Pflegekosteu.   
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Nr.  52.  Eiitscli.  (los  IhMitM  lioi  Ucichsuorielits. 

7.  Zivilseuai.  Vom  24.  Februar  1905. 
(Jor.  WofllMBMhr.  Jakif.  M  (IM»)        B.m  ZULn.) 

1 1  Hiflpf .-Oat.  Otr  DtgrW  alMf  KIrptrvwrIttiMi  •ritratfct  iM  «Mk  aif  GmiM- 

MtMchidiguigM  —  Nflfvenerschltteruiigeii,  UUmimiim  —  iifll|e  eines  Sebreekea«. 

Es  liegt  hier  so,  dass  der  al.s  äussere  Gewalt  sicli  dar- 
stellende Blitzschlag  auf  das  Innenleben  des  Kläß:ers  eine  Wirkung 
übte,  vermöge  deren  mit  Ausschluss  jeder  Möglichkeit  eines  durch  den 
Willen  zu  leistenden  Widerstandes  die  kürperlieiien  Organe  verletzt 
wurden.  Das  RG.  liat  auch  sclion  einmal  (Erkenntnis  vom  29.  September 
1904,  VT  556/03)  «lelefrenheit  «reluibt.  sich  über  die  Qualifizierung  einer 
durch  einen  Schrecken  hcrvoi fi:eriilenen  Beeintriulitigung  der  körper- 
lichen Integrität  als  Körper vei letzung  auszusprechen.  Es  ist  dort,  wo 
es  sich  um  die  Inanspruchnahme  einer  Strassenbahngesellscliaft  seitens 
einer  Pei*son  liandelte.  die  durch  eine  intoige  von  Kurzscliluss  ent- 
standene Explosion  in  einen  Schrecken  versetzt  worden,  welcher  eine 
NemnstOrung  veranlasst  hatte,  angenommen,  dass  die  Verteidigung  der 
Beklagten  nnbeachtlich  sei,  wonach  es  an  der  nach  dem  Haftpflicht- 
gesetz erforderlichen  KSrperverletsnng  deshalh  fehle,  wefl  der  Bogriff 
einer  solchen  sieh  nicht  anf  eine  Gesondheitsschftdigang  erstrecke,  die 
lediglich  die  Folge  eines  Schreckens  sei. 


Nr.  b'i.  '  Kntseh.  des  Deutschon  Ilelchsjreriehts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  2.  März  1905. 

§  2  H«rtpfl.-Ge8.  §§  i,  8,  9  PreHSS.  Beaint.  Für8.-Ge8.  vom  18.  Juni  i887.  Anspruch 
tfMS  StMerbeantts,  der  !■  «Iser  Zickerfalrlk,  Ii  der  er  tMtlieli  titig  war*  verai- 
lllokt,  leiealher  den  BeMebemiternehmer  bzw.  den  Staat.  UeberfMi  det  Aa- 

epruchs  auf  die  Bernfsgenossenschaft. 

Der  Kläger  war  als  Steuerbeamter  in  der  Zuckerfabrik  der  Be- 
klagten tätig.  Um  seinem  dienstlichen  Auftrage,  die  Anzahl  der  aus 
dem  Zuckeispeicher  in  einen  Waggon  zu  verladenden  Säcke  zu 
kontrollieren,  zu  entsprechen,  hatte  er  .sich  seiner  Dienstanweisung  ge- 
mäss in  das  Innere  des  Waggons  begeben,  in  den  die  mit  Zucker  ge- 
fnllten  Säcke  mittels  Karren  über  eine  5,85  Meter  lange  Verladebrücke 
aus  dem  Si)eiclier  geschallt  wurden.  Als  er  den  Waggon  verliess,  fiel 
er  auf  die  Erde.  Der  Kläger  behauptet,  durch  den  Sturz  eine  Er- 
schütterung seines  Nervensystems  erlitten  zu  haben,  und  nimmt  gemäss 
§  2  Haftpfl.-6es.  die  Beklagte  in  Anspruch,  mit  der  Behauptung,  dass 
der  Bodenmeister  J.  and  der  Betriebsasiystent  P.  f&r  die  ordnangs- 
mfissige  Befestigung  der  LadehrDcke  Sorge  zu  tragen  nnterlassen  haben. 

Der  Kläger,  der  am  Unfallstage  im  Betriebe  der  Zuckerfabrik  der 
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Beklagten  als  Steiieibeamter  „beschäftigt"  war,  ist  als  fürsorgeberecbtigt 
nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1887  anzusehen,  und  der  von 
ihm  in  dieser  Fabrik  im  Dienste  erlittene  Unfall  als  ein  Betriebsunfall 
im  Sinue  des  Gesetzes  zu  erachten.  Die  Beklagte  hat  sich  auf  die 
Yersicherang  des  Klägers  darcb  das  Fürsorgegesetz,  wie  der  Tatbestand 
des  landgerichtlicheii  Urteils  zeigt,  nnr  in  dem  Sinne  bemfen,  dass 
dorch  die  Veraichernng  der  Ansprach  des  Klägers  gegen  die  Beklagte 
aosgesdblossen  sei.  Diese  Annahme  ist  irrig.  Denn  die  Anwendnng 
der  Bestimmnngen  in  §§  95  bis  97  GewUVG.  yom  6.  JoU  1884,  §§  135 
Ms  139  GewüVG.  yom  5.  Jnli  1900,  §§  8, 9, 10  Abs.  1  nnd  2  BFttrsGes. 
▼om  15.  lÜTS  1886,  §§  10,  11,  12  Abs.  1  and  2  SFtkrsOes.  yom  18.  Jani 
1901,  §§8  und  9  PrFürsGes.  vom  18.  Jani  1887  kommt  im  gegebenen 
Falle  nicht  in  Frage.  Der  Kläger  war  in  dem  yersicherangspflichtigen 
Betriebe  einer  Zuckerfabrik  beschäftigt,  aber  er  war  dort  nicht  als 
Arbeiter  oder  Betriebsbeamter  der  Zuckerfabrik,  sondern  als  Staats- 
beamter beschäftigt,  und  der  Staat,  nicht  der  Betriobsuntornehmer  der 
Zuckerfabrik  hat  ihn  den  Gefahren  der  letzteren  ausgesetzt.  Das  aber 
ist  der  durchschlagende  Gedanke  dieser  Bestimmungen.  Der  Kläger 
befand  sich  in  derselben  Lage  wie  der  Postschattner,  der  in  dem  Post- 
wagen eines  Eisenbahnzuges  seinem  Dienste  obliegt.  Die  Fürsorf^e  der 
Versicherung  tritt  an  die  Stelle  der  Entschädigungspflicht  derjenigen 
rersun,  für  deren  Rechnung  der  Verletzte  tätig  war  und  in  deren 
Interesse  er  die  Gefahr  zu  bestehen  hatte.  Deshalb  .'^ull  nun,  nachdem 
die  Versicherung  dem  Arbeiter  nnd  Beamten  geboten  ist,  ein  weiter- 
gehender Ansprach  gegen  diese  Pefson  and  ihre  BeycHmächtigten  and 
Betriebsaafseher  osw.  nar  mehr  ia  beschrftnkter  Weise  gegeben  sein 
(B0.  21,  61,  23,  51;  38,  90;  47,  54).  Diejenige  Person  aber,  für  deren 
Bedinang  der  Kläger,  als  er  den  Unfall  erlitt,  tfttig  war  ood  in  deren 
Interesse  er  die  Gefahr  zn  bestehea  hatte,  war  im  gegebenen  Falle  der 
Prenssiscbe  Staat,  in  dessen  Dienste  der  Kläger  stand  nnd  dessen 
dienstlichem  Auftrage  er  bei  der  Beaufsichtignng  der  Znckeryerladang 
in  der  P'abrik  der  Beklagten  nachkam.  Gegen  diesen  Staat  hat  hier- 
nach der  Kläger  unter  keinen  Umständen  über  die  Versicherung  hinaus- 
gehende Ansprüche,  mag  aach  seine  Organe  oder  Betriebs beamten,  die 
dem  Kläger  Weisungen  zu  erteilen  hatten,  ein  Verschulden  treffen. 
Der  Betriebsunternehnier  der  Zuckerfabrik  steht  ihm  als  Dritter  im 
Sinne  des  ^  <>H  des  alten,  §  140  des  neuen  GewUVG.,  §  10  Abs.  3  des 
RFins(ies.  vom  15.  März  18B6  und  §  10  des  Fiirs.-Ges.  vom  18.  Juni 
1887  gegenülier.  Der  Anspruch  des  Klägers  gegen  die  Beklagte  ist 
mithin  unbtM  iilirt  geblieben  —  auf  den  scheinbar  einschränkenden  Satz  1 
des  §  10,  der  konform  ist  dem  ^  98  des  alten  UVG.,  kommt  es  nicht 
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an;  der  gesetzgeberische  Oedanke  ist  alleiii  im  2.  Sats  aosgedrOckt; 
Tgl.  BG.  24,  136  — ;  er  ist  nur  .in  Hohe  der  dem  EntschAdigungs- 
berechtigten  . . .  vom  Staat  za  sahlenden  Betrige*  aaf  letsteren  Aber- 
gegangen.  Nach  der  für  die  ünfallTersiehemngsgesetKe  vom  5.  Joli 
1900  in  dem  Urteile  vom  6.  Januar  1906  in  Sachen  Zopec  c.  Rheinische 
landwirtschaftliche  Bemfsgenossenschaft  VI  99/04  vom  erkennenden 
Senat  angenommenen  AoiFassang  findet  dieser  üebergang  gleich  nach 
der  Entstehung  der  ITorderang  des  Beschädigten  in  der  Weise  statt, 
dass  die  Füidernng  zwar  zunächst  in  dessen  Person  zur  Entstehung 
gelangt,  durch  sie  hindurch  aber  sofort,  indem  die  Entstehung  und 
der  Üebergang  sich  zeitlich  beriiliren,  auf  die  ßerufsgenossenschaft, 
für  den  Eechtskreis  der  Fürsorgegesetze  also  auf  den  Staat  äbei'geht. 


Nr.  54.   Entseh.  des  Deutschen  Rciehsi^oriehts. 

3.  Zivilsenat.    Vom  S.März  1905. 

(Jur.  Wocheiischr  .lalir^v  34   l'.Wä,.  Nr.  B  S.  241  Ziff.  2«.) 

§  I  PretfBs.  F8r8«rg.-6e8.  vom  2.  Juni  1902.  Massflebend  fSr  Anwendang  des  fietetzM 
Ist  iisht  «e  Zitt  dst  UafallM,  Mnitni  «•  4er  Vtrtetnng  !■  tfw  RihMtart. 

Das  Berufungsgericht  verkennt,  dass  das  fragliche  Fürsorgegesetz 
in  seiner  alten  und  neuen  Fassung,  wie  die  Materialien  desselben  er- 
geben und  in  der  Beehtsprechnng  feststeht  (vgl.  R0.  39,  864),  ein 
Pensionsgesetc  ist,  und  demgem&ss  die  Bestimmungen  des  preussischen 
Pensionsgesetses  vom  27.  Mftrz  1872  ergftnzende  Anwendung  finden. 
Nach  letzterem  Qesetze  (vgl.  insbesondere  die  §§  8, 10, 11,  21,  22)  kann 
es  aber  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  regelmassig  der  Zeitpunkt 
der  Versetzung  in  den  Ruhestand  für  die  Berechnung  der  Pension  ent- 
scheidend ist.  Dasselbe  Piinsip  folgt  auch  aus  dem  Wortlaut  der 
preussiscben  Fürsorgegesetze  vom  18.  Juni  1887  und  2.  Juni  1902,  in- 
dem nach  §  1  Abs.  2  die  Pension  den  Beamten  bei  ihrer  Entlassung 
aus  dem  Dienste  gewährt  wiid,  und  nach  §  2  letzter  Absatz  der  An- 
spruch der  Witwe  aiisj^esL'hlos.sen  ist,  wenn  die  Ehe  erst  nach  dem  Un- 
fall geschlossen  ist:  insbesondere  ans  letzterer,  entgegengesetztenfalls 
unnötiger  Bestinmiung  folgt  nnniittelbar,  dass  nicht  die  Zeit  des  Unfalls 
als  massgebend  von  dem  Gesetze  angesehen  worden  sein  kann.  Dazu 
kommt,  dass  eine  dem  §  27  des  Reichsgesetzes  vom  30.  Juni  1900,  be- 
trefteud  die  Abänderung  der  Unfallvcr.<5icherungsgesetze,  entsprechende 
Bestimmung  in  die  Fürsorgegesetze,  sowohl  in  das  Reichsunfallfürsorge- 
gesetz  vom  18.  Juni  1901,  als  in  das  in  Frage  stehende  prenssische 
F&rsorgegesetz  vom  2.  Juni  1902  nicht  aufgenommen  ist.  Nach  diesem 
§  27  sollen  die  günstigeren  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  auch  bei 
Entschftdignngsansprftchen  aus  ünfftllen,  welche  sich  vor  Inkrafttreten 
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dieses  Gesetzes  ereignet  haben,  soweit  sie  nicht  schon  rechtskräftig 
festgestellt  sind,  Anwendung  finden.  Wäre  nun  nicht  nach  den  Fiirsorge- 
gesetzen  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  der  entscheidende  Zeitpunkt, 
dann  wäre  ganz  unverständlich,  weshalb  nicht  auch  in  diese  eine  ent- 
sprechende Bestimmung  aufgenommen  wAre»  da  diese  Fursorgegesetze 
gerade  beabsiehtigten,  die  den  Arbeitern,  Betriebsbeamten  usw.  durch 
das  Beichsgesetz  Tom  80.  Juni  1900  zugewendete  bessere  ünfanfllnorge 
anch  anf  die  Beicbsbeamten,  bzw.  prenssischen  Beamten  anszndehnen. 
Ist  aber  fttr  die  Festsetziing  der  Pension  der  Beamten  der  Z^tponkt 
der  Pensionierong  ttberbanpt  entscheidend,  so  wai-  bei  den  Filrsorge* 
gesetzen  fOr  eine  dem  §  87  des  Gesetzes  yom  30.  Jnni  1900  ent- 
sprechende Bestimmung  ftberhanpt  kein  Banm. 


Kr«  &6.  Entsch«  des  Dentsehen  Belehsgerlehts. 

7.  Zivilsenat  Vom  8.  Hftrz  1905. 

Prallt.  Enteign.-Qes.  vom  II.  Juni  1874  §  8.  Besondere  fir  das  Rettsrndstück  er- 
wnhMide  Vtrttllt  sind  auf  die  für  die  Wertsvermindernng  derselbM  ZI  lewUirtMle 

Entschädigung  in  Anreclinung  zu  bringen. 

Der  Beiufungsrichter  verkennt  den  Begriff  der  Sondervorteile. 
Dass  er  sie  i\berhaapt  für  anrechnungsfähig  erklärt,  soll  nicht  ü:ein iss- 
billigt werden.  Schlechthin  unzulässig  ist  die  Anrechnung  von  Vorteilen, 
die  bei  einer  Teilenteignuug  fiir  das  Restgrundstück  erwachsen,  welcher 
Art  sie  auch  sein  mögen,  auf  die  Entschädigung  fiir  den  enteigneten 
Grundstii(  ksteil  (Urteil  des  erkennenden  Senats  vom  2.  Februar  1904, 
BG.  57,  242  ff.,  und  die  dort  angefahrte  Judikatur).  In  dem  Urteil  ist 
aber  auch  weiter,  insbesondere  aus  der  Entstehangsgescbichte  des  Ent- 
eignungsgesetzes, dargelegt,  dass  die  Anrechnung  der  allgemeinen, 
nicht  nur  für  den  Eigentümer  des  Eestgrondstftcks,  sondern  Ihr  alle 
benachbarten  GmndstAckseigentttmer  ans  einer  Strassenanlage  er- 
wachsenden Vorteile  anf  die  für  die  Wertsminderang  des  Best- 
gnindst&cks  zn  gewährende  Entsebüdigong  ansgeschlossen  sei.  Die 
Frage  der  Anrechnangsfäbigkeit  besonderer,  f&r  das  BestgrnndstQck 
erwachsender  Vorteile  ist  nicht  entschieden.  Sie  ist  aber  in  dem 
spftteren  Urteile  vom  29.  April  1904  (Rep.  VII  541.  03)  bejaht,  weü  die 
Anrechnung  solcher  Vorteile  weder  durch  das  Enteignungsgesetz  noch 
durch  das  Fluchtliniengesetz  verboten,  nach  allgemeinen  Grundsätzen 
aber  geboten  sei;  insoweit  die  auf  dasselbe  Ereignis,  näiulicli  die  für 
das  bestimmte,  konkrete  Untcrnelinien  erfolgte  Enteignung,  zuriick- 
zuführenden  Vorteile  die  Naclileile  ausglidieu,  sei  das  Ereignis  kein 
schadenbringendes.  Hieran  ist  festzulialten.  Aber  ftir  die  Anwendung 
dieser  Sätze  fehlt  es  im  gegenwärtigen  Fall  au  der  tatsächlichen  Unter- 
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läge.  Der  Benifungsrichter  gewinnt  sie  lediglich  dadurch,  dass  er  die 
duich  dag  UnternelmieD  (die  Anlegung  der  Biamarekstrasse)  gescluiffeae 
Möglichkeit,  ein  Wohnhaus  an  der  neuen  Strasse  zu  errichten,  als  be- 
sonderen Vorteil  kennzeichnet.  Es  ist  indessen  nicht  ersiditlich,  dass 
diese  Möglichkeit  nicht  in  gleicher  Weise  allen  Anliegern  der  neuen 
Strasse,  gleichviel  ob  sie  von  ihrem  Gmndbesits  etwas  haben  abtreten 
mtlsaen  oder  nicht,  zngnte  komme  nnd  dass  es  ein  nur  den  Elftger  H. 
berührender  Vorteil  sei,  wenn  er  infolge  des  Strassenansbanes  einen 
Banplatz  erhält   

Nr.  6K.  Entseh.  des  Dentsehen  Relehsgeriehts. 
8.  Zivilsenat.  Tom  7.  Mära  1906. 

i Jur.  Worlipiisrhr  XXXIV  tl9or>   Vr  9  S        ZIfT  5  ■ 

g§  I,  3  Haftpfl.-Ges.,  ^  254  Abs.  I  BGB.  bezweckt  nicht  eine  Art  Aufrechiung  des  beider- 
seitigen VerschMideas,  soaden  briigt  iir  zin  Ausdruck,  dass  bei  der  Teilaug  de« 
Sobaddat  der  6nMl  tf«r  artloMleliw  Wirfcaai  iat  VtrtotaMwit  JeiM  Teito  fewaadtra 

zu  berioksiohtigen  eel. 

Dem  Berufungsgerichte  ist  dann  beizutreten,  dass  auch  dem  Kläger 
eine  fahrlässige  Handlungsweise  zur  Last  fällt.  Bedenklich  erscheint 
allcrdinpfs  seine  weitere  Ausführung,  dass  das  Verseheu  des  Beklagten 
übeiwiefTt'  b/,\v.  (las  Veiselieii  des  Kläp:ers  an  Schwere  dasjenige  des 
Beklagten  nicht  eneichc  nnd  darum  pUiit  dem  ersten  Richter  die  Ent- 
sieliiiny  des  Scliaih^ns  in  dem  Masse  vorwiegend  als  vom  Beklagten 
verursacht  anzusehen  sei,  dass  letzterer  noch  für  die  Hälfte  des 
Schadens  allein  verantwortlicii  erachtet  werden  müsse".  Das  Berufungs- 
gericht scheint  hiernach  den  §  254  BGB.  dahin  aufzufassen,  dass  der 
Schädiger  nur  insoweit  hafte,  als  sein  Verschulden  dasjenige  des  Be- 
schädigten Überwiege,  d.  h.  soweit  sich  zn  seinen  üngansten  ein  Ueber- 
schuss  an  nrsftchlichem  Versebnlden  ergebe.  Das  ist  aber  aas  dem 
Gesetz  nicht  zn  entnehmen.  Der  §  254  bestimmt  vielmehr  (vgl.  die 
Fassung  des  §  222  des  I.  Entwurfs)  ganz  allgemein,  dass  nach  den  Um- 
stftnden  des  Falles  zu  ermessen  sei,  ob  nnd  wie  weit  der  eine  oder 
andere  zum  Schaden  beigetragen  habe  und  zum  Schadensersatz  ver- 
pflichtet sei.  Die  jetzige  Fassung,  dass  .insbesondere"  zu  berttck- 
sichtigen  sei,  iawieweit  der  Schaden  „vorwiegend"  von  dem  einen  oder 
andern  Teile  verursacht  worden  sei,  bezweckt  nicht  eine  Art  Auf- 
rechnung des  beiderseitigen  Verschuldens,  sondern  bringt  nur  zum  Aus- 
druck, dass  hei  der  Teilung  des  Schadens  der  Grad  der  ursächlichen 
Wirkuiifi:  des  Verschuldens  jedes  Teils  besonders  zu  berücksichtigen  sei. 
(Prot,  der  II.  Kommission,  Achilles  nnd  (thii.  Hd.  I  S.  .300,  vjil.  auch 
RG.  r)4,  13.)  Hiernach  ist  das  freie  Ernit-s.^cn  des  (leridits  unter  Be- 
rii(  ksichti'^nnpr  der  angegebenen  Diiektive  ninss-j^ebend,  und  sind  die  Er- 
wäguugeu  des  Berufungsgerichts  nicht  zu  billigen. 
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Nr.  57.  Entseh.  des  Dentsehen  BelehsgeridifB. 
7.  Zivilsenat  Vom  7.  März  1905. 

PreMS.Eiiteigii.-6e«.  vom  II.  Juii  1874  8,  10  Abs.  I.  Osr  BeirNT  iir  vslistisilgei 
EiMUlHM  ern»rdsrt  «a  BerlektlcMIgssfl  «es  MIvMuileü  Wertes  fir  des  Est- 

olisotos,  tseb  hezlglleb  im  Ersstztaadss. 

§  8  enthält  nur  eine  besondere  Anwendung  des  im  §  1  dasellMt 
festgestellten  Gmndsatses,  dsss  das  Eigentum  nur  gegen  vollständige 
Entsehädigiing  enteignet  werden  darf.  Diese  vollständige  Ent- 
sehädignng  bestellt  nicht  nur  in  dem  Werte,  den  die  enteignete  Sache 
für  jedermann  liat,  sie  umfasst  vielmehr  auch  alle  dieijenigen  besonderen 
Vorteile,  welche  die  Sache  zwar  nicht  für  jedermann,  aber  doch  gerade 
für  den  Enteigneten  hat,  d.  h.  ihren  individuellen  Wert.  Zwar  ist 
dem  Berufiingsrichter  darin  beizutreten,  dass  bei  der  Festsetzung  der 
Entscliiidigung  die  persönlichen  Eigenschaften  und  Fähigkeiten  des 
Klägers  völlig  ausser  acht  zu  lassen  sind,  da  sie  ihm  nicht  enteignet 
sind,  er  sie  vielmehr  auch  nach  der  Enteignung  in  gleicher  Weise  wie 
früher  ausnutzen  kann.  Dagegen  sind  für  die  Bestimmung  des  indi- 
viduellen Wertes  die  besonderen  wirtschaftlichen,  insbesondere  auch 
die  gewerblichen  Verhältnisse  in  Betracht  zu  ziehen,  in  denen  sich  der 
Euteignete  befindet.  Die  Vorteile,  die  das  Grundstück  dem  Enteigneten 
mit  Bocksicht  auf  diese  besonderen  wirtsehafUichen  Verhältnisse  des 
Besitxers  gewährt  hat,  bemhen  ebenfalls  anf  den  fttr  die  Benntznngs- 
l&higkeit  des  Omndstflcks  massgebenden  dinglichen  Eigenschaften  des 
Grandstftcks.  Ihre  Beräcksichtigiing  stellt  die  Anwendung  eines 
objektiven  Massstabes  Ar  die  Bewertung  insofern  dar,  als  diese  be- 
sonderen Voileile,  das  ist  der  individnelle  Hehrwert,  iftr  jede  Person 
sich  ergibt,  die  sich  in  gleichen  wirtschaftlicben  Verhältnissen  wie  der 
E<nteignete  befindet,  mögen  ihre  persönlichen  Eigenschaften  sein,  welche 
sie  wollen.  Im  übrigen  kann  hinsichtlich  der  Abgrenzung  und  der 
Tragweite  des  Begrifi'es  des  zu  entschädigenden  individuellen  Werts 
hier  des  näheren  auf  die  Grundsätze  verwiesen  werden,  die  in  dem 
Urteile  des  V.  ZS.  des  RG.  vom  4.  November  1893  (Bd.  32  S.  298) ')  dar- 
gelegt und  auch  für  die  spätere  Recht spiechung  massgebend  geblieben 
sind.  Der  bezeichnete  Rechtsirrtuni  des  Berufungsrichters  führt  aber 
nicht  zur  Aufhebung  des  Berufungsurteils,  denn  dieses  beruht  nicht 
auf  diesem  Rechtsirrtuni,  vielmehr  auf  einer  im  Ergebnisse  zu  billigenden 
Anwendung  des  im  i?  10  des  Enteignungsgesetzes  enthalteneu  Rechts- 
grundsatzes, Inhalts  dessen  die  bisherige  Benutzungsart  des  enteigueteu 
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Gi'uuiUUicks  bei  der  Abschätzung  nur  bis  zu  demjenigen  Geldbetrage 
Berücksichtigung  finden  darf,  der  erfurderlich  ist,  damit  der  Eigeniftmer 
ein  anderes  Onmdstflck  in  derselben  Weise  nnd  mit  gleichem  ESrfolge 
benutzen  kann.  Diese  Bestimmung  beruht  gerade  auf  dem  Prinzip, 
dass  dem  Eigentftmer  in  dem  vollen  Werte  des  enteigneten  Grundstücks 
auch  sein  Interesse,  aber  freilich  nicht  mehr  als  sein  Interesse,  Ter- 
gtttet  werden  soll.  Zwar  fiUlt  auch  bei  diesem  Punkte  dem  Berufungs- 
richter ein  rechtUcher  Verstoss  insofern  sor  Last,  als  er  annimmt, 
das  Gesetz  gehe  von  Vorhandensein  von  Ersatzland  ans,  nnd  es  liege 
deshalb  dem  enteigneten  Kläger  der  Beweis  ob,  dass  im  vorliegenden 
Falle  Ersatzland  zu  bestimmten  Preisen  nicht  vorhanden  gewesen  sei. 
Denn  regelmässij^  ist  die  Frage,  ob  im  einzelnen  Falle  die  durch  die 
Bestimmung  des  §  10  Ab.s.  1  nach  oben  hin  gezogene  Schranke  fftr  die 
Höhe  der  Entscliädiü:iinp:  g^egeben  sei,  von  Amts  wegen  zu  untersuchen 
(RG.  45,  253  und  JW.  158  Ziff.  38) Der  Fehler  des  Beruf unpfsrichters 
ist  aber  dadurch  geheilt,  dass  er  auf  Grund  der  stattgehabten  Beweis- 
aufnahme in  nicht  zu  beanstandender  Weise,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Beweislast  der  einen  oder  der  anderen  Partei,  feststellt,  es  seien  nicht 
mehr  als  20  Maik  lür  den  Ar  des  enteigneten  Landes  erforderlich, 
damit  der  Kläger  ein  anderes  Grundstück  in  derselben  Weise  und  mit 
dem  gleichen  Erfolge  wie  das  enteignete  benutzen  könne. 

Nr«  58.  Bntsoh.  des  Oesterr.  Verwaltuigsgerielitsliofbs. 

Vom  10.  März  1905. 

(Ocsfcrr  Klsenb  -Verordn.-Bl.  XVIH  HGor)  Nr.  75  S  1732) 

Rekurse  gegen  Entscheidungen  der  politischen  Behörden  sind,  sofern  nicht  im  einzelnen 
Gesetze  ausdrücklieb  eine  andere  Bestlmnung  getroffen  ist,  bei  Jener  Bebörde  einzo- 
brhii«,  waloiw  Ii  tnter  litbu»  ile  EntsehsMung  gefUlt  tat  (ZsfilwtiitfssiSi 

aiftleissbelt). 

Das  Ifinisterinm  des  Innern  hat  im  EinTernehmen  mit  dem  Etisen- 
bahnministerinm  den  Beknrs  als  yersp&tet  znrfickgewiesen. 

In  der  vorliegenden  Beschwerde  wird  diese  Entscheidnng  mit  der 

Behauptung  bekämpft,  es  bestehe  kein  Gesetz,  dass  Rekurse  gegen 
Statthalterei-Entscheidungen  nur  bei  der  Stattlialterei  cingebraclit 
werden  könnten;  der  Rekurs  sei  lange  vor  Ablauf  der  Rekursfrist  bei 
der  k,  k.  Bezirkshauptmann.vcluift  eingebracht  worden,  und  könne  die 
Verzögerung  in  der  Voilage  des  Rekurses  an  die  Statthalterei,  die 
seitens  der  Bezirkshaiiptniaunschaft  ohne  Grund  eingetreten  sei,  nicht 
zum  Nachteile  der  rekursfüluenden  Partei  angerechnet  werden. 

Der  Bezirksausschuss  übersieht  hierbei  die  ausdrückliche  Anorduuug 

*)  S.  in  dieser  Zettsdirift  Band  XVn  Seite  127—130. 
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in  §  2  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1896.  RGBl.  Nr.  1,  dass  Rekurse  gegen 
Eatschciduuf^eu  der  i)ulitiücheii  Huhürdeii  (von  jenen  Fallen,  wo  einzelne 
Gesetze  aii.sdriicklicli  eine  anderweitige  Bestimmung  treffen,  abgesehen) 
bei  jeuer  Behörde  einzubringen  sind,  welche  in  erster  Instanz  die  Ent- 
scheidung gefällt  hat.  Ebensowenig  steht  ihm  irgend  ein  Gesetz  zur 
Seite,  wenn  er  ans  dem  S&amnis  der  politischen  Bezirksbehörde  bei 
Vorlage  des  Bekarses  an  die  dnrcli  das  Qesetf  berufene  Einbringangs- 
stelle  die  Folge  ableiten  will,  dass  deshalb  der  Eintritt  der  Rechts- 
kraft der  Statthalterei-Entscheidnng  hätte  als  anfgesehoben  gelten 
mftssen. 

Ein  Bechtsmittel  gibt  nach  den  geltenden  Vorsehriften  nnr  dann 
einen  Anspruch  aaf  eine  meritorische  Entscheidung  der  Oberbeh&rde, 
wenn  es  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  and  bei  der  durch  das  Gesetz 
beieichneten  Einbringungsstelle  eingelangt  ist. 

Bei  dieser  Bechtslage  mnsste  die  Beschwerde  als  unbegrOndet  ab- 
gewiesen werden.   

Nr.  69.  Beschluss  des  Bezirksausschusses  Osuabrftek. 
Vom  14.  März  1905. 

(PNOH.  Terw.-BL  JXn  Mr.  W  a  UL) 

BalMlwfirarlrtMkaflei  failia  sisht  «Rttr  §  33  dsr  Smvtrlflerfsssg. 

Der  Bearksansschuss  ist  bereits  in  einer  früheren  Entscheidung 
der  Auffassung  des  Eammergerichts  in  dem  Urteil  Tom  26.  Märs  1903 

beigetreten,  dass  Bahnhofswirtschaften  nicht  unter  den  §  33  der 
Gewerbeordnung  fallen,  da  der  Gewerbebetrieb  der  Eisenbahn- 
Unternehmungen  sich  auf  dieselben  mit  erstrecke.  Schankwirtschaften, 
die  in  den  Räumen  der  Bahnverwaltung  errichtet  werden  und  in  erster 
Linie  den  Zweck  haben,  dem  Reisepublikum  zu  dienen,  stehen  in  so 
engem  Zusammenhange  mit  dem  Bahnbetriebe  selbst,  da.^s  sie  nur  als 
Teil  des  letzteren  aufgefasst  werden  kiuiiieii.  Als  solcher  unterstehen 
sie  aber  nach  §  6  der  Gewerbeordnung  den  Vorschriften  dieses  Ge- 
setzes nicht.   

Nr«  60.  Entseh.  des  Oestenr.  Obersten  Qeriditshofts« 
Vom  18.  Hftrz  1905. 

(AUg.  Tar.-Anz.  Jahrg.  24  (1906)  Nr.  S4  S.  44t.) 

Nach  Art.  401  HGB.  und  dem  s.  g.  orientalischen  Betrlebs-Reglement  ist  die  Aufgabe- 
bahn  passivlegitimiert  in  betreff  der  Klage  auf  Erstattung  des  von  einer  Folgebalin 
elsgsieieaee  FraoMiuohlait.  OtrsaM«  itt  sseii  daii  varfalltn,  wtm  die  aiiriobtlie 

MdurtllM  Ii  KlMi  «tilMs  erftigte*). 

Nach  §  49  Abs.  1  des  hier  massgebenden  Betriebs^Beglements  für 

0  Eger,  Komm.  z.  Internat.  Uebereink.  2.  Aufl.  S.  132  und  zur  Dtsclu  Eisenb.- 
Verfc-Ordn.  2.  Anfl.  S.  268. 
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den  direkten  Verkehr  zwisclien  Deiitx  lilaiid  und  Oesterreich  -  Unpirn 
einerseits,  ISerbieii.  Bulgarien  und  der  Türkei  andererseits,  sowie  der 
drei  letztgenannten  LRndergebiete  untereinündt-r,  giiltig  vom  1.  Mai 
1898,  mit  Nachtrag  II,  gültig  vom  1.  April  1903,  haftet  der  Absender 
flkr  die  Bicbtigkeit  der  in  dem  Frachtbriefe  aofgenommenen  Angaben 
and  Erkiftrongen  und  trftgt  alle  Folgen,  welche  ans  nnriehtigen,  unge- 
nauen oder  ungeuiigenden  Erklftmngen  entspringen.  Eine  Folge  der  in 
dem  vorliegenden  Falle  tatsächlich  erfolgten  unrichtigen  Angabe  des 
Inhaltes  der  Sendung  besteht  nach  §  49  Abs.  6  dieses  Reglements  in 
der  Verpflichtung  zur  Zahlung  eines  Frachtzuschlages.  Diese  Zahlung 
obliegt  dem  Absender  TermOge  der  Übernommenen  Haftung  ohne  Rttck- 
sieht  darauf,  ob  ihn  an  der  unrichtigen  Deklariernng  ein  Verschulden 
trifft  oder  nicht.  Auf  den  juristischen  Charakter  dieses  Fracht- 
znscklages  kommt  es  gar  nicht  an,  da  der  Absender  nach  dem  klaren 
Wortlaute  des  Betriebs-Keglements  in  jedem  Falle  dafür  aufzukommen 
hat.  Kr  liaftet  für  die  Kol<i:eii  der  unrichtigen  Angabe,  mag  dieselbe 
auf  was  immer  für  eine  Ait  entstanden  sein.  Da  diese  durch  Ein- 
gehung des  Fiarht vertragen  übeinummene  Haftung  von  dem  Verschulden 
des  Absenders  unabhängig  ist.  liegt  tiarin,  dass  das  Berufungsgericht 
auf  die  Frage  des  YeräcUuldeus  nicht  eiugegaugeu  ist,  kein  Maugel 
des  Verfahrens.  

Nr.  61.  Entseh.  des  Bentselien  RelehsgertelitB. 

6.  Zivilsenat.    Vom  23.  März  1905. 

(Jur.  WocIuMir'clir.  XXXIV  .  mäi  Nr.  9  8.  288  Ziff.  4.) 

I,  3  Reichshaftpfl.  Ges.,  §§  252,  843.  844  BGB.,  9  323  ZPO.   Bei  Zusprechung 
einer  Rente  ist  das  Geriolit  aucli  zur  zeitlichen  Begrenzung  derselben  nach  Massgabe 
du*  VeniMeriig  der  ErwerlitfUilikeit  iareh  »lelnitMlM  Alter  verpilefcteL 

Bei  Zusprechung  einer  Rente  gemftss  §  84S  oder  §  844  BOB.  hat 
das  erkennende  Gericht  schon  jetzt  die  voraussichtliche  künftige  Ge- 
staltung der  Verhältnisse,  welche  für  die  Dauer  und  den  Umfang  des 
Rentenanspruches  massgebend  sind,  soweit  überhau])t  diese  künftige 
£utwickelttng  nach  dem  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge  oder  nach  den 
besonderen  Umständen  sich  zum  voraus  ermessen  lässt,  in  Rücksicht  zu 
nehmen.  Diese  Aufgabe  wird  dem  Gericht  auch  durch  die  Vorschrift 
des  §  323  ZPO.  nicht  abgenommen,  da  diese  Bestimmung  nur  für  die- 
jenigen Fälle  Vorsorge  trillY.  wo  eine  wesentliche  Aenderung  in  den 
Verhältnissen,  welche  bei  deni  frülu'ix-ii  Urteile  nach  Massgabe  des 
bürgerlichen  Rechtes  in  Betracht  zu  ziehen  waren,  nachträglich  ein- 
getreten ist.  (Vgl.  Gaupp -.Stein,  Zl'O.  §  323  Ziffer  H  3  und  Note  11 
und  12,  Urteile  des  R(t.  vom  5.  Jariuar  1905  in  Sachen  Stadtgenieinde 
M.  c.  B.  VI  96/04,  vom  5.  Januar  1905  in  Sachen  L.  c.  B.  Vi  130/04, 
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vom  2.  März  1905  in  Sachen  N.  c.  H.  VI  374/04.)  Zu  den  Verhältnissen, 
welche  bei  der  Bemessung  des  Rentenbezuges  nach  Betrag  und  Zeit- 
dauer von  Yoruherein  in  Rechnung  zu  nehmen  sind,  gehört  f&r  die 
Bogel  auch  der  Eintoas,  den  erfahrungsgemftss  das  zunebmende  Lebens- 
alter anf  die  ErwerbsfähJgkeit  des  Berechtigten  ausübt  bzw.  ohne  das 
Dazwischentreten  des  die  Haftpflicht  begrfindenden  Ereignisses  nach 
dem  natArlichen  und  normalen  Verlaufe  ansgeftbt  haben  wArde.  JHe 
Unterstellung  des  Berufungsgerichts,  dass  der  Bechtsbehelf  des  §  323 
ZPO.  in  dieser  Richtung  dem  Ersatzpflichtigen  das  Mittel,  eine  Aendemng 
de.s  Urteils  herbeizufuhren,  an  die  Hand  gebe,  beruht  anf  Rechtsirrtaro. 
Es  mag  nnn  allerdings  Fälle  geben,  in  denen  es  nach  den  obwaltenden 
Umständen  nicht  möglich  ist,  die  künftige  Gestaltung  der  Sachlage 
vorausschauend  und  unter  Absehen  von  dem,  durch  das  schadenbringende 
Ereignis  geschaffenen  Zustande  auch  nur  mit  annähernder  Bestimmtheit 
zu  ermessen.  Allein  ein  derartiger  Fall  liegt  hier  oflfenbar  nicht  vor. 
Das  Berufungsurteil  spricht  auch  nur  davon,  es  lasse  sich  zurzeit  nicht 
^mit  Sicherheit"  saireii,  wie  sich  die  Dinge  gestalten  wünleii.  Es  ist 
nicht  abzusehen,  weshalb  es  im  gegenwärtigen  Falle  nicht  angängig 
sein  sollte,  nach  dem,  was  fiir  die  Lebensverhältnisse  der  hier  frag- 
lichen Art  als  das  Regelmässige  sich  darstellt,  unter  i^erücksichtigung 
der  bereits  festgestellten  oder  noch  weiter  zu  ermittelnden  konkreten 
Umst&nde,  namentlich  der  körperlichen  und  beniflichen  Verb&ltnisse  des 
Klägers,  die  Fortdauer  seiner  Erwerbsf&higkeit  oder  eine  mit  zn^ 
nehmendem  Alter  eintretende  bzw.  fortschreitende  Yermindernng  der-' 
selben  (als  mit  WahrscheinUcbkeit  zu  erwarten,  BOB.  §  ^2),  zeitlich 
zu  bestimmen  und  hiemach  den  Rentenanspruch  zu  begrenzen. 


Nr.  62.  Entsch.  des  Dentsehen  Reichsgerichts. 
8.  Zivilsenat.  Vom  31.  März  1906. 

(Dm  BMht  IZ  Nr.  11  &  818.) 

Eft  ElsenbahnschalterbeaMtsr  bei  der  Fahrkartenausgabe  Ist  in  einem  reichsgesetzlloh 
der  Unfaliverslcherung  anttrlitgtodea  Betriebe  beschäftigt;  Betriebsunfaii. 

Die  Revision  erkennt  an,  dass  unter  Eisenbahnbetrieb  im  Sinne 
des  Gesetzes  nicht  nur  das  Bewegen  von  Fahrzeugen  auf  Eisenschienen 
zu  verstehen  ist,  sondern  dass  auch  die  sogenannten  Nebenbetriebe 
unter  den  Bf  <ri  iff  des  Kisenbahnbetriebes  fallen.  Das  Urteil  des  ß.  ZS. 
vom  10.  November  1890  (R(i.  27,  31  ff.),  auf  welches  die  Revision  Bezug 
nimmt,  steht  der  Annahme  des  Berufungsgerichts,  da.ss  auch  der 
Schalterbeamte  der  Eisenbahn  zu  den  im  Betriebe  der  Eisenbahn  be- 
schäftigten Personen  zu  zählen  sei,  nicht  entgegen.  In  diesem  Urteil 
wird  ausgesprochen,  dass  es  sich  bei  dem  „gesamten  Betrieb  der  Eisen- 

ügor,  KUoabaitureclitllcUc  KnMnlioidangou  XXIL  ^ 
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bahnverwaltangeii"  nicht  nur  nm  den  eigentlichen  Bahnbetrieb  im 
engeren  Sinne,  sondern  nm  alle  Betriebe  und  technischen  Verrichtungen 
handele,  welche  mit  dem  Eisenbahndienste  zusammenhingen  nnd  zu 
diesem  Betriebe  als  solchem  gehören,  nnd  dass  im  Sinne  des  §  1  Abs.  1 
UVersG.  der  Betrieb  nicht  nur  die  Summe  aller  deijenigen  T&Ugkeiteti 
umfasst,  welche  den  Zwecken  des  Betriebes  unmittelbar  dienen, 
sondern  auch  jene,  welche  die  Zwecke  des  Betriebes  mittelbar 
fördern  (vgl.  auch  RG.  24.  124).  Hiernach  sind  aucli  solclie  Tätig- 
keiten, welche  die  Beförderung  von  Personen  durch  die  Eisenbahn 
vorbereiten  und  somit  den  Personentransport  der  Eisenbahn  mittelbar 
fördern  —  wie  die  Abfertigung  und  Ueberführung  des  Gepäcke.s  zu 
den  Zügen  (vgl.  Handbuch  der  Unfallversichening  2.  Aufl.  (1897)  S.W.) 
Nr.  14,  S.  470  Nr.  14b).  die  Ausgabe  der  Fahrkai ten  am  Ei.^enbahn- 
schalter  —  zum  cresamteii  Betriebe  der  Ei.senbahn  zu  reclmen.  Zu- 
treftend  führt  das  Berufungsgericht  aus,  dass  <iie  Tätigkeit  des  Sclialter- 
bcamten  der  Eisenbahn  mit  derjenigen  der  Schalterbeamten  der  Post 
hinsichtlich  ihrer  Gefährlichkeit  nicht  auf  eine  Stufe  gestellt  werden 
dttrfe.  Der  Dienst  des  Scbalterboauiten  der  Eisenbahn  unterliegt  ver- 
möge der  Eile,  mit  der  die  Fahrkartenausgabe  an  das  andrängende 
Publikum  in  einer  meist  kurz  bemessenen  Zeit  geschehen  mnss,  nnd 
vermdge  der  Unruhe  und  Aufregung,  von  der  das  PubUknm  erfalimngs- 
massig  häufig  ergriffen  wii'd,  nnd  die  sich  auf  den  Schalterbeamteu 
leicht  übertragt,  besonderen  Gefahren,  die  mit  dem  Betriebe  der  Eisen- 
bahn im  Znsammenhang  stehen;  Hat  hiernach  das  Bemtagsgericht 
ohne  Bechtsirrtum  angenommen,  da»s  der  Schalterdienst  der  Eisenbahn 
zu  dem  gesamten  Betrieb  der  Eisenbalin  im  Sinne  des  GewUVersG.  zu 
rechnen  ist,  so  bestellt  kein  rechtliches  Bedenken  g^n  die  Feststellung 
des  Berufungsgerichts,  dass  der  Unfall,  von  dem  der  Kläger  am 
29.  Dezember  1900  betroffen  wurde,  als  Betriebsunfall  anzu.sehen,  und 
der  ursächliche  Zusammenhang  des  Unfalles  mit  dem  Betriebe  selbst 
und  dessen  Gefahren  gegeben  sei. 

Nr.  63.   Entsch.  des  Deutschen  Reiclisitoriehts. 

2.  Zivilsenat.    Vom  14.  April  1906. 

Mur  W.ii  lisMischr.  Jalirj,'.  H4  Nr.  U  S.  34ö.i 

§  57  Abs.  2  Preu88.Enteign.  Ge8.  vom  II.  Juni  1874.  Wegfall  des  Vorkaufsrechts  bei 
Abtrttaiig  ies  «iiteloMtes  fireidstOelis  iireh  des  Enteiiier  as  eisea  aedaree  Estefiesr. 

Nach  der  tatsftchlichen  Feststellung  des  Bemfongsgerichts  hat  der 
Fiskus  das  zugunsten  seiner  Bechtsvorgängerin,  der  Bergisch-Mftrkischen 
Eisenbahngesellschaft,  enteignete  Grundstock  der  Beklagten  durch  Ver- 
trag erat  abgetreten,  als  dieser  bereits  behufs  Anlage  eines  neuen 
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Kheinhateiis  das  Enteignungsrecht  verlielien  und  das  fragliche  Grund- 
stück in  dem  Beschlüsse  des  Rezirksausscliusses  zu  Düssehlorf  vom 
8.  Juli  1890,  betreffend  die  endgültige  Planfe.ststellung,  dem  Enteignungs- 
rechte der  Beklagten  uuterwoi  fcn  erklärt  war.  Das  Berufungsgericht 
hat  das  Vorkaufsrecht  des  Klägers,  das  allein  in  der  Berufungsinstanz 
noch  streitig^  war,  mit  der  Ausführung  verneint,  in  dem  §  57  Abs.  2 
des  Gnteignungsgesetzes,  anf  Gnmd  dessen  der  Kläger  das  Vorkanfs- 
recht  in  Anspruch  nehme,  seien  die  FftUe,  in  denen  Teile  von  Grand- 
Stücken  infolge  des  verliehenen  Enteignungsrechts  zwangsweise  oder 
dnrch  freien  Vertrag  an  den  Unternehmer  abgetreten  worden  seien, 
einander  gleichgestellt  So  wenig  im  Falle  der  Dnrchffthrang  des  Ent- 
eignangsTerfahrens  nach  Wortlaat  ond  Sinn  der  bezogenen  Oesetzes- 
bestimmnng  von  einer  Absicht  der  Verftusserung  nnd  Ton  einem  an- 
gebotenen Kaufpreise  die  Rede  sein  kOnne,  ebensowenig  finde  das 
Vorkaufsrecht  in  dem  Falle  statt,  wenn  das  dem  Enteignnngsrechte 
nnterworfene  Grundstück  unter  dem  Dnu^ke  des  Enteignangsrei-fahrens 
und  zur  Venneidunfr  seiner  Durchführung  dem  Unternehmer  dnrch 
Vertrag  abgetreten  werde.  Diese  Erwägungen  erscheinen  rechtlich  zu- 
treffend. Nach  dem  Grunde  des  Gesetzes  soll  dem  Enteigneten  durch 
das  Vorkau fsrcclit  für  den  Fall,  dass  die  enteigneten  Grundstücksteile 
für  den  Enteignungszweck  siiiiter  entbehrlich  werden  und  ver- 
äussert werden  sollen,  die  Möglichkeit  zum  Wiedererwerb  des  ihm  einst 
zwangsweise  entzogenen  Eigentums  und  damit  zur  Wiederherstellung 
(Arrondierung)  seines  ursprünglichen  Besitze.s  geboten  werden.  An  der 
Möglichkeit  einer  solchen  Wiedervereinigung  fehlt  es,  wenn  der  nr- 
sprUngliche  Enteigner  das  enteignete  Grandstfiek  später  im  ftlTentliehen 
Interesse  einem  anderen  Enteigner  abtreten  mnss. 


Nr.  64.   Entseh.  des  Ue/irksgerichts  für  Handelssachen  in  Wien. 

Vom  15.  April  1U05. 

AHg.  T«r.«ABi.  Jahrg.  M  (tm)  Hr.tt  8. 4o->.      Zeitsdir.  1  d.  InMfUt.  BlMBl>.'Tnni^  ZftI  (IM») 

Heft  7  s.  1 

nie  HafUMMhränkung  de«  9  78  Betr.-Refll.  konmt  bezüglich  des  I-,  bzw.  2-prozenti8en 
Caiea  isr  Etotabifta  aieli  *uw  natatlMi,  www  htl  i«i  Nomalsatt  Iber- 
ttolgMdM  Maske  •rwieeeasrmMe«  «iie  vm  der  ElMiMn  zn  vertretende  UrsMhe 
■lliewirfct,  ihie  dast  sMi  feststellen  iiesse,  ob  das  gaate  Maiiie  aif  dieee  UrtaolM 

zurückzufOhren  sei. 

§  78  (5)  Retr.-Regl.  hebt  keineswegs  die  Rescliränkung  der  Haft- 
pflicht der  Eisenbahn  schon  dann  auf,  wenn  überliauiit  erwiesen  ist, 
dass  ein  Verlust  niclit  infolge  der  natürlichen  Beschaffenheit  des  Gutes, 
sondern  aus  anderen  Gründen,  wie  z.  B.  dnrch  Entwendung,  entstanden 
ist,  sondern  nur  dann,  wenn  der  Verlust  in  der  bezeichneten  Weise 
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entstanden  ist.  das  ist  also,  wenn  nachte  wiesen  ist,  dass  der  franze 
festj^est eilte  GewielitsveiiiisL  auf  andere  Ursachen  als  die  uatürliche 
Beschairenheit  der  Güt€r  zuriickzufiiliren  ist. 

Dass  diese  Auslegung  die  richtige  ist,  ergibt  sich  noch  weiter  aus 
folgenden  Erwägungen:  §  78  Betr.-Regl.  beschränkt  die  Haftung  der 
Eisenbahn  in  Ansehung  derjenigen  <3^ftter,  welche  nach  ihrer  Beschaffenheit 
beim  Transport  regelmissig  einen  Verlust  an  Gewicht  erleiden.  Bs 
ist  nun  doch  ganz  klar,  dass  die  Tatsache,  dass  etwa  ein  kleiner  Teil 
des  Gutes  entwendet  worden  sei,  in  gar  keinem  Zusammenhangs  steht 
mit  dem  Gewichtsyerhiste  infolge  der  natflrlichen  Beschaffenheit  des 
Gutes,  dass  die  Regelm&ssigkeit  des  Verlustes  an  Gewicht  infolge  der 
natürlichen  Beschaffenheit  durch  die  Entwendung  nicht  aufgehoben 
wird,  dass  beide  Ursachen  des  Gewichtsverlustes  nebeneinander  bestehen 
können.  Der  ratio  der  angeführten  Bestimmung,  welche  darin  zn 
suchen  ist,  dass  die  Eisniibahn  nicht  Air  einen  Verlast  haftbar  sein 
soll,  der  nach  der  Natur  des  Gutes  regelmä.ssig  eintritt,  den  abzu- 
wenden also  ganz  ausserhalb  ihres  Machtbereiches  liegt,  würde  es  ganz 
und  gar  widersprechen,  wtiin  die  Eisenbahn  für  diesen  Verlust  trotz- 
dem dann  zn  haften  liattt",  wenn  neben  deniselhen  noch  ein  Verlust 
aus  haftbarem  Grunde  eiiitictreten  wäre.  Diese  Ar<jrumentation  würde 
dahin  führen,  dass  die  Eisenbahn  dann,  wenn  auch  nur  ein  Stück  Kohle 
im  Gewichte  von  1  Kg.  entwendt;t  worden  wäre,  doch  für  den  Verlust 
von  100  Kg.,  der  mangels  anderer  Momente  auf  Kalieren  zurückzuführen 
wäre,  haften  müsste. 

Die  Bestimmung  des  §  78  (6)  Betr.-Begl.,  auf  welche  El&ger  sich 
ebenfalls  bezogen  hat,  entkräftet  nicht  die  vom  Gerichte  angenommene 
Auslegung,  sondern  ist  ein  Argfument  für  dieselbe.  Da  nftmlich  bei  den 
im  §  78  Betr.-Regl.  angefOhrten  Gütern  ein  Ealieren  bis  zum  gänzlichen 
Verluste  ausgeschlossen  ist,  daher  ein  gänzlicher  Verlust  stets  auf  andere 
Ursachen  zuräckzufUhren  sein  mnss,  so  wäre  —  die  Richtigkeit  der 
klägerischen  Auslegung  vorausgesetzt  —  §  78  (6)  ttberflassig,  da  die 
Ausschliessung  der  Haftpflicbtbeschränkung  dann  schon  durch  §  78  (5) 
Betr.-Begl.  gegeben  wäre.   

Nr*  65.   Bescliluss  des  Oesterr.  Verwaltnugsgerichtshofes. 

Vom  1.  Mai  lüOö. 
(peMMT.  ElMab.-?«tord]i.-BL  XVIU  (I9QB)  Nr.  M  a  im.) 

Die  iR  Ausübusf  4»  staatlichen  Aiftioiitareobtes  Ober  die  berifafraoMwmkaflliobt 

Unfallversicherungsanstalt  der  08terreichi<^chen  Eisenbahnen  gefällten  Ministerial- 
eatscheidungeo  können  von  den  beteiligten  Bahnverwaltungcn  beim  k.  k.  VerwaltNM|§- 

gerichtshofe  nicht  angefochten  werden. 

Mit  der  angefocliteueu  Entscheidung  wurde  der  seitens  der  be- 
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schwel  (lefiihrenden  Gesellschaft  an  das  k.  k.  Ministeriuiu  des  Innein  ge- 
richteten und  von  diesem  im  Sinne  der  Verordnung  vom  29.  Mai  1890, 
RGBl.  Nr.  95,  dem  Eisenbahnministerium  zur  aufsieht«  behördlichen 
Verfügung  abgetretenen  Beschwerde  vom  14.  März  1903,  Z.  17.189AIV, 
wider  dieEntscheidangderberafsgenossenscbaftlicheii  Uufallversicberiings- 
anstalt derOstfliTdcliiflcheD  Bisenbahnen  vom  27.  Jiiiner  1908,  Z.  1115/1 A 
ex  1908,  betreifond  die  Versicherang  der  auf  den  geaeUschaftlielieii 
Streckend  Marebegg— Wien  und  Brnek  a.  d.  K—Wien  zeitweise  venncbs- 
weiseyerwendeten Bediensteten  der  kgl. Ungarischen  Staatseisenbahnen  ans 
den  Grflnden  der  angefochtenen  Entscheidung  keine  Folge  gegeben. 

Die  angefochtene  Entscheidnng  bezeichnet  sich  also  als  in  AosUbnng 
des  staatlichen  Aufsichtsrechtes  ergangen. 

Die  Bebandlang  der  erwfthnten  Beschwerde  als  Aufsiclitsbeschwerde 
erscheint  dadurch  vollkommen  begrttndet,  dass  die  Bescliwenlefübrerin 
die  Entscheidung  der  Unfallversichernngsanstalt  nicht  in  dem  Instanzen- 
zuge anfocht,  der  in  den  nach  §  1  AI.  2  der  Statuten  der  genannten 
Anstalt  auch  für  diese  massgebenden  §§  18  und  23  des  Gesetzes  vom 
28.  Dezember  1887,  RGBl.  Nr.  1  ex  1888,  vorgeschrieben  ist,  sondern 
ihre  Beschwerde  unmittelbar  bei  dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern 
einbrachte. 

Vom  aufsichtsbehördlichen  Standpunkte  aus  stellt  sich  die  ange- 
fochtene Entscheidung,  indem  sie  der  Beschwerde  gegen  die  Anstalts- 
entscheidung keine  Folge  gibt,  al.s  Verweigerung  der  Anwendung  des 
staatlichen  Aafsichtsrechtes  dar.  Da  nun  die  Ausflbung  des  Aufsichts- 
rechtes  des  Staates  zn  den  aosschliesslieh  im  Offientliehen  Interesse 
statuierten  Aufgaben  des  Staates  gehOrt,  so  steht  niemandem  ein  snb- 
jektiTes  Becht  auf  die  BetAtigung  dieses  Aufsichtsrechtes  zu. 

Es  erscheint  daher  auch  durch  die  angefochtene  Entscheidung  die 
beschwerdeführende  Gesellschaft  in  ihren  subjektiven  Hechten  nicht 
verletzt.  Die  vorliegende  Beschwerde  zeigte  sich  sohin  im  Sinne  des 
§  2  des  Gesetzes  vom  22.  Oktober  1875,  BGBl.  Nr.  86  ez  1876,  als 
anznlftssig. 


Nr.  €6.  Bntscik.  des  Dentsehen  Relehsgeriehts. 
8.  Zivilsenat.  Vom  2.  Hai  1905. 

Jnr.  Wochenschr.  Jahrg.  84  (1905)  Nr.  18  S.  870  Ziff.  10.) 

§  836  BGB.   Haftung  des  Gebäude-  oder  Werkbesitzert  auch  bei  Unterlassuag;  is- 

mittelbare  Einwirkung  auf  die  beschädigte  Sache  ist  nicht  erforderlich. 

Was  den  §  836  BGB.  anlangt,  so  nimmt  das  Berufungsgericht  mit 
Recht  an,  das.s  die  Haftpflicht  nicht  dnich  unmittelbare  Einwirkung 
des  eingestürzten  Gebäudes  oder  Werkes  auf  die  beschädigte  Sache  be- 
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dingt  ist  (RG.  52  Nr.  63  S.  239).  Dagegen  ist  es  unriclitig,  dass  eine 
Haftung  des  Fiskus  nicht  bestehe,  weil  nur  eine  Unterlassung  in  Frage 
komme  and  solche  in  Ermangelung  einer  Bechtopflicht  za  handeln 
rechtsnnerheblich  sei  Znnftchst  ist  es  fftr  die  Anwendung  des  BGB. 
in  bezng  avf  nnerlaobte  Handlangen  ganz  gleidigfiltig,  ob  eine  Unter- 
lassang oder  ein  Ton  in  Frage  kommt  (BG.  52  Nr.  98  S.  875/6).  So- 
dann aber  bestand  die  Bechtspflicht  znr  ordnaogsmftssigen  firriehtang 
oder  Unterhaitang  dee  Deiches  deshalb,  weil  der  Fiskus  die  za  ihrer 
Sicherheit  gegen  die  Wasserfluten  mit  besoaderen  Deichanlagen  Ter- 
sehene  Eiiaenbalniliüfanlapre,  die  auf  dem  sogenannten  Aussengrodon  ge- 
legen war,  f&r  den  öffentlichen  Verkehr  eröffnet  hatte  und  infolgedessen 
im  Vertrauen  auf  eine  ordnnngsmässige  Beschaffetiheit  jener  besonderen 
Deichanlagen  Personen  dort  verkehrten  und  Sachen  niederprelegt  wurden. 
Gerade  dem  §  836  BUB.  liegt  der  Gedanke  zugrunde,  dass  ein  jeder 
auch  für  Beschädigung  durch  seine  Sachen  insoweit  aufkommen  soll, 
als  er  dieselbe  bei  billiger  Rücksichtnahme  auf  die  Interessen  des 
anderen  hätte  verhüten  müssen  (RG.  52  Nr.  98  S.  379).  Die  in  §  836 
BGB.  geforderte  Fürsorge  bezüglich  der  Gefährdungen  ausschliessenden 
Beschaffenheit  oder  Behandlung  von  Eigentumsgegenständen  überhanpt 
ist,  sofern  der  allgemeine  Verkehr  und  die  Sicherheit  desselben  hiervon 
berührt  werden,  ein  Erfordernis  des  bttrgerlicbeo  Verkehrs  und 
Becfatslebens.   

Nr.  67.   Klitsch,  dos  Deutschen  Reichsgcriehts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  4.  Mai  1905. 

(Jar.  Wochen.schr^  .lalirg.  34  iA'.m^  Sr  lü  S  37o  Zill".  11.) 

§  843  BGB.  (§§  3,  7  Haftpflichtgesetz).  Sicherheitsleistuno  darf  nur  bei  Verurteilung 
zir  EstrtoMssg  elier  Rente,  lieiit  bei  der  IriMsen  Feeteteilmo  der  Veriillielitwig  nr 

ZairtHi  eiser  Reife  gefvNert  werden. 

Der  Abs.  2  des  §  843,  der  die  Terpflichtnng  znr  Sicherheitaleistong 
behandelt,  steht  im  engen  Zusammenhang  mit  Abs.  1;  nnr  für  die  Er- 
fttllnng  des  hier  dem  Verletzten  gegebenen  Anspruchs  kann  Sicherheit 
verlangt  und  zugesprochen  werden;  eine  Ausdehnung  dieser  Vorschrift 
anf  anders  geartete  Fälle  ist  wegen  ihrer  singulären  Natur  ausgeschlossen. 
Der  Abs.  1  behandelt  aber  seinem  Wortlaut  und  seinem  Sinne  nach  nur 
den  Fall  der  Entrichtung  einer  Geldrente,  den  Fall,  in  dem  eine 
solche  gefordert  und  zuerkannt  wird;  er  darf  daher  niclit  auf  Falle 
angewendet  werden,  in  welchen  lediglich  die  Feststellung  der  Ver- 
pflichtung zur  Zahlung  einer  (iililit-nte  gefordert  und  au.sge.sprochen 
wird.  Hiernach  erweist  sich  der  auf  Sicherheitsleistung  gerichtete  An- 
spruch als  unbegründet,  so  dass  unerörterl  bleiben  kann,  ob,  wenn  eine 
Verurteilung  zur  Leistung  einer  Geldreute  nur  unter  der  Voraus- 
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Setzung  des  Eintritts  eines  noch  Ungewissen  Ereignisses  aus- 

gesiuDcIien  wird,  damit  eiue  Verurteilaug  zur  Sicbei'heitäieifituug  ver- 
buudeu  werden  darf. 


Nr.  68.   Boschlnss  des  Dnitseheii  Reiehs^erlchts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  1  1.  Mai  1905. 

^  4  Abs.  2  GKG.  In  Verbindung  mit  §  567  Abs.  2  ZPO.  Beschwerde  der  Preussischen 
Staatskasse  gegen  Festsetzung  des  Streitgegenstandes  in  Saohen  Berlin  c.  firosse 
BarilMT  StratMiftab«.  Sebitnng  meh  freiem  ErMetM«. 

Die  Beklagte  behauptet,  ein  vertragsmässiges  Becht  darauf  zu 
hftbeu,  dass  die  Klftgerin  ihre  Zostioiraoiig  zur  FortfObiaiig  der  Unter- 
gmodbahn  anterhalb  gewisser  Strassen  und  Piätse  nicht  erteile,  und 
sie  behauptet  femer,  einen  Ansprach  auf  Schadensersatz  gegen  die 
Klägerin  zn  haben,  wenn  diese  ihrer  Vertragspflicht  zuwider  handeln 
sollte.  Diese  Rechte  will  die  Klägerin  verneint  wissen.  Zweifellos 
kennen  nicht  beide  Ansprttche  gesondert  bewertet  nnd  die  so  gefiindenen 
Werte  zusammengerechnet  werden ;  vielmehr  ist  davon  anszngehen,  dass 
die  Schadenersatzfordernug  den  Wert  des  in  Anspruch  genommenen 
Vertrags  rechts  darstellt.  Es  ist  nun  von  ausschlaggebender  Bedentung, 
dass  die  Beklagte  —  entgegen  der  Annahme  des  KG.  —  weder  nach 
den  Tatbeständen  der  Urteile  der  Vorinstanzen,  noch  in  dem  an  die 
Klägerin  gerichteten  Schreiben  vom  13.  Januar  1904,  das  den  Anlass 
zur  Klageerhebung  gegeben  hat,  eine  ziffermässig  bestimmte  oder 
ziffernlässig  zu  berechnende  Schadensersatzforderung,  insbe.soiulere 
eine  solche  von  2'/ii  Millionen  Mark  für  jedes  in  Betracht  kommende 
Jahr  an  die  Klägerin  zu  haben  beliauptet  hat,  falls  diese  ihrer  an- 
geblichen Vertragsptlicht  nicht  nachkommen  sollte,  dass  sie  vielmehr 
lediglich  dargelegt  hat,  dass,  wenn  die  Untergrundbahn  in  der  ge- 
planten Richtung  fortgesetzt  werden  sollte,  sie  einen  Einnahmeaasfall 
von  mnd  2Vi  Millionen  Hark  j&hrlich  erleiden  werde,  nnd  das  hat  sie 
auch  wesentlich  nnr  za  dem  Zwecke  getan,  um  darsaton,  dass  es  nicht 
im  Sinne  der  Yertragsehliessenden  gelegen  haben  könne,  ihr  in  dieser 
Weise  Konkurrenz  za  machen  and  ihr  Unternehmen  dadurch  zu  ver- 
nichten, femer  um  darzulegen,  dass,  wenn  es  im  Belieben  der  Kl&gerin 
stehe,  ihr  einen  solchen  Einnahmeausfall  zuzufftgen,  der  Vertrag  ein 
unsittlicher  sei,  wie  auch  die  Vorinstanzen  gerade  diese  Frage  aus- 
führlich behandelt  haben.  Gegenstand  der  Verhandlung  und  Entscheidung 
hat  daher  eine  ziffei'mässig  bestimmte  Entschädigungsforderung  der  Be- 
klagten nicht  sein  sollen  and  ist  es  auch  nicht  gewesen.  Das  RG.  hat 
aber  in  ständiger  Rechtsprechung  anerkannt,  dass  in  Fällen,  in  denen 
nicht  eiue  bestimmte  Summe  als  der  Betrag  des  festzosteUendeu  An- 
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sprnchs  angegeben  ist,  der  Weil  des  Ansprnclis  nach  freiem  Ermessen 
(ZPO.  §  3)  zu  schätzen  ist  (vgl.  den  Beschlu.ss  des  5.  ZS.  vom  2.  April 
1902  B  74/02  V.  abgedruckt  in  der  JW.  02  S.  252  ).  Das  ist  hier  der 
Fall.  (Wird  näher  dargelegt  und  ausgeführt,  dass  unter  Berück- 
sichtigung der  vorliegenden  Tatumstäade  der  angenommene  Streitwert 
Ton  10  Hillionen  angemenen  sei.) 


Nr.  CO.   Klitsch,  des  Dcntschon  Roichssorlchts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  15.  Mai  1905. 

(Jnr.  WoolieiiMbr.  Jabrg  M  (I905)  Nr.  18  S.  406  Ziff.  M.) 

ItafIpllloMfNili  91.  Die  VoHetzang  eiaea  AdJaiaalM  dareli  eieo  am  ctaMi  verlbar- 
fahnedae  ElsaelMlMnia  lewerfam  Qlattaselit  lat  ela  Mm  ElaaaliMMtriaka  arfWft 

anzasehen. 

Die  dem  Eisenbahnbetrieb  in  dieser  Richtung  eigentümliche  Gefahr 
liegt  darin,  dass  durch  den  Transport  von  Menschen  und  die  Art  des- 
selben eine  Gelegenheit  und  ein  Spielraum  fiir  das  Hinauswerfen  von 
Körpern  aus  den  Eisenbalmwagen  erütfnet  ist,  und  dass  eine  unter 
anderen  Umständen  ungefährliche  Handlung,  wie  ein  sicheier  Wurf 
nach  sicherem  Ziel,  eben  wegen  der  Unmöglichkeit  der  Heherrschuug 
der  Flugbahn  für  andere  gefährlich  werden  kann.  Würde  bei  anderen 
Fahrzeugen,  wie  etwa  bei  Autuuiubilen ,  die  gleiche  Wirkung,  wie  bei 
einem  Eisenbahnzug,  festzustellen  sein,  so  würden  sie  nur  mit  dem 
Eisenbahnbetrieb  eine  diesem  eigentümliche  Gefahr  teilen.  Da.ss  die 
Gefahr  dem  Eisenbahnbetrieb  nicht  ausschliesslich  eigentümlich  sein 
mfisee,  um  die  Haftbarkeit  der  Eisea1»alin  za  begründen,  ist  aber  Ifingst 
anerkaimt  (BG.  VI,  38;  JW.  02,  367  ^*).  In  der  erwähnten  Entscheidnngr 
des  2.  ZS.  des  BG.  vom  13.  April  1888  ist  allerdings  die  Frage 
offen  gelassen,  ob,  wenn  in  dem  der  Entscheidang  unterstellten  Falle 
niciit  ein  Bediensteter  der  Bahn,  sondern  ein  gewöhnlicher  Beisender 
den  Wurf  getan  hätte,  höhere  Gewalt  h&tte  angenommen  werden  können. 
Fttr  das  Vorhandensein  einer  die  Haftpflicht  begrftndenden  Betriebsgefahr, 
die  aber  darin  gefunden  wird,  dass  ein  aus  einem  in  voller  Fahrt  be- 
findlichen Wagen  geschleuderter  G^enstand  die  WurfriditUDg  nicht 
behält,  erscheint  es  gleichgültig,  von  wem  der  Wurf  ausgegangen  ist. 
Der  erkennemle  Senat  hat  auch  bereits  in  einer  Entscheidung  vom 
8.  Februar  1904  in  Sachen  E.  wider  D..  Rep.  VI  24.5'03,  einen  Betriebs- 
unfall auf  Grund  der  Feststellung  des  Berufungsgerichts  angenommen, 
dass  ein  Mitpas.sagier  des  Klägers  in  demselben  Alttcil  4.  Klasse  aus 
dem  Nebenfenster  einen  Stock  gehalten  oder  geworfen  habe,  der  an 
irgendeinen  Gegenstand  auf  dem  Eisenbahnterrain  angesto-ssen  sei, 
und  zurückgeschleudert,  das  Neuster,  gegen  das  der  Kläger  mit  dem 
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Eückeu  Platz  genommen  gehabt  liatte,  zertrümmert  und  die  Wange  des 
Klägers  getroflen  habe.  Der  Einwand  der  höheren  Gewalt  erselieiiit 
abei-  dadurch  ausgeschlossen,  dass,  wie  in  der  Rechtsprechung  des  liG. 
anerkannt  ist,  nach  §  1  HaftprtG.  solche  Unfälle  einer  höheren  Gewalt 
nicht  zugeschrieben  werden,  die  in  der  gefährdenden  Natur  des  Unter- 
nehmens selbst  ihren  Grund  haben,  und  dass  also,  wenn  die  Un- 
mOg^chkeit  einer  VerhUtmig  besteht,  ebenso  insoweit  der  Eisenbahn- 
vntemehm«r  die  Qefahr  zn  tragen  bat. 


Nr.  70.  Entseh.  des  Hentoehen  BelehsgerlelitB. 

7.  Zivilsenat.  Vom  19.  Mai  1905. 

Art.  170  Elaf..en.  iwiB8B.li  VarUmlmo  nlt  %  284  Bfl&  BM0kitfi|m|  sliM 
Kttilesiufet  Airoh  fataeie  WtMitmtaltaai.  AawMiaaf  das  Utliarlfles  UsdMndrtt 
bei  Sehadenszoflgaai  aaeh  im  I.Janaar  1900  iluroli  Verietzaag  itterar  Vwiragairfllahtaa. 

Am  2.  Aognst  1902  fahr  der  im  Dienste  der  Klägerin  stehende 
Lokomoüvfhhrer  R.  mit  einem  KohlenzDge  auf  der  Zechenbahn  der 
Klägerin  nach  dem  Bahnhofe  Bruch  zn.  Von  dieser  Bahn  zweigt  nahe 
bei  der  Kraftstation  der  Beklagten  ein  Anschlussgleis  derselben  ab,  an 
das  wieder  ein  der  städtischen  Gasanstalt  zu  Recklingliausen  gehöriges 
Gleis  angi'sclilossen  ist.  Der  Uebergang  zu  jedem  Ansclilussgeleise  wird 
durch  Weiclieiislellung  geroQ-dt.  In  der  Nähe  der  Kraftstation  der  Be- 
klagten liegt  ein  Wärterhaus  der  Klägerin  mit  Blocksignal,  das  an  jenem 
Tage  auf  freie  Fahrt  gestellt  war.  Als  der  Lokomotivfiihrer  R.  dies 
wahrnahm,  sah  er  gleichzeitig,  dass  die  zum  Dienst  für  das  Anschluss- 
gleis der  Beklagten  bestimmte  Weiche  anstatt  auf  den  geraden  Strang 
(nach  dem  Bahnhofe  Bruch)  auf  den  krummen  Strang,  d.  h.  auf  Ein- 
fahrt in  das  Anschlnssgleis  eingestellt  war.  Infolge  dieser  falschen 
SteUnng  der  Weiche  durchfuhr  der  Kohlenzug  trotz  angewandter  Gegen- 
massregeln die  Weiche  und  weiterhin  die  ebenfalls  auf  Ablenkung 
stehende  Weiche  zum  Anschlnssgleis  der  Gasanstalt  und  stiess  in  diesem 
anf  zwei  knrz  zuvor  von  B.  selbst  eingesetzte  beladene  Kohlenwagen. 
I>nrch  den  Znsammenstoss  wurden  die  Lokomotive  des  Kohlenznges 
und  14  Güterwagen  beschädigt.  Die  Klägerin  beansprucht  von  der 
Beklagten  Schadensersatz,  weil  sie  Vertrags-  und  vorschriftswidrig  sich 
um  die  Bedienung  der  Weiche  nicht  gekümmert  habe.  Das  die  Be- 
klagte zum  Ersatz  der  Hälfte  des  Schadens  verurteilende  Erkenntnis 
II.  Instanz  wurde  mit  folgender  Begründung  aufgehoben :  Der  mit  der 
Klage  verfolgte  8ciiadeiisersatzanspruch  ist  gestützt  a)  auf  die  Ver- 
letzung der  im  Vertrage  vom  24.  September  1896  von  der  Beklagten 
übennuiiineiieii  Verpflichtungen,  b)  auf  die  Verletzung  der  Dieiist- 
vorschritteu  vom  20.  Jauuar/18.  Februar  uud  vom  30.  April/15.  Juli  1898 
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und  der  sie  aiifoebmeiuU'ii  Poli/.eiverordmuig  der  Stadt^jt-meinde  Kerkliiij]^- 
haiisen  vom  24.  Oktober  1898.  Das  OLG.  behandelt  ledip:lich  den 
ersten  Klagefjnind  und  gelangt,  indem  es  ein  vertragswidriges  Verhalten 
beider  l*arteien  fe-susiellt,  zur  Anwendung  des  §  254  BUB.  Hierdurch 
verletzt  es  den  Art.  170  £G.  z.  BGB.  Denn  wenn  aach  die  Handlung, 
durch  die  der  Schaden  fftr  die  Klägerin  entstanden  ist,  in  die  Zeit 
nach  dem  1.  Jannar  1900  fällt,  so  ist  doch  das  Schatdyerhftltnis,  aas 
dem  die  Beklagte  w^n  dieser  Handlang  in  Ansprach  genommen  wird, 
darch  den  Vertrag  Tom  24.  September  1896  vor  dem  Inkrafttreten  des 
BGB.  entstanden.  Es  bleiben  daher  für  die  ans  der  Verletzung  des 
Vertrages  darch  NichterfttUong  oder  mangelhafter  Erffkllnng  ent- 
stehenden Folgen  die  bisherigen  Gesetze,  n&mlich  das  Preossische  All- 
gemeine Landreclit  massgebend.  Das  angefochtene  Urteil  anterliegt 
somit  der  Aufhebung. 


Nr,  71.   Kntsch.  dos  Deutsehcn  Reichs^oriehts. 

1.  Zivilsenat.    Vom  3.  Juni  1905. 

§  53  Nr.  I,  7,  9.  §  61  Abs.  4,  5  Eisenb.-Verk.-Ordn.  §§  426,  470  HGB.  ^  196  Nr.  3. 
§  242  BGB.  Ist  die  unriobtige  Anwendung  des  Tarifs  nicht  durob  die  versebentliche 
Anwendung  asf  nltkl  daninter  fUlesde  RMrtM  eier  Mtsr  ilo.,  teaHm  isnli  faleohe 
OnktaratlOR  dm  fintn,  vnnitslieiift  Hmtetfiihnni  «inet  Irrtaiw  Ibsr  ssIm  BanohafflMilteit 

veranlasst,  so  greift  die  einjährige  Verjährung  des  Frachtnachzahlungsanspruches 
nicht  Platz.   Der  Frachtzuschlag  hat  die  Natur  einer  Konventionalstrafe;  es  genügt 
2nr  Begründung  eine  objektiv  unrichtige  Inhaltsangabe.   Oooh  entfallt  die  Strafe, 
WMS  isr  Abusinr  teto  NfehtvertclisMM  Rasliwtiat 

Es  kann  der  Bevision  zugegeben  werden,  dass  der  §  470  des 
Handelsgesetzbuehs  nuanwendbar,  wenn  der  Ansprach  auf  Nachsahloog 
Ton  Fracht  nicht  bloss  auf  unrichtige  Anwendung  des  Tarifs,  sondern 
darauf  gestützt  wird,  dass  die  uorichtige  Tariflerung  durch  falsche 
Deklaration  des  Guts  durch  vorsätzliche  flerbeiftthmng  eines  Irrtums 
Uber  seine  Beschaifenheit  herbeigef&hrt  ist.  So  liegt  die  Sache  hier 
aber  nicht.  Der  erste  Richter  stellt  fest,  dass  die  Bezeichnung  des 
Gnts  als  Strontianit  in  den  Frachtbriefen  keine  falsche  Deklaration 
enthalten  habe,  weil  es  für  das  Produkt  der  Rosslauer  Fabrik  eine 
andere  Bezeichnung  nicht  gebe,  und  aus  dem  Weglassen  des  Klammer- 
znsatzes  —  natürlicher  kohlensaurer  Strontian  —  in  den  Frachtbriefen 
zu  erkennen  gewesen  sei.  dass  es  sich  um  solchen  iiatlirlichen  Strontian 
nicht  handle.  Der  Bei  iit iiutrsrichter  liisst  dies  dahingeslellt,  stellt  aber 
fest,  dass.  wenn  die  Bezeirhiinn!j:  eiii».'  u!irichtip:e  <:?eweseii,  die  Kosslauer 
Fabrik  sie  doch  in  gutem  G  laube  ii  liir  ihr  Produkt  angewendel  habe, 
da  die  Hahnvorwaltung  trotz  Kenntnis  von  der  Natur  des  l'rodukts 
dessen  Bezeichnung  als  Strontianit  von  18ö3  bis  1901  zugelassen  habe. 
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Daun  handelt  es  sich  aber  in  Wirkliclikeit  um  AinveiKlnng:  des  Spezial- 
tarifs  auf  Gut,  das  darauf  kein  Anrecht  hatte  oder  um  unrichtige 
Klassifizierung  des  F'abrikats.  Und  das  ist  der  Fall  des  §  470  des 
Handelsgesetzbuchs  und  des  §  Ol  Nr.  4,  5  der  Verkehrsordnung. 

Der  Anspruch  auf  Frachtzusohlag  ist  in  beiden  Instanzen  abge- 
wiesen, vom  ersten  Richter,  weil  es  an  der  Voraussetzung  des  §  53 
Nr.  7,  9  der  Verkehrtordnirog,  der  unrichtigen  Inhaltsangabe  der  Sendung, 
fehle,  Yom  Benifangsrichter  anf  Grund  der  Feststellung,  dass  die 
Bosdaner  Fabrik  die  Beseichnong  Strontianit  fttr  ihr  Produkt  ohne 
ihr  Verschulden  gewfthlt,  da  die  Eisenbalinyerwaltnng  diese  Be- 
zeichnung von  1888  bis  Ende  August  1901  zugelassen  habe,  obwohl 
sie  gewusst,  dass  es  sich  um  kttnstlich  hergestellten  Strontian  handle. 
Dabei  geht  der  Berufungsrichter  davon  ans,  dass  der  Frachtzusohlag 
die  Natur  einer  Konventionalstrafe  habe,  der  fortfalle,  sobald  der  Beweis 
erbracht,'  dass  die  Inhaltsangabe  ohne  Verschnlden  und  in  gutem  Glauben 
erfolgt  sei.  Die  Bevision  richtet  sich  gegen  die  Annahme  d^  BR.,  dass 
der  Anspruch  auf  den  Frachtzuschlag  durch  den  Nachweis  ausgeschlossen 
sei,  dass  den  Absender  bei  der  unrichtigen  Rezeichnnng  des  Frachtguts  im 
Frachtbriefe  kein  Verschulden  treffe.  Dem  BR.  ist  indessen  beizutreten. 

Dass  der  Fraclitzusclilag  die  reclilliche  Natur  der  Konventional- 
strafe und  den  Zweck  hat,  auf  Erfüllung  der  nach  §  42ü  des  Handels- 
gesetzbuchs und  §  53  Nr.  1  der  Verkehrsordnuug  dem  Absender  ob- 
liegenden Verpflichtung  der  richtigen  und  vollständigen  Angabe  des  In- 
halts der  Sendung  im  Frachtbriefe  hinzuwirken,  hat  das  Reiclisgericht 
bereits  in  den  Entscheidungen  Band  20  Seite  33  und  Band  47  Seite  33 
ausgesprochen  und  eingehend  begründet.  Ob  die  danach  zunächst  gegen 
den  Absender  gerichtete  Strafe  auch  von  dem  Empfänger  zu  fordern, 
braneht  hier  nicht  entschieden  zu  werden,  weil  sie  von  dem  Empfänger 
jedenfalls  nicht  geschuldet  wird,  wenn,  wie  hier  festgestellt,  der  An> 
spmch  anf  die  Strafe  nicht  einmal  gegen  den  Absender  entstanden  ist. 
Dass  der  Anspruch  gegen  den  Absender  aber  nicht  entsteht,  wenn  der- 
selbe den  Nachweis  erbringt,  dass  ihn  kein  Verschnlden  bei  der 
Deklaration  des  Guts  im  Frachtbriefe  treffe,  hat  das  Reichsgericht 
ebenfalls  bereits  in  seiner  Entscheidung  Band  20  Seite  33  ausgesprochen 
und  aus  der  Natni-  und  dem  Zweck  der  Strafe  nfther  begründet.  Nach 
dem  hier  festgestellten  Sachverhalte,  nach  welchem  die  Eisenbahn- 
verwaltung als  Gläubigerin  der  Strafe  die  Ro.sslauer  Fabrik  als  Ab- 
senderin zu  der  ihr  jetzt  vorgeworfenen  unrichtigen  Dekhirati'Hi  geradezu 
induziert  hat,  würde  die  Forderung  der  Strafe  unmittelbar  gegen  Treu 
und  Glauben  und  den  §  242  des  Büigerlichen  Gesetzbuches  Verstössen. 
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Abhandlungen. 


1. 

Stohenms  d«r  Lolmfbrdeniiig  der  t«b  EtaeiibahBlNiiiuitenieliHeni 

bflfldiifllgteii  Arbeiter. 

Von  Püstr, 

Landgwiditsntt  in  Daaudi?. 

l)(n  ersten  K;injj  unter  all(Mi  im  §  Gl  aulVezäliltin  Vorrechten  hat  die 
Koiikursordnunf?  des  deutschen  Hcii  lies  der  Lt)hnturdi'run{(  zu^ewie^en.  Zur 
BegründuDg  diese»  Vurrecbts  sagen  die  Alutive:  Die  auf  8ulche  Dienstveritältniflae 
angewiesenen  Personen  seien  genötigt,  sich  xn  verdingen,  ohne  in  der  Lage 
zn  sein,  ihre  Fordemng  an  sichern.  Bei  einmaligem  AnsMelben  der  Lohn- 
sahlnng  gestatte  ihnen  das  Gesetz  regelmässig  nicht»  den  IMenst  an  verlassen, 
and  stets  erschwere  die  Natnr  des  Dienstvcrhnitnissos  vor  dessen  Beendigang 
die  Klnce  freaen  den  Diensthorrn  T)as  (to.setz  hat  hiernach  eine  besondere 
S(hutz\vür<lii;kiit  der  L<»hnforderunu-  anerkannt.  Wenn  nnn  die  Krt'aliruntr 
lehrt,  dass  auch  die  Einräumung  des  ersten  Kan^^cs  unter  allen  Vorrechten 
zuweilen  nicht  liinreicht,  um  die  Arbeiter  im  Kuukarse  der  Eüsenhabnbau- 
nntemehmer  vor  dem  AnsfsU  ihrer  Forderungen  an  schfttaen,  so  mnss  man 
nntersnchen,  welche  Massregeln  an  ergreifen  und,  nm  diesen  Schutz  wirlcsam 
an  gestalten,  um  das  Ziel  zn  erreichen,  das  §  61  KO.  erstrebt  liat:  Die 
Arbeiter  vor  dem  Verlust  ihrer  Forderung  zu  schützen. 

Wenn  in  den  Gesetzen  ein  sokhea  Mittel  nicht  pcL'^clien  wiire,  müsste 
es  durch  Aenderunj^:  des  (iesetzes  ^rsdiaftVn  werden.  Es  spricht  hierfür  nicht 
bloss  die  vorerwähnte  Aeiisserunjr  der  Äintive,  sondern  auch  die  Erwägung, 
dasB  die  ganze  Gesetzgebung  des  deutschen  Keiches  nicht  bloss  auf  dem  Ge- 
biete des  bfirgeiüchen  Bechts,  sondern  auch  auf  dem  Gebiete  des  Sffmtliehen 
Hechts  bemtlht  ist,  den  wirtsehaftUeh  Sehwachen  an  helfen.  Hier  aber  ist  nidit 
nur  von  wirtschaftlich  Sehwwdiai  die  Bede,  sondern  von  den  Aenisten  der 
Armen.  Es  handelt  sich  vielfach  um  Personen,  welche  in  ihrem  Erwerbs- 
leben Schiffbruch  erlitten  haben  und  die  Arbeit  an  der  Herstellune:  der  Eisen- 
bahn als  letzten  Kettunfr^anker  erfassen.  Diese  Personen  vor  dem  Verlust 
ihrer  Lohnforderung  zu  bewaliren,  ersclieint  als  eine  dankenswerte  Aufgabe 
der  Gesetzgebung. 

Es  entsteht  nun  sunäehst  die  Frage:  Ist  es  notwendig,  durch  Aendemng 
der  KO.  den  Arbeitern  wegen  ihrer  Lohnforderung  ein  gesetaliehes  Pfandrecht 
an  den  dem  Bauunternehmer  zustehenden  Forderungen  oder  ein  Absonderungsrecht 
hinsichtlich  dieser  Forderungen  einaurftumen  mit  der  Wlrliung,  dass  die  Lohn- 
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fnrrIpt-nTic:  don  im  §  48  der  KO.  bezeichneten  absondemngsbereohtiigten  Pfand- 
gliiultigern  frlcicligestellt  werden  soll  (§  49  KO.)? 

Die  Frage  mnss  verneint  werden.  Abgesehen  vun  dem  im  §  233  BGB. 
vorgesehenen  Falle  (dam  Pfandrecht  an  der  Forderang  auf  Bttckerstattang  bei 
der  ffintarlegni^)  kennt  weder  daa  birgerUehe  Gaaetalmch  noeh  daa  Handela- 
gaaetabneh  ein  geaetsMchea  Pfondreclit  an  Fordenuig«n.  (Das  Ffitaidiniga- 
pfiindrecht  ist  nnr  insofern  ein  gesetzliches  Pfandrecht,  als  ein  Akt  dffenflidi 
rechtlicher  Natnr  nach  Massgabe  der  Vorschriften  der  Verfahrnngsgesetze  daa 
Pfandrecht  be«:rnndet  (Motive  zum  Sadienrecht  des  baigerliohen  Geseta- 
buches  S.  797).) 

Für  die  Zulassunf?  eines  gesetzlichen  Pfandrechts  des  Lohnberechtigten 
an  dem  Guthaben  des  Untemehmers  ausserhalb  des  Konkurses  liegt  nun 
ein  praktiadieB  BedfirfniB  sweifelloa  nicht  vor.  Daa  Ffandreebt  mnas  aber, 
aobald  ea  ftberhanpt  anerkannt  wird,  aowoU  im  Konknrae  ab  auch  antaer- 

halb  des  EonkarseB  wirksam  sein  (vgl.  hierzu  Motive  zum  Sachenrecht  8.  861). 
£s  kann  deshalb  nnr  von  der  Qewfthrang  eines  Absondemngsrechts  im  Konkurse 

des  Untemehmers  die  Rede  sein. 

Vom  Stendpnnkte  des  Rechts ,  das  die  berechtigten  Interessen .  anderer 
GlUubiger  ebenfalls  berücksichtigen  muss,  wäre  es  zunächst  nicht  zn  billigen, 
wenn  die  gesamte  Forderang  des  Bauunternehmers  dem  Absondeinngsrecht 
des  Lohnberechtlgten  onterliegm  wllrde,  viehnehr  Innn  nnr  diejenige  Zeit 
und  derjenige  Teil  der  Forderang  in  Betracht  kommen,  weiche  anf  den 
rttckstSndigen  Lohn  entfällt.  Ffir  die  übrige  Zeit,  für  welche  der  Lohn  bereits 
bezalilt  ist,  wQrde  das  Gathaben  des  Bauunternehmers  den  ttbrigen  Konbnrs- 
gl&ubigem  als  Gegenstand  der  Zwanfrsvf^llstreckung  dienen  müssen. 

Ich  lasse  nun  dahin^^estellt,  ob  eine  solche  Teilung  des  Gathabens  des 
Bannntemehmers  sich  praktisch  durchführen  lässt.  Es  mag  auch  dahingestellt 
bleiben,  ob  das  Gathaben  des  Baauntemehmers  in  der  Tat  nur  das  Entgelt 
fHr  die  Dienatidstongen  der  Aibeiter  nnd  nicht  aadi  die  Vergtttnng  fBr  Anf- 
wendnngen  des  Untbrndmiers  ist  (Besehaftmg  von  Kies,  Easenbahn-' 
itaterialien  n.  n.).  Das  Bedenkliche  an  einem  solchen  nen  zu  schaffenden  Ab- 
sondemngsreoht  wäre,  dass  durch  seine  Einführung  die  Grandlagen  unseres 
Konkursrechtes  geändert  und  das  letztere  selbst  wesentlich  verschlechtert  würde. 
Denn  aus  dem  gleichen  Prinzip  niüsste  ein  Absonderungsrecht  des  Hand- 
werkers hinsichtlich  des  von  ilmi  hergestellten  Werks  gewährt  werden, 
zum  mindesten  aber  ein  Absonderungsrecht  des  Handwerkers  lünsichtlich 
der  noch  ausstehenden  Fordenmg  des  Oemeinsehnldners  fOr  das  vertnsserte 
Werk,  ind  es  ist  nicht  absnsehen,  weshalb  den  Kanflenten  ein  Ab- 
saideningaredit  hinslehtlich  der  dem  Gemeinschnldner  gelieferten  und  noch 
in  seinem  Besitz  befindlichen  Ware  oder  dem  ausstehenden  Gathaben  des  6e< 
meinschnidners  für  die  veränsscrte  Ware  versagt  sein  soll.  Das  Verlangen 
nach  Gewährung  neuer  Absondcrunfjsroclite  würde  natürlich  auch  bei  andern 
Erwerbskreisen  geweckt  und  ein  Wettlauf  um  das  Absonderungsrecht  eröft'net 
werden.  Aus  Gründen  der  Billigkeit  und  infolge  der  Anerkennung  des  Prinzips 
wfirde  es  nicht  mSglich  sein,  nnr  für  den  engen  Kreis  der  Lohnfordening  der 
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Eisenlmhnbauai beiter  ein  Ahsonflernngsrccht  hinsichtlicli  don  (tuiliabens  <los 
Untcruebmer»  zu  schalen.  Es  liewie  sich  nicht  leLliiieiiigeu,  alsüauu  dem 
TiBchleTgesell«!!  «iid  dem  Banbaiidwerker  hiadchtUch  der  noch  «ustehenden 
Forderung  für  das  hergeetellte  Werk  ein  Absendeningsreclit  sn  versagea. 

10t  der  Anfitelliing  eines  solchen  Prinsips  wflrde  die  Konknrsordnimg 
etnen  Wep:  betreten,  der  geeignet  wUre,  die  Gesamtheit  der  Eonknreforderangen 
in  eine  Anzahl  vt»n  Absondernncrsrechten  anfzulüsen,  einen  We-r.  der  als  eine 
Aendernnp  der  GrimdlaL-en  des  Konknrsrechtes  y.w  »-rächten  wiire  nnd  bei  aller 
Riirksirhtnahnie  auf  die  I.a^e  der  l-Mseiibaliiibauarbeiter  vermieden  werden 
mubii,  solange  es  noch  im  Rahmen  der  bestehenden  Cresetzgebong  möglich  ist, 
ZU  einem  1»efriedigenden  Ergebnis  zu  gelangen.  Sowtit  ich  feststellen  konnte, 
findet  sich  anch  in  keiner  anderen  Gesetsgehnng  eines  anderen  Staates  ein 
gesetzliches  Pfandrecht  der  Lohnfordemng  oder  das  erwihnte  Ahsondemnga- 
recht  (vgl.  die  Znsammenstolliui<r  anRlHndischen  Konlcnrsreehts  an  §  49 
Anm.  §4  bei  .lilger  2.  AiiHa;re  des  KommentarB). 

Auf  (irnml  der  bestellenden  Gesetze,  insbesimdere  bei  richtiger  Anwendung 
des  §  18  der  Konkursordnnng,  besteht  die  Mö-ilii  hkeit.  die  Eisenbalinliauarbeiter 
vor  dem  Verluste  ihrer  Forderungen  zu  schützen,  wenn  auch  die  Sicherung 
nur  eine  mittelbare  nnd  indirekte  ist.  Die  Eisenbahnverwaltong  ist  in  der 
Lage,  im  Falle  der  Zahlnngseinstellnng  des  üntemehmers  die  r&ckstSndigen 
Lahne  seihet  an  zahlen,  d.  h.  zn  veraaslagen  (was  anch  sehen  gegenvirtig 
geschieht)  Uli  -uh  eine  Sicherung  ihres  Ersatsansprnches  an  verschaffea. 

Zwei  Mittel  kommen  hierfür  in  Üetiarlit: 

I.  Zur  Sirherung  des  Anspruchs  auf  Ersatz  der  vcrauslacrten  T.i'dme  kann 
die  Eisenbalmverwaltung  lu  hufs  Wahruntr  des  Vorrangs  gegenüber  gerichtlichen 
Pfändungen  ein  ausdrückliches  i'laud-  und  Absonderungsrecht  sieb  aa 
dem  gesamten  Onthaben  des  Bannatemehmers  ans  dem  Vertrage  mtt  dem 
Banherm  bestellen  lassen. 

Diese  ansdrückliche  Pfandbestellnng  wird  in  der  Begel  als  eine 
aweckentsprechende  Ifassregel  snr  Sicherung  der  Ersatzforderung  genügen 
nnd  nur  dann  versagen,  wenn  etwa  vor  der  Verpfandung  der  l  uternehmer 
seine  Forderung  abgetreten  hat.  In  diesem  Falle  würde  die  Pfandbestellung 
allei  ilings  reclitlicli  unwirksam  sein,  denn  die  Vorschriften  der  §§  1207,  1203 
BGB.  über  den  Schutz  des  gutgläubigen  Erwerbers  eines  Pfandrechts  gelten 
fOr  das  Pfandrecht  an  Rechten  nicht  (vgl.  §  1278  nnd  Bemerkungen  von 
Planck  in  Anm.  2  an  §  1278).  §  408  steht  dem  Pfaadglllnbiger  nicht  anr  Seite. 

Abgesebm  von  dem  gewiss  nicht  httnflg  eintretenden,  aber  doch  an  be- 
riicksichtigenden  Falle,  dass  ein  Unternehmer  bdl  der  Tiestellung  des  Pfand* 
rechts  betrügerisch  verschweigt,  dass  er  die  zu  verpfUndende  Forderung  be- 
reits abgetreten  habe  und  deshalb  nicht  in  der  T.age  sei  ein  Pfandrecht  hieran 
zu  bestellen,  wird  die  Veiidiinduug  des  Gutliabens  des  l'nternebniers  hin- 
reichenden Schutz  gegen  den  Ausfall  des  der  Eisenbahnverwallung  zustehenden 
Brsataanspnichs  gewahren. 

Die  Znlässigkeit  der  Bestellnng  eines  Pfandrechts  an  der  eigenen 
Fordemng  des  Schuldners  ist  nicht  an  beanstanden.    Allerdings  handelt  es 
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sich  liirrbei  am  die  Bestellunir  eines  Pfan<l rechts  für  eine  künftip:e 
Forderung.  Unter  einer  künftigen  Forderung  ist  zu  verstehen:  eine 
Forderung,  die  nicht  bloss  bedingt  oder  befristet  ist,  sondern  eine  Forderung, 
▼OB  der  68  tmgewiss  kt,  ob  de  fiberb»iipt  zur  Entstehung  geUogen  wird  (vgl. 
WindBcheid  I  §  226  An».  6,  Motive  z.  Pfandreeht  des  BGB.  m  a  798 
zu  §  1145  des  ersten  Entwurfs,  BeichsgeriehtsurteU  von  29.  September  1908, 
Juristen-Zeitung  1903  A  573,  1904  S.  54,  1904  S.  258,  402).  Um  eine  im 
eigentlichen  Sinne  künftif^e  Fordernng,  für  welche  das  Pfandrecht  bestellt 
wird,  handelt  es  sicli  liier,  denn  es  ist  ungewiss,  ob  der  Bauunternehinor  die 
Lohnforderung  der  Arbeiter  ungetilgt  läsät.  Erst  in  diesem  Falle  gelangt  die 
Forderung  des  Bauherrn  auf  Ersatas  der  Auslagen  zur  Entstehung.  Das 
bOrgerlicbe  Oesetaebnch  bat  Jedoch  die  Znlteaigkeit  der  BesteUiing  eines  FÜRod- 
rechts  für  eine  künftige  Forderung  ausser  Zweifel  gelassen.  Ansdrfieklieh 
ausgesprochen  ist  dies  bezüglich  des  Pfandrechts  an  beweglichen  Sachen  im 
BGB.  §  1204  Abs.  2,  entsprechend  dem  §  765  Abs.  2,  §  883  .Nbs.  1  Satz  2  und 
§  1113  Abs.  2  (vgl.  hierzu  Planck  Amn.  2  zu  §  1204).  §  1204  Abs.  2 
findet  jedoch  nach  §  1273  auch  bei  Pfandrechten  au  einer  Forderung^ ent- 
sprechende Anwendung. 

Die  alte  Streitfrage,  ob  das  Pfandrecht  vermöge  seiner  akzeeaorischen 
Natur  erst  entsteht,  wenn  die  Icflnftige  Forderung  entsteht,  Ar  die  es  betteilt 
ist,  oder  schon  zur  Zeit  der  Bestellnng  des  Pfandrechte  (vgl.  hierzu  Literatur 
bei  Planck  zu  §  1209),  kann  jetzt  nicht  mehr  aufgeworfen  werden,  denn  §  1209 
bestimmt  ausdrücklich:  Für  den  Rang  des  Pfandrechtes  ist  die  Zeit  der 
Bestellunjr  auch  dann  massp-ebend,  wenn  es  für  eine  künftige  oder  bedinprte 
ForderuiifT  bestellt  ist.  Im  Konkurse  des  Unternehmers  wird  deshalb  die 
Verpfändung  seines  Gothabens  gegenüber  dem  §  lö  der  Konkursordnnng  wirksam 
sein,  wenn  auch  die  Auslage  des  Bauherrn  erst  nach  der  Konkurseröffnung 
geleistet  wird;  denn  es  ist  anzunehmen,  dass  durch  §§  1204,  1209  nicht  bloss 
der  dingliche  Vertrag  zur  SidMumg  einer  künftigen  Forderung  zugelassen  und 
der  Bang  des  Pfandrechts  anf  die  Zeit  der  Bestellnng  verlegt  werden  sollte, 
das  bni  ^f  rliche  Gesetzbuch  hat  vielmehr  ans  den  Gründen,  die  schon  bisher 
geltend  gemacht  wurden,  trotz  der  akzessorischen  Natur  des  Pfandrechts  die 
Entstehung  desselben  anf  den  Zeitpunkt  der  Bestellung  auch  für  künftige 
Forderungen  verlegen  wollen  (vgl.  hierzu  namentlich  Kehbein,  Entscheid, 
des  Obertribnnals  III  S.  422,  und  für  das  gemeine  Recht  Windscbeid  Bd.  I 
§  242  Anm.  8). 

Schwieriger  ist  die  Frage,  ob  die  VerplÜndung  des  Guthabens  durch  den 
Banuntemehmer  wirksam  erfolgen  kann,  denn  die  Zulässigkeit  der  Verpfündnng 
(oder  Abtretung)  einer  künftigen  Fordemn«:  ist  sehr  bestritten.  Das  Reichs- 
gericht hat  in  der  vnrerwHhnten  Entscheidung  die  Frapre,  ob  künftige 
Forderungen  abgetreten  werden  können,  bejaht.  Gegen  diese  Entsclieidung 
hat  Eccins  in  DJZ,  1904  S.  54  gewichtige  Bedenken  erhoben,  mit  der 
Begründung,  dass  über  einen  noch  nicht  existierenden  Gegenstand  eine  Ver* 
fügnng  im  Bechtsrinne,  eine  dinglich  wirksame  Verfügung  lücht  müglich 
sei.  Von  anderer  Seite  sind  die  AnsfUhrungen  von  Eceius  bekümpft  worden 
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(so  Lii)pniann  in  IMZ.  1904  S.  258,  ferner  Maren 8  in  D.TZ.  lHü4 
S.  401,  vou  letzterem  unter  Hinweis  auf  §  832  Zl'O. ).  Ob  die  von 
Bccins  erhobenen  Bedenken  begrOndet  sind,  mnas  dahingeBtellt  Uelbea,  denii 
•oviel  itt  gewiw,  das«  die  Yerpfftndnng  einer  Icfinftigen  Fordemg  nlebt 
möglich  irt,  dft  die  Wirksamkeit  der  VerpfSndnng  dnrch  die  im  §  1280  BOB. 
vorgeschriebene  Anz«Mpe  an  den  Sohnldner  bedinirt  ist.  Eine  solche  Anzeige 
ist  aber  vor  der  Entstelmnfr  <lf'r  Konlernnt:.  da  ein  Sclmldner  niolit  vorbanden 
ist,  nnm5irlieb.  In  \Virklielikeit  erweist  sir]i  also  die  Verj»! ,ui<lunir  einer 
künftifren  Forderun^j  als  uuau!*fübrbar.  \\  lirde  es  sieli  aneli  Iiier  um  eine 
küuttige  Furderuug  bandeln,  ao  wäre  eine  Anzeige  an  den  Scbuidner  vor  der 
Shitsteihiing  des  OnÜiabens  unwirksam.  dieson  Falle  b^rüEt  jedoch  die 
Verpfftndnng  des  Guthabens  des  Banantemehmers  nicht  eine  künftige,  sondern 
eine  befristete  Forderang.  Wenn  anch  ein  Ontliab«i  sur  Zelt  dar  BMtdlnBK 
des  Pfandreclits  nocli  nicbt  bestebt,  so  ist  dnrb  das  Kerlitsverbflltnis  selbst 
sclion  bejrriiniiet  und  die  Erfüllunfr  desselben  eine  Verpfliehtunir  des  liauberm. 
I>ie  Kifiilluner  ist  von  der  VorleistunL'  des  Unternelnners  abbäntris:,  die  Ver- 
prticbtuufi:  des  liauberrn  entstellt  aber  srhon  mit  dem  Absebluss  des  Vertra^res. 

Daü8  der  Bauherr  Pfandgiüubiger  uud  iSchaldner  in  einer  Person  ist  und 
der  Banantemehmer  Gläubiger  and  anglich  Ffandsehiildner,  steht  der  Gültigkeit 
der  Pfandbestellang  nnd  der  Wirksamkeit  des  Pfandrechts  nicht  entgegen, 
denn  das  Pfandrecht  des  Pftotdglftabigera  kann  anch  an  seiner  eigenen  Schuld 
bestehen  (vgl.  Reiclisgericht  Bd.  20  S.  365 IT.,  Entw.  I  §  1228  d.  BGB.,  Planck 
Ama.  3  zu  §  1279). 

Von  Wiclitigkeit  ist  auch  die  Fra^p.  oh  es  znlflssig  sein  würde,  die  Ver- 
lilaiiilung  der  Forderung  des  Bauunternehmers  unmittelbar  zugunsten 
der  Arbeiter  ¥fegen  der  Luhnrückstiinde  auszudingen.  M.  £.  ist  diese  Frage 
dnrehans  an  verneinen.  IHe  Bestellang  eines  Pfandrechts  ist  nnr  zognnsten 
einer  bestimmten  Person  anlftssig.  Dies  sprach  der  I.  Entwarf  dea  BGB. 
Im  §  1145  aasdrfickUch  aas.  Im  BGB.  (§  1204)  ist  das  Erfordernis  der  Be- 
stimmtlieit  des  Pfandglünbigers  nieht  aasdrüciüich  aasgesprochen,  weil  man 
die  Pfandbestellung  durch  üebeiiialte  der  Sache  an  einen  Pfandhalter  zu- 
gunsten des  K(»rderungsberecbtigten  aus  einem  Weebsel  oder  einer  .Schuld- 
verschreibung auf  den  Inhaber  nielit  atissebliessen  wollte  (vgl.  Planck 
zu  §  1204).  §  1204  spricht  deshalb  allgemein  vom  GlUu biger.  Man  wird  jedoch 
im  flbrlgen  daran  festhalten  mfissen,  dass  es  nicht  aolftssig  ist,  zagnnsten 
der  ganz  anbestimmten  nnd  ganz  unbestimmbaren,  wechselndem  Hehrheit  yon 
Arbeitern  ein  Pfandrecht  zn  bestellen.  Ein  solches  Pfandrecht  würde  im  ge- 
gebenen Falle  der  Wirksamkeit  entbehren,  und  der  Zweck,  der  dnrch  die 
Pfandbestelluntr  erreicht  werden  soll,  im  Konkurse  ein  Absonderangsrecht  an 
begründen  (S  48  KU.),  würde  vereitelt  werden. 

Das  Kiebtigo  ist:  Die  Bestellung  des  Pfandrechts  dun  Ii  Verpfilndung  des 
gesamten  Guthabens  des  Bauunternehmers  zugunsten  des  Bauherrn,  der  Ver- 
waltong.  Diese  Yerpfftodung  mass  aber  mit  dem  besonderen  Hinweise  er- 
folgen, dass  das  Guthaben  des  Unternehmers  auch  ffir  die  Aaslagen  der  Ver- 
waltung bei  der  Befriedigung  der  Arbiter  verpfändet  werde.   Dass  eine 
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solche  Verpfilndnng  des  künftigen  (Jutlialiens  im  Kunkarse  des  Unternebmera 
trotz  des  §  15  KO.  wirksam  sei,  ist  oben  dargt  tan. 

Es  entsteht  aber  die  Frage:  Ist  die  Verpliindung  des  Guthabens  zugunsten 
der  Verwaltung  gegenüber  späterer  anderweitiger  Verpfändung  geschützt?  Die 
Frage  ist  aof  Ghnmd  des  §  1280  BOB.  za  bejahen.  Nach  dieser  Vorschiift 
ist  die  Wirksainkeit  der  Verpfiadmig  der  Forderung  davon  abhinglg,  dass  der 
Gläubiger  (der  Yerpfftndende)  die  Verpfandung  dem  Schuldner  (Banhenn)  an- 
zeigt, (vgl.  hierzu  namentlich  Urteil  des  Reichsgerichts  vom  5.  Juli  1004  in 
Grncliots  Beitr.  lid.  49  S.  102).  Diese  Anzeige  bestimmt  den  Rang  des  Pfand- 
rechts.  Sic  ist  keineswegs  schon  in  der  Einigung  der  Beteiligten  über  die 
Bestellung  des  Pfandrechts  enthalten,  vielmehr  ist  es  nnerlässlich ,  dass 
der  Unternehmer  die  erfolgte  Bestellang  des  Pfandrechts  dem  Bauherrn  an- 
seigl  Der  Zeitpunkt  der  Bestellang  des  Pfandrechts  fiUlt  hier  keineswegs 
mit  der  Anzeige  zusammen. 

Auch  gegen  etwaige  frühere  Verpfändung  des  Guthabens  ist  die  Ver- 
waltung kraft  des  §  1280  ausreichend  geschützt,  da  ihr  seitens  des  Ver- 
pfändenden, des  Unternehmers,  Anzeige  gemacht  werden  müsste  nnd  ohne  diese 
Anzeige  die  frühere  Veritfiindung  wirkuncrslos  bleibt.  Auch  gegen  etwaige 
frühere  Pfändung  des  Ciuthabens  ist  die  Verwaltung  geschützt,  da  ihr  als 
Drittscbuldnerin  nach  §  829  Abs.  3  ZPO.  der  PfUndungsbeschluss  zugestellt 
werden  mfisste.  Die  Verwaltung  mttsate  von  einer  solchen  PAndang  Kenntnis 
erhalten.  Nnr  gegen  efaie  vor  der  Verpftndong  erfolgte  Abtretung  des  Out- 
habens versagt  der  Schutz,  da  ein  gutgläubiger  Erwerb  des  Pfandrechts  an 
einer  Forderung,  welche  dem  Verpfänder  nicht  mehr  zusteht,  das  Pfandreckt 
nicht  zu  begründen  vermag  (s.  oben,  Planck  zu  §  \'21'2  lUJB). 

Im  übrigen  aber  ist  die  Verpfändung  des  (iuthal>ens  seitens  des  Unter- 
nehmers zugunsten  der  Verwaltung  eine  Massregel,  welche  mittelbar  auch 
zur  Sicherung  der  Lohnforderung  der  Arbeiter  Ährt. 

Durch  die  blosse  Ausfibnng  des  Zurfickbehaltungsrechts  kann  ein 
Vorzugsrecht  vor  andern  Glftubigem  des  Unternehmers  nicht  begrflndet 
werden,  insbesondere  ni<  ht  las  Recht,  sich  aus  der  zurückbehaltenen  Leistung 
wegen  der  verauslagten  LolmbctiUge  vorzugsweise  zu  befriedigen.  Das  Zu- 
rückbehaltungsrecht verliert  seine  Wirkung  im  Konkurse  über  das  Vermögen 
des  Unterniliiiiers  (vgl.  Goldmann-Lilienthal  §  H3  S.  317).  Das  Zurück- 
behaltungsrecht steht  zwar  den  Zessionaren  des  Gläubigers  entgegen,  dagegen 
sind  ihm  dritte  dinglich  bereditigte,  insbesondere  PflLndungsgläubiger,  nicht 
unterworfen  (§  804  Abs.  8  ZPO.,  Dernburg,  SchuldverhAltnisse  §  58). 

Das  kaufmännische  Zuriidcbehaltungsrecht,  das  sich  nur  auf  be- 
wegliche Sachen  nnd  Wertpapiere  erstreckt  (§§  369 — 372  HOB.),  kommt 
lüer  überhaupt  nicht  in  Betracht. 

II.  Als  zweite  Massregel  zum  Schutze  der  Ersatzfoi'dernng  der  Eisen- 
hahnverwaltnng  kommt  die  Bestellung  der  Vertragskaution  in  i?otra<  ht. 

Der  Verwaltung  kann  an  dem  Gegenstande  der  Kaution,  auch  an  Wert- 
papieren, die  auf  den  Inhaber  lauten,  ein  wirkliches  Pfandrecht  bestellt  werden 
(§§  1204, 1206  BGB.).  §  1298  BOB.  bestimmt  ansdrflckUch:  Für  das  Pfandrecht 
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an  einein  Tnhaltorpapier  jrelten  die  Vorscbriftoii  iihei  <]as  Pfandrecht  an  bewefrlichen 
Sachen.  Ancli  hier  ist  jedoch  unter  Hozuirtiaiinio  anl  die  früheren  Atisführnn^en 
hervorzuheben,  dass  die  IJcstclluntr  der  Kaution  nur  zusrunsten  <lcr  Eisenbahn- 
verwaltang und  nicht  unuiittelbar  zugunsten  der  unbestiuiuittn  und  unbe- 
atimmbareii  und  wedtieliMleii  Arbritenehaft  rechtUeh  znlissig  ud  mißlich 
ist.  Es  wird  deshalb  nieht  für  snlässig  erachtet  werden  kttnoen,  dass  etwa 
ein  bestinmter  Teil  der  Kantion  ansgescliieden  nnd  angnnsten  der  Arbeiter 
za  deren  Sicherung  bestimmt  werde.  Vielmehr  kann  die  tiestellnng  der  Kaution 
immer  nur  als  Pfand  für  die  Auslairen  der  Kispnbalinverwaltnnpr  bei  der 
L?^hnunfr  der  von  rnternehniern  besdiäftiirten  Arlieitt  r  erfolirfMi  Durcli  die  Be- 
stelluujf  dci  Kaution  als  Faustpfand  (§  1201  IUtP.)  wird  ebenst»  wie  durch  blosse 
SicherheitbieisLung  (§  232  BGB.)  ein  AbKonderungsrecbt  für  die  Verwaltung 
im  Sinne  §  48  Konknrsordnang  bein^det.  Trotz  des  Konlcnrses  bleibt  der 
Pfandglftnbiger  im  Besitze  seines  Faustpfandes.  Er  hat  die  Pfliebt  der  An> 
zeige  nach  §  118  EO.,  nnd  die  Verwertnng  erfolgt  nach  §  127  EO. 

Bei  der  Verwertung  der  Kaution  kommt  in  Betracht,  dass  dieselbe  ein 
Pfand  ist  für  die  Aushiire  der  Verwaltnnjr  bei  der  Ablöhnunjr  der  Arbeiter, 
vorausgesetzt,  dass  bei  der  Pfandbestellun!.'  hierauf  verwiesen  ist.  Dass  die 
Kaution  unmittelbar  für  die  Lüline  der  Arbeiter  als  Pfand  hafte,  kann  nicht 
ansbedungen  werden,  wegen  der  Unbestimmtheit  der  Gläubiger. 

Fehlt  in  der  Pfandbestellung  der  Vermerk,  dass  die  Eantion  anch  für 
die  Auslage  der  Verwaltung  hafte,  so  wird  das  Absondeningsrecht  wegen  dieser 
Ersatzforderung  nicht  geltend  gemacht  werden  können.  Mag  anch  zivilrechtlich 
zufoljre  §  683  BGB.  der  Anspruch  gegen  den  Unternehmer  anf  Ersatz  der  Auf- 
wendunir  be<rründet  sein,  die  Pfandbaftune  ist  für  eine  solche  Forderunpr  doch 
nnr  dann  befrründet ,  wenn  die  Piaii(ihf>,telluntr  sieh  auch  hierauf  erstreckt. 

Trotz  des  Pfandrecht«  für  die  Ersatzforderung  gehört  die  Kaution  aller- 
dings zur  Kenkorsmasse.  Indessen  wird  doch  durch  das  Absondemngsrecht 
der  Verwaltung  ihre  Auslage  bezüglich  der  LQhne  hinreichend  gedchert,  vor- 
ausgesetzt, dass  die  Kaution  anch  in  ausreichender  H5he  bestimmt  nnd 
die  Pfandbestellung  für  die  Auslage  der  Ver«'allunfr  ausdrücklich  bewirkt 
wird.  Es  könnte  nnr  noch  in  Fva'^e  kommen,  ob  etwa  eine  Aenderung  der 
Konkursordnung  nach  der  Richtung  angezeigt  wilre,  dass  die  dem  Staate  ge- 
stellte Kaution  überhaupt  nicht  in  die  Konkursmasse  fallen  und  hinsii  htlich 
ihrer  Verwertung  §  227  KO.  nicht  gellen  soll.  Eine  solche  Aenderung  er- 
seheint aber  weder  dringlich  noch  ttberhaupt  erforderlieh. 
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2. 

Heller  die  reehflldie  Natur  der  PrlTatglelBansehlfisse  an  eine 

mrentllehe  Btsenlialui'). 

Von  Dr.  PmI  UbMC 

Ftofwaor  sa  der  üaivenitftt  SteMslniig. 

Auf  dem  (ii enzgebiete  des  üffentlichen  Rechts  liegt  die  Entsdieidang  des 
BeichsgerichtB  70m  10.  Jimi  1904,  welche  die  rechtUcbe  Natur  der  Privafr- 
gleiaaascIiKlMe  aa  eine  Sffontliehe  Eiseabalm  coin  Oegenstaad  hat  Sie  ist 
herelti  in  der  Dentachen  Jnrittea-Zeitang  1904  S.  993  mitgeteilt  *).  .  Eia 

Fabrikbesitzer  hat  mit  der  Direktion  der  Eöln-Mindener  Eiscnhahn  einen 
Vertrag:  pesclilosscTi,  floniznfolfre  er  ihm  {!:ehörige  Grundstücke  der  Eiscnbahn- 
verwaltnng  übereif^'ncte  und  diese  auf  diesen  Grundstücken  den  Ansrhluss- 
strang  auf  Kosten  des  Fabrikbesitzers  herstellte.  Dieser  bzw.  seine  Kcchts- 
nachf olger  haben  den  Ansciilassstrang  benatzt.  Im  Jahre  1901  naiim  aber 
dia  laBenbahaTerwaltaag  eimn  ümibaa  des  Bshahofs  za  0.  vor  .niid  höh 
gegea  den  Widersprach  des  Eligers  das  Aasddnsaglels  aaf»  ohne  es  fai  einer 
den  Tertaderten  yeriiSltnissen  entspredieBdea  Art  wiedw  liemisteUea.  Der 
KlBgeir  yerlaagte  Wiederherstellnng  des  An<^cliluf^seä  anf  Kosten  der  Eisen- 
bshnverwaltnnn:  und  Entschildigunf?.  Das  OLG.  Hamm  erachtete  den  An- 
8p)aich  für  beginindet,  indem  es  das  Reclit  des  Klägern  als  ein  servituten- 
artiges  ansah;  das  Keiclisjrericht  hob  dieses  Urteil  auf,  indem  es  darlejrte, 
dass  der  Vertrag  über  die  Herstellung  des  Anschlussgleises  kein  dingliches 
Becht,  soadera  aar  obligatorische  VerpAichtnagm  hervorgebra^t  habe.  Es 
erhebt  rieh  naa  die  Frage:  Welche  obligatorische  Verpfliehtang  ist  darch  den 
erwähnten  Vertrag  begründet  worden?  Eine  Transportverpflichtting  jedenfalls 
nicht;  dean  diese  entsteht  erst  dnrch  den  Abschlnss  der  einzelnen  Fracht^ 
vertrüge;  eine  VcrpfHchtunpr,  Transportvertrilge  mit  dem  Fabrikbesitzer  ab- 
zuschliessen ,  ebenfalls  nicht;  denn  der  Kontrahierunfxszwantr  der  Eisenliahn 
besteht  kraft  Gesetzes.  Frachtvertrilge  braucht  die  Eisenbahn  aber  nur  „von 
ond  nach  den  für  dea  Güterverkehr  eingerichteten  Stationen*  anzunehmen. 
Das  Bestehm  dner  sfdchea  »Station*  ist  daher  eiae  tatsKchllche  Vorans- 
setanag  fBr  die  H 9|^chkelt,  Fraehtrertrlge  Toa  aad  aaeh  diesem  Punkte  der 


^  Der  DJZ.  1906  Nr.  19  entnommm;  vgL  hienn  die  Abhandlong  von  LSwe 
aber  die  priTatrechtliche  and  wirtschaftliche  Natnr  des  Privatanschlnasgleises  im 
Prenss.  Arch.  fflr  Eisenbnhnwescn  .Tahrg,  XX  (1898)  S.  1  bis  32  und  S.  244  bis  267. 

•)  In  dieser  Zeitschrift  Bd.  XXI  S.  176  und  JW.  XXXUl  (1904)  S.  471. 

6* 


üiLjiiized  by  Google 


84      I>ajk>ftDd  I  fiechtUcbe  Natar  der  PriTatgleisanscblttsse  an  eine  öffentl.  Eiienbahn. 

Erdoberfl&ehe  abznschliessen.  Dirdi  Hentellung  des  AnschlossgleiBM  wird 
die  Fabrik  tbuBt  Station  fttr  den  Gfltenrerlcehr  gleichgestellt;  es  wird  der 
tatsIcUiehe  Znstand  gescbaffen,  ohne  welchen  der  Eisenbahntransport  direkt 

von  und  nach  der  Fabrik  niclit  möcriioh  ist.    Der  Vertrag  geht  demnach  anf 
einmalige  Leistnnfren;  er  ist  durch  Herstfllnnp:  dos  Anschlussgleises  seitpns 
der  Eiscnbahnverwaltnug  vollständig  erfüllt;   der  Vorteil,  welchen  er  dem 
Fabrikbesitzer  bietet,  besteht  nicht  in  einem  fortdauernden  Forderungsreclit 
gegen  die  Eisenbahnverwaltuug,  bundern  in  der  ihrer  Natur  nach  fortdauernden 
tatsftchlichen  Möglichkeit  svm  Abschlnss  Ton  Frachtverträgen  tob  ond  nadi 
seiner  Fabrik,  gau  ebenso,  als  wenn  die  Eisenbahnverwaltung  von  deh  ans 
und  ohne  Vereinbamng  mit  den  Anliegern  an  der  Bahnlinie  eine  Glter- 
station  errichtet  liütte.    Wenn  hiemach  die  Eisenbahnverwaltnng  —  ohne 
Arglist  oder  Verschulden  —  durch  Verlegung  ihrer  Gleise  diesem  rein  tat- 
sachlichen Zustand  ein  Ende  macht,  so  liegt  darin  krine  Verletzung  einer 
obligatorischen  Verpflichtung.    Der  Fabrikbesitzer  muss  die.sen  Nachteil  tragen, 
sowie  etwa  die  Bewolmer  eines  Stadtbezirks  den  Nachteil  tragen  müssen,  der 
ihnen  dadurch  entsteht,  dass  der  Bahnhof  von  seiner  bisherigen  Stelle  an 
eine  andere  verlegt  wird.  So  wie  das  Anschlnssgleis  für  die  Eisenbahn  wert- 
los wird,  wenn  der  Fabrikbetrieb  ans  irgendeinem  Gmnde  eingestellt  wird, 
ohne  dass  sie  von  dem  Fabrikantemehmer  Entscbädignng  fordern  kann,  so 
kann  auch  der  letztere  keinen  Schadensersatz  verlangen,  wenn  der  tatsäch- 
liche Vorteil,  den  iinn  das  Anschlussgleis  frewälirt  liat ,  durch  die  Tatsache 
der  Verlegung  der  Bahngleise  ein  Ende  rindet.     Hiernach  wird  durcli  die 
Herstellung  des  Anschlussgleises  ebensowenig  ein  obligatorisches  wie  ein 
dfaigliehes  Verhältnis  begründet   Nnr  wenn  die  Eisenbahnverwaltnng  die  be- 
sondere  Verpflichtnng  (die  Garantie)  fibemommen  hfttte,  dass  der  Anschlnss 
der  Fabrik  an  die  Bahnlinie  stets  fortdanem  s  Ile  und  durch  Verlegung  des 
Bahnkörpers  oder  andere  Massnahnipn  ihi  erseit.s  nicht  beseitigt  werden  dürfe, 
würde  eine  obligatorische  Verpflichtung  der  Eisenbahnverwaltung  entstanden 
sein.    Dans  diese  Verpfli(  litiinü:  ausdrücklich  ühernomnien  worden,  ist  jedoch 
nicht  erforderlich.    Man  könnte  sie  vielleicht  als  stillbchweigend  vereinbart 
darin  finden,  daas  die  Eisenbahnverwaltnng  das  Anschlnssgleis  hergestellt  hat 
anf  Gmnd  eines  mit  dem  Fabrikbesitzer  geschlossenen  Vertrages,  anf  dem 
von  ihm  daza  abgetretenen  Terrain  nnd  anf  dessen  Kosten.    Das  Reichs- 
gericht hat  sich  darüber  in  den  Gründen  nicht  goJlussert;  es  hat  die  Sache 
ledi<rlich  an  das  Berufungsgericht  zur  Prüfung  anter  dem  Gesichtspunkt  der 
obligatorischen  Verpflichtung  zurückgewiesen. 
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8. 

Der  Falunehetn  der  StmssenlMihii'). 

Von  Waltber  Seelnau, 
Beferendar  in  Ghailottenbnrg. 

1.  Der  Strassenhalmfahrschein  hat  bisher  in  Literatur  und  Judikatur 
wenig  Beacliiung  gefunden.  Nur  gering  ist  die  Zalil  der  Urteile,  die  sich 
mit  iliiu  beschäftigen'),  nur  wenige  Schriften  sind  zu  nennen,  die  ihm  mehr 
als  ein»  Aadcntaiier  tvidmen").  Die  Folge  ist,  dass  auch  die  Ansdianiuig  des 
Vericelin  über  das  Wessn  dm  Fahndieins  an  einer  geifviasen  Unsicherheit 
Iddet  Nach  den  Vennerken,  die  die  Ffthrscfaeine  tragen,  werden  sie  hald 
als  Quittungen,  bald  als  Träger  des  Transportansprnchs  betrachtet  und  dem- 
gemäss  im  Aufdruck  bald  Fahrschein  über  10  Pfennig  oder  ausdrücklich 
Quittung,  bald  Quittung  und  Fahrschein,  oder  gar  ,Falirschein  und  Quittung, 
Fahrgeblauswois  für  die  Person,  für  die  gelöst"  genannt;  auch  wird  wohl 
von  ilinen  behauptet,  dass  sie  zu  einer  Fahrt  „berechtigen",  eine  Auffassung 
des  lahfsdMins,  anf  welche  auch  die  Bedewendong  .einen  Fahrschein  lösen' 
hindeutet. 

Ein  einheitliches  oder  allgemein  verwendetes  Schema  für  das  Strassen- 

bahnbillet  ist  nicht  Torhanden,  vielmehr  weichen  die  yon  den  einzelnm 
Unternehmern  ausgegebenen  Fahrscheine  in  ihrem  Aufdruck  und  Inhalt  er- 
heblich voneinander  ab.  Eine  Betrachtung  dieses  Billetaufdrucks ,  auch  so- 
weit er  Bestimmungen  für  das  Buljlikum  enthält,  interessiert  nicht.  Denn 
die  Bestimmungen  haben  immer  nur  die  Bedeutung  einer  Belehrung  des 
Pnbininms  und  kümen  insbesondere  bloss  dämm,  weil  sie  aof  dem  Billet 
stehra,  noeh  nidit  als  Anfzeichnung  der  lex  eontraetns  gelten;  dies  selion 
deshalb  nicht,  weU  ihr  Inhalt,  wenn  er  fibeihanpt  beachtet  wird,  den  FiAr^ 
gast  erst  nach  Abschluss  des  Vertnges  bekannt  wird  und  als  stillschweigend 
genehmigt  nicht  wohl  angesehen  werden  kann.  Nur  darauf  ist  hinzuweisen, 
dass  alle  Billete,  soweit  ich  sclie,  ohne  Ausnahme,  neben  dem  Namen  des 
Unternehmers  als  tyiiisclien  Autilruck  die  Angabe  des  gezahlten  iahrpreises 
und  eine  Zahl  tragen,  welche  ihre  Nummer  in  dem  fortlaufend  numerierten 
Fabrseheinbloek,  ans  dem  sie  entnommen  sind,  darstellt.  Es  liegt  in  dem 
stoten  Vorkommen  dieser  Angaben  ein  immerhin  beachtenswerter  Fingerzeig 
für  die  Erkenntnis  der  Fnnktionen  des  Fahrscheins.  Die  Angabe  des  Fahr- 
preises dentet  darauf  hin,  dass  das  BiUet  als  Beleg  ttber  eine  erfolgte  Zahlung 


>)  Vcrkflrzt«  Umarbeitung  einer  im  Arch.  Bürg.  R.  Bd.  2'i  S.  186  ff.  veröffentlichten 

Abbandlang  desselben  Verfassers. 

■*}  An  li  liürg.  i;       187  Aniii.  4 

»)  Arch.  Bürg.  II.  £>.  188  Anm.  5  u.  6. 


Digitizeu  l>  ^oogle 


86 


W.  SediMiiii,  Dar  FakndwiB  der  ntriwwiitofci. 


zn  fungieren  hat,  die  Angabe  einer  bestimmten  Niimmer  darauf,  dass  es  der 
Bahn  dazu  dient,  dio  Einnalnnen  der  Schaffner  zu  ktintioUieren.  Als  Zalilunc:«- 
ausweis  und  Knntrullzeirhen  charakterisiert  sirli  das  lV\]\et  nach  seinem 
typischen  Aufdruck,  mit  diesen  Bezeichnungen  ist  auch,  wie  wir  noch  sehen 
werden,  seine  Bedentong  nnd  Min  Wesen  ntreASsnd  gekennseidinet. 

S.')  Der  FabiigMt  etliilt  vom  Sdiaftier,  sobald  er  den  FUirpreb,  dessen 
Btttng  Mf  dem  Kllet  aogegeiben  ist,  erlegt,  ein  Billet  nnd  In  llun  eiiien 
Answeis  fiber  die  geleistete  Zahlnng.  Der  Zweck,  den  die  Bahn  mit  dieser 
Billetansgabe  vert'idirt ,  ist  nicht  sowohl  der  oder  wenigstens  zunächst  nicht 
der.  den  Falnirast  in  <kn  Stand  zu  setzen,  möglichst  einfarh  seine  Zahlnng 
nachzuwt'i.sen ,  ihm  ein  Beweismittel  gegen  die  Bahn  in  die  Hand  zu  geben, 
sondern  der,  ihren  eigenen  Beamten  die  Feststellang,  ob  audi  alle  Fahrgäste 
gezahlt  haben,  m  erlekht^  oder  ftboriianpt  erst  sa  emSgliehen.  Die 
BUlete  dienen  fai  erster  Linie  der  Information  des  ScImAiers,  der  rieh  dvrdi 
Besichtigung  der  den  Fahrgästen  aosgeliftndigten  INUete  jederzeit  vergewissern 
Icann,  ob  alle  Wageninsassen  den  Fahriweis  nnd  weldien  Betrag  sie  erlegt 
haben. 

Die  Aufgabe  der  Billcte,  als  Zahlnngsausweis  zu  dienen,  ist  bisher 
niemals  übersehen  worden;  sie  ist  der  (irund,  dass  man  das  Billet  fast  stets 
als  Quittung  gekennzeichnet  hat.  Die  Anwendung  dieser  Bezeichnung  auf 
das  Billet.  ist  Jedoch  nicht  ratsam;  als  wissenschaffliche  Begriifsbestimmnng 
ist  de  nnriehtig,  als  blosses  Schlagwort  aber  besser  dnreh  das  Wort 
Zahlnngsbeleg  oder  Zahlnngsansweis,  die  nicht  termini  technid  sind,  m  ersetzen. 

Denn  unter  Quittung  versteht  das  Gesetz*)  ein  schriftliches,  d.  h.  auch 
handschriftlieh  unterschriebenes  Eiupfangsbekenntnis  des  Gläubigers.  Ein 
solches  ist  das  Billet  aber  nicht;  fehlt  ihm  schon  regelmässig  eine  Erklärung 
über  den  Empfang  der  Zaiilung,  so  trägt  es  jedenfalls  nie  eine  Unterschrift. 
Daü  Billet  ist  daher  keine  Quittung,  auch  dann  nicht,  wenn  es  sich  selbst 
«Is  solche  bezddmett  sondern  es  hat  lediglich  eine  Zweekbestinimnng  mit  ihr 
gemein,  nämlich  die,  dem  Beweise  der  ZaUnng  zn  dienen.  Abgesehen  von 
dieser  Gleichheit  des  Zwecks  ist  eine  Yergleiehnng  zwischen  Qnittong  nnd 
Fahrschein  nicht  angebraclit;  insbesondere  ist  die  Art  nnd  Welse,  wie  sie 
beide  der  Beweisführung  dienen,  und  die  ihnen  hiemach  zukommende  reclit- 
lirhe  (^ualitikation  eine  völlig  verschiedene.  Während  die  Quittung  nämlich 
Beweisurkiinde  ist,  d.  h.  vennöge  ihres  Tnhalts  für  eine  geschehene  Zahlung 
beweisend  in  Betracht  kommt,  ermangeln  die  Billete  stets  eines  Inhalts, 
dnrch  den  die  Fahrgeldzahlnng  bewiesen  werden  kSnnte  oder  sollte.  Es  ist 
dies  snnftchst  fraglos  bei  allen  den  Billeten,  die  eine  ErfcUning  über  die 
Zahlung  in  ihrem  Aufdruck  überhaupt  nicht  tragen.  Es  gilt  das  gleiche  aber 
auch  von  ihnen,  soweit  «ie  Wendungen  wie  „Quittung  über  (z.  B.)  10  Pfennig* 
oder  ,  Falirsclieiu,  wofür  10  Pfennig  gezahlt  sind"  u.U.  aufweisen  und  ihrem 
Wortverständnis  nach  zonäclist  eine  Zahlung  als  geschehen  bezeugen.  Denn 


>)  Arch.  S.  l'Jl  lt. 
«)  BGB.  §§  368,  126. 
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auch  diese  Vermerke  dürfen  ihrem  Sinne  nadi  nur  als  eine  tarifnüissifre  Er- 
klärunii  daliin  aufgefasst  werden,  dasa  dergleichen  Billete  nur  gegen  Zahlung 
vuu  10  Pfennig  ausgegeben  werden,  und  würden  jedenfalls  niemals  die  Zahlung, 
die  de  dem  WorUiime  naeh  beseugeo,  zu  beweisen  imstande  sdn.  Es  liegt 
dies  daran,  daaa  sie  berdts  su  einer  Zdt  anf  das  Billet  gedradct  werden,  wo 
eine  konlarete  Zablnag,  die  ue  bearkanden  könnten,  noch  gar  nicht  vorliegt. 
Ihr  Zeugnis  Aber  ilire  ZaUnng  i^ürde  daher  im  Anfang,  d.  h.  solange  als  eine 
Fahrgeldzahlnne?  noch  nicht  erfolgt  ist,  stets  unwahr  sein  und  darum,  da  es 
vor  und  nach  der  Zahlung  gleichlantet  und  ohne  Kücksicht  aof  diese  aasgestellt 
ist,  der  Beweiskraft  völlig  ermangeln. 

Das  Billet  entnimmt  vielmehr  seine  Beweisbedeatnng  dem  Umstände,  daas 
es  zur  FBlining  eines  Lidiaienbeweises  für  die  Zahlmig  benntxt  werden  kann. 

Oesetat  nftmlieh  den  Fall,  ein  Fahrgast  wollte  dnrch  Yorlegnng  eines 
BQlets  die  Zahlung  des  Fahrpreises  bewiesen,  so  wurde  der  Richter  zunächst 
aas  der  Tatsache,  dass  ihm  ein  loses,  womöglich  auch  darchlodltes  Billet 
vorgelegt  ist,  da  Billette  ohne  Zahlung  erfahrungsmiissig  nicht  ausgegeben 
werden,  zu  dem  Schlüsse  gelangen,  dass  gelegentlich  der  Ausgabe  des  vor- 
gelegten Billets  irgendeine  Zahlung  stattgefunden  haben  muss.  Wie  hoch 
diese  Zahlung  gewesen  ist,  ergibt  sich  ans  dem  Fahrpreisvermerk  auf  dem 
Billet  mit  Hilfe  der  Erw&gong,  daas  ein  10-  oder  16-Pfennigbl11et  aneh 
nur  gegen  eine  10-  oder  15-PfennigEahlnng  ansg^ben  wird.  Wann  nnd 
f&r  welche  Strecke  weiterlün  die  Zahlung  erfolgt  ist,  lässt  sich  —  wo  Fahr- 
zettel eingeführt  oder  ähnliche  Einrichtungen  getroft'eii  ^iml  —  leicht  dnrch 
Vergleichnng  des  Billetaufdrucks  mit  den  Fahrzetteln  feststellen,  und  die 
Fra^^e  endlich,  wer  diese  Zahlung  geleistet  hat,  wird  sich  zugunsten  dessen, 
der  das  Billet  vorlegt  und  dadurch  seinen  Besitz  an  demselben  dartut,  dann 
beantworten,  wenn  er  anr  Zeit  der  Ausgabe  des  Billets  die  fragliche  Strassen- 
bahn  auf  der  fraglichen  Strecke  benntst  hat.  Ist  a.  B.  jemand  am  85.  Ok- 
tober 1900  gegen  12  Uhr  aütti^  anf  der  Strecke  SavignyplatE— OVrlitEer- 
Bahnhof  von  der  Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche  an  mitgefahren  und  legt 
er  nun,  anf  Fahrpreiszahlnng  belangt,  das  Stassenbahnbillet  K.  59  Nr.  8946 
vor,  das  über  15  Pfennig  lautet,  so  würde,  falls  der  Fahrzettel  ergibt,  dass 
das  Billet  in  der  Tat  am  2.').  dktober  gegen  12  Uhr  hinter  der  Teilstation 
Zoologischer  Garten  ausgegeben  ist,  mit  Sicherheit  zu  schliessen  sein,  dass 
der  Fahrgast,  da  er  jetzt  das  Billet  besitzt,  es  auch  zur  fraglichen  Zeit  für 
die  flragliche  Streeke  nun  frai^chen  Betrage  gelöst,  d.  h.  die  streitige  Zahlnng 
geleistet  hat.  Es  würde  in  ^em  solchen  Falle  alles,  was  zum  Beweis  einer 
Zahlnng  gehSrt,  nftmlieh  der  Betrag,  Ort  und  Zeit  der  Zahlung,  die  Leistung, 
wofür  sie  gemacht,  nnd  die  Person  des  Zahlenden  mit  Hilfe  des  Billets  dar- 
getan sein. 

Die  vorstehende  Srhllderung  ergibt,  dass  das  Billet  einen  Beweisgrund 
fdr  die  Zahlung  nicht  eatiiult  und  darum  ein  Beweismittel  für  sie  nicht  ge- 
nannt werden  kann.  Denn  dass  gezahlt  ist  nnd  von  wem  gezahlt  ist,  ent^ 
nimmt  der  Bichter  nicht  aas  dem  Billet,  insbesondere  lücht  ans  seinem  Inhalt, 
sondern  aas  der  Tatsache,  dass  ein  vom  Blocke  gelöstes  BUlet  vorliegt  ond 
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das»  eine  bestimmte  Person  es  besitzt,  und  der  Bevveisnutzen  des  Billets 
betteht  lediglich  darin,  dass  der  Fahrgast,  wenn  er  es  noch  hat,  diese  Tat- 
sache, dass  68  Torli^  und  dasB  er  es  beeitst,  dem  Bichter  ao^enfällig 
demonstrieren  und  damit  die  Laichtt  die  ans  dem  Beeita  an  entnehmen  iat» 

unmittelbar  yorführen  kann. 

Anders  steht  es  dagegen,  soweit  es  sich  nm  den  Nachweis  der  Höhe 
der  Zaliliinj:-  liaiulelt.  Für  diese  ist  das  Billet  Beweisn rkunde.  Es  sajrt 
zwar  nicht,  dass  nc/ahU  \<t^  wohl  aber,  was  nnd  wi(  \it'l  tarlfniiissi}?  \n\  der 
AiitNjrabe  des  Billets  zu  zahlen  ist  und  darum  auch  (falls  feststeht,  dass  ge- 
zahlt ist),  was  gezahlt  ist  nnd  gezahlt  sein  mnss. 

Nach  dem  Gesagten  besteht  also  der  begrülliohe  Unterschied  zwischen 
dem  Fahrschein  einerseits  nnd  Quittung,  Empfangsbescheinignng  nnd  sonstigen 
Beweisnrkundcn  für  die  Zahlnn^^  aivlererseits  darin,  dass  es  im  Oei^cnsatz  zu 
diesen,  die  durch  ihren  Inhalt  die  Zalilnncr  beweisen,  seinerseits  durch  seinen 
Anf'lrnrk  nur  die  Höhe  der  Zalilnn^%  nicht  die  Zahlunjr  selbst  beweist,  auf 
lf1/.t(ie  vii'lnitlir  nur  im  Weg^e  eines  Indizienbeweises,  in  dem  das  Billet 
allerdings  eine  Holle  spielt,  geschlossen  werden  kann.  Dieser  Unterschied  ist 
auch  praktisch  nicht  bedentongslos.  Es  folgt  daraus  i.  B.,  dass  das  Billet 
als  Zahlungsausweb  den  Yorsdiriften  des  Bfirgerlichen  Gesetxbnchs  fi1>er  die 
Quittung  überhaupt  nicht,  nnd  den  Bestimmungen  der  Zivilprozessordnnng  über 
ITrkundenbeweis  nur  insoweit  unterliegt,  als  Gegenstand  des  Beweises  die 
Höhe  der  Zahlung,  nicht  die  Zahlung  selbst  ist;  es  folgt  weiter  daraus,  dass 
bezüglich  ilfs  lüllets  die  bei  der  Lehre  von  der  Quittung  soviel  erörterte 
Frage,  inwisu'lt  gegen  sie  ein  (iegenbeweis  zulässig  ist,  nicht  aufgeworfen 
werden  kann,  imd  es  ergibt  sich  endlich  daraus,  dass  die  Verwendung  eines 
etwa  gefftlschten  BUlets  zum  Zwecke  der  Tftnschung  Betrug  ist,  wenn  die 
F&lschung  sich  nur  auf  die  Angaben  des  Billets  Aber  die  Zahlung  bezieht, 
dagegen  ürkundenftlschung,  wenn  die  Angabe  Uber  die  Höhe  der  Zahlung 
gefülscht  ist. 

In  (licsein  Zusaninienlianire  ist  noch  darauf  hinzuweisen,  dass  der  Beweis 
der  l'alii  pi <  i>zaiilung  auf  jede  an  sich  mögliche  Art,  iiii  lit  bloss  durch  Vor- 
legung des  lüllets,  tr(-fülirt  werden  kann.  Die  gei^t  iiteiliuf ,  wiederlndt  atif- 
gestvUte  Ansicht'),  nach  der  das  Billet  ausschliessliches  Beweismittel  der 
Zahlung  und  ein  anderer  Beweis  als  durch  seine  Vorlegung  nnzuHlBSig  sein 
soll,  ist  nicht  zu  billigen.  Nicht  nur,  dass  der  Sache  nach  gar  kehi  Grund 
vorhanden  ist,  den  Fahrgart  in  der  Auswahl  seiner  Beweismittel  scUeGhter 
zu  stellen,  als  irgendeinen  anderen  Schuldner,  der  doch  rechtlich  z.  B.  nie 
auf  seine  Quittnng  als  einziges  Beweismittel  angewiesen  ist,  steht  auch  der 
P>egritt'  eines  Beweismittels,  das  ausschliesslich  eine  Tatsache  zu  beweisen 
geeignet  würe  und  iler  viiliterlichen  Ueberzeuirunu  keinen  Sjdelrauni  Hesse, 
in  einem  mit  dem  l'riuzip  der  freien  richterlichen  Beweiswürdung  unverein- 
baren Gegensatze.  Eine  Bindung  des  Bichters  oder  der  Partei  an  den  Be- 
weis durch  das  Billet  ist  völlig  nnzulttssig. 
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3.*)  Ausser  als  Zalilnnfrsanswois  diont  das  Billett  audi  als  Kdntroll- 
zeiclien;  in  dieser  seiner  zweiten  Funktion  liefrt  seine  i^auptbedeutuTl^^ 

Die  Strassenbahnen  bedürfen,  um  die  Hinterziebung  der  Fahrgelder  durcli 
die  Scüaffuer  zu  verhüten,  einer  genauen  Kontrolle  ihrer  Angestellten.  Eine 
solche  balMO  sie  sieh  mit  Bilfe  der  Fatindidne  gesehaffeiL  Die  HuidlialMiiig 
der  EostroUe  ist  bekaont,  ihr  Wesoi  besteht  darin,  dass  der  Sehalber  jede 
Fahrprelsejnnahme  durch  Abtrennang  dnes  ftber  den  Betrag  des  FUurpreises 
lautenden  Scheines  vom  FUirscbeinblock  verlaatbart.  Hierdurch  wird  der 
Unteniebmer  in  die  Lajre  versetzt,  im  Wege  eines  einfachen  Snbtraktions- 
exemitels  aus  dem  noch  vurliaudenen  verminderten  liilk't])estand  die  Höhe  der 
durch  den  Schaffner  vereinnahmten  Beträge  festzustellen.  Die  solchergestalt 
geschaffene  KontroUe  kann  allerdings  nur  daun  Sicherheit  gewähren,  wenn 
der  SdiaAier  b^  Jeder  Fahrgeldxahlnng  ein  Billet  vom  Mocke  ISst;  sie 
unterliegt  der  dreifachen  Gefalir,  dass  entweder  fibeihanpt  kein  ^et  vom 
Blocke  gelöst  oder  das«  ein  bereits  einmal  ausgegebenes  zum  zweiten  Ible 
verwendet  oder  endlich  dass  ein  Billet  aasgegeben  wird,  das  einen  dem  Be- 
trage der  geleisteten  Zahlung  nicht  entsprechenden  Fahrpreisvermerk  trflgt. 
In  den  beiden  letzteren  Füllen  genügt  das  Billet,  das  der  Fahrgast  erhält, 
da  seine  Ausgabe  die  vom  Schaffner  gemachte  Einnahme  nicht  oder  nicht  zu- 
treffend verlaatbart,  den  Eontrollerfordemissen  nicht,  es  ist  als  Kontroll- 
zeichen  ungeeignet  und  ungültig. 

Zum  Schutae  gegen  derartige  Unredlichkeit  der  SchaAier  dient  neben 
anderen  Eantelen  die  BilletrcviHlon  durch  die  Kontrolleure;  eine  solche  ist 
jedoch  solange  wertlos,  als  das  Pnblikam  die  treliisten  Billete  nicht  auf- 
bewahrt und  dem  revidierenden  Beamten  vorzeigt,  weil  nur  durch  Feststellung 
der  im  Besitz  von  Billeten  betindlichen  Personen  konstatiert  werden  kann, 
wer  keines  erhielt,  nur  durch  Besichtigung  der  ausgegebenen  Biilete  geprüft 
werden  kann,  ob  mehrfach  gebrauchte  oder  fiber  einen  geringeren,  als  den  er- 
hobenen Betrag  lautende  sich  darunter  befinden.  Die  Bahn  hat  sonach,  da 
eine  prteise  DurchfBhrnng  der  Kontrolle  ohne  üntersttttsung  des  Publikums 
nicht  mSg^ch  ist^  ein  grosses  Interesse  daran,  die  Fahrgäste  za  dieser  Unter- 
stützung za  veranlassen;  sie  verlangt  dcslialb  von  ihnen,  dass  sie  die  Falir^ 
scheine  aufheben  und  den  revidierenden  Beamten  vorzeigen. 
  (SchlnsB  folgt  im  nächsten  Hefte.) 

*)  Aich.  8. 199  ff. 
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4. 

Heber  die  Pflicht  einet  Terletiteii,  siek  tnEtlieher  Beluuidliing^ 
insliesaiidere  einer  Ansteltsbehandlnng  an  uiterBlehen. 

Von  Eritt  Oronfce, 

Landgerichtsntt  In  KSln. 

Bei  einem  Eisenliahn-Zusaninienstoss  hatte  ein  gewisser  ,  Inhaber  eines 
InkassopeschiUt.s,  ein  srhweros  Nervenh'iden  davon^^ctragen.  Die  haftprticlitipe 
EisenbaLuveiwaltung  hatte  ilim  angeboten,  ihn  auf  ilire  Kosten  in  einer  be- 
stimmteii  Heilaiwtalt  eine  Zeitlang  behandeln  zn  Uesen.  Der  bereite  klagbar 
gewordene  M.  hatte  ein  Eingelien  »vf  dies  Angebot  verweigert.  Die  Be- 
klagte erblieicte  in  dieser  Weigening  ein  Verschnlden  des  Ellgera,  weldiea 
auf  seinen  gegenwärtigen  Krankheitszostand  von  nrsttcliHcliem  Miteinflnss  sei, 
nnd  beantragte  demgernftss  Beschränkung  ihrer  Krsatzptlicht  auf  nur  einen 
Teil  des  erwachsenen  Schadens  t-^emäss  §  254  IJUB.  In  seinem  Urteil  vom 
19.  Mürz  1904  hat  das  OJicM  lan<les;:crit  ht  Köln  diesem  Antrajrc  nicht  ent- 
sprochen, obwohl  es  ein  Verschulden  des  Klägers  als  vorliegend  anerkannte. 
In  den  Grttad«i  des  Urtdls  helaat  es: 

.Wenn  der  §  254  Abs.  2  BOB.  ein  Verschnlden  des  Beschädigten  darin 
jBndet,  wenn  er  es  nnterlftsst,  den  Sdiaden  zn  mindern,  so  begrttndet  diese 
Vorsdirift  allerdings  für  den  BeschHdigten  die  Reolitspflicht,  soviel  an  ihm 
ist,  zur  Mindernnpr  dos  Schadens  beizutragen.  Für  einen  durcli  Krankheit 
Cieschädi}j;ten  besteht  daher,  soweit  nicht  besondere  Gründe  ent;;e}renstehen, 
an  sich  die  Pflicht,  sich  heilen  zu  lassen  und  zu  dem  Ende  aucli,  wie  bereits 
das  Landgericht  zutreti'end  annimiut,  sich  einer  bestimmten  einwandfreien 
Heilbehandlung,  insbesondere  einer  geeigneten  Anstaltsbehandinng  zn  nnter- 
sielien.  Der  von  Endemann  (Die  Rechtswirkongen  der  Ablehnung  einer 
Operation)  fOr  das  firtUMre  Recht  vemüsste  Beehtsgnind  einer  solchen  Pflicht 
ist  heute  eben  durch  den  erörterten  §  254  Abs.  2  BGB.  gegeben.  'Sls.n  kann 
nicht  einwenden,  der  §  254  spreche  nur  vom  MitverschuMen  bei  Entsteliunc: 
des  Schadens,  die  Krankenbehandluni,^  daut  crcn  liezwecke  die.  Beseitij;unjr  oder 
AbschwJlchung  der  bereits  entstandenen  Fulgen  ilcs  Unfalls,  ein  schuldliaftes 
Verhalten  liierbei  falle  daher  nicht  unter  jene  Vorschrift.  Das  Gesetz  be- 
handelt die  Entstehung  des  Schadens  allgemein  und  nicht  lediglieh  die  des 
sehftdigenden  Ereignisses,  und  es  verlangt  daher  die  schadenndndemde 
Hitwirkang  des  Verletzten  nicht  bloss  der  sehftdigenden  Ghmndumche  selbst, 
sondern  auch  deren  weiteren  Wirkungen  gegenttber.   Der  fortgesetsten  Be- 
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einflOBfiimg  seiner  pepenwartigen  Nervenverfassong  entspricht  nach  dem  in  §  254 
ausgedrückten  Reclitsfredanken  die  gegenwUrtipe  Yerjitlichtung  des  Klägers, 
seiner  fortgesetzten  Schädigung  darch  jenen  Einflusa  entgegenzutreten.  Es 
Tersteht  sich  von  selbst,  dass  es  auch  bei  der  Annahme  einer  grundsätzlichen 
Yerpdichtaiig  des  Besehftdigten  doch  in  Jedeai  Eliuselfa]ls  einer  genauen  Wilrdi- 
gong  der  bes<nidereii  UmsUade  bedarf,  un  an  ermessen,  ob  eine  bestinunte 
Unfallsbehandhrng  als  pflichtmisadg  für  den  Verletzten,  ihre  Verweigerung  als 
sehnldhaft  anzusehen  ist.  Letsteres  ist  hier  der  Fall.  Das  im  Laufe  der 
ersten  Instanz,  gemachte  Anerhicten  der  Beklae^t^n,  den  Kläger  auf  ihre  Kosten 
in  die  zweite  Klasse  des  Krankenlianses  auf  dem  Venusberge  bei  Bonn  auf- 
nehmen zu  lassen,  entsprach  nach  Art  und  Einrichtung  der  Anstalt,  nach  den 
persönlichen  und  den  Vermögensverhältnissen  des  Klägers  und  nach  der  Natur 
seinea  LeldenB  allen  bwechtigten  Anforderungen.  Der  EUlger  hat  anch  keinen 
beaebtUehen  Grand  gegen  diesen  Vorschlag  yorsnbringen  gewnsst.  IGt  der 
Bedensart,  er  habe  ,efai  Becht  anf  seine  Freiheit*,  konnte  sich  der  Kläger 
seiner  Rechtspflicht  mcht  entschlagen;  ein  Missbrauch  seiner  Freiheit,  zn  tun 
und  zu  lassen,  was  ihm  beliebt,  bürdet  ihm  selbst  die  Folgen  anf.  Die  Be- 
merkung des  Dr.  Z.,  eines  der  Aerzte  des  Klägers,  in  seinem  Zeugnisse  vom 
.  .  dass  die  Berechtigung  der  Weigerungsgründe  des  Klägers  hier  nicht 
geprüft  zu  werden  hranche,  lässt  erkennen,  dass  diese  Grflnde  in  Wirklich- 
Itelt  der  Bereehtigong  ermangelten.  Am  schlagendsten  aber  tot  der  Kllger 
die  Grundlosigkeit  seiner  Weigerong  dadurch  dar,  dass  er  Jetst  glelchaeltig 
mit  der  wiederholten  Ablehnung  des  ihm  angebotenen  kostenfreien  Kuraufent- 
haltes auf  dem  Venusberge  selbst  die  Mittel  für  einen  solchen  Landaufenthalt 
mit  jährlich  400  M.  verlangt;  sachliche  Gründe  für  die  Wahl  einer  anderen 
An-italt  oder  Gegend,  als  die  vorgeschlagenen,  die  selbstverstäudlich  in  Er- 
wägung gezogen  werden  müssten,  hat  der  Kläger  dabei  weder  früher  noch 
jetzt  geltend  gemaelii 

Die  Welgernng  des  KUgera,  anf  das  Angebot  der  Beklagten  einzugehen, 
war  daher  grandios  und  sehnldhaft  im  Sinne  des  §  264  BGB.,  dessen  An- 
wendbarkeit nicht,  wie  der  Kläger  meint,  ein  arglistiges  Verhalten  voraus- 
setzt. Zu  einer  gerichtlichen  Auflage  an  den  Kläger,  sich  in  die  Anstalt 
aufnehmen  zu  lassen,  kann  dies  natürlidi  nirht  führen;  dem  dahingehenden 
Antrage  der  Beklaetcn,  dessen  prozessuale  ZulUssigkeit  von  ihr  nicht  erläutert 
wird,  aber  auch  nicht  weiter  erörtert  zu  werden  braucht,  ist  vom  Land- 
gericht mit  Becht  kdne  Folge  gegeben  worden.  Nnr  daa  ist  die  Frage, 
welchen  Einflnss  die  schnldhafto  Welgerang  des  Eligera  anf  seinen  Ersats- 
ansprach  ansttbt.  Da  kann  aber  eine  den  Umfang  des  ihm  zn  leistenden  Er^ 
Satzes  schm<11emde  Wirkung  seines  Verschvldens  nach  der  tatsächlichen  Ge- 
staltung der  ganzen  Sachlage  nicht  angenommen  werden,  weil  der  Nachweis 
eines  ursächlichen  Zusammenhangs  zwischen  dem  \'erscliulden  des  Klüger» 
und  seinem  jetzijren  Gesundlicitszustande  und  seinem  daraus  entspringenden 
Schaden  fehlt.  Nur  wenn  davon  auszugehen  wäre,  der  im  Jalire  1903  mit 
Unrecht  ausgeschlagene  AttfenfhaH  in  der  Heilanstalt  wdrde  dahin  geftthrt 
habmi,  dass  heute  die  ErwerbefShigkeit  des  KlSgers,  wenn  anch  nur  teilweise, 
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Avic  lei-  lier^a^sicllt  \v;ire,  nur  (iann  liifrc  in  iler  Wcig^enins;  die  rnterlassung- 
einer  äcliadeuiuiuderndeD  Handlung.  Eä  kann  nun  selbst  zugegeben  werden, 
dMS  bei  Anwandang  des  «nch  hier  mtreffendeii  §  887  ZPO.  ein  unbedingt 
swiagender  Nachweis  in  dieser  Bichtnng  nicht  gefordert  sn  werden  brucht; 
denn  mnss  dooh  immerhin  eine  gewisse  erfehmngsmlasige  Gewahr  dnlttr  ge- 
geben sein,  dass  die  ins  Ange  gefasste  Anstalts^behandlnng  den  erstrebten  Erfolg 
MCh  haben  wird,  (h'rade  daran  fehlt  es  aber  liier  bei  der  Natur  des  Leidens 
des  Kl.lgers.  Bei  dem  schweren  und  all^^euieinen,  den  ganzen  Körperzustand 
des  Kliiirers  aufs  heftitrste  er}.Meif enden  Nervenleiden,  wie  es  von  den  be- 
handelnden Aerzten  einschliesslich  des  eidlich  vernommenen  Sachverständigen 
Dr.  Z.  uttor  den  Namen  Nenrasthenie,  Uafallnenrose  oder  Nervenendifttterang 
beschrieben  wird,  spielen  Ar  die  Behandlnng  seelische  nnd  gemfltliche  ün- 
wlgbarlceiten  allerpersdnlichster  Art  mit,  welche  jede  Voraasbestimmang  des 
Erfi»l<rcs  einer  bestimmten  Art  der  Behandlnng  erfabrnn^rsmassig  verbieten; 
insbesondere  vennajr  auch  ein  nnherechticrter  iiersönlicher  \\'iderwille  eine 
bessernde  Wirkung  auch  einer  anerkannt  guten  Anstaltsbehandluug  bei  diesem 
Leiden  gerade  seiner  besondt  reu  Natur  wegen  auszuschliessen  Einer  be- 
sonderen Beweisaufnahme  bedarf  e^i  für  diesen  Erfahrungssatz  nicht  mehr, 
zumal  gegenflber  den  in  gleichem  Sinne  sich  aussprechenden  Zeugnissen  der 
vertrauenswfirdigen  behandelnden  Aenste,  mit  denen  das  Gutachten  des  Dr.  Z. 
keineswegs  im  Widersprach  stdit.  Bei  freier  Würdigung  aller  ümstflnde 
lässt  sich  daher  nicht  die  Ueberzengiing  gewinnen  (§  287  ZPO.),  dann  der 
lieuti<re  Gesundheitszustand  des  Klügere  ein  anderer,  besserer  sein  würde, 
wenn  er  sich  auf  das  Angebot  der  Beklagten  hin  alsbald  in  eine  Heilanstalt 
hätte  aufnehmen  lassen.  Seine  damalige  Weigerung  war  daher  zwar  schuld- 
baft,  aber  ohne  Eintluss  auf  den  Umfang  seines  Schadens.  Wenn  der  Kläger 
auch  heute  anf  seiner  ablehnenden  Haltung  beharrt,  so  kann  diese  hente  auf 
die  bezogenen  ärztlichen  Zeugnisse  gestützte  Weigerung  nicht  emmal  mehr  als 
unberechtigt  und  schuldhaft  bezeichnet  werden.  Dazu  kommt  noch,  dass  nicht 
feststeht  und  auch  nicht  ohne  weiteres  anzunehmen  ist,  dass  eine  Bessemng 
seines  Gesundheitszu-tamles  zugleich  auch  schon  die  Wiedererhinirung  einer 
gewissen  Erwcibsfälii'^keit  für  den  Klüger  bedeute.  Die  Krwerlisniiiglichkcit 
ist  für  einen  Mann  von  geschwächter,  zeitlich  beschränkter  und  dazu  noch 
scliwankender  Arbeitsfähigkeit,  wie  es  der  Kläger  nach  seinem  gegenwärtigen 
Gesundhdtszustande  günstigstenfalla  zunächst  noch  bleiben  würde,  an  sieh 
recht  gering;  die  Wiederaufnalmie  seines  bisherigen  Geschäftes  wäre  dem 
KlSger  verschlossen,  weil  .  .  . ;  und  eine  andere,  für  den  Kläger  unter  diesen 
besonderen  Umständen  geeignete  und  ihm  zngfc^lii^e  Beschäftigung  bat  die 
Beklagte,  welcher  für  diese  Einwendunir  gegen  ihre  Schadensersat zjiHiclit  die 
Behauptungs-  und  Beweispflicht  obliegt,  nicht  dargetan.  Diese  Ersatzver- 
pflichtung besteht  daher,  nngemindert  durch  ein  bei  der  Schädigung  mit- 
wirkendes eigenes  Verschulden  des  Klägers,  in  vollem  Umfange  fort". 

Der  durch  vorstehendes  Urteil  vom  Oberlandesgericht  aufgestellte  Satz, 
dass  die  im  §  864  Abs.  2  dem  Geschädigten  zugunsten  des  Schädigers  auf- 
erlegte Pflicht,  den  Schaden  nach  Möglichkeit  abzuwenden  oder  zu  mindern, 
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einen  körperlich  Verletzten  verpüiclite,  sich  heilen  zu  lassen,  ist  vom  Reichs- 
gericht in  dem  zum  Abdruck  bestimmten  Urteil  vom  13.  Februar  1906  ^)  mit 
folgenden  Aneftthningen  bettttUgt  worden:  .Von  denjenigen,  weleber  «a  seiner 
Oesmidlielt  darch  einen  Unfall  geeehidigt  worden  iet,  fftr  dessen  ▼ermOgenfr' 
reohfUche  Folgen  ein  anderer  ersatzpflichtig  ist,  muss  verlaagt  werden,  dass 
er,  soweit  er  dazn  imstande  ist,  zur  Heilung  oder  Besserung  seiner  Krankheit 
die  nach  dem  jetzigen  Stande  der  medizinischen  Wissenschaft  sich  darbieten- 
den Älittel  zur  Anwendung  bringt,  und  es  rauss  hierbei  wenigstens  als  Kegel 
gelten,  dass  der  Verletzte  in  solchem  Falle  nicht  anders  handeln  darf,  als 
es  bei  gleicher  Gesundheitsstörung  ein  verständiger  Kensch  tun  wfirde,  der 
sieht  in  der  Lage  ist,  die  VemiDgensaacht^e,  die  ihm  bei  Fortdmer  der 
Knakheit  erwaebsen,  auf  einen  anderen  absnwSlaen  ....  An  dieser  Be^ 
orteilnng  wird  auch  nichts  gelindert,  wenn  das  in  Betracht  kommende  EtiOr 
mittel  mit  Erfolg  nnr  durch  Behandlung  in  einer  geschlossenen  Anstalt  an- 
gewendet werden  kann,  der  Verletzte  aber  gegen  eine  solche  Behandlung 
wegen  der  Beschränkungen  in  der  Freilieit  seines  Tun  und  Lassens,  die  sie 
notwendig  mit  sich  bringt,  Abneigung  empfindet  oder  den  Wunsch  hegt,  sich 
nnr  von  bestünBiteB  Aemten  behandeln  m  lassen.  Darartige,  natargealss 
bei  fast  allen  Leuten  Toriiandene  Wünsche  und  Abneignngen  mflsaen  f&r  jeden 
▼erstl&ndigflii  Hensehen  gegenftber  dem  erstrebten  Ziel,  nindieh  der  Wieder^ 
herstellung  der  Gesundlielt,  völlig  in  den  Hintergrund  treten". 

In  der  klaren  Herausstellung  und  Betonung  einer  bestimmten  Rechtspflicht 
des  Verletzten  dem  Schädigenden  gegenüber  aus  der  Vorschrift  des  §  254 
Abs.  2  BGB.  liegt  der  weit  über  den  entschiedenen  Fall  liinaus  interessierende 
bedeutsame  Kern  der  mitgeteilteu  Eutscheiduugen.  Auch  trüiier  hatte  die 
Bechtsprechung  (vgl.  die  Znsamnienstellang  bei  Eger,  Haftpllichtgesetz,  Ö.Aofl. 
8. 188  o.  65  ff.)  dem  weigerlichen  Verhalten  ^es  Verletaten  £Wnss  anf  seinen 
SchadenBersatBansprach  eingerttomt,  aber  ohne  poidüven  Anhalt  im  geoetsten 
Recht  rein  aus  allgemeinen  Erwägungen  heraus,  insbesondere  unter  Verwertung 
des  Gesichtspunktes  der  Arglist  für  die  Unterlassungen  des  Verletzten,  und 
infolgedessen  (s.  nanientÜLh  Kndemauu  in  der  oben  S.  90  angeführten  Schrift 
S.  51  ff.)  nidit  ohne  gewii  htigen  Einspruch  der  liechtslchre.  Solchen  Ein- 
wendungen ist  jetzt  der  Buden  eutzugeu.  Mau  vergleiche,  was  Endemann 
Mher  (a.  a.  0.  8.  71)  als  damals  geltendes  Beeht  lehrte:  .Soweit  wir  aadi 
die  allgemeine  Verpflichtung  aar  Sorgfalt  heute  mit  Beeht  ansdehnen,  so 
gibt  ea  doch  keinerlei  juristische  Pflichten  des  Verlöteten  dem  Uebeltflter 
gegenüber.  Darum  kann  das  üntft^Ueiben  niemals  dem  Ges(  liüdigten  als 
Schnld  ausgelegt  werden"  mit  dem,  was  er  selbst  (Lehrbuch  des  Bürgerl. 
Rechts  1,  768)  heute  auf  Grund  des  §  254  vorträgt:  „Es  erscheint  als  ein 
rechtlich  anzuerkennendes  Pflichtgebot,  dass  der  Bedrolite  ni<ht  sdilechthin 
der  Schadeuwirkung  sich  preisgibt,  sondern  zum  Schutze  seiuer  Interessen 
eingreift,  wie  es  einem  besonnenen  nnd  redlichen  Verkehrsgenossen 
gesiemt'.   Hiermit  erseheint  in  der  Tat  das  Bichtige  getroffen.   Als  Ver^ 

')  Aussagsweise  mitgeteUt  in  J.  W.  1906  8.  SOI  Nr.  7,  nnd  in  dies.  Zeitsdir.  Bd. 
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k«lingeiioMeB  und  als  Beehtig«B<M8Mi  ttdiai  in  Leb«ii  die  Penonen  neben- 
einaader,  nicht  einander  gegeafiber,  and  bringt  ee  das  Treiben  des  Verkebra 
an  einem  vcrtretliaren  Zasammenstoss  der  Interessen  nnd  Rechte,  so  ist  nicht 
nnr  von  selten  des  in  erster  Linie  Verant\vortli<'lien ,  des  „Schuldners",  «las 
entstehende  Schuldverhilltnis  so  zu  bfluiinleln  und  zu  erfüllen,  wie  Treu  und 
Glanben  mit  Rücksicht  auf  die  Yci  kilnssitte  es  erfordern  f§  242  BGB.), 
auch  der  Gläubiger  gewordene  Verkebrsgenosse  muss  bei  der  Entstehung  und 
bei  der  Abwiekeliing  des  darch  den  Verlielir  zwischen  ihm  and  dun  Sehnldner 
geschaffenen  BechtsTeibftitaisses  Tren  nnd  Glaaben  nnd  die  Rttelcsicfat  aaf  die 
Verlcehrssitte  wahren*).  «Man  konnte  von  einem  aUgemeinen  Reclit  aafVer- 
kehrstiene  reden"  (Gierige  in  Goldschmidts  Zeitochr.  55,  317).  Aof  diesen 
Rechtspredanken ,  der,  ohne  ansdrücklioh  ansc^esprochen  zu  sein,  einer  Reihe 
der  versohiedcnartifrstt'ii  XOrj-clirittcn  zii:;rinnle  licirt  ^,  dessen  Spuren  und  Er- 
scheinungsformen im  eiuzeluen  nachzugehen  indessen  hier  nicht  der  Ort  ist'), 
sind  die  Vorschriften  zurückzuführen,  die  über  die  bisher  schon  bestehende 
Kindfaimang  einer  schiaabmlosen  Änsftbnng  des  GUabigerrechtes  hinans  tai 
fertsclireitender  BeehtsentwiclLelang  dem  Gläubiger  positive  Pflichten  gegen 
den  Schuldner  aaf  erlegen.  Dahin  gehören  die  Vorschriften  der  §§  324,  616, 
649  BGB.,  durch  weM«^  irewissen  Vertragsgianbigern  die  Pflicht  auferlegt 
wird,  anstatt  der  von  ümen  ohne  ihr  Znton  nicht  melir  geschuldeten  vertrage 


«}  S.  ruirh  ^rhollmeyer,  Bern.  6h  zu  §  2.'>4  V,r,V,,:  ,Wonn  nach  §  242  d« 
Schuldiu  r  vi  rptli«  litot  ist.  die  Leistung  nuch  'i  itu  und  (ilaubcn  zu  iiiachcn,  so  ortribt 
sich  für  ihn  auch  das  Kecht,  die  begehrte  Leistuug  zu  verweigern,  wenn  das  an  ihn 
gestellte  Verlangen  gegen  Treu  und  Glaaben  verstösst*. 

»)  Vgl.  z.  H.  ausser  der  allgemeinen  Vorschrift  des  §  226  BGB.  die  §§  811  Abs,  2 
912fr..  1021).  in(>9  H(iß.,  %  26  (iew.-Ordn.;  auch  die  Pfftadungsbeschriiikangen  der 
g§  811,        Zru.  sind  hierher  zu  rechnen. 

■)  Schwieriger  vielleicht,  jedenfalls  aber  für  die  praktische  Anwendung  wichtiger 
noeh  ist  die  saidigenilsBe  Begrensang  dar  gmnds&tslich  ansnnehmenden  Treupflieht  des 
(iläubi^jors.  Wenn  schon  die  ausdrückliche  Aufstellung  dos  (irundsatzes  von  Treu  nnd 
Glauben  für  die  Auslejrnntr  der  Vertrüge  und  für  Aw  Bewirkuiig  einer  ffeschuldeten 
Leistung  (§§  lö7,  242  lUtß.)  teilweise  verwirrend  gewirkt  und  bereits  zu  wohl- 
berechtigter  Gegenwehr  gegen  ein  Qesets  nnd  Recht  TerwSsserades  BilUgkeitsgefühl 
Anlass  gegeben  bat  (vgl.  besonders  Schneider,  snletst  im  Arch.  BOrg.  R.  S6,  909ff.), 
so  i.st  bei  der  Handhabnni^^  des  für  die  Stolhin«;  des  Gläubigers  nicht  einmal  ausdrück- 
lich au.stresprochenen .  sondern  aus  dem  WorJiL';iii;.r  und  aus  dem  inneren  Zusammen- 
hang äusserlicb  vereinzelter  \' Urschriften  zu  entncluutuden  gleichen  Grundsatzes  doppelte 
Vorsicht  au  beobachten,  namentUcb,  w«ui  es  sich,  wie  in  dem  sur  BrOrtening  stehen- 
den Felle,  um  ansservertragliche  SchnldTerhEltnisse  handelt.  Immerhin  darf  die  Mög- 
lichkeit von  Missverstündnissm  nicht  hindern,  zauichst  aus  den  positiven  Oesetzesvor- 
schriften  df-n  rrchtiichcn  <  irumlj^n  danken  nach  Möglichkeit  herauszuarbeiten  und  sodann 
den  einmal  alä  massgebend  erkannten  Leitsatz  auch  anzuwenden  und  auszubauen. 
Eine  allseitige  Durehaibeltong  des  aufgestellten  Omndsatses  würde  natttrlidi  weit 
Aber  die  der  vorliegenden  BesfHcedinng  einer  Binzelfragc  gesteckten  (ircnzen  hinaos- 
gehen.  £ini<j;e  besondere  N'utzanwenduntren  ^/crade  bei  der  vorliegenden  Frage  werden 
sich  im  Laufe  der  Erörterung  ergeben  (s.  S.  99). 
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liehen  Gegenleistung  zugunsten  ihres  Vertragsschuldners  ihre  freigewordene 
Arbeitskraft  anderweit  zu  verwerten  dahin  gehören  auch  die  Verpflichtnngen, 
welche  der  §  264  Aba.  2  BOB.  d«m  SehadenagUliiUger  auferlegt  Wenn 
nimUeh  hier  die  Unterlastnng  des  Hinweiset  auf  die  Gefafar  eines  nsgewOha- 
Uch  hohen  Sehadens  an  dem  Gläubiger  mit  dem  Verlnste  oder  der  lOndening 
seine»  £i satsaasprachs  bestraft  wird,  so  beruht  dies  ausgesprochener- und 
anerkanntermassen auf  der  Anerkennung  einer  das  Anfmerksammachen  ge- 
bietenden Treujirticht  des  Gläubigers  als  einer  wirklichen  Verbindlichkeit;  und 
ebenso  erhebt  der  ganz  gleichartige  (vollständige  oder  teilweise)  Aasschlass 
der  Ersatsfordernng  bei  Vemachlftäsigung  der  auf  den  .gerechten  Anforde- 
rongen  an  die  Sorgfalt  des  BescbBdigten'  (Prot.  1,  801)  berohmdea  Sehaden- 
Abwendangs-  oder  HDndemngaplUcht  dvreh  die  AnfMellnng  jener  Bechtafolgen 
auch  diese  Pflichten  TOn  einem  blossen  Erfordemia  von  Tren  and  Glaaben^ 
im  Verkehr  zu  einem  zwingenden  Rechtsgebot. 

Dass  die  hiemach  anzunehmende,  dem  Schuldner  nrecrenUber  bestehende 
Verbindlichkeit  znr  Abwendung  oder  Minderung  drohenden  oder  erlittenen 
Schadens  für  den  besonderen  Fall  kürperlicher  Verletzung  die  besondere  Ge- 
stalt amrinuBt,  di«  Heilung  za  betreiben,  inabeaondera  deh  in  geeigneter 
Weise  ärztlich  behandeln  ra  lassen,  kann  nicht  länger  zweifelhaft  sein.  Da- 
mit wird  nur  die  Anpassung  des  allgemeingfiltigen  Gmndaaties  an  die  kenn- 
zeichnenden besundcron  Umstilnde  einer  bestimmten  Klasse  von  Schadensfällen 
ausgesprochen.  In  der  Kechtslolire  findet  sich,  soweit  ich  sehe,  die  Frage 
im  allgemeinen  nur  in  der  besonderen  Zuspitzung  behandelt,  ob  der  Verletzte 
sich  zum  Zwecke  seiner  Heilung  oder  doch  Besserung  einer  Erfolg  versprechen- 
den Operation  unterziehen  muss.  Aus  der  heute  fast  allgemeinen  grundsätz- 
Uehen  BctJahnng  dieser  besonderen  Frage  ^)  kann  man  nnbedonklifih  aaf  eine 
•boiao  aUgem^e  stiUsehweigende  Anerkennmig  der  die  Operationairfilclit  als 
Unterart  mitamfassenden  O^aaslTen)  Bebaadlangapflicht  schliessen.  Wenn  früher 
(Endemann,  Ablehnung  einer  Operation,  besonders  S.  72)  eingewendet  wurde, 
dass  nur  das  Verhalten  des  Verletzten  bei  der  Znfüc-nntr  und  Entstehung  der 
Verletzung  selbst,  nicht  aber  sein  Verhalten  nach  Beendigung  des  schädigenden 


„Die  Ausdehnung  der  Vorschrift  entspricht  sichtbar  der  Billigkeit  und  den 
Grundsätzen  von  Treu  und  Glauben",  so  begründen  Mot.  2,  209  (s.  auch  S.  463)  die 
Gldehstelhing  des  böswillig  vevsämnten  Erwerbs  mit  dem  wirkUdiMi  Ertrignis  aader- 
wfitcr  Vfrwendang  der  ersparten  Arbeitskraft,  also  eben  die  Vorschrift,  wdehe  die 
Brwerbspflicht  des  (iläubitrcrs  im  Interesse  des  Schuldners  begründet. 

*)  den  Bericht  der  Keichstagskommission,  welche  diese  Bestimmung  in  den 
§  248  der  Beichstagsvorlage  eingefügt  hat  (Heymannsdie  Ausgabe  S.  36),  sowie  die 
Stenographischen  Beriehte  (Onttentagsohe  Ansgahe  S.  280 f.),  wonaeb  der  Abg.  Hanss« 
mann  ausdrücklich  die  hier  begründete  Verpflichtung  des  Beschädigten  beanstandete, 
der  Abg.  Bachem  sie  dag^en  ,Ton  einem  80sial>sittlichen  Standpunkte  ans*  für  ge- 
rechtfertigt erklärte. 

^  BG.  Ton  &  Oktober  1908,  BOZ.  66,881. 

^  Vgl.  aaeb  Oertmann,  Bern.  1  b  sn  §  964  BGB. 

>)  A.  M.  aasGbslnand  nur  Mattbiass,  Bfligort.  Beoht  1,  847  f. 
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ErdgnisMB  ttberfaavpt  in  Betracht  kommeD  kOaiie,  so  kSnnte  man  hente  an- 
nächst  daranf  lünweisen,  dass  der  §  254  Abs.  2  BOB.  die  Abwendung  oder 
Hindemsg  des  Schadens  schlechthin,  ohne  zeitliche  Besehrilnkaiig  auf  den 
alleinigen  Auprenbli»  k  des  Eintritts  des  scliildi;renden  Erelgrnisses  znr  Pflicht 
macht.  Es  kann  a1ier  am  li  ni«  lit  zntrefreben  werden,  dass  der  §  254  Abs.  2 
damit  über  die  \  orau&setzung  des  Abs.  1  das.  hinansgreift.  Wenn  dort  von 
den  Vorgängen  .bei  der  Entstehung  des  Schadens'  die  Rede  ist,  so  bringt 
dies  keineswegs  «dentlieh  nun  Ani^brack,  dass  es  «deh  nnr  nn  die  Yerar- 
saehnng  des  den  Erfolg  setzenden  Ereignisses  liandelt*  (so  Endemann, 
Lehrb.  1,  757),  denn  „entstanden  ist  der  Schaden  nicht  immer  schon  mit  der 
schädigenden  Handlung"  (Schollmeyer,  Bern.  2  zu  §  254).  Auch  die  Heil- 
behandlunpf  einer  einmal  entstandenen  Verletzung  bezweckt  daher  die  Ver- 
hütung der  Entstelinn^r  weiteren  Srliadens  aus  dieser  Verletznnjr.  und  zwar, 
wie  Schollmeyer  a.  a.  0.  zutreffend  hervorhebt,  nach  einer  doppelten  liich- 
tnng:  Dia  Sehadensentstehang  infolge  ein«r  VerletEong  ist  einmal  erst  be- 
endet, »wenn  alle  fiblen  Folgen  der  Verwundung  di^treten  oder  der  weitere 
Eintritt  von  solchen  Folgen  (Umsichgreifen  der  Wnnde,  Uebertritt  anf  andere, 
bisher  nicht  verletzte  Organe,  zu  befürditende  Unhcilbarkeit  oder  mangelhafte 
Heilung  usw.)  abgewehrt  sind.  Es  handelt  »ich  aber  dabei  nicht  nur  um  die 
natürliche  Weitereutwickelung  des  durch  die  schSdigendo  Hiinillung  vernrsacliten 
Defekts,  sondern  auch  um  die  juristiMlieii  Folgen  <ler  Verletzung".  Ist  aber 
die  Verhütung  weiterer  natürlicher  und  juristischer  Wirkungen  der  als  Tat 
oder  Ereignis  Mngst  Tollendeten  Schadensorsacbe  die  Verhtttnng  einer  Sehadens- 
entstehang, so  fftllt  anch  das  Gebot  solcher  Yerhfttmig  dnrch  ftrstliehe  Be- 
handlung nach  Eintritt  einer  Verletanng  nicht  ans  dem  Bahmea  des  §  264 
Ab«.  1  BGB.  heraus.  Auch  wenn  man  daher,  was  wohl  zutreffend  erscheint, 
für  die  erliSutemden  Sonderbestimmnngen  des  §  254  Abs.  2  die  Voraussetzung 
des  durch  Abs.  2  erlUuterten  Ahn.  1  als  gemeinschaftliche  Grunillatre  gleich- 
fall.s  gelten  lilsst  und  demgemUss  annimmt,  dass  andi  die  Vorsrhrittt-n  des 
Abs.  2  das  Verhalten  des  Beschädigten  bei  Entstehung  des  Schadens  behandeln, 
auch  dann  mnss  man  mit  dem  OLG.  EOln  (nnd  dem  ihm  hierin  stillschweigend 
beigetretenen  Reichsgericht)  In  der  Unterlassang  der  gebotenen  ärztlichen 
Kassregeln  nach  der  Entstehung  der  Verletzung  gleichwohl  die  Verletsung 
einer  ,bei  Entstehung  des  Schadens'  dem  BeschSdigten  obliegenden  Beebts- 
pliicht  erblicken. 

Die  sonach  durch  §  254  Abs.  2  BGB.  begründete  Behandlnncspflicht 
eines  körperlich  Verletzten  oder  überhaupt  an  seiner  (iesundheit  Geschiidiirten 
besteht  jeder  zivilrechtlich  zu  vertretenden  Schädigung,  jedem  für  den  Ein- 
griff in  das  k5rperliche  Befinden  ersatzpflichtigen  Dritten  gegenflber.  Wie 
die  Geltung  des  §  264  fiberiianpt,  so  beschrankt  sich  auch  die  ans  ihm  her- 
geleitete Bebandlungspflicht  nicht  auf  die  Fälle,  in  denen  die  kSrperliche  Be- 
schndignng  unter  Verletzung  eines  zwischen  Schädiger  und  Geschndigten  be- 
stehenden Re(  htsverhilltTiisses ,  insbesondere  einer  Vertragspfliclit  (z.  B.  aus 
einem  Beförderungsvert ra^'-e  J  erfolirte ,  so  dass  die  GlHubigerpflicht  des  Ge- 
schädigten in  etwa  aus  dem  bereits  bestehenden  Eechtsverhältuisse  hergeleitet 
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werden  könnte.  Jene  Verpflichtung  besteht  vielmehr  auch  bei  Scliadenst'ilUen 
ausserhalb  eines  bestehenden  Rechtsverhältnisses,  und  zwar  hier  sowohl 
scholdhaften  Schädigungen  (durch  unerlaubte  Handlnngen)  als  auch  solchen 
Yerietgrangen  gegenOber,  ftr  welche  anch  ohne  VerschHlden  ein  Dritter  eis- 
zuftalien  hat^);  sie  beiteht  bei  der  in  der  Beditsparediioig  anerkannteii  imd 
hier  nifiht  nochmal«  zu  belegenden  Anwendbarkeit  des  §  254  auf  das  Haffc- 
pfliehtgetete  insbesondere  f&r  die  beim  Betriebe  einer  Eisenbahn  Verletzten. 

Schwieriffer  ist  die  Frage  nach  Inlialt  und  Umfanp'  der  dem  Verletzten 
obliegenden  Verbindlichkeit,  sich  seine  Heilung  angelegen  sein  zu  lassen. 
Den  einzigen  Anhalt  gibt  die  allgemeine  Regel  des  §  242  BGB.  für  die  Er- 
füllung jeder  Verbindlichkeit,  dass  sie  so  erfolgen  mass,  wie  Treu  and  Glauben 
mit  BlicÄaicht  auf  die  VerkehrBsItte  es  «rfordem.  Dieser  Regel  entspieht 
es,  wenn  das  Beichagericht  (s.  oben  S.  98)  und  Dernbnrg  (Bttrgerl.  S.  8,  76) 
das  zum  Masastabe  nehmen,  was  zur  Abwehr  des  Schadens  geschelien  Wirde, 
wenn  der  Verletzte  , niemanden  liättc,  der  ihm  für  denselben  aufkommt". 
Wenn  aber  Dernbnrg  das  Ilauptsewicht  darauf  legt,  was  er,  nämlich  der 
Verletzte,  in  solchem  Falle  tun  würde,  während  das  Reichsgericht  als  mass- 
gebend hinstellt,  was  „  ein  verständiger  Mensch"  bei  gleicher  Gesundheits- 
StSmng  ton  würde,  so  erscheint  mir,  so  notwendig  die  vom  Reichsgericht 
geschelkene  Hersnsldinag  des  objektiven  Gsstebtspnnktos  der  Handlungsweise 
eines  Terstitaidigen  Hsnselitn  anch  ist,  doeh  grondAtslleh  nnd  als  Anagaags- 
pnnkt  der  snbjektive  Standpunkt  Dernbnrgs  als  der  richtigere,  weil  dem 
Erfordernis  von  Treu  und  Glauben  mehr  entsprechend.  Es  handelt  sich  bei 
den  Heilversuclien  am  das  persönlichste  Gut,  den  eigenen  Leib  des  Verletzten, 
über  den  die  Herrschaft  ihm  allein  und  seinem  eigenen  Knuesaeu  zusteht, 
nnd  wenn  das  Gesetz  ihn  seinem  Schuldner  gegenüber  zur  Anwendung  von 
Mitteln  der  Heilkunde  verpflichtet,  so  ist  er  doch  zu  verlangen  berechtigt, 
dass  dies  an  seinem  Leibe  annlchst  naeh  seinem  eigenen  ürtell  nnd  Wollen, 
nach  Massgabe  seinw  eigenen  Erfidirangsn,  OcwShnmigcn  nnd  Neigungen  nnd 
seines  Zntraaans  zu  den  zu  ergreifenden  llassregeln  geschehe.  Die  freie 
Selbstbestimmung  über  Leib  und  Gesundheit  und  über  die  Massregeln  zn  deren 
Erhaltung  ist  Verkchrssitte.  Sofort  erj^ibt  sich  aber,  dass  die  Bemessung 
der  Behandlungspllicht  des  Verletzten  nur  insoweit  sieh  nach  seinen  eigenen 
Anschauungen  und  Gepflogenheiten  ricliten  darf,  als  diese  einer  anerkannten 
Heilbeliandlang  entsprechen.  Durch  Zuziehung  von  Kurpfuschern,  Magneto- 
pathen  nsw.  oder  dnroh  Anwendung  von  Sympathiemittdn  oder  dg^.  kann  jene 
Yerpfliditang  nicht  ofBUt  werden,  anch  wenn  der  Verletste  sich  sonst  solcher 
Personen  and  Mittel  zu  bedienen  pflegt  Man  wird  daher  richtig  die  Ansicht 
Dernbnrgs  mit  der  des  Reichsgerichts  dahin  zasammenfassen  müssen:  Der 
Yerietete  ist  zu  den  Massnahmen  verpflichtet,  die  er,  wenn  keine  Ersatzpflicht 


')  Die  auf  verschuldeten  Schaden  beschränkte  Abwcuduugspflicht  des  ^  222  E.  I 
ist  ia  der  sweitMi  XMunission  (sof  Anregung  von  Zltelmann;  s.  Endemann,  Ab- 
Iclmnag  74)  durch  Aendnang  des  Worthrats  der  Torschrift  ansdraeklieh  erweitert 
worden  (Prot.  1,  300). 
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für  die  Scbädignsg  bestände,  in  der  gldchea  Lage  Ternttuftigerweise  ergreifen 
wfirde.  IHunlt  ist  vor  allen  Meh  einer  TJeberspanmiiig  der  Aafordemagea 
ui  den  Verletsten  vorgebeugt,  dem  man  ragimiten  des  —  noch  dani  Utaifi^ 
rechtswidrig  Iiandelnden  —  St5rers  seiner  Gfesandhelt  iceine  höheren  Auf- 
wendungen an  Mühe,  Sorgfalt  nnd  Geldmitteln  znmnten  darf,  als  er  sie  zur 
Wiederlierstelluiig:  seiner  Cresundheit  olmeliin  machen  würde.  Wenn  als  mass- 
frelieud  Vtezeiclinet  wird,  was  der  Verletzte  son.-t  .in  der  gleichen  Luire"  tun 
würde,  so  ist  damit  unter  anderem  auch  auf  den  jeweiligen,  zur  Behandlung 
Anlas»  gebenden  Gesundheitszustand  selbst  abgestellt,  denn  die  Entscheidung  ist 
g^benenfalls  ^nicht  vom  Staadpnnkt  eines  persönlich  nnbetellfgten  Oesonden, 
sondern  von  dem  des  kranken  nnd  bereits  doreh  schmershafte  Behandinng 
geqntiten  Uenschen*  zn  treffen  (Bndemann,  Lehrb.  1,  758  Anm.  13). 

Ist  so  ein  gewisser  Anhalt  flir  die  Bestimmung  gewonnen,  wieweit  die 
Verkehrspflii iit  eines  Verletzten,  für  seine  Wiederhorstellnnjr  zn  sorgen,  im 
allgemeiiieti  aiiszuilelinen  ist,  so  kann  die  ceiiaueic  liestaltuny^  jener  Pflicht 
an  der  Hund  der  allgemeinen  Regel  doch  nur  im  Einzelfalle  und  unter  um- 
fassender Mitberücksichtignng  aller  UmstSade  vorgenommen  werden.  In  Be- 
tracht kommen  vor  allem  Art  nnd  Schwere  der  körperlichen  Sch&digung 
selbst,  sowie  Art,  ümfaag  and  voransslehtUche  Daner  ihres  Einflusses  avf 
das  Oesamtbefinden,  auf  die  objektive  Arheitsfnhigkeit  und  auf  die  davon  ab» 
hHngige  tatsächliche  Erwerbsfahigkeit  des  Verletzten,  ferner  der  allgemeine 
(iesundheits-  nnd  KrUftezustand ,  in  dem  ihn  die  Verletzunir  hetroffen,  sein 
Alter  und  (icschlccht,  nicht  minder  aber  am  Ii  soziale  Stellung  und  \'ernii>frcns- 
verhiiltniäHe  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  die  geistige  lieaulagung, 
Bildungsstufe  nnd  Charaktereigenscliaften.  Andx  der  schnldige  Verkehrs- 
genosse kann  hinsichtlich  des  Verhaltens  nach  der  von  Ihm  verscboldeten 
Verletflsnng  andere  Anfordemngen  an  dnen  gebildeten  nnd  wohlhabenden 
Verletzten  stellen,  als  an  einen  armen  Schwachsinnigen  nnd  in  der  alle  HUfifr- 
mittel  der  Neuzeit  bereit  haltenden  Grossstadt  andere,  als  in  einem  entlegenen 
Winkel,  in  'lern  jene  Hilfsmittel  weder  erreichltar  noeh  überhaupt  bekannt 
sind.  AndtM  erseits  können  einem  Kinde  (ider  einem  (.ireise  nicht  die  näin- 
lichen  Behandlung&weibeu  zugemutet  werden,  wie  einer  Person  in  der  Voll- 
kraft der  Jahre,  einem  Kranken,  krankhaft  Vmranlagten  oder  gerade  von 
einer  Krankheit  Genesenden  nicht,  wie  einem  sonst  Gesunden,  aber  auch 
dnem  auf  tSgliche  körperliche  Arbeit  Angewiesenen  nicht  die  gldohe,  wie 
dem  Rentner  oder  dem  Angestellten  mit  festem  Einkommen.  Zur  Zuziehung 
eines  Arztes  ist  der  Verletzte  in  allen  Filllen,  die  an  sich  zu  einer  Heil- 
behandlunt;  Anlass  irelien  können,  stets  für  verpflichtet  zu  erachten,  ebenso 
zur  Pefolfjunji  der  An<ii  linuntjen,  die  der  Arzt  seines  Vertrauens,  insbesondere 
sein  Hausarzt  ihm  den  Verhältnissen  und  der  Ueblichkeit  entsprechend  erteilt. 
Als  verkehrsttblich  und  deshalb  gegebenenfalls  pflichtmSssig  mnss  in  den  ge- 
eigneten FftUen,  insbesondere  anf  efai  Gutachten  des  regelmlssig  behandelnden 
(Haas-)Ar2tes  hin  die  Zuziehung  eines  anderen  Amtes,  namentlich  eines 
Spezialisten  angesehen  werden,  wenn  ein  solcher  für  den  Verletzten  erreich- 
bar Ist.    Das  gleiche  gilt  unter  den  heutigen  Verbältnissen  fttr  die  vom 
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schlechthin  oder  in  eine  Anitlitt  besonderen  Charakters,  sowie  für  eine  den 
\'(rl!!lltni88en  des  Verletzten  angepasste  Badereise.  Die  Zuziehang  anderer 
Hilfspersonen  (Witrtor,  Ileildiener,  Masseure  usw.)  wird  im  Zweifel  in  den 
entsprechenden  Füllen  gleichfalls  als  ptlichtuiässig  angesehen  werden  müssen, 
desgleichen  die  Duldung  besonderer,  aber  anerkannter  und  allgemeiuublicher 
Untersnehnnga^  v&d  Beinadlnngiarten,  wie  DvicUenditang,  BeetraUang,  Eelt- 
wMserbehuidliing  n.  dgl,  eoirte  die  Benntsng  bestiiimiter  GerSte  und  Vor- 
richtungen. Lideeaen  beginnt  hier  echon  die  Büdcaieht  nnf  die  perafinliehen 
Verhältnisse  nicht  nor,  sondern  anch  auf  das  persönliche  Emi^nden  des  Ver- 
letzten, Beachtnng  zu  erheischen.  Unvemünftif^e  Abneigung  gegen  einzelne 
Massregeln  muss  gewiss,  wie  das  Reichsgericht  mit  Recht  verlangt,  über- 
wunden werden,  tunlichste  Schonung  persönlicher  Uefühle,  über  die  der  Ver- 
letzte nieuiandem,  insbesondere  nicht  seinem  Scliädiger  Rechenscliaft  schuldig 
ist,  und  wdieirt|;ebende  Aehtiing  idnee  Teniinftig  gehandhnblen  Selbefe- 
beetinumingBreehtes  mttseen  Ihm  gleiehwoU  da  gewihrt  werden,  wo  der  Verkehr 
ihn  ohne  aein  Znton  mit  der  nur  naeb  Tren  vnd  Oliaben  in  bemeaaenden 
Behandlnngspflicht  belastet  hat.  Die  Grenze  zwischen  berechtigter  und  un* 
berechtigter  Abneigung  im  Einzelfalle  richtig  abzustecken,  ist  eine  schwierige 
Aufgabe  des  hier  mehr  Recht  setzenden,  als  Recht  findenden  juristischen 
Taktes.  Im  Zweifel  wird  man  zugunsten  des  Verletzten  entscheiden  und  das 
Mass  seiner  Verptlichtuitgen  eher  einengend  als  ausdehnend  bestimmen  müssen. 
Eejneafiüla  kann  ihm  n.  B.  ala  Beefatapflieht  zagimaten  dea  SchSdigera  auf- 
erlegt werden,  ein  nea  erfondeoea  Heilmittel  in  verandien,  aieh  einem  noeh 
anerprobten,  wenn  aneh  anaeheinend  anadehtavollen  Heilverlahren  n  mter- 
liaimH,  eine  geffthrliche  oder  aneh  nur  ungewiaae  Impfung  an  sich  vornehmen 
zu  lassen.  Von  derartigen  Massregeln  gilt,  was  Oertmann  (Arch.  Bürg.  R. 
8,  259)  mit  Recht  von  der  Operation  bemerkt:  ob  sie  „vernünftig  ist, 
darüber  gibt  es  nur  den  subjektiven  Massstab  des  Erfolges".  Ist  also  der 
Erfolg  irgendwie  unsicher,  so  steht  vorher  nicht  fest,  dass  die  Operation 
oder  die  aonatlge  Maaaregel  vemfinftig  ist,  sie  Iwnin  deahalb  nicht  ala  bei 
▼eratladiger  Selbatbeattmmnng  flblich,  mithin  rach  nicht  ala  durch  §  854 
Aba..2  BGB.  geboten  «vadelnen.  Nnr  «wenn  sie  ungefUirlieh  iat  und  ohne 
erheUiehe  Sdimerzen  sichere  Heilang  verspricht'  (Dernbnrg  a.  a.  0.  S.  76), 
kann  eine  Operation  als  eine  nach  Tren  und  Glauben  mit  Rücksicht  auf  die 
Verkehrssitte  bestehende  Jieclitsptliclit  des  Verletzten  angesehen  werden,  und 
entsprechend  ist  es  mit  anderen  Urztlic.lien  Massnahmen  zu  halten.  Um  so  mehr 
gUt  alles  dies,  als  der  Verletzte  bei  der  Erfüllung  seiner  Verkehrsverbindlich- 
keit, eich  behandeln  m  lassen,  für  die  Veraehen  der  von  ihm  in  dieser  £r^ 
IttUiing  heraogeiogenen  Aente  nnd  aonatigen  Hilfaperaonen  nach  den  |§  264 
Abs.  2,  278  BGB.  in  gleichem  Untfange,  wie  für  eigenea  Verschulden  dem 
Glitubiger  dieser  Verbindlichkeit,  nämlich  dem  Scliädiger  haftet  (so  aach 
Staudinger  Bern.  7  zu  §  254).  Unbewilhrte  Heilversuche  und  Operationen 
mit  Ungewissem  Ausgang  «»der  auch  nur  mit  der  Gefahr  oder  Möglichkeit 
schädlicher  Nebenwirkungen  könnten  leicht  al»  V  ernachlUssigung  der  im  Ver- 
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kehr  erforderlichen  Sorgfalt,  d.  h.  276  BGB.)  als  FahrlJlHsigkeit  angesehen 
werden.  Zn  einer  Behandlunfrs\voise  aher,  die  als  FahrHlssiprkeit  «ich  wirk- 
lich darstellt  oder  auch  nur  den  —  am  letzten  Knde  mir  dnrch  den  Erfolg 
zu  widerlegenden  —  Verdacht  der  Fahrlässigkeit  auf  den  Beschädigten  wirft, 
kMm  eine  Bttehtepflkfat  nicht  bestehen.  Der  Vetietste  mue  sich  eiser 
schftdenmindeniden  instUchen  Behandlug  im  Interesse  des  Sehldigers  unter- 
ziehen, dagegen  hrsacht  er  sich  nicht  sn  Iratliehen  Veranchen  berbelsalassea, 
die  sdnen  Ersatzanspruch  möglicherweise  vernichten  oder  schmälern. 

Es  wnrde  bereits  erwähnt,  dass  unter  don  hentifren  VorhiUtnissen  das 
Aufpiichon  eines  Krankenhauses,  einer  Heilanstalt  oder  eines  Badeortes  ge- 
eignetenfalls  als  verkehrsindich ,  folgeweise  für  einen  durch  Verletzung  Ge- 
schädigten als  ptlichtmässig  angesehen  werden  muss.  Ist  eine  Auswahl 
mter  mehreren  Aiwtalten  nsw.  nOgttei,  so  hat,  soweit  die  UmsMade  ganz 
oder  anaBhemd  gleieiiartig  liegen,  allein  der  Verletite  die  Wahl  so  treffen, 
anderenfalls  ist  anf  seine  Wünsche  die  weitestgehende  Btteksiefat  m  nehmen. 
Aber  auch  wo  eine  Auswahl  nnr  beschränkt  oder  gar  nicht  gegeben  ist  oder 
wo  wichtige  (rründe,  7a\  denen  auch  der  Kostenpunkt  gehören  kann,  die 
Wahl  einer  dem  Verletzten  minder  genehmen  Anstalt  rechtfertigen,  die  aber 
natürlich  den  verkehrsüblichen  Anfordcrnngen  ents]irerhen  muss,  auch  da  be- 
steht seine  Verpflichtung,  der  er  sich  nicht  entziehen  darf.  Nur  ganz  be« 
sondere  ümstinde  TermVchten  im  Einselfalle  einen  bestimmten  Kranken  oder 
bei  ebiem  bestimmten  Leiden  ansnahmsweise  von  der  erörterten  Verkehrs- 
pflioht  an  entbinden  oder  sie  anf  den  Bemch  einer  bestimmten,  vom  Ver- 
löteten nnt-er  Uebergchnng  anderer  zur  Verfügung  stehenden  Gelegenlieit«n 
gewählten  Anstalt  zu  beschränken.  In  allen  Füllen  aber  ist  festzuhalten, 
dass  der  Verletzte  zwar  sich  behandeln  zu  lassen  und  auch  eine  Anstalt  auf- 
zusuchen verptlitlitet  ist,  nicht  aber  zur  Aufwendung  ansfiergowöhnlicher 
Opfer  an  Geld  und  Zeit  zu  diesem  Zwecke,  l'ehersteigen  daher  die  Kosten 
einer  Anstaltsbehaadluag  oder  eines  Badeaifenthalts  das,  was  der  Verletzte 
aach  nnter  anderen  Umstftnden  für  die  Wiederherstellnng  seiner  angegriffenen 
(^esnndheit  aufwenden  kSnnte  and  wfirde,  oder  wird  er  darch  die  yerlaagte 
Kur  für  eine  längere  Zeit  seinem  Erwerbe  entzogen,  als  seinen  Einkommens- 
Verhältnissen  und  seinen  und  seiner  Familie  Bedürfnissen  gemilss  ist,  so  be- 
steht die  Prticlit  zum  Aufsuchen  der  Anstalt  usw.  nur,  wenn  und  insoweit 
der  für  die  Gesundheitsstörung  Er8atziitli<  litige  dem  Verletzten  die  erforder- 
lichen llittel  anbietet.  Der  Ersatz  der  Kurkosten  gehört  grundsätzlich,  mag 
die  Kar  Toa  Erfolg  sehi  oder  aicht  (Eademana  S.  760  Anm.  18),  za  dem 
Tom  VeraatwortUdiea  za  leisteaden  Schadensersätze,  aad  es  madit  hierbei 
keinen  üntenchied,  ob  der  Karveranch  nar  eia  Be^t  dn  Verletzten  oder 
zagleich  auch  seine  Pflicht  gegenflber  dem  Entschädigungspflichtigen  war.  Zu 
einer  solchen  Ptliclit  wird  aber,  wie  dargelegt,  eine  bestimmte  Heilbehandlung 
nnr  dann,  wenn  sie  dem  für  die  besonderen  persönlichen  Verhältnisse  des  Ver- 
letzten Verkehrsüblichen  entspricht,  namentlich  also,  wenn  er  sie  olme  Be- 
eiatollchtigung  seiner  sonstigen  Verbindlichkeiten,  vor  allem  seiner  Unter- 
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hAlteverpfliclitiiiigen  zu  bestreiten  vermag  Um  auch  für  den  nicht 
LeittnogsfUiigeii  eine  BehuMUangspflicIit  beBtlmmter  Art  ssn  begründen, 
mnM  daher  der  Ereatopiliohtlge  ihn  nun  Eintritt  In  diese  Behandliuig  in  die 
Lage  versetsen,  er  mnss  ihm  die  Mittel  dazu  bereitstellen.  Erst  von  dem 
Zeitpunkte  an,  wo  der  Verletzte  dazu  in  den  Stand  gesetzt  ist,  beginnt  seine 
Verbindlichkeit,  eine  Anstalt  nsw.  anfznsachen,  nicht  schon,  wenn  sein  Arzt 
dies  für  ratsam  erklilrt^.  Ob  er  für  verpflichtet  zu  erachten  ist,  den 
Scliiidiger  von  dem  Rate  des  Arztes  in  Kenntnis  zu  setzen  und  ihn  zur  Be- 
reitsteilung der  erforderlichen  Mittel  aufzufordern,  kann  zweifelhaft  sein;  ich 
mSelite  die  Frage  ▼emeinen,  da  naeh  Treu  and  Glauben  wold  die  ErfUlnng 
der  Sehadenmindenogspflicht  s^tens  des  Verleteten,  nicht  aber  darflber  hin- 
aus Tcrlangt  werden  kann,  dass  er  eine  fehlende  VoransBetaiing  sdner 
Schadensminderungspflicht  selbst  herbeiführe.  Zur  Benutzung  bestehender 
Kassen-  oder  8on8tip:er  Wohlfahrtseinrichtnnf^en  erscheint  der  Verletzte  ver- 
pflichtet, nicht  aber  im  Zweifel  ^)  zur  Inanspruclinahnie  von  Wohltätigkeitsan- 
stalten oder  gai'  der  öftentüchen  Armenpflege.    (Sohluss  lolgt  im  nttchsten  Heft.) 

')  Auch  diese  Frage  lässt  sich  selbstverständlich  nicht  fttr  alle  Fälle  gleiohmlaiig 
beantworten.  Zur  Beseitigung  einer  Lebensgefahr  sind  grössere  AufwemUingen  und 
wirkliche  Opfer  Üblich  and  geboten,  nicht  auch  zor  Beseitigung  eines  lästigen,  aber 
nngef&hrlichen  Qebrechens  oder  zu  einer  zwar  forderlichen,  aber  nicht  gerade  gebotenen 
Nadhknr;  die  Wiedergewinnung  dw  ▼erlorenen  ErweAsfUiigkelt  ist  in  hBherem  Masse 
Pflicht  and  iManspmcht  eine  stärkere  Anspannung  der  Kräfte  and  Iflüel,  als  die  Er« 
hShang  der  nnr  verminderten  Brwerbtfkhigkeit.  f  flr  eine  BrOrtening  von  Binielheiten 
ist  hier  nicht  der  Ort. 

*)  So  anscheinend  auch  das  Reichsgericht  In  dem  oben  bezogenen  UrlsDe,  indon 
es  fOr  massgebend  erkllrt,  an  weleher  Zeit  fflr  den  Verletaten  »die  MBgUdik^  vnd 
Anlass  vorgelegen  hat",  eine  Anstalt  aufzusuchen,  und  dabei  Gewicht  daraof  legt,  ob 
die  Beklagte  schon  zu  der  Zeit,  wo  der  behandelnde  Arzt  zu  einer  Anstalt  riet,  liereit 
war,  die  durch  eiuen  solchen  Heilungsversucb  entstehenden  Kosten  zu  tragen. 

*)  AvsBshmen  sind  s.  B.  bei  Htfckellosigkeit  beider  Beteiligten,  des  Verletstwi  vnd 
des  SdOdigers,  denkbar. 
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5. 

IM«  reehttiehen  Folgen  des  nngarlselieii  BisenlMihiiJitiikee. 

Von  Or.  ■.  teMiMai, 

Advokat  in  Budapest. 

Die  Frage,  ob  der  Eisenbahnstrike  den  Charakter  der  höheren  Gewalt 
beeitst  und  somit  die  EisenbalmTerwaltniig  vim  der  ^f^;^ebt  genütes  §  76  des 
Betr.-Begl.  (Entüsb.  Art.  SO)  befreit  wird,  besebäftigt  infolge  dee  voijSbrigen 
Eisenbalmstrikes  zahlreiche  Gerichte.   Za  den  interessantesten  Entscheidungen 

gebSren  zwei  des  Bndapester  Handels-  nnd  Wechselgerichtcs,  welche  jedoch 
noch  nicht  in  Rechtskraft  erwachsen  sind.  Dioses  Gericht  hat  (als  Appellations- 
{rerielit  I  in  einer  EntsLheiduntr  vom  14.  Februar  1005')  die  Eiäenbalmverwaltung 
für  die  Fol^jen  des  Eisenbahnütrikes  verantwortlich  gemacht.  Wenn  anch 
diese  Entscheidnng  noch  niclit  rechtskräftig  ist,  weil  die  beklagte  Eiseubahn- 
verwaltang  die  Revision  ebdegte,  ist  der  Standpunkt  des  AppellationsgerlcbteB 
in  dieser  Frage  doch  von  Bedeutung,  dasselbe  in  Prozessen,  deren 
Prozesswert  400  Kronen  nicht  übersteigt,  als  letzte  Instanz  entscheidet. 

In  einem  anderen  Prozesse  hat  derselbe  Gerichtshof  (als  Handelsgericht) 
dem  F.inwande  der  Ei^enbalin,  dass  der  Striae  vis  major  sei,  Folge  gegeben, 
nml  den  K1iif>:er  mit  der  Schadenersatzklage  kostenpüichtig  aljgewiesen.  Die 
Gründe  dieses  Urteils  sind  folgende: 

„Unter  dem  Begriff  der  höheren  Gewalt  ist  ein  schadenbringendes  Er- 
eignis zu  verstellen,  dessen  schftdliche  Folgen  ent«ed«r  flberhaupt  unabwendbar 
sind,  oder  zu  deren  Verhfltnng  selbst  das  grSsstmOglichste  Haas  von  Soi^alt, 
Kraftanstrengnng  und  Kostenaufwand,  welches  im  gegebenen  Falle  nach  der 
öffentlichen  Anffassnnp:  ancremessen  ist,  nicht  ausreicht.  Der  Strike  der  Be- 
diensteten eine«  Arbeitgebers  kann  nicht  immer  als  höhere  Gewalt  (vis  major) 
in  diesem  Sinne  betrachtet  werden.  Nimmt  aber  der  Strike  einen  solchen 
Charakter  und  Umfang  an,  das«  es  ant  einem  bestimmten  Gebiete  oder  in 
irgendeinem  Arbeitszweige  ffir  eine  gewisse  Zeit  dem  Arbeitgeber  entweder 
ttberbaupt  oder  nach  den  besonderen  Verhältnissen  des  Falles  unmOglieh  ge- 
macht wird,  Arbeitskrtlte  zu  beschaffen,  d.  h.  wenn  der  Strike  unter  den 
UmstSnden  des  besonderen  Falles  durch  den  Arbeitgeber  lücht  niedergerungen 
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werden  kann,  dann  verhindert  der  Strike  die  Erfiillunji:  der  durch  den  Arbeit- 
geber übernummenen  Yerpfliclitangen  ebenso,  wie  ein  äusseres  Natorereignis, 
Krieg  oder  Avftnihr,  und  in  dleiem  Falle  befreit  der  Stxike  den  Arbeil^ber 
von  der  Haftpflicht,  ivie  ein  Erelgnia,  weldieB  den  Gliankter  der  liSlieren 
Gewalt  bedtit  Ee  ist  aelbetrerstlndlieli,  data  ein  Stritte,  deesen  Grund  in 
dem  Verscbnlden  des  Arbeitgebers  zn  snclien  ist,  ihn  von  der  Haftpflicht  nicht 
befreit,  weil  in  diesem  Falle  seine  YeraatwortUchkeit  die  Folge  seines  Ver- 
schuldens ist. 

Der  Besteller  einer  Arbeit  muss  bei  peliöriger  Sorgfalt  wissen,  dass  der 
Untemelimer,  wenn  er  auch  mit  der  grüssten  Sorgfalt  vorgeht,  bei  der  Aus- 
fBhmng  der  Arbeit  nur  einen  gewissen  Grad  der  Kraftanstrengung  vnd  des 
KesienufWaodes  anwenden  lunn.  Er  nrass  daher  aneh  nit  der  ETenlnalitM 
reelmen,  dass  die  AnrfBhrang  dar  Arbeit  mfig^eherweise  nnf  Hindemiese  stfisst, 
die  der  Untemehner  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  abznwehren  nicht 
vermag.  So  wenifr  wie  der  Bcstollrr  einer  Arbeit  bei  p:ehöri?:er  Vnranssicht 
erwarten  kann,  dass  der  rnternclnner  im  ?'alle  eines  nnabwendbaren  äusseren 
Ereignisses,  Krieges  oder  Aufrulirs  ffthig  sein  werde,  seine  Verpflichtung  zu 
erfüllen,  so  wenig  kann  er  dies  aucli  im  Falle  eines  Strikes  erwarten,  dessen 
Bekftmpfnng  die  Eiifte  des  Unternehmers  ftbersteigt 

"Wird  der  Strike  als  ein  solches  Ereignis  befcraehtet,  weldies,  wie  eine 
höhere  Gewalt,  den  Unternehmer  von  der  Baf^pflidit  befreit,  dann  hat  er  nor 
den  ihn  nnnittelbar  treffenden  Schaden  zn  tragen.  Im  entgegengesetzten  Falle 
aber,  wenn  wir  den  Strike  niclit  als  ein  von  der  Haftj)flicht  befreiendes  Er- 
eignis höherer  Gewalt  betrac Ilten,  müsstc  der  Unternehmer  ausser  dem  un- 
mittelbar zu  tragenden  Verlust  auch  noch  den  Schaden  ersetzen,  den  die 
übrigen  Unternelimer  und  Konsumenten  dadurch  erleiden,  dass  er  infolge  des 
Skrilces  seiner  eingegangenen  Verpflichtong  nleht  Genflge  leisten  konnte.  IHes 
hiesse  aber,  dass  den  gaasen  Schaden,  welchen  der  Strike  in  einem  grossen 
wirtschsfüichen  Kreise  Temrsaeiit,  derjenige  m  teagen  habe,  in  dessen  Unter- 
nehmung der  Strike  ansbrielit.  Es  entspricht  mehr  den  richtigen  volks- 
wirtschaftlichen Prinzipien,  wenn  der  Schaden  nnter  mehrere  Unternehmer 
nnd  Konsumenten  verteilt  wird,  als  wenn  er  zur  Giinze  nur  den  einen  triflft, 
in  dessen  Betriebe  der  Strike  ausbracb,  weil  den  partiellen,  auf  mehrere  Teil- 
nehmer verteilten  Sciiaden  nicht  nur  der  einzelne,  sondern  aach  das  ganze 
wfartschafUiehe  Leben  leichter  trftgt,  als  die  Ueberwalanng  des  Schadens  anf 
ebien  Untsmehmer,  die  dann,  wenn  der  Sehaden  sieh  ttber  einen  grossen 
Kreis  ansdefant,  wirtschaftlich  selbst  den  über  grosse  KapitalskrSfte  gebietenden 
Untemelimer  zugrunde  richten  kann.  Die  Verteilung  des  Schadens  entspricht 
ancli  mehr  der  Billigkeit,  weil  dieser  sich  so  staffelweisp  unter  denen  verteilt, 
die  den  Nutzen  der  Arbeit  staftelweise  genossen  hiitten,  und  weil  die  Aufteilung 
des  ohne  Verschulden  entstandenen  Schadens  auf  einen  grösseren  Kreis  billiger 
ist,  als  ihn  anf  den  Unternehmer  zn  beschränken,  in  dessen  Betrieb  der 
Strike  rafUlig  ansbrach.  Aach  die  Natur  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
verweist  ans  demnach  danmf,  dass  der  anbeswingbare  Strike,  d«  i.  dn  solcher, 
welcher  snf olge  seiner  Aiwdehnimg  und  sefaieB  Charakters  anf  einem  besfefanmten 
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Gebiete  oder  in  einem  Indnstriezweige  es  mnnOglich  ma^,  daat  der  üntar- 
nehrnw  cor  AuflOinnig  der  ÄiMt  Arbeiter  ueteUe,  beiflglleh  der  Ver- 
antwortlldikelt  dee  UnteneluHiers,  der  die  Amttbswiig  einer  Arbeit  ttberaalim, 
ab  höhere  Gewalt  aageaehen  werde. 

Die  KIKg-er  bringen  in  diesem  Prozesse  vor,  das»  der  Strike  die  grobe 
FahrlässiLrkfMt ,  ja  soßrar  die  StrafViarkeit  der  Eisenbalmbediensteten  bedeute, 
und  dass  daher  die  Eisenbatinverwaltnng  für  die  Folgen  des  Strikes  schon 
ans  diesem  Grunde  verantwortlii  h  sei.  Diese  Auifassnng  ist  nicht  richtig*. 
Zwar  steht  es  fest,  da£s  gemäss  §  9  des  Betr.-Begl.  (Art.  29  des  Int.  Ueb.) 
die  EÜBenbahn  flbr  ihre  Leute  und  flr  diejenigen  Personen,  deren  aie  sich  bei 
der  AnsfQlimng  des  von  ihr  flbemommenen  Transportes  bedient,  haftet;  aber 
diese  Bestimmung  schliesst  es  nicht  ans,  dass  die  Eisenbahnverwaltang  sich 
anf  den  Strike  Qirer  Angestellten,  falls  dieser  nnbe/winpfbar  ist,  als  anf  ein 
Ereignis,  welches  wie  höhere  Gew  alt  sie  von  der  Hafti»tlicht  befreit,  berufen  könne. 

Die  oben  angefülirte  I5estimmnn{^  des  §  9  des  Betr.-Regl.  ist  nicht  eine 
besondere  Regel  des  Eisenbahntransportrechts,  sie  ist  vielmehr  eine  allgemeine 
privatrechtliche  Regel,  welche  im  §  1164  des  Entwurfes  eines  ungarischen 
bttigerUehen  Oesetabnehes  so  ansgeifarttekt  wird,  daas  .der  Schuldner  Ittr  dna 
Versehnlden  der  Personen,  deren  er  dch  bei  der  AnsfBhmg  aeiner  Ver^ 
pAiehtung  bedient,  wie  für  eigenes  Verschulden  haftet".  Bei  dieser  Regel 
ninss  das  Yorlmndensein  der  höheren  Gewalt,  welche  von  der  Haftpflicht  be- 
freit, 1iin<irl)tlicli  der  in  das  Eisenbahntratisportrerbt  frehörigen  Verpflichtungen 
ebenso  berii('ksichtig:t  werden,  wie  dieses  bezüfrlich  der  in  das  bürgerliche  oder 
Handelsrecht  gehörigen  Verptlichtungen  geschieht. 

Zwar  ist  die  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  in  mancher  Hinsicht  grösser, 
als  die  anderer  üntemehmer,  woraas  folgt,  daaa  die  Eisenbahn  für  den  Ver- 
last oder  für  die  BeschSdigong  des  snm  Transporte  flbemomaienen  Gutes  nach 
dann  haftet,  falls  der  Schaden  sich  durch  einen  Zufall  ereignet,  und  dass  in 
einem  solchen  Falle  die  Beweispflicht  der  Eisenbahn  obliegt,  doch  ist  selbst 
die  Verantwortlichkeit  der  Eisenbahn  ni(  lit  in  dem  Masse  cesteigert,  dass  diese 
sicli  auch  auf  die  Folgen  der  höheren  Gewalt  erstrecke  (§  75  Betr.-Regl., 
Art.  30  Int.  Ueb.).  Somit  scliiiesst  der  Umstand,  dass  die  Eisenbahn  für  die 
Lente  haftet,  deren  sie  sieh  bei  der  Aiaftthranir  Am  Transportes  bedient, 
nieht  ans,  dass  die  Eisenbahn  von  der  Hafipflieht  befMt  werde,  falls  der 
Strike  ihrer  Angestellten  den  Charakter  der  höheren  Gewalt  annimmt.  Vom 
Standpunkte  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  motivieren  dieselben  Grflnde, 
welche  bezüglich  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  oben  angeffthrt 
wurden,  aucli  liinsiclitlicli  des  Eisenbalmtransportes  die  Auffassung,  dass  der 
unbezwinirbare  Strike  als  ludiere  Gewalt  zu  betrachten  ist.  Wer  anf  der 
Eisenbahn  befördern  liisät,  muss  bei  der  nötigen  borgfalt  mit  der  Eventualität 
rechnen,  daaa  nnerwartete  Erelgniase  in  der  Anafühning  des  Transportes  eine 
derartige  Verzögernng  oder  in  dem  Gate  einen  aoldien  Sefaaden  Temraadien 
können,  fflr  vrelchen  die  Eisenbahn  selbst  bei  ihrer  gesteigerten  Verantwortlidikeit 
nicht  haftet.  Es  ist  sowolil  für  die  befördernde  Partei,  als  fttr  die  Ei.senbahn 
von  gleicher  Bedeutung,  ob  die  Ausführong  eines  Transportes  infolge  eines 
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Krieges  oder  Aufruhres  nnmüglicli  wurde,  oder  ob  diese  Unniüglichkeit  ein 
unbezwingbarer  Strike  der  EisenbalinbedieDsteten  verursacht  hat,  denn  in 
jedem  Falle  wird  die  EisentnllBTerwBltiiiig^  durch  einen  sdefaen  ünutaad  an 
der  AntfUinng  dea  Transportee  verhindert,  deren  einen  de  ebensowenig  wie 
den  anderen  abwehren  kann.  Der  Krieg  und  Aafmhr,  welebe  ja  besflglieh 
des  FmchligeMhäfteB  ebenso,  wie  bezQglich  anderer  Greschäfte,  als  hOhere  Gewalt 
angesehen  werden,  liaben  aus  dem  Grunde  diesen  Charakter,  weil  sie  es  der 
Eisenbahnverwaltung  unuiüplich  machen,  zur  Ausführung  der  Ubernummeuen 
Verpflichtungen  geeig^note  Leute  zu  rinden,  oder  Mittel  anzuwenden,  um  die 
mit  einem  Kriege  oder  Aufrühre  verbundenen  Gewalttätigkeiten  zu  bew&Itigen, 
Bei  einem  unbeiwingbaren  Strike  obwalten  aber  auch  dkariben  Umstinde, 
weil  auch  hier  der  Mangel  geeigneter  Personen  oder  die  Unmöglichkeit  des 
Widentendes  gegenttber  den  Gewalttätigkeiten  der  Eisenbahn  die  UQgliehkeit 
bnuhmen,  die  angenommenen  Verpflichtungen  auszufähren. 

Vom  Standpunkte  der  wirtscliaftlichen  Vorliftltnissc  obwaltet  80f!:ar  ein 
Umstand,  welcher  uns  niiti^^t,  den  unbezwingbaren  Strike  bei  einer  Eisenbahn 
noch  in  gesteigertem  Masse  als  Hat'tbefreinngsgrund  anzusehen  als  bei  anderen 
Unternehmungen.  Das  angenommene  Grandprinzip  des  Eisenbahnverkehrs  ist 
der  TnmsportEwang,  nnd  kann  die  Eisenbahn  mit  Ausnahme  der  höheren  Ge- 
walt (und  sonstiger  im  §  6  des  Betr.-BegL  angeführter,  aber  nicht  hierher 
gehSriger  FlUe)  den  Abechlnss  des  Frachtgeschäftes  nicht  verweigern. 

Würde  man  den  Strike  nicht  als  höhere  Gewalt  betrachten,  dann  wäre 
die  EiseiiLaLii  nicht  nur  dort  schadenersatzpflichtig,  wo  sie  die  bereits  ab}?e- 
schlossenen  Frachtgeschätte  nicht  au.stuhrt,  sondern  sie  müsste  auch  denen 
Schadenersatz  leisten,  die  während  des  Strikes  ihre  Waren  zur  Beförderung 
aufliefern  wollen.  Dies  hiesse  aber  soviel,  dass  die  Eisenbahn  den  ganzen 
Sehaden  einer  Gegend  oder  einet  Laadesteiles,  welcher  im  Laufe  dea  Strikea 
aftmtliehe  Betriebe  trifft,  m  tragen  hätte,  d.  l,  daas  der  Umfang  der  Sduden- 
ersatzpflicht  der  Eisenbahn  grösser  wäre,  als  der  eines  anderen  Unternehmen, 
in.  dessen  Betrieb  der  Strike  Miabraeh.  Es  mnss  daher  mit  Rücksicht  aif 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  ein  Strike  im  Eisenbahnverkehre  nicht  nur 
aus  denselben,  sondern  in  mancher  Beziehung  aus  anderen  Gründen  als  hi»hcre 
Gewalt  (iualiüziert  werden,  als  es  im  privat-  oder  handelsrechtlichen  Verkehr 
der  Fall  ist. 

Mflaste  die  angefahrte  Bestimmung  des  §  9  des  Betr.-Begl.  ao  ausgelegt 
werden,  daaa  gerade  die  Haftung  der  Eisenbahn  für  ihre  Leute  es  anaaehliesat, 
dass  ein  Strike,  welcher  im  allgemeinen  privatrechtUehen  Verkehr  einen  Haft- 

befreinng^und  bildet,  MOh  in  dem  Eisenbahnverkehre  als  solcher  anznsehen 
sei,  dann  müsste  daraus  auch  folgen,  dass  in  dem  Eisenbahnverkehre  selbst 
der  Aufruhr  von  der  Haftpflicht  nicht  befreit,  falls  an  dorn  Aufrühre  auch 
Angestellte  der  Eisenbalm  teilnehmen,  weil  ja  auch  in  diesem  Kalle  die  An- 
gestellten der  Eisenbahnverwaltang  au  der  Verhinderung  der  Ausfülirang  des 
Transportes  mitwirken.  Dieser  Sehloss  wire  aber  absurd,  da  der  Aufruhr 
als  Befreiungsgrund  betrachtet  werden  mnss,  gleichwohl  ob  die  Leute  der 
Eisenbahn  daran  teilnehmen  oder  nicht  Kfisste  die  Wiaenhrim  anf  Grund  dea 
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§  9  des  Betr.-BegL  flir  den  Strike  ihrer  Angeetelltei  TenntwortUdi  gomaeht 
werden,  eo  mfliste  mb  dieser  laterpretaAleB  aaeh  gefolgert  werden,  daee  die 
Bahn  nur  dann  haftet,  wenn  die  ^gestellten  sfcriken,  welche  mit  der  An»- 

ffthrung  des  betreffenden  TraiiBporte»  betraut  waren,  ans  dessen  Unterlassung 
der  Schaden  entstand,  weil  nur  diese  An<rpstpll(/>n  jene  sind,  deren  ^»ioli  dio 
Eisenbahn  boi  der  Ausführnnp  des  betroffenden  Tranniportps  bedient,  und  i?  9 
des  Betr.-Kejrl.  bezieht  sich  nnr  anf  diese.  Daraus  feiert  weiter,  dass  falls 
diese  Bediensteten  nicht  striken  und  die  Ausführung  des  Transportes  durch 
den  Strike  der  ttbrigen  Angestellten  nnmöglich  wird,  daas  dann  «Ue  Etseabalui 
anf  Gnmd  des  §  9  des  Betr.-Begl.  für  den  Strike  nicht  verantwortlieh  ge- 
maeht  werden  kSnnte.  Die  Folgerung  aber,  dass  die  V«rantwortlichkeit  der 
Eisenbahn  im  Falle  eines  Strikes  davon  abhänpren  soll,  welcher  Teil  der  Be- 
diensteten striket,  wäre  widersinnic::  denn  ist  die  Eisenbahn  für  die  Foltren 
des  Strikes  Direr  Angestellten  verantwortlich,  s(»  ist  sie  es  ohne  Rücksicht 
darauf,  wel(her  Teil  der  Hedieusteten  es  war,  deren  Strike  die  Aasfühmng 
des  Transportes  nnmöglich  machte. 

Mttsste  in  der  Frage,  ob  ein  üntemehmer  fOr  den  Strike  seiner  Ange- 
stellten haftet,  anf  Orand  des  §  9  des  Betr.-Begl.  ein  Unterschied  swisdien 
dem  Eisenbahn-  und  dem  allgemeinen  privat-  nnd  handelsrechtlichen  Verkehr 
gemacht  werden ,  so  machte  dieser  Standpunkt  eine  weitere  absurde  Folge 
haben.  Es  kann  sieh  nilnilich  der  Fall  erireben,  dass  .Arbeiter  mehrerer 
rnternelimunffpn,  oder  einer  Ueirend,  oder  siuntliclter  giosser  üntcrneliniungen 
des  Landes  striken.  Rei  einem  solchen  auf  mehrere  Betriebe  ausgedehnten 
oder  allgemeinen  Strike  müsste,  nach  dem  oben  angeführten  Principe,  der 
Sddnss  gezogen  werden,  dass  die  Eismibahn  zwar  anderen  Unteraehmongen 
gegenüber  fSr  die  Folgen  des  Strikes  haftet,  diese  jedoch  fSr  die  Folgen 
desselben  Strikes  der  Eisenbahn  gegenttber  von  jeder  Haftpflicht  befMt  sind. 
Wenn  sieh  z.  B.  der  Strike  anf  eine  Eisenbahn  und  auf  eine  mit  dieser  in 
Verbindnner  stehende  Kohlengrube  ausdehnt ,  dann  wiire  die  Eisenbahn  haft- 
jitliclitig,  falls  sie  infolge  des  Strikes  nicht  in  der  Lage  wlire,  die  zur  Be- 
förderung angenommene  Kcdile  in  der  Bestimmungsstation  abzuliefern,  die 
Kohlengrube  hingegen  wäre  nicht  verantwortlich,  wenn  sie  infolge  desselben 
Strikes  nicht  jene  Quantitftt  Kohle  liefern  kttnnte,  an  deren  Uefening  sie  sich 
verpflichtete.  Somit  mttsste  das  Prinaip,  dass  ein  Strike  nur  die  Eisenbahn 
von  der  Ebftpflicht  nicht  entbindet,  alle  anderen  Betriebe  aber  ja,  an  jenem 
absurden  Ergebnis  führen,  dass  ein  auf  mehrere  Betriebe  ausgedehnter  all- 
gemeiner Strike,  also  ein  einlieitlielies  auf  mehrere  T'nternehmen  glei'ii  ein- 
wiikendes  und  von  jeder  Seite  gli  ii  h  unabwendbares  Ereignis  nur  die  Haftung 
eines  einzelnen  Unternehmers  den  übrigen  gegenüber  nach  sich  /ielit. 

Aus  alledem  ergibt  sich,  dass  der  unbezwingbare  Strike  der  Angestellten, 
welcher  nicht  ans  dem  Verschulden  des  Arbeitgebers  «itstand,  efaie  höhere 
Gewalt  ist,  welche  den  Unternehmer  von  der  Haftpflicht  befreit,  nnd  dass 
diese  Bogel  in  dem  Eisenbahnverkehr  ebenso  ansnwenden  ist,  wie  im  allge- 
meinen  privatrechtlichen  oder  Handelsverkehr 
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6. 

IMe  LagergeldforAeningeii  der  Elscnbilui. 

YoB  Dr.  SMckplehl, 
AntoriGbter  in  Kolanr  L  P. 

In  einer  voranprepranfrenen  Abliarifllnnpr  (in  dieser  Zeitschrift  Bd.  XXI 
S.  323  f.)  sind  diejenigen  Lagergeldtordernngen  der  Eisenbahn  erörtert  worden, 
wddie  in  der  El80iib.-Verk.-OrdB.  aasdrAddieii  wtigMaet  dnd.  Im  folgenden 
sind  diiijenigen  LagergeUfordemiigen  der  ESBenbalin  Gegenstand  der  ErOrtemng, 
weldie  in  der  EVO.  eine  besondere  ErwSlniQBgr  nicht  gefunden  l»ben.  Esdnddies 
die  Ansprüche  1)  für  die  Einlagerang  des  Guts  gemäss  §  70  Abs.  2  EVO., 
2)  für  die  vorliinfige  Einlagerung  des  Gnts  gemiiss  §  55  Abs.  2  L  c,  3)  für 
die  Aafbewahroog  des  Handgep&cks  gemäss  §  38  i  c 

I.  Baiaisraag  des  fiate  gsniss  f  70  AIm.  2  EVa 

Wenn  infolge  eines  Ablieferungshindemisses  die  Ablieferung  des  (Intes 
an  den  EmpHlnger  nicht  möglich  ist,  so  hat  beim  Verzage  des  Absender»  der 
Frachtführer,  «m  sich  von  seiner  Ablieferungspflicht  zu  befreien,  das  jedem 
Schuldner  zustehende  Keclit  des  Selbsthilfeverkaufcs  aus  §  383  BItB.  Kr  hat 
femer  die  speziellen  Eechte  aas  §  437  HGB.  auf  Hinterlegung  und  Not- 
Terluuif.   In  welcher  Weise  die  Hinterlegung  zu  erfolgen  hat,  wird  nicht 

nUer  hestinnit.   Das  Oeseta  heschribilct  sieh  aaf  die  Vorsohilft:  ,  so 

ist  der  Frachtfülirer  beAigt,  das  Gnt  in  einem  Sifentlichen  Lagerhanse  oder 
sonst  in  sicherer  Weise  zu  hinterlegen*.  Daraus  folgt,  dass  der  Frachtführer 
das  Gnt  entweder  bei  einem  andern  einlagern  kann,  sei  es  nun  bei  einem 
gewerbsmässigen  Lagerhalter  (ölfentlichos  Lagerliaus),  einem  nicht  gewerbs- 
mässigen Verwalirer  oder  wenn  er  selbst  die  geeigneten  Einrichtungen,  ins- 
besondere Lagerraum  hat,  dass  er  es  bei  sich  selbst  auf  Lager  nimmt.  Die 
Einlagerung  bei  einem  andern  geschieht  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Abeenders. 
Das  heisst  juistlseh  ansgedrflckt:  Der  Frachtführer  schllesst  namens  des 
Ahsendws  mit  dem  Lagerlialter  oder  Verwahrer  dnen  Lagerrertrag  oder 
einen  VerwahmngsTertrag  ab.  Die  Vollmacht  zum  Abschlnss  dieses  Vertrages 
gibt  ihm  der  Frachtvertrag  bzw.  das  Gesetz  im  §  437  HGB.  Der  Frachtführer 
ist  hierbei  Vertreter  des  Absenders.  Hinterlegt  er  nun  das  Gut  bei  sich 
selbst,  so  schllesst  er  selbst  einen  Vertrag  mit  sich  als  Vertreter  des  Ab- 
senders. Ein  Kontrahieren  mit  sich  selbst  ist  zwar  in  der  Hegel  verboteu 
(§181  BGB.).  Im  vorliegenden  Falle  kommt  aber  der  Frachtfflhrer  dnrch 
die  Einterlegnng  nur  einer  VerbindUclikelt  ans  dem  Ftaehtvertrage  nach. 
Er  erledigt  sich  seiner  Abliefernngsj^elit.  Die  Hfaiterlegang  ist  ein  Surrogat 
der  Ahlieferang.   Das  Beehtsgeschift,  das  der  Frachtführer  mit  sich  seihet 
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abBdiliesit,  besteht  aleo  aiwsclilieBslidi  in  der  ErfttUniig  einer  VerMndHchkeit; 

und  ist  ans  diesem  Gninde  nach  §  1H1  V>GB.  znläseig,  wenn  man  nicht  schon 
durcl»  die  allgemeine  Fassnnp:  dos  §  137  IKiH.  ( —  —  ,oder  sonst  in  sicherer 
Weise  zn  hinterlegen")  das  Kontrahieren  mit  eich  selbst  hier  als  gestattet 
ansehen  will. 

Der  Fraclitfährei  hat  von  der  Hinterlegung  gemlss  §  437  Abs.  3  HGB. 
den  AlMender  nnd  den  Euiytangcr  fallt  tonlieb  ■nversflgU«^  ni  benadurieht^pfln. 
Diete  Benachricbtignngapflicbt  besteht  anch  dann,  wenn  der  Frachtf&brer  bei 
«ich  selbet  liinterlegt,  denn  das  Gesets  schreibl  die  Anzeige  der  Hinterlegnng 

allgemein  vor.  Das  Interesse  des  Abiraden  ind  des  EmpfUngers,  von  der 
Hinterlegnng  Kenntnis  zu  erhalten,  ist  genau  so  gross,  mag  das  (iiit  nun  bei 
einem  Dritten  oder  bei  dem  Frachtführer  selbst  hinterlogt  sein.  Die  Anzeige 
ist  gerade  bei  der  eigenen  Kinlagernng  deshalb  wielititr,  weil  durdi  dieselbe 
genau  der  Zeitpunkt  nach  aussen  gekennzeichnet  wird,  in  welchem  die  Haftung 
des  FrachtfShrers  nnd  Überhaupt  seine  Pflichten  ans  dem  Frachtvertrage 
beendet  sind,  nnd  die  Pflichten  ans  dem  Lagervertrage  beginnen,  ünter^ 
bldbt  aber  die  Anzeige,  weil  sie  nicht  tnnlich  ist,  so  ist  der  Angenblick  der 
.EinlageiTing*  massgebend;  das  heisst:  der  Augenblick,  in  welchem  das  Gut 
auf  das  Träger  genommen  wird  und  ein  entsprechender  Vermerk  in  die  Lager- 
bficher  eingetragon  wird. 

Gehen  wir  nun  zum  Eisenbahn-Frachtrecht  über.  Hier  ist  das 
Reclit  des  Frachtführers,  das  Gut  bei  sich  selbst  einzalagern,  ausdrücklich  in 
dem  §  70  Abs.  2  EVO.  hervorgehoben.  Der  WorHavt:  so  hat  die  Büaen- 
bahn  ....  deatet  sogar  an,  dass  die  Eisenbahn,  falls  de  von  den  flbiigen 
Beftagnisaen  des  §  70  EVO.  keinen  Oebranch  macht,  die  Pflicht  zur  Einlagerang 
hat^).  Nimmt  nun  die  Eisenbahn  in  Befolgung  dieser  Vorschrift  das  Gut  auf 
Lager,  so  lauft  der  Anspruch  der  Eisenbahn  auf  Vergütung  für  die  Aufbe- 
wahrung nnunterliroelien  weiter.  I>ie  Höhe  des  Lagergeldes  ist  für  die  spiltere 
Einlagerung  genau  dieselbe,  wie  für  die  einstweilige  Aufbewahrung, 
da  der  Nebengeb ührentaiif  irgendwelche  Abweicbnug  niclit  festsetzt. 

Dw  Angenblick  der  Einlagernng  bedeutet  aber  auch  hier  die  Beendigung 
des  FrachtTertragea  und  den  Beginn  des  Lagerverferage«.  Die  EVO.  beadiiflnkt 
sich  darauf,  durch  die  Worte:  .und  dabei  die  Sorgfalt  eines  ordentUehen 
Kaufmannes  anzuwenden",  anzudeuten,  dass  die  Haftung  der  Eisenbahn  als 
Frachtführer  beendet  ist  und  die  Haftung  für  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmanns  beginnt.  Der  Grund  dafür  ist  der,  dass  jetzt  ein  neues  Rechts- 
vorliältnis  i)eginnt,  nJlmlich  der  Lagervertrag.  Die  vom  Augenblick  der  eigenen 
Einlagerung  an  laufende  Lagergeldforderung  der  Eisenbalm  beruht  auf  einem 
Lagervertrage  gemftss  §  416if.  HOB.  Es  Ist  zunUhst  zu  «rOrten,  daat 
ein  Vertrag  vorliegt.  Der  Vertragsabsehluas  Itaim  in  zweifacher  Wdse  kon- 
struiert  werden.  Naheliegend  ist  folgende  Konstruktion:  Der  VertragsscUnss 
vollzieht  sieh  in  der  Weise,  dass  die  Eisenbahn  anf  Grund  de«  §  70  EVO. 
erklärt,  das  Gut  auf  Lager  zu  nehmen  (und  somit  den  Antrag  zum  Lager- 

>)  Su  aadi  Kg  er,  Aum.  384  zu  g  7U  KYO. 
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vertrag  stellt)  und  der  Absender  diesen  Antrag  annimmt.  Eine  ErklSrnag 
der  Annaliroe  dieses  Autraffes  ist  nicht  erforderlich,  da  sie  nach  der  Verlcehra- 
sitte  nicht  zn  erwarten  ist  151  BGB.).  Das  Stillncliwpipen  des  Absenders 
auf  die  Anzeige  von  der  liinterlegoog  ist  als  Annahme  aafzufassen.  Ein  Ver- 
tragBseliliM  dM  Ataenden  fiW  die  Etaüagerang  des  Gates  moss  aber  auch 
dasB  aiig«Boiniii«i  werden,  wem  die  Ebenbaho  dem  Absender  —  well  u- 
tsnlich  —  gar  keine  lOttflilnng  Ten  dem  Abliefernngshindemifl  md  dami  »neh 
keine  Mitteilnng  von  der  erfolgten  Einlagerang  gemacht  hat;  denn  der  Ab- 
sender bat  sich  beim  Abschluss  des  Frachtvertrages  bereits  mit  den  Bestimmungen 
der  EVO.  einverstanden  erklärt.  Er  hat  dieselben  als  Bestandteil  seines 
Frachtvertrages  anerkannt,  da  er  abweichende  Bc  linj^nniren  mit  der  Eisenbahn 
nicht  vereinbart  hat.  Daraas  folgt,  dass  der  Absender  »ich  von  vornherein 
damit  einverstanden  erklärt  hat,  daae  dte  Eisenbahn  im  Falle  eines  AbUeferongs- 
Undemiaees  daa  Gut  gamKaa  §  70  Abs.  2  EYO.  aaf  Lager  almaAt. 

Die  ErUinng  der  Eiaeabahn,  daa  Ghit  gemlaa  §  70  Aba.  2  EVO.  ein- 
znlagem,  oder,  wenn  eine  Mitteilnng  nicht  erfolgt,  die  tatsächliche  Einlagernng 
des  Gntes  erscheint  dann  als  die  Annahme  einer  Offerte,  die  der  Absender 
der  Eisenbahn  zugleich  bei  Absclilnss  des  Frachtvertrages  für  den  Fall  eines 
Ablieferungshindernisses  gemacht  hat.  Hierbei  ist  beachtenswert,  dass  im  §  70 
Abs.  4  EVO.  nicht  ansdräcklich  vorgeschrieben  ist,  dass  die  Eisenbahn  dem 
Abaeadar  nd  BttpfKager  von  der  erfolgten  Einlagerung  Nachricht  gibt  Denn 
hK  der  im  Aba.  4  a.  a.  0.  erwUinten  Hinterlegung  iat  offenbar  nur  die  Hinter^ 
legnng  des  Gutes  bei  ebiem  Dritten,  nicht  auch  die  eigene  Einlagerung  ge- 
meint. Dadurch,  dass  diese  Anzci^eptlicht  der  Eiaenbahn  nicht  aasdrlicklleh 
in  der  EVO.  erwälint  ist,  kann  sie  aber  nicht  als  vertragsmAssig  aasgeschlossen 
gelten.  Vielmehr  sind,  sowt'it  die  EVO.  keine  besonderen  Regeln  aufstellt, 
die  allgemeinen  Vorschritten  über  den  Frachtvertrag  massgebend.  Gemilss 
§  437  HOB.  muss  demnach  auch  der  Eiaenbahn  die  Pflicht  obliegen,  von  der 
Ebdagerong  des  Gntea  bei  aieb  aelbat  dem  Abaender  mid  dem  Empfllnger 
Nachriebt  an  geben,  falle  solche  BaaaohrlehtigQBg  llberiiaapt  taalleh  Ist.  Wird 
dlaae  ▼ergeaehtiebeae  Naeinieht  sieht  erteilt,  so  aind  die  Folgm  allerdinga 
von  keiner  erheblichen  Tragweite.  Die  Unterlassung  der  Naclfricht  hat  nach 
§  437  Abs.  3  HGB.  die  Schadensersatzpflicht  zur  Folge.  Der  Absender  hat 
aber  durch  die  gemSss  §  437  Abs.  1  H(tB.  und  §  70  Abs.  1  EVO.  erfolgte 
Anzeige  bereits  von  dem  Ablieferungslündernis  Kenntnis.  Der  Anspruch  auf 
Lagergeld  lüuft  in  der  gleichen  Weise  weiter,  wie  wenn  der  Frachtvertrag 
aeA  nidit  beendet  wire.  Einen  Sehaden  kann  hiernach  der  Abaender  in  der  Regel 
nieht  erleiden.  Inuneiliin  ist  der  Angenblick  der  Ebdagemag  besonden  dann 
sehwer  festanateUen,  wtain  Lagerbftcher  nicht  geflhrt  werden  nnd  eine  beaondere 
ränraliclic  Veränderong  mit  dem  Gute  —  das  „auf  Lager  nehmen'  —  nicht 
in  die  Erscheinung  tritt.  Kann  aber  eine  solche  Feststellung  nicht  getroffen 
werden,  so  gilt  die  Einlagerung  als  nicht  erfolgt,  und  die  Eisenbahn  haftet 
weiter  als  Frachtführer.  Die  Beweialast  für  den  Beginn  der  Einlagerung 
trägt  die  Eisenbalin. 

In  der  Literatar  ist  allerdings  allgemein  die  Ansieht  Tertreten,  daaa  daa 
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im  §  70  Abs.  2  EVO.  fM-wiilmte  ^  Auflasrernehnicn "  nach  den  Vorschriften 
des  bürgerlichen  Gesetzbuches  über  den  Ver\vahrun^,'svertrajr  (§§  G8H  ff.  IHii;.) 
zu  beurteilen  ist.  Dieser  Ansicht  kann  ich  iiiclit  beitreten.  Dass  es  sich 
hier  am  einen  handelsrechtlichen  Lagerv ertrag  handelt,  deutet  schon 
der  WertlMi  des  §  70  Ahe.  2  EVO.  an;  es  heisst  dort:  die  Elsenhatoi  hat 
das  Gut  ,aiif  Lager  a«  nehmen' ;  nicht:  ,ra  Terwahren*  oder  .asf- 
EQbe wahren*.  Das  HGB.  gebraucht  ebenfalls  das  Wort  , lagern*,  wihrend 
Im  BGB.  §§  688  ff.  das  Wort  „lagern"  durchweg  vermieden,  und  nur  von  „Ver- 
wahrunf?"  und  , aufbewahren"  pesprorlien  wird.  Die  Erfordernisse  des  haudels- 
rcrlitliclien  Lager vert rage s  liegen  alier  auch  alle  vor.  Die  Eisenbahn  ist 
Lagerhalter  im  Sinne  des  §  4 IG  HUB.,  da  sie  gewerbsmässig  die  Lagerung 
imd  Aafbe Wahrung  von  Gütern  Übernimmt.  Gehen  wir  die  einzelnen  Begrifis- 
merkmale  durch: 

1.  Die  Eisenbahn  fibemimmt  das  Einlagern  der  Oftter  gewerbsmftssig. 

Der  Begilif  der  Gewerbsniilssigkeit  ergibt  sich  schon  darais,  dass  die  EVO. 
in  Verbindung  mit  dem  Tarife  für  die  Fälle  der  Einlagerung  allgemeine  Regeln 
gibt  (z.  B.  §  55  EVO.);  das  setzt  voraus,  dass  sie  sich  für  eine  grossere 
Anzalil  von  Einlagerungen  eingerichtet  hat.  Die  Einlagerung  erfolgt  entgeltlich, 
denn  sie  berechnet  das  in  dem  deutschen  Eisenbahngütertarif  Teil  I  Abt.  B 
festgesetate  Lagergeld.  Die  Eisenbahn  betreibt  also  neben  dem  Frachtgeschäft 
noch  das  Gewerbe  des  Lagerhalters.  Ersteres  bleibt  allerdings  das  Hanpt- 
gewerbe  der  Eisenbahn,  nnd  das  LagergeechiÜt  Inum  nnr  als  ihr  Neben- 
gewerbe angesehen  werden.  Das  schliesst  aber  den  BegfüT  der  Gewerbs- 
müssigkeit  nicht  ans.  „Die  Bestimmungen  öber  das  lAgergeschäft  ftnden  auch 
dann  Anwendung,  wenn  ein  Kaufmann  das  Lagergesch&Ct  als  Nebeagewerhft 
betreibt^  (Staub,  Anni.  2  zu     41(>  HGB.). 

2.  Die  Eiseubalm  übernimmt  die  Lagerung;  wie  üben  schon  erwHhnt, 
sind  die  Beehte  nnd  Pffiditen  der  Eäsenbahn  als  vertragliche  anansehen; 
ue  beruhen,  soweit  nicht  besondere  Abmaehnngen  vorliegen,  auf  der  EVO., 
wekhe  als  Vertrsgsbestsndteil  anrasebea  ist. 

3.  Die  von  der  Eisenbahn  Ubemommwie  Einlagerung  ist  identisch  nüt 
der  im  ^  416  ITHB.  erwähnten  „Lagerung  und  Aufbewahrung*  von  Gütern. 
J)ie  Eisenbalm  wird  Besitzerin  dps  Gutes  für  die  Dauer  der  Lagerung  Nach 
§  70  Abs.  3  b  EVO.  kann  allerdings  die  Eisenbahn  nach  spiltestens  4  Wochen 
(unter  gewissen  Voraussetzungen  aucli  schon  früher)  den  Selbsthilfeverkauf 
vornehmen.  Dass  die  Daner  der  Lagerung  bei  der  Eisenbahn  sich  nicht  auf 
lingere  Zeit  erstreckt,  ist  für  den  Begrüf  des  Lagervertrages  nnetheUich. 
Das  Gesetz  stellt  als  Begiiffsmerkmal  des  Lagervertrages  nicht  das  Er- 
fordernis einer  längeren  Dauer  auf.  Aus  dem  Begriffe  .lagern*  folgt 
keine  Bestimmung  der  Lagerdaner.  Das  Erfordeniis  der  längeren  Dauer  des 
Lagerns  wäre  auch  zu  unl)estimmt,  um  als  BegritTsmerknial  verwendet  werden 
zu  können.  Wann  hört  die  , kurze Zeit  auf  und  wann  beginnt  die  , längere" 
Zeit?  »Kurz"  und  „lang"  sind  relative  Begriffe.  Nach  §  422  IIGB.  kann 
der  Lagerhalter  allerdings  nicht  verlangen,  dass  der  Einlagerer  da«  Gut  vor 
Ablauf  der  bedongenen  Lagerxeit  anrflcknimmt.  Dieser  Bestimmung  steht  aber 
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nicht  eutf^egen,  das«  die  Parteien  eine  ganz  iLorze  Lagerzeit,  z.  £.  nur  wenige 

Tage,  vereinbaren. 

4.  Schliesslich  ist  auch  der  im  §  70  Abs.  2  EVO.  erwälinte  Begriff  des 
Gates  gleichbedeutend  mit  dem  im  §  41()  ÜGB.  erwähnten  Begriff  des  gGutes". 
Objekt  des  LagergescUUla  rind  irta  Mm  Flrachtgesohäft  (nach  §  416  and 
%  42b  HOB.)  Gttter,  das  sind  alle  bewe^ehen  Sadien.  In  der  LItentiir') 
ivird  der  Begriff  des  Lagergutes  gegenüber  dem  Begriff  des  Fmchtgntes  bald 
udir,  bald  weniger  eingeschränkt,  aber  ohne  Gmnd.  Warum  soll  nicht  alles, 

als  Frachtg;at  transportiert  werden  kann,  auch  gelagert  werden  können? 
Die  Denkschrift  zum  Entwürfe  des  neuen  HGB.  (S.  267)  hält  eine  Lagerung 
von  Tieren  für  ausj^esilihtssen.  Im  Verkelir  spricht  man  allerdings  nicht  von 
der  Lagerang,  sondern  von  der  Einstellung  lebender  Tiere.  Dieser  Sprach- 
gebraach ist  nicht  massgebend,  denn  der  Spracbgebraach  des  Gesetzes  weicht 
Sfters  Ton  den  des  Verkehrslebens  ab.  Wenn  das  Geseta  ▼on  dem  Begriff 
»Lagergut*  die  Tiere  aosschliessen  will,  so  hfttte  es  im  §  416  HGB.  statt 
allgemein  „Güter"  nar  zn  sagen  brauchen  »leblose  Gfiter*.  Nichtssagend 
ist  die  Einschränkung,  dass  es  sich  um  einen  zur  Lagerang  nnd  Anfbe- 
wahrnng  geeigneten  Gegenstand  handeln  müsse,  denn  jedes  Gut  ist  zur 
Lagerung?  und  Aufbewahrung  geeignet,  auch  wenn  es  leicht  verderblicli  ist. 
Es  Icaun  zwar  wirtschaftlicl«  niclit  zweckmässig  sein,  solclie  leicht  verderbliclicn 
Gfiter  aaf  Lager  zu  geben.  Das  schliesst  aber  nicht  die  jaristische  Möglichkeit 
eines  Lagerrertrages  ans.  Aber  anch  bd  leicht  Terdesblichen  Sw^en  kann 
es  der  wirtscbattUclien  Zweckmässigkeit  entspredien,  wenn  sie  aaf  Lager 
gegeben  werden;  so  z.  B.  wenn  die  Lagerung  nar  knrze  Zeit  daaem  soll  oder 
wenn  der  Lagerhalter  besondere  Einrichtangen  zar  Erhaltung  der  Güter  (Kfihl- 
räame  etc.)  besitzt. 

Cosack  hält  nur  soUlio  leblosen  Sachen  zur  La^rerung  und  Aufbewahrung 
für  geeignet,  die  in  Verhältnis  zu  ihrem  Werte  einen  grossen  Fuifanf?  haben. 
Diese  Beschi'änkuug  entbehrt  der  erforderlichen  Bestimmtheit,  iat  aber  auch 
im  Gesstie  nicht  begrftndet.  Staub  erkUrt  als  rar  Lagerang  geeignete  Güter 
alle  «leblosen  Waren*  (Asm.  10  an  §  416  HGB.),  aber  auch  diese  Definition 
ist  willkfiriielu  Wenn  das  Gessta  diese  Bsscfarttnknng  gewollt  hätte,  so  bitte 
es  im  §  416  statt  Güter  „Waren"  oder  .leblose  Waren'  setzen  müssen, 
aumal  dem  HGB.  der  Bcgrift  ,  Waren"  bekannt  ist  (§  1  HGB.).  Jedes  Frachtgut 
kann  also  zuglei('h  Latrert^ut  sein. 

Liegen  sämtliche  Erlordernisse  des  §  41ü  lIGß.  bei  der  bahnseitigen 
Einlagerung  gemäss  §  70  Abs.  2  EVO.  vor,  so  ist  das  Keclitsverhilltnis 
zwischen  der  Eisenbahn  und  dem  Absender  nach  den  Regeln  des  handels- 
recbtlichoi  Lagervertrages  an  beurteilen,  soweit  der  Vertrag  der  Fartden 
oder  die  EVO.  nicht  abweichende  Bestimmungen  enthält  Daraus  folgt:  Die 
Eisenbahn  haftet  für  Verlast  und  Beschädigong  des  Gates  gemäss  §  70  Abs.  2 
EVO.  in  Verbindung  mit  §§  417,  390  HGB.,  d.  h.  sie  kann  sich  durch  den 


*)  Cosack,  Lehrbuch  des  HandelsreehtB  S.  614.  Staub.  Anm.  10  au  §  416  HOB. 
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Nachweis  exkulpieren,  dass  der  Verlust  oder  die  Bescliildifjnnfr  des  (rntes  dnrch 
die  Sor^rtalt  eines  ordentliclien  Kaufmannes  nicht  abgewendet  werden  konnte. 

Sie  hat  gemäss  417,  388  UGB.  die  Pflicht  zur  Mäogelanzeige.  Sie 
bat  ein  Becht  nun  Nptrwkftiif  nleht  mir  genta  §  70  Abe.  8  a  EVO.,  ■raddrii 
Moh  genta  $§  417,  888  HeB.  Dtr  Ataader  kaas  die  Awlielemi«  dee 
Qntee  jedeneit  TerUngen  ($  696  BGB.).  Die  EiaeBbelm  -  Inum  die  Bfldc- 
nalune  des  Gates  während  der  ersten  4  Wochen  nicht  verlangen  (§  70 
Abs.  3b  EVO.).  Durch  diese  Vorschrift  ist  die  einmonatige  KiindigrunpHfrist 
des  §  422  HOB.  aus^yes«  hlussen.  Sie  liat  wetren  ihrer  Lagergeldforderung 
nicht  nur  ein  Zurückbehaltungsrecht  als  ^  t  i  walirerin  (§  273  BGB.),  sondern 
gemäss  §  421  UGB.  ein  Pfandrecht  au  dem  Gute.  Die  Lagergeldforderuug 
▼erjKlirt  genta  §  196  Abe.  1  Ziffer  1  htm,  9  und  Abe.  9  BOB,  in  9  bnw. 
4  Jahren.  Die  Ansprache  des  Absenden  (der  als  Einlagerer  aasasehen  Ist) 
wegen  YerliisteB,  Mindenuig  and  Besehidigang  des  Lagergutes  Teijihren  in 
einem  Jahre  genta  §  423  HGB.  (Beim  Verwahnogsvertrage  des  BGB.  wflrde 
die  VerjahmngsMst  80  Jahre  betragen.) 

II.  VerilnHf e  Efaiageraag  des  Bsise  genta  i  86  Abs.  2  EVO. 
Die  l^senbahn  ist  nnter  bestinmten  YoranssetEnngen')  verpfliditet,  die 
Güter,  deren  Beförderung  nicht  sofort  erfolgen  kann,  in  Verwahrung  zu  nelimen. 
Diese  Verwahrung  ist  ebenfalls  eine  T.agernnjr  im  Sinne  des  §  416  HGB. 
Dass  liier  der  Ausdruck  „einstweilige  Verwahrung"  gebraucht  ist,  spricht  nicht 
dagegen.  Diese  Worte  sind  oftenbar  nicht  in  technischem  Sinne  angewendet, 
da  die  Ueberscbrift  dieses  Paragraphen  ,vorläaflge  Einlagerung"  des  Gutes 
heisst  Aach  hiw  liegen  alle  Voranssetznngen  des  Lagergeschttfls  (§  416  HGB.) 
▼or.  Die  Einlsgening  erfolgt  gewerbenftssig.  Die  Bestimmung  des  §  66  EVO., 
dass  die  Eisenbahn  aar  Einlagwong  nur  verpflichtet  wird,  .soweit  die  Bännllch^ 
keiten  es  gestatten*,  enthillt  nur  eine  Beschritnkung  des  KontrabiemngB/wanges, 
nicht  aber  eine  Einschr?lnkung  des  Bcfrriftes  des  pcworbsmilssigen  Lairergcschiifts. 
Dass  auch  hier  die  Einlagerung  nur  entgeltlich  erfolgt,,  ist  zwar  im  §  55 
Abs.  2  EVO.  nicht  ausdrücklich  erwälmt,  dürfte  aber  ebenfalls  seibstver- 
Btftndlich  sein. 

Die  Lagemng  erfolgt  auf  Ghund  eines,  mit  dem  Absender  m  sefaliessenden 
Vertrages;  Gegenstand  des  Vertrages  ist  die  Lagemng  mid  Aufbewahrung 

des  Gates.  Allerdings  wird  bei  diesem  Vertrage  die  Nebenabrede  getroflSBn, 
dass  die  Eisenbahn  einen  Frachtvertrag  abschliessen  soll,  sobald  die  BefJtrdcrnng 
des  Gutes  m<»gliph  wird.  Diese  Nebenabrede  ändert  aber  nicht  den  Gegenstand 
des  Vertraices,  der  in  der  Aufbewahrung  des  Gutes  besteht,  sondern  enthJilt 
nur  einen  Endtermin  für  die  Dauer  der  Lagerung  sowie  eine  Frachtvcrtragaoffert«. 

Der  Lagervertrag  endet  nicht  sclion  mit  dem  Eintritte  der  Beflirdenings- 
m5glichkeit,  sondern  erst  mit  dem  Abschlüsse  des  Fraehtrertrages.  Der  Fracht^ 
▼ertrag  wird  dadurch  perfekt,  dass  die  Eisenbahn  nach  Eintritt  der  Be- 

')  Vgl.  Wolf-Eppinger  (der  Verw;iliruii<<svertrag  als  Vorvertrag  des  Eisenbahn- 
frachtvertrages in  den  Juristischeu  liliitteru,  Wien,  Jahrgang  26  448,  4öUj  und 
Görden  (in  den  Eiseob.  Bntsofa.  Bd.  XV  S.  76ff.). 
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fördeningsmöglichkeit  den  bei  der  Uebergabe  des  Gntes  nnd  des  Frachtbriefes 
gestellten  Frachtvertragsantrag  annimmt.  Gerailss  §  422  HGB.  kann  die 
Eisenbalm  nicht  verlangen,  dass  der  Absender  das  Gut  vor  Beendigung  des 
Lagervertrages  (d.  t  Absddun  dM  FnehiTertrages)  znrllelmiiiiiiLt. 

Ln  flbrigea  gelten  die  gleldieii  Begela,  die  am  Sdünaee  des  Abeehnitto  I 
snfgedüilt  lind. 

III.  Anfbewahrung  des  Handgepäcks  gemäss  §  38  EVO. 

Eine  Lagergeldforderung  steht  der  Balm  schliesslich  auch  für  die  Auf- 
bewehmng  des  BAndgepfteks  za,  wenn  sie  die  im  §  88  EVO.  angeordnete 
Einrichtimg  sitf  eigne  Beebnmg  nnd  im  eigen«i  Namen  miterhllt.  Anch  dieser 
Vertrag  ttber  die  Anfbewahrung  des  HandgepSeks  ist  tAn  Lagervertrag  im 

Sinne  dea  §  416  HGB.  Das  AnfbewahrnngsgescbUt  ist  ein  Neben^ewerbe 
der  Eisenbahn,  welches  znr  ünterstützunp  dos  Pprsoncnvorkelus  dient.  Die 
Aufbewahrung  erfolg-t  also  f^ewerbsm.lssig.  Dass  sii'  mir  kiii-ze  Zeit  zu  dauern 
]»flee:t,  schlicsst  —  wie  Vu  rtits  oben  unter  I  Ziff.  3  ausgeführt  —  den  Begriff 
der  Aufbewahrung  und  Lagerung  nicht  aus. 

Die  vlebtlgste  Folgerung  ist  die,  dass  die  Eisenbalm  wegen  des  Lager^ 
geldes  ein  Ffandreeht  hat,  nicht  Uoss  ein  Znrttekbehaitangsrecht  (|  481  HGB.). 
Der  GepBcksehein  Ist  ein  anf  den  Inhaber  lantender  Lagerschein.  Die  Rechte 
und  Pflichten  ans  diesem  Lageryertrage  sind  zum  Teil  abweichend  von  denen 
dps  HGli.  vereinbart;  so  insbesondere  hinsichtlicli  dor  T.aircrdanor.  Wenn  die 
Elsenbalin  die  Aufbewahrung  nnd  La^rerung  des  Handgepäcks  nicht  im  eigenen 
Namen  und  auf  eigene  Rechnung  besorgt,  sondern  ein  von  der  Eisenbahn  er- 
mächtigter Dritter,  so  ist  dieser  als  selbständiger  Kaufmann  (nnd  zwar  Minder- 
Icanfinann  im  Sinne  des  §  4  HGB.)  anzusehen.  Die  LagervertrSge,  welche  er 
mit  den  Beisenden  oder  anderen  eingeht,  nnterstehen  den  Vorschriften  des  HGB. 
über  den  Lagervertrag.  Die  besonderen  Verträge,  welche  die  Eisenbahn  mit 
ihm  eingeht  und  welche  die  Verpflichtung  zur  Aasttbang  seines  Aufbewahrangs- 
gewerbes,  sowie  die  Art  und  Weise  der  Ausübung  dieses  Gewerbes  zum 
Gegenstande  liaben,  bei  iihren  die  einzelnen  privatrechtlichen  Verträge  zwischen 
ihm  nnd  den  iieiseuden  niclit.  Dagegen  ist  für  das  Privatrecht  von  Bedeutung, 
dass  die  Eisenbahn  durch  die  Vorschrift  des  §  38  EVO.:  „Die  Verwaltung 
haftet  in  diesem  Falle  als  Verwahrer"  die  Ganuitie  für  die  ordnnngsmSsslge 
Anfbewaiimng  der  Gflter  dem  Hinterleger  pläniagerer)  gegenüber  neben  dem 
Lagerhalter  ttbemommen  hat. 
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Literatur. 

I.  Besondere  eisenbahnrechtiiche  Scliriften. 

ta  Htf,  Dr.  A.,  Sikii  t  u  des  Rcgicrungsrats  des  Kantons  Basel-Stadt.  Können  die 
kantonalen  huiipu  lizi  ivursrlirif  ten  auf  Eisenbahnbauten  Anwendung 
finden?  (lUtachteu.  Schweiz.  Zeutralblatt  für  Staats-  uod  (iemeindqverwaltaog 
1905.  Nr.  6  und  7. 

Ueber  die  TexsUbende  Frage  hat  Dr.  Im  Hof  dem  sdiweizeriedien  StBdte- 

verbände  ein  ebenso  gründliches,  wie  lohrniohes .  durch  Klarheit  der  Aiuführangen, 
rebersichtlichkeit  der  Anordnung  und  volle  üelu  rrsi  lninii:  des  Stoffes  auseezeiolinctcs 
Gutachten  erstattet.  Der  Verfasser  gelangt  auf  (irund  des  Art.  26  der  liundes- 
▼evfastnng  (I)  und  Art.  13  des  Eisenbahngeaetzes  (II)  zu  der  gmnddltsUclieii  Fcst- 
Btelluig,  dass  die  Imntoiialen  BaapoUieiTorscbriften  «of  Eisenbalinbaaten  nicht  an- 
wendbar sind.  Hiervon  nimmt  er  nur  unter  bestimmten  Voranssetwingen  Bahn- 
bauten uns.  die  nicht  zur  Verkehrsanstalt  gehünn  sowie  einzelne  kantonale 
ond  kommunale  Einrichtungen,  wie  z.  Ii.  K.analisatiunäaulag(.u,  deren  sich  die  Eisen- 
bahnen bedienen  wolloa  (V).  Hiemaeh  hJUt  der  Verfasser  die  in  dem  Erelssehreiben 
des  Bundesrats  vom  15.  .Juni  1901  zum  Ausdruck  gekommene  Crrundanschauung  der 
Bundoshehörden ,  wonach  .die  kantonalen  Hauvorschriften  bei  Genehmigung  der 
Eisenbahnbaupläne,  die  laut  Art.  14  Eisenb.-Ges.  ausschliesslich  dem  Bundesrate  zu* 
steht,  von  diesem  respektiert  werden,  sofern  dieselben  von  den  Kantonen  in  iluren 
gesetslicben  Vemehmlassnngen  Uber  diese  Flftne  jeweilen  im  einzelnen  bzw.  in 
Form  von  konlcreten  Begehren  geltend  gemacht  werden,  und  im  einzelnen  Falle 
nicht  mit  den  aus  der  Eisenbahngesetzucbnnu'  li-  i^clcitctcn  Rechten  kollidieren",  für 
richtig.  Aber  er  schlägt  zugleich  als  zweckmässig  und  richtig  vor,  dass  der  Bandes- 
rat Bestimmungen  darttber  aufstelle,  welehe  Anfordemngeii  er  in  fraer*  vnd  gesond- 
hettspollseilicfaer  Hinsicht  an  Bisenbahnbanten  stellen  wolle.  Das  bOte  nicht  nnr 
den  Vorteil  der  Einheitlichkeit,  sondern  es  würde  damit  noch  ausserdem  erreicht, 
dass  die  Hahnen  auch  dann  den  Interessen  der  öfl"entliclie)i  Gesundheit,  der  Feuer- 
sicherheit  etc.  Kecbnung  trugen,  wenn  sie  dazu  nicht  durch  kantonale  Anforderungen 
Teranlasst  wftren.  Dieser  Vorschlag  erseheint  in  hohem  Grade  der  Erwägung  und 
Berfleksichtigung  wert.  Dr.  Eger,  Berlin. 
HllSCber,  Dr.  Fr.  Eisenbahntarifwesen,  Eisenbahnkartelle.  Eisenbahn- 
transport recht ,  Eisenbahn  fachbildung,  Fahrkarten  Steuer.  Sonder- 
abdruck aus  dem  Oesterrcichischeu  Staatswörterbuch  von  Miscbler  und  Ulbricb. 
Wien  1904.  Alfred  HSlder. 

Im  Oesterreichischen  Staatswörterbach  hat  unter  der  Rubrik  „Eisenbahnen* 
Dr.  Fr.  Hilsclier  'Ii'-  vorstehend  aufgeführten  wichtigen  '  fi  liietr  ib  s  Eisenbahnwesens 
in  vortrefflicher  Weise  zur  Darstellung  gebracht.  .lede  dieser  Abhandlungen  zeichnet 
sich  bei  knapper  und  gedrängter  Fassung  durch  äusserst  sorgfältige  und  gründliche 
Bearbeitung,  flbecsIditUdM  Ditpo^tlon,  sowie  VollstKodlgkett  des  Lihalts  aas.  In 
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der  überaus  gründlichen  und  gi  srliirktin  Bchandluii^'  fK-r  l  iiizflncn  Materien  zeigt 
sich  die  grosse  iSacbkoantuiä  und  Erlaliruug  des  um  die  Eutwickelung  des  üster- 
rdeUBohen  ElMobahimdits  aelur  terdienten  VeifaBBers.  Wer-  sieh  schnell  and  dodi 
geilMl  fibei  eines  der  genannten  Gebiete,  ihren  I'mfang  und  ihre  Literatur  infor- 
mieren will,  wird  hier  eine  reiche  Quelle  der  Belehrung  finden.  Dr.  Eger.  Berlin, 
filiytr,  Dr.  E.,  Rechtsanwalt.  Kommentar  zum  schweizerischen  Banilesi,'csctz, 
betreffend  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn-  ond  Dampf schif fahrts- 
Uaternehmiingeii  nnd  der  Posl,  Tom  28.]f&rs  1905.  Zftrldi  1906.  Sclrnl- 
thflM  &  Co. 

Auf  der  Grundlage  des  Haftpflichtgesetzes  vom  1.  Juli  1875  ist  in  der  Schweiz 
dtt  rtridiertes  Haftpflicbtgesetz  vom  28.  März  1905  in  Kraft  getreten.  Die  Revision 
beiweokle  Tomelunlidi  die  Uebereiiutünmung  der  Haftpflichtnormen  mit  den  ent- 
tpretteaden  des  neuen  aehweizerisdie&  OUlgaUoneiireohts  von  1881  (Art.  öO  ff.),  eine 
Erweiterung  der  Haftpflicht  durch  Statuierung  der  Kausalhaftung  als  einheitliches 
Haftungsprinzip  und  die  [Unterstellung  der  Unfälle  bei  Hilfsarheiten  unter  das  Haft- 
pflichtgesets.  Der  Verfasser,  durch  gediegene  theoretische  Arbeiten  sowie  durch 
seine  praktttche  TItigkett  anf  eisenbahnrechtHohett  OeUele  biiondtts  Usrn  beref en, 
hat  sieb  der  TerdieastToUen  Anfgabe  einer  eingdienden  Brlftnternng  des  neuen 
Gesetzes  unterzogen.  Gesetzesmaterialien.  iJechtsprechung  und  Literatur  sind  sorg- 
fältigst berücksichtigt,  die  zahlreichen  Streitfragen  mit  klarem  und  selbstälndigcm 
Urteile  erörtert.  Den  Erläuterungen  ist  eine  Einleitung  vorangescbickt,  welche 
sowobl  den  B«griff  und  re^tildien  Charakter  der  Haftpflicht,  die  Oeschidite  des 
Haftpffichtrechts  und  die  ansl&ndiBoben  Haftpflichtgesetzgebungen  darstellt,  wie  auch 
einen  lehrreichen  Ueberblick  über  die  Entwirkelung  und  IJevision  der  schweizer. 
Haftpflichtgesetzgebung  gewahrt.  Der  handliche  Kümmentar,  welcher  als  Anhang 
mehrere  wichtige  Tabellen  sowie  .ein  genaues  Verzeichnis  der  bezüglichen  Gesetze, 
Begleuents  ete.  entiait,  verdient  volle  Anerkennung  und  wird  die  glinstigste  Auf- 
nahme finden.  Dr.  Eger,  Berlin. 
Wledemann,  Dr.  C.  P.,  Privatdozent.  Die  treschichtliche  Entwickelung  der 
schweizerischen  Eisenbabngcsetzgebung.    Zürich  llKJö.    Schulthess  &  Co. 

Das  grosse  Unternehmen  der  Verstaatlichung  der  schweizerischen  Eisenbahnen 
hat  SU  einer  erhebUdieo  Zahl  von  Bduriftoi  ftber  die  Entwtekelung  der  sohwdnarisciien 
Eisenbsktten  und  ihrer  Gesetzgebung  Anlass  gegeben.  Zu  den  vorzüglichsten  dieser 
Arbeiten  gehört  die  vorliegende,  welche  aus  einer  akademischen  Antrittsrede  des 
Verfassers  hervorgegangen  ist.  Mit  reicher  Sach-  und  Kechtskenntnis,  mit  idarem 
niek  für  alles  WesentUehe  selilldert  er  die  dnmln«!!  BntwtekilmigSBtadien  dw 
sehwdieriseiien  Eisenbohngesetageimng  in  drei  grossen  Abschnitten :  I.  den  Zdtraum 
von  1847—1872,  beginnend  mit  den  ersten  Anfängen  des  schweizerischen  Eisenbahn- 
wesens und  endigend  mit  dem  Inkrafttreten  des  s.  g.  zweiten  Eiseiibuhngesetzes, 
II.  den  Zeitraum  von  1872 — 1898,  schliessend  mit  dem  s.  g.  EUckkaufsgesetz,  III.  den 
Zeitraum  von  1898  bis  aar  Gegenwart,  aasgefttllt  durch  das  Inkrafttreten  und  die 
Whrknngen  dieeee  Qesetses.  Ueberau  «nrelsen  die  Auführungen  des  Verfassers, 
dass  er  sich  durch  fleissiges  und  eingehendes  .Studium  der  Gesetze  und  ihrer  Ent- 
stehung ein  wahres  Verständnis  für  ihren  geschichtlichen  Zusammenhaiii.'  und  ihren 
Geist  erworben  hat  und  die  Entwickelungsstadien  in  streng  logischer  und  äuchlicber 
Weise  vonnteagen  weiss.  Hau  wird  sieh  über  die  ftusserst  interessante  Entwickelung, 
welche  die  schweiaerisohe  Ei8enbahngesetsgcl>nng  durch  sechs  Dezennien  ganunmen 
hat.  nirgends  besser  unterrichten  kOnnen,  als  durch  die  trefTliche  AViedomnnnsche 
Schrift.  Dr.  Meyer,  Berlin. 
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Kniijlit  Ä  Co. 

fiilbert,  Th.  B.  Street  railway  reports,  annot.,  reporting  the  electric  railway  and  street 
nilway  deeliioiw  ef  the  fedeiml  and  «tele  oonrta  of  tke  Ü.  S.  toL  i.  Hoir  ToA  190A. 
Alb.  Maltheir  Bender. 

Kapper,  E.  Berghau  and  Eisenbahn  in  ihren  Rerhtsbeziehangen  nach  österreidiiwAeBi 
Recht  mit  Berücksirlitit^iinü;  ausliindisrher  ( ii'Sftztrcbangen.  Wien  1905.  Manz. 

Lam6-Fieary,  E.  et  L.  Sarrut.  Cude  aunute  des  chenuus  de  fer  en  expluitation  oa  recaeil 
mMhodiqae  et  diroiiologfqiie  de«  lois,  decrets,  ordonnances,  arr£t<is,  dnmlaueo  etc., 
eoncemant  Tej^loitatton  leelmiqiie  et  e<nniiiaeiale  dea  cheminB  de  fer.  4e  Milion. 

Paris  Larose. 
Poor,  H.  W.    m;imi;il  of  tho  r.ülroads  of  tho  I'nifed  States.  New  York  lf)04. 
Pratt  und  Makenzies  law  of  bighways;  bcing  the  law  of  bigbways,  main  roads  and 

Iffidges.  16.  AoiL  London  1906. 
Batlway  etc.  Bills.  Board  of  Trade  roport  npon  all  Bills  and  FMrislfliial  Orden  of  Session. 

Wjman  1906. 

II.  Mit  dem  Eisenbahnrecbt  im  Zusammenhange  stehende  Schriften. 

■mm,  Alfred.  Versicherangswesen.  Leipzig  190ö.  B.  (t.  Teubner. 

Dit'  VersicheniTifiswissensihaft  ist  ein  verhältnismässig  junger  Zweig  der 
Volkswirtschaftslehre.  Denn  unter  diesem  Gesichtspunkt  wird  die  theoretische  Er- 
fassung der  dem  VersichemogswcBen  zugrapde  liegenden  Qedanken  aui  besten 
grnpplnt,  mOgen  andi  spesiell  tedmisdie  vnd  jnriitlsche  Homente  dabei  mit  in  Be- 
tracht kommen.  Aach  die  bevorstehende  zivilrechtlicbe  Kegelung  des  Versicherangs» 
Vertrages  wird  wesentlirh  von  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  ausgehen.  Ins- 
besondere müssen  sie  darUber  entscheiden,  welche  Grenzen  der  Vertragsfreiheit 
doreh  swingende  Vorschriften  m  sieben  sind,  wie  Öffentliches  nnd  Pxi?atieeht  gegen 
dnander  absogrenxen  sind.  Manes,  dessen  Lebensberof  der  theoretisohen  Erfassong 
des  Versicherungswesens  gewidmet  ist,  erscheint  für  die  Aufgabe,  eine  als  Lehrbach 
und  Handbuch  dienende  zusaitinienfassendc  narstcilnng  zu  geben,  besonders  geeignet. 
Seine  Arbeit  kann  denn  auch  als  ausserordentlich  wertvoll  and  gediegen  wärmstens 
empfohl«!  werden.  Im  ersten  Teil  bdianddt  der  Verfasser  die  Versiehernng  im 
allgemeinen,  im  zweiten  die  einzelnen  Verslcherangszweige:  liebensrersicherang, 
Kranken-  nnd  Invalidenversichernng,  rnfallversichernng .  Haftpflichtversicherung, 
Transport-,  Feuer-,  Hagel-,  Viehversicherung  und  die  kleineren  Versicherungszweige, 
wie  Glas-,  Wasserlcitangs-,  Sturmschäden-,  Diebstahl-,  Kursverlust-,  Kredit-,  Hypotheken-, 
UntersoblagnngsTersIdiening  nebst  einigen  weiteren  Speslalitilten,  endUdi  die  Rflek- 
Torsiebernng.  Man  sollte  meinen,  die  aufgeführten  Arten  der  Schadensversicherang 
s<-ion  geeignet,  uns  gegen  den  materiellen  Nachteil  aller  nns  umgebenden  Gefahren 
zu  sichern.  Doch  lüsst  sie  noch  Spielboden,  nationalen  Eigentümlichkeiten  gerecht 
zu  werden ;  führt  doch  Manes  a.  a.  eine  1904  in  Petersbarg  errichtete  Versicherungs- 
genossenschaft  gegen  die  wlrtsohaftUoben  Naditefle  politischer  Verfolgutg,  eine  in 
Amerika  bestehende  ZwiUingsversichcrong  an. 

Im  allgemeinen  T<'il  behandelt  d'T  Verfasser  Biirriff  und  Wesen  der  Ver- 
siehernng, Entwickelang  und  wirtschaftliche  bedeatang,  Organisation,  Technik  der 
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Versichenuig,  Versicherangspolitik  und  VeraiGhttnmgBwiasenschaft.  Die  öffentlichr 
raebtliche  Kitaken»,  Unfall-,  I]iTaIidltIto>  imd  Altemariidieraiig  werden  geetreifl^ 

sind  aber  von  der  ansfUhrliöhMi  Dttttellviig  aasgcschlosscn  als  wesentlich  dem  üe- 
biete  der  Sozi.ilpolitik  zugehörig.  Neben  den  deutschen  sind  die  Vcrhilltnisse  des 
Auslandes  berücksichtigt,  besonders  eingehend  die  englischen  und  amerikanischen. 
Hier  hat  Tersicheningswesen  nnd  VerslchenuigswiMenscliaft  ja  aach  besondeie 
filflte  erlangt 

Dm  treifUehe  Bncb  von  Manes  erscheint  geeignet,  VentSndida  nnd  Litemn 
fOr  Tanicheningawiasenscbaftliclie  £^en  in  weite  Kreise  zn  tragen. 

Heinrieb  Dove,  Berlin. 

Meyer,  Otto,  Landilditer.  Gesets  Uber  die  Enteignung  von  Qrnndeigentnm 
Tom  11.  Jnni  1874.  Teztaaigabe  mit  Anmerkungen,  fierlin  1906.  J.Gnttontag. 
Die  kleine  Textausgabe  enthält  ausser  dem  Texte  des  Enteignen gsgesetzes 
nebst  kurzen  Anmerkungen  als  Anhang  einen  Abdruck  des  Fluchtlinionceset/.os  vom 
2.  Jali  1B7Ö,  des  Erlasses  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  vom  4.  Juni 
nnd  der  allgemeinen  Terfflgnng  der  lUnifter  der  {MTentlieben  Arbeiten  nnd  dee  In- 
nern Tom  80.  ÜMi  1809,  betreffend  das  Enteignangsverfahren,  mebierer  Vertaragi- 
muster,  sowie  (Irr  §§  11 — 16  dos  ües.  betr.  die  ILrsteünnir  nnd  den  Ausbau  von 
Wasserstrassen  vom  1.  April  lyUö,  Der  Verfasser  hat  sich  bemüht,  durch  gedrängt 
getasste  Erläuterungen  zu  den  einzelnen  Paragraphen  des  Gesetzes  das  Verständnis 
derselben  im  pvaktisehen  Terkebr  m  erleichtern.  Soweit  dies  bei  dem  mnfangrddiett 
Stoffe  auf  nur  sehr  beschränktem  Baume  möglich  war,  itt  es  seiner  Aufgabe  geiecht 
geworden,  hat  aber  freilich  zahlreiche,  wichtige  Streitfragen  unberührt  lassen  müssen. 
Immerhin  bietet  der  Inhalt  der  Bemerkungen  manches  Lehrreiche,  und  die  tleissigc 
und  geschickte  Arbeit  wird  für  einfachere  Verhältnisse  zur  schnellen  Orientierung 
jedenfalls  nfltslicli  sein  nnd  sidi  als  ein  geeignetes  Hilfsmittel  für  die  Anwendung 
des  üesetses  erweisen.  Dr.  Egcr,  Berlin. 

Hennig,  E.,  Obersekretär.  Die  Arbeiterversfchernng  im  Deutschen  Bliche 
and  insbesondere  im  Königreich  Sachsen.  Leipzig  190ö.  Kosebergsche 
Verlagsbuchhandlnng. 

Das  Bndi  bietet  eine  ▼ollstindige  Znsamrnmstdlnng  der  Beiehs-  nnd  KVnlf^L 
Sächsischen  Landesgesetze  Uber  Kr  inkm-,  Unfall-  and  Invalidenversichenuig  mit 
sämtlichen  Nehengesetzen  und  Ausführungsbestimmungen,  nebst  kurzen  Anmerkungen. 
Mit  Hecht  weist  der  Verfasser  darauf  bin,  dass  es  zwar  an  Kummcntaren  zn  den 
bezüglichen  BeidMgesetaRn  nieht  feUt,  wobl  aber  an  Znsammonsteilnngen  der  damit 
im  Znsammenbange  stehoiden  Landeegesetse,  An8fflbmngBfi«ordnni^(en  nnd  sonst^jen 
Bestimmungen.  Für  das  Königreich  Sachsen  hat  der  Verfasser  diesen  Mangel  be- 
seitigt Die  Arbeit  wird  die  Handhabung  der  Versichemngsgesetze  sehr  erleichtern 
and  kann  warm  empfohlen  werden.  Schmitz,  Köln. 

■tili,  C  Prenssiseiies  Banpoliieizeeht.  8.  AnÜ.  Berlin  1906.  Oarl  Hqrmann. 

Onrvtr,  T.  0.  A  treatise  on  the  law  relating  fbe  cairiage  of  goods  bj  na.  4  th  ed. 
London  1905.  Stevens  &  Sons. 

DelmatI,  E.    Lezioni  de  legislazione  postale.  Roma  1JX)5.  C.  Andisio. 

Oenear,  Maurice.  Bulletin  de  la  jurisprudence  des  accidents  et  des  assurances. 
Ttaiines  1905.  C.  Dnonlot-Bonlin. 

NarrAnHi,  A.  Tagegelder,  Heise»  nnd  Umsngskosten.  ZnsammengesteUt  nnd  erlintert. 
4.  Aufl.  Berlin  1905.  <'arl  Heymann. 

KI9t!,  E.  Die  Neuordnung  des  Wasser-  and  Elektrizitätsrcchts  in  der  Schweiz. 
Zürich  1JX)5.  Grell  i-'üssli. 
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Entseheidungen. 


Nr.  73.  Entsch.  des  Dentsclieii  BeiehsgeriehtB, 

Vom  7.  Februar  1904. 

(ZeiUchr.  f.  d.  internftt.  Eisenb.  Traasp.  XIII  (I90i)  Nr.  8  S.  S87.  —  GruchoU  Beitr.  Jahrg.  40,  Bei- 
lageheft &  1005, 100t.) 

§  459  Abs.  r  Nr.  6,  §  456  HGB.   §  77  Abs.  I  Nr.  6,  §  75  Eisenb.-V«rk.-Ordn.   g  278 
B6B.   Für  den  Schaden,  den  der  Tierbegleiter  den  Tieren  durch  mangelnde  Aufsicht 
bei  der  Beleuohtung  de«  Elteobataawagens  (Brand)  zugefügt  hat,  haftet  die  Eisen- 
bahn nicht. 

Für  den  Kläger  als  Absender  und  Empfänger  sollten  in  der  Naclit 
vom  17.  zum  18.  Juui  lüül  vier  Pferde  von  A  nach  B  befördert  werden. 
Kläger  hatte  den  Pferden,  gemäss  dem  Deutschen  Eisenbahn-Tarif  vom 
1.  Jafioa»  1900,  Tdl  I A  m,  Zusatz  H»  1  za  §  44  der  Verkehrsordniing, 
einen  Begleiter  beigegeben,  welcher  eine  von  ihm  beschaffte  brenn^de 
Petrolenmlateme  an  der  Decke  des  Wagens  anfgeh&ngt  nnd  sich  dann 
bei  den  Pferden  zum  Schlafen  niedergelegt  hatte.  Auf  der  Fahrt 
iwischen  den  Stationen  C  nnd  D  verbrannte  der  Wagen  samt  den 
Pferden,  vfthrend  sich  der  Begleiter  noch  retten  konnte.  Die  Parteien 
sind  einig  darQber,  dass  die  Belenchtnng  des  Wagens  nicht  dem  Be- 
klagten, sondern  dem  Kläger  oblag  (vgl.  den  erwähnten  Tarif,  Znsatz 
III,  4  zu  §  44).  Die  Untergerichte  hatten  als  erwiesen  erachtet,  dass 
der  Brand  durch  Herabfalien  der  Laterne  entstanden  sei  und  hatten 
die  Klage  anf  Vergätang  des  Wertes  der  Pferde  zn  Ö4400  M.  ab- 
gewiesen. Die  hiergegen  vom  Kläger  eingelegte  Revision  ist  vom 
Deutschen  Heichsgerichte  als  anbegr&udet  erachtet  worden  aus  nach- 
folgenden (Tründen: 

..Niuli  der  Festj^telliiiic^  des  Berufungsgerichts  ist  der  Schaden 
dadurch  entstanden,  das:»  die  Petroleumlaterne,  weh  he  der  Begleiter  der 
Pferde  in  brennendem  Zustande  an  der  Decke  des  Wagens  aufgehängt 
hatte,  herabgefallen  war,  während  der  Begleiter  .schlief.  Dass  der 
Eisenbahnwagen  selbst  nicht  zweckentsprechend  eingerichtet  gewesen 
wäre,  ist  in  den  Vorinstanzen  nicht  geltend  gemacht  worden.    Nach  dem 

Kger,  KlMDbahnrechtllolie  Enteo^eldangeo  XXll.  9 
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Frachtverträge  war  die  Beleoehtang  Sache  des  Klägers,  anch  war  er 
verpflichtet,  einen  Begleiter  zur  Beaolsichtigang  der  Pferde  w&hrend 
des  Transportes  zo  stellen.  Nach  §  459  Abs.  1  Nr.  6  des  Deatschen 
Handelsgesetzbaches  77  Abs.  1  Nr.  6  der  Dentschen  Eisenbahn- 
yerkehrsordnong  —  and  Art.  31  (*)  6  des  Internationalen  üeber- 
einkommens  — )  haftet  Beklagter  nicht  fttr  den  Schaden,  welcher  aas 
der  Gefahr  entsteht,  deren  Abwendung  durch  die  Begleitung  bezweckt 
wird.  Die  Beaufsichtigung  der  Pferde  schliesst  aber  die  Obli^enlieit 
des  Bet^leiters  ein,  alle  Gefahren  von  den  Pferden  abzowendeOi  welche 
durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Begleiters  abgewendet  werden 
können.  Die  Uefalir  einer  Beschädigung  durch  Brand  liegt  dadurch 
nahe,  dass  nach  der  Tarifvoiselirift  IIF.  4  zu  44  der  Verkehrsordnung 
die  Begleiter  zur  Nachtzeit  mit  gni  breiitiendeii  Laternen  versehen  sein 
müssen.  Somit  niuss  die  Sorge  eines  ordenlliciien  Hegleiters  auf  eine 
Handhabung  der  Laterne  derart  gerichtet  .sein,  dass  die  Entstehung 
eines  Brandes  ausgeschlossen  ist;  insbesondere  darf  er  die  Laterne  nicht 
so  aufhängen,  dass  sie  herabfallen  kann;  ebensowenig  aber  darf  er 
schlafen,  während  eine  feuergefährliche  Laterne  im  Wagen  bei  den 
Pferden  brennt.  Entsteht  daher  ein  Brand,  weil  der  Begleiter  in  dieser 
Hinsicht  die  gebotene  Vorsicht  aasser  acht  gelassen  hat,  so  beruht  der 
Brand  anf  einer  Gefahr,  welche  nicht  zo  Lasten  der  Eisenbahn  ist. 

Beklagter  konnte  sich  aber  auch  auf  §  456  des  Handelsgesetz* 
bnches  (§  75  der  Elsenbahn -Verkehrsordnang)  bernfen.  Denn  der 
Schaden  beraht  auf  einem  Versehnlden  des  Begleiters,  welches  der 
Kläger,  weil  er  kontraktlich  verpflichtet  war,  einen  Begleiter  zn  stellen, 
nach  §  278  des  Bürgerlichen  Gesetzbaches  zn  vertreten  hat.  Elftger 
kann  hierbei  nicht  geltend  machen,  dass  der  Begleiter  wegen  der  langen 
Dauer  des  Transportes  in  der  fraglichen  Nacht  schlafen  musste.  Sollte 
dies  zutreffen,  so  würde  es  Sache  des  Klftgei«  gewesen  sein,  für  recht- 
zeitige Ablösung  des  Begleiters  zu  sorgen,  nnd  es  würde  dann  ihn  selbst 
ein  Verschulden  treffen,  weil  er  eine  im  konkreten  Falle  genfigende  Be- 
gleitung nicht  gestellt  hat".   

Nr,  78»  Entsoh.  des  OberiaadesgerMts  Hambarg. 
4.  Zivilsenat.  Vom  18.  Mftrz  1904. 

(Seaa  Axob.  Bd.  ao  Htfl  S  8.  MA.) 
Eine  Haftpflichtenischädigungsklage  nach  §  258  ZPO.  auf  künftig  filtig  werdende 
wiederkehrende  Leietungeii  ist  nur  in  Verbindung  mit  einer  Klage  auf  eise  bereits 

fällige  Leistung  zulässig. 
Der  Kläger,  ein  achtjähriger  Knabe,  hatte  auf  der  Fahrt  in  einem 
Wagen  der  verklagten  Strassenbahngesellschaft  eine  Verletzung  eines 
Anges  erlitten,  die  den  Verlust  der  Sehfähigkeit  desselben  zur  Folge 
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hatte.  Er  klagte  wcgeü  verminderter  künftiger  Erwerbsfiiliigkeit  auf 
Zahlung  einer  vierteljährlich  zahlbaren,  wie  näher  angegeben,  steigenden, 
Rente  vom  2.  August  1912  an.  Die  Beklagte  hatte  schon  vor  Erhebung 
der  Klai^e  ihre  Haftpflicht  anerkannt,  beantragte  aber  die  Abweisung 
der  SU  augestellten  Klage.  Diesem  Antiage  wurde  entsprochen.  Aus 
den  Gründen  des  Ber.-Urteils: 

»Die  Frage,  ob  bei  wiederkehrenden  Leistungen  nach  §  258  ZPO. 
eine  Klage  auf  solche  Leistungen,  welelie  erst  nach  Erlassnng  des 
Urteils  fällig  werden,  nur  wenn  gleichzeitig  anf  bereits  fiUlige  geklagt 
wird,  erhoben  werden  könne,  oder  ob  die  FftUigkeit  irgend  einer  Leistung 
flberhanpt  nicht  Voranssetsnng  der  Klage  ans  §  2&8  sei,  ist  bestritten. 
Strnckmann-Koch  zn  §  258  Anm.  1,  Ganpp-Stein  zn  §  258  Anm.  II 
n.  A.  meinen  ftbereinstininiend,  dass  es  fUr  die  Znkanft  der  Fälligkeit 
einer  Bäte  nicht  bedttrfe  und  dass  die  gegenteilige  Ansicht  (insbesondere 
Petersen  zu  §  2.58  Nr.  5  n.  Ä.)  zu  viel  Gericht  auf  den  Wortlaut, 
d.  h.  auf  das  Wort  ,auch'  lege.  Allein  ihre  Gründe  sind  nicht  über- 
zeugend. Zunächst  ist  die  Erklärung  des  Wortes  ,attch*  durch  jenen 
erstgenannten  Kommentar  unbefriedigend.  Der  §  258  sagt  nicht :  ,Aacb 
bei  wiedelkehrenden  Leistungen  kann  wegen  der  erst  nach  Erlassung 
des  Urteils  fällig  werdenden  Leistungen  Klage  auf  künftige  F'ntrichtuug 
erhoben  werden',  sondern :  ,bei  wiederkehn  iiden  Leistungen  kann  auch 
wegen  der  etc.'  Klage  erhoben  werden.  Das  ,auch'  ist  also  offenbar 
auf  , wegen  der  erst  nach  Erlassung  des  Urteils  fällig  weidenden  Lei- 
stungen' zu  beziehen.  Dass  das  einen  schiefen  Gegensatz  gäbe,  weil 
wegen  .fälliger'  Leistungen  keine  Klage  ,auf  künftige  Entrichtung'  er- 
hoben würde,  kann  nicht  zugegeben  werden,  vielmehr  ist  vor  die.sen 
Worten  nach  dem  natürlichen  Gedankengange  ein  ,und  zwar'  oder  ,na- 
tftrlich'  oder  ,näniUch'  zu  ergänzen.  Doch  ist  Strnckmann-£och  zu- 
zugeben, dass  dieses  ,auch'  nicht  entscheidend  ist;  nach  dem  Wortlaut 
kann  der  Sinn  ebensowohl  der  sein,  dass  im  allgemeinen  bei  wieder- 
kehrenden Leistungen  nicht  nur  auf  Entrichtung  fälliger  Leistungen, 
sondern  anch  auf  zukünftige  Entrichtung  zukflnftiger  Leistungen  geklagt 
werden  kdnne,  wie  der,  dass  im  einzelnen  Falle  neben  der  Klage  auf 
fällige  Leistungen  gleichzeitig  ,anch*  anf  künftige  Entrichtung  zukünftiger 
Leistungen  geklagt  werden  könne.  Nach  dem  Wortlaut  ist  also  jene 
erste  Auffassung  nicht  ausgeschlossen. 

Aber  entscheidend  ist  die  Entstehungsgeschichte  der  Vorschrift. 
Nach  der  Begründung  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  sie  in  §  258 
ZPO  lediglich  die  Zusammenfassung  fälliger  und  nicht  fälliger  wieder- 
kehrender Leistungen  im  Auge  gehabt  hat.  An  dieser  Auffassung  ist 
im  weiteren  Verlaufe  der  Beratungen  und  Verliandlungeu  nichts  gc- 
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iiiulert  worden:  Abändcrungsvorsciilage  in  dor  Kommission  bezogen  sirl) 
nicht  auf  §  231  b  (i?  258  des  Ges.).  Wenn  (4aupp  aber  als  entscheidend 
die  Erwäfrunü:  ansielit,  dass  in  den  allermeisten  der  hierher  gehörigen 
Falle  kaleudermässig  befristete  Fälle  vorliegen,  für  die  ohnehin  §  257 
stattiiaft  ist,  so  folgt  daraus  doch  nur,  dass  wenn  §  257  nicht  zutrifft, 
wenn  also  die  Geltendmachnn^i^  eines  Unterhaltsanspruchs  nicht  an  den 
Eintritt  eines  Kalendertages  geknüpft  ist,  §  258  immerhin  nnr  Platz 
greifen  könnte  nnter  gleichzeitiger  Geltendmachung  fUliger  Ansprftche. 
Freilich  ist  nicht  zn  lengnen,  dass  der  Gesetzgeher  hei  §  257  an  die  in 
§  258  hinzngefQgten  Fälle  wiederkehrender  Leistungen  llberhanpt  nicht 
gedacht»  sondern  die  sog.  Kündignngsklage  im  Ange  gehabt  hat,  allein 
im  Gesetze  hat  eine  solche  Beschränkung  keinen  Ausdruck  gefunden. 
Wollte  man  §  257  nicht  auch  auf  einseitige  UnterhaltsansprQche  be- 
ziehen, und  andrerseits  §  258  auf  Fälle  gleichzeitiger  Einklagung  fälliger 
und  künftiger  Unterhaltaleistungen  beschränken,  so  käme  freilich  das 
sonderbare  Resultat  heraus,  dass  die  in  §  257  eingeführte  Klage  auf 
künftige  Zahlung  gerade  für  eine  praktisch  sehr  wichtige  und  häufige 
Art  der  nicht  von  Geo:enleistnngen  abhängigen  (4eldforderungen,  für  die 
wiederkehrende  AlinuMitonfoidcruiif!: ,  auspfeschlossen  wäre.  Das  wäre 
nach  dem  Ge.«;a<itcn  un/.utrrlfend.  Im  vorliegenden  Fall  würde  die 
Kla»?!'.  wenn  man  iilierliaupt  aiiiielnnen  will,  dass  die  G«'lteinlniacliung 
des  Aiispi  üclis  an  den  Eintritt  von  Kalendertagen  gekuüplt  ist,  nämlich 
an  den  2.  A\v^.  1912  etc.,  nach     257  statthaft  sein. 

Sie  ist  aber  mit  Recht  vom  Landgericht  als  zurzeit  unbegriindet 
abgewiesen.  Denn  bei  dem  jetzt  8  jährigen  Kläger  ist  gegenwärtig 
schlechterdings  nicht  abzusehen  und  zu  beurteilen,  welchen  Schaden  er 
durch  Minderung  einer  Erwerbstätigkeit  erlitten  hat,  die,  wenn  ttber- 
hanpt,  nach  seiner  eigenen  Berechnung  erat  in  8  Jahren  eintreten  wird, 
deren  etwaige  Grundlagen,  Richtung  und  Umfang  sich  zurzeit  auch  nur 
annähernd  weder  erkennen  noch  bestimmen  lassen.  Denn  der  Kläger 
ist  nicht  etwa  als  zu  einem  Beruf  oder  einer  Erwerbstätigkeit  präde- 
stiniert anzusehen,  deren  Betätigung  ihm  infolge  des  Unfalls  etwa  yer> 
schlössen  wäre  oder  in  nur  geringerem  Mass  als  yorher  noch  offenstände, 
und  ebensowenig  lässt  sich  behaupten,  dass  und  in  welchem  Umfang  in 
derjenigen  Erwerbstätigkeit,  welche  er  einstmals  ergreifen  wird,  die 
Einäogigkeit  seine  Erwerbsfähigkeit  mindern  mQsse*. 
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Nr.  74.   Entscli.  dos  Deutschen  Keielisgerichts* 

7.  Zivilsenat.    Vom  22.  April  1904. 
(fitmS,  Anb.  Bd.  80  Heft  8  S.  loe.) 

B6B.  9  341  Abt.  3.  (|  53  Akt.  7—13  Elt«*..V«rli.-ardi.)  Die  Vertra|Mtrtfe  terf 
Mr  verluit  werdM,  wmb  eieh  der  eiliubiger  das  ReoM  du«  M  der  Aiiakne  der 

Erfllliag  varbehUt. 

Die  Revision  sucht  zwar  nnter  Hinweis  auf  frühere  Entscheidungen 
der  Rechtsprechung  darzutnn,  aach  ein  vor  der  Annahme  der  ErfüUung 
und  nach  verspäteter  Her.stellung  erklärter  Vorbehalt  erhalte  das  Recht 
auf  die  Vertragsstrafe,  und  diese  Ausführung  findet  eine  Stütze  darin, 
das.s  aucli  in  der  Wissenschaft  die  Meinung  Vertretung  gefunden  hat, 
ein  vor  der  Annahme  erklärter  Vorbehalt  sei  als  fortwirkend  anzusehen, 
wenn  er  niclit  zurückgenommen  sei  (Dernburg  B.  R.  Bd.  2  Abt.  1  S.  231). 
Diese  Meinung  steht  aber  im  Wider.spruch  mit  dem  Wortlaut  und  der 
Entstehungsgeschichte  des  §  341.  Die  Vorschrift  des  Abs.  3  daselbst 
hat  ihre  Wurzel  in  der  Bestimmung  des  §  307  I.  5  des  preuss.  ALR., 
die  dahin  lautet: 

Hftt  Jedoch  der  Andre  die  naebherige  ErfflUviig  gans  oder  zom  Teil  oline 

Yorbdialt  angenonuneii,  so  kann  w  auf  die  Konrentionalstrafe  nicht  femer 

antragen. 

Diese  Vorschrift  enthält  nichts  darüber,  wann  der  Vorbehalt  zu 
erklären  ist,  und  mag  deshalb  auch  dahin  ausgelegt  werden  können,  dass 
auch  ein  vor  der  Annahme  erklärter,  nicht  zuiiickgeiiommener  und 
deshalb  fortwirkender  Vorbehalt  den  Anspruch  auf  die  Vertragsstrafe 
erhalte.  Eine  ebensolche  Auslegung  mag  aucb  für  die  entsprechende 
Vorschrift  (§  421  Satz  2)  des  Entw.  des  BGB.,  die  jene  landrechtliche 
Vorschrift  er.^etzen  sollte  (Motive  Bd.  2  S.  277),  nicht  ausgeschlossen 
sein,  denn  sie  bestimmt,  die  Strafleistung  könne  nur  gefordert  werden, 
.wenn  die  Annahme  anter  Vorbehalt  der  Strafleistang  erfolgt  ist*.  Diese 
Fassang  ist  aber  im  §  B41  Abs.  S  des  Gesetzes  dnreb  die  Uber  den  er- 
forderliehen  Zeitpunkt  der  Erklärung  des  Vorbehalts  BestimmuDg  treffende 
Vorschrift  ersetzt,  nach  der  die  Strafe  nur  beansprucht  werden  kann, 
wenn  der  Gl&ubiger  ,sich  das  Becht  dazu  bei  der  Annahme  Torbeh&lt*. 
Deutlicher  konnte  sich  der  Gesetzgeber  nicht  ausdrücken,  um  die 
Keinung  auszuschliessen,  dass  der  Vorbehalt  wirksam  auch  vor  oder 
nach  der  Annahme  erklftrt  werden  dftrfe.  Diese  Absicht  des  Gesetzes 
wird  bestätigt  durch  die  Verhandlungen  der  Kommission  fttr  die 
2.  Lesang;  sie  ergeben,  dass  die  Vorschrift  des  §  421  des  Entw.  (jetzt 
§  341)  als  eine  aus  wesentlich  praktischen  Rücksichten  gebotene,  durch- 
greifende Norm  angesehen  wurde,  die  sich  dadurch  rechtfertige,  dass 
es  sich  als  eine  nicht  zu  hohe  Anforderung  an  den  Gläubiger  darstelle, 
wenn  man  verlange,  dass  er  sich  beim  Empfange  der  Hauptleistang 
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zu  äussern  habe,  ob  er  die  Vertra<i:sstiat'e  uoch  leiuer  in  Anspruch 
nehmeu  wolle  (Prot.  Bd.  1  S.  778.  779). 

Kr.  76.  Entseh.  de«  BesIrfcsgerielitB  fitr  HiDdelssaeheii  In  Wira. 

Vom  28.  April  1904. 

{MIg,  Tftr.-Anr  XXTV.  (1905)  Mr.  M  8.  «60.) 
§§  54,  64  Oesterr.  Eisenb.-Betr.  Regl.  Ein  angeblich  vom  Absender  erteilter  münd- 
licher Auftrag  zur  Abänderung  der  Bestimmungsstation  im  Frachtbriefe  einer  auf- 
legebenen  Sendung  ist  ungültig,  die  Abänderung  des  Frachtbriefes  durch  die  Babn 
keirlidet  eine  grobe  FakHieeigkeft  Aiek  okM  BelilrMumi  #et  Tnieeeteapele  wf 
ien  Fraoktkrief  let  der  Frachtvertrag  tkgeeekleeeen,  eokali  du  6it  alt  de«  Fnekt» 
kriefe  nr  BefSrdereni  aegenonmen  werde. 

Selbst  wenn  ein  soz  iier  Auftrag,  wie  behauptet  wurde,  von  einem 
Berechtigten  telephoniscli  erteilt  worden  wäre,  so  w&re  die  Bahn  dennoch 
für  die  Folgen  haftbar,  weil  der  ganze  Vorgang  ein  gesetzwidriger  ist. 
Mit  Annahme  des  Fraclitbiiefes  und  des  Gutes  war  der  Frachtvertrag 
gemäss  §  54  (1)  Betr.- Reu:),  abgeschlossen.  Selbst  wenn  der  Tages- 
stempel der  Abfertigungsstelle  niclit  beigesetzt  worden  sein  sollte,  so 
änderte  dies  an  dem  Gesagten  nichts,  weil  zum  Abschluss  des  Vertrages 
nicht  die  Aufdriiekung  des  Tagesstempels  notwendig  ist,  sondern  der 
Tagesstempel  nur  als  Zeichen  der  Annahme  zu  gelten  hat.  Wird  die 
Beidrückung  des  Tagesstempels  überhaupt  unterlassen,  so  ist  der 
Vertrag  dennoch  dadurch  abgeschlossen,  dass  das  Gut  mit  dem  Fracht- 
brief übernommen  worden  ist.  Zeigte  sich  nun,  dass  die  Ausführung 
des  Transportes  nach  Szent-Tamüs  unmöglich  war,  so  hätte  die  Bahn 
eine  Verfügung  des  Absenders  veranlassen  müssen.  Diese  Verfügung 
konnte  nur  in  Oemässheit  des  §  64  Betr.-Begl  anter  Beobachtnng  des 
§  64  (2)  Betr.-Begl.  nnd  der  Form  des  §  64  (6),  n&mlich  aaf  dem  For- 
mular Anlage  C  schriftlich,  erfolgen.  Jede  in  anderer  Form  gegebene 
VerfÜgang  des  Absenders  ist  aber,  nach  §  64  (7)  Betr. -Reg),  nichtig, 
darf  also  nicht  beachtet  werden.  Wenn  nnn  die  Beklagte  eine  an- 
gebliche telephonische  Verfügung  beachtet  hat,  so  hat  sie  gegen  die 
klare  Bestimmung  des  §  64  Betr.-Regl.  gehandelt  nnd  sich  einer  groben 
Fahrlässigkeit  schuldig  gemacht.  Demzufolge  hat  sie  auch  den  der 
Klägerin  zugegangenen  vollen  Schaden  zu  ersetzen  (§  68  Betr.>£egl.). 

Nr.  76.    Entseh.  des  Beutvsehen  Ueichsgcrichts. 
6.  Zivilsenat.   Vom  27.  Juui  1904. 

(S&clu.  AndL  Bd.  U  Heft  ?/»  &  610.) 

Htfipf  lehtgeeett  §  3.  Soweit  aiigiagio  let  eilt  Rflekeiekt  aaf  die  dnrek  saaekaiewiee 
Alter  eick  verailBderade  Erwerkefiklgkelt  die  Reate  eatepreekead  zeltiieh  za  kegraatea. 

Wie  das  Bernftingsgericht  selbst  nicht  verkennt,  kann  der  Kläger 
Schadenersatz  durch  Gewährung  einer  Beute  nur  für  die  Zeit  fordern, 
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in  welcher  er  ohne  den  erlittenen  Unfall  in  der  Lage  gewesen  wftro, 
sich  durch  seine  Arbeit  einen  Verdienst  neben  seiner  Pension  za  ver- 
schaffen. Diese  Zeit  lässt  sich  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  mit 
absoluter  Sicherheit  bestimmen,  sie  mnss  deshalb  nach  richterlichem 
Ermessen  unter  Verwertung  der  allgemeinen  Lebenserfahrungen  und  der 
Verhältnisse  des  konkreten  Falles ,  also  insbesondere  der  Körper- 
beschaffenheit des  Klägers  vor  dem  Unfall,  festgestellt  werden,  jeden- 
falls ist  als  sicher  anzunehmen,  dass  über  ein  gewisses  Lebensalter 
hinaus  die  Entfaltung  einer  erwerbenden  Tätigkeit  des  Klägers  und 
insbesondere  einer  solchen,  die  ihm  ein  Erträgnis  von  900  M.  jährlich 
abwerfen  würde,  als  aosgesclilofls«!  gelten  mnss.  Für  die  darüber 
hinansliegende  Zeit  darf  deshalb  dem  Kläger  die  Bente  nicht  zugebilligt 
werden.  Das  Bemfangsgericht  seheint  nun  der  Meinung  so  sein,  es  be- 
dürfe einer  solchen  Begrenzung  nicht,  weil  der  Eliger  ein  so  hohes 
Älter,  wie  dabei  in  Frage  komme,  infolge  des  Unfalls  nicht  erreichen 
werde.  Das  aber  ist  eine  blosse  Vermutung  und  würde  dies  selbst  dann 
sein,  wenn,  was  keineswegs  der  Fall  ist,  der  ürztlicbe  Sachverständige 
es  für  unmüglich  erklärt  hätte,  dass  der  Kläger  ein  über  jene  Zeit 
hinausgehendes  Alter  erreichen  könne.  Mit  solchen  Vermutungen  tlarf 
aber  nur  (friert  werden,  soweit  ohnedem  eine  den  beiderseitigen  Partei- 
intereesen  gerecht  werdende  Entscheidung  nicht  möglich  erscheint. 

Nr.  77.   Entseh.  des  Ocstt^rr.  Obersten  Gcriclitsiiofes. 

Vom  12.  Juli  1904. 

(OMtenr.  BiMBb.'TwordB.-BI.  ZVIU  (tMB)  Mr.  lio  8.  ssss.) 

1.  Dm  Fehlen  von  Selinuikae  und  Wächtern  bei  Wegöbersetzungen  über  Sekundär- 
bahnen  begründet  kein  Mitverschulden  der  Bahnverwaltung  an  Unfällen,  welche  sich 
auf  solchen  WegUbersetzungen  ereignen,  falls  eine  aufsichtsbehördliche  Genehmigung 

vorlag,  von  der  Aufeteilung  derartiger  Sicherbeitevorkehrungen  Abstand  zu  nehmen. 

2.  Wms  flm  Erfclimo  dnr  ttaatilnbtn  EltMriMhMeftieUnbiMMe  vtrlieft,  tett  wf 
einer  SekswiSrbabn  gewisse  Sicherheitsvorkehrungen  entbehrlich  seien,  erscheint  die 
Asblflmo  VM  BewelMS  IBr  die  Notwendigkeit  der  Anbringnng  toiclnr  Sioliorbeitn- 

vorkehrungen  unzulässig. 
Wenn  auch  der  im  Rekurse  der  Beklaj^ten  ausgesprochenen  An- 
sicht, dass  bei  erwiesenem  Verschulden  dei-  Beschädigten  jede  Nach- 
forschung nach  einem  Mitverschulden  der  Eisenbahnverwallung  über- 
flüssig sei,  in  dieser  Allgemeinheit  nicht  als  richtig  erkannt  werden 
kann,  weü  durch  das  Selbstrerschulden  der  Beschädigten  zwar  die  ge- 
setaliche  Vermutung  des  §  1  des  Oesetses  vom  5.  Härz  1869,  B.-G.-B1. 
Nr.  27,  beseitigt,  aber  keineswegs  der  Beweis  eines  auf  selten  der  Eisen- 
bahnuntemehmung  unterlaufenen  Mitverschuldens  ausgeschlossen  wird, 
so  erscheint  doch  der  im  yorliegenden  Falle  Ton  der  Klägerin  hierfOr 
angebotene  Beweis  nicht  geeignet,  ein  solches  HitTcrschulden  der  Bahn 
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darziitiin  und  ist  daher  in  der  Ablehnung  dieses  Beweisantrages  ein 
Mangel  des  Verfahrens  erster  Instanz,  welcher  die  Aufhebung  des  erst- 
richterlichen ürteiles  nach  §  496,  Z.  2  und  3,  Z.-P.-O.  rechtfertigen 
könnte,  nicht  zu  erkennen. 

Die  Klägerin  hat,  wie  aus  dem  Verhandlungsprotokolle  erster  In- 
stanz zu  ersehen  ist,  zum  NaehweiM  d«e  Vetsehnldens  der  Beklagten 
dnen  Lokalaugenschein  nnd  Sachyerständigenbeweis  Aber  die  Örtlichen 
Verh&ltniBse  der  ünfalktelle  und  darAber,  dass  wei^n  der  Frequenz  der 
SSQge  und  der  Personen  an  dieser  Stelle  eine  Ueberwachong  stattfinden 
sollte,  femer  eine  Anfrage  an  die  Direktion  der  Staatsbahnen  tiber  die 
Dichtigkeit  des  Verkehres  and  fiber  die  StOmng  der  Eommonikation  an 
der  Unfallstelle  in  Betracht  gebracht^  nm  daraus  die  Notwendigkeit  der 
Anbringung  von  Schranken  und  eventuell  die  Aufstellung  eines  eigenen 
Wächters  an  dieser  Stelle  abzuleiten. 

Diese  Verhältnisse  sind  aber,  wie  schon  ans  der  im  Strafakte  des 
Landesgerichtes  in  Wien  in  Strafsachen  erliegenden  Note  der  k.  k. 
Generalinspektion  der  österreichischen  Eisenbahnen  ersichtlich  ist,  der 
staatlichen  Aufsichtsbehörde  bekannt,  und  sind  nach  Anschauung  der- 
selben mit  Bedachtnahme  auf  die  Frequenz  der  Uebeisetzung  und  den 
Betrieb  dieser  Bahn  als  Sekundärbahn  weitere  als  die  bereits  an- 
gebrachten 8ic]ierheitsvorkehruugen  i  Waniungs-  und  Verbotstafeln)  nicht 
notwendig,  insbesondere  ständige  Wäcliterposteu,  sowie  Schranken  ent- 
behrlich. 

Da  nun  in  dieser  Rithtuug  durch  Art.  I  des  Gesetzes  vom  17.  Juni 
1887  (R.-G.-Bl,  Nr.  81),  die  Regierung  ermächtigt  wurde,  auf  Eisenbahn- 
Strecken,  auf  welchen  wie  hier  der  Seknndärbetrieb  mit  ermässigter 
Fahrgeschwindigkeit  eingeführt  ist,  von  einzelnen  Sicherheits- 
yorkehrungen,  welche  in  der  Eisenbahnbetriebsordnung  f&r  VoUbahnen 
vorgeschrieben  sind,  Umgang  zu  nehmen,  die  Beurteilung  der  Znlftssigkeit 
solcher  Erleichterungen  im  Gesetze  dem  Ermessen  des  Handels- 
ministeriums Überlassen  wurde,  und  im  gegebenen  Falle  die  staatliche 
Aufsichtsbehörde  bereits  die  vorstehende  Erklärung  abgegeben  hat,  so 
ersdieint  dne  üeberprttf ung  derselben  durch  gerichtlichen  Augenschein 
und  durch  Sachverständige  ausgeschlossen,  und  ein  weiteres  Anfrage- 
sclireiben  an  die  Direktion  der  Staatsbahnen  Uber  die  Verkehrs-  und 
Betriebsverhältnisse  an  der  Unfallstelle  um  so  überflüssiger,  als  seitens 
der  Klägerin  nicht  einmal  behauptet  wurde,  dass  diese  Verhältnisse  am 
Tage  des  Unfalles  oder  kurz  vor  demselben  eine  wesentliche  Veränderung 
erfahren  liaben,  web  lie  der  Aufsichtsbeliörde  noch  nicht  bekannt  sein 
konnte  und  daher  auch  ulino  einen  Auftrag  derselben  die  Bahnverwaltung 
zur  Ergreifung  besonderer  Vorsichtsmassregelu  verpüichtet  hätte. 
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Der  Gerichtshof  zweiter  Instanz  bestätigte  in  der  Folge  das  Urteil 
erster  Instanz  mit  der  Begründung,  dass  nacli  dem  Ausspruche  des 
Obersten  Gerichtshofes  eine  gerichtliche  Ueberpriifung  der  von  der 
staatlichen  Aufsichtsbehörde  abgegebenen  Erklärung,  wonach  an  der 
fraglichen  Weglibersetzungsstelle  weitere  als  die  bereits  angebrachten 
Sicherheitsvorkehrungen,  nämlich  Warnungs-  und  Verbotstafeln,  ins- 
besondere Schranken  oder  Wächter  entbehrlich  seien,  unzulässig  er- 
scheine. Bei  dieser  Rechtsanschauang  sei  die  Notwendigkeit  der  yon 
der  Klftg«riQ  erwflhntea  SicherheitsTorkehrungen ,  deren  unterlassene 
Anbringang  das  Verschalden  der  Beklagten  inv«>lTieren  soll,  nicht  er- 
weisbar  nnd  seien  die  diesfalls  angebotenen  Beweise  absnlehnen  gewesen. 


Nr.  78.    Entsch.  des  Preiiss.  Ohorverwaltiin^sgerichts. 
4.  Senat.   Vom  22.  September  1904. 

(BatMh.  ä.  OTG.  Bd. «  &8M.) 

Befugnis  der  PsIlitlkeMkde ,  die  Abeteliung  des  polizeiwidrigen  ZittMdet  tlset 

öfTentlichen  Weges  von  demienigen,  welcher  den  Zustand  versoliuldet  hat,  oder  VM 
dem  Träger  der  Wegebaulast  zu  verlangen.  Wird  der  Wegebaupflichtige  In  Anspmei) 
genomnen,  so  kann  er  die  ilim  angesonnene  Leistung  niolit  in  dem  Verfaliren  gemäss 
9  66  Ab«.  4  «M  ZiMtMokeltsf  eMttet  wm  I.  Aigett  1883  aif  dm  Urhebtr  des 

polizeiwidrigen  Zustandes  abwälzen.  Der  Unterneiimer  einer  Kleinbahn  ist  Sfrostlloh- 
rechtlich  zur  Herstellung  oder  Unterhaltung  besonderer  im  ÖfTentlichen  Interesse  er« 
forderlicher  Anlagen  mangels  einer  Auflage  der  GenehmIgungsbehSrde  nicht  verpflichtet. 

Die  Verpflichtung  der  Strassenbahiigesellschaft  zur  Anlegung  von 
Schutzstreifen  war  von  der  Klägerin  in  der  Klage  daraus  hergeleitet 
worden,  dass  die  in  der  Tat  bestehende  Gefahr  allein  durch  den  von 
der  Strasseiibahngesellschaft  unterhaltenen  Strassenbalinbetrieb  verursacht 
werde.  Der  Vorderrichter  hat  demgegenüber  ausgeführt,  dass,  wenn 
dies  der  Fall  sein  uud  deshalb  der  Polizeibehörde  gegenüber  eine  Ver- 
pflichtung der  Strassenbabngesellschaft  zar  Abstellung  der  Gefahr  be- 
stehen sollte,  die  Polizeibehörde  zwar  die  Wahl  zwischen  der  Inan- 
spruchnahme des  Strassenbahnnntemehmers  nnd  der  wegebaupflichtigen 
Gemeinde  gehabt  haben  wftrde,  letzterer  aber,  wenn  sie  von  der  Polizei 
in  Anspruch  genommen  worden,  nicht  das  Recht  zustehe,  zn  verlangen, 
dass  an  ihrer  Stelle  der  Strassenbahnnntemehmer  yerorteilt  werde^ 
wobei  es  auch  nicht  darauf  ankomme,  ob  etwa  die  Strassenbabn- 
gesellschaft der  Klägerin  gegenüber  priyatrechtlich  zu  der  streitigen 
Leistung  verpflichtet  sei.  Dem  ist  beizutreten;  denn  in  einem  Ver- 
waltnngsstreitTerfabren  gemäs  §  56  Abs.  4  a.  a.  0.  kann  die  Klage  mit 
Erfolg  nur  gegen  den  Träger  der  öffentlichen  Wegebaulast  gerichtet 
werden,  eine  Eigenschaft,  die  aus  der  Gefährdung  der  Sicherheit  des 
öffentlichen  Verkehrs  nicht  abzuleiten  ist  (yergl.  Urteil  vom  2.  Hai  1901, 
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Entschei(iungen  des  Oborwrwaltunprsj^erichts  Bd.  XXXIX  S.  22ö,  und 
die  daselbst  angezogenen  älteren  Erkenntnisse). 

In  der  Revisionsinstanz  hat  die  Kläo:erin  allerdings  noch  den 
Nachweis  versucht,  dass  der  Strassen balingescUschaft  die  streitige 
Leistung  kraft  üflfentlichen  Wegeunterhaltungsrechts  obliege.  Wenn  sie 
sich  jedoch  hierfür  anf  die  §§  4  und  6  des  Oesetses  Qber  Kleinbahnen 
«nd  PrirataBsehlBflsbahDen  Tom  28.  Juli  1892  (GS.  S.  225)  and  anf  das 
Urteil  ?oni  18.  November  1882  (Bntscheidangen  des  Oberverwaltongs- 
gerichts  Bd.  IX  8. 186)  beruft,  so  geht  das  fehl.  Allerdings  ist  in  dem 
angezogenen  Erkenntnisse  8.  198  if.  und  sodann  weiter  in  stftndiger 
Bechtsprechung,  z.  B.  in  dem  Urteile  Tom  1.  Febraar  1896  (Entscheidungen 
des  Oberverwaltnngsgerichts  Bd.  XXX  8. 188),  davon  ausgegangen,  dass, 
wenn  bei  einer  gemäss  §  4  des  Gesetzes  Uber  die  Eisenbahnnnter- 
nehmnngen  vom  3.  November  1838  (GS.  S.  505)  landespolizeilich  ge- 
nehmigten, dnrchdie  Anlegung  einer  Eisenbahn  veranlassten  Verändemng 
oder  Verlegung  öffentlicher  Wege  über  die  Unterhaltung  nichts  ans- 
drücklirli  bestimmt  ist,  eine  infolge  der  Veränderung  oder  Verlegung 
eintretende  Vermein  ung  der  Wegeunterhaltungslast  nicht  dem  nach  ge- 
meinem Weg:(M('<lit  Uiiterhaltungspflichtigen,  sondern  dem  Eisenbahn- 
unteruehmer  zur  Last  falle.  Allein  dieser  Grundsatz  ist  hier  nicht 
massgebend,  weil  es  sich  sowohl  um  einen  anderen  Tatbestand  als  auch 
um  die  Anwendung  anderer  gesetzlicher  Ik\stimmun<;^en  handelt.  Zunächst 
gilt  der  Grundsatz  nur,  soweit  die  Vermehrung  der  Unterhaltungslast 
durch  eine  Veränderung  des  Wegekürpers  (z.  B,  Verlängerung  oder 
schwierigere  Gestaltung  der  Steigungsverhältnisse),  nicht  aber,  soweit 
sie  durch  eine  auf  den  Bahnbetrieb  zuriickzufühiende  Veränderung  der 
Verkehrsverhältnisse  hervorgerufen  ist  (vergl.  a.  a.  0.  Bd.  XXX  S.  188ff.). 
Femer  aber  ist  der  Grundsatz  aus  §  4  des  Eisenbahngesetzes  vom 
3.  November  1838  abgeleitet  und  anf  ein  Eisenbahnuntemehmen,  welches 
unter  das  Gesetz  vom  28.  Juli  1892  fftllt,  nicht  ohne  weiteres  anwend- 
bar. Zufolge  §  4  des  letzteren  Gesetzes  erstreckt  sich  die  der  Ge- 
nehmigung vorausgehende  Prüfung  4.  auf  die  Wahrung  der  Literessen 
des  Öffentlichen  Verkehrs.  Nach  §  6  hat  der  Unternehmer,  soweit  ein 
öffiBUtlicher  Weg  benutzt  werden  soll,  die  Zustimmung  der  ans  Gründen 
des  Öffentlichen  Rechtes  zur  Unterhaltung  des  Weges  Verpflichteten 
beizubringen  und  ist  mangels  anderweitiger  Vereinbarung  zur  Unter- 
haltung und  Wiederherst»  llnnn:  des  benutzten  Wegeteils  vei-pflichtet. 
Endlich  ist  nacli  §  18  dem  Unternehmer  einer  für  den  Betrieb  mit 
Maschineukraft  bestimmten  Bahn  bei  der  Planfeststellung  die  Herstellung 
derjenigen  Anlagen  aufzuerlegen,  welche  die  den  Bauplan  festsetzende 
Behörde  ...  im  Öffentlichen  Interesse  fttr  erfoitlerlick  erachtet,  des- 


Digiiized  by  Google 


Bntioh.  dos  Pnui.  Ol 


87.  S^tMiber  1001  181 


gleichen  die  Uuterhaltang  dieser  Anlaf^en,  soweit  sie  über  den  Umfang 
der  bestehenden  Verpflichtung  zur  Uuterhaltune:  vorhandener  demselben 
Zwecke  dienender  Anlagen  hinausgeht.  Danach  hätte  die  Anlegung  der 
Schntzstreifen  dem  Unternehmer  durch  die  Genehniigungsbehörde,  sei  es 
auf  Grund  einer  Vereinbarung  mit  dem  Wegebanpflichtigeu,  sei  es  ohne 
eine  solche,  auferlegt  werden  können.  Dass  dies  geschehen  sei,  be- 
hauptet die  Klägerin  aber  nicht,  vielmehr  gibt  sie  selbst  das  Gegenteil 
so,  Indem  sie  «nsflUirt,  man  wikrde  die  BiBrichtnngdem  Behnnnternehmer 
Ton  yornherein  auferlegt  haben,  wenn  bei  Erteilnng  der  Oenehmignng 
die  Notwendigkeit  sehen  hätte  Aberseben  werden  kj^nnen.  . 


Nr.  99.  Entsdi.  des  Prems.  Olierrerwaltongsgeridils. 
7.  Senat.  Vom  27.  September  1904. 

(HMten Z.  Bd. »  BxAW  &tti.  -  Pimm. Tenr..Bl. IZVI  S.MM 

Markmle  swl  WidMSSf  ehnt  HflsIMtbia  W«iss. 

Oeffentliche  Wege  sind  solche  Wege,  die  nach  der  ihnen  aasdrücklich 
oder  stillschweigend  von  allen  rechtlich  Beteiligten,  d.  i.  dem  Eigen- 
tümer, der  Wegcpolizeibebörde  und  dem  Wegebaupflichtigen  gegebenen 
Bestimmung  dem  allgemeinen  Verkehr  dienen  (vgl.  RG.  48,  299  und  die 
dort  angeführten  Urteile;  Germershausen,  Wegerecht,  2.  Aufl  ,  S.  4; 
V.  Strauss  und  Torney  im  VerwArch.  2,  350).  Es  lässt  sich  nun,  wenn 
die  Oeffentlichkeit  lange  bestehender  Wege  streitig  wird,  hiiufig  nicht 
unmittelbar  mehr  nachweisen,  dass  eine  rechts  wirksame  Widmung  der- 
selben für  den  allgtimeinen  Verkehr  stattgefunden  hat.  In  solchen 
Fällen  muss  daher  der  mittelbare  Beweis  genügen,  d.  h.  es  müssen  die 
gegenwärtigen  oder  nacli weislich  früher  vorhanden  gewesenen  Tatsachen 
darauf  geprüft  werden,  ob  sie  einen  gerechtfertigten  Schlnss  auf  eine 
früher  erfolgte  Widmung  gestatten.  Unter  diesen  Beweisumständen 
Steht  an  erster  Stelle  der  Nachweis,  dass  der  Weg,  soweit  das  Ge- 
dAchtnis  reicht^  danemd  nnd  angestört  Yon  jtidennann  aas  dem  Pn- 
blikom  benntzt  worden  ist,  also  mit  anderen  Worten  der  Nachweis,  dass 
der  Weg  tatslehlich  seit  langer  Zeit  dem  Öffentlichen  Verkehr  ongestört 
gedient  hat.  Allerdings  ist  dieser  Umstand  nnr  mit  Vorsicht  za  ver- 
werten. Es  ist  n&mlich  zu  beachten,  dass  ein  Weg  allein  dadurch,  dass 
der  Eigentümer  seine  allgemeine  Benntanng  gestattet  nnd  duldet,  noch 
nicht  an'  einem  öffentlichen  wird,  nnd  dass  ans  dieser  Clestattnng  und 
DnldnDg  anch  nicht  stets  ohne  weiteres  auf  den  Willen  des  Eigentflmers 
zu  srhliessen  ist,  dass  er  ihn  dem  Öffentlichen  Verkehr  widmen  wolle. 
Bei  Fusswegen  ist  solche  Vorsicht  um  so  mehr  geboten,  als  nach  §  63 
Teil  I  Titel  22  des  AllgLR.  —  einer  Bestimmung,  die  neben  dem  BGB. 
bestehen  geblieben  ist  (vgl.  PrAGBGB.  vom  20.  September  1899  Art.  Ö9) 


uiyici^Lü  Ly  Google 


132  Entflcb.  d«s  Deatachen  Beichagerichu  Tom  89.  Olrtob«  1904. 

—  sich  jedermann  p^ebalinttM-  FiLsssteij^e  auf  uftenen  Feldern  bedienen 
darf.  Es  ist  iiiernach  in  jedem  einzelnen  Falle  nach  Lage  der  Um- 
stände zu  prüfen,  ob  schon  allein  die  Tatsache  der  laugen  und  unge- 
störten Benutzung  des  Weges  fftr  den  öffentlichen  Verkehr  auf  dessen 
öffentlichrechtlichen  Charakter  sehliesseo  Iftsst  Im  gegenwirtigen  Falle 
steht  nim  jene  Tatsache  nicht  für  sich  allein,  sondern  es  verbindet  sieh 
mit  ihr  eine  andere,  die  zusammen  mit  jener  die  öffentliche  Natar  des 
Weges  zur  Genfige  dartnt,  das  ist  der  Umstand,  dass  der  Weg  die  un- 
entbehrliche Verbindung  zwischen  der  OffiBUtlichen  Ffthre  und  der 
nächsten  öiFentlichen  Strasse,  d.  i.  der  Chaussee  von  E.  nach  W.,  bildet. 
Ea  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass,  wenn  nicht  besondere  nacbsa- 
weisende,  aber  hier  nicht  nachgewiesene  ümstftnde  entgegenstehen,  auch 
diese  Verbindung  öffentlichen  Charakter  tragen  muss,  und  dass  dieser 
daher  auch  von  den  rechtlich  Beteiligten  gewollt  sein  muss. 


Nr.  80.    Entseh.  des  Deutsehen  Reiehsjyerichts, 

ö.  Zivilsenat.    Vom  29.  Oktober  1904. 

(Seuff.  A.  B<i  t>0  H(>|t  9  .S  36l.       HdZ.  B<1.  59  8.  116.) 

BGB.  §§  226,  905.  Legung  elektrischer  Lichtkabel  durch  den  Luftraum  privater 
6ruad«tüoke.  Das  Recht  des  Grundeigentümers  auf  den  Rain  über  und  unter  der 
OlMrilielie  erttfMkt  tleb  aif  JmIm  latsretM,  Sm  tfeb  alt  Miekn  «rkeises  UUtt 

Mit  Recht  verstellt  der  Ber. -Richter  den  erst  von  der  2.  Kommission 
hinzugefügteü  Satz  2  des  §  905  BGB.  (vgl.  §  849  des  1.  Entw.)  dahin, 
dass  die  damit  eingeführte  Beschränkung  des  Eigentumsrechts  erst 
beginnen  soll,  wo  jedes  Interesse  des  Eigentttmers  an  der  Ausübung 
yon  Eigentunisrediten  oberhalb  oder  unterhalb  der  OberiUlche  seines 
Grundeigentums  auf  hOrt.  Wie  die  Verhandlungen  der  Kommission  er- 
geben, ist  namentlich  auf  die  Schwierigkeiten  hingewiesen  worden,  die 
durch  eine  rticksichtslose  Ausbeutung  des  dem  Eigentümer. an  sich  zu- 
stehenden Verbietungsrechts  gegen  fremde  Einwirkungen  für  die  Ent* 
wiekelang  gewerblicher  Interessen  entstehen  konnten.  Wenn  zur  Losung 
solcher  Konflikte  eine  besondere  gesetzliche  Bestimmung  f&r  nOtig 
erachtet  worden  ist,  so  zeigt  das  zwar,  dass  hierzu  die  allgemeine 
Bestimmung  in  §  226  BGB.  nicht  für  ausreichend  erachtet  wurde,  durch 
welche  die  Ausübung  eines  Bechts  für  unzulässig  erklärt  wird,  die  nur 
den  Zweck  haben  kann,  einem  anderen  Schaden  zuzufügen.  Andrer- 
seits ergibt  aber  die  Fa.s.sunfr  des  Satzes  2  in  §  905  unmittelbar,  dass 
die  Scheidelinie  zwischen  dem  abstrakten  Recht  des  Gnmdeigeiitiimeis 
uml  der  Befup^nis  andrer  zu  Eiiifrriflen  nicht  durch  das  Interesse  dieser 
audoru,  sondern  durch  das  des  Grundeigentümers  bestimmt  werden  soll. 
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Darans  folgt  dann  aber,  das.s  djibei  jedes  Interesse  dns  (Grundeigen- 
tümers zu  berücksichtigen  ist,  das  sicli  als  ein  solches  erkennen  lässt. 

Wenn  nun  der  Ber.-Richter  unter  Würdigun^,^  der  vorliegenden 
tatsächlichen  Verhältnisse  zu  der  Ueberzeugung  gelangt  ist,  dass  der 
Kläger  durcli  das  Vorhandensein  der  elektrischen  Kraftleitung  in  einer 
Höhe  von  nur  3,97  ni  au  der  beliebigen  Benutzung  des  Luftraums  über 
seinem  Hause  zu  solchen  Vorkehiiingen  gehindert  werde,  die  bei  ge- 
gebener Sachlage  ordnnogsmassig  niid  fiblicli  sain  wUrto,  ao  bewegt 
aich  diese  Featstellung  auf  tatsächlichem  Gebiete,  das  AngriiEbn  mit  der 
Bevision  yersebloasen  ist.  Vergebens  hat  die  Bevision  versncht,  diese 
Featstellong  dorch  die  AnsfOhrong  zu  erschflttem,  dass  damit  noch  nicht 
ein  gegenwärtiges,  sondern  nnr  ein  künftiges  mögliches  Interesse  des 
Klägers  an  der  Beseitigung  der  Kabel  dargetan  werde,  das  ihn  vielleicht 
kQnftig,  wenn  er  sich  zu  einer  entsprechenden  Ausnutzung  seines' Luft- 
raums entschliesseu  sollte,  aber  nicht  schon  jetzt  zu  dem  Verlangen 
einer  Beseitigung  der  Kabel  berechtigen  könnte.  Wie  wenig  dem 
Kläger  mit  einer  solchen  Verweisung  auf  die  Zukunft  gedient  wäre, 
zeigt  die  schon  fast  zweijährige  Dauer  des  gegenwärtigen  Prozesses. 
Daraus  ergibt  sich  auch  unmittelbar,  dass  der  Kläger  durch  die  Ein- 
wirkung der  Beklagten  auf  seinen  Luftraum  schon  jetzt  an  der  beliebigen 
ordnungsraässigen  Verftignng  iiber  sein  Eigentum  Terhindert  und  folglich 
in  seinem  Interesse  verletzt  wird. 

Vgl.  auch  Entsch.  d.  RG.  Bd.  42  Nr.  48  S.  210. 
Zutreffend  hat  der  Ber.-Ilicliter  darauf  hingewiesen,  da^ss  die  Gesetz- 
gebung in  dem  §  12  des  nach  der  Publikation  des  BGB.  und  nach  der 
soeben  erwähnten  Entscheidung  des  Reichsgerichts  erlassenen  Telegraphen- 
wege-Ge.setzes  zugunsten  der  Telegraplienverwaltung  eiue  weitere  Be- 
schränkung des  Grundeigentümers  in  der  Verfügung  über  seinen  Luft- 
raum dahin  eingeführt  hat,  dass  er  dessen  Benutzung  zu  Telegraphen- 
und  Femsprechlinieii  nnr  dann  widersprechen  darf,  wenn  dadurch  seine 
eigene  Benutzung  nach  den  zur  Zeit  der  Herstellung  der  Anlage 
bestehenden  Verhältnissen  wesentlich  beeinträchtigt  wird,  und  dass, 
wenn  später  eine  solche  Beeinträchtigung  eintritt^  die  Telegraphen- 
Verwaltung  (also  erst  dann)  die  Leitung  zu  beseitigen  hat  Zu  diesen 
besonderen  Bestimmungen  würde  vom  Standpunkt  der  Bevision  aus 
kein  BedOrfnis  vorgelegen  haben. 


134      Entacb.  des  Oesterr.  Obersten  Gerichtshofes  vom  3.  Novenber  1904. 

Nr.  81.  Entsch.  des  Oesterr.  ^kentern  tterlehtshofM. 
Vom  3,  November  1904. 

(OmMR.  ■Mk^TaroMa.'BL  xvm  (IM)  Hr.  itf  &  Mb) 
FIr  eine  Verletzung,  welche  einem  Reisenden  durch  Vert^ilden  eine«  Gepiokttrigsrt 
ngefift  «raNe,  den  der  Rettende  zur  Uebertragung  seines  HandgepäfikM  aiff»- 
nommen  hat,  haftet  die  Eisenbahnunternehmung  nicht. 

Nach  §  2  des  Gesetzes  vom  5.  März  1809.  RGB.  Nr.  27,  ist 
die  Eisenbahnuiiterneliinung  von  der  im  §  1  dieses  Gesetzes  iiui  mierteii 
Haftung  für  körperliche  Verletzungen  oder  Tütungen  von  Menschen 
u.  a.  auch  dann  frei,  wenn  die  bezügliche  p]reignung  durch  eine  unab- 
wendbare Handlung  einer  dritten  Person  veranlasst  wurde,  deren  Ver- 
schuldeD  die  Eisenbahn  nicht  zu  veitreten  hat. 

Im  Torliege&de&  Falle  erfolgte  die  körperliche  Bescbildigung  der 
Klägerin  im  Eiaenbahnwaggon  beim  Anssteigen  durch  die  Unyorsichtig- 
keit  eines  Oepftckstr&gers,  welchen  die  Klägerin  behnfis  Uebertragnng 
des  im  Eisenbahnconp^  mitgeführten,  somit  von  der  Eisenbahn  gemäss 
§  28  des  Betriebsreglements  vom  10.  Dezember  1892  nicht  flber- 
nommenen  Handgepäckes  selbst  herbeigerufen  hat. 

Wenn  auch  zugegeben  wurde,  dass  die  Gtopäcksträger  n  den 
Eisenbahnbediensteten  gehören,  so  ist  doch  anderseits  aus  dem  Wort- 
laute des  AI.  2  des  §  37  des  Betriebsreglements  unzweifelhaft  ersichtlich, 
dass  für  den  Fall,  als  die  Reisenden  einen  solchen  Qepäcksträger  zur 
Uebertragung  eines  von  der  Eisenbahn  zum  Transporte  nicht  über- 
nommenen Gepäckes  benutzen,  dies  ohne  Verantwortlichkeit  der  Bahn- 
verwaltung geschielit. 

In  dieser  Ausnahmebestimmung  ist  die  obzitierte  Voraussetzung 
des  §  2  des  Gesetzes  vom  5.  März  1869,  itGI>.  Nr.  27.  gegeben, 
und  haftet  die  Unternehmung  für  die  Unvorsichtigkeit  de»  Gepäcks- 
trägers niclit. 

Dieser  Anschauung  steht  die  Vorschrift  des  §  19  der  kaiserl.  Ver- 
ordnung vom  16.  November  1851,  RGB.  Nr.  1  ex  1852  (Eisenbahn- 
Betriebsorduung),  nicht  entgegen,  weil  nach  dem  Abs.  1  dieser  Gesetzes- 
stelle die  Haftung  nieht  unbedingt  normiert  ist,  vielmehr  von  der 
eingegangenen  Verbindlichkeit  und  von  anderen  gesetzlichen  Vorschriften 
abhängig  ist.   

Nr.  83.  Bntseh.  des  Pr^nss.  Oberrerwaltimgsgerlebts. 

4.  Senat.   Vom  21.  November  1904, 

iPr.  Vcrw  -Iil.  XXVI  »1905)  Nr.  44  S.  809.;. 

Merkmale  ffir  die  öfTeitliohe  Natur  einer  durch  Anlegunii  eines  Babohofes  eiigezoBsnea 

Wegestreclie. 

Bei  der  Würdigung  des  Ergebnisses  der  Beweisaufnahme  ist  der 
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Vonlei  richter  offenbar  und  mit  Recht  davon  ausgegangen,  dass  es  sich 
nicht  darum  handelt,  ob  ein  Weg,  dessen  Eigenschaft  als  öffentlicher 
zweifelhaft  ist,  nach  Massgabe  des  sich  «tif  ihm  bewegenden  Verkehrs 
als  Öffentlicher  in  Ansprach  zu  nehmen  ifi,  sondern  dass  iu  Frage  steht, 
ob  ein  asweifelloB  OffentUeher  Weg  di«i&r  seiner  Eigenschaft  Töllig  eat- 
kleidet  worden  ist  Der  landwirtscbi^Uicbe  Verkehr  ud  die  Bestimmung 
des  Weges,  die  angrenzenden  Aeefer  zugänglicb  zu  machen,  werden 
bei  einer  Untersnchnng  der  erste^n  Art  bftnflg  ansser  Betracht  bleiben 
mfissen,  weil  derartigen  An^a|i^n  schon  dnreh  einen  Interessentenweg 
genfigt  werden  kann.  Die  ^chen  VerbiltBisse  haben  dagegen  eine 
andere  Bedentong  im  gegef^ärtigen  Falle;  denn  wenn  der  Weg«  wie 
das  nach  der  Beweisaufnahme  offenbar  angenommen  werden  dürfte,  znr 
Zeit  der  PlanfeststelluDf  als  Zngang  zu  den  anstossenden  Aeckem 
diente,  so  war  er  vom  Verkehr  nicht  verlassen,  nnd  wenn  er  ferner 
die  einzige  Wegeverbihdung  zu  den  Aeckem  war,  so  ist  nicht  wohl 
anzunehmen,  dass  rfie  Landespolizeibehörde  ihn  wegen  seiner  Ent- 
behrliclikeit  stillschweigend  völlig  kassiert  haben  sollte.  Dabei  kommt 
es  offenbar  nicht  darauf  an,  dass  die  Feldmark  von  Rothenditmold 
nicht  verkoppelt  war.  Die  Verpflichtung  der  Ackereigentiimer ,  den 
im  Gemenge  lie<^enden  Besitzern  die  Ueberfahrt  zu  gestatten,  kommt 
erst  in  Frage,  wenn  eine  Wegeverbinduiig  nicht  besteht.  Deshalb  aber, 
weil  der  Mangel  eines  Weges  durch  einen  gesetzlichen  Notbehelf  un- 
schädlich gemacht  werden  kann,  darf  ein  bestehender  Weg  nicht  schon 
als  entbehrlich  bezeichnet  werden. 

Im  ttbrigen  hat  der  Bezirksausschuss  bedenkenfrei  festgestellt,  dass, 
anch  abgesehen  von  dem  landwirtschaftlichen  Verkehr,  ein  Verkehr  des 
Pnblikfims  anf  dem  Wege  stattfand.  Dass  er  hierbd  dem  Umstände, 
dass  sin  Zeuge  von  dem  Spazierengehen  von  Franen  mit  ihren  Kindern 
berichtet  hat,  einen  massgebenden  Einflass  eingerftnmt  habe,  erhellt  nicht. 

Wenn  der  Elftger  jetzt  vorträgt»  die  Eisenbahnverwaltang  sei  von 
dem  Pnnkte,  wo  der  von  Norden  kommende  Feidweg  einmftndet,  alleinige 
Anliegerin,  so  kommt  es  darauf  nicht  an;  denn  es  sind  die  znr  Zeit 
der  Planfeststellnng  vorhandenen  Verhältnisse  massgebend. 


Nr«  88.   Entsch.  des  Preuss.  Obcrverwaltnn^gerlehts. 
4.  Senat.    Vom  30.  November  1904. 

(Entsch.  d.  OVG.  M.  i6  S.  IbS.) 

§  15  Fiiebtliiienges.  v.  2.  Juli  1875.  Teilnahme  des  Eieeiibabiiflslins  an  dei  KSttoa  Ssr 
StraMMregalieniDi  la  MnW  iweier  diroh  elae  ifflMtnelie  StrisM  veMlnaader  fe- 
•dilaieitr,  aber  dsrsil  «iae  WegtlberfHirMi  virbndeaer  Telto  dae  BatapiaaMBt. 

Bei  freier  Beorteünng  ist  die  von  dem  Bezirksausschuss  anent- 
schieden gelassene  Frage,  ob  das  gesamte,  durch  die  Gleisanlagen  östlich 
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and  westlich  der  Strasse  in  Verbindang  stehende  fifthnplannm  ein  eiu- 
heiUicliet  0nmdstM  tUde,  la  T«nidiieii.  Der  Beklagte  hat  dafür 
geltend  gemacht,  dass  es  einheitlich  henntzt  werde  und  so  dnen  wirtp 
schafUichen  Zusammenhang  beeitse.  Die  Strasse  trenne  es  nicht;  denn 
die  beiden  Seiten  seien  doreh  die  Immobiliarqnalitftt  besitzende  üeber- 
fAhrong  untrennbar  anf  Onind  eines  dinglichen,  daher  ewigen  Rechtes, 
verbanden,  de  würden  ohne  Bftcksicht  anf  die  darunter  hergehende 
Strasse  benutzt  und  hin  und  her  sowohl  von  den  Beamten  begangen 
als  auch  von  den  Eisenbahnwagen  befahren.  Diesen  AusfQhrnngen 
gegenüber  greift  aber  die  Erwägung  durch,  dass  die  Grundflächen  des 
Personenbahnhofs  und  des  Güterbahnhofs  durcli  einen  nicht  dem  Kläger, 
sondern  der  Gemeinde  gehörigen  Teil  der  Erdoberfläche,  nämlich  das 
Strassenland,  voneinander  geschieden  sind  und  deshalb  nicht  als  ein 
Grundstück  betrachtet  werden  können. 

Daraus  folgt  weiter,  dass  mit  der  Errichtung  von  Gebäuden  auf 
dem  Güterbahnhofe  die  Fordenino;  eines  Beitrags  von  dem  Gelände  des 
Klägers  westlich  der  Strasse  nicht  begründet  werden  kann  und  mit  der 
Errichtung  von  Gebäuden  auf  dem  westliclien  Geländeteile  nur  dann, 
wenn  sie  nicht  nur  durch  Vermittelung  des  Güterbahnhofs  von  Osten, 
sondern  unmittelbar  von  Westen  her  derart  mit  der  P. Strasse  in  Ver- 
bindung stehen,  dass  sie  als  an  ihr  errichtet  gelten  können.  Das  trifft 
aber  nicht  zu,  weil  die  y.8tra88e  ans  den  vorher  angegebenen  Gründen 
kein,  einen  T^il  des  Feraonenbahnhofis  bildender  Privatweg,  sondern 
eine  selbstftndig  neben  dem  Bahnhofe  bestehende  Strasse  ist 

Der  Kläger  ist  daher  von  der  ganzen  westlichen  Strassenfront  zu 
Unrecht  herangezogen  worden  und  musste  insoweit  freigestellt  werden. 

Die  Aufhebung  der  Vorentscheidung  beschränkt  sich  auf  den  den 
Beitrag  für  das  Gelände  westlich  von  der  P.  Strasse  betreffisuden  Teil 
und  Ifisst  den  Teil  unberfthrt,  der  sich  mit  dem  davon  abgesonderten 
Gelände  des  Klägers  östlich  von  der  P.stras8e  beschäftigt.  Die  gegen 
diesen  Teil  der  Vorentscheidung  gerichteten  Bevisionsangriife  kOnnen 
keinen  Erfolg  haben. 

Der  Bezirksausschuss  tritt  dem  Kläger  darin  bei,  dass  das  Gelände 
östlich  von  der  Strasse  in  zwei  wirtschaftlich  selbständige  Grundstücke, 
den  an  D.  vermieteten  Lagerplatz  und  den  (irüterbahnhof,  zerfällt.  Dass 
auf  dem  einen  wie  dem  anderen  nach  Beginn  der  Anlegung  der  Strasse 
Gebäude  errichtet  worden  sind,  hat  der  Kläger  zugegeben,  und  die 
J^'estslellung  des  Vordenicliters .  dass  diese  Gebäude  an  der  P. Strasse 
liegen,  lässt  keinen  £ecütsiiTtam  oder  wesentlichen  Verlahreusmaugel 
erkennen. 

Auf  Grund  der  ihm  vorliegenden  Parteierkläruugen  konnte  der 
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Bezirksausscliiisi;  als  iiustreitig  anselien,  dass  der  Lagerplatz  durch  eine 
Einfahrt  an  der  Südecke  mit  der  P. Strasse  in  unmittelbarer  Verbindung 
stehe.  Dabei  hat  der  Voiderrichter  angenommen,  dass  dei'  an  der  Süd- 
seite des  eisenbahnfi&ikalischen  Grundstücks  entlang  führende  Güter- 
zafahrweg  ein  za  diesem  Grundstücke  gehöriger  Privatweg  sei.  Das 
ist  nkkl  za  mifisbilligen,  da  der  OtUersnfiilirweg  im  Unteneliiede  tob 
der  y.strasee  nur  der  Verbindong  mit  dem  enenbahniBlcalischen  Grand- 
besitze —  dem  Güterbahnhof  und  den  vermieteten  Pl&tzen  —  dient 
(vgl.  Urteil  vom  26.  Februar  1900,  Entscheidaogen  des  Oberverwattnogs- 
geriehts  Bd.  XXXVÜ  8. 34,  36).  . 


Nr.  84.   Entseh.  des  Prenss.  Oberrcntaltungsgerielits* 
4.  Senat.    Vom  30.  November  1904. 

fEnt'Scii.  (I.  ()V(;.  lid  4G  s.  2Hy 

Teilnahme  de«  EisenbAbnunternebners  an  der  UoterhattHng  eines  ven  ihm  gemäss 
luiMpoltzeilloher  AMriimif  verliilirtes  SffratlloliM  Weie^.  BereolMsi»!  des  Tsli- 

■■hSMVsrlilitnittss. 

Der  Ereisansschnss  geht  zutreffend  davon  ans,  dass  der  Fiskns  an 
der  Unterhaltung  der  ganzen  Gttterbahnbofstrasse  insoweit  teilzunehmen 
habe,  als  die  bei  Anlage  des  Bahnhofs  ausgef&hrten  Wegeverlegnngen 

die  Wegebaulast  vermehrt  haben  (Urteil  vom  18.  November  1882,  Ent- 
scheidungen des  OberverwaltungsgerichLs  Ud.  IX  S.  186  ff.).  Der  Ka- 
tiisterkontroUeur  hatte  nuu  bekundet,  dass  die  ganze  Fläche  der  jetzigen 
G&terbahnhofstrasse  63,80  ar,  die  Fläche  der  bei  Anlegung  der  Strasse 
W^gefallenen  öffentlichen  Wege  17,86  ar  und  sonach  die  durch  die 
We<?e Verlegung  hinzugekommene  Fläche  45,94  ar  betrage.  Auf  dieser 
Grundlage  hat  der  Kreisausschuss  das  Verhältnis,  in  welchem  der  Fiskus 
hinsichtlich  des  Weges  baupflichtig  sei,  auf  6H  :  17  ^  "^'/so  festgestellt, 
und  der  Bezirksausschuss  ist  dem  get^ulgt.  Die.s  ist  offenbar  falsch; 
denn  da  von  der  gesamten  Wegefläche  der  Chi,SO  ar  ein  Teilbetrag  von 
45,94  ar  neu  hinzugekummen  ist,  so  bestimmt  sich  das  Verhältnis,  in 
welchem  Fiskus  und  Gemeinde  an  der  Unterhaltung  des  ganzen  Weges 
teilzuuehmeu  habeu,  auf  45,94 :  17,86  oder  abgerundet  auf  46 : 18. 


Kr.  85.  Bnlsdi.  te  Oesterr.  Obenten  GeriditsliofiM. 
Vom  26.  Januar  1905. 

(OmMr.  BtMnb.-Venfldn.-BL  zvm  (IM)  Hr.  Si  8.  tlflt) 
Ell  Abzug  für  Kalo  Im  Sinne  des  §  78  Betr.-Regl.  ist  bei  teilweise  beraubten  Ses- 
dssien  zslftMif,  wein  iloht  erwiesen  ist,  dass  der  gaaze  ktaatttiert«  fi0iififlMMli|BS| 

auf  Beraubung  beruht 

Die  Aiiuahine  des  Berufungsgerichtes,  dass  der  Kläger  nicht  erwiesen 
habe,  dass  das  ganze  konstatierte  Manko  von  745  kg  Aepfel  gestohlen 
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wurde,  steht  entgegen  der  Einwendung  des  Klftgers  mit  den  Akten 
keineswegs  im  Widerspräche,  weil  ans  den  beigebrachten  bahnamtlichen 
Tatbestandsanfnahmen  nur  henrorgeht,  dass  die  beiden  Wagen,  in  denen 
die  Aepfel  transportiert  wurden»  beraubt  worden  sind,  hieraas  aber 
k^eswegs  folgt,  welches  Quantum  Aepfel  und  dass  insbesondere  das 
Quantum  von  745  kg  gestohlen  wurde. 

Die  blosse  Tatsache  aber,  dass  745  kg  an  dem  Gewichte  der  Aepfel 
fehlten,  vermag  den  Beweis  des  Diebstahles  dieses  Quantums  nicht  zu 
erbringen,  weil  Aepfel  auf  dem  in  Rede  stehenden  Transporte  nach  dem 
Gntachten  des  Sachvei  ständigen  einen  Schwund  von  ein  Prozent  bis 
zwei  Prozent  erleiden,  und  nicht  feststellt,  ob  und  in  welchem  Masse 
der  Schwund  sclion  eingetreten  war,  als  die  Beraubung'  der  Wagen 
stattfand.   

Nr*  86.  Entseh.  des  Dentsehen  BelelisgerlehtB. 

6.  Zivilsenat.  Vom  26.  Januar  1905. 

(Rutsch,  de»  RG  i  Zivils  Bt\.  60  Bcft  t  &  MO.) 

Der  Anspruch,  der  den  nach  Massgabe  der  Unfaliversicherungsgesetze  entsohidigungt- 
berechtigten  Personen  auf  Ersatz  des  ihnen  durch  den  Unfall  entstandenen  SciwdeM 
gegen  Dritte  erwaoheen  ist,  gelit  Mit  der  EatetelMai  der  Forderung  Moh  den  Usfall- 
vmlelieninieiwetioa  vm  5.  JsN  1900  aef  die  BerefigeiiMtemolaft  Iber. 

Dem  Wortlaute  und  der  Entstehuogsgeschiehte  der  neuen  UnfUl- 
yersicherungsgesetae  sowohl,  wie  den  Bechtsgedanken,  die  die  mehr- 
angeftthrten  Vorschriften  beherrschen,  in  ihrer  G^esamtheit  genügt  in 
mißlichst  vollkommener  Weise  eine  Anschauung,  die  zwar  gleich  der- 
jenigen des  BeruAmgsgerichts  den  Zeitpunkt  des  Uebergangs  der  For- 
derung des  Beschädigten  gegen  den  Dritten  an  die  Bernfsgenossenschaft 
auf  die  Entstehung  der  Forderung  zurlickverlegt,  dabei  aber  daran 
festhält,  dass  ein  wirklicher  Kechtsübergang  stattfindet,  die  Forderang 
also  zunächst  in  der  Person  des  Verletzten  zur  Entstehung  gelangt  und 
durch  diese  hindurch,  indem  die  Entstehung  und  der  üebergang  sich 
zeitlich  berühren,  auf  die  Beruf.sgenossenschaft  übergeht.  Wiewohl 
hiernach  der  Verletzte  im  Verhältnisse  zum  Zessionar,  der  Berufs- 
genossenscliaft,  in  keinem  Augenblicke  in  der  Lage  ist,  über  die  For- 
derung zu  Verfügtin,  müssen  für  das  \eiliältnis  des  Dritten,  des 
SciiuKlners,  zu  dem  Veiletzten,  als  dem  ursprünglichen  Gläubiger,  doch 
die  Beslimmungen  über  die  Uebertragung  von  Forderungen  (§§  407,  412 
BGB.)  zur  Anwt  iKlung  kommen,  und  dies  hat  zur  Folge,  dass  der 
Schuldner,  der  ohne  Kenntnis  von  der  Versicherung  und  der  durch  sie 
bedingten  Rechts&bertragung  in  gutem  Glauben  an  den  Verletzten  als 
den  ursprünglichen  Olftnbiger  zahlt  oder  mit  ihm  einen  Vergleich  ab- 
schliesst,  vor  der  Gefahr  gesichert  wird,  noch  einmal  zahlen  zu  mfissen. 
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Anddrerseits  ist  aber  nar  der  gutgläubige  Rechtsverkehr  geschützt,  und 
der  Dritte,  der  um  den  BechtsHbeigaug  wusste,  was  bei  einem  kraft 
Gesetzes  erfolgenden  Fordemngs&bergaDge  nichts  anderes  heissen  kann, 
als  dass  er  Ton  dem  diesen  begründenden  Tatbestande  Kenntnis  hatte 
(vgl.  Behbein,  BGB.  Bd.  2  S.  377  Bem.  2),  ans  welchem  sich  die 
Bechtsfolge  des  Uebergangs  von  selbst  ergibt,  wird  durch  seine  Zahlung 
oder  ein  sonstiges  mit  dem  BeschAdigten  abgeschlossenes  Bechtsgesch&ft 
nicht  befreit,  wie  dies  nach  der  bisherigen  Beehtsprechnng  des  Reichs- 
gerichts für  die  bis  zum  Zeitpunkte  der  Bentenfeststellung  Torge- 
nommenen  Ei-füllungsgeschäfte  angenommen  werden  musste  (vgl.  Urteil 
des  erkennenden  Senats  i.  S.  WUrttemb.  Staatsverwaltung  w.  B., 
Bep.  VI.  30/94,  vom  10.  Mai  1894). 

Dass  diese  Auffassung  gegenüber  der  vom  Berufungsgerichte  ver- 
tretenen dun  Wortlaut,  der  §§  140  und  151  der  beiden  mehrgenannten 
Versicherungsgeset/.e  für  sich  hat,  ist  bereits  ausf^eführt.  Sie  ist  aber 
auch,  im  Gegensatze  zu  der  iu  der  Begründung  der  Vorlage  ange- 
nuniuieneu  und  der  bisher  vom  Reichsgericht  gebilligten,  bei  der  Be- 
ratung der  neuen  Gesetzentwürfe  in  den  Beichstagsverhandlungeu  zum 
Ausdrucke  gekommen.   

Nr.  87.  Entseh.  des  Benirksgerielits  Tesehea. 
Vom  26.  Januar  1906. 

I  Aü^;.  Tar.-Anz.  XXIV  (1906)  Nr.  34  S  ß31 

§  71  Oesterr.  Eisenb -Betr.-Regl.   Die  Eisenbahn  hat  bei  Beschädigung  des  Guts  nicht 
nur  Sachverständige  zuzuziehen,  welche  die  Ursache  der  Besobädigung,  sondern  auch 
mMw,  wttolie  <lt  HQfce  riet  SelmdsM  begstacblM  Ursm. 

Wenn  §  71  (3)  Betr.-Regl.  anordnet,  dass  zur  Feststellung  in 
MIndemngs-  nnd  BeschftdigungsfMlen,  soweit  die  Umstände  des  Falles 
dies  erfordern,  Sachverstftndige  beizuziehen  sind,  so  kann  man  diese 
Bestimmung  nur  dabin  Yeistehen,  dass  die  Eisenbabu  Terpfliehtet  ist, 
solcbe  und  so  viele  Sacbyerständige  beiznziehen,  dass  sämtliche  naeh 
§  71  (2)  Betr.-Regl.  festzustellende  Punkte  —  Zustand  des  Gutes, 
Betrag  des  Schadens,  Ursache  und  Zeitpunkt  der  Beschädigung  —  von 
speziellen  Sachverständigen  erörtert  werden.  Es  geht  nicht  an,  wie 
dies  im  Gegenstandsfallc  beabsichtigt  war,  sich  auf  die  Frage  nach  der 
Ursache  der  Beschädigung  beschränken  zu  wollen,  und  der  Verfügungs- 
berechtigte brauchte  sich  nicht  mit  einem  Sachverständigen  zu  begnügen, 
der  zur  Beurteilung  der  Höhe  des  Schadens  nicht  kompetent  war;  es 
kann  ihm  daher  nicht  Zusatzbe.stimmung  II  zu  §  71  Betr.-Kegl.  ent- 
gegengehalten werden,  nach  welcher  der  Verfügungsberechtigte,  wenn 
er  sich  mit  den  seitens  der  Eisenbahn  beigezogeiien  iSachverständigen 
nicht  begnügt,  berechtigt  ist,  noch  weitere  Sacii verständige  auf  seine 
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Kosten  beizuzieben.  Abgesehen  von  diesem  Falle,  trägt  aber  gcm&ss 
SSnsatzbesdmmang  I  za  §  71  Betr.-Rcgl.  die  durch  Beiziehnng  der 
SachTerstftndigen  entstehenden  Kosten  in  der  Regel  (argumentum  a 
contrario)  die  Eisenbahn  selbst  Eine  Ausnahme  tritt  ein,  wenn  der 
Verfügungsberechtigte  Beschädigung  behauptet,  die  durch  die  Unter- 
suchung nicht  bestätigt  wird,  oder  wenn  nur  eine  Ton  der  Eisenbahn 
bereits  anerkannte  Beschädigung  festgestellt  wird.  Die  Eisenbahn  be- 
hauptet allerdings,  dass  hier  der  zweite  der  erwähnten  Ausnahmsfälle 
vorliegt.  Doch  mit  Unrecht;  die  Schadenersatapfliclit  wurde  wohl  nicht 
best  l  itten  und  die  BeschädigUDg  war  bereits  vor  Ankunft  des  Gutes  in 
Teschen  konstatiert;  was  aber  noch  nicht  ei-mittclt  und,  wie  ans  den 
Zeugenaussagen  hervorgeht,  von  der  Eisenbahn  bestritten  war,  war  die 
Höhe  des  Schadens,  und  in  dieser  Richtung  wurde  die  Behauptung'  des 
Klägers,  dass  der  Leqaar  uageniessbar  sei,  durch  die  Untersuchung 
bestätigt.   


Nr.  88.   £nt8eh.  dos  Zivilgeriehtshofes  in  Genf. 

Vom  30.  Januar  1900  'i. 

(ZeiUcbr.  f.  d.  InUiriiat.  Elsenb  -Transp.  XIll  ^.1905)  Nr.  D  S.  Bit.) 

Iiternti.  Uaberehik.  Art.  30,  31  ZHT.  5  mi  38.  VtrailwtrllieMielt  d«r  Eiseabahs  fir 

SoiHMifii  bei  GetBialtraMpert 

Im  Art.  14  des  Internationalen  Uebereinkommens  ist  festgesetzt, 
dass,  wenn  nach  den  Qesetzen  und  Reglementen  eines  Staates  Spesial- 
tarife  mit  reduzierten  Preisen  und  Terlftngerten  Lieferfristen  gestattet 
sind,  die  Eisenbahnen  dieses  Staates  diese  Tarife  mit  yerl&ngerten 

Fristen  auch  im  internationalen  Verkehr  anzuwenden  berechtigt  sind. 
Die  einzige  Folge  dieser  Gesetzesbestimmung  ist  also,  dass  die  Liefer- 
fristen verlängert  werden  können. 

Im  Art.  35  des  ^^leicben  Uebereinkommens  ist  den  Eisenbahnen  ge- 
stattet, besondere  Bedingungen  (Spezialtarife)  mit  Festsetzung  eines  im 
Falle  des  Verlustes,  der  Minderung  oder  Beschädigung  zu  ersetzenden 
Maxinialbetrags  zu  veröffentlichen,  sofern  diese  Siiezialtarife  eine  Preis- 
eniiiissigiing  für  den  ganzen  Transport  gegenüber  den  gewöhnlichen 
Tarifen  jeder  Eisenbahn  entiialten  und  der  gleiche  Maxinialbetrag  auf 
die  ganze  Transportstrecke  Anwendung  ftndet.  Hieraus  folgt,  dass  im 
internationalen  Verkehr  den  Eisenbahnen  eine  Wegbedingung  aller  Ver- 
antwortlichkeit und  jeder  Entscliädiiiuiig  nicht  gestattet  ist.  Eine  der- 
artige Ablehnung  der  Verautwurtlichkeit  seitens  der  Eisenbahn  würde 


s.  bestätigende  Entscli.  dos  Scliweimr  Buidefigerichts  vom  7.  April  1905  in 
dies.  Zcitschr.  Bd.  XXII  Nr.  üy  S.  153, 
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den  Voi^chiiften  des  Art.  30  des  lU.  widersprechen  und  daher  gemSss 
Art.  4  desselben  als  nichtig  betrachtet  werden  müssen. 

Auch  kann  aas  den  erwähnten  Artikeln  14  und  35  eine  Umkehrnng  ' 

der  Beweislast,  wenn  der  Absender  die  Anweodung  eines  Spezialtarifa 
verlangt  hat,  im  internationalen  Verkehr  nicht  abgeleitet  werden. 

Dem  Frachtführer  liegt  der  Nachweis  eines  Fehlers  des  Berech- 
tigten ob. 

Wenn  unter  der  Herrschaft  des  internen  Rechts  anfrenommen 
werden  kann,  dass  aus  der  Vorschreibung  gewisser  Spezialtaiile  die 
Umkehrung  der  Beweislast  folgen  künne,  so  i.st  das  nicht  so  für  den 
internationalen  Verkehr.  Im  vorliegenden  Falle  hat  die  Eisenbahn 
Zeugen  abhören  lassen  und  den  Beweis  für  den  Fehler  des  Absenders 
ond  die  Tatsache,  dass  der  Sehaden  ans  der  mit  der  Beförderung  der 
Ttere  yerbondenen  besonderen  Gefahr  entstanden  sei,  zn  erbringen 
gesacht,  nnd  es  ist  ein  Verschnlden  des  Absenders  dnrch  unparteiische 
Zeogen  nachgewiesen.  Dieses  7ei8chalden  besteht  in  der  Zosammen- 
dr&ngnng  des  Geflfigels  in  Körben  Ton  nngenttgender  Grosse,  wo  die 
Tiere  sich  nicht  bewegen  nnd  nicht  aufrecht  stehen  konnten,  sowie 
darin,  dass  die  zur  Sicherang  der  Emährnng  der  VQgel  and  Tiere, 
welche  zumeist  za  jnng  waren,  am  dch  selbst  helfen  zu  kOnnen,  erfor- 
deilicben  Vorkehrangen  fehlten. 


Kr.  89.  Bntseh.  des  0«8ti»T.  Obersten  GerlehtshoiM* 

Vom  8.  Februar  1905. 

(OcaCaR.BiMnb.-Verordn.-Bl.  XVIII  (1905)  Nr.  lOe  S.  2S8S  ) 

1.  Unter  PenslonsansprOeheii  eines  Eisenbahnbediensteten  sind  nicht  bloss  die  eigenen 
PaMiOManepräebe  de«  B«trefreadeR,  sondern  auch  die  gleiotaartigen  Anspräche  seiner 

MiittrblfsbssM  lu  verstehen. 

2.  Hat  eia  Elaeakahnbetfeiieteter  aif  Braad  des  itiai  lasMeatfea  WaMreoMea  iwltaliea 
zwei  Pensionsnormatien  sich  für  die  Behandiang  nach  dem  einen  Naraiale  entschieden, 
80  gilt  die  einmal  getroffene  Wahl  auch  für  seine  Hinterbliebenen,  und  ist  es  nicht 
aogängig,  dass  diese  ihrerseits  die  Behandlung  nach  dem  aaderea  Pensionsnermaie 

verlangen. 

Laat  des  Ucbereinkommens  zwi.scliei]  F.  St.  und  der  bestandenen 
Dox-Bodenbacher  Eisenbahn  vom  4.  Juli  1870,  in  welches  das  Eisen- 
bahn&rar  eingetreten  ist,  hat  die  seinerzeitige  Bemeisong  der  Penslons- 
ansprfiche  des  St  nadi  keinem  nnglknstigeren  Normale  zn  erfolgen,  als 
es  gegenwärtig  bei  der  k.  k.  priy.  Stidbahn-Gesellschaft  besteht  Dass 
anter  Pensionsansprttchen  nicht  bloss  diejenigen  fftr  die 
eigene  Pension  des  Beamten,  sondern  auch  die  gleichartigen 
Ansprttche  seiner  Hinterbliebenen,  also  insbesondere  anch  seiner 
nonmehr  klagenden  Witwe,  za  ventehen  sind,  hat  das  Berofüngsgericht 
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zutreffend  be<2:ründet.  Durch  seine  Dienstleistung  und  mit  dem  Beitritte 
zum  Pensionsin.stitute,  also  aus  einem  und  demselben  Kechtsgrunde,  liat 
F.  St.  Versori^ungsansprüclie  fih-  sich  und  seine  Witwe  erworben;  die 
innige  Verknüpfung  beider  Anspiüciie  erhellt  ans  den  Norinalien  der 
k  k  priv.  äUdbahn-üeselliichalt,  ret»p.  k.  k.  priv.  Dux-Bodeubacher 
Eisenbaiin. 

Als  nun  F.  St.  mit  1.  Jänner  1897  in  den  Pensionsstand  trat,  war 
zwischen  den  Kontrahenten  za  entscheiden,  ob  das  Pensionsnormale  der 
k.  k.  priy.  S&dbahii-Oeflellschaft  oder  jenes  der  Osterr.  Staatsbahnen 
(gleich  jenem  der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn)  als  das  den 
Pensionsansprflchen  günstigere  anzusehen  sei. 

Nach  ersterein  hfttte  die  Pension  des  Mannes  E  5400,  jene  der 
Witwe  60  Prozent  hiervon,  also  K  2700  jfthrlich  betragen,  nach  letz- 
terem jene  des  Hannes  K  6000  und  jene  der  Witwe  K  2000  j&hrlich. 
F.  St.  hatte  sich  nnn  za  entscheiden,  ob  er  das  SQdbahn-  oder  Staats- 
bahnnorroale  akzeptiere.  Im  ersteren  Falle  hfttte  er  das  Normale  der 
k.  k.  priv.  Sfldbahn-Oesellschaft  unter  Nachweis  der  Gfiltigkeit  znr  Zeit 
des  Uebereinkommens  vom  4.  Juli  1870  beizubringwi  gehabt.  St.  hat 
aber  die  (höhere)  Pension  nach  dem  Staatsbahnennormale  angenommen 
und  durch  sieben  Jahre  bis  zu  seinem  Tode  bezogen.  Es  geht  nun 
nicht  an,  dass  die  Witwe  ihrerseits  das  Südbahnnormale  anspricht,  und 
nach  dem  Standpunkte  der  Klage  gar  noch  in  Kombination  mit  dem 
Staatsbahnennormale. 

Beide  Ansprüche  können  nur  entweder  nach  dem  einen 
oder  dem  anderen  Normale  geregelt  werden,  dies  nicht  nur  wegen 
des  innigen  Zu-sammenhanges  der  Entstehung,  sondern  auch  wegen  der 
gcmeinsiimeu  versiclierungstechuischen  Grundlage.  F.  St.  hat  sich  für 
die  Behandlung  nach  dem  Staatsbahnennormale  entschieden,  und  diese 
Wahl  gilt  auch  fttr  die  Klägerin,  weil  sie  überhaupt  alle  ihre  Rechte 
nnr  ans  Bechtshandlnngen  des  Mannes  ableitet. 


Nr.  90.    Entsch.  des  Prenss.  Ohervcrwaltunirsgerichts. 

2.  Senat.    Vom  24.  Februar  1905. 
(ZMUebr.  f.  Klelab.  ZU  (tS06)  B*fk  9  a  Ml) 

Die  Vtrtehrifl  de»  §  24d  das  Koünmiltbiiabesfesrties  findet  amh  anf  dl«  Sohleien- 
wege  der  »ter  dae  KieinbalMgeietz  ftllesde«  KleiitaliMs  AsweiidMi. 

Der  §  40  Abs.  2  des  Eleinbahogesetzes  vom  28.  Joli  1892  enthält 

bezii^'^lich  der  Kommnnalbesteuernng  der  Kleinbahnen  nur  die  Bestimmung, 
dass  letztere  nicht  al^^  Privateisenbabnunternehmnngen  im  Sinne  des 
§  4  des  Gesetzes  vom  27.  Juli  1885  zu  erachten  seien.  Die  gleiche 
Bestimmung  enthält  der  an  die  Stelle  jenes  Paragraphen  getretene  §  46 
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des  Eommanalabgabengesetzes.  Darans  folgt,  dass  die  Kleinbahnen 
den  Sonderbestimnuingen  für  Privateisenbahiien  nicht  unterworfen  sind. 
Um  die  Anwendung  einer  solchen  Sonderbestiramung  aber  handelt  es 
sich  hier  nicht,  sondern  lediglich  um  die  Frage,  ob  auf  das  gewerbliche 
Unternehmen  der  Klägerin  auch  die  Vorschrift  des  §  24  lit.  d  des 
Kommunalabgabengesetzes  Anweiidung  finden  kann,  ob  also  zu  den 
Schienenwegen  der  Eisenbahnen,  welche  mit  Genehmigung  des  Staates 
zum  öffentlichen  Gebrauche  angelegt  sind,  auch  die  Schienenwege  der 
unter  das  Kleinbahngesetz  fallenden  Kleinbahnen  zu  rechneu  sind.  Die 
Gründe,  welche  den  Vorderrichter  zu  einer  VerneiDung  der  Frage  ge- 
f&brt  haben,  sind  rechtlieh  nieht  haltbar.  Das  Gesetz  macht  keinen 
ÜBtenehied  swischen  den  Tenehiedenen  Arten  yon  Eisenbahnen,  deren 
Schienenwege  die  Stenerezemtion  geniessen  sollen.  Es  spricht  nnr  von 
aEisenbahnen*,  and  zn  diesen  gehören  anch  die  Kleinbahnen,  weil  die 
Kriterien  der  Eisenbahnen  —  Fortbewegung  auf  eisernen  Schienen  und 
Abhängigkeit  der  Fortbewegung  yon  diesen  —  auch  bei  ihnen  yorliegen. 
Sie  werden  anch  in  §  1  des  Kleinbahngesetaes  ansdrftcklich  als  «dem 
öffentlichen  Verkehr  dienende  Eisenbahnen*  bezeichnet  und  onter- 
Bcheiden  sich  yon  den  anderen  Eisenbahnen  nur  dadurch,  dass  sie 
hauptsächlich  den  örtlichen  Verkehr  innerhalb  eines  Genieindebezirkes ' 
oder  benachbarter  Gemeindebezirke  yermitteln,  ohne  Lokomotiven  be- 
trieben werden  können  nnd  wegen  ihrer  geringeren  Bedeutung  für  den 
Eisenbahnverkehr  nicht  dem  Gesetze  vom  3.  November  1838  unterliegen. 
Wenn  also  das  nach  dem  Kleinbahngesetze  erlassene  Kommunal- 
abgabengesetz die  Steuerfreiheit  den  Schienenwegen  der  „Eisenbahnen" 
gewahrt,  ohne  diejenigen  der  Kleinbahnen  auszunehmen,  so  kann  es 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  das  Verlangen  der  Klägerin  nach 
Freistellung  gesetzlich  begründet  ist,  sofern  es  an  dem  weiteren  Er- 
fordernisse —  Anlage  mit  Genehmigung  des  Staates  zum  üll'entlichen 
Gebrauche  —  nicht  fehlt.  Dass  die  Klägerin  die  hier  in  Frage  kommende 
Kleinbahu  mit  staatlicher  Genehmigung  angelegt  hat,  ist  nicht  bestritten, 
und  dass  sie  znm  öffentlichen  Gebranche  bestimmt  ist,  wird  von  dem 
Yorderriehter  nor  deshalb  nicht  anerkannt,  weil  das  Kommanalabgaben- 
gesets  unter  .Öffentlicher  Gebrauch*  einen  solchen  yerstehe,  wie  er 
durch  das  Gesetz  yom  8.  Noyember  1838  eingeführt  sei,  wonach  drei 
Jahre  nach  Erbauung  der  Bahn  ausser  dem  Unternehmer  der  Anlage 
jedem  anderen  dazu  konzessionierten  Transportunternehmer  die  Benutzung 
des  Schienenweges  gegen  Entrichtung  des  sogenannten  Bahngeldes  frei- 
stehe. Darin  kann  dem  Vorderrichter  nicht  gefolgt  werden.  Die  Eisen- 
bahnen wurden  nieht  dadurch  zum  öffentlichen  Gebrauche  freigegeben, 
dass  nach  jenem  Gesetze  unter  bestinunten  Voraussetzungen  auch  anderen 


Digitizeu  l>  ^oogle 


144 


Entfldi.  des  0«Bterr.  KuaaUomliofe»  rom  89.  FebciiM  1904. 


Personen  ausser  dem  Unternelimer  die  Konzession  zum  Transportbot  riebe 
erteilt  werden  konnte,  sondern  sie  unterlagen  und  unterliegen  noch 
heute  dem  öffentlichen  Gebrauche,  sofern  ihre  Benutzung  kein  aus- 
schliessliches Hecht  einzelner  Personen  oder  PersoneuklHäseu  ist,  sondern 
unter  gleichen  Voraassetzungen  jedermann  freistebt,  der  sieh  den 
Transportbedingangen  unterwirft.  Den  Gegensatz  bilden  nur  Bahn- 
anlagen, welche  lediglich  privaten  Zwecken  dienen  und  der  öffentlichen 
Benntzong  entzogen  sind.  Auf  sie  wArde  die  befreiende  Vorschrift  nicht 
Anwendung  finden  kOnnen.  Hier  handelt  es  sich  aber  um  eine  dem 
Öffentlichen  Gebranch  dienende  Eisenbahn,  und  deshalb  ist  die  Steuer- 
finiheit  begründet. 

Nr.  91.    Eiitsch.  dos  Oesterr.  Kassatloushofes. 

Vom  29.  Februar  1904. 

(OMt«rr.  BtMBk«TeraidiL-BI.  Znu  (1N6)  Nr.  lU  atlM.) 
Whm  Beilebwg  n  rtMr  Mit  Elflktriiltit  in  b«lr«lb«mlm  ElMsNhn  Ist  da»  aaeh 
§  335  818.  »traf bare  Verschulden  der  Vorschrift  des  §  337  StG.  auch  itmn  nnter- 
Wtrfea»  WMB  iwar  die  Bahnanlage  fertiggestellt  und  der  elektrische  StrMM  alattflhrtf 

der  Betrieb  selbst  aber  noch  nicht  eröffnet  ist 

Das  aiii^L't'uclitene  Urteil  qualifiziert  die  festgestellte  Straftat  bloss 
als  Uebertielung  nach  §  335  SUi.  iiiid  verneint  deren  Qualifikation 
als  Vergehen  nach  §  337  StG.  lediglicli  in  der  Erwägung,  dass  auf 
der  in  Rede  stehenden  Strecke  der  elektrischen  Stras.senbahn  zur  Zeit 
des  Unfalles  der  Wagenverkelir  noch  nicht  aufgenommen,  der  Betrieb 
noch  nicht  eröffnet  war,  somit  auch  diese  Anlage  als  Schutzobjekt  des 
§  85  c,  bzw.  §  337  StG.  uichi  gelten  könne.  Dieser  Eechtsstaud- 
punkt  ist  jedoch  irrig.  Im  Hinblicke  auf  die  erstrichterlicbe  tatsächliche 
Annahme/ dass  der  Bau  der  fraglichen  Strassenbahnstrecke  bis  zum 
Anstreichen  der  Tr&ger  der  daran  bereits  befestigten  Leitnngsdr&hte 
gediehen  war,  dass  femer  die  Möglichkeit  der  Zirkulierung  des 
elektrischen  Stromes  in  dieser  Leitung  bestand,  tatsachlich  auch  dieser 
Strom  darin  bereits  zirkulierte,  dass  der  Bauleiter  deshalb  auch  den 
Angeklagten  za  besonderer  Vorsicht  mahnte,  dass  schliesslich  durch 
Vernachlässigung  dieser  Vorsicht  infolge  Eontaiktes  mit  der  Stiomleitmig 
der  Sclüldigungserfülg  auch  eingetreten  ist,  kann  es  wohl  nicht  zweifel- 
haft sein,  dass  die  in  Hede  stehende  Strecke  der  elektrischen  Strassen- 
bahn,  wenn  auch  noch  nicht  dem  ötientlichen  Verkehre  übergeben,  doch 
mit  Rücksicht  auf  den  Umfang  dei-  bereits  ausgeführten  Bauarbeiten 
siel)  in  einem  derartigen  Zustande  befand,  dass  die  Möglichkeit  ihrer 
Benutzung  zu  Betriebszwecken  vorlag.  Dieses  reicht  hin,  um  diesem 
Objekte  als  Anlage  einer  Eisenbahn  im  Sinne  des  i;  85  c  StG.  den 
Schutz  dieser  Strafaorm  zu  gewähren,  obue  dass  es  erst  der  formalen 
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Eröffnnng  des  öffentlichen  Verkehres  auf  dieser  Strecke  und  der  fakti- 
schen Benützung  derselben  zu  Transportzwecken  bedurft  hätte.  Ab- 
gesehen aber  davon,  würde  die  Straftat  an  und  für  sich  auch  deshalb 
der  strengeren  Qualifikation  als  Vergehen  nach  §  337  StG.  verfallen, 
weil  der  als  schuldbar  erklärte  fahrlässige  Vorgang  bei  Anordnung 
und  Vornahme  des  Anstreichens  der  besagten  Bahnanlage  im  Hinblicke 
auf  die  elementare  Kraft  der  Elektrizität  in  dem  Leitungsdrahte  der 
Strassenbahn  sicherlich  unter  besonders  gefährlichen  Verhältuisseu 
gesetzt  wurde  (§§  85  c,  337  StG.)- 


Nr.  92,    Entscli.  dos  Deutsch oii  Rcfchs^crlchts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  2.  März  1905. 

(Bichs.  Arcb.  Bd.  Ii  Heft  7  9  .S.  511.) 

Hafl^lektoMetz  §  3.   Ist  am*  bei  Berlefctiobtigung  dM  ■MiMlea  Verlnft  der 
Maie  dia  UafUie  tteataUaag  der  VerhUtaieee  aleM  abeehbar,  aa  kaaa  vaa  eiaar 
leitHabaa  Bafraaiaag  der  Reata  Abataad  leaaaHma  wartfaa. 

Der  Revision  ist  darin  grundsätzlich  recht  za  geben«  dass  bei  Be- 
messung der  als  Schadenersatz  nach  §  843  des  BGB.  zu  leistenden 
Renten  diejenige  künftige  Gestaltung  dei'  Sachlage,  welche  ohne  Da- 
zwischentreten des  die  Haftpflicht  begründenden  Ereignisses  nach  dem 
regelmässigen  Verlauf  eingetreten  sein  w&rde,  soweit  das  schon  jetzt 
sich  überschauen  und  bestimmen  lässt,  zu  berücksichtigen  ist,  und  dass 
der  Ersatzpflichtige  hierwegen  nicht  auf  den  Weg  des  §  323  der  ZPO., 
welcher  nui-  die  nacliträglich  eintretenden  Veräudeniii<?en  der  für  das 
Urteil  mas.sgebeuden  Verhältnisse  im  Auge  hat,  verwiest-n  werden  darf. 
Allein  in  dem  vorliegenden  Falle  hat  das  Berufungsgericht  eine"  vor- 
schauende Beurteilung  der  künftigen  Gestaltung  der  Dinge  zu  dem 
fraglichen  Punkt,  und  zwar  unter  Mitberücksichtigung  des  von  der 
Revision  hervorgehobenen  Gesichtspunktes,  für  unmöglich  erachtet. 
Und  es  kann  ihm  hierin  nach  Lage  der  Sache  nicht  unrecht  gegeben 
werden.  Die  dem  Kläger  zugebilligte  Rente  von  665  M.  setzt  sich  zu- 
samnen  ans  dem  Ersatz  fttr  eine  Vermehrang  der  Bedftrfnisse  von 
1  H.  täglich,  jährlich  366  M.,  und  dem  Ersatz  für  den  dem  Kläger 
zugehenden  Ausfall  in  dem  Diensteinkommen  —  jährlich  300  M.  Zu 
dem  ersteren  Teil  ist  die  lEtente  von  den  dienstlichen  Verhältnissen  des 
Klägers  nicht  abhängig  nnd  bei  etwa  eintretender  Yerändernng  dem 
Rechtsbehelf  des  §  883  der  ZPO.  unterworfen.  Die  bezfiglieh  des 
Einkommensausfalles  massgebenden  Verhältnisse  kdnnen  sieh  ändern 
mit  einer  BefSrdemng  oder  Versetzung  des  Kllgers;  jedenfalls  tritt 
eine  Aenderung  ein  mit  dem  Ausscheiden  des  Klägers  aus  dem  Dienste. 
Der  Zeitpunkt  einer  Vorräckung  oder  Pensionierung  ist,  wie  im  Be- 
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rufiingfsiirteil  gesagt  wird,  Jetzt  iiodi  nicht  bestiniiiibar".  Darin  liegt 
aber  auch,  dass  es  untunlich  sei,  im  voraus  zu  bestimmen,  in  welchem 
Zeitpunkt  der  Kläger,  wenn  ilin  der  Unfall  nicht  betroffen  hätte, 
pensioniert  werileii  oder  sonst  aus  dem  Dienste  ausscheiden  würde. 
Denn  auch  nach  dieser  Richtung  kann  sich  möglicherweise  die  Be- 
urteilung künftighin  durch  eine,  von  den  Folgen  des  Unfalles  unab- 
hängige Aenderung  in  den  persönlichen  oder  dienstlichen  Verhältnissen 
des  Klägers  venebiedeD  gestalten.  Und  weDn  das  Benifangsgerieht  in 
Aussicht  nimmt,  dass  Mher  oder  spftter  ohnehin  eine  Aendemng 
gemäss  §  323  der  ZPO.  hinsichtlich  des  Bentenbezngs  eintreten  würde, 
so  dai*fte  es  nm  so  eher  von  einer  zeitlichen  Begrenznng,  wie  sie  die 
Bevision  verlangt.  Abstand  nehmen,  als  die  liier  in  Betracht  kommenden 
Umstände  offenbar  nnr  im  Zusammenhang  nnter  sich  gewürdigt  werden 
können;  das  sind  tatsächliche'  oder  auch  nach  Landesrecht  zu  beant- 
wortende Fragen.  

Nr.  93.  Entsch.  des  Oosterr.  Verwaltuiigsgerichtshofes. 

Vom  7.  März  190ö. 
(Oenur.  mwib^T«rofdB.*BLZTUI  (IN»)  Kr.  IIS  &tlW.) 

Dtr  ZtHfinkt  dM  AMMbeit  tm  die  Vertelbug  vn  QnbeiiMaMei  itt  slaM  Mse* 

gebend  für  die  Frage  der  Priorität  des  Bergbaset  gegeslbar  einen  projektierten 
Eisenbahnbau  (§§  6  und  7  der  Ministerialverordnung  vom  2.  JSnnar  1859,  RGBl.  Nr  25). 
Die  Verleihung  von  Grubenmassen  ist  ein  lionstitutiver,  kein  deklarativer  Akt. 

Nach  §  6  der  Ministerialverordnung  zora  2.  Jänner  1859,  RGBl. 
Nr.  25,  ist  im  Falle,  als  eine  projt  ktierte  Eisenbahn  über  bereits 
verliehene  Grubenfelder  oder  schon  bestehende  Bergbaue  angelegt 
werden  soll,  auf  Grund  der  bei  der  politischen  Begehung  gepflogenen 
Erhebungen  von  der  politischen  Landesstelle  im  Einverständnisse  mit 
der  Oberbergbehörde  (Berghauptmannschaft)  unter  Freilassung  des 
Reknrses  an  das  Ministeriam  des  Innern  zu  entscheiden,  ob  und  anter 
welchen  Bedingungen  der  Fortbetrieb  des  Bergbaues  nnteriialb  der 
Eisenbahn  stattfinden  dürfe. 

Nach  §  7  der  zit.  Kinisterialverordnnng  hat  dann,  wenn  sich  infolge 
der  gemäss  §  6  gefällten,  rechtskr&ftig  gewordenen  Entscheidung  der 
Bergbauunternehmer  eine  Beschrftnkong  seines  Betriebes  zugunsten 
der  Eisenbahn  gefallen  lassen  mnss,  ihm  der  Eisenbahuuntemehmer  an- 
gemessene Entschädigung  dafOr  zu  leisten,  und  ist  die  Bewilligung  zum 
Baue  der  Eisenbahn  unter  dieser  Bedingung  zu  erteilen. 

Hieraus  ergibt  sich ,  dass  die  erwähnte  Entschädigung  fllr  die 
Beschränkung  seines  Betriebes  nur  dem  Bergbauunternehmer,  d.  i. 
nach  §  6  der  zit.  Ministerialverordnung  dem  Besitzer  eines  schon  be- 
stehenden Bergbaues  oder  doch  eines  bereits  verliehenen  Grabenfeldes, 
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also  demjenigen  gebührt,  welcher  tatsächlicli  einen  Bergbau  betreibt 
oder  doch  durch  die  Bergbehörde  das  Eigentunisrecht  auf  die  innerhalb 
einer  bestimmten  Begrenzung  (des  Grnbenfeldes)  vorkommenden  vorbe- 
haltenen Mineralien  und  die  Befugnis  zur  Gewinnung  derselben  durch 
den  erforderlichen  Werksbetrieb  erworben  hat,  welche  Rechte  nach 
§  40  a.  BG.  den  Gegenstand  der  Verleihung  eines  Grubenfeldes  bilden. 

üer  Verwaltungsgerichtshof  hatte  nicht  weiter  zu  untersuchen,  ob 
von  einem  „bereits  verlieiienen  Grubenfelde"  schon  im  Zeitpunkte 
der  P^ntscheidung  über  die  Znlässigkeit  der  begehrten  Verleihung 
(§  57  a.  BG.)  oder  erst  zur  Zeit  der  eingetretenen  Rechtskraft  der- 
selben oder  endlich  im  Zeitpunkte  der  Ausstellung  oder  ßehändigung 
der  Verleibungsurkunde  (§  63  leg.  zit.)  gesprochen  werden  kann  — 
zweifellos  ist  ee,  dass  in  dem  Stadiam,  in  welchem  um  die  Verleihung 
Ton  Grabenmassen  erst  angesacht  and  Uber  die  Zollssigkeit  der 
letzteren  die  örtliche  Erhebung  (BVeifahrang ,  §§  50  nnd  54  a.  BO.) 
gepflogen  wird,  beyor  also  aach  nur  ttber  die  Znlftssigkeit  der  ange- 
sachten Verleihnng  entschieden  warde,  yon  einem  , bereits  verliehenen 
Grabenfelde'  nicht  die  Rede  sein  kann. 

Dass  endlich  in  der  Verleihang  yon  Grabenmassen  nichts  wie  die 
Beschwerdefflhrerin  behauptet,  ein  deklarativer,  sondern  ein  konsti- 
tutiver Akt  zu  erblicken  ist,  ergibt  sich  daraus,  dass  nach  §  40 
a.  BG.  deijenige ,  welcher  durch  die  Bergbehörde  das  Eigentumsrecht 
auf  die  innerhalb  einer  bestimmten  Begrenzung  vorkommenden  vorbe- 
haltenen Mineralien  und  die  Befugnis  zur  Gewinnung  deiselben  durch 
den  erforderlichen  Werksbetrieb  erwerben  will,  um  die  Verleihung 
anzusuchen  hat,  dass  es  sich  somit  im  Freifahrungsverfahren  nicht  um 
die  Anerkennung  eines  bereits  erworbenen,  etwa  zur  Zeit  der 
Ueberreichun^^  des  Gesuches  schon  vorhandenen,  sondern  um  die  Ver- 
leihung eines  von  dem  Gesuchsteller  erst  zu  erwerbeudeu  Hechtes 
handelt.   

Nr.  94«  Satsek.  des  Oesterr.  (Obersten  CferlehtolioCM. 

Vom  16.  H&rz  1906. 

(Oesterr.  E1senb.-Verordn.-BI  XVIII  (1906)  Nr.N  &19M.) 
§  2  Haftpflichtgesetz.  §S  1294,  1296,  1311  a.  b.  GB.  HErtlQMSS  \m  Verkehr"  bedeutet 
„während  der  BeforderunB".  Eigenes  Verschulden  eines  Balmbedlensteten ,  welcher 
■Mh  leendsttr  DlMttlMr  vts  daa  tlHMeliMiM  Waggon  verMhiiftowMrif  tbillsi 

■si  Merbsl  ttlnli. 

Die  Bshnunteniehmnng  haftet  hloss  fOr  die  Folgen  solcher  ünfUle, 
welche  sie  —  nach  der  in  den  Motiven  ansgedrttckten  Änschaonng  — 
Yenneiden  konnte.  Wenn  ein  auf  der  Eisenbahn  Beförderter  infolge 
seiner  eigenen  Handlung  beseh&digt  wird  ~  welche  Handlung  die  Bahn- 
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Unternehmung  sicherlich  nidit  liintanhalten  konnte  —  haftet  dieselbe 
daher  selbst  dann  nicht,  wenn  in  dieser  Handlung  nicht  ein  sie  nach 
§  2  des  Haftjdlichtiicsctzes  exkulpierendes  Verschulden  des  Heschädigten 
ei blickt  werden  kann.  Durch  diese  Erwägung  erhält  der  Ausdruck 
„Ereignuiig  im  Verkehre"  seine  notwendige  Begrenzung.  Wird  der 
Gegenstandstall  aus  diesen  Gesichtspunkten  geprüft,  so  wird  man  ge- 
wahr, dass  eine  Ereignung  im  Verkehre  uicht  angenommen  werden 
kann,  denn,  als  Kläger  den  Gepftckswaggon  verliess,  war  der  Verkehr 
beendigt.  Sofaon  das  bisher  Oesagte  wttrde  geuttgen,  um  die  Abweisung 
des  Klageantrages  zu  rechtfertigen.  Bs  ist  jedoch  anch  zn  berfick- 
sichtigen,  dass  die  Ereignnng  nur  durch  Verschulden  des  BeschAdigten 
verursacht  worden  ist,  weshalb  das  geklagte  Eisenbahn&rar  nach  §  8 
des  Haftpflichtgesetzes  yon  der  Ersatzleistung  befreit  ist.  Laut  der 
Aussagen  des  Zeugen  F.  L.  haben  die  Gep&ckswaggons  die  Türe  zum 
Aussteigen  an  der  Stirnwand,  wo  sich  auch  ein  Gdftnder  befindet;  man 
pflege  jedoch  seitw&rts,  wo  kein  Gelinder  angebracht  ist,  auszusteigen. 
An  der  Seitenwand  desjenigen  Gepftckswaggons,  aus  welchem  der  Kläger 
am  Unfallstage  ausgestiegen  ist,  befanden  sich  keine  (rriffe.  Befindet 
sich  aber  die  zum  Ausgange  bestimmte  Türe  an  der  Stirnwand,  so 
bandeln  diejenigen  Personen,  welche  den  Waggon  durch  die  Seitenwand 
verlassen,  auf  eigene  rrefahr  in  dem  Sinne,  dass,  wenn  ihnen  beim 
Herabsteigen  ein  Unfall  zustösst,  derselbe  als  von  ihnen  verschuldet 
anzusehen  ist;  der  vom  Gerichte  erster  Instanz  betonte  Unistand,  dass 
alle  Bediensteten  nicht  durch  die  Stiruwaud,  sondern  durch  die  Seiten- 
wand aussteigen,  ist  vollständig  unentscheidend.  Wer  unterlässt,  die 
von  der  Bahn  getroffene  Einrichtung,  welche  zufälligen  Beschädigungen 
vorzubeugen  sucht  (Geländer  an  der  Stirnwand),  zu  benutzen,  ist  im 
Verschulden  (arg.  §  1311  a.  b.  GB.). 

Kr.  95«  Entseh.  des  FraiuQs.  KassattonshotM. 

Vom  20.  M&rz  1905. 
(ZeltMiff.  £  d.  inMiut.  BliHiib.-TiBBsp.Xin  n905  Nr.  s  s.  saSi  —  BvUaOii  uumM  4m  olindM  d» 

fer  lüob  a.  60.) 

Art  105  IMB.  U  3,  4  Art  2  MInItt-Verortfn.  v.  27.  OM.  1900  (Art  31  AlM.  3, 4  lUe.) 
BM8liidl9ss|uaohw«tt  M  Gltem,  dl«  dereb  des  Abteidsr  verlaies  wories  lisd. 

Am  2.  Januar  1903  war  ein  ViTagen  Bretter  und  Holzveikleidungen, 
der  die  Nunmier  40262  trug,  yon  Station  Gorcieux-Vanemont  der  fran- 
zQsisehen  Ostbabn  an  Herrn  Chabanaa,  Station  Serriörez  der  Paria-Lyon- 

Mittelmeerbahn,  befördert  worden.  Am  8.  Janaar  führte  die  Lyoner 
Bahn  die  Sendung  dem  Chabanas  zu,  jedoch  auf  einem  Wagen  mit  der 
Nr.  92110.  Am  9.  Janaar  löste  Obabanas  den  Frachtbrief  ein  und  fing 
an,  die  Ware  abzuführen.  Nachdem  er  zwei  Bollwagen  abgeladen  hatte, 
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bemerkte  er  und  Hess  zuerst  durch  den  Stationsvorstand  und  später 
durch  den  Gerichtsvollzieher  feststellen,  dass  der  Rest  der  Sendung  zum 
grossen  Teil  aus  gespalteneu  und  gebrochenen  Brettern  bestand.  Am 
folgenden  Tage  behändigte  er  dem  Stationsvorstand  ein  Schreiben,  mit 
welchem  er  Fr.  400  Entschädigung  verlangte.  Die  Eisenbahn  bestritt 
snerst  die  Gfiltigkeit  der  solchergestalt  vom  Empfänger  formulierten 
Vorbehalte  und  berief  dch  aaf  Artikel  105  des  Handelsgesetzbacbes, 
der  festsetzt,  dass  innerhalb  drei  Tagen,  nach  Eänpfang  der  befSrderten 
Gegenstände,  der  Empfänger  eines  besdiftdigten  Gates  die  Eisenbahn 
dnrch  rekommandiertes  Schreiben  oder  anssergerichtlichen  Akt  m  be- 
nachrichtigen hat  Ton  allen  Instanzen  wurde  jedoch  diese  Einrede 
zaiflekgewiesen  nnd  anerkannt,  dass  in  Anbetracht  der  tats&chlicfaen 
Verhältnisse  die  Eisenbahn  in  der  Person  des  Vorstandes  der  Station 
SerriÄres  implicite  die  yon  Chabanas  gemachten  Vorbehalte  ange- 
nommen hatte. 

Tn  materieller  Beziehung  machte  die  Eisenbahn  zu  ihren  Gunsten 
die  §§  H  und  4  des  Artikels  2  der  Ministerial- Verordnung  vom  27.  Ok- 
tober 1900^)  —  identisch  mit  den  Absätzen  3  und  4  des  Art.  31  lü. 
—  geltend.  —  Sie  lehnte  demgemäss  alle  Haftpflicht  ab  in  Anbetracht, 
1.,  dass  das  Gut  vom  Absender  geladen  wurde,  und  2,,  da.ss  dasselbe, 
nach  seiner  Natur,  der  besonderen  Gefahr  der  Beschädigung  ausgesetzt 
war.  Durch  Urteil  vom  1.  Mai  1903  hiess  das  Handelsgericlit  von 
Annonay  die  Klage  von  Ciiabanas  gut  und  verurteilte  die  Eisenbahn 
zur  Zahlung  von  Fr.  250  Entschädigung. 

Nachdem  die  Eisenbahn  an  den  Kassationshof  rekurriert,  hat  dieser 
Gerichtshof  das  Kassationsgesuch  aus  folgenden  Gründen  verworfen: 

Es  stehe  fest,  das.s  der  Wagen,  in  welchem  sich  das  Gut  bei  An- 
kunft befand,  nicht  derjenige  war,  auf  welchen  dasselbe  bei  Abgang 
▼erladen  worden  war,  und  dass  die  Eisenbahn  unterwegs  die  Umladung 
Tornehmen  Hess,  ohne  konstatieren  zu  lassen,  dass  diese,  wie  die  Eisen- 
bahn behauptete,  infolge  der  Mangelhaftigkeit  der  ursprünglichen  Ladung 
notwendig  geworden  war,  welche  Behauptung  Übrigens  dem  Gerichte 
unannehmbar  schien.  Anderseits  ist  durch  den  Vorderrichter  festgestellt, 
dass  bei  der  kurzen  Transportdauer  und  während  der  Zeit,  in  welcher 
die  Beförderung  stattfand,  die  Beschädigung  unmöglich  auf  die  Aus- 
trocknung der  beförderten  Hölzer  znrftckgeführt  werden  kann.  Da 
unter  diesen  Umständen  die  Eisenbahn  den  Nachweis  nicht  gefiiln  t  hat, 
dass  die  Beschädigung  Ton  mangelhafter  Ladung  des  Absenders  her- 
rfihren  konnte,  noch  dass  das  Gut  infolge  seiner  eigentümlichen  Be- 
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schafienheit  einer  Beschädigung  ausgesetzt  war,  so  ist  mit  gatem  Bedit 
geuiteilt  worden,  dass  die  Eisenbahn  sich  in  keinem  der  in  der 
miniBterielleii  Verordnimg  Tom  27.  Oktober  1900  als  einschränkend  be- 
zeichneten F&lle  befand  und  dass  sie  demnach  aof  Orand  des  gemeinen 
Bechts  haftpflichtig  war.  Das  angegriffene,  mit  Orttnden  versehene  Urteil 
nht  daher  anf  gesetzlicher  Unterkge  nnd  hat  keine  der  für  die  Kassations- 
begrftndsng  angerofenen  Gesetzesvorschriften  verletzt. 


Nr.  tNk  Baiwli.  dw  Itantsehen  Beiehsgeriehts. 
e.  Zivilsenat.  Vom  23.  Mftrz  1905. 

(Si«te.ATCk.  B4 1»  BaflT/t  &4M.  -  Om  B««M  IE  Nr.  ts  8.MM.  —  JW.  Jahif.ZZZlV  Nr.u 

S.  841  Ziff. ».) 

BGB.  6§  842,  843,  845.  Haftpll.-G.  ^  3.  Auch  die  Ehefrau  Kaan  in  Falle  tlaer 
KSrpervtrittnua  alam  Amprsob  wa^as  Erwarbavartaataa  arlialMa.  Maaar  Asaprsoh 

astflUlt  laaoweit.  als  der  Ehemann  für  die  entgehenden  hSuslichen  Dienste  der  Frau 
aatapraoliaMla  Eataohädigung  erhält.  Ob  und  inwieweit  dlaa  dar  Fall,  lat  sack 

den  Tatumständen  zu  prüfen. 

Alleniings  steht  ein  Ersatzanspruch  aus  §  845  des  BüB.  dem 
Ehemann,  nicljt  der  Ehefrau,  zu;  dass  etwa  der  Ehemann  der  Klägerin 
dieser  seinen  Ansprucli  übertragen  liälte,  ist  nicht  behauptet.  Aber 
durch  den  fraglichen  Aiispnich  des  Elieniannes  ist  noch  nicht  notwendig 
jeder  Ersatzanspruch  der  Eliefrau  wegen  Verlustes  oder  Verminderung 
ihrer  Erwerbsfähigkeit  ausgeschlossen.  Dass  der  durch  rechtswidrige 
Handlung  eines  Dritten  am  Körper  oder  der  Gesundheit  verletzten  Frau, 
auch  wenn  sie  Ehefrau  ist,  ein  Schadenersatzanspmch  wegen  Anf- 
hebong  oder  Hindemng  ihrer  Erwerbsf&higkdt  nach  Massgabe  von 
§§  842  nnd  843  Abs.  1—4  an  sich  zukommt,  ist  fOglich  nicht  zu  be- 
zweifeln. Geht  man  davon  aus,  dass  die  Beeintrftchtignng  der  Arbeits- 
und ESrwerbsf&higkeit  nicht  schon  fUr  sich  und  ohne  weiteres  emen 
VermOgensschaden  darstellt,  dass  hierwegen  Ersatz  von  dem  geltenden 
Becht  nicht  abstrakt,  sondern  nur  für  den  dem  Verletzten  nach  seinen 
Lebens-  und  Erwerbsverbältnissen  wirklich  entgebenden  Erwerb  ge- 
währt wird  (vgl.  BG.  47,  88),  so  spricht  doch  bei  einer  den  arbeitenden 
Klassen  angehörigen  verheirateten  Krau  zum  mindesten  die  Vermutang 
nicht  dagegen,  dass  ihr  durch  die  Aufhebung  oder  Minderung  ihrer 
Arbeitsfähigkeit  ein  Vermögensnachleil  erwachse.  Die  Ehefrau,  welche 
ihre  Arbeitskraft  im  Hauswesen  und  in  der  eheliclieii  Wirlscliaft  betätigt, 
wird  allerdings,  soweit  und  solange  das  lediglich  in  Erfüllung  der  ihr 
nach  1356  des  BUB.  obliegenden  Pflicht  geschieht,  bei  bestellendem 
gesetzlichen  liUterrecht  durch  den  Ausfall  dieser  Dienste  einen  unmittel- 
baren Vermiigensschaden  für  ihre  Person  nicht  erleiden.  Immerhin  ist 
es  möglich,  dass  der  Ehefrau  iu  einem  solchen  Falle  wenigstens  uiittel- 
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bar  ein  Veimögensnachteil  erwächst;  und  in  dieser  Richtung  könnten  die 
Ausführungen  in  dem  Urteil  des  erkennenden  Senats  vom  26.  Novem- 
ber 1900  (E6.  47,  84  £)  teilweise  aucli  nocli  auf  den  jetzt  bestehenden 
Becbtangtand  angewendet  werden.  Aber  freilich  greift  hier  nanmehr 
die  Vonebrift  des  §  845  des  BGB.  ein;  ond  wenn  der  Ehemann  für  die 
entgehenden  h&oslichen  Dienste  der  Frau  wirklieh  eine  entsprechende 
Entschädigung  erhUt,  so  wird  hiermit  regelmässig  auch  der  etwa 
rfkckdchtlich  des  Unterhalts  der  Ehefrau  sonst  eintretende  Atoangd 
gedeckt  sein.  Doppelt  kann  natürlioh  nicht  wegen  des  Ansfalles  der 
Arbeit  der  Ehefraa  Ersatz  begehrt  werden.  Andererseits  kommt  in 
Betracht,  dass  nach  §  1867  des  BGB.  die  Ehefrau  aDes,  was  sie  dnrch 
ihre  Arbeit,  abgesehen  von  ihrer  Tätigkeit  im  Haaswesen  und  im  Ge- 
schäfte des  Ehemannes,  durch  ilire  Arbeit  verdient,  als  Vorbehaltsgnt 
selbst  erwirbt.  Diese  Erwerbsmöglichkeit  und  weiterhin  auch  die 
Eventualität,  dass  die  Ehefrau  zufolge  einer  in  den  ehelichen  Ver- 
hältnissen eintretenden  Veränderung  in  die  Lage  käme,  ihre  alsdann 
frei  werdende  Arbeitskraft  für  eigenen  Erwerb  zu  verwerten,  können 
nach  Umständen  auch  da,  wo  die  Voraussetzungen  zurzeit  noch  nicht 
vorliegen,  für  den  Schadenersatzanspruch  der  Frau  in  Riicksicht  zu 
ziehen  sein,  Dass  der  einzig  zulässige  Weg,  einen  Anspruch  dieserlialb 
geltend  zu  machen,  die  Feststeliungsklage  sei,  wird  sich  nicht  allgemein 
sagen  lassen.  — 

Aus  alledem  aber  ergibt  sich,  dass  die  Begründung,  mit  der  im 
Berufungsurteil  der  Anspruch  der  Klägerin  auf  Entschädigung  für  die 
Beeinträchtigung  ihrer  Erwerbsfähigkeit  (gänzlich)  zurückgewiesen  wird, 
als  ansreiehend  nicht  gelten  kann.  Es  mOsste.  doch  an  der  Hand  der 
aus  dem  Parteivorbringen  sich  ergebenden  tatsächlichen  Verhältnisse 
näher  erörtert  sein,  ob  und  inwiefern  der  von  der  Klägerin  in  An- 
rechnung gebrachte  Erwerbsrerlust  sich  in  dem  unter  §  845  des  BGB. 
fallenden  Schaden  des  klägerischen  Ehemannes  erschöpfe  und  auch  f&r 
känftlg  ToraussichtUch  darin  aufgehen  werde. 

Kr.  97.  Bntsek.      DentadMüi  Belidisgwiehts. 
1.  Strafsenat   Vom  27.  März  1905. 

(DI&  Z  (190»)  Mr.Mft?  &ai7  ZUr.«l.  —  JW.  Jaliig.M  (IMK)  Hr.  !•  ».MB 
StGB.  §§  267,  268.   Ein  staatliches  Kilometerhtfl  M  nichts  weiter  als  elM  bensiira 
Art  der  staatlichen  Fahrkarte  und  hat  daher  den  Charakter  einer  öffentliobeli  Urkinde. 

Die  Revision  des  Angeklagten  rügt  mit  Recht  Verletzung  der 
§§  267,  268  StGB.,  indem  dei-  erste  Richter  in  dem  Kilometerhefte 
der  B.  sehen  Staatsbahuen  nicht  eine  Privat  Urkunde,  sondern  eine 
öft entliche  Urkunde  sehen  musste.    Das  Küometerheft  ist  nichts 
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weiter  als  eine  besondere  Art  der  Falirkaite.  Die  Eigenschaft  der 
letzteren,  soweit  sie  staatlich  ist,  als  öffentliche  Urkunde  hat  das  RG. 
wiederholt  erkannt.  Ohne  Bedeutung  ist,  ob  der  Jokalt  eineD  privat- 
reebtlichen  Akt  bezeugt;  denn  fttr  den  Begriff  einer  von  einer  öffent- 
lichen Behörde  ansgestellteu  Urkunde  als  einer  Olbntlichen  ist  nicht 
die  Beschaffenheit  der  beorknndeten  Tatsache  an  sich,  sondern  der 
Umfang  der  Amtsbefognisse  des  Ausstellers  und  die  Form  der  Be- 
urkundung entscheidend.  Hier  ist  das  Rilometerheft  yon  dem  zustfta- 
digen  Eisenbahnbeamten  in  AusQbung  des  der  Eisenbahnverwaltnng, 
also  einer  Öffentlichen  Behörde,  eingerftumten  Rechts,  für  das  Rechts- 
verhältnis der  Eisenbahn  su  dem  Inhaber  des  Heftes  ein  mit  voller 
Beweiskraft  ausgestattetes  Beweismittel  zu  schaffen,  ausgestellt.  War 
aber  das  Kilonieterheft  eine  öffentliche  Urkunde,  so  war  gemäss  §§  80,  73 
GVG.  das  Schwurgericht  zuständig.  Der  Angeklagte  hatte  deshalb 
das  Recht,  von  dem  zu.ständigen  höheren  Gericht  abgeurteilt  zu  werden. 
Das  angef.  Urteil  musste  daher,  und  da  die  Unzuständigkeit  aus- 
drücklich gerügt  ist,  aufgehoben  werden,  wenn  auch  die  Fälschung 
einer  Privaturkuode  milder  bestraft  wird,  als  die  einer  öffentlichen. 


Nr«  98.  Entseh.  des  Oesterr.  Obersten  GerlehtskoflDB. 

Vom  S.  April  1905. 

(OeMMT.  SlNBb.-TwordiL.BL  XTUI  (IMK)  Hr.  N  a  tili.) 

1.  Die  Mm  Bsirlabe  i<r  II  II  StastobsksM  vw  Staito  Mitwtokiltt  TitlflteH  M  sIs 
QatslAfl  tftr  Rt|isrsn|,  der  8taat  erfüllt  dtdsreh  eise  iffsstlleb-rsshtllohf 

Aufgabe. 

2.  Der  in  den  ^  68,  81  und  153  St6.  gewährte  Schutz  kommt  Bediensteten  der 
fc.  k.  StsaitbslBSS  asek  dass  is  slattes,  wmi  sie  ilsM  »  VsrkahrtbMBriM  ta 

•igarse  8lsm  |«h9r«i. 

Unter  Anrufung  des  Nichtigkeitsgrundes  der  Z.  9,  lit.  a,  bzw.  10 
des  §  281  StPO.  Tersncht  es  die  Beschwerde  darzutun,  dass  der  bedrohte 
und  angegriffene  Inspektor  der  Staatsbahn  jenen  Amtspersonen,  welche 
den  Schutz  der  §§  81  und  153  StG.  g^iiessen,  nicht  beizuzlhlen  war, 
weil  er  kein  Verkehrsbeamter  im  engeren  Sinne,  sondern  lediglich  Ver- 
waltungsbeamter  der  Staatsbahn  sei. 

Die  d6m  Urteile  in  dieser  Ricbtong  zugrunde  gelegte  Rechts- 
anschauung erweist  sich  aber  als  einwandfrei;  denn  auch  als  Beamter 
im  Verwaltungsbereiche  der  Staatsbahnen  erscheint  er  jenem  Schutze 
unterstellt. 

Der  Eiseiibalinbetrieb  in  eigener  Regie  ist  allenliiigs  ein  wirt- 
schaftliches Uiiteiiiehmen  des  Staates,  allein  der  Staat  erfüllt  dadurch 
eine  üffentlicU-rechtlicbe  Aufgabe.   Der  finanzielle  Ertrag  des  Unter- 
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nehmens  bildet  einen  Teil  der  Staatseinnahmen,  das  Unternehmen  dient 
der  Förderung  und  Erreichung  staatlicher  Zwecke,  welche  die  materielle 
Wohlfahrt  der  Bevölkerung  berühren,  sowie  der  Verwirklichung  staat- 
licher Vorsoro;e  für  utfentliche  Anstalten.  Die  hierbei  vom  Staate  ent- 
wickelte Tätigkeit  ist  daher  unzweifelhaft  ein  Geschäft  der  Regierung. 
Berücksichtigt  man,  dass  der  §  101  StG.  den  Begriff  des  Beamten  auf 
jeden  ausdehnt,  der  vermöge  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Auftrages 
Geschäfte  der  Regierung  zu  besorgen  verpflichtet  ist,  so  ist  es  ein- 
leachtend»  dass  auch  der  Beschädigte  im  Sinoe  des  §  101  StG.  als 
Beamter,  somit  oaelt  §  68  StO.  als  olirigkeitUebe  Pemn  ftberhanpt 
anzusehen  ist  nnd  dass  die  ihm  als  Referenten  in  Personalangelegen- 
heiten der  Bahnbediensteten  zogewiesenen  Amtshandlaogen  den  Sehnta 
der  §§  81  imd  158  StG.  geniessen. 


Nr.  dd.   £ntsch.  des  Schweizer  BondesgerlehtB. 

Vom  7.  April  1905^). 

(Z«ltMbr.  t  d.  latern&t  ii:i8eiib..Tr»nBp.  XIII  (1606)  Nr.  9  S.  814.) 

lirtmat  Uifetraiik.  Art  30.  31  ZW.  5,  38.  VerwrtwortlleMKlt  dtr  ElMikalm  fflr 

ScfeaiM  bei  fifUfaNniMpirt 

Die  Feststellung  der  tatsächlichen  Verhältnisse  steht  nicht  im 
Widerspruch  mit  dem  Inhalt  der  Akten.  Die  kantonalen  Gerichte, 
angeeichtB  der  sidi  widersprechenden  Zeugenanssagen,  insbesondere 
besllglich  der  Einrichtung  der  Transportwagen,  haben  von  dem  ihnen 
anstehenden  Recht  der  freien  Würdigung  der  Tatsachen  Gebrauch  ge- 
macht; das  Bundesgericht  hat  diese  Würdigung  nicht  nachzuprüfen. 
Wenn  man  diesen  Feststellungen  noch  die  Tatsache  beifügt,  dass  der 
Absender,  Beauftragter  des  Klägers,  selbst  ausdrücklich  erklärt  hat, 
dass  die  Sendung  in  mangelhafter  Vei-packung  und  insbesondere  ohne 
„Filets"  (?)  zur  Beförderung  aufgegeben  worden  sei  und  er  daher  die 
Eisenbahn  von  aller  Verantwurtlichkeit  wegen  Tod  oder  Entweichen 
der  Tiere  entlastet  habe,  so  muss  man,  ohne  im  übrigen  den  juristischen 
Wert  dieser  Angaben  weiter  prüfen  zu  wollen,  annehmen,  dass  ein 
Verschulden  des  Absenders  vorliegt  und  dass  der  Schaden  aus  der  mit 
dem  Transpurt  von  lebendem  Geflügel  verbundenen  besonderen  Gefahr 
entstanden  ist.  Das  beanstandete  Urteil  ist  also  sowohl  gemäss  Art.  30 
als  gemäss  Art.  31,  Ziffer  5,  des  I.  U.  zu  bestätigen. 

Unter  diesen  Umständen  erscheint  es  nicht  erforderlich,  die  Frage 
wegen  der  Bedeutung  der  internen  Spezialtarife  fBr  den  internationalen 

>)  S.  Vorentschcidang  d«s  fflTl]gariGht8h<if«8  in  Genf  Twa  80.  Jamar  1W6  in  diM. 
ZeiiiMhr.  Bd.  XXU  S.  140. 
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Rntsdt  des  Prems.  Oberrcrwaltiiiigigeridita  von  17.  April  1906. 


Verkehr,  und  wem  im  Falle  der  Anwendung  .solcher  Tarife  die  Beweis- 
last obliegt,  oder  ob  in  Ansehung  des  I.  ü.  eine  Ablehnung  der  Ver- 
autwortlichkeit  des  Frachtführers  zulässig  sei,  zu  prüfen. 


Nr.  100.   Entseh.  dos  Prenss.  (M>erv«'rwaltuiig8gerichte. 

4.  Senat.    Vom  17.  April  1905. 
(Fnwk  VwwwBL  XZ?1I  (ifW)  Kr.  4  &  91.) 

Oto  B§§n  i§t  Bwrilier  StMNbaha  tili,  ttim  tie  ■tobt  n  wIrlMiMflltafeMi  2«MkM 
«Mfebiol  «dar  Trlfer  voa  Gebiuden  (BahnhSfen  nw.)  sind,  keiM  OiMrtt  tai  Mut 

des  §  15  des  Gesetzes  von  2.  Juli  1875. 
Oer  Eigentiimer  eines  Grundstüolis  wird  für  dieses  Grundstücli  zu  des  Strassenbas- 
kottoll  bttottrt|Mi  ttobt  itdtrth  vtrpItaMtt,  dttt  tr  dt  Osiltie  ttf  atont  Um 
1  «hSrlgtt,  tbor  ttf  der  tmtortt  Strtttttttito  lleittist  (kttMItk,  wttohat  alt  ieti 
trtteren  Grundstück  !■  wtrteoliaflllolMtl  ZtttHHttlHUiie  stobt,  srrtahltt 

Der  Beztrksausschnss  geht  dayon  aus,  dass  die  Mauern,  welche 
den  Bogen  der  Ueberf&hrang  tragen,  nickt  als  j^OelAude"  im  Sinne 
des  §  15  des  (Gesetzes  vom  2.  Juli  1875  angesehen  werden  könnten, 
dass  tiir  ilie  licitragspflicht  des  Klägers  also  nur  das  auf  der  Ostseite 
der  Strasse  errichtete  Restaurationsgebände  in  Betracht  komme,  dieses 
Gebäude  aber  für  das  auf  der  Westseite  dei-  Sti-asse  belegene  Grund- 
stück des  Klägei's  keine  Beitragspfliclit  begründen  könne,  da  die  zu 
beiden  Seiten  der  Strasse  befindlichen  Grundstücke  im  vorliegenden 
Falle  trotz  der  Verbindung  durch  die  Ueberfühiung  keine  wirtschaftliche 
Einheit  bildeten.  l)ie  Angriffe,  welche  der  Beklagte  gegen  diese  Aus- 
fülnungeu  richtet,  gehen  fehl.  Die  Fragen,  ob  ein  Bauwerk  als  ein 
Gebäude  im  Sinne  des  §  15  cit.  anzusehen  ist,  und  ob  zwei  Grundstücke 
eine  wirtschaftliche  Einheit  bilden,  sind  im  wesentlichen  tatsächlicher 
Natur.  Die  FeststeUungen  des  Besirksansschiisses  wflrden  abo  nur 
angreifbar  seiu,  wenn  er  sieh  dabei  eines  Bechtsirrtains  oder  eines 
Verfahrensmangels  schuldig  gemacht  h&tte  (§  94  des  Landesrerwaltungs- 
gesetzes  vom  90.  Jali  1883).  Das  moss  yemeint  werden;  vielmehr 
w&rde  dem  Besirksansschoss  in  der  Beantwortung  der  beiden  Fragen 
auch  bei  freier  Bearteilnng  beizutreten  sein.  Der  Gerichtshof  hat 
bereits  wiederholt  dargelegt,  dass  die  Bogen  der  Stadtbahn,  insoweit 
sie  lediglich  als  Unterbaa  für  die  Bahnanlage  dienen  und  nicht  zu 
besonderen  wirtschaftlichen  Zwecken  am-  und  aasgebaut  sind,  nicht  als 
Geb&ude  im  Sinne  des  §  15  cit.  breiten  können  (vergl.  Friedrichs,  Das 
Gesetz  vom  2.  Juli  1875,  4.  Aufl.,  S.  178,  and  die  dort  angeführten 
Entscheidungen).  Das  gilt  in  gleicher  Weise  auch  für  diejenigen  Bogen, 
welche  die  Bahn  über  die  kreuzenden  Strassen  hinwegführon.  Auch 
diese  Bogen  sind  lediglich  Träger  der  Eisenbahnanlage,  sind  Bauwerke, 
aber  keine  ^Gebäude''  im  Sinne  jener  gesetzlichen  Bestimmung.  Wenn 
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der  Beklag:tc  meint,  der  Gerichtshof  habe  in  der  die  Bleibtrcustrasse 
betreöenden  Streitsache  derselben  Parteien  das  Gegenteil  angenommeu, 
80  ist  er  im  Irrtum.    Der  Satz,  deu  er  für  seine  Meinung  anführt: 

„Der  Magistrat  hat  .  .  .  den  Eisenbahnfiskus  .  .  ,  heran- 
gezogen, weil  der  Fiskus  ...  in  Gestalt  der  Stadtbahnüber- 
tührung  an  der  Bleibtrcustrasse  ein  Gebäude  errichtet  habe". 
—  der  überdies  nur  die  vom  Magistrat  bei  der  Heranziehung  vertretene 
Ansicht  ausdrückt  —  findet  sich  nicht  in  dem  Urteil  des  Gerichtshofes 
(yom  14.  Dezember  1903,  IV.  1960)»  sondern  in  dem  des  Bezirksaus- 
eehnsses  (70m  1.  September  1908).  Damals  war  rem  Fiskus  gar  nicht 
bestritten,  dass  er  ein  Oebiode  an  der  Bleibtreostrasse  erriehtet  hatte; 
diese  Frage  bedurfte  also  keiner  ErOrtemng.  Um  aber  jedes  Ifiss- 
verständnis  anszuscbliessen,  hat  der  Oeriehtshof  in  seinem  Urteil  gesagt: 
.Der  Bisenbabnflskns  ist'  als  EigentAmer  der  Stadtbahn- 
hberlbhrnng  (Bahnhof  Sayigny-Platz) .  .  .  .  heraageiogen*, 
and  dadurch  kenntlich  gemacht,  dass  als  Gebäude  nicht  die  üeber- 
fniirnng  selbst,  sondern  der  Bahnhof  betrachtet  werde.   Denn  bei  der 
Bleibtren^trasse  tragen  die  Mauerpfeiler  an  der  Strasse  nicht  nur  den 
Bogen  der  Ueberffthrnngt  sondern  auch  das  darüber  befindliche  .Gebftade* 
des  Bahnhofs. 

Unrichtig  ist  auch  die  Ansicht  des  Beklagten,  dass  das  Grundstück 
auf  der  Westseite  der  Leibnitzstrasse  durch  die  Errichtung  des 
Restaurationsgebäudes  auf  der  Ostseite  beitragspflichtig  geworden  sei. 
Eis  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  —  wie  der  Bezirksausschuss  annimmt  — 
die  Beitragsptlicht  für  die  Westseite  zu  bejahen  wftre,  wenn  auf  der 
Ostseite  „irgend  ein  dem  Bahnbetriebe  dienendes  Gebäude'*  errichtet 
würde,  ob  nämlich,  wie  der  Bezirksausschuss  sagt:  —  „in  diesem  Falle 
die  Bahnüberführung  ohne  Zweifel  insoweit  die  beiden  Grundstücke  zu 
einer  wirtschaftlichen  Einheit  verbinden  würde*.  Der  Gerichtshof  hat 
in  einer  Streitsache  des  Eisenbahnflskos  gegen  den  Gemeindevontand 
Yon  Deutsch-Wilmersdorf  hinsichtlich  der  Ueberfühmng  der  Bingbahn 
Uber  die  Prinzregentenstrasse  ansgesprochen,  dass  die  auf  beiden  Seiten 
der  Strasse  belegenen  Grundstücke  des  Fiskus  nicht  als  ein  Grundstück 
betrachtet  werden  k6nnen,  weO  sie  durch  einen  nicht  dem  Ellger,  sondern 
der  Gemeinde  gehörigen  Teil  der  ErdobetiUdiei  nämlich  das  Strassenland, 
?on  einander  geschieden  sind  (Entscheidung  yom  30.  November  1904, 
IV.  185S).  Es  bedarf  hier  aber  einer  weiteren  Erörterung  der  Frage 
nicht,  namentlich,  ob  sie  etwa  bei  einer  besonderen  Gestaltung  der 
tatsächlichen  Verhältnisse  auch  anders  beantwortet  werden  könnte. 
Denn  jedenfalls  ist  die  Feststellung  des  Bezirksausschusses  unanfechtbar, 
dass  die  Ueberführung  für  das  mit  dem  Bahnbetrieb  in  keinem 
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Zasammenhang  stehende  ResUurationsgeb&nde  keine  Verbindnng 
der  Ostseite  mit  der  Westoette  herstdlt  Wenn  der  Beklagte  demgegen- 
ftber  betont,  beide  Gmndstttcke  bfldeten  eine  wirtschaftliche  Einheit, 
weil  8ie  gleicbmäaeig  dem  Eilenbahnbetriebe,  also  demaelbeD  wirt- 
schafüieben  Zwecke  dienen,  so  Qbenieht  er,  daat  es  daranf  für  die 
hier  zu  treifende  Entscheidung  nicht  ankommt.  Denn  der  Eisenbahn- 
betrieb macht  die  OrandstAcke  nicht  beitragspflichtig,  sondern  nnr  die 
Errichtung  ron  Gebftnden  anf  ihnen.  Die  Frage  ^t  also  dahin  zn 
stellen,  ob  das  auf  der  Ostseite  errichtete  Restaurationsgeb&nde 
derartig  mit  dem  QrnndstQck  aaf  der  Westseite  in  wirtschaftlichem 
Zusammenhange  steht,  dass  dadurch  das  Grundstück  auf  der  Westseite 
mit  als  bebaut  betrachtet  werden  kann,  beide  Grundsiüoke  ein  ein- 
heitliches Baugrundstück  darstellen.  Diese  Frage  hat  der  Bezirks- 
ausschuss  verneint,  weil  es  an  jeder  Beziehung  zwischen  dem  Gebäude 
und  dem  Grundstücke  der  Westseite  feUlL 


Nr.  101.  Entsch.  des  Dentsehen  Relehsgeriehts. 

5.  Zivilsenat.   Vom  19.  April  1905. 

(Zeltsclir  für  Reclitspfl.  In  Bayern,  Jahrg.  1  (1906)  Nr.  H  S.  SM.) 
Zu  g§  868,  869,  854,  859  BGB.    Preuss.  Enteign.-Ge9.  §§  I,  44.    Der  Enteignnngs- 
bereohtigte  übt  verbotene  Eigennactat,  wenn  er  zwar  mit  ZuttlaniMg  de«  Eigeatünere, 
abtr  dbM  tolelw  4m  PleMsrt  dtt  PaoMissi  Ii  Beitli  slnat 

Soweit  die  fraglichen  Parzellen  sich  im  Pacbtbesitz  des  EUgers 
befanden,  hatte  dieser  die  tatsftchliche  Gewalt,  also  den  (unmittelbaren) 
Besitz,  wahrend  der  EigentAmer  VN.  nnr  dnrch  Vermittelnng  des  Klägers 
(mittelbarer)  Besitzer  (§  868)  nnd  als  solcher  nicht  in  der  Lage  war, 
dnrch  Einigung  mit  dem  üntemehmer  den  Besitz  des  Eligers  aufzuheben 
und  —  ohne  dessen  Zustimmung  —  anf  den  üntemehmer  zu  Übertragen. 
Hat  sonach  die  Beklagte  den  Kläger  ohne  dessen  Willen  im  Beaitse 
gestOrt,  so  lag,  sofern  nicht  das  Gesetz  die  StOmng  gestattete,  Ter- 
botene  Eigenmacht  (§  858)  vor.  Eine  Vorschrift,  welche  in  einem 
solchen  Falle  die  Entziehung  oder  Störung  des  Besitzes  gestattet,  ist 
der  §  16  des  Preuss.  Enteign.-Ges.  nicht.  Die  Befugnis  des  Unter- 
neliniers  zn  vorzeitiger  Besitzergreifung  beruht  nicht  auf  dem  Gesetze, 
sondern  auf  der  Einigung  unter  den  Beteiligten,  zu  denen,  wenn  es 
."«^ich  iiin  üeborlassmig  des  Besitzes  handelt,  auch  der  im  Besitze  be- 
liiidliclie  Nebenbereclitigte  zu  reclinen  ist.  Die  nachfolp:ende  Enteignung 
aber  vei  niag  niclit  rückwirkend  eine  wideri  eclilliche  Handlung  zu  einer 
dem  dadurch  Verletzten  gegenüber  beierht igten  zu  machen.  Eine  andere 
Frage  ist,  ob  der  Beklagten  bei  Yornahnie  der  besitz-störenden  Handlung 
ein  nach  §  823  BGB.  zum  Ersätze  des  dadurch  verursachten  Schadens 
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verpflichtendes  Verschulden  zur  Last  fällt?  Diese  Frage  ist  von  dem 
Berufungsrichter  nicht  ans  dem  richtigen  Gesichtspunkte  geprüft  und 
beantwortet,  weil  er  ebeu  mit  Unrecht  den  BesitzeiBgriff  der  Beklagten 
fttr  einen  rechtmässigen  hielt. 


Kr.  109.  Bntseh.  des  BentBCbeii  BeiebsgerielitB. 
5.  Zivilsenat  Vom  19.  April  1905. 
(piMH.  Tww^n.  ZIVI  (IM»)  Mr.   a  saft) 

1 14  PrsMt.  Omh.  tsi.  3.  ItoVMbtr  188t.  Dir  EltMtalMilinitkMr,  wtlelMr 
tfe  raftomiMenii  iriHli  tofandenen  Schutzanlagen  harmtoll«!  utorlMtm  hat,  Ist 

schadenersatzpflichtig. 

Die  Klage,  so  wie  sie  in  zweiter  Instanz  zugesprochen  ist,  gründet 
sich  darauf,  dass  der  beklagte  Eisenbahnttskus  die  ihm  als  Unternehmer 
nach  §  14  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838  obliegende  Pflicht  zur 
Herstellung  der  von  der  Regierung  zum  Schutze  der  benachbarten  Grund- 
besitzer nötig  befundenen  Anlagen  schuldbar  verletzt  habe.  Dass  eine 
solche  Klage  zulässig,  ist  in  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts 
anerkannt  (Entsch.  Bd.  32  S.  283  ff.,  Bd.  37  S.  270  flf.).  Der  Erfolg  dieser 
Klage  ist  davon  abhängig,  dass  dem  Unteruebmer  bei  Herstellung  der 
lietreffenden  Anlage  ein  Verschalden  znr  Last  fällt.  Ein  solches  Yer- 
schnlden  hat  im  yorliegenden  Fall  der  Bemfiingsriehter  darin  geftmden, 
dass  der  Beklagte  bei  der  Anlegung  des  neoen  Flosslanfs  die  technisch 
aosflihrbaren,  von  dem  SachverstAndigen  H.  angegebenen  Schntzmass- 
regeln  nicht  getrolTen  hat  nnd  dass  die  nachteiligen  Folgen  dieser 
Unterlassung  bei  gehöriger  Aufmerksamkeit  im  wesentlichen 
vorausgesehen  werden  mussten.  Diese  Feststellung  einerseits  der 
Voraussebbaikeit  des  Schadens  nnd  andererseits  der  Möglichkeit,  dem 
voraussehbaren  Schaden  in  der  von  dem  Sachverständigen  H.  angegebenen 
Art  vorzubeugen,  findet  in  dem  Gutachten  des  genannten  Sachver- 
ständigen eine  ausreichende  Grundlage  und  rechtfertigt  den  Schluss, 
dass  dem  Beklagten  in  Erfüllung  der  ihm  als  Unternehmer  obliegenden 
Verpflichtungen  ein  Verschulden  zur  Last  fällt.  Die  Folgen  dieses 
Verschuldens  treffen  den  Unternehmer,  dem  das  Gesetz  die  ent- 
sprechende Verpflichtung  auflegt,  und  es  hatte  daher  der  Berufungs- 
richter keine  Veranlassung  zu  erörtern,  unter  welchen  Voraussetzungen 
sonst  nach  ALR.  der  Fiskus  für  die  Versehen  seiner  Beamten  oder 
Beauftragten  aufzukommen  hat. 
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Nr.  103.   Eiitseh.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 

7.  Zivilsenat.    Vom  25.  April  1905. 

(PreuM.  Vrrw  Bl.  XXVI  (1905)  Nr  44  S.  810.) 

§  75  Einl.  z.  Prem.  ALR.  Der  EntschädigunosanspTHOli  wegen  Erteliweriig  de«  Zu- 
lange,  tfle  Mä  alt  FtlH  iir  TMMef ■■!  iar  Strattt  •r|IM,  tot  bt|rlaieL 

Die  Revision  wendet  sich  gegen  den  grundsfttsUehen  Standpunkt 
des  BeraAingsrichten,  dass  dem  Kiftger  als  Eigentttmer  eines  an  einer 
öffentliehen  stftdtischen  Strasse  belegenen  Hanses  ein  Entschftdlgangs- 
aaspnieh  wegen  der  ilun  durch  die  Tieferlegnng  der  Strasse  erwachsenen, 
daaemden  nnd  erheblichen  Verkehrserschwemisse  zustehe.  Der  Be- 
niftmgsrichter  befindet  sich  indessen  im  Einklänge  mit  der  Becht- 
sprechnng  des  Beichsgeriehts,  wie  sie  fttr  das  hier  in  Betracht  kommende 
frühere  Geltangsgebict  des  Prenssischen  Allgemeinen  Landrechts  durch 
das  Urteil  des  V.  Zivilsenats  vom  18.  April  1899  (Entsch.  Bd.  44  S.  282  ff.) 
sich  gestaltet  hat  and  seitdem  vom  erkennenden  Senate  festgehalten 
worden  ist.  Danach  stellen  solche  Verändemngen  der  Strasse,  welche 
eine  dauernde  und  wesentliche  Erschwerung  der  Kommunikation 
mit  den  anliegenden  Hilusern  herbei  führen,  einen  tnr  Ent^schädigung 
nach  §  75  der  Einl.  zum  Allgemeinen  Lamlrecht  verpflichtenden  Eingriff 
in  das  zwischen  der  Stadtgemeinde  als  Stiasseneigentümerin  und  den 
Hausbesitzern  bestehende  Dienstbarkeit.^verhjlltnis  dar.  Eine  andere 
Frage  ist  es,  ob  der  Anlieger  ein  Recht  daranf  hat,  dass  die  Strasse 
als  durchgehender,  den  Verkehr  nach  verschiedenen  Richtungen  ver- 
mittelnder Weg  bestehen  bleibe.  Wenn  diese  Frage  verneint  und  damit 
ausgesprochen  ist,  da.s.s  der  Anlieger  sich  die  Umwandlung  der  Strasse 
in  eine  Sackgasse  gefallen  zu  lassen  habe  (vgl.  Entsch.  d.  E6.  Bd.  56 
S.  101  ff.),  so  liegt  hierin  keine  Abweichung  von  der  in  Bezug  ge- 
nommenen Rechtsprechung.  In  dem  einen  Falle  handelt  es  sich  um 
die  unmittelbare  Verbindung  der  Häusei*  mit  der  Strasse,  um  deren 
Zag&nglichkeit  im  Verhftltnis  zu  den  Häusern,  in  dem  andern  um  die 
Besiehnng  der  Hftuser  zu  dem  Strassennetz.  Die  Verschiedenheit  beider 
Fftlle  leuchtet  ein.  Hfisste  der  Hanseigentflmer  Veränderungen  der 
Strasse  dulden,  die  jene  Verbindung  beseitigen  oder  erheblich  und  dauernd 
beschränken,  so  wfirden  die  servitntarischen  Anliegerreehte  wertlos  und 
ihres  Inhalts  im  wesentlichen  entkleidet  werden,  während  dies  nicht 
zutriiTt,  sofern  lediglich  der  Anschluss  an  das  Strassennetz  nach  der 
einen  Richtung  ganz  oder  teilweise  aufgehoben  wird.  Ist  hiernach  die 
rechtliche  Grundlage  des  Berufungsurteils  in  Ansehung  der  Entschädignngs- 
pflicht  der  Beklagten  zu  billigen,  so  stellt  der  Berufungsrichter  weiter 
tatsächlich  fest,  dass  die  Tieferlegung  der  Strasse  und  die  dadurch 
bedingte  Notwendigkeit,  den  zwei  vor  dem  Ladeueiugang  befindlich 
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gewesenen  Stufen  eine  dritte  hinzuzufügen,  eine  wesentliche  und  erheb- 
liche Verschlechterung  der  bisherigen  Verbindung  des  Ladens  mit  der 
Strasse  in  sich  schliesse.  Bei  dieser  Feststellung,  gegen  welche 
prozessuale  Bedenken  nicht  obwalten,  muss  es  bewenden.  Sie  recht- 
fertigt die  AuwenduDg  des  §  76  Eliul.  zum  Allgemeinen  Laudrecbt. 


Nr.  1<M.  Bm«]i1iu8  dM  Kimmeigaieliti  In  Berlin. 

1.  ZiyilseDat  Vom  4./17.  Mai  1905. 

i  43  Ata.  4  PranM.  Eatti|i.<4lM.  v.  II.  JmI  1874  StkrtibfeMhrra  fir  AitiMiifa« 
■■i  dl«  duilt  sasanneRlUbigeRdei  ClniMftHOiifMCMftt  «Imi  nicht  katliifM,  ••■tfarn 
alt  fcore  AmIaim  wm  UattraaliMcr  »  «rttatlMk 

Der  §  43  BnteigD.-Oes.  jm  11.  Juni  1874,  auf  den  sich  die  Be- 
sehwerdefftbreriD  beruft,  regelt  im  Abs.  1  bis  3  die  Kosten  des  admini- 
strativen, des  prozessualischen  nnd  des  BeweissicherangsTerfahreDs  und 
y^rdnet  sodann  im  Abs.  4: 

„Sämtliche  übrigen  Verhandinngen  Tor  den  Gerichten,  Grundbuch- 
nnd  Auseinandersetzungsbohörden ,  einschliesslich  der  nach  §  17 
eintretenden  freiwilligen  Veräusserungsgeschäfte  Uber  Grundeigen- 
tum .innerhalb  des  vorgelegten  Planes,  sowie  einschliesslich  der 
Quittungen  und  Konsense  der  Hypothekengläubiger  und  sonstigen 
Beteiligten,  sind  gebühren-  und  stenipelfrei". 
Für  diese  Geschäfte  wird  also  hier,  wie  bereits  in  der  AKO.  vom 
4.  Mai  1833,  betr.  die  Stenipelfreiheit  bei  Besitzveränderungen,  welche 
zum  Zweck  des  genieinen  Besten  angeordnet  werden  (GS.  S.  49),  lediglich 
Oebühreu-  und  Stempelfreiheit  gewährt.    Auslagen  müssen  entrichtet 
werden,  wie  dies  im  Abs.  1  des  §  43  Enteignungsgesetz  fQr  das  admini- 
stratiye  Verfahren  ansdrftcklidi  Torgeschiiebeii  ist 

Der  Abs.  4  das.  ist  im  §  7  Pieass.  QK6.  anfreebt  erhalten  nnd 
aof  alle  Besitzrerlndeningen,  denen  sich  die  Beteiligten  ans  Gründen 
des  Öffentlichen  Wohls  zn  unterwerfen  gesetzlich  yerpflicbtet  sind,  aus- 
gedehnt werden.  Aber  aneb  die  hier  gewährte  GebOhrenfreiheit  entbindet 
nach  1 0  Ahe.  1  Preoss.  GKG.  nicht  von  der  Zahlnng  der  baren  Auslagen. 

Welche  Auslagen  und  ob  insbesondere  SchreibgebQhren  als  solche  zu 
erheben  sind,  ist  im  §  43  Enteignnngsgesetz  nicht  gesagt  nnd  kann 
daher  nur  nach  denjenigen  Vorschriften  bestimmt  werden,  welche  das 
betreifende  Verfahren  oder  Geschäft  kostenrechUich  regeln.  Handelt  es 
sich,  wie  im  vorliegenden  Falle,  um  Verhandlungen  vor  dem  Grundbuch- 
amte, so  muss  das  die  Kosten  in  Grundbuchsachen  ordnende  Preuss. 
Gerichtskostengesetz  (z.  vgl.  §§  57  f.)  zur  Anwendung  kommen.  Nach 
diesem  Gesetze  werden  aber  Schreibgebühren,  und  zwar  als  bare  Aus- 
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lagen  erhoben  (§§  118  Nr.  1,  114).  Sie  sind  swar  nach  der  allg.  Yer- 
tfkgang  Tom  2.  Juli  1881,  betr.  die  Behandlung  der  den  Prenss.  Fidraa 
cor  Last  fallenden  Schraibgebfthren  (JMBl.  8. 149),  ansaer  Ansati  an 
lassen,  wenn  der  Preoss.  Fiskns  oder  ein  fOr  Bechnnng  des  Staates 
verwaltetes  Institat  Eostenschnldner  ist,  weil  Zahlnngen  ans  einer 
fiskalischen  Kasse  in  die  andere  Termieden  werden  sollen.  Abgesehai 
von  diesem  Falle  aber,  der  hier  nicht  vorliegt,  weil  die  Beschwerde- 
führenn  Eostenschnldner  ist  und  nicht  der  Fiskns  oder  ein  für  Rechnnng 
des  Staates  verwaltetes  Institut,  sind  sonach  auch  bei  Enteignongen 
Schreibgebfthren  in  Grnndbucbsachcu  zu  erheben. 

Könnte  hierüber  noch  ein  Zweifel  bestehen,  so  müsste  er  angesichts 
der  Vorschrift  des  §  24  Abs.  3  Enteignungsgesetz  schwinden.  Danach 
ist  dem  Antrag  des  Unternehmers  auf  B'eststellung  der  Entschädigung 
zum  Nachweis  der  Rechte  am  Grundstück  ein  beglaubigter  Auszug  aus 
dem  Grundbuch  über  den  Eigeutumsbesitz  und  die  bekannten  iiealrechtc 
beizufügen.  „Diese  Urkunden  haben  die  betreffenden  Behörden  dem 
Unternehmer  auf  Grund  der  Feststellung  (§  21)  oder  einer  sonstigen 
Bescheinigung  der  Regierung  gegen  Erstattung  der  Kopialien  zu 
erteilen".  Es  sollen  also  zwar  die  Gebühren  füi-  den  beglaubigten 
Auszug  ausser  Ansatz  bleiben  (§  6  Kosten-Tarifs  für  Grnndbuchsachen 
vom  6.  Hai  1872,  Prenss.  6KG.  §  66  a.  F.,  §  66  n.  F.),  dagegen  sind 
Schreibgebtthren  zu  entrichten.  Damit  ist  jene  Aoslegnng  des  §  43 
Abs.  4  Gnteignnngsgesetz  aasdrUcklicb  für  einen  bestimmten  Fall  yom 
G^ta  anerkannt. 

Kit  ihr  stehen  die  Ministerialerlasse  Tom  21.  Jnli  1876,  17.  De- 
zember 1876  and  1.  März  1877  (Min.-Bl.  f.  d.  p.  L  V.  1876  S.  221,  1877 
8.  88,  88)  nicht  in  Widersprach,  denn  sie  besagen  nnr,  dass  ,die  bei 
dem  administrativen  Verfahren  in  Enteignungssachen  entstehenden 
Kopialien  als  Auslagen  im  Sinne  des  §  43  Enteignnngsgesetz  nicht 
anzusehen  sind".  Sie  betreffen  also  nicht  die  hier  in  Rede  stehenden, 
im  §  43  Abs.  4  behandelten  Grundbuchsachen,  sondern  das  im  Abs.  1 
das.  geregelte  Administrativverfahren,  und  sie  beruhen,  wie  der  Erlass 
YOm  17.  Dezember  1876  hervorhebt,  darauf,  dass  in  diesem  Verfahren 
regelmässig  überhaupt  nicht,  auch  nicht  in  anderen  als  Enteignuugs- 
sacheu  Schreibgebiihren  als  Auslagen  in  Ansatz  kommen  (z.  vgl.  Ges. 
üb.  d.  allg.  Laudesverwaltung  vom  30.  Juli  1883  §§  102  f.,  124).  Die 
Verfügungen  können  daher  nicht  auf  die  gerichtlichen  Grundbuch.sachen 
angewendet  werden.  In  diesen  sind  vielmehr  auch  bei  Enteignungen 
Schreibgebühren  zu  erheben,  wie  das  Kammeigericht  bereits  in  dem 
Beschlüsse  vom  12.  Januai-  1905  —  1  Y  1283/04  —  anerkannt  hat 
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Nr.  105.  Entsch.  des  Oesterr.  Obersten  Gerichtshofes. 

Vom  10.  Mai  1905. 
(Oeitnr.  BlWBb.«TMrardm.^  XVIU  (iN«  Nr.  lU  S.tMt.) 

M  BcrMbiMfl  Ub  ElikMNMmNt|i"|M  iir  WHwi  alMt  M  ahmi  ElMibahnifUle 

6et8teteii  ist  nicht  aiissoliiiesslich  nur  darauf  Bedaolit  zu  neiiroen,  was  der  Witwe 
aus  dem  Erwerbseinltommen  des  Verungl&ckten  entgeht,  sondern  aucli  zu  berück- 
aiohtigen,  was  ihr  infolge  des  Abieiiens  des  Galten  an  Vermdgenseinliommen  zu 

Uirer  ilMilfM  Verfügung  nwiabtt 

£s  liegt  dem  Berufungsarteile  eine  unrichtige  rechtliche  Beurteilang 
insofern  zugrunde,  als  es  von  der  Anschaanng  ausgeht,  dass  das  Ver- 
mögen, welches  ihr  Gatte  und  sie  selbst  bereits  beseraen  haben,  nnd 
welches  dnrch  den  Tod  des  Oatten  sn  ihrer  vollen  Verfügung  gelangt 
ist,  nicht  in  Betracht  so  aiehen  sei. 

Wenn  aber  der  Elflgerin  auch  gemäss  der  Annahme  des  Bemfnngs- 
gerichtes  —  dass  Alois  H.  monatlich  E  60  verdiente  nnd  die  H&tfte 
dieses  Verdienstes  ffir  sich  benfitste  —  die  HUfte  dieses  Einkommens 
ans  der  Tätigkeit  ihres  Gatten  entgangen  ist,  so  ist  der  Entgang  da- 
durch vermindert,  dass  sie  nun  anlässlieh  des  Todesfalles  den  Zinsen- 
genuss  vom  Kapitale,  und  zwar  mindestens  von  jenem  Kapitale,  welches 
laut  der  Verlassenschaftsabhandluug  Eigentum  des  Verstorbenen  war 
und  welclies  jedenfalls  auch  im  gemeinschaftlichen  Haushalte  verwendet 
wurde  oder  verwendet  werden  konnte,  nun  für  sich  allein  erlangt  hat. 

Es  kann  daher  nicht  behauptet  werden,  dass  der  Klägerin  die 
volle  Hälfte  des  Verdienstes  ihres  Gatten  als  dasjenige,  was  ihr  durch 
dessen  Tod  entgangen  ist,  zugerechnet  werden  kann.  Vielmehr  muss 
ein  Betrag  von  monatlich  K  16  66,  was  einer  Jaliresrente  von  ungefähr 
K  200  entsprechend  ist,  als  naclj  Abwägung  desjenigen,  was  durch  den 
Tod  des  Alois  H.  weniger  erworben  wurde  und  desjenigen,  was  der 
Klägerin  durch  seinen  Tod  zur  alleinigen  Verfügung  zukommt  und  nach 
den  Verhältnissen,  nnd  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Hälfte  des 
Vermögens  bereits  ihr  Eigentum  war  oder  nicht,  angemessen  erachtet 
nnd  der  Klägerin  ausser  dem  Betrage  von  £  69*10  an  Bestattangskosten 
zugesprochen  werden.   

Nr.  106.  £ntseh.  des  Oesterr.  Kassattonshofes. 

Vom  12.  Mai  1905. 

(Oesterr.  Kiacnb.-Verordn.  ßl  XVIH  (I906i  Nr.  ua  S.  2394.) 

1.  Oer  Betrieb  der  k.  k.  Stattebabnea  ist  ais  ein  Geeobäft  der  Regierung  im  Sinne 
4m  S 101  Ste.  iSMMlMs,  da  der  Staat  dsreb  dltMi  Batritb  tiae  8ffestlloh-r«ebt- 
lieb«,  Hmb  in  litereMe  der  fieeaatteft  der  BevlHienisi  fetteltte  AiMe  le  «r* 

füllen  strebt. 

2.  Die  Bahnmeister  der  k.  k.  Staatsbahnen  sind  Beamte  im  Sinne  des  ^  153  St6. 

Wie  das  Urteil  selbst  aneikenut,  üudet  auch  im  Falle  des  §  1&3  StG. 


162 


fintocb.  des  DeaUchen  Beichigerichts  vom  20.  Mm  1905. 


die  Begrififsbestimmung  des  §  101,  Abs.  2,  StO.  Anwendung.  Als  Be- 
amter ist  daher  jeder  anzasehen,  weldier  TermSge  Öffentlichen  Auf- 
trages G^hftfte  der  R^emog  (das  Geseti  sagt  nicht  Begienuga- 
geschäftc)  an  besorgen  verpflichtet  ist.  Daas  der  Betrieb  der  Staats- 
eisenbahoen  als  ein  solches  Geschäft  anzusehen  ist,  wird  klar,  wenn 
man  erwigt^  dass  der  Staat  dnreh  diesen  Betrieb  ^e  OffenUich-recfat- 
liehe,  ihm  im  Interesse  der  Gesamtheit  der  BeTOlkemng  des  Staates 
gestellte  Anfgabe,  sei  es  wirtschaftlicher,  sei  es  strategischer  Art,  m 
erfttllea  strebt.  Die  mit  der  Besorgung  des  Betriebes  der  Staatsbahnen 
betrauten  Personen  wirken  an  der  Erfüllung  dieser  staatlichen  Pflichten 
mit,  sie  besorgen  daher,  und  mögen  sie  auch  zum  nntorgeordneten  oder 
Dienstpei'sonale  zählen,  Geschäfte  der  Regierung,  weshalb  ihnen  der 
Charakter  öffentlicher  Beamten  im  Sinne  der  §§  101,  Abs.  2,  and  153 
StG.  nicht  abgesprochen  werden  kann. 

Im  vorliegenden  Falle  war  das  Deliktsobjekt  ein  Bahnmeister,  ein 
Unterbeamter  der  Staatsbahnen. 

Nach  seinem  in  der  Dienstinst ruktion  genau  beschriebenen  Wirkungs- 
kreise ist  der  Balinmeister  ein  wichtiges  Organ  des  Bahnbetriebes, 
welches  insbesondere  auch  für  die  Sicherheit  des  Bahnverkehres  zu 
sorgen  hat,  er  ist  daher  unter  Rücksichtnahme  auf  das  scliun  früher 
Gesagte  als  öffentlicher  Beamter  zu  betrachten.  Dass  der  Bahnmeister 
K.  zur  Zeit  der  erlittenen  Beschädigung  in  Ausübung  seines  Dienstes 
war,  stellt  das  ürteil  ansdrIleUieh  fest.  Da  endlich  das  ürteO  aach 
als  erwiesen  annimmt,  dass  der  Angeklagte  dem  Bahnmeister  die  Ver- 
letzung vorsätzlich  beibrachte,  erscheinen  in  dem  festgestellten  Sach- 
verhalte  alle  sabjektiven  und  objektiven  Merkmale  des  Verbrechens 
nach  §  158  StG.  verwirklicht. 


Nr.  107.   Entsch.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 

1.  Zivilsenat.    Vom  20.  Mai  1905. 
(Zelttobr.  t  BMbtapS.  L  BiyMB  Jahrs,  t  OM»)  Nr.  IT  &  IM.) 

iitersat  Uafeerdak.  Art  8.  Deitiohe  ElMife.-VerlL^Ms.  S§  54^  58.  AaohiaiMlbsr 
iea  ab|eitMi|Mltes  Elsenbahnfrachtbriefe  ist  der  Beweis  zulästl|,  daw  iM  Gat  aar 

zar  Verwahrung  übernommen  wurde. 

Das  Berufungsgericht  geht  mit  Recht  davon  aus,  dass  nach  Art.  8 
des  Internationalen  üebereiukommeus  über  den  Eisenbahn fraclitverkehr 
der  Frachtvertrag  ges^chlossen  ist,  sobald  das  Gut  mit  dem  Frachtbrief 
von  der  Versandstation  zur  Beförderung  angenommen  ist,  dass  der 
Datumstempel  der  Versandstation  dem  Frachtbriefe  als  Zeichen  der 
Annahme  des  Gutes  aufgedriickt  wird,  dass  die  Abstempelung  ohne 
Verzug  nach  vollständiger  Auflieferung  des  Gutes  zu  erfolgen  hat  uud 
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dass  der  mit  deni  Stempel  versehene  Fraclitbrief  als  Beweis  für  den 
Frachtvertrag  dient.  Hiernach  ist  dem  Berufungsgericht  darin  beizu- 
stimmen, dass  durch  die  vorliegenden  Originalfraciitbriefe,  welche  die 
ordnungsmässige  Abstempelung  vom  26.  und  27.  Februar  1898  aufweisen, 
'der  für  die  Klägerin  zunächst  erforderliche  Nachweis,  dass  der  Trans- 
portvertrag  an  diesen  Tagen  geschlossen  wurde,  geliefert  ist.  Unrichtig 
aber  ist  die  weitere  Annahme  des  Berufungsgerichtes,  es  sei  durch  die 
Abstempelung  des  Frachtbriefes  bei  d«r  Yersandstailon  der  AbscUoss 
des  FrschtTertrages  In  diesem  Zeitpiukt  in  so  unwiderleglicher  Weise 
*  bewiesen,  dass  dem  abgestempelten  Frachtbriefe  gegenAber  dn  Nach- 
weis, dass  dies  Gnt  nnr  zur  yorlftnfigen  Verwahmng  nnd  Einlagerung 
llbemommen  worden,  gar  nicht  mehr  statthaft  sei.  Einen  Satz  dieses 
Inhalts  enthftlt  der  Art.  8  des  üebereinkommens  nicht.  Wie  einerseits 
der  Frachtvertrag  auch  beim  Fehlen  des  Stempels  dorch  üebernahme 
des  Gutes  zur  Bef5rdemDg  nebst  Frachtbirief  in  rechtsgttltiger  Weise 
geschlossen  sein  kann,  so  ist  andererseits,  anch  wenn  die  vorgeschriebene 
Abstempelung  des  Frachtbriefes,  vielleicht  aus  Versehen,  erfolgt  ist, 
doch  noch  der  Gegenbeweis  zul&fisig,  dass  eine  Willenseinigung  der 
Parteien  über  einen  Beförderungsvertrag  gleichwohl  nicht  erfolgt  ist, 
und  den  Beweis  dieser  Behauptuni;:  mnss  dann  die  widersprechende 
Partei  gegenüber  dem  an  sich  volibe weisenden  abgestempelten  Fracht- 
brief übernehmen. 


Nr.  106.  Entseh.  des  Flraii28B.  Eassatlonshofes. 
Vom  22.  Mai  1905. 

(ZellMlw.  t  d.  iBtnuk  BliMib.-TnDip.zni  (i905)  Kr.  9  &  SOS.  —  BoltoUa  dM  tnwqporlB  t.Aiic> 

1905  S.  121 .1 

Art  1376,  1377  C.  o.,  Art.  7  Gm.  von  20.  April  1810.  Art.  15  Aligem.  Tar.  Minist.- 
Vtnnls.  VM  20.  Dtienber  189a.  (JOh.  Art  7).  VtrpfllolitMi  der  fhuizStlMhaa 
EletRbaheea  iir  AbwiiiM      ni*  BefMtmg  aafi«! tlMW  Oitet. 

Vom  Appellhof  in  Bordeaux  war  die  Oesellschaft  der  Eisenbahnen 
des  M6doc  zur  BQckerstattuDg  der  von  ihr  eingehobenen  Gebühren  für 
die  vom  Empfänger  bei  Ankunft  der  Sendung  am  Bestimmungsorte  ver- 
langte Abwägung  Terurteilt  worden. 

Die  Eisenbahn  beantragte  Kassation  dieses  Urteils  wegen  Verletstnng 
des  Art.  16  des  allgemeinen  Tarifs  betreifend  die  Erhebung  von  Neben- 
gebtihren  bei  den  franzOsisehen  Hauptbahnen,  der  Ministerialverordnung 
vom  20.  Deaember  1898,  und  falscher  Anwendung  der  Art.  1876  und 
1377  des  Zivilgesetzbuclies,  sowie  Verletzung  des  Art.  7  des  Gesetzes 
yom  20.  April  1810;  die  Beschwerde  ist  aber  Yon  der  Ghambre  des 
reqn6tes  abgewiesen  worden  mit  folgender 


164 


Sntscb.  des  Dentadusn  Üeicliigeriolita  vom  89.  Mai  1906. 


Begründung: 

Im  Art.  15  der  AnwendungsbestimmungeQ  der  allgemeinen  Tarife 
der  EiseubahngeseUaeliaft  des  HMoc  fttr  die  Beftrdemng  gewöhnlicher 
Frachtgüter  ist  aosdrlkeklich  TorgeschriebeD,  dass  die  Gesellschaft  beim 
Abgang  der  snr  Befördemog  anfgegebenen  Oftter  auf  ihre  Kosten  eine 
Abwigong  derselben  zam  Zwecke  der  Festsetsnng  der  Fracht  Torzn- 
nehmen  hat.  Dieselbe  gesetdiche  Bestimnuing  belastet  den  Absender 
oder  Empfänger  nor  mit  den  Kosten  einer  ausdrttddich  verlangten 
aosserordentlichen  oder  nachträglichen  Verwiegnng  und  swar  nor  in 
dem  Falle,  dass  die  von  einem  derselben  Torlangte  Operation  nicht 
einen  zu  seinem  Nactiteile  erlaufenen  Irrtum  herausstellt. 

Nun  hat,  nach  den  Feststellungen  des  angefochtenen  Urteils,  die 
Gesellschaft  des  M6doc  für  Rechnung  der  Gesellschaft  The  Paulliac 
Goal  Mineupfosten  von  Castelnau  und  d'Avensan  mit  Bestimmung  nach 
der  Station  Trompeloup  transportiert;  dieser  Transport  hatte  ausschliess- 
lich auf  der  Linie  des  M6doc  statt,  eine  Abwägung  der  Minenpfosten 
durch  die  Gesellschaft  des  Medoc  hat  nicht  stattgefunden,  und  der 
Empfänger  hat  die  Abwägung  bei  der  Ankunft  am  Bestimmangsorte 
verlangt  und  dafür  186,65  Fr.  bezalilen  müssen. 

Wenn  unter  diesen  Umständen  in  dem  beanstandeten  und  mit  ge- 
höriger Begründung  ver-sehenen  Urteil  ausgesprochen  ist,  dass  mangels 
der  Abwägung  durch  die  Eisenbahn  beim  Abgang  der  Sendung  die 
bei  Ankunft  derselben  in  der  Bestimmungsstation  yon  dem  Empf&nger 
zum  erstenmal  yeriangte  Wägung  nicht  als  eine  aiuserordentlfehe  oder 
nachträgliche  Abwägung  betrachtet  werden  könne  nnd  deren  Kosten 
daher  von  der  Gesellschaft  des  M6doc  getragen  werden  müssen,  so  kann 
hierin  keine  Verletznng  der  im  Kassationsbegehren  angerufenen  Gesetze 
gefunden  werden,  und  war  daher  dieses  Begehren  abzuweisen. 


Nr.  1<M^.  Entsch.  des  nentschen  Reichsgerichts. 
H.  Zivilsenat.  Vom  23.  Hai  1005. 

(Jor.  WoAauelir.  1M6  Hr.  i«  &  MS  Ztft  tt.) 
BMSrt.-Unf.-Fur8.  Ge8.  §  I  vom  13.  März  1886/18.  Jynl  1901.   §  9  Gew.-Unr.-Vsrf.-GlS. 
§  3  Hanpfl.-Ges.  BegrifT  imI  Umfano  der  KostM  ilat  Heilverfahrens. 

Wie  schon  in  der  diesseitigen  Entscheidung  vom  11.  Februar  1890 

(RG.  25,  50)  ausgesprochen  ist  ,  gehören  zu  den  genannten  Kosten  der 
Aufwand  für  vermehrte  Pflege  und  Aufwartung,  wie  hierzu  auch  nach 
der  Entscheidung  vom  13.  Januar  1.  J.  in  Sachen  R.  w.  V.  (III  276/04) 
der  Aufwand  für  Extradiät  gehört.  Die  erstere  Entscheidung  ist  aller- 
dings zum  Haftpfl.-Ges.  vom  7.  Juni  1871  §  3  Nr.  2  ergangen,  allein 
nicht  nur  ist  die  Terminologie  des  Haftpfl.-Ges.  und  des  zitierten  Unl'ali- 
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fürsoigegesetzes  dieselbe,  sondern  gerade  Abs.  4  des  §  1  letzteren  Ge- 
setzes, der  von  der  Kommission  des  Reichstags  eingefügt  wurde,  schliesst 
sich,  wie  dessen  Entstehungsgeschichte  (vgl.  insbesondere  Komniissions- 
bericht  und  die  Verhandlungen  II.  Lesung  —  Verh.  des  Reichstag.s  von 
1885  6  Prot.  S.  874)  ergibt,  an  die  Bestimmungen  und  den  Wortlaut 
des  Haftpfl.-Ges.  an,  gewahrt  auch,  wie  dieses,  die  Kosten  des  Heil- 
verfahrens neben  der  Rente.  Der  Versuch  der  Revision,  aus  der 
Fassang  des  jetzigen  Unfallf&rsorgegesetzes  vom  18.  Juni  1901  §  1 
Alw.  6  in  Yerbindiing  mit  §  9  Abs.  1  Nr.  1  des  06W.-ÜDf.-Vera.-Ofl8. 
alMsaleiten,  dass  der  Begriff  der  Heilangskoeten  im  Sinne  des  genannten 
Abs.  4  des  frttheran  Gesetaes  ein  iMschrtnkterer  sei,  scheitert  schon 
daran,  dass  die  Bestimmung«!  des  nenen  Geseties  nach  Inhalt  und 
Wortlant  (vgl.  insbesondere  aneh  §  1  Abs.  3  des  nenen  Gesetses  nnd 
damit  §  9  Abs.  1  Nr.  1)  von  denen  des  alten  wesentlich  abweichen. 
Uebrigens  ergibt  sich  anch,  wie  die  oben  angesogene  Entschddnng 
▼om  18.  Jannar  1.  J.  ergibt,  dass  der  Begriff  der  „Heilmittel"  im  Sinne 
des  neuen  Gesetzes  eine  Einschränkung  des  Begriffs  der  „Kosten  des 
H^TOrfabrens"  nicht  enthält.  Der  §  9  zit.  enthält  nur  die  Erweiterung, 
dass  auch  die  nicht  zur  Verbesserung  des  Zustandes  des  Verletzten  und 
zur  Vermeidung  der  Verschlechterung  desselben,  d.  h.  eben  zur  Heilung 
notwendigen  Heilmittel  zu  gewähren  sind,  sondern  auch  Hilfsmittel  die 
lediglich  die  Erleichterung  des  stationären  Zustandes  bezwecken  (vgl. 
auch  §  1  Abs.  3  des  Unfallfftrsorgegesetzes).  Die  Revision  bestreitet 
nun  speziell,  dass  zu  den  Heilkosten  der  Aufwand  für  das  notwendige 
vermehrte  Wohnungsbedürfnis  (im  Gegensatz  zum  Aufwand  für  Pflege 
und  Emährungsbedürfnis)  gehöre.  Allein  es  liegt  kein  Grund  vor, 
nicht  auch  den  ersteren  Aufwand  zu  den  Heilungskosten  zu  rechnen, 
da  sich  diese  Bedürfnisse  völlig  gleichstehen.  Selbstverständlich  gilt 
dies  nur  fQr  den  Fall,  dass  es  sich  nm  ein  vermehrtes,  das  bisherige 
nnd  übliche  biw.  gewöhnliche  Bedürftiis  ftberschreitendes  and  ein  snm 
Heilverfahren  notwendiges  Wohnungsbedflrfhis  handelt 


Nr.  110.  Bütseh.  des  Demiselien  Belcisgerlehts. 

6.  Ziyilsenat.  Vom  24.  Mai  1905. 

§  9  Eis6nb.-Verk.-0r(iR.  §  472  H6B.  §§  278,  807  BGB.  Der  Ehemui,  tf<r  fBr  tiob 
md  Mise  asf  S«r  ElsasbslMi  v«rmf llokte  ElwfhM  RMfalirlMrlM  letuuifl  tat,  Iumw 
aleM  aas  lliMS«  RtsMt  asf  firand  das  eheiichen  GOterreohts  einen  vertragsmiMl|M 
SohsSWMSrMtzanspruch  gegan  die  Eisenbahn  erheben.  Nicht  dem  Känfar,  ••■Strs 
den  Inhaber  der  Karte  steht  der  Vertragsanspruch  zu. 

Auch  wenn  eine  von  der  Ebefran  aof  Grand  eines  von  ihr  ge- 
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schlosseiien  Vertrages  erworbene  Forderung  zum  Gesamtgut  gehört 
und  der  Mann  somit  über  sie  zu  verfügen  und  Rechtsstreitigkeiten 
darüber  zu  führen  berechtigt  ist,  so  macht  er  doch  nur  das  von  der 
Frau  erworbene  Vertragsrecht  gegen  den  Dritten  geltend;  er  selbst 
steht  za  diesem  in  keinem  Vertrags  Verhältnis,  hat  daher  gegen  ihn 
aach  keine  Tertragsreehte.  Ihre  Anflhssang,  dass  der  Elftger,  aach 
soweit  es  sich  um  die  Befitrderaug  seiner  Frau  handelt,  in  eio  Vertrags- 
TerhSltnis  zu  dem  Beklagten  getreten  sei,  findet  die  Bevision  weiter 
dadurch  begriindet,  dass  jener  beide  Fahrkarten  —  fftr  sich  nnd  seine 
Frau  —  gelöst  nnd  bezahlt  habe;  dadurch  habe  sich  der  Beklagte  ihm 
gegenüber  Tertragsmässii;  verpflichtet,  aach  seine  Fran  anf  der  be- 
treffenden Strecke  zu  befOrdeni.  Ob  von  diesem  Standpunkt  aas  sich 
ein  Ansprach  des  Klftgers  gegen  den  Beklagten  auf  Grund  von  §  9  der 
Verkelirsordnung  und  von  §  278  BGB.  wegen  des  ihm  durch  den  Tod 
der  Frau  entstandenen  Schadens  konstruieren  Hesse,  kann  dahingestellt 
bleiben;  denn  der  ans  der  Lösung  und  Bezahlung  beider  Fahrkarten 
durch  den  Kläger  gezogene  Schluss  ist  nicht  zutreffend.  Die  Eisenbahu- 
fahrkarte  ist  ein  Inliaberpapier  im  Sinne  des  §  807  BGB.,  ob  man  in 
ihrer  Lösung  den  Kauf  eines  solchen  finden  kann,  kommt  hier  nicht 
in  Betracht.  Die  Eisenbahn  verpilichtet  sich  zur  Beförderung  einer 
Person  von  Ort  zu  Ort,  die  Erreielumt,^  dieses  Erfolgs  geschieht  durch 
Hergabe  von  Beförderungsmaterial  und  durch  Leistung  von  Diensten; 
es  handelt  sich  somit  um  den  Gegenstand  eines  Werkvertrags.  An- 
spruch hierauf  hat  nach  der  Verkehrsordnung  der  Inhaber  der  Karte, 
da  aber  der  Inhalt  des  Vertrags  nur  auf  die  Beförderung  einer  Person 
gerichtet  ist,  lediglich  der  Inhaber,  der  auf  Grund  der  Karte  die  B^se 
angetreten  hat.  Wer  eine  Fahrkarte  löst,  erwirbt  allerdings  mit  dieser 
den  Anspruch  auf  Beförderung,  er  mliert  ihn  aber,  wenn  er  die  Karte 
einem  anderen  flberlftsst  oder  wenn  ein  anderer  mit  ilir  die  Beise  an- 
tritt Dann  ist  nur  der  letztere  deijenige,  welcher  auf  Grund  des  Be- 
fördemngsrertrags  gegen  die  Eisenbahn  Ansprüche  erheben  kann;  nur 
er  steht  zu  ihr  in  einem  VertragsverbältniB.  Hiernach  ist  selbst  dann, 
wenn  der  Kläger  beide  Fahrkarten  gelöst,  bezahlt  und  stets  bei  sich 
behatten  haben  sollte,  auch  seine  Frau  in  ein  selbständiges,  von  dem 
des  Klägers  rechtlich  vei'schiedenes  Vertragsverhältnis  zum  Beklagten 
dadurch  getreten,  dass  sie  eine  jener  beiden  Fahrkarten  benutzte.  Aus 
der  Verletzung  dieses  Vertragsverhältnisses  könnte  nur  sie  Bechte 
gegen  den  Beklagten  ableiten,  der  Kläger  könnte,  wenn  überhaupt, 
nur  diese  Rechte  ;iul  (4innd  des  ehelichen  Gilterrechts  geltend  machen. 
Einen  Schaden  liat  aber  die  Frau,  da  sie  getötet  worden,  nicht  er- 
litten; nur  das  Fahrgeld  könnten  ihre  Erben  oder  der  Kläger  aui'  Grund 
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des  ehelichen  Güterrechts  zurückfordern;  einen  solchen  Ansprach  haben 
aber  die  Kläger  nicht  erhoben. 


Nr,  lU.  Bntseh.  des  Bentsehen  BelehsgeriehtB. 
6.  ZiTiUenat  Vom  29.  Mai  1905. 

(DJZ.  1905  Nr.  16  17  S.  818.) 

§§  426,  421.  840,  278,  831  BGB.  §  I  Hartpf!.-6es.    Belm  Zusammenstosie  der  Be- 
triebinitiel  nehrerer  Bahnen  haftet  dem  Verletzten  für  den  gesamten  Schaden  Jeder 
itr  beteilisten  BatriebsaaternehHer,  walcha  den  Scbadeaeertatzbetrag  als  Geaaait- 
MfeeMMT  Mttr  tlok  »  iMelei  Aateilei  aMaiiltioIwi  verpItoMtl  «Iii. 

Hit  satreffenden  OrOnden  hat  das  Bemftangsgericht  angenomnieB, 
dasB  der  Unfall  sich  dem  Betriebe  auch  der  beklagten  StraanDbahii, 
und  zwar  als  immittelbare  Folge  des  Betriebes,  ereignet  bat  Es  ist 
hier  bei  dem  gleiehxeitigen  Betrieb  zweier  Etsenbahaea  aaf  denelben 
Bahnsttecke  ein  Mensch  körperlich  verletzt  worden,  «nd  diese  Ver- 
letzung ist  herbeigeführt  dnreh  das  tatsächliche  Zosammentrelfen  der 
beiderseitigen  Betriebstätigkeit,  nämlich  den  Zosammenstoss  der  Betriebs- 
mittel der  beiden  Bahnen.  In  einem  stachen  Falle  haftet  jeder  der 
beteiligten  Betriebsunternehmer  für  den  gesamten  nach  dem  Haftpfl.-Ges. 
zn  ersetzenden  Schaden.  Das  Berufungsgericht  ist  nun,  unter  Bezug- 
nahme auf  die  Rechtsprechnng  des  RG.,  namentlicli  das  Urteil  vom 
24.November  1902,  RG.  53,  114  ff.,  davon  ausgegangen,  dass  derBetriebs- 
unternelimer  für  Unfälle  ans  dem  llaftptl.-Ges.  wie  aus  einer  unerlaubten 
Handlung  hafte  und  dass  deshalb  gegenüber  den  mehreren  Schuldnern 
die  Vorschriften  der  §§  840,  421  BGB.  Anwendung  fänden.  Ein  jeder 
sei  die  ganze  Leistung  zu  bewirken  verpflichtet,  aber  der  Gläubiger 
sei  nur  einmal  die  Leistung  zu  fordern  berechtigt.  Darin  liege  das 
Wesen  der  Gesamtschuld.  Ob  diese  ausserdem  noch  Gleichheit  des 
Schuldgrundes  erfordere,  könnte  unerörtert  bleiben :  hier  beruhe  die  Er- 
satzpflicht auf  demselben  Ereignisse,  auf  dem  gleichen  Entstehungsgrund, 
vnd  damit  sei  dem  Erfordernisse  der  eadem  cansa,  —  nna  eademqne 
obligatio  —  jedenfalls  nach  BGB.  genügt.  Der  Einwand  der  Beklagten, 
dass  der  Schuhmacher  M.  als  Fahrgast  der  Elftgerin  verietst  worden 
sei  imd  die  Klägerin  ihm  aas  dem  Vertrage  hafte,  ist  Tom  Bemfongs- 
richter  als  onbeachtlich  angesehen:  dass  der  Verletzte  eine  Fahrkarte 
geltet  habe,  sei  ein  zufälliger  Begleitamstaod,  der  fUr  die  juristische 
Konstruktion  des  Anspruches  yon  Bedeutung  sei,  aber  nicht  dessen 
causa  bilde.  —  Gesamtschuldner  aber  seien  nach  §  426  BGB.  im  Ver- 
hältnisse zueinander  zur  Ausgleichung  verpflichtet,  „soweit  nicht  ein 
anderes  bestimmt  ist".  Eine  solche  Ausnahme  liege  im  gegenwärtigen 
Falle  nicht  Tor.  Es  bestehe  auch  nicht  ein  Begressanspmch  der  Be- 
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klagten  gegenüber  der  Klägorin,  wonach  jene  niclit  im  Wege  der  Aus- 
gleichung das  beanspruchen  dürfte,  was  sie  der  Klägerin  wieder  er- 
statten müsste.  Der  Klägerin  falle  weder  ein  vertretbares  ausser- 
vertragliches,  noch  auch  ein  vertretbares  vertragliches  Verschulden  zur 
Last.  Die  Beklagte  selbst  führe  den  Unfall  lediglich  auf  ein  angeblich 
yorschriftswidriges  Verhalten  des  klftgerischen  Wagenführers  L.  zurück. 
Allein  nach  der  einwandsfreien  Feststellung  des  Landgerichts  habe 
Klftgerin  bei  Answahl  des  L.  die  erforderliche  Sorgfalt  nicht  ausser 
acht  gelassen;  damit  sei  sie  nach  §  831  BGB.  entlastet  —  Auch  der 
weitere  Einwand  der  Beklagten,  dass  zwischen  den  Parteien  ein 
Yeitragsrerhftltnis  hinsichtlich  der  fraglichen  Bahnstrecke,  yermOge  des 
Mitbenntanngsrechtes  der  Beklagten,  bestehe,  welches  die  Klägerin  yer- 
pflichte,  den  Betrieb  auf  dieser  Stre^  gdTahrlos  sa  gestalten,  wird 
yon  dem  Berufangsgericht  yerworfen.  Das  etwaige  Vertragsyerhftltnis 
würde  der  Beklagten  nur  das-  Recht  des  Konkurrenzbetriebs  gewähren, 
nicht  das  Recht  auf  irgendwelche  Beschränkung  des  eigenen  Betriebes 
der  Klägerin;  in  diesem  Eigenbetrieb  aber  habe  sich  der  Unfall  er- 
eignet; lediglich  diesem  Betriebe  iiätten  die  Dienste  des  Wagenführers 
L.  gegolten;  damit  srhoide  die  Vorschrift  des  §  278  BGB.  aus;  L.  habe 
nicht  Leistungen  zu  erfülleu  gehabt,  welche  die  iüägerin  der  Beklagten 
schuldete. 


Nr,  112.    Eiitseh.  des  Deutsehen  Reichsgerichts. 

2.  Zivilsenat.    Vom  130.  Mai  1905. 

f.Tiir  Wochonschr,  1905  Nr  U  S  427  Ziff.  5.) 

§  341  Abs.  3  BGB.  Der  Vorbehalt  der  Vertragsstrafe  —  wegen  verspäteter  Lieferung 
—  nu8»  in  einer  den  SoliHldner  erkennbaren  Weise  bei  der  Annahme  zun  Ausdruck 

Itlraobt  wtrSM. 

Allerdings  ist  für  den  nach  §  341  Abs.  S  zor  Eärhaltnng  des  An- 
spruchs anf  die  Vertragsstrafe  erforderlichen  Vorbehalt,  der  als  eine 
empfangsbedürftige  Willenserkl&rong  des  Glftnbigers  im  Sinne  des  §  ISO 
BGB.  aufzufassen  ist,  der  Gebrauch  bestimmter  Worte  gesetzlich  nicht 
vorgeschrieben.  Derselbe  kann  daher  nicht  nur  durch  Worte,  sondern 
auch  dui'ch  andere  äussere  Mittel  erfolgen,  durch  welche  ein  solcher 
Vorbehaltswille  des  Gläubigers  in  einer  dem  Schuldner  erkenn- 
baren Weise  ausgedrückt  wird.  Aber  es  bedarf  immerhin  einer 
solchen  äusseren  Kundgebung  des  auf  die  Erhaltung  des  Anspruchs 
auf  die  Vertragsstrafe  gerichteten  Willens  des  Gläubigers.  Das  blosse 
Vorhandensein  eines  solchen  Willens  ohne  eine  dem  Schuldner  ver- 
ständliche Erklärung  desselben  oder  der  blosse  Mangel  des  Willens  des 
Gläubigers,  auf  die  Vertragsstrafe  zu  verzichten,  genftgen  dagegen 
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nicht,  um  das  Recht  des  die  Vertiagsleistiing  des  Scliuldners  ohne 
weitere  Erklärung  annehmenden  Gläubigers  auf  die  Vertragsstrafe  zu 
erhalten,  und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn  das  Vorliaiulensein  eines 
solchen  Vorbehaltswillens  oder  das  Nichtvoihandenseiii  des  \'erzicht- 
willens  des  Gläubigers  aus  den  sonstigen  Umständen  des  Falls  zu 
entnehmen  sein  sollte. 


Nr.  118.  EntBeh.  des  J^entoehcii  BdehsgeriektB. 
7.  Zirilsenat.  Vom  30.  Hai  1905. 

'Jur.  Woohenichr.  Jahrg  84  1905)  Nr.  15  S.  508  Ziff.  45.) 

Preuss.  Enteign.-Ges.  vom  II.  Juni  1874  §  8.  Bei  Bemessung  des  Wertes  eines  Grund* 
Stücks  ist  die  günstigste  Nutzungsart  in  Betraolit  zu  ziehen,  daiier  aucli  eine  bereits 
«ritllto  ptrtlRlioh«  8eliul(k«ti«atloi,  wtll,  naoMaa  MMIMi  die  BtMrfMtfrage 
b^faM  sei,  diMt  IUmz«m1m  Jtier  Uaria  itaipietn  Pstmi  iilslit  wtrtfa  vtrsagt 

werdM  kiaiM. 

Nach  der  Tendenz  des  Enteignungsgesetzes  vom  11.  Jani  1874  müsse 
bei  der  Schätzung  des  Grundstücks  die  fßr  den  Eigentümer  günstigste 
der  hier  von  den  Sachverständigen  als  gegeben  anerkannten  Nutzungs- 
arten  zugrunde  gelegt  werden.  Die  günstigste  Nutzungsart  des  hier 
in  Betracht  kommenden  Areals  sei  zweifellos  die  als  Baustelle  für  ein 
Hans  mit  Scluuikwirtschaftsbetrieb.  Verfehlt  sei  der  Einwand  des 
Eisenbahnfiskiis,  die  dem  H.  erteilte  SchaTikwirtscbaftskonzes.sion  könne 
bei  der  Feststellung  des  vollen  Wertes  des  (Ti  imdstücks  keine  Berück- 
sichtigung tinden ,  weil  eine  solche  Konze.ssionserteilung  nur  eine 
Qualifikation  der  Person  und  nicht  der  Sache  sei.  Regelmässig  werde 
der  Ertrag  eines  Grundstücks  durch  Einrichtung  eines  Restaurations- 
betriebes, womi  seine  Lage  und  andere  Umstände  hierfür  günstig  seien, 
erheblich  gesteigert  and  dadurch  auch  der  Wert  des  Hauses  für  jeden 
Besitzer  dementsprechend  vermehrt.  Dasselbe  gelte  aneh  fftr  eine  Bau- 
stelle, die  sich  zor  Einrichtung  eines  solchen  Betriebes  eigne,  wenn 
ihrer  Aosnatznngsffthigkeit  infolge  der  Ertdlnng  der  Konzession  an 
den  Eigentümer  kein  Hindernis  im  Wege  stehe.  Die  Eonzessions- 
erteilnng  bilde  daher,  wenn  sie  auch  kein  Bealprivileg  darstelle,  sondern 
immer  nor  an  eine  Person  geknüpft  sei,  für  ein  Onindstück  in  der 
Begel  einen  wertserhOhenden  Faktor,  da,  wenn  einmal  von  der  Ver- 
waltQDgsbehOrde  die  Bedttrfnisfrage  bejaht  sei,  die  Eonzession  zum 
Schankwirtscbaftsbetriebe  anf  dem  Gmndstück  einer  hierza  geeigneten 
Person  nicht  wohl  versagt  werden  könne.  Das  müsse  aber  für  das 
hier  in  Rede  stehende  Grundstück  um  so  mehr  gelten,  als  dieses  gerade 
wegen  seiner  Lage  in  der  Nähe  des  Personenbahnhofes  in  J.  und  der 
Endstation  der  Strnssenbahn  in  Ermangelung  sonstigen  hierzu  geeigneten 
Baaterrains  zur  Einrichtung  eines  Schankwirtscbaftsbetriebes  sich  be- 
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sonders  geeignet  habe.  Die  Aoffaasong  des  Bernfangsriehtara  gibt  m 
Bedenicen  keinen  Anlass.  Die  Berficksichtigung  der  AosnatsnngsfUiig- 
keit  des  projektierten  Hanaes  als  eines  snm  Schankwirtscbaflsbetriebe 
geeigneten  findet  die  erforderliche  dingliehe  Grundlage  in  den  drtlichen 
Verh&ltnissen,  unter  denen  das  Grundstück  seiner  Lage  wegen  sich  zu 
jenem  Betriebe  nach  der  Feststellung  des  Berufnngsrichters  ganz  be- 
sonders eignete.  Der  Umstand,  dass  die  Konsession  zum  Scbankwirt« 
scbaftsbetriebe  dem  Mitkläger  B.  nur  für  seine  Person  erteilt  war, 
steht  der  Berücksicbtigang  der  bezeichneten  Ausnntzungsfähigkeit  nicht 
entg^f^  Abgesehen  davon,  dass  jedenfalls  zunächst  B.  in  der  Lage 
gewesen  wilre,  die  Sehankwirtscbaft  auf  dem  GrundstQcke  zu  betreiben, 
80  lässt  sich  auch  die  Ausführung  des  Berufungsrichters,  es  werde, 
nachdem  einmal  von  der  Verwaltungsbehörde  die  Bedürfnisfrage  be- 
jaht worden  sei,  die  Konzcssion  zum  Schaiikwiiischaftsbetriebe  auf 
dem  hierzu  so  besundcrs  qualitizierten  Grund-sliicke  auch  anderen  ge- 
eigueteu  Personen  nicht  wohl  versagt  werden,  nicht  beanstanden. 

Kr.  114.   Entsch.  des  Landirerlchts  Brünn. 

Vom  31.  Mai  1905. 

Allg.  Tar.-Anz.  XXIV  (JiM>5)  Nr.  40     7:>ß  ) 

Für  den  Anspruch  auf  Erstattung  von  seitens  der  Eisenbahn  angeblich  zu  Unrecht 
•ligehokener  Vielibetohaiigebiihrea  (in  Gemässheit  des  Tierseuobenge«.  §  10)  ist  der 

.ZIvllresMswai  amgstoMetsei. 

Die  bahnamtliche  Beihilfe  bei  Einhebung  der  Beschaugebtthr  kann 
deren  ölfentlichrechtliche  Natur  nicht  alterieren,  daher  auch  der  Um- 
stand nicht,  dass  die  Vorschreibung  der  Gebtthr  in  jedem  einzelnen 
Falle  Ton  der  Bahn  erfolgt,  zumal  ja  eine  Pauschalvorschreibung  über- 
haupt nicht  tunlich  ist. 

Diese  Beschaugebtthr  ist  keineswegs  eine  Nebengebllhr  der  Fracht, 
da  sie  ja  nicht  für  die  Verfrachtung  gezalilt  wird,  sondern  für  die 
Intervention  des  Viehbeschaiiers,  eines  staatlich  bestellten  Aufsichts- 
organes,  zu  Zwecken  einer  anstandslosen  Ausfolgong  der  Tiere  an  den 
Adressaten  in  der  Endstation;  sie  fliesst  nach  der  ausdrücklichen  Be- 
stimmung der  obzitierten  Durchführungsverordnung  zu  §  10  TSG.  in 
den  Staats.scliatz,  bildet  somit  eine  von  der  Fraclitt,^ebülir  ganz  unab- 
hängige Staatsgebülir,  eine  ötieiitlichrochtliche  Abgabe,  die  von  der 
politischen  Landesbelionle  bestimmt  wird.  Die  letztei'e  bestellt  auch  die 
zur  Untersuciiung  der  Tiere  berufenen  Organe. 

Es  ist  wohl  richtig,  dass  diese  sowie  die  früheren  gleichartigen 
Slatthaltereiverordnungen  von  Recht.smitteln  des  Administrativverfahrens 
keine  Erwähnung  niachen;  wahrscheinlich  wurde  eine  diesbezügliche 
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Bestimmung  für  Uberflüssig  gf^halteu.  Der  Mangel  einer  solchen  Be- 
stimmung kann  jedoch  die  gerichtliche  Kompetenz  durchaus  nicht  be- 
gründen. 

Die  Rechtsprecliung  der  Gerichte  hat  sich  vielmehr  nach  den  be- 
stehenden Gesetzen  aut  die  rein  bürgerliclien  Rechtssachen  zu  beschränken 
and  sich  jedweder  Einmengung  in  Angelegenheiten  des  öffentlichen 
Rechtes  sn  enthalten.  Der  Tollsnf  tind  die  Handhabung  der  obbezogenen, 
die  Viehschaagebttbr  betreifenden  Gesetze  and  Vei'ordnuugen ,  welche 
nor  sanitibre,  somit  Öffentliche  Interessen  verfolgen,  schlAgt  somit  ans- 
schliesslich  in  das  Verwaltnngsgebiet  ein,  daher  auch  die  hieraos  sieh 
ergebenden  Streitigkeiten,  namentlich  Aber  die  Richtigkeit  der  einge- 
hobenen Viehbesehangebtthren. 


Nr.  115.  Entseli.  des  Oestcrr.  Obersten  C^erlehtsliofes* 

Vom  31.  Mai  1905. 

(Oeaterr.  Elsenb.-Verordn.-Bl.  XVIII  fi905)  Nr.  98  S  2149.1 

Naob  §  10  Iii  b  des  Eisenbahn-Konzeasioosgesetzes  haftet  eine  Eisenbahn  zwar  für 
|«iM  Eliiritr  !■  frmt»  Reehte,  slolit  aber  aiieh  fir  blotw  ElsfrlffB  ta  etaefrMie 
litsrosstsiphire  (AsflatSMg  eitsr  des  Zugang  zs  elssr  Rsalllit  veniKMsdes 

NIveauObersetzung). 

Der  Oberste  Gerichtshof  kann  die  Eechtsanschauung  des  Berufungs- 
gerichtes, dass  der  Anspruch  des  Klägers  auf  Entschädigung  für  die 
von  ihm  geltend  gemachten  Betriebserschwernisse  im  Prinzipe  aner- 
kannt werden  müsse,  nicht  teilen.  Denn  im  vorliegenden  Falle  handelt 
es  sich  nicht  um  einen  dem  KHigei  an  seinem  Privatgiite  (Fabrikgebäude) 
durch  einen  Eisenbahnbau  zugefügten  Schaden,  wie  ihn  §  10  lit.  b  des 
Eisenbalin- Konzessionsgesetzes  im  Auge  hat,  sondern  nur  um  angebliche 
Erschwernisse  in  der  Zustreifung  der  Waren  zum  Bahnhofe  in  Göpfritz. 
Wenn  dem  Kläger  auch  ein  Vorteil  entgangen  sein  mag,  den  ihm  die 
frühere  uähergelegene  Bahuübersetzung  geboten  hat,  so  kann  derselbe 
doch  nicht  ein  individuelles  Recht  daran  behaupten.  Es  kann  demnach 
auch  der  vom  Kläger  behauptete  Nachteil  im  Geschäftsbetriebe  oder 
richtiger  der  durch  die  Verlegung  der  BahnQbersetzung  eingetretene 
Entgang  eines  Vorteiles,  auf  den  er  gar  keinen  Bechtsanspmch  hatte, 
aneh  nicht  als  ein  Eingriff  in  seine  Rechte,  sondern  höchstens  als  seine 
Interessensphäre  berfthrendes  Ereignis  atfgesehen  werden,  fftr  welches 
das  Eisenbahnäi'ar  weder  nach  dem  Wortlante,  noch  nach  der  Absicht 
des  zit.  Gesetzes  haftbar  erklärt  werden  kann,  nnd  zwar  um  so  weniger, 
als  hier,  wo  es  sich  gar  nicht  nm  eine  Enteignung  handelt,  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  18.  Februar  1878,  RGBl.  Nr.  SO,  keine 
analoge  Anwendung  finden  können. 
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Nr.  llö.   liiitscli.  des  Deutsolieii  Rolclisjreriehts. 

7.  Zivilsenat.    Vom  2.  Juni  1905. 

anr.  WüctjensL-hr.  Jahrg.  34  l9ob  Kr  15  S  493  Ziti 

BGB.  §  823.  Wer  die  Aaltge  einer  Baiin  ■«teretützt  und  duroli  Hergabe  des  erfordere 
IMti  TmtiIm  HfMtrl  int,  kut  fir  vtruMtibbar«  SaMUai  Avoll  Bm  iii  BtMib 
(WlrtoohafltarMliwiralMt)  «mi  UrterMtaitr  Mwn  Ertati  vtrlufti. 

Der  Kliger  glaubt  Brsatz  des  Schadens  Terlangen  za  kOnnen,  der 
ihm  in  Gestalt  von  Wirtschaftserachwemissen  anf  zwei  Parzellen  durch 
die  Bahnanlage  entstanden  ist.  Diesen  Ersatz  hat  der  Bernfangsrichter 
ihm  mit  Becht  yersagt  Diese  WirtschaftserschwemisBe  sind  so  on- 
mittelbare,  notwendige  und  handgi'eifliche  Folgen  der  Babnanlage,  so- 
weit diese  das  Gnt  des  Klägers  durchschneidet,  dass  letzterer  ihren 
Eintritt  unbedingt  hat  voraussehen  müssen.  Wenn  er  nun  nicht  nur 
im  allgemeinen  in  seiupni  Privatinteresse  den  Bahnbau  betrieben,  sondern 
ihn  so,  wie  er  zustande  gekommen  ist,  durch  schriftliche  Uebernahme 
der  Verpfliclitiuiir,  den  zum  Bau  der  Bahn  erforderlichen  Grund  und 
Boden,  .soweit  diese  sein  Besitztum  durclisi-lmeidet,  unentgeltlich  herzu- 
geben, sowie  durch  ErfüUunfr  diesei'  Verptliclituno:  erst  ermöglicht  in- 
soweit, also  selbst  durch  .seine  eigenen  Hainllungen  die  Aiilacre  der 
Bahn  auf  seinem  Grund  und  Boden  herbeigeführt  hat,  so  liegt  auf  der 
Hand,  dass  er  für  die  unausweichlichen,  voraussehbaren  Folgen  seines 
eigenen  Tuns  nicht  die  Beklagte  verantwortlich  machen  kann.  Der 
Berufungsrichter  hat  daher  vollkommen  recht,  wenn  er  darlegt,  die 
Opfer,  die  der  Kläger  in  Gestalt  der  durch  die  Bahnanlage  ihm  er- 
wachsenen Nachteile  erleide,  habe  er  freiwillig  gebracht  und  selbst  sich 
auferlegt,  nicht  aber  sei  er  genötigt  worden,  im  Interesse  des  Gemein- 
wohls oder  anderer,  insbesondere  der  Beklagten,  aus  seinem  Vermögen 
etwas  aufzuopfern.  Der  Berufnngsrichter  hat  auch  recht,  wenn  er  aus- 
fahrt, daraus,  dass  der  Kläger  der  Verwendung  des  Interessentenweges, 
wenn  er  ihr  auch  zunächst  widerraten  habe,  doch  nicht  widersprochen 
habe,  ergebe  sidi,  dass  er,  als  sein  Bat  nicht  durchgegriffen  habe,  der 
Ausfahrung  der  Bahn  nach  dem  gebilligten  Plane  sich  nicht  widersetzt 
habe;  er  habe  danach  die  yoraussehbaren  Nachteile  der  Benutzung  des 
Dammes  fOr  die  Bahn  freiwillig  auf  sich  genommen,  um  dem  Zustande- 
kommen der  Bahn  keine  weiteren  Schwierigkeiten  zu  bereiten;  er  sei 
also  auch  hier  nicht  gezwungen  gewesen,  etwas  für  die  Allgemeinheit 
aufzuopfern,  sondern  habe  im  eigenen  Interesse  in  Gestalt  des  Wiit- 
schaftserschwernisses,  das  mit  der  Bahnanlage  in  deren  geplanter  Führung 
unverkennbar  und  voraussehbar  verbunden  gewesen  sei,  ein  freiwilliges 
Opfer  übernommen.  Auch  dieser  Auffassung  kann  nur  zugestimmt 
werden. 
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Nr*  117.  Bntsch.  des  ObcrlaiidcsgcriehtB  Mflnelieii. 

Vom  9.  Juni  1905. 

(Zoitschr.  f.  Rccht^pn.  i.  Bayern  Jahrg.  I  (1905)  Nr.  15/ltf  B.  MS/S.) 

Art.  58  Bayer.  Ausf.-Ges.  z.  BGB.  Die  Beschädigung  eines  Pferdes  durch  den  Stark- 
strom der  elektrischen  Strassenbahn  ist  ein  Betriebsunfall,  auch  wenn  der  Strom 
durch  einen  abgerissenen  Draht  der  Staatstelegraphenleitung  auf  das  Tier  gelenkt 

wfrtfeii  tat 

Zar  Entscbeidung  steht  einzig  die  Frage,  ob  der  Sehaden,  fflr  den 
Kläger  die  Trambahn-AG.  mitverantwortlich  macht,  beim  Betrieb  dieser 
Eisenbahn  erfolgt  ist.  Der  Elilger  hat  ohne  Widerspraeh  hervorge- 
hoben, dass  bei  der  M.er  Trambahn  gleichzeitig  das  ganze  Leitungsnetz 
eingeschaltet  wird  und  die  Elektrizität  abweichend  vom  Dampfbetrieb 
an  jeder  Stelle  des  Leitungsdrahtes  wirkt,  nicht  etwa  bloss,  wo  sich 
ein  Wagen  bewegt.  Unbestritten  ist  ferner,  dass  die  Starkstromleitung, 
mit  welcher  der  abgerissene  Telegraphendraht  in  Bertthrnng  kam,  zur 
Fortbewegung  der  Wagen  auf  dem  Trambahngeleise  diente  und  dass 
sie  zur  Zeit  des  Unfalles  von  der  Stronierzeugungsstelle  aus  noch  mit 
Elektiizitiit  geladen  war.  Von  diesen  Verliältnissen  ist  auszugehen. 
Eisenbahnbetrieb  im  Sinne  des  §  1  Haftpfl.-Qe8.  ist  nicht  bloss  die 
Fortbewegung  der  Wagen  selbst;  es  gehören  dazu  auch  alle  Vorkehrungen 
zur  unmittelbaren  Vorbereitung  oder  zur  Fortsetzung  und  Abwickelung 
des  Betriebs,  soweit  auch  mit  ihnen  die  dem  Eisenbahnbetrieb  eigen- 
tümliche Giefährlichkeit  verbniidcn  ist.  Die  Einführung  des  Stroms  in 
die  Drähte  ist  eine  Massnahme,  die  zum  Zwecke  der  Bewegung  der 
Wagen  vorgenommen  wird;  sie  gehöii  sonach  unmittelbar  zum  Betrieb 
(RGE.  in  ZS.  56,  265).  Dadurch,  dass  zur  Zeit  des  Unfalls  der  Wagen- 
verkehr aul'  der  betreffenden  Strecke  ruhte,  war  niclit  auch  der  Betrieb 
der  elektrischen  Eisenbahn  eingestellt,  denn  die  Spannung  durch  vor- 
ausgebende Stromzuführung  bestand  fort;  sie  erstreckte  sich  auf  das 
ganze  Netz,  und  infolge  dessen  konnte  der  Wagenverkehr  jeden  Augen- 
blick wieder  aufgenommen  werden.  Wenn  Beschädigung  durch  Zer» 
s]^ringen  einer  zum  Zweck  der  Beförderung  geheizten  Lokomotive,  auch 
wenn  diese  ihren  Dienst  noch  nicht  begonnen  hat,  als  Betriebsunfall 
im  Sinne  des  §  1  des  Haftpfl.-Ges.  bzw.  des  Art.  58  AG.  z.  BOB.  sich 
darstellt)  so  ist  es  auch  mit  der  als  Bef5rderungsmitel  aufgespeicherten 
elektrischen  Kraft  der  Fall.  Ob  die  Anbringung  der  Masten  und 
Leitungsdrähte  eine  Anlage  im  Sinne  des  Art.  69  AG.  sei,  kann  uner- 
örtert  bleiben;  denn  die  Speisung  der  Drähte  durch  elektrische  Kraft 
ist  nicht  eine  Anlage,  sondei-n  eine  unmittelbar  auf  den  Betrieh  ge- 
richtete Handlung.  Hier  besteht  die  Eigentümlichkeit,  dass  der  Schaden 
nicht  unmittelbar  durch  Herabfallen  und  BeriUirung  des  KrafÜeitungs- 
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drahtes  hervorgerufen,  sondern  dass  der  .Stium  durch  einen  die  Kraft- 
leitung beriihienden  Telegrapheudraht  abj^eleitet  und  so  dem  Körper 
des  Pferdes  zugeführt  wmde.  Dadurch  ist  aber  die  Verursachung  durch 
den  elektrischen  Betrieb  der  Trambahn  nicht  beseitigt.  Das  Herab- 
fallen  des  Drahtes  war  nnr  das  anslOsende  Moment;  Ursache  war  and 
blieb  die  dem  Betrieb  eigentOmliche  Gefahr  der  Kraftsnfnhr  and  Kraft- 
übertragung. Diese  ist  eine  dem  Betrieb  natnrgemftss  innewohnende, 
fllr  die  der  Unternehmer  unter  allen  Umst&nden  haftet,  ohne  Rftcksieht 
darauf,  ob  im  gegebenen  Falle  der  Schaden  abwendbar  war  oder  nicht. 
Uebrigens  ist  die  beklagte  Partei  mit  der  Einrede,  dass  der  Unfall 
durch  höhere  Gewalt  Terursacht  worden  sei,  nicht  henrorgetreten. 


Nr,  118.    Kntsch.  des  Deutschen  Keiehss^eiichts. 

7.  Zivilsenat.    Vom  9.  Juni  1905. 

Jar  \Vocl:cnsclir  Jahr»;.  84  (1905;  Nr.  15  S  509  Ziff.  4«.) 

Ntoh  der  Struktur  de«  Preuss.  Enteiinungsgeietze«  ist  die  Euteignuua  kein  Zwangs- 
vsrfcMf,  MMlert  iMnbt  aif  eluMi  Aktt  Ht  Statteivwatt*). 

Wie  das  Enteignungsrecht  im  PrALR.  (Tl,  T  Tit.  11  §§  3—11) 
gedacht  ist,  kann  dahinge.stellt  bl^^ibeii;  denn  jedenfalls  ist,  —  darin 
tritt  der  erkennende  Senat  dein  IVUlieren  zweiten  llilfssenat  des  R6. 
(Gruchot  Bd.  25  S.  971)  trotz  der  gegen  ihn  von  Rocholl  gerichteten 
Angriffe  (Rechtsfälle  Heft  1  S.  15  ff.)  sowie  den  Ansf&hrungen  von 
Demburg  (Preussisches  Priyatrecht  —  5.  Aufl.  —  Bd.  I  S.  72),  von 
Gleim  (Eisenbahnarchiy  1885  8.43  ff.),  von  Seydel  (Kommentar  sum 
Bnteignnngsgeseta  S.  4  ff.)  und  insbesondere  von  Koffka  (Kommentar 
sum  Enteignnngsgesetz  [1906]  S.  28  ff )  bei  —  das  Verfahren  in  dem 
Enteignungsgesetz  Tom  11.  Juni  1874  so  gestaltet  worden,  dass  die 
Annahme  eines  Zwangsyerkaafs  damit  nicht  wohl  vereinbar  ist.  Das 
Verfahren  weist  vielmehr  in  allen  wesentlichen  Punkten  di^enige 
Struktur  auf,  die  nach  der  obigen  Darstellung  für  den  Charakter  der 
Enteignung  als  eines  öffentlich-rechtlichen  Aktes  der  Staatsgewalt  und 
für  das  hiermit  in  Zusammenhang  stehende  Verfahren  kennzeichnend 
ist.  Dass  in  der  Begründung  ^^n  dem  Entwürfe  des  Gesetzes  aus  den 
Jahren  1868  und  1871  sich  gelegentlich  die  Aeusserung  findet,  die 
Enteignung  sei  ein  erzwungenes  Veräusserungsgescbäft^  ist  ohne  Belang. 


*)  Diese  Entscheidung  setzt  sich  in  direkten  Widersprach  nicht  nur  mit  den 
Oesetzesmaterialien  aod  der  herracheudeu  Theorie,  sondern  auch  mit  der  iconstaiitcn 
Beohteprectaiiiig  aller  anderen  Senate  des  Beiclisgericbts  und  erfordert  dringend 
einen  Beschlnss  der  vereinigten  Zivilsenate  des  Reichsgerichts  (s.  Eger, 
£omm.s.£ntG.  2.  Aufl.  Bd.  I  S.  271.,  und  die  dort  angef.  Literatur  o.  Rechtsprechung}. 


Digitized  by  Google 


Bntsdi.  det  Dentadieii  Bddiigwidita  Jtim  16.  Juni  1906. 


176 


Dagegen  soll  nicht  verkannt  werden,  dass  im  Gesetze  selbst  hier  und 
da  Spuren  einer  Konstruktion  der  Enteignung  als  eines  erzwungenen 
Verkaufs  voi banden  sind.  Dahin  gehören  der  Ausdruck  „Abtretung" 
im  §  8  sowie  die  Bestimmung  im  §  42,  auch  der  Inhalt  de.s  §  9  lässt 
sich  in  gewissem  Grade  in  dieser  Richtung  verwerten.  Allein  ent- 
scheidendes Gewicht  ist  hierauf  nii'ht  zu  legen  Der  erwähnte  Ausdruck 
ist  als  ein  blosses  Wort,  aus  dem  weitere  praktische  Folgerungen  nicht 
gezogen  sind,  einflusslos,  und  was  die  in  bezug  genommeneu  sachlichen 
Bestimmungen  betrifft,  so  lassen  sie  sich  ohne  Schwierigkeiten  aach 
mit  dem  QffeDtlich-rechtliebeQ  Wesen  der  Enteignung  in  Einklang  bringen 
(8.  aoeh  Koffka  a.  a.  O.  S.  226),  mag  die  Anschaiiiing,  aus  der  sie 
erwachsen  sind,  ancb  eine  andere  Sicbtang  verfolgt  haben.  Die  SteUang, 
welche  das  BG.  zn  den  im  vorstehenden  bebandelten  Fragen  bisher  ein- 
genommen bat,  ist  eine  verschiedene.  Der  zweite  Hilfssenat  hat  (a.  a.  0.) 
anf  den  §  76  Einl.  znm  ALR.  znrfickg^^ffen,  der  m.  Z8.  hat  dagegen 
—  allerdings  in  einer  nicht  fAr  das  Gebiet  des  Enteignangsgesetses 
vom  11.  Jnni  1874  erlassenen  Entscheidnng  (RG.  12,  406)  —  sich  der 
Auffassung  angeschlossen,  dass  die  Enteignung  als  ein  öffentlich-recht- 
licher Akt  der  Staatsgewalt  zu  betrachten  sei.  Auf  der  anderen  Seite 
hat  der  III.  ZS.  in  mehreren  Urteilen  (£G.  18,  341;  35,  806)  ange- 
nommen, dass  dem  Enteignnngsgesetze  vom  11.  Jnni  1874  die  Konstruktion 
der  Enteignung  als  eines  Zwangsverkanfs  zugrunde  liege,  und  der  V.  ZS. 
hat  wenigstens  den  109  Tl.  I  Tit.  11  ALR.  für  anwendbar  erachtet 
und  von  einer  „Analogie  des  Kaufvertrages-  gesprochen  (RG.  24,  324; 
31,  280;  JW,  91,  217''^).  Diese  Entscheidungen  geben  indessen  dem 
erkennenden  Senat  zurzeit  noch  keinen  Anlass,  einen  Beschhiss  der 
VerZS.  herbeizuführen;  denn  wenn  auch  die  Entscheidung  des  Berufungs- 
richters von  dem  Gedanken  des  Zwangsverkautscharakiers  der  Ent- 
eignung beherrscht  wird  und  schon  deshalb  nach  Ansicht  des  erkennenden 
Senats  unlialtbar  ist,  so  beruht  die  getroffene  Revisionsentscheidung 
doch  nicht  auf  dieser  Erwägung,  sondern  muss  dieselbe  bleiben,  auch 
wenn  mau  den  grundsätzlichen  Standpunkt  des  Berufungsrichters  teilt. 


Nr.  110.    Entsili.  des  Deutschen  Kefehsgerichts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  15.  Juni  1905. 
(SIsbf.  AniL  Bd.  1«  H«(t  Ylt  &Mf.  ~  Dm  BMht  IX  Mr.  18  & BM.) 

Naflp«tht|M«li  §  3.  Sewslt  uiligig  tot  Hit  RIekttoM  airf  «•  dirsb  nnttaiaaiei 
Alter  afeMbmsie  Erwarb«flM|kttt  ile  Rsate  eatopreshMii  isHItob  lu  bairMsti. 

Der  Kl&ger  wird  mit  fortschreitendem  Alter  nach  dem  gewöhn- 
lichen Laufe  der  Dinge  mehr  nnd  mehr  deijenigen  Einwirkung  unter- 
liegen, welche  natnrgemftss  eben  das  hohe  Alter  anf  die  Arbeitskraft 
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des  Menschen  ausübt,  und  insoweit,  als  die  hierdurch  bedingte  Ver- 
miuderung  der  Erwerbsfähigkeit  Uei  dem  Kläger  auch  ohne  die  vom 
Beklagten  ttun  zugefügte  Verletzung  k&nftig  eintreten  wQrde,  hat  der 
Beklagte  daflkr  nicht  anfzakommen.  Bei  Festsetzang  der  als  Schaden- 
ersatz nach  §  843  des  BGB.  zu  gewährenden  Rente  bat  das  Gericht 
schon  jetzt  vorschanend  auch  eine  Toranssichtlich  künftige  Gestaltung 
der  Dinge  in  Betracht  zn  ziehen,  wohei  unter  Berftcksichtignng  der 
konkreten  Verhaltnisse  anf  die  normale  Sachgestaltang,  den  mutmass- 
lichen und  der  Erfahrung  entsprechenden  Verlauf  zu  sehen  ist  Diese 
Pflicht  ist  dem  Richter  auch  durch  die  Vorschrift  des  §  388  der  ZPO. 
nicht  abgenommen,  welche  vielmehr  nur  die  nachträglich  eintretende 
Veränderung  derjenigen  Verhältnisse  im  Auge  hat,  die  fQr  die  frühere 
Verurteilung  berücksichtigt  wei-den  durften  und  mussten  (vgl.  Gaupp- 
Stein,  Zivilprozessordnnng,  zu  §  323  II  3).  Hi'  rnarh  ist  regelmässig, 
und  wenn  nicht  besondere  Umstände  entgegenstehen,  durch  eine  be- 
stimmte zeitliche  Ab^renznns:  der  Rentenzahlung  der  vorausgesehenen 
Entwickeluner  tunlichst  Rei  linung  zu  tracren.  wie  das  von  dem  erkennen- 
den Senat  neuerlich  wiederholt  aust::esi)i  (H  lien  worden  ist  (s.  übrigens 
schon  RG.  7,  öOff.;  16,  80 ff.;  Jäger,  Die  Umwandelungsklage  8.  10 
Note  20). 

Im  gegenwärtigen  Falle  ist  die  Sache  nach  dieser  Richtung  noch 
nicht  gewürdigt.  Es  ist  nicht  ohne  weiteres  vorauszusetzen,  dass  der 
Kläger,  wenngleich  er  jetzt  noch  verhältnismässig  rüstig  sein  mag,  die 
ihm  von  den  Vorinstauzcu  zugeschriebene  Arbeitsfähigkeit  bis  an  sein 
Lebensende  bewahren  werde,  dass  er  ohne  Dazwischentreten  des  vom 
Beklagten  Terursachten  Beinbruches  auch  noch  im  höchsten  Greiaenalter 
heffthigt  bleiben  würde,  seine  Arbeitskraft  zum  Erwerb  zu  verwerten. 
Der  Umstand,  dass  der  Kläger  schon  jetzt  hochbetagt  und  trotzdem 
noch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  erwerbsfähig  ist,  steht  einer  Be- 
grenzung des  Rentenbezuges  in  dem  Urteile  nicht  im  Wege. 


Nr.  ISO.  Eutsch.  des  Uaudclsgcriehts  In  Antwerpen. 
Vom. 17.  Juni  1906. 

(ZtUselur.  t  d.  lAt«nMt.  Bla«ab.*Traup.  Zm  (tM6)  Hr.  •  S.  Wk) 
All|tai.  Tarifbed.  Art.  8  &  2  (liternat.  Uebereink.  Art.  7  Abs.  4).  Frachtnaohf»ntonii| 
und  Frachtzuschlag  wsgsa  aorichtiger  Angabe  des  Inhalts  einer  Sendung. 

Der  Absender  einer  von  Genf  nach  einer  belgischen  Station  be- 
förderten Sendung  hatte  diese  im  Frachtbriefe  als  Farbenle  bezeichnet, 
wälirend  der  Eisenbahn  b«M-oit.s  in  flü.*;si{re  Farbe  nmgewandelte  Farb- 
erde zur  Befürderung  übergeben  wurde,  was  diircli  ein  vom  Bahnhofs- 
Yorstaud  in  Genf  (Kntrepöts  gön^raux)  aufgenommenes  Protokoll  be- 
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stiitigt.  war.  Gestützt  auf  dieses  Protokoll  und  unter  Berufung  auf 
Art.  7  Ab.^atz  (4)  des  Internat,  üebereink.  und  der  zutrefifeuden  Aus- 
fiihruugsbestiuimungen  belangte  dann  die  Verwaltung  der  belgischen 
Staatsbahnen,  als  Empfangsbahn,  den  Ab.sender  auf  Nachzahlung  von 
1090,35  Fr.,  nämlich  363,45  Fr.  Frachtdilferenz  und  726,90  Fr.  Fracht- 
zaschlag  wegen  unrichtiger  Angabe  des  Inhalts  der  Sendung. 

Die  Klage  wurde  vom  Handelsgeriehtin  Antwerpen  gutgeheissen, 
zunächst  mit  der  Ansftthrung,  dass  die  FeststeUnng  der  der  Klage  zu- 
grunde liegenden  Tatsache  (Aufgabe  zar  Beförderung  von  flflssiger 
Fai'be  anstatt  der  im  Frachtbriefe  angegebenen  trockenen  Farberde) 
im  Bahnhof  Genf  (Entrepöt)  in  der  durch  die  schweizerisehe  Gesetz- 
gebung Torgesehriebenen  Form,  und  daher  beweiskräftig,  stattgefunden 
liabe,  und  sodann  mit  folgenden  weiteren 

Motiven: 

dass  der  Absender  nicht  guten  Glauben  Torachbtzen  kann,  weil  er 

keine  unrichtige  Deklaration  gemacht,  sondern  sich  damit  begntigt  habe, 
in  Uebereinstimmung  mit  den  Konnossementen  im  Frachtbriefe  das  Gut 
als  „Far])erde''  zu  bezeichnen;  denn  der  Absender  sei  yerantwortlicb 
für  die  Richtigkeit  der  Angaben  und  Erklärungen  im  Frachtbriefe;  er 
trage  alle  P'olgen,  welche  aus  unrichtigen,  ungenauen  oder  ungenügenden 
iirklärungen  entspringen; 

dass  nach  dem  vom  Beklagten  ausgefüllten  Fiaohtbriefe  und  auf 
den  Antrag  des  Absenders  die  Sendung  als  Wagenladung  uach  den 
Spezialtarifen  3  und  4  befördert  wurde; 

dass  nach  den  Allgemeinen  Tarif  bedingungeu  die  Güter  der  Spezial- 
tarife  3  und  4  in  der  Klassifikation  angegeben  sind  und  alle  darin  nicht 
bezeichneten  Güter  in  die  allgemeinen  Wagenladuugsklassen  fallen 
(Art.  8  S.  2); 

dass  der  Anwendung  der  Spezialtarife  3  und  4  hiernach  nur  die 
farbigen  und  die  Farberden,  getrocknet  oder  gemahlen,  in 
Säcken,  Fässern,  Kisten  oder  Bfichsen  unterfallen  (S.  10  Nr.  165,  S.  70 
der  amtlichen  Sammlung  der  Tarife  fttr  den  Gtttenrerkehr  vom 
1.  Februar  1902,  Heft  B); 

dass  laut  den  gerichtlichen  Feststellungen  die  zur  Beförderung  ge- 
brachten Gftter  nicht  trockene  Farberde,  sondern  in  Farbe  umgewandelte 
Farberde  waren; 

dass  die  vom  Absender  Torgebraehte  Argumentation,  wonach  eine 
Verwechslung  stattgefunden  hätte,  indem  die  Sendung  auch  Firnisse 
enthalten  habe,  unbegründet  ist,  da  aus  den  der  Klage  zugrunde 
liegendei^  Tatsachen  hervorgeht^  dass  Gegenstand  der  Beförderung  tat- 
sächlich     Farbbächsen  gewesen  sind; 
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dass  die  von  den  Belgischen  StaaUbahneo  beansi)iucliteu  Betrag« 
dem  deutsch-belgiscbeu  Tarife,  Heft  B  vom  1.  Februar  1902,  and  dem 
Iwlgisch-sftdweetdentschen  Tarife  vom  1.  Septeml>er  1901,  Heft  2,  ent- 
sprechen. 


Nr.  131.  Sntseh.  des  Bentschen  Beichsgeriehts. 
6.  Ziyilseoat.   Vom  19.  Jnni  1905. 

Art  169  EG.  z.  BGB.  195,  631,  638,  852  BGB.  Hat  der  PersonenbefSrderungs- 
wrtrag  der  ElttsfealmM  Ms  rssMUsht  Nitir  tisti  Werkvertrages,  m  ssterliegt  eis 
Sehsissssssprssb  wsgss  slsss  Mssiels  ies  Wsrks  (KIrpwvsrIitsssi  dsrsb  slas  Us- 
ri|slsMtosi|kslt  des  Bstriebs)  —  ausserhalb  des  HaftpfliohtgesstiSB  —  der  dsissat- 

Hoben  VerJiUirueg  des  §  638  BGB. 

Der  Kläffer  ist  am  23.  Dezember  1898  bei  der  Einfahrt  in  den 
früheren  L<  ii)/io;er  Bahnhof  in  Dresden  in  einem  Zug  der  Sächsischen 
Staatseisenbahnen  dadurch  verletzt  worden,  dass  er,  weil  der  Zag  über 
die  Drehscheibe  hinweg  in  den  Bahnstei«?  hineinfuhr,  darch  den  heftigen 
Anprall  vom  Sitze  weg  mit  dem  Kopte  ge^en  den  Rahmen  des  Wagen- 
fensters geschleudert  wurde.  Mit  der  am  19.  Februar  1908  erhobenen 
Klage  hat  er  deswegen  Schadenersatz  iretoidert  und  den  Anspruch 
auf  die  Vorschriften  des  sächsischen  Ket  his  über  widerrechtliche  Schadens- 
zufügung und  über  den  Beförderungsvertrag  gestützt,  niclit  aber  auch 
auf  das  Reiclisiiaftpflichtgesetz,  da  insoweit  seine  Ansprüche  verjährt 
seien.  Das  LG.  hat  die  Klage  abgewiesen,  das  OLG.  erklärte  den 
erhobenen  Schadensersatzanspruch  dem  Grunde  nach  für  gerechtfertigt. 
Das  RG.  hob  auf:  Das  Berufungsgericht  hat  bei  der  Beurteilung  der 
Einrede  der  Veijfthrung  mit  Reclit  snnftehst  die  Vorschrift  im  §  9  AI».  8 
in  Verbindnng  mit  §  8  BHaftpflG.  in  der  yoi*  dem  1.  Januar  1900 
geltenden  Fassung  nnd  da  hiernach  einerseits  die  Veij&hning  an  diesem 
Tage  noch  lief,  andererseits  jene  Bestimmung  mit  diesem  Tage  weg- 
gefallen war,  gemäss  Art.  169  E0.  s.  BOB.  die  Vorschriften  des  BGB. 
angewendet  Es  hat  daher  den  Elaganspruch,  soweit  er  auf  wider- 
rechtliche Schadenszufügung  gestützt  ist,  nach  §  852  BGB.  mit  dem 
23.  Dezember  1901  für  yetjfilirt  erachtet,  dagegen  die  Veijfthmng  des 
Anspruchs,  soweit  er  auf  Schadensersatz  wegen  mangelhafter  Erfüllung 
des  Beforderungsvertrags  gerichtet  ist,  verneint,  indem  es  auf  diesen 
Ansprach  die  rcgelmftssige  30  jährige  Verjährung  des  §  195  BGB.  an- 
wendet. Dabei  geht  es  auf  Grund  des  sächsischen  Rechtes  davon  ans, 
dass  der  Beförderungsvertrag  ein  Werkvertrag  sei,  inhaltsdessen  der 
Beklagte  sich  verpflichtet  gehabt  habe,  den  Kläger  ordnungsmässig 
ohne  Verletzung  seiner  Person  nach  Dresden  zu  befördern,  dass  er  dieser 
VerpÜichtuDg  nicht  nachgekommen  sei  und  dass  er  zu  beweisen  habe, 
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(lass  die  ünmüg:lichkeit  der  Erfüllung  der  Forderung  vom  Kläger  ver- 
schuldet Würden  sei  oder  in  einem  Znfall  ihren  Grund  habe.  Aus  den 
Gründen  des  Der  zwi-schen  den  Parteien  abgeschlossene  Vertrag 

ist  nach  den  vor  dem  1.  Januar  1900  in  Geltung  gewesenen  Vorschriften 
zu  beurteilen.  Das  HGB.  a.  F.  enthält  keine  Vorschriften  über  den 
Personenbeförderuugsvertrag,  die  Eisenbabnverkehrsordnuug  vom  15.  No- 
Tembor  1892  —  eben«)  wie  die  Tom  26.  Oktober  1899  —  nur  vereinzelte 
BestimmoDgen;  soweit  diese  nicht  eingreifen ,  was  bler  der  F«n  ist, 
ist  der  Vertrag  als  Handelsgescb&ft  (HGB.  a.  F.  Art  272  Abs.  2  Ziffer  3) 
nach  Handelsgebräachen  (Art.  1)  und  in  deren  Ermangelang  nach  bOrger- 
liebem  Bechte,  mitbin  hier  nach  dem  sächsischen  Bechte  zn  beurteilen. 
Wenn  daher  das  Bemfongsgericht  auf  Qrund  dieses  Bechtes  als  Inhalt 
des  zwischen  den  Parteien  abgeschlossenen  VerdingongSTertrages  (Werk* 
yertrages)  die  Veipflichtnng  des  Beklagten  angenommen  hat,  den  Kliger 
ordnnngsmftsstg,  ohne  Verletznng  seiner  Person,  nach  Dresden  zu  be- 
I5rdeni  —  übrigens  nicht  im  Sinne  einer  Garantie,  wie  die  Revision 
annimmt,  sondern  in  dem  Sinne,  dass  durch  die  Art  nnd  Weise 
der  Beförderung  der  Kläger  nicht  verletzt  werde  — ,  und  wenn  es 
weiter  darin,  dass  der  Kläger  infolge  der  Betriebstätigkeit  verletzt 
worden  ist,  eine  Verletzung  der  Vertragspflicht,  einen  Mangel  des  Werks, 
des  herbeizuführenden  Erfolges,  findet,  so  entzieht  sich  dies  bei  der 
Irrevisibilität  des  sächsischen  Reclits  der  Nachprüfung  durch  das 
Eevisionsgericlit.  Bei  Zugrundelegung  dieser  Ausführungen  ist  aber 
die  Anwendbarkeit  des  §  638  B(jB,  ohne  weiteres  gegeben.  Das  BGB. 
versteht  im  §  631  unter  einem  ^Werk"  nicht  bloss  die  Herstellung 
oder  die  Veränderung  einer  Sache,  nicht  bloss  eine  materielle  Produk- 
tion, sondern  überhaupt  jeden  durch  Arbeit  oder  Dienstleistuug  herbei- 
zuführenden Erfolg,  also  auch  einen  immateriellen  Erfolg.  Wird 
nur  eiu  mangelhafter  Erfolg  herbeigeführt,  so  leidet  das  Werk,  nämlich 
der  herbeigeführte  Erfolg,  au  einem  Mangel.  Auch  auf  solche  Mängel 
ist  §  638  anwendbar,  wenn  anch  mit  der  Hassgabe,  dass,  weil  „nach 
Beschaffenheit  des  Werks"  die  Abnahme  ausgeschlossen  ist,  die  Ver- 
jShniug  gemäss  §  646  mit  der  Vollendung  des  Werks  zn  laufen  beginnt. 
Das  ergibt  sich  auch  ans  der  Entstehungsgeschichte  der  gesetzlichen 
Bestimmottgra  Uber  den  Werkvertrag.  Hiemach  unterlag  der  dem 
Klftger  auf  Grund  des  BefOrderungSTertrags  nach  sächsischem  Bechte 
entstandene  Anspruch  auf  Schadensersatz  wegen  eines  Mangels  des  Werks 
der  nach  Art.  109  Abs.  2  Satz  1  £Q.  z.  BGB.  vom  1.  Januar  1900  ab 
laufenden  sechsmonatigen  Veijfthmng  des  §  638. 
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».  13*2.    Entsch.  dc8  Deiitseheii  RoIclisirericUts. 

ö.  Zivilsenat.    Vom  22.  Juui  1905. 

(Jar.  \Vochca»cbr.  8«  (1»0&;  Nr.  1&  S.  604  ZIIL  87.) 

Haftiifle.  §  I.  Owflfe  iit  FMteteHmi  i&t  H«rt|iflieM  im  «nndt  mmIi  wM  «t  Frag« 
tfN  Unfwii»  ^  8olHil«M«rt«ttM  s.  B.  Ibtr  Aifu|t-  Mi  EtipaRM  iw  Rtil« 

M«b  lielil  MtMhledM. 

In  dem  angefochteuen  Urteile  ist  der  nach  §  1  HaftpflG.  erhobene 
Klaganspruch  znin  Teil  betrage  von  *!i  dem  Grunde  nach  fOr  gerecht- 
fertigt erklärt  und  insoweit  die  Sache  an  die  erste  Instanz  znr&ck- 
verwiesen;  im  übrigen  ist  die  Klage  abgewiesen.  Die  Revision  der 
Beklagten  ist  zurikkgewiesen  woideu:  Es  ist  gerügt,  dass  der  Klag- 
anepmch,  der  auf  Zahlung  einer  Rente  vom  vollendeten  15.  Lebensjahre 
des  Klägers  ab  gerichtet  sei,  in  diesem  Umfange  dem  Grunde  nach  für 
berechtigt  erklärt  sei.  obwohl  zu  diesem  Zeitpunkt  von  einer  Erwerbs- 
fähigkeit des  Klägers  und  deren  Minderung  noch  nicht  <lie  Rede  sein 
könne.  Allein  das  Herufuni^^snrfeil  beschwert  in  diesem  Teile  die  Be- 
klagte nicht.  Denn  weil  seither  über  den  Anfangs-  und  Endpunkt  der 
Reute  noch  gar  niclit  verhandelt  und  darum  auch  noch  nicht  entschieden 
ist,  ist  die  Reklagte  nicht  t^eliindert .  bei  der  Erörterung  des  Betrags 
ihrer  Schuhl  <lie  jetzigen,  nur  den  Umfang  ihrer  Leistungspflicht  be- 
treffenden Bedenken  gegen  den  Beginn  der  Rentenzahlung  geltend  zu 
machen. 


Nr.  123.  finteeh.  des  Dentsehen  Relehsgerlehts. 
6.  ZiTilsenat.   Vom  29.  Jani  1905. 

,  (Dm  BMht  IX  (1M6)  Mr.  18  &  606.) 

fi  3a  Haftpffi.  §  98  DewUVe.  v.  6.  JiH  1884  §  140  v.  30.  Jml/5.  JiH  1900 
%  45  BauUVG.  Sind  bei  eine«  Elteibahnunfalle  Arbeiter  der  Tiefkaigenossenschaft 
verunglückt,  so  kann  letztere,  wenn  auch  die  Arbeiter  Ansprüche  gegen  sie  noch  nicht 
erhoben  haben,  die  Feetstellungsklage  gegen  die  haftpflichtige  Eisenbahn  mit  Rücksicht 
Mf  die  eetet  eintretende  absolut  wirkende  Verjährung,  welche  dnrch  die  Feetetelinnie- 

klaf*  literbreeliee  wM,  aMtoHi«. 

Nach  §  98  GewüVa.  Tom  6.  Jnli  1884  (§  140  GewüVG.  Tom 
30.  Jani/ 5.  Juli  1900)  ond  §  49  BauUVG.  vom  11.  JoU  1887  (jetst 
§  45  Abs.  2)  ist  die  Fordening  der  Verletzten  auf  die  Genossenschaft 
insoweit  abergegangen,  als  die  Verpflichtung  der  letzteren  zur  Ent- 
sch&digung  durch  das  ünfallTersicbemngsgesetz  begrikndet  ist,  also 
soweit  insbesondere  durch  §  6  Q^izt  §  9)  GewUVG.,  §§  6,  7  (Jetzt 
§§  9,  10)  BauUVG.  jene  Entsch&digungspflicbt  der  Genossenschaft  be- 
stimmt und  begrenzt  wird.  Kann  die  Klägerin  wegen  Schäden  dieser 
Art  von  den  Verletzten  künftighin  noch  in  Anspruch  genommen  werden, 
so  besteht  fQr  sie  insoweit  ein  Begressansprnch  nach  §  98  (140)  GewU  V6., 
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nämlich  der  auf  sie  von  Gesetzes  wegen  übergegaiigeno  Schadensersatz- 
aospruch  aus  dem  Haftpflicht gesetze.  Hat  man,  wie  der  erkenneutle 
Senat  kürzlich  für  den  §  151  LwUVG.  vom  5.  Juli  1900,  §  140  des 
neuen  GewIIVG.  ausgesprochen  hat  —  Urteil  vom  26.  Januar  1005  in 
Saclien  Zoppes  wider  Rheinische  landwirtschaftliche  Berufsgenossenschaft 
in  Düsseldorf,  VI  99  04  — ,  den  Rechtsübergang  der  zunächst  in  der 
Person  des  Verletzten  zur  Entstehung  gelangten  Forderung  auf  den 
Zeitpunkt  ihrer  Entstehang  zurückzuverlegen,  so  wäre  in  einem  Falle 
der  Yorliegenden  Art  ein  Ersatzanspruch  d«r  Bemfsgenossenschaft, 
wenigstens  als  sin  bedingter,  noeh  Ton  dem  Bestand  der  EntsdAdigungs- 
pfliclit  nach  dem  Unfallveisicliemngsgesetz  abhftngiger  Ansprncli  zur 
Existenz  gelangt  mit  dem  Eintritt  des  die  Haftpflicht  begrttndenden 
Erdgnisses.  —  Im  Unterschied  yon  kttnftig  möglicherweise  entstehenden 
Bechtsverbftltnissen  oder  blossen  Rechtsfragen,  welche  fttr  solche  Ver- 
hältnisse Bedentang  haben,  können  Gegenstand  der  Feststellung  nach 
§  256  ZPO.  auch  nur  bedingt  oder  betagt  bestehende  BechtSTcrhftltnisse 
sein,  so  die  Verpflichtong  zum  Ersatse  eines  erst  zu  erwartenden 
Schadens.  (Vgl.  Gaupp-Stein,  ZPO.  §  256  II,  1,  d  and  Note  31—33; 
Petersen-Remel6,  ZPO.  §  256  Anra.  11  S.  498;  Seuffert,  ZPO.  9.  Änfl, 
zu  §  256  Anm.  2;  RG.  13,  374  f.;  49,  371  fH.)  Es  fehlt  weiterhin  auch 
nicht  ein  rechtliches  Interesse  der  Klägerin  daran,  dass  die  Ersatzpflicht 
der  Beklagten  durch  richterliche  Entscheidung  alsbald  festgestellt  werde. 
Ein  solches  Interesse  liegt  (abgesehen  von  dem  etwaigen  wirtschaft- 
lichen Interesse  der  Klägerin  an  der  —  gleichbaldigen  und  einheitlichen 
—  Feststellung)  namentlich  in  der  dem  fraglichen  Anspruch  drohenden 
Verjährung.  Der  auf  die  Klät^erin  übergegangene  Anspruch  aus  dem 
Reichs-Haftpüichtgesetz  verjährt  nach  §  8  dieses  Gesetzes  in  zwei 
Jahren  vom  Tage  des  Unfalles  au.  Dieser  Anfangspunkt  ist  ab.solut 
bestimmt,  also  der  Beginn  der  Verjährung  unabhängig  davon,  ob  der 
Verletzte  Kenntnis  von  dem  Schaden  erlangt  hat,  und  gilt  daher  auch 
für  solche  Nachteile,  welche  sich  erst  später  herausstellen  oder  fühlbar 
machen.  (Eger,  RHaftpflG.  5.  Aufl.  zu  §  8  Nr.  107  S.  551  ff.  und  dort 
angef.  Entscheidungen;  Endemann,  HaftpflG.  S.  86;  Weinfieh,  Die 
Haftpflicht  wegen  Körperverletzung  usw.,  S.  162.)  Anf  der  anderen 
Seite  ist  es  rechtlich  nicht  aasgeschlossen,  dass  die  Elfigerin  von  einem 
der  bei  dem  Unfall  Verletzten  noch  Jetzt  ans  dem  Unfall  in  Ansprach 
genommen  werden  kann.  Nach  §  59  Abs.  2  QewUVG.  von  1884,  nach 
§  72  Abs.  2  OewUVG.  von  1900  nnd  g  87  BanUVG.  ist  ancb  nach 
Ablanf  der  zweüfthrigen  Ansschlossfrist  einer  Anmeldang  seitens 
Entscbadignngsberechtigter,  fttr  welche  die  Entschädigung  nicht  Ton 
Amts  wegen  festgestellt  ist,  dann  noch  Folge  zn  geben,  wenn  zngleich 
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glaubhaft  besclieiiiigt  wird,  dass  eine,  einen  Entscliailigunp:saiisprQch 
begründende  Folge  des  Unfalles  erst  später  bemerkbar  geworden  oder 
da.ss  der  Entschädigungsbereclitigte  von  der  Verfolgung  seines  Ansprocbes 
durch  ausserhalb  leiMi  WflleDS  liegende  Veiiiiltiiiflse  abgehalten  worden 
ist,  nnd  wenn  die  Anzeige  innerhalb  dreier  Monate,  nachdem  eine  ün- 
fallsfolge  bemerkbar  geworden  oder  daa  Hindernis  für  die  Anmeldung 
weggefallen,  erfolgt  ist.  (Vgl.  biem  WoedtkeOaspar,  OewüVG.  6.  Aufl. 
sn  §  72  Note  1,  ^  7,  und  wegen  Anwendung  der  neuen  Vorschrift  anf 
Altere  UnfUle  aus  der  Zeit  Yor  dem  1.  Oktober  1900:.  Amtliche  Nach- 
richten des  RVA.  1901  Nr.  1833  a  172  ff.)  Diese  Geeetsesrorschrift 
trifft  namentüch  anf  den  Fall  zu,  wo  ein  Betriebsunfall  zwar  angemeldet 
wurde,  die  Feststellung  der  Entschädigung  aber  deshalb  unterblieben 
ist,  weil  eine  mehr  als  dreizehn wO(* tilge  Erwerbsunfähigkeit  nicht  hat 
vorausgesehen  werden  können.  Der  Berufsgenossenschaft  mnss  angesichts 
dieser  Rechtslage  die  rechtliche  Möglichkeit  gewährt  sein,  bezüglich 
des  auf  sie  Ubergegangenen  Haftpflichtanspruches  den  drohenden 
Ablauf  der  Verjährung  nach  §  8  HaftpflC4.  von  sich  abwenden.  Sie 
kann  die  Verjaiirung  nach  Massgabe  des  §  209  BGB.,  verglichen  mit 
Art.  169  EG.  hierzu,  also  namentlich  durch  Klagerliebung  unterbrechen, 
wenn  und  soweit  da.s  dem  durch  den  Unfall  Verletzten  selbst  zustände. 
Diesem  Zwecke  dient  auch  die  Feststellungsklage.  Dass  eine  Klage 
anf  präjudizielh'  Feststellung  der  Haftpflicht  geeignet  sei,  die  kurze 
Verjährung  des  Hattpflirlitgesetzes  zu  unterbrechen,  ist  in  früheren 
Urteilen  des  KU.  wiederiiolt  anerkannt  worden.  Vgl.  Eger,  Eisenbahn- 
rechtliche Entscheidungen  Bd.  II  S.  80,  III  S.  133,  VI  ö.  329,  XVI  S.  335. 
Und  das  gleiche  wird  von  einer  Mehrzahl  der  Schriftsteller  angenommen. 
Vgl.  V.  Weinrich,  Die  Haftpflicht  für  Körperverletzung  usw.,  2.  Aufl. 
§  55  S.  162,  Westerkamp  in  Endemanne  Eandb.  III  S.  705,  Genzmer, 
Hafti^G.  8.  143  f.,  Reindl,  BHaftpflG.  zu  §  8  Änm.  8  S.  209  f.  —  gegen 
Eger,  BHaftpflG.  5.  Aufl.  S.  562  ff.,  Endemann  S.  195.  Es  konnte  nur 
im  Hinblick  anf  die  Fassung  des  §  209  Abs.  1  BGB.,  wo  die  Klage 
auf  Feststellung  „des  Anspruches*  der  Leiatnngsklage  ausdr&eklich 
gleichgestellt  ist,  und  anf  die  Voraussetzungen  der  Bechtsb&ngigkeit 
des  Anspruches  (BG.  57,  372  ff.)  fraglich  werden,  welche  Bedeutung 
und  Tragweite  für  die  Unterbrechung  der  Einzelfordemngen  einer 
Klage  auf  Feststellung  des  zngmnd  liegenden  abstrakten  Schadens- 
ersatzreclites  beizumessen  seien.  (Vgl.  Gaupp-Stein,  ZPO.  zu  §  256, 
IV  3;  Seuffert,  ZPO.  zu  §  267  Note  1,  a,  9.  Aufl.  8.  887;  8taudinger, 
Komm,  zum  BGB.  §  209  Anm.  3  S.  562.) 
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Nr.  124.   Entseli.  des  Bontschen  Reichsgeriehts« 
6.  Zivilsenat.    Vom  3.  Juli  1905. 

9  I  HaflpllG.  8  254  MB.   Teilung  des  Schadens  bei  groben  VertehMa  tfM  dmrdi 

einen  Strassenbahnunfali  Verletzten. 

Der  Erblasser  der  Kläger  ist  von  einem  Wagen  der  von  der  Be- 
klagten betriebenen  ötrassenbahn  überfabren  und  getötet  worden.  Der 
von  der  Witwe  und  den  beiden  Kindern  erliobene  Ersatzanspruch  ist 
in  der  Berufungsinstanz  dem  Grunde  nach  zur  Hälfte  für  gerechtfertigt 
erklärt  worden.  Das  RG.  billigte  den  Klägern  nur  V/'i  des  Schadens 
zu;  B.  hat  die  Strasse  an  einer  Stelle  kreuzen  wollen,  wo  zwei  Strassen- 
bahngleise  liegen,  auf  denen  die  Wagen  in  entgegengesetzter  Richtung 
fahren.  Indem  er  dabei  auf  einen  vom  Bahnhofe  herankommenden 
Wagen  achtete  und  hinter  diesem  das  erste  Gleis  überschritt,  hat  er 
das  zweite  Gleis  betreten,  ohne  sich  vorher  danach  umzasehen,  ob  nicht 
auf  ihm  ein  Wagen  ans  der  entgegengesetzten  Bichtnng  komme.  Dadurch 
ist  er  Tor  einen,  anf  dem  zweiten  Gleise  fahrenden  Wagen  geraten  ond 
ftberfahren.  Der  Betrieb  der  Strassenbahn  anf  zwei,  dicht  neben- 
einander liegenden  Gleisen  bringt  es  mit  sieh,  dass  die  Gefahr,  der 
der  Verletzte  erlegen  ist,  in  jedem  Falle  so  schwere  Folgen  nach  sich 
zieht,  wie  sie  bei  der  Nichtbeachtung  eines  anderen  Fahrwerics  Aus- 
nahme sein  wArde.  Damm  ist  dem  Bemfiingsgericht  gmnds&fczlich 
beigetreten,  aber  das  Verhältnis,  in  dem  einerseits  das  grobe  Verschnlden 
des  Verletzten,  andererseits  die  Betriebsgefahr  als  Ursache  des  ent- 
standenen Schadens  anzusehen  sind,  anders  abgeschätzt  worden. 


Nr.  125.   Entgeh,  des  Beutsehen  Beichngerlehts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  5.  Juli  1905. 

(Jnr.  Wochenschr.  Jahrß.  34  i  iMä)  Nr  15  8.  496  Ziff.  S7.) 

S  I  Haftpfie.  g  286  ZPO.    Beweisanträge  in  der  Berufungsinstanz  zur  AafMIniag 
des  Sachverhalts  dürfen  nicht  abgelehnt  werden. 

Die  Urteile  beider  Vorinstanzen  nehmen  ein  eigenes  Verschulden 
des  Getöteten  an  dem  Unfälle  au,  ohne  eine  Abwägung  dieses  Verschuldens 
gegenüber  der  mitwirkenden  Betriebsgofahr  gemäss  §  254  BGB.,  die 
die  Anwendung  der  letzteren  Bestimmung  auf  den  Bechtskreis  des  §  1 
HaftpilG.  bedingt,  vorzunehmen.  War  indessen  der  Sachverhalt  derjenige, 
den  das  Urteil  der  ersten  Instanz  festgestellt  hatte,  dass  der  Getötete 
ohne  jeden  rem&nftigen  Grund  und  gegen  die  Verbote  und  Warnnngmi 
der  den  Zug  begleitenden  Eisenbahnbeamten  anf  der  Plattform  eines 
Wagens  sich  aufhielt,  dann  ergab  sich  in  der  Tat  ein  so  weit  ftber- 
wiegendes  eigenes  Verschulden  des  Getöteten,  dass  die  Verursachung 
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des  glänzen  Schailt^us  ihm  allein  zur  Last  gelegt  weiilen  konnte.  In 
der  Berufungsinstanz  haben  die  Kläger  jedoch  neue  Beweisaiiträge  ge- 
stellt, die  das  Bild  des  Vorfalles  zu  verändern  sreeignet  sind.  Wahrend 
nach  der  Beweisaufnahme  der  ersten  Instanz  das  LG.  für  erwiesen 
erachtet  hatte,  dass  L.  zuletzt  auf  der  Plattform  eioes  Wagens  der  I. 
und  II.  Klasse  gestanden  habe,  und  dass  zwar  die  Abteile  der  Wagen 
der  ni.  und  IV.  Klasse  ilberf&llt  gewesen  seien,  nicht  aber  dieser  Wagen, 
haben  die  Kläger  sich  auf  bisher  nicht  Temommene  Zeugen  darüber 
bemfen,  dass  L.  in  Weilers  nicht  in  einen  Wagen  III.  nnd  IV.  Klasse 
bei  dem  Antritte  der  Fahrt  eingestiegen  sei,  dass  dieser  Wagen  derartig 
fiberflkllt  war,  dass  die  Menschen  nicht  nur  in  den  Gängen  des  Wagens, 
sondern  auch  anf  der  Plattform  dicht  gedrängt  standen,  and  dass  L.  eben- 
falls auf  der  Plattform  seinen  Stand  eingenommen  nnd  während  der 
Fahrt  behalten  hat.  Die  Zurflckweisung  dieses  fttr  die  Benrteilang  des 
Verhaltens  des  Veronglfickten  offenbar  erheblichen  Beweisantrages  dnrch 
das  Berufungsgericht  mit  der  Begründung,  dass  sich  aus  dem  Beweis- 
satze nicht  ergebe,  dass  der  Verunglückte  auch  noch  zur  Zeit  des  Un- 
falles auf  der  Plattform  des  Wagens  III.  und  IV.  Klasse  gestanden 
habe,  erscheint  als  ein  Verstoss  gegen  §  286  ZPO.  Die  Entscheidung, 
welche  Darstellung  als  wahr  zu  erachten  ist,  ob  die  Identität  der  von 
den  verschiedenen  Zeugen  beobachteten  Person  ausser  Zweifel  ist.  und 
auf  welcher  Seite  ein  Irrtum  etwa  untergelaufen  sein  möchte,  setzt  die 
Abwägung  der  aufgenommenen  Beweise  gegeneinander  nach  §  286 
ZPO.  voraus. 


Nr.  120.    Entseh.  des  Deutschen  Keic*hs&;ericht8. 

4.  Zivilsenat.    Vom  6.  Juli  1905. 

(Jur.  Wochenschr.  Jahrg.  84  fl906)  Nr.  le  8.  681  Ziff.  Ii.) 

BGB.  §  833.  Das  Pfeifen  und  Oampfoeräusch  der  Lokomotive  ist  ein  Vorkonnisls 
dM  lewSlHiHelNii  Verfcahrt.  WM  iadereh  ele  Tier  Mhao,  $t  iMt  d«r  Titriwttar  fir 

iM  8ehadea  ufkukomai. 

Der  im  Dienste  von  F.  stehende  Arbeiter  und  Eatseher  J.  kam 
anf  dem  Ofiterbahnhof  in  W.,  als  er  dort  mit  dem  Aufladen  eines 
Fasses  auf  den  Wagen  seines  Dienstherm  beschäftigt  war,  dadurch  su 
Schaden,  dass  zwei  vor  einen  beladenen  Bollwagen  der  Beklagten  ge- 
spannte Pferde  f&hrerlos  dahergerannt  kamen  nnd  mit  dem  Pferde  des 
J.  zusammenstiessen,  infolgedessen  aber  J.  zu  Boden  fiel  nnd  sowohl 
durch  einen  Tritt  seines  Pferdes,  als  dnrch  die  B&der  der  beiden  Wageu 
verletzt  wurde.  Auf  Grund  des  OewUVersG.  vom  30.  Juni/5.  Juli  1900 
hatte  die  klagende  Berufsgenossenschaft  die  Kosten  seiner  Heilung  zn 
tragen  und  ihm  eine  Bente  zu  gewähren.  Gemäss  §  140  beanspruchte 


Digitized  by  Google 


Bntieh.  des  Deotochen  Rdchsgericlits  Tom  10.  Joli  1906.  185 

Klägerin  von  der  Beklagten  Ersatz.  Gestützt  wurde  der  Anspruch  auf 
§  833  BGB.,  wonach  Beklagte  ohne  weiteres  hafte.  Das  OLG.  erklärte 
den  Anspruch  der  Kla|j:eiin  dem  Grunde  nach  für  gerechtfertigt.  Die 
Revi.siüa  wurde  zurückgewiesen:  Es  ist  zwar  auch  vom  RG.  anerkannt 
worden,  dass  die  Voraussetzungen  des  §  833  nicht  gegeben  sind,  wenn 
ein  äusseres  Ereignis  auf  den  Küiper  oder  die  Sinne  des  Tieres  mit 
einer  Gewalt  einwirkten,  der  das  Tier  nach  physiologischen  Gesetzen 
nicht  widerstehen  konnte  und  wenn  es  im  Zustand  solchen  Zwangs 
Schaden  anrichtete.  Ob  nnd  wann  die«  zutrifft,  ist  jedoch  gegenwärtig 
nicht  zu  erörtern,  denn  Vorkommnisse  des  gewöhnlichen  Verkehrs  sind 
keinesfalls  fttr  derartige  Einwirkungen  zu  halten,  nnd  zwar  anch  dann 
nicht,  wenn  sie  ein  willkürliches  Ton  des  Tiers  deshalb  zur  Folge 
hatten,  weil  das  Tier,  sei  es  wegen  der  Art  seiner  Gattung,  sei  es 
*  wegen  eines  Fehlers,  besonders  empfänglich  fflr  Äussere  Anregungen 
war.  Auch  im  vorliegenden  Falle  steht  nur  ein  äusseres  Ereignis  des 
gewöhnlichen  Verkehrs  in  Frage.  Dass  auf  einem  Oflterbahnhofe  die 
Pfeife  der  LokomotiTe  ertönt  und  plötzlich  Dampf  abgelassen  wird, 
kommt  alltäglich  vor  und  ist  eine  Begebenheit,  mit  der  jeder  Geschirr- 
führer zu  rechnen  hat.  Scheut  ein  Pferd  vor  solchen  Geräuschen,  so 
folgt  es  dem  tierischen  Trieb,  und  richtet  es  dann  Schaden  an,  so  liegt 
dn  Fall  vor,  für  den  der  §  833  BGB.  recht  eigentlich  bestimmt  ist 


Nr.  127.   Entsch.  des  Deutschen  Beichsgeriehts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  10.  Juli  1905. 

^■itwhr.  £  £l«talk  Jiüirg.  XU  (im»)  Heft  lo  s.  ess.  -  D.  Jor.-ztg.  X  (im6)  »*.  19  8.  «14.  —  Jw. 

WooheOBohr.  Jahrg.  M  (1905)  Nr.  16  S.  644  Ziff.  87.) 

BGB.  §  157.  PrenM.  Kleiib.-Ge».  von  28.  Juli  1892  g  6.  Bei  der  Auelegung  vos 
8tratt«ihMstniiflt¥«rtrlgM  Ist  betreflh  der  Frage  tfer  ZslatMig  vor  RMkirrosi- 

betriebei  durch  die  Geneinden  naoh  den  finisdtatie  vti  Treu  und  Glauben  elnereeitt 

das  SfTentliche  Interesse  zu  berücksichtigen,  von  weichem  diese  beim  Vertragsabschluss 
in  der  Regel  ausgehen,  andererseits  der  Gemeinzwecli  des  Unternehmers.  Weder  darf 
dieeer  bei  dringendem  öffentlichen  Intereese  Koniiurrenzbahnen  widersprechen,  noch 
die  genelado  Ika  iirob  beHeblft  KtaiiirreK  MhMIgm.  Das  ist  —  lewatt  ilekt  tf«r 
Vsrtrafswine  sieh  bwüMrt  fettataUsn  läset  -  naoh  des  VerhiHsIttea  des  Eiistlfällit 

!■  besrtelles. 

Mit  der  Bevision  ist  allerdings  anzonehmen,  dass  es  fttr  die  Ent- 
schddnng  der  swiseheii  den  Parteieii  streitigea  Frage  nicht  darauf  an- 
kommt, welcher  rechtliche  Charakter  den  in  Rede  stehenden  Verträgen 
Im  allgemeinen  beizulegen  ist,  dass  der  Inhalt  der  Verträge  insbesondere, 
wenn  man  sie  als  Mietverträge  bezeichnen  will,  weit  &ber  das  Mass 
dessen  hinaosgeht,  was  der  Mieter  an  Verpflichtungen  regelmässig  zn 

■ter,  BMBbabiiNelitlMhe  ■UsaheMwigMi  XSL  18 
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übernehmen  pflegt.  Diese  Bestimmungen  jedoch,  wie  insbesondere  auch 
der  üm.staud,  dass  der  Unternehmer  bei  dem  Bau  und  dem  Betrieb  der 
Bahn  bedeutende  Kosteu  hat  aufweuileu  müssen  und  fortgesetzt  auf- 
wenden mass,  rechtfertigen  für  sich  allein  noch  nicht  die  AuÖ'assuug, 
es  liege  in  dem  Wesen  des  Vertrags,  dass  dem  Unternehmer  ein  ge- 
wisses Verkehrsgebiet  snr  Ansontsang  des  Verkehrs  nnter  Ans- 
sdüoss  jeder  Konkurrenz  überwiesen  worden  sei,  dies  nm  so  gewisser, 
als  die  Festiegang  eines  bestimmten  Verketarsgebiets  bei  den  sich  in 
dieser  Beziehang  fortwährend  verändernden  Verbtitnissen  einer  Gross- 
stadt sich  tatsächlich  gar  nicht  bewerkstelligen  lisst.  Andererseits 
kann  ebensowenig  die  Anffassnng  gebilligt  werden,  dass  es  in  der 
Katar  dieser  Verträge  üege,  dass  die  Stadtgemeinden  berechtigt  seien, 
nach  freiem  Belieben  den  üntemehmem  Konknrrens  in  dem  von  der, 
Beklagten  angeffthrten  Sinne  zu  machen,  auch  wenn  der  Vorwarf  der 
Schikane  ausgeschlossen  ist.  Vielmehr  ergibt  der  Grundsatz  von 
Treu  und  Glauben,  der  für  die  Auslegung  dieser  Verträge 
ebenso  nach  dem  hier  massgebenden  Allgemeinen  Landrecht, 
wie  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  gilt,  dass  bei  Be- 
urteilung der  Rechte  und  Pflichten  beider  Vertragsschliessen- 
den ihre  Interessen  in  tunlichst  gleichem  Masse  zu  berück- 
sichtigen sind,  und  dies  muss  zur  Zurückweisung  der  Auf- 
fassung der  Beklagten  von  der  grundsätzlichen  Natur  der  in 
Rede  stehenden  Verträge  führen,  wie  auch  der  der  Klägerin, 
falls  sie  das  Recht  für  sich  in  Anspruch  nehmen  wollte,  nach 
völlig  freiem  Belieben  Kunkurrenzbahnen  zu  betreiben  oder 
die  Zustimmung  zum  Bau  solcher  zu  geben.  Tragen  auch  diese 
Verträge  einen  privatrechtlichen  Charakter,  so  werden  sie  doch  regel- 
mässig von  den  Stadtgemeinden  im  Interesse  der  öffentlichen 
Wohlfahrt,  um  ein  öffentliches  Bedürfnis  zu  befriedigen,  ab- 
geschlossen, und  dies  ist  auch  im  Vertrage  vom  13.  Mai  1871,  den  die 
BoTision  als  den  «Grnndyertrag*  bezeichnet^  ausdrftcklich  hervorgehoben. 
Bei  der  Auslegung  des  Vertrags  ist  daher  das  öffentliche 
Interesse  im  Auge  zu  behalten,  von  dem  die  Stadtgemeinde,  wie 
ihrem  Vertragsgenossen  ohne  weiteres  erkennbar,  bei  Abschluss  des 
Vertrages  geleitet  worden  ist,  und  yon  diesem  Standpunkt  aus  mfisste 
es  als  unzutreffend  und  mit  der  Natur  des  Vertrags  im  Widerspruch 
stehend  bezeichnet  werden,  wenn  man  der  Stadtgemeinde  auch  fOr  den 
Fall  den  Bau  und  den  Betrieb  Ton  Konkunenzbabnen  oder  das  Becht 
der  Zustimmung  hierzu  versagen  wollte,  dass  ein  dringendes  öffent- 
liches Interesse  den  Betrieb  solcher  Bahnen  erfordern  würde. 
Denn  dann  würde  gerade  das,  was  sie,  wie  der  Unternehmer  wnsste, 
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mit  dem  Vertragsabschliws  erstrebte,  nach  Belieben  des  Unternehmers 
vereitelt  werden  können.  Andererseits  ist  zu  berücksichtigen,  dass, 
wessen  sich  die  Stadtgeineinde  ebenso  bewnsst  sein  muss,  der  Unter- 
nehmer den  Vertrag  abschliesst,  um  durch  den  Betrieb  der  Bahn  einen 
finanziellen  Gewinn  zu  erzielen,  und  daraus  folgt,  dass  es  der 
Stadtgemeinde  nicht  gestattet  sein  kann,  nach  freiem  Be- 
lieben dem  Unternehmer  Konkurrenz  zu  machen  oder  die 
Hand  zu  einer  solchen  zu  bieten  und  ihn  dadurch  erheblich  zu 
schädigen.  Beide  Teile  müssen  sich  vielmehr,  soweit  nicht  etwas 
Gegenteiliges  vereinbart  wurden  —  was  der  beweisen  muss,  der  sich 
darauf  beruft  — ,  die  Beschränkungen  gefallen  lassen,  die  aus 
dem  beiderseitigen,  je  dem  andern  Teil  bekannton  Interesse 
an  dem  Vertragsabschlüsse  sich  ergeben,  und  daher  kann,  wenn 
man  nur  die  Natur  des  Yertrags  an  sich  in  Berttcksichtiguug  zieht,  der 
Unternehmer  auch  Massnahmen  der  Stadtgemeinde  nicht  widersprechen, 
die,  von  einem  dringenden  öffentlichen  Interesse  erfordert,  die  Be- 
dingungen seines  Gewerbebetriebs  abzn&ndem  geeignet  sind.  Was  in 
dieser  Beziehung  die  Stadtgemeinde  zo  fordern  berechtigt  ist,  welche 
Beschtftnknngen  der  Unternehmer  sich  gefallen  lassen  muss,  ist  nach 
den  Verhältnissen  des  Einzelfalls  za  beurteilen. 

Hit  dieser  Anffassung  von  dem  Wesen  des  Zastimmongsvertrags 
steht  auch  das  Urteil  des  II.  Zivilsenats  des  Reichsgerichts  vom  29.  März 
1898  i.  S.  die  Stadtgemeinde  Cöln  wider  die  Cöluische  Strassenbahn- 
gesellscliaft  im  £inklaog;  die  Ansicht  der  Beklagten,  in  diesem  Urteil 
werde  das  Wesen  eines  solchen  Vertrags  dabin  beurteilt,  dass 
durch  ihn  an  und  für  sich  schon  dem  Unternehmerein  gewisses  Ver- 
kehrsgebiet zur  ausschliesslichen  Ausnutzung  des  Verkehrs  unter  Aus- 
schluss jeder  Konkurrenz  übertragen  werde,  ist  nnzutreöend.  Vielmehr 
war  die  Vorinstauz  zu  dem  Ergebnis,  dass  die  Stadtgomeinde  Cüln 
nicht  berechtigt  sei,  Dritten  das  Recht  zu  verleihen,  in  den  dem  ver- 
klagten  Unternehmer  konzessionierten  Linien  und  solchen  Linien,  die 
mit  ihr  unmittelbar  konkurrierten,  Strassenbahnen  zu  betreiben,  durch 
die  Auslegung  der  zwischen  den  Parteien  bestehenden  Verträge 
gelangt,  und  das  Reichsgericht  hat  die  Revision  der  Stadtgemeinde, 
deren  Rüge  dahin  ging,  dass  das  Oberlandesgericht  die  Verträge  nur 
nach  dem  Interesse  der  Beklagten  beurteilt  habe,  mit  der  Erwägung 
zurückgewiesen,  dass  die  Verträge  nach  dem  ans  ihrem  Wortlaut  und 
ihrem  Inhalt,  ans  ihrer  Natur  und  ihrem  Zwecke  sich  ergebenden  ge- 
meinschaftlichen Willen  der  Parteien  unter  Berftcksiehtigung  von  Recht 
und  Billigkeit  ausgelegt  worden  seien.  Einen  Bechtssatz  Aber  das 
Wesen  des  Zustimmungsvertrags  hat  daher  das  Reichsgericht  nicht  aus- 
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gesprochen.  ist  nur  der  vom  obei  landesgericht  gefundenen  Auslegung 
der  konkreten  Verträge  beigetreten. 

Die  Ausführungen  des  Herufung!<gerichts  lassen  nicht  genau  eine 
Feststellung  erkennen,  dass  nach  den  vorliegenden  tatsächlichen  Ver- 
hältnissen ein  dringendes  ötfentliches  Interesse  den  Betrieb  einer  Kon- 
kurreuzbalin  zu  der  von  der  Beklagten  in  der  Leipzigerstrassc  be- 
triebenen Linie  erfordere.    Indessen  brauchte  das  Berufungsgericht  eine 
Würdigung  dieser  Verhältnisse  und  der  Wirkungen,  die  das  geplante 
Unternehmen  auf  das  der  Beklagten  haben  wird,  nicht  vorzunehmen, 
weil  68  einen  positiTtn  VertTtgsiBhalt  bezttglich  des  too  der  Beklagten 
jetzt  in  Ansprach  genommenen  Bechts  festgestellt  hat  Es  hat  unter 
eingehender  Wttrdigung  der  Verhandlangen,  die  zam  Abschlnsfl  der  Ver- 
träge  geführt  haben,  dargelegt,  dass  das  Streben  der  SechtsTorgängerin 
der  Beklagten  zwar  dahin  gegangen  ist,  dass  ihr  der  Ansschlass  von 
Eonkarrenzbahnen  zagesicbert  werde,  dass  aber  die  Kl&gerin  diesem 
Verlangen  entschieden  entgegengetreten  ist  Hieraas  hat  es  den  Schloss 
gezogen,  dass  die  Klftgerio  hindehtlieb  der  Erteilong  der  Znstimmnng 
zum  Ban  von  Eonkurrenzbahnen  sich  yöIUge  Freiheit  ihrem  Vertrags- 
genossen gegenüber  hat  vorbehalten  wollen  und  dass  die  Rechtsvor- 
gängerin der  Beklagten  diesem  fftr  sie  erkennbaren  Willen  durch  Ab- 
schlass  der  Verträge  sich  unterworfen  hat,  und  es  hat  weiter  festgestellt, 
dass  auch  das  Verhalten  der  Beklagten  nach  Abschlnss  des  letzten 
Vertrags  keine  andeie  Deutung  zulasse,  als  dass  sie  davon  ausgegangen 
ist,  dass  ihr  das  jetzt  in  Anspruch  genommene  Recht  nicht  zusteht. 
Diese  Vertragsauslegung  ist  als  dem  Oebiet  der  TatsachenwUrdigung 
angehürig  für  das  Revisionsgericlit  bindenrl,  und  sie  könnte  nur  dann 
mit  Erfolg  angegriffen  werden,  wenn  das  Berufungsgericht  wesentliche 
Tatsachen  übergangen  oder  unzweifelhaft  anzuwendende  zivilrechtliche 
Auslegungsvorschriften  verletzt  haben  sollte.    Die  in  dieser  Richtung 
von  der  Revision  erbobeueu  AngriÖe  sind  ebenfalls  unbegründet. 


Nr.  128.  Entseh.  des  Oesterr.  Obersten  Ctorlehtshofss. 

Vom  18.  Jali  1905. 

(OtHMT.  ■lw&b.-T«rof«ii.'Bl.  ZVUI  (iNft)  Nr.  IM  S.  MB.) 

Das  AbnrttohM  vwi  SofcMwnatMi  vm  Daohe  eiset  NaolibarieMiiM  aaf  das  8lit- 
daob  «lier  BahahtftvtraMhi  ist  aloht  alt  Ereigmüg  !■  Verkehr  attisehea. 

Als  Ereignang  im  Verkehr  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  5.  M&rz  1869, 
BOB].  Nr.  27,  kann  —  wie  sich  dies  ans  dem  Geiste  and  Zwecke  dieses 
Gesetzes  ergibt  —  nar  ein  solcher  Vorfall  angesehen  werden,  welcher 
im  eigentlichen  Betriebe  einer  Eisenbahn,  sei  es  wegen  Mangelhaftigkeit 
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oder  Unzulängliclikeit  der  Betiiebäiiüttel  oclcr  Einrichtungen,  oder  wegen 
Unregelmässigkeiten  im  Veikehrsdienste,  eintritt. 

Die  durch  den  erwähnten  Vorfall  herbeigeführte  körperliche  Ver- 
letzung muss  sich  unmittelbar  oder  mittelbar  auf  die  besonderen  Ge- 
fahren des  Bahnunternehmens  zurückführen  lassen,  soll  die  im  §  1  des 
zitierten  Gesetzes  bezeichnete  Vermutung  eintreten. 

Natürlich  haftet  die  Bahnunternehmung  bloss  für  die  Folgen  solcher 
Unfälle,  welche  sie  durch  entsprechende  Leitung  des  Betriebes  ver- 
meiden konnte. 

Im  vorliegenden  Fälle  fand  der  Betrieb  der  Bahn  dnrehans  regel- 
recht nnd  fehlerloe  statt,  und  der  Unfall  ist  lediglich  nnr  durch  das 
Abmtscben  der  Schneemassen  vom  Dache  des  Bahnhofshotels  herbei- 
geführt  worden. 

Nicht  also  im  Betriebe  selbst  nnd  nicht  infolge  mangelhafter  oder 
nnznl&nglicher  Betriebsmittel  oder  Einrichtungen,  oder  eines  nnregel- 
mftssigen  Yerkehrsdienstes  ist  der  hier  in  Bede  stehende  Unfall  ein* 
getreten,  und  die  von  dem  Kläger  erlittene  Verletzung  steht  somit  in 
einem  solchen  Verbältnisse  mit  dem  eigentlichen  Bahnbetriebe,  dass  sie 
als  eine  .Ereignnng  im  Verkehre*^  nicht  angesehen  werden  kann. 


Nr.  129.   Entseh.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  18.  September  1905. 

(Jur.  Wochenscbr.  Jalirg.  34  i        N  r  l'o  S.  6s5  Zlff  7.) 

MB.  §  254.    g  i  HaftpflG.  Teilung  des  Schadens  bei  überwiegenden  Vertotauiden 
des  Verletzten,  welcher  die  fieleise  der  Stratsenbahn  Obersohrltlee  hti 

Der  Kläger  ist  von  einem  Wagen  der  Strasseneisenbahn  überfahren 

worden.    Sein  Anspruch  auf  Schadenersatz  gegen  die  Strassenbahn- 

Oesdlsdkaft  ist  Tom  LG.  siir  Hälfte  dem  Ornnde  naeh  fflr  berechtigt 

erklärt,  nnd  die  dagegen  von  der  Temrteilten  Oesellscbaft  eingelegte 

Berufung  ist  zurückgewiesen  worden.    Das  BO.  billigte  dem  Kläger 

nnr  V«  seines  Schadens  zn:  Der  Kläger  ist  nicht  durch  besondere 

Ortliche  Verhältnisse  gehindert  gewesen,  vor  dem  Betreten  des  Gleises 

den  schon  nahenden  Motorwagen  wahrzunehmen.  Allein  sein  Wunsch, 

noch  vor  dem  Fuhrwerk  die  Strasse  zn  kreuzen,  und  der  Wamnngsrnf 

seines  Begleiters,  den  er  nicht  ?erstand,  haben  seine  Anfinerksamkeit 

Ton  dem  abgelenkt^  worauf  er  notwendig  zu  achten  hatte.  Bei  dieser 

Sachlage  ist  das  Verschulden  des  Klägers  die  überwiegende  Ursache 

des  Schadens  gewesen,  und  dementsprechend  ist  der  dem  Kläger  zu  er^ 

stattende  Teil  des  Schadens  herabgesetzt  worden. 
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Nr.  130.   Entsch.  des  Dcutselien  Rclehsiererlehts. 

6.  Zivilsenat..  Vom  9.  Oktober  1905. 
(Jor.  Wook«uokr.  iakrg.  M  (IN»)  Nr.  tt  &  SM  SUT.  Ift) 

HaflpM.  I  I.  M.  §  254.  I«t  Mt  im  tttoiaUltliM  NurgaH«  <M  Vtr- 

tohnlden  de«  Verletzten  ersichtlich,  so  bedarf  es  eines  besonderen  Beweise«  des  Unter« 
■•hatrt  aleht«  senden  liegt  den  Verletzten  der  Nachweis  ab,  atwaife  itageim 

sprechende  Momente  darzutun. 

Wie  das  R(i.  schon  öfter  ansgesproclieii  hat,  ist  in  Fällen,  wo  ein 
Hergani?  dargelan  ist,  dessen  Gestaltung  nach  dem  iegelniässi<reni  Laufe 
der  Dinge  eine  eigene  Handlung  des  Verletzten  als  die  Ursache  des 
Unfalls  und  diese  Handlung  als  sohuldhatte  (ieiälirdung  des  eigenen 
Lebens  erscheinen  lässt,  dem  beklagten  Betriebsunteruehmer  nicht  anza- 
sinnen,  auch  noch  zu  beliaupten  und  nachzuweisen,  dass  das  aus  der 
festgestellten  Sachlage  an  sieh  erhellende  eigene  Verschnlden  des  Ver- 
letzten nicht  durch  irgendwelche  besondere  Umstände  aosgeachlossen 
werde,  and  es  kann  allein  daraus,  dass  solche  ümst&nde  denkbar  sind, 
nicht  die  Folgerang  abgeleitet  werden,  dass  der  dem  Betriebsantemehmer 
obliegende  Beweis  nicht  erbracht  sei.  Es  ist  in  solchen  Fällen  viel- 
mehr regelmässig  Sache  der  klagenden  Partei,  darzutun,  dass  solche 
Umstände  voiigelegen  haben.  HO.  38,  162  ff.;  SächsArch.  99,  773; 
03,  218.  Der  Ehemann  der  Klägerin  soll  dai  ch  eine  eigene  iBUindlaog 
in  die  Oberaus  gefahrvolle  Lage  geraten  sein,  in  welcher  er  nachher 
▼eranglQckt  ist,  und  diese  seine  Handlung  war  eine  schuldhafte  im 
Sinne  von  §  1  HaftpflG.  und  §  204  UiiH.  nicht  bloss  dann,  wenn  in- 
folge übermässigen  Genusses  alkoholischer  Getränke  seine  Urteils- 
fähigkeit oder  die  Herrscliaft  iiber  seine  Glieder  ausgeschlossen  oder 
in  hohem  .Masse  vermindert  war,  sondern,  und  zwar  in  noch  weit 
höherem  Grade,  wenn  er  Herr  seiner  Hewegungen  und  sein  Denkver- 
mögen und  seine  Willenskraft  nicht  durch  Trmikeiilu'it  beeinträchtigt 
war.  Allerdings  besteht  nun  zweilVIIns  die  Möglichkeit,  dass  keine 
dieser  beiden  Sachgestaltungen  vorjjvlt  jj^t  n,  es  vielmehr  auf  irgendeinem, 
ihm  nicht  zum  Verscliulden  anzurechnenden  Umstände  beruht  hat,  dass 
er  zur  Zeit  des  Unfalls  zwischen  den  Schienen  der  Kleinbahn  lag,  ohne 
die  Gefahr,  in  der  er  sich  befand,  zu  erkennen  und  zu  versuchen,  sich 
ihr  zu  entziehen.  Allein  nach  den  oben  dargelegten  Grundsätzen  wäre 
es  hier  Sache  der  Klägerin  gewesen,  gegenttber  der  an  sich  aus  der 
ganzen  Sachlage  sich  ergebenden  Annahme,  dass  ihr  Mann  durch  eine 
eigene  schnldhafte  Handlung  in  die  Lage,  in  der  er  verunglfickt  ist, 
gekommen  ist,  zu  behaupten  und  nachzuweisen,  dass  der  Unfall  durch 
von  ihrem  Manne  nicht  verschuldete  Umstände  herbeigefährt  woitlen  sei. 
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Abhandlungen. 


7. 

Zwei  Waiidluugeu  der  (Gesetzgebung:  Aber  die  tahrlilssige  £isenbalm- 

Traiisportg:efUhrduug. 
Von  Dr.  Wilhelm  Boethke, 

Landricliter  in  Berlin. 

Als  die  Stiafgesetzgebnng  begann,  sich  mit  der  Eisenbahn-Transportge- 
tHlir<hing  zu  beschäftigen,  hatte  sie  vor  allem  Dampfbahnen  im  Sinne,  die 
einen  besonderen  Bahnkörper  hatten.  Die  Bechtsprechnng  war  jedoch  echon 
fMUizeitiff  dahin  gelangt,  aneh  Bahnen,  die  doreh  andere  elementare 
Natnrkrftfte  betrieben  ^rarden  und  die  keinen  besonderen  Bahnkörper 
hatten,  in  den  Bereich  der  Strafgetetse  zn  ziehen,  nnd  das  mit  Recht.  Solehe 
Bahnen  haben  nnn  aber  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  eine  nngealintc  Ans* 
dehnnng  dadurch  gewonnen,  dass  die  Elektrizität  auf  den  Strassenhalinen 
den  Pferdebetrieb  fast  ganz  verdriinfrte.  Dadurch  wurde  das  Gebiet,  auf  dem 
die  Gesetzgebung  über  die  Transportgefiilirduiig  (besonders  §§  315,  316  des 
Strafgesetzbuchs)  wirksam  war,  mit  einem  Schlage  derart  erweitert,  dass  bei 
den  Strafkammern  der  Landgerichte  die  TransportgefShrdnngBaaehon  etwas  All- 
tSgliohes  wurden.  Gleiehzeitig  trat  der  üebelstand  henror«  dass  die  materielle 
Oesetegebnng  in  den  mdstm  Emilien  nicht  mehr  passte.  Denn  es  liegt  anf 
der  Hand,  dass  bei  den  Stras.sen>)ahnen,  die  in  ilircr  Bewegungsfreiheit  natnr- 
premüss  stark  boscliränkt  sind,  dir  ^lüeliclikeit  ernsterer  Gefaliren  viel  ge- 
rinp;er  ist  als  bei  anderen  Eisenbahnen.  Es  bestand  für  die  falirlässige  Trans - 
portgefährdnnjr  folij ender  T?er Ii ts zustand: 

Herbeiführung  einer  Transportgefährdung  durch  Fahrlässigkeit  oder 
dnreh  (yorattsliche  oder  fahrlässige)  Vemachiassigiing  eisenbahndienstlicher 
Pfliehten:  OeAngnis  von  1  Tage  bis  an  t  Jahre.  Wurde  gleichzeitig  (durch 
Fahrlftssi^eit)  ein  ICensch  körperlich  Terietzt,  so  lag  gemRss  §  73  des  StGB. 
Idealkonknrrenz  mit  fahrlitf siger  Körperverletzung  vor.  Da  bei  fahr^ 
lässiger  Körperverletznng  die  höcliste  Stiafe  2  Jahre  Gefängnis  ist,  so  waren 
die  für  sie  gegebenen  8ti;inirstiuiniun^:en  massgebend.  Es  konnte  also  einer- 
seits gemäss  §  230  eine  scliwcrcic  Strafe  als  nach  §  3l(i  verhängt  werden, 
andererseits  war  aber  auch  Gehlstrafe  zulässig,  da  diese  der  §  230  ebenfalls 
vorsieht  War  der  Tftter  zn  der  Anftnerksamkeit,  die  tr  ans  den  Angen 
setzte,  vermöge  seines  Amtes,  Bernfes  oder  Gtewerbes  besonders  verlachtet, 
so  konnte  die  Strafe  anf  3  Jahre  OefKngnis  erhöht  werden.  War  mit  der 
Transportgefährdung  die  Tötnng  eines  Menschen  verbunden,  so  lag  Ideal- 
konkurrenz mit  §  222  vor,  und  es  musste  auf  Geföngnis  bis  zu  3  Jahren  er- 
kannt werden,  und  bei  Amt sfalirliissiirkeit  konnte  die  Strafe  auf  5  Jahre  er- 
höht werden.  In  den  seltenen  Fällen,  dass  die  Tötung  zwar  durch  die  straf- 
bare Handlung  verursacht  war,  ohne  dass  sie  auf  Fahrlässigkeit  des  Handelnden 
berolite,  bestand  Gefängnisstrafe  von  1  Monat  bis  zu  3  Jahren  (§  316). 
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Es  ftSllt  hier  olmo  weiteres  tolf^endcs  anf:  a)  wenn  bei  der  Transport- 
geffthrdong  kein  Schaden  oder  nur  Materialschaden  eintrat,  so  war  die 
Strafe  unter  allen  Umstftnden  Gefängnisstrafe,  während  im  Fall  der  Ideal- 
konkarrau  mit  KOrperverletsmigf  also  in  den  schwereren  FSUen,  Geld- 
strafe zollsaig  war.  b)  Hatte  die  TransportgtfShrdniig  die  Tötnng  eiaea 
Menschen  zur  Folge,  so  war  die  Hindeststrafe  niedriger  (1  Tag  Oef.),  wenn 
FahrlKssigkeit  vorlag,  als  wenn  die  Tntnnpr  von  dem  Täter  nicht  in  den  Be- 
reich seiner  Voranssicht  {rezocren  werden  konnte  (1  Monat  Gef.).  Nebenher 
sei  benu  ikt,  da.ss  die  Nebensti  afe  der  rnfilhijrkcit  serklJirung  zar  Be- 
schUttigung  im  Eisenbahndienst  311))  nur  zulässig  war,  wenn  eine  fahr- 
lässige Körperverletzung  oder  Tötung  nicht  vorlag.  Die  Folge  dieses  Ge- 
setsesznstaades  war  die,  dass  bei  den  Znsammensttasen  von  Fuhrwerk  mit 
den  Strassenbahntraasporten  fast  immer  Oefftagnlsstrafe  efaitrafc.  Denn  daea 
hierbei  ein  Kensch  getStet  oder  vwletEt  wurde,  war  eine  Seltenheit.  Das 
Ergebnis  war  also:  Ja.  den  leichteren  Fällen  fast  stets  eine  h5here  Steafe 
als  in  den  .schwereren  Fällen. 

Diesem  unerträglichen  Zu-itande  hat  das  Reichstresetz  vom  27.  Dezember 
18'J*,)  teilweise  ein  Ende  gemadit,  indem  es  für  ilie  einfaclie  fahrlilssige  Trans- 
portgefährdung auch  Geldstrafe  (bis  zu  900  iL.)  zuliess.  Der  §  316  lautet 
JeCit: 

Wer  fahrlftssigerwdise  dnroh  eine  der  vorbeseiehnetea  Handlungen 

den  Transport  auf  einer  Eisenbahn  in  Gefahr  setzt,  wird  mit  Oefftngnis 
bis  zn  einem  Jahre  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  900  Ii.  und,  wenn  durch 
die  Handlung  der  Tod  eines  Menschen  verursacht  worden  Ist,  mit  Ge- 
fängnis von  1  Monat  bis  zu  3  Jahren  bestraft. 

Gleiche  Strafe  triflFt  die  zur  Leitung  der  Eisßnbahnfahrten  und  zur 
Aufsicht  über  die  Bahn  und  den  Befördenmgsbetrieb  angestellten  Per- 
sonen, wenn  sie  durch  VemadilftBsigiing  der  Ihnen  obliegenden  Pflichten 
einen  Transport  in  Gefahr  setzen. 

Damit  ist  die  zn  a  bezeichnete  Unebenheit  beseitigt.   Bestehen  gebliehen 

ist  datre^^en  die  zn  b  beseichnete  Unebenheit  and  der  Rechtssnstand,  wonach 
die  Unfähigkeitserklflrung  gerade  in  den  schwereren  Füllen  unzulässig  ist. 
Abhilfe  w.lre  am  lei<'ht(sten  dadurcli  zu  schaffen,  dass  ij  73  des  StGB,  ülier 
die  Idealkonkurrenz  geändert  wird  in  dem  Sinne,  dass  bei  Idealkonkurren^ 
nicht  das  Gesetz  massgebend  ist,  das  die  höchste  Strafe  androht,  sondern  das 
Oesetz,  das  im  konkreten  Falle  zur  schwersten  Bestrafung  führt  (vgl.  hierzu 
§  2  des  Strafgesetzbuchs).  Dieser  Gesichtspunkt  verdient  bei  der  bevorstehen- 
den ümgestaltnng  des  Strafgesetzbuchs  BerttcksIchtJgung.  Dabei  wird  auch 
zn  erwägen  sein,  ob  nicht  der  §  319  (ünitlhigkeitserkllmng)  flberlianpi  zn 
beseitigen  ist.  Denn  wenn  man  bisher  in  den  schweren  Fällen  ohne  Anwen* 
dung  dieser  Bestimmung  ausgekommen  ist,  so  wird  das  anch  in  Zukunft  ge- 
schehen k;»nnen.  Bei  den  Icii  litci  cn  Filllen  liegt  aber  im  allgemeinen  kein 
Bedürfnis  zur  Unfähigkeit scrkhiniiig  \<iv.  lleberdies  sind  im  Deutschen  Reiche 
die  meisten  Voll-  und  Nebenbahnen  Staatsbahnen,  bei  denen  die  Disziplinar- 
befugnisse imstande  sind,  den  §  819  zn  ersetzen.   Bei  den  PrivatbahiieM  ge- 
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niigen  aber  die  Aufsiclitsbefiignis^e  der  Staatsbehörden,  um  angeeigiiete  Ele- 
mente aas  dem  Betriebsdienste  zn  entfernen. 

Aaf  der  betretenen  Bahn  hat  die  Gesetzgebung  nun  neuerdings  einen 
wttiteren  Schritt  getan,  dlesnwl  «nf  dem  Gebiete  dee  formellen  Bedito.  Die 
EfsenbahntraoBportgeflhrdimgeii ,  die  bei  den  Strafkammern  zur  Aburteilmg 
kommen,  begannen  einen  ttberans  breiten  Banm  einmnefamen,  nnd  in  den 
meisten  Fftllen  handelte  es  sich  nnr  nm  geringfägige  Dinge,  die  sich  nicht  weit 
von  blossen  Strassenpolizei-Üebertretnnpen  hielten.  Da  gef!:en  die  Urteile  der 
Strafkammern  nur  die  Revision  an  das  Reichsg:ericht  zulässig  ist,  so  hatte 
auch  dieser  höcliste  Gerichtshof  viel  mit  unbedeutenden  Vergehen  aus  §  316 
zu  tun.  Die  Ueberiastung  des  Reichsgerichtes,  die  allmiihlich  unerträgliche 
Folgen  zeitigte,  fOhrte  m  dem  Beichsgesetie  vom  5.  Jnni  1906,  be- 
treffend  Aendervngen  des  Oerichtsverfasanngsgesetzea.  Dieses 
Geeefez  führt  eins  Entlastung  des  Beiehsgeriehts  nnd  der  Strafkammern  der  Land- 
gerichte dadurch  herbei,  dass  es  die  Zuständigiieit  der  Schöffengerichte  er- 
weitert. Hier  interessiert  nur  die  Bestimmung,  nach  der  die  Strafkammer 
bei  Erüffnunjx  des  Hauptverfahrens  wegen  der  Vergehen  ans  §  316  des  StGIi. 
auf  Antrair  der  Staatsanwaltschaft  die  Verhandlung  und  Entscheidung 
dem  Schöffengerichte  überweisen  Ivanu,  wenn  nach  den  Umständen  des 
FaUsa  aazuielimen  ist,  dass  wegen  des  Vergehens  auf  keine  andere  and  hOhere 
Btmfe  als  anf  eine  Gefängnisstrafe  von  JiOchstens  6  Monaten  oder 
eine  Geldstrafe  von  bSchstens  160011.  za  erkennen  s^  werde.  Hier- 
bei ist  der  Gesetzgeber  natfirlieh  davon  ausgegangen,  dass  nnr  die  geringe 
fügigeren  Strassenbahnunfälle  zum  Gegenstande  der  Ueberweisnng  in  das 
Schöffengericht  gemacht  werden  würden. 

In  fast  allen  Fällen  dieser  Art  wird  eine  Berufsfahrlässigkeit  vorliejren, 
da  der  Schuldige  meist  der  Strassenbahnführer  oder  der  Führer  des  anderen 
GsAhrts  ist  and  diese  beiden  vermöge  ihres  Berafes  zu  besonderer  Aafmerk- 
samkflit  verpfliehtet  sind.  Deshalb  wtrde,  wenn  ein  Kensch  verletzt 
wird,  nach  wie  vor  die  Strafkammer  znstftndig  sein,  wenn  nidit  anch  fttr  das 
Vergehen  ans  §  290  Abs.  2  des  StGB,  die  Ueberweisang  zugelassen  wftre; 
nnd  das  ist  in  der  Tat  durch  das  Gesetz  vom  5.  Juni  1905  ebenfalls  ge- 
schehen. Liegt  dagegen  Idealkonkurrenz  mit  fahrlässiger  Tötung  vor,  so 
bleibt  es  bei  der  unbeditiirt«'ii  Zustiindifrkeit  der  Strafkammer.  In  den  sel- 
tenen Fällen  des  §  316,  in  denen  die  Tötung  zwar  durch  die  Transportgefähr- 
dung verursacht,  dem  Handelnden  aber  nicht  als  Fahrlässigkeit  zuzurechnen  ist, 
besteht  jetzt  ebenfalls  die  Ki^liehkeit  der  üeberweisnng  an  das  SohSffsngerlcht. 

Würden  die  Gerichtsbehftrden  Ms  an  die  Grenze  des  gesetzUdi  ZnUlssigen 
gehen,  so  wflrden  in  Zakmift  fast  aUe  fahrUsslgen  I^enbahn-Tranaportge- 
fährdungen  von  den  Schöffengerichten  abgeurteilt  werden.  Denn  dass  ein 
Mensch  bei  einem  Eisenbahnunfall  getütet  wird,  ist  glücklicherweise  nicht 
häufig,  und  in  allen  übriijcn  Fällen  wird  selten  von  vornherein  eine  Strafe 
von  mehr  als  sechs  Monaten  Gefäinpnis  anzunelimen  sein.  Es  ist  jedoch  wahr- 
scheinlich, dass  die  Gerichtsbehörden  in  allen  Fällen  von  grösserer  Bedeutung, 
auch  wenn  dabei  grOsswes  ünhdl  nicht  entstanden  ist,  die  Verhaadlnng  bei 
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den  StrallLMnmeni  tUttfindeii  Immb  werden,  die  nur  AlrarteUnng  Tiel  geeig- 
neter dnd,  als  die  SchSifengericlite.  Indeflsen  die  Uöglidikelt,  dnes  die  SebSfliBn- 
geriehte,  die  mr  «nf  die  Alrarteilong  der  snUrdclien  BngnlellaMlien  eisge- 
richtet sind,  mit  den  hlafig  iBBterst  Terwiclcelten  nnd  in  der  Bearteiinng 

schwierigen  Gefährdunjren  von  Transporten  wirklicher  Kisenhahnen  befasst 
werden,  ist  vorhanden.  Das  ist  ein  sehr  unertrenlicher  Zustand.  Der  Ge- 
setzgeber  trlaubte,  dem  vorhandenen  Bedürfnis  nach  Entlastung  der  Straf- 
kammern nicht  anders  uachkümmen  zu  können,  hat  dabei  aber  übersehen,  dass 
die  Tnasportf^efSbrdongen  bei  Strueentelmen  gans  anderer  Art  sind  als  bei 
d«i  anderen  Eisenbahnen.  Er  wollte  banptaAchlich  die  Straasenbahnnnfklle 
^ffen,  hat  dies  ftber  nicht  nun  Ausdruck  gebracht.  Und  doch  wftre  dies 
sehr  leicht  ninglich  prewesen.  Man  hätte  znn.Hch^t  die  Kleinbahnen  von  den 
Hanpt-  und  Nebenbahnen  scheiden  und  die  Transportgefährdungen  bei  den 
letzteren  den  Strafkanimoi  n  vorViehalten  kiainen.  Da  aber  nicht  alle  Bundes- 
staaten Kleinbahnen  kennen  und  da  die  Kleinbahnen  häutig:  den  Xebenl>alinen 
sehr  ähnlich  sind,  so  hätte  man  eine  weitere  Unterscheidung  in  Strasscn- 
bahnen  nnd  nebenbahnfthnliche  Kleinbahnen  eintreten  lassen  kOnnen. 
Dieser  ünterschied  besteht  in  der  preussischen  Verwaltnngspraxis  schon  seit 
Jahren  nnd  hat  wohl  kaum  au  erheblichen  Streitfragen  geführt.  Die  Ans- 
fithmngsanweisnng  znm  Kleinbahngesetx  vom  13.  Augnst  1898  (EVBL  8.  245) 
sagt  darttber  folgendes: 

„Unter  den  zum  Betriebe  mit  Maschiuenkraft  einprerichteten  Kleinbahnen 
„sind  nach  ihrer  Zweckbestiramunfj;  und  Ausdehnung  zwei  Klassen  zu 
„unterscheiden.    Die  eine  umfasst  die  städtischen  Strassenbalinen  und 
,  solche  Unternehmungen,  welche  trotz  der  Verbindung  von  Nachbarorten 
^infolge  ihrer  hauptsftdilichen  Bestimmung  Ittr  den  Personenverkehr  nnd 
„ihrer  Imnlichen  Betriebseinrichtangen  einen  den  stftdtisehen  Strassen- 
„bahnen  ifanlichen  Charakter  haben.    Der  zweiten  Klasse  sind  diejenigen 
„Kleinbahnen  zuzurechnen,  welche  daröber  hinaus  iltn  Personen-  nnd 
„Güterverkehr  von  Ort  zu  Ort  vermitteln  und  sich  nach  ihrer  Ausdehnung, 
„Anla^'e  und  Einriclituu!^  der  Bedeutung  der  nach  dem  Gesetze  über  die 
„Eisenbahnuuteruehuiungen    vom    3.  November  1838  konzessionierten 
,  Nebenbahnen  nähern  (nebenbahnähnliche  Kleinbahnen). 
Diese  im  Wesen  der  Sache  begründete  Unterscheidung  der  Kleinbahaen 
Hesse  sich  auch  in  der  Oesetsgebnng  verwerten,  nicht  nur,  soweit  es  sich  um 
die  Zustaadigkdt  der  Strafgerichte  handelt,  sondern  auch  was  das  materielle 
Strafroilit  betrifft.    Es  liegt  auf  der  Iland,  dass  für  Transportgefährdungen 
bei  bedeutenderen  Eisenbahnen  andere  Strafandrohungen  berechtigt  sind  als 
bei  Strassenbahnen.    Die  Schwierigkeit  der  1 'iiterscheidiinc,  was  Strassenbahn 
ist  und  was  nicht,  könnte  man  für  den  Richter  dadurch  liehen,  dass  man  diese 
Entscheidung  den  Verwaltungsbehörden  Ubertrüge,  ähnlich  wie  z.  B.  nach  dem 
preussischen  Fischereigesetze  vom  30.  Hai  1874  (§  4)  Streitigkeiten  darüber, 
ob  ein  Qewftsser  als  ein  olTenes  oder  ein  geschlossenes  anzusehen  ist,  vom 
Bezirksausschüsse  an  entscheiden  sind. 
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8. 

Der  EisenMm-Fnehtziisehlag  (naeli  }  58  der  dentscben  EisenlNdui- 
Yerkelirsordiiiing  TOm  86.  Oktolrar  18119). 

Von  Dr.  Mum  Sohnltt 

in  Dortmund. 

I.  Die  Bechtsnatar  des  Eisenbahn-B'rachtznschlagB. 

In  dem  Betriebs -Bcg^Iement  für  die  Eisenbahnen  DentschlandB  vom 
11.  Mai  1874  (§§  48,  50  Ziff.  4),  sowie  in  (lfm  Naclitrafrc  hierzu  vom 
13.  Juni  1880  ■)  (§  48  lieofep-net  uns  tler  Fi  arlitzuHrlilair  unter  der  Be- 
zeichnung „Konventionalstrate".  Diese  Bezeidmunfr  entsprach  der  Rechts- 
natur  der  Leistang  als  eines  dem  Absender  für  den  Fall  einer  Zuwider- 
handlang  gegen  die  flbernommene  Yertragspflieht  angedrohten  Nach- 
teils' *).  In  der  Tat  war  das  Betriehs-Beglement  kein  Oesets,  sondern  eh^e 
VerwaltangsTorsehrlf  t^) ;  seine  Bestlmmnngen  wurden  dadurch,  dass  der  Ab- 
sender und  die  Bahnverwaltunp:  fich  ihnen  unterwarfen,  Teile  des  Fracht- 
vertraprs,  seine  Geltunp  herulitc  ledijrlich  auf  der  Willenscinifrunp  der  Ver- 
tragsschliessenden Nicht  anders  verhielt  es  sich  mit  der  Verkehrsordnnng 
für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  vom  15.  Nuvemlier  1892  (RGBl.  1892 
S.  923),  welche  am  1.  Januar  1893  au  die  Stelle  des  Betriebs-Kcglemeuts 
▼on  1874  trat  and  Us  81.  Desenher  1899  in  Gdtaag  stand.  Aach  die  Be- 
stimmangen  der  Verkehrsordnang  von  1892  sind  nach  herrseilender  nnd 
richtiger  Aaflhasang  als  Vertragsbedingangen  an  betrachten,  deren  Geltung 
für  das  konkrete  Vertrafrsverhältnis  sich  auf  den  Willen  der  Parteien  stützt. 

Tn  der  VO.  von  1892  ist  das  Wort  „Konventionalstrafe*  durch  die  Be- 
zeichnmic"  .Frachtzuschlaj?"  ersetzt  wurden,  nnd  zwar  ist  dies  zn  dem  Zweck 
^reschelien,  _um  die  VO.  für  den  intciiicn  Verkehr  Deutschlands  in  möp-lichste 
Uebereinstimmung  mit  dem  luiernationaleu  Uebereinkommen  über  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr  vom  14.  Oktober  1890  zu  setzen* 

la  dem  Internationalen  Ueberemkommen  von  1890,  Art.  7  Abs.  4,  so- 
wie in  den  AasfBhmnpbeBtimmangen  hieran,  §  8,  war  nimlich  fftr  die  FSlle 

>)  Zentnibl  f.  d.  Deutsche  Beich  1874  S,  179. 
*)  Zentralbl.  f.  d.  Deutsche  Beich  1880  8  452. 

•)  RG.  Bd.  47  S.  37. 
•)  ROHO.  Bd.  ly  S.  185. 
*)  BO.  Bd.  47  S.  37. 
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unrichtiger  Angabe  dei  iDdialte  einer  Sendung,  sowie  der  üeberlastong  eine« 
den  Absender  zur  Selbetverladong  gestellten  Wagens  die  ZaUimg  einer  «snr- 
tnze*  (sFlrachtsiiseUeg*)  festgesetst').   Diesen  abweidienden  Aosdrack  hat 

man  gewählt,  um  jede  Auffassung,  daes  es  sich  hier  nn  ein  Inütltut  straf- 
rechtlichen Charakters  handle,  auszusdiliesscn  Die  Wahl  der  neuen  Be- 
zeichnung liat  jedoch  nicht.'«  daran  ^eHndert,  dass  dem  BOig.  Frachtzusclilag 
die  rechtliche  Natur  einer  Konventionalstrafe  zukam. 

Der  Ausdruck  aFrachtzuschlag"  ist  auch  in  der  Eisenbahnverkehrsord- 
nnng  vom  26.  OlLtober  1899  beibehalten  worden,  deren  Bestimmungen  als 
Bechtsnormen  anraaeben  sind*).  Sie  hat  den  Charakter  einer  Rechts- 
verordnnng  des  Belehs. 

Es  ist  nnn  die  Frage,  ob  auch  anter  der  Herrschaft  des  Jetst  geltenden 
Rechts  der  Frachtzuschlapr  rechtlich  als  Konventionalstrafe,  Vertragsstrafe  im 
Sinne  der  §§  339—345  BGB.,  zn  betrachten  ist. 

Das  BGB.  definiert  in  §  339  die  Vertra^^sstrafe  als  „die  Zahlung  einer 
Geldsumme,  welche  der  Schuldner  dem  tiliiubiger  für  den  Fall,  dasa  er  seine 
Verbindlichkeit  nicht  oder  nicht  in  gehöriger  Weise  erfüllt,  als  Strafe  ver- 
spricht*. 

n)  Omndsltilich  kann  also  die  Vertragsstrafe  als  solche  nnr  anf  einem 
Verspraehen  des  Schuldners  dem  Gläubiger  gegenfOier  beruhen. 

Der  Umstand,  dass  die  Bestimmungen  der  neuen  EVO.  ab  Rechts- 
normen zn  betrachten  sind,  könnte  zu  der  Auffassung  führen,  dass  die  Vor- 
schriften in  §  53,  welche  die  FrachtznschlUge  festsetzen,  unmittelbar  kraft 
Kechtens  für  den  konkreten  Fall  Geltuntr  erlangen  und  dass  somit  die  Ver- 
ptiichtung  zur  Zahlung  des  Frachtzuschlags  in  den  vorgesehenen  Fällen  sich 
lücht  ans  einen  Verq^:echen  des  Absenders,  sondern  unmittelbar  ans  einer 
gesetslichen  Vorschrift  herldtet.  In  diesem  Sinne  sfiridit  sich  z.  B.  Wan- 
ninger *)  aus:  «Die  Haltung,  die  §  68  VO.  in  üebereinstimmnng  mit  Art  7 
des  Bemer  Uebereinkommens  dem  mit  der  Eisenbahn  kontrahierenden  Absender 
wegen  der  Angaben  im  Frachtbriefe  auferlegt,  und  zwar  ohne  Rücksicht,  ob 
denselben  ein  Verschulden  trifft  oder  nicht,  ist  in  dem  §  426  Abs.  3  (HGB.) 
für  das  Fratiitijesclnift  im  allgemeinen  statuuit  und  kommt  nun  sowohl  auf 
Grund  dieser  ausdrücklichen  Gesetzesbestimuiung  als  aucli  des  mit  Gesetzes- 
kraft virkeoden  §  59  VO.  fttr  das  Frachtgeschttft  der  Eisenbahnen  nicht 
mehr  als  Vertragsbedingnng,  sondern  nnmittelhar  als  obligatio  es  lege  in 
Betracht*.  Wir  vermögen  dieser  Aufiiusung  indes  nicht  beizupflichten.  Die 
Bestimmungen  des  §  53  stellen  ihrem  Inhalte  nach  Beforderungsbedii^ngen 
dar.    Solange  nicht  seitens  des  Absenders  die  Vorschriften  Aber  Angabe  des 


')  Der  Zuschlag  fOr  zu  niedrige  Gewichtsangabe  ist  erst  durch  das  Znaatittber* 

einkommen  vom  16.  Juni  IS^'i  <  inirrführt  worden. 

')  Eger,  Komment.z.Inteniut  l'tberLink.  2.  Aufl.  S.  132,  Ho.senthal  >s.  75  Anm.  3. 

^  Förtsch,  Deutsch.  Jur.-Ztg.  III  Nr.  9  S.  181,  182;  üareis,  Deutsch.  Hand.- 
Beoht  6.  Aufl.  S.  666;  Eger,  Komment  s.  Ei8enb.-Verk.-Ordn.  2.  Aufl.  8.  i. 

*)  ,Die  Atondernngen  des  EisenbehnfhMhtieohts  durch  das  neue  HOB."  8. 14. 
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Inhalts  uml  des  Gewichts  der  Senchinfren  (§  51  Zift".  fl*  und  über  die  Be- 
ladoni^  der  Wa<;en  (§  53  Abs.  6)  genau  befolert  sind,  braucht  sich  die  Eisen- 
bahn nicht  auf  einen  Vertragsschlnss  mit  dem  Absender  einzulassen.  Die 
EisenlMliii  ist  zwar  nicht  verpflichtet  zn  prüfen,  ob  Alkn  ditteft  Voncfarilteii 
entsprochen  Ist,  and  kann  anch  ohne  diese  PHtftang  den  Fnehtvertnig 
scUlesBsn.  Dies  Indert  aber  an  der  Nator  der  Vorsebiiften  nichts.  Dass 
die  Beetimmnngen  des  §  53  Abs.  6—13  als  BefOrdernngsbedingangen  an- 
ansehen  sind,  erhellt  vollends  Idar  ans  §  42,  der  expressis  verbis  mit  »Be- 
fBrderungsbedinpmnpen"  überschrieben  ist  und  in  Abs.  7  ebenfalls  znr  Ver- 
meidung unrichtiger  Angaben  die  Zahlung  eines  Frachtznschlags  vorsieht. 
Uebrigens  gehören  die  Bestimmungen  des  §  53  zu  denjenigen,  die  jederzeit 
dnreh  Nachträge  zur  EVO.  abgeändert  werden  Icönnen.  Da  die  Vorschriften 
Aber  Frachtznschlige  als  BefSrdemngsbedingnngen  aaiosehen  sind,  so  benht 
ihre  Geltung  in  IconliLreten  Falle  anf  der  UnterwerAing  des  Absenders  nter 
diese  Bedingungen;  die  Zahlung  des  Frachtsnschlaga  ist  also  seitens  des  Ab- 
senders als  versprochen^)  anzusehen,  8  453  Abs.  1  Ziff.  1  HGB. 

b)  Wie  jedes  Konventionalgtrafversprechen  ein  BestHrknngsraittel  der 
VertrSiTP  bzw.  der  Erfüllung  von  Verpflichtungen  ist.  so  ist  auch  der  Zweck, 
dem  das  Verspreciien  der  Zalilung  des  Frachtzu-schlages  bei  dem  Eisenbalin- 
fracbtvertrag  dient,  der,  einen  scharfen  Druck  nach  der  Richtung  auszuüben, 
dass  die  ErftUlnng  gewisser  dem  Absender  obliegenden  Verpflichtungen  von 
vornherein  gewlhrlelstet  wird.  Die  mit  dem  Bisenbahnbetrieb  Terbnndenen 
besonderen  Gefahren  machen  eine  strsage  Siehemng  der  ErfUlvng  der  betr. 
Obliegenheiten  des  Alisenders  doppelt  notwendig. 

Als  solche  Oblicfronheiten  des  Absenders  kommen  in  Betracht; 

1)  der  Inhalt  der  Senduii),':  muss  richtig  angegeben  werden;  dies  gilt 
insbesondere  mit  Beziehung  auf  §  50  A  Ziflf.  4  und  Anlage  B ; 

2)  das  Gewicht  der  Sendung  darf  nicht  zn  niedrig  deklariert  werden; 
8)  die  in  der  Anlage  B  gegebenem  ffieherhsUavotMhiiften  dlrfai  bei 

der  Aufgabe  nicht  ausser  adit  gelassen  sein; 
4)  läsenbahnwagen,  die  vom  Absender  adbst  beladen  werden,  dllrfen 
nicht  über  die  angeschriebene  Tragfftliigkeit  hinaus  belastet  werden. 
Diese  Obliegenheiten  bilden  indes,  solange  der  Frachtvertrag  noch  nicht 
perfekt  ist,  keine  Verbindlichkeiten  im  Rechtssinne;  erst  durch  den  Ver- 
tragüschluss   können    Verbindlichkeiten    auf    selten    des   Absenders  erzeugt 
werden.   Sollte  also  z.  B.  versehentlich  eine  Angabe  im  Frachtbriefe,  die  vom 
Absender  zu  machen  ist,  überhaupt  unterblieben  sein,  so  besteht  u.  E.  zweifel- 
los nach  Abschlnss  des  Vertrages  eine  Verbindlichkeit  des  Absenden,  die 
fehlende  Angabe  nachzuholen;  vgl.  $  62  Abs.  6  EVO. 

Unter  anderen  Oesichtspunlcten  sind  jedoch  nach  unserer  Auffassung  die 
strafbaren  Fälle  der  Abs.  6 — 13  des  §  53  zu  betrachten.  Hier  kann  es 
nicht  darauf  anlLonunen,  jedenfalls  kann  wohl  nicht  ans  den  einsdüligigen 


')  Nach  der  Entsch  R(;.  Bd.  47  S.  38  beruht  die  Zahlung  des  Znaohiags  auf 
einem  beiondcren  Nebenrcrtrage. 
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Bestimmungen  der  K\'(>.  {rel'ol^:ert  werden,  das«  einr  Verbindliclikoit  des 
Absenders  becHindet  \\t'rden  solle,  die  vorh.iiKiciu'ii  nnriclitiyfcn .  unvoll- 
Btändigen  Angaben  etc.,  die  mit  der  Strafe  des  Frachtzuschlags  bedroht  sind, 
etwa  n  TerbesBern.  In  dieaen  FiUen  besteht  Tielndir  n.  E.  die  VerUnd* 
Uebkeit  des  Abeendera  Iii  einem  Oarantie?erBprechen:  der  Absender  stellt 
im  Moment  des  Vertragsschlasses  dafftr  ein,  dnss  strafbare  nnrichtige,  an- 
▼ollständige  Angaben  etc.  im  Frachtbriefe  nicht  enthalten  sind  und  dass 
sonstifre  Versti>8se  trefren  die  einschl;ifritr«*n  Vi»rsclirifton  niclit  vorliegen  bzw. 
nicht  entstehen  wt  r>]t'ii,  53  Abs.  1.  I)ie8  entspricht  auch  dem  Zweck  der 
scharfen  Straffestsct/iiiiL'^t'n durch  welche  erreicht  werden  soll,  dass  un- 
richtige etc.  Deklaratiuueu  und  Verstüsse  von  vornherein  unterbleiben. 
Ans  diesen  Oesiditspunkten  sehUessen  wir,  dass  dto  Uer  in  Bede  stehende 
yerbindliehkeit  sinngemBss  in  einer  Unterlassensverbindliehkeit  des 
Absenders  besteht;  letaterer  garantiert  die  Nichtttbertretnng  der  be- 
stehenden Vorschriften. 

Für  den  Fall,  dass  nnn  doch  Verstösse  vorliegen,  m.  a.  W.  den  bestehen- 
den Vorschriften  anwidei^ehandelt  ist,  ist  der  Frachtznschlag  versprorlien 
nnd  yrleiohzeitifj  verwirkt  Vcrwirknng  tritt  also  iremilss  §  339  Satz  2 

l^GB..  d.  i.  mit  dt  i-  Ziiwiilrrliaiidhiny-  ein.  I")as  zeitliche  Znsaniinent reffen  des 
Versprechens  und  der  N'irwirkuntr  ist  allerdings  eine  P^igentünilichkeit.  Aus 
letzterem  Umstände  folgt  aber  gleichzeitig,  dass  auf  seiten  der  Bahn  ein 
Anspruch  anf  BichtigsteUnng  nnrichtiger  etc.  Fraehtbriefangaben  bzw.  Be- 
seitignng  sonstiger  Verstösse  praktisch  wohl  nicht  vorkommen  kann,  da,  so- 
bald die  Zuwiderhandlung  festgestellt  ist,  einerseits  die  Verwirkung  des 
Frachtzuschlages  nnd  andererseitB  die  Deklaration,  wie  sie  richtig  nu  lauten 
hat,  feststeht. 

c)  Des  weiteren  ist  der  Frachtzuschlag,  wie  jedes  Versprechen  einer 
Konventionalstrafe,  eine  bedingte  Obli-rutinn,  bediiiL't  dadurch,  dass  den  be- 
stehenden Vorschriften  in  strafbarer  Weise  zuwideigthaiulelt  ist"). 

d)  Die  Vertragsstrafe  besitzt  cnillii  h,  wie  in  der  Literatur  wohl  all- 
gemein angenommen  und  jetzt  auch  durc  h  die  Bestimmung  des  §  344  BGB. 
ausdrücklich  anerkannt  ist,  akzessorischen  Charakter;  sie  setzt  eine  gültige 
Hauptrerbindlichkeit  yoraas  nnd  kann  also  ohne  Ezistena  einer  solchen  nicht 
entstehen.  Dies  trifft  entsprechend  auch  fOr  den  Frachtauschlag  an:  ohne 
den  gültigen  Abschlass  eines  Frachtvertrages,  an  den  idch  erst  die  Wirkungen 
der  rntcrwerfuMg  des  Absenders  unter  die  einschlägigen  Bestimmungen  der 
Verkehrsordnong  knüpfen,  kann  ein  Ansprach  auf  Zuschlüge  nicht  entstehen'). 


')  .Zweck  der  Vorschriften  ist,  den  Willen  des  beteiligten  Publikums  zu  be- 
dnllnssen;  ein  den  Vorschrifteii  des  Eisenbahnbetriebsreglements  entspreehrades  Ver* 
halten  soll  erzwungen  werden"  (RG.  Bd.  20  S.  33). 

«)  Vgl.  Savigiiy.  nMii^ntiuncn  II  S.  272-274;  Neuenfeldt,  Ist  die  Kon- 
ventionalstrafe Strafe  oder  Ersatz?  S  1—3. 

")  Nach  dem  früheren  Recbtszustaude  traf  dies  nicht  ausnahmslos  zu. 
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Mit  der  Entsteliuntr  erlanpt  der  Fraclitzuschla^r  allei iliniis  die  Stellnnp:  einer 
selbständig^eii  Forderung.  Ilierinit  verhält  es  sich  iiiinlich  wie  mit  dtiii  An- 
sprucl)  auf  Zinsen j  auch  dieser  kann  nur  so  lange  entstellen,  als  die  ver- 
jriaaUolie  HaiqptBdiiild  existiert,  aber  mit  der  Etetetebmiff  wird  er  eine  aellH 
Btindige  Ferdemng^). 

Wir  flind  hiernach  der  Ansicht,  dass  auch  onter  der  Herrschaft  der  jetzt 
geltenden  Verkehrsordnvng  die  Znsdililge  des  §  63  die  rechtliche  Natur  von 
VerteagBstrafen  besitzen. 

TTierVioi  mnss  indes  auf  eine  besondere  Eifrentttmlichkeit  der  Zuschläge 
liinf^ewieseii  werden.  Die  Vertragsstrafe  des  HüB.  ist  nämlich,  soweit  sie 
mit  Ansprüchen  auf  Schadenersatz  —  sei  es  wegen  Nichterfüllung,  sei  es 
wegen  nicht  gehöriger  ErfKUmig  —  msammentrlffl,  stets  daaa  bestimmt, 
einen  Teil  des  Sehadenersatses  nnd  zwar  dessen  Hindestbetrag  m  bilden; 
§  840  Abs.  2  nnd  §  841  Abt.  3  BGB.  Die  Frachtsnschlagsforderaag  hingegen  ist 
im  Falle  des  ZasammentrefTens  mit  Schadenausprüchen,  die  anf  dem  gleichen 
Bechtsgmnde  wie  der  Zuschlag  beruhen,  ganz  unabhttngig  von  der  Leistung 
des  Schadenersatzes,  also  neben  letzterem  in  voller  Höhe  zu  bezahlen;  §  53 
Ziff.  7  KA'i>.  Letztere  Bestimmung  geht  den  Bestimmungen  des  §  340  Abs.  2 
nnd  §  341  Abs.  2  des  BGB.  vor.  Der  Frachtzuschlag  ist  also  als  greine 
Stoafe*  anzusehen^). 

Die  bereits  erwUmte  Beichggerichtsentsisheidnng  (Bd.  47  S.  88)  kann 
unter  der  Herrschaft  der  jetst  geltenden  EYO.  flir  nnsere  Frage  nicht  mehr 
als  von  besonderem  Wert  erscheinen,  da  sie  sich  noch  anf  die  YO.  yon 
1892  stützt.  Auch  trifft  das  in  dem  dort  zur  Entscheidung  gelangten  Falle 
zur  Begründung  des  rechtlichen  Charakters  des  Zuschla^rs  als  Konventional- 
strafe hervorij^eliobene  Moment,  dass  der  Znschlafr  mit  der  tarifmässigen 
Fracht  nichts  zu  tun  habe  und  ohne  Kücksicht  auf  den  tarifmässi(ren  Fracht- 
satz des  aufgegebenen  Gates  usw.  (Fall  des  Abs.  8)  berechnet  werde,  nicht 
anf  alle  FUle  der  Torgesehenen  Znscbl&ge  sn.  Die  ttbrigen  Zuschläge  be- 
streu snm  Tdl  in  einem  Mdurfachen  der  Fracht  bsw.  der  Frachtdifferens. 
Dieser  letatere  Umstand  kann  n.  B.  jedoeh  nicht  als  gegen  dl«  Vertragsnator 
des  Zuschlags  sprechend  angeführt  werden .  da  es  sich  hiwbei  lediglich  um 
Rechnnnprsprrössen  bzw.  um  einen  Massstab  für  die  Bemessung  der  Hlihe  der 
betr.  Zuschläge  handelt. 

Das  Kei(  hs^eiiclit  hat  seinen  früheren  Standpunkt  in  der  nachträglich 
bekannt  gewordenen  Entscheidung  vom  6.  Juni  lüOü  (1.  Zivilsen.  2ö/0ö)  fest- 
gehalten (EisenbE.  XXII  S.  74). 

Von  sonstigen  neueren  Gerichtsentscheidungeii,  weklM  die  Fraehtm- 


0  Dies  ist  jedenfalts  der  Stsadponkt  des  BGB.,  des  fir  Rflcksttnde  Ten  Zinsen 
dne  besondere  VarjUming  (§  197)  eingeführt  nnd  sie  dsdnrdi  als  selbsttndige  Forde- 
rungen anerkannt  hat. 

*)  Kill  Fiill  der  Kumulation ;  Knnecccrus,  Das  Bürgcrl.  Recht  Jtd.  I  8.459; 
Pergament,  Kouveutionalstraie  uud  Interesse  ö.  üüS.;  Neaenfeldt  ä.  29ff.  und 
8. 60,  61. 
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Schläge  als  Vertragsetrat eu  betrachten,  sind  za  erwähnen  die  Urteile  des 
OLG.  E91n  vom  S.  Jirii  1904  (4.  U.  186/02)  oiid  des  OLG.  Hmib  rom 
11.  JsU  1904  (5.  U.  80/04).  Von  Selurlftstenera  des  Eiaeabtlmftmchtrecfati, 
die  den  Zueblag  als  Yertragsetrale  nektUch  qualifizieren,  ist  Eger')  tat 
enter  Linie  zn  nennen,  ferner  v.  Rinaldini Schwab*),  Beindl^). 

Für  das  internationale  Hoclit  sind  aliweicliender  Meinnnpr  TTorstner^) 
nnd  Rosenthal'')');  sie  botiacliten  den  Zuschlap:  niolit  als  Konvent iunal- 
strafe,  sondern  als  eine  obligatio  ex  leg^e,  also  al«  einen  unmittelbar  auf  Ge- 
setz beruhenden  Anspruch.  Wenn  Rosenthal  übrigens  den  Rechtsgrnnd  der 
Konventionalstrafe,  d.  i.  ,den  eigenen  Willen  dei  sn  Bestrafenden  vemdaet*, 
to  ift  diese  Begifindnng  uusntreifond.  Denn  gemlss  Art.  6  Abs.  1  Ziff.  1 
Internat  Uebereink.  mnss  sieh  der  Absender  den  Anordnongen  des  Internat, 
üebereink.  bei  dem  Abschluss  eines  internati  »tuilen  Frachtvertrags  unter- 
werfen.   Diese  Unterwerfung  beruht  aber  auf  dem  Willen  des  Absenders. 

Nacli  unserer  Anffassnnpr  ist  auch  im  internationalen  Hecht  der  Zuschlag 
als  ein  durch  Vereinbarung:  bepründeter  Anspruch  auf  eine  private  btraf- 
Bumme  (Konventionalstrafe)  anzusehen^. 

Wollte  man  bezweifeln,  dass  durch  Sehliessnng  des  BäsanbalmfirMlitTer^ 
träges  aof  selten  des  Absenders  ttberbanpt  eine  Verbindllehlceit  hinsiditlleli 
der  Angaben  oder  geoaner  der  Bichtigkeit,  VoUstindigkeit  ete.  der  Angaben 
im  IVachtbrlefe  new.  erzeugt  werde,  nnd  aus  diesem  Bedenken  die  Vertrags- 
natur des  Frachtzuschlags  leugnen,  so  bliebe  wohl  nur  die  Möglichkeit,  den 
Frachtzuschlag  rechtlich  als  eine  .\rt  ^  p-esetzlieher  Busse  zivilrechtlichen 
Charakters"  zu  betrachten.  Eine  derartige  Straffordcnin^c  wäre  eine  ganz 
singulare  Erscheinung  in  unserem  Privatreclitssystem.  Da  es  hierfür  keinerlei 
gesetzliche  Normen  gibt,  würde  sich  das  nnabweisbare  Bedürfnis  geeetaUelMr 
Regelung  ergeben.  (Fertsebmag  folgt  im  nidiBlen  Heft) 

I)  Komment  z  Eisenb.-Vcrk.-Ordn.  8.Aafl.  8. 188 nad 968;  defselbe,  Komments. 
Litemat.  Uebereink.  2.  Aufl.  S.  132. 

*)  Kommentar  zum  osterr.  Betriebsreglement  S.  201. 

*)  Das  Internat.  Uebereink.  8.  104. 

*)  Internat  Uebereink.  S.  6. 

*)  Internat.  Eisenbahnfrachtrecht  S.  142. 

•)  Internat.  Eisenbahnfrachtrecht  S.  75. 

">)  Vgl.  auch  Deutsche  Jur.-Ztg.  VI  S.  21;  Kger,  Eisenb.  Entsch.  und  AbbandL 
Bd.  17  S.  331,  Bd.  18  S.  11;  Zeitschr.  f.  d.  Internat.  Eisenbahntransp.  1901  S.  485. 

>)  Vgl.  aacb  Eger,  Internat.  Uebereiak.  2.  Aufl.  8. 182,  Aber  den  in  dem  deatseh. 
Entwarfe  des  Interaat.  Uebereink.  gebnmehten  Ansdrock  ,Qddbasse'. 
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Hat  der  haftplllelitige  Eiseiibahnunternehmer  auch  die  Kosten  einer 

Fenerbestottnug  zn  ersetzen  I 

Von  Dr.  Max  Reindl, 

DirektioDBrat  im  Köoigl.  Bayerischen  Staatsministeriiuii  Ar  Yerkebmiige- 

legenheiten  in  lliinchen. 

Iii  Band  XXI  S.  404  diet«r  Zeitschrift  Imt  Dr.  Benno  Hilee  die  in  der 
üebereehrift  anfisrewoifene  Frage  snm  Gegenstand  der  ErQrtemng  gemadtt 
vad  ist  dabei  za  dem  Schlosse  gelconnien,  dass  die  Eostea  der  Feaerbestattnng 
jedenfalls  insoweit  von  dem  haftpflichtigen  Unternehmer  zn  ersetzen  seien, 

als  sie  dieient^jen  einer  stan<lestnitssi{ren  BepFdipunsr  nicht  überstcif^en. 

Unter  der  letzteren  Kinsclaänkung  wird  man  Hilse  beitreten  müssen. 
Was  er  aber  zur  Bej^ründung  seiner  AnflFassunp  vorgebracht  hat,  läuft  wolil 
darauf  hinaus,  dass  eine  unbeschränkte  Verpflichtung  des  Betriebsuuternehmers 
aar  Erstattong  der  Kosten  für  Einftschening  hestehen  wfirde.    Lnoweit  ^ 
erseheinen  aber  die  BeweiHgründe  Hilses  nicht  antreffend. 

1.  Naeh  dem  Wortlaute  des  GesetKes  (§  844  BGB.,  %  3  Haltpiicht- 
gesetz)  kann  es  zwar  keinem  Zweifel  nntrrliefren,  dass  unter  „Beerdigung* 
die  bis  jetzt  in  Deutschland  immer  noch  die  Ke{?el  bildende  Bestattung  zur 
Erde,  d.  h.  Einsenkung  des  Leichnams  in  die  Erde,  zu  verstehen  ist. 
Gleichwohl  möchte  ich  mit  Hilse  davon  ausgehen,  dass  durch  eine  andere 
Art  der  Bestattung,  soweit  sie  mit  den  heutigen  sozialen  Anschauungen  nicht 
im  Widerspräche  steht  nnd  nach  den  Gesetz  des  Beerdignngsortes  für 
solBssig  eraehtet  wird,  demnach  insbesondere  dnreh  die  immer  mehr 
Anhinger  gewinnende  Fenerbestattong,  der  Ansprach  des  snr  Tragnng  der 
Bestattungskosten  Verpflichteten  gegen  den  Betriebsnnternehmer  auf  Ersetzung 
derselben  noch  nicht  schlechtliin  verwirkt  wird.  Ich  schliesse  dies  ans  dem 
Zwecke  nnd  Geiste  der  einschlAg^igen  Vorschrift,  denen  gegen&ber  die  blosse 
wörtliche  Interpretation  wird  zurücktreten  müssen. 

Die  Bestimmung,  dass  der  haftpflichtige  Betriebsuntemehmer  (ebenso 
wie  der  nach  dem  BGB.  fOr  die  Tötung  Ersatzpflichtige)  auch  die  Kosten 
der  Beerdigung  demjenigen  an  ersetaem  hat,  dem  die  Yerpfliditiing  anr 
Tragnng  derselben  obliegt,  ist  eine  Ten  dem  allgemeinen  Prinxipe  dar 
Schadensersatzpflicht  abweichende  Sonderbestimmnng;  denn  diese  Kosten  sind 
an  sich  kein  durch  die  Tötung  verursachter  Schaden,  da  sie  der  zur  Beerdigung 
Verpflichtete  so  wie  so  hätte  tragen  müssen:  diese  Ausgabe  ist  durch  die 
Tötung  nur  früher  als  sonst  erwachsen^}.    Der  Gesetzgeber  wollte  durch 

')  Vgl.  HotiTe  8.  BOB.  Bd.  n  8. 775;  Eger,  Haftpfllchtgeaets  8. 849,  u.  Beindl, 
Haftpflichtgesets  S.  136. 

Bf  «r,  UMBlMharMhtlldM  iDlMkAUntn  XZU.  U 
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diese  Vonchrift  aber  nun  Ansdraeke  briageii,  daes  es  bilUg  nnd  angemeeaeB 
emheiBe,  wenn  der  fftr  die  T5tiing  Haftbare  neben  dem  durch  dieselbe 
verursachten  elgenilichen  Schaden  auch  noch  den  Ersatz  derjenigen  Kosten 
Qbemehme,  welche  für  die  infolpe  der  Tötung:  erforderlich  gewordene  Ver- 

Rorernnq:  des  Leichnams  erwaoliscn.  Für  dio  Annahme,  tlass  ilor  (ies^^tz- 
geber  diese  Verptiichtunp  von  einer  bcsiimmten  Art  dtr  \'trs(>r';nng  des 
Leichnams,  also  insbesondere  von  der  Bestattung  zur  Erde,  habe  abhängig 
machen  wollen,  liegt  kein  Grand  vor;  es  wäre  auch  schwer  einzusehen,  wamm 
gerade  die  Rinsenknng  des  Leichnams  in  die  Erde  als  eine  Bedingung  bfttte 
statuiert  werden  wollen,  von  der  die  Verpflichtung  des  Unternehmers  snm 
Eostenersatx  abhängig  sein  solle.  Wenn  der  Gesetzgeber  das  Wort  .Beerdignag* 
gebraucht,  so  liegt  dies  eben  nur  daraUt  ^MS  diese  Art  der  Bestattung  in 
Deutsehland  immer  nocli  <]\o  regelmässige  nnd  gemeinüVdiohe ,  nach  einzelnen 
landesrechtlichen  Ikbtüumungen  innerhalb  deren  Geltungsbereich  sogar  die 
allein  zulässige  ist. 

II.  So  unzweifelhaft  es  nun  auch  erscheint,  dass  der  Gesetzgeber  die 
E^satzpfllcht  des  Unternehmers  (biw.  des  Tftters,  §  844  BOB.)  nicht  von 
einer  einzigen  bestimmten  Art  der  Bestattung  habe  abhSng^  machen  wollen, 
ebenso  sicher  ist  es  aber  auch,  dass  er  dem  Unternehmer  die  Kosten  der 
Bestattung  nicht  in  unbegrenzter  Höhe  —  wie  Hilse  meint  —  auferlegen 
wollte.  Freilich  ist ,  entgegen  der  Bestimmung  in  §  20  KrankVG.  nnd 
§  15  GewUVG.,  welche  von  einem  l)estimmt  normierten  ,  SterlictrtM " 
sprechen,  die  Höhe  der  Beerdigniii:skn.sten  in  844  B(iB.  und  §  3  llattptlicht- 
gesetz  gesetzlich  nicht  auf  einen  beätimmteu  Betrag  festgelegt.  Daraus  folgt 
aber  noch  nicht,  dass  diese  Kosten  in  unbegrenzter  H5he  zu  ersetzen  man. 
Ihre  Begrenzung  liegt  viehnehr  darin,  dass  de  dran  SUnde  ^d  den  Vwhilt- 
nissen  des  Getöteten  angemessen  sind  und  dass  sie  femer  das  Mass  der- 
jenigen Kosten  nicht  übersteigen,  welche  auch  fflr  die  gemein- 
übliche Bestattungsart,  d.  i.  die  Beerdigung,  erwachsen  wären. 
Insoforne  kommt  also  den  Worten  des  Gesetzes:  „Kosten  der  Beerdigung"* 
eine  einscln  linkende  Bedeutung  zn.  Denn  es  muss  wolil  als  ausgeschlossen 
betrachtet  werden,  dass  der  Gesetzgeber  dem  llattptiichtigen  unbeschränkt 
die  Aufwendungen  ffir  eine  Bestattongsart  ftberbfirden  wollte,  welche  nach 
der  subjektiven  Ansicht  des  Getöteten  oder  der  zur  Bestattung  VerpflichtetMi 
zwar  die  zweckmAssigere  sein  mag,  welche  aber  im  Vergleiche  zu  der 
gemeinttblichen  und  von  der  Gesetzgebung  bis  jetzt  allgemein  anerkannten, 
teilweise  von  ihr  sogar  allein  zugelassenen  Bestattungsweise,  nämlich  der 
Beerdit,Ming,  bedeutend  liölierc  Kosten  verursacht;  die  normale  Bestattungsart 
wird  vielmelir  liezii^licii  der  Ilijhe  der  Kosten  den  Massstab  für  den  Umfang 
der  ErsatzpÜicht  des  l  nteriiehmers  (Täters)  zu  bilden  haben.  .Wird  eine 
andere  Art  der  Bestattung  als  die  Beerdigung,  ah»o  die  Feuerbestattung, 
gewtthlt,  80  sind  die  durch  die  letztere  entstehenden  Uehrkosten  von  den 
zur  Beerdigung  Verpflichteten  selbst  zu  tragen.  Gftnzlioh  bedeutungslos  ist 
dab(  i  der  von  Hüse  besonders  ins  Feld  geführte  Umstand,  dass  der  Getötete 
die  Einäscherung  seines   Leichnams  in   einem   rechtsgUtigen  Testament 
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an^eorrlnr-t  Iiatte  und  die  Erben  demnach  an  den  letzten  WilleB  dM  YBTUSf 
gfliickten  bei  Meidnnp:  eines  Verniögensnacliteils  jrebnnden  waren.  Denn  es 
bedarf  keiner  nälicren  Erörternn{r,  das»  einerseits  diircli  letztwillifce 
Verfügrnnfr  des  Getöteten  über  die  Art  seiner  Bestattnnp-  die  gesetzliche 
Haftung  des  Unternehmers  (Tttters)  nicht  beliebig  erweitert  werden  kann, 
nnd  dass  aodtrtdts  die  Erben  Ittr  die  BMtaltwigskoetoB  mir  insoweit,  ale 
rie  ihnen  gesetzlich,  nicht  anch  insowdt,  als  ale  ihnen  durch  letstwUlige 
Verfllgnng  des  Getöteten  auferlegt  sind,  Entlastung  vom  Unternehmer  (Tater) 
verlans:en  kOnnen.  Wenn  der  Gesetzgeber  saprt.,  dass  die  Koften  der  Beerdigung 
deuijenijren  zu  ersetzen  seien,  „dem  die  Verpfliclitun}?  obliept,  diese  Kosten 
zu  tragen"  i§  814  Abs.  1  BGB.,  §  3  Abs.  1  Haftptlidit-esetz),  so  wollte  er 
damit  zwt  itVllus  eine  \'eriitii('litnng  zur  Erstattunfj  ihn-  Bcrrdigungskosten  nur 
in  dem  Umfange  statuieren,  als  diese  Verptlichtung  nach  dem  Gesetze 
begründet  ist  Gesetxlleh  ohHegt  abor  dem  Erben')  nur  der  Aufwand  fttr 
eine  standesrnSesige  Beerdigung,  nicht  anch  der  darttber  hinaniagehende 
Aufwand  für  die  Feuerbestattung  (§  1968  BGB.),  wie  aus  den  Materialien 
zu  §  1968  BGB.  anzweidentig  hervorgeht  nnd  in  der  Literatur  fast  allgemein 
anerkannt  ist").  Wenn  daher  der  Erbe  infolge  der  durch  letztwillige 
Verfügung  des  Getöteten  angeordneten  Einäscherung  mehr  aufzuwenden  hat 
als  er  im  Falle  der  standesmUssigen  Beerdigung  aufwenden  müsste,  so  hat 
er  eben  das  Pias  sellist  /u  übernehmen,  wie  er  dies  ebenso  ton  müsste, 
wenn  der  GetBtete  beibpieUweise  letztwillig  ein  aber  seinen  Staad  und  seine 
Verhältnisse  weit  hinausgehendes  Begrftbnis  angeordnet  hAtte^  Ob  denmadi 
der  GetMete  die  Feuerbestattung  letatwiDig  angeordnet  hatte  und  die  Erben 
an  diese  Anordnung  gebunden  waren,  oder  ob  die  Erben  ans  eigener  Ent- 
schliessnng  diese  Bestattnngsart  gewühlt  haben,  ist  für  die  Entscheidung  über 
die  Ersatzptlicht  des  Unteniehmers  vollkommen  gleichgtilticr.  Denn  die  letzt- 
willige Vt  rfiignng  des  Getöteten  könnte  eine  Verpflichtung  des  Haftpflichtigen 
zum  Kustenersatz,  wenn  sie  nicht  ohnehin  bestände,  ebensowenig  statuieren 
als  die  eigene  Entsclüiessang  der  Erben;  ebenso  kann  der  Umfang  dieser 
ErsatspAicht  weder  durch  letstwüUge  Verfügung  des  Getöteten  noch  durch  eigene 
Anordnung  der  Erben  fiber  das  im  Gesetze  festgelegte  Uass  hinaus  erweitert  werden. 

ffiemaeh  ergibt  sich  als  Resultat,  dass  der  Gesetsgeber  bei  Wahl")  einer 
anderen  —  an  dem  Bestattungsorte  gesetzlich  zulässigen  —  Bestattung  als 
der  Bestattung  zur  Erde  (Beerdigung)  die  Ersatzpfliclit  des  ünternehmera 
(IMtorsi  zwar  nicht  gllnzlich  ausschliessen,  das»  er  ihm  aber  höchstens  den 
Ersatz  derjenigen  Kosten  aufbürden  wollte,  welche  auch  für  den  Fall  der 
standesmilssigen  Bestattung  zur  Erde  (Beerdigung)  erwachsen  würden. 

>)  nnd  auch  den  sonstigen  subddilr  sur  Beerdigung  Verpflichteten,  %  1680  Abs.  8, 
1616  Abs.  2  und  1713  Abs.  2  HGB. 

Vgl.  Motive  z.  I,  Entw.  IV  d.  699,  Komm.-l'rot.  IV  S.  494,  ferner  Stuudinger, 
Komm.  >.  BGB.  Bd.  IV  S.  S97  Bern.  8  nnd  V  8.  190  Anm.  4,  dann  Standinger, 
Vortrage  ans  d.  BGB.  8.  86,  Goldmann-Lilleathal,  BOB.  8. 814  Anm  8. 

')  Gleichviel,  ob  durch  lotztwillige  Verfügang  des  Getöteten  angeordnet  oder 
von  den  Erben  aas  freiem  Entschlnsse  gt  wühlt. 

14* 
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10. 

0er  BefOrdemngszwan^  der  Eisenbalmen. 

Von  W.  Coermann, 

Amtägericlitsrat  in  .Stransburg  i.  E. 

Ein  üeberrest  ans  oiner  Zeit,  in  welcher  der  Betrieb  der  Eisenbahnen 
und  Posten  Ifdiirlich  als  Piivataut'frabe  anpesphen  wnrde,  durch  dessen  strenge 
Ueberwachuiiii-  das  ilftVntlirbc  Interesse  irenii^end  {rewalirt  erscliien,  mnss  der 
Betürderungszwang  natli  der  weitjrelienden  Verstaatlichung  dieser  Betörderungs- 
anstalten  und  der  modernen  Auffassung  von  den  Pflichten  des  Staates  als  an- 
logische mid  veraltete  Bestimmnng  gelten,  deren  es  zur  Erreichnng  der  Pflicht- 
erfBUnng  nicht  bedarf  und  die  insofern  eine  Häufung  der  Bechtshilfe  darttdlt, 
als  der  Beschwerdeweg  im  Instanzenznge  denselben  Zweck  erreichen  llset. 
Wenn  tretsdem  sowohl  im  Postgesetze  als  im  alten  HttB. ,  die  einer  Zelt 
Mltstaninipn,  in  der  das  Staatsnionopi»!  für  beide  Anstalten  in  der  Entwickelung 
begrifien  war,  sowie  nanientlith  in  <lt'in  neuen  H(tH.  die  Zwangsvorschriften 
beibehalten  sind,  so  dürfte  der  Urund  dafür  hauptsHchlich  in  der  glücicliLhen 
Abgrenzung  dieser  Beförderungspflicht  den  praktischen  Schwierigkeiten  gegen- 
über m  flnden  sein. 

Wer  heute  die  Mottve  zum  alten  HOB.  durchsieht,  muss  Aber  die  vieleB 
Befirchtungen  itannen,  welche  das  tatsftchliehe  Bäsenbahnmonopol  den  Ab- 
geordneten bereitet  hat.  Es  macht  fast  den  Eindruck,  als  ob  mar.  alltremeill 
annähme,  die  Bahn  werde  die  Ablehnung; .der  Transporte  zur  Regel  machen 
—  als  ob  nicht  schon  die  kaufmilnnische  Seite  ebenso  wie  bei  allen  anderen 
Geschliffen  die  ('liikane  von  selbst  austresrhlossen  liiltte.  Diese  Hefürclitungen 
führten  zur  Aufstellung  einer  dreifai  lien  i'liicht  der  Bahnen  im  Interesse  des 
Schutaes  des  PublUcunis:  1)  der  Annahme  aller  aur  BefSrderung  aufgegebenen 
Güter  und  allenfalls  deren  vorheriger  Verwahrung,  wenn  die  Absendung  nidit 
sofort  erfolgen  kann,  2)  der  Beförderung  der  OQter  in  der  Zeitfolge  ihrer 
Auflieferung  und  3)  du  i(  hmUssigen  Anwendung  der  veröffentlichten  Tarife 
auf  alle  Sendungen  gleicher  Befijrderungsart. 

Die  praktische  Bcirrcnzung  diestr  Pflichten  ist  der  Gesetzgebung  voll- 
kommen gelungen,  eine  Kechtprechunf;  auf  diesem  Gebiete  besteht  kaum. 
Die  Folge  war  denn  auch  die  fast  unveränderte  Uebernahme  des  Art.  422  ÜGB. 
in  den  §  453  des  HOB.  von  1897,  dessen  Hauptneuerung  in  der  Erstreeknng 
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der  BefördernngRpfliclit  auf  das  j^anze  Reich8g:ebiet  besteht.  Eine  weitere 
Anerkennimg  haben  diese  Vorschriften  durch  ihre  Aufnahme  in  das  internationale 
labenbalmfhwhtrechtrüelierdnkoiiioien  gefunden,  deasen  Art  6  denBefOrderungs- 
swaog  für  alle  dem  Üebereinkommen  beigetretenen  Bahnen  aofstelll 

Der  BefSrdenmgBzwang  der  EJeenbahnen  ist  an  folgende  Vorans- 
•etzungen  gebunden: 

I.  Abgangs-  und  Empfang:sstation  müssen  dem  ötfentlichen  Verkehr  für 
Transporte  in  Frafre  kommender  Art  übergeben  sein.  Diese  Uebergabe  setzt 
eine  förmliche  Bekanntmachung  voraus;  beschritnkte  TVbergabc  einer  Station 
an  den  öffentlichen  Verkehr  beschränkt  in  gleichem  Masse  den  Betorderungg- 
iwang.  Annahme  von  Gfitem  durch  nieht  erMhete  Stationen  gibt  kein  Recht 
auf  BefSrdenmg  auf  Grand  der  Verkehreordniing,  begrflndet  aber  einen  Frachir 
vertrag  anf  Gnnid  derselben.  Ob  die  Empfangsstatioii  dem  gewtoechten  Ver- 
kehr eröffnet  iet,  braucht  der  Absender  nicht  zn  beweisen,  die  Abgangsstation 
hat  die  bezügliche  Feststellung  von  Amts  wegen  zn  machen.  Für  Strecken  im 
Privatbesitze,  die  nicht  dem  öffentlichen  Verkehr  dienen,  gilt  §  453  HGB. 
und  die  Vcrkehrsordnung  überhaupt  niciit,  die  Frage  der  Befürderungspflicht 
ist  hier  nur  aus  den  Sondervertragsbedingungen  zu  lösen.  Verweigert  die 
Bahn  ohne  erheblichen  Grond  die  vertragsm&ssige  Zuführung  oder  Abholung 
▼on  Wagen,  so  tritt  Ihre  SchadensersatapAieht  wegen  VertragsTerletiuig  ein, 
hier  kommt  dafür  aber  nicht  §  463  HGB.,  sondein  das  bürgerliche  Becht  mr 
Anwendung. 

n.  Die  Art  der  Bahnnntemehmang  ist  an  sich  für  den  Befördenmgszwang 
unwesentlich.  Es  besteht  schon  lange  kein  Streit  mehr  darüber,  dass  der 
Eisenbahnbegriff  hier  im  weitesten  Sinne  aufzufassen  ist,  zu  Unrecht  wird 
jedoch  diese  Begriffsbestimmung  bei  vielen  SchriftHtellern  auf  die  Entscheidungen 
des  Reichsoberhandelsgerichts  Bd.  21  S.  237  und  des  Reichsgerichts  vom 
17.  MinE  1879  (Entscheid.  Samml.  i.  ZivUs.  Bd.  1  8.  247)  —  das  Urteil  mit 
der  bekannten  langatmigen  BegriffsbestimmQng  sowie  vom  16.  ICai  1882 
(ebenda  Bd.  7  S.  48)  gestfltzt.  Der  n.  a.  von  Frankenbnrger  (HGB.,  an 
§  453)  und  von  Staub  (in  der  7.  Auflage  Bd.  2  S.  1555)  gemachte  Fehler 
besteht  in  der  Verkennung  der  Verschiedenheit,  die  in  dem  Schntze  des 
Publikums  einerseits  vor  Uebervorteilnng  durch  Ausnutzinifr  <les  Beforderungs- 
monopols,  andererseits  vor  den  besonderen  Betriebsjrt'fahrcii  lici^t;  die  ange- 
führten Urteile  betreffen  aber  Haftpliichtfölle.  Ist  hieniach  für  das  Fracht- 
recht  Betriebskiaft  nnd  Gefahrenumfang  unerheblich,  so  stellt  dodi  der  §  473 
HGB.  eine  Unterscbeidnng  in  anderer  Bichtnng,  lOmlich  in  Haupt-  nnd  Neben- 
bahnen anf  der  einen.  Klein-  vnd  Strassenbahnen  anf  der  anderen  Seite  anf. 
Der  Unterschied  beruht  hier  lediglich  in  der  Beschrlnknng  der  Befördernngs- 
pflicht  der  letzteren  auf  das  Gebiet  der  eigenen  Strecken.  Im  internationalen 
Verkehr[[liUlt  sich  die  Beförderungspflicht  in  den  Grenzen  der  dem  Üeber- 
einkommen'  unterworfenen  Linien.  Nach  einem  Urteile  des  Keichsirorii  hts 
vom  2.  Juli' 1887  (Entscheid.  Samml.  i.  Zivils.  Bd.  18  S.  170)  kann  die  Bahn 
die  Beförderung  nach  dem  Auslande,  das  dem  Üebereinkommen  nicht  beigetreten 
ist,  an  besondere  Bedingungen  knüpfen,  z.  B.  den  Transportwog  Torschreiben. 
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m.  Der  Absender  miuM  tich  a)  den  geltenden  filttidenuigebedingaiigen 
und  b)  den  sonstigen  allgemeinen  Anordnongen  4er  Eisenbahn  unterwerfen. 
Zn  erateren  gehSren  die  Verkebraordnnng,  ins  Handelsgesetebnch,  das  inter- 
nationale Frachtrechtsübereinkoramen,  zu  letzteroni  die  Tarife  und  Fabrplftne. 
Die  Motive  lassen  keinen  Zweifel  darüber,  dass  die  Bahn  in  dem  Krlas.s  solcher 
Anordnnntren  koineswetr>^  frei  nnd  deren  Wirksamkeit  an  die  doppelte  Vor- 
aussetzung a)  iiiror  beliördliclien  Genehmi|;un}?  und  b)  ihrer  sreliörijren  Ver- 
öffentlichung geknüpft  ist.  Vgl.  Entscheidung  des  Keii  ii.st^herliandelsgerichts 
Bd.  20  S.  375;  ferner  Eger,  Komment,  znr  Verk.-Ordn.  2.  Aufl.  S.  23;  Hahn, 
HOB.  2.  Anfl.  S.  702.  Diese  Beförderungsbedingungen  sind  anch  für  die  Bahn 
seibat  se  lange  verlundlieh,  als  ihre  Znracknahme  nieht  bekannt  gegeben  ist. 
Da  die  Tarife  nicht  von  der  Bahn,  sondern  deren  Aufsichtsbehörde  fest^esetst 
werden,  können  Fehler  bei  der  VeröifentUchnng  nicht  die  Hechte  und  Pflichten 
auH  dem  Fraclitvertra^re  ündfrn.  Bei  einem  irrtümlidi  zn  linch  ancresrebenen 
und  (Ifmgcmä.ss  .spüterbericlitipten  Tarife  liat  ilas  Ifei«  lisiiericlit  vom  11.  März  1882 
(Entscheid.  Samml.  i.  Zivils.  Bd.  6  S.  lOU)  die  Kückforderung  der  laut  Berichtigung 
Ton  der  Bahn  früher  zuviel  erhobenen  Fracht  für  berechtigt  erklärt  Das 
Erfordeinis  der  Allgemeinheit  der  Anordnungen  ist  der  Befürchtung  der  Be- 
nachteiligung eines  Absenders  gegenüber  den  andern  entsprungen. 

Die  ünterwerfnng  unter  diese  Bedingungen  braucht  nicht  ausdrücklich 
zu  erfolgen,  wie  bei  Frachtbriefen  dnrch  deren  Ueberreichung  mit  Unterschrift; 
bei  Aiifliefernnp  von  Reisegepilck,  Leitlien,  lebenden  Tieren  geschieht  sie  in 
der  Kepel  stillst  liweigend.  Darf  die  Bahn  auf  Annalime  der  Bedingungen 
verzichten?  Die  Frage  ist  gegen  Eger  (in  Beitrage  z.  Erlilut.  d.  d.  R.  1891 
S.  475)  zu  verneinen,  da  es  ihr  nicht  freisteht,  die  Vorschriften  des  HGB., 
der  Verk.-Ordn.  und  der  Tarife  zn  andern,  ein  Versieht  auch  gerade  die  Un- 
gleichheit in  der  Behandlung  einzelner  Absender  herbeif&hren  wfirde,  auf 
deren  Bekftmpfnng  der  Gesetzgeber  soviel  Sorgfalt  verwandt  hat.  So  Qerstner, 
Intern.  Eisenbalmfrachtreclit  S.  96. 

IV.  Der  Befördernngsansschlns.s  von  Gegenständen,  deren  Befiirderung 
nacli  gesetzlicher  Vorschrift  oder  aus  Gründen  der  öffentlichen  Ordnung  ver- 
boten ist,  war  als  überflii.s^ig  im  alten  IIGB.  nieht  ei  wühnt.  Eine  Neuerung 
liegt  daher  ebensowenig  wie  eine  Unterhcheiduug  in  zwei  getrennt«  Arten 
Tor,  da  stets  ein  Verbot  die  Voraussetzung  ist  und  .GhrQnde  der  Sffentiichen 
Ordnung*  fast  allen  Verboten  innewohnen.  Verbote  Üer  in  Frage  kommender 
Art  betreffen  die  dem  Postzwang  unterliegenden  Gegenstände,  solche,  deren 
Ein-,  Durch-  oder  Ansfnhr  untersagt  ist,  Wild  zur  Schonzeit,  Wurzelreben, 
mit  Krankheitsstoffen  behaftete  Kleidungsstücke  usw.  Das»  als  gesetzliche 
Vorschriften  auch  alle  in  allgemeinen  Verordnungen  enthaltenen  zu  verstehen 
sind,  bedarf  nur  der  P'rw iihming. 

Ohne  strenge  Unterscheidung  von  den  Gegenständen  dieser  Art  schliesst 
§  453  HGB.  femer  diejenigen  von  dem  Befbrdemngszwange  ans,  die  sich  nicht 
zur  Beförderung  eignen: 

a)  nach  der  Verkehrsordnung.   Die  Ungeeignetbeit  ist  hier  entweder 
a)  eine  absolute;  bei  den  in  §  60  A  aufgeführten  Gtttem,  oder 
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eine  relative,  wenn  der  Hinderungsgrund  sich  heben  läset.  Letzteres 

ist  möglich: 

oo)  Bei  Anwendung  bestimmter  Vorkehrungen:  Verk.-Ordn.  §  50  B 
nebst  der  fortgesetst  in  der  Aenderong  1)«griffenen  Anlage  B 
nr  yerk.-Ordn.;  §  42  (Leichen),  §  44  (lebende  Tiftre); 
bei  Verzicht  auf  besondere  BefKrdemngBUten:  §  80  (Reise- 
gepäck), §  39  (Expressgut) ; 
b)  naoli  den  -jenifiss  der  Verkehrsordnung  erlassenen  Vorschiiften:  Tarifen, 
Faiii  pliinen.    In  dem  Erlass  solcher  Vorschriften  ist  die  Bahn  einerseits 
an  die  Genehmignng  der  Aufsichtsbehin-dc,  andererseits  an  die  Kontrolle 
darch  das  Gericht  gebauden.    Nach  der  jetzt  herrschenden  Ansicht  — 
8.  die  Literatur  dazu  bei  Eger,  Frachtreeht  Bd.  8  S.  167  —  ent- 
sciiddet  das  Gericht  dardber,  ob  die  Ottter  reglementsmlssig  oder  von 
der  Bahn  mit  Becht  zorftekgewiesen  sind; 
e)  nach  der  Anlage  nnd  dem  Betriebe  der  beteiligten  Bahnen.    Die.  Ans- 
schliessnnfrsgriinde  sind  hier  in  dem  Bahnkörper,  den  Bahnhofseinrichtnngen 
oder  der  Betriebsart,  insbesondere  aurh  der  Art  der  Betriebskraft  zn 
suchen.    In  Betracht  kuunnen:  en^e  Kurven  —  Ausschluss  von  Lang- 
holz —  sehr  starke  Steigangon,  die  Umgrenzung  des  lichten  Eaomes, 
geringe  BetriebilEmft  n.  a. 

Y.  Besondere  Sehvierigkeiten  hat  die  Frage  de«  BefördenmgBcwsngs 
dann  henrorgemfen,  wenn  die  Transportmittel  zur  BewUtignng  der  Versand- 

gfiter  nicht  hinreichten.  In  dem  Betriebsreglement  war  nar  als  Srfordernis 
anfgestellt,  das»  die  vorhandenen  Wahren  den  Anfordenmgen  genfigten.  Da 
aber  dadurch  die  Transportptlicht  der  Bahn  bereits  bei  einer  unrichtigen  Ver- 
teilunfj  ihres  Wagenparks  aufhörte,  wurde  in  der  neueren  Gesetzgebung  so- 
wohl des  inländischen  als  des  internationalen  Bechts  die  Transportpflicht  von 
der  BefOrdeningsmöglichkeit  mit  den  .regelmässigen"  Mitteln  abhängig  ge- 
macht. Daes  die  Aendemng  nicht  mit  Geschick  gemacht  war,  zeigt  die  sich 
alsbald  wieder  ergebende  HefarangSTeracUedenheit.  Geretner  bleibt  in  aeinem 
Bache:  Der  neueste  Stand  des  Int.  Ueb.  Uber  den  EUsenbahnftrachtrerkehr  S.  40 
auf  dem  Standpunkte  stehen,  dass  nnter  den  ^regelmässigen*  nur  die  vor- 
handenen »rewöhnlichen  Transportmittel  zu  verstehen  seien,  in  seinem  Kommentar 
zu  demselben  Uebereinkommen  vertritt  er  diesen  Standpunkt  auch  trec:eniiber 
den  Urteilen  von  Lüttich  vom  21.  Januar  1897  und  12.  Januar  1898,  da  diese 
nicht  internationales,  sondern  nur  inländisches  belgisches  Recht  beträfen.  Das 
Handelsgericht  Lfittich  hatte  am  21.  Januar  1897  (Eger,  Eiaenb.  Entseh.  n. 
Abhdl.  Bd.  XIV  8. 128)  aoageflUirt:  »Die  Bahn  kann  aich  anf  die  ünznlänglichkeit 
ihrer  Tranaportmlttel  nnr  bemfra,  wenn  diese  anf  ganz  nnvorhersehbares 
Umständen  beruht.  Die  Bahn  hat  dabei  auf  die  normale  fortschreitende  Ent- 
wickelang von  Handel  und  Industrie  Rücksicht  zu  nehmen  und  demgeniJlss  ihren 
Wagenpark,  die  Zahl  der  bei  der  Abfci  tifruni!:  bcschftftierten  Personen  und  die 
zur  Betiltitrnnff  der  Beförderung  notwendigen  Vorkehrungen  zu  vergrössern 
und  auszudehnen.  In  den  Monaten  September  bis  November  wird  alljährlich 
zn  den  Kohlen-  and  Blibentransporten  eine  grössere  als  die  sonst  gewöhnliche 
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"Wa^enzalil  angefordert;  da  die  Bahn  diese  Verkelir^^^ttii^erung:  voranssehen 
kann,  ist  sie  verpflichtet,  dementsprechend  vorznsorgen".  Diese  Anffassong 
des  belgischen  Gerichte  ist  jetit  MWoU  fttr  das  deotoche,  als  auch  f&r  das 
intomatioiiale  Becht  sor  henrschendeii  geworden.  .Regelmftssige  Transport- 
mittel  sind  niebt  diijenigai,  die  die  BaJm  regelmSssig  hat,  sondern  die  snm 
regelmftssigen  Betriebe  erforderlichen*,  bemerkt  3tanb,  HOB.  6/7  Aafl.  Bd.  2 
S.  1556.  In  gleichem  Sinne  haben  sich  Mako  wer,  HGB.  Bd.  1  S.  U97; 
Eger,  Frachtrecht  Bd.  3  S.  181  ff.,  E-er,  Verk.-Ordn.  2.  Anfl.  8.23,24; 
Hertzer,  Verk.-Ordn.  zu  §  (5  u.  a.  ausfrclasscn. 

Der  Ausdruck  „regelmässige  Transpurlmittel"  weist  noch  auf  die  weitere 
Unterscheidiuag  derselben  in  solche  lün,  die  für  alle  BefOrdemngsgüter  ge- 
eignet sind  nnd  die  Ar  dnselne  Gfiter  besonders  gehaat  sind,  sogen.  Spezial- 
wagen.  Es  besteht  kein  Zweifel  darfiber,  dass  die  Transpor^j^cbt  mit  diesen 
nnr  soweit  gebt,  als  solche  Wagen  vorhanden  sind,  dass  sie  die  Bahn  nicht 
En  deren  Beschaffung  zwingt.  So  Schott  in  Endemanns  Handbach  d.  Handels« 
rechts  Bd.  3  S.  477;  E<^er,  Frachtrecht  Bd.  3  S.  IGl  ff. 

VI.  Als  letzte  Voraussetzung  stellt  §  453  IRtB.  auf,  dass  die  Be- 
förderung ,nicht  durch  rmstände,  die  als  höhere  Gewalt  zu  betrachten  sind, 
verhindert  wird".  Was  als  , höhere  Gewalt"  zu  betrachten  ist,  wnrde  schon 
in  80  zahlreiehen  Fftllen  festgestellt,  dan  diww  Begriff  des  bei  regehntesigem 
Betriebe  nieht  voraassasebenden  nnd  nnabwendbaren  ftnsseren  Znfiills  l^ei&er 
Erörterung  mehr  bedarf.  Vgl.  ttbrigens  die  Reichsgerichtsurteile  vom  6.  Janvar 
1887  nnd  23.  Wtn  1888  (Entoch.  i.  Zivils.  Bd.  19  S.  37  n.  Bd.  21  S.  15). 

(ScUus  folgt  im  nlchsten  Heft) 
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U. 

üeber  dte  Plltelit  einw  Terleteteii,  sieb  Srztllelier  BehaiidluDg« 
iBsbeMMiilere  einer  AnstaltsliehRiidlinig  so  ontenleheii. 

Von  ErMt  Drtike, 

Landgericlitant  in  ESln. 

(Schluss) 

Es  mac:  beim  ersten  Anblick  bofiemdlioli  erscheinen,  dass  eine  Keclits- 
pflicht  solcher  Hctlt  utunf?  lind  Tra!S\\eite,  wie  sie  sich  m.  E.  aus  der  tolf^e- 
ricbtigen  Durchführung  des  gesetzgebemchen  (iedankens  des  §  254  Abs.  2 
BGB.  mit  Notwtndlgkeft  ergibt,  jedem  an  fteinw  Oemndhelt  BeaeUUUgtoi 
zngiinateii  des  seliSdigenden  Angreifen  obliegen  soll,  und  zwar  nntenchiedslost 
sogar  wenn  der  SebSdiger  Torefttallch  gehaadelt  bat.  Indessen  Hast  sieb  eine 
verschiedenartige  Bemessung  der  Behandluigspflicht  des  Verletzten  an  sieb  Je 
nach  dem  Haftnngsgrande  des  Schädigers  weder  innerlich  rechtfertigen,  noch 
praktisch  durchführen.  Wenn  das  gesunde  Reclitspm]dinden  hier  gleichfalls 
die  auch  sonst  an  zahlreichen  Stellen  vom  Reclite  fi:esct/.tc  nnterschiedliche 
Behandlung  des  schuldhaften,  namentlich  des  für  Vorsatz  haftbaren  Schuldners 
und  des  ohne  Verschulden  Ersatzpflichtigen  verlangt,  so  kann  dem  auf  anderem 
Wege  Qenfige  geschehen. 

Zmiftchst  gereicht  nSmlicb  nkbt  schon  Jede  obJektiTe  Yerletanng  der  Be- 
handlnngspflicht  mm  Nachteil  des  Verletzten  und  snm  Vorteil  des  Ersats- 
pflichtigen,  sondern  nur  der  schnldhafte  Verstoss.  Daran  IHsst  der  be- 
wusst  gewählte  (E.  I  §  222;  Mot.  2,  24;  l'rot.  1,  300)  Wortlaut  der  Vor- 
schrift keinen  Zweifel.  In  der  Kechtslehre  wird  dies  zwar  an  sich  nirgends 
bestritten,  dagegen  wird  vielfach  die  Meinung  aufgestellt,  der  Begriff  „Ver- 
schulden* sei  hier  in  einem  , weiteren,  verkehrsmässigen",  .nneigentlichen" 
und  ySiebt  tecbniseben*  £Hnne  m  verstehen,  wie  die  ▼otkatHmliche  Bede- 
wendug:  ^er  ist  sebnld' ,  und  bedeute  nur  scblecbtw^  sYenirsadiQng* 
Nach  dem  AnsgelUbrtai  Icaim  diese  Meinnng  lücht  als  richtig  anerkannt 
werden.  Das  „Verschulden"  des  §  254  Abs.  2  BGB.,  welchem  die  Annahme 
einer  zur  Becbtspflicht  erhobenen,  dem  Glftubiger  gegenüber  dem  Schuldner 


«)  S.  den  ersten  Abschnitt  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  XXII  S.  90—101. 
•)  So  i'rorne  1,  496;  Ennecccras  1,  366;  Endemann  1,  756f,-,  Görres  in 
ZZP.  34,  3;  a.  M.  jedoch  Schollmeyer  Bern.  3  zu  §  264  BUB. 
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obliegenden  Verkehrs-  und  Treuptiitlit  zu;. runde  liegt,  stellt  sich  damit  von 
selbst  als  ein  VerBchulden  bei  Erfüllung'  dieser  Verkehrs  Verbindlichkeit  und 
gegenftber  dem  Gläubiger  dieser  Verbindlichkeit,  dem  Scliiddner  der  Schadens- 
fordenm;,  darO«  somit  als  ein  wirkliches  and  echtes  Yerscholden  im  eigent- 
lichen Sinne  des  Wortes.  Was  «Verschulden*  ist,  bestimmt  der  §  276  BOB.: 
Yorsata  und  FalirlUssigkeit.  Eine  von  diesen  beiden  Schuldarten,  für  deren 
V(transsetznn{?en  die  allfremeinen  Vorschriften  pelten,  mnss  also  hinsichtlich 
der  Priiclitverletznnff  des  (ics(li;idifrt«'n  vorliefren,  wenn  254  A'is.  2  Platz 
gi'eit'en  soll^j.    Nur  dann  beeinträchtigt  der  körperlich  Verletzte  seinen  Er- 


Was  hier  von  dein  besonderen  einzelnen  \'ersrhuldensfalle  des  §  2Ö4  Abs.  2 
iiüli.  gesagt  ist,  triät  ni.  £.  in  gleicher  Weise  auf  den  Bcgrifi  , eigenes  Verschulden" 
fiberhaupt  und  in  seinem  gsnsen  Umfange  sn.  Ist  «s  tkktig,  woTon  oben  (8. 94  f.) 
Misgegaagen  wurde,  dass  Gläubiger  und  Sclmldner  sich  nicht  suflscUiesslich  in  diesen 

elnstriti^en  und  unabänderlichen  Parteirollen  gegenüberstehen,  sondern  vielmehr  gleich- 
zeitig als  gleichberechtigte  Verkehrsgenossen  mit  dem  gegenseitigen  Ansitnuli  auf 
Wahrung  von  Treu  und  Glauben  und  der  Verkebrssitte  in  ihren  (vertrag Ik heu  oder 
ansserrertragUehen)  Bechtsbesiehangen,  oder  besser:  ist  dieser  von  Jeher  riditige  Sats 
heute  klarer  erkannt,  bestimmte  anerkannt  und  umfassender  dorchgefahrt ,  so  er^ 
scheint  mit  der  Anerkennung  von  fJUiubigerpflichten  auch  die  Möglichkeit  eines 
Gläubigervt  r,s(  luildcus  liei  jcdeju  Sehuldverhältnisse  ohne  weiteres  gegeben.  Krwägt 
man  weiter:  kein  V'erschulden  ohne  entsprechendes  l'Üichtgebot,  in  dessen  Verletzung 
gerade  die  Schuld  besteht,  und  keine  Rechtspflicbt  ohne  entsprediendes  Recht  auf 
seilen  des  durch  das  Pflichtgebot  I^egünstigten,  so  ergibt  sich  unabweisbar  die  Folgerung: 
straft  die  Rechtsordnung  irgendein  VcrliMlten  eim  s  »iliinbigers  durch  Schmiilerung 
seiner  Hechte  als  .eigenes  VersrhuUii  n- .  so  kninz.  i» iinet  sie  tlies  Verhalten  als  Ver- 
letzung einer  Tliicht  und  damit  notwendig  auch  eines  gegenüberstehenduu  Kechtcs, 
dessen  Inhaber  nur  der  Schuldner  der  durch  das  «eigene  Vorschuldei)'  des  OllaUgers 
geminderten  (oder  beseitigten)  Forderung  sein  kann.  .Eigenes  Verschulden"  ist  also 
weder  ein  .  Versrhuldi  ii  gegen  sich  selbsf^ ,  noch  ein  , uneigentliches  Vt  rsr  hulden*, 
eine  unrichtige  liezeichnung  für  einfache  Verursachung,  sondern  stets  und  uiierall  ein 
wahres  Verschulden,  nünilich  des  Anspruchsberechtigten  dem  l'orderungsschulduer  und 
YerkehrsglftnblgOT  g^enflber.  Hier  muss  diese  kurse  grundsfttsliche  Darlegung  ge- 
nflgoi.  Aber  auch  die  in  dieser  Arbeit  versuchte  Durchführung  des  Grundsatzes  an 
einer  Kinzelfragc  dürfte  für  eine  allgemeine  Betrachtung  des  bisher  noch  wenig  ent- 
wickelten und  nicht  klar  erkannten  Begriffes  , eigenes  Verschulden*  von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  nicht  ohne  Nutzen  sein. 

*)  Wenn  Cosaek  (Lehrb.  des  Bflrgerl.  Rechts  1,  SSS)  bemerirt:  .Dass  ein  Yer- 
schulden  des  < ieschädigteu  uiier];is;,!i( Ii  ist,  passt  für  solche  Fälle  nicht,  in  denen  auf 
Seiten  des  Krsatzpfliclitigcu  ein  N'crschulden  nicht  gefordert  wiril'.  so  ist  dem  ent- 
gegenzuhalten, dass  das  schädigende  Ereignis  .z.  Ii.  ein  Eisenbahnunfallj,  welches  dem 
Haftpflichtigen  eine  Schadensersatzpllicüt  auferlegt,  nach  dem  dargelegten  auch  den 
Geschädigten  ohne  sein  Zutun  mit  Verbindlichkeiten  belastet,  wie  die  Schaden- 
minderungspflicht  des  §  2')4  Abs.  2  eine  ist.  I>eii  Geschädigten  bei  der  ErffiUnng 
dieser  NCrkehrsverbindlichkeit  über  die'iretizen  der  allgemeinen  Haftung  bei  Leistungs- 
verpflichtungen ,  nämlich  Uber  den  §  27(j  liCi  Ii.  hinaus  auch  ohne  N'erschulden  haften 
ZU  lassen,  wäre  deshalb  keine  billige  Gleichstellung,  sondern  eine  unbillige  Mehr- 
belastung des  geschftdigten  Ersatzgl&nbigcrs  und  Verkehrsichuldners.  —  Die  andere, 
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sat/.anspruch,  wenn  er  dnrdi  Verabs.tuiuung  einer  Heilbehandlung  seine  Scliailcii- 
mindernngepflicht  dem  £rsatzpfliclitigen  gegenüber  vursätzliuli  oder  fahrlässig 
▼erletzt Falirl&salg  Terletst  er  diese  Pflicht,  wenn  er  bei  ediier  Säoumie 
die  im  Verkehr  erforderliehe  Sorgfalt  aaeter  aeht  llset.  Waim^  dies  der  Fall 
ist,  liest  sieh  aUgemein  nieht  bestimmeii.  Verlangt  werden  rnnss»  wenigstens 
in  der  Regel,  dass  <lcr  Verletzte  den  Einflnss  seiner  Sfinmnis  anf  die  Höhe 
des  ihm  erwacbsenden  Vermögensschadens  nnd  damit  auf  die  Ersatzpflicht 
des  Schildigers  erkennen  konnte,  da  sonst  von  einer  Verletzung  der  verkehrs- 
notwondigcn  Sorgfalt  bei  ^lindernn;:  dieses  Schadens  nicht  wohl  die  liede 
»ein  kann  (vgl.  in  dieser  Hinsicht  KG.  vum  22.  Oktober  1903,  DJZ.  574, 
8.  anch  JW.  03  Bdl  186).  Im  ftbrl^n  sollea  mir  eimsefaie  beaoators  wichtige 
Punkte  noch  erörtert  werden. 

Es  ist  oben  (8.  97  f.)  dargelegt  worden,  dass  schon  bei  der  positiven 
Umgrenzung  der  Behandlnngspflicht  Tren  nnd  Glauben  mit  Rücksicht  anf  die 
Verkehrssitte  es  erheischen,  den  sabjektiven  Massstab  zugrunde  zu  legen  nnd 
nur  das  für  pflichtmJissi^r  zu  erkliiren,  was  der  Verletzte  selbst  nnfei  anderen 
Umstunden  vernüntti^rerweise  tun  würde.  Was  schon  von  der  lieniessnng  der 
(iläubigerpflicht  gilt,  mubs  erst  recht  von  ihrer  Erfüllung  gelten.  Es  müsste 
als  ^e  den  Rechts-  and  Verkehrsanschannngen  zuwiderlaufende  Überspannung 
der  Anforderungen  beaeichnet  werden,  wollte  man  dem  Verletxten  snr  Ab- 
wendung fremden  Nachteils  dne  grössere  Sorgfalt  lumnten,  als  er  nur  Ab- 
wehr eigenen  Schadens  aufzuwenden  pflegt  Hag  selbst  im  allgemednen  richtig 
sein,  was  das  BG.  ausführt  (Urt  vom  2.  Jan.  1905,  Eisenb.  Entach.  81,  892), 

hiervon  verschiedene  Frage,  ol)  jeder  Tatbestand,  der  eine  Schadenshaftung  be- 

gründet, vom  Hechte  in  gewissem  Öinne  als  „unerlaubte  Uandlnug'  und  deshalb  als 
Vetsöhulden  «ngesehen  wird,  so  dam  sefai  Vorliegen  anf  sritea  etnes  Sdbadcnsgläubigers 
sich  als  ein  .eigenes  Veraohnlden'  darstelle  (rgl.  meine  Bemerkangen  in  dieser  SMt- 
schrift  21  S.  413).  diese  Frage  kann  für  den  allein  zur  Erörterung  stehenden  Fall  der 
rSc-h.indliuii^'sptlii  ht  eines  Verletzten  nnd  ihrer  VernacblftSSigUDg  WOhl  kaum  praktisch 
werden  und  ist  deshalb  nicht  weiter  zu  verfolgen. 

0  Das  RQ.  hat  allerdings  in  einem  Urt.  Tom  10.  H&ns  190B  (DJZ.  297;  JW. 
Beil.  67)  ansgesproehen,  das  Verschulden  des  §  8M  Abs.  2  bestdie  nieht  in  dem 
Verstoss  gegen  eine  besondere  Bechtspflirht ,  sondern  amfasse  jeden  Veratoss 
gepen  Tren  und  Glanben  nach  der  Verkehrssitte,  der  darin  liefre,  dass  diejenige 
Sorgfalt  nicht  angewendet  werde,  welche  nach  der  Anflfassung  des  Liebens  ein 
offdeatUdier  Mann  aaaawnden  hat,  um  Sdiaden  Ton  sich  absnwenden.  Nadi  dem 
Vorgetragenen  ist  dies  Jedoch  nicht  fflr  satreffend  sn  ersditeB.  In  den  eingangs 
mit^reteilten  Urteilen  des  OLG.  Köln  n  1  des  IK?  ist  die  Frage  nicht  be- 
rührt, jedoch  ist  eine  Annäherung  an  ilcii  richtigen  Standpunkt:  .Verschulden  dem 
Schuldner  gegenüber  durch  Verletzung  seines  Anspruchs  auf  Schadensnünderung*  wohl 
darin  ni  erfaliefcen,  dass  als  massgdwnd  hingestellt  wird  (S.  93),  was  .bei  gleicher  Ge- 
snndhdtsstOmng  ein  Terst&ndiger  Mensch  tun  wfirde,  d«r  nicht  in  der  Lage  ist,  die 
Vermögensnachteile,  die  ihm  bei  Fortdauer  der  Krankheit  erwachsen,  auf  einen  andern 
abzuwälzen".  Hierin  liegt,  wenn  auch  nur  versteckt  und  mittelbar,  die  Anerkennung, 
dass  auf  ein  solches  \'erhaltcn  der  ersatzpflichtige  Schädiger  Ansprach  hat,  so  duss 
das  Versehalden  des  Uescbftdigten  in  der  Verletsnng  dieses  Anbruchs  bestdit. 
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das8  es  IMr  die  Frage  fahrlässigen  HhTemhiddeiiB  des  Verietstoi  ür  ge- 
wöhnlich niclit  mf  deeeeo  PenSnUcbkeit,  eondeni  daraaf  ankomait,  was  oV- 
jektiT  der  Verkehr  an  Sorgfalt  fordert:  hier  fordert  eben  der  Verkehr  Toa 
Verletzten  nieht,  dass  er  Im  btteresse  seines  —  womOgUch  gar  rechtswidrig 
handelnden  —  Scliädigers  fttr  seine  Gesnndlieit  mehr  tat  and  sorgfülti^er 
handelt,  als  er  schon  im  ciprenen  Inleresse  ohnehin  tnn  wurde.  Gibt  man 
aher  zn,  dass  der  Verletzte  bei  Erfülluii}r  seiner  Verkehrsverbindliclikeit,  sich 
Urztliili  behandeln  zn  lassen,  nur  für  diejenige  Sorgfalt  einzustellen  hat,  welche 
er  auch  »unst  in  eigenen  Angelegenheiten  ansuwenden  fliegt,  und  dies  mnss 
man  n.  E.  nadi  Temflnftiger  Verkehrsaaschavvng,  so  wird  sieh  seine  Oiftaag 
hl  den  weitans  meisten  FSllen  aaf  die  grobfUirllssigen  Verletznngen  der 
Behandlnngspflicht  beschränken  (§  377  BOB.).  Nnr  fBr  die  objektive  Be- 
messung der  Behandlnngspflicht  kommt  es  also  aaf  das  an,  was  der  Verletzte 
vernünftigerweise  tan  niÜRste,  für  die  subjektive  Beurteilnng  der  Schnldfraire 
bei  einer  Verletzung  jener  Pflicht  dagegen  nur  darauf,  was  der  Verletzte 
gewülmlicii  zu  tun  pflegt. 

Hat  hiemach  der  bei  einem  Unfall  zn  Schaden  gekommene  Durchschnitts- 
mensch in  der  Regel  nicht  schon  Jede  leichte  Fahrllssigkett  bei  Wiedererlangong 
seiner  Qesandheit  als  vertretbares  Verschalden  dardi  eine  SchmSlernng  seines 
Brsataanspmchs  an  bilssen,  so  bemisst  weiter  die  Verkehrssitte  nach  Treu 
nnd  Glanben  aach  das  objektiv  von  ihr  erforderte  Mass  von  Sorgfalt  nicht 
für  alle  Arten  von  Schadensfällen  gleichmässig  nnd  einheitlich,  sondern  je 
naeh  den  l'mstiinden  verschieden.  Insbesondere  spielt  hier  der  Haltungs- 
grund,  aus  dem  der  Schuldner  dem  ^'tM•U•tzten  seinen  Schaden  zu  ersetzen 
hat,  eine  erhebliche  Kolle.  Es  iäsät  sich  nicht  leugnen,  dass  die  allgemeine 
Aasdiaunng  die  Frage  der  Mitedinld  des  Verletsten  an  der  Schädigung 
strenger  beurteilt  und  eher  anznnehmen  pflegt,  wenn  den  haltbaren 
Schädiger  ebi  persönliches  Verscholden  nicht  trifft  (man  denke  z.  B.  an  die 
Haftong  des  Tierhalters),  dass  sie  dagegen  die  Trenpflicht  des  Verletzten 
enger  begrenzt  and  eine  Nachlfissigkrit  in  der  Schadensabwendang  entweder 
überliaujit  norh  nicht  als  einen  l'tlirhtverstdss .  wenn  aber,  dann  als  eine 
entschuldbare  und  keinesfalls  als.  eine  grnlitalirl:lssi<.a'  Säumnis  anzuseilen  ge- 
neigt ist,  wenn  dem  Schädiger  eine  vorsäizlielie  Handlungsweise  zur  Last 
föllt.  Diese  allgemeine  Verkebrsanschaunng  ist  hier  massgebend,  sie  ist  aber 
anch  innerlich  berechtigt  Begründet  die  Rechtsordnung  bei  einem  unver- 
schuldeten Znsammenprall  der  Reehtssphären  zweier  Verkehrsgenossen  dvrch 
Aufstellung  einer  Krsatzpflicht  ein  RechtsveririUtnis  awischen  den  beiden,  so 
beherrscht  die  Forderang  der  Verkehrstreue  von  vornherein  das  ganze 
wechselseitige  Ifpf-htsverhilltnis  irlficlmiiissig,  sie  verlnn^t  von  jedem  der 
gleich  schuldlos  zu  einander  in  reclitliilie  Beziehung  L'cbiaclilen  Beteiligten 
auch  das  gleiche  Mass  von  Sorgfalt  dem  Verkehrsgenossen  gegenüber.  I)ie 
rechtliche  Wertschätzung  der  die  Haftung  begründenden  Tatsachen  (des 
Haltens  des  Schaden  ventrsachenden  Tieres,  des  Betriebes  einer  Eisenbahn 
nsw.)  findet  ihre  volle  Berficksichtigang  bereits  darin,  dass  vermSge  dieser 
Bewertung  der  das  Rechtsverhältnis  begrftndende  Zusammeastoss  bei  dem 
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Trftger  jener  Tatsachen  Rofnrt  eine  grreifbare  Ersatzpfliclit  festbestimmten 
Inhalts,  hei  der  Gegrenpartei  dagegen  unmittelbar  nur  eine  Abwelirpflicht  be- 
gründet, die  allerdings,  wie  gezeigt,  anch  zn  positiven  Verbindlichkeiten 
fthren  kann;  dazn  aber  auch  noch  das  Mass  von  Sorgfalt  bei  Erfüllung  der 
VerkelurfynrWndHchkeit  fSr  die  grnndiriltslidi  efaumdw  g]clclkBteli«iid«ii  Ver- 
kehngenoBBMi  Tenehieden  m  gestalten,  dam  Uetet  der  nnvenehiildete 
SiltiiBgagrand  keinen  Änlaes.  Anders  bei  der  Sehadenshafkong  für  Vei^ 
schulden.  Hier  ist  von  selten  des  Ersatzschuldners  sehen  von  vornherein  mit 
der  übertretenen  Eechtspflicht  anch  die  Verkehrstrene  verletzt,  es  handelt 
sich  also  nicht  nm  ihre  gleiclimilssige  Wahrung  seitens  gleich  schuldloser 
Beteili<rten  bei  der  Abwickelung  grnndsUtzlich  gleichstehender  Verkehrsver- 
bindlichkeiteu ,  sondern  auf  der  einen  Seite  zunächst  nnd  vor  allem  um  die 
'WiedeifaersteUimg  der  verletsten  VwkeltntreQe.  Hnss  dahw  die  Abwelir- 
pdicht  des  §  254  Abs.  8  BGB.  an  sieh  anch  Usr  als  gegeben  anerkannt 
werden,  so  ist  sie  doch  hier  von  der  gegenflberstehenden  Ersatqtfliclit  naeh 
Entstehung  nnd  Wesen  verschieden,  nnd  diese  Verschiedenheit  rechtfertigt  es, 
wenn  die  Verkehrssitte  nach  Treu  und  Glauben  beim  Ausgleich  schnldhaft 
verursachten  Schadens  in  ihren  Anforderungen  an  die  aufzuwendende  Sorgfalt 
dem  lediglich  kraft  Gesetzes  AbwehrpHichtigen  gegenüber  nachsichtiger  ist, 
als  gegenüber  seinem  Gegner,  dem  durch  sein  eigenes  Verhalten  ersatzpHichtig  ge- 
wordenen Wiederherstelle  der  sdinldhaft  gestörten  Becbtsordnimg.  Man  kann  also 
geradezn  den  Sata  anfMellen:  In  dem  Masse,  in  dem  bei  Schadensver- 
bindlichkeiten das  Verschniden  dee  Ersatapfüchtigen  abnimmt, 
wachsen  die  Anforderungen  der  Verkehrssitte  an  die  Sorgfalt  des 
Geschädigten  bei  Erfüllnng  seiner  Trenpflicht  zur  Abwendung  oder 
Minderung  des  Schadens.  Auf  die  behandelte  Frage  angewendet  heisst  das: 
Der  Verletzte  rauss  sich  mit  grösserer  »Sorgfalt  seine  Heilung  angelegen  sein 
lassen,  ein  Versehen  ist  ihm  eher  als  grobe  Fahililssigkeit  anzurechnen,  wenn 
er  den  Schädiger  lediglich  auf  Omnd  einer  ein  Verscholden  nicht  vorans- 
setaenden  Haftvng,  z.  B.  des  §  1  HaftpflG.  in  Ansprach  nhnmt,  als  wenn 
sein  Ersatarecht  sich  aaf  ein  Verscfanlden  des  Ffliehtigen,  s.  B.  auf  dne 
Verietcnng  des  Befördernngsvertoages  oder  anf  eine  nnerlanbte  Handlung  des 
Dntemebmers  (oder  seiner  Angestellten,  278,  831  BGB.)  gründet.  Wenn 
also  auch  der  nnssoro  Umfang  der  Behandlungspflicht  des  Verletzten  allen 
Ersatzschuldnern  gegenüber  der  gleiche  ist,  so  gilt  doch  nicht  das  nümliche 
von  der  subjektiven  VeritHic  iitung  znr  sorgfältigen  Einhaltung  jenes  ganzen 
Umfangs  in  jedem  einzelnen  Falle. 

Wie  bertfts  erwähnt  (S.  99  f.)>  haftet  der  Verletxte  aneh  für  Versdralden 
seiner  Hilfspersonen,  insbesondere  der  bdiandelnden  Aerste.  Er  haftet  zor 
nilchst  —  mit  der  Beschrltnknng  anf  die  Sorgfalt,  wie  in  eigenen  An- 
gelegenheiten —  für  die  satliL^ouiiisse  Auswahl  des  Arztes,  denn  der  §  831 
BGB.  begründet  eine  allgemeine  Verkehrspflicht,  deren  Verletzung  stets  ein 
eigenes  Verschulden  des  Verletzten  im  Sinne  des  §  264  BGB.  begründet^)'). 

*)  Vgl.  meine  Abhandlung  in  dieser  Zeitschr.  21,  295ff.,  bes.  302  f. 

^  Gegenflber  der  etwaigen  Einrede  mangelndar  Sorgfalt  bei  der  AoswaU  des 
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Sitdann  haftet  rr  geniüss  §  278  I><il{.  für  »las  VeisrImMcn  dor  Aerzte  und 
sonHi^en  Personen,  deren  er  sich  znr  Erfüllnng  seiner  lUdiandlnntrspflicht 
bedient,  in  gleichem  Umfange,  wie  für  eigenes  Verscliolden ,  d.  b.  also 
l^eiebfalls  in  der  Betcbrtalnnfr  Mf  persönlich  nngewObnllcbes  Verhalten. 
Es  scheint  mir  bei  der  gaasen  Oestaltnner  des  Verhftltnisses  kanm  in  Zweifel 
gesogen  werden  zn  k&anen,  dass  der  Verletzte  nicht  schon  dann  wegen 
nnterlasBcner  Schadensmindernnpr  haftet,  wenn  sein  Arzt  ihai  gegenftber  seine 
Vertrasrspfliclit  (jrTf^b)  verletzt,  s<mdem  nnr  dann,  wenn  er  als  sein  (des 
\  (  lit  tztenj  (^lehilfe  bei  Krfüllunf  der  SrhadenniinderuntrspHicht  dem  niinde- 
run;;siii  re»  liti>rten  Krsatzs«  liuldner  tri*«:enüber  ein  Verschulden  begeht  *).  Mag 
sein,  das»  die  Autätellung  dieses  Erfordernisses  in  der  praktischen  Hand- 
habung n  einer  Verrfaigerang  der  Haftnng  des  Verletzten  führen  kann;  ein 
QnMd  gegen  Jene  Anffassnng  wftre  daraas  nicht  herzuleiten. 

Um  einen  Einllnss  anf  die  Schadensfordemng  des  Verletzten  zn  ge- 
winnen, nmss  sein  Verstoss  gegen  seine  Behandlnngspflicbt  nicht  nnr  schuld- 
haft, sondern  zweitens  auch  nrs. 'Ichlich  für  den  ünifanjr  sein,  den  der 
Schade  tatsiirhlirli  aiiL-tnoinnien  hat.  Nicht  seiner  seihst  wetjen  liejrt  dein 
iTpscliiiilij.'^tcu  jene  \'t  1  kchrsidlicht  oh.  sondern  zu*runsten  des  Ersatzjirtii  litijren, 
und  in  dessen  Inu-ie^de  liegt  nicht  die  Gehuudung  des  Verletzten  als  solche, 
sondern  deren  aufhebende  oder  mindernde  Bickwirknng  auf  den  ans  der 
fortdanemden  GesnndheitssdiSdignng  fortdanemd  erwachsenden  VermOgens- 
sehaden  (§§  843  B0B.,  3  a  HaftiiaO).  Daher  entlastet  selbst  eine  schnld- 
hafte  Vemacblftssigang  jener  Trenpllicht  durch  den  Ginnbiger  den  Schuldner 
dann  nicht,  wenn  die  schuldhaft  unterlassene  Handlung  zu  einer  Ver- 
minderunp:  des  Vtriniitrensschadens  nidit  peführt  haben  würde,  wenn  sie 
also  entweder  seinen  (iesundheitszustand  überhaupt  nicht  gebessert  oder  wenn 
die  verabsäumte  üesundheitsbesserang  gleichwohl  weder  die  Erwerbsfühigkeit 
des  Verletzten  gehoben,  noch,  worauf  das  SO.  in  dem  ürt  vom  18.  Febnuur 
1906  zutreffend  hinweist,  seine  erstattnngsflUiigen  Mehrbedftrftiisse  Terringwt 
hitte.  Umgekehrt  ist  auch  die  Möglichkeit  nicht  von  der  Huid  zn  weisen, 
dass  ^e  bestimmte  Behandlnngsweise  zwar  nicht  die  Gesundheit  des  Ver- 
letzten, wohl  aber  seine  Erwerbsfilhigkeit  (ganz  oder  doch  teilweise)  wieder 
herzustellen  verniap:.  Alsdann  sreliört  auch  deren  Anwendung  zu  der  Schaden- 
niinderungspflicht  des  Verletzten  und  ihre  grobfahrlüssige  Ansserachtlassnng 
beeinträchtigt  als  ^Mit-)  Ursache  des  weiter  entstehenden  Schadens  seinen 
Ersatzanapruch. 

Praktisch  mindestens  ebenso  wichtig,  wie  die  Frage,  ob  eine  Unter- 
lassung des  Verletzten  schuldhaft  und  ob  sie  fBr  den  Umfang  des  entstandenen 

Schadens  von  ursächlicher  Bedeutung  tatsftohlich  ist,  ist  die  weitere  Frage, 
ob  dies  im  Rechtsstreit  festgestellt  und  dem  Bestreiten  des  Verletzten  gegen- 


Arztes  wird  die  (Jegeneinrede  besonders  laicht  praktisf^h  werden,  dass  der  gleiche 
Schade  aach  bei  Anwendung  der  erforderlichen  Sorgfalt  entstanden  sein  wQrde  (§  831 
Abs.  a.  £.). 

*)  Vgl  dazu  diese  Zeltschr.  81,  416  A.  2,  41f  A.  1. 
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über  bewiesen  wi  rdcn  kann  Die  Heweislast  liiortur  trirt't  in  allen  Füllen 
den  das  eigene  Verhciiulden  des  üeMliädijjften  einwendenden  Ersatzpriichtifjen 
bleibt  ein  Zweifel,  so  ist  der  Schuldner  beweisfftllig,  nnd  die  Forderangs- 
bMehrftoking  des  §  254  BGB.  tritt  nicht  ein.  FSr  du  Venchnlden  selbst 
wird  die  Beweisfrage  meist  keine  Seliwierigkeiten  machen"),  desto  mehr  aber, 
sobald  seine  Ursächlichkeit  in  Frage  kommt  Eine  Vermatong  ffir  die  ür- 
slcliliclikeit  eines  feststehend  schiildhaften  Verhaltens  für  einen  hinterher  ein- 
getretenen Scliaden  bestdit  nicht  also  anch  nirlit  dafür,  dass  der  Schade 
bei  der  ptlichtfjebotenen  \'ornalime  einer  schuldliaft  nntoilas^senen  Handlnn<r 
sicli  verringert  liaben  würde,  (.'ber  den  Nachweis  betimlet  zwar  das  (Tericlit 
unter  Würdigung  aller  Umstände  nach  freier  Ueberzeugimg  287  ZPO.)  bei 
der,  wie  fiberbanpt,  allgem^e  Erfahmngst^tsaohen  gebfihroide  Bertteksicbti- 
gmg  an  finden  haben*),  immer  mttssen  aber  die  Umstände  aar  Bfldang  and 
Bee^ritndnng  einer  positiven  Ueberzeagnng  ansreichen,  ein  anch  bei  pllicht- 
niUssiger  Beweiswürdigung  stellt  anssnrtUimender  Zweifel  bleibt  an  Lasten  des 
Beweisführers.  In  Anerkennnnc:  dieser  Grundsätze  hat  denn  anch  das  RG. 
in  dem  mitereteilten  Falle  rs  an  sicli  nirlit  niissbillip;t,  dass  das  (>L0  nicht 
festgestellt  hatte,  dass  die  rlem  Klüger  angebotene  Knr  erfolglos  geblieben 
sein  würde,  die  Einrede  des  eigenen  Verschuldens  vielmehr  schon  mit  der 
Begrfindang  nrflckwies,  es  sd  nicht  feststellbar,  ob  dareh  die  Kur  eine 
weseotUdie  Bessemng  des  Znstaades  des  ElBgers  erreicht  worden  wftre. 
Gleichwohl  bat  das  BG.  die  Entscheldnngr  aofgehoben  and  die  Sache  behnfs 
aadarweiter  Beweiswflrdignng  mit  folgender  Begrflndnag  zorttckverwiesen:  «Kit 


')  A.  M.  Leonhard.  Bewcislast  S.  347,  für  den  hier  behandelten  Sonderfall 
eigenen  Verscbuldens  gewiss  mit  Unrecht.  Bei  Verletzung  der  Bebandlungspflicht 
handelt  es  sich  stete  nur  am  ein  HitTerschaldea  an  der  weiterwi  Gestaltang  des  aa 
sidh  bereits  verursachten  und  von  einem  Rrsatzpllirbtigoii  /u  vertretenden  Schadens, 
also  am  die  iMtmdn)  irhung  einer  Tom  Scholdner  datsulegenden  rechtsinderadea  oder 
rechtsv e r n i c h t e i m  1  < •  n  Tatsache. 

*)  Immerhin  mag  z.  B.  die  tatsächliche  Feststellung  der  vom  Verletzten  gewöhn- 
lich anf  die  Erhaltung  seiner  Gesundheit  verwendeten  Sorgfalt  (§  877  BOB.)  manchmal 
nur  schwer  zu  tri  ftVn  sein. 

*,  KU.  in  (iruchots  Hoitr.  48.  420  lUZ  04,  866);  JW.  03  BeiL  126; 
Leonhard  a.  a.  O.  8.  343 ff.  mit  weiteren  Anführungen. 

*)  In  dieser  Hinsicht  ist  von  Interesse,  dass  das  RG.  gegenüber  den  Ausführungen 
des  OLG.  (s.  S.  99)  ttber  die  Ungewisshelt  eines  Erfolges  der  vorgeschlagenen  Anstalts* 
behandlung  erklärt:  „Ein  Erfahrungssatz  des  Inhalts,  dass  regdmlssig  auf  einen 
günstii^'cn  Ersatz  nicht  zti  rorhiu-n  sei,  besteht  als  ein  allgemeiner,  auch  in  Laien- 
kreisen  unerkannter  nicht.  Wie  schon  oben  erwähnt  worden,  ist  die  Autsuchung  einer 
geschlossenen  Heilanstalt  filr  die  meisten  Kranken  eine  Massnahme,  zu  der  sie  sich 
nur  nngem  nnd  sdiwer  entachUessen,  nnd  diese  Abneigung  tritt  bei  Kranken,  die  von 
einem  Leiden  befallen  sind,  das  zugleich  eine  Schmälcrong  und  Schwächung  der  Ur- 
teils- oder  der  Willenskraft  zur  Fol<.'f  bat  noch  besonders  biUifitr  und  in  verstärktem 
Masse  hervor.  Cilcichwohl  hat  erfahrungsgemäss  die  Behandlung  solcher  Kranken  in 
geschlossenen  Anstalten  in  sahlreiehen  Fällen  besten  Erfolg". 


Digitized  by  Google 


216   B>  Drenke,  Pflicht  eines  Verletzten,  üdi  ftntlicber  Bebandlnng  sa  antersieben. 

Kecht  ist  davon  aasgegangen,  dasB  an  sich  insoweit  dem  Beklagten  die  Be- 
weislMl  obliege.  Lides  ist  dieee  nieht  soweit,  wie  die  VotlnsteBS  Mmiiunt, 
so  erttreoken,  es  mnss  vieliiehr  alsMisreiefaeiidaiigeseben werden,  wenn  deijenige, 
welelier  fBr  die  Folfpen  eines  Ten  elneni  inderen  erlittenen  Unfslls  anCsn- 

kommen  bat,  dartnt,  dass  es  ein  Mittel  gegeben  hat,  welches  nach  den  Er- 
gebnissen der  medizinischen  Wissensoliaft  eine  Hoilnnp:  oder  doch  eine  wesent- 
liche Bessernng:  der  in  Fra^re  koiiinifiult'n  Krankheit  herbeizufüluen  ueeiernet 
ist,  dass  dieses  Mittel  dem  N'erletztcn  auch  bekannt  (reworden  und  seine  An- 
wendung füi'  ihn  uiügUch  gewesen  ist.  Wird  dies  lestgcsiellt,  su  ist  es  Sache 
des  Verletzten,  die  Grfinde  dartnlegen,  die  Um  von  der  Anwendong  des 
Mittels  »bgelinlten  haben.  Erweisen  sidi  die  von  ihm  Torgebmefaten  Gründe 
als  blosse  Verwände,  oder  doeh  als  solehe,  dtireh  die  sieh  ein  vwstladiger 
Mensch,  der  anch  den  Interessen  des  Schadensersatzpflichtigen  in  billiger 
Weise  Rechnung  trägt,  von  dem  Gebrauch  der  betreffenden  Kar  nicht  ab- 
halten lassen  würde,  so  ist  der  Nachweis,  dass  diese  im  trefrebenen  Falle 
keinen  trünstigen  Erfolg  prehabt  haben  würde,  dem  Verletzton  aufzuerle^rt  n. 

Diese  Verteilung  der  Beweislast  ist  jedentalls  gerechtfertigt  in  Fällen, 
wo  von  der  Anwendung  des  betreffenden  Heilverfahrens  erfahrungsgemttss  ein 
günstiger  Erfolg  mit  greiser  Wahrscheinlichkeit  erwartet,  dessen  Efantritt  als 
die  regelmSssIge  Sachgestaltnng  angesehen  werden  darf,  sie  ist  aber  anch  in 
FUlen,  wo  dies  nicht  zutrifft,  berechtigt.  Ein  verständiger  und  billig  denken- 
der Mensch  wird,  namentlirli.  wenn  es  sich  um  eine  schwere,  seine  Erwerbs- 
fätliiprkt'it  in  hohem  Grade  beeinträclitifrende  Kikranknng  handelt,  eine  ihm 
jlrztlicherseitw  em])f(dilene  Kur  amli  dann  j^obraiu licn ,  wenn  ein  Erfolg-  nnr 
als  einigermassen  wahrscheinlicli  augest  lu  n  werden  kann,  wenn  die  Kur  weder 
eine  Steigerung  der  Gefahr  für  sein  Leben,  noch  besonders  heftige  körper- 
liche Schmerzen  mit  sich  bringt,  und  auf  Kosten  eines  anderen  untemonmen 
werden  kann. 

In  der  Beohteprechnng  ist  nun  der  Gmndsata  aiUHrkannt,  dass,  wenn 

eine  Partei  dem  Qegner  eine  ihm  obliegende  Beweisführnng  schnidhaft  un- 
möglich macht,  ihr  ß-eprenilber  das  in  Frage  kommende  Anführen  des  Gefrners 
als  wahr  anzunehmen  ist,  sofern  sie  nicht  dessen  Enrichtigkeit  nachweist 
(RG.  20,  6  und  die  dort  ersichtlichen  Nachweisnugen).  Diese  Verkehrung 
der  Beweislast  ist  insbesondere  in  Fällen  angenommen  wurden,  wenn  die 
Handlung,  durch  welche  die  Beweisffihrung  dem  Gegner  unmöglich  gemacht 
oder  wesentlich  erschwert  worden  war,  gegenftber  dem  Prosessgegner  die 
Yerletaung  einer  Vertragspllicht  enthielt;  es  liegt  aber  kein  Grund  vor,  sie 
anf  solche  Fälle  an  beschrUnken,  da  die  dieser  Bechtsprechmg  zagrnnde 
liegenden  ErvNJifrnnfren  anch  dann  zutreffen,  wenn  jemand  ausserhalb  eines 
Vertragsverhnltnisses  dem  Geprner  eine  diesem  ohlieirende  Beweisführung 
durch  ein  Verlialten  vereitelt,  das  wider  Treu  und  Glauben  verstösst  und 
nach  dem  allgemeinen  Kechtsbewusstseiu  als  verwerflich  erscheint.  Dies  ist 
aber  der  Fall,  wenn  ein  bei  einem  tJn£sll  Verletzter,  darauf  pochend,  dass 
ihm  der  durch  den  Fortbestand  seines  krankhaften  Zustandes  entstehende 
Schade  von  einem  anderen  ersetzt  werden  müsse,  die  Anwendung  von  Heil- 
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uiitteln  verw  ci-xei  (  ,  den  n  sicli  jeder  verständige  und  billig  denkende  Mensch 
bei  gleicher  Sachlage  bedienen  würde  (vgl.  Seoff.  A.  46  Nr.  181)  I  q.  II). 

Die  erw&lmte,  der  Billigkeit  sweifellos  entsprechende  Ver- 
teilang  der  Beweislast  stellt  sieb  aach  im  Hinblick  auf  die  erfahnmgs- 
gemftss  nidit  settenm  FJÜle»  in  denen  bei  einem  Unfall  verletete  Personen 
in  nnlanterer  Weise  bemüht  sind,  sieh  anf  Kosten  des  Ersatzpflichtigen 
danemd  eine  hohe  Rente  zn  verschafTen,  gerndezn  als  Bedürfnis  dar.  .  .  . 

Der  Kliltjer  hat  durch  seine  wiilirend  des  Prozesses  anf  das  bestimmteste 
erklflrte  Weigerung,  sich  einer  Anstaltsbehandlung  zn  unterziehen,  es  dem 
Beklagten  unmöglich  gemadit,  durch  das  Ergebnis  eines  praktischen  Versuclis 
den  Nachweis  zn  erbringen,  dass  die  Krankheit  des  Klägers  geheilt  oder 
mm  mindesten  wesentlich  gebessert  werden  kBnne,  ond  es  mnss,  wenigstens  • 
nach  dem,  wsis  Usber  vorliegt,  angenommen  werden,  dass  jene  Weigemng 
des  Klägers  ein  scholdhaftes  Verhalten  darstelle,  das  eine  Verkehmng  der 
Beweislast  in  dem  oben  dargelegten  Sinne  znr  Folge  habe". 

Man  (reht  woh\  iiicht  ft-lil,  wenn  man  in  dem  hervorgelioVtonen  vorletzten 
Absatz  den  durchschlatreiuh  n  Ents(  lieidiin<rsp-rnnd  des  Reichsgerichts  erblickt, 
für  den  die  vorausgescliickten  Ansfiihrunuen  die  juristische  Reclittertigung 
enthalten.  Für  die  prozessaale  Bekämptung  der  unlauteren  „Sucht  nach 
Rente*  sind  diese  Darlegnngen  in  der  Tat  Ton  der  weltesttragenden  Bodentang. 
Wenn  aneK  einige  Bedenken  nicht  an  nnterdrflcken  sind,  so  ist  dem  wesent- 
lidien  Ksnie  der  Ansführnngen  doch,  wenn  aach  mit  einer  gewissen  Ein- 
sehrftnkung  beizutreten. 

Zu  beanstanden  ist  zunächst,  dass  das  HG.  von  einer  „Verteilung  der 
Beweislast"  siiricht.  Diese  Ausdrucksweine  ist  ungenau  (vgl.  besonders  Leon- 
hard, BfwdNlast  S.  204  ft".,  344)  und  deslialb  verwirrend.  Es  findet  keine 
Aenderung  der  von  Haus  aus  gegebenen,  der  rechtlichen  Natur  des  Vorbringens 
md  OegeoTorbringens  entsprechenden  Beweislast  statt,  nnd  diese  wird  nicht 
etm  ansaalimsweise  (nnd  noch  dam  ans  BUIfgfceiterfldMtehten I)  von  Tomr 
herein  anders  ,  verteilt*  oder  gar  nmgekehrt^.  Vielmehr  hat  der  Beklagte, 
wie  stets,  die  Beweislast  für  seinen  Einwand,  nnd  er  behält  sie  anch,  aber, 
und  dies  ist  in  Wahrheit  der  Kern  der  reichsgerichtlichen  Ansführnngen,  er 
hat  im  vorliegenden  Falle  seiner  Beweislast  genügt  und  den  ihm  obliegenden 
Beweis  erbracht,  erbracht  allerdings  einmal  nur  vorbehaltli«  h  des  oifen- 
bleibenden  Gegenbeweises  nnd  sodann  unter  Zuhilfenahme  einer  Beweisregel 
(wie  ich  den  unfgestellten  Grundsatz  einmal  nennen  wül),  anf  die  gleich 
noch  mrflckmkommen  ist.  Anf  Onnd  des  gesamten  tatsftchlichen  Vor- 
bringens nimmt  das  BG.  nach  den  Erfahmngen  nnd  der  Wahrscheinliebkeit 
des  tigliehen  Lebens  bis  aaf  weiteres  als  feststehend  an,  dass  die  schnidhaft 
ansgeschlagene  Knr  von  bessernder  nnd  infoliredessen  anch  schadenmindernder 
Wirkung  gewesen  sein  würde,  nnd  diese  Annahme  beruht  ausschliesslich  anf 
den  Ergebnissen  der  BeweisfUhrang  seitens  der  Parteien  und  der  Beweis- 


*)  Vgl.  anch  Goerres  in  ZZP.  34,  87. 
Bg«r,  Bla«il»hiirMhtlldie  SBlMheMusan  ZXU. 
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würdigang  seitens  des  Gerichts,  keineswegs  aber  auf  den  ürundsätzen  über 
die  Beweislast.  Die  Zalassnng  eines  derartigen  BewelsM  «bit  Mf  wetteres* 
und  .TorbehaltUch  des  Gegenbeweises'  (sonst  auch  wohl  »Beweis  prima  fade' 
genannt;  TgL  neuerdings  wieder  BO.  58,  142 ff.)  ist  in  Beefatsprechnng  md 
Beditslehre  anerluDnt  (s.  die  Nachwcisnngen  bei  Leonhard  a.  a.  0.)  and 
als  eine  Fordernng  der  praktischen  Notwendigkeit  unbedenklich,  znmal  nach 
§  287  ZPO.  Allerdings  zwingt  ein  stilcli«'s  Hewcisertrcbiiis  den  Bewoistromer, 
vom  einfachen  Bestreiten  zur  positiven  Darle^-unj;  des  (ic^^cntrils  ülierzugt-hcn, 
hier  also  die  besonderen  Gegengründe  vorzubringen  und  zu  beweisen,  aus 
denen  die  nach  der  allgemeinen  £rfahmng  mit  Gewissheit  oder  mit  einer  an 
Oewlsalieit  grenxeaden  Walurseheinlichkeit  eintretende  Hdlwirlmng  der  Xir 
bd  ihm  ansnahmsweise  nicht  als  deren  sichere  Folge  habe  angenommen 
werden  kennen.  Diese  ans  der  Beweiswfirdignng  entspringende  Begrfindoag 
einer  nenen  Darlegnngs-  nnd  Beweis^idit  für  den  bislierigen  Beweisgegner, 
mittels  deren  dieser  dem  einstweilen  trewonnenen  Beweisergebnisse  eine  nene 
Gegeneinwendunjr  entgegenstellt,  schleolitliin  als  ^.N'erteilnnp:  der  Beweis- 
last" zu  bezeiclinen,  entspricht  niclit  der  riprelniilssitren  und  allgemeinen  Be- 
deutong  dieses  Begriffs  und  ist  deshalb  zu  widerraten.  Dagegen  ist  die  unter 
dieser  Besdclmimg  ausgesprochene  Zulassung  einer  BeweisfUhrnng  Torbeiialt- 
lieh  des  dem  Gegner  flreisolassenden  Gegenbeweises  anf  die  Frage  nach  der 
nrsftchlichen  Wirkung  eigenen  ywsdiuldens  theoretisch  nicht  m  beanstanden. 
Praktisch  erheischt  die  Anwendung  jenes  Satzes  indessen  doch  grosse  Vor» 
sieht,  insbesondere  bei  Haftpflii-htstreitiirkeiten,  wo  stets  zu  berücksichtigen 
ist,  dass  aucli  die  Anwendunür  des  neuen  Reiclisrcrhts  auf  das  Haftpflicht- 
gesetz doch  dessen  Grnndririiluntr  einer  Bevorzugung  der  Stellung  des  Ver- 
letzten gegenüber  der  des  Haftpdichtigen  nicht  beeinträchtigen  darf  (so  auch 
Sebierlinger,  Seuff.  Bl.  70,  116). 

Sodann  ist  in  den  reichsgerichtUehen  AnsfBhmngen  ersichtlidi  der  Unter- 
sdiied  swischen  der  objektiven  Bemessung  der  Behandlungspflicht  des  ,Ter> 
standig  und  biUig  denkenden  Jfonst  Ik und  der  Verantwortlichkeit  des  Be- 
klagten für  eine  persönlich  schuMliafte  Verletzung  jener  Pflicht  nicht  scharf 
nnd  klar  herausgestellt.  Ich  glaube  aber  dargetan  zu  haben,  dass  dieser 
rntcrschied  hier  von  wesentlicher  Bedeutunji-  ist  und  dass  namentlirli  bei  der 
i'rage  des  persönlichen  N'erschuldens  der  nachsichtigere  Massstab  der  gewöhn- 
liehen Sorgfalt  in  eigenen  Angelegenheiten  angelegt  werden  mnss.  Der  Be- 
weiswflrdigung  hinsichtlich  der  üreftchlichkeit  eines  bestimmten  Verhaltens  des 
behandlungspiUchtigen  Verletsten  muss  aber  unbedingt  die  genaue  Feststellung 
vorausgehen,  ob  und  inwieweit  das  Verhalten  ilim  als  vertretbares  Ver- 
schulden dem  Schädiger  gegenüber  anzurechnen  ist.  Wohl  wird  tatsächlich 
nicht  selten  das  l^fass  des  Verschuldens  bei  der  Würdifrun^:  seiner  Ursäch- 
lichkeit mitvcrwcrtet,  nnd  <lics  ist  auch  nicht  unter  allen  l-mstilnden  zu  ver- 
werfen^); zu  einer  \  ermischung  und  Vermengung  der  Begrifle  darf  es  aber 
nicht  fGbrea. 


«)  Vgl.  meine  Abhandlung  a.  a.  0.  S.  414 f.;  auch  Sebierlinger  a.  a.  0.  S.  112. 
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Kndlich  l»etont  das  H(t.  in  lu.  E.  nicht  bpifallswiirdinrer  Weise  den  Um- 
stand, das8  der  Kläger  seine  Weigerung  wUlirend  des  Prozesses  erklärt  hat 
und  BO  dort  dem  Beklai^^n  die  Fühniiig  des  ihm  obliegenden  und  versnchten 
Kachweises  unmöglich  gemacht  hat.  Das  RO.  fasst  also  die  Weigerung  de« 
Elllgers  als  ein  prozessnales  Versehnlden  anf,  jedenfalls  benrteUt  es  sie 
in  erster  I>inie  ans  diesem  Gesiehtepnnkte.  Hier  kann  und  mass  nun  die 
snm  mindesten  nicht  anbestrittene  Fra^^  nach  dem  Bestehen  nnd  dem  üm'- 
fang  einer  prozessnalen  Mitwirknngs-  nnd  Anfklärungsptlicht  des  Beweis- 
gegners zuirnnsten  des  Beweispriiclitigen  ganz  anf  sich  beruhen  bleiben 
Aber  mau  trage  sich  nur:  Läge  der  Fall  anders,  würde  da»  KG.  ihn  anders 
entschieden  haben,  wenn  die  —  als  schnldhaft  angenommene  —  Weigerung  des 
ElSgers  vor  dem  Prozess  Mge  nnd  in  dem  Rechtsstreit  selbst  ein  Angebot 
dea  Beklagten,  den  Kläger  kostenfrei  in  einer  geeigneten  Anstalt  unter- 
zubringen, gar  nicht  gemacht  worden  wftre?  Gewiss  nicht.  Es  ist  nicht 
nur  nicht  nötig,  sondern  sogar  ansserordentlich  bedenklich,  hier  von  einem 
prozepsnabn  Vt  rst  liiilden  zu  reden,  da.««  fsich  dncb  nnr  anf  die  .Xnnabme  einer 
Prozcssptlicht  gründen  kihmte,  dem  liegner  durcli  das  rntcinflimen  eines 
Kurversuchs  zur  Führung  dos  ihm  obliegenden  Na«  hweisos  behilflich  zu  sein, 
einer  Pruzesspilicht,  seinen  kranken  Leib  einem  bestimmten  Verfahren  zu 
unterwerfen,  einem  gewissen  Arzt  aazuTertranen,  einer  besonderen  Anstalt 
ansznaatworten.  Soweit  werden  aber  auch  die  Verteidiger  der  prozessualen 
Anfklirungspflieht  jedes  Beteiligten  nicht  gehen.  Als  Pflicht  ist  vielmehr 
nur  eine  materielle,  privatrechtliche  Behandlnngspflicht  anf  Grund  des  §  254 
Abs.  2  PCIP..  anzncrkonnen ,  anf  eine  Pflichtverletzung  kommt  es  aber  hier, 
wo  wiediMum  nur  eiuf  Frairt-  dei-  Pew eiswürdiLaing  in  Kedn  steht,  nicht  ein- 
mal unbedingt  an.  Auch  die  schuliUnse  \  ei  wi  iirf  rniip-  einer  körperlichen  Be- 
handlang kann,  ebenso  wie  die  einer  körperlichen  Lutersucliung  (Leonhard 
S.  213,  a.  IL  Pollak  S.  264 f.),  schon  einen  Bewefaigmnd  für  die  Bildung 
der  richterlichen  Ueberzeugnng  abgeben.  Das  Vorliegen  einer  PAlehtverletznng 
wird  nur  da  erfordert,  wo  bei  —  doch  wohl  nicht  anstatt?  —  der  fireien 
Beweiawfirdignng  die  vom  RG.  anfgestellte  ausdruckliche  Reclitsregel  an- 
gewendet werden  soll:  Schnldhaftes  Unmöglichmachen  einer  Beweisführung 
lässt  den  Beweissatz  bis  znni  Iii  wei^p  de-  Gegenteils  als  wahr  erscheinen. 
Diese  Kegel  ist  keine  Besonil»  liieit  dei  Beweislehre,  übcrh;uipt  ni<lit  des 
Prozebsrechts,  sondern  nur  die  au/  den  besonderen  Fall  zugeschnittene  1*  assung 
des  angemdiMn  Grundsataee,  dasa  das  eigene  rechtswidrige  Verhaltmi  nie- 
mandem zun  rechtlichen  Vorteil  gerochen  darf,  eines  Satces,  der  zwar  im 
gesetzten  Recht  nnr  in  einigen  wenigen  Vorschriften  unmittelbar  zum 
Ausdruck  gelangt  (vgl.  z.  B.  §§  162,  816  BGB.,  §§  427,  444  ZPO.),  der 
auch  in  der  Bechtslehre  keineswegs  unangefochten  ist,  der  aber  gleichwohl 


')  Vgl.  in  dieser  Hinsicht  neuerdings  besonders  Leonhard,  Beweislast  (bes. 
S.  auch  -ifiS  f ,)  nnd  dauegcii  Borthke  bei  Grurh.  45».  \h()f.\  Schneider, 

Treu  und  üiauben  im  Zivilprozess  und  dazu  Vierhaus  in  '/j'AV.  dS,  426;  I'ollak  in 
ZZP.  33.  263  ff. 
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von  der  Rerlitsprechnng:  nnd  in8l>e8on(lere  vom  RG.  mit  Hecht  liochpehalten 
wird  Daä  Verschulden ,  welches  die  Auweudang  jener  Regel  voraas!»etzt, 
bnuekt  daher  kefneBwegg  auf  den  Gebiete  des  Prozessr^chu  zu  liegen, 
die  dem  Sdnüdigen  nachteiUge  Beachtnng  n  flndea,  und  ao  tot  es  aneh  hier 
lediglieh  die  Verletzimg  der  materiellrechtlicfaen  BehaadlinigspAieht,  fttr  welche 
das  RG.  die  Anwendun<r  jenes  Satzes  als  einer  Art  Beweisregel  Torschreibt. 
Nötig  ist  nur,  dass  das  Verscbnlden  des  Verletzten,  wie  hier,  tateftchlich  dem 
Gepner  die  Führunir  des  ihm  Im  Rechtsstreit  obliegenden  Beweises  nnmö«rlich 
maclit;  ist  diese  \'oranssetzunt(  aber  {refrebcn.  so  ist  es  i(leichgilti{r,  ob  die 
schnldhafte  Weigerung  vor  oder  nach  der  Klageerlubnng,  ob  sie  ausserhalb 
dea  Prozeases  oder  im  Rahmen  der  Verhandlung  erfolgt  ist. 

Die  yoratehend  erhobenen  Anstftnde  haben,  ivie  bereita  erwShnt,  nicht 
den  Zweck,  die  Sachentaeheidang,  die  das  SO.  getroffen  hat,  seibat  zu  be- 
kämpfen. Im  Gegenteil  soll  ihre  Erörterung  durch  Ansr&nmnng  der  in 
einzelnen  anftanchenden  Bedenken  die  Znathnmnng  znm  Enderirebnis  recht- 
fertipren.  Nnr  die  eine,  erleiolifalls  s(  hon  arpedeutef e  Einschrünkunpr  scheint 
mir  uncrhlsslicli :  Auf  dem  (lebiete  des  lialtpHiclitrechts  boherrscht  die  auf 
der  Gefilhrlichkeit  des  Unternehmens  beruhende  Haftnnjrsstren^a'  die  pesamre 
Beurteilung,  sie  darf  daher  anch  bei  der  Beweiswürdigung  nicht  aus  dem 
Ange  gelaasea  werden;  sind  zwar  die  Anforderungen  an  die  SorgMt  dea 
Verletzten  hier  gesteigerte  gegenftber  einer  schnldhaft  herbeigefllhrten  Ver- 
letzung (S.  212),  80  mass  bei  Würdigung  der  Frage  des  ursftehUeheB  Zu' 
sammenhanga  zwischen  dem  eigenen  Verschulden  des  Verletzten  bei  Wieder- 
herstellung seiner  Gesundheit  und  dem  Umfang-  des  ilim  erwachsenen  Schadens 
wiederum  die  vom  Gesetze  frewoUte  Beirünstig-unp  des  (^eschildiirten  zn  ihrem 
Recht  kommen.  Der  Haftpflichtige  mnss  beweisen,  dass  die  etwa  prep-ebene 
grobfahrlftssige  Unterlassung  de»  Verletzten  eine  \'erminderung  des  Unfall- 
schadens wirklich  verhindert  hat;  es  widersprftche  dem  Haftptlichtgesetze, 
wollte  man  in  jeder  derartigen  Unterlassung  ohne  weiteres  zugleich  schon 
eine  Vereitelung  dieser  BeweisfUhrnng  mit  der  erörterten  Wirkung  erblicken 
und  so  tatsftchlloh  dem  Beweispllichtigen  die  Beweisführung  regelmassig  er» 
sparen. 


*)  „Ein  Reobtsbehelf ,  der  auf  dolosem  Verhalten  iKiulit.  darf  keinen  Kechts- 
sehnt«  geniessen",  Urt.  vom  2d.  Mai  1903,  II  503.02;  die  schuldhaft  herbeigeführte 
Verjlhmng  kann  nicht  mit  Brfolg  geltend  gemacht  werden,  RG.  92,  141  und  ESsenb. 
Entsch.  21,  50  (=  D.TZ.  04.  649);  srhuldhafte  Vereitelang  der  Empfangnahme  ein« 
\\  illfnserklärung  beraubt  den  S«  hiililitrcn  der  «Jeltendmachnnur  der  Verspät iinp  fRG.  .t8. 
4Ut>;  DJZ.04,  1091;,  schuldhafte  lierbeiliihrung  einer  Vertragsverlctzun}^  des  Anspruchs 
auf  die  Vertragsstrafe  (Urt.  Tom  16.  öept.  1904,  II  ö73;03j  usw.  Auch  die  Einrede  der 
Axgllst  (DJZ.  04,  318;  RG.  68,  856}  gebOrt  hierher. 
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12. 

Der  Fahneheln  der  Stmasenbalm. 

Von  Waltfiwr  Sealmun, 
Befereadar  in  Gharlottonbori^ 

(Selilii8B)<). 

4.^  Diese  Vorzeigepflicht  bedarf  der  näheren  Betrachtung;  sie  be- 
steht f&r  den  Fahi^gast  nicht  nar  bezflglidi  des  BUlets  in  seiner  Uer  he* 
trachteten  Funktion  als  EontroUzdchen,  sondern  darttber  binaos  andi  besttglich 
seiner  oben  erörterten  Funktion  als  ZaUnngsansweis.  Das  Billet  als  Eontroll- 

/eichen  ist  den  Kontrolleuren,  das  Billct  als  Zahlungsansweis  auch  den 
Schaffnern  vorzulefren.  Diese  Pflidit  ist  eine  «elbstverständliche  Folgerung 
ans  der  Zweckbestimmung  der  liillete  uml  ist  Bestandteil  der  lex  contractus 
auch  dann,  wenn  in  den  Befördernnf^sbedinffuni^en  die  tatsUchlich  in  ihnen 
meist  enthaltene  Bestimmung  fehlen  sollte:  ^Das  Billet  ist  (aufzubewahren 
nnd)  anf  Veriangen  vormzeigen'  (Vorzeigeklansel). 

Die  RrfüUnng  dieser  Verpflichtung  kann  die  Strassenbahn  vom  Fahrgast 
fordern  nnd  dnrch  Vereinbarung  einer  Vertragsstrafe  sichern.  Ihre  Nicht* 
beachtong  berechtigt  sie,  sofern  sie  schuldhaft  war,  Schadensersatz  vom 
Fahrgast  zu  fordern,  sie  berechtigt  sie  aber  auch  —  und  das  interessiert 
uns  wegen  seiner  praktischen  Bedeutung  am  meisten  —  dem  Fahrgast  die 
Beförderungsleistung  zu  verweigern,  d.  h.  ihn  zum  Verlassen  des  Wagens  zu 
zwingen. 

Diese  Befugnis,  die  sich  die  Strassenbahnen  im  Gegensatz  zur  Eisen- 
bahn*) allerdings  nicht  ansdrflcklich  vorbehalten  haben,  l&sst  sich  nnr  kon- 
stniieren  nnd  ableiten  ans  der  ErwSgnng  herans,  dass  die  VorxeigeUansel 
ein  Teil  der  BefSrdeningsbedingnngen  ist  nnd  als  solcher  dieselbe  Bedentang 
hat,  wie  die  anderwiirts  sogenannten  Benfitmngsbedlngangen^).  Das  Wesen 
derselben  besteht  daiiu.  dass  sie  die  Bedingungen  normieren,  welche  der  Be- 
nutzer bei  Benutzung  der  ihm  durcli  den  Uiit<'ni(>hm('r  gebotenen  T^eistung 
zu  erfüllen  hat;  es  ist  ihnen  eigentümlich,  dass  ilire  Beachtung  einerseits 
ans  irgendwelchen  Rücksichten  für  den  Betrieb  des  Unternehmens  so  wesent- 
lich ist,  dass  er  anf  sie  nicht  wohl  verdchten  kann,  ohne  die  DnrchfQhmng 
seines  Betriebes  empfindlich  an  scbttdigMi,  nnd  dass  die  Befolgung  der  Be- 
dingungen andwerseits  fttr  ihn  nur  im  Bahmen  dieses  Betriebes  und  mit 
Bilcksicht  anf  den  Betrieb  —  nidit  aber  schlechthin,  wie  andere  Leistungen 

S.  den  ersten  Abschnitt  in  dieser  Zeitschr.  Bd.  XXII  ä.  8ö— 89. 
•)  Areh.  f.  bflrgerl.  Recht  Bd.  25  S.  902  ff. 

*i  §  20  Abs.  3  und  §  21  Abs.  2  und  3  der  Eisenbahnverkehrsordn.  mit  Abänderung 
durch  Bek.  vom  2')  ^Sliirz  1904  (RGBl.  S.  143);  Eger,  Handb.  des  Preuss.  Eisenhahn- 
rechts  Bd.  2  S.  758,  u.  Komiuent.  z.  Eiscnb.-Verk.-ürdn.  2.  Aufl.  S.  86  u.  Ü.  89—93. 

*)  Andere  Ansichten  Arcb.  ä.  204  f. 
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des  Benutzens,  z.  B.  die  Fahr]M  eiszahlun{r  —  ein  Interesse  nnd  l?tMl»Mitunir 
bat.  Eine  Ert'üUang  der  gebteilten  Anforderaugen,  die  erst  uachträglicb  und 
aiiBserhalb  des  Betriebes  erfolgt,  wird  daher  Ihren  Zweck  meist  Terfdilen, 
md  entspreehend  wird  auch  der  Änsproeh  auf  naditrlgliche  ErfOUimg  ebenso 
wie  EraatsUage  wegen  NidtterfOUimg  fast  immer  gegenstandslos  sein 
und  versagen. 

Der  Unternehmer  kann  daher  auf  die  Geltendmachnng  dieser  Anspräche 
nicht  bescliriinkt  wprdcn,  muss  vielmehr  die  Befngnis  haben,  weniL-^-^tens  mittel- 
bar die  Befol^Muij;  seiner  Anonlnunjren  dadurch  zu  ei/.wintren ,  ilas>  er  seine 
Leistung  ver\veig:ert.  Bei  der  wesentlichen  Bedeutung,  welche  die  Beachtung 
der  Bentttzungsbedingungen  ffir  den  Betrieb  dM  ITBtemehmens  hat,  and  mit 
Bfiebsicht  daravf,  dass  die  Leistangssperre  tatsftchlieh  das  einsäe  Mittel 
ist,  dnreh  das  er  sie  erzwingen  kann,  darf  ihm  nicht  angemutet  werden,  sidi 
dieses  Mittels  zu  begeben  nnd  seinerseits  auch  dann  zn  leisten,  wenn  die 
Benntzangsbedingungen  nicht  erfüllt  sind.  Sowenig  wie  die  Bahn  Betrunkene 
oder  Leute,  die  sieh  nnjtassend  l  »  nehmen,  zu  hefönlein,  die  Theaterverwaltnng 
eine  Dauie,  die  ihren  Hut  wilhrend  der  Vorstellnnp:  nicht  ablegt,  im  Zu- 
schauerraum zu  dulden,  die  Eisenbahn  einen  Kalugast,  der  seine  Karte  nicht 
lochen  lässt,  mit  dem  Zuge  mitzunehmen  gehalten  ist,  sowenig  ist  auch  die 
Strassenbabn  yerpfliehtet,  einen  Fahrgast  an  befördern,  der  sein  Billet  nidit 
▼erzeigt;  vielmehr  erwftchst  ihr  anf  Gmnd  des  §  242  des  Bflrgerlichen  Ge- 
setzbuchs das  Recht,  in  einem  solchen  Falle  die  Leistung  zu  verweigera; 
denn  wenn  dw  Schuldner  nach  dieser  Vorschrift  elnt  rseits  seine  Leistung 
so  bewirken  ninss,  wie  Treu  nnd  Glanben  es  erfordern,  so  braucht  er  sie 
andererseits  auch  nur  dann  zu  bewirken,  wenn  sie  nach  Treu  und  Glanben 
von  ihm  erfordert  werden  kann;  «las  (iesetz  gcwilhrt  ihm  in  einem  snli  Ii, n 
Falle  eine  —  dem  Zurückbehaltuugsreeht,  mit  dem  sie  die  Grundlage  gemt  iu 
hat,  Terwandte  —  exceptio  doli. 

Die  Leistungsverweigernng  durch  die  Strassenbahn  ist  ihrer  ^lürloing 
nach  nicht  Aufschub  der  ErfUlung,  sondern  l^chterfailung  schlechthin.  Ist 
der  Fahrgast  einmal  aus  dem  Wagen  gewiesen,  so  würde,  wenn  er  später 
unter  Vorzeiiren  des  Billets  Weiterbefi'rdernnjr  in  einem  folfjcnden  Wagen 
verlanirte,  nicht  nur  «lie  Leiritimationsjn  iifnn^,  von  der  die  Balm  nicht  ab.sehen 
könnte,  grosse  Schwifri<:keiten  bewirken ,  sundern  uanientlicli  auch  das  vor- 
gezeigte Billet  in  diesem  Wagen  der  Kontrolle  niclit  melir  dienen  können  und 
schon  darum  die  Lösung  eines  neuen  BiUets  vom  Fahrgast  verlangt  werden 
mttssen.  Der  Bahn  kann  um  so  weniger  die  WeiterbefSrdemng  zugemutet 
werden,  als  die  Gegenleistung  des  Fahrgastes  nur  einige  Pfennige  beträgt  und 
er  sich  durch  nochmalige  Zahlung  dieses  Betrages  sofort  wieder  in  den  Ge- 
nuss  der  Leistung  setzen  kann. 

Die  Befugnis,  den  Falir^ast  auszuweisen,  erwHolist  der  Bahn,  wenn  er 
sein  Billet  nielit  vorzeiirt.  Die  Tatsache  au  .sich  Kt'nüjrt.  Auf  den  Grund, 
weswegen  er  sein  Biliet  nicht  vorzeigt,  insbesondere  auch  darauf,  ob  den 
Ftdirgast  hierbei  ein  Verschulden  trifft  oder  nicht,  kommt  es  nicht  an. 

Dem  Nichtvorzeigen  des  Bülets  steht  das  Vorzeigen  eines  dem  Fahrgast 
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aicht  vom  Schaffner  ausprolhlndiprten  und  dämm  in  seiner  Eii^enart  al8  Zahlnngs- 
answeis  wie  als  Kontrollzfcichen  nnpültieren  Billets  pleich.  Dacrepren  würde 
der  Fahrgast  dann,  wenn  er  vom  Sdiaftner  hei  der  Zahlung  einen  bereits 
einmal  verwendeten  und  darum  als  Kontrollzeichen  /war  ungültif^en,  als 
Zfthliingsbeleg  aber  ^Itigen  Falmdielii  erhalten  bat,  der  Vorzeigeklaosel 
Mch  dnreh  Vorlegnng  dieses  BUleto  genfigen;  denn  wenn  es  helsst,  der  Fahr^ 
gast  habe  das  Billet  vonnzeigen,  so  kann  danuiter  smiAehst  nur  das  und 
Jedes  Tom  Sehaffner  empfangene  verstanden  werden,  und  nur  besondere  Be- 
stimmmigen,  welche  dem  Fahrf^ast  auch  aaf  die  Gültigkeit  des  Billets  in 
seiner  Eigenart  als  KontroUzoirlien  zu  achten  aufgeben,  z.  B.  die  Vorschrift, 
jedes  nii'Iit  vitr  den  Augen  des  Falirgastes  getrennte  Rillet  zurückzuwi'isen, 
können  für  den  Fall,  dass  ein  \im  Sinne  der  Kontrollvorschriften)  ungültiges, 
aber  vom  Schaffner  ansgehändigtes  Billet  vorgezeigt  wird,  die  Bahn  zur  Ver- 
sagnng  der  Welterb^rdening  berechtigen. 

6. ')  Ausser  der  bisher  erörterten  Befognis  der  Leistongsspenre  nehmen 
die  Bahnverwaltnngen  beim  Nichtvorzelgen  des  Billets  vielffsch  nodi  das 
Recht  fär  sieh  in  Anspi-ncb,  von  dem  Fahrgast  die  LOsung  eines  neuen 
Billets  zu  verlangen.  Ein  solches  Recht  kann  ihnen  jedoch  im  Unterschiede 
vom  Ausweisungsrecht  keineswegs  schlechthin  zugestanden  werden.  Ans  der 
Auffassung  der  Vurzeigeklausel ,  als  einer  Benutzungsbedingung,  aus  der  wir 
das  Anweisungsrecht  der  Bahn  ableiteten,  läset  sich  ein  Recht  der  Bahn  auf 
NaehlSsnng  nnd  eine  entsprechende  Verpflichtuig  des  Fahrgastes  niefat  folgern, 
vielmehr  Icann  eine  derartige  Verpflichtnng  nnr  dnrch  ein  besonderes  Ver- 
plUehtangsgeseliKft  begründet  werden.  Ein  solches  ist  dann  gegeben,  wenn 
die  Bahn  ausdrücklich  eine  die  NacldOsnng  des  Bill*  ts  anordnende  Bestimmung 
in  ihre  Beförderungsbedingnncen  aufgenommen  und  dadurch  zum  Hcstandteil 
des  zwischen  ihr  und  dem  Fahrgast  geschlossenen  Vertraircs  gemacht  hat; 
dann,  aber  auch  nur  dann,  hat  sie  in  der  Tat  das  Recht,  vom  Fahrgast  die 
Nachlüsung  eines  neuen  Billets  zu  verlangen. 

Solche  Bestimmnngen,  dnrdi  welche  die  Naehldsnng  des  Billets  angeordnet 
wird,  finden  sich  mehrfach  in  den  BefSrdemngsbedingvngen.  So  emthatten 
die  Beförderungsbedingungen  der  Orossen  Berliner  und  der  Ghariottenburger 
Strassenbahn  fnlirende  Vorschrift: 

^Ein  Fabntrast,  welcher  sicli   bei   stattfindender  Kontrolle  nicht 
dnrch  einen  gültigen  Fahrschein  ausweist,  hat  für  die  ganze  von  ihm 
zurückgelegte  Strecke  und,  wenn  die  Zugangsstation  nicht  sofort  un- 
zweifeliiaft  nachgewiesen  wird,  für  die  ganze  von  dem  betreffenden 
Wagen  znrUckgelegte  Strecke  den  tarifmässigen  Preis  zu  zahlen*. 
Diese  Bestimmiuig,  die  in  Ihnlicher  Fassung  auch  in  dem  §  21  der  Eisen- 
bahnverkehrsordnung wiederkeiurt,  ist  durch  das  Amtsgericht  I  Berlin  in 
einem  Urteil  fttr  nngflltig  erklart,  weil  eine  zweimalige  Zahlung  des  Fahr- 
Preises  nicht  verlangt  werden  dttrfe.   Jedoch  zu  Unrecht:  Denn,  mag  setbst 


»)  Arch.  S.  209  ff. 

«)  Arch.S.187AnnL4Ziff.a. 
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die  Strassen1)ahn  liei  dicspr  Anordnnnc:  <lavon  anserepaniren  sein.  <iass  das 
Billet  aa»ächliessliche8  Beweismittel  sei  und  der  Fahrgast  dalier  bei  seineiu 
Verlust  zur  nochmaligen  Zahlung  TerpAiehtet  sei,  so  ist  doch  Uer  sowenig' 
wie  aowt  die  reditUefae  AnffMaimg  der  Fartd  fQr  den  Bichter  bei  Aoslegnng 
der  vertraglidien  BesÜmmongen  bindend. 

Das  Landgericht  I  Berlin  daa  Jenes  Erkenntnis  abänderte,  sah  in  der 
Nachlösungsanordnung  die  Vereinbarunfr  einer  Konventionalstrafe  für  den 
Fall,  dass  der  Fahrgast  seiner  Verptli»  htnnc:,  das  Hillet  vorznzeicron ,  nicht 
nachkomme.  Ich  halte  diese  Ansidit  für  ziitroffemi :  sie  eniiüf^licht  es,  die 
Vorschritt  in  ihrem  vollen  I  mfang  aufrecht  zu  erhalten  und  tut  auch  der  Partei- 
und  \'erkehrsauifa8sung  insofern  Genüge,  als  sie  das  in  der  Vorschrift  liegende 
pSnale  Koment  in  den  Vordergmnd  stellt.  Die  Strafe  besteht  in  der  Zahlung 
eines  Geldbetrages,  dessen  Hdhe  dem  Fahrpreise  fttr  die  aiirfickgelegte  Fahrt* 
strecke  entspricht.  Bei  der  Zahlung  erhilt«  der  Fahrgast  zweckmässigerweise 
ein  neues  Billet,  durch  dessen  .\htrennnng  der  Schaffner  die  Elinnahme  des 
Strafprehlcs  vorlantViart  ninl  durcli  dessen  Besitz  der  Fahrgast  wieder  in  die 
Lage  versetzt  winl.  den  Kontrollvorschriftcn  z«  geniigen. 

Die  Vertragsstrafe  ist  verwirkt,  wenn  der  Fahrgast  seine  Verpflichtung 
mm  Vorzeigen  des  Billets  nicht  erfüllt,  dem  revidierenden  Beamten  das 
BUlet  nicht  ?oneigt.  Avch  hier  wird  es  darauf  nicht  ankommen  kttanen, 
ob  dm  Fahrgast  dabei  ein  Verschvlden  trifft  oder  nidit.  Denn  wenn  anch 
die  Vorschrift  des  |  889  des  Bilrgerlichen  Oesetabuches  die  Verwirkong  der 
Strafe  an  ein  s  ilrhes  knttpft,  80  kennen  doch  die  Parteien  von  dieser  Be- 
stimmung Abweichendes  vereinbaren.  Eine  solche  abweichende  Vereinl»arnng 
muss  aber  hier  angenommen  werden,  da  nur  dann  die  energische  Durch- 
führung der  Narlizalilungsanorilnuiig  gesichert  ist  und  die  Bedingung,  unter 
der  die  Straf verwirkung  eintritt,  nicht  wobi  eine  andere  sein  kann  als  die, 
bei  deren  Voriiegen  die  Bahn  cor  Answeisong  beftagt  ist. 

6.  *)  Ans  den  bisherigen  Erttrtemngen  ging  hervor,  dass  das  BBlet  für 
das  Recht  des  Fahrgastes  anf  Beförderung  insofern  Bedeutung  hat, 
als  die  Bahn  zur  Verweigerung  der  Erfüllung  berechtigt  ist,  wenn  das  Billet 
nicht  voi^ezeigt  wird.  Eine  weitere  Bedeutung  kann  ihm  für  das  Transport- 
recht  nicht  zugestanden  werden,  insl)e^;on'iere  ist  die  anscheinend  weitver- 
breitete Auffassung,  wonach  der  Transpoi  tunspruch  erst  mit  der  Ausgabe  des 
Billets  entstehe,  unzutreffend;  dies  wenigstens,  soweit  durch  sie  die  Ausgabe 
des  Billeta  als  wesentliches  Erfordemia  fVr  die  Entstehung  des  Transport- 
anspmches  hingestellt  und  insbesondere  das  Billet  als  Werl^Nipier  beaeiehnet 
wird.  Sofern  dagegen  durch  sie  nur  eine  Anslegungsregel  fiber  den  mnt^ 
masslichen  Zeitpunkt  des  Vertragsabschlusses  zwischen  Fahrgast  und  Schaffner 
aufgestellt  wird,  kann  sie  hier  auf  sich  beruhen  bleiben,  da  sie  dann  fSr  die 
rechtliche  Auflassnn^^  des  Billets  belanglos  wSre. 

7.  ^  Gelten  die  vorstehenden  Sätze  unbedingt  für  das  einfaclte  Biüet, 

0  Aich.  8. 187  Anm.  4  Ziff.  8. 

»)  .^rch.  213  ff, 
*)  Arcb.  S.  216  ff. 
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80  bedürfen  sie  in  Beziehnnp:  auf  das  Umstci^ebillet  einer  Ergänzung. 
Die  Bedeutung  des  Uiiisteipeljülets  ist  bekannt.  Verliert  der  Fahrgast  im 
aligeuieinen  mit  dem  Verlassen  des  einmal  bestiegenen  Wagens  den  Anspruch 
ftsf  WdtarbefBrdenuig  ttbtr  die  BMtetredke,  m  durf  er,  wenn  er  ein  trm- 
BteigebUlet  iVet,  mehrere  Wagen  naclielnaader  benfttBen,  am  m  seinem  mit 
einem  Wagen  aUein  nicht  zu  erreichenden  Ziel  za  gdragen.  Er  hat  dann 
anstatt  mit  jedem  Schaffner  der  mehreren  Wagen  einen  besonderen  Be- 
fOrdemngsvertrag  zu  schliessen  und  an  jeden  einzelnen  ein  besonderes  Fahr- 
geld zu  entrichten,  ausschliesslich  mit  dem  Schaffner  des  zuerst  von  ihm  be- 
stiegeneu Wagens  zu  tun;  mit  (iiesein  schliesst  er  den  Beförderungsvertrag 
über  die  Gesamtstrecke,  und  an  diesen  zahlt  er  den  Gesamtpreis,  der  stets 
geringer  zu  sein  pflegt  als  die  Siimme  der  an  sich  zu  entrichtenden  Fahr* 
preiseinaelbetrUge.  Gegenttber  dem  Schaffner  des  zweiten  Wagens  wie  der 
ferneren  Wagen  bedarf  der  Fahrgast  nun  eines  Änsweises  darfiber,  dass  er 
berechtigt  ist,  ohne  Entgelt  weiter  befördert  an  werden,  und  einen  solchen 
bietet  ihm  das  Umsteigebillet;  dieses  liommt  bei  den  Strassenbabnen  als  be- 
sondere jrarke  (Znsclila^rskartc)  wohl  nicht  vor,  vielmehr  pflegt  das  Billet, 
das  dem  Fahrtrast  ohncliiii  im  orsten  Wa^ron  anszuhändipcn  ist,  zujrleich  als 
Umsteigeausweis  zu  dienen.  Es  hat  dann  neben  seinen  bereits  erörterten 
zwei  Fanktiunen  noch  eine  weitere,  dritte  zu  erfüllen. 

Die  rechtliche  Bedentnng  und  die  Katar  des  Umsteigeblllete,  d.  h.  des 
BilletB  in  seiner  Eigenschaft  als  Umstelgeansweis  er^bt  sich  ans  seiner 
Zweckbestimmvng;  es  weist  den  Fahrgast  als  snr  Weiter&hrt  berechtigt  aas. 
IBerin  liegt  verschiedenes: 

Bas  rmsteigebillet  ist  einmal  Beweis/eichen,  i^ofern  in  Frage  steht,  ob 
ein  Hecht  entstanden  ist  und  wer  es  erworben  hat,  und  es  ist  Beweisurkunde, 
sofern  es  anfribt ,  wie  weit  der  Fahigast  zw  fahren  berechtigt  ist.  Der 
Grund  und  die  Erheblichkeit  dieser  Unterscheidung  ergibt  sich  aus  den  oben 
bei  ErSrtermig  dea  BaUete  ala  Zahlongsanswdsea  gemaohtm  AaafiUunuigea. 

Wichtiger  als  diese  beweis-  nnd  somit  proaessrechtliche  Bedeutung  ist 
die  priTatrechtliehe  Bedentnng  des  Umsteigebillets:  Der  Fahrgast  kann  n&m- 
lich  die  WeiterbefSrdernng  nur  verleiben,  wenn  er  dem  Schaffner  des  Wagens, 
in  den  er  umsteigt,  seinen  Umsteigeausweis  vorzeigt.  Das  Umst^igebillet  ist 
Präsentationspapier  und  seine  Präsentation  Vorbedingung  für  die  Rerhts- 
ausübunjr  durdi  den  Fahrgast.  Zeict  der  Fahrgast  das  ümsteigebillet  nicht 
vor,  kann  oder  will  er  es  nicht  vorzeigen,  so  brauclit  die  Bahn  ihn  nicht  weiter 
zu  befördern.  Auf  den  Grund,  aus  welchem  der  Fahrgast  sein  Billet  nicht 
▼erzeigt,  kommt  es  auch  hier  nicht  an,  insbesondere  ist  anch  bei  safUUgem 
Terlttst  des  Umsteigebillets  die  Bahn  an  einer  Weiterbefürderung  des  Fahr^ 
gastes  nicht  verpflichtet.  Der  Grund  ist  nicht  etwa  der,  dass  das  ümsteigebillet 
ausschliessliches  Beweismittel  für  das  Recht  des  Fahrgastes  auf  Weiter^ 
beförderung  wilre  (der  Falirijast  kann  vielmehr  sein  Recht  auf  Weiter- 
belT>r<leinn^'-  auf  jede  beliebipre  Weise  beweisen),  sondern  der  gleiche,  aus  dem 
heraus  anch  Eisenlialm  nnd  Theater  nur  bei  Präsentation  der  von  ihnen  aus- 
gegebenen Billetti  leibten,  der  Wille  des  Ausstellers,  wonach  die  Ausübung 
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des  Kechtes  ilnrcli  die  Vorzeitruiifr  «U  r  erhaltenen  Marke  bedin};t  sein  soll. 
Das  Fmstei^M  liill«  t  erliiilt  ilaihucli  il<  n  »  li:irakter  eines  Wertpapiers,  sofera 
m&u  iiieninter  Marken,  durch  deren  Besitz  ^  \  (»rzeigung)  die  Geltendmachang 
ein««  Becbtet  prtTatreehtUch  bedingt  ist,  befcreift.  In  8«iB«r  AvsBbnng  be- 
dingt doreh  dM  Vonelgen  deB  UmsteigebUlets  ist  ab«r  nicht  der  Tnuisportr 
«uprach  des  FebigMtes  von  vondierein,  eondern  ertt  ven  dem  Zritpinkte 
des  üntteigenB  an,  d.  h.  dem  Zeitpunkt  ,  wo  er  das  Bittet  als  rmsteigeaos- 
weii  vorzeigen  mnss,  nm  weiter  befördert  zu  werden.  BIn  daliin,  also  so- 
lange er  sich  im  ersten  Wagen  betindet.  ist  sein  Recht  durch  das  Vorhanden- 
sein des  I  msteigeausweises  in  keiner  Weise  berühit,  das  Verhältnis  seines 
Rechtes  zu  dem  eint'aclien  liillet  und  die  Bedeutung  des  letzteren  fär  sein 
Recht  das  gleiche,  wie  sonst. 

Das  Umsteigeblllet  Ist  ein  nnToIlkommenes  Wertpapier;  nnr  die  Aas> 
ftbnng  des  Rechte  *  nicht  die  Entstebong  oder  Uebertragnng  des  ReditB  ist 
von  dem  Besits  des  Papieres  abhftnglg.  Erworben  wird  das  Recht  anf 
Beförderung  liier  wie  sonst  nicht  durch  den  Erwerb  des  Billets,  sondern 
dnrcli  den  Vertrag  mit  dem  Schaflner  des  ersten  Wagens:  und  nur  derjenige, 
der  liieren  Vertrae  L-eschlossen  und  damit  das  Hecht  auf  BetVirdernng  er- 
w  t»rht  n  hat,  kann  auf  Li  rund  dieses  Reciits  im  ersten  wie  im  zweiten  Wagen 
Beförderung  Verlangen. 

Was  die  Uebertragang  des  Rechts  auf  BefOrdening  durch  den  Fahr- 
gast an  einen  anderen  anlangt,  so  wftrde  die  Uebertragbarlceit  des  Anspruchs 
—  soweit  sie  nicht  ansdrUcklicli  durch  die  Befördentngsbedingnngen  verneint 
ist  —  vielleicht  an  sicti  zu  bejahen  sein;  die  Frage  erledigt  sich  jedoch 
durcli  die  ErwüLUiiu-.  das!^  (h'r  Zessionar  durch  die  Abtretung  niemals  ein 
ticcht  auf  Befiudcnuiü  seiner  (iueiini  l'ersun  erwerben  würde.  Denn  die 
Verptiichtuiiir ,  welche  die  Bahn  dem  Fahrgast  gegenüber  Ubernimmt,  gelit 
nicht  dahin,  eine  beliebige  Person,  gleichgültig  welche  za  befördern,  sondern 
eine  ganz  bestimmte  Person,  nicht  einen  Fahrgast,  sondern  den  Fahrgast  m 
befSrden;  es  luuin  daher,-  sobald  A  die  Fahrt  angetreten  nnd  insbesondere 
bereits  «inen  Teil  der  Fahrstreclce  zarückgelegt  hat,  weder  A  noch  B  die 
Weiterbeförderang  des  B  verlangen,  weil  das  eine  Aendernng  des  Inhalts  des 
Schuldveihiiltnisses,  niclit  nur  der  Person  des  (ilUubigers  bedeut-en  würde. 
Die  Bahn  ist  immer  nur  zur  Befiii  derung  desjt  niiipn  Falirgastes  verpflictitet, 
mit  dem  sie  den  Vertrag  geschlossen  hat;  eine  L'ebertragung  des  Rechtes 
auf  eine  andere  Person  mit  der  Wirkung,  dass  diese  für  sich  die  Beförderung 
verlangen  kOnnte,  ist  daher  ansgeschloBsen.  Die  Verwendnng  eines  Umsteige- 
billets  durch  einen  anderen  als  den,  der  es  geldst,  sn  dem  Zwedce,  die 
WeiterbefOrderang  zu  erlangen,  wäre  Betrag. 
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1.  Besondere  eisenbahnrechtliche  Schriften. 

Guyer,  Dr.  Ernst,  Rechtsanwalt  in  Zürich.    Aufsätze  Uber  das  schweiserisobe 
£iseubabn-Uaf tpf lichtrecbt.  Zürich  1905.  Scbulthess  &  Oie.  • 

IMe  Anfifttm  geben  du«  knrse,  «ber  klare  md  leicht  TentftndU^  Sehiltomig 
der  Bntwickeltmg  des  acbweiseriuben  Eisenbabii-Haftpfliebtrechts  eelt  Brlassang  des 

Eisenbahn-Haftpfliilitj^eHetzt^s  vom  1.  Juli  1875  bis  sa  der  mit  (Jesptz  vom  28.  Älära 
1905  erfolgten  Rtvisiuii  dieses  <iesctzeä  und  bringen  in  tretTlicher  Weise  die 
wichtigsten  grundlegenden  Be«timmuugea  dieselben  zur  Darstellung.  Trotz  dor 
meneharlei  bedeatangsvoHen  Veredüedenbelteii  swhämn  dem  schweiseriadieii  und 
deutschen  Haftpflichtrechte  zeigt  sich  deeh  in  vielen  wichtigen  Punkten  eine  Über* 
eiustimmung  der  beiden  Rechte.  Von  Int'  resse  i'^t,  am  den  Aufsfitzen  zn  oraehen 
wie  auch  in  der  liweiz  die  Rechtsprechiin<<  dsuj  Munient  der  besonderen,  dem  Ki.-äen- 
bahubetriebe  eigentiiml leben  (Jefährlicbkeit  für  die  Subsumierung  eines  Unfalls  unter 
das  Eiienbabn-Heftpllichtgeietn  betont  bat,  nnd  wie  ferner  aneh  im  icbwdaeriecben 
Haftirflichtrecht  bezüglich  des  Begrilfee  den  eigenen  Verschuldens  des  Verletzten  eine 
Reihe  von  Grundsätzen  sich  herausjfobildet  hat,  wie  sie  auch  für  das  deutsche  Haft- 
pflichtn-cht  durch  die  Judikatnr  festgelegt  worden  sind.  Da  es  bei  der  Ansdelinung 
des  beutigen  lieise Verkehrs  für  jedeu  Beisenden  von  Wichtigkeit  ist,  sieb  über  die 
grundlegenden  Bestimmungen  des  Haf^pfliebtreehls  auch  ftemder  Lttnder  klar  an  sein, 
sü  bieten  die  Anfiiätze  des  Verfassen  auch  Uber  die  Oraise  der  Schweiz  hinaus  leb- 
haftes Interesse  nnd  reiche  Belehrung.  Dr.  Reindl,  lliint  hen. 

Wnasew,  Or.  r»ie  Hfiftpflicht  der  St  r  assen  l.  a  Ii  n  f^n  Berlin  19<J5.  Schulz  &  Co. 
Die  gediegene  Schrift  Wussows  kann  .'^owulil  zum  Studium  wie  zum  praktischen 
Oebrancbe  aufs  wärmste  empfohlen  werden.  Sie  gibt  zum  ersten  Male  einen  voll- 
itlndigen  üeberblick  ttber  die  Haftpiicbt  der  Strassenbabnen  unter  sorgflltigster  Be- 
rOcksichtigung  der  Literatur  und  Rechtsprechung.  Während  der  1.  Teil  eine 
systematische  Darstellunir  der  Strassenbahnhaftpflicht  sowohl  nach  dem  Reichsbaft- 
pflicbtgesetz  wie  dem  HOB.  enthält,  befasst  sich  der  2.  Teil  mit  einer  kritischen 
Beleuchtung  der  Materie.  An  der  Hand  der  Motive  and  bisherigen  Krfahmngen 
•inrieht  licb  der  Verfasser  mit  gewiebtigen  Orflnden  einersdte  für  eine  Ifildemng 
der  Strassenbahnhaftpfliebt,  andererseits  gegen  eine  Ausdehnung  derselben  auf  Sach- 
schäden aus.  Er  legt  treffend  dar,  wie  sehr  die  wirtschaftliche  Entwickelnng  der 
Strasseubahueu  unter  der  allzu  strengen  Haftpäichtlast  leidet,  und  erörtert  in  lehr- 
reicher Weise  die  Bechtsprechnng  in  betreff  der  Hauptfragen  der  Haftpflicht.  Ein 
Anhang  enthalt  AnssOge  ans  den  wichtigeren  neueeten  Entsdieidungen  des  Beiohs- 
gericbte  in  Haftpfliehteaeben.  Dr.  Bger,  Beriin. 
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66Mralre|ister  zu  Band  Ibis  XX  der  Eisenbaborechtlichen  Eutscheidangea 
und  AbhaniliingeB,  Zeitschrift  für  Eiteobabnreeht;  hera«f|r*9«^«n  ▼oii 
Dr.  Georg  Eger,  Eegieningsrat.    Breslan  190").   J.  TT.  Kern'3  Verlag. 

7.\\  den  ersten  20  Bänden  1K8.')  his  V.H^\\  ilio^cr  Zeitschrift  ist  soeben  in  einem 
stattlichen  Bande  von  312  Seiten  ein  unifasHcmics,  auf  das  sorgfältigste  bearbeitetes 
Generalregister  erschienen,  welches  die  Benatzang  der  Zeitschrift  wesentlich  er- 
Idehtem  wird.  Du  Generabegitter  bMteht  1)  «qb  eiimn  selir  antftthrlidifln,  *Ipha> 
betitehen,  durch  die  ausserordentlich  grosse  Zahl  der  Stichworte  wohl  nie  ytr> 
sagenden  Sachret;i<ter,  21  einem  Verzeichnis  sämtlicher  Abhandlungen 
in  alphabetischer  Drdnuug  der  N'crlasscr ,  ii)  einem  Abschnitt  Literatur,  welcher 
alle  rezensierten  Schriften  nnd  die  vierteljährlich  aufgenommenen  Literaturilbex- 
aichtoi  anfuhrt,  4)  einem  Abeehnitt  QesettgebaDg  In  alphabetlMber  Reihenfolge 
der  Staaten,  5)  einem  Qu  eilen  reg  ister  nnd  8)  einem  Verzeichnis  der  etwa  fOnf- 
tan<»'^n(V  niifiri'nonjmenen  Entsi  lioiilungen.  Pas  GcnfViilre^fister.  dessen  Ergänzung 
in  bestimmten  Perioden  erfolgon  Holl,  wird  durch  seine  übersichtliche  und  klare  An- 
ordnung sowie  durch  seine  zweckmässige  Einrichtung  und  Ausstattung  fUr  den 
Oebraneh  der  Zeitiehrift  nieht  entbebriieb  nnd  allen,  die  rieb  mit  dem  SffentUehen 
oder  i^f  aten  Eisenbabnrecbt  besebiftigen,  von  grtatem  Nntaen  sein. 

Epstein,  Dr.  M  Bahntarifarische  und  reglementarische  Studien  auf  dem 
Gebiete  der  Landwirtschaft  nnd  In<ln«itrip    Wien  190.').   Mnritz  Perles. 

Die  Arbeit  zerfilUt  in  zwei  Teile.  Im  ersten  Teile  werdeu  in  gedrängter 
Kttne  die  Wundlagen  des  in  Oesterreich  geltenden  Tarifqrstems  sowie  die  denrit  m 
Kraft  stehenden  Ansnabmetarife  (Refaktien)  nebst  den  Anwendangabedingnngmi  der- 
selben dargelegt,  während  im  zweiten  Teile  die  von  der  Wiener  und  Reichenberger 
Handclskiimmer  zur  Revision  des  internationalen  Frarlitübüreiiikommens  bzw.  des 
östorr.  Betriebsreglemeuts  gestellten  Anträge  Uber  einige  Fragen  des  Fracbtrechts 
wiedergegeben  sind.  Zum  Sditnsse  r^t  rieh  daran  die  Hittellnng  iweier  gerldit* 
lieben  Erkenntnisse  besöglicb  Ueberschreitnng  der  Lieferfrist  nnd  eine  kam  Er- 
örterung ober  die  Zusatzbestimmungen  zum  Betriebsreglement  sowie  der  Wortlaut 
zweier  Interpellationen  ;ui  den  f^sterr.  Eisonbahnininister  flber  die  Tarifierung  von 
Loden  und  Uber  die  Erschwerung  des  Keklaniationsrechts  durch  die  Zusatzbestimmuugen 
nun  Betriebsreglemeat  Es  ist  ja  fraglos,  dass  die  Eompliileftiidt  md  VM- 
gestaltigkeit  des  TUlfwesens  In  Oesterreich  lingst  nach  einer  Reform  dringt,  nnd 
man  wird  manche  Bemerkung  des  Verfassers  für  zutreffend  erachten  kSnnen.  Wer 
a1»er  viel  Neues  aus  den  „Studien"  entnehmen  zu  können  erwartet,  wird  kaum  auf 
seine  Rechnung  kommen,  am  wenigsten  im  reglemeutarischen  Teil.  Dass  die  Schrift 
bei  Besprechang  maneher  Fragen  von  gani  einseitigem  Standpunkte  ausgeht,  der 
nicht  andi  die  berechtigten  Intnesien  der  Eisenbahnen  in  gebührende  Berftek- 
sichtignng  zn  ziehen  weiss,  darf  nicht  nnerwähnt  gelassen  werden.  Ich  möchte  in 
dieser  Beziehung  nur  auf  die  AasfUbmngen  (8.  63 ff.)  hinsichtlich  der  Mehrgebührea« 
reklamationen  verweisen.  Dr.  Keindl,  München. 

BitdNMM,  Dr.  M.  V.,  EVeiheir,  Sdrtionsohef.  Verordnungen  flber  Vorlagen  md  Ver- 
QIFentlicbnng  dw  Bisenbahntarife.  Wien  19Qft.  Hof*  nnd  Staatsdmckerri. 

Dairave,  J.  De  Pinterventinn  de  PKtat  dans  la  fliation  des  tatifo  des  de  for 

d'int^rt't  g^'nfral.  Toulouse  liH).').  RiviAre, 

Grasset,  Bernard.  Expose  theorique  du  fonctionnemeut  des  lois  des  prix  en  mati^re 
de  transports  par  chemins  de  fer.  Lille  1906.  Danel. 

Halnea,  H.  S.  Restrictive  Railway  Legislation.  London  ISOft.  Maemillan. 

PHfMiie,  Hera.  Handbuch  snr  Militftrtransportordnung  und  aitm  Militirtatife,  sowie 
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za  den  zngebSrigen  Dieustvorschrit'teu  der  Eisenbahnen  anter  besonderer  Berück- 
siebtiguDg  4l«r  S^^bMlfanBiii^EeB  IHr  die  T^ß.  MoMm.  Stutaaiaenbftlkiieo. 
DreadcB  1906.  C.  Hdnzidh. 
Ritter,  Peel.  Die  EntscUdignagifbffdeniiigea  nach  dem  Eiienbdnifradttnebt.  Leipsig 

1905.  F.  Luckbardt. 

Betbta-  und  Dienstverhältnisse  der  preuas.  Eisenbabnbeamteu.  Berlin  19Uö.  ü.  Klokow. 

II.  Mit  dem  Eisenbahnrecht  im  Zusammenhange  stehencie  Schriften. 

Endenann,  Or.  F.,  Prof.    Lebrbncb  des  bürgerlichen  Reebts.  8.  u.  9.  Aufl. 
n.  Band.   Brate  Abteilung:  Saobenreeht.    Berlin  190&.    Carl  Heymanne 

Verlag. 

Dem  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  XIX  S.  881  besprochenen  ersten  Bande  reilit 
sich  die  vurliegende  crate  Abteilung  des  zweiten  Bandes,  welche  das  Sachenrecht 
nmfawt,  auf  das  würdigste  an.  Der  Verfasser  weiat  in  der  Einleitung  darauf  hin, 
daiB  in  keiner  Materie  das  Reidierecbt  lo  sebr  die  Biglnsiing  und  den  Aneban  den 
Landesrechten  zugewiesen  hat,  wie  im  Sachenrechte,  tind  daher  eine  der  vornehmsten 
Aufgaben  der  Darstellung  in  der  Vereinigung  beider  zn  eiiipni  Gesamtbilde  besteht. 
Diese  Aufgabe  hat  Eudemann  glänzend  gelöst.  Drei  i^Ioniento  treten  hierbei  hervor 
und  machen  sein  Werk  za  einem  besonders  bervorrageuden:  die  echte  Wissenscbaft- 
liebkeit  der  Beerbeitang,  die  damit  verknlipfte  rolle  BerBcksiebtigmig  der  Praxis 
und  die  eminente  Beherrschung  des  ganzen  Stoffes,  die  »ich  überall  in  der  inneren 
üleichmässigkeit  der  Darstellung  und  in  der  sicheren  Zurückführung  des  einzelnen  auf 
die  herrschenden  Urundgedankeu  kundgibt.  Von  welcher  auaserordentliclieu  Be- 
dentoDg  ein  solcbea  Werk  aach  speziell  für  die  Eisenbahnverwaltungeu  ist,  deren 
ntigkeit  in  bobem  Grade  durch  den  Bnrerb  nnd  die  Venraltong  eines  nmfassenden 
Grundbesitzes  als  Fundament  ihrer  Untvnelminngen  in  Anspruch  genommen  wird, 
bedarf  näherer  Begründung  nicht.  Dr.  Eger,  Berlin. 

Ijindmann,  Dr.  T.  Die  Arbeiterschutzgesetzg^bung  der  Schweiz.  Basel  1904. 
Helbing  u.  Licbtenbabn. 

Dr.  Iinndmann  bat  ein  mit  grossem  Fleiss  nnd  «rsebttpfender  AnsflUirlicbktit  ver- 
fasstes  Werk  Uber  die  Arbeiterschntzgesetzgebung  der  Schweiz  veröffentlicht.  Es  fehlte 
bislang  an  einem  Bucli,  in  dem  die  Bundesgesetzgebuug  und  die  kantonale  (iesetz- 
gebung  über  den  Arbeiterschutz  cutbalten  war.  Laudmann  bcfasst  sich  in  der  Ein- 
leitnng  zanäcbat  mit  der  Darstellung  der  Entwickelung  des  Arbeiterscbutses  in  der 
Schweis  nnd  reibt  femer  in  systematisdier  Scheidong  der  ehuelnen  Materien  die 
fibersichtliche  Zusammenstellung  der  Grundsätze,  auf  welchen  das  geltende  Becbt  — 
Bimdcsrecht  und  kantonales  Recht  —  beruht.  Die  einzelnen  Materien .  die  in  Be- 
tracht gezogen  wurden,  sind:  Arbeitsvertrag,  Arbeitäorduung  und  Arbeitsausweis, 
Arbdterscbuta  im  engeren  Sinne^  womnter  Arbeitsgelegenheit,  Aibeitslolm,  Arbeitsseit 
nnd  Sieberang  des  Lebens  nnd  Qesmidheit  der  Arbeiter  rabeumiert  werden.  Bs  folgt 
sodann  die  Dar<;rellang  der  bebSrdlichen  Organisation  des  Arbeiterschutzea  und  der 
Arbcitersekreiariate  sowie  der  gewerkschaftlichen  Organisation  der  Arbeiter  nebst 
statistischen  Uitteiluageu.  Der  zweite  Teil,  der  bei  weitem  der  umfangreichere  ist, 
bringt  sodann  den  Wortlant  der  Oesetie  nnd  Verotdunngea.  Verfttsser  bat  die 
Qiientierang  in  dieeem  Material  dnrdi  ein  sorgfiUtig  mnsgearbeitetes  Sadursgister  er- 
leichtert. Bei  den  regen  Wechselbeziehungen  zwischen  den  Arbeiterschutzgesetien 
in  verschiedenen  Ländern  ist  es  für  die  Wissenschaft  und  Pra.xis  wertvoll,  dass  man 
ohne  allzu  grosse  Schwierigkeit  sich  über  die  eine  und  andere  unterrichten  kann. 

Dr.  L.  Fnld,  Mains. 
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Dlringer,  Dr.  A.,  Reichisgericburat.  and  Hachenbirg,  Dr.  M.,  Rechtsanwalt.  Das 
HandaUgesettbocli  von  10.  Kai  1897  (mit  Avnehlim  des  SaeNchla)  auf  dar 

Grandlage  des  BGB.  erlftotert.  Bd.  3.  Lieferunsr  4   6.  Hannlieim  1{M)5.  J.  Bensheimw. 

Der  dritte  Band  de?  Workes  und  damit  uleichzeitig  das  III.  Buch  des  («esetses 
ist  nunmehr  abj^efichlussen ;  damit  ist  das  iran/.c  Werk  Vollender,  das  auf  Darstellung 
des  Ge«elUcbattJt-  und  das  äeerechtä  verzichtet.  Auf  die  Bedeutung  der  Arbeit  so- 
wohl fttr  die  Weiterentwidieliiiig  der  in  Frage  koauneBden  BeehtsbegriJfe  alt  auch 
lltr  die  Bechtsanweadiuig  ist  wiederholt,  zuletzt  Band  2t  S«ite  222,  hingewiesoL 
Von  dorn  V"rli*^?pndrn  Schlüsse  interessiert  iiislnf-  iiidLTe  die  Darstellung  dfs  Kisen- 
bahnfraclitrechta  Öeite  H38 — TLß,  bei  der  die  theorcti^<  hi.n  Ausführungen  zum  Persjnen- 
befürderungsvertrage  Hervorhebung  verdienen.  Der  Anlage  des  gttnzen  Werkes  ent- 
spreelieDd  mutete  bei  der  Terwendaag  der  Literatnr  towie  der  iastertt  nmAuigrdcbea 
Rechtspreelrnng  «ne  Beschränkung  auf  die  grundlegenden  Arbeiten  und  Ent- 
Rcliciihingen  erfol^'en.  Das  imornatioiiiilf  U«'berfinkonnTicn  über  den  EisPiihuhnfracbt- 
verkehr  ist  aU  nicht  zum  HaiKleisgt.setzbucb  gehörig  leider  ganz  übergangen,  ein 
kurzer  Hinweis  auf  die  grundaatzlicheu  Verschiedeuheiten  wäre  crwUuscht  geweten. 

W.  Coermann,  Strassbnrg  i.  B. 
PflegllWtftt  At  Bechtsanwalt.  Die  Rechtsverhältnisse  der  elektrisi  heu  Unter» 
nehmnngen.  Zürich  liM).'),  Scllisfvfrlasi-  der  Iiitfkti  .n  der  fiflfentlich- ii  ri.infen. 

In  einem  ausserordentlich  griUidlii  hen  und  k-iirreicheu,  im  Auftrage  der  Direktion 
der  öffentlichen  Bauten  des  Kantons  ZUrich  verfassten  Gotachten  erOrtert  der  Tei^ 
fetter  die  gegenwärtige  Rechtttteltnng  der  elektriiehen  Untemelininigen.  Er  komnt 
zu  dem  Ergt?bni»,  dass  de  lege  ferenda  sowohl  der  Staatsbetrieb,  wie  das  "kantonale 
oder  kommunale  Elektriziriitsnionopol  unziilas><iir  und  inopportun,  dagegen  die  staat- 
liche Beaufsichtigung  der  elektrischen  Uuteruehmungen  auf  der  Grundlage  behörd- 
lieber  Oenelunigung  (Konaessionspflicbt)  zn  befürworten  sei.  Seine  bezüglich«!  Vor^ 
ichiagtt  dnd  wohltberl^  und  taehgeotst,  lie  verdienen  ab  Material  ftr  ein  dieee 
wichtige  Xaterie  r«gelndet  Oeteti  die  eingehendste  Beachtung.      Sehmiti,  KOln. 

MtiaMttar,  0.,  Landgerichtsrat.  Das  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1887  nebtt 
Binführungägesetz,  t)Ideiib\irg  und  Leipzig  litOö.  (ierhard  Stalling. 

Der  vorliegende  handliche  Kommentar  schliesdt  sich  in  Tendenz  und  Art  der 
Behandlung  der  von  demtelheB  Yerfateer  kflnBeh  h«rauagcgebenea  Bearbeitung  det 
bflrgerliclMn  Rechte,  teiner  .Becbttprechnng  det  Beicbtgeriohtt  aum  BGB.',  an.  b 
unterscheidet  sich  von  diesem  Werke  ftusserlich  dadurch,  dass  er  den  Gesetzestext 
und  ein  Sachregister  enthält,  Ercränzungen,  die,  wie  die  ganze  Bearbeitung,  mit  Bei- 
fall zu  begrUasen  sind.  Durch  den  Tod  unseres  Stanb  ist  in  die  Zahl  der  Kom- 
mentatoren det  Handeltgetetabnches  eine  fühlbare  Lttcke  gerissen.  Lange  wird  et 
dauern,  bfo  rieh  berufene  Nachfolger  Anden,  die  mit  dertelben  nmfattenden  Keontnit 
ausgerüstet,  den  im  IlCB.  aufgehäuften,  durch  die  Rechtsprechung  ständig  enveiterten 
und  geklärten  Ileihtssioft  dem  Praktiker  in  rasch  greifbarer  Form  und  gewissenhaft 
vor  Augen  führen.  Es  verdient  daher  Dank  und  Anerkennung,  wenn  inzwischen 
andere  in  kleinerem  Haaae  die  Kenntnit  und  praktitche  Aawendong  det  BGE  sa 
fordern  tuchen.  Oietem  Zwedte  dient  dat  Torliegende  Werk,  indem  ee  in  snfe^ 
Iftltiger  Weite  die  seit  dem  Inkrafttreten  des  neuen  IIGB.  ergangenen  einschlftgigen 
Entscheidungen  des  Reichsgerichti«,  soweit  sie  in  den  offiziell»  n  Samtnlnngen  und 
juristischen  Zeitschriften  zum  Abdruck  gelaugt  sind,  registriert  und  in  übersicht- 
licher Form  durch  Wiedergabe  det  weteBttiehMi  Teilt  der  Begründung  erläutert. 
Wenn  et  auch  an  bedauern  itt,  datt  auch  hier  wiederum  dat  Seereobt  von  der 
Bearbeitung  antgeeehlotten  itt^  to  änd  doch  die  anderen  Bttcher  det  BGB.  mit  gtotitm 
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Fleiss  und  aaerkeauenawerter  Oewiisenhaftigkeit  koniin«ii(ieTt  und  ermöglicheu  es 
dem  Pnktilrar,  sidi  mit  leichter  Mfliie  Kemitait  tob  der  neneeteB  obentricbterlicben 
Jadiketnr  m  Tenotiaieii« '  Des  Torliegende  Wedt  bildet  eine  wertfolle  Exfflamng  der 
Torhendenen  Kommentienngen  nnd  ^tematiseben  Bearbeitungen  des  HandeUreeliti. 

Dr.  F.  üordeii,  Ilauiburg. 
Hafner,  Or.  F.   Das  scbweizeriscbe  Obligatiooenrecbt  mit  Aumerkungen, 
nach  dem  Tode  dee  Verfaeeera  fortgefttbrt  Ten  A.  GoU.  8.  Anfl.  IV.  Ableiliog. 
Zflridi  1905.  Orell  FOiati. 

Hit  der  soeben  veröfTentltcbten  vierten  Abteilung  ist  die  neue  Auflage  des 
Hafnerscbeu  Kommentars  voUcmlet;  die  Anmerkungen  dieser  letzteu  Abteilang  ent- 
sprecben  den  in  den  frflber  Terüäeutlichteu  enthaltenen.  Lobende  Erwähnung  ver- 
dient  fnabesondwe  daa  aelir  raiddialtige  alpbabetiiolie  Sadiregitter,  das  mit  grosser 
Sorgfalt  bearbeitet  iat  ond  dieeerhalb  kanm  irgendwo  einmal  im  StielM  lamen  wird. 

Dr.  L.  Faid,  Mainz. 

Riesser,  Dr.,  Geb.  Justizrat.  Zor  Eutwickeluugsgescbichte  der  deatscben 
ürossbaukeu  mit  besonderer  KUcksicht  aul  die  Kouzentrations- 
beatrebangen.  Jen»  190&.  QoefeaT  Fiidier. 

Den  Kernpunkt  der  treSUcben  Arbeit  Biemera  bildet  die  Daratallnng  der  Kon* 

zentration-^bewegnii?  im  deutschen  Bankwesen  und  der  Zusammenhänge  dieser  Be- 
wegung mit  den  industriellen  Konzentrationen.  Diene  I »Erstellung  konnte  in  so  voll- 
kommener and  verständnisvoller  Weise  nur  in  Verbindung  mit  der  Erörterung  der 
allgemeinen  wirteehaMichen  Zutlade  Dentidilands  nnd  der  Oeeamteutwlokelnng  der 
denteehen  Grossbanken  erfolgoi,  so  dass  sich  das  Werk  iu  Wirldicbkeit  weit  Uber 
sein  ursprünglicbes  Ziel  heraus  zu  einer  Wirtschaftsgeschichte  Dentschlandr*  .seit  Mitte 
des  vorigen  JiihrlmndertH  ^edtaltct  Lat,  iu  deren  Mittelpunkt  die  (irüssbankeu  stehen. 
Wie  diese  zu  den  wichtigüteu  iragern  und  Förderern  unserer  gesamten  Industrie, 
nneeiea  Handels  nnd  yerkehis  geworden  aind,  wie  sie  Tomehmlieh  im  Zneammenbange 
mit  der  Kartellbewegung  in  der  Industrie  die  hierzu  erforderliche  Kraft  in  Komen- 
trationen  gesucht  und  gefunden  halten,  welche  Vorteile  und  Nachteile  diese  Bewegung 
bietet,  wird  von  dem  hochbegabten,  in  der  Theorie  und  Praxis  gleicherinasscn  hervor- 
ragenden Verfasser  mit  gründlichster  äacbkenntuis  und  emiuentem  Fleisse  unter 
at^^ltiger  Heransiehnng  dee  gewaltigen  literariaehen  nnd  atatiatisdiett  Mafieriala 
meisterhaft  geschildert.  Im  Hinblick  aof  die  auaaenwdentUcbe  Bedeutang,  welehe 
die  Entwickelang  der  Grossbanken  für  unser  gesamtes  Wirtschaftsileben  gewonnen 
hat,  wird  das  vorzügliche  Werk  Hiessers  allseitig  dankbar  anerkauut  werden  und 
für  jedermann  eine  reiche  Quelle  der  Belebrang  bilden.  *  Dr.  Eger,  Berlin. 
Stonglein,  Or.  Beiehsgerichtarat  a.  D.  Lexikon  dea  dentaehen  Strafreehta 
nach  den  Entscbeidangen  des  Strafrechts.  Supplement  bis  1908,  be- 
arbeitet von  F.  Galli,  Reichsgerichtsrat  a.  D.  Berlin  UK)4.  Otto  Liebmann. 

Ganz  im  Geiste  Steugleins  hat  der  Verfa-sser  das  ausgezeichnete,  bereits  im 
Bande  XVil  ä.  IdS  gewürdigte  Hauptwerk  durch  das  vorliegende  aSupplement"  er- 
ginst nnd  aidi  biwbei  ^etätroU  in  Bearbeitang  nnd  Arnndnung  an  daa  «rstere  an- 
geschlossen.  Die  grosaen  VonEOge,  welche  dem  Hauptwerke  nachgerühmt  wurden 
und  dasselbe  zu  eiiiPin  der  unentbehrlichsten  Hilfsmittel  der  Theorie  und  l'raxis  des 
deutschen  iStralrechts  gemacht  haben,  teilen  in  vollem  Masse  auch  die  Ergänzungen. 
Sie  umfassen  einen  sechsjährigen  Zeitraum  (Nov.  18i:)7— 19Ü3),  und  zwar  sechs  Bände 
der  Bntaeheidnngen  dea  Beiokagariekta  nnd  fttnf  Bftnde  des  Arebiva  ftr  Strafrecbt, 
sowie  sahireiche  bisher  nur  in  der  SJZ.  mitgeteilte  Entscheidungen.  Das  Supple- 
ment verdient  die  bOchste  Anerkeannng  nnd  kann  der  besten  Aufnahme  gewiss  sein. 

Dr.  Uejrer,  Berlin. 
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Abel,  6.   Code  industriel  beige  contenwut  tonte  U  I6giilftti0li  inU  ressant  Tindastrie  avec 
lee  eomnentair«  dM  lob  «k  »rrlMs  wym  iaterprMta  par  Im  tnvaiB  KgUatüli  «te. 

BrflsRel  1905.  Bruyiant 
Annuaire  de  la  li'^n^lation  dn  travaii.  Briistel  K>().>,  Lebi'(;ne  4  Co. 
BruANer,  C.  Die  üaftuug  naoli  bttrgerlicliem  Eecbt  und  die  höhere  tiewait.  Bonu  1901. 

Seb.  Toppeu. 

CMiplMMM  v.  MlMk.  EntieheidiuigeB  doB  £deh«goridita  md  (Morforwaltiiiigsgeriehts 

Uber  Bau-,  Bahn-,  Wasser-  und  Wegepolisei,  Euteignuntr  vou  Gnindeigentam,  Gmad- 

bucban£^elegenheiten,  Anlegung  von  Strassen-,  Kleiahahnen  etc.  in  fOnf  Lieferangcn. 

1.  Lieferuniyr.  Saarbrücken  HKJö.  U.  Hecker. 
Ehrenberg,  Vikt.  Freiheit  und  Zwang  auf  dem  Gebiete  des  Verkehmechts.  Qöttingen 

1905.  yandenlioeek  A  Rnpraeht 
BnlloiSt  6.   Code  annot6  des  lois  snr  les  accidenta  sarrenas  par  le  fnit  du  travul  (Lots 

des  9  avril  1898  et  22  mars  19Ü2;  Loi  du  ;W  join  lM99i.  Annexes:  Texte  coniplet  des 

decrets  et  arretes  r^issant  la  matiäre.  Paris  ISMH.  Bibliotbe<|ue  de  vnlgarisaüon 

pratique. 

Blonfc,  A.,  n.  L«kr,  J.  Das  im  Oroasbenogtani  Hessen  geHsade  Rdehs-  und  Luidesraelitw 

Karlsruhe  1905.  Braun. 
Grippon-Lamotte.    Histuriiiue  du  n'seau  de«  ihemins  de  fer  fniiirais    Paris  190-1. 
Hanel,  Rud.   Jabrbucii  >ler  Rlektrizitut^geaellsehaften  sowie  der  Stras^seubahnen  und 

elektrischen  Kleinbahnen  Gesten  eich-Ungams.  Wien  190ö.  A.  Hölder. 
iMie,  M.  Das  Beeht  der  Antoniobile  naeh  den  PoIiieibesttmninBfBn  des  In-  and  Ans- 

landcs   Berlin  1905.  F.  Vahlen. 
Koebke,  Dr.  v.    Gruiiilzili,'o  fli>r  ArbeiterversicheniiiBf.  Berlin  1905.  0.  Salle. 
Manes,  Dr.  Alfr.    Die  Arbeiterversichernng.  Leipzig  19üä.  Gfischen. 
Meyer,  Georg.  Lehrbuch  des  dentscbeu  Staatsrechts.  6.  Aaü.  Bearbeitet  von  Gerhard 

AnacMts.  Leipiif  1905.  Dnneker  4b  HnmUoft. 
NniMie,  L.    De  la  responsabiliti'>  et  de.s  obli^atii)iis  il<>s  chefs  d'entreprises  concemant 

les  acciileuts  du  travail.   »iciiiLluux  1!M)5.  L.  Berec-Hettich.  —  Commentaire  de  la 

loi  d.  24  dec.  1903  aur  la  reparation  des  dommages  rfesnltant  des  act  idonts  du  travail. 
Nenmann,  Dr.  H.,  Rechtsanwalt.   Handausgabe  des  Bürgerlichen  Qeseubuchs.  4.  Aufl. 

3  Binde.  Berlin  1905.  Vahlen. 
Nussbaumer,  R.,  Insp.  im  Oesterr.  Minist,  d.  Innern.  Generalindex  der  Aiutl.  Nachr.  des 

Minist,  defi  Innern,  betr.  die  ünfallvcrsicliernng  und  die  KraakonTOrsidiening  dwf 

Arbeiter.  1880—1904.  Wien  1905.  Hof-  und  Staat.sdnu  kcrei. 
Osrtnnn,  Or.  P.,  Prof.  Die  reolitliehe  Natur  der  Arbeitsordnung.  Berlin  1905.  F.  Vahlen. 
Rtaslln,  8.  DienstTertrag  nnd  Wericvertrag.  Tübingen  1905.  J.  a  B.  Mohr. 
Sandig,  A.,  FriedmuR,  E.,  und  Wach,  J.    Das  Oesterretchiscbe  Recht.    Ein  HiUUradi 

für  praktische  Juristen.  Beamte  etc.  .{  Biiiid.'.  Berlin  1900,  Bong  4  Co. 
Scherer,  Dr.  V.  E.   Die  Hatcptlicbt  des  Unternehmers  aut  Grund  des  (Schweis.)  Fabrik- 

liaftpfliditgeeotns  etc.  Basel  1906.  Halbing  &  Licbtenhabn. 
ZMitf.  Die  Arbeitorrersieliorong  im  Aaslande.  Heft  7a:  Die  Arbeiterveraicbemng  In 

Oesterreich;  die  Arbeiterver^^icliennig  ia  üngam.    Bearbeitet  Ton  Bflgiomngflrat 

E.  KOgler.  Berlin  11K>&.  A.  Troschel. 

III.  Abhandlungen  aus  Zeltacliriflen. 

Apt,  Dr.  M.,  Prof.,  Syndikus,  üeber  Lagersdieine  and  Lagerpfandscheine  (Dtsch.  Wirtseh.- 
Ztg.  I  1905  Mr.  15).  —  (Jeber  Bestechnng  von  AngestoUten  (Mr.  88). 
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Ballerstedt,  Dr.  0.  Die  französisRhen  EisenlMhiien,  Stutsbahn  oder  PriTaUmhii?  (Ztg. 
d.  Ver.  D.  Eiaenb.-Verw.  1906  Nr.  64.) 

Btfoiay.  The  Soath  Aftieui  mämuj  eas»  ud  inteniatioital  law  (The  Law  (^UMteHj 
Beview  vol.  81  Nr.  68/88). 

Biberfeld,  Dr.  Die  Haftung  des  MObelspeditenra  (Sped.-  u.  Schilf. -Ztg.  XIII  1906 
Nr.  38,  89,  40k  —  I»a.s  Retentionsrecht  an  Gehalts-  aud  Lohnforderungen  (Nr.  45,  46). 

BreeciaRi,  Or.  Coastantino.  Die  Eisenbabnfrage  in  Italien.  Die  Wirkangea  der  Be- 
trielMBlMrlainuigeTertrige  ▼on  1886  und  die  Nenordmiag  dea  itaUenlachen  Biaenbalni- 
weaeas  (Pkeaaa.  Siaeiili.-Areh.  1906  8. 1017). 

Brlokner.  Die  Haftpflicht  detjenigen,  welche  die  ihrer  Verfügung  nnterstehenden 
Räume  dem  öffentlichen  Verkehre  gewidmet  liaben,  für  die  ordnungsmäs.si^^o  und  ver- 
kehrssichere Beschafi'enhcit  dieser  Räume  (Das  R«cht  9.  Jahrg.  S.  330—331,  303  -  366). 

Criek,  DMlaL  La  Ißgislation  intenatioiiale  dn  tniTail  (Ber.  dn  droit  int  BrÜMel  1906 
Hr.  4  a  488). 

Eber«,  fieorg.  Haftpflicht  und  Automobil  CTahrb  d  .\ntnmnh  -Ind.  2.  Jahrg.  S.  261—312). 
Eckert,  -\mtsrichter.    IJebereifjnun^  von  Grundstücken  im  Zwani^senteigaungSTerfabren 

(Zeit»chr.  f.  RechtspÜ.  in  Bayern.  Jahrg.  I  1905  ^r.  17  ä.  366). 
EgaTt  Or.  B,,  Regiernngsrat  Stadtgemeinde  und  Stranenbahaea  (Dtaeli.  Jiir.-^..X 

1905  Nr.  22  S.  1030). 

Ebrenberg,  V.  Freiheit  und  Zwang  auf  dem  Gebiete  dea  Verkahnreehta,  CHMtiogea 

190.Ö.  Vandcnhocck  &  Ruprecht. 
Esterliae.   Regulation  of  railway  rates  by  coogress  is  impracticable  (AaMrietB  Law 

Beriew  toi.  89  Nr.  4). 
FiM,  Dr.  L.,  Bechteaswalt.  Sebadenanakipiidit  bd  Fanfanliig  (Die  Selbatnranraltoiig 

1905  Nr.  40  S.  674). 

Gerland,  0.    Die  Eisenbahnpolizei,  in^bontindere  bezflglicb  der  Bahnhofswirtschaften 

(Prenaa.  Verw.-Bl.  XXVI  1905  Nr.  52  S.  903). 
8rtf,  ihr.  H.  Znr  Frage  dea  QeriektaBtandeB  der  Oateir.  StaataiiahiieB  (Allg.  Tar.-Ans. 

XXIV  1905  Nr.  37). 

Havas,  Erut  Wer  baftet  fttr  die  SpediÜOMdiapoeition?  (Allg.  Tar.-Ans.  XXIV  1906 

Nr.  31). 

Henry,  L   Le  rachat  des  chemins  de  fer  en  Saisse  (Ann.  des  Sc.  pol.  Jali/ August 

1906  8. 448). 

Hileober«  Dr.  F.  Die  Kompetenz  zn  Kiagett  MM  dem  BiaeiibalnflNuditvertMge  (Oeaterr. 

Eisenb  -Ztu.  XXVIII  1905  Nr  82.  .'^.^V 
Joagbaos.  Das  Verfahren  bei  dem  liau  von  Eisenbühnen  ((jerichtshalle  Jahrg.  .50  Nr.  1 — 3). 
Kantorowicz,  W.   Die  Reform  der  deutschen  Eisenbahn-,  Personen-  und  üepäcktarife 

(Dtwtb.  Wirteoh.-Ztg.  Jahr^.  I  1905  Nr.  81  8. 969). 
KShne.  Ueber  Untersa^nn^'  und  Beaobrinkimg  gewerblioher  Anlagen  (PNnia.  Verw^ 

Bl.  XXVI  1905  Nr.  47  S,  H-u). 
Krakauer,  V.    Die  Organisation  der  kgi.  preusit.  ätaataeisenbabnen  (Oesterr.  Eisenb.- 

Ztg.  1906  Nr.  81  8.  237). 
■afiMalH,  Or.  0.  Bmaiacbe  IBiaenbahnpolitik  1881—1908,  Fertaetmng  (Pnoaa.  IBfienb.- 

Arch.  1906  S  1301). 

Maechweok.  Ei8enbabn«>eitige  Bruchversichernng  CSped  -  n  Schiff.-Ztg.  XIII  1905  Nr.  32, 
33).  —  Die  Bruchgefahr  im  Eisen bahnverkebre  (Nr.  36 — 39).  —  Lieferfiristüberschreitung 
in  Gaterrerkebre  (Allg.  Tar.-Ana.  XXIV  1906  Hr.  80-^).  —  Die  Bedingungen  der 
Bieeiibahiieii  fttr  die  BefOrdemng  von  KmutgegewkiiMieii  09^^  ü.  8eU£'2tg.  Xni 
1906  Nr.  48-49). 

Kger,  BIseababaNObtUahe  BateeheldaacM  JOOL  16 


Digitized  by  Google 


884 


Lttetatnr. 


Netoe,  Reg  -Aas.   Die  Hai  tuug  der  EiseubahuverwaltUDg  fOr  Fandaacbeu  (Ztg.  d.  Ver. 

mmA.'Yvnr.  1906  Nr.  72). 
SolwftM.  Die  Haftanflr  des  Stute  für  den  dorch  seine  Beamten  Dritten  mgefttgten 

Schaden  (Arch.  f.  d.  zivil.  Prax.  Bd.  97  Heft  2  3). 
Sokillerweln,  Ig.  Der  nene  Zolltarif,  die  Zoll-  und  HaadeUvertrige  and  die  Eieenlialuien 

(Oesterr.  Eiseub  -Ztg.  XXVIIl  IWö  Nr.  22,  23). 
StMIcr.  Die  Vermögensbewertung  in  den  Bilanaen  der  Afctteiigeiellidüften  (Zeitwihr. 

t  Tolknriitielt  eto.  Bd.  14  Heft  4). 
Senckpiehl,  Dr.,  Amtsrichter.  Die  Beförderangspflicbt  der  Eisenbahn  bei  einem  Streike 

(Sped.-  u.  Schiff. -Ztg.  XIII  1905  Nr.  49  S.  57H>.  —  Die  Bezeirhnnng  des  Empfängws 

im  Frachtbriefe  (Nr.  47  8.  ööl).  —  Die  Fulgen  der  AnuahmeTerweigeruag  für  den 

Absender  (Nr.  48  8. 661). 
SIeoke,  R.  §  62  (8)  der  ISieababnTerkdnaordnnng  (Sped.-  v.  8o]iiff.-Ztg.  Xni  1906 

Nr.  }»;  S.  538). 

Survllle,  F.,  Prof.   Le  risqne  professionnel  ot  les  ouvriers  ötrangers  en  France  (Bl.  f. 

vergl.  Becbtswisseuscb.  Jahrg.  I  19Uö  Nr.  6/7  S.  286). 
T^mI,  Ph.  L*exploltatioD  par  l*6tat  des  chemins  de  fer  Italiens  (BeT.  teon.  int.  1906 

m.  Aug.  S.  331). 

Tugendhat,  Dr.  0.  n;«  ArKaWArwAi  if  .hr»u^;nri»httingBM  dwr  haiHsohon  StaatBaimiiibaluimi. 
Schluss  (Preus.s,  Eiaenb.-Ardi.  UK)")  lit74£r.). 

Wachtel.  Kommeutar  zum  Eiseubahuhaftgesetz  ^Oesterr.  £ichter-Ztg.  II.  Jahrg.  S.  1 — ö, 
76--S0,  146-154,  907—894,  866-877,  866-879,  489-460). 

Weber,  Dr.,  Regiemngsrat.  Die  Pollseistimde  nud  die  Balmwirtsehaften  (Prenss.  Verw.- 
Bl.  XXVI  1905  Nr  47  S.  855). 

Weymann,  K.  Die  Einwirkung  der  Arbeit  aaf  den  Körper  als  Betriebsunfall  (Arb.- 
Versorg.  1905  Nr.  26  S.  545). 

W  • . .  Beitrftge  znm  Eisenbahnrecht  im  Orossbenogtnm  Hessen  (Ztg.  d.  Ver.  D.  läsenb.- 
Verw.  1906  Nr.  75,  76). 

Haftpilichr  der  AutoniobiibeHitzer.  Re.suliitiun  des  deutschen  Automobiltages  TOm 
17.  Auguat  1905  (Das  Recht  Jabrg.  IX  1905  Nr.  17  S.  465). 

Haftung  des  Frachtführers  ^Zeitdchr.  f.  Versieh.- Wes.  1905  S.  485). 

Lagerseheine  und  LagerpAmdseheine  (Sped.-  n.  Sehiff.-Ztg.  Xm  1906  Nr.  38).  — 
Frankatarrermerk  im  Falle  der  Vorausbezahlung  des  Frachtzuschlages  ffir  Angabe 
des  Interesses  an  der  Lieferuns?  (Nr.  3(5).  —  Die  neue  Zollj^eljiilircii'irdnnnf^  (Nr.  40,  41). 
—  Eisenbahnreklamationen  (Nr.  40).  —  Sind  die  Beliördeu  für  Auskunftserteiinng 
ihrer  Beamten  haftbar?  (Nr.  40).  —  Bechtsrerfolgung  im  Auslande  (Nr.  43).  —  Die 
VeijKhrang  (Nr.  49).  —  Die  Verweigwangaanseige  (Nr.  47).  —  Verhalten  der  Bisen- 
bahn bei  Erledignng  tmi  BAlamallonen  (Nr.  47).  —  Wagenstandgeld  ftr  Sonn*  nnd 
Feiertage  (Nr  45). 

Zu  der  Anweudung  der  Vorsthrifteu  des  (/ewerbegericbtsgesetzes  auf  Personen,  die  in 

Biaeiibalmhetiieben  besehäftigt  werden  (Bayr.  Verk.-BL  XXI  Nr.  16  S.  307). 
Die  Bisenbahnfh^^  im  Osterreichisch-dentschen  HandelsTertrage  (Oestwr.-Ungar.  Biaea- 

bahnblatt.  Wien  1905.  Jahrg.  10  Nr.  32).  —  Tariftechnik  gegen  Tarifrecht  (AUg. 

Tar.-Anz.  XXIV  1905  Nr.  38),  —  Die  Transportpfliclit  der  Eisenlckhnen  und  der  Streik 

(Nr.  46).  —  Eiue  Erschwerung  der  Bestimmungen  Uber  das  Kalo  (Nr.  46).  —  Die 

Haftung  der  Bahn  für  die  Bontenwahl  (Nr.  47). 
VoUatreokbaikeit  eines  Urteils  IL  Instamt  pendente  revisione  in  Oesteneidi  (Oestetr. 

Eisenb.-Ztg.  XXVIII  1905  Nr.  23). 
Die  Sozialpolitik  der  königlich  angarischen  Staatsbahnen  (Eisenbahn  nnd  Industrie 

Jabrg.  I  Heft  11). 


Digiiized  by  Google 


Gei6tsg«lniiig. 


285 


Haftpflicht  der  französischen  Eisenbuhnen  (Allg.  Tar.-Anz.  XXIV  1906  Nr.  32  S.  581).  — 

Di«  Verataatlicbongserlasse  in  Oesterreich  (Nr.  33  S.  &97).  —  Die  Bevisioiukonfeniu 

io  Bwn  (Nr.  34  S.  616). 
Haftpflicht  der  französischen  Eisenbahnen  für  der  Brnchgeffthr  unterworfene  Eisen-  nnd 

Stahlwaren  (Zeitschr.  f  d.  Internat  Eisenb.-Transp.  XIII  1906  Nr.  7  S.  249,  Nr.  9 

S.  316,  Nr.  10  S.  350). 

Le  rachat  des  chemin«  de  fer  en  SoiMe  (Revne  d'4conomiqae  politiqoe.  Parii  XDC 
1906  Nr.  8/9. 

Bedentnngr  des  Frachtbriefes  nnd  dessen  Dnplikat  als  Beweisstücke  der  Existenz  einer 
vertrajilicboii  Vereiubaruni;  über  die  Annahme  des  (tnts  seitens  der  Eisenbahn  znr 
Befürderuug  und  aofortig;eu  Abaeuduufj;  49,  61  und  61  des  allgem.  Statuts  tlir  die 
maiiehiii  BiMDbalinen).  (Der  Bote  Atr  die  TwfcelinaBtteltoiL  8t.  Pttersburg  1906 
Nr.  18,  19.)  Ueber  einige  Aendmmgra  betr.  di«  Brfaebirog  Ton  Strafsahlnngen  von 
fahrkartenlosen  Reisenden  (Nr.  28).  Verletznng  der  festgesetzten  Ordonng  Aber  die 
Reilienlulijc  in  der  Abfertifning  der  (»fUer  (Nr  2fi).  —  l'ic  Verantwurtlichkeit  der 
Eisenbahn  für  Schaden  und  Nachteile  durch  Gegcustäude,  die  während  der  Fahrt  aus 
dOB  Zuge  gewofffoB  iroideii  (Nr.  81). 

IV.  Gesetzgebung. 

Baden.  Uin.-Bek.  vom  ö.  Augast  1906,  betr.  Wohnnngsgeld  ((ies.- u.  Ver.-Bl.  S.  391), 
—  89.  Angnat  1906,  betr.  den  VvAgla  mit  Sprengstoffen  (S.  423). 

B^yara.  Venifdn.  Tom  17.  Jnli  1906,  betr.  den  Volbng  des  InTalideDveniebemnge- 
goeetzes  vom  13.  Juli  1899  ües.-  u.  Vcr.-Bl.  S.  523).  -  I'.ek.  vom  6.  Juni  190'),  betr. 
das  Verfahren  in  Zollstral^achcn  S  .'ilO^  —  18.  Juni,  11.  u.  28.  Juli,  2.  Sept.  1905,  betr. 
die  Einführung  der  Eisenbahn -Verkebrsordnung  in  Bayern  (S.  511,  012,  521,622. 
646, 678).  — 11.  Angurt  1906,  betr.  den  Stantsvertng  übet  none  BiiettbahiiTerbindnngen 
iwiaeben  Bayern  nnd  Wttrttenberg  (S.  647—663).  —  OborpoUsdJiebe  Vonehriften 
zum  Stlititzr'  ilor  bei  Tiefbanton  beicliflftigten  Personen  vom  4.  September  1905  S.  567. 

Deutsches  Reich.  .Vbk<>innien  zwischen  dem  Deutsehen  Reiche  nnd  Luxemburg  Ober 
Unlallvertiicherung  ^KüBl.  S.  763;  und  Bek.  des  Reichskanzlers  hierzu  vom  23.  Sep- 
tenber  1906  (8.  766).  —  1.  Angnet  n.  16.  September  1906,  betr.  Vereinbaning  ar- 
Mebtomder  VorMsbrif ten  für  den  weebaeliaitigen  Varkelur  swiaeben  den  Eiaaabahnan 
Deutschlands  und  Luxemburgs  (RGBl.  S.  714  ii 

Elsass-LothriRgen.  Verordn.  vom  2«  Anpnst  liX).'),  betr.  landesrechtliche  Anwendung 
des  Beichsbeamtengesetzes  in  Els.-Lothr.  ^(ies.-Bl.  6.  69).  —  18.  Oktober  1906,  betr. 
Amtakantionan  (8.67). 

Frankraiel.  Hin.-Brl.  vom  84.  Angoat  1906,  betr.  die  Oanabmignng  Ton  Tax- 
erhöhungen in  Spezialtarifen  Monrn.  offic.  18.  September  1905). 

Japan.  Gesetz  vom  11.  Marz  19(>r>,  betr.  die  Verpfändung  von  Eisenbahnen  (.Tap. 
Beicbs-Anz.  vom  13.  März  1906J.  —  11.  März  19()ö,  betr.  die  Mitwirkung  von  Trust- 
geeellaebaften  bei  Ausgabe  von  Obligationen  (Jap.  Beicbs-Ans.  Tom  18.  Miis  1906). 

NtHML  KftnigL  Erl.  Tom  29.  Jnni  1906,  betr.  Genebnigimg  einer  Fiaifabrtordnaag 
nnd  einer  Yerordnnng  über  die  Oeetalluag  TOn  Salonwagen  nnd  reeerrittTteD  Ab- 
t'  ilungen  auf  den  Staatsbahnen  (Oazett.  rffie  Xr  2<>7  S  4M49  ff.). 

Oesterreich.  Gesetz  vom  18.  Juli  1905,  betr.  die  Beteiligung  des  Staats  an  der  Kapital- 
baaebafliug  für  mebrara  Kl^babnen  (Oestenr.  Ei8enb.-7«rordiL-BI.  1906  Nr.  68 
S.  1980).  —  BedingnngeD  Ton  in  loaar  Sebüttnag  (alla  rinfaaa)  befOidertan  und  in 
der  BeetimmnngBatation  aingasadcten  Sandnugan  im  Barddia  dar  ilatenaiebiaeban 
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StMtsIwbiMB  «nd  der  in  8tMta1»etrieb6  ttehMdm  Prifit*(Lokftl'>)lMüiiira  mit  CHtttig- 
kiit  Tom  1.  Dezember  1905  (Allg.  Tar.-Ail».  XIII  Nr.  46  S.  446). 
PlTMMen.  Erl.  d.  Min.  d.  geistl  -  f.'  Ana:c]  un<1  fflr  Him-Iel  u,  Oewcrbe  v.  25.  .hili  1905, 
betr.  BahubofsbnchbaDdel  (SeJbstverw.  Jabrg  32  Nr.  4^)  S.  781j.  —  Erl.  d.  Min.  d.  Innern 
vom  27.  Juli  1905,  betr.  Aawenduog  der  Gewerbeordnung  auf  Babnwirucbaften 
(Selbfltverw.  Jahrg.  82  Nr.  47  S.  818).  —  ]Iiii.-Verf.  ▼om  89.  Juni  1906,  betr.  Gflter- 
tarif  im  Uebcrgnugsverkcbr  mit  Kleiabahiieil  (Zeitscbr.  f.  Kleiob.  XII  S.  r>43).  — 
2**  Juni  litOö,  betr.  Eiit.Hchädignng  von  Arbeitern  bei  Arbeituversäamiiis  infulge  Er- 
fülluiiu  .^tftfttsbrtrgerlicber  Pflichten  (Min.-Bl.  d.  i.  V.  S.  110;.  ~  27.  Juni  ItJOo,  betr. 
Vergebung  von  Leistungen  und  Lieferungen  seitens  der  Behflrdei  (S.  III).  —  Gesetz 
vom  5.  Jnli  1906,  betr.  Abladenrngr  dw  AUgenMimn  Berggewtiei  Tom  84.  Jnoi 
1866  92  iGS.  S.  265l  —  14.  Juli  190'),  betr.  die  Abänderung  eiuzelner  BestinBimfeB 
dieses  (icsetzes  (GS.  S.  307  flf.).  —  We^^eoidnunji;  für  die  Provinz  Wci^tiireiisi^en  vom 
27.  September  1905  (GS.  S.  3ö7).  --  Alig.  Verf.  vom  27.  August  1905,  betr.  Zuständig- 
keit der  Schöffengerichte  in  ZoM-  md  Steneraacben  (ZBI.  d.  Abgab.-Gesetzgeb.  8.  666). 

—  8.  Olttober  1906,  betr.  F^aencbutniili^  aa  Biaenbahneo  in  Waldnageo  (BVBL 
S.  237).  —  11.  Oktober  1905,  betr.  UnsnUesigkeit  des  Abzugs  von  Ko^^ten  fOi  B»> 
schafTuni^'  der  Dienstkleidoog  bei  Beiecbnimg  des  steueriifliohtigen  JSinkommeiM  der 
Beamten  ^S.  267). 

RiMlamL  ErL  des  Min.  d.  Tork^inuistalten  Tom  8./88.  Un  1906,  betr.  Abänderung 
der  tm  8./11.  Hin  1891  bekennt  gemachten,  aeitwaligen  Begehi  Aber  die  BeArdemig 

von  explosiven  Stoffen  auf  den  Eisenbabnen  (Verordn  -Bl.  vom  18.  31.  Juli  1906 
Nr.  29i  —  12.  17.  März  ISH)."),  betr.  Er(/änznng  der  Regeln  über  die  Beförderung  von 
unverpackten  Gütern  auf  den  Eisenbahnen  (Nr.  29).  —  10./23.  Juni  19üö,  betr.  die 
Verordnung  über  die  Zollagenturen  der  StaatieieeabahngesellH&aflat  (kr.  89).  — 
10./88.  Joni  1906,  betr.  die  Arten  und  die  Ordnung  bei  der  FeatateHnng  vnd  Ver- 
gleichung  des  GeHdcbtH  der  Eisenbabngüter  und  die  Angabe  des  Gewicht«  in  den 
Frachtdükunicnten  (Nr.  28i  Allerb.  bfwiiitiirte-«?  Outacbten  der  ver.-;inigten  Session 
des  Ministerkomitees  und  des  Oekouomie-i'eptiriements  des  Keicbsrats  vom  10.  Juli 
1906,  betr.  XaMaahmen  snr  Heranaiehung  des  PriTatlu^ltab  sam  Mieiibabwbai 
(Prenn.  Ei8enb.-Areb.  1905  8. 1608). 
Sachsen,  Königreich  Verordn.  des  Min.  d.  Innern,  der  Finanzen  n.  Justiz  vom  1.  April 
1905,  das  Eisenbahnwefen  Deutachlands  betr.  (Siichs.  (ies.-Bl.  St.  H  .\r,  27  S.  83  141). 

—  Verordn.  des  Min.  d.  Innern  vom  3.  Juni  1905,  betr.  Lohugewährung  au  Arbeiter 
im  Dtonete  einer  Staatsverwaltung  während  der  Binnehnng  in  nnlitärieelieu  Uebungen 
(Fischers  Zeitaohr.  Bd.  89  S.  247).  —  81.  Juli  1906,  betr.  Bebaadlong  des  Zdtonga^ 
'und  Buchhandels  anf  Bahnhöfen  an  Sonn-  und  Feiertagen  (S.  275).  —  Verordn.  zur 

Au.sführung  de.s  Ileichsgesetzes  vom  23.  Juni  1880/  1.  Uai  1894,  die  Abwehr  und  die 
Unterdrückung  von  Viehseuchen  betr.,  vom  31.  Angnst  1905  (Ges.-  u.  Ver.-Bl.  S.  197). 
8«iMi»eii.  Bnndesratsbesoblnss  vom  88.  Sqitember  1906,  betr.  die  Beriebtigung  and  Er- 
gbunng  des  Transportreglements  der  schweiserischen  Eisenbahn-  vaA  OmplHyff- 
unternehmnngen  vom  1.  Jannar  1884  (§§  26,  46,  68,  68  (Schwein.  Bnnd.-BL  Nr.  40 
s  no7). 

Württemberg.  Min.-Bek.  vom  20.  September  1905,  betr.  Gefangenentransport  auf  der 
Eisenbalm  (AmtsbL  d.  Jast.-Min.  S.  78).  —  Qeeets  vom  SB.  JnK  1905,  betr.  die  Be- 
schalitong  v(w  Qeldmittehi  Ar  den  Bisenbahnban  nnd  fSr  ansserofdeatliche  Bedllrf- 
\m<c  der  N  erkehrsanstaltenverwaltung  in  der  Finanaperiode  1906/1908  (Beg.-BL 

Nr.  20  S.  m). 


BoehdradiMrel  MtfeMke  «  Hirtin,  Trebalti  L  IMUm. 
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Entscheidungen. 


Nr.  181.  fintsoh.  des  Prenss.  Oberrerwaltnngsgerlehts. 

1.  Senat.    Vom  3.  Jannar  1905. 

CDJZ.  X  aw>)  Nr.  10  &  eos,  —  Flsoliers  Zeitadir.  Bd.  80  U«ft  1/1  S.  78.  —  IfrwaB.  BiMnb.-AroJi.  IMM 

Bell  1  &  U9.) 

UflktrMhrtItaag  iw  Aattbefigalsse.  KoBflIkt  GMtli  vm  13. 2. 1864  (  I. 

Darch  eine  objektiT  unzaiassige  Amteliandlniig  ttberschreitet  ein 
Beamter  nnr  dann  seine  Amtsbefognisse,  wenn  ihm  das  bestehende 
Becht  die  Befugnis  ssn  einer  Amtsbandlnng  von  der  Art,  wie  er  sie 
vorgenommen  bat,  Überhaupt  nicht  verleiht,  oder  wenn  er  weiss,  dass 
die  zur  Begr&ndnng  einer  Befugnis  erforderlichen  Tatsachen  nicht  vor^ 
liegen,  oder  wenn  er  bei  pflichtmftssiger  Prüfung  nicht  zu  der  Ueber- 
zeugnng  gelangen  dnrfte,  dass  die  rechtlichen  und  tatsächlichen  Voraus- 
setzungen für  die  Zulässigkeit  der  Amtshandlung  gegeben  waim 

Beruht  eine  objektiv  unzulässige  Amtshandlung  auf  unrichtiger 
Auffassung  der  gesetzlichen  Vorschriften  oder  darauf,  dass  ein 
Beamter  nach  einer  Pulizeiverordnnng  oder  nach  einer  statutarische 
Anordnung  verfährt,  die  später  von  dem  zuständigen  Richter  för  un- 
gültig erklärt  werden,  so  fällt  dem  Beamten  eine  üeber.schreitung  seiner 
Amtsbefugnisse  nur  dann  zur  Last,  wenn  er  bei  pflichtmässiger 
üeberlegung  zu  der  unrichtigen  Ansicht  über  das  bestehende 
Kecht  oder  über  die  Gültigkeit  der  Polizeiverordnuug  odei"  der. 
statutarischen  Anordnung  nicht  gelangen  konnte. 


Kr.  132.    Entsch.  des  Oberlandesirerichts  Kolmar. 

2.  Zivilsenat.    Vom  4.  Januar  1905. 

i'Jur.  Zeltsclir.  f.  EIs.-Lotbrlng,  .lulirj;.  30  Holt  ;<;io  s.  449.^ 

Ein  Traasportvertrag  ist  eil  Frachtvertrag  im  Sione  des  Handelegesetzbuctaes,  durch 
wtMwi  Mr  zwiachea  dte  Vsrtrtgaohlieaaaiideii  RtoMsvsrMUlalMe  bsf  rlidtt  werdse. 
Ele  irttter  vtn  FrtoMniirer  asiewarlMiar  UntarfrMMflhrer,  der  slslit  te  ih  Reehta 
de«  dea  HauptfrachtfOhrer  ausgestellten  Frachtbriefs  eintritt,  erlangt  aus  dem  Transport- 
vsrtrii  aa  sieh  kein  Recht  gegei  deijeBiges,  fir  den  der  Tranepcrt  besergt  wird. 

Bger,  BlMiitahnrMbtltobe  SntMheldaiigtii  XXO.  17 
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288  Intieb.  des  Oberlandesgerichu  Kolmar  vom  4.  Januar  ISOö. 


Dir  Aiflrii  m  dei  ItoltrftraflMnhrar  im  MaliaffMH  Ist  bairUnMi  vti  tfsr  •■  in 
Sotalditr  Miktt  ii  rtoMtiiiM  iMl  vt ■  tflMM  ■•oh  htutittn  mutkmnUu  Ai- 

weliung  vertohieden. 

Zur  Sache  selbst,  so  hat  die  Firma  Ö.  &  D.  in  Dresden  laut  dem 
vorliegenden  Vertrage  zwischen  ihr  und  dem  Beklagten  vom  30.  Juli 
1901  die  Verbringnng  der  Mobilien  des  letzteren  von  Dresden  nach 
Metz,  und  zwar  von  Zimmer  zu  Zimmer,  mittels  eines  Möbel-  und  eines 
Eisenbahnwagens  um  die  bestimmte  Pauschsumme  von  560  Mark  iiber- 
nommen.  Dieser  Vertrag  kennzeichnet  sich  als  ein  Werkvertrag,  und 
zwar,  da  er  in  der  Hauptsache  die  Uebernahme  der  Befönlerung  von 
Gütern  zum  Gegenstand  hat,  im  besonderen  als  ein  P^rachtvertrag  im 
Sinne  des  HGB.,  auf  welchen,  da  jene  Firum  den  Möbeltransport  ge- 
werbsmässig betreibt,  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  Anwendung 
zu  finden  haben.  Wenn  nun  genannte  Firma  zur  Ausführung  jenes 
Vertrages  sich  zum  Teil  des  Klägers  bediente,  so  ist  dieser  hierdurch 
nicht  in  ein  Vertragsverhältnis  sn  dem  Beklagten,  aondem  nur  in  ein 
solches  zur  obigen  Firma  getreten.  Er  war  nichts  weiter  als  eui 
ünterfrachtflUirer,  Gehilfe  oder  Stellvertreter  der  letzteren.  Ein  Unter- 
fraehtfOhrer  tritt  aber  nur  dann  zum  Empfänger  der  Gfiter  in  recht- 
liche Beziehung,  wenn  er  den  Transport  auf  Omnd  eines  durchgehenden 
Frachtbriefes  ttbemimmt  (§  432  Abs.  2  HGB.).  Dies  war  aber  hier  nicht 
der  Fall.  Die  Firma  Ö.  &  D.  selbst  Hess  sich  keinen  Frachtbrief  fttr 
den  ganzen  Transport  ausstellen,  sondern  nur  die  Bahn,  deren  der 
ipsger  sich  gleichfalls  zur  Ausführung  seines  Vertrages  bediente.  Auch 
der  Kläger  hatte  somit  keinen  Frachtbrief,  und  erscheint  hiernach  die 
Klage  auf  Qrund  der  Tatsache  der  Transportübernahme  allein  weder 
nach  Vertrag  noch  nach  Gesetz  begründet.  Aber  auch  die  übrigen 
vom  Kläger  vorgebrachten  Aufstellungen  lassen  dieselbe  nicht  als  be- 
gründet erscheinen.  Zunächst  enthält  der  Brief  von  Ö.  &  D.  an  Kläger 
vom  4.  September  1901  keine  Anweisung  für  den  Beklagten;  dieser 
wird  nicht  darin  beauftragt,  an  Kläger  zu  zahlen,  wie  eine  Anweisung  ' 
ihrem  BegritTe  nach  voraussetzt,  sondern  im  Briefe  wird  Kläger  nur  be- 
auftragt oder  bevollmächtigt,  das  vom  Bekhtgten  für  den  Transport  ge- 
schuldete Geld  zu  erheben.  Der  Auftrag  richtet  sich  nicht  an  Be- 
klagten, sondern  nur  an  Kläger.  Liegt  aber  keine  Anweisung  vor, 
so  kann  aueii  von  Annahme  einer  solchen  durch  Beklagten  keine  Rede 
sein,  und  kann  dem  letzteren  daher  daraus,  dass  er  unmittelbar  an  die 
mehrerwähnte  Firma  zahlte,  nachdem  diese  ihm  mit  Brief  vom 
9.  September  1901  unter  Auflfot'derung  zur  Zahlung  mitgeteilt  hattet 
dass  sie  die  Frachtangelegenheit  mit  dem  El&ger  selbst  «riedigen  werde, 
kein  Vorwurf  gemacht  werden. 
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Entieb.  im  Prmn.  Oberrerwiltiiiigifiridite  wim  86.  v.  80.  Jaiur  1906.  B39 

Nr.  1^.   Kiitscli.  de»  Proiiss.  Ob<'ryer\i'a1tung8geriehts. 

4.  8enat.    Vom  26.  Januar  1905. 
(Pnhii. 8toMib.*Anb. itM  Hhft  i  &ttL  —  Ritadh.  OVO.  Bd. «  B.aa.) 

StraimherttollmetlwttM.  StreMvarTalrM.  KtaBAIftM.  14.  im  I88S  H  7«. 

FlMhUM.  V9M  2.  Jill  1878  S  IB. 

Die  Einwendimgeii  der  Anlieger  gegen  die  Pflicbt  zur  Leistong 
yon  Beitragen  nach  §  15  des  Qeselses  vom  2.  Joli  1875  kOnnen  der 
Gemeinde  gegenüber  nicht  dorch  eine  Klage  gemäss  §  70  Abs.  3  des 
KommAbgabO.  gegen  die  Gemeinde  selbst,  sondern  nur  in  dem  Ver- 
fahren gemäss  §  69  Abs.  1  und  §  70  Abs.  2  gegen  den  Gemeinde- 
vorstand geltend  gemacht  werden. 

Für  letzteres  Verfahren  fehlt  es  an  der  gesetzlichen  Voraussetzung, 
wenn  der  Gemeindevorstand  zwai*  auf  Grund  einer  ortsstatutarischen 
Vorschrift  durch  Auslegung  und  Feststellung  eines  Kosteuverteilungs- 
planes  eine  Grundlage  für  die  demnächstige  Heranziehung  der  An- 
lieger beschafft,  aber  eine  Heranziehung  noch  nicht  vorgenommen 
hat  und  auch  nicht  hat  vornehmen  wollen. 


Nr.  134.   Entseh.  des  Preuss.  Obervcrwaltnngsgerichts. 
4.  Senat.    Vom  30.  Januar  1905. 

(PNUt.  T«nr..Bt.  UTD  (1906)  Nr.  M  8.  SM.) 

El«  SIrastMlaliMitinMiHMr  Ist  itaht  »r  MeoehtsH  tftr  Strastta  varptloMsl, 
falls  Hiai  diese  PSIsM  aimit  btl  eMishBil8ai8  itr  Aalage  aafarlsit  wsNsa  Ist 

Auf  die  in  erster  Instanz  behauptete  Verpflichtung  der  Strassen- 

bahn  ist  die  Klägerin  späterhin  nicht  mehr  snr&ckgekommen ;  es  darf 

in  dieser  Hinsicht  nur  darauf  verwiesen  werden,  dass  die  Genehmignngs- 

behörde  aus  den  tatsächlichen  Verhältnissen  vielleicht  einen  Anlass 

h&tte  entnehmen  können,  der  Strassenbahn-Untemehmerin  eine  Auflage 

wegen  der  Beleuchtung  zu  machen,  dass  aber,  wenn  und  insoweit  dies 

nicht  geschehen  ist,  die  Strnssenbahngesellschaft  nicht  anders  steht, 

wie  jeder  andere  Gewerbetreibende,  durch  dessen  Fuhrverkehr  der 

Strassenverkehr  vermehrt  wird. 

'  Nr.  13o.   Entsch.  des  Schweizer  Buiidesgerithts. 

Vom  2.  Februar  1905. 
(JUttMikr.  f.  Mkw.  B.  (INS)  Haft  •  S.  Mi  -  BdkmJZ.  U  Vr. »  &  tt.) 

Sshwsli.  EissBbHaflp88.       I.  Jili  1875  Art.  2.  ElarMle  dts  SslbstvarsctaMsas. 

Es  ist  nnzuiassig,  ans  dem  Verscholden  der  Uber  ein  Kind  recht- 
lich oder  tatsächlich  die  Anfsicht  ansübenden  Personen  (Eltern,  Gross- 
matter  etc.)  dem  als  HaftpflichtUäger  anftretenden  Kinde  die  Einrede 
des  SelbstTerschnldens  entgegensnstellen. 

17» 
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Sntach.  dei  Deattcben  JöUidiigeriebUi  von  6.  FebroAr  ld05. 


Nr.  130.   Eutsch.  des  Deutschen  Keiclisgerichts. 
6.  Zivilsenat.  Vom  6.  Februar  1905. 

(PnoM.  V«nr.'BL  XZVtt  (1M6)  Nr.  16  S.  MS.) 
PtteM  int  EtonbilnbetrtaMispektItMii,  fir  iei  vtrkelirttloberM  ZMtni  cImt 
rar  tfM  SIMIIdiM  Verfcthr  mcH  im  Babiktfi  k6ttl««tti  UiitarniiniBi  in  Mr|«a 

Der  Bemfangsrichter  bat  mit  rechtairrtamsfreier  BegrQndoDg  fest- 
gestellt, dass  der  Kläger  am  Abend  des  16.  Jannar  1901  anf  der  Treppe 
der  Unterffthrung  gefallen  ist,  weil  auf  den  Treppenstufen  sich  Eis 
befand,  das  nicht  mit  abstumpfendem  Material  bestreut  worden  war. 
Er  hat  femer  zutreffend  angeuommen,  dass  der  Beklagte  verpflichtet 
gewesen  ist,  für  die  Sicherheit  des  Verkehrs  auf  der  Treppe  zu  sorgen 
nnd  zu  dem  Behuf  die  Eisglätte  auf  den  Treppenstufen  zu  beseitigen. 
Diese  PÜicht  hat  dem  Beidagten  schon  um  deswillen  obgelegen,  weil 
er  die  Unterftthrnng  und  die  in  ihrem  Zuge  liegenden  Treppen  herge- 
stellt und  dem  üftentliclien  Stiassenverkehr  fibergeben  hat.  Darum  be- 
stimmt sieh  auch  das  Mass  dessen,  was  der  Beklagte  zur  Erfüllung 
seiner  Pfliclit  zu  tun  hatte,  uielit  allein  nach  den  für  die  städtischen 
Strassen  <relteiulen  Pulizeivorschriften,  sundern  nach  dem,  was  der  Ver- 
kehr zu  seiner  Sicherheit  erforderte.  Dass  das,  was  der  Arbeiter  R, 
für  die  Beseitigung  der  Kisglatle  auf  den  Treppenstufen  getan  hat, 
unzureichend  gewesen  ist  und  die  Gefahr  für  den  Verkehr  nicht  be- 
seitigt hat,  ist  gleichfalls  bedenkenfrei  festgestellt.  Auch  die  Revision 
hat  insoweit  besondere  Einwendungen  nicht  erholjen.  Ihre  Beschwerde 
richtet  sich  gegen  die  Gründe,  aus  denen  der  Ikrulungsrichter  den 
Beklagten  für  die  Unterlassung  R.s  für  verantworilich  angesehuu  bat. 
Sie  ist  jedoch  nicht  begründet. 

Der  Bemfnngsrichter  siebt  zutreffend  die  Betriebsinspektion  als 
die  Behörde  an,  die  verfassungsmässig  berufen  war,  fBr  die  Ausführung 
der  in  Frage  stehenden,  dem  Beklagten  obliegenden  Verrichtung  des 
Streuens  zu  sorgen.  Er  findet  weiter  ein  Verschulden  der-  Betriebs- 
inspektion darm,  dass  sie  dem  zu  der  Verrichtung  bestellten  Arbeiter 
keine  genügende  Anweisung  gegeben  und  seinem  Ermessen  überlassen 
habe,  zu  bestimmen,  wie  oft  er  das  Eis  entfernen  oder  bestreuen  wolle. 
Der  Hinweis  des  Arbeite»  auf  die  Vorschriften  der  PolizeiTerordnung 
sei  unzureichend  gewesen.  Der  Widerspruch  der  Revision  gegen  diese 
Ausführung  ist  nicht  begründet.  Die  besonderen,  im  Berufungsnrteile 
näher  dargelegten  Verhältnisse  des  Verkehrs  durch  die  Unterfülirung 
stellten  auch  besondere  Anforderungen  bezüglich  der  Massregeln,  die 
zur  Sicherung  des  Verkehrs  notwendig  waren.  Daraus  hat  das  Be- 
rufungsgeiicht  ohne  Rechtsirrtum  die  Folge  ableiten  können,  dass  R. 
wegen  der  gesteigerten  Anforderungen  dieses  Verkehi's  nähere  An- 
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weisnngen  erhalten  mnsste.  Uebrigens  ist  aach  dem  zweiten  Ornnde 
des  Beruf angsrichters  beizatreten,  dass,  weil  B.  längere  Zeit  in  der 

von  ihm  angegebenen  und  sonst  bezeugten,  ungenügenden  Weise  die 
Treppe  von  Eis  gereinigt  habe,  darin  der  Beweis  liege,  dass  die  zur 
Aufsicht  berufenen  Orgpane  des  Beklagten  ihre  Pflicht  znr  Kontrolle 
R.S  Temachlässigt  h&tten. 


Kr.  WL   Eiitseli.  des  Deutschen  Reiehsa^erichts, 

6.  Zivilsenat.    Vom  16.  Februar  1905. 

Verpflichtung  der  Unternehmer  einer  Kleinbahn,  die  für  deren  Betrieb  auf  einer  öffent- 
liohen  Strasse  notwendigen  Sioherheitsnassregeln  lu  treffen.  Selbständigkeit  dieser 
VcTfflieiitang  gegenäber  einer  gleichen  VenriNoMnig  iee  Wegennteriitltingspflichtigen. 

Schon  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  und  abgesehen  von  den 
hier  nicht  in  Frage  kommenden  Spezialvorschriften  des  Reichshaftpflicht- 
gesetzes oder  des  Preuss.  Eisenbahngesetzes  vom  3.  November  1838  ist 
der  Unternehmer  einer  Eisenbahn  verpflichtet,  bei  diesem  —  ganz  be- 
sonders gefährlichen  —  Betrieb  auf  die  Sicherheit  des  Verkehrs  Be- 
dacht zn  nehmen  and  gegen  die  Gefahr  der  Yerletzang  von  Menschen 
oder  der  BeschAdignng  von  Sachen  entsprechende  Yorkehmngen  zn 
traifen.  Von  dieser  Verpfltchtang  entband  die  Beklagte  weder  der  Um- 
stand, dass  ihr  die  Bentttzong  des  StrassenkOrpers  fikr  den  Bahnbetrieb 
verstattet  nnd  dieser  Betrieb  neben  dem  anderweitigen  Fährverkehr  zu- 
gelassen ist,  noch  auch  die  besondere  Gestaltung  der  Sache  infolge 
der  von  der  Stadtgemeinde  ausgeführten  Strassenarbeiten.  Wenn  diese 
letztere  Veranstaltung,  wodurch  die  Betriebsgefahr  der  Bahn  erhobt 
wurde,  wohl  auch  der  Stadt  als  Grundeigentümerin  oder  Unterhaltungs- 
pflicbtigen  die  Pflicht  zur  Vorsorge  gegenüber  den  hieraus  erwachsenden 
Gefahren  auferlegt  haben  mag,  80  war  damit  dem  Eisenbahnunternehmer 
die  Verantwortung  nicht  abgenommen.  Hatte  die  Stadt,  was  die  Ver- 
treter der  Beklagten  wussten  oder  jedenfalls  hätten  wissen  müssen, 
nicht  in  {rcnügender  Weise  vorgesorgt,  so  lag  es  der  Beklagten  ob, 
das  Erforderliche  vorzukehren;  sie  hiifte  entweder  selbst  die  nötige 
Massregel  treffen  oder  sich  mit  der  Stadt  ins  Benehmen  setzen  sollen, 
äussersten  Falles  den  Betrieb  zeitweise  einstellen  müssen.  Ob  die  Be- 
klagte ohne  Zustimmung  der  Stadt  auf  der  Strasse  Anstalten,  welche 
in  die  Verfiigungsmacht  der  Stadt  eingriffen,  hätte  vornehmen  dürfen, 
ist  gleichgiiltig ;  übrigens  konnte  die  Beklagte  Massregeln  wie  die  im 
Beruf iingsurteil  beispielsweise  genannten  — ,  Aufstellung  von  Posten 
u.  dgl.  —  sicherlich  ohne  weiteres  von  sich  aus  vorkehren. 

Die  Bevision  meint  nun,  die  Beklagte  habe  ihrerseits  das  getan, 
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was  sie  überhaupt  habe  tun  können  und  m&ssen;  sie  habe  angeordnet, 
dass  die  Strecke,  —  auf  der  sie  auch  nur  fabrplanmässige  Züge  habe 
laufen  lassen,  —  ganz  lanp:sam  befahren  werden  musste;  und  diese  An- 
ordnung sei  nach  der  BeweisautnaliiiU'  auch  so  befolgt  worden,  dass 
der  Zug  sich  nur  im  Schritt  bewegt  habe  und  der  Fuhrknecht  der 
Klägerin  neben  der  Lokomotive  hergehen  konnte.  Ua  bei  diesem  Tempo 
der  Zug  jederzeit  habe  zum  Stehen  gebracht  werden  können,  wenn  nur 
das  Zugspersonal  seine  Pfliclit  tat,  da  ferner  das  Geräusch  des  Zuges 
auf  der  kurzen  Strecke  hörbar  g(;\vesen  sein  ni Visse,  ausserdem  der  Zug 
hell  erleuchtet,  endlich  auch  durch  den  Fahrplan  die  Zeit,  um  welche 
die  Kleinbahn  die  Strecke  benutzte,  öffentlich  bekannt  gegeben  gewesen 
sei,  so  habe  billigerweise  von  der  Beklagten  nichts  weiteres  gefordert 
werden  können.  Sie  hal>6  erwarten  dftrfen,  dass  das  Zugspei-sonal  seine 
Fflidit  106,  wenn  und  soweit  sie  bei  äeum  Auswahl  kein  Versehnlden 
trelfe.  Es  «ei  SU  weitgehend  nnd  widerspreche  dem  Prinzip  des  §  831 
BGB.,  wenn  yerlangt  werde,  dass  die  Beklagte  bei  ihren  allgemeinen 
Anordnungen  auch  die  Möglichkeit  einer  Nachlftssigkeit  ihrer  Leute  habe 
▼oranssehen  m&ssen.  Die  Beklagte  habe  unter  Beweis  gestellt,  dass 
der  Lokomotivführer  K.  (anf  dessen  Nachlftssigkeit  der  Unfall  haupt- 
sftchlich  surftckznftthren  sei)  seine  Prftftang  als  Führer  bestanden  und 
bis  zum  Unfall  sich  suverlftssig  gezeigt  habe.  —  Aach  diese  AusfOhningen 
können  der  Revision  nicht  zum  Erfolg  verhelfen.  Der  Beklagten  ist 
ein  nach  §  823  Abs.  1  des  BGB.  zu  vertretendes  Verschalden  zur  Last 
gelegt.  Ein  solches  trifft  sie,  wenn  ihre  verfassungsmässig  berufenen 
Vertreter  (BGB.  §  31)  die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  ausser 
acht  gelassen  haben.  Der  in  §  831  Abs.  1  BGB.  dem  Geschäftsherm 
nachgelassene  Entschuldigungsbeweis  kommt  der  Beklagten  insoweit 
nicht  zu  statten,  als  es  sich  um  eine  von  den  Vertretungsorganen  der 
Beklagten  zu  treffende  Anordnung  oder  Einrichtung  handelt.  Ob  als 
eine  zur  Schadensverliütnng  dienliche  und  genügende  Siclierungsmassregel 
die  Instruktion  oder  Befehlserteilung  an  Angestellte  anzusehen  ist,  oder 
ob  daneben  anderweite  Massnahmen  zu  treffen  sind,  bestimmt  sich  nach 
den  Umständen  des  Einzelfalls.  Der  Unternehmer  eines  Betriebs,  zumal 
des  an  sich  gefährüclien  Bahnbetriebes,  wird  vielfach  auch  mit  der 
Möglichkeit  einer  Ungeschicklichkeit  und  selbst  einer  Nachlä-ssigkeit 
seines  Personals  rechnen  müsseu;  das  ist  keineswegs  eine  dem  Grund- 
satze des  §  881  BGB.  widersprechende  Zumutung.  Uebrigens  war  im 
Yorliegenden  Falle  nicht  bloss  an  etwaige  Fahrlftssigkeit  des  Zngs- 
personals,  sondern  auch  an  dessen  Behinderung  durch  andere  Funktionen, 
an  ZufUle,  wie  dichten  Nebel,  zu  denken.  Die  von  der  Berision  anf- 
gez&hlten  Sicherungsmassregeln,  welche  die  Beklagte  angeordnet  habe, 
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boten  keine  aneraiehende  Gewfthr  gegen  die  hier  bestehende  besondere 
Qefohr. 


Nr.  138.   Entsch.  des  Preiiss.  OberTcrwaltiin^sgeriehts. 

2.  Senat.    Vom  17.  Februar  19Ü5 
(BitNh.  OVO.  Bd.  M  &  n.  -  Pnum.  SlMib.-Ax«b.  010«)  Heft  1  8.  M».} 

BtHrii«  n  dM  KtrtM  ier  8iratt«Nwl«rtaltiH  mii  Ibillober  VaraMtiHMiM. 
KMiaAbfliM.  VfB  M.  Jtll  189»  %  9.  FlioMIfi.  VM  2.  MI  1075  |  15. 

Bd  träge  im  Sinne  des  §  9  des  Eommonalabgabengeeetses  dttrfen 
nur  ansgesehrieben  werden  „behufs  Deckung  der  Kosten*  gewisser 

Veranstaltungen.   Sie  dürfen  nicht  erhoben  werden,  wenn  die  Kosten 

der  Veranstaltung  etatsmässig  bereits  auderweitig  endgültig  gedeckt 
nnd  bestritten  sind.  Zu  solchen  Beiträgen  darf  ein  Grandbesitzer  oder 
Gewerbetreibender  nur  dann  verpflichtet  werden,  wenn  er  selbst,  nicht 
schon  wenn  eine  .Klasse",  der  er  angehört,  besondere  wirtschaft- 
liche Vorteile  von  der  Veranstaltung  hat;  seine  Belastung  darf  nur 
uach  Massgabe  seiner  besonderen  Vorteile  erfolgen. 

Kr.  189.  Bstadi.  des  Bemtsehen  Beiehsgeriehts. 
8.  Strafsenat  Vom  20.  Februar  1906. 

(I v.  WodMMBhr.  Jahis.  N  (IM»)  K r.  It  &  9W  ZiS.  M.) 
§  316  StGB.  Fahrlässige  EisenbahiitransportgefShrdang  darch  unbeaufsichtigtes  Stelies> 
lattM  ^BM  Bit  PferdM   bespannten  Fuhrwerks   unmittalbar  SM  Gleite  tiaar 

elektrischen  Sfrassenbahn. 

In  richtiger  Erkenntnis  des  Rechisgrimdsatzes,  dass  die  Fahr- 
lässigkeit unabhängig  von  Polizeiverordnungeu  festzustellen  ist,  hat  der 
Vorderrichter  die  Fahrlässigkeit  darin  erblickt,  dass  der  Beschwerde- 
führer unter  Ausserachtlassuug  der  durch  die  konkreten  Umstände  ge- 
botenen Sorgfalt  und  Aufmerksamkeit  sein  unmittelbar  am  Gleise  der 
ständig  mit  Motorwagen  befahrenen  elektrischen  Strassenbahn  stehendes 
Fuhrwerk  auch  nur  kurze  Zeit  ohne  die  erforderliche  Beaufsichtigung 
stehen  liess,  obwohl  er,  mochten  auch  unter  normalen  VerhUtniineii 
seine  Pferde  vor  dem  Motorwagen  nicht  scheuen  und  die  von  ihm  ge- 
tro£bnen  Vorkehrungen  zur  Abwendung  eines  Zusammenstosses  sich  als 
ausreichend  erweisen,  doch  mit  der  Möglichkeit  rechnen  mnsste,  dass 
aus  irgendeiner  Ursache  ein  entgegenkommender .  Strassenbahnwagen 
seine  sonst  ruhigen  Pferde  in  Unruhe  bringen  und  dazu  Teranlassen 
kOnne,  vor'  den  Motorwagen  zu  springen  und  Folgen  wie  die  tatsächlich  ' 
eingetretenen  herbeizufllhren.  Diese  Annahme  Iftsst  keinerlei  materiellen 
Rechtsirrtum  erkennen.  Es  mag  sein,  dass  der  Wagen  des  Beschwerde- 
ffthrers  bei  der  fiescbaffenheit  der  betreffenden  OerÜichkeit  nicht  anders 

*)  Ebeuau  Etk.  d.  üVU.  vom  14.  April  lüOö,  Eiseub.-Arch.  1906  Heit  1  ä.  212. 


Digitized  by  Google 


244       Eataclu  des  Vnm.  ObemrwaltiiDgigariditf  vom  83.  Vtknu  1906. 

ab  geschehen  nnmittelbar  ncbeo  der  StraMenbahu  Aufstellung  ftnden 

konnte.  Dadurch  erhöhte  sich  aber  nur,  wie  nach  dem  Zusammenhange 

der  Hrteilsbegründung  als  die  Auffassung  des  ersten  Richters  unterstellt 
werden  darf,  die  VerpHichtung  des  Beschwerdeführers,  iiber  den  Um- 
fang der  sonst  gebotenen  Voisichtsniassreji-.-Ii).  An^^hängen  der  Zngstränge 
und  Festbinden  der  ZiiglLiiie  an  dem  Wiigt-iili  iit .  hinaus,  für  diesen 
besonderen  Fall  weitere  zur  Abwenduiiir  eines  Unfalles  geeignete 
Vorkehrungen  zu  treffen,  und  dieser  Verpllielitung  ist  eben  der  Be- 
sch weidefiihrer  nach  den  vorderrichterlicheu  Feststellungen  nicht  nach- 
gekommeu.   

Kr.  140.  Entseh*  des  Preoss.  Oberrerwaltiiiigsgerlebts. 

4.  Senat.   Vom  23.  Februar  1906. 

i'l'rt^ii!««  Vfrvv  Iii  WVM    lotKS  Nr  ß  S  lOS'i 

Zuständigkeit  des  Amtsvorstehers,  dem  Eisenbahnf)sku8  die  Beleuchtung  eines  ihm 
gehörigen  Privatwegs  aufzugeben,  der  tatsächlich  al»  Eisenbahozufuhrweg  und  Wirt- 
Mhafltwti  ffir  «•  Ailititr  dleit,  aktr  «Mit  «•  rMbtUehe  Natar  •Ims.CImM«- 

nftilrwei«  Int 

Iflt  der  Weg  ein  dem  Elftger  gehöriger  Privat  weg,  so  kann  die 
Beleuchtung  nur  von  ihm  und  nicht  von  der  Gemeinde  gefordeit  werden. 
DasB  diese  Beleuchtung  andererseits  im  Interesse  der  allgemeinen  Sicher- 
heit für  den  auf  dem  Wege  stattfindenden  Verkehr  notwendig  ist»  kann 

nach  dem  Bericht  des  Landrats  an  den  Regierungspräsidenten  vom 
25.  September  1903  nicht  zweifelhaft  sein,  ist  auch  in  der  Klage  nicht 
mehr  bestritten.  Es  kann  sich  daher  nur  noch  fragen,  ob  der  Amts- 
Vorsteher  für  die  Anordnung  zuständig  war,  was  der  Kläger  bestreitet, 
weil  der  Weg  ein  Bahnhofszufuhrweg  sei.  Nun  ist  es  richtig,  dass 
der  Weg,  wie  die  vorgelegten  Pläne  zeigen,  auch  den  Zugang  zum 
Bahnhof  von  Westen  lier  vermittelt.  Audi  ergeben  die  vorgelegten 
Akten  der  Kisenbtilindirektion ,  dass  die  F.isenbahnbehörden  den  Weg 
bei  seiner  Anlage  nicht  nur  für  die  Verbindung  nach  den  Fredersdorfer 
Grundstücken  nördlich  der  Bahn,  sondern  gleichzeitig  für  den  Zugang 
zum  Bahnhof  von  dem  Wege  Fredersdoi  t'  —  Alt-Landsberg  her  be- 
stimmten. Er  wird  ferner  bei  den  Verhandlungen  über  seine  Anlage 
mehrfach  als  „Zufuhiweg  zum  Balmliof''  bezeichnet.  Aber  wenn  der 
gSchwarze  Weg"  danach  tat.'-iu  IiIk  h  als  ein  privater  Bahnhofszufuhr- 
weg  eracheint,  so  fehlt  doch  nach  dem  vorgelegten  Akten matei  ial  jeder 
Anhalt  dafl^*,  dass  er  auch  rechtlich  als  ein  solcher  Bahnhofszufuhrweg 
anzusehen  und  damit  der  Einwirkung  der  Ortspolizeibehörde  entzogen 
sei.  Er  war,  wie  oben  bemerkt,  bei  dem  f&r  den  Bahnhof  fest- 
gestellten Plan  nicht  vorgesehen,  sondern  ist  nachtrftglich  von  der 
Eisenbahndirektion  im  Jahre  1873  selbständig  augelegt.  Irgendeine 
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Prüfung  oder  Genehmigung  der  Anlage  seitens  der  Landespolizeibehörde 
erhellt  nicht;  die  Direktion  teilte  der  Regierung  den  Vertrag  vom 
22.  Jnli  1873  auch,  wie  bemerlLt,  nur  mit,  weil  dadurch  die  ßescliwcrde 
des  G.  sich  erledigte,  welche  er  bei  der  Regierung  wegen  der  Wirt- 
schaftserschwernisse erhoben  hatte.  In  diesem  Vertrage  ist  davon,  dass 
der  Weg  als  Zufuhrweg  zum  Bahnhofe  dienen  solle,  überhaupt  nicht 
die  Rede.  Dem  gegenüber  kann  niclit  in  Betracht  kommen,  dass  der 
Landrat  am  18.  Juni  1873  der  Regierung  in  einer  _die  Sperrung  eines 
früheren  Teils  des  Petershagen — Alt-Landsberger  Weges"  betretf^nden 
Anf^elegenheit  ein  Schreiben  der  Eisenbahndirektion  vom  9.  Juni  1873 
überreiclit  liatte,  worin  erwähnt  ist,  dass  die.se  Angelegenheit  in  eine 
andere  Lage  gekommen  .sei,  weil  die  Direktion  beabsichtige,  „mit  den 
Besitzern  in  Fredersdorf  nocli  wegen  .\nlafre  eines  neuen  Zufuhrweges 
zum  Bahnhof  Petershagen  in  Unterhandlungen  zu  treten".  Denn  diese 
Angelegenheit  wurde  dann  gerade  durch  den  Vertrag  vom  22.  Juli  1873 
miterledigt,  ohne  dass  darin  von  dem  .Znfohrwege*  etwas  erwähnt 
wird.  Die  Regierung  hat  die  Mitteilungen  der  Eisenbahndirektion  und 
des  Landrats  auch  lediglich  zur  Kenntnis  genommen. 

Andererseits  ist  nicht  zu  ersehen,  dass  etwa  der  Minister  die 
nachträgliche  Anlage  des  Weges  irgendwie  genehmigt  habe.  In  einem 
Berieht  der  Eisenbahndirektion  an  den  Minister  vom  18.  August  1873, 
in  welchem  —  einem  you  den  Fredersdorfer  Besitzern  in  dem  Vertrage 
vom  28.  Juli  1873  geäusserten  Wunsche  entsprechend  —  die  Aendernng 
des  Namens  ffir  den  Bahnhof  Petershagen  in  Bahnhof  Fredersdorf  be- 
ftkrwortet  wird,  ist  die  Anlage  des  neuen  Weges  nicht  erwähnt. 

Erhellt  sonach  nicht,  dass  die  Eiseubahndirektion  den  „schwarzen 
W^*  als  eine  lediglich  den  Eisenbahnbehörden  unterstehende  Bahn- 
anlage schaü'en  wollte,  dass  die  Landespolizeibehörde  den  Weg  als 
einen  Eisenbahnzufuhrweg  genehmigt,  oder  dass  der  Minister  nach- 
träglich sich  mit  dessen  Herstellung  als  einer  Ergänzung  der  von  ihm 
festgestellten  Bahnliofsanlage  einverstanden  erkläi  t  hat,  so  ist  der  Weg 
zwar  als  eine  private  Anlage  des  Eisenbalmfiskus  anzusehen,  er  ist 
aber  der  allgemeinen  Zuständigkeit  der  Ort.«<polizei  nicht  entzogen  (  vgl. 
Entsch.  d.  OVG.  Bd.  IX  S.  246,  Bd.  XXIII  S.  373  ff.,  Bd.  XXXII 
S.  220tl'.,  Bd.  XXXVIII  S.  240).  Der  Amtsvorsteher  war  deshalb  be- 
rechtigt, aus  Gründen  der  ihm  zustehenden  allgemeinen  Sicherheits- 
polizei die  Beleuchtung  des  „schwarzen  Weges'"  von  dem  Kläger  als 
dem  Eigentümer  des  Weges  zu  fordern. 
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EntfldL,  des  Appell«lioMg«riAtf  In  Ag«D  vom  27.  F«1irur  1906. 


Nr*  14L  Entseh.  des  Appel  latlonsj^rtekto  in  AgeD. 

Vom  27.  Februar  1905. 

(ZelUchr.  f.  d  internal.  Kisenh  Transp  XIV  Nr  l  S  15      Balletln  des  transports  vom  i  Juni  1905  S.  91.) 

Sokitzvilll  der  EaUoh&digung ,  welche  für  eineo  von  dar  Eiteibahi  verarsaohtea 

Sehadea  i«  Miln  Itt. 

Wenn  es  sich  um  den  Fall  handelt,  wo  ein  Gut  während  des 
Trausportes  beschädigt  worden  und  der  Frachtffihrer  zur  Zahlung  der 
Beparaturkosten  verpflichtet  ist,  to  kann  dieser,  auch  wenn  ihm  kein 
Verschnlden  nachgewiesen  werden  kann,  doch  znr  Vergatung  des  in* 
direkten  Schadens  yerhalten  werden,  wenn  infolge  der  Beschädigung 
der  Betrieb  einer  Fabrik  aufgehalten  oder  verlangsamt  werden  muss. 
In  diesem  Falle  ist  die  SchadensvergQtnng  aber  gem&ss  Art  1160  des 
Code  civil  auf  den  Nachteil  beschrftnkt,  den  man  im  Augenblick  des 
Abschlusses  des  Frachtvertrages  voraussehen  konnte,  da  es  ungerecht 
w&re,  den  FrachtfUirer  einen  Schaden  vergüten  zu  lassen,  den  der 
Empi^Dger  selbst  durch  eine  freiwillige  Einstellung  der  Arbeit  mit  der 
Absicht  hervorgerufen  hat,  aus  der  Veruiteilung,  die  er  g^en  den 
Fraclitf (ihrer  zu  erzielen  hofft,  Vorteil  zu  ziehen.  Wenn  nun  anch  die 
Midi-Bahn  voraussehen  konnte,  dass  die  während  des  Transports  er- 
folgte Beschädigung  der  Maschinen  den  Empfänger  zu  einer  Ent- 
schädigungsfoiderung  berechtigen  konnte,  so  hat  sie  doch  nur  den 
Schaden  voraussehen  können,  der  dem  Empfänger  während  der  zur 
Re[taratur  der  Mascliinen  erforderlichen  Zeit  erwachsen  würde,  nicht 
aber  den  Nachteil,  der  infolge  einer  freiwilligen  Unterbrechung  der 
Arbeit  und  weil  der  Rmi>f;inger  die  beschädigten  Maschinen  nicht  hat 
wiederlierstellen  las.sen,  eingetreten  ist. 

Unter  diesen  Umständen  ist  die  Midi-E^isenbahn  zu  verurteilen,  der 
Gesellschaft  für  Hanfindustrie  in  Landaise  die  Summe  von  500  Fr.  als 
Vergiltung  für  den  ihr  indirekt  dadurch  entstandenen  Schaden  zu 
bezahlen,  der  ihr  durch  den  Nichtbesitz  zweier  Abbastmaschinen  ver- 
ursacht  wurde,  welche  während  des  Transports  beschädigt  wurden  und 
während  der  Zeit  der  Beparatur  nicht  zu  verwenden  waren. 

Nr.  142.  Entseh.  des  Oestcrr.  Obersten  C^erielitshofles. 

Vom  1.  März  1905. 

All-.  Tarif  Anz.  XXIV  (lS05i  Kr.  48  S. 981.) 

Weder  das  Im  Frachtbriefe  angegebene  Gewicht  noch  der  daselbst  deklarierte  Inhalt 
der  Sendang  sind  für  die  Identität  massgebend,  sondern  die  Sigiierung  im  Frachtbriefe 

■■d  asf  im  Killo. 

Zunächst  muss  daran  festgehalten  werden,  dass  dem  Zugeständnisse 
des  Klägers  zufolge  ihm  von  der  Bahn  eine  mit  ü— 1  signierte  Sendung 
zur  Uebernahme  angeboten  wurde.  Dieses  Zeichen  und  diese  Nummer 
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stimmt  mit  der  Eintragung  in  dem  Frachtbriefe  überein,  und  nachdem 
festgestellteimasseD  sowohl  die  Signiernng  der  SeDdong  als  auch  die 

Ausfertigung  des  Frachtbriefes  vom  Absender  vorgenommen  worden 
ist,  so  ist  es  unzweifelhaft,  dass  eben  seitens  des  Absenders  statt  des 
im  Fraclitbriefe  eingeiiagenen  Packs  mit  Palmen  im  Gewichte  von 
23  Kg.  eine  Kiste  mit  Zedern  im  Gewiclite  von  19  Kg.  mit  dem  Zeichen 
ü — 1  signiert  wurde,  mithin  die  Fehlsigniening  dem  Absender  zur  Last 
fällt.  Steht  dies  aber  fest,  so  "kommt  es  auf  da.s  Gewicht  und  den 
Inhalt  der  Sendung  nicht  mehr  an,  weil  bei  nachgewiesener  Unriclitig- 
keit  des  Frachtbriefes  in  obangeführter  Richtung  der  Ab.seiuler  auch 
die  Folgen  einer  solchen,  gemäss  §  53  Abs.  1  B.-H.,  zu  trageu  hat. 


Hr.  14S.   Entseh.  des  Oowerhoi^rrielits  za  Bielefeld. 

Vom  9.  März  1905. 

(Zftitschr.  f.  Kleinb.  XIII  i  l906i  Nr.  2  S.  97.) 

UazMtibidigkett  des  Gewerbegerichts  bei  Lohaforderungen  des  Eitenbahn-Werkstätten- 

peneiilt. 

In  §  6  der  Gewerbeordnung  ist  bestimmt,  dass  die  Gewerbeordnung 
keine  Anwendung  findet  auf  den  Gewerbebetrieb  der  Eisenbahnnnter- 
nehmnngen.  FQr  den  Begrilf  der  EiBenbahnnnternehmnng  ist  das 
Wesentliche  und  Erhebliche  der  feste  Spurweg.  Ein  soleher  ist  bei  der 
elektrischen  Strassenbahn  in  B.  vorbanden.  Sie  zShlt  also  im  Sinne 
des  §  6  der  Gewerbeordnung  zu  den  Eisenbabnuntemehmungen.  (Vgl. 
Anmerkung  10  zu  §  6  der  Gewerbeordnung  im  Kommentar  von  y.  lÄnd- 
mann  Auflage  4  S.  66  und  die  dort  angeftthrten  Zitate,  Entscheidung 
des  Reichsgerichts  Bd.  6  S.  289.) 

Nach  anderer  Richtung  wirft  sich  die  Frage  auf,  ob  eine  JECepara- 
turwerkstätte  zum  Gewerbebetriebe  einer  Eisenbahnnntemehmnng,  hier 
also  zur  elektrischen  Stiassenbahnunternehmung  gehört  oder  nicht. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  das.s  diese  Fracre  vielfach  widersprechend 
beantwortet  ist.  Nach  Auffassung  de.s  erkennenden  Gerichts  gehört 
aber  zum  Betriebe  einer  elektrischen  Strassenbahn.  wie  einer  jeden 
Eisenbahnunternehniung,  notwendig  die  lediglich  für  die  Iliiterhaltung 
der  Bahu  dienende  Reparaturwerkstatt.  Ohne  eine  solche  ist  der  Be- 
trieb und  die  Unternehmung  niclit  denkbar,  da  andauernd  für  den 
Fahrbetrieb  die  Unterhaltung  sowohl  der  Bahnanlagen  als  des  Betriebs- 
materials jederzeit  durch  die  zugehörige  Reparaturwerkstatt  erforder- 
lich ist.  Es  sind  immerfort  Reparaturen  und  Ergänzungen  zur  Auf- 
recbterhaltung  des  Betriebes  erforderlich.  So  wie  also  der  Betrieb  der 
Eisenbabnuntemehmungen  nicht  ohne  die  Fakrbeamten,  Strecken-  usw. 
Arbeiter  aufi-echt  zu  erhalten  ist,  ebensowenig  ist  er  aufrecht  zu  er- 
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halten  ohne  Beparaturwerk statte  nnd  ohneReparatorwerkstrittenarbeiter, 
wie  Kl&ger  es  ist.  —  Andererseits  lässt  sich  aber  aach  eine  Reparatur- 
werkstätte, wie  die  hier  fragliciie,  nicht  als  ein  von  dem  Eisenbaiin- 
untenielimeii  der  elektrischen  Strassenbahn  getrenntes  besonderes  Ge- 
werbe betreiben.  Bei  der  Trennung  verlöre  sie  ihren  Charakter,  ver- 
löre ihre  BetriobsmöLHirlikeit,  weil  die  Arbeitsaufträrre  fehlen  wiirden, 
da  ja  in  B  eine  zweite  elektrisclie  Eisenbahimntenielinmiig,  auf  die 
alle  ?]inriclituiiL'en  des  Betriebes  der  Reparaturwerkstätte  zugeschnitten 
sind,  nicht  existiert.  Die  ZugeiiOrifrkeit  zni-  ehktrischen  Eisenbahu- 
unternehmuiig  zeigt  sich  auch  darin,  dass  Baiinbetrieb  und  Werkstätten- 
betrieb ein  und  derselben  T.eituug  unterstellt  sind.  Der  Wortlaut  des 
§  6  der  ( iewerbeonlnun^  macht  ja  auch  keinen  Unterschied  zwischen 
Haupt-  und  Hillsgewerbe  der  Eisenbahnuuternehmungeu.  Also  findet 
auch  uul  deren  Hill'sgewerbe  die  Oewerbeorduang  keine  Anwendung. 

Nr.  144.  Entseh.  des  Oberlandesgeriehts  Bresden. 
Vom  29.  M&rz  1905. 

iS.icha  Arch  f  d.  Bftrg.  R.  Bd.  16  Heft         8.  712.) 

Ist  weder  ein  Eisenbahnfrachtvertrag,  noch  ein  Verwahrungsvertrag  gemäss  §§  54, 
55  Eisenb.  Verk.  Ordn.,  §§  455  Abs.  2,  454,  456  HGB.  formell  zustande  gekommen, 
80  ist  die  EiseRbahn  für  die  BeechidlgMig  von  GOteri  (doroh  Brand),  welelia  »liM 
EriaibBlt  A«r  eitarexpeiltlm  uf  im  Baknbafe  akgalMton  wardM  «lad,  aleM  hafl- 

pitoMil. 

Hit  der  Vorinstanz  ist  das  Vorliegen  eines  Frachtvertrags  Uber 
das  in  Frage  kommende  Holzmehl  schon  um  deswillen  zn  verneinen, 
weil  nnstreitig  der  —  sich  nach  der  Rechtsnatur  der  Verkehrsordnung 
(s.  Eger,  Eisenbahnverkehrsordnung  2.  Aufl.  S.  27Ö  Anm.  235)  als 
zwingende  Formschrift  dai^stellenden  —  Bestimmung  in  §  54  Abs.  1 
Satz  1  dieser  Rechtsnonn  vor  dem  Brande  des  Holzmehls  nicht  i^enflgt 
worden  war.  Denn  es  hat  als  bewiesen  /u  «gelten,  dass  das  Holzmehl 
damals  noch  nicht  mit  dem  Eisenl);Llni  I  rachtbriefe  von  der  Ver- 
sandstatiou  zur  Beförderung  aii<?enommeu  worden  war. 

Der  Zeuge  Güterkassierer  Z.  hat  es  insbe-sondere  abgelehnt,  dem 
Frachtbriefe  den  Tagesstempel  der  Abfertifrun^sstelle  autV.udriicken.  um 
nicht  die  in  §  54  Abs.  1  Satz  2  der  Eisen bVejkO.  aulgestellte  Ver- 
mutung zu  begründen. 

Der  Kläger  hat  aber  auch  nicht  dargetan ,  dass  vor  dem  Unter- 
gange des  Holzniehls  ein  Verwahi  ungsveitrag  über  letzteres  zwischen 
den  Parteien  zustande  gekommen  gewesen  sei. 

Nach  §  453  Abs.  2  des  HGB.  ist  die  Eisenbahn  nur  insoweit  7er- 
pflichtet,  G&ter  zur  Beförderung  anzunehmen ,  als  die  Beförderung  so- 
fort erfolgen  kann.   Jedoch  ist  dort  der  EisenbYerkO.  überlassen, 
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darüber  Bestinnnunf?  zu  treffen,  inwieweit  die  Eisenbahn  verptliclitet 
ist,  Güter,  deren  Beförderung  niclit  sofort  erfolgen  kann,  in  einstweilige 
Verwahrung  zu  nehmen,  und  auf  Grund  dieser  Ermächtigung  hat  die 
EisenbVerkO.  in  §  55  Abs.  2  der  Eisenbahn  die  Verpflichtung  auferlegt, 
die  ihr  zugeführten  Güter,  die  niclit  sofort  befördert  werden  können, 
soweit  die  Räumlichkeiten  es  gestatten,  gegen  Empfangsbescheinigung 
mit  dem  Vorbehalte  iu  einstweilige  Verwahrung  zu  nehmen,  dass 
die  Annahme  zur  Beförderung  und  die  Aufdrückung  des  Abfertigungs- 
stempels  auf  den  Frachtbrief  erst  dann  erfolgt,  wenn  die  Beförderung 
mOgUeh  ist.  Jedoch  fstTaa  letsterer  Stelle  weiter  vorgeschriebeii,  dass 
der  Absender  im  Frachtbriefe  sein  EinTerstftndnis  mit  diesem  Verfabren 
zn  erldftren  Iiat,  nnd  im  unmittelbaren  Anschlösse  hieran  ist  erst  be- 
stimmt, dass  in  diesem  Falle  die  Eisenbahn  bis  zum  Abschlösse  des 
Frachtvertrags  als  Verwahrer  haftet.  Der  Kläger  hat  non  anf  Be- 
fragen des  Berofungsgerichts  ausdrQcklich  erklilrt,  er  kOnne  nicht  be- 
haupten, dass  er  anf  dem  Frachtbriefe  die  in  §  56  Abs.  2  der  Eisenb- 
VerkO. Torgeschriebene  Einverstftndniserklärung  (in  der  in  dmi  All- 
gemeinen Zusatzbestimmungen  I  und  II  zu  dieser  Vorschrift  und  §  30 
Abs.  9  und  11  der  Abfwtigungsvorschi  iften  [s.  Eger  a.  a.  0.  S.  284 
u.  286]  nälier  bestimmten  Weise)  abgegeben  und  alsdann  auf  Ömnd 
dieser  Erklärung  von  der  Abfertigungsstelle  eine  Erapfangsbescheinigang 
über  die  vorläufige  Einlagerung  des  Holzmehls  auf  dem  B.er  Güter- 
bahnhofe ausgestellt  erhalten  habe.  Mangels  der  Einverständniser- 
kläruug  des  Klägers  im  B'iachtbriefe  mit  der  vurläutigeu  Einlagerung 
des  Holzmehls  ist  aber  nach  dem  VS^ortlaute  des  letzten  Satzes  von  dem 
zweiten  Absätze  des  §  55  der  Verkelnsürdnung  ein  selbständiger,  dem 
Frachtvertrage  vorhergehender  Aufbewalirungsvertrag  in  betreff  des 
Holzmehls  nicht  zum  Abschlüsse  gelangt  und  eine  Haftung  des  Be- 
klagten als  Verwahrers  für  letzteres  nicht  begründet  worden.  Sollte 
aber  selbst  nüt  deu)  Kläger  davon  auszugehen  sein,  dass  ein  Ver- 
wahrungsvertrag als  Vorvüitrag  des  Kisenbahnfrachtvertrages  auch 
ohne  die  Erklärung  des  Einverständnisses  des  Absenders  im  Eracht- 
briefe mit  der  einstweiligen  Verwahrung  des  Qates  schon  durch  die 
blosse  Uebergabe  nnd  Annahme  des  letzteren  znr  Aufbewahrung  rechts- 
wirksam abgeschlossen  werden  könne,  die  in  §  55  Abs.  2  der  Verkehrs- 
ordnung vorgeschriebene  EinTerstftndniserkl&rnng  des  Absenders  also 
nicht  als  unbedingte  Voraussetzung  f&r  die  Haftung  der  Eisenbahn  als 
Verwahrers  anzusehen  sein,  so  wfirde  doch  im  vorliegenden  Falle  es  an 
aasreichendem  Anhalte  fllr  die  Annahme  fehlen,  dass  die  Qttterab- 
fertiguDgsstelle  zu  6.  das  Holzmehl,  das  von  den  Fuhrleuten  des 
EUlgers  an  der  Ofiterrampe  des  dortigen*  Güterbahnhofs  am  28.  Mai 
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19Ü2  abgeladen  worden  war.  bis  zum  Abschlüsse  des  Fraclitvertrags 
darüber,  in  einstweilige  Verwaluinif^  habe  nehmen  wdllen.  Denn  die 
Lagerung  des  Holzmelils  an  der  iiiiterrampe  ist,  wie  erwiesen,  erfolgt, 
oline  dass  die  Güterexpedition  zuvor  die  Erlaubnis  dazu  erteilt  hatte. 
Zudem  fehlt  es  auch  im  vorliegeuden  Falle  schon  am  Nachweise  daf&r, 
dass  der  Kläger  seinerseits  den  Willen  gehabt  and  mit  anereicbender 
Deutlichkeit  bekundet  habe,  das  Holzmehl  bis  zum  Abschlösse  des 
Frachtvertrags  der  Eisenbahn  zur  Aufbewahrung  zu  übergeben. 

Nach  alledem  ist  der  Elagansprueh,  soweit  er  auf  eine  Tertrags- 
m&ssige  Haftung  des  Beklagten  gesttttzt  ist,  weder  nach  §§  454,  466 
des  BGB.,  noch  nach  §  55  Abs.  2  der  EisenbVerkO.  haltbar. 


Nr.  14.J.    Eiitsch.  des  Deutselieii  Reichs^eriehts. 

7.  Zivilsenat.    Vom  31.  März  1905. 
(Jnr.  WoelmtMlir.  Jahrg.  XZXnr  Nr.  u  &  as7.) 

GewerbMlMli  betriebeie  StrastaebaiiirisnielNMifM  fUlM  wMtor  islir  Ma 
grHT  des  NaaiwtriKt,  seoh  tftr  Dieintlelstungen  \m  Shiee  its  |  IM  Ml  I  ■.  7  BSB. 

(luiri«  Variiliria^ 

Wenn  auch  die  frühere  strenge  Abgrenzung  der  Handwerker  in 
verschiedene  Zünfte  bis  auf  einzelne  immerhin  nicht  unerhebliche  üeber- 
reste  (Innungen  usw  )  wf cr<refallfn  ist,  so  ist  doch  der  geschichtlich 
cing<;scliränkte  Begi  itf  des  Handwerks  geblieben,  und  hiernach  hat  man 
niemals  grosse,  wenn  auch  etwa  gewerbsmässig  betriebene  Strassen- 
bauunternehniiiiigeii  zum  Handwerksbetrieb  gereclinet.  Wenn  die  Re- 
vision noch  anregt,  ob  die  bestrittene  Forderung  niclit  etwa  aus  „Dienst- 
leislungeir  im  Sinne  der  Ziffer  7  des  §  196  BGB.  erwachsen  und 
daher  dennoch  bis  zur  Klagezustellung  verjährt  gewesen  sei,  so  kann 
sie  auch  damit  keinen  Ertulg  haben.  Nach  Wortlaut  und  Sinn  will 
diese  Gesetzesstelle  neben  den  Forderungen  für  Besorgung  fremder 
Geschäfte  die  Forderungen  der  nicht  zu  den  eigentlichen  Handwerkern 
nadi  Herkommen  gerechneten  kleineren  Gewerbetieibeaden  für  rein 
personliche,  ohne  Verwendung  yon  Bohstoifen  nnd  Waren  geleistete 
Tätigkeit  treffen.  Dies  geht  deutlich  ans  der  Begründung  zum 
BGB.  (Motive  I  S.  308)  hervor,  woselbst  als  Beispiele  solcher  Gewerb- 
treibender:  die  StellenTermittler,  Oesindevemiieter,  Lohndiener,  Wftsche- 
rinnen,  Dienstmftnner,  Fremdenführer  anfgeaähit  sind.  Es  mag  dahin- 
gestellt bleiben,  ob  das  Gesetz  bei  dem  Ausdruck  „Leistung  von 
Diensten*  in  Ziifer  7  des  §  196  BGB.  nicht  ttberfaanpt  reine  Dienst- 
Verträge  nach  §§  611  ff.  im  Gegensatz  zu  den  Werkverträgen,  die  in 
§§  631  ff.  BGB.  behandelt  sind,  im  Auge  hat,  in  keinem  Falle  können 
grosse  Strassenbaunntemehmnngen,  wobei,  wie  im  gegebenen  Falle, 
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Leistungen  im  Werte  von  vielen  tausend  Mark  bedungen  sind  und  wo- 
zu ausser  Rohstoff-  und  Warenlieferungen  und  höheren  wisseiisehaft- 
ttchen  und  technischen  Vorarbeiten  die  Beschäftigung  einer  grösseren 
ZtM  TOB  Fnhrwerken,  Handarbeiteiii  nsw.  notwendig  ist,  zu  Dienst- 
leistoDgen  im  Sinne  der  mebrerwahnten  Ziffer  7  gerechnet  werden. 
Dies  Terbietet  auch  schon  der  oben  besprochene  Grandgedanke  des 
Gesetzes,  wonach  im  allgemeinen  nur  alltäglich  vorkommende 
Forderungen  des  kanfmlnniscben  nnd  Gewerbebetriebs  der  kurzen 
Verjährung  unterliegen  sollen. 

Nr.  146.  £utseh.  des  Kassatlonsliofes  In  Neapel. 

Vom  7.  April  1905. 

(ZeitMfar.  r.  d.  Internat.  Eiaenb.-Trausp.  MV  (1906;  Nr.  l  S.  9.  —  Jl  foro  Itaüano  vom  iä./l0.  iMft 

&  ll«f  ff.) 

Die  Stationsvorständen  in  Italien  stellt  die  Bestimmung  zo,  tfe  ind  in  weichem  U«- 
faife  das  Aaf-  anä  Mlaiea  der  Sendungen  den  Abseadara  aad  Eaipfiagara  flbar^ 

lassen  werden  soll. 

Gemäss  Art.  69  (4)  der  Tarif bedingungen  sei  es  allerdings  den 
„Verwaltungen"  vorbehalten,  zu  bestimmen,  in  welchem  Umfang  und 
wo  das  Auf-  und  Abladen  den  Absendern  und  Empfängern  auf  iiire 
Kosten  überlassen  werden  solle.  Dagegen  künne  der  von  der  Beklagten 
dem  Art.  69  gegebenen  Au.slegung,  da.ss  die  den  Verwaltungen"  vor- 
behaltene Befugnis  der  Zentral  Verwaltung  und  nicht  den  Stationsvor- 
ständen zustehe,  nicht  beigetreten  werden.  Der  Stationsvorstand, 
weldier  die  Sendungen  zur  Beförderung  annehme  und  für  die  Eisen- 
bahn den  Transportvertrag  abschliesse,  mfisae  auch  die  Befugnis  haben, 
im  Frachtverträge  diejenigen  Klauseln  anzubringen,  welche  durch  das 
Beglement  und  die  Tarife  Torbehalten  seien. 

Wenn  daher  Art  00  allgemein  sage,  dass  ,die  Vemaltungen  zu 
bestimmen  haben,  in  welchem  Umfange  und  wo  das  Auf-  und  Abladen 
den  Absendern  und  Empfängern  auf  ihre  Kosten  fiberlaasen  werden 
solle",  so  beziehe  sich  das  Wort  »Verwaltung**  auf  den  Stationsvor- 
stand,  der  dieselbe  rechtmässig  an  dem  Orte  vertrete,  an  dem  die 
Sendung  abgefertigt  werde.  Es  wäre  der  notwendigen  Baschheit  des 
Abschlusses  der  Frachtverträge  hinderlich,  wenn  die  Befugnis,  Yen  der 
im  Art  69  die  Rede  sei,  nur  der  Zentralyerwaltnng  zustehen  und  den 
Stationsvorständen  abgesproclien  werden  sollte,  die  zur  Stelle  seien  und 
besser  als  jeder  andere  die  Bedingungen  eines  Transports  erwägen  nnd 
beurteilen  können,  und  zwar  sowohl  im  Interesse  der  Verwaltung,  die 
sie  vertreten,  als  im  Interesse  des  Publikums. 

Die  Eisenbahn  habe  sich  allerdings  noch  auf  Art.  137  der  Trans- 
portbedingungen berufen,  wonach,  „wenn  es  sich  um  Klagen  aus  dem 
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Transpul i vertrage  handelt,  die  Verwaltung  je  nach  den  Umständen 
auch  durch  die  Vorstände  der  Abgangs-  oder  der  BesUmmangsstation 
Tertreten  wer^n  köcne*,  um  daraus  la  schliesaeD,  dass,  wenn  den 
StationsTorstäiiden  ansnabmsweise  Befagnisse  zogewiesen  werden,  welche 
nach  dem  Wortlaut  der  Tarifbedingungen  den  Verwaltangen  gebühren, 
dies  in  den  Beglementen  ansdrttcklich  gesagt  werde  nnd  gesagt  werden 
mOsse. 

Aber  aneh  diese  Argumentation  kOnne  nicht  als  begrflndet  erkannt 
werden,  weil  die  Vertretung  der  Eisenbahn  yor  Gerieht  etwas  ganz 
anderes  bedeute,  als  die  Wahrnehmung  der  Interessen  der  Verwaltungen 
beim  Abscbluss  der  TransportvertrSge. 


Nr.  147.  Entseh.  des  Handelsgerlehts  Wien. 

Vom  17.  April  1905. 

(AUgetn.  T»r.-Aiiz.  XXIV  (1905)  Nr.49  8.MK.) 
I.  Die  mittels  besonderen  Zuges  erfolgende  Beförürrung  von  Personen  und  Tieren  Ist, 
wenn  erstcre  nach  erkennbarer  Absicht  der  Part(Men  bloss  Tierbegleiter  sind,  aus- 
^  schiiesslich  Frachtvertrag;  auch  wenn  ein  Frachtbrief  nicht  ausgestellt  wurde,  ist 
■■r  dl*  Fraaiit  fir  alsM  SeiNtorfltenH  (ilcM  dl«  hMkwn  Mthir  fir  Soadenlf«) 
alMuheben.  2.  Die  diircli  Namliaftmachung  von  Unterwegsstationei  gegebene  Roiitea> 
Vorschrift  der  Partei  berechtigt  die  Elsenbahn  nicht,  die  Fracht  Im  gebrochenen  Ver- 
iiafcre  dieter  Stationea  lu  berechnen,  wenn  für  die  Route  billigere  direiite  Tarife 

bestehen. 

Es  niuss  im  Sinne  der  Art.  278  und  279  IIGH.  fe.stgestellt  werdt  n, 
das.s  nach  dem  Willen  der  Koiitialienten  die  Best»41iing  und  Einleitung 
eines  Sondergüterznges  nnd  nicht  ciiie.s  Souderzuges  gemäss  §  10 
BR.  vereinbart  and  durchgeführt  wurde.  Nach  dem  Bestellschreibeu 
des  Klftgets  bandelt  es  sich  zuuftchst  um  einen  Pferdetransport,  and 
nur  fttr  die  Begleitung  soll  ein  Personenwagen  beigestellt  werden.  Der 
Kläger  wollte  also  offenbar  einen  Sonderglltenug  und  nicht  einen 
Sonderpersonenzug  hestellen.  Er  wurde  auch  von  der  Beklagten  nicht 
missveretanden,  da  laut  Bestätigung  Nr.  IS  die  den  Sonderzug  ben&tzen* 
den  68  Personen  als  Tierbegleitnng  bezeichnet  und  die  Frachtgebtthren 
fQr  die  Pferde  .folgerichtig  nach  dem  mehrbezogenen  Tarif  F  a  ffir 
Sondergftterzllge  bemessen  wurden.  Die  grossere  Anzahl  der  mitbe- 
fftrderten  Personen  ist  auch  nicht  geeignet,  an  diesem  ESrgebnisse  etwas 
zu  ändern;  denn  wenngleich  die  Ausführung  in  den  erstrichterlichen 
ürteilsgründen,  „dass  §  44  (4)  der  Allgemeinen  Bestimmungen,  Tarif, 
Teil  I  Abteilung  A  Abschnitt  B-U-3,  Tarif,  Teil  I  Abteilung  B,  die 
Möglichkeit,  dass  zur  Beförderung  von  Tierbegleitern  ein  eigener  Wagen 
erforderlich  sei,  ausdrUckUch  vorsehen*  —  irrt&mlich  ist,  weil  in  der 
letzteren  Tarifbeätimmung  nur  von  einem  eigenen  Wagen  fär  die  Tier- 
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flendoDg  und  nicht  fQr  die  Tierbegleiter  die  Bede  ist,  so  geht  doch  ans 
der  enteren  Bestimmmig  hervori  dass  die  Tierbegleiter  Dicht  not- 
wendig in  den  betreflimden  Viehwagen  ihre  Pl&tze  nehmen  mttssen  nnd 
dass  ihnen  von  den  hieza  berofenen  Bahnoiganen  anch  Pl&tze  im  Per- 
sonenwagen angewiesen  werden  kOnnen;  ebenso  ergibt  sich  ans  der 
Bestimmung  Tarif  Teil  I,  Abteilung  B,  Abschnitt  B-II-2,  dass  einer 
grosseren  Ansaht  mitiieA^rderter  Tierbegleiter  nur  die  Bedeutung  su- 
kommt,  dass  ein  Teil  derselben  nicht  gebfthrenfrei  mitfahren  könne. 
Einhebong  von  Eilguttazen  ist  also  ausgeschlossen,  da  es  sich  um  einen 
Sondergatersug  handelte.   


Nr.  148.  Entseh.  des  Oesterr.  OVierstoii  üerichtüliofes. 

Vom  28.  April  1905. 
(OMtwr.  Blim1l^T«rorftb>BI.  ZIX  (IMS)  Hr.  IB  &  SM.) 

Trifft  4m  M  Itafalls  im  BeWike  eiitr  sltktrlMles  StratMibafea  BMabUlfltM 
swar  ein  VeraelmlileR,  tot  Jedosli  der  betreffesde  Usfalt  niobt  allein  auf  diese« 

Verschulden,  sondern  zugleich  auch  auf  die  dem  elektrischen  Strassenbahnbetriebe 
iaaewehMade  fiefaiir  lerückzufSliren,  so  hat  die  BahnunternelieiMg  die  Hälfte  des 

entstandenen  Schadens  zu  vertreten. 

Nach  §  2  des  zufolge  des  Gesetzes  vom  22.  Juli  1902,  JiLiBl. 
Nr.  147,  auch  hier  anwendbaren  Gesetzes  vom  5.  März  1869,  RGBl. 
Nr.  27,  wird  die  Unternehmiiug  von  der  Ersatzleistung  nur  dann  und 
nur  in  dem  Masse  befreit,  als  sie  beweist,  dass  die  Ereiguung  nur  .  .  . 
durch  Verschulden  des  Beschädigten  yerursacht  wurde.  Im  Torliegen- 
den  Falle  hat  das  Berufungsgericht  festgestellt,  dass  die  Beschftdigte 
swar  auch  ein  Verschulden  trifft,  dass  jedoch  der  Unfall  nicht  allein 
anf  dieses  Verschulden  surflcksuftthren  ist.  Es  bleibt  also  im  übrigen 
die  im  §  1  des  belogenen  Gesetzes  statuierte  Vermutung  des  Ver- 
schuldens der  beklagten  üntemehmung,  bsw.  deijenigen  Personen, 
denen  sie  sich  zur  Ausübung  des  Betriebes  bedient,  bestehen,  und  kann, 
die  Klftgerin  yermOge  dieser  gesetzlichen  Bestimmung  nicht  verhalten 
werden,  das  Mitverschnlden  der  Beklagten  nachzuweisen. 


Nr.  149.  Bntsek  des  Dentsehen  Belehsgerlehts. 
8.  Strafsenat  Vom  8.  Mai  1905. 

(Jar.  Woch«>n8Chr.  Jahrg.  U  (1905)  Nr.  29  8.  768  Ziff.  52.) 

S  267  StGB.  Faltohang  von  UrspriRgaattestea. 

Mit  Bezug  auf  Eisenbahnmonatsfnlirkarten  und  sogenannte  Wild- 
scheine ist  bereits  durch  KGlispr.  28,  42;  34,  114  anerkannt,  dass 
Aenderungen  des  Inhalts,  obwohl  diese  Urkunden  im  allgemeinen  und 
an  sich  die  Bedeutung  öffentlicher  Urkunden  haben,  je  nach  ihrer  kon- 
kreten Gestaltung  doch  nur  als  Verfälschuugeu  beweiserheblicher  Pri- 
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raturkandeii  sich  darstellen  kOnneD,  imd  die  gleichen  Grnndsfttze  mOssen 
analog  anch  znr  Anwendung  koauBen,  wenn  es  sich  am  die  Frage 
handelt,  ob  and  in  welchem  üm fange  Ursprangsattesten  die  Eigen- 
schaft öffentlicher  ürkniiden  zukommt.  Das  Urteil  müsste  deshalb  dar> 
legen,  inwiefern  es  nach  den  an  dem  massgebenden  Orte  für  die  Aos- 
stellnng  von  Ursprungsattesten  bestehenden  Vorschriften  zu  den  amt- 
lichen Obliegenheiten  der  Gemeindevor.steiier  gehört,  auch  die  Richtig- 
keit der  Angaben  des  Verkäufers  eines  Tieres,  wenn  die  Aufnahme 
einer  solchen  Angabe  in  das  Ursprungsattest  überhaupt  geboten  er- 
scheint, Uber  die  Person  des  Käufers  ihrerseits  amtlich  zu  bestätigen. 


Nr.  150.  Entseh.  des  S('lnv<'i/er  Bnodesgerielito. 

Vom  12.  Mai  1905. 

i'Zelt'^chr,  d  Bern  Jur-Ver  ti<\  XLI    im:<   Heft  11  S  591.) 

Eisenbahnsubventionspflicht  der  Gemeinden  in  Freiburg. 

Am  11.  Mai  1904  erliess  der  (Crosse  Rat  des  Kantons  Fieibing 
ein  Gesetz  fiber  die  l^eteiligung  des  Staates  und  der  Gemeinden  an 
der  Ersteiluiif::  von  Eisenbahnen.  Art.  H  bestimmt:  „Des  que  l'Etat 
attriltiie  a  iiiif  entrepiise  fenugineu.sü  le  caraotere  d'utilite  generale 
et  la  favorise  il  iine  Subvention,  les  eonimunes  interess^es  sont  6galement 
tenues  d'y  participer  financi^rement,  daus  la  mesnre  de  leurs  ressources 
et  des  Services  que  ponrra  lenr  rendre  la  nonvelle  voie  de  commiinication''. 
Weiter  wurde  festgesetzt,  welche  Gemeinden  als  interessiert  m  be- 
trachten seien  und  dass  der  Cixisse  Rat  darttber  entscheide,  ferner 
die  Beteiligung  festgesetzt  werde,  dass  diese  ganz  oder  znm  Teil  aof 
die  Steuerpflichtigen  vei'legt  werden  kOnne  nnd  dass  sie  in  der  Form 
der  AktienUbernabme  erfolge,  wobei  der  Staatsrat  die  nähern  Bedin^ 
gnngen  festsetze. 

Gegen  diese  Bestimmungen  wurde  staatsrechtliche  Beschwwde  er- 
hoben wegen  Verletzung  der  GemeindeautoDomie,  die  in  Art.  77  der 
Freiburger  Verfassung  garantiert  sei,  der  lautet:  „Les  commnnes  sont 
BOUS  la  haute  snrveillance  de  TEtat.  Polles  ont,  sons  ce  contrftle,  la 
libre  administration  de  leurs  biens,  places  d'ailleors  sons  la  garantie  de 
l'art.  12  de  la  presente  coustitutiou''  (Eigentumsgarantie};  auch  diese 
Verfassungsbestimmung  wurde  als  verletzt  bezeiclinet. 

Die  Beschwerde  wegen  Verletzung  der  Genieindeautonomie  wurde 
abgewiesen,  weil  es  sich  um  eine  öffenllicli-rechtliche  Verptliclitung  der 
Gcmeimb'ii  handle,  und  weil  nach  freiburgischem  Staatsreclit  auch  das 
( iemeiinlcg'iit  zunächst  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Verpflichtungen  zu 
dienen  lialie.  wodurch  die  ^libre  administiatioir  von  vornherein  be- 
schräukt  sei.    Die  Eigeutumsgarautie  sodauu  sei  nicht  verletzt,  weil 
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die  Beteiligung  nur  im  üaümea  des  Interesses  der  Gemeindeo  auf- 
erlegt sei.   

Nr.  151.  Eutsek.  des  Deutschen  Reichsyersiclicruugsamts. 

Vom  26.  Mai  1905. 

(DJZ.  ZI  aM«)  Nr.  I  &  W.) 
Tltmf  dircb  BlKztchlag  Ist  Betriebsunfall,  wenn  der  GttSttla  infolge  MlMr  Betriflfet- 
beschäftiguag  äer  Gefahr  dea  BUtzaeMaiee  aaegeaetzt  war. 

Der  Entschädignngsanspmch  der  Hinterbliebenen  eines  Arbeiters, 
wdcker  auf  freiem  Felde  durch  einen  Blitzschlag  getötet  worden  war, 
ist  Ton  der  Berufsgenossenschaft  und  dem  Schiedsgericht  zurückgewiesen, 
von  dem  RVA.  aber  anerkannt.  Der  Verunglückte  iiberra^te,  als  er 
vom  Blitz  getroffen  wurde,  in  nicht  unerheblichem  Masse  seine  nächste 
Umgebung.  Bildete  er  hiernach  mit  seiner  Per^ion  in  einem  gewissen 
Umkreise  den  höchsten  Punkt  des  Geländes,  über  welcliem  sich  das 
Gewitter  entlud,  so  besieht  nach  den  wissenschaftlichen  Erfahrungen 
über  die  Bildung  der  Blitzbahnen  und  die  für  ihre  Richtung  mass- 
gebenden Umstände  ein  ausreichender  Grund  für  die  Annahme,  dass 
der  Verunglückte  durch  seinen  Standpunkt  während  des  Gewitters  der 
Blitzgefahr  in  erhöhtem  Masse  ausgesetzt  war.  Da  er  diesen  Stand- 
punkt infolge  seioer  Betriebsbeschäftigung  innehatte,  so  sind  die  Vor- 
aussetzungen ffir  das  Torliegen  eines  Betriebsunfalls  gegeben,  üebrigens 
ist  nach  Eeueren  Beobachtungen  und  Erfahrungen  der  Wissenschaft  fftr 
Wetterkunde  (vgl.  die  Gutachten  der  Prof.  Dr.  Hergesell  und  Prof. 
Dr.  Assmaun,  Amtliche  Nachrichten  des  BVA.  1905  8.  290  u.  190i 
S.  406)  die  Blitzgefahr  f&r  Personen,  die  sich  im  Freien  aufhalten, 
allgemein  grOsaer  als  für  Personen,  die  sich  in  geschlossenen  R&umen 
befinden,  und  es  ist  anzunehmen,  dass  die  BUtzrichtnng  niemals  dem  Zu- 
falle folgt,  Tielmehr  in  jedem  einzelnen  Fall  immer  da,  wo  der  Blitz 
einsehlftgt,  ein  den  Blitz  anziehender  besonderer  Tatbestand  vorgelegen 
hat^  und  dass  demgemAss  die  Blitzgefahr  gerade  an  jener  Stelle  grösser 
gewesen  ist  als  an  anderen  Orten. 

Nr.  15S.  £ntsch.  dt's  Preuss.  OberTorwaltnngsgeriehts. 

2.  Senat.    Vom  26.  Mai  1905, 

(ProasB.  Bisenb.-Arcb.  (1906,  Ileit  i  3.22-^.  —  Entsoii  413  s  97.) 

Zweoketeuern  vom  Grundbesitz  zur  Deckung  von  Strassenunterhaltungskosten.  An- 
wtittarkstt  aef  ■me  StratMS.   K«iMAfe|aML  14.  Isll  1893  §§  9,  20.  FluolitML 

2.  Mi  »76  H  18»  i9.  98. 

Der  von  dem  §  15  in  Verbindung  mit  §  19  des  Baufluchtengesetzes 
nach  der  negativen  Seite  hin  aufgestellte  Grundsatz  geht  nur  dahin, 
dass  die  Anlieger  neuer  Strassen  zu  Sondeirleistungen  unmittelbar 
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und  speziell  für  die  Herstelluug  uiul  Uuterhaltung  ihrer  Strasse  mir 
im  Kaliiiieii  des  ^  15  in  Anspruch  genommen  werden  dürfen.  Dag-egeu 
liindert  das  Gesetz  nicht  die  Inanspruchnalime  der  Anlieger  mit  Bei- 
trägen nach  §  9  des  Kommunalabgabengesetzes  oder  mit  einer  anderoi 
Abgabe,  z.  B.  mit  einer  Vorbelastung  auf  Grand  des  §  20  Abs.  2  des 
EommimalabgabeDgesetses  oder  mit  einer  (vor  dem  Inkrafttreten  des 
Eommimalabgabengesetzes  eingelftbrten)  Zwecksteaer,  wenn  es  sieb  am 
ein  Untemebmen  anderer  Art,  z.  B.  die  Herstellung  eines  Strassen- 
dnrcbbmcbes  oder  einer  Brücke  in  der  Nachbarscbaft  bandelt,  oder 
wenn  von  jenen  Anliegern  nicht  eine  Sonderleistang,  sondern  eine 
allgemeine  Abgabe  fflr  Strassenbauzwecke  verlangt  wird. 

Nr.  15^.  Entseli.  des  Bezirksecrichts  ffir  Handelssaehen  In  Wien. 

Vom  3.  Juni  UK)5. 

i  Allj,'.  Tarif-Aiiz.  XXV    lOOGj  Nr  3  S. 

Ow  wtk  §  90  (2)  Z.  4  BR.  der  Partei  obliegende  Beweit,  das»  der  von  ihr  geltead 
Itmoht»  Mas|«l  wlhraMl  ier  Zelt  zwltobes  iar  AmilMe  rar  Befirtiormi  iid  dar 
AUiefeniai  •■tttewiM  itt;  kaaa  aadi  darali  dM  Naehwei«  solcher  Unstiiie  arbradM 
wardea,  aaa  dMM  gefaliart  werden  kann,  dass  der  Mangel  wibraad  dar  vartnaihalaa 

kritischen  Zeit  entstanden  ist. 

Das  Gericht  pflichtet  grundsätzliili  der  von  der  beklagten  Gesell- 
schaft vertretenen  Anscliauung  vollkoniuien  bei,  dass  der  Kläger,  nach- 
dem er  die  Fraclit  bezahlt  und  die  Ware  übernoinineii  hatte,  nunmehr 
den  Jieweis  erbringen  muss,  dass  der  von  ihm  behauptete  Quantitäts- 
niangel  während  der  Zeit  zwischen  der  Annahme  zur  Beförderung  und 
der  Ablieferung  entstanden  ist. 

Das  Gericht  ist  aber  nicht  der  Ansicht,  dass  dieser  Beweispflicht 
er.st  dann  Gentige  geleistet  sein  würde,  wenn  der  Kläger  den  konkreten, 
bestimmten  Tatumstand,  auf  welchen  als  auf  seine  Ursache  der  Mangel 
zartlckzafahren  sei,  anzugeben  und  zu  erweisen  vennag.  Diese  Forde- 
rung Hesse  sieb  aus  dem  Wortlaute  der  Bestimmung  des  §  90  Z.  4 
b.  BB.  nicht  rechtfertigen.  Eine  derart  ausdehnende  Interpretation  der 
oben  angeführten  Bestimmung  wftrde  weiter  dem  Empfänger  der  Ware 
in  der  flberwiegenden  Hehrzahl  der  F&Ue  die  Möglichkeit  der  Geltend- 
machung von  Entsch&digungsansprflchen  illusorisch  machen.  Es  darf 
aber  hiebei  nicht  ausser  Betracht  gelassen  werden,  dass  der  Hangel, 
auf  welchen  der  erhobene  Anspruch  gestützt  wird,  Toraussetzungsgem&ss 
zu  einer  Zeit  entstanden  ist,  zu  welcher  die  Ware  in  der  Gewahrsame 
nicht  des  Empfängers,  sondern  der  Eisenbahn  war. 

Nach  der  Anschauung  des  Gerichtes  kann  Klftger  den  ihm  ob- 
liegenden Beweis  auch  dadurch  erbringen,  dass  er  beweist,  der  be- 
hauptete Mangel  sei  weder  vor  der  Annahme  zur  Beförderung  noch 
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nach  Ablieferung  des  Gutes  entstanden,  er  mfisse  also,  welche 
Ursache  immer  ihm  zugrunde  liegen  möge,  in  der  Zwischenzeit  ent- 
standen sein. 

Es  lässt  sich  niclit  verkennen,  dass  diese  indirekte  Beweisführung 
grosse  Schwierigkeiten  bietet,  dass  die  auf  diesen)  Woge  gewonnenen 
Schlüsse  mehr  als  alle  anderen  der  Gefahr  des  Irrtums  ausgesetzt  sind. 
Diese  Schwierigkeit  kann  aber  kein  Grund  sein,  den  Beweis  als  solchen 
abzulehnen  und  sich  der  Verbimllichkeit,  die  Ergebnisse  dieser  Beweis- 
führung entsprechend  zu  würdigen,  zu  eutschlageu. 

Nr.  164.  Entseh.  des  fhauOslsehen  Kassationshofts. 

Vom  7.  Juni  1905. 
(ZelUdir.  L  <L  Intanat  KlBenb.-Tr«iiap.  Xlll  (1906)  Nr.  18  S.  4it.  —  BiUtoUB  aaaoM  dM  oJieralJU  de 

fnr  Ht.  4  von  i«o&  S.  iS4.) 

Bereaktfiing  da»  IttitM  Frttbtfllirtrt,  den  Infolge  irrtiMiklifr  BdreelwuRfl  voi  tf«r 
Vartmittilioa  liaM  ehiitlMkwm  Fraskttwlnig  Mnhiiftnleni. 

Die  fransöflisehe  Hidibahn  hatte  anf  ihrem  Grenzbahnhofe  Gerböre 
festgestellt,  dass  sieben  Sendungen  Orangen,  welche  im  Laufe  der 
Monate  Jannar  and  Febmar  1903  von  Silla  (Spanien)  an  die  Adresse 
Ganssinns  in  Toulouse  angekommen  waren,  ein  tatsächlich  höheres  Ge- 
wicht als  dasjenige  hatten,  welches  in  den  Frachtbriefen  angegeben 
war.  Die  dem  Mehrgewiclit  entsprechende  und  von  der  spanischen 
Bahn  zu  wenig  erhobene  Fracht  wurde  von  der  Midibahn  bei  der  Aus- 
lieferung der  Sendungen  reklamiert.  Caussinns  bezahlte  den  geforderten 
Betrag,  verlangte  denselben  dann  aber  von  der  Midibahn  zurück  unter 
Berufung  darauf,  dass  die  französische  Eisenbahn  die  spanische  Gesell- 
schaft anf  den  in  der  Abgangsstation  Silla  vorgekommenen  Irrtum 
hätte  aufmerksam  machen  und  dieser  überlassen  sollen,  den  zu  wenig 
bezahlten  Frachtvertrag  bei  dem  Absender  zu  reklamieren.  Mit  Urteil 
vom  26.  Juni  1903  war  das  Handelsfxei  idit  in  Toulouse  dieser  Auf- 
fassung beigetreten.  Dasselbe  gintr  davon  aus,  dass,  wenn  auch  für 
jede  der  in  Frage  stehenden  Sendungen  nur  eine  einzige  Versand- 
deklaration für  die  Beförderung  von  Silla  bis  Toulouse  gemacht  worden 
sei,  doch  zwei  verschiedene  und  unter  sich  unabhängige  Tran.'-porte 
vorliegen,  nämlich  erstens  der  Transport  von  Silla  nach  Cerb^re  mit 
Frachtzahlang  durch  den  Absender,  und  sodann  zweitens  der  Transport 
Yon  Cerböre  nach  Toulouse  in  angewiesener  Fracht,  welche  der  Emp- 
fänger zn  bezahlen  hatte.  Bei  den  Sendungen,  fttr  welche  der  Absender 
die  Fracht  bezahlt  habe,  sei  es  gebrftudilich,  dass  die  Eisenbahn  die 
zu  wenig  erhobene  Taxe  bei  dem  Absender  reklamiere;  die  französische 
Hidibahn  habe  also  den  Empfftnger  mit  Unrecht  zur  Bezahlung  dieser 
Taxe  yeranlasst. 


Digiiized  by  Google 


268 


fintach.  des  Ueutadm  Betcliig«ri«hU  von  21.  Juni  1906. 


Auf  die  Beschweide  der  Midilj;ihii  hat  der  französische  Kassations- 
liuf  das  Urteil  des  Handelsgerichts  aufgehoben;  aus  folgenden  Gründen: 
Die  auf  die  streitigen  Sendungen  bezüglichen  Frachtverträge  hatten 
ohne  Ausnahme  den  direkten  Transport  der  Güter  vom  Abgangs-  bis 
zum  Bestimmaogsorte  zam  Gegenstand.  Wenn  ucb  die  Transport- 
kOBteo  für  die  erste  Strecke  nicht  in  der  gleichen  Weise  bezahlt  worden 
wie  fftr  die  zweite,  so  folgt  daraus  doch  nicht  die  Anfhebang  der  Ein- 
heit des  Tnnsportvertrages.  Die  Midibahn»  als  letzter  Frachführer, 
trat  in  die  Bechtsstellnng  der  spanischen  Oesellschaft  nnd  hatte  deren 
Interessen  zu  vertreten;  sie  durfte  ein  Gnt»  welches  für  eine  Forderung 
des  ersten  FrachtfQhrers  haftete,  dem  Empfänger  nicht  ausliefern  ohne 
Erhebung  der  darauf  ausstehenden  Fracht.  Der  Empfänger  seinerseits 
ist  durch  die  Annahme  des  Gutes  in  den  Frachtvertrag  eingetreten;  er 
muss  sich  (leiiiselben  unterziehen,  wie  er  auch  die  daraus  hervorgehen- 
den Bechte  in  Anspruch  nehmen  kann,  und  die  Fracht,  wenn  sie  teil- 
weise oder  ganz  noch  rückst&ndig  war,,  konnte  von  ihm  mit  Becht  ver- 
langt werden.   

Nr.  155.    Eiits<'h.  dos  Deutschen  Rt'ichsircrichts. 

I.Zivilsenat.  Vom  21.  Juni  1905. 
(Sieht.  Ax6h.  f.  d.  Birg.  Reeht  Bd.  16  Haft  10  8. 606.) 

Die  Battfilmni  !■  |  26  Abt.  I  ier  CIttibVarfcO.  fwM  dam  kaiss  AswsatfsM,  weaa 

bei  Absendung  eines  zur  Beförderung  von  Personen  und  GQteni  bülelltea  Sasierzigt 

ein  mit  Gütern  beladener  Wagen  nicht  mit  dem  Sonderzug  zum  Abgang  gelanft, 
»ondern  naohseeendet  wird,  und  duroh  das  verspätete  Eintreffen  den  Besteller  dos 

Zugs  Schaden  erwiohst. 

Ein  solcher  Fall  ist  in  den  He.stimmungen  der  EisenbVeik( ).  Uber 
Gtttertransport  nicht  vorgesehen.  Das  nicht  zum  Zwecke  der  Be- 
förderung der  Eisenbahn  ßbergebene,  sondern  vom  Kläger  selbst  in 
den  bereit  gestellten  Wagen  eingeladene  nnd  demnächst  wieder  zu 
entladende  Gut  kann  weder  unter  den  Begriff  des  Reisegep&cks  (§§  30  ff.) 
noch  unter  den  des  Ezpressgutes  (§§  39  ff.)  noch,  da  ein  Frachtvertrag 
nach  §  64  Abs.  1  nicht  abgeschlossen  war,  unter  den  Begriff  des  Fracht- 
gutes nach  Abschnitt  YIII  (§§  49ff.)  gebracht  werden.  Selbstverständ- 
lich kann  dabei  auch  nicht  von  Handgep&ck  im  Sinne  des  §  28  die 
Bede  sein.  Dies  ftthrt  aber  nicht  dahin,  dass  der  §  26  Abs.  1  zur 
Anwendung  zu  bringen  wäre.  Selbst  wenn  man  mit  den  Vorinstanzen 
unterstellt,  dass  diese  Vorschrift  wegen  ihrer  aligemeinen  Fassung  einen 
auch  für  den  Gütertransport  gültigen  Satz  enthalte,  so  würde  doch  im 
vorliegenden  Falle  der  Tatbestand  fehlen,  für  welchen  die  Vorschrift 
gegeben  ist.  Eine  verspätete  Abfahrt  oder  Ankunft  des  SonderzugflS 
steht  üioht  in  Frage.  Aber  auch  von  einem  Ausfalle  des  Sonderzuges 
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darf  nicht  gesprochen  werden,  da  der  Zog  tatsächlich  abgelassen  worden 
ist.  Es  ist  nicht  gerechtfertigt,  dem  den  ganz  verachiedenen  Sachver- 
halt gleichzustellen,  dass  ein  zum  Sonderzng  gehöriger  Wagen  zurück- 
geblieben ist.  Das  ist  nicht,  wie  das  Berufungsgericht  meint,  ein  teil- 
weiser Ausfall.  Aber  auch  wenn  man  dies  gelten  lässt,  so  muss  die 
Annahme,  dass  sich  die  Bestimmung  des  §  26  Abs.  1  auf  den  Güter» 
transport  beziehe,  Oberhaupt  abgelehnt  werden.  Der  §  26  steht  im 
Abschnitte  III  der  EisenbVerkO.,  der  von  der  „Beförderung  von  Per- 
sonen" handelt.  Es  findet  sich  nirgends  eine  .\ndeutung,  dass  der 
Abs.  1  einen  allgemeinen,  über  das  Gebiet  des  Personentransportes 
hinaus  wirksamen  GruiuKsatz  aufstellen  wolle.  Das  Berufungsgericht 
macht  zwar  geltend,  dass  aus  der  Autualime  des  neuen,  auch  die  Be- 
förderung von  Personen  auf  den  Eisenbahnen  mitumfasseuden  VII.  Ab- 
schnittes des  dritten  Buchs  des  HGB.  das  Bestreben  des  Gesetzgebers 
zu  erkennen  sei,  „den  gesamten  Transportveitrag  der  Eisenbahnen  zu 
regeln  und  unter  die  Normen  zunächst  der  zu  einer  objektiven  Rechts- 
norm umgestalteten  Verkehrsordnung  und  des  Abschnittes  VII  des  HGB. 
in  stellen*.  Allein  darana  konnte  ein  Terwertharer  Anslegungsgnmd* 
satz  doch  nur  dann  gewonnen  werden,  wenn  diese  Regelung  nun  anch 
wirklich  erfolgt  nnd  eine  mehr  oder  minder  abschliessende  Behandlung 
des  ganzen  Eisenbabntransportgeschäfts  gegeben  wäre.  Das  trifft 
ni<dit  zn. 


Kr.        Entseli.  des  Schweizer  BandesgerlelitB. 

Vom  21.  Jnni  1905. 

(SohwJZ.  II  Nr.  8  8.  84.) 

Verhältnis  von  Eisenbahnhaftpflicht  und  Fabrilihaftpflioht. 
Nach  Art.  13  des  Bundesgesetzes  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
Verbindungsgeleise  vom  19.  Dezember  1874  finden  die  buudesgesetz- 
liehen  Bestimmungen  über  die  Verbindlichkeit  der  Eisenbahnen  für  die 
beim  Bau  und  Betrieb  herbeigeführten  Tötungen  und  Verletzungen  auch 
auf  die  Privatverbindungsgeleise  gewerblicher  .\nstalten  Anwendung, 
welche  Vorschrift  offenbar  auf  der  Erwägung  bei  ulit .  dass  der  'J'raiis- 
port  auf  einem  Verbindmisisgelei.se  im  wesentlichen  die  nämliche  Eigen- 
artigkeit aufwei.st  und  namentlich  mit  denselben  oder  iilmlichen  Ge- 
fahren verbunden  ist,  wie  der  auf  den  Hauptgeleiseanlagen  sich  voll- 
ziehende Eisenbahntransport.  Es  entspricht  daher  nicht  nur  dem  Wort- 
laut jener  Norm,  die  objektiv  den  Betrieb  auf  den  Verbindungsgeleisen 
der  Eisenbalinhaftpflicht  unteistellt,  sondern  vor  allem  auch  ihrem 
Zweck,  dass  alle  bei  diesem  Betrieb  sich  ereignenden  Unfälle  die 
Eisenbahnhaftpflicht  begründen,  gleichgültig  wer  Betriebsunteruehmer 
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ist,  d.  b.  wer  in  eigenem  Interesse  nnd  auf  eigene  Kosten  den  Trans- 
port anf  don  Geleise  besoi*gt.  ob  die  Bahn  oder  der  Besitzer  des  An- 
Bcblossgeleises.  Und  da  nun  als  haftpflichtiges  Sabjekt  stets  nur  der 
Betriebsantemehraer  in  Betracht  kommen  kann,  so  ist  mit  der  Vor- 
inatanz  daron  aoszngehen,  dass  anch  der  Besitzer  des  Verbindungs- 
geleises, sofern  er  den  Betrieb  des  letztern  ganz  oder  teilweise  selber 
besorgt,  in  dieser  Beziehung  der  Eisenbahnhaftpflicht  unterstellt  ist, 
obgleich  er  keine  Transportansialt  oder  Eisenbahnuntcrnelimung  im 
Sinne  der  Art.  2  und  3  EUG.  darstellt.  Nur  kann  hiebei  die  Ein- 
gchriuiknnsr  der  Vorinstanz,  dass  Lokomotivbetriob  vorliegen  müsse,  nicht 
zugelassen  werden:  denn  die  eigentümliclie  Gefälnlichkeit  des  Eiseubahn- 
betrieits  berulit  zu  einem  wesentlichen  Teil  auf  der  Bewegung  schwerer 
Wagen  auf  Eisenschienen ,  mag  diese  Bewegung  durch  Dampfkraft, 
tierische  oder  menschliche  Muskelkraft  bewirkt  sein,  und  es  steht  denn 
auch  in  der  Praxis  fest,  dass  die  Beförderung  der  Wagen  auf  der 
Schiencnanlage  allgenteiu  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  der  treibenden 
Kraft  zum  Eisenbahnbetrieb  im  Sinne  des  EEG.  gehOrt  (s.  A.  S.  XVI 
S.  124  E.  4).  Sobald  aber  der  Besitier  des  Verbindnngsgeleises  Be- 
triebsnntemehmer  in  Bezug  anf  das  letztere  oder  einen  Teil  davon 
ist,  was  das  erwAbnte  Bandesgesetz  von  1874  (Art  6)  als  Regel  vor- 
sieht, und  als  solcher  der  Eisenbabnhaftpflicht  unterliegt,  so  ist  es 
möglich,  dass,  indem  Eisenbahn-  nnd  Fabrikbetrieb  ineinandergreifen, 
derselbe  Unfall  eines  Arbeiters  oder  Angestellten  den  Tatbestand  der 
Eisenbahn-  und  der  Fabrikhaftpflicht  erfftUt,  und  in  einem  solchen 
Falle  w&re,  weil  weder  ans  positiven  Gesetzesvorschriften,  noch  ans 
der  Natur  der  Rechtsverhältnisse  etwas  anderes  folgt,  anzunehmen,  dass 
dem  Betroffenen  zwei  verschiedene  Haftpflichtanspröchc  erwachsen,  für 
deien  gegenseitiges  Verhältnis  die  Grundsätze  über  Klagenkonkurrenz 
massgebend  wären.   

Kr.  157.   Entsch.  des  Deutschen  Relehsgorichts* 

2.  Stralseuat.    Vom  27.  Juni  1905 
(JoT.  Woeheaflobr.  Jahrg.  M  (IW»)  Nr.  ii  &  WB  Ziff.  17.) 

ElMibVsrkO.  H      30  IT.  RMspottfeMti  §  2.  Bsflirierüi  vei  ZettssitpidiitMi 

iuroh  •xpreiMi  Bttan. 

Die  Tatfrage,  wann  ein  Bote  das  Beförderungsmittel  bildet,  ist 
unabhängig  von  der  Rechtsfrage,  ob  seine  Beförderung  die  Rechte 
anderer  verletzt  oder  nicht.  Die  Eisenbahn-Verkehrsordnnng  vom 
26.  Oktober  18d9  will  und  kann  nicht  bestimmen,  unter  welchen  Vor- 
aussetzungen im  Sinne  des  Gesetzes  Uber  das  Postwesen  vom  2H.  Ok- 

*)  8.  Eotecb.  d.  Beicbsger.  vom  1.  Mai  1902  in  dies.  Zeitschr.  Bd.  XIZ  &  188. 
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tober  1871  eine  Beförderung  von  Zeitungen  eine  solche  ist.  welche 
durch  einen  expressen  Boten  erfolgt.  Ist  sie  es,  wenn  der  Bote  mit 
Fahrkarte  reist,  so  ist  sie  es  auch,  wenn  der  Bote  ohne  Fahrkarte,  also 
ohne  das  Recht  auf  Beförderung  seiner  Person  und  seines  Handgepäcks, 
die  Zeitungen  im  Wagenabteil  bei  sich  hat  und  ebenso  ist  belanglos, 
dass  der  Umfang  der  als  Handgepäck  mitgeführten  Zeitungen  dem  in 
§  28  EisenbVerkO.  bestimmten  Begriff  des  Handgepäcks  (leichte  trag- 
bare, die  Mitreisenden  nicht  belästigende  Gegenstände)  widerstreitet, 
der  Bote  also  einen  Rechtsanspruch  auf  Mitnahme  einer  solchen  Menge 
Handgepäcks  nicht  hat.  

Nr.  158«  EntBch.  des  Preuss*  Olierrenraltiaigageriehts. 

Verein.  Steuersenate.   Vom  28.  Juni  1905. 

(PreuBH.  Verw -Bl  XXVII  ii9or>.  Nr  5  8.m: 

§91  I ,  §  15  Abs.  3  Einkommensteuergesetz.    Die  Kosten  für  Beschaffung  und 
Uiiterbaltuig  der  Oienstuniforn  (Eiseabahnstationsvorateher)  sind  bei  Berechnunn  des 
•tiMriifllolitlgan  ElaktmiMS  dar  Beurtu  iloirt  !■  Abzug  a  briagaa. 

Nach  der  ttbereinstiinmendeii  Absiebt  aller  Faktoren  der  Gesetz- 
gebung ist  das  Diensteinkommea  der  Staatsbeamten  nnd  der  sonstigen 
im  §  15  Abs.  3  des  Einkommenstenergesetzes  aufgeführten  Personen, 
soweit  es  nicht  durch  einen  als  Entschftdignng  fQr  Bestreitong  des 
Dienstaafwandes  bestimmten  Teil  verringert  wird,  als  ein  der  freien 
VerfOgong  dieser  Personen  und  deshalb  der  Besteaenmg  unterliegendes 
Beineinkommen  gedacht.  Das  Einkommensteuergesetz  steht  daher  in- 
soweit auf  demselben  Standpunkte  wie  das  preussische  Gesetz  vom 
27.  Mftrz  1872,  betreffend  die  Pensionierung  der  unmittelbaren  Staats- 
beamten nsw. ,  und  das  Reichsbcamten^setz  vom  31.  M&rz  1878,  wo- 
nach (vgl.  §  10  bzw.  §  42)  der  Berechnung  der  Pension  das  von  dem 
Beamten  zuletzt  bezogene  gesamte  Diensteinkommen,  soweit  es  nicht 
zur  Bestreitung  von  Repräsentatioos-  oder  Dienstaafwandskosten  ge- 
währt wird,  znp:rnnde  zu  legen  ist. 

Hiernach  ist  es  Sache  der  tatsächlichen  Feststellung  im  einzelnen 
Falle,  ob  das  Diensteinkommen  einer  der  im  §  15  Abs.  3  des  Ein- 
kommensteuergesetzes aufgeführten  Personen  ziffermässig  oder  nicht 
zifterniässig  zum  Teil  als  Entschädigung  fiir  einen  bestimmten  Dienst- 
aufwand gewährt  wird.  Da  das  geltende  Gesetz  eine  ansdrücklielie 
Bestimmung  fiir  die  Eigenschaft  eines  Teiles  des  Diensteinkominens 
als  Dienstaufwandsentschädigung  nicht  erfordert,  so  kann  nicht  zweifel- 
haft sein,  da.ss  diese  liestimmung  unter  Umständen  auch  eine  still- 
schweigende sein  darf,  wie  dies  der  V.  Senat  des  Oberverwaltungs- 
gerichts z.  B.  schon  in  dem  den  Dienstanfwaud  eines  Geistlichen  be- 
treffisnden  Urteile  vom  9.  l£&rz  1893  (Entscheidungen  in  Staatssteuer- 
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Sachen  Hd.  T  S.  2041!.,  insbesoiideie  S  258)  im  Anschlüsse  an  die 
Vorschrift  im  Art.  22  Nr.  3  der  Ausfiili!  uii<;sanweisuiig  zum  Einkoimiit  ii- 
st<'U('rireselz  aiisgesprucheii  liat.  Flu  die  Aunalime  einer  derartigen 
liest ininiiing  j?enügt  abrr,  wie  hier  hcrvoräjtdiulieii  werden  mag.  nicht 
schon  der  Umstand,  dass  t^iiier  BeanilLnklasse  wegen  grösserer,  mit 
der  Ausiibnng  ihres  Amtes  verbumlenen  Ausgaben  als  die  einer  andeien 
ein  höheres  Gehalt  als  der  letzteren  gewährt  wird;  denn  daraus  allein 
ist  nichts  dafür  zu  entnehmen,  dass  ein  Teil  des  Diensteinkommens 
die  Eigenschaft  einer  Dienstaulwandscntschädigung  haben  soll.  Dagegen 
wird  dies  ohne  weiteres  za  verneinen  sein,  wenn  trotzdem  das 
ganze  6ebalt  bei  der  Berechuang  des  pensionsf&higen  Ein- 
kommens jeuer  Beamtenklasse  zagrande  zu  legen  ist  (Entscb. 
d.  OVO.  i.  Staatssteners.  Bd.  YII  S.  880/81). 

In  dem  vorliegenden  Falle  besteht  kein  Zweifel  darQber,  dass  kein 
Teil  des  Diensteinkommens  des  Stenerpflichtigen  als  Dienstanfwands- 
entschftdignng  fttr  die  Beschaifang  and  Unterhaitang  der  Dienstaniform 
gewährt  wird.  Die  Berafangskommission  hat  daher  den  von  ihm  be- 
anspruchten Abzag  von  100  M.  mit  Becht  fOr  nnznlAssig  erklärt. 


Nr.  159.  Entseh.  des  Bezirksgvrlehts  fttr  Hradelasaelieii  In  Wien. 

Vom  2.  Jnli  1905. 

(Allff.  Tarlf-ABS.  ZZCV  (iMtt)  Hr.  u  S.9U.) 

Me  Baha  Ist  lidit  btreebtlft,  die  AUnderung  einer  zalltal|M  Reateavertohrlfl 

Absender  zu  fordern. 

Die  erste  zu  entscheidende  Frage  ist,  ob  die  Transportwegvor- 
schritt auf  dem  Frachtbrief  zulässig  war.  Diese  Frage  ist  gemäss 
Art.  6  lit.  e  und  1  deshalb  zu  bejahen,  weil  laut  der  Zeugenaussage 
des  S.  der  Verl>aiidstarif  Chiavari  —  Freilassing  und  daher  auch  der 
entsprechende  Transportweg  existiert.  Demgemäss  war  es  auch  ein 
unzulässiges  Begehren  des  Bahnbeamten  der  Station  Peri-Ala.  B,,  dass 
der  Absender  diese  Transportvorschrift  ändern  solle.  Wenn  nun  auch 
der  Absender  oder  sein  Vertreter  schliesslich  mit  der  Aenderung  des 
Transportweges  einverstanden  gewesen  ist,  so  behält  der  Artikel  6  seine 
Bedeutung  dennoch  deshalb,  weil  zugestaudenermassen  der  fragliche 
Waggon  sechs  Tage  in  A.la  lediglich  deshalb  stand,  am  die  Booten- 
ändemng  vom  Absender  zu  erwirken.  Da  nnn  der  Bahnbeamte  in 
Peri-Ala  rechtlich  gar  keinen  Anlass  hatte,  diese  Bontenändernng  za 
erwirken,  dnrfte  die  Rete  Adriatica  aaeh  kein  Wagenstandsgeld  von 
36  Frcs.  berechnen,  nnd  der  klägerische  Ansprach  aaf  BQckstellung  des 
Betrages  ist  schon  deshalb  sachlich  begrttndet. 

Der  weitere  klägerische  Ansprach  ist  ein  Schadenersatzanspracb 
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für  die  Versäumung  der  Lieferfrist.  Er  ist  nach  dem  Artikel  40  des 
Internationalen  Uebereinkommens  in  seiner  (zifterinässi^  ^nv  nicht  in 
Streit  gezogeneu)  Hohe  begründet,  weil  ziigegebenerniassen  iiinl  in  Ueber- 
einstimmang  mit  den  im  §  6  der  Ausfiiluiuigsbestimniungeu  zum  Ueber- 
einkommen  über  den  internationalen  Eisenbahnfraclitverkelir  enthaltenen 
Lieferfristen  die  Dauer  der  Lieferfrist  auf  der  Strecke  Chiavari  — 
Perl — Marburg — Wien  14  Tage  betragen  hätte  (einschliesslich  der  zwei- 
tägigen Zuschlagsfrist  fiir  die  Wiener  Verbiiulung.sbahn),  während  der 
Transport  wieder  zugegcbenermassen  17  Tage  in  Anspruch  nahm.  Dass 
in  Wahrheit  der  effektive  Transport  nur  elf  Tage  gedauert  hat,  und 
daes  das  Gat  sechs  Tage  in  Ala  stand,  kommt  demnach  nicht  in  Be- 
tracht, weii  die  Beklagte  mit  gntera  Orand  nicht  behauptet  hat,  dass 
dieser  sechstSgige  Aufenthalt  in  Ala  dem  Absender  znm  Verschulden 
zuzurechnen  sei. 


Nr.  160«  Entseh.  dos  Oestcrr.  Ycrwaltangsg^riehtshofes. 

Vom  5.  Juli  1905. 

(Oesterr.  Eisenb.-Verordu.-Bl.  XIX  (19o6j  Kr.  18  S. 

Die  Aufgabe  der  Traesenrevision  ist  lediglloli  die  Prüfung  der  Zulässigiceit,  Bau- 
wlnll|ktlt  mU  allomelsas  RteMwii  tlMr  projoiitiertei  Balm  ven  StaRdpunlite  der 
WMrtllflhes  laftreites.  Da«  ElMDbalwMlsItterti«  bat  !■  der  Iber  Sie  Tratten- 
revMtatktmilttleR  tiinanszugebetden  Erledigung  Iceineswegs  eietn  Alttpreeh  flbtr 

Einwendungen  privatreobtlicher  Natur  zu  fällen. 

Da  die  Aufgabe  der  Trassenrevision  lediglich  darin  besteht,  die 
Verhältnijise  und  Umstände  festzustellen,  welche  zur  Beurteilung  dienen, 
inwiefern  die  beantra^^te  j^ahiistrasse  sich  vom  Standpunkte  der  offent- 
liclien  Interessen  zur  (jenehniigung  eigne  (§  3  der  Ministerialverordnung 
vom  25.  Jänner  1879,  RGBl.  Nr.  19)  und  der  über  die.sc  kommissionelle 
Verhandlung  hinauszugebenden  Erledigung  nur  die  Entsclieidung  der 
Kegierung  über  die  Zulüssigkeit  und  Bauwürdigkeit,  sowie  über  die  zu 
befolgende  allgemeine  Richtung  der  Bahn  zu  enthalten  hat  (§  4  der 
obigen  und  §  15  der  Ministerialverordnung  vom  29.  yhii  1880,  RGBl. 
Nr.  57),  könnte  dem  in  diesem  Beschwerdepunkte  beaii.staiideten  Aus- 
sprache des  angefochtenen  Ministerialerlasses  von  vornherein  nicht  die 
Bedeutung  beigelegt  werden,  als  ob  etwa  hiermit  die  iu  der  Be- 
sehwerde betonten  Rechte  der  beschwerdefllhrenden  Gemeinde  aus  dem 
sogenannten  GasTertrage  mit  der  Gemeinde  Fischern  endgültig  zurück- 
gewiesen werden  sollten,  sondern  diesem  Ausspruche  kommt  nur  die 
Bedeutung  zu,  dass  das  Ministerium  sich  im  Grunde  der  betreffenden 
Einwendungen  nicht  ?eranlasst  sah,  der  beantragten  Ti'asse  der  Linien 
a,  b  und  d,  sowie  des  Teilstflckes  der  Linie  c  bis  zur  Abzweigung  der 
Linie  d  die  Genehmigung  zu  yersagen,  welche  Genehmigung  unter  Be- 
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daclitnalini»'  auf  die  in  Betraclit  kommenden  oftentlicljen  Kiicksichlen 
und  InteiLssiii  im  freien  Ermessen  des  Ministeriums  stand.  Dieser 
Sinn  des  tVafjliclien  Ausspruches  des  angefochtenen  Ministerialerlasses 
wird  denn  demselben  auch  in  der  Gegenschrift  des  Miuisterums  aus- 
drücklich vindiziert  Soweit  also  die  Beschwerde  die  augeblich  erfolgte 
Zorttckweitniig  der  gedachten  Binwendangen  ala  rechtewidrig  bekimpft, 
erscheint  dieselbe  unbegrUndet,  da  der  angefochtene  Aussprach  des 
Ministeriams  die  Bedentnng  einer  solchen  Znrttckweisnng  nicht  besitzt 
Sofern  die  Beschwerde  aber  anderseits  den  angefochtenen  Erlass 
selbst  dahin  versteht,  dass  derselbe  eine  Verfftgnng  Uber  die  fraglichen 
Einwendungen  nicht  enth&lt  and  darin  im  Sinne  der  bereits  zitierten 
n&heren  Aosfnbrangen  sowohl  einen  Hangel  des  Verfahrens,  als  eine 
Bechtswidrigkeit  erblickt,  so  war  aach  diese  Einwendung  haltlos.  Denn 
nach  dem  bereits  erörterten  Charakter  der  Ober  die  Trassenrevisions* 
Kommission  hinaaszngebenden  Etledigung  des  Ministeriums  hatte  diese 
Erledigung  keineswegs  Uber  die  Einwendungen  privatrechtliclier  Natar, 
welche  etwa  bereits  in  diesem  Stadium  des  Konzessionsverfahrens  er- 
hoben wurden,  irgendeinen  Ausspruch  zu  fällen,  vielmehr  bleibt  der 
beschwerdeführenden  Gemeinde  lediglich  vorbelialten,  nach  Zulass  der 
gesetzlichen  Voiscliriften  die  fraglichen  Eitiwendungen  zur  rechten 
Zeit  und  am  recliten  Orte  zu  erheben,  wuiaiif  sodann  die  kompetente 
Behörde  denselben  gegenüber  die  dem  Gesetze  entsprechende  Stellung 
zu  nehmen  haben  wird. 


Nr.  161.  Entsch.  des  Oosterr.  Obersten  Gerichtshofes. 

Vom  5.  Jali  1905. 

(AJlg.  Tkrtf.ABS.  ZXV  (ia06)  Nr.  6  S.  M.) 

nie  Bahn  haftet  flr  die  Folgen  der  Wahl  des  Transportweges  aar,  wtaa  ihr  hiabii 
ein  grobes  Versobnlden  zur  Last  fällt.  Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  bei  dem  Trans- 
porte anf  elMü  aaderen  Wege  der  Partei  der  Anspruch  auf  Gewährung  einer  Fracbt- 

ernässigung  (Refaktie)  zugestanden  wXre. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  nach  §  51  13 Ii.  die  Bahn  nur  dann  fttr 
die  Folgen  der  Wahl  der  Route  verantwortlich  gemacht  wird,  wenn 
sie  nicht  diese  Boote  w&hlt,  welche  ihr  am  zweekmlasigsteB  erseheint, 
and  nicht  dann,  wenn  sie  nicht  diese  Boate  wählt,  welche  am  zweck- 
mässigsten  ist,  was  ihren  Verantwortnngskreis  sehr  begrenzt;  mit 
BOcksicht  daraaf ,  dass  es  ein  za  weitreichendes  Begehren  angesichts 
der  genannten  Beglementsvorschrift  wftre,  die  Bahn,  resp.  der  Bahn- 
beamte solle  bei  der  Wahl  der  Beute  im  vorhinein  alle  Möglichkeiten 
bei  der  schon  an  and  f&r  sich  sehr  komplizierten  Berechnang,  ins- 
besondere im  gegebenen  Falle,  berücksichtigen,  dass  er  im  vorhinein 
damit  rechnet,  dass  der  Aufgeber  den  Boggen  nach  Galizien  schickt» 
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vielleicht  um  ihn  dort  nialilen  zu  lassen,  und  dass  diese  liedingiing, 
wie  auch  andere,  tatsächlich  erfüllt  werden;  mit  Riicksicht  darauf 
weiter,  dass  es  bedeuten  winde,  von  der  Bahn  grössere  Vorsicht  zu 
verlangen  als  vom  Aufgeber,  den  doch  die  ganze  Angelegenheit  angeht 
und  der  leicht  jedem  Zweifel  begegnen  kann,  indem  er  die  zu  nehmende 
Route  ausdrücklich  angibt;  schliesslich  mit  Riicksicht  darauf,  dass  nach 
der  genannten  Vorschrift  die  Bahn  jedenfalls  nur  otFensichtliche  Fahr- 
lässigkeit verantwortet,  wovon  bei  diesem  Sacbstande  keine  Rede  sein 
kann,  war  das  Urteil  I.  Instanz  aas  dem  Grande  der  nnrichtlgen  Be- 
urteilung der  Sache  vom  rechtlichen  Standpunkte  abzaftndern. 

Der  Klftger  hat  seine  Klage,  wie  dies  in  der  Revision  neuerdings 
hervorgehoben  wird,  darauf  gesttttst,  dass  bei  Verfrachtung  der  gegen- 
stindlichen  Oetrddequantitftten  snwider  der  Vorschrift  des  §  51  lit  1 
BB.  nicht  der  fftr  den  Absender  zweekm&ssigste  Weg  gewfthlt  worden 
ist.  In  einem  derartigen  Falle  kann  die  Eisenbahn  nur  die  in  dem 
sitierten  Paragraphen  vorgesehene  Haftpflicht  treffen.  Nachdem  nun 
die  Haftung  der  Eisenbahn  gegebenenfalls  nach  der  richtigen,  durch 
die  Revisionsansffthningen  nicht  widerlegten  Begründung  des  revidierten 
Urteiles  ansgeschlossen  erscheint,  kann  auch  von  einer  ungerechtfertigten 
Bereichernng  der  Eisenbahn  nicht  die  Rede  sein,  znmal  gegen  die  nr- 
sprOngliche  Bestimmung  der  Frachtgebühr  keine  Einwendung  erhoben 
wird,  somit  nicht  behauptet  werden  kann,  dass  diese  FrachtgebUhr,  be- 
7ie)ningsweise  ein  Teil  derselben  von  der  Eisenbahn  ungebührlich  in 
Empfang  genommen  wurde,  und  die  Nichtzuerkennung  der  löjirozentigen 
Refaktie  auf  dem  Mangel  einer  vorscbriftsmässigen  Vorauäsetzung  beruht. 


Nr.  Hü,  Entseli.  des  Prenss.  Olieirerwaltniigsgeiichts. 

8.  Senat.    Vom  7.  Juli  1905. 

(PrVerwUl.  .\XVII  <190:>;  St  f  S  lU 

Die  polizeiliche  Versagung  der  Bauerlaubnis  wegen  Gefahr  für  den  Betrieb  einer 
Eiseabahn  (§  10  ALR.  il  17)  icann  auch  dann  erfolgen,  wenn  sich  die  fiefahr  dureh 
•fM  dM  ElMiMmettnnhMr  MbiiafeeMle  Elsrloiitmi  beteitiiei  lleiM. 

Zun&chst  geht  der  Einwand  des  Beruf ungsJdägers  fehl,  die  yon 
ihm  begehrte  Bauerlaubnis  sei  von  dem  Beklagten  mit  Unrecht  versagt 
worden,  weil  die  Befugnis  des  Eigentümers,  sein  Grundstück  zu  be- 
bauen, lediglich  nach  Massgabe  der  priTatrechtlichen  Bestimmungen 
unter  ausschliesslicher  Anwendung  des  Bflrgerlichen  Gesetsbuchs  zu 
beurteilen  sei.  Anscheinend  stützt  sich  diese  Auffassung  auf  §  90S 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches.  Durch  den  dort  ausgesprochenen 
Bechtssatz  ist  jedoch,  wie  das  Oberverwaltungsgericht  bereits  in  der 
vom  Yorderrichter  angezogenen  Entscheidung  vom  13.  Mai  1902 


Digitized  by  Google 


266 


EntBcb.  des  Preuss.  OberTerwaltungHgericht»  vom  7.  Jali  1905. 


(Bd.  XXXXI  S.  428 ff.  der  gedruckten  Entscheidungen)  dargelegt  bat, 
die  anf  den  landesgesetdieben  Vonehriften  berohende  Befiigois  der 
Polizeibehörden,  im  dffentlichen  Interesse  das  Eigentam  in  Ansehung 
tatsächlicher  Verfügungen  zn  beschränlcen,  nicht  bertthrt  worden  (ygl. 
Art.  III  des  EinfQhmngsgesetzes  zom  Bürgerlichen  Oesetzbache).  In 
der  Entscheidung  des  Oberyerwaltnngsgericfats  Yom  16.  Dezember  1807 
(abgedmckt  im  Prenssischen  Verwaltnngsblatt  Jahrg.  XIX  8.  334,  335) 
ist  femer  dargelegt,  dass  Massregeln  der  VerwaltongsbehOrden,  welche 
den  Eigentümer  in  die  durch  die  polizeilich  za  schfitzenden  öffentlichen 
Interessen  für  die  Ansftbang  seines  VerfQgnngsrechts  gezogenen 
Schranken  ztirnckweisen,  nicht  unter  die  BeschrankuDg:en  fallen,  welche 
(nach  Art.  9  der  Verfassungsurkunde)  nur  gegen  Entschädigung  zu- 
lässig sind.  Hierdurch  erledigt  sich  zunächst  die  Ausführung  der  Be- 
rufung, das  hier  in  Rede  stehende  Baugrundstttck  müsse  von  der  Eisen- 
bahnverwaltung  im  Wege  der  Enteignun«?  erworben  werden.  Aber 
auch  der  weitere  Einwand  des  Klägers  ist  liint'ällig,  wonach  zur  Be- 
seitigung; der  (iefalin  n.  welche  nach  der  Feststellung  des  Bezirks- 
ausschusses aus  der  En  it  lit  tiii<r  des  geplanten  Hauses  für  den  Betrieb 
der  Eisenbahn  und  für  den  Verkehr  auf  dem  den  Bahndamm  kreuzen- 
den Ortswege  abzuleiten  sind,  die  Herstelluug  eines  Schienenkontakts 
oder  die  Anstellung  eines  Wärters  am  Ürtswege  durch  die  Eisenbahn- 
verwaltuug  in  Aussicht  genomnien  werden  niuss,  und  zwar  um  so  mehr, 
als  „der  Betrieb  einer  Eisenbahn  nicht  öffentlichen  Rechts,  sondern 
lediglich  ein  Verkehrsunternehmen "  sei.  Die  angefochtene  polizeiliche 
Verfügung  gründet  sich  jedoch  keineswegs  auf  ein  der  Eisenbahnver- 
waltung  zustehendes  Recht,  sondern  auf  die  Befugnis  der  Polizei,  nach 
§  10  Tit.  17  Teil  II  des  Allgemeinen  Landrechts  die  zur  Abwendung 
▼on  Gefahren  nötigen  Massregeln  zn  treffen,  und  die  Polizeibehörde 
darf  dem  Besitzer  eines  benachbarten  Grundstücks  die  Erlaubnis  zur 
Errichtung  eines  mit  Rücksicht  anf  den  Eisenbahnbetrieb  geffthrlichen 
Baues  grundsätzlich  auch  dann  versagen,  wenn  sich  die  Gefahr  für 
Bahn-  und  Wegeyerkehr  durch  eine  Einrichtung  abwenden  Ifisst,  welche 
dem  Eisenbahnuntemehmer  aufgegeben  werden  könnte  (vgl.  auch  In 
dieser  Richtung  die  Begründung  der  Entscheidungen  vom  13.  Hai  1903 
und  vom  16.  Dezember  1897).  Was  endlich  den  EUnwand  des  Klägers 
betrifft:  es  beständen  Polizeiverordnungen,  welche  über  die  Errichtung 
von  Bauten  in  der  Nähe  von  Eisenbahnen  erschöpfende  Bestimmungen 
enthielten,  und  es  sei  daher  die  Polizeibehörde  im  vorliegenden  Falle 
nicht  befugt,  aus  anderen  als  den  aus  jenen  Polizeiverordnungen  ab- 
zuleitenden Gründen  die  Bauerlaubuis  zu  versagen  — ,  so  kann  auf 
die  zutielteuden  Erwägungen  verwiesen  werdeu,  welche  der  Vorder- 
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lichter  im  Änsohlnss  an  §  8  der  Baapolizeiordnung  vom  26.  September 
1897  (Amtsblatt  hinter  8.  272)  /  25.  März  1899  (Amtsblatt  hinter  8. 118), 
sowie  an  die  Polizeiverordnang  vom  11.  Oktober  1892  (Amtsblatt  S.  351) 
amr  Widerlegung  jener  Ansffthrang  des  Klägers  augestellt  bat. 


Nr.  l^hi.    Kutsch,  den  Deutschen  Itcichssoriehts. 

7.  Zivilsenat.    Vom  13.  .Juli  1905. 

<Jur.  WochonscLr.  Jabrg.  34  ^1905;  Nr.  16  .S.  546  Ziff.  89.) 

Prems.  StMpelttMeroMtti  vm  31.  Jili  1895.  Tarifttell«  221.  In  daa  Kotten  einer 
KieisMuHuilaie  leMmi  sIsM  ■wr  ü«  ■■■Htelfeir  uf  dta  Bas  varwoMtetM,  isaJers 
aioh  Me  gswMsHolies  MiftaikMttii,  wie  für  Gruitftrwerfe,  Eltenbalwiubal,  Wtis- 

■■bauten  eto. 

Der  Klägerin  ist  im  Jahre  1901  vom  Regierungspräsidenten  zu 
Potsdam  gemäss  §  43  des  Gesetzes  über  Kleinbahnen  und  Privatanschlusa- 
bahnen  vom  28.  Juli  1892  (Gesetzsaniiiil.  8.  225)  die  polizeiliche  Ge- 
nehmigung zur  baulichen  Herstellung  und  zum  Betrieb  einer  Anscliluss- 
bahn  von  der  ihr  gehörigen  Gasanstalt  in  Mariendorf-Lankwitz  nach 
der  Strecke  der  Prenssischen  Staatsbahn  Berlin — Dresden  erteilt  worden. 
Der  beklagte  Fiskus  erachtete  die  Genehniigungsurkunde  gemäss  der 
Tarifstelle  221  zum  Preuss.  Stempelsteuergcsetz  vom  31.  Juli  1895  zu 
einem  Betrage  von  450  Mark  für  stenipeli)rtichtig,  indem  er  als  Kosten 
der  Anlugen  folgende  Posten  ansah:  1.  Erd-  und  Oberbauarbeiten 
214400  Mark,  2.  Fernsprecbkabel  auf  dem  Gaswerk  10554  Mark, 
3.  Lasderwerb  44000  Mark,  4.  Entschädigungen  60  Mark,  5.  Eisen- 
babnkabd  13432  Mark,  6.  Reichspostkabel  14090  Mark,  7.  Umbau  der 
Lankwitzer  Strasse  17454  Mark,  8.  Eostenbeitrag  fUr  den  Umbau  der 
Station  Mtrienfelde  109515  Mark  5  Pf.,  zusammen  423505  Mark  5  Pf. 
Klägerin  ging  davon  aus,  dass  nur  die  Posten  1  und  2  zu  den  Kosten 
der  Anlage  im  Sinne  der  bezeichneten  Tarifstelle  zu  rechnen  seien  und 
dass  danach  der  Stempel  250  Mark  betrage.  Den  gezahlten  Mehrbetrag 
von  200  Mark  forderte  sie  im  Rechtswege  nebst  4  v.  H.  Zinsen  seit 
der  Znstellang  der  Klage  znrflck.  Der  Bemfongsrichter  wies  die  Klage 
ab.  Die  Revision  ist  zurückgewiesen.  Streitig  ist  lediglich  die  Frage, 
ob  die  vorstehend  unter  3  bis  8  aufgeführten  Beträge  als  Kosten  der 
Anlage  im  Sinne  der  Tarifstelle  221  anzusehen  und  daher  bei  der 
Stempelberechnung  zu  berücksichtigen  sind.  Der  Berufungsrichter  be- 
jaht die  Frage,  und  dies  erscheint  nicht  rechtsirrtüralich.  Die  Tarif- 
stelle 221  verdankt  ihre  Entstehung  einem  bei  der  dritten  Beratung 
des  Stempelsteuergesetzes  gefassten  Beschlüsse  des  .Abgeordnetenhauses, 
für  welchen  eine  Begründung  fehlt  (Verhandlungen  des  Abgeordneten- 
hauses ä.  2493).   Nach  dem  Eutwuiie  des  Gesetzes  wai'  in  der  Tarif- 
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stelle  23  d  die  VersteaeniDg  der  Genehmigung  znr  ErrichtiiDg  der  in 
§  16  GewO.  and  den  dazu  ergangenen  ond  femer  ergehenden  Be- 
schlossen des  Bandesrats  beseichneten  Anlagen  nach  dem  Werte 
dieser  Anlagen  vorgesehen.  Dm  die  Schwierigkeiten  einer  Schätsang 
des  Wertes  in  jedem  einzelnen  Falle  za  Yermeiden,  warde  in  der  Eon- 
mission des  Abgeordnetenhaases  beschlossen,  nicht  den  Wert,  sondern 
die  ZOT  Errichtung  der  Anlage  wirklich  anfgewendeten  Kosten  als 
Hassstab  der  Bestenerang  festzusetzen  (Eommissionsbericht  8.  29,  90). 
Was  der  Gesetzgeber  anter  den  Kosten  der  Anlage  verstanden  wissen 
will,  ist  aus  dem  Gesetze  selbst  nicht  za  entnehmen.  Man  erachtete 
in  der  Kommission  nur  die  Kosten  der  konzessionspflichtigen  An- 
lage ftir  stempelpfliclitig,  so  dass  z.  B.  bei  der  Errichtung  einer 
chemischen  Fabrik  nur  die  Fabrikanlage  selbst,  nicht  die  zu  erbauenden 
Beamten-  und  Arbeiterwolinliiiuser  in  Reclinnnp:  zu  stellen  seien.  Auf 
eine  Anfrage,  ob  auch  der  Wert  des  Grund  und  Bodens,  auf  dem  die 
Anlage  he^fr^'^?tellt  werden  solle,  zu  den  Anlagekosten  zu  rechnen  .sei, 
ist  von  den  Vertretern  der  S(aatsr«'<i;ieiunfx  eiui-  Erklärung  nicht  ab- 
gegeben. Als  Willen  des  Gesetzgebers  wird  man  daher  ansehen  dürfen, 
dass  Jedenfalls  nicht  die  gelegentlich  der  Errichtung  einer  gc- 
nelimigungsbediii  ftigen  Anlage,  wenn  schon  im  Zusammenhange  mit  ihr 
vorgenommenen  baulichen  Massnahmen  für  die  Höhe  des  Stempels  in 
Betracht  zu  ziehen  sind,  dass  es  sich  vielmehr  um  die  durch  jene 
Anlage  bedingten  Kosten  handeln  muss.  Es  ist  aber  weder  aus  der 
Fassung  des  Gesetzes  noch  ans  den  parlamentarischen  Erörterungen  zn 
entnehmen,  dass  der  BegrilF  der  Anlagekosten  nur  in  dem  engsten,  un- 
mittelbar auf  den  Bau  der  Anlage,  also  auf  das  Werk  selbst  be- 
schrankten Sinne  verstanden  werden  solle  nnd  dass  alle  Nebenkosten, 
die  der  Sprachgebranch  gleichfalls  als  Anlagekosten  im  weiteren  Sinne 
zu  bezeichnen  pflegt,  unberacksichtigt  zn  bleiben  hätten.  Bs  entsclieidet 
eben  nicht  der  Wert  der  Anlage,  sondern  der  tatsftcblich  fikr  ihre 
Schaffung  erforderlich  gewesene  Betrag.  Auch  der  Grand  der  Stener- 
vorschrift  spricht  gegen  die  enge  Auslegung  des  Begriffs  der  Anlage- 
kosten. Es  sollte  dem  Staate  durch  die  ftlr  die  besondere  Inanspruch- 
nahme amtlicher  Tätigkeit  für  private,  der  Erzielnng  von  Gewinn 
dienende  Zwecke  zu  erhebende  Abgabe,  die  sich  in  mässigen  (Trenzen 
hält,  eine  Mehreinnahme  zageführt  werden  (vergl.  Hummel  - Spedit 
Anm.  1  zu  Tarifstelle  22).  Für  die  Auslegung  nicht  verwertbar  ist 
der  Umstand,  dass  in  der  Tarifstelle  221  als  Gegenstand  der  Be- 
steuerung die  Genehmigung  zum  Betriebe  von  Pri vatanschlu ss- 
buhnen  bezeichnet  ist.  Der  Steuersatz  bemisst  sich  lediglich  nach 
den  Kosten  der  Anlage.   Zu  erörtern  ist,  was  der  Unternehmer  hat 
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aufwenden  mtissen,  um  die  Bahn  betriebsfertig  lierziistellen.  Prüft  man 
von  diesem  Gesichtspunkt  aus  die  streititren  Ansätze,  so  kommt  mau 
zu  dem  Ergebnis,  dass  der  Beruliwigsriehter  sie  sämtlich  ohne  Kechts- 
irrtum  zu  den  Anlagekostea  rechueu  kouute. 


Nr.  164.  Entseh.  des  Sehwelzer  BnndesgeTichtB. 

Vom  19.  Juli  1906. 

SchwJZ.  II  Nr  11  s  !  it  I 

Eisenbahnhaftpflicht.  Mrtverschuiden  einer  Eisenbahn  wegen  mangelnder  Beaufsichtigung 
liegt  nicht  vor,  wenn  ein  Rangierleiter  durch  reglementswidriges  Verfahren  einen 

Unfall  erieldet. 

.Kläger,  Rangierleiter,  begeht  eine  Reglementswidrigkeit  beim 
Man&verieren  und  yernnfallt  dabei.  Die  vorgesetzten  Babnorgaue,  Bahn- 
bofvorstand  und  Adjnnkt,  hfttton  sehen  kennen,  dass  diese  Beglements- 
Widrigkeit  Öfter  begangen  wurde;  nicht  erwiesen  ist  aber,  dass  sie  es 
wirklich  gesehen  haben.  Trifft  die  Bahn  ein  Hitverschulden  am  Un- 
fall? Das  Kantonsgericht  bat  es  verneint:  Beamte  vom  itange  der 
Rangierleiter  sind  nach  ihrer  Dienststellung  als  genOgend  vorgebildet 
und  befähigt  anzusehen,  um  selbst  fQr  die  Beobachtung  der  Beglemente 
besorgt  zu  sein;  das  zu  tun  liegt  auch  gerade  in  ihrer  Aufgabe;  Bahn- 
bofvorstand  und  Adjunkt  geuHgien  ihrer  Ptliciit,  indem  sie  im  allgemeinen 
Aufsicht  liielten  und  im  besonderen  zur  Ueberwachung  und  Leitung  der 
einzelnen  Manöver  Rangierleiter  anwiesen. 


Kr.  165.  Entaeh.  des  Appellhofes  In  Bona!. 

Vom  24.  Juli  1905. 

(Z«ltMlir.f.d.lBtaraa(.Bif«nb.-Transp  xiv  loor,  Nr  i  s  ii       lUnne  g«a4rale  des  eliMDliia  de  f«r 

Nr,  4  vom  28.  Oktu)),-r  190=.  s,  acxj.) 

Ausschluss  der  Haftung  bei  Beschädigung  eines  in  einem  Stailwagen  beförderten  Pferdes. 

Die  Ursache  des  Unfalles  sei  einzig  und  allein  in  dem  Charakter 
und  der  Erregbai  keil  des  verletzten  Pfenles  zu  suchen,  und  infolge- 
dessen der  Behauptung  der  Bahn  beizutreten,  dass  der  Schaden  der  mit 
der  Beförderung  des  Tieres  verbundenen  Gefahi-  und  auch  dem  Ver- 
schulden des  Absenders  zazuschreiben  sei,  welcher  unterlassen  hatte, 
den  Pferden  einen  Begleiter  beizugeben.  Man  kOnne  allerdings  ein- 
wenden, dass  alle  Pferde,  welche  mit  der  Eisenbahn  befördert  werden, 
eine  gewisse  Nervosität  an  den  Tag  legen;  wenn  es  aber  auch  richtig 
sei,  dass  die  mit  der  Eisenbahn  beförderten  Tiere  gewöhnlich  ihre  Un- 
geduld bekunden,  so  sei  doch  das  streitige  Pferd  Ton  einer  ausser- 
gewöhnlichen  und  abnormalen  Erregbarkeit  gewesen,  was  daraus  hervor- 
gehe, dass  dasselbe  während  den  12  Stunden  Bahnbeförderung  seinen 
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Wagt'ii  mit  Fussstössen  deninlioi  tt'.  wüIiivikI  <lie  «Irei  andci  n  in  den  gleichen 
Wagen  eingcsrlilossenen  Plerde  keine  ne8oli<itli,<runiien  verursacliten. 

Aucli  tler  Vorwurf  betiefYend  die  Eini  i(  litnng  des  Wagens  müsse 
znriirkgewiesen  werden.  Der  Absender  habe  die  vier  Pferde  in  den 
ilini  zur  Vertilgung  gestellten  Wagen  verladen;  er  liabi^  nicht  gezögert, 
denselben  zu  benutzen,  und  würde  dies  niciit  getan  haben,  wenn  er  ihn 
als  gefährlich  und  für  die  Sicherheit  der  Tiere  nicht  genügend  befunden 
hätte.  Zudem  seien  die  Stall  wagen  dieser  Art,  deren  Einrichtung  den 
Erfahrungen  und  BedürftiiiBen  der  BefQrderoDg  angepasat  warde,  seit 
vielen  Jahren  im  Gebrauch  und  haben  sonst  nie  IH  Klagen  Aolass  ge- 
geben.   

Nr.  166.  Entseb.  des  (^tcrr.  Oheraten  C^erlehtshofcs. 

Vom  25.  Juli  1905. 

Allir  Tiir  -An/  WIV  ,190,%   Nr  .',1  S  l>r.t;  i 

Die  Eisenbahn  hat,  wofern  ihr  die  Wahl  des  Weges  obliegt,  auch  auf  die  bezüglich 
einzelner  Wege  bestehenden  Tarifnachläsee  (Refaktien)  Bedacht  zu  nehmen;  wenn 
eil  Unrt  NgBatliittr  TraMpMiweg  besteht,  ee  kaee  ile  Lelteii  dee  fiotet  Iber 
einen  anderen  Transportweg  grobes  Verschulden  begründen.  Ein  befiglMl  ier 
Inttradieryni  der  Seatfingen  bestehendes  Uebereinkommen  der  EieeabahiiverwaltasiM 

berQhrt  den  Absender  des  Gutes  nicht. 

Die  Rechtsansicht  des  Berufungsgerichtes  wird  von  dem  beklagten 
Aerar  nach  if  .503  Z.  4  ZPO.  angefochten,  aber  mit  IJnieclit.  Allei  dings 
ist  die  Khme  weder  eine  Bereichernngs-  noch  eine  Entschädigungsklagf, 
sondern  lediglieli  eine  Kuntraktsklage  auf  l-^inhaltung  der  publizierten 
Refaktie;  die  Bestimmungen  über  die  Kelaktie  .'«ind  eben  durch  ihre 
F*ublizierung  zu  einer  Vertragsbestimmung  geworden;  allein  dies  ergibt 
um  so  deutlicher  die  Berechtigung  dos  Klagsausin  uches.  Nach  §  51  des 
Eisenbahnbetriebsreglements  war  die  Bahn  verpflichtet,  in  Ermangelung 
der  Angabe  das  einsnbaltenden  Transportweges  dnfeh  den  Absender  den 
f&r  diesen  swecknässigsten,  also  den  billigsten  Weg  zu  wfthlen.  Wurde 
eine  Wahl  dabin  getroffen,  dass  infolge  des  Refaktieverlnstes  eine 
höhere  Tarifsumme  sich  ergibt,  so  liegt  bierin  ein  offenbares  grobes 
Verschulden  zunächst  des  Beamten  der  Bahn,  welches  aber  diese  zu 
yertreten  hat,  da  sie  für  das  Verschulden  ihrer  Angestellten  haftet 
Das  Verschulden  wird  auch  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass  zwischen 
der  im  Betriebe  der  k.  k.  Staatsbahnen  stehenden  Landesbabn  nnd  den 
k.  k.  Staatsbahnen  ein  Instradiernngsvertrag  besteht,  demzufolge  im 
Momente  des  gegenständlichen  Transportes  die  Frachten  über  die  Linie 
der  ersten  Landesbahn  zu  leiten  waren,  weil  diese  interne  Abmachung 
den  Versender  des  Gutes  nicht  berühren  kann. 
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Nr.  167.  Eiitscli.  dos  Haii(1ols&:orieht8  Lyon. 

Vom  27.  Juli  1905. 

(ZeiMchr.  f.  d.  Internat.  £ls«nb.-Transp.  XIV  1 1906)  St.  i  S.  69.  —  Bulletin  des  tranaports  vom 

1.  DeMMbwr  im  &  1S7.) 

iMlM-Mt  Ifebarehik.  Art  26  ■.  4L  FefelMtung  einer  Seaduf  alt  flrti«  Fiferlittlikeli 

—  Aktivtegitimation. 

1.  Die  Aktivlegitiniation  der  Kläfrer  ist  mit  Unrecht  bestritten. 
Der  £mpfäDger  der  Sendung  war  der  Repräsentant  oder  der  Mandalar 
des  Hauses  Garcin  &  Cie.,  welches  also  Absender  und  Empfänger  zu- 
gleich war  und  immer  Eigentümer  des  in  Frage  .stehenden  Kollos  and 
im  Verfügiingsrecht  über  dasselbe  geblieben  und  aucli  jetzt  nocb  im 
Besitze  des  Frachtbriefduplikats  ist. 

2.  Auch  die  Entschädigungsfoi-derung  im  Betrage  von  1500  Fr.  ist 
gerechtfertigt.  Der  Irrtum  der  Eisenbahn  bezüglich  des  Bestiimnungs- 
ortes,  welcher  Irrtum  den  Frachtführer  während  mehrerer  Tage  in  die 
TTnniöglichkeit  versetzt  hat,  die  Reklamationen  des  Absenders  zu  beant- 
worten, muss  als  ein  schweres  und  unentschuldbares  Verschulden  be- 
trachtet werden  und  rechtfertigt  die  Anwendung  des  Art.  41.  Die 
Kläger  haben  nachgewiesen,  dass  ihr  Reiseuder  mit  dem  Abwarten  des 
Kollo  in  Neapel  mehrere  Tage  verloren  hat  und  dass  er  deshalb  einen 
Teil  der  St&dte  nicht  bat  besaehen  kOnnen,  welche  zu  flehen  er  sich 
auf  dieser  Beise  vorgenommen  hatte.  Daraus  ist  dem  Hanse  Garcin 
&  Cie.  ein  unbesti'eitbarer  Nachteil  sowohl  ans  dem  Gesichtspunkte  ent- 
gangener Geschäfte  als  auch  wegen  mdglichen  Verlustes  der  Klientel 
infolge  des  unterlassenen  Besuchs  des  Beisenden  erwachsen. 


Xr.  168.   Entseli.  des  Oesterr.  Verwaltuiigsgerichtiihofes. 

Vom  ö.  September  1905. 

(AUg.  TuTvAbb.  XXV  (1908)  Nr. «  &  lia) 

Ist  4Us  ZellgeMbr  ehae  VertdiaMM  dM  Autttellers  dar  Wareatrklirung,  betiebeii|t- 
welta  des  Frachtführers  zu  niedrig  bemessen  worden,  so  erfischt  deren  Haftung  für 
den  Mehrbetrag  der  Zollgebühr,  wenn  im  Zeitpunkte  der  Anforderung  des  Mehrbetrages 
das  Gut  bereits  von  dem  in  der  Warenerlcläruiig ,  beziehungsweise  im  Frachtbriefe 

kssamtM  Eaiiinaier  Ifewnaiiiaies  M. 

Der  Aussteller  einer  richtigen  Erklärung  kann  vom  Zeit- 
punkte der  Uebernahme  der  Ware  durch  den  in  der  Zoll- 
deklaration genannten  Empf&nger  Uberhaupt  zu  keiner  Zoll- 
zahlnng,  also  insbesondere  auch  nicht  zur  Zalilung  eines  Nachtrags- 
zolles im  Sinne  des  §  819  der  Zoll-  und  Staatsmonopolordnung  vor- 
halton  werden,  denn  derüebergang  der  Haftung  des  Ausstellers  der 
Erklärung  auf  den  Empfänger  bewirkt,  dass  der  Aussteller  als  solcher 
von  jeder  Haftung  frei  wird,  und  dass  diese  Haftung  in  dem  im  §  71 
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der  Zoll-  U!i«l  StHalsmoll^|M)ll.^<lmul^  au>i:r di iii  kifu  I7nifan!rt'  vnu  nun 
au  ausschliesslich  nur  den  Empfänger  der  Ware  trifft.  Dies  gelit  ins- 
besondere aus  dem  jj  201  lit.  a  der  Zoll-  und  Staatsmonopolordnung 
hervor,  wonach  zur  Entri»  liluiigj  der  Zollgebülir  derjenijje  vorj)flirhtet 
ist.  dem  die  Haftung  für  die  Erklärung  obliegt,  so  dass  al.so  vuu  dem 
Augenblicke  au,  als  die  Haftung  des  Ausstellers  f&r  die  Erklärung 
aufhört,  auch  die  Verbindlichkeit  zur  Entrichtnog  der  ZoUgebQhr  oder 
eines  Teiles  derselben  nicht  mehr  den  Aussteller  treiTen  kann.  Dies 
ergibt  sich  aber  auch  aus  der  Bestimmung  des  §  905  des  Strafgesetzes 
Uber  GefftllsübertretnngeB,  wonach  der  Empfilnger  der  Ware,  auf  den 
bei  Einfuhrsgtttem  die  Haftung  fBr  die  Erklärung  überging,  in  dem- 
selben Masse  haftet,  in  welchem  der  Aussteller  der  Erklärung  zu  haften 
hätte,  wenn  die  Haftung  nicht  auf  den  Empfänger  der  Ware  äber- 
gegangen  wäi^e.  Aus  dieser  Gesetzesstelle  ist  klar  ersichtlich,  dass 
nach  der  Absicht  des  Gesetzes  der  Uebergang  der  Haftung  für  die 
Warenerklärung  auf  deu  Empfänger  der  Ware  mit  dem  Erloschen  der 
Haftung  des  Ausstellers  im  notwendigen  Zusammeuhangre  steht.  Indem 
also  im  vorliegenden  Falle  die  Fiuanzverwaltung  die  von  der  beschwerde- 
führenden Partei  vorgebrachte  Angabe,  nach  welcher  die  Ware  von 
dem  in  der  Warenerkliirnng  genannten  Empfänger  bereits  übernommen 
worden  ist,  bei  der  Anforderung  des  Nacht ragsztdles  als  irrelevant  be- 
handelte, setzte  sie  sich  in  Widerspruch  zu  den  gesetzlichen  Bestimmungen. 
In  ihrer  P^igeuscliaft  als  Ausslelleriii  der  Warenerklärung  konnte  also 
unter  der  Voraussetzung  <ler  Hichtiükeit  dei-  Parteiangaben  in  betreff 
der  Uebernalime  der  Ware  (iiucli  den  in  der  Erkläiung  genannten 
Empfänger  die  besclnverdefiilii  ende  llaliiiiie.sellschaft  nicht  mehr  zur 
Zahlung  des  Nachtragszolles  verhalten  werden. 

Nr.  WJ,   Eutseli.  des  Oestorr.  Verwaltuuj^sgcrichtshofes. 

Vom  6.  September  11)05. 

(Oesterr.  ElBeub.-Verordu.  Bl.  XVIU  (IWj,  Nr.  iSä  S.  mS.) 

ElM  Eateignuno  ist  alt  vtllieft*  uxittliMi,  wmi  üt  ElteofcaliMatersahMMii  I«  Ua 
BmKx  ier  Griadttlekt,  dtrst  AMrttati  ist  Eiit«i|MMMrkwitato  nm  QegeisUiie 
hatte,  9tlti|t  Ist  snd  auf  diesen  Grundstücken  sich  der  Bai  ■■d  Betrieb  tfer  Babi 

unangefochten  vollzogen  hat. 
Die  Aufhebung  des  Enteignunoserkenntnisses  kann  nicht  mehr  begehrt  werden ,  wtM 
{■■erkalb  eine«  labret  ■■ob  im  Eintritte  tfer  Reobtekraft  tfes  EnteignungserfceRatRieeet 
aaob  air  eieee  der  Im  §  37  des  ERtelgattngsgesetze«  bezeiobaetea  Ereignitae  (Vell* 
zug  der  Entelgaiaf  «der  Featetellang  der  Entschädigung)  eingetreten  iat. 

Der  Sinn  der  angeführten  Gesetzesstelle  ist,  wie  der  Gebi-auch  des 
Wortes  ^solange**  schlieasen  lässt,  der,  dass  dem  Rechte,  die  Aufhebung 
eines  Enteignungserkenntnisses  zu  begehren,  zeitliche  Schranken  gesetzt 
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sein  sollen.  Nnr  solange  die  Enteignuiiü'  nicht  vollzogen  oder  die  Fest- 
stellnng:  der  Entscliädigung  nicht  erfolj^i  ist,  soll  die  Eisenbahnunter- 
nelimnng  oder  der  Riitciu^ncte  binnen  JahiestVist.  bzw.  nach  Ablauf 
dersell)en  zu  dem  Begehren  berechtigt  sein.  Wenn  eines  der  beiden 
Ereignisse  eingetreten  ist,  soll  ihm  dieses  Recht  nicht  mehr  zustehen. 
Nicht  zwei  Bedingungen  wollte  das  Gesetz  aufstellen,  von  denen  nur 
die  eine  oder  die  andere  ertülll  zu  sein  braucht,  sondern  es  trifft  eine 
Zeitbestimmung,  bei  welcher  sich  das  Ende  des  Zeitraumes  nach  dem 
Eintritte  des  einen  Ereignisses  oder  des  anderen  zu  richten  hat. 

Aus  dieser  Erörterung  ergibt  sich,  dass  Beschwerdefflhrerin  allein 
deshalb,  weil  die  Feststellung  der  Entschädigung  nicht  erfolgt  ist,  noch 
nicht  berechtigt  ist,  die  Anfhebnng  des  Enteignangserkenntnissee  zn 
begehren,  diese  ihre  Berechtigung  vielmehr  anch  an  die  weitere  Voraas- 
setzQDg  geknttpft  ist,  dass  die  Enteignung  nicht  yoUzogen  ist 

Die  Beschwerde  ?enneint  nnn  allerdings,  dass  die  Enteignung  als 
nicht  vollzogen  gelten  müsse;  doch  mit  Unrecht.  Die  Enteignung  mosa 
dann  als  vollzogen  gelten,  wenn  der  Zweck,  der  mit  der  Enteignung 
erreicht  werden  soll,  erfUllt  ist.  Wenn,  wie  dies  Torliegend  geschehen, 
die  Eisenbahn  Unternehmung  in  den  Besitz  der  Grundstöcke,  deren  Ab- 
tretung das  Enteignung.serkenntnis  zum  Gegenstande  hatte,  gelangt  ist 
und  auf  diesen  Grundstücken  unangefochten  der  Bau  und  Betrieb  der 
Bahn  sich  vollzogen  hat,  so  ist  eben  dasjenige  geschehen,  was  durch 
die  Enteignung  bewirkt  werden  sollte.  Es  kann  demnach  nicht  daran 
gezweifelt  werden,  dass  die  Enteignung  tatsächlich  vollzogen  worden 
ist.  Die  Meinun«;-  der  BeschwerdefTihreriii,  ij  37  des  zitierten  Gesetzes 
habe  nur  den  zwang.sweisen  Vollzug  der  Enteignung  in  Gemässheit  der 
Bestimmung  des  §  3.')  des  Gesetzes  im  Auge,  nur  eine  zwangsweise 
vollzogene  Enteignung  kuune  als  rine  im  Sinne  des  §  H7  vollzogene 
gelten,  ist  unrichtig.  I)ui-ch  die  Bestimmung  des  ^  37  sollen  bereits 
vollzogene  Enteignungen  vor  nachtraglicher  Anfechtung  durch  Auf- 
hebung des  Enteignungserkenntnisses  dadurch  geschützt  werden,  dass 
das  Begehren  um  Aufhebung  an  gewisse  zeitliche  Grenzen  geknüpft 
ist;  es  llisst  sich  nun  schlechterdings  kein  Qrnud  dafür  auffinden,  wes- 
halb dieser  Schutz  einer  Enteiguung,  die  sich  im  Einverstftndnisse  der 
Beteiligten  vollzog,  nicht  ebenso  zustatten  kommen  sollte,  als  einer 
solchen,  zu  deren  Vollzug  Zwangsmassregeln  in  Anwendung  gebracht 
werden  mussten. 

Dass  §  37  nicht  bloss  den  zwangsweisen  Vollzug  der  Enteignung 
im  Auge  hat,  ergibt  sich  auch  aus  der  Bestimmung  des  §  85,  naeh 
welcher  der  zwangsweise  Vollzug  den  Nachweis  zur  Voraussetzung  hat, 
dass  die  Eisenbahnuntemehmung  den  ihr  hinsichtlich  der  Leistung 
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oder  der  Sicherstelluug  der  Eutschädiguug  obliegendeu  Vcrbiadliclikeiten 
uachgekoinnien  ist. 

Da  nun  §  37  als  Bedingung  der  Aufliebung  des  Eiiteigmings- 
erkeiintnisses  auch  den  Umstand  aufstellt,  dass  die  Feststellung  der 
Entschädigung  nicht  erfolgt  ist,  ohne  welche  nach  dem  Vorgesagteu 
der  zwangsweise  Vollzog  der  EnteigDung  nicht  erfolgen  kann,  wftre  es 
ftberflßssig  gewesen,  neben  der  Feststellung  der  Entschädigung  aach 
den  NichtTOllzog  der  Enteignung  als  Bedingung  der  Anfhebung  aaf- 
zQstellen. 


Nr.  170.  Enteeh.  des  Deiitseheii  Relehsgeriehts. 
6.  Zivilsenat.  Vom  21.  September  1905. 

M  i.  3.  3«  NafIpfleiiliMeti.  Die  UstertaNtNreelitlitM  (EbefhMi  ete.)  hebM  bei 
Lebzeiten  des  Verletzten  keinen  Anspinich  den  EtienbebMiitonielMier.  Der  Verletzte 
ift  daher  nicht  bereehtigt»  nnf  eine  nach  seinem  Ted«  der  EhefTai  ii  oewihrende 

Rente  zu  Idagen. 

„Die  Entsrliädigung,  die  der  Kläger  fordern  kann,  bestimmt  sicli 
nach  §  3a  HattiitlG.,  das  den  Angehörigen  des  Verletzten  —  abweichend 
von  dem  im  §  3  geregelten  Falle  der  Tütung  —  einen  Anspruch  auf 
Entschädigung  nicht  gibt.  Ob  die  Angehörigen  nach  §  3  einen  Ersatz- 
ansprucli  hal)tu,  wenn  infolge  der  Nachwirkungen  der  Verletzung  ihr 
zunächst  nur  körperlich  verletzter  Ernährer  verfrüht  stirbt,  braucht 
hier  nicht  erOrtert  xa  werden,  denn  der  Klftger  ist  ja  noch  am  Leben, 
und  es  ist  nichts  darftber  behauptet,  dass  infolge  seines  Unfalls  seine 
Angehörigen  früher  den  von  ihm  gew&hrten  Unterhalt  verlieren  werden, 
als  anderenfalls  geschehen  sein  würde.  Auch  hat  die  Frau  einen  ihr 
zustehenden  Anspruch  in  diesem  Prozesse  gar  nicht  geltend  gemacht. 
Der  Anspruch  des  Klftgers,  ihm  eine  Entschädigung  durch  Zahlung 
einer  Beute  an  seine  etwaige  Witwe  zu  gewähren,  war  daher  ganz 
abzuweisen*. 


Nr.  171.  Entsch.  des  Deutschen  Relchsurcrlchts. 
6.Zivil8enat.    Vom  21.  September  1905. 

(Das  Recht  IX  tl9ü5  Sr  22  S.  G18  i 

BGB.  §  83i.  Stationsvorsteher  und  -Aufseher  sind  nicht  Organe  und  Vertreter  30 
BGB.),  sondern  Anieetellte  der  Eisenbahn  (§  831  BGB.).  Eine  useeraewShnliche,  die 
Ibikiho  8or|f«lt  in  Verkehre  Mencbreltesde  UcberwaohHi  dieter  Angetteiltea  ist 
nnr  bei  frelfbarea  Verduht«  beitlMHter  Dlenetwidrifkeiten  «rfSrderliob. 

SchadensersatzansprOche  ausserhalb  des  HaftpflO.  wurden  erhoben 

gegen  den  Eisenbahnfiskus,  weil  derselbe  seiner  Eontrollpflicht  nicht 
genügt  hätte  und  deshalb  für  die  Unfallsfolgon  schadensersatzpflichtig 
sei.   Ein  Eisenbabnzug  war  nämlich  auf  ein  falsches  Geleise  geraten 


Digitized  by  Google 


Eatwb.  des  Deatsehen  Beidngwiflhts  Tom  81.  Sepiember  1906. 


276 


und  hier  mit  einem  anderen  Zn^e  zusammengestossen ,  weil  der  Fahr- 
strassenhebel  durch  den  Hilts.station.saiifselier  falscli  g^estellt  worden 
war.  Nach  bestellender  Vorschrift  liätte  der  Stationsvorstand  den 
Hebel  selbst  bedienen  mlissen,  hatte  aber  diese  Bedienung  schon  seit 
längerer  Zeit  vorschriftswidrig  dem  Aufseher  übertragen.  Stations- 
vorsteher und  StatioDsaufseher  sind  nicht  Orgaue,  sondern  Angestellte 
im  Sinne  des  §  831  BGB.  Das  Bernfungsgericht  nimmt  mit  Recht  an^ 
dass  die  Verfiflicbtnng  des  beklagten  Eisenbahnflskns  sich  nicht  anf  die 
Wahrung  der  erforderlichen  Sorgfalt  bei  der  Auswahl  der  Angestellten 
beschrftnke,  ihm  vielmehr  auch  eine  ständige  Eontrolle  obliege  und  dass 
die  dem  Unteniehmer  eines  öffentlichen  Verkehrsmittels  obliegende  Ver- 
pflichtung, fikr  die  Sicherheit  des  Publikums  alle  erforderliche  Vorsorge 
zu  treffen,  um  Reisende  und  Gut  vor  Schaden  zu  bewahren,  sich  nicht 
anf  die  Elriassung  der  technisch  notwendigen  Anordnungen  beschränken 
dürfe,  sondern  sich  anf  geeignete  Vorkehrongen  zur  Sicherung  ihrer 
Durchführung  erstrecken  müsse.  Gegenfiber  Beamten,  die  zu  Bean- 
standungen Anlass  gegeben  haben,  sowie  eingerissenen  IGssbrftuchen 
gegenüber  ist  eine  besonders  strenge  üeberwacliung  geboten.  Das  OLG. 
verkennt  selbst  nicht  die  für  die  Aafsichtsbehörde  gegebene  Schwierig- 
keit, der  Ordnung-swidrigkeit  auf  die  Spur  zu  kommen,  welche  darin 
bestand,  dass  der  Stationsvorstand,  entgegren  den  bestehenden  Vor- 
schriften, das  Perronstellwerk  nicht  selbst  bediente,  sondern  diese  Be- 
dienung- dem  Hilfsstationsaufseher  rep-elmässig  überwies.  Es  ist  aber 
der  Meinung',  dass  eine  erfolgreiche  l'eberwaclinnp'  etwa  durch  unvorher- 
gesehenen Besucli  der  Station  durch  einen  als  solchen  nicht  besonders 
zu  erkennenden  Beamten  der  Aufsichtsbeliorde  nu)g:licli  gewesen  wäre, 
und  dass  selbst  bei  gewöhnlicher  Kontrolle  bei  eingehender  Befiaguug 
des  Personals  durch  den  visitierenden  Beamten  die  andauernde  vor- 
schriftswidrige Geschäftsbehandlung  nicht  hätte  uneutdeckt  bleiben 
können  uud  so  der  Unfall  verhütet  worden  wäre.  Wie  die  Entscheiduugs- 
gründe  des  erstinstanziellen  Urteils  ausfihren,  steht  aber  die  Hehrzahl 
der  dem  Stationsvorstande  zur  Last  liegenden  dienstlichen  Verfehlungen 
in  keinem  Znsammenhang  mit  den  hier  in  Betracht  kommenden  Ver- 
pflichtungen des  diensttuenden  Stationsbeamten,  üm  die  Abordnung 
eines  in  der  Rolle  eines  Detektivs  auftretenden  Aufsichtsbeamten  ver- 
anlasst zu  erachten,  hätte  ein  greifbarer  Verdacht  einer  bestimmten 
Verfehlung  vorliegen  mOssen.  Ob  die  Befragung  des  yon  der  be- 
stehenden Vorschrift  unterrichteten  Personals  fiber  die  Bedienung  des 
Stellwerks  zu  der  Aufdeckung  der  bestehenden  Ordnungswidrigkeit  ge- 
fOhrt  hätte,  mnss  sehr  bezweifelt  werden,  da  die  Befragten  wohl  meist 
ein  Interesse  gehabt  hätten,  die  Ordnnngswidrigkeit  nicht  zu  bekennen. 
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Zu  der  Austurschiiug  des  iiuiergeordiieten  Personals  darüber,  ob  der 
StationsYurstaiid  den  Fahrstrassenhebel  ständig  selbst  bediene,  war 
ebenfalls  er^t  im  Falle  des  Verdachts  ordnungswidriger  Bedienung  des 
Stellwerks  Verftolassaug  gegeben.  Die  Anforderungen,  die  du  fie- 
rnfangegericht  an  die  AnsObung  der  Kontrollpllicht  gestellt  hat,  sind 
daher  nach  Lage  der  Sache  als  zu  hoch  gespannt  erachtet  worden. 


Nr.  17S.  Entseli.  der  KVnigl.  Ungar.  Tafel  in  Bndtpest 

Vom  28.  September  1905*). 

Ungar.  HandG.  398,  402.  EisenbBrtflltll.  98  9,  75.  Ein  Eisenbahnstrike  charakteri- 
siert sich  dann  als  höhere  Gewalt,  wenn  er  -  wie  ein  Naturereignis,  Krieg  oder  Auf- 
ruhr —  mit  dem  grSsatmöglichsten  Mass  von  Sorgfalt,  Kraftanstrengung  und  Kosten- 
••fwaid  meh  r«ttM«ll«r  Verfcehrsanachauung  unter  den  gegebenen  Unetinden  weder 
abfawMdnt,  loch  la  mIms  Falgtn  varaleiM  werden  kaaa. 

Oegenflber  der  kUgerischen  Forderang  wendet  die  Eisenbahn  ein, 
dass  ihre  Angestellten  die  Dienstleistang  verweigerten,  and  dass  der 
Verkehr  aas  diesem  Graade  aaf  s&mtlichen  Linien  plötzlich  eingestellt 
warde.  Das  Borafangsgericht  —  sich  auf  die  §§  9  and  76  des  Eisenb.- 
BetrRegl.  berofend  —  hat  diesem  Ereignisse  mit  der  Begrttndang  die 
rechtlichen  Wirkungen  abgesprochen,  dass  die  Tätigkeit  der  Eisenbahn- 
verwaltungen sich  aasschliesslich  in  den  Handlungen  ihrer  Angestellten 
manifestiert,  und  dass  ans  diesem  Grunde  die  Eisenbahnverwaltnng  für 
ihre  Leute  anbediogt  verantwortlich  ist,  so  dass  eine  Handlung  oder 
Unterlassung  dieser  überhaupt  nicht  unter  dem  Begriti'  der  höheren  Ge- 
walt subsumiert  werden  kann.  Mit  Recht  behauptet  die  beklagte 
Eisenbahnverwaltung,  dass  diese  Kiitsclifidnng  auf  eine  uniichtige  Be- 
urteilung der  §§  9  und  7ö  BK.  ziirik  kzutiilirt'n  sei. 

Die  angerufenen  ij§  stininieii  weseiitlicii  mit  den  Jji;  HUH  und  402  des 
HiiB  i'iberein;  die  Vfi  antwortliehkeit .  welche  diese  §§  feststellen, 
tritft  nicht  nur  die  Eisenbahn,  sonilern  aucli  jeden  anderen  Fracht füluer. 
Der  Unterschied  ist  nur  der,  dass  die  Bestimmungen  des  BR.  unbedingt 
bindend  sind,  wahrend  die  anderen  Kraciitführer  mit  ihren  .Aufgebern 
auch  andere,  von  den  l>estiininiujgen  des  Gesetzes  abweichende,  Ver- 
einbarungen treffen  können.  Mangels  einer  solchen  Vereinbarung 
haftet  auch  der  andere  Frachtführer  für  die  Leute,  welche  er  bei  der 
Aasffthrung  des  Transportes  verwendet,  in  demselben  Hasse,  wie  die 
Eiseubahnverwaltang,  aod  mit  Ausnahme  der  in  dem  §  S98  HO.  ange* 
führten  F&lle  haftet  er  für  jeden  Schaden,  welcher  von  der  Auflieferung 
bis  zur  Ausfolgang  in  der  Ware  entsteht.   Die  strenge  Haftung  des 

')  S.  Eiitsci).  ile»  Appellsenats  dos  Ilauilols-  und  Wecfanelgeriebta  in  Budapest  tob 
14.  JTebruar  1905  in  dies.  Zeitschr.  B>1.  XXI  S.  Si»3,  294. 
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Fraclilführeis  —  wie  es  das  Bernfung.sgeiiclit  richtig  ausfriliit  —  liat 
iu  der  Natur  des  Frachtvertrages  iiiren  Grund,  demgeniäss  die  Ware 
in  den  Besitz,  in  die  Verwahrung  und  unter  die  Disposition  des  Fraclit- 
führers  gelangt.  Aus  diesem  Grunde  haftet  dt'r  Frachtführer  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  den  Scliaden  seine  eigenen  Leute  verursacht 
haben,  ob  er  durch  dritte  Personen,  mit  welchen  er  in  keinem  Ver- 
hftltnisse  steht,  entstanden  ist,  ob  er  durch  einen  Zufall,  welcher  nicht 
anter  den  Begritf  der  höheren  Gewalt  f&llt,  herbeigeführt  wurde.  Die 
Bestimmungen  des  §  9  BB.  und  des  §  402  HO.  entspringen  aber  nicht 
Principii  recepti,  sondern  aus  Bflcksichten,  welche  Qber  den  Kreis  des 
Frachtgeschäftes  hinausgehend  einen  viel  allgemeineren  rechtlichen 
Charakter  besitzen. 

Der  Frachtvertrag  —  also  auch  der  Eisenbahnfrachtvertrag  — 
ist  eine  Art  der  Werkverträge  (Locatio  conductio  operis).  Die 
Leistung,  zu  der  sich  der  Frachtführer  und  auch  die  Eisenbahn  ver- 
pflichtet, besteht  in  der  Bewerkstellignng  der  Ortsveränderung.  Weder 
das  Gesetz  verbietet,  nocli  die  Natur  der  Sache  scliliesst  es  aus,  dass 
eine  Einzelflrma  oder  ein  einzelner  Mensch  den  Eisenbahnbetrieb  aus- 
übe, und  dass  er  an  der  Durchführung  der  einzelnen  Frachtgeschäfte 
unmittelbar  aktiven  Anteil  nehme.  Hingegen  ist  es  nicht  ein  besonderes 
Merkmal  de.s  Eisenbahnfrachtgeschäftes,  sondern  es  kommt  bei  jedem 
umfangreicheren  Arbeitsunternehmen  notwendigerweise  und  ausnahmslos 
vor,  dass  die  zur  Vertretunir  berufenen  Organe,  die  im  Namen  des 
Geschäftsinhabers,  der  eine  juristist  hu  IV'ison  ist,  verfügen,  die  zur 
Ausführung  der  übernommenen  Arbeit  notwendige  physische  Arbeit 
nicht  persönlich  verrichten,  sondern  die  Arbeit  anderer  in  Anspruch 
nehmen.  Da  aber  der  Unternehmer  dem  Besteller  gegenüber  sich  auf 
die  vertragsmässige  Leistung  veipflichtet.  kann  der  Umstand,  dass  er 
auch  die  Arbeitskraft  anderer  d.  i.  seiner  Angestellten  verwendet,  seine 
Haftung  nicht  miudeni  und  dahin  führen,  dass  die  schädlichen  Folgen 
des  scbnldhaften  Verfabiens  der  Angestellten  auf  den  Besteller  über- 
wälzt werden,  da  ja  dieser  mit  den  —  seitens  der  Unternehmer  bei  der 
Ausführung  der  Arbeit  verwendeten  —  Kräften  in  keinem  Vertrags- 
verhältnisse steht.  Aus  der  Natur  des  Werkvertrages  fliesst  daher  das 
Prinzip,  dass  der  Unternehmer  für  seine  Angestellten  überhaupt  und 
nicht  nur  für  den  Fall  haftet,  wenn  er  mit  der  Ausführung  der  Arbeit 
ungeeignete  Arbeiter  betraut.  Diese  allgemeine  privatrechtliche  Regel 
hat  das  HGB.,  und  auch  das  bereits  ältere  BetrBegl.  auf 
die  Frachtverträge  angewendet.  Das  BetrRegl.  ist  vom  Jahre  1874, 
das  HGB.  vom  Jahre  1876;  und  die  Aufnahme  dieser  Regel  in  diese 
war  aus  dem  Grunde  notwendig,  weil  auf  dem  Geltungsgebiete  des 


Digiiized  by  Google 


278     Eutscb.  der  KOaicl.  rngar.  Tafel  iu  Bud«|»«ii  vom  28.  September  1906. 

HG.  iiiid  BK.  ii'hIi  Rechtssysteme  bestanden  nnd  bestehen,  welche,  wie 
z.  B.  §  1161  des  östei  r.  allg.  bürg.  Gesetzluiches,  die  Haftung  des  Unter- 
nehmers in  niaiu  lien  Füllen  nur  auf  culpa  in  eligcndo  beschränken. 

Die  Frage  jedoch,  ob  die  massenhafte  Arbeiteinstellung  eine  höhere 
Gewalt  bildet,  löst  weder  das  HO.  noch  das  BR.  Die  entgegengesetzte 
AnffaisaQg  kann  weder  mit  dem  geschichtlichen  Gange  der  Rechts- 
entwickelnng,  noch  mit  dem  Wortlante  des  HGB.8  nnd  BetrRegl.s  in 
Einklang  gebracht  werden.  Das  BGB.  nnd  BetrRegl.  hat  nAmlich  die 
Haftung  des  Frachtführers  schon  zn  einer  Zeit  bestimmt,  da  Strikes 
ttberhanpt  nicht  oder  nur  sehr  selten  vorkamen  nnd  noch  keineswegs 
eine  solche  wirtschaftliche  Bedentnng  hatten,  dass  sie  zur  gesetz« 
geberischen  Regelnng  Qmnd  nnd  Anlass  bfttten  geben  können.  Ebenso 
verdient  es  ans  Rdcksichten  der  geschichtlichen  Antezedenzien  bemerkt 
zn  werden,  dass  diese  Regel  durch  das  Berner  Uebereinkommen  in  das 
internationale  Eisenbahnfrachtrecht  auffrt^iioninien  wurde,  ohne  dass 
im  Ijaufe  der  aasfilhrlicben  Verbaudlungf  u,  die  der  Schaffung  dieses 
Uebereinkommens  vorangegangen  sind,  der  Strike  anch  nnr  erwähnt 
worden  wäre. 

Was  nun  den  Wortlaut  der  §§  402  HG.  und  9  BR.  betrim,  kann 
die  Bestimmung,  dass  die  Eisenbahn  für  jene,  welche  sie  bei  der  Aus- 
führung des  Transportes  verwendet,  haftbar  ist,  nicht  angewendet 
werden  in  dem  Falle,  als  die  Verwaltung  keinen  findet,  den  sie  bei  der 
Ausführung  der  Frachtverträge  anstellen  könnte.  Demgeniäss  hindert 
die  Bestimmung  des  i;  9  BH.  die  Eisenbahn  nicht,  dass.  falls  und  so- 
fern der  Strike  den  Charakter  der  höheren  (lewalt  besitzt,  sie  sich 
darauf  berufen  könne,  da^.-^  sie  von  der  Haftpflicht  infolge  des  Strikes 
auf  Grund  des  §  75  BR.  befreit  ist.  Unter  dem  Begrifl'e  der  höheren 
Gewalt,  welchen  die  (besetze  nicht  näher  bestimmen,  ist  ein  schaden- 
bringendes Ereignis  zu  verstehen,  dessen  Folgen  entweder  überhaupt 
unabwendbar  sind  oder  zn  deren  YerhAtung  selbst  das  grösstniöglichste 
Mass  von  Sorgfalt,  Kraftanstrengung  und  Kostenaufwand,  das  im  ge- 
gebenen Falle  nach  der  Öffentlichen  Auffassung  angemessen  ist,  nicht 
ausreicht. 

Der  Strike  der  Angestellten  eines  Arbeitgebers  kann  nicht  immer 
als  höhere  Gewalt  in  diesem  Sinne  betrachtet  werden.  —  Hat  aber 
der  Strike  einen  solchen  Umfang  und  Charakter  angenommen,  dass  er 
auf  einem  bestimmten  Gebiete,  oder  in  einem  Arbeitzweige  für  eine 
gewisse  Zeit  entweder  Uberhaupt  oder  nach  den  besonderen  Verbältnissen 
des  Falles  es  nnmOglich  macht,  Arbeitskräfte  zu  beschaffen,  d.  i.  wenn 
der  Arbeitgeber  den  Strike  unter  den  Unistiinden  des  gegebenen  Falles 
nicht  niederringen  kann,  dann  verbindert  der  Strike  ihn  an  der  Aus- 
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fülijuiig  der  übernoramenen  Verpflichtungen  ebenso,  wie  ein  Natur- 
ereignis, Krieg  oder  Aufruhr;  in  diesem  Falle  besitzt  der  Strike  den 
Cliarakter  einer  höheren  Gewalt  und  befreit  den  Arbeitgeber  von  der 
Haftiillicht.  Selbstverständlich  kann  der  Arbeitgeber  von  der  Haftpflicht 
nicht  befreit  werden,  wenn  der  Strike  durch  dessen  Verschulden  zum 
Ausbruclie  kam.  Der  unbezwingbare  Strike  der  Angestellten  aber, 
welcher  nicht  aus  einem  Verschulden  des  Arbeitgebers  entstand,  muss 
bezüglich  der  Verantwortlichkeit  des  Unteruehmers  als  höhere  Gewalt 
betrachtet  werden,  und  ist  diese  Kegel  aaf  den  EisenbahnfiraehtTerkehr 
ebenso  amznweiideii,  wie  aüf  den  allgemeinen  privatrecbtlichen  oder 
Handelsverkehr. 

Der  Revision  mQsste  ans  diesen  Grftnden  Folge  gegeben  werden. 
Nachdem  aber  das  Berafnngsgericht  in  eine  Prüfung  jener  Momente, 
welche  nach  den  angeftthrten  massgebend  sind,  ob  der  Strike  in  concreto 
als  höhere  Gewalt  betrachtet  werde  oder  nicht,  sich  nicht  eingelassen 
hat,  mnsste  die  Angelegenheit  znr  neuerlichen  Verhandlung  an  das 
Berufungsgericht  zurttckyerwiesen  werden. 


Kr.  173.   Entsch.  des  Doiitsehoii  Relelisserlehts. 
6.  Zivilsenat.    Vom  2.  Oktober  1905. 

Dm  Reoh»  Jabrg.  IX  (1906)  Nr.  tl  8. 807.  —  JW.  1905  Nr.  W  8.  «M.  -  ZeltMbr.  £  Beditspll.  in  Bayern  I 

Nr.  84  8.BM.) 

AaslafHI  ^  Art.  2  Abs.  2  des  UnfFOrsGes.  vom  18.  Juni  1901  is  Verb.  MM  90  44ff. 

der  bayerischen  Verordn.  vom  26.  Juni  1894. 

Der  Lokojnotivfiihrer  W.  erlitt  im  März  1902  auf  einer  Dienst- 
fahrt einen  Helriebsunfall,  der  seine  dauernde  Pensionierung  zur  Folge 
hatte.  Dif  Pensionshöhe  wurde  nach  §§  44  ft'.  der  V().  vom  26.  Juni 
1894  bemessen  und  blieb  sonaeh  hinter  den  Anforderungen  der  Fürsorge- 
novelle zurück.  Der  Kläger  forderte  vollen  Schadensersatz  durch  Nach- 
zahlung des  Unterschiedes  zwischen  der  Pension  und  dem  Aktivitäts- 
bezug und  Schmerzensgeld  mit  der  Begründung,  Art.  2  Abs.  2  des 
UnfFürsGes.  schliesse  nur  die  Uufallversiclierung  aus,  genüge  aber  nicht 
zur  Erstreckuug  der  Wirkung  des  §  14  (12)  bis  zar  landesrechtlichen 
Neuregelung,  zumal  Kläger  ate  statusmftssiger  Bediensteter  ohnehin  der 
Unfallversicherung  nicht  unterstanden  habe.  Die  Klage  wurde  abge^ 
wiesen:  Ffir  die  vom  KlAger  geltend  gemachte  Anschauung  spricht 
zwar  weniger  der  Wortlaut  dieser  üebergangsbestimmung,  als  die  Un- 
▼oUständigkeit  des  Ausdrucks,  die  darin  liegt,  dass  in  Art.  2  Abs.  2  nur 
vom  Ausschlüsse  von  der  reichsgesetzlichon  Unfallversicherung  die  Rede 
ist.  Aber,  weil  nur  hiervon  die  Rede  ist,  so  erweist  sich  sofort,  dass 
der  Gesetzgeber  den  mit  dieser  Bestimmung  verfolgten  Oedanken  nur 
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unvollkommen  ausgediiickt  hat .  und  es  ergibt  sich  des  weiteren  die 
Frage,  wie  er  ergänzt  werden  nuiss.  Diese  Eigiuiziuig  ist  abt^r  in  den 
Bestimmungen  zu  suchen,  die  an  die  Stelle  der  Unfallversicherung 
treten.  Hier  ist  nun  nicht  anzuuekmeu,  dass  der  Gesetzgeber  die 
RechtskoDtfnnitftt  habe  aoterbrechen  und  einen  Rechtsznstand  wieder 
habe  einfahren  wollen,  der  darcb  das  Oesetz  von  1886  in  Verbindnng 
mit  landesgesetzlichen  oder  statutarischen  Fflrsorgebestimmnngen ,  in 
Bayern  also  mit  den  Bestimmungen  der  Verordnung  vom  26.  Juni  1894, 
beseitigt  war.  Als  natürlicher  Inhalt  des  nicht  ganz  ausgesprochenen 
Gedankens  stellt  sich  vielmehr  der  dar,  dass  in  der  Zwischenzeit, 
d.  h.  bis  durch  die  Landesgesetzgebung  oder  durch  statutarische  Be- 
stimmungen innerhalb  der  bis  1.  Janaar  1908  gewährten  Frist  der  be- 
stehenden Hinderwertigkeit  der  Fürsorge  in  dem  dem  Gesetze  vom 
18.  Juni  1901  entsprechenden  Mas.se  abgeholfen  sein  werde,  es  bei  dem 
bisherigen  Bechtszustande,  also  der  bisher  in  Bayern  durch  die  Ver- 
ordnung vom  26.  Juni  1891  gewährten  Fürsorge  sein  Verbleiben  habe. 
Diese  Auffassung  findet  auch  ihre  Unterstützung  darin,  dass  das  Gesetz 
vom  18.  Juni  1901  das  Gesetz  vom  lö.  März  1886  nicht  aufhebt, 
sondern,  wie  in  Art.  1  de.s  er.steren  au.^drücklicli  erklärt  ist,  dem 
letzteren  nur  t-iiic  ucyw  (die  .,nai-lij?teliende")  Fassung  gibt.  Die  von 
(leiii  Kliict  r  vci  1 1  <  (t_'iie  Ansicht  wird  noch  auf  einen  aus  §  7  GewUVG. 
enlnoninientii  Gegensatz  /.n  liemiuiden  vei sucht,  nämlich  auf  den  Gegen- 
satz von  in  Betriebsverwaltungen  eines  liundessiaates  oder  Konimunal- 
verbandes,  mit  festem  Gehalte  und  Pensionsberechtigung  angestellten 
Beamten  und  von  anderen  Beamten  eines  Bundesstaats  oder  Kommunal- 
verbandes, für  welche  die  im  §  12  des  Gesetzes  vom  15.  März  1886 
vorgesehene  Fürsorge  in  Kraft  getreten  ist ;  da  die  erste  Beamtengruppe 
schon  durch  §  7  GewUVG.  von  der  Unfallversicherung  ausgeschlossen 
ist,  so  soll  die  Bestimmung  des  Art.  2  Abs.  2  FOrsG.  vom  18.  Juni  1901 
nur  die  zweite  Gruppe  treffen.  Mit  Recht  wird  dagegen  geltend  ge- 
macht,  dass  weder  das  Fftrsorgegesctz  vom  Jahre  1886  noch  das 
neuere  vom  Jahre  1901  eine  solche  Unterscheidung  kennt. 


Nr.  1<4.    Entsc'h.  des  Oesterr.  Verwaltungsgcrieht>hofes. 

Vom  3.  Oktober  1905. 

(Oesterr.  BlMiib..Verords..Bl.  XVIII  (I9W)  Mr.  IM  8.  im.) 

lieber  ile  HotweidigkeH,  Richtung  und  Länge  der  EleaibahnzufahrtsstraMes  bst  die 

kompetente  Behörde  aach  freien  Ermessen  zu  entscheiden. 

Der  inlialt  der  angcfociitencn  Entscheidung,  bzw.  des  von  ilir  be- 
stätigten Erkenntnisses  d(M-  Staltlialterei  vom  8.  Februar  1901,  welches 
sich  ausdr&cklich  als  eine  Eutäclieidung  im  Sinne  des  §  ö  des  Gesetzes 
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vom  18.  April  1886  LUBl.  Nr.  38  deklariert,  erschöpft  sich  darin,  dass 
bei  nicht  erzielter  Vereinbarung  der  Interessenten  festgestellt  wird,  dass 
die  laut  des  vorgelegten  Situationsplanes  in  Aussiebt  genomnieue,  oben 
näher  beschriebene  Kommunikation  sich  als  im  öffentlichen  Interesse 
notwendig  darstellt  and  in  der  ans  den  Plftnen  eraiditUeheii  Richtnng 
und  Lftnge,  welch  letatere  noch  ausdrücklich  mit  266  m  angegeben 
wird,  anszof&hreu  ist. 

Mit  Blicksicht  auf  diesen  Inhalt  der  angefochtenen  Entscheidung 
mnsste  der  Verwaltungsgericbtshof  zun&chst  erkennen,  dass  Yon  den 
vorstehend  einzeln  angefUirten  Einwendungen  der  Beschwerde  ein  Teil 
-  znr  Zuständigkeit  des  Verwaltnngsgerichtshofes  nicht  gehört  und  ein 
Teil  Uber  den  Bahmen  des  in  der  angefochtenen  Entscheidung  be- 
handelten Streitgegenstandes  weit  hinausgelit. 

Zu  der  ersteren  Gruppe  dieser  unzulässigen  Einwendungen  gehört 
die  Behauptung  der  I^x  sch werde,  dass  die  streitige  Kommunikation  nur 
im  Interesse  der  Bahn  liegt,  dass  ihre  von  der  Bahnanternobmnng  in 
Aussicht  genommene  Situieruug  auf  einem  dermalen  im  Eigentume  der 
Bahnverwaltung  stehenden  Grundstücke,  dessen  frühere  Beschaffenheit 
(Verwendung  als  Schottergrube)  eine  sehr  kostspielige  Aiifscliiittnng  er- 
lieisrlie.  unzwockniässig  sei  und  dass  die  bescliwenletiiiircnde  Gemeinde 
JH  der  Lage  t^eweseii  wäre,  auf  einem  ihr  selbj.t  gehörigen  Grundstücke 
mit  viel  kleinerem  Aufwände  eini;  geeignete  Zutalirt  lierzustellen. 

Denn  gemäss  §  5  des  niehrzitierten  Gesetzes  ist  anlässlich  der  in 
Aussicht  genommenen  Errichtung  einer  Kiseiibahnzufahrtsstrasse  zu- 
nächst unter  Ladung  der  in  Hetraelit  kommenden  Interessenten  „über 
die  Notwendigkeit,  Kiciiiung  und  Länge  der  Kisenbahnzufahrtsstrasse" 
zu  vcrhaudeln  und  eine  Vereiubaruug  anzustreben;  „wenn  dieselbe 
nicht  zustande  kommt,  sind  diese  Momente  im  Wege  der  Entscheidung 
*von  der  k.  k.  Statthalterei  nach  Einvernehmung  des  Laadesaussehnsses 
festzustellen".  Die  Frage,  ob  eine  in  Aussicht  genommene  Eisenbahn- 
zufahrtsstrasse  vom  GFesicbispuukte  der  öffentlichen  Eommunikations- 
interessen  notwendig  ist,  an  welcher  Stelle  sie  zu  errichten  ist,  welche 
Bichtung  sie  zu  erhalten  habe  und  welche  L&nge  sich  ans  der  aner^ 
kannten  Notwendigkeit  und  Situieruug  ergibt,  ist  aber  eine  Verwaltungs- 
angelegenheit, welche  in  das  technische  Ermessen  der  zu  ihrer  Aus- 
tragung berufenen  Verwaltungsbehörden  f&llt  und  demnach  gemäss 
§  3  lit.  e  des  Gesetzes  vom  22.  Oktober  1S7Ö  BGBl.  Nr.  36  ex  1876 
einer  Ueberprüf'ung  durch  den  Verwaltungsgerichtshof  entzogen  ist. 
Wenn  also  die  kompetenten  Admioistrativbehörden  erkannt  haben,  dass 
die  in  dem  vorgelegten  Situationsplane  genan  dargestellte  Strasse  in 
der  in  Aussicht  genommenen  Bichtung  und  Länge  zur  Befriedigung  der 
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öft'eiitlirlien  KoniniunikatiousintereHsen  notwendig  ist,  so  war  der  Ver- 
waltungsgericlitshof  nicht  kompetent,  die  letztangel'iihrli'n  Einwendungen 
und  insbesondere  ancb  die  Behauptung  der  Bescliwerde  seiner  Ueber- 
prüfung  zu  unterziehen,  dass  die  in  Frage  stehende  Kommonikatioii 
ansBchUessUeb  dm  Interesse  der  Bahn  diene  nnd  demnadi  gemtas  §  4 
leg.  dt.  von  der  Bahnnntemehniang  allein  m  erhalten  wäre. 

Zn  der  zweiten  Qmppe  der  nnznlttssigen  Einwendungen  gehören 
aber  jene  AnsfQhmngen  der  Beschwerde,  welche,  dem  Tatbestände  der 
angefochtenen  Entscheidung  vorauseilend,  sich  mit  dem  Vorgange  nnd 
der  Art  der  Banansftthmng  der  streitigen  Strasse  nnd  mit  der  Frage 
beschäftigen,  ob  nnd  uro  welchen  Preis  die  beschwerdefAhrende  Ge- 
meinde veiiiilichtet  sein  wird,  die  von  der  Bahnuntemehmung  erbaute 
Strasse  einzulösen,  bzw.  ob  die  beschwerdeführende  Zuckerfabrik  in  P. 
verpflichtet  sein  wird,  zu  den  Kosten  dieser  Strasse  einen  besonderen 
Interessentenbeitrag  zu  leisten.  Denn  i'iber  alle  diese  Gegenstände  ist 
in  der  angefochtenen  Entscheidung  ein  der  Reciitslage  der  Beschwerde- 
führer präjudizierender  Ausspruch  nicht  entiialten,  vielmehr  werden 
alle  diese  Fragen,  nachdem  inzwisclien  der  Landesausschnss  des  König- 
reiches Böhmen  mit  Erlass  vom  8.  Mäiz  1901  Z  15.070  im  Grunde  des 
V?  6  des  Gesetzes  vom  18.  April  IHSO  ausgesprochen  hat.  dass  die 
streitige  Zufahrtsstras.'^e  füi-  ein»'  ( irincindestrasse  erklärt  wird,  erst  in 
dem  nach  §  7  ]v<^.  cit  einzuleiteudeu  Konkurrenzverfahreu  ihre  Aus- 
tragung üuden  können.   

Nr.  VIb*  Entseh.  des  Deutschen  Seiehsgeriehts. 
2.  Strafsenat   Vom  6.  Oktober  1905. 

J\V  .Tahrj,'.  34  utH>'.  Nr,  Ii  S.  783  Ziff.  141 
Anwendung  der  §§  152,  153  RGewOrdn  auf  alle  Verabredungen  der  Arbeitgeber  oder 
Arbeitnehmer,  weiche  auch  über  den  Bereich  der  Abmachungen  des  Arbeitsvertrages 
Msam  eine  iem  elMS  sder  asderes  Teile  giietige  Gestaltung  des  gegenseitigen  Ver- 

hlltsiMet  kiiweefces. 

Der  Ansdmclc  «Lohn-  nnd  Arbeitsbedingungen*  nötigt  nicht  zn 
der  Annahme,  dass  hiermit  nur  die  im  Arbeitsvertrage  zn  treffenden 
Abmachungen,  insbesondere  fiber  Lohn  und  Arbeitszeit,  gemeint  seien. 
Die  Ansicht,  dass  die  Strafbestimmung  des  §  153  OewO.  auf  Fälle 
keine  Anwendung  linde,  in  denen  nicht  eine  Beeinflussung  der  Löhne 
nnd  konkreten  Arbeitsbedingungen  der  Kämpfenden  bezweckt,  sondern 
andere  Ziele.  ■/.  B.  die  Entlassung:  nicht  or{?anisierter  Arbeiter,  miss- 
liebiger  Werkmeister  oder  ßetriebsbeamtei',  die  Wiedereinstellnng  ge- 
massregelter  Arbeiter,  die  Benutzung  oder  Nichtbenutzung  eines  be- 
stimmten Arbeitsnachweises  usw.,  verfolgt  werden,  kann  als  dem  Ge- 
setze entsprechend  nicht  anerkannt  werden.  Vom  Gesotz  nicht  betroffen 
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werden  mir  diejein^en  Verabiedungeu,  bei  ileiien  es  sicli  nicht  um  die 
„ErJangunj?"  bisher  nicht  vorhandener  Vorteile  ffir  die  Arbeitnehmer 
oder  Arbeitgeber,  somleni  um  die  Erfüllung  rechtsgültig  bestehender 
kontraktlicher  VerpHichtungen  handelt  (vgl.  RGSt.  20,  396fr.;  Urteil  des 
KG.  vom  20.  Juni  1895  in  GoltdArch.  43,  145);  im  übrigen  aber  muss 
das  Gesetz  nicht  nur  nach  seiner  Entstehungsgeschichte,  sondern  auch 
nach  seinem  Sinn  und  Zweck  auf  alle  Verabredungen  der  Arbeitgeber 
oder  Arbeitnehmer  Anwendung  finden,  welche  auch  Uber  den  Bereich 
der  Abmachungen  des  Arbeitsvertrages  hinaus  eine  dem  einen  oder 
anderen  Teil  vorteilhafte  Gestaltung  des  gegenseitigen  Verhftltnisses 
bezielen.   

Nr.  176.  Entseli.  des  Bezirksgcrielits  für  Haudelseaehen  In  Wien. 

Vom  17.  Oktober  1905. 

(Allß.  Tur.-Aiiz.  XXIV   i'.H>r>  Nr  5>  .s.  9«0.) 

Eine  nachträglioke  VerfüguoB  des  Absenders  muss  auf  dem  vorgesohriebenen  F0rmultre 
•Mflef«rll|t  na4  auf  dm  DupllkatfIraeMlirlere  (baiittaHtwelte  AifhaiimMlwhie) 
wlMtorftolt  weniMi,  toMt  Itt  sie  vm  der  Bthn  ildit  n  btaelitaa.  Art.  15  liiltraaL 

Uebereink. 

Ihe  Beklagte  ist  ans  dem  Grunde,  weil  sie  die  nachträgliche  Ver- 
fügung des  Absenders  nicht  ausführte,  nicht  verantwortlich.  Der  Kläger 
hat  nämlich  nur  eine  tf"l(M}:rai)hische  Weisung  wegen  Umdirigierung  der 
Sendung  verlangt  und  diese  ist  auch  erfolgt.  Er  hat  aber  weder  die 
nachträgliche  Verfügung  auf  dem  Duplikatfrachtbrief  wiederholt,  noch 
dieso  Verfiio;nng  mittels  schriftlicher  und  von  ihm  als  Absender  unter- 
zeichneter Eikläning  nach  ileni  vorgeschriebenen  Formular  abgegeben. 
Nach  Art.  15  1.  Ue..  drittlt't/.tiM  und  vorletzter  Absatz,  sind  aber  solche 
Verfügungen  nichtig.  Die  Balm  duii'te  eine  solche  blo.ss  mittels  Tele- 
gramm, also  nicht  in  der  vor<^eschriebenen  Form  abgegebene  Erklärung 
nicht  befolgen.  Allerdings  konnte  der  .\bsender  nach  der  zusätzlichen 
Bestimuiung  6  zu  Art.  15  I.  Ue.  im  Eisenbahngüterverkehr  zwischen 
österreichischen  und  deutschen  Bahnen  verlangen,  dass  die  Bestimniungs- 
oder  Anhaltestation  von  einer  in  der  Vereandstation  in  gehöriger  Form 
getroffenen  Verffigung  durch  letztere  Station  telegraphisch  verständigt 
werde  und  in  einem  solchen  Falle  hat  die  Anhalte-  oder  Bestimmungs- 
station bis  zum  Einlagen  der  schriftlichen  Verfügung  mit  der  Uebergabe 
des  Frachtbriefes  oder  mit  der  Weiterbef5rderung  des  Gutes  zu  warten. 
Allein  vorliegend  hat  der  Kläger  weder  gleich  bei  der  Absendung  des 
Telegrammes  noch  auch  später  die  nachtii^pliche  Verfügung  in  der  ge- 
setzlichen Form  getroffen,  und  die  Bahn  war  daher  nicht  berechtigt, 
umzudirigieren.  Aus  welchen  Gründen  der  Kläger  die  Wiederholung 
seiner  nachträglichen  Verfügung  auf  dem  Dapllkatfrachtbrlefe  untere 
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Hess,  ist  oliiit^  I')el.in<r.  da  er  jedenfalls  nicht  die  \"erln<;iing  auf  dem 
vorgesclii  iebtiieii  Fnnmilar  ausfertigte,  und  diese  F'onn  nach  dem 
zitierten  Gesetze  unbedingt  Voraussetzung  der  Befolgung  der  nach- 
träglichen Dispusition  ist.  Der  Beamte  hatte  keine  VerpÜichtung,  den 
Kläger  auf  die  gesetzlichen  Bestimmungen  aufmerksam  zu  maclien  oder 
gar  selbst  diese  dem  Kläger  obliegende  Pflicbt  zu  erfüllen. 


Xr.  117.    Eiitsch.  doH  Doutselicii  Rolelis^erlelits. 

6.  Zivilsenat.    Vom  19.  Oktober  1905. 

(JW.  Jahrg.  34  Nr.  21  S.  734  ZiU.  »2.) 

FIr  tlHM  infolae  Oiirohgeheis  eliiM  PfariM  verarMditeii  Eitenlialiiiwfall  tot  ifr 
ElMNbalMiiiittnitbner  (§25  Preat«.  EltonM.  vi«  3.  NtvealiMr  1838,  §  I  Haflpia.) 
haflpflloMig  ■ai  kmi  tldi  aif  «•  Itoflaai  4m  Tierhalttra  (§  833-086.)  iilelit  kwafM. 

Der  Eisenbahniinternehmer  kann  sich  seiner  gesetzlichen  Haftpflicht 

in  einem  Falle  der  vorliegenden  Art  durch  Berufung  auf  die  Haftung 
des  Beschädigten  als  Tierhalters  weder  aus  dem  Grunde,  weil  der  Be- 
schädigte selbst  und  allein  der  verantwortliche  Urheber  des  Schadens 
sei.  noch  auch  (ganz  oder  teilweise)  aus  dem  Gesichtspunkt  des  §  254 
BGB.  entledigen.  —  Die  Schadensersatz])flicht  des  Eisenbahnunternehniers 
ist  nach  dem  Keichshaftptlichtgeselze  wie  nach  ^  25  des  Preussischen 
Eisenbalmgesetzes  bei  einer  dutrh  den  Baliultet rieb  herbeigellihrten 
Verletzung  bzw.  Beschädigung  .schlechthin  begiündet,  wofern  weder 
höhere  Gewalt,  noch  eigenes  \  erschulden  des  Verletzten  als  Schadens- 
ursaclie  nachgewiesen  sind.  Diese  Haftung  wird  dadurch  noch  nicht 
beseitigt.  da.ss  neben  dem  Bahnbetriebe  eine  .sonstige  Tatsaclie,  sei  das 
auch  das  willkürliche  Verhalten  eines  Tieres  des  Geschädigten,  zu  ilcni 
Betriebsunfälle  mitgewirkt  oder  sogar  deu  Anstoss  hierzu  gegeben,  die 
entferntere  Ursache  hierfür  gebildet  hat.  —  Die  gesetzliche  Haftung 
des  Tieilialters  ans  §  833  BGB.  ist  eine,  von  dem  Scboldmoment  gftiis- 
lieh  absehende,  reine  Geffthrdnngshaftnng.  Im  vorliegenden  Falle  ist 
der  Kläger,  wie  zu  unterstellen,  völlig  unschuldig  daran,  dass  sein  Pferd 
durobgegangen  und  auf  den  Bahndamm  geraten  ist.  Allerdings  haftet 
auch  die  beklag  Eisenbahn  ans  dem  Oesetz  ohne  Rücksicht  auf  ein 
tatsächlich  im  gegebenen  Falle  etwa  vorliegendes  Verschulden.  Aber 
doch  ist  die  Haftpflicht  des  Eisenbahnuntcmehmers  nicht  eine  reine 
Gefährdungshaftung;  es  liegt  ihr  eine  gewisse  allgemeine  Schuld- 
voimutung  zugrunde,  welche  auch  in  der  Zulassung  des  Einwands  der 
höheren  Gewalt  zum  Ausdrucke  kommt,  und  diese  Schuldverroutung  mag 
bei  dem  Pi  eussischeu  Eisenbahngesetzc  vom  3.  Noveniber  1838  noch  in 
höherem  Masse  als  späterhin  bei  dem  Keiclishaftpflichtgesetze  vom 
7.  Juni  1871  für  deu  Gesetzgeber  bestimmend  gewesen  sein  (vgl.  auch 
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RG.  53  S.  121,  122).  Im  Hinblick  hierauf  iiml  auf  die  Soiuierstellunf?, 
welche  die  Gesetzesvorscliriften  über  die  llafluiif?  der  Eisenbahn  gegen- 
über den  Fällen  der  833  bis  838  13GB.  einnehmen,  ist  von  dem  er- 
kennenden Senat  mehrfach  ausgesprochen,  dass  die  Eisenbahnliaftpflicht 
als  Haftung  aus  „unerlaubter  Handlung"  im  Sinne  von  §  840  BGB.  an- 
zusehen, dass  aber  der  haftpüichlige  Unternehmer  niclit  den  in  §  840 
Abs.  3  augeführten,  gemäss  §§  833  bis  838  zum  Schade usersatz  Ver- 
pflichteten gleichzustellen,  vielmehr  den  dort  genannten  , Dritten"  bei- 
snzfthlen  sei.  Urteil  vom  24.  November  190S  VI.  112/02  in  BG.  63, 
lUff.;  Urteil  vom  27.  Jani  1004  VI.  425/03,  BO.  58,  335ff.;  Urteil 
vom  20.  Härz  1902  VI.  230/04  in  Sachen  Prenss.  Eieenbahnflskna  gegen 
Stecker,  BQ.  60,  301  ff.;  Urteil  vom  28.  Mai  1005  VI.  441/04  in  Sachen 
Elektrische  Berliner  Strassenbabn  gegen  Grosse  Berliner  Strassenbahn. 
Wenn  also  ein  Dritter  der  GesehiUligte  wftre  und  ihm  hierfttr  sowohl 
die  Eisenbahn  als  der  Tierhalter  verantwortlich  wftren,  so  wtkrde  im 
Verh&itiiiBSe  zwischen  den  beiden  letzteren  der  Eisenbahnnntemehmer 
allein  haften.  Und  wenn  man  diesen  Grundsatz  auf  den  Fall,  wo  der 
Tierhalter  selbst  durch  den  Betriebsunfall  geschädigt  ist,  entsprechend 
anwenden  wollte,  so  müsste  gefolgert  werden,  dass  der  Eisenbahnunter- 
nehmer jenem  allein  and  voll  für  den  Schaden  hafte,  den  Tierlialter 
nicht  ganz  oder  zum  Teile  auf  diesen  selbst,  als  den  Verantwortlichen, 
verweisen  könne.  Die  Grundsätze  des  §  840  Abs.  1  und  des  §  426 
BGB.  sind  diesfalls  überhaupt  nicht  verwendbar,  und  die  Vorschrift 
des  §  b40  Abs.  3  lässt  sich  nicht  zuungunsten  des  Tierhalters  ver- 
werten. Auch  eine  analoge  Anwendung  des  §  254  BGB.  erscheint 
nicht  als  angängig,  denn  ein  wirkliches  oder  auch  nur  zu  vermutendes 
Verschulden  des  Beschädigten  liegt  nicht  vor.  Der  §  833  BGB.  hat 
die  Verletzung  und  Schädigung  dritter  Personen  durch  das  Tier  im 
Auge.  Hat  das  Tier  irgendwelche  Verletzung  oder  eine  Beschädigung 
von  Sachen  eines  anderen,  als  des  Tierhalters  nicht  angerichtet,  so  tritt 
dessen  Haftung  ans  §  833  uicht  in  Wirksamkeit.  Im  gegenwärtigen 
FaUe  nnn  hat  allerdings  das  Pferd  des  Klägers,  indem  es  die  Weg- 
schranke durchbrach,  eine  Sache  des  beklagten  Fiskus  beschädigt;  und 
ans  dieser  Sachbeschädigung  wäre  der  Kläger  nach  §  833  BGB.  — 
vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  §  254  BGB.  bei  etwa  mitwirkendem 
Verschulden  der  Bahnverwaltnng  —  dem  Beklagten  schadensersatz- 
pflichtig. Dadurch  wird  jedoch  die  Eisenbahnhaftpflicht  des  Beklagten 
nicht  ausgeschlossen.  Man  darf  nicht  etwa  so  argumentieren:  Der 
Kläger  hätte  dem  Beklagten  flElr  allen,  auch  den  mittelbaren  Schad«i 
aufzukommen,  welcher  diesem  aus  der  Beschädigung  seiner  Sache  dnrch 
das  Tier  erwächst,  also  auch  far  einen  infolge  der  Zerträmmernng  der 
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Schranke  eingetictenen  Betriebsunfall  bzw.  Haftplliihlx  liaden ;  und  der 
Kläger  dürfe  daher  nicht  vom  Beklagten  einen  Schaden  ersetzt  ver- 
langen, dessen  Verursachung  er  nach  §  833  BGB.  selbst  za  TMrtreten 
habe.  Wenn  auch  dem  Umstände,  dass  von  dem  darchgehenden  Pferde 
eine  Sache  des  Beklagten  beschädigt  worden  ist,  eine  besondere  Be- 
deutung ffBa  den  Esnsalverlanf  beisnmessen  w&re,  so  wären  doch  die 
Folgen  dieses  Verlanfes,  welche  sich  ans  dem  Zusammen  wirken  jener 
entfernteren  Ursache  mit  dem  Bahnbetriebe,  als  der  nnmittelbaren 
Schadensnrsache,  ergeben,  im  Verhftltnisse  zmn  Kläger  von  dem  Be- 
klagten zn  vertreten.  Die  Dorchbrechnng  der  Schranke  ist  anf  deren 
nngenägende  Stärke  znräckznfflhreD.  Ist  zwar  hierwegen  dem  Beklagten 
nicht  positiv  ein  Verschulden  nachgewiesen,  so  hat  er  doch  nicht  seiner- 
seits dargetan,  dass  er  das  fragliche  Ereignis  bei  Anwendang  änsserster 
Vorsicht  nicht  hätte  abwenden  können.  Der  Beklagte  —  gewisser- 
massen  der  präsumtiv  Schuldige  ~  hat  daher  dem  Kläger  —  dem  am 
Hergang  Unschuldigen  — ,  den  Schaden  zu  ersetzen,  welcher  dem 
letzteren  bei  dem  Betiieb  der  Eisenbahn  entstanden  ist. 

Nr.  178.   Eiitscli.  iUs  Preuss.  ObiM'vcrwaltnngsgerichts. 

S.Senat.    Vom  20.  Oktober  1905. 
(ZaltMhr.  f.  Kl«iiib.  XUI  Nr.  l  (l«M)  8. 17.  -  Pnom.  raMab.'Aittfe.  ifM  S.  tl7.) 
§t  4,  0,  18,  22  KleliM.  VMi  28.  Iill  1892.  Am  der  imtilMin  MSillohktlt,  «tr 

Bahnverwaltaig  im  SfTentlichen  Interesse  Anlagen  zur  Sicherung  gegen  Gefahren  zir 
Pflicht  2U  machen,  kann  nicht  gefolgert  werden,  dass  die  Ortspolizeibehörde  nicht  be- 
fugt sei,  dazu  dieneRde  Anlagen  innerhalb  ihrer  Zuständiglteit  auch  von  dem  sonst 

mMlleh  dazu  Verfifllohteten  n  ferdem. 

Al8  Eigentümer  des  Schuppens  ist  der  Kläger  rechtlich  Terpflichtet, 
denselben  in  einem  solchen  Zustand  zu  halten,  dass  er  zu  Feuei  sgefahr 
keinen  Anlass  gibt,  und  wenn  das  Vorhandensein  von  Fugen  in  dem 
Schuppen  und  die  N&he  der  Torbeifahreuden  Lokomotiven  die  Feners- 
gefahr  bedingen,  so  kann  die  Befugnis  der  Polizeibehörde,  sich  an  den 
Kläger  als  Eigentümer  des  die  Gefahr  —  neben  dem  Bahnbetrieb  — 
bedingenden  Schuppens  zu  wenden,  nicht  b^weifelt  werden.  Der  Um- 
stand, dass  der  Schuppen  und  seine  Benatzung  zur  Lagerung  von 
Hölzern  schon  yor  Einrichtung  des  Bahnbetriebes  bestand,  vei'pflichtet 
die  Polizeibehörde  nicht,  von  der  Tnanspruchnahnic  des  Klägers  abzu- 
seilen (Oberverwaltungsgcrichts-Kntscheidungen  Bd.  XXIV  Seite 400/401, 
Bd.  XXI  Seite  416/417,  Bd.  XXXXI  Seite  431). 

Lag  aber  dem  Kläger  die  Verpflichtung  ob,  die  Fugen  in  seinem 
Schuppen  zur  Verhinderung  von  Feuersgefahr  zu  dichten,  so  war  die 
Polizeibehörde  auch  berechtigt,  für  den  Fall  der  Nichtbefolgung  ihrer 
Auflage  ihm  die  Ausführung  durch  einen  Dritten  auf  seine  Kosten  an- 
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ziidiolipn.  Die  Frage,  ob  der  Kljig:pr  etwa,  falls  die  Kosten  von  ihm 
eingezogen  werden  sollten,  eine  Entschädigungsforderung  gegen  die 
Balinverwaltuug  hat,  ist  für  die  Entscheidung  des  VerwaltUDgaricbters 
ohne  £mflii88  (§  7  des  Landesverwaltaugsgesetzes). 


Nr.  179.  Entscli.  des  Cour  de  Jastiee  in  0eiif. 

Vom  21.  Oktober  1905. 

SchwJZ.  II  (l!Ki6,i  Nr.  U  S.  179.  —  S«malne  11. 12. 190*  S.  779.) 

Art  3  EiooRkHaftpifi.  (Art  1  GeseU  vom  25.  März  1905).  Haftpflicht  der  StraMea- 

MM  «r  Hm  LMtt. 

Wenn  du  Tramkondnktenr  m,  entgegen  te  BeglementsTonehrift, 
nnterlftsstt  den  Stationsnamen  am  rafen  und  den  Wagen  genfigend  lang 
anzuhalten,  damit  die  Passagiere  beqnem  ein-  oder  aussteigen  kennen, 
und  sich  dann  ein  Passagier  beim  Aussteigen  w&hrend  der  Fahrt  ver- 
letzt, 80  haftet  die  Tramnntemehmung  für  den  Unfall,  da  das  reglement- 
widrige Aussteigen  des  Verletzten  w&hrend  der  Fahrt  durch  die  vorher- 
gehenden,  schweren  Ordnungswidrigiceiten  des  Konduktenrs  proToziert 
wurde. 


Nr.  ISO.    Entsch.  des  Kammergerichts  Iii  Berlin. 
1.  Strafsenat.    Vom  23.  Oktober  1905^}. 

(DJZ.  XI  (1908)  Nr.  l  S.  87.) 

Petliaiverordnyigei,  welche  die  Pellxeletasie  feeteetzee,  habes  aieb  für  Bakahoft- 
ritlaaratiwMs  isMwalt  SIHIgkeH,  ■!•  sie  du  eleMreiMaia  Paküksn  beIrffliM. 

Das  Eammergericht  hat  schon  früher  entschieden,  dass  die  für 
einen  Ort  festgesetzte  Polizeistunde  auch  für  Bahnhofsrestanrationen 
hinsichtlich  des  dort  yerkehrenden  nich treisenden  Publikums  gilt 
(Johow  12  S.  183,  20  S.  C  8).  Dieser  AuflEassnng  hat  sich  neuerdings 
das  Beichsgericht  angeschlossen  (Entsch.  37  S.  260  ff.).  Nach  noch- 
maliger Prüfung  der  Frage  muss  an  dieser  Rechtsansicht  festgehalten 
werden.  Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  eine  jedermann  zugänglidhe 
Bahnhofswirtschaft,  mag  auch  ihr  Hauptzweck  die  Bewirtung  des 
reisenden  Publikums  sein,  als  eine  Schankstube  i.  S.  des  §  365  StGB, 
anzusehen  ist.  Der  inzwischen  ergangene  Erlass  des  Ministers  der 
öffentlichen  Arbeiten  vom  18.  Juli  1905  hat  zwar  fiir  die  Entscheidung 
des  vorlief^enden  Falles  keine  bindende  Bedeutung,  er  spricht  aber  auch 
insofern  gegen  die  Auffa.ssung  des  Revidenten,  als  darin  ausdrücklich 
anerkannt  ist,  dass  Bahn  wirtschaften,  die  nicht  innerhalb  der  Bahn- 


')  S.  Entacb.  d.  Kammerger.  vom  1.  Febr.  1900  in  dies.  Zeitscbr.  Bd.  XVII  S.  145 
nid  1.  Oktbr.  1901,  Johow  12,  188.  —  Anden  OLG.  OeUe  19.  Septiv.  19(M,  Pr.  Yerw.- 
BL  ZZVI  8. 866  vnd  Ffsekeit  Zeitiekr.  Bd.  80  8. 160. 
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sperre  liegen,  oder  bei  denen  ein  Verkelir  des  niclitreisenden  Publikums 
durch  andere  besondere  Einrichtungen  niclit  aus£reschlossen  ist,  soweit 
sie  dem  Verkehr  des  nicli treisenden  Pablikams  dienen,  wie  andere 
Schankwirtschaften  za  bebandeln  sind. 


Nr.  181.  Eatsch.  des  O^tenr.  TenraltUDgsgeriebtshofes. 

Vom  25.  Oktober  1905. 

n?-»«>rr  Kisoiil.  Vonmlii  Hl  Xl\  flOiKl   Nr  11  S  4H> 

Die  Verpflichtung  einer  Eisenbahnunternehmung  zur  anderweitigen  Wiederherstellung 
VON  durch  den  Bahnbau  zerstörten  oder  unfahrbar  o«"i*chten  Wegen,  Brücken, 
SttfM  §!•.  «rttrtokt  «loii  Meh  f  10  IH.  e  iet  EitMkilNi-KtM«Ml«Ri9M«tiM  vm 
U.September  1854,  RGBl.  Nr.  238,  nur  aif  Iffentliche  Kommunikationen,  wihrMi 
im  Falle  der  Inanspruchnahme  und  Zerstörung  privater  Wege  die  BestlmMfea  des 

Enteignungs-  und  Entschädigungsverfabrens  Platz  greifen. 
Die  Verpflichtung  einer  Eisenbahn  zur  Herstellung  eines  Privatweges  kann  sich  daraus 
•r|«bwi,  dase  die  BaheieteraeliMMg  etoe  eolehe  Ver^lebtaMi  aiedrleMieh  «rf  Siek 

leaoaiMn  Imt. 

Da  die  Verpflichtong  einer  Eisenbahnnnternehmang  znr  ander- 
weitigen Wiederherstellang  von  dnreh  den  Bahnbau  zerstörten  oder  an- 
fahrbar gemachten  Wegen,  Brücken,  Stegen  etc.  sich  nach  §  10  AI.  c  de.s 

zit.  Gesetzes  nur  auf  uffentliclie  Kommunikatiouen  erstreckt,  da  im 
Falle  der  Inanspruchnahme  und  Zerstörung  privater  Wege  die  Be- 
stimmungen des  Enteignungs-  und  Eut.schädigungsverfahrens  Platz 
greifen,  so  könnte  sich  ein(>  Verpfliclitung  der  Bahn  zur  Herstellung 
des  von  dem  Beschwerdet üluer  beansprueliten  Privatweges  nur  daraus 
ergeben,  dass  die  Balinunternehmung  eine  solche  Verpflichtung  aus- 
drücklich auf  sich  genommen  hat. 

In  (lieser  Beziehung  Iteruft  sieh  nun  11.  H.  auf  das  Bep:ehungs- 
prulukuU  vom  24.  Februai-  1872  und  auf  das  anlässlieh  der  Fest.-vtellung 
der  Entsihädigunjx  für  die  seinem  Besitzvoigäuger  A.  H.  seinerzeit 
expropriierte  (TruinHläehe  von  951  (^uadratklafter  Uber  Auftrag  des 
Bezirksgerichtes  Tetschen  von»  29.  November  1872  Z.  9650  abgegebene 
Gutachten  der  bautechnisclien  Sachverständigen  ddo.  Prag,  den  Ö.  April 
187S  (irrtümlich  als  Expropriationsprotokoll  vom  29.  November  1872 
Z.  9656  bezeichnet). 

Aus  dem  Original -Begehungsprotokolle  vom  Jahre  1872  ist  jedoch 
lediglich  zu  entnehmen,  dass  in  der  Gemeinde  Nieder- Wellhotten  im 
Proüle  448/449  ein  4  m  weiter  Dnrchlass  zugleich  Durchfahrt  ausge- 
führt und  von  derselben  rechts  der  Bahn  nach  rftckw&rts  bis  zum 
Steinbruche  auf  Parzelle  224  ein  Zufabrtsweg  (3  m  breit)  eingelöst 
und  hergerichtet,  event.  dieser  Steinbruch  von  der  Bahngesellscbaft  ein- 
gelöst wird,  in  welchem  Falle  dieser  Zufabrtsweg  entfalle. 
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Dieser  Zufahitsweg  wurde  auch  tatsächlich  vou  der  Bahnuoter- 
nehmung  hergestellt. 

Dass  jedoch  letztere  anch  die  Verpflichtung  übernommeu  hätte,  auf 
der  anderen  Seite  (links)  der  Bahn  einen  Weg  entlang  des  Bahn- 
dammes (beginnend  von  dem  schon  bestehenden  Wege  Parzelle 
KatR8tral>Z.  861  and  aiamfindend  aOB  dem  oberwähnten  Bahudurch- 
lasse  auf  Parzelle  Katastral-Z.  360/1  bis  zar  Einmnndnng  «af  die 
Bezirksstrasse  Tetschen—Tichlowitz)  herzustellen,  ist  weder  ans  dem 
BegehiiDgsprotokollei  noch  auch,  was  wohl  keiner  weiteren  Er6rterang 
bedarf,  ans  dem  oberwfthnten  Gataehten  der  bantechnisehen  Sach- 
verständigen vom  8.  April  1873  za  entnehmen,  wenn  auch  dieses  Gat- 
aehten neben  dem  von  der  Berglehne  herab  in  den  Dnrcblass  führenden 
Wege  auch  von  einem  Jenseits  der  Bahn  nea  anzolegenden,  zur  Bezurks- 
strasse  führenden  Wege**  Erwähnung  tat,  der  gleichfalls  in  den  Durch- 
lass  einmünden  soll,  ohne  jedoch  auch  nur  anzudeuten,  von  wem  dieser 
letzterwähnte  Weg  wohl  errichtet  werden  solle. 

Es  stellt  sich  daher  die  Abweisung  der  Forderung  de.s  Beschwerde- 
führers, als,  insofern  sich  derselbe  auf  das  öffentliche  Becht  stützt, 
vollkommen  begründet  dar. 


Nr.  1813.  Entseli.  des  Bentsehen  Belehsgerlehts. 

B.Zivilsenat.   Vom  26.  Oktober  1905. 

(Jur.  Wuchonschr.  Jabrg  3i  imh  St.  21  S.  728  Ziff.  28.) 

§  304  ZPO.  S  i  und  3  a  HaftpflO.  Festsetzung  des  Schadensbetrages  (Haftplioht* 
rente)  durch  Endurteil  über  das  Zwischenurteil  hinaus. 

Durch    rechtskräftig    gewordenes   Zwischenurteil    war    der  auf 

Schadensersatz  nach  §  1  und  §  :ia  HaftpflG.  gerichtete  Klageauspruch 

dem  Grunde  nach  für  gerechtfertigt  erklärt  worden.  Das  LG.  hat  dann 

im  Eodarteil  über  den  Betrag  des  Anspruches  erkannt,  und  zwar  aaf 

eine  Bente  von  120  Mark  monatlich  fUr  die  Zeit  vom  20.  November 

1901  bis  zum  15.  September  1902  and  auf  eine  solche  von  90  Muk 

monatlich  für  die  Zeit  vom  16.  September  1902  ab.  Anf  Berafong  des 

El&gers  hat  das  OLG.  die  monatliche  Bente  auch  fQr  die  Zeit  vom 

16.  September  1902  ab  auf  120  Mark  erhöht.   Die  Revision  warde 

zarlickgewiesen.  Bedenken  konnte  der  Umstand  erregen,  dass  deijenige 

Ansprach,  der  durch  das  Zwischenurteil  fttr  dem  Grande  nach  beredhtlgt 

erklftrt  war,  sieh  nur  aaf  100  Mark  monatlich  belaufen  hatte,  und  dass 

aber  die  Begründung  des  Ansproches  auf  die  weiteren  20  Mark  Monats- 

rente  noch  in  keiner  Beziehung  verhandelt  und  entschieden  worden  war. 

Bei  dieser  Sachlage  hätte  formell  der  Klaganspruch  in  Ansehung  dieser 

monatlichen  20  Mark  von  neuem,  wenn  auch  vielleicht  nur  kurz  durch 
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Bezugnahme,  begrttudet  und  der  Entscheidung  des  Gerichtes  unterbreitet 
werden  müssen.  Da  im  vorliegenden  Falle  jedoch  die  Sache  so  lag, 
daas  der  Beklagte  den  Klaganspmch  an  sidi  dem  Grunde  nach  Ton 
Anfang  an  nicht  bestritten  hatte,  nnd  die  von  ihm  Toigeschtttste  Ein- 
rede des  eignen  Verschnldens  durch  einen  Yom  Klftger  geleisteten  Eid 
beseitigt  worden  war,  daher  der  Grand  des  Anspruches  jetst  tatsächlich 
«als  nicht  mehr  streitig  gelten  konnte,  so  kann  man  es  so  ansehen,  als 
h&tte  der  KlBger  stillschweigend  auf  das  früher  Vorgekommene  Bezug 
genommen,  nnd  braucht  dann  auch  die  Bemerkung  des  BeruAingsgerichts: 
.Zurzeit  handelt  es  sich  nnr  noch  um  die  Höhe  der  zuzobilligenden 
Entschädigung",  nicht  in  dem  Sinne  zu  verstehen,  als  ob  die  Berechti- 
gung des  Anspruclies  auch  auf  die  weiteren  20  Mark  Monatsrente  dem 
Grande  nach  formell  schon  feststünde  —  was  rechtsirrig  sein  würde  — ^ 
sondern  kann  sie  dahin  aaslegen,  dass  das  Berufungsgericht  damit  nur 
die  tatsächliche  jetzige  Lage  des  Streites  bezeichnen  und  zugleich  zu 
erkennen  geben  wollte,  dass  es  auch  in  betreft'  der  jetzt  zur  Entschei- 
dung stehenden  Nacliforderung  den  Anspruch  natürlicli  dem  Grunde 
nach  für  gerechtfertigt  halte. 


Nr.  188.  Entseh.  dee  B«iitBC]ieiL  Betcbsgvrlelits. 

6.  Zivilsenat.    Vom  2.  November  190Ö. 

(Jur.  Wochenschr.  Jahrp  85  (lOOfl)  Nr  1  S.  y7  Ziff  SO ) 

§  3  HaftpflG.  §  323  ZPO.  Bei  der  Feststellung  der  Rente  ist  die  künftige  Gestaltung 
der  VerhiltniMe  des  Verletzten  in  Betracht  zu  zielten  und  danach  die  Rente  zeitlich 

!■  bagream. 

Bei  der  Bemessung  des  fttr  die  Zukunft  in  Form  einer  Beute  zu 
leistenden  Schadenersatzes  hat  der  Richter  auch  diejenige  Sachlage  in 
Betracht  zu  ziehen,  die  ohne  das  Dazwischentreten  des  schadenbiingen- 
den  Ereignisses  voraussichtlich  künftig  eiugetreten  sein  wttrde.  Den 
UasBstab  hierf&r  bildet  die  ToraussiGhtliche  kttnftige  Gestaltung  der 
Verhflltnisse»  die  fttr  die  Dauer  und  den  Umfang  des  Rentenanspruchs 
massgebend  sind,  soweit  Überhaupt  diese  kttnftige  Entwickelnng  nach  dem 
gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge  oder  nach  den  besonderen  ümst&nden 
sich  im  voraus  ermessen  lässt.  Im  vorliegenden  Fall  handelt  es  sich 
darum,  dass  der  Kläger,  wenn  er  den  Unfall  nicht  erlittoi  h&tte,  ver- 
mutlich mit  zunehmendem  Alter  in  steigendem  Masse  an  seiner  Erwerbs- 
fähigkeit verloren  und  dass  diese  schliesslich  wohl  auch  ganz  aufgehört 
haben  würde.  Diese  Sacligestaltung  musste,  da  Umstände,  die  dem  im 
Wege  ständen,  nicht  vorliegen,  schon  im  jetzif^en  Urteile  berücksichtigt 
werden.  Diese  Aufgabe  i.st  dem  (Terichl  auch  nicht  durch  die  Vor- 
schrift im  §  323  ZPO.  abgenommen  j  denn  diese  hat  nur  die  Verän- 
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derungen  im  Auge,  welche  in  den  bei  dem  Urteil  lu  Betracht  kommenden 
Verbältnissen  uacbträglich  eintreten. 


Nr.  184.    Entsch.  der  KOiiiffllclini  Tafol  in  Budapest. 

ilevisionssenat.    Vom  3.  November  1905  II  G.  124905. 
(Bli«iil».-T«r.-  XL  T«rk.-Aai.  Z  (itM)  Nr.  i  &  i.) 

§§  426,  427  Uniw.  HCL  f  77  Ungtr.  EismbMrItoil.  Ist  tfnr  EisailMbiwaiiiM  ■■d 

Plombenverschluss  unversehrt,  so  kam  die  Beschädigung  einer  iNaiaeendung  direh 
Näsae  nioM  von  auaaen  kommen,  sondern  in  der  Feuchtigiceit  der  Ware  liagM.  Olea 

schliesst  die  Haftung  der  Bahn  aus. 

Obzwar  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  seit  der  Annahme  des  Gutes 
zur  Beförderung  bis  zur  Ablieferung  desselben  sich  erstreckt,  musste 
der  Gerichtsliuf  aus  der  Unveiselirtheit  des  Wagens  und  der  Plomben 
folgern,  dass  das  Gut  wälirend  des  Transportes  weder  infolge  Regens 
noch  auf  andere  Weise  nass  geworden  ist,  und  zwar  um  so  weniger, 
als  die  Regennässe  niir  aof  eiozelnen  Stellen  Schaden  h&tte  Terursachen 
können,  wlhrend  im  vorliegenden  Falle  die  ganze  Ladung  gleichmässig 
verdorben  war. 

Ans  der  Aussage  der  Experten  geht^ber  auch  hervor,  dass  der 
Schaden  infolge  der  natürlichen  Beschaffenheit  des  Gntes,  das  heisst 
infolge  seines  feuchten  Zostandes- entstehen  konnte;  für  die  hieraas 
entstehenden  Schäden  ist  jedoch  die  Eisenbahn  im  Sinne  des  §  77  (1) 
des  EBB.  nicht  zur  Haftnng  verpflichtet. 

Das  Schliessen  der  Wagenfenster  kann  gleichfalls  nicht  der  Bahn 
zur  Last  gelegt  werden,  da  zum  Verladen  der  alla  rinfusa  beförderten 
Maissendungen  der  Absender  verpflichtet  ist,  somit  gehört  das  der  Be- 
schaffenheit des  Gutes  entsprechende  Schliessen  oder  Offenlassen  der 
Wagenfenster  gleichfalls  zu  den  Obliegenheiten  des  Absenders,  nachdem 
dies  eine  mit  der  richtigen  Verladung  vorhandene  Tathandlang 
bildet  (Betriebsreglement  §  77  (1)  3). 

Nr.  185.   Eiitsoh.  des  Deutst  heii  Kefelis^eriehts« 

7.  Zivilsenat.    Vom  7.  November  1905. 

(Jor.  Wochensclir  Jabrg  35  i  l306i  Nr.  1  S  13  ZJff.  5«.) 

Pflicht  der  Eisenbahn  zur  Entschädigung  der  Bergbau  treibenden  Grundeigentümer  für 
das  8likeilmMn  von  Sleharkaita^altoni  Im  Sablele  daa  Preiraa.  8ea.  vom  29.  Fahniar 
1869.  MsMrtvfaibilität  dieses  Gesetzes  bezüglich  der  Frage,  ob  ff  158—155  Ber|f. 
sich  auf  den  GrundeigeDtümerbergbau  beziehen. 

Der  Berufungsrichter  nimmt  mit  Arndt,  Allg.  Berggesetz  2.  Aafl. 
S.  239  Anm.  5,  und  im  Gegensatz  zn  anderen  Kommentatoren,  wie 
Brassert  und  Klostermann -Fürst  —  an,  dass  der  §  9d  des  Gesetzes 
vom  22.  Februar  1869  auch  den  §  155  des  Berggesetzes  fttr  den  Stein- 
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und  Braunkohlenbergbau  in  den  ehemals  säilisi-sclit:'!!  Landesteilen  ein- 
führe und  damit  den  bisherigen  Kechtszustaud  in  diesen  Landesteilcn 
rUeksichtlicli  der  Eutscbädigungsfrage  bei  der  Enteignung  zugunsten 
der  öffSentUeheB  Verkehraanstaltea  anf^ht  «rhalte,  danach  aber  die 
VerkebrsaDStalt  ersatzpflichtig  sei.  Hierbei  bewefft  sich  der  Bentfangs- 
ricbter  lediglich  auf  dem  Gebiete  des  nicht  revisiblen  Rechtes.  Das 
Gesetz  vom  22.  Februar  1869  gilt  nnr  in  Teilen  der  Provinzen  Sachsen, 
Schlesien  und  Brandenburg,  in  denen  das  EorfQrstlich  SSchsische  Mandat 
vom  29.  August  1743  Gesetzeskraft  hatte  (Brassert,  Bergordnungen  fftr 
die  preussischen  Lande,  Einl.  8.  35  ff.),  ist  also  nach  §  1  der  Kaiser- 
lichen Verordnung  vom  28.  September  1879  (BGBl.  299)  der  Revision 
nicht  zugänglich.  Auf  der  Auslegung  dieses  Gesetzes  beruht  es,  dass 
der  Berufungsricbter  den  §  155  des  Berggesetzes  überhaupt  für  an- 
wendbar erklärt,  und  nicht  anders  verhält  es  sich  mit  der  Aufstellung, 
dass  die  Klägerin  als  Bergbautreibende  gelten  niUsse,  über  deren  Ersatz- 
ansprüche nach  den  bisherigen  Gesetzen  zu  entscheiden  sei.  Der  §  155 
des  Berggesetzes  wird  nicht  als  Bestandteil  dieses  revisiblen  Gesetzes, 
sondern  als  Sondornorm  des  niclit  revisiblen  Gesetzes  vom  22.  Februar 
1869  angewendet.  Dies  erhellt  schon  daraus,  dass  sich  der  §  155 
a.  a.  O.  nur  auf  das  verliehene  Bergwerkseigentum  bezieht,  welches 
vor  Eintritt  der  (leselzeskratt  des  Allgemeinen  Berggesetzes  bestand, 
und  dass  es  sich  demnach  nur  um  die  entsprechende  Anwendung  der 
Vorschrift  auf  den  Grundeigentümerbergbau  in  den  ehemals  sächsischen 
Landesteilen  handelt,  also  um  die  Auslegung  unter  dem  Gesichts- 
punkte des  partikularen  Rechtes,  das  für  die  dem  §  155  als  einer 
Bestimmung  des  Gesetzes  vom  22.  Februar  1869  einzuräumende 
Tragweite  massgebend  ist.  Dass  schliesslich  das  ältere  Recht  im  sog. 
Begulativbezirk  bezOglich  der  Frage  der  Entschädigung  fftr  Eingriffe 
im  Öffentlichen  Interesse  zum  Nachteile  des  Abbauberechtigten  durch 
das  von  der  Revision  angezogene  Gesetz  vom  11.  Mai  1860  (GS.  201) 
keinesfalls  zugunsten  der  Verkehrsanstalten  abgeändert  ist,  erscheiht 
unbedenklich.  Im  fibrigen  ist  auch  hier  eine  NachprQfung  nach  der 
Richtung,  ob  das  PartikuUirrecht  der  Anwendung  der  §§  74,  75  Einl. 
zum  Allgemeinen  Landrecht  entgegensteht,  ausgeschlossen.  Bas  Re- 
visionsgericht ist  daher  ausserstande,  in  eine  Erörterung  der  Richtigkeit 
des  Berufungsurteils,  nach  welchem  dem  §  9d  des  Gesetzes  vom 
22.  Februar  1869  in  bezug  auf  die  Schadensersatzfrage  überhaupt  keine 
Bedeutung  beizumessen  ist,  einzutreten. 
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Nr.  186.   Entsch.  dos  Denischen  Reiclistjciichts. 

I.Zivilsenat.   Vom  11.  November  19U5. 
(Jw.  WodiMUBhr.  Jalmg. «  (IMQ  Mr.  i  &  it  Ziff.  t.) 

Ott  VtrtliHrnHi  übtr  BtflrlinMi  !■  ofM  lekutan  Wa|M  ptn&ts  t  469  Abt.  I 

Ziir.  I  H6B.,  §8  77  Abs.  I  ZlfT.  I  EISMbVerkOrdn.  kann  auch  in  dem  Vermerk  „Waoea- 
decken"  im  Frachtbriefe  gefunden  werden.  Der  Vorwurf,  dass  diese  schadhaft  und 
zu  kurz  gewesen,  trifft  die  Eisenbahn  bei  Seibatverladung  des  Absenders  nicht.  An- 
WNimi  ilN  9  254  B9B.  aif  dl«  Fill«  iea  §  459  Ah«.  9  IMB..  §  77  Abs.  3  Eisenb.- 

Virk9Nn. 

Elftgerin  machte  einen  Sehadenaosproch  gegen  den  beklagten  Eisen- 
bahnfiBkiu  geltend,  weil  sie  zam  Transpoit  yon  Waren  einen  offenen 
Wagen  mit  zwei  Decken  bestellt  habe,  diese  Decken  zn  wenig  und 
schadhaft  gewesen  nnd  die  Waren  deshalb  besch&digt  worden  sind. 
Das  OLG.  erkl&rte  den  Anspruch  dem  Grande  nach  für  berechtigt. 
Das  B6.  hob  auf:  Die  Annahme  des  Bemfongsgerlchts,  dass  der  Be- 
klagte sich  auf  §  459  Abs.  1  Ziff.  1  HOB.  nicht  berufen  könne,  beroht 
anf  Bechtsirrtum.  Es  ist  zwar  richtig,  dass  die  gesetzliche  Voraus- 
setzung für  die  Anwendung  dieser  Bestimmung  der  Nachweis  bildet, 
das  Gut  habe  nacli  einer  in  den  Frachtbrief  aufgenommenen  Verein- 
barung mit  dem  Absender  in  offen  gebauten  Wagen  befördert  werden 
sollen.  Allein  das  Benifuiigsgericlit  hat  naeli  dem  Inhalt  des  vor- 
liegenden Frachtbriefes  und  den  Feststellungen,  die  es  selbst  getroffen 
hat,  das  Vorhandensein  der  erwähnten  Voraussetzung  der  Ziff.  1  zu 
Unrecht  verneint.  Erfordert  wird  allerdings  eine  in  den  Frachtbrief 
aufgenommene  Vereinbarung,  und  es  könnte  hiernach  nicht  genügen, 
wenn  die  Vereinbarung  zwar  mündlich  getroffen  worden  wäre,  im 
Frachtbriefe  selbst  aber  keinerlei  Ausdruck  gefunden  hätte.  So  liegt 
die  Sache  hier  aber  nicht.  Der  Frachtbrief  enthält  als  Angabe  über 
die  Art  der  Verpackung  die  Angabe  „Wagen"  und  oberhalb  des  Raumes, 
der  fftr  Torgeschriebene  oder  znlftssige  Ehrklirungen  freigelassen  ist, 
hier  aber  dnreli  die  Worte  .beantragte  bahnseitige  Verwiegung aos- 
geflUlt  ist,  die  Angabe  der  Absenderin  ,2  Wagendecken*.  Es  war 
somit  anf  den  ersten  Blick  ans  dem  Frachtbrief  selbst  erkennbar,  dass 
das  Gnt  in  einem  Wagen  mit  zwei  Wagendecken  befördert  werden 
sollte,  nnd  da  regelmassig  anf  gedeckte  Wagen  Wagendecken  nicht 
aufgelegt  werden,  konnte  in  diesen  Bemerkungen  auch  die  Vereinbarung 
znm  Ausdruck  gebracht  werden,  dass  das  Gut  auf  einem  oifenen  Wagen, 
der  mit  zwei  Wagendecken  ausgestattet  ist,  zur  Beförderung  gebracht 
werden  sollte.  Da  der  Gebrauch  bestimmter  Worte  für  den  Ausdruck 
einer  Vereinbarung  dieses  Inhalts  nicht  vorgeschrieben  ist,  musste  die 
Würdigung  der  Erklärungen,  die  in  dem  Frachtbriefe  wirklich  enthalten 
sind,  das  Berufungsgericht  zur  Anwendung  der  gesetzlichen  Kegel 
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ftlbren,  dass  bei  der  AnsleKiuig  der  Willenserklänrng  der  wirklidie 
WiUe  zu  erforschen  and  nicht  an  dem  buchstäblichen  Sinn  des  Ans- 
drucks  SB  haften  ist  Bei  Beachtong  dieser  Begel  war  aber  jeder 
Zweifel  Aber  das,  was  die  Parteien  wirklich  gewollt  haben,  durch  die 
vom  Berufungsgericht  getroffene  Feststellung  beseitigt,  die  klagende 
Firma  stelle  nicht  in  Abrede,  dass  von  ibrer  Seite  ein  offener  Wagen 
bestellt  worden  war.  Ist  dem  so,  dann  bat  sieb  der  Beklagte  mit  Recht 
darauf  berufen,  dass  seine  Verantwortlichkeit  im  vorliegenden  Fall  nur 
nach  §  459  Abs.  1  Ziff.  1  HGB.  und  der  entsprechenden  Bestimmung 
in  §  77  Abs.  1  Ziff.  1  EisenbVorkOrdn.  bemessen  werden  kann.  Die 
Anwendung  des  §  459  HGB.  würde  aber  zu  keinem  von  der  Entscbei- 
dung  des  Berufungsgericlits  abweichenden  Eroebnis  führen,  wenn  e.s 
richtig  wäre,  dass  der  SchadtMi,  welchen  die  Klägerin  erlitten  hat,  durch 
eine  grobe  Eahrlässigkeit  des  Beklagten  herbeigefülirt  worden  ist.  In 
dieser  Beziehung  weist  aber  die  tatsächliche  Würdigung  des  Berufungs- 
gerichts erhebliche  Lllcken  in  der  Beurteilung  des  Parteivorbriugens 
auf.  Das  Berufungsgericht  erblickt  ein  grobes  Verschulden  des  Be- 
klagten schon  darin,  dass  der  Beklagte  schadhafte  Decken  überhaupt 
abgegeben  hat.  Allein  es  ist  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  vorliegenden 
Falles  das  Auflegen  der  Decken  nach  den  Tarifvorschriften  die  Ab- 
senderin  sn  besorgen  hatte,  dass  diese  auch  die  Schadhaftigkeit  der 
Decken  wahrnahm  und  dem  Bangiermeister  gegenüber  rUgte,  gleichwohl 
aber  nicht  auf  der  Lieferung  guter  Ersatzdecken  bestand.  Sie  hat  das 
auf  ihrem  Anschlussgeleise  yon  ihren  Leuten  geladene  Gut  der  Bahn 
zur  Bef5rderung  ftbergeben,  obwohl  sie  selbst  wahrnahm,  dass  die  beiden 
Decken  das  geladene  Gut  nur  zu  drei  Vierteilen  bedeckten  und  dem- 
nach —  ganz  abgesehen  von  der  Schadhaftigkeit  der  Decken  —  diese 
Bedeckung  an  sich  nicht  geeignet  war,  Bogen  und  Schnee  von  dem 
Gate  abzuhalten,  weil  es  zu  einem  Vieitel  ganz  schutzlos  geblieben  ist 
Sollte  dies  seinen  Grund  darin  gehabt  haben,  dass  iwei  Decken  zum 
Schutze  des  Gutes  überhaupt  nicht  ausreichend  waren,  auch  wenn  sie 
im  besten  Zustande  sich  befanden,  dann  würde  der  eingetretene  Schaden 
auf  eine  mangelhafte  Füi'sorge  für  das  (4iit  von  selten  der  Absenderin 
zurückzuführen  und  der  Schluss  des  OL(t.,  dass  die  in  der  Abgabe  der 
zwei  Decken  von  ihm  erblickte  grobe  Fahrlässigkeit  den  Schaden  ver- 
ursacht habe,  nicht  haltbar  sein.  Es  ei  weisen  sich  in  dieser  Beziehung 
weitere  tatsächliche  Feststellungen  als  nutwendig.  Es  kann  aber  auch 
bei  Würdigung  der  Frage,  ob  die  Klägerin  auf  Abs.  3  des  §  459  sich 
mit  Erfolg  berufen  kann,  nacli  der  Sachlage  die  Erörterung  des  Ge- 
sichtspunktes nicht  Umgang»^!!  werden,  ob  ein  beiderseitiges  Verschulden 
vorliegt  und  aus  welchen  Gründen  des  Verschulden  der  eineu  oder 
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anderen  Partei  das  überwiegende  ersclieiiit.  Denn  die  Bestimmung  des 
§  254  BGB.  hat  auch  bei  der  durcli  Abs.  3  des  §  459  veranlassten 
Prüfung  zur  Anwendung  zu  kouuneu,  und  die  nackte  Beiiauptung,  dass 
der  Schaden  überwiegend  von  der  einen  oder  anderen  Partei  verursacht 
worden  sei,  kanu  als  genügende  Begründung  der  EntscheiduDg  nicht 
erscheinen.   

Nr.  187.   Entscli.  des  Oberlandesgoriclits  Frankfurt  a.  M, 
I.Zivilsenat.    Vom  15.  November  1905. 
Internat.  Uebereink.  Art.  7  Abs.  5,  Art.  12  Abs.  I  und  4.  Art.  17.   ^  3  AusfBest. 
(9§  436,  470  D.  HGB.,  §§  53  Abs.  8,  9,  §S  61,  67  EisenbVerkOrdn.)   Bei  unrichtiger 
likaltMigabe  la  FraoMMfit  kian  aaab  der  Eiipfänger  aaf  Fraehtaaehiahlaag  wd 
FraaMmoMaf  !■  Anfneh  gtMMaR  wwdan.  Dteh  mtarliaiaa  bilde  AMprItbe  dar 

d^ilhriiie  Vaijlhrui. 

Das  FrachtTerhältiiis  zwischen  Empfänger  und  FrachtfOhrer  kommt 

stillschweigend  zustande,  wenn  der  Empfänger  das  Frachtgut  auf  Grund 
des  Briefes  in  Empfang  nimmt.  Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  die 
zu  zahlenden  Beträge  unmittelbar  oder  nur  mittelbar  aus  dem  Fracht- 
briefe ersichtlich  sind  oder  „resultieren" ;  er  ist  zur  Zahlung  der  tarif- 
und  regleraentsmässigen  Sätze  verpflichtet,  auch  wenn  sie  nicht  ohne 
weiteres  zahlenmässip:  aus  dem  Briefe  ersichtlich  sind.  Dies  ist  unter 
der  Herrschaft  des  alten  Handelsgesetzbuchs,  das  insoweit  mit  dem 
neuen  übereinstimmt,  unbestritten  gewesen  (HOHG.  21,  185  und  181). 
Allerdings  lautet  art.  406  HGB.  alt.  F.  wie  §  436  HGB.  dahin,  dass 
die  Fracht  vom  Empfänger  „nach  Mas.sgabe  des  Frachtbriefes"  zu 
zahlen  ist,  während  art.  17  des  Berner  Uebereinkommens  Zahlung  der 
„ersichtlich  gemachten"  Beträge  verlangt;  die  auf  den  ersten  Blick 
weitere  Fassung  „nach  Massgabe  des  Frachtbriefes"  bedeutet  aber 
nichts  anderes  als  die  Worte  in  art.  17  a.a.O.,  die  „ersichtlich"  ge- 
machten Betrftge  oder  die  ihr  noch  näher  stehenden  Worte  des  franz5^ 
siscben  Textes:  resnltant  de  la  lettre  etc.  Ffir  eine  bewnsste  Ab- 
weichung ist  keinerlei  Merkmal  Yorhanden. 

Gelangt  man  somit  za  der  Haftung  der  Beklagten  fttr  alle  fracht- 
biiefm&ssigen  Fordemngen  ans  dem  Frachtvertrage,  so  fragt  es  sich 
nunmehr,  ob  die  Einrede  der  Verjährung  durchgreift,  eine  Frage, 
die  eng  yerimüpft  ist  mit  der  rechtlichen  Natur  der  geltend  gemachten 
Anspr&che.  Sie  setzen  sich  unstreitig  zusammen  aus  Nachfordeimg 
Yon  Frachtdifferenz  und  Frachtzuschlägen  im  Sinne  des  art.  7 
Bern.  Fracht -Uebereink.  Die  Verjäbmngseinrede  wird  gestützt  auf 
art,  12  Abs.  IV  a.  a.  0.  Diese  Bestimmung  deckt  sich  mit  der  des  §  61 
der  Verkehrsordnnng  vom  26.  Oktober  1899  (RGBl.  &67)  sowie  mit 
§  470  HGB. 
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Keinem  Zweifel  kann  es  uuterliegen,  dass  der  nacligefoideite 
Frachtbetrag  unter  die  Vorschrift  des  art  12  IV  fällt.  Dieser  Be> 
trag  ist  infolge  anrichtiger  Anwendung  des  Tarifs  von  der  Eisenbahn 
zu  wenig  bereehnet  worden.  OleichgQItig  ist,  ob  der  Irrtmn  Aber  den 
anzuwendenden  Frachtsatz  durch  eine  falsche  Deklaration  ▼emrsacht 
ist  Nach  der  allgemeinen  Wortfassung  des  art.  12 IV  und  dem  Zweck» 
der  Vorschrift  soll  jede  unrichtige  Anwendung  des  Tarifs  getroffen 
werden. 

Zweifel  bietet  die  Beantwortung  der  Frage»  ob  auch  der  Fracht- 
zuschlag (im  gegebenen  Falle  der  doppelte  Betrag  der  zu  wenig  be- 
rechneten Fraclit  -  1221,04  M.)  der  einjährigen  Verjährung  des  art.  12 
Abs.  IV  unterliegt.  Von  den  Schriftstellern  spricht  sich  Eger  fllr  ein- 
jährige Veijäliriinj^  nach  §  470  HGB.,  §  61  Verkehrsordnung  (somit 
auch  art.  12  Abs.  IV  des  Berner  Fracht-Uebereinkomniens)  ans,  während 
Hertzer  eine  zweijährige  Verjährung  nach  §  196,  3  BGB.,  Coer- 
mann  eine  tlreijälirige  Verjährung  auf  Grund  des  §  852  B(tB.  ver- 
tritt, indem  er  die  falsche  Deklaration  als  eine  der  Eisenbahn  gegen- 
über begangene  unerlaubte  Handlung  ansieht.  lieindl  kommt  im  Er- 
gebnis zu  einer  dreissigjährigen  Veijälirung.  Der  Anspruch  der  Eiseu- 
bahn  gegen  den  Empfänger  giiindet  sich  auf  die  gesetzliche  Vorschrift 
des  art.  17  Berner  Fracht- Uebereinkouiniens,  die  dem  §  67  Verkehrs- 
ordnung und  dem  §  436  HGB.  entspricht,  und  das  Vertragsverlmltnis, 
das  der  Empfänger,  wie  oben  dargelegt,  durch  Annahme  von  Gut  und 
Frachtbrief  mit  der  Eisenbahn  eingeht.  Seine  Verpflichtung  „Nach 
Massgabe  des  Briefes"  Zahlung  zu  leisten,  ist  eine  einheitliche,  auf 
einem  Akt,  der  Annahme  des  Frachtbriefes  und  des  Gutes  beruhende. 
Seine  Verpflichtung  erstreckt  sieh  auf  alle  ans  dem  Frachtbrief  oder 
aus  dem  darin  in  bezug  genommenen  Reglements  ersichtlichen,  vom 
Absender  geschuldeten  Betr&ge,  mOgen  diese  auch  im  weitestmi  Sinne 
Terstanden  werden,  gründet  sich  aber  anderersdts  ausschliesslich  auf 
das  einheitlich  eingegangene  VertragsTerhältnis  und  kann  nicht  auf 
einen  etwa  daneben  mit  dem  Absender  noch  bestehenden  besonderen 
Nebenverti-ag  ausgedehnt  werden.  Mit  dem  Reichsgericht  (Entscb.  vom 
10.  10.  190O  Bd.  47  S.  33)  ist  allerdings  anzuerkennen,  dass  nicht  nur 
die  Frachtzuscliläge  des  §  53,  8  VerkOrdn.,  sondern  auch  die  des  §  58,  9 
daselbst  und  des  gleichlautenden  §  3,  II  der  AusfQhrungsbestimmungen 
zum  internationalen  Uebereinkommen  ihrer  lechtlichen  Natur  nach  als 
Vertragsstrafen  anzusehen  sind;  sie  haben  also  nicht  den  Charakter 
der  eigentlichen  Fracht,  können  auch  nicht  als  Gebühren  (des  frais 
acressnires)  im  Sinne  des  art.  12  Abs  IV  des  Berner  Fracht- Ueberein- 
kouimeuä  (bzw.  des  §  61,  4  VerkOid.)  betrachtet  werden.   8ie  bilden 
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aber  eine  der  Kisenbalin  aus  deni  Fraclitveitrage  ziistelieude 
Forderung,  deren  Betrag,  soweit  er  nicht  bei  der  Aufgabe  des  Guts 
entrichtet  ist,  nach  art.  12  Abs.  1  und  17  des  Berner  Fracht-Ueberein- 
konunens  (§  61,  1  VerkOrdn.)  als  auf  den  Empfänger  angewiesen  gilt. 
.  Ist  wie  dargelegt,  die  gesamte  frachtbriefmässige  Forderung  der  Eiseu- 
bahn  gegen  den  Empfänger  eine  einheitliche  und  rauss  dieser  daher 
auch  für  die  Frachtzuscbläge  haften,  so  bildet  ihm  gegenüber  —  un- 
beschadet einer  anderen  Auffassung  gegenüber  dem  Absender  —  die 
Oesamtheit  der  aus  nnrichtiger  Anwendung  des  Tarifs  sich  ergebenden 
Ansprticlie  der  Eisenbahn,  auch  die  wegen  der  Fracbtznscbl&ge,  der- 
gestalt eine  einheitliche  Foi-derung  der  Eisenbahn«  dass  sie  ihm  gegen- 
über nur  einheitlich  verjähren  kann,  und  es  mnss  daher  die  einjährige 
Yerjfthrong  des  art.  12  Abs.  4  des  Fracht-Uebereinkommens  anch  be- 
zflglich  der  Frachtsaschlftge  Platz  greifen.  Das  letztere  nimmt  anch 
der  Österreichische  Oberste  Oerichtshof  in  Wien  in  seiner  Entscheidung 
vom  10.  Januar  1905  (Eger,  Eisenbahnrechtliche  Entscheidungen  Bd.  28 
8.  34)  an,  wahrend  aus  einem  neuerdings  ergangenen  Urteil  des  Reichs- 
gerichts vom  5.  Juni  1905  (daselbst  Seite  74)  die  jetzige  grundsätzliche 
Stellungnahme  dieses  Gerichtshofes  zu  der  bezeichneten  Rechtsfrage 
mit  Sicherheit  nicht  liervorgeht,  da  dort  die  Haftung  des  Empfängers 
fttr  den  Fracbtzuschlag  aus  anderen  Gründen  abgelehnt  worden  ist. 

Nr.  ISS.    Entseh.  des  Deutsehen  Keichsgeriolits. 

T.Zivilsenat.   Vom  21.  November  1905. 
(Jnr.  Woeheniobr.  Jataig.  86  (1806)  Nr.  6  8.  M  ZUt  88.) 

PresM.  Est«,  vom  II.  Juni  1874  §  8.  Bai  d«r  Werlb««Mtan|  tot  arnh  der  Verint 

tatsächlicher  Vorteile,  welche  die  Aussicht  auf  längere  Dauer  gewähren,  za  beröck- 
tiditlsen,  gleiotaviel  ob  dor  Verlust  die  Folge  der  Entelgoaog  odor  dor  dieoolbo  voraiH 

lassenden  Anlage  ist 

Die  Revision  will  einen  Unterschied  machen  zwischen  demjenigeu 
Verlust  der  tatsächlichen  Vorteile,  der  Folge  der  die  Enteignung  ver- 
anliisj^enden  Anlage  ist,  und  demjenigen  Verlust  jener  Vorteile,  der 
Folge  der  Enteignung  ist.  Für  den  crsteren  Fall  will  sie  einen  Ent- 
schädigungsanspruch nicht  anerkennen.  Sie  beruft  sich  hierfür  auf  eine 
in  der  JW.  89,  522  unter  Nr.  29  auszugsweise  mitgeteilte  Entscheidung 
des  V.  Z3.  des  BG.  nnd  meint,  eine  Aufgabe  des  dort  aufgestellten 
Bechtssatzes  setze  einen  Beschlnss  der  VZ8.  voraus.  Diese  Ansicht  ist 
nicht  zutreffend.  Die  dort  abgedruckten  Teile  der  Entscheidung  des 
V.  ZS.  (nicht  des  IV.)  können  allerdings  den  Anschein  erwecken,  als 
wenn  die  Bevision  mit  ihrer  Auffassung  desselben  Becht  hfttte.  Allein 
selbst  wenn  letzteres  der  Fall  w&re,  würde  ein  Anlass,  Ton  der  Be- 

V^Eger,  Komm.  s.  BntQ.  8.  Aufl.  Bd.l  Ana. 67  S.888ff. 
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Stimmung  des  §  137  GVG.  (jebraiicli  zw  maphen,  nicht  gegeben  sein. 
Es  ist  nämlich  schon  lange  in  der  Rechtsprechung  des  RG.  der  all- 
gemeine Grundsatz  anerkannt,  dass  der  Eigentümer  nicht  nur  für  die 
Nachteile,  die  ihm  unmittelbar  durch  die  Enteignung  selbst,  sondern 
aucii  für  diejenigen,  die  ihm  durch  das  Unternehmen,  za  dessda  . 
Zwecken  die  Enteignung  erfolgt,  erwachsen,  zu  entschädigen  ist  (t.  S6-. 
1,  262;  13,  244;  JW.  88  S.  338  Nr.  28;  S.  4»  Mr.  96).  Diesem 
GrandMts  bat  auch  der  V.  ZS.  sowohl  vor  den  obigen  Urteil  Tom 
23.  MoTember  1889,  n&mlich  m  12.  November  1887  (t.  OrncM  38^  719; 
JW.  88  S.  47  Nr.  109),  als  aaeh  naehber,  nlialieb  nter  näenm  am 
12.  Januar  1898,  JW.  9B  a  176  Nr.  60  mgeatimmt.  Ea  wMe  daher, 
selbst  wem  der  T.  Senat  in  den  Urteil  vom  23.  November  1889  Torftber- 
gehsBi  cfaM  andere  Ansehanong  vertreten  haben  sollte,  die  Notwendig* 
iiit,  eisen  Beschloss  der  VZS.  herbeizofUhren,  nicht  Yorliegen.  DafQr, 
dass  in  dieser  Beziehung  zwischen  den  Nachteilen  unterschieden  und 
der  Verlust  von  tatsächlichen  Vorteilen,  der  doch  auch  ein  Nachteil  ist, 
besonders  behandelt  werden  müsste,  liegt  kein  erkennbarer  Grund  vor; 
auch  ist  ein  solcher  in  dem  erwähnten  Urteil  des  V.  Senats  mit  iLeinem 
Worte  angedeutet  

Nr.  189.   Entsch.  des  Dentschen  Bcichsgerichts. 
5.  Zivilsenat.  Vom  23.  November  1905. 

(Jnr.  WodiMudir.  Jakxs>  M  (IBOB)  Kr.  i  &  »  ZIC  lt.) 
Dtr  Strattmiileitr  iiat  nur  ilwraif      Reoht,  dass  ihm  durch  nachtrlglidie  Am- 

derungen  der  Strasse  der  Zugang  zu  dieser  und  der  Verkehr  mit  dem  an  sfe  an- 
•ohllessenden  Strassennetze  nicht  dauernd  wesentlich  erschwert  wird;  nur  intowait 
ist  der  Strasseneigenttimer  in  der  Ausnutzung  der  Strasse  bMohrlnkt. 

Irgendwelche  gesetzlichen  Bestimmungen,  denen  die  Begrenzung 
der  Rechte  und  Pflichten  des  StrasseneigentUmers  gegenüber  den 
Strassenanliegern  entnommen  werden  könnte,  gibt  es  niebt.  Es  mnss 
anf  die  beiderseitigen  wirtschaftlichen  Beziehongen  nnd  fiedOrfnisse 
znrftckgegaugen  werden,  wobei  nicht  nasser  acht  gelassen  werden  darf, 
dass  nach  dem  allgemeinen  Grandsatze  von  der  Freiheit  des  Eigentums 
die  Aoslegong  des  stillschweigenden  Willens  sich  im  wesentlichen  im 
Sinne  der  E<inengnng  des  grnnddienstbarkeitfthnlicben  Hechtes  der  An« 
lieger  za  bewegen  hat.  Von  diesem  Grandsatz  aasgehend  bat  das  BG. 
in  zahlreichen  anf  Grand  des  rheinisch-fraazOsischen  nnd  prenssischen 
Bechtes  gef&llten  Entscheidangen  den  Inhalt  des  Strassenanliegerrechts 
bestimmt.  Danach  hat  der  Anlieger  weder  ein  Recht  darauf,  dass  die 
freie  Entwickelung  des  Strassenverkehis  nicht  gehemmt  werde,  noch 
darauf,  dass  seine  Ladenfenster  von  alleu  Seiten  sichtbar  sind,  sondern 
er  hat  nur  darauf  ein  Becht,  dass  ihm  durch  nachträgliche  Aenderangen 
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der  Strasse  der  Zugang  zu  dieser  und  der  Verkehr  mit  dem  an  sie  sich 
anschliessenden  Strassennetze  nicht  dauernd  wesentlich  erschwert 
wird  (vgl.  die  Zusammenstelhmg  der  reichsgerichtlichen  Rechtsprechung 
von  Loebell  in  Gruchots  I^citr.  41  S.  33  bis  41  und  die  neueren  Urteile 
des  RG.  in  RÖ.  44,  282flF.;  56,  101  und  in  JW.  Ol  S.  144  Nr.  16), 
sowie  darauf,  dass  ihm  Luft  uud  Licht  durch  Bauten  vor  seinem  Grund- 
stttcke  nicht  daoernd  entzogen  werden  (vgl.  Grnelioti  Beitr.  44,  070). 
Auf  das  Fortbestehen  weiterer  VorteUe,  die  ihm  aus  dem  Bestehen  der 
Strasse  erwachsen,  bat  er  keinen  Anspruch  (Loebell  a.  a.  0.  S.  S7  bis  89). 
Die  StrasseneigentQmerin  kann  z.  B.  die  Strasse  unmittelbar  neben 
seinem  Hanse  sar  Sackgasse  machen,  ohne  dass  er  dies  hindern  oder 
anch  nnr  Entscbftdigangsansprache  geltend  machen  kann  (vgl.  RG.  66, 
101),  sofern  ihm  nnr  der  Zugang  znr  Strasse  nnd  dem  sich  anschÜessen-. 
den  Strassennetze  im  Übrigen  verbleibt;  niemals  ist  der  Grundsatz  auf- 
gestellt worden,  dass  dem  Strasseneigentttmer  die  Ausnutzung  der  Strasse 
zu  anderen,  wenn  auch  rein  privatwirtschaftlichen  Zwecken,  völlig,  also 
anch  dann  untersagt  sei,  wenn  dadurch  den  Anliegern  die  Ausübung 
ihres  Becbtes  nnr  unwesentlich  erschwert  werde.  Das  konnte  anch 
nicht  ausgesprochen  werden;  denn  für  den  Inhalt  des  grunddien stbar- 
keitähnlichen  Rechtes  ist  es  ohne  Einfluss.  zu  welchem  Zwecke  Aen- 
dernngen  an  oder  auf  der  Strasse  vorgenommen  werden. 


Nr.  190.  Entseh.  des  IK^ntsehen  Reiehsgertehto. 
6.  Zivilsenat.  Vom  4.  Dezember  1906. 

I  Jnr.  Worlien«chr  Jahrp.  85  (19061  Nr.  8  8.  92  Ziff.  16.) 

§g  I,  3,  8  HafpflG.  Auch  bei  Wiederherstellung  der  Erwerbsfahigkeit  des  Verletzten 
kaan  die  Featttellungsklafe  wegen  der  Möglichkeit  kHnftig  nur  im  urtichliohen  Zu- 
MMSMiilMi  Mtt  der  Vertetzung  eintretender  eetisdhelteeehide«  winitellt  weriss. 

Das  Berufungsgericht  hat  mit  bedenkenfreier  Begr&ndnng  fest- 
gestellt: Das  linke  Auge  des  Klägers  ist  durch  ein,  von  einer  vorüber- 
fahrenden  Lokomotive  ausgeworfenes  EohlenstQckchen  verletst  worden; 
infolge  dieser  Verletzung  ist  eine  beim  ElAger  bereits  vorhandene 
TrQbung  der  Hornhaut  des  Auges  vermehrt  worden,  im  übrigen  aber 
ist  die  Verletaung  geheilt  und  eine  Minderung  der  SrwerbsfUiigkeit 
des  Klftgers  nicht  eingetreten.  Unter  Abweisung  des  Anspruchs  auf 
sofortige  Zahlung  einer  Entschädigung  ist  nach  dem  Hilfsanträge  des 
Klftgers  dahin  erkannt:  es  wird  festgestellt,  dass  der  Beklagte  dem 
Kläger  den  Schaden  zu  ersetzen  hat,  der  ihm  in  Zukunft  ans  der  am 
24.  November  1902  erlittenen  Verletzung  des  linken  Auges  entstehen 
wird.  Die  Revision  des  beklagten  Eisenbahnfiskus  wurde  zurückgewiesen: 
Die  Möglichkeit,  dass  nachteilige  Folgen  nachtraglich  noch  auftreten, 
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ist  um  so  weniger  abzuweisen,  als  jede  Verletzung  tles  jetzt  nucli  ge- 
sunden rechten  Auges  den  zur  Zeit  nielit  tiilill)aren  f^influss  der  Trliliung 
der  llornliaut  des  linken  Auges  aut  die  Ki  werbsfahigkcit  des  Klägers 
hervortreten  lassen  wird.  Wegen  dieser,  keineswegs  fernliegendeD 
Möglichkeit  ist  auch  der  Einwand  des  Beklagten  abzQweisen,  dass  68 
an  den  gesetzlichen  Voranssetzungcn  ffir  die  Tom  El&ger  (hüfaweiae) 
erhobene  Festetellangsklage  fable.  Die  Verpflicbtong  des  Bdclagten 
zum  Schadenereatz  folgt  ans  der  naehgewiesenen  Verletzung  des  Angee, 
ond  daa  Intei'esse  des  Klägera  an  der  Feststellaog  des  damit  begrBndeten 
Bechtsverhältnisses,  vor  dem  Eintritt  eines  zur  Leistung  verpflichtenden 
Schadens  wird  durch  die  UOglichkeit  gegeben,  dass  solcher  Schaden 
künftig  eintreten  kann.  Bedenken  kann  der  Satz  der  Urteilsgrttnde 
erregen,  wo  gesagt  wird,  es  komme  nicht  allein  eine  nochmalige  Augen- 
entzündung, sondern  auch  das  Alter  mit  seinem  nachteiligen  £influ88 
auf  die  Sehkraft  in  Betracht.  Trete  aus  dem  einen  oder  anderen 
Grunde  eine  weitere  Beeinträchtigung  der  Sehkraft  ein,  so  erleide  der 
Kl&ger  einen  Erwerbsverlust,  und  könne  diesen  insoweit  erstattet  ver- 
langen, als  er  ohne  den  Ihifall  nicht  eingetreten  sein  würde.  ludessen 
dieser  letzte  Zusatz  schliesst  doch  das  Missverständnis  aus,  das  die 
ersten  Sätze  nahelegen,  als  solle  der  Ik'klaprte  auch  zum  Ersatz  für 
diejenige  Minderung  der  Krwerbsfähigkeit  des  Kläfrers  verptliclitet  sein, 
die  durch  eine  aus  anderer  Ursache  hervorgerufene  nochmal ijre  Aucren- 
entzüudung  oder  durch  das  zunehmende  Altei'  des  Klägers  bewiiki  wird. 
Das  Berufungsgericht  hat  also  nicht  verkannt,  dass  Kläger  auch  künftig 
nur  Ersatz  lür  solche  Minderung  seiner  Sehkraft  vom  Beklagten  bean- 
spruchen kann,  deren  ursächlicher  Zusauimcuhaug  mit  dem  Unfall 
feststeht.  

Nr.  191.   Entsch.  des  Deutschen  Beiehsgeriehta« 

3.  Zivilsenat.    Vom  5.  Dezember  1906. 

.itir.  Wochen^cb^.  Jaürg.  a5  <19*m;<  St.  3  8  94  Ziff 

§  3  HaftpflG.  Zum  entschädigungsberechtigten  Diensteinkommen  eines  Beamten  gehört 
asob  die  DisattkskItMssitnIage,  glelokvlsl  ek  fir  Ibi  «t  VerpfliohtMS,  «•  Ualfflm 
aaoii  aoMM*  INeast  n  traten,  liMtaiii  eder  Riokt 

Wie  das  Tragen  der  Dienstkleidung  die  Abnntsnng  der  Zivil- 

kleidnng  nnd  damit  den  für  letztern  erforderlichen  AnfWand  yerringert, 

so  mindert  das  Tragen  der  letzteren  die  Abnutzung  der  ersteren  und 
damit  den  fttr  sie  erforderlichen  Aufwand.  Die  Kosten,  welche  die 
entsprechende,  standesgemässe  Zivilkleidung  erfordert,  stehen  den 
Kosten,  welche  für  die  Dienstbekleidung  aufzuwenden  sind,  voraussicht- 
lich nicht  nach.  Trotzdem  er  des  Aufwandes  für  Dienstbekleidung 
enthoben  ist,  ist  Kläger  daher  durch  den  Verlust  der  Zulage  an  seinem 
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Vermögen  tatsächlich  um  iliieu  Betrag  geschädigt,  Unbescliadet  des 
UDistandes,  dass  die  Zulage  als  Entschädigung  für  Dienstaufwand  ge- 
währt und  bei  der  Pension  ausser  Betracht  bleibt,  bedingt  mithin  die 
Verpflichtung  zum  Schadenseisatz  die  Verpflichtung,  auch  den  Betrag 
der  Zulage  dem  Kläger  zu  vergüten. 


Nr.  193.   fintseh.  dos  Deutschen  fieIchss:orichtB. 

6.  Zivilsenat.   Vom  6.  Dezember  1905. 

U  2,  22  Prenss.  KleinbG.  vom  28.  JuH  1892.  Die  Konzessionserteilung  einer  Klein- 
oder  Strassenbahn  schiiesst  den  Anspruch  der  Naclibarn  auf  Einrichtungen  gegen 
Benaohteiiigung  durch  den  Bahnbetrieb  und  eventuellen  Sohadeaeersatz  iai  Reohtawege 
aieU  am,  atwilt  ikh  ■tobt  waawitlleha  ErwtlfinmiM  miar  aamtlie  waaait- 
lialM  Aaidaraigaa  iar  Aalagt  adar  daa  Batriafea  dar  Baba  bandalt 

Ist  auch  davon  anszogehen,  dass  die  G.- Strassenbahn  eine  dem 
Prenssischen  Oesetz  vom  28.  Jali  1892  nnterliegende  Kleinbahn  ist,  die 
anf  Grund  einer  landespolizeilichen  Oenehmigung  hergestellt  ist  und 
betrieben  wird,  so  ist  doch  nirgends  behauptet,  und  an  sich  nicht  an- 
zunehmen,  dass  diese  Genehmigung  dergestalt  erteilt  ist,  dass  darin  die 
Einrichtang  der  Feuerungsanla^^en,  z.  B.  die  Höhe  der  Essen  und  der- 
gleichen auf  Grund  des  Bauplanes  als  Bedingung  der  Genehmigung 
speziell  vorgeschrieben  w&re.  Solange  das  nicht  erhellt,  kann  auch 
nicht  angenommen  werden,  dass  Einrichtungen,  die  geeignet  sind  der 
übermässigen  Zuführung  von  Rauch  und  Russ  auf  die  Grundstücke  der 
Kläger  vorzubeugen,  sich  mit  den  Bedingungen,  unter  denen  die  landes- 
polizeiliche Geuehmiguncr  der  ('.-Strassenbahn  erfolgt  ist,  in  Wider- 
spriK'li  setzen.  Die  Vorsdniften  des  Kleinbahngesetzes  ergeben  nichts, 
was  den  Unternehmer  hindern  könnte,  in  den  AnlagtMi  und  den  Betriebs- 
mitteln der  Bahn  zeitgemässe  Verbesserungen  anzubringen,  die  den 
Bahnbetrieb  fördern,  oder  doch  nicht  stören  und  andererseits  Beein- 
trächtigungen der  Nachbarn  verhüten  oder  vermindern.  Nur  wesentliche 
Erweiterungen  oder  sonstige  wesentliche  Aenderungen  des  Unternehmens 
der  Anlage  oder  des  Betriebs  bedfirfen  nach  §  2  S.  2  a.  a.  0.  der  er- 
neuten Genehmigung  der  LandespoIizeibehOrde.  Was  aber  der  Unter- 
nehmer ans  eigener  fintschliessung  und  Machtvollkommenheit  ohne  Rflek- 
frage  bei  der  LandespolizeibehOrde  vom^men  darf,  dazu  kann  er  auch 
im  Bechtswege  angehalten  werden,  wenn  es  sich  darum  handelt,  sehäd- 
Uohe  Einwirkungen  des  Betriebs  auf  Nachbargrundstflcke  auf  ein  er- 
trSgUches  Mass  zurttckznffthren.  Auch  aus  dem  Anfsichtsrechte  der 
Landespolizeibehörde  (§  22  des  Gesetzes)  folgt  nichts,  was  dem  Bechts- 
wege im  vorliagenden  Falle  entgegenstehen  konnte.  Da  die  Herab- 
mindemng  der  schftdiichen  Immissionen  erst  im  Laufe  des  Rechtsstreits 
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eingetreteo  ist,  so  war  die  Verurteilung  zur  Herstellung  von  Einrich- 
tungen gerechtfertigt,  sofern  die  Beklagte  niclit  nachwies,  dass  eine  Wie- 
derkehr der  iibcrmiissigen  Immissionen  ausgeschlossen  sei.  Der  Beweis 
in  dieser  lU  zielumg  lag  der  Beklagten  ob  und  ist  nicht  gefülu  t  worden 
(vgl.  Turnaii- Fürster  304  2.  Aufl.).  Die  Schadensersätzpfliclit  wiid 
allerdings  durch  die  Einschränkung  dei'  Immissinneii  auf  ein  zu  duldendes 
Mass  modifiziert  resp.  insoweit  aulgehuben,  aber  das  hinderte  nicht,  die 
Schadensersatzptlicht  im  Prinzip  testzustellen.  Um  eine  Vorabentschei- 
dung im  Sinne  des  304  ZPO.  handelt  es  sich  hierbei  nicht,  und  es 
ist  irreführend,  wenn  der  Berufungsrichtor  in  den  Gründen  seine  Ent- 
scheidung als  Verurteilung  der  Beklagten  „dem  Grunde  nach"  bezeichnet. 
Zu  einer  Anfbebuug  des  BerafaDgmirteils  aber  gibt  diese  irrige  oder 
ungenaue  Bezeichnung  keinen  Anlass,  da  sie  die  Beklagte  nicht  be- 
schwert. Von  dem  Vorhandensein  eines  Verschuldens  hängt  die  fest- 
gestellte Schadensei'satzpjlicht  nicht  ab,  da  sie  nur  aaf  die  Znknnft  sich 
erstreckt  und  insoweit  das  gesetzliche  Aeqnivalent  dafür  bildet,  dass 
im  Fall  der  Uutnnlichkeit  der  in  erster  Linie  geforderten  Eänrichtongen 
die  Kläger  nicht  Einstellung  des  Betriebes  verlangen,  sondern  sich  die 
Beeinträchtigung  ihres  Eigentums  auch  ferner  gefallen  lassen  mQssen. 

Nr.  193.   Entseh.  des  Dentsdioii  Roie1isp;ericht8. 

6.  Zivilsenat.    Vom  7.  Dezember  1906. 

(Jur.  Worhcnschr  Jalir>:,  .^-i  ,1906  Nr.  J  S.  55  ^ 

§  I  Haftpfie.  §§  254,  828  BGB.  Bei  einem  Kinde  unter  7  Jatiren  ist  ein  nitwirkeide« 
Verschulden  zwar  ausgeschlossen,  nicht  aber  die  Anwendung  des  §  829  BfiB. 

Der  erkennende  Senat  hat  die  in  dem  Urteile  vom  11.  Mai  1903 
(RG.  Bd.  54  Nr.  104  S.  407ff.,  s.  auch  eheudort  Nr.  103  S.  407  a.  E.) 
ausgesprochene  Ansicht  äber  die  Unanwendbarkeit  des  §  254  BGB.  anf 
die  Beschädigung  eines  Kindes  unter  sieben  Jahren,  bzw.  die  Anwend- 
barkeit des  §  828  auf  die  Fälle  des  §  254  BGB.  inzwischen  wiederholt, 
namentlich  auch  im  Hinblick  auf  die  in  der  Literatur  ?ei-tretene  Gegen- 
meinung nachgeprüft,  aber  aufrecht  erhalten;  so  in  dem  Urteil  vom 
1.  November  1904,  VI  599/05,  abgedruckt  in  RG.  Bd.  59  Nr.  64  8. 221  ff. 
—  Es  darf  hier  auf  die  Grfinde  jener  Entscheidnogen  verwiesen  werden, 
da  kein  Anlass  vorliegt  von  der  dort  angenommenen  Rechtsauffassnng 
abzugehen  —  wobei  die  Frage  immerhin  offen  bleiben  mag,  ob  nicht 
die  in  dem  Urteile  vom  I.  November  1904  zum  Schlüsse  berührte  Be- 
stimmung des  §  829  BGB.  sieli  mit  dem  Grundsatze  des  §  254  in  Ver- 
bindung setzen  Hesse  und  daihirch  unter  Umständen  eine  etwaige  Un- 
billigkeit'ausgeglichen  werden  könnte. 
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Abhandlungen. 


18. 

Die  Pflleht  der  ElsenlMÜin  sar  TerwlegHag  Ton  Stiekgllteni. 

Von  Dr.  8eiiefc|»i6lil, 

Amtsricbter  in  Eolmar  i.  P. 

Die  Eisenbahn  ist  nach  den  Vorscliriftcn  des  §  5:{  Abs.  3  EVO.  jpdprzoit 
zur  Kfststelluiitr  des  Gewiclits  einer  zur  HitViiilrruu}?  anftr*'tri']M'iifii  Stmlnnsr 
berechtigt  —  mag  es  sich  nun  um  Stüt-lij^uier  oder  um  Wagenladuujrsgüter 
liandeln.  In  denuellieii  Abaatse  wird  sugleicb  eine  P flieht  zar  Verwiegnng 
der  Qttter  statuiert.  Jedodi  wird  hierbei  awieehen  Stflckgfitern  und  Wagen- 
ladnnffsgfltern  nnterschieden.  Für  Stflckgflter  besteht  die  Yerwiegnngspflicht 
oline  Yorauseteiing  und  oline  Ausnahme;  für  Wagen1adnn?8!?titer  nur  unter 
zwei  Voraassetzunjrcn :  a)  der  Absender  muss  die  Verwiegnng  der  Güter  bean- 
tragten und  hl  die  vorhandenen  WiiL'cvorriclitniifren  uiüfwen  zu  der  betreffenden 
VenvieguiJir  ausreichen.  I»ie  Wrwieuuni,'  der  Stück. trüter  erfolgt  kiistentV»M; 
für  die  beantragte  Verwieguug  von  Wageuladuugsgütern  ist  eine  taiit- 
mftssige  Wägegebfllur  an  entrichten. 

Es  bedarf  annftchst  kdner  Erwignng,  dass  anter  «Verwiegmg'  die 
.ordnnngsmässige",  .richtige*  Yerwiegmig  Twatanden  wird.  Das  als 
Ergebnis  der  Verwiegnng  angegebene  Gewicht  ninss  mit  dem  wahren  Gewichte 
des  Gutes  ttbereinstimmen.  Der  Pflicht  zur  Verwiegung  ist  nicht  genflgt,  wenn 
zwar  das  Gut  gew<it'en.  aber  ein  falsclies  Gewicht  angegeben  wird.  Diese 
Regel  schliesst  zwei  Verpflichtungen  ein: 

a)  Der  Verwieger  liaitet  für  die  Richtigkeit  seiner  Wage. 

b)  Er  haftet  femer  für  die  richtige  Ablesung  des  Gewichts  von  der  Wage 
und  Avf^eichnnng  dessdbMi  hn  Frachtbriefe. 

Welche  Folgen  hat  nnn  die  Tonfttaliche  oder  fshrl&ssige  Ausserachtlaasnog 
dieser  Pflichten;  sei  es  nnn,  dass  das  Stflckgat  gar  nicht  vorwogen  wird,  in- 
dem ein  Yom  Absender  angegebenea  Gewicht  ohne  Nachprüfung  hingenommen, 
oder  ein  nur  durdi  die  Schätzung  gewonnenes  Gewiilit  in  dem  Frachtbriefe 
aiitrt'tri'ben  wird,  oder  sei  es.  dass  die  Wage  ein  unriclitiij:es  (.iewicht  anzeiirte, 
oder  scliliesslich,  dass  der  W;ii.'er  das  von  der  Wage  richtig  angegebene  Ge- 
wicht faisclt  abla.s  oder  falsch  aufzeichnete':' 
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Der  Inhalt  der  EYO.  irilt  al>^  BestaixUoil  dos  Kraclitvertratres.  xVus  der 
schuldhut'tcii  Vcrlet/.unj.'  einer  V.Tn-iL'si.tliclit  i'ohj^t  in  der  Kegel  ^'emäss  §  276 
249  ff.  BCrü.  die  8chadeuser.>,at/|>ilu  ht.  Die  regelmäüsige  Folge  der  unter- 
lasseuen  oder  fehlerhaften  Ven»>'iegung  ist  die  falsche  Ftrachtberedmiuig.  Ist 
das  Geweht  za  hoch  angegeben,  so  besteht  dw  Schaden  des  Absenders  darin, 
dass  ihm  eine  sn  hohe  Fracht  berechnet  wird.  Ist  das  Gewicht  m  niedrig  ange- 
geben, so  Icann  dem  Absender  ein  weiterer  Schaden  dadurch  entstehen.  da.s$ 
or  das  im  Frachtbrief  ant'f  irr bcne  Oewicht  im  Vertrauen  anf  dessen  Richtigkeit 
bei  filier  auf  den  Transport  ful>:t'«idpn  Zollboliandluntr  aniribt  und  sich  dadurch 
ZollstratVn  zn/.iobt.  Oiler  das  falsche  (iewicht  wird  bei  einem  si)äteren  Laizer- 
vertrag  zugrunde  gelegt  und  demzufolge  die  Lagergeldforderung  falsch  berechuet; 
oder  es  wird  der  Kaufpreis  danach  ermittelt  und  ein  falsches  Ergebnis  ersidt. 
Kann  die  Eisenbahn  fttr  alle  diese  Schäden  verantwortlich  gemacht  werden? 

Zur  Beantwortong  dieser  Frage  mnss  anf  die  Bedentnng  der  Vorschrift 
des  §  53  Abs.  S  EYO.  eingegangen  werden.  Die  Höhe  der  Fracht  wird  regel« 
njjis.sig  durch  da.s  Gewicht  ermittelt.  Der  Zweck  der  Vorschrift  betreffend  die 
Ver\viegunirs])tlicht  ist,  eine  sichere  (Jinndlage  für  die  Frachtbererhmintr  zu  er- 
lauben'.  nif'  im  i;  n;\  EVO.  vorgesrhriebeiie  VerwieL'iiiig  der  SriickgUter  hat 
nicht  die  Bedeutung,  wie  sie  etwa  einer  auitlit  hen  (iewichtsfeststellung  durch 
eine  öffentliche  Wage  zukommt.  Denn  in  diesem  Falle  liegt  ein  besonderer 
Werkvertrag  betreffend  die  Verwiegmig  vor,  nnd  fftr  die  nicht  ordnnngsmJtasige 
Erfttllnng  desselben  haftet  der  Wäger  als  Unternehmer  gemiss  §§  633—635 
BGB.  Die  ordnnngsmässige  Yerwiegnng  ist  hier  eine  selbstSadige  Verpflichtung, 
nnd  die  Schadensersatzpflicht  erstreckt  sich  auf  den  gesamten  Schaden,  der 
durch  die  fehlerhafte  Verwiegnng  entstanden  ist.  Die  in  der  EVO.  vor- 
geschriebene Verwiegung  der  Stückgüter  hat  aber  eine  beschränktero  Be- 
deutung. Wenn  auch  eine  richtige  Frachtberechnnng  im  Interesse  des  Ab- 
senders liegt,  80  ist  doch  diese  V^orschrift  der  EVU.  vorwiegend  im  Interesse 
der  Eisenbahn  gegeben;  die  Yerwiegnng  ist  nnr  ein  Mittel  nur  Feetatdlong 
des  Frachtlohns,  also  keine  ans  der  Natur  des  Frachtvertrags  lUessende  Yer- 
pflicbtnng,  da  sie  mit  der  Beförderung  des  Gutes  nichts  zu  tun  hat;  sie 
ist  nnr  eine  Nebenverpflichtung.  Für  diese  engere  Bedeutung  spricht  aoch 
der  Finstand,  <lass  die  lilisenbalm  für  die  Yerwiegnng  der  Stiickgäter  eise 
üebühr  nicht  berechnet. 

Hat  die  Verwie-,ning  aber  nur  die  Bedeutung  einer  Massregel  zur  Fracht- 
berechnung, so  können  einem  etwaigen  Versehen  bei  der  Verwiegung  auch 
nur  nach  dieser  Richtung  hin  rechtliche  Folgen  beigemessen  werden.  Diese  An- 
sicht hat  schon  einmal  der  Kassationshof  in  Florenz  ausgesprochen  (in  dieser 
Zeitschrift  Bd.  XX  S.  317,  318).  Es  heisst  dort:  ,Die  Yerwiegnng  habe 
keinen  anderen  Zweck,  als  den,  zur  Feststellnng  des  Transportpreises  zu 
dienen.  Folglich  .sei  die  Eisenbahn,  wenn  nachträglich  ein  Mindergewicht 
konstatiert  würde,  zu  nichts  andei-em  verjitlichtet.  als  zur  Kückerstattiuig  der 
zuviel  erhobeneu  Fracht".  \Vird  also  von  der  Versandstation  für  ein  Stuclcgttt  ein 
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falsches  Gewicht  aiiiregeben.  8o  kann  ea  sioli  nnr  ilarnni  bandeln ,  dass  die 
etwa  entstehende  Frachtdißereuz  von  der  Eiäeubalui  ziii  iickgezablt  oder  nach- 
verUuigt  wird.  Dagegen  sind  vnbegrBndet  alle  sonstigen  Ansprttche  eines 
FrachtlMteUifteD  anf  den  ErsKta  irgendeineB  Schadens ,  den  er  dadnrcli  er- 
litten hat,  dass  er  im  Vertnmen  auf  die  Richtigkeit  der  von  der  Eisenbahn 
angegebenen  Gewicht.sfestfrtellnng  das  falsche  Gewicht  in  Zoll-  nnd  Stener- 
deklarationen  oder  bei  spilteren  Verträgen  zngrande  gelegt  hat. 

Es  kommt  mm  aber  öfters  vor.  dass  Frachtbeteilij^te  derartJp'e  weiter- 
gehende Schadensersatzansprüche  gegen  die  Bahn  erheben;  sie  stützen  sich 
dabei  auf  den  Wortlaut  des  §  63  Abs.  'd  £V0.  Es  ist  nicht  zu  verkennen, 
dass  dieser  Wortiaiit  irrefähren  kann,  es  empfiehlt  sich  vielleicht,  bei  der 
Nenredaktion'der  EVO.  die  bescfarflnkte  Bedentnng  der  Yerwiegiingspflicht  an- 
aadesten,  etwa  durch  den  Zuati:  »Die  Eisenbahn  ist  verpflichtet,  das  Ge- 
wicht der  Stfickgüter  zum  Zwecke  der  Frachtbereohnnng  bei  der  Auf- 
gabe festzustellen*. 

Einzugehen  ist  noch  kurz  anf  die  Rückzahlung  oder  Nachzalilnng  einer 
durch  die  falsche  Gewiclitsfoststelluug  entstandenen  Frachtdifferenz.  Die  Vor- 
schriften des  §  61  Abs.  4  EVO.  finden  nach  ihrem  Wortlaut  auf  diese  An- 
sprüche keine  Anwendung.  Denn  weder  sind  die  Tarife  falsch  angewendet, 
noch  ist  irgendein  Bechenfehler  TO]^;ekommen.  Es  ist  richtig  gerechnet 
worden,  jind  die  Tarife  sind  richtig  angewendet  worden  nur  anf  Grund  einer 
falschen  Voranssetzung,  und  deshalb  ist  das  Ergebnis  ein  falsches  geworden. 
Man  wird  aber  dem  Willen  des  Gesetzgebers  entsprechend  den  Abs.  4  des 
§  ()1  EVO.  ausdehnend  auslegen  nnd  annehmen  müssen,  dass  auch  richtige 
Berechnungen  auf  falscher  Grundlage  [deren  Ergebnis  doch  ebenso  falsch  ist, 
wie  unrichtige  Berechnung  auf  richtiger  Grundlage]  unter  die  Vorschrift  des 
§  61  Abs.  4  EVO.  fallen.  Derselben  Ansicht  ist  Eger,  EVO.  2.  Aufl.  §  61 
Anm.  294  S.  841:  ,  Rechnungsfehler  sind  nicht  bloss  kalkulatorische,  sondern 
aneh  solche,  die  anf  tatsftchlich  falscher  Grundlage,  z.  B.  unrichtiger  Angabe 
der  Qualität  oder  QuantUftt  des  Gutes  beruhen*. 


$06  F.  Stoerk,  Die  Ventenpalmig  der  ZutimmoiigefertrBge  *b  .liietrertrige*. 


14. 

Die  VersteiiiiM»hiiiK  clor  Ziistimmuiig:sv<»rtrUj;t'  als  .. Mietverträge". 

(§  ü  des  rreuüb.  Kleinbalinpesetzes  vom  28.  Juli  18U2.) 

Von  Dr.  Felix  Stoerk, 
ord.  Professor  der  Hechte  in  Greifswald. 

Die  rechtliche  Natar  des  ZustimmiingwrertrageB ,  der  vor  wie  nach  der 

in  Freusson  stattgehabten  gesetelichen  Nenregelmig  der  Katerie  sein  Fandament 
im  öffentlichen  Recht  suchen  und  finden  mnsste.  erfuhr  im  Laufe  des 
Irt/tpTi  Jahrzehnts  eine  empfindliche  Verschiebiinir  in  dor  Bewertung  seiner 
rechtlichen  Natur  durcli  eine  Reihe  V(»n  Ueichsfjrerichts-Krkenntnissen,  in  denen 
das  Reichsgericht  wiederholt  zur  Wahrung  der  Stempelpflicht  des  Zu- 
stimmongsvertrages  das  zugrunde  liegende  VerhUtois  als  lOete  hehaadelt 
irinen  wollte. 

Dieoer  Punkt  ist  für  das  Oesamtbild  der  BechtshedehnngeB  .zwischen 
allen  GFemeinden  und  ihren  Strassenbahnen  von  besonderer  Bedentong  und 
nrasB  daher  eingebender  geprüft  werden. 

Sowohl  die  Praxis  der  Kommnn:ilverwaltnngen .  wie  die  Leitung  der 
Verkelirsnnternehnmngen  sind  hier  von  einem  Missverständnisse  hinsiclidit  h 
der  Tragweite  der  bisher  ergangenen  reichsgerichtlichen  Erkenntnisse  nicht 
freizusprechen.  Nicht  in  direkter  Lösung  des  Onmdproblems,  sondern  anf 
dem  Umwege  fiber  die  Frage  der  Stempelpflicht  der  zwischen  den  Strassen- 
balmgesellschaften  und  den  Wegennterhaltnngspflichtigen  gesehloBseoen  Yertrtge 
hat  das  Reiehsgeridit  zuerst  im  Erkenntnis  vom  7.  Juli  1884  die  AMahommg 
vertreten,  dass  der  Vertrac-,  durch  welchen  eine  städtische  Strasse  einer 
Pferdebahngesellschaft  zur  Benutzung  gegen  Entgelt  eingeräumt  wird,  als 
Mietvertrag  zu  verstempeln  sei. 

Dass  der  Rechtsvorgang  der  Einräumung  der  Strasse  zum  Gebrauch  unter 
eine  Stempeltarifpositiou  gestellt  werden  kann,  sobald  de?  Vorgang  in  die 
Form  ebier  Urkunde  gebracht  wird  und  das  Torabredete  Entgelt  nach  der 
Dauer  eines  Jahres  berechnet  mehr  als  300  Kark  betrügt,  findet  in  steuer- 
technischen ErwSgungen  seme  Tellig  ausreichende  Begründung.  Stellt 
sich  auch  unsere  moderne  Reditsanschanung  —  zumal  in  betreff  vermögens- 
rechtlicher Leistungen  wonic  tronoi-rt,  Hilfskonstruktionen  des  alteren 
Rechts,  den  Quasi-lnstitiit«  n  zwiu^^cnde  Kraft  zuzuerkennen,  —  ho  mag  es 
doch  gleichwohl  notwcndit;  erM  lit  inpn,  in  den  stellenweise  nnch  nicht  zu  all- 
seitig scharfer  Abgrenzung  gelangieu  Gebieten  unseres  Steuer-  und  Stempel' 
rechts  Parallelbiidungen  zuzulassen,  mit  deren  Hilfe  neue  im  Wirtschaftsleben 
auftretende  Verkehrsakte  —  die  ihrer  Natur  nach  dem  Einzelnen  Bechti- 
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vorteile  und  Rechtäsiclierungen  gewiihicu  —  zur  StMapelpflichl  hcraDgezogeu 
worden  könneiL  FOr  deren  BechtBgnmd  und  Beneesang  gibt  der  §  26  des 
SteaBpelaleaei^aetzes  vom  31.  Juli  1896  die  anereichende  Korrdctnr,  der  den 
Becbtaveg  hineichtlich  aller  im  Tarif  anfgefBhrten  Urkunden  ffir  soUssig 
erklärt  M. 

Es  liegt  daher  dnrchans  in  der  Richtung  nnserer  deutschen  Rechts- 
findung: ilnich  rrteilsspru ch ,  wenn  die  Fraire  der  RechtmUssiirkoit  oder 
Rechtswidrif^keit  eines  Steuiiielaiispruciis  dnrtli  richterliclie  Entscheidung:  gelöst 
wird.  Es  greift  aber  in  die  alte  Streitfrage  über  die  Rechtskraft  der  Ent- 
scheidungsgrüude  ein,  wenn  aas  Anlass  eines  Bechtsstreits  Uber  sVersteuipelung" 
die  rechtliche  Natur  dner  etreitigen  Verkehrsbeziebvng  endgttltig  fest- 
gestellt werden  soll. 

Ich  kann  mich  daher  nicht  znr  Ansicht  bekennen,  die  allerdings  in  weiten 
Kreisen  der  Praxis  darchgedrangen  zu  sein  scheint,  dass  die  Judikatur  des 
Reiclisgerichta  das  Strassenbenntzungsrecht  seitens  der  Strassenbalinoii  als 
Mietreclit,  d.  h.  als  blosses  GeViranrlisrrcht  am  stiidtisrlien  CTiiind  und  Hoden 
charakterisiert  habe.  Ich  bin  \ieluuiir  der  Meinun;;,  da.ss  die  von  der 
obersten  ReichsinstAuz  gefällte  richterliehe  Entscheidung  lediglich  die  Trag- 
wdte  hatt  die  das  Jostizministerinm  im  Titel  des  publizierten  Erkenntnisses 
▼om  7.  JnU  1884  erkennen  lässt.  Das  genannte  Urteil  wird  weiten  Kreisen 
der  Rechtsprazis  um  seiner  prinzipiellen  Bedeotang  willen  im  Justiz- 
Ministerialblatt  Nr.  32  des  46.  Jahi^iangs  mit  der  Uebersehrift  zur  Kenntnis 
gebracht: 

„Der  Vertrag,  durch  weklien  eine  stildtlsche  Strasse  einer  Pferde- 
bahngesellschaft  zur  Benutzung  gegen  Entgelt  eingeräumt  wird,  ist  als 
XietTcrtrag  zu  Terstempeln*. 

Das  Justizministerium  hält  sieh  bei  Jener  Erklftmng  genan  vor  Augen, 
welcher  sachUdie  Inhalt  eines  Urteils  der  materiellen  Bechtskraft  mit  der  der 
letzteren  nach  den  sonstigen  BechtsgrundsKtzen  und  Vorschriften  zustehenden 
Wirkung  fähig  ist. 

Nach  §  :V22  ZPO.  sind  Frteile  der  Rechtskraft  nur  insoweit  fähiir.  als 
über  den  durch  die  Imlage  oder  durch  die  Wideridage  erhobenen  Anspruch 
entschieden  ist. 

Während  also  die  für  das  gemeine  Recht  namentlich  von  Savigny 
(System  Bd.  6  8.  850—370,  429— 443  ff.)  festgehaltene  Theorie  Aber  die 
Rechtskraft  der  Entscheidungsgrilnde  alle  in  den  Gründen  enthaltenen  Elemente 
des  Urteils  materiell  rechtdcrftftig  werden  liess,  demnach  auch  die  Ent- 
scheidungen über  die  den  Ansprnch  bedingenden  Bechte  und  Priyudizial- 
pnnkte,  —  gehen  Wissenschaft  uiul  Praxis  für  da»  neuere  Recht  von  der 
Erkenntnis  ans,  da'^s  die  Ivochtskraft  des  Urteils  nur  für  die  Entselieidung 
über  den  tatsiichlich  erhulieneii  Anspruch,  für  das  geltend  gemachte  Klage- 
recht augenoiuuien  werden  darf. 

')  S.  Heinitz,  Die  Stempelpfliehtigkeit  ib^r  Strassenbenutzungsvcrträgc  der 
Strassen-  und  Kleinbahnen:  in  Egers  , Eisenbabnroebtlicbe  Entscbeidnngen "  etc., 
Bd.  XVm,  Breslau  1902. 
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Der  §  322  hat  unter  gleichseitiger  Brledignng  der  gemeinrechtlidieii 
EontroTereeii  die  Bechtekraft  nur  für  die  Entscheidung  Uber  diese  Ansprilche 
ttatniert,  weil  entsprechend  den  impeiinm  litis  der  Parteien  die  Wirkung  der 

Entsoheidanju'  iinr  da^enige  betreifen  soll,  worüber  die  Parteien  die  richter- 
lichfi  Fiit<<'lieiilnnc:  nnrnfpii  wollen.  Falls  die  Partoi  ein  Bedürfnis  empfindet, 
üb(M'  Ti  ;i  juiiizialtrnLreii  und  sniistiL'o  eiiischlai:eiide  Rechteverliiiltnisse  die 
richtcilirla-  Kiitscluiilunjr  iui8znli>seu,  so  sind  ihr  in  den  §§  256,  28Ü  die  er- 
t'orderliclien  Mittel  duzu  gegeben. 

Die  Becbtslcraffc  reicht  demnach  .soweit,  als  Uber  den  durch  die  Klage 
oder  die  Widerklage  erhobenen  Anspruch  entschieden  ist*^.  Es  Iconunt  also 
nicht  bbss  darauf  an,  was  Gegenstand  des  erhobenen  Anspruchs  gewesen, 
sondern  auch  in  welchen  Grenzen  und  in  welchem  Umfange  derselbe  rage- 
sprechen  oder  abgesprochen  ist 

Ich  bin  aus  den  an^reführten  üriiiidt  u  der  durch  die  Urteile  über  die 
Pflicht  zur  Verstenii»eluiiLr  der  Zustiininuiiu'svertrii^re  als  .^Mietvertriiee"  unbe- 
irrten  Ueberzeaguug,  duäs  die  Ansicht  von  der  überwiegend  publizistischen 
Natur  jenes  NutEungsrecbts  allein  dem  Wesen  des  Terhihnisses  und  dem 
Geiste  des  prensdschen  Eieinbahngesetses  entspricht. 

Es  hat  ja  allerdings  viel  snr  Verwirrung  der  im  Eleinbahnreeht 
herrschenden  Anschannngen  beigetragen,  dass  auch  wieder  da.s  Urteil  des 
Reichsgerichts  vom  13.  Dezember  1807  in  S.  N.-TJerliner  Pferdebahn-A.-G-., 
Kliitrer,  wider  Preu.s,s.  Fiskus,  Bekl. .  sich  der  gründlich  motivierten  Ansicht 
der  Kläiieriii  nicht  anscliloss ,  die  in  dem  zwischen  ihr  und  dem  Kommnnal- 
verbaude  der  Provinz  Brandenburg  als  Eigentümer  und  ünterhaltnngspüichtigen 
der  Berlin -Frankfurter  Chaussee  anlBsdich  der  Verlftngemng  ilirer  Pferde» 
eisenbahn  unterm  17./22.  Juni  1893  schriftlich  abgeschlossenen  Abkommen 
lediglich  eine  nach  Öffentlichem  Bedit  nu  beurteilende  Vereinbarung  erkannt 
sehen  wollte,  da  es  lediglich  die  nUhere  Begrenzung  des  durch  §  6  des  Ge- 
setzes vom  28.  Juli  1892  gescIiaH'enen  IlechtsverhiUtnisses  entllftlt  und  daher 
nicht  als  Mietvertrat;  aniresehen  wtrd'  ii  könne. 

l>ei  dem  geL'enwiirtii/eu  .Stamk'  der  Kechtsentwickeliinir  ist  allerdiug.s  die 
reich.sgerichtliche  Judikatur  nicht  völlig  unbeteiligt  an  dem  Wandel  der  An- 
schauungen, der  sich  in  den  Kreisen  der  Praxis  zu  vollziehen  droht,  sofern 
nämlich  das  Reichsgericht  in  den  Begrflndungen  der  ergangenen  Erkeuntnisse 
Konsequenzen  aus  dem  Grundgedanken  des  Mietvertrages  sieht,  deren  Veber- 
tragung  auf  den  Znstimmungsvertrag  der  wirklichen  Natur  desselbMi  wider- 
^echen. 

Es  ist  ja  den  Eiitscheidungsgründen  der  liier  erinterten  Keichsgerichts- 
erkeuntni.sse  iilter  dif  .,  \'erstempeluups|»tlielit"  dnreliaus  beizustimmen,  wenn  sie 
aus  deren  Gesichtswinkel  der  verwaltungsrechtlicheu  Stellung  der  prenssisclien 


*)  Zur  Frage  des  objektiven  Umfanges  der  materiellen  Kecbtskratt  des  Urteils 
siehe  den  Stand  der  literatnr  bei  Windsoheid-Kipp  a.  a.  0.  Bd.  I  §  190  und 
neuerdings  flberdchtlich  bei  J.  Weismano,  Lehrbuch  des  ZiTilprosessrechts  Bd.  I 
8.  288  ir. 
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Oemdnde  soin  StrasaeaikSiper  licbtig  betonen,  daae  an<&  die  Begründung 
eines  HietverbAltniiees  keineswegs  das  Eigentum  des  Veniieten  an  der  ver- 
mieteten Sache  sehleetithin  mr  Voranssetaning  lialie. 

Allein  auch  das  für  die  kleinbahnrechtliche  Nvteimg  wichtigste,  ent- 
scheidende Moment  der  UnzulUs.sifj:keit  des  Rechtsweges,  die  Versagnng  der 
gerichtlichen  Verfolg'barkeit  für  die  .Forderung^  des  Vermieters"  sollte  keinen 
Einfluss  auf  den  Grundcliarakter  der  Kechtsbeziehung  haben V  Und  auch  die 
unleugbare  Tatsache,  dass  eine  Aafhebung  des  , Mietsverhältnisses **  am 
städtischen  Gnrnd  and  Boden  der  Einwirlcnng  der  ordentliclien  Geriditsbarkeit 
vSUig  entaogen  Ist,  sollte  keinen  Zweifel  darflber  aufkommen  lassen,  dass  «die 
hier  getroffene  Ver^baning  in  Ans^mig  des  Inhalts  wie  der  Form  der  Be- 
nrteilnng  nach  den  Grnndsätzen  des  Privatrechts  unterliege"? 

Eine  Fülle  anftauchender  Folgefrapen  findet  bei  dieser  AufTassang  keine 
Handhabe  zn  tauglicher  Losiinp:.  Privatrecht  wie  öffentliches  Hecht  troraten 
hier  ins  Stocken.  Wa.s  ist  das  für  ein  Mietverhältnis,  hvi  (h'm  der  Veiniieter  * 
gegen  seinen  Willen  zum  Ab.schlu.ss  de.s  Vertrafjes  gezwungen  werden  kann? 
Wobei  ihm  der  Mietpreis  von  der  Verwaltongsbehürde  diktiert  werden  kann? 
Obwohl  «die  privatrechtliche  Natur  des  begrftndeten  Reehtsverbiltniases  keinem 
Zweifel  nnterliege"  (Entseheidiing  des  RG.  in  Zivilsachen  Bd.  40  S.  282),  so 
ksan  doeh  dieses  MietveriiUtnis  anch  bei  beiderseitigem  Einverstftndnis  kraft 
der  öffentliih-rechtlichen  Betriebspflicht  nirlit  wieder  aufgehoben  werden! 

An  solcher  Stelle  ist  wohl  die  Frai'o  begründet,  welchen  Wert  eine 
juiistische  Konstruktion  hat.  die  bei  der  ersten  notwendigen  Fnlc-oerscheinung 
schon  versaj?t,  die  das  Recht  ,ini  limine"  völlig:  ans  dem  Gesichtskreis  ihrer 
Betrachtung  verliert.  Uebersieht  eine  solche  Scheinlösung  aus  dem  Gesichts- 
punkt der  yVerstempclung"  nicht  die  Haaptaufgabe  jeder  jar^iaciien  Kon« 
stmldilon  —  Einsicht  nnd  Erkointnhi  hervorzubringen  über  die  innere  Ver- 
bindung, die  swischen  einer  individuellen  Ersdieinung  und  dem  gansen 
Kreis  der  umgebenden  Rechtstatsachen  obwaltet?  Eine  solche  dog- 
matische Kon-stniktion  muss  in  dem  Augenblick  zusammenbrechen,  da  sich 
herausstellt,  dass  das  wichtij^ste  Postulat  der  Inijischen  Stifidialtigkeit.  der 
Nirlitwiderspruch  mit  notwendimin  Fordcrunircn  nnd  AxiHinen  des  um- 
gebenden Rechtslebens  nicht  erfüllbar  ist.  Die  Jurisprudenz  findet  lediglich 
im  parallelen,  begrifflich  ungehinderten  Wirken  ihrer  Konstruktionen  die 
Kontrolle  fHr  den  Wahiheitsgehalt  ihrer  theoretischen  Sätae,  die  Probe  für 
ihre  Rechnungsoperationen,  ffle  ist  in  Ihren  Konstruktionen  gewissermassea 
an  sich  selbst  gebunden,  wie  sich  Ihering  ausdrückt;  d.  h.  sie  darf  innerhalb 
derselben  nicht  mit  sich  selbst,  mit  den  Begriffen,  Lehrsätzen,  die  sie  ander^ 
wärts  aufgestellt  und  erprobt  hat.  in  Widerspruch  treten,  joie  mflssen 
„stimmen",  sownlil  in  sich  als  untereinander*!. 

Noch  soliarfer  würde  gleichsam  die  Deiiaturiernng  des  zntrrunde 
li^enden  Rechtsverhältnisses  dann  in  die  Erscheinung  treten,  wenn  man  die 
vom  Reichsgericht  aogeftthrten  Beispiele  ttber  das  zulftssig«  Maas  ifarea  iHa- 


0  Siehe  Uerni  Ihering,  Zweck  Im  Recht  Bd.  I  S.  6ff. 
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ttriefrenden  Weites  UoMsfBhren  wollte.  Ledi^ch  za  diesem  Zweek  wird 
die  Einränmmiir  des  Oebrancbs  von  Strassen  nun  Betriebe  einer  StoMsenbahn 
seitens  des  Reichsgerichts  als  wesentlich  nicht  verschieden  hingestellt  von 

der  Einräomnn;?  des  Get)iaiuli.s  eines  Straasenteils  snm  Feilbieten  von  Waren 

gegen  Entg:elt  (MarktstamlsLMMi. 

Das  Keichfipericlit  arp-nnienf ipit  n  a.  n  i  wie  fnlpt:  Das  Gesetz  vom 
2().  April  1S72  {(«S.  S.  hpzeirhiiet  ein  >nl(  lifs  iMarktstandsfreld  ausdi  üt  klii  h 
als  die  Abtrabe,  welche  für  den  Gebrauch  ofteiitlicber  Plätze  und  .Strassen 
zum  Feilbieten  von  Waren  gegeben  wird,  und  Ähnlich  spricht  der  §  68  der 
Gewerbeordnung  (ROBL  1883  S.  204)  von  der  Veiglltnng  fttr  den  ftberlassenen 
Ranm.  Das  Obertribnnal  hat  daher  geradezu  aasgesprochen,  dass  das  Marirt- 
Standsgeld  kein  Zoll,  sondern  eine  Ver^rütun?  fOr  die  den  Feilhabenden  über- 
lassenen  Räume,  ein  Mietszins  ist:  dara  daher  das  Recht  zur  Erhehnn?  der 
Abfrabe  zn  den  nutzbaren  IMiv;itn'rliten  prehört  (ätriethorst  Bd.  2ö  Ö.  168, 
Bd.  H«i  S.  Entschei.hm-.  u  IM.  Sl  S.  IH). 

Hiernach  sei  eine  «iiVcntliche  »tädtische  Strasse  an  sich  nicht  untauglich, 
Gegenstand  eine8  Mietvertrags  zu  sein,  und  sie  wird  zn  einem  solchen  dadurch 
gemacht,  dass  einer  Gesellschaft  der  Gebrauch  derselben  zum  Betriebe  einer 
Pferdebahn  gegen  Entgelt  eingerftnmt  wird.  — 

Es  mag  noch  hingehen,  dass  die  e1)en  zitierte  Entscheidung  ans  dem 
Jiüire  1HH4  nirlit  in  vollem  ümfan^e  die  Bedentinifr  der  Leistung  einschätzt, 
die  den  Strassseiihahnen  bei  Rewitlti'-'uiia:  des  stä<Uisclien  und  lündlichen  Ver- 
kehrs beute  zukommt.  Nach  der  durch  das  Kleinbahnpe.'ietz  diircliirefiihrten. 
umfassenden  und  tietreichenden  Reform  der  hier  in  Betracht  kommenden 
Rechtsbeziehungen  sollte  aber  wohl  ein  Zurückgreifen  auf  jene  aus  dem 
Rahmen  des  örtlichen  Marktrechts  und  des  Kleingewerbes  gezogene  Parallele 
des  Feilbietens  von  Waren  in  sogenannten  Marktstftnden  ans  dem  Grande  un- 
zulässig erscheinen,  weil  der  Hinweis  mit  Ausnahme  einer  entfemtoi  Aehn- 
lichkeit  des  Marktstandsgeldes  mit  dem  nach  §  6  eventuell  zu  gewährenden 
Entgelt  die  innere  Gleichartigkeit,  die  übereinstimmende  juristische  Struktur 
vermissen  lüsst.  Dazu  kommt,  dass  Itci  diesem  Vergleich  das  entscheidende 
Moment  uTiberlicksiclitigt  bleibt,  dass  ein  mit  umfa.ssenden  finanziellen 
Investierungen  begründetes  und  vertragsrechtlich  gesichertes  publizistisches 
Nutzungsrecht  nicht  die  labile  Beschaffenheit  und  Leichtigkeit  vermfigena* 
rechtlicher  Umbildung  hat,  mit  der  ein  Marktstand  an  eine  günstigere,  von 
der  Polizei  geduldete  Stdle  ttbertri^n  werden  kann.  Endlich  fehlt  ätm  ge- 
wählten  Vergleichsfall  auch  das  wesentliche  Merkmal  der  ntilitt?  publique, 
das  der  Strassenbalin  im  Verwaltungssystem  der  städtischen  Verkehrsordnnng 
in  nn!/lei<*1i  höherem  .Masse  zukommt,  als  dem  iu  der  reichsgerichtlichen  £ntr 
Scheidung  hcrunge/.oLa'uen  tlieL'^endeu  .Marktstand. 

Die  Kon.'itanz  der  reich.sgerichtlichcn  Judikatur  zeigt  sich  auch  wieder  in 
einem  am  13.  Juli  1903  in  Sachen  der  Strassenbahn  Hannover  wider  den 
KönigRch  ^reussischen  Steuerfiskus  ei^ngenen  Erkenntnis. 

Dieser  Stand  der  Dinge  ist  nicht  unbedenklich.    Die  oberstgerichtliehe 
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Instanz  wird  sich  in  ihrer  gestaltenden  Einwirkung  anf  die  Praxis  des  Yer- 
kehrsweseiiB  allmählich  der  Erkenntnis  nicht  yerschliessen  können,  dasB  die 
danflarnde  Festhaltnng  und  Betonong  der  an  aicli  doreliaiis  gereditfertigten 
Stempelkraft  der  Znatimmmigwertrige  von  einer  Nebenstelle  ans  die  Recfats- 
natnr  der  durch  die  Erkenntnisse  getroffenen  wichtigen  Institute  verschiebt 
nnd  damit  die  Vorteile  wiedw  anfhebt,  die  für  ein  wichtiges  Gebiet  des 
Verkehrsrcrhtes  dnrch  die  gesetzliche  Regelung  in  Prenssen  erzielt 
werden  sollten. 

Stehe  ich  somit  anch.  vom  Geiste  des  prenssischen  (icbührensystems  aus- 
gehend, auf  dem  Standpunkte,  dass  die  Beurkundung  des  wichtigen  Yertrags- 
verhUtnissos  zwischen  Stadt  nnd  Untemehmang  vermtge  ibrer  Wichtigkeit 
nnd  ihrer  vermagensrechtllchea  Tragweite   dem  Prinzip   der  ürkonden- 
bestraffinnig  nicht  entzogen  werden  dürfe,  —  so  stimme  ich  doch  mit  Eger 
durchaus  in  dem  Punkte  überein,  dass  die  fiktive  Konstruktion  des  Reiclis- 
gerichts  in  schroffem  Gegensatz  zum  Willen  des  Gesetzfrebers  stehe,  der  sich 
in  den  Motiven  zum  §  H  dahin  änssprt  i  IhuckH.  d.  Horrenh.  Nr.  ;U  S.  <)')): 
_Da  die  im  §  (5  vorgesehenen  Ahmachniiüen  zwischen  dem  l'nter- 
haUung.spHichtigen  und  dem  Bauunternehmer  nicht  kraft  Privatreohts 
erfolgen,  sondern  anf  dem  Boden  de«  Öffentlichen  Rechts  stehen,  wird 
Uber  dieselben  der  Rechtsweg  nicht  znznlassen  und  dies  ansdracUioh 
im  Gesetze  ansznspreehen  sein*. 

Und  auch  darin  muss  Hilse  und  Eger  unbedenklich  Recht  gegeben 
werden,  dass  die  gekünstelte  Vorwertung  der  reichsgerichtlicheu  rrteile  ent- 
weder die  prinzipielle  Natur  und  Energie  der  staatlichen  Gencli ini|?ung 
alteriert  oder  einen  Mietvertrag  konstruiert ,  dorn  die  westMitlichsten. 
konstitutiven  Merkmale  rechtlicher  Art  fehlen.  Denn  nach  ^  1'6  cit.  kann 
z.  B.  die  Konzession  dauernd,  d.  h.  also  Itr  ImmerwUhreada  Zeit,  erteilt  werden, 
w&hrend  Hietvertr&ge  gemäss  §  517  BGB.  nach  30jShriger  Frist  jederzeit 
kündbar  sind*). 


*)  Die  Jugend  des  preussischen  Kleinbahnrcchts  steigert  die  Bedeutiuig  der 
oberstgerichtliclien  Juilikatur  auf  diesem  (iirbiete.  Zum  Problem  der  Rechtsfindung 
nud  Becbtsfortbilduug  s.  Eugen  Ehrlich,  Freie  Kechtäfiuduug  und  freie  Becüts- 
wisssascfaaft,  Leipzig  19U3,  S.  8  ff. 

*)  Siebe  Bger,  Mitt.  d.Ter.  dentaeh.  Strassen-  nnd  Kleinb.-Verw.  1901  S.  34, 37; 
K.  Hilse,  Eisenb  Entscb.  XVII  S.  174,  XVIII  S.  188 ff.  nnd  Stnuaenbahn-  nnd  Klein- 
balui-Zeitttog  IdOl  S.  1007. 
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19. 

Ble  Lagergeldfordernngen  der  ElsenlNdui« 

Von  Dr.  F.  Strim, 

Landriditer  in  HamlmTg. 

Im  Anscliluss  an  seine  Besprechnnfr  der  in  den  §§  50,  Abs.  nnd 
69  Abs.  ;')  V().  ausdrücklich  festgesetzten  Lagergeldforderungen  der  Eisenbalm 
bat  Dr.  SenckpieLi  im  Band  XXII  S.  107 ff.  dieser  Zeitschrift  die  Reclits- 
natnr  der  auf  Qrnnd  §g  70  Abt.  2,  56  Abs.  2  nnd  38  VO.  von -der  Eisen- 
bahn sa  erbebenden  Gebfihren,  die  er  unter  der  BejEeichnnng  ,  Lagergeld- 
forderangen,  deren  die  Verkebrsordnnng  keine  besondere  Erwihnnng  tot* ra- 
sammenfasst,  einer  rntorsachung  unterzogen,  die  zn  dem  Erjrebnis  pelanjrt, 
dass  diesp  Gebühren  das  Aequivaleiit  für  einen  von  dem  Absender  des  Fra<  lit- 
ijnt.s  li/w.  dem  Reisenden  hinsichtlich  des  Handgepäcks  mit  der  Eisenbahn  ab- 
g^esclilossenen  Lapervertraff  bilden.  \\  ilhrend  den  in  der  ersten  Abhandlung 
gemachten  Ausführungen  durchaus  beizupflichten  ist,  kann  m.£.  den  Deduktionen 
der  sweiten  Unterenchnng,  ao  beetechend  sie  anf  dm  ersten  Blick  erscheinen, 
nieht  angestimmt  «erden.  Bei  eingehender  Prflfang  erweisen  sie  sieh  als 
nicht  überzeugend  genug,  um  die  bisher  in  der  Literatur  ainstiminig  yer- 
tretme  Meinung,  dass  die  genannten  Vorsrhriften  der  YO,  den  Verwahrnngs- 
vertrag  des  bürgerlichen  Rechts  zur  Grundlage  haben,  zu  erschüttern 
und  die  KechtsaußassttDg  des  genannten  Verfassers  zur  ailgemeinen  An- 
erkennung zu  bringen. 

Die  Unterschiede,  die  die  versclüedenartige  Subsumtion  der  Eechtsgebilde 
der  Verkehrsordnung  mit  sich  bringt,  sind  recht  «rkeblidie.  Insbesondere 
handelt  es  sich  darum,  ob  die  Sichening  der  Eisenbahn  fttr  ihre  diesbezüglichen 
Vergütnngsansprüche  in  einem  Pfandrecht  gemäss  §  481  HOB.  oder  einem 
Retentionsrecht  gemHss  §  273  BGB.  besteht,  und  ob  die  Ersatzforderongen  des 
Absenders  wegen  Verlustes,  ifinderung  oder  BeschUdigung  des  Lagergutes  der 
SOjiUirigen  Verjlllirung  des  §  195  BGB.  oder  der  einjährigen  des  §  423  HGB. 
unterliegen,  Unterscheidungen,  die  es  allein  schon  rechtfertifren ,  genau  zu 
prüfen,  ob  Absender  und  Eisenbahn,  bzw.  Reisender  und  Eisenbahn,  Lager- 
verträge  oder  einfache  Verwahrungsverträge  abgesclilossen  liaben. 


*)  Der  Ausdruck  ist,  wie  Senckpiehl  Bd.  XXI  8. 387  dies.  Zeitschr.  sdbst  an- 
etkennt,  nicht  gans  sntreffend. 


Digilized  by  GoogL 


V.  0(ird«n»  Die  Lagwgddfordeniiigaii  der  Eieenbelin. 


818 


I.  Da  ich  raicli  früher  einircheiid  mit  der  Anslepfnup  des  §  5ö  Abs.  2 
VO.  beschäftif^  habe^),  mag:  es  mir  gestattet  sein,  zuerst  mit  dieser  Vor- 
schrift meine  Entgegnung  zu  beginnen. 

Die  gewünschte  Qnmdlage  fttr  di«  Snbsumiening  der  hier  geregelten  ,einst- 
weiUgen  Yerwahning  des  FkMlrtgntB*  nntar  den  Lagervertng  der  §§  416 ff.  HQB. 
gewinnt  Dr.  Senckidelil  ans  der  folgenden  Charakteridening  des  Vertrages:  Die 
Einlagerung  erfolge  auf  Gnmd  eines  mit  dem  Absender  zn  schliessenden  Vertrages, 
dessen  Gegenstand  die  Lagerung  und  Anfbewahmng  des  Gutes  sei.  Allerdings 
werde  dabei  die  Nebenabrede  getroffen,  dass  die  Eisenbahn  einen  Frachtvertrag 
ahschliessen  solle,  sobald  die  Beförderung  des  Gutes  möglich  sei.  Diese  Neben- 
abrede ändere  aber  nicht  den  Gegenstand  des  Vertrages,  der  in  der  Anfbe- 
wahnuig  des  Gates  bestehe,  sondern  enthalte  nur  einen  Endtermin  für  die 
Daner  der  Lagerang,  sowie  eine  Fraehtvertragsofferte. 

Diese  Darlegimgen  entsinreelien  m.  E.  weder  dem  von  der  Eäsenbaim 
and  dem  Absender  des  Fracbtgntes  beabsichtigten  Zwaeke,  nodi  dun  praktlsdien 
Bedlirfois.  dem  der  Abs.  2  §  5.5  VO.  seine  Entstehung  verdankt.  Der  abzn- 
sohliessende  Fraclitvertrag  ist  niclit  Nclx  niihrede.  sondern  Hauptzweck  der 
Einlagerung.  Der  .Absender  hat  in  erster  Linie  nicht  die  Absicht,  einen  Ver- 
wahrungs-  oder  Lagerungsvertrag  über  das  abzusendende  Gut  mit  der  Eisen- 
bahn abzuschliessen ,  sondern  er  will  einen  Frachtvertrag  zum  Abschluss 
bringen.  Lediglieli  w^  ihm  dieser  Abseblvss  anf  Orond  §  65  Abs.  1  ver- 
sagt wird,  MitsoUiesBt  er  sieb,  nm  das  Traaqwrtgnt  nieht  wieder  mit  nach 
Hanse  nehmen  an  müssen,  dam,  der  Eiwnbahn  das  Qnt  bis  aar  Beoeitigang 
des  Hindernisses  fBr  den  intendierten  Frachtvertragsabsclilnss  in  einstweilige 
Verwahrung  zu  geben.  Diese  Einlagerung  ist  alsc»  niclit  Selbstzweck,  sondern 
blosses  Mittel,  den  btabsichtitTten  Frachtvertrag  zur  Ausführung  zu  bringen. 
Die  Eisenball n  scliliesst  solche;  Verträge  nicht  allgemein  und  unbedingt  ab, 
sondern  nur  mit  solchen  Personen,  die  das  Gut  zur  t'rachtvertragsmässigen 
BefBrdemng  anfgeben  wollen  nnd  sieh  a«m  Absehlnsse  eines  Frachtvertrages 
verpflichtet  liaben.  Sie  betreibt  deshalb  diese  Art  der  Einlagerang,  mag  sie 
aneh  eine  (jtobtthr  lür  dieselbe  erheben,  weder  als  Hanpt-  noch  als  Neben- 
gewerbe,  sondern  in  Vorbereitnng  ihres  gewerbsmässigen  Frachtgeschäfts.  Da 
die  Unmöglichkeit  einer  sofortigen  Beförderung  des  Frachtgutes  bei  einer  ge> 
regelten  Verwaltung  zu  den  Ausnalmien  gehört,  schliesst  sie  nur  in  der- 
artigen Ausnaliinefilllen  den  Verw:ihnnii;svertrap  ab.  Diese  Ausnahmefälle 
schliessen  aber  den  Begrift"  der  Gewerhsniilssigkeit  aus.  Die  Motive  der 
Denkschrift  znm  Entwürfe  eines  Handelsgesetzbuchs  führen  bei  der  Begriffs- 
bestimmnng  des  Lageriialters  ans'}:  ,Die  Voranssetsnng  eines  gewerbs- 
mSssigen  Betriebes  steht  im  Einklänge  mit  dem,  was  schon  jetat  für  den 
Kommissionllr  nnd  Spediteur  gilt,  nnd  entspricht  der  im  Entwürfe  darch- 
gefQhrten  Beseitigong  der  objektiven  Handelsgeschäfte.  Für  die  vereinzelte 
Uebemahme  einer  Lagerang  sind  die  Vorschriften  dieses  Titels  nicht  geeignet, 


>)  In  dieser  Zeitschr.  Bd.  XV  S.  76ff. 
•)  8.  2nü. 
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sie  passen  sollest  dann  nicht,  wenn  ein  Kaufmann,  der  nicht  Lajrerhalter  ist, 
im  l?etriebe  seines  Handelsgewerbes  ^^elefrentlich  einen  Vertni^  über  die 
Lagerunp^  einer  W  are  schliesst".  Wie  richtig  diese  Bemerkungen  der  Motive 
sind,  ergibt  sich  daraus,  dass  man  bei  ABweadnng  der  GnmdBfttze  des  Lager- 
gescblfts  auf  die  einstweilige  Verwahnuig  des  Fraditgntes  der  Eüsembalui  die 
ErfttUmg  Ihrer  frachtgeschäftlichen  Tätiglisit  fast  ganz  onterbinden  kfinate. 
Dean  wenn  sie  gemäss  §§  417/390  HGB.  für  die  Versicherung  des  eingelagerten 
Gutes  seiigen  oder  auf  Grund  §  418  ebenda  dem  Einlagerer  die  Besichtignag 
dessolbon  «restatten  müsste,  wünle  der  Betrieb  des  Frachtgescliilfts  wesent- 
lirli  hcliiiuieit  wenlrn.  'la  die  Ki>('nbalin  die  Pflicht  hat,  sobald  die  Be- 
förderungsmiiglicliktit  eintritt,  den  Frachtvertrag  zur  Perfektion  zu  bringen. 

Für  die  Charakteiisierung  des  in  §  55  Abs.  8  VO.  geregelten  Yerwalmngs- 
vertrages  braucht  man  also  nicht  an  nntersncben,  ob  die  anderweitigen  Voraas' 
Setzungen  des  §  416  H0B.  Torliegen,  ob  es  sich  nm  eine  «Lagemng*  handelt, 
ob  jedes  Frachtgut  Gegenstand  ebnes  Lagervertrages  sein  kann^);  die  Anwend- 
barkeit  der  handeiRgesetzlichen  Vorschriften  anf  die  einstwellige  Verwahrung 
des  §  T)')  VO.  ist  schon  deshalb  ausgeschlossen,  weil  eine  gewerbsmJissitre 
Au-iilmntr  der  Aufbewahrun<r  in  di-m  Sinne,  wie  Praxis  und  Literatur  diesen 
Begritl  bislier  ausgelegt  haben,  nicht  statt lindet. 

Die  SenckpielUscbe  Auß'assuug  identitizicrt  den  handelsrechtlichen  Lager- 
vertrag mit  einer  im  anderweitigen  Gewerbebetriebe  mehr  oder  weniger  häufig 
vorkommenden  Anfbewafarong.  Das  ist  unrichtig.  Der  Gastwirt,  der  gewerba- 
mKssig  Fremde  enr  Beherbergung  aufnimmt,  schliesst,  wenn  er  Wertsadien 
seiner  Gäste  gemäss  §  701  Abs.  2  BGB.  in  Verwahrung  nimmt,  selbst  wenn  er 
als  Kaufmann  zu  gelten  hat.  keinen  Lagervertrag  ab,  sondern  einen  nach  bürger- 
liclieni  b'erht  zu  beurteilenden  Verwahrun^rs vertrag.  Dasselbe  gilt  für  die 
einstweili^^e  \'erwalirung.  Entscheidend  für  diese  Annahme  ist  der  Charakter, 
den  die  \  erkehrsurdnung  selbst  dem  Vertrage  beilegt.  Nach  Abs.  3  §  453  HGB. 
ist  sie  diesbezfiglieh  souverfla.  Sie  bat  Vertrag  als  Verwahrungsvertrag  ge- 
kennzeichnet. Bestimmend  ffir  die  Charakterisierung  eines  entgeltlichen  gegen- 
seitigen Vertrages  sind  die  Verpflichtungen  deijenigen  Kontraheatea,  der  gegen 
Vergütung  eine  bestimmte  Leistung  übernimmt.  X  u  Ii  der  Verkehrsoi  dnnnfr  soll 
die  Eisenbahn,  die  Gegenkontrahentin  des  Lagergeld  entrichtenden  Absenders  -), 
als  „Verwahrer"  haften.  K.h  wäre  nach  den  im  dritten  Buche  Abschnitt  V  HGB. 
getrotl'enen  J\ei;elungen  für  die  Verkehrsordnung  ein  Leidites  «gewesen,  den 
Verwahrungsvertrag  als  han«lelsrechtliche  Einlagerung  dadurch  zu  charakteri- 
sieren, dass  sie  der  Haftung  als  Verwahrer  die  Haftung  als  Lagerhslter 
substituierte.  Sie  hat  dies  nicht  getan,  vielmdir  durch  die  Beadchnung  des 
Vertrages  als  aehnstweiiige  Verwahrung*'  deutlich  zu  erkennen  gegeben,  dass  sie 
ihn  als  gew91nilichen  Depositalvertrag  erachtet.  Wenn  Senekpiehl  meint,  dass 
diese  Worte  „ofFenbar"  nicht  im  technischen  Sinne  angewandt  seien,  weil  die 


')  Vgl.  Seuckpiehl  a.  a.  O.  P.lll,  Staub,  Kommentar  z.  HGB.  Anm.  10  zu  §  416. 
')  Ich  stimnio  mit  Sem  kpielil  darin  ttberein,  dass  für  die  einstweilige  Auf- 
bewahrung eiue  üobülir  zu  eutriciiteu  ist. 
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üeberschrift  des  §  55  „ VoilUafifre  Einlagernng  des  Gates'  laute,  so  über- 
sieht er,  (lass  der  erstere  Ansdrurk  sich  sfhon  in  der  früheren  Verkehrsordnnnpr 
befand  und  aus  ihr  in  das  neue  Handelsiroetzbucli  übernommen  worden  ist. 
Hütte  dieses  den  Ausdruck  nidit  als  teclmisclien  betrachtet,  so  liätte  es  bei 
seiner  anerkanntermassen  äusserst  sorgfältigen  Redigierang  sicherlich  eine  auf 
das  Lagergescbäft  Undeatende  Bezeidmimg  gewftldt.  Die  oave  Terkelira- 
ordaimgr  mneete  aber  mibedeiiklicb  den  Änsdmclc  des  Handelsgeaetsbndns 
ubernehmen.  Wenn  de  als  üeberschrift  des  §  65  die  BeEeichnnng  ,Tor- 
läuHge  Einlagernnir "  gebraneht  hat,  so  kann  dies  nicht  zagansten  der 
Senckpiehlschen  Aurtassungf  sprechen.  Denn  einmal  bietet  die  Wortfassung  der 
ganzen  Verkehrsordnnntr  keine  Garantie  dafür,  da.ss  ihre  \erfasser  sich 
ständig  der  Tragweite  und  juristischen  Ikdeutung  des  gewählteu  Ausdrucks 
bewusst  gewesen  sind,  und  dann  ist  es  höchst  walirscheiulich ,  dass  man  die 
schon  in  der  alten  Verkehrsordnung  enthaltme  Üeberschrift  deshalb  in  die 
neue  ftbemommen  hat,  um  durch  sie  auch  die  in  Abs.  8  geregelte  fraeht- 
reehtliche  Aufbewahrung  der  Wagenladnngsgater  su  decken. 

Danach  muss  an  der  von  der  gesamten  Literatur  bisher  vertretenen 
Ansicltt  festgehalten  werden,  dass  die  in  Abs.  2  §  55  V(>.  normierte  einst- 
weili«re  Verwahrung  des  Fraohttrnts  nicht  einen  mit  ilei-  Eisenbahn  abjre- 
srlilossenen  Lairervertras,  sondern  einen  nach  den  N'orschriften  des  büi^er- 
lichen  Kechts  zu  beurteilenden  \' crwahrungsvertrag  darstellt. 

n.  Dasselbe  Resultat  ergibt  sich  fUr  die  in  Abs.  2  §  70  VO.  der 
läsenbahn  im  Falle  eines  Ablieferungshindemisses  sur  PHicht  gemachte  Ein- 
lagerung des  Frachtgutes  in  eigenem  Lagerschuppen.  Bedenken  beifigttch  der 
Recht«best;Uidif,'keit  dieser  Anordnung  bestehen  m.  E.  nicht.  Zwar  enthält 
der  §  4H7  HGB.,  der  offenbar  der  in  Abs.  2  §  7o  V(>.  getroffenen  Kefrelung 
zum  Vorbilde  gedient  hat.  nichts  von  einer  VerptlichtunL'  oder  l>efugnis  des 
Frachtführers,  das  t^nt  bei  sich  selber  einzulagern,  gestattet  ihm  vielmehr 
nur,  das  Gut  in  einem  öiVentliclien  Lagerhaus  oder  sonst  —  worunter  wir 
die  Deponierang  bei  Dritten  verstehen  —  in  sicherer  Weise  zu  hinterlegen. 
Das  Gesete  befugt  aber  die  Yerkehrsordnung,  besfiglich  des  Frachtgeschifts 
—  und  hier  handelt  es  sich  um  die  Beendigung  des  abgeschlossenen 
Vertrages,  —  selbständige  Anordnungen  zu  treffen,  soweit  nicht  der  §  471 
HGB.  dieser  Selbständigkeit  eine  Grenze  setzt.  Mag  nun  auch  das  so- 
genannte Kontrahieren  mit  sich  selbst  dem  bürirerliclien  Rechte  widersprechen, 
und  mag  die  von  der  Verkehrsordnuiig  fretrurtene  Anordnunjj:  leicht  zu 
Interessenkollihioneu  führen'),  so  haben  doch  die  von  der  Yerkehrsordnung 
getroffenen  Regelungen  die  Kraft  eines  Gesetzes  und  müssen,  sofern  sie  nicht 
gegen  die  §§  454/47 1  HGB.  Verstössen,  als  bindend  anerkannt  werden.  —  Den 
§  181  BGB.  halte  ich  allerdings,  abweichend  von  Senckplehl,  auf  die  in 
§  70  VO.  vorgesehene  Einlagerung  für  nicht  anwendbar,  weil  es  sich  bei  der 


')  Eine  solche  Kollisinu  er<;il)t  sich  aus  den  Vorschriften  der  417,  888 
H(tB  .  nach  <leaen  die  Bisenbahn  die  Rechte  des  Absenden  gegen  sich  selbst  sn 
wahren  hätte! 
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f^inlapernne  niolit  um  einp  vnn  der  Eiscnlialiti  als  Vertreterin  Abst-rnlers 
vorzunolniifiiilp  Tiitifrkeit  liandelt,  s(mtiern  nm  ein  Rechts^^eschäft,  welches  <iie 
Eisenlialiii  als  Frachtf ührerin  im  ei$;enen  Namen,  für  sich  selbst,  abschliesst. 
um  die  Bcendigang  ihrer  aus  dem  Fracht  vertrage  entstandenen  Verpflichtungen 
herbeiznflUiren. 

Ist  nacb  dem  Gesagten  gegen  die  Regelmig  der  Verkehrsordiraiig  us 
reehtUchen  ErwSgmigen  nicht«  dnsnwenden,  so  mnss  doch  die  T<m  Senckpiehl 
ans  dem  Ansdrnckf  .hat  die  Eisenbahn  das  Gnt  aaf  Lager  zn  nehmen* 

hergeleitete  Folgernnpr,  dass  es  sich  nm  einen  Lafrervei-traj?  Im  Sinne  der 
§§  41fift'.  HGB.  handle,  zuriicktit  wit  son  werden.  Schon  die  Verkehrsordnnn^ 
vom  15.  November  1892  hat  denselhen  .\iisdruck  jrebrancht.  Für  8ie  konnte 
er,  da  es  znr  damaligen  Zeit  einen  ge.Hetzlich  ausgebildeten  Lagervertrag 
noch  nicht  gab,  nar  einen  VerwahrnngsTertrag  bedenten.  Bw  Woftiant 
des  §  70  Abs.  2  der  neuen  Verkehrsordnong  kann  daher  nm  so  wonl^r  ent^ 
sehetdend  sein,  weil  die  Verfiwser  der  VO.,  wenn  de  die  Lagerung  gemäss  §  70 
den  Hegeln  des  Lagervertrapes  hätten  untPTstellt  wissen  wollen,  den  einen 
La^rervertrag  deutlicher  kennzeichnenden  Ansdrnck  ,  hei  sich  einlagrem "  (ge- 
wühlt haben  würden.  (Jeht  man  alior  davnn  aus,  dass  die  Verfa.sser  der  V(». 
s^j(.l,  —  ^vie  oben  schon  anjiedeutet  —  nicht  immer  der  I^pdcntnner  der  von 
ihnen  t^ewiihlten  Worte  bewusst  gewesen  sind,  so  folgt  liaraus  nur,  dass  der 
von  Senckpiehl  als  markant  hervorgehobene  Äasdmck  ;,aut  Lager  nehmen', 
fBr  die  Annahme  eines  von  der  Verkehrsordnong  gewollten  l4igervertrages 
schlflssigerweise  nicht  verwertet  werden  kann.  Entscheidend  fttr  die  Niditr 
anwendbarkeit  der  §§  416  ff.  auf  die  in  §  70  Abs.  2  vorgesehene  Einlagerung 
des  Frachtgutes  ist  anch  hier  der  Umstand,  dass  die  Eisenbahn  diese  Tätigkeit 
nicht  gewerhsniilsig  ansiibt.  Sie  schliefst  nicht  stiindip-  solche  La^crvertrilere 
ab,  semdern  ausnahmsweise,  nilmlich  ilann,  wenn  si<  Ii  bezüglich  der  Ah- 
liefernng  des  Gutes  Hindernisse  ergeben.  Diese  Hindernisse  sind  regelwidrige 
Ereignisse,  Abweichungen  von  der  regulären  Beendigung  de«  Fradilnrertrages. 
Wenn  sie  ancb  Öfter  vorkommen,  so  können  sie  doch  als  AnsnahmefUle  aar 
Charakteririenmg  der  dann  erfolgenden  Einlagerung  des  Frachtgatea  als  einer 
von  der  Ehienbahn  gewerbsmässig  ansgefibten  Tätigkeit  nicht  verwertet 
werden.  Die  oben  zn  T  zitierten  Worte  der  Denkschrift  zum  Entwürfe  eines 
Handelsgesetzbuches  treffen  vielmehr  auch  hier  zn ,  und  es  ist  auch  hier  zu 
sagen,  dass  die  FJnlagerung  nicht  Selbstzweck  ist,  sond(  rn  nur  vorgenommen 
wird,  um  t'iii'  einen  .Ausnahmefall  den  Frachtvertrag  zu  beendigen.  Die  Eisen- 
bahn nimmt  also  niclit  gewerbsmUssig  die  Niederlegung  des  Frachtgutes  vor. 
Sie  betreibt  diese  Niederlegnng  auch  nicht  als  Nebengeweibe.  Dean  das  Neben' 
gewerbe  erfordert  ebenso  wie  das  Hanptgewerbe  Tätigkeit  nm  ihrer  selbst 
willen,  d.  h.  eine  selbständige  anf  Erwerb  abssielende  Tätigkeit.  Beide  Be- 
griffe nnterscheiden  sich  durch  den  änsseren  Umfang,  nicht  durch  ihr  inneres 
Wesen.  Wenn  ein  Spediteur  ein  Lagergeschäft  betreibt ,  so  ist  letzteres 
dann  Nebengewerbe,  wenn  es  geringeren  Ertrag  abwirft,  und  der  Spediteur 
melir  anf  die  Ausübung  seiner  S])editionstatigkeit  bedacht  ist,  als  auf  die 
Crewinnung  von  Kunden  für  sein  La4;ergeschäft. 
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Es  wird  daher  auch  bexüglicli  des  §  70  Abs.  2  VO.  bei  der  bisher  von 
der  Literatur  vertretenen  Anft'assiinc'  sein  Bewenden  behalten  müssen  ^). 

III.  Schwieriger  als  die  biwlierige  Krinterung  erscheint  mir  die  Ent- 
scheidung der  Frage,  ob  die  Eisenbalin  bei  der  durch  §  38  VO.  sanktionierten 
Aufbewahrung  des  Reisegepäcks  eine  gewerbsmässige  T&tigkeit  entfaltet.  Denn 
diese  Anfbewabmng  «teilt  mit  dem  Fraebtgeschftfi;  der  Bleeabahn  in  gar 
keinem,  mit  ilirem  PemenenbefSrderangevertrag  nar  in  losem  Znsammenhange. 
Sie  bezweckt  die  Forderung  des  Reiseverkehrs.  Man  könnte  daher  segen, 
dass  da.s  bisher  gegen  die  Senckpiehlsrhe  Auffassung  geltend  gemachte  Argument^ 
die  Aun)ewahrnng  sei  nicht  Selbstzweck,  hier  nicht  dnrchgreift.  Allein  es 
schlägt  auch  hier  durch.  Mag  im  allgemeinen  das  Motiv  für  eine  Institution 
der  rechtlichen  Relevanz  für  ihre  Charakterisierung  entbehren,  so  ist  doch 
anzuerkennen  ~},  dass  eine  gewerbsmUssige  Tätigkeit  dann  nicht  vorliegt,  wenn 
jemand  gewisse  Bechtsgescbflfte  «war  oft  vornimmt,  aber  nicht  in  der  Ab- 
stellt, aus  ilmen  Gewinn  zu  ensielen,  sondern  nnr,  um  diese  TStigkeit  fttr 
sonstige  Zwecke  nutcbar  zn  machen.  Der  Theaterdirektor,  der  die  Gharderobe 
der  Besucher  seines  Instituts  gegen  Entgelt  in  Aufbewahrung  nimmt,  will 
keine  gewinnbringende  Tiitigkeit  hiermit  entfalten,  sondern  den  Bedürfnissen 
der  Theaterbesucher  entgegenkommen  und  aus  dem  Garderobengeld  nur  seine 
besonderen  l'nkosten  decken.  Er  wird  dur<  Ii  diese  Tiitigkeit  nicht  zum  Kauf- 
mann. Ebenso  verhält  es  sich  mit  der  Anfbewaliruug  des  Handgepäcks,  die 
die  Eisenbahn  durch  Bahnhofsportiers  oder  durch  von  ihr  verwaltete  Depots 
vornehmen  Ilsst  Die  Oebflhr  soll  die  besonderen  Unkosten  decken.  Die 
Anfbewnhrang  des  Gepftcks  erfolgt  lediglich  im  Interesse  der  Beisenden. 
Dies  ergibt  sich  ans  der  Fassung  des  §  38  VO.   Es  heisst  hier: 

„Auf  grösseren  Stationen  müssen  Einrichtungen  bestehen,  welche  es  dem 
Keisenden  ermöglichen,  sein  Geplick  gegen  eine  festgesetzte  Gebühr  zur 

vorübergehenden  AuOtewahrung  niederzulegen. 

Die  Verwaltung  haftet  in  diesem  Falle  als  Verwahrer*. 

Der  Aoadm^  .Aufbewahrung",  insbesondere  die  Haftnngsnormierung, 
defirten  sweifelslk^  anf  den  Verwahrangsvertrag  des  bilrgerlichen  Rechts  hin. 
Aneh  die  Motive  *)  halten  den  Vertrag  fttr  einen  Depositalvertrag,  denn  de 
fähren  aus:  ,Es  schien  dem  Wesen  dieser  Einrichtung  und  den  Bedürfnissen 
des  Verkehrs  gleichmässig  zn  entsprechen,  wenn  die  Eisenbahn  die  ilir  znr 
Pflicht  gemachte  vorübergehende  AnfbowaliniTig  des  Reisegepäcks  durch  ilire 
Bedienst ttcn  und  in  iliren  DienstriUuuen  übernimmt,  die  Verantwortlichkeit 
für  die  Ausführung  zu  tragen  hat.  Nach  der  Natur  des  tatsächlichen 
Verhältnisses  kann  die  Haftung  nnr  die  des  Verwahrers  sein*. 
Wir»  somit  der  Wortlaut  des  §  88  VO.  entscheidend,  so  mllsste  man  hiemnch 
feststellen,  dass  die  Verkehrsordnnng  den  behnfb  Anfbewihrnng  des  Hand- 

■  Vgl.  Eger  Die  Eiscnbabaverkebnoidnung  Am».  884  Abs.  2,  und  Hertser. 
Uandkuumientar  Auni.  2  zu  s?  70. 

Staub,  Kommentar  Anoi.  13  zu  §  1. 
*i  Oerstner,  Dw  neoen  Voischriftea  in  der  BVO.  190O  S.  14. 

Bg«r,  BlMubahiiraebtUcke  KntaoheMangeD  XXII.  88 
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gepftcks  pesolilossenen  Verwahmni^vertrapr  dem  hiirfrerlichen  Beclit  unt('r>t<'nt 
liat  'l:lU(•l^n•ln>l•\vt•i^t'  kann  aber  dt-r  Wi-i  thiut  des  (iesetzes  massgebende  Be- 
tloutung  nirlit  lit  aiis|>ni«  lion.  Wie  ich  an  anderer  8telle  ^)  ausgeführt  habe, 
durfte  die  VerkehriiordnunK  für  die  mit  ihrem  Frachtgeech&ft  oder  ihrer 
PeraonenbefSrdemng  in  keinem  oder  doch  keinem  unmittelbaren  Ziuunmen' 
hange  stehende  Anfbewabrang  des  Reisegepfteks  keine  Haftnngsregel  aofsteUen. 
Die  Statniernng  von  AnfbewahrnngssteUen  für  Beisegepftck  ist  als  Administrativ- 
yorschrift  gültig,  die  Sanktionieriing  der  Verwahrerhaftong  als  onbeftigte  Rechte^ 
satsang  nnfrültisr. 

Siclit  man  daher  von  der  im  h  t/ten  Sat/i-  des  §  H8  j^etrollenen  Haftungs- 
noruiierun;;  ab,  st»  bleibt  zu  juüfen,  ub  der  Reisende,  der  von  der  im  Vorder- 
satze augeordneten  Einriclituug  (iebrauch  macht,  einen  Verwahrungsvertrag 
oder  einen  handelsreehtlichen  Lagervertrag  zun  Abschloss  bringt.  Schon 
oben  haben  wir  fttr  die  so  geartete  rechtsgeschäftliehe  Tätigkeit  der  Eisen- 
bahn den  Begriff  der  Oewerbsmllesigkeit  verneint  Daraas  folgt,  dass  der 
abgeschlossene  Verwahrungsvertrag  nur  bürgerlich-rechtliclMr  Depositalvwtrag, 
nicht  handelsrechtlielier  Lagervertrag  sein  kann. 

(tegeii  die  .Senik|dehlsche  Ansicht  ist  aber  ferner  noch  geltend  zu 
machen,  dass  sie  den  vom  Handelspresetzbiuh  neu  eini:etUhrten  Begriff  der 
Lagerung  verkennt.  Mag  es  auch  ridilig  sein,  dass  die  kürzere  oder 
längere  Dauer  der  Aufbewalirang  kein  markantes  üntersdieidangsmerkmal 
bildet^,  so  hat  doch  das  Gesetz  dieses  Merkmal  gewählt,  ond  es  moss 
bei  der  Beorteilnng,  ob  Lagervertrag  oder  blosser  Depositalvertrag  vorliegt, 
berttcksicfatigt  werden.  Nielit  jede  gewerbsmässige  Anfbewabmng  ist,  wie 
Senckpiehl  glaubt,  den  Kechtsregeln  des  Lagervertrages  zu  nnterstellen. 
Wilre  seine  Auffassung  zuti  »iVcnd ,  so  brauchte  das  Handelsuresetzbuch 
nicht  von  Lagerung  und  Aullx-wahrnng  zu  s|»reclien.  Es  hüll»'  in  seiner 
Definition  des  Lagervertrages  den  gewerbsmässigen  Depositar  als  Lagerhalter 
bezeichnen  müssen.  Das  hat  es  nicht  getan,  sondern  den  Lagerhalter  als 
eine  Person  definiert,  die  gewerbsmässig  die  Lagerung  ond  Aifbewalimng 
von  Gfitem  ttbemimmt.  Stanb  hat  daher  recht,  wenn  er  annimmt^,  daas 
der  Begriff  der  Lagerung  eine  längere  Daner  der  Aufbewahrung  erfordere, 
nnd  beispielsweise  die  Aufbewahrung  von  Handgepück  durch  Portiers,  auch 
wenn  sie  gegen  Entgelt  erfolgt,  keine  Lagemng  und  Aofbewahrnng  im  Sinne 
der        iltitV.  H(4H  darstelle. 

Die  vtn  liUilige,  von  vornherein  auf  kurze  Dauer  berechnete  Aufbewahrung 
des  Handgepäcks  macht  die  Anwendbarkeit  der  Vorschriften  der  §§  416  ff. 
gar  nicht  erforderlich,  ja  macht  dieselbe  sogar  unmöglich.  Der  Beisende 
kennt  die  Beschaffenh^t  seines  Gepäcks.  Es  bedarf  nicht  der  Feststellung 
des  mangelhaften  Zustandes  desselben  (§  388  HGB.).   Ohne  den  Verkehr  an 


Die  Haftpflicht  der  Eisenbalm  fttr  das  ihr  zur  Anfbewabning  flbeigebene  Ge- 
päck   Arch.  f.  f.flViitl.  Recht  1;m»2  S.  413ff. 
^)  Senckpiehl  a.  a.  0.  S.  113. 
Kommentar  Ajim.  U  zu  g  41(i. 
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schftdigen,  kann  es  ilim  nicht  gestattet  werden,  die  Besichtigang  des  Qepieks 
in  den  Dienststnnden  vorannehmen  (§419  ebenda).  Der  von  der  Eisenbahn 
fiber  den  Empfang  des  Oepfteks  aJoamsteUende  HinterlegnngMehein  ist  kein 

T.afTPrschein  nnrt  soll  auch  nicht  die  Fnnktionen  eines  solclien  erfüllen  (§  424 
HOB).  Er  ist  Lej^itiniationspapier ,  Tiirlit  Onlorpapier.  Die  speziell  den 
Laf^ervortraf;-  diarakterisierenden  Vorschriften  des  t'iiiiftcii  A1'S(  linitts  Buch  III 
H(iB.  finden  somit  auf  die  in  §  38  VO.  [rcrefrelte  vorüber^-^elionde  AHn)e\vahrung 
des  ReisegcpUekb  keine  Anwendung;.  Daraus  fulgt,  daäs  diese  Aufbewahrung 
keinen  Icanfknftnniscben  Lagervertrag  darstellt,  selbst  dann  nicht,  wenn  die 
Eisenbahn  die  Aufbewahrong  einem  selbstBadigen  üebemehmer  fibertragen 
haben  sollte  0«  Hag  dieser  die  Anfbewahrnng  gewerbsmlsslg  betreiben,  so 
^fibemimmt  er  doch  nach  der  Intention  der  Ptu^eien  keine  Lagerung  des 
Gepäcks  im  Sinne  des  Handelsgesetzbaches,  und  die  Vorschrift  des  §  416 
HGB.  findet  auf  ihn  keine  Anwendnnc:. 

Nach  alledem  ist  auch  der  Aufbewabrungsverti'ag  des  §  38  Vü.  nach 
den  Vorschriften  des  BGB.  zu  beurteilen. 

Wir  kommen  daher  m  folgendem  Ergebnis:  In  den  FftUen  der  55 
Abs.  2,  70  Abs.  2  nnd  des  §  88  VO.  ist  die  Eisenbahn  nicht  Lagerhalterin, 
sondern  Verwahrerin  des  Frachtgutes  bsw.  Beis^pKcks.  Sie  hat  fBr 
ihre  Gebfihrenfordemngen  —  abgesehen  vom  Falle  des  §  55  Abs.  2  VO.,  bei 
denen  der  versprochene  AbsrhUips  des  Frachtvertrages  ein  ZurOckbehaltiings- 
recht  au88(  lilit^sst  —  ein  Ketentionsrecht  am  Fraclitgute  bzw.  ReisefrepUck 
(§  27'^  BGB.),  kein  l'landrecht.  Die  Ansprüche  des  Absenders  oder  des 
Reisenden  wegen  Verlustes,  Minderung  oder  Beschildigung  des  Fracht-  oder 
Gepäckstficks  verjähren  in  30  Jahren  (§  195  BGB.},  nicht  in  einem  Jahre. 
Die  Eisenbahn  haftet  für  Besehldignngen  anf  Grond  §  276  BGB.  nicht  gemSss 
§  847  BGB. ;  alles  Folgerangen  >ns  der  Sechtsnatar  der  abgeschlossenen  Vor- 
trlge,  die  die  bisherige  V^issenschaft  gezogen  hatte,  nnd  an  denen  bis  zn 
einer  eventuellen  Umgestaltung  des  Handelegesetabnohes  bsw.  der  Verkehrs- 
ordnnng  n.  £.  festsnhalten  ist. 

')  Eine  solche  Übertragung  erscheint  durchaus  zului^^^ig,  wenn  auch  die  Motive 
nnr  von  einer  Anfbewabrnng  durch  Bedienstete  der  Eisenbahn  sprechen. 
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Znr  Frage  ier  Kompensation  (Anfreclinnng)  reijlhrter  fieinen- 

fordemngen  der  Eisenlialinen. 

Von  Or.  M.  Eptteli, 

Landesadvukat  in  liriinn. 

Dr.  Max  Bemdl  Ut  im  Bude  XXI  S.  318  ff.  dieser  Zeitschrift  meine 

unter  obig:em  Titel  daselbst  S.  95  ff.  veröffentliche  Abhandlung  einer  ein- 
ireheiKloii  Kritik  unterzn^roTi  nml  i^t,  wonii^stenS  mit  Rücksicht  auf  die  Praxis 
in  Dentschhind,  zu  einem  andcn'ii  Ki  :;t  buissi'  {relantjt.  wie  ich.  \V;Uirend  ich 
die  Ansicht  vertrat,  dass  die  Koiuiiciisatioiiserklilrunp  eine  notwendijre  Vor- 
auhbctzung  der  Kuiii]ieu!>ation  bilde,  dieselbe  daher  innerhalb  der  Verjährungs- 
zeit erfolgen  müsse,  mich  also,  wenn  diese  Yoransseteang  fehlt,  für  die  ün- 
znlftssigkeit  der  Kompensation  aussprach,  nimmt  Dr.  Beindl  wenigstens  fBr 
Deutschland  die  Znlftssigkeit  an,  indem  er  das  Recht  der  strengen  Ipso-jare- 
Wirlrang  anch  ohne  Kompensationserkläning  fBr  die  Bahnen  in  Anspruch 
nimmt. 

Die  Hokilmpfunp  dieser  meiner  Ansicht  seitens  des  Dr.  Reindl  geschah 
in  s(t  rnhitrer  saolilic  her  Weise .  dass  irh  ihm  hierfür  nur  Dank  weiss  und 
wühl  audi  weitere  Kreise,  die  die  Frage  praktisch  iuteresüiert,  iiiw  Dank 
wissen  werden,  denn  bei  streitigen  Bechtsfragen,  die  einer  praktischen  Untere 
läge  nicht  entbehren,  ist  es  immer  gut,  wenn  die  entgegenstehenden  Ansichten 
öffentlich  diskutiert  werden,  wodurch  eine  Klärung  der  Ansichten  leicht  her- 
beigefOhrt  wird.  Ich  selbst  wurde  durch  den  Artikel  des  Dr.  Beindl  veran- 
lasst, den  theoretischen  Stand  der  Frage  etwas  genauer  zu  verfolgen,  der 
betretVenden  Literatur  der  letzten  Zeit  nachzuspüren,  und  da  fand  ich, 
das!^  (iicsente  Fraee  auch  vun  Dr.  Felix  Kornfeld  in  Wien  in  der  „All- 
gemeinen österr.  Uericht.szeitung'"  vom  26.  N(»vember  1904,  also  auch  nach 
Erscheinen  meines  Artikels,  einer  ausführlichen  Besprechong  gewürdigt  wurde. 
Gerade  letztere  Abhandlung  hat  mir  wegen  ihrer  prftgnanten  Darstellung  der 
diesbezüglichen  Literatur  und  Eröffnung  weiterer  Gesichtspunkte  Veranlassung 
gegebm,  in  das  Wesen  der  eigentlichen  Streitfrage  etwas  tiefer  einzudringen 
und  namentlich  den  rechtsphilosophischen  Motiven  der  strengen  Ipso-jure^Wirkung 
oder  der  sogenannten  Fx-tuiir  -Wirknnfr  nachzufrehen  und  sie  näher  zu  prüfen. 
Mir  erschien  die  Knniiiensation  ohne  Willenserkliirun^-,  olme  Aeussernnfr  des 
Seliuhlners  resp.  des  CJeireniiläubifrers  juristisch  schwer  denkbar,  da  Oblitrationen 
ohne  Willensiiusserung  (sine  facto  hominis)  weder  entstehen  noch  aufgelöst 
werden  künnen;  ebenso,  wie  es  schon  mit  dem  Begriffe  , Abrechnung' 
unvereinbar  ist,  dass  dieselbe  ohne  Tätigkeit  des  Menschen,  ohne  Willens- 
erklärung erfolgen  sollte. 

Erst  aus  der  Komfeldschen  Abhandlung  wurde  mir  klar,  auf  welchen 
Grundgedanken  die  strenge  Ipso-jore- Wirkung  zurückzuführen  ist,  indem  dort 
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wSrfUdi  getagt  idrd:  «Die  Theorie  der  etrengen  Ipeo-jore-Wirkiing  güt 
snfolge  Art.  1390  and  1291  des  Code  dvfle  im  Gebiete  des  franzÖBisehen 

Bechtes.  Konpensable  Gegenfordernngen  erloschen  im  Momente  des  Oegen« 
Übertretens  „en  plcin  droit  par  la  senle  force  de  la  loi*.  Das  prenssische 
Landrecht  lüngegen  hatte  sich  der  Theorie  der  prozessualen  Erklärung  mit 
rückwirkender  Ki*aft  angeschlossen,  wie  aus  zahlreichen  Entscheidungen 
des  Keichsgerichts  hervorgeht.  Diesem  Vorgange  des  preussischen  Landrechtes 
■cheint  Meh  das  Osterreidüsebe  Bfligerlidie  Oesetalmch  gefolgt  ni  sein«  ob- 
gleich der  Widersprach  zwischen  §  1488  and  §  1442  BGB.  schwer  an  lOsen 
ist,  was  woU  zur  Ännahine  berecb%t,  dass  dem  Verfasser  des  österr.  Gesetz- 
bacbes  die  Unterscbeidni^  zwisbhen  rückwirl^nder  Kraft  der  Eompensatioii»- 
erklüniTic:  und  Kompensation  ohne  Erklärung,  kraft  Keclitcns,  nicht  gegen- 
wäiti;^^  trewest'n  sein  mochte.  Soweit  der  wesentliche  Inhalt  des  zitierten 
ArtikcLs  aus  der  >i3sterr.  Gericlitszeitung". 

Bevor  ich  aber  in  eine  nähere  Prüfung  der  zwei  theoretisch  verschiedenen 
Ansiditen  eingebe,  will  ich  aas  den  mehrfachMi  FftUen,  die  mir  ans  meiner 
Praxis  vorliegen,  Iiier  nnr  einen  nlher  mitteilen,  der  sich  mit  jenem  Falle, 
der  den  G^:enstand  der  JndiluKtar  des  Wiener  HandelBgwicbtes  bildete,  toU- 
kommen  declct.  Anlässlich  einer  im  Jahr  1904  erfolgten  Reklamation  von 
llehrjjchühren  aus  Frachtbriefen  iUicr  Vii  lispndungen  vom  Mai  1003  erkannte 
die  Bahn  mit  Schreiben  vom  (i.  Dezember  l!lü4  <lie  rcklaniieiten  Meliifrebühren 
von  zirka  100  Kronen  für  riclitiir  an.  braclite  sich  alier  lai  eiriem  der  vorgclriiten 
Frachtbriefe  zwei  Beträge  von  zirka  30  Kronen  in  Abzug,  und  zwar  au- 
geblicb,  weil  die  der  Berechnung  zugrunde  gelegte  LadeilAehe  nicht,  wie  im 
Frachtbriefe  angegeben  war,  13.9  □,  sondern  16  □  betragen  haben  solle. 
Diese  Erklirnng  erfolgte  also  l'/t  Jahr  nach  Zahlung  der  Fracht  Der 
BeUamant  erklärte  die  Gegenforderung  nicht  nnr  für  verjährt,  sondern  auch 
an  und  für  sich  für  illiquid,  weil  er  <lit'  Verladung  des  betreffenden  Waggons 
auf  der  nng.  Station  selbst  vorgenommen  habe  und  sich  i^enau  erinnere,  dass 
auf  dem  betreffenden  Wagen  die  Ziffer  13.9  □  angeschrieben  war,  nicht  aber 
15  was  er  auch  durch  den  betreffenden  Bahnbeamten  erwciücn  wolle,  der 
den  Fraditiirief  geschrieboi.  Es  kOnute  daher  höchstens  ein  Irrtum  in  der 
5 stelligen  iOffer  des  Waggons,  nicht  aber  in  der  blos  2zUMgen  des  Lade- 
gewichtes nnterlanfen  sein.  Etai  Irrtum  in  der  Eintragung  der  Laddllche  sei 
geradezu  ausgeschlossen;  dies  um  so  mehr,  als  das  Gut  die  Linien  dreier 
Bahnen  zu  durchlaufen  hatte,  zweimal  nmkartiert  wurde  und  auch  die  Brünner 
Station,  die  doch  als  Abgabsstation  immer  dir  frachtbrieflichen  Angaben  und 
Frachtvorschreibungen  zu  überprüfen  hat,  eine  unrichtige  Angabe  nicht  wahr- 
genommen bat.  Das  alles  spreche  dafür,  dass  eine  Irrung  in  der  Ladefläche 
nicht  vorliegen  Icönne. 

Aber  zn  diesen  faktischen  Tatsachen  kommt  noch  folgende-  juristische 
ümstand:  So  wie  die  Bahn  gesetzlich  Terpflichtet  ist,  das  im  Frachtbriefe 
angegebene  Gewicht  der  Sendung  zn  flberprttfen,  wenn  dieses  der  Berechnung 
zugrunde  liegt,  so  ist  sie  doch  im  höheren  Hasse  verpflichtet,  auch  die  im 
Frachtbrief  angegebene  Ladeflädie  zu  überprttfen,  wenn  diese  der  Fracht- 
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beredumng  mgrnnde  liegt.  Tut  de  dat  nicht,  nnd  tm$x  weder  die  Anf- 
gabwtetion  noch  die  Abgabsstation,  so  bat  sie  allein  die  Folgen  zn  trag-en 
und  kann  sich  nicht  liintendrein  nach  1'/«  Jahren  auf  eine  ünrichtitrkeit  der 
Eintrajfnnp:  des  Fia»  litlniefes  bernfen,  selbst  wenn  man  für  die  Eintiairnng 
der  FraclitbriefaiiiraVun  durch  den  Balinbeaniten  die  Partei  verant\V(prtlich 
machen  würde.  Das  alles  spricht  dafür,  dass  die  eingewandte  Gegenforderung, 
von  der  Yerjährangsfragc  ganz  abgesehen,  sdion  aii  und  für  neb  nieht  m  redit 
besteht,  «Ibo  nicht  Uqnid  ist.  Alle  dietjenigen  Konunentetoren,  die  sieh  für 
die  Eonpensation  ipso-jure  anssprechen,  nnd  selbst  diejeiügen,  die  ilir  dne 
Bechtewirknng  nicht  ex-nunc  sondera  ex-tunc  mit  rfickwirkender  Kraft  bd- 
legen,  setzen  eine  dem  Glilnbiper  bereits  bekannte  nnd  von  ihm  nnangefochtene 
Gegenfordcrunf^  voraus,  nirht  aber  Gcfronforderuns^en,  die  nicht  nur  nirlit 
liquid  sind,  von  denen  niclit  nui"  der  Gl;iubi;,'t'r,  ^»ndein  auch  der  Scliuldner 
selbst  gar  keine  Ahnung  hatte  und  die  selbst  letzterem  erst  bei  der  Ab- 
rechnung anfgetancht  ist.  Wie  Icann  also  hier  Ton  einer  Ipso-jure-Wirkimg 
der  Kompensation  die  Bede  sein?  Hier  mnss  dch  die  sofortige  Odtendmadiong 
der  Kompensation  durch  Absng  als  eine  Eigenmftchtigkeit,  eine  Selbstpflbidnng, 
also  als  ein  Willkürakt  darstellen.  Zu  solchen  unbefriedip:enden  Eonseqaensen 
führt  die  Ansicht  von  der  Wirkung  der  Kompensation  ipso-jure. 

Betracliten  wir  nun,  welche  Motive  für  das  juristisdic  Monstruni  der 
Ipso-jure- ^\'irkun{r  angeführt  werden.  Für  die  Kompensation  ipso-jure  sprechen 
Billi^^keitsrücksicltten,  also  ethische  oder  wirtschaftliche  Gründe  j  man  sagt 
nämlich:  Die  Natur  des  wirtschaftlichen  Verkehres  nnd  der  Billigkeit  bringt 
es  mit  sich,  dass  bei  Eauflenten,  Gewerbsleuten,  die  tKglich  miteinander  im 
Verkehre  stehen,  ihre  Forderungen  untereinander  sich  von  selbst  aofheben, 
ipso  jure  kompensieren,  sobald  sie  miteinander  zusammentreffen  und  dass 
der  Erstschuldncr  nie  verhalten  werden  kann,  seine  Gcfrenforderung  gegen- 
über dem  Ersti:l;iubiger  innerhalb  der  Verjährungsfrist  freltend  zn  machen, 
oder  seinen  Gläubiger  nur  zu  mahnen.  Es  widerstrebe  den  gewöhnlichen 
Rochtsgefühlen,  dass  der  Schuldner  sich  bezüglich  seiner  Gegenforderung 
innerhalb  der  Verjährungszeit  bei  seinem  Gläubiger  melde,  resp.  seine  Gegen- 
forderung geltend  madie.  Eine  Motivierung,  die  allerdings  viel  für  sidi  hat. 
Ffir  die  Erlöschung  der  Forderung  durch  Kompensation  ipso*jnre  spricht 
also  ein  rein  ethischer  Qmnd,  und  zwar  der  Schutz  des  Schwachen  gegen  den 
Starken.  Wie  liisst  sich  aber  dieses  Motiv  bei  Geltendmachung  einer  Forde- 
rung seitens  der  Bahn  irec:enüber  einem  Privaten  irdtend  machen?  Ks  wiS^e 
Anlass,  dieses  Motiv  zugunsten  der  schwachen  Partei  ;,^c^^enüber  der  kapital- 
starken Bahn  cicltend  7.u  machen,  nicht  aber  umgekehrt.  Mir  scheint  daher 
die  Kompensation  ipso-jure  seitens  der  Bahnen  gegenüber  den  Parteien,  wie 
vorliegendes  Beispiel  zeigt,  eine  Geltendmachung  der  stibrkeren,  monopol- 
artigen Hacht  der  Eisenbahnen,  weldie  anszuttben  de  wohl  Bedenken  tragen 
sollten. 
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17. 

Der  BefMemngsswaiig  der  fitseubahnen. 

Von  W.  Coemaia, 

Amtsgerichtsrat  in  SteMBbnrg  i  E. 

(8<!hlaw)>). 

.Seine  praktisolion  Wii-kunticn  äiis-sert  der  Beförderung s/waiip  bei  dem 
AbBclilussc  von  Bef«>r<lernngsverträgen.  Diese  liaben  mit  der  staatsreolitlichen 
Stellung  der  Bahnen  nicitts  za  ton  and  sind  rein  zivilruclitliclier  Natur. 
(ReichBger.  6.  M&rz  1886  Entach.  i.  Zivils.  Bd.  15  8.  156).  Ihre  zwingenden 
Grundlagen  Ulden  die  Vorschriften  der  Verkehrsordniing  nnd  genelmiigten 
Tarife,  des  Handelsgesetzbacks  and  des  Internationalen  üeberdnkomniens,  für 
beide  Vertragsteile.  Während  aber  der  Auflieferer  basw.  Empfiüifrer  auf  ihm 
einfreränmte  Rechte  verzichten  kann,  l.lsst  die  Enf  stolinnnrsffeschiclito  des  §  4ö3 
TKiB.  keinen  Zweifel  darüber,  dass  jede  Ab\vei(■lll^l•^  als  I?ei;ünsti^auic:  bzw. 
Benachteiligung  eines  Auflieferers  der  Bahn  verboten  ist.  Dieser  Zwanp:  ht 
für  letztere  so  weit,  dass  sie  sich  demselben  auch  bei  Frachtgeschäften  nicht 
entziehen  kann,  bezüglich  deren  sie  kein  BefSrderangszwang  triüt.  Ihre 
Vertragsfirdheit  besteht  hier  in  der  Anfstellnng  von  Bedingungen  innerhalb 
dieser  Grenzen.  FUle  dieser  Art  ergaben  sich  bei  BefOrderong  von  oder 
nach  dem  Giiterverkelir  niellt  eröfl'neten  Stationen,  von  Gütern,  deren  An- 
nahme abiii  lt  lmt  werden  kann,  nach  AnslaiHlsstanten.  die  dem  Uebei-einkomraen 
nicht  beij,aticten  sind.  u.  a.  In  diesem  Sinne  Staub.  HOB.  Bd.  2  S.  f).')!, 
Maküwer,  HGB.  Bd.  2  S.  1497.  Hahn,  HüB.  zu  Art.  422,  Frank ^n- 
b arger,  HGB.  zu  §  453,  Eger,  Eisenbahnrecht  Bd.  2  S.  380,  Fraclitrecht 
Bd.  8  8.  161  f. 

Die  bei  Beratung  des  Art.  422  des  alten  HOB.  hervorgetretene,  oben 
erwähnte  Fnreht  vor  einem  Gewaltmissbranch  der  Eisenbahnen  iSsst  es  er^ 

klärlich  ersdieinen.  dass  man  einem  Umgehnngsversuche  dieses  Zwangs  durch 

die  Balinen  nacli  Mr»irli(  likeit  vorzubeugen  bestrebt  war.  Dieser  Zweck 
rechtfertigt  die  Verpflichtung  zur  Beförderung  in  der  Heilienfol<re  der  Auf- 
lieferung sowie  der  frleichraJlssigen  Anwendiin-j:  der  Frachtsätze  in  den  weiterhin 
anzugebenden  Grenzen,  er  begründet  auch  die  Pflicht  zur  vorläuflgen  Fin- 
lagemng  der  BefSrderungsgüter,  wKhrend  er  bei  Anfstellnng  der  8cUaden8- 
ersatzpflieht  offenbar  über  sein  Ziel  hinansBchiesst. 

Wm  zonftchst  den  Rahenfolgezwang  anlangt,  so  ist  nach  §  56  der 
Yerkehrsordnuncr  für  die  Beförderung  der  Augenblick  massgebend,  in  dem  die 
Güter  zur  Befurderunir  von  der  Bahn  angenommen,  nicht  derjenige,  in  dem 
sie  der  Balm  dazu  angeboten  werden.  Der  (Unterschied  liift  li(  ivi>r.  wenn 
die  Auflieferung  zu  einer  Zeit  ausserhalb  der  üblichen  Geschäftsstunden  oder 

>)  Siehe  den  ersten  Abschnitt  in  dieser  Zettsduüt  Bd.  XXU  S.  204—806. 
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«a  Feiertagen  Tersnelit  ^vird,  «n  denen  eine  Annahme  nicht  stattfindet.  Dieee 
Zeiten  bestinunen  eich  einerseits  nach  der  Beförderangsart,  ob  EU«  oder 

Frachtsendang,  andererseits  nach  örtlichen  Verhältnissen.  Die  Balm  kommt 
der  im  Absatz  5  des  §  56  VO.  aafpestcllten  Verpflichtonp  zur  Feststellnng 
drr  Zeit  der  Annahme  znr  Befonlerunp  re^-^elni.ls^iitr  durch  Abstempelung  des 
Fraclitbriefs  nach.    Eine  Abweichung;  von  dieser  Ikihenfol^re  ist  znlässijr: 

a  ans  zwingenden  Gründen  des  Eisenbahnbetriebs,  mögen  diese  auf 
technisclien  oder  Tolkswirtschaftlichen  Grundlagen  beruhen.  Es  ist  ebenso 
solftssig,  fflr  die  Bahnnnterhaltnng  bestimmte  Oegenstftade  mit  Bevonngang 
Vor  allen  andern  Gütern  sn  verladen  nnd  zn  befördern,  wie  Stftckgfiter  nadi 
bestimmten  Stationen  zu  Sammelladungen  zu  vereinigen,  wenn  auch  dadureh 
einzelne  später  nach  anderen  Stationen  aufgelieferte  Gegenstände  früher  aar 
Versendung  gelangen.  Die  Einrichtung  von  Verbandsgüterzügen,  die  Bevor- 
zugunir  der  Personen-  nnd  SchneUzüge  sowie  der  Viehzüge  wird  ebenfalls 
durcl»  diese  Ausnahme  gedeckt; 

b)  im  öllentUchen  Interesse.  Hier  wird  insbesondere  an  Hilfssendungen 
in  Notetandsgebiete,  dann  aber  auch  an  Sendungen  der  Sffentliefaen  Behörden, 
Zttge  des  Müitftrs  nnd  der  allerii9chsten  Herrschaften  nsw.  gedacht. 

Ebensowenig  wie  die  Bahn  anch  nnr  zeitweilig  die  BefVrdemng  ablehnen 
und  dadurch  die  Reihenfolge  beeinflussen  darf,  —  vgl.  Mako  wer,  HOB. 
12.  Auti.  Bd.  II  S.  1  If  1  -  steht  es  ihr  frei,  eine  rasdiere  Beförderung  als 
die  dnrcli  die  Auflielerungszeit  bedingte  zuzusagen.  Eine  sidche  Zusage  ist 
unverbindlich.  <Entsoh.  des  Ob.-Land.-Ger.  Wien  23.  Oktober  1873  Roll, 
Entsch.  S.  236.)  In  gleichem  Sinne  Schott  in  Endemanns  Handb.  d.  üli.s 
Bd.  III  S.  477;  Eger,  Bisenbahnrecht  Bd.  n  S.  389. 

Praktisch  bedeutsamer  als  der  Reihenfolgezwang  der  Annahme  znr  Be- 
förderung ist  die  Tarü^flicht,  da  die  Tarife  fortgesetzter  Aendemng  unter- 
liegen  nnd  zu  ihrer  Wirksamkeit  der  vorheiiiron  Veröffentlichung  bedürfen. 
Es  fällt  auf.  dass  diese  Pflicht  nicht  auch  im  4.')3  HGB.  ausdrücklich  fest- 
gr<t(l]t  ist.  Mangels  einer  snldicn  unmittelbaren  Festlegung  wird  sie  im 
7  VO.  ausführlich  lic^rcn/.t  und  in  gleicher  Weise  im  Art.  11  <les 
Internat,  üebereinkommens.  Die  Vcrptlichtung  zur  gk'ichuiässig;cn  Anwendung 
der  Tarife  anf  alle  Absender  wird  dnrch  die  Tarifverdffentlichmig  mit  der 
Wirkui^  begr&ndet,  dass  Abweichungen  keine  Rechte  nnd  Pflichten  erzeugen. 
Vgl.  Staub,  HGB.  Bd.  II  S.  1554.  Eine  Ansnahme  kennt  der  §  7  VO. 
zugunsten  milder  und  öflFentlicher  Zwecke  sowie  im  Interesse  der  Eisenbahn 
selbst,  es  bedarf  jedoch  in  diesen  Fällen  dej-  Oeuehinigung  der  Landes- 
anfsichtsbehörde.  ; Reidisgericht  1«).  Nov.  IHKS.  JW.  !•!♦  S.  !»  >  Teber 
die  Form  des  Erlasses  vi»n  Tarifen  triftt  das  Reichsreclit  ebensowenig 
Bestimmungen  wie  über  die  Art  ihrer  Aenderung.  Die  Verkehrsordnung  be- 
gnügt sich  mit  der  einen  Vorschrift,  dass  ErhShnngen  der  Tarife  erst  sechs 
Wochen  nach  deren  Veröffentlichung  in  Kraft  treten.  Die  hier  der  Landes- 
gesetzgebung überlassenen  Bestimmnngsbefngnisse  hat  Bering  in  dieser 
Zeitschrift  Bd.  XTT  S.  353  bis  359  so  eingehend  erörtert,  dass  efai  Hinwels 
darauf  genflgt.  Wie  ist  aber  zu  entscheiden,  wenn  der  Tarif  irrig  an  gerhig 
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angegeben  ist?  Dann  kann  die  Bahn  zwar  Naehsahlimg  des  m  wenig  be- 
zahlten Betrage  verlangen,  dem  Schuldner  steht  aber  das  Recht  der  Auf- 
rechnung mit  demjenigen  Schaden  zn,  der  ihm  durch  die  irrige  Yerüffent- 

lichnng  vernrsacht  ist.  (Reichsgericht  11.  Milrz  1882  in  dieser  Zeitsdirift 
Bd.  II  iS.  23G.)  Erleidet  jemand  infolf^e  niclit  geliöriger  Veruft'entliclmng  der 
Tarife  in  der  Weise  Scliaden.  das»  iliiii  ein  anderer,  der  sicli  zufiUlip  Kenntnis 
von  diesen  Tarifen  and  der  geringeren  Israelit  verschafft  hat,  Kunden  ab- 
spenstig maebte,  so  hat  die  Bahn  diesen  Sehaden  su  ersetien«  (Beidisober- 
bandelsgerieht  9.  Mal  1876  Enteeh.  Bd.  20  S.  876.) 

Für  das  iniindische  id«  das  inteinatienale  Recht  wird  dorch  §  468 
Absatz  2  Satz  2  HOB.  in  Verbindung  mit  §  5  Verk.-0.  vnd  Art.  5  des 
Intern.  Uebereinkomincns  eine  Verpflichtuni?  der  Balm  zur  vorläuflgen  Ver- 
walirung  der  zur  Autliefernnp:  gebraditen  (Tütcr  cinfrofülirt.  bis  deren  Be- 
fördernntr  erfol^^en  kann.  Die  frülieren  Zweifel  über  die  rechtlirhe  Natur 
dieser  Verwahrung  (vgl.  Entsch.  des  Reiclisger.  vom  i).  Juli  1880  und  des 
Oberlaadesgerichts  Dresden  yom  10.  Jidl  1888,  beide  in  dieser  Zeitschrift 
Bd.  I  S.  268  bzw.  Bd.  VII  S.  14)  sind  Ungst  dahin  geltet,  dass  hier  ein  von 
den  FraehtTertrage  ginzlich  getrennter  VerwalinuigBTertnig  Torliegt,  den  die 
§§  688—700  BGB.  in  Verbindung  mit  347  HOB.  beherrschen.  Die  üm- 
fangebegrenzang  der  liier  beg^ründeten  Pflichten  der  Bahn,  deren  Abweichungen 
von  denjenigen  aus  dem  Frachtvertrage  in  der  Beschränk nntr  <ler  Haftung 
gipfeln,   ist  durch       453    HGB.  der  V().    ül)erla.ssen.  l'aisuu^j:  des 

einzig  in  Betracht  kommenden  §  55  gibt  zu  Bedenken  Aula^s,  da  Absatz  1 
zunächst  die  Torlftnflge  Vervrahrangspflicht  ausschliesst,  Absatz  2  solche  aber 
aUgeaein  anlässt  «soweit  die  Rftumlichkeiten  es  gestatten*.  Da  nirgends 
da  Zwang  gegen  die  Bahn  znr  Binriditmig  solcher  Rftumlichkeiten  ansge- 
sprechen  ist,  laam  sie  die  ihr  aoferlegte  Pflicht  durch  Nichteinrichtung  ge- 
eigneter Rüume  oder  Beseitif^ng  bestehender  illusorisch  machen.  Die  Er- 
fahrung hat  allerdings  gelehrt,  dass  die  Praxis  derartitre  Bedenken  nicht 
kennt,  und  die  Beschrilnkuntz-  wird  lediglich  dahingehend  uutgefasst,  da^s  sie 
die  Bahn  von  der  Beschaftnng  von  Räumen  entbinden  soll,  die  aus  irgend- 
einem Grunde  untunlich  erscheint.  Im  übrigen  ist  bezüglich  der  einstweiligen 
Verwahrung  auf  die  Abhandlnng  Gordens  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  XV  8.  76 
sn  Torwelsea. 

Naeh  Anfstellnng  des  Zvrangs  zur  Beförderung,  der  Beilienfolge-  vnd  der 
Tarifpflicht  sow  ie  derjenigen  cur  yorlftollgen  Verwahrung  bestinuat  der  Schlnss- 

satz  des      löH  HOB.: 

,?iinc  Zuwiderhandliinij:  gegen  diese  Vorscliriften  begründet  den  Ansprach 
auf  Ersatz  des  daraus  entstehenden  Schadens''. 

Bei  der  Gesetzesberatung  wurde  hervorgehoben,  dass  der  angeordnete 
Zwang  so  lange  ohne  praktische  Wirkung  sei,  als  dto  Bahn  nkdit  schadens- 
ersatzqiflichtig  gemacht  werde.  Wenn  anch  die  Praxis  einige  wenige 
Fälle  anf^nweisen  hat,  in  denen  diese  SondereisatapAleht  im  Prozesswege 
geltend  gemacht  ist  —  vgl.  Reichsger.^Bntsch.  Bd.  18  8.  170.  Reichsober- 
handelsger.-Entsch.  Bd.  20  S.  873  — ,  so  hfttte  es  im  nenen  Handelsgesetz- 
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buch  doch  dieser  Bestimmimg  oidit  mehr  bedurft.  Die  Bestimmwigeik  der 
VerlcehrBordniiBg  lind  QffentUchrechtUcher  Natur,  daher  von  allen  Bahnen, 
Staate-  iide  Privatbahaen,  an  beachten.    Sie  IcSnnen  aber  infolge  dieses 

Charaktors  an<  ]i  vnn  den  interestierten  Privatpersonen  ^ur  Verfolgung  ihrer 
Rechte  im  liesthwerdewege  angezogen  werden .  nnd  die  Halinaufsirhtsbehörde 
ist  verpHiditet ,  hei  der  Entsclieidiincr  sie  zntrinn<U'  zu  leeren,  auch  ilire  Be- 
achtnrttr  zu  er/winden.  Andcior^eits  ontliillt  <üo  dun  h  §  45 i  HGH.  znm  Cre- 
setice  erhobene  Verkehrtsordnuuy  und  das  Handelsgesetzbuch  „ein  den  Schatz 
eines  anderen  bezweckendes  Oesetz'  im  Sinne  des  §  823  Abs.  2  BGB.,  denen 
Verletzung  jedermann,  also  anch  die  Bahnen,  allerdings  nor  im  Falle  eines 
Verschnldens,  ersatzpflichtig  macht. 

rpher  die  Verscholdensfrage  enthUlt  der  Schlnsssatz  des  §  463  nichts, 
aus  dem  Zusammenhange  des  Paragraphen  ist  auch  eine  Lösung  nicht  zu 
hiiden,  ebr-nsnwciiig  gehen  die  Motive  Aufschluss.  Da  andi  dir  (Jerirlite  noch 
nicht  m'S|>inilnu  haben,  bohhen  zurzeit  noch  zwei  verschiedene  Meinungen. 
Eger  Htcllt  sowohl  in  seinem  Handbuch  des  preussischen  Eisenbahnrechts 
Bd.  n  S.  889  ff.  als  in  seinem  Frachtrecht  Bd.  in  S.  176  die  volle  Unab- 
lAngigkeit  der  Ersatzj^eht  von  einem  Verscholden  auf,  ebenso  Makower, 
Haadelsgesetzbach  12.  Anli.  Bd.  II  S.  1491.  Die  herrschende  Meinung  setat 
hingegen  ein  Vorsclmlden  der  Bahn  oder  ihrer  Leute  voraus:  Schott  in 
Endemannß  Handbuch  des  Handelsrechts  Hd.  TU  S.  477;  Staub,  Handels- 
gesetzbuch <i./7.  Aufl.  Bd.  II  S.  1.").').').  Einen  überzfugeuden  Grund  für  diese 
ZugrundeliLnuig  de.s  Verschnldens  haben  die  b'tztüeiiaiinten  nicht  angeführt, 
eine  unbetangene  Auslegung  des  Gesetz  Wortlaut»  iüHst  aber  das  Einfügen  der 
VerschnldensvoraBSsetzung  nicht  an.  Danach  geht  der  zivilrechtlicbe  Schatx 
des  §  458  Schlnsssatz  HOB.  allerdings  fiber  denjenigen  des  §  823  Abs.  2 
BOB.  hinaus. 

Den  Inhalt  der  Ersatzpflicht  bildet  der  ganze  mittelbare  und  nnmittelbare, 

voraussohbare  und  nicht  voraussehbare  Verlast  sowie  der  entgangene  Gewinn, 
Jjij  24i>,  201  f.,  288  BGB.,  wofern  derselbe  nur  in  Geld  s<  h!itzhar  ist.  (Reiebsjrer. 
Entsch.  Bd.  17  S.  47,  Bd.  10  8.  ät:  Ki.nigc,  H(fB.  S.  110.)  Bei  ungerecht- 
fertigter Betiuderungsverweigernng  trJlgt  die  Bahn  die  Mehrkosten  einer 
anderen  Befördernngsart  (Schott  a.  a.  0.)-  Die  Bahnen  haften  füi-  die 
Richtigkeit  der  verlSffentlichten  l^rife  derart,  dass  sie  Irrtiimer  in  denselben 
nicht  zu  ihren  Onnsten  geltend  machen  kQnnen  (Fnehsberger,  Entscheidungen 
z.  HOB.  3.  Aufl.  S.  1199).  Entgeht  einem  Spediteur  ein  Gesch&ft  dadnrch, 
dass  die  Bahn  ihm  einen  za  frühen  Zeitpunkt  für  das  Inkrafttreten  einer 
Tariferhöhung  angibt,  so  ist  sie  ihm  für  den  entgangenen  Gewinn  verhaftet 
(Staub.  H(in  Bd  11  S.  l.")riO).  Für  die  Verjährung  aller  dieser  Ansprüche 
sind  die  §^  438  f.  HUB.  massgebend. 

Beförderung  von  Personen. 

Weit  geringere  Bedeutung  hat  die  Oesetsgebnng  der  Yerpflichtnng  der 
Bahnen  zur  BefSrdemng  von  Poraonen  beigelegt,  wenn  andi  hier  ebenfalls 
der  Befdrderungszwang  eingeführt  ist:   §  471  HGB.,  §  6  VO.  Dieser 
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Zwang  erlddet  nur  In  folgenden  FftUen  eine  Äiunahme:  1)  wenn  höhere 
Oewalt  die  Befördernng  Undert,  2)  wenn  die  Befördening  mit  den  regel- 
massigen Transportmitteln  nicht  möglich  ist  und  3)  wenn  den  geltenden  Be- 
fördemngsbedingangcn  und  den  sonstigen  allgemeinen  Anordnong^  der  Eisen- 
bahn nitiit  entsprochen  wird. 

Bexüglicli  der  Ausnahme  zu  1  .sei  auf  die  früheren  Bemerkuniren  ver- 
wiesen; die  Frage  des  VV'ageuiaaugels  gewinnt  hier  nicht  die  praktische  13e- 
dentong  wie  heim  Frachtverkehr.  Wenn  auch  eine  grössere,  auf  einer  kleinen 
Station  ohne  rechtzeitige  Anmeldung  erscheinende  Kenschenmenge  keinen  An- 
spruch aof  Beförderung  hat,  so  sind  doch  die  Bahnen  verpflichtet,  anf  recht- 
zeitig ihnen  heluinntgewordenen  Menschenzndrang  hin  genflgend  Wagen  bereit- 
zustellen und  80  viel  Personenwagen  überhaupt  in  Reserve  zu  halten,  dass  der- 
artigen in  der  pj  fahrunp:  be;rründeten  Bedürfnissen  entsproclu  n  worden  kann. 
Für  die  Nichtbefürderung  bei  Ueberfüllnnfr  kann  zwar  ebensowc  ni^^  ss'iv  für 
die  V'ersiiuniung  eines  Anschlusses  von  der  Bahn,  wie  beim  Fraelitverkehr, 
Schadensersatz  verlangt  werden,  dem  Benachteiligten  steht  aber  im  Ver- 
waltungswege ein  Beschwerderecht  zu. 

Die  zn  3  erwVhnten  geltenden  Befördenuigsbedingiingen  betreffen  in 
ei-ster  Linie  die  Voranszahlnng  des  Fahrpreises;  durch  Lösung  der  Fahrkarte 
wird  der  Befördernngsvertrag  abgeschlossen.  FQr  die  Regelung  des  Fahr- 
preises sind  die  Tarife  massgebend,  web^lie  den  gleichen  Anfnrdfuingen  wie 
die  Gütertarife  unterlie;,an.  Zu  den  Befitrderungsbedinguniren  LMlitaen  ferner 
diejenigen  N'urschrilten,  welche  ^am  Schutze  gegen  Verbreitung  ansteckender 
Krankheiten  im  §  20  VO.  in  der  Fassang  vom  3.  Febmar  1904  (RGBl. 
S.  29)  nnd  in  der  Bekanntmachung  vom  21.  Febmar  1904  (RGBl.  S.  67),  betr. 
Bestimmnwgen  zur  Ansfihrung  des  Gesetzes  Aber  die  Bekftmpfni^  gemdn- 
gefährlicher  Krankheiten,  erlassen  sind. 

Allgemeine  Anordnungmi  mit  der  Wirkung,  dass  ihre  Nichtbeachtung  die 
Aufliebung  des  Befördernngszwangs  zur  Folge  hat.  kann  die  Bahn  im  Interesse 
der  Aufrechterlialtung  von  Ordnung  und  Anstand  treffen.  Die  Zurückweisung 
bzw.  AiLssetzung  von  Personen  ist  znlHssig.  wenn  diese  durch  Trunkenheit 
oder  in  anderer  Weise  die  Mitreisenden  belästigen,  die  verwirkten  Ordnungs- 
strafen sofort  zu  zahlen  sich  weigern,  Handgepäck  zurückzulassen  oder  auf- 
zugeben sich  weigern,  dessen  Mitnahme  in  die  Wagenabteile  verboten  ist 
(§§  27—29  EVO.)  usw. 
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18. 

Der  Elseiibahn-Fnichtznsehlag  (nach  §  53  der  deHtsehen  EisenlNdiii- 
YerkehTsordiiiinti:  todi  S6.  Oktober  1899). 

Vou  Or.  Adam  Schmitt 
in  Dortmund. 
(Fortsetzung) 

n.  Die  Verwirkang  des  Eisenbahnfraehtsaschlages. 

Der  Fnchtanucbktg  ist  ,Terwlrict*,  bedeotet:  die  Bedingmig,  an  welche 
seine  Entsteiiitng  geknüpft  war,  ist  eingetreten,  er  ist  fUlig  geworden.  In 
§48G  des  Betriebsreglemcnts  von  1874  (In  der  Fassung  der  Belunntmachimg 

vom  13.  (>.  IHHO)  war  hf^stiiiiiiit .  dass  .wer  Geprenst^Snde  nsw.  unter  un- 
riflitiirer  oder  nnc'cnam'r  Dcklaratinii  zur  Befördcnuifr  anffribt,  oder  die  als 
Bediiifiimtr  für  deren  Aniialnnc  v(ir::oscliriol»enen  Sirherheitsmassrefreln  anssjer 
acht  liisst,  eine  schon  durch  die  Aullieferung  verwirkte  Konventional- 
strafe zu  erlegen  hat*.  Der  Itlare  Wortlaut  dieser  Vorschrift  (, sehen  durch 
die  Änlliefening  verwirkte')  liess  keinen  Zweifel  darttber,  dass  der  Fraeht- 
znschlag  g^ebenenfalls  in  dem  Zeltpnnkt,  in  welchem  das  Ont  nnd  der  nn- 
richtige  Frachtbrief  der  Versandstation  überpreben  war,  also  bereits  vor  er- 
folp:tcr  Annahme,  m.  a.  W.  vor  erfolgtem  Abschloss  des  Frachtvertrags 
verfallen  war'^) 

Der  HostiuiniiiML'^  des  §  48  C  Bctr.-Kofrl.  ist  dann  der  §  3  Abs.  1  der 
Ausführuugsbestimmiingen  zum  I.  üe.  und  spiUer  aucli  der  Abs.  Ö  des  §  53 
der  dentschen  VO.,  sowie  des  Betr.-Regl.  für  Oesterreich  nnd  Ungarn  (vom 
10.  12.  1892)  nachgebildet  worden.  Die  Worte:  »sdion  dnrch  die  Anf- 
liefemng"  sind  in  den  nenen  Fassungen  fortgefallen;  de  waroi  mit  Bflcksidit 
auf  die  sonstige  Fassung  der  Vorschrift  („zur  Beförderung  aufgegeben",  ,bei 
der  Aufgabe")  entbehrlich  geworden.  Der  Sinn  der  Vorsclirift  war  jedoch 
derselbe  ■reblieben  ;  ho  auch  noch  das  Reichsgericht  in  der  nifdirfach  erwähnten 
Eutschcidung  im  17.  Bande:  „  Deslialb  ist  die  Konventionalstiat'e  mit  der 
Tatsache  der  Aufgabe  eines  derartigen  i^'raclitütiiclis  unter  Nichtbeobach- 


*)  S.  den  ersten  Abschnitt  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  XXII  S.  195—800. 

*)  Ruck  de  sc  bei  S.  37;  Eger,  Deutsches  Frachtrecht  ßd.I  S.  118,  Bd.III  S.289. 
Ueber  den  Begriff  ,Aufliefenuig*  s.  Endemann,  B.  d.  E.  II  S.  647. 
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taag  der  (Br  die  Absender  gegebenen  Vombriflen  Terwiritt*.   Aneh  in  der 

Knndmachnn;?  12  des  V.  d.  EV.  vom  15.  November  1895  hiess  es  mit  Be- 
zielmng:  anf  die  im  Abs.  H  behandelten  Geprenst.lndo  etr.  (§  2  Abs.  1  Satz  1): 
.Die  vorgresehenen  Fracbtznscbiafrt'  werdon  schon  durch  die  AuHiefVrung  des 
Gutes  unter  unrichtijrer  oder  uniji'iKuu  r  Deklaration  bzw.  unter  Ausseradit- 
lassang  der  gegebenen  Sicherheitsvorschritten,  also  schon  dann  ver^%'irlct,  wenn 
das  Gut  TOtt  der  fätenbalm  noch  nicht  fSrmUeh  angenommen  worden  ist*. 
Dagegen  trat  fttr  die  sonstigen  mit  Strafe  bedrohten  ItUle  der  Znwidethaad> 
Inngen,  also  s.  B.  für  nnrichtige  Inhaltsangaben,  die  nicht  anter  Abi.  8, 
sondern  nnter  Abs.  0  fielen,  für  zn  niedrige  Angabe  des  Gewichts  einer 
Wagenladung,  sowie  für  Wagenttberlastung  die  Fälligkeit  der  Zuschläge  erst 
ein,  wenn  das  Gut  fremilss  J:?  .'i 4  VO.  zur  Befördernujr  anircnommen  worden 
war  (Satz  2  a.  a.  ().).  Da  in  den  Fällen  des  .Abs.  S  schon  während  der  Auf- 
lieferung erhebliche  Gefahren  entstellen  konnten,  wollte  man  offenbar  dadurch, 
dass  die  Yerwirkung  der  Strafe  schon  an  fie  Tatsache  der  Auflieferung  ge- 
JcnUpft  war,  Terbltten,  dass  solehe  Oegenstftnde  flberhaapt  nnter  unrichtiger 
oder  ungenaner  Inhaltsangabe  rar  Anflieferung  gelangten.  Bin  Fall  des  Abs.  8 
liegt  der  oben  erwähnten  Reichsgerichtsentsctieidnng  zugronde,  nach  weldier 
diese  Konventionalstrafe  aus  einem  besonderen  Nebenvertrage  hervorgeht. 

Für  die  jetzt  geltende  EVO.  ist  zwar  die  Fassung  des  Abs.  H  unverilndert 
geblieben,  doch  ist  durch  die  allgemeinen  Zusatzbestimmungen  für  alle  Fracht- 
Zuschläge  des  öH  bestimmt,  dass  ,der  Frachtznschlag  verwirkt  ist,  sobald 
der  Frachtvertrag  abgeschlossen  ist*.  Durch  diese  ergänzende  Be- 
Stimmung  ^)  zu  §  53  sind  die  erwttmten  Ausnahmen  der  bereits  vor  Abaehlnss 
des  Frachtsvertrags  ftUUg  werdenden  FrachtraschUlge  des  Abs.  8  beseit^^ 
Da  die  Verpflichtung  des  Absenders  bezüglich  der  Frachtbriefangaben  als 
solehe  erst  mit  dem  Abschluss  des  Frachtvertrags  rechtlich  existent  wird»  so 
kann  zntreffenderweise  auch  von  einer  Verletzung  dieser  Verpflichtung  erst 
vom  Zeitpunkt  des  bewirkten  Vertragsschlusses  geredet  werden  ").  l>er  Ab- 
schluss des  Frachtvertrages  ist  also  in  allen  Fällen  —  anch  bei  vor- 
liegender Wagenüberlastnng  —  Voraassetznng  für  die  Verwirknng  der 
Zuchllge.  Dementsprediend  heisst  es  jetzt  nach  in  der  nen  redigierten 
Kundmachung  12  yom  1.  Oktober  1902  fai  §  3  Abs.  1 :  »Die  FraehtaoschUge 
sind  verwirkt,  sobald  die  Sendung  —  bei  Abfertignig  anf  Frachtbrief  — 
von  der  Versandstation  übernommen  ist*.  Das  Gnt  mnss  znr  Beförderung 
fibergeben  und  angenommen  sein;  es  genügt  nicht  eine  Uebergabe  zur  vor- 
läufigen Einlagerung  des  Gutes  '))")).  Der  Grundsatz  de»  §  844  BGB. 
ist  also  für  alle  FracbtzuscIilUge  des  >;  ö3  gültig.  In  anderem  Sinne  hat  der 
Ilandelssenat  der  Ungar.  Kurie  in  einer  Entscheidung  vom  20.  April  1899 
(Eger,  EisenbB.  Bd.  XVI  S.  142)  entschieden.  Nach  dieser  «rnttsse  die  Islsch 
deklarierte  Ware  tatsächlich  anch  verfrachtet  worden  sein;  ohne  den  Beginn 
dieser  Verfrachtung  könne  das  Recht  auf  den  Fhushtznsehhig  trotz  einer  er* 


')  Im  Sinuc  der  Eingangsbestimmnngen  Abs.  B. 

*)  Vgl.  hienm  Dernbnrg,  BOigerL  Becbt  U  S.  m. 
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folgten  falschen  Deklaration  noch  nicht  als  erwachsen  betrachtet  werden". 
Das  Erfordernis  der  Verfraclitunjr  kann  u.  E.  jedoch  weder  ans  dem  Wort- 
laut noch  aus  dem  Zwecke  der  l>etr»rtentlen  Vorschriften  entnommen  worden'). 

Der  Absender  kann  sich  \<ir  Zaliluntr  des  Fraclitzusehla^rs  nidii  dailnreh 
.scliut/.en,  dass  er  sich  auf  l'nkenntnis  der  Bestimmungen  über  die  Erhebung; 
von  Frachtznschlägen  bernft.  Denn  er  hat  sich  diesen  Bestimmungen  irater- 
vorfeBf  und  es  ist  deshalb  aneh  seine  Sache,  «ich  mit  ihrem  Inhalte  vertraat 
an  machen.  Anch  der  Umstand,  dass  ein  Dritter,  etwa  etil  Angestellter,  den 
Frachtbrief  fär  den  Absender  ansirefällt  hat,  ist  ohne  Belang.  Denn  der  Ab- 
sender hat  die  Handlang  seines  Vertreters  nach  §  164  BGB.  in  vollem  Um- 
fange zu  vertreten 

Anch  Irrtum  des  Zuwiderliaiuiiliiilti»  iiher  Sinn  und  Tra«?weite  der 
Strafbestinnnungcn  sdiliesst  refrelmUssig  di«-  .Stratverwirkung  nicht  aus.  Die 
Unterwerfung  des  Absenders  unter  die  betr.  Vorschriften  bedeutet,  dass  er 
deren  wirklichen  Sinn,  ^e  er  sich  bei  objektiver  Auslegung  ergibt,  als  mass- 
gebend anerkennt^.  Doch  wird  bei  Irrtum  in  der  Erkllrang,  s.  B.  wenn 
nachweislich  infolge  eines  Schreibversehens  bei  der  Gewichttangabe  statt 
lOOöo  (kpr)  geschrieben  ist  1000  (kg),  die  Anfechtong  ans  §  119  BGB.  nkbt 
ausgesclildssen  sein. 

Ferner  ist  VorlicL'en  eines  Verschuldens  auf  seiten  des  Absenders 
nicht  Voraussetzung  der  Verwirkung  der  Strafe.  Dieser  Standpunkt  wurde 
in  der  bisherigen  Literatur  und  Praxis  wohl  überwiegend  vertreten^).  Für 
das  jetzige  Recht  ergibt  sich  dies  u.  E.  insbesondere  ans  §  839  Sats  2 
BGB.^).  Selbst  wenn  man  entgegen  der  von  uns  (S.  198)  vertretenen  Auf- 
fassung annehmen  wollte,  dass  es  sich  hier  nm  FlÜle  von  „nicht  gehöriger 
Erfüllung"  einer  auf  ein  .Tun"  gerichteten  Veiblndllclikeit  des  Absenders 
handele  nnd  dass  also  dementsprechend  d<iii  A^^('ndfM  der  Gegenbeweis  ans 
4;  2HÖ  lilrlJ. ,  dass  er  die  nicht  gelii»ritre  KrtTiUuiiL;  nicht  zu  vertreten  liabe, 
freistehe,  so  wird  doch  jeder  Zweifel  in  dieser  Frage  beseitigt  dun  Ii  die 
Vorschrift  des  Abs.  1  des  §  53  EVO.  Da  diese  Vorschrift  den  allgemeinen 
Bestimmungen  des  BGB.  voi^eht,  ist  der  gedachte  Gegenbewds  ausgeschlossen. 
Za  dieser  Frage  führt  das  OLG.  E51n  in  der  Entsoheidang  vom  2.  Jnli  1904 
(4.  U.  186/02)  ans:  .Diese  Bestimmungen  des  BGB.  (sc.  §§  389,  286)  sind 
dis|ii>siti\  I  r  Art  und  ki'innen  abgeändert  werden.  Der  §  53  der  Eisenbahn- 
vei kcliiM») dnung  stellt  liier  die  sogenannte  lex  contraotus  dar;  nach  der 
knai'iKn  und  klaren  Ausdrncksweise  desselVien  ist  allein  die  objektive  Un- 
richtigkeit bzw.  Ungenauigkeit  für  die  Verwirkung  der  Strafe  massgebend, 

*)  8.  oaoh  Reindl  in  Zsitsehr.  Ver.  Eisenb.-V6rw.  1899  8. 1226. 
*)  So  die  in  der  Zeitsehr.  Ver.  Eisenb.-Verw.  1906  8.  434,  486  mitgeteilte  Ent- 
scheidung. 

')  Entscheidung  des  Amtsgerichts  Stuttgart- Stadt  vom  11.  Juli  19U4  (Aktenx. 
0. 960/04). 

*)  OLG.  Darmstadt  in  Bgers  EisenbE  Bd.  XVI  8. 306  (Erk.  vom  2.  7. 1888). 
•)  Vgl.  hierzu  Planck  Anm.  2  an  §  389;  Dernbnrg,  Bttrgeri.  Recht  Bd.  II 

S.229;  m.  Bd.öö  S.  79. 
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gleichviel  ob  eine  Scliuld  de«  I)(  klaiu  ienden  vorliefrt  oder  nicht .  Es  eiffibt 
Hich  dies  ancli  darans.  dass  in  Ziffer  13  speziell  diejciiip-pti  Fülle  hervor- 
{?elioben  werden,  in  denen  ein  Fraelitznschlafr  nicht  erlioben  werden  soll,  und 
nnt€r  b  ansdrücklich  ein  Fall  behandelt  wird,  in  welchem  den  Absender  Iceine 
Schuld  trifft.  Ebenso  vertritt  das  OLG.  Naumburg  in  der  Entscheidung  vom 
18.  DecMober  1908  die  Anaichtf  daae  die  Erhebung  des  Frachtzuschlags 
von  einem  Verscbiddeii  des  Absenders  imabliängig  Ist.  Die  SteUnng  des 
Beichsgerichts  zu  der  Frage  ist  eine  andere.  Das  Beichsgericht  geht  davon 
ans,  dass  durch  die  Vorschriften  des  §  426  HGB.  und  des  §  53  Abs.  1  EVO. 
auf  seifen  des  Absenders  Verbindlichkeiten,  welche  anf  ein  Tnn  {rerichtet  sind, 
statuiert  werden,  und  dass  der  Zusdilair  <len  Zweck  hat.  anf  B'rfiÜhinp:  dieser 
N'erpfliehf tuigren  des  Absender»  hinzuwiikeii.  Ks  verstattet  entsijreehend  dieser 
Autiaäsung  prinzipiell  dem  Absender  den  Gegenbeweis,  dass  ihn  kein  Ver- 
schnlden  bei  der  Delilaration  des  Gnts  im  Frachtbriefe  treffe.  Zwar  ist  nach 
der  Ansieht  des  Beichsgerichts  seitens  der  Bahn  znr  Begriindung  des  An- 
spraclis  anf  die  Konyentionalstimfe,  wie  fiberhanpt  bei  der  Klage  anf  die  ver- 
sprochene Leistung,  nur  die  Behauptung:  des  Versprechens  und  der  Zuwider- 
handlung erforderlieh;  aViev  ^fanfrel  an  VersolinMunp'  anf  selten  des  Absenders 
soll  diesen  von  der  Zaiilunirsiitiiclit  befreien.  Hiernach  mnss  der  Absender 
seinerseits  die  Griiude  darlegen,  ans  denen  er  jrlaubt,  wej^en  der  Nicht- 
befolgung  der  Vorschriften  der  EVO.,  welche  dem  Trausport  vertrage  der 
Parteien  zugrunde  liegen,  enteebnldigt  an  sein.  So  B6.  Bd.  20  S.  88  nnd  84, 
Bd.  47  S.  39 IF.,  sowie  in  dem  Urteil  vom  3.  Jnni  1906  (I  38/05).  In  diesen 
Entscheidungen  ist  indes  der  Fall  der  Wagenfiberlastnng,  filr  welchen  sich 
lediprlieh  eine  Verbots  Vorschrift  in  Abs.  6  des  §  53  EVO.  findet,  nicht 
behandelt. 

Nach  unserer  Autfassunp:  kann  tlei-  Xadiweis  des  Mangels  an  Verschul- 
dung nicht  se]ile(  htiiin  v«tn  der  VerpÜichtung  zur  Zahlung  des  an  sich  ver- 
wirkten Zuschlags  befreien. 

Dahingegen  ist  es  mdglich,  dass,  wenn  die  Elsenbahn,  d.  h.  der  betr. 
Annahmebeamte  der  Bahn,  die  Unrichtigkeit  etc.  allein  verschuldet  oder  sie 
erkannt  hat,  der  Anspruch  auf  den  Fraehtzuschlag  unter  Umstftnden  entfUlt; 
denn  alles,  was  die  Bahnbeamten  als  Stellvertreter  der  Eisenbahn  tun  oder 
nnterlassen,  gilt  so,  als  ob  es  die  Eisenbahn  selbst  getan  oder  unterlassen 
hätte').  Ein  dfrartiaes  Versohnlden  könnte  entweder  in  einer  Verletzung 
von  Veiptlichtungen  dein  Absender  presrenüber ,  die  durch  den  Fiaehtvertrag 
begründet  sind,  bestehen;  da  die  Eisenbahn  aber,  wie  früher  bereits  erwUhnt, 
nicht  die  Pflicht  hat,  den  Inhalt  festzustellen,  und  auch  die  FrQf^g  des 
Gewichts  ihr  nur  in  ganz  bestimmten  Fftllen  obli^,  werden  FtSle  der  Befireinng 
ans  diesem  Qmnde  praktisch  schwerlich  vorkommen  kSnnen.  Oder  es  kSnnen 
anch  erhebliche  Verstösse  gegen  allgemeine  Beehtsgrundsätze  in  Frage  kommen. 
Wenn  a.  B.  eine  Station  den  Inhalt  prSft,  and  trotzdem  sie  die  Unrichtig- 


')  Mit^'eteilt  in  der  Zeitscbr.  des  Ver.  Etoenb.*Verw.  1904  S.  43S. 
£udeuianu,  B.  d.  E.  I  Ö.  176. 
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keit  oder  Tarifwidrigkeit  etc.  der  Inhaltsangabe  entdeckt,  gleichwohl  ohne 
Beanstandung  zwölf  Sendungen  auf  Grund  der  unrichtig  ausgestellton  Fracht- 
briefe annimmt  und  nach  diesen  die  Fracht  berechnet,  so  würde  es  gegen 
Treu  und  Glauben  Verstössen,  wenn  sie  neben  der  von  ihr  selbst  zu  niedrig 
angesetzten  Fracht  die  Strafe  forderte  Unter  letzterem  Gesichtspunkt  ist 
n.  E.  auch  der  dem  Reichsgerichtserkenntnis  vom  3.  Jnni  H)05  zugrunde 
liegende  Fall  zu  beurteilen.  Näheres  über  den  Tatbestand  dieses  Falles 
siehe  EisenbE.  XXII  S.  74.  Unklarheiten  in  den  Tarif  vor  Schriften  können 
unter  Umstünden  ebenfalls  die  Erhebung  eines  Frachtznschlags  als  ungerecht- 
fertigt erscheinen  lassen.  Weitere  Befreinngsgriinde  enthalten  die  Vorschriften 
im  Abs.  18  des  §  5H  V.\0. 

Andererseits  können  als  Fälle  eines  den  Absender  befreienden  Ver- 
schuldens der  Bahn  nicht  die  Ausserachtlassnng  solcher  Vorschriften  anf- 
gefasst  werden,  die  nur  al«  instruktionelle  Vorschriften  im  Verhältnis  der 
Bahnbeamten  zur  Eisenbahnverwaltung  Geltung  haben.  Z.  B.  schreibt  die 
Kundmachung  12  in  §  3  Abs.  9  vor,  dass,  falls  die  Vermutung  einer  die 
Erhebung  von  FrachtzuschlUgen  begründenden  Zuwiderhandlung  schon  bei  der 
Auflieferung  des  Gutes  vorliegt,  der  Absender  auf  die  zu  erwartenden  Folgen 
aufmerksam  zu  machen  und  zur  Abstellung  des  Mangels  aufzufordern  ist. 
Verletzt  ein  Bahnbeamter  diese  Vorschrift,  so  kann  der  Absender  hierans 
einen  Entschuldigungsgrund  nicht  herleiten. 

Die  Erbringung  des  Beweises,  dass  eine  strafbare  Zuwiderhandlung 
vorliegt,  ist  im  Prozess  gemäss  §  345  BGB.  Sache  der  Eisenbahn. 


fSchlnss  folgt  im  nächsten  Hefte.) 


')  ROHG.  Bd.  23  S.  304. 
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19. 

Zahlung  des  Fnehtznsehlags  bei  imriehtlger  Inluütsaiigabe. 
(Art  7  Internat.  üeber«nk.;  §  68  Ungar.  EiMnb.Betr.BegI.) 

Von  Dr.  Ferdinand  Baumgarten, 
Reehtaanwalt  in  Budapest. 

I.  Die  Königliche  Tafel  in  Budapest  (Revisionssenat)  hat  in  ihrer  Ent- 
scheidung;: vom  11.  März  1901  angenommen,  dass  im  Art.  7  des  Inti-raat. 
Uobereinkommens  und  im  §  Ö3  des  Ungar.  Betriebsreglements  die  Wurte  ^ein 
Frachtzaschlag  an  die  am  Traneporte  beteiligten  Eisenbahnen  zu 
sahlen*  Uoaa  die  snr  Khmahme  des  Fraofatcnsehlags  Berechtigten  beceichnen, 
jedoeli  nicht  die  Bedingungen  der  Zahlangspflicht,  abweichoid  von  dem  alten 
Betriebsreglement  regeln.  Ans  den  zitierten  Worten  folg:c  daher  keinesw^, 
dass  der  Frachtznschlag  nicht  zd  zahlen  sei,  v&m  der  Transport  laut  Vertrag? 
nur  auf  der  Linie  einer  einziiren  Bahn  zu  vollführen  gewesen  und  beendet 
worden  sei.  Derjenige,  der  gefilhrliche  Güter  mit  unrichtiger  Angabo  des 
Inhalts  aufgegeben,  könne  also  auch  nicht  die  Keduzierung  des  Frachtzu- 
schlags verlangen,  wenn  die  auf  Linien  mehrerer  Bahnen  zu  verfrachtende 
Sendung  infolge  der  Erkenntnis  der  gefUurlichen  Natur  der  Güter  schon 
durch  die  (erste)  annehmende  Eisenbahn  angehalten  worden  seL 

IL  Fwner  ist  In  derselben  Entscheidung  angenommen  worden,  es  sei 
die  Auffassung  unrichtig,  dass.  der  Aufgeber  von  der  Zahlungspflicht,  die  ihn 
als  Konventionalstrafe  für  unrichtige  Inhaltsangabe  trefte,  befreit  werde, 
wenn  der  Transport  noch  nicht  begonnen  worden  sei.  Diese  Annahme  steht 
im  Ciegensatze  zu  der  Entscheidung  der  Konigl.  Kurie  vom  20.  April  189U 
(Zeitbchr.  f.  d.  Internat.  Eisenb.-Transp.  Vli  ä.  ötJ  f.,  Eisenb.Entsch.  XVI  S.  67) 
mid  Tom  6.  NoYember  1903  —  wonach  fOr  den  Anspruch  auf  den  Fracht- 
znschlag  der  Abschlnss  der  Frachtvertrages  noch  nicht  genüge,  sondwn  das 
unrichtig  deklarierte  Out  tatsSchlich  verfhwhtet  sein  müsse  — ,  und  spricht 
in  Uebereinstimmnng  mit  der  herrschenden  Lehre  den  Grundsatz  aus,  dass 
der  Anspruch  auf  den  Frachtzaschlag  mit  dem  Zeitpunkte  der  Annahme 

Bg«r,  BtnanbahnnehtllolM  BntMlieidugra  XXII.  28 
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zum  Tr;insjM>r  tc  ('Art.  H  Abs.  hitoiuat.  rclxMoiiik. ,  J;  öl  Friirar.  Hetr.- 
Regl.j  fällig  wird  und  vuui  Begiun  des  Traaspurts  unabhängig  ist 

m.  Endlich  bestimmte  die  Entecheidung  der  Ednigl.  Tafel  vom  11.  Uftn 
1904,  daas  infolge  des  durch  das  Pariser  üebereinkommen  vom  16.  Jmi 
1898,  10.  Jnli  1901  modiflaierten  Textes  des  §  8  Abs.  1  der  AnsfUumngs- 
bestimmnngen  zum  Art.  7  des  Internat,  üebereinkommens  der  Frachtznschlag 
nicht  nur  nach  dorn  Gewicht  de«  nnrichtifr  deklarierten  Teiles  des  Gutes, 
sondern  narli  dein  Gewicht  der  fjanzen  St  nilunp  zu  berechnen  ist.  Die 
bisherifTP  ^Il^ari^«  lu'  Judikatur  (Entsch.  der  Kiinijrl.  Tafel  vom  10.  Juni  1898 
und  der  Königl.  Kurie  vom  19.  Juni  lüül,  Eisenb.  Entsch.  XVI  S.  16  und 
XVlii  8.  248)  hat  anf  Omnd  de«  nrsprfingUchen  Textes  der  Aosfahransrsbe- 
Stimmungen  den  Zuschlag  nnr  nach  dem  Gewicht  des  vnrichtig  deklarierten 
Teils  des  Gutes  beredinet  Ebenso  das  Dentsche  Reichsgericht  in  seiner 
Entsch.  vom  6.  Juli  1S8.3  (Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  10 
S.  301,  Eisenb.  Entsch.  III  S.  87).  Eger  hÄlt  auch  nach  der  erfolgten  Aen- 
deiung  des  Textes  an  der  bisherigen  Annahme  fest  (Kommentar  z.  Internat. 
Uebereink.  2.  AuÜ.  Ö.  143). 


')  Eger,  Komm.  s.  Internat,  l'ebereink.  2.  Aufl.  S.  142. 
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Bechtsprechnng  und  Literator  sowie  die  Klarheit  nnd  üebersiohtlichkeit  der  An> 
Ordnung  rühmend  hingewiesen  woitien.  Der  Herausgeber  hat  das  Werk  durch  die 
vollständige  \'erwertuiig  iler  neueren  Rechtsprechung,  die  eraehöpfeude  Behandlung 
der  stets  sich  mehreudeu  Streitfragen  und  die  Aufteilung  mancher  neuen  Uosichts- 
punkte  so  wesentlich  und  erheblich  eiginst  nnd  Terrollkomamet,  dass  dasselbe  mit 
Beeht  als  ein  vOUig  neu  bearbeitetes  beseichttet  werden  kann.  Ifttr  die  Bisenhahneo 
ist  die  Darstellung  der  Nonnen  des  Fluchtlinieuge^etzes  in  allen  ihren  Teilen  von 
besonderer  Wichtigkeit.  Es  seien  hier  qpezieil  die  treffenden  AosfOhrangen  snni  9  ^ 
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(S.  47  ff.)  and  ttber  das  Verbftltols  de«  §  10  mm  Eiaeiib«1iiig«8etc  (S.  74  ff.)  benror* 

gehoben.  Es  ist  mit  grösstem  Danke  anznerkenuen,  dass  der  Heraasgeber  mit  seinen 
reichen  praktischen  Erfahrnncfen  n^h  der  mühe  vollen  und  schweren  Anf^rshe  der  Er- 
läuterung dieses  wichtigen  Gesetzes  unterzogen  bat.  Die  neue,  längst  erwartete 
Auflage  kann  eines  grossen  Erfolges  gewiss  sein.  Dr.  Eger,  Berlin. 

Lms«^  Dr.  W.  Di»  rechtliehe  Stellnog  d«8  Bmpfingers  im  Fraehkgesehftft 
(unter  Ansscbloia  dM  EäieiilmliiifhMbtmebts)  aaeb  gelt«ndem  Hoadebredit.  Ldpi^ 

1805.  Serig. 

Mach  einigen  einleitenden  Benjerkungej»  Uber  Wesen  und  Haupt  per.soiien  des 
Frachtgeseli&fts  gibt  der  Verfasser  eine  eingebende  Darstellung  des  Yerl  ugungsrecbta 
des  Empfingen,  der  dieaem  gegen  den  Frachtführer  «utehenden  Schadeniersati- 
ansprüehe,  des  Erlöschens  derselben,  der  Fracbtzablungspflicbt  des  Empfängers,  der 
Rechtsfolgen  den  Annahm cvcrzugs  sowie  seiner  Rechtssfellung  bei  Ausstellung  eines 
Ladescheines.  Der  Verfasser  erürtert  die  einzelnen  Theorien  und  gelangt  in  der 
Hauptsache  unter  Verwerfung  der  Qoldschmidtsehoi  Zessionstheorie  sowie  aller  anderen 
Theorien  m  dem  Brgebnine,  dass  das  Redit  des  EmpOngers  auf  einem  Vertrage 
sngnnsten  Dritter  beruhe  (S.  21— B5).  Kann  ihm  aacb  hierin  ans  den  von  Gold- 
Schmidt  Uberzen^end  augeführten  Gründen  wie  ancli  in  anderen  eng  damit  Ztisammen- 
hängenden  Fragen,  z.  Ii.  in  der  Begründung  der  Zahiungspflicht  des  Empfängers, 
nicht  beigepflichtet  werden,  so  ist  doch  die  GrOndlicbkeit  und  Klarheit  seiner  Ans> 
fOhrungen,  die  auf  sorgfUtigem  Studium  der  Materialien,  Literatur  und  Becbtsprecbung 
beruhen,  rtihmend  ansuerlannen.  Schmitz,  Köln. 

V.  Hippel,  Dr.,  Regiernngsassessor.  Handbuch  der  Polizei  Verwaltung.  Unter 
besonderer  Berücksichtigung  der  örtlichen  Verwaltung.   Berlin  1905.  Franz  Vablen. 

Der  Verfasser  weist  im  Vorwort  mit  Becht  darauf  hin,  dass  die  nur  Orisntmnng 
Uber  das  geltende  Verwaltvngsreebt  bisher  TerMbnUichtoi  Werke  mm  Teil  eine 
gründliche  wissenscbaftliobe  Yorbildung  voran.ssctzen,  anm  Teil  durch  ihren  Umfang 
und  Preis  die  Benutzung  nur  einem  beschriinktHn  Kreis  von  Interessenten  ermötrlichen. 
Er  hat  sich  die  Aufgabe  getstellt,  den  Behörden  und  Beamten  eine  handliche 
sjatematlsdie  Znsammenfassung  der  einaehien  Knterien  nebrt  baflglidien  Brttnterungeu 
und  Hinweisen  au  schaffen,  welelie  anr  ▼ollstlndigen  und  raschen  Orientiornng 
geeignet  ist.  Diese  Aufgabe  hat  der  Verfasser  glücklich  gelöst.  Sein  Handbuch 
bietet  nicht  nur  ein  übersichrlidies,  leicht  verständliches  System,  sondern  anch  einen 
vollständigen  und  zweckmässigen  Inhalt.  Es  zerfällt  in  zwei  Abteilungen:  I.  Die 
Polizei  und  ihr  Verfahren  und  IL  Die  Gebiete  der  polizeilichen  Tätigkeit.  Die  erste 
AbteUnng  behandelt  im  einzelnen  1)  die  Aufgaben  der  Poüsei  und  den  Ldialt  der 
poUieilichen  Amtsgewalt,  2)  die  Organe  der  Polizei  nnd  3)  das  polizeiliche  Verfahren 
im  allgemeinen  und  bezüglich  der  Kommnnalpolizei.  Die  zweite  Ahteihing  erörtert 
in  sieben  Abschnitten  die  allgemeine  öicberbeitspolizei,  die  allgemeine  Ordnungs-  und 
Sittenpoliaei,  die  Gesundhetts-,  Land»  nnd  Forsfewirtschafts-,  Jagd-  und  Fischer^-, 
sowie  die  GewerbepoUaei.  Auch  der  Ben-  nnd  Verkehnpoüzei,  unter  letzterer  der 
Eisenbabnpolizei  (S.  451  ff.)  imd  W^polizei  (S.  456 ff.),  sind  besondere  Abschnitte 
gewidmet.  Das  Werk  ist  mit  {?rösstcr  Surij^falt  unil  (Jründlichkeit  bearbeitet  und 
wird  allen  Interessenten  willkommen  sein.  Die  reichhaltige  Literatur  hat  der  Ver- 
ftsser  wobl  abdchtlicb  mit  Rtlckrioht  auf  den  Umfang  unberttehsiehtigt  gelassen. 
Doch  würde  die  Heranziehung  derselben  in  einer  kommenden  Anllage  sehr  erwünscht 
sein.  Dr.  Eger,  Berlin. 

Pfafferoth,  Carl.  Preussische  Beanitcngesetzi,'ebnng,  enthaltend  die 
wichtigsten  Beamtengesetze  in  Preusseu.  4.  ueubearbeitete  Auflage.  Berlin 
1906.  J.  Guttentag. 
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Es  ist  dn  Beweis  Ahr  die  Bnncbberkeit  der  PfidliBrotiiselien  DantelloBg  des 
Preuss.  Beamtenreciit!«,  dtkss  das  Buch  bereits  iu  vierter  Anflage  erscileint;  die  neneste 

GcsctzgcbnnfT  i^t  alliMithalbeu  berUcksiclitigt ,  veraltete  Hestiininnngen  sind  fort- 
gelassen, und  ilnher  wird  das  Werkchen  auch  in  der  neuen  (iestalt  innerhalb  der 
prenssischen  lieamteusehaft  tiich  z&blreiube  Freunde  verdcbaöen.  Das  Sachregister  ist 
in  dankenswerter  Weise  besonders  ansfQhrlicb  gehalten,  dn  Vonog,  der  göade  bei 
dieser  Uaterie  nicht  anterschltst  werden  Itann.  Dr.  Fnld,  Hains. 

Oishtmen,  Dr.  Justus,  öberreichsanwalt.  Kommentar  snm  Straf gesctzbnch  ftr 
das  Deutsciie  Heicli.  oin^i  lilicssli«  Ii  der  Strafbe!<timmnn{;en  der  Konkur-Jordnunt^. 
7.  AuilagC)  neu  bearbeitet  unter  Mitwirkung  von  Dr.  A.  Zweigert,  Keicbaauwalt. 
Band  I  und  II.   Berlin  190d.   Franz  Vahleu. 

Der  ansserordentlicbe  Wert  des  Olsbavsenseben  Kommeotars  snm  Strafgeseta- 
bneh  für  die  Wissenschaft  und  Praxis  des  denbichen  Strafrechta  ist  allseitig  gewürdigt. 
Die  neue  Auflatre,  deren  Vor^'^ntreriniion  in  dieser  Zoitschiift  Bd  XIV  S  IWff  und 
XVIII  ä.  194  bereits  gebührende  Anerkennung  gefuuden  haben,  bezeichnet  sich  mit 
Becht  als  eine  neue  Bearbeitung.  Der  Verfasser  bat  sieh  nicht  anf  einnelm  Zns&tie 
nad  Ergftttsnngen  besehrlnkt,  sondern  das  Oanae  in  allen  seinen  Teilen  nnter  ein* 
gebende  Berftcitsichtignng  der  inzwii^chen  verüffentliehten  Literatur  und  der  Recht- 
sprochuuff  einer  sorgfältiiien  und  umfassenden  Umarbeitiin?  unterzoEjen.  Hierbei  hat 
er  es  nicht  unterlassen,  in  manchen  Fragen  seine  eigene  bisherige  Auffassung  zu 
modiHsieren  nnd  an  berichtigen.  Echte  Wissenscbaftlidikeit  nnd  nntfassende  prak- 
tische Erfidimng  sind  in  der  nenen  Auflage  so  eag  nnd  gMeklicb  verbunden,  dass 
dem  Kommentar  auch  weiterhin  die  fQhrende  und  hervorragende  Stellung  nnter 
den  Bearbeitungen  des  Strafgesetzbuchs  gewahrt  ist.  Bereits  an  früherer  Stelle 
(Bd.  XIV  S.  199)  ist  rUbnieud  hervorgehoben  worden,  dasa  der  Kommentar,  wie  für 
alle  Verwaltungen,  so  insbeaondere  aneh  fttr  die  EisenbabuTerwaltungen  wegen  der 
ibnaus  eingehenden  nnd  sorgfUtigen  Brilaterung  der  eisenbahnstrafreebtlicben  Ver^ 
Schriften,  von  grö.sster  Bedeutung  ist.  Dr.  Eger,  Berlin. 

Sraf,  Dr.  E.  Das  eidgenossische  £xpropriationsrecbt.  Aarau  190ö.  H.&.Sauer> 
länder  &  Co. 

Ein  Beebtsgebiet,  das  in  der  sehweiaerisehen  literatnr  bisher  wenig  Beachtung 
gefunden  hat,  wird  hier  60  Jahre  nach  Erlass  dea  beittglicben  Bnndesgesetaes  snm 

ersten  Male  systematisch  bearbeitet.  Was  Graf  hier  bietet,  ist  nun  weder  ein  ein- 
gehender Konimenlar  noch  ein  wi'si^cnsi  liaftliclie.s  Handbuch,  sondern  ein  fleissig  und 
sorgfältig  bearbeiteter  !.>  ittadeu  durch  das  geltende  Recht  mit  seiner  Ansgeataltung 
düxh  die  Bechtsprechuug  dos  Bnndesgerichts.  Die  deutsche  Literatnr  snm  Bnt- 
eignungsrecht  ist  nur  in  geringen  Umfange,  die  reiche  Eeebti^rechnug  des  Beicbs- 
gerichts  aber  —  als  die  gesetsten  Grenzen  flberschreitend  —  Oberhaupt  nicht  berück- 
sichtigt. Den  weiteren  Kreisen,  w>'I<  hen  im  allL^enieinen  der  Oesetawortlaut  genügt, 
wird  die  Arbeit  ein  bequemes  Xachschlageu  ermügliuhen. 

W.  Coermann,  Strassbnrg  i.  E. 
Sydew,  R.,  ünterstaatssekretir,  nnd  Bmeh,  L,  Kammofgericbtsrat  Zivilprosess- 
ordnung  mit  (Jerichtsverfassungsgesetz  in  den  neuesten  Fassungen.  Unter 
besonderer  Berücksichtigung  der  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  berausg^eben 
mit  Anmerkungen,    lü.  Autlage.   Berliu  1905.   J.  Liutteutag. 

Der  neunten  1901  «rschieneuen  Auflage  ist  schon  jetst  die  sehnte  gefolgt,  eia 
Beweis  für  die  attsserordentlidie  Beliebtheit  und  Brauchbarkeit  dieses  ▼orsflgUchsa 
Ilandkoinni' nt;ii<  Der  '_'':inzonde  Erfolg  desselben  ist  ein  wohlverdienter.  Denn  kaum 
wird  ein  anderer  Komuioutar  gefunden  werden  künnen,  der  in  gedrängter  Darstellung 
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eine  pleich«  Fülle  des  Stoffes  bei  zwecl\!nii-5sitrev  nml  Ubersirhtliclit  r  Anordnung,  sorg- 
fältiger BeuuUuug  der  ge^iateti  Materiulieu,  Liierutur  uud  Kticbuprechuug,  »uwie 
ebgebender  Beluuidltuig  aller  KootroTenen  bietet.  IMUch  evAwdert  die  grosse 
7MI  nen  aaftaaeliender  StieiU^agen  and  der  dadurch  bedingten  Beditsprfkdie, 
MoDograpliiei)  etc.  eine  »tele  Znnalinie  des  Umfant^s,  nnd  so  erscheint  auch  die  neue 
Anäage  um  fast  UM»  Seiten  vermehrt.  Indes  hat  die  Handlichkeit  dos  Buches  dadurch 
uicbt  verloren,  wohl  aber  der  Jubalt  au  VoUstäudigkeit  uud  Bedeutuug  noch  weseut- 
Ueh  gewonnen,  ao  daas  ihm  der  Bof  eines  nnaerw  besten  Kommentare  som  QYQ. 
nnd  der  ZPO.  in  vollem  Masse  «haltoi  bleibea  wird.  Dr.  Eger,  Berlin. 

Barth.  H.,  Teetzmann,  W.,  Enmlnghaos,  0.  Das  internationale  Frachtwesen  and  die 
Siifflitiun  im  internat.  Verkehre  über  Land.    Leipzig  1905.    B.  Li.  Teubner. 

Belioia,  M.  Lea  lois  d  aasurance  ouvritire  ^  Tetranger.  vol.  H.  Assarauce  cootre  rinvaliditö 
1  re  p.  Paris  1906.  Boossean. 

Oeioenrt,  R.  Les  rtealtats  de  rassoranee  contra  les  acddents  dn  travdl.  Paris  1906. 
Ronsseau. 

Guhl.    rnter8ii(;hun<^a-n  über  die  Huttpilicbt  aii.H  uuerlaubter  Handlang  nach  scbweia. 

Ubligaiiuneurecbt.   Bern  i'M-i.   btämpäi  &  Co. 
Neir,  W.,  nnd  Sebwabadi,  F.  Nordamerikaaisdie  Bisenbahneai  ihre  Vervaltong  nnd 

Wirtscbaftsgebarang.   Berlia  1906.  Jnliaa  Springer. 
Hoffmann.  Dr.  F.,  Qewerbeofdnnng  fBr  das  Dentscbe  Boich  und  Prenssen.  Berlin  1906. 

t'arl  Hcyiuann. 

Jorgensen,  Troels  G.  Erstatuiug  lur  EjenduuiiiafsiuacLte  (Euteiguung  uud  Kntschttdigang). 
Gael  liX». 

Jmt,  Otto,  Oeheimer  Obe^Begi«rmlgnrat.  Wegeordnnng  für  die  Prorios  Westpranssen 

vom  27.  September  1906.   Berlin  Carl  Hcjmann 

Nelken,  F.    Das  Oeworberecbt  in  rreu-><sen.    I.  Band     Berlin  1905.    Carl  ITeyMiann. 
Opie,  P.  Accideutä  du  travail.  Memeuto  de  doctrine  et  de  jurisprudence  pour  l'applicatiou 

de  la  loi  dn  9  atri)  1896,  otmlenant  le  prämier  Supplement  avee  ranalyse  et  le 

commentaire  de  la  toi  dn  31  mars  1906.  Paris  1905.  Recneil  Sirey. 
Pereis  und  Spilling.    Das  ReicbsbeanitengcHotz    2.  Anfl.    Berlin  19()6.  Mittler. 
Schiecht.    Das  Recht  der  Elektrizität.    Milnchoii  T.t'M;  Schweitzer. 
Stier- Somio,  l'rof.  Dr.   Deutsche  Sozialgesetzgebung.   CiescUichtliche  Grundlagen  uud 

KrankenTorsicheningsrecht  Jena  1906.  Fischer. 

Ul.  Abhandlungen  aus  Zeitschriften. 

Achard,  A.  Le  Baebafc  des  Cbemias  de  fer  en  Snisse  (Bev.  d*Eoon.  Pol.  1906.  Ang./Sept. 

S.  7011 

Aoworth,  W.  M.  The  reccnt  lii>tory  of  federal  coutrol  of  railroads  in  the  United  States 
(Bailroad  Gaz.  Dezemb.  1905  p.  187). 

AiiaMt,  Myrow  E.  The  railroads  and  javenile  crime  (Charities  1906.  Nov.  p.  903). 

Apd^  Dr..  Bezirksassessor.  Gibt  es  ein  Recht  dea  einzelnen  anf  Benntinng  der  Öffent- 
lichen Wrtre?  (Fischers  Zr-rhr.  Hd.  80  Heft  3,4  S.  97). 

Arndt,  Dr.  A.,  Professor.  Das  Koichsgericht  nnd  das  Verhältnis  zwischen  Bergbau  uud 
Öffentlichen  Verkebrsanstalten  (Dtsch.  Jur.-Ztg.  XI  1906  Nr.  3  S.  168). 

Bledernmn,  E.  Die  wirtschaftliche  Entwickelang  der  prenssiscben  Staatseisenbahnen 
(Prenss.  KiÄenh.-An  b.  1906  S.  21b). 

Biberfeld,  Dr.  ^  t  rlust  und  Wiedererlangung  des  gesetzlichen  Frachtfiihrerpfandrechts 
(Speil.-  u.  ikhiü.-Ztg.  XIY  Nr.  4).  —  Auslegung  eines  Frachtbriefs  (Nr.  5).  —  Das 
Beiebsgericbt  nnd  die  Wijährung  vou  AnsprOehen  ans  den  fhiAt?enrage  (Nr.  9). 
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bayrischen  Staat  (Ztg.  d.  Ver.  Dtseh.  Eisenb.-Verw.  1905  Nr.  78,  95). 
Hilse,  B.    Anspruch  der  Trägerin  der  nffenilich- rechtlichen  Versicherung  auf  eine  den 

Vt-rsicliertcn  zufallende  Haftpflichieutschädigung  (Z.  LokalbaUnw.  24.  Jahrg.  S.  86—38). 

Lieblich,  Dr.  Ernst.  Frachtrechtlicbe  Haftung  für  die  pasuve  fiesistens  (AUg.  Tar.-Au. 

XXIV  19(J5  Nr.  50  8.  932). 
V.  L9br,  A.  R..  Regierungsrat.  Die  Beorganisation  der  Oeatenr.  Staatseisenbahnrerwaltong 

(Oestetr.  Eisanb.-Ztg.  XXIX  1906  Nr.  9). 
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Molitor.   Ueber  die  Haftung  des  Staats  bei  Verletzung  von  PriTatreohteu  (Arcb.  öff.  B. 
Bd.  20  S.  265-284). 

MmohwMk.  B«febsb(ibii,  Finaiisgeneliitcliafl  od«  Betriebanittelgeaieiinehaft  (Bayr. 
YeriL-BI.  XXn  Nr.  2,  3).  —  Bahnlagernd  gesteUte  Güter  (Spcd.-  ii.  Schiff.-Ztg.  XIV 

Nr.  1  —  4).  —  Die  (inuullairfiii  «le«  deutschen  nnd  des  iiit»rnatianalen  Fraclitrecht» 

(Nr.  10.  11).       Die  Eutu  j(  kelntitr  des  dentoehen  Gütertarif wesens  in  den  letzten  85 

Jahren  i  Allg.  Tar.-Anz.  XXV  Nr.  1  S.  14). 
Neble,  Kegiernngsasmior.   Die  Haftvng  der  BtaealMliiiTenraltaDg  fflr  Fnndandieii 

(Ztg.  d.  Yer.  Dtaeh.  EiMn1».-Terw.  1905  Nr.  101). 
NeannaRn,  Dr.  6.,  Oberlandesgerichtsrat.    Die  Wirksamkeit  des  AIlu'i  nieiiien  Tarif- 

Anzei^-»*rs  auf  dein  (TpbiotG  Ei^<enbftliiifrachtrecht8  (Ailg.  Tar.-.\nz.  XXV  Nr.  1  S.  17) 
Olney,  Rieh.   Some  Legal  Aspecis  of  Eailroad  Rate  Making  by  Congress  (North.  Am. 

Bev.  05.  Oct.  S.  481). 

OltbameR,  Dr.,  Bat.  Zum  Entworf  ehtee  ÄntomoblllmftpAialitfeMtMa  (Dteeh.  Jar.^Ztg. 

XI  v.m  Xr  r,  s  :un). 
Raimund,  Or  E.  Kritische  Beleuchtnni^  einzelner  im  PenoneiiTerkehre  geltenden  Nomeil 

(Oesterr.  Eiseub.-Ztg.  XXVIII  1905  Nr.  34). 
Reiadi,  Or.  M.,  Direktionarat.  Begreasansjpruch  der  Krankoikasaeu  nach  §  57  Aba.  4  dea 

Krankenverriebemngageeetna  (Ztachr.  f.  Bechtapfl.  i.  Bayern  Jahrg.  1 1906  Nr.  88  S.  459). 
RBII,  Dr.  Y.,  Sekt.-Chef.   Die  Tätigkeit  ^h-s  Oesterr.  Eisenbahuminiataiiiiiiia  anf  dem 

(ti'l)iete  des  Trajisportdipiistcs  '^Allg.  Tm  -.\nz,  XXV  Nr  l  S.  3i. 
Rüdlin,  Üebeinier  Eegierung.srat.    Wohlfahrtseiurichtuogeu  der  prenssisch-beaaiscbeu 

Eisenbahngemeinschaft  im  Jahre  1904  (Prenss.  Eieenb  •Arcb.  1906  S.  1  ff.). 
SoUffSir,  F.  6.  Die  Organiaation  der  (leterrdehisdieii  Staataeleenbahnen  (Oeator.  Biaenb.- 

Ztg.  XXIX  1906  Nr.  5). 
SohSller,  Dr.,  Oberiandesgerichtsrat.    Die  zivilreolitlichen  Schadcnsersatzansprtiche  der 

Beamten  und  die  UnfailfUraorgegeaetzgebung  im  Beicb  und  in  Preusseu  (Dos  Recht 

IX  1905  Nr.  34  S.  665). 
Sobtlit  Dr.,  Oerichtaaaaenor.  Haftung  der  Poet  für  den  dnreh  ingSItige  Zwlellang 

entstandenen  Schaden  (Dtscb.  Jur.-Ztg.  XI  190«  Nr.  3  S.  198). 
Senckpiehl,  Dr.  Die  Verj&brting  f-^pe  l  -  u  SchilT-Ztg  XIII  Nr.  50).  —  Die  Aushigcn  de^ 

Spediteurs  (Nr.  51).  —  Die  Angabe  des  Inhalte  der  Sendung  (Nr.  52).  —  Die  Neben- 

leiBttingen  des  .'^^peditenrs  (XIV  Nr.  1).  —  Beichftdignng  von  118b^  beim  Eisenbahn- 

tnnaport  (Nr.  8).  —  Biandidiadeii  an  Lagergfltem  (Nr.  1^.  —  Die  Nebenleiatmigett 

des  Spediteurs  (Nr.  6,  9,  10).  —  Die  Wertdeklaration  (Nr.  7).  —  Die  Weifongen  des 

Versenders  (Nr  Rl. 

Serre,  E.  Lea  accidents  du  travail.  Commentaire  de  la  loi  du  9  avril  1898  etc. 
3  6d.  Paris  1906.  Berg«r>LeTranlt  Oo. 

Sttmbcrg,  Dr.,  Beferendar.  Die  Haftong  dea  FraehtAbrera  wegen  venpiteter  Ab- 
lieferung des  Fraebtgnta  im  Binneuebübhrtareeht  (Diach.  Jtir.«Ztg.  XI  1906  Nr.  8 

S.  199). 

Tajaai,  F.  La  riforma  della  legialaaione  italiana  suUe  strade  /errate  (Bit.  soc.  1906. 
Nor.  p.  889). 

Wabar,  Dr.,  BegiemDgarat.  Die  Beateoanmg  dea  Binkommeoe  der  Staataeiaenbahn- 

vcrwaltnng  in  Preussen  (Ztg.  d.  Ver.  Dtsch.  Eisenb.-Verw  1906  Nr,  12). 
Zu  Weichs -Glon,  F.  Verltehrswirtacbaft  nnd  Verkebrspolitik  (Eiaenb.  n.  indnatr.  1905 

Heft  7  ö.  136/7). 

WlaiMMHia,  Dr.  6.  P.  Znr  «weilen  Berisionskonfereni  betr.  das  Internat.  Ueberein- 
kommen  Aber  den  Biaenbahnf rachtrarkekr  (Schweiz.  Jiir.-Ztg.  n  Nr.  6, 6). 
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Winkler,  Dr.,  I>irektor  des  Zcntralaint».    Da»  internationale  Uebereiukommen  über  den 

Eiseufrachtverkehr  (Allg.  Tar.-Anz.  XXV  Nr.  1  S.  18). 
W.  Die  Fnndaaehen  der  BiMBiMilinTenreltaiif  (Ztg.  d.  Ver.  Dteob.  Bheob.-Yerw.  1905 

Nr.  87). 

üeber  die  Verjährung  der  an»  dt'iii  Eiseiihabntransportvertrafre  herriihrcuden  Klagen 
in  Italien  Art.  2ö  and  45  Internat,  l'cbereink.,  IHö  und  146  Ital.  Tarif beätimmungen 
(Zuchr.  f.  d.  Internat  Bisenb.-Transp.  XIII  lü05  Nr.  11  S.  37ö).  —  Zum  Art  31  ins- 
beeondm  Abs.  1  Ziff.  4  de«  Interant.  UebereiolL  (Nr.  18  8.  400).  —  Am  den  Va^ 
bandlungen  der  Konferenz  der  International  Law  A.s.sociation  in  Christiania  vom 
4.  7  Sq.r.-nibor  vm  (XIV  HKM»  Nr.  1  S.  2).  —  Zun  Art.  1  des  Intanafc.  Uebereink. 
durcbgehender  Frachtbrief  (Nr.  3  S.  8'.>i. 

Die  IdeferMst  der  Eiseobabu  (Sped.-  a.  Schiff. -Zt^.  XIII  Nr.  51).  —  Bezeicbunng  Ton 
Eisenwaren  mit  der  Bestimmungsstation  (XIV  Nr.  8).  —  Umarbeitnng  dar  deutsolMn 
Ei^onbabnverkchrsordniiiii;  :Nr.  :>  -  Die  rechtlirlie  Natnr  des  SpediÜonSTertngCS 
iNr.  11;.  —  Detit.sclie  Kisenbabnverkt'lir-'  rdiiuiiLT  iNr  11 

Die  Erwerbung  der  ptäbsischen  Eisenbahnen  durch  dun  bayrischen  Staat  (Ztg.  d.  Ver. 
Dtsch.  £i8enb.-Verw.  1905  Nr.  95).  ~  Der  deutsche  Frachtbrief  (Bayr.  Verk.-Bl.  XXU 
1906  Nr.  9). 

Gesetz  und  Praxis  (Oesterr.  Allg.  Tar.-Anz.  XXIV  Nr.  41).  —  Haftpflicht  der  fransSsi- 
scheu  EiseubaTinen  (Nr.  51  S.  *.t5Hi.  ^  (Itjsetz  und  Praxis  (Nr.  52).  —  Eisenbahnpolitik 
(XX \'  Nr.  1).  —  Zur  Verstaatlichung  der  Nordbahn  (XXV  Nr.  10).  —  Die  Uaudeb- 
verträge  und  der  EisenbabnTerltehr  (Nr.  lU). 

üeber  die  Stelinng  der  Beamten  der  deterr.  Staatsbahnen  (Eisenb.  n.  Indostr.  I  Nr.  13). 

—  Bemerkungen  Uber  die  strafgerichtliche  Behandlung  eiseubahnbetrieb.stecbnischer 
Fiillo  I  Nr.  l.'?\  —  Da-?  rebiMeinkoninjen  über  die  N'erstaatlichung  der  k.  k.  priv. 
Kaiser-Ferdinauds-Nordbahn  (Üesierr.  Eisenb.-Ztg.  XXIX  Nr.  11  ö.  Ü7). 

Die  ungenaue  lukaltsdeklaration  mid  ihre  Folgen  (Ungar.  Bisenb.-Tar.-  u.  Verk-Am.  IX 
1906  Nr.  84,  X  1906  Nr.  1,  8).  ^  Das  Statut  des  Landssfcommnnikationsrats  (Nr.  8). 

—  Die  Einführung  der  StatiouHgebUhr  im  Verkehr  uiit  den  Osterr.  Staatabahaen  (Nr.^ 

—  Uaflpflitht  für  gedeckte  Jlolzkastenwagen  (Nr.  3). 

üeber  die  Haftpflicht  der  Eiseubahueu  bei  der  Beförderung  der  Güter  in  PersuuenzUgea 
(Der  Bete  f.  d.  Veifc.-AnBt.  1905  Nr.  86.  St.  Pelersbnrg).  —  Haftpflieht  der  fifsen- 
bahnen  für  Vergehen  ihrer  Beamten  auf  Grand  der  rassischen  and  SsterreiehiwAett 
Gesetze  (Nr.  41).  —  Die  Behandlang  d«r  Entsehtdignagsfordeningen  aof  den  Eis«- 
bahiifiu  (Nr.  45  46). 

Les  retraites  ouvri^res  et  les  institutions  (KUroualed  dans  les  compagnies  de  cbemina 

de  inr  (L^teonemiste  fhwfais.  Paris.  Jahrg.  34  Bd.  I  Nr.  4). 
Misdedaration  of  freight  (The  Bailway  News.  London  1906  Nr.  8161).  —  Light  Bailways 

act  1896  (Nr.  2172). 

Bailway  legislation  in  tln?  States  (The  Railway  age  rhicagfo  liK)ü  Bd.  39  Nr.  24).  — 
Prospects  ot  Kuilway  1>  ^l-^Iaiion  in  Cougre^iü  t^bd.  4Ü  Nr.  13).  —  Block  sigual  legis- 
htioB  (Nr.  16).  ^  Preparation  of  rate  r^gnlatio»  bUls  (Nr.  16).  —  Gomnunent 
eontrol  of  Italien  ridlways  (Nr.  81). 

Bailroad  legislation  in  the  SUte  of  Washington  (Railroad  Gazette  1905  Bd.  88  Nr.  86). 

—  Coniiecticut'si  new  Railroad  legislation  fBd.  .39  Nr.  3).  —  Directors'  responsibility 
for  legal  expenses  (Nr.  17).  —  Wbere  Uoverumeut  eontrol  on  Railroads  is  ueeded. 

—  OoTernment  ehonld  eontrol  Bailroad  rates  (Nr.  18). 

Gorenment  railway  poUey  in  Caaada  (Commere.  and  Finaae.  Ohrenide.  JaU  1906. 
▼Ol.  81  p.  891). 
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IV.  Gesetzgebung. 

MtniillOMiM  UtItreliriiMMMR  ttlwr  dea  Siniibaluillraditveifcdir.  Liste  der  BImb- 

bahnstrecken,  aaf  welche  dasselbe  Anwendung  findet.  Äiugabe  vem  Jeavar  1906 

(Ztachr.  f.  d  intemat  Eiseub.-Transp.  XIV  1906  Nr  2  S.  Sö-aHV 

Baden.  Erl.  d  Min.  d.  Inn.  vom  4.  Mai  UM")4 ,  betr.  polizeiliche  Behandlung  der  Bahn- 
bofawirt&chalteu  ^ir'ischers  Ztschr.  Bd.  äO  ä.  70).  —  Verordu.  den  Vulizug  der  Unfall- 
TenfebeniiigageaetM  betr.  tov  19.  November  1906  (S.  468). 

Bayer«.  Gesetz  vom  7.  Dezember  1905,  die  Erwerbung  der  pf&lziscben  Eisenbahnen 
für  (las  kiWiic;].  bayrische  Staatsärar  betr.  (Ge«  -  n.  Vurordn  -Bl.  1905  S.  089).  —  Be- 
kauntiiiiicliung ,  die  Einführuug  der  Eisenbahuverkehrsurdnung  in  Bayern  betr,  vom 
8.  u.  29.  Nuveuibcr  1905  (3.  667,  668,  683,  684).  —  Geaetz,  betr.  den  Bedarf  für  Er- 
weiteraBgs>,  BiglannigS'  nad  Nenbaatmi  aaf  den  ia  Betrieb  befindlidtea  StaatMisea- 
babnen  vom  30.  Dezember  1905  (1906  8.  .3,  4).  —  Verordn. ,  die  Unfallfttraorgc  für 
die  nicht  praijniatisclion  Staatsbeamten  nnd  -Bediensteten  betr.  vom,  5.  .lan.  HKK»  fS.  7,8). 

Oeatechea  Reich.  Bekanntmachung  des  Ueic-hskanzlers,  betr.  Acuilening  der  Anlage  B 
aar  Eiseubahuverkehrsordnang  vom  2.  November  1905  (EGBl.  190ö  S.  765)  und  vom 
&  Febraer  1906  (ROBl.  1906  8. 198).  —  Btkanatmachoag  dee  BdelneiMabafenamU 
ve«  28.  AngtiHt  und  22.  November  1905,  betr.  Ergänzung  der  Nr.  XXXV  a  in  der 
Anlage  B  zur  Eisenbahnverkehrsordnang  -  Eiseiib.-Ver.-Bl.  285  u.  30.i,  KGBl.  S. 750 u.  771). 

FraakreiOh.  Geaetz  vom  22.  Dezember  UK)5,  betr.  Staatsuntersttitzung  von  Kleinbahnen 
(Joam.  offic.  Nr.  349  vom  24.  Dezember  1905  S.  7542).  —  Erlaaa  des  Prüidenien  der 
BepaMik  vom  4.  Jaaoar  1906,  betr.  Besetsaag  des  beratenden  Bjeeabahaeaiihimiei 
and  des  Binnenschifi^ihrts-  und  Hafenrats  (Nr.  6  vom  7.  Januar  1!K)6). 

Heesen.  Verordn.  vom  25  November  1905,  betr.  die  Stiftunir  eines  Erinnerungszeichens 
flir  die  Beamten  und  Bediensteten  der  Staatseisenbahnverwaltung  (Eiaenb.-V.-Bl.  S.309j. 

Oesterreich.  Verordn.  d.  Eisenb.-Min.  vom  11.  Dezember  1905,  betr.  die  Eiufttbmng 
neaer  Orandsllge  der  Vorechriftea  flr  den  Betrieb  aaf  Lokalbabaen  (Biseab.-Verorda.- 
BI.  XVIII  1906  Nr.  146  S.  3509).  —  Gesetz  vom  24.  Dezember  1906,  betr.  die  aber- 
malige Verlängerung  der  Gültigkeit  der  .Anordnungen  des  Gesetzes  vom  31.  Dezember 
1894  KGBl.  Nr.  2  cx  1895  über  Bahnen  niederer  Ordnung  (BGBl.  1905  Stück  LXXXVII 
Nr.  216,  Eisenb.-Verordn.-Bl.  XVIII  1906  Nr.  1  8. 1).  —  Verordn.  d.  Eisenb.-Min.  vom 
18.  Pebraar  1906,  betr.  die  Erstreckoag  des  EiaAUuraagstenaias  fBr  die  aeaea  ein- 
heitlichen  Grundsätze  der  Vorschriften  für  den  Verkebrsdienst  auf  Uanptbaliaen, 
Signalordnung  für  die  Haupt-  und  Lokalbahnea  nnd  Betrieb  auf  Loltalbabnen  aaf 
den  I.  Oktober  1906  (1906  Nr,  22  S.  645). 

Preaesen.  Geaets  vom  8.  Juli  1905,  betr.  die  Kostea  der  Prüfeng  ttberwecbangs- 
bedttrfliger  Aalagen  (08.  8. 817).  —  Qift.-Erl.  d.  M.  f.  Band.,  der  Off.  Arb.  a.  d.  faa. 
vom  6.  Dezember  1905,  betr.  Prüfung  Obcrwachungsbedürftiger  Anlagen  (Min.-Bl. 
d.  i  V.  190.T  Nr  48  S.  2211  -  Erl  d.  Min.  d.  öff.  Arb.  vom  13.  Dezember  1905,  betr 
Erhebung  von  Auschlussfracht  an  Stelle  der  Stationsf^acbt  im  Verkehr  mit  Klein- 
bahnen (Ztscb.  f.  Kleinb.  XIU  1906,  Nr.  1  8.  85).  —  d.  Hin.  f.  Hand.  a.  d.  Jnst  vom 
7.  Desembor  1906,  betr.  die  Niehtverpiiebtang  der  Kieinbahnea  an  BeltrSgen  an  dea 
Unterhaltungskosten  der  Gewerbegerichte  (Ztschr.  f.  Kleinb.  XIII  1906  Nr.  2  S.  96). 
—  d.  Min.  d.  öff.  Arb.  vom  21.  Oktober  1905,  betr.  Ergänzung  der  ünfallverbQtungS- 
vorscbriften  (Eisenb.-Verordn.-Bl.  1906  8.  277).  —  vom  24.  Oktober  190ö,  betr.  Kosten 
der  BemkniulBaf  des  Kanls  ete.  voa  OnmibtackeB  (S.  279).  vom  1.  November 
1906,  betr.  Tagegelder  der  8taataeiaenbahnbeamtea  (8. 880).  ->  im  8.  Novembef  1906, 
betr.  Arbeiteranssehiise  flr  die  Betriebsweikstftttoa  nnd  Gasanstalten  (3. 290).  —  vom 
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23.  Dezember  1905,  betr.  Verdiugungsweseu  (S.  321).  —  vom  M.  Februar  liKMJ,  betr. 
Beitragspflicht  der  Eisenbahnen  zu  den  Kosten  der  Gewerbegerichte  (1906  S.  29). 

RmlnlMk  G«wU  Ton  9.  Jiui  1906  sor  VerroUftliidigang  des  OeietiM  Hb«  d«a  Baa 
und  Betrieb  von  Privateisenbahnen  vom  23.  MSn  1900  (Arch.  f.  Eisenb.-We«.  1906 
S.  237;.  —  Aeudemn^  dc^  Kisonbahnbetrieb.Hreg'lements  §  68  Abt.  7  und  §  68  Ab«.  8 
(Ztschr.  f.  d.  internat.  Eisenb.-Trausp.  XIII  UK)5  S.  156). 

RlMland.  Keglemeut  fUr  die  Zollageutureu  der  nutsiscben  Staataeisenbabnen  (6bornik 
dnr  Tftrifa  der  m».  Bitenb.  Ton  lA.  Aiigiut  1906,  Ztsohr.  f.  d.  intormt.  Blienb.«Tnuwp. 
Zni  1905  BdL  8. 148ff.)-  -  Vorschriften,  betr.  die  Feststellung  dei  Oewiebts  der 
znr  Beförderuni?  gelangenden  Güter  dun  li  die  russischen  Ei?.eiibahnen  nnd  Aber  die 
Prüfung  der  Gewichtsangaben  in  den  Fruchtbriefen,  ilit  (iüitigijeit  vom  1./13  August 
1905  pobl.  i.  d.  Samml.  russ.  Ges.  vom  lU.  Juni  1905  Nr.  96  (Ztschr.  f.  d.  internat. 
BiMab.-Tnuiip.  XIH  1906  BeU.  &  161).  —  Allerh.  BafeU  vom  89.  Nombw  1906. 
betr.  die  P>n):i>  htigung  der  lokalen  Instanzen,  zur  Anwendung  aosserordentlicbM 
Massnahmen  ZuUucht  zu  nehmen,  sofern  Unterbrechnup:,  ITnordaong  oder  Verwiming 
im  £i«eababn-,  Post-  und  TelegraphenTerkehr  eintritt  ( Verordo.-BI.  d.  Hin.  d.  Verk.- 
Asit  Tom  19.  Deaember  1906  Nr.  61).  —  Tom  8.  Denmber  1906,  betr.  die  Einffibrang 
uiiweiligttr  Begeln  1)  Aber  die  StiafllUligkeit  einer  Beteiligsog  an  Straiki  bei  Unter- 
nehmungen, die  eine  allgemeine  oder  staatliche  Bedeutung  haben,  ebenso  aucb  in 
staatlichen  Betrieben  und  2)  über  die  Sicherstelluug  der  arbeitswilligen  Arbeiter 
(Ver.-Bl.  vom  19.  Dez.  1905  Hr.  51).  —  vom  14.  Dezember  1905,  betr.  Regeln  über 
die  Anwendnng  aafleeiavdentl^er  S^ntnwuregeln  anf  den  Eisenbabnen  (Nr.  61). 

SMtoMp  XSnigreieh.  Verordn.  dea  Kiniiten  des  Ihnent  Jon  7.  Jnli  1906,  betr.  Be- 
handlung des  Bekleidungsgeldes  bzw.  des  Wertes  der  freien  Dienstkleidung  bei  der 
Bemessung  der  Unfallpensionen,  Hinterbliebenenrente  etc  und  Einkommenbesteuerung- 
(Fischers  Ztschr.  Bd.  30  8.  50).  —  vom  23.  August  1905,  betr.  Schutzmassregeln  bez. 
dea  Viebtransimrla  anf  der  Eiaenbahn  bei  Senchengefahr  (S.  57).  —  vom  19.  September 
1906,  betr.  die  Znaamueuetsang  dea  Biaenbahniata  (Gea-.  n.  Ver.-Bl.  Nr.  66  S.  886). 

—  Bek  vom  20.  Oktober  1905,  betr.  den  Schutz  des  Eisenbahnbetriebs  (Nr.  69  S.  238). 
Schweiz.  Hnnde3rat8be8chln8.s  vom  7.  November  1905,  betr.  Abändemn^^  und  Ergänzung 

des  Trausportreglements  der  schweia.  Eiseubahn-  und  DampfschiftuutemehmuitgeD 
tom  1.  Janoar  1904  g  68  der  Binl.T  md  fom  88.  Deaember  1905  §§  46,  48  (Schweis. 
Bundesbl.  Nr.  86  vom  87.  Deaember  1906  nnd  Ztaebr.  f.  d.  internat.  BiaeBb.-Tkaaap. 
XIV  1906  Beil  S.  4  u  5  ff.)  nebst  PoUaeivorschrifken  für  den  Transport  lebender  Tiere 
auf  den  Schweiz.  Eisenbahnen  und  Dampfschiffen  vom  28.  November  190.T  f ebenda 
S.  10 ff.)  —  Verordn.  vom  27.  Oktober  1905,  betr.  den  Unterhalt  des  Kollmaterials 
der  sebweis.  Hanptbabnen  (Bandeabi.  Nr.  80  vom  1.  NoTember  1906). 

Spanien.  Kgl.  Verordn.  v.  90.  Novembw  1906,  betr.  die  FMAmg  und  Oenehmigang  der  8pt- 
zialtarife  bei  den  spanischen  Eisenbahnen  (Gac.  de  loa  caminos  de  hierro  v.  24.. Tan.  1906). 

Ungarn.  Sutzunifen  des  Landesverkehrsrates  vom  3,  Januar  1906  (Pr.  Eisenb.-Arch.  S.  446). 

—  Geschäftseioteilung  für  die  Leitung  der  Eisenbahnaugetegenbeiteu  im  Uugar. 
Handelaminiaterinm,  gftltig  seit  1.  Januar  1906  (Ztg.  d.  Y.  Dtscb.  Biaenb.-y.  Nr.  4). 
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H.  Roscnthal,  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch,  7.  Aufl.  (S.  432,  433).  — 
O.Fischer  und  \V.  Heule,  Bürgerliches  Gesetzbuch,  7.  Aufl.  (S.  433).  — 
H.  Luther,  Das  Gesetz  über  die  Enteignung  von  Qrandeigentnm  vom 
11.  Juni  1874  und  das  Gesetz,  betreffend  die  .■\nlegung  und  Veränderung  Ton 
Strassen  und  Plätzen  in  Städten  und  ländlichen  Ortschaften  vom  2,  Juli  1875, 
2.  Aufl.  (.s.  433).  —  W.  Iseubart  nnd  W.  Spielhagen,  Nachtrag  zum 
Invalidcnversicherungsgesetz  vom  13,  Juli  1899  (S.  433,  4.34).  —  £.  Kauf- 
mann, Handelsrechtliche  Rechtsprechung,  Bd.  6  (S.  434).  —  Dr.  J.  Kohler, 
Zeitschrift  für  Völkerrecht  und  Bundesstaatsrecht,  Bd.  1  Heft  l  (S.  434).  — 
Dr.  V.  Bitter,  Handwörterbuch  der  Prenssischen  Verwaltung,  Lieferung  1 
bis  6  (8.434,  435). 

Ucbersicht  besonderer  eisenbahnrecbtlicher  und  mit  dem  Eisenbahn- 
recht zusammenhängender  Schriften  nnd  Abhandlungen  (S.  431,  435— 438). 

Oe»etzffebaii||:  4:^8—439 
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Notiz. 

Es  wird  gebeten,  alle  für  die  Zeitschrift  bestimmten  Briefe,  Manuskripte,  zu  be* 
sprechenden  Werke  und  sonstigen  Postsendungen  au  die  Adresse  der  Verlagshandlung 
J.  U.  Kern's  Verlag  (Max  Müller)  in  Breslau  II,  Teichstrasso  8,  zu  richten. 

Die  Zahlung  der  Honorare  für  utifgenommene  Beiträge  erfolgt  viertel- 
jährlich nach  Erscheinen  des  betreffenden  Heftes  durch  die  Vcrlagshandlnng. 
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Entscheidungen. 

Nr.  194.  £ntodi.  des  Sebwelzcr  Bundesgerlehts. 

Vom  25.  Januar  1905. 

(Journal  de  druit  föderal  15  et  SO  sept.  06  p.  494.) 

Elsenbahn-  und  Fabrikhaftpfliohtgesetz  von  1875  und  1887. 
Der  durch  einen  Unfall  während  des  Baus  einer  Eisenbahn  bei 
einer  im  Art.  1  des  Gesetze.s  von  1887  vorgesehenen  Arbeit  Gesciiädigte 
hat  ein  doppeltes  Klagerecht:  gegen  die  Eisenbahn  auf  Grund  des 
Art.  1  des  Gesetzes  von  1875  resp.  1905  und  Art.  2  AI.  3  des  Gesetzes 
von  1887,  unter  der  Voranssetzong,  dass  die  Eisenbahn  ein  Verschulden 
begangen  hat,  imd  gegen  den  Burnnternehmer  anf  Grand  des  Art.  1 
nnd  8  des  Gesetzes  von  18S7.  Die  beiden  Klagen  sind  gegen  die  Eisen- 
bahn  selbst  dann  zniftssig,  wenn  sie  selbst  die  Arbeiten  ausfahrt. 

Kr.  11I5.  Bntadi.  des  Oesterr.  ObersleK  Oerlehtahofts. 

Vom  1.  Februar  1905. 

(Oosterr.  Elxenb  -Vcrordn  Bl  XIX  (1906)  Nr.  46  S.  1186.) 

Die  Unterlassung  der  Schaffung  von  über  das  Ausmass  der  durch  aufsiohtsbehSrd» 
liehe  Verfügiog  für  eine  SekBndärbahn  aageordaeteii  Sloherbeitsvorkebningen  binais- 
IthMidM  StahiiteltoMmreitls  mKm«  '«t  Bahsvanraltaei  begrlsitt  fir  «loh  allata 
■Mk  Mii  MftvertdNiMM  4er  letzteren  «■  allfftlligen  sich  aif  der  betreffaidee  Sekei- 

dirbahn  erelgnendea  Uafillen'). 

Die  Revision  der  beklagten  Staatsbahn  bestreitet,  und  zwar  mit 
Becbt,  dass  sie  gesetzlich  verpflichtet  gewesen  wäre,  jene  Vorsicbts- 
massregeln  zu  treffen,  aus  deren  Unterlassung  da.s  Berufungsgericht  das 
Mitverschulden  der  Bahn  an  dem  Unglücksfalle  des  M.  D.  ableitet. 

Nach  Art.  1  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1887,  RGBl.  Nr.  81,  ist 
die  Regierung  ermächtigt,  im  Betriebe  von  Kleinbalinen  von  gewissen 
Sicherheitsvorkehruugen  abzusehen,  und  die  Beurteilung  der  Zulässig- 
keit  solcher  Erleichterungen  ist  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums 
Uberlassen. 

>)  Vgl.  Tenndn.*BL  t  S.  s.  Seh.  Nr.  110  ei  1906. 
Sger,  IbeatahaNekttMi»  iitaiibeHam  ZZU.  9i 
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346  Bntidi.  im  DmitielMii  RddUferiditi  vom  9.  Febnuur  1906. 

Nun  ist  es  gar  nicht  stiittig,  dass  mit  Rürksiclit  auf  den  sekun- 
dären Cliarakler  der  beklagttMi  Lokalbahn  Triest-Parenzo  daselbst  keine 
Wegs]terrsc,hrankeii  vorhanden  sind,  dass  sich  al»er  auf  den  Kreuzungs- 
wegen Warnungstafeln  mit  dem  dreis|trachigen  Texte  „Achtung  auf  deu 
Zug"  und  fei  ner  am  Balinkitrper  in  einer  Entfernung  von  200  ra  Mar- 
kierpfRhle  befinden,  bei  deren  Passierung  der  Lokomutivführer  zur  War- 
nung des  Strassenpublikuras  ein  langgedehntes  Achtungßsignal  mit  der 
Daniitfpfeife  zu  geben  hat,  und  dass  der  Zug,  wenn  er  sich  dem  Kreu- 
zungswege nähert,  die  Fahrgeschwindigkeit  auf  13—15  km  pro  Stunde 
vermindert. 

Dass  aber  die  Betriebs-  nnd  Verkehrsrerfaältnisse  seit  der  Zeit  der 
Inbetriebsetzung  der  Lokalbahn  Triest-Parenzo  sich  so  geändert  hitten, 
dass  nunmehr  die  Notwendigkeit  aosserordentllcher  Sicherbeitsvor- 
kehmngen  sich  ergeben  würde  oder  dass  die  Unfallstelle  ansserordent- 
lich  gefährlich  wäre,  ist  im  Prozesse  gar  nicht  behauptet  worden,  nnd 
es  lag  deshalb  auch  für  die  Bahnverwaltang  kein  Änlass  nnd  keine 
Verpflijchtnng  Tor,  besondere  Vorsicbtsmassregeln  zn  ergreifen. 


Nr.  Entseh.  des  BeutseUen  Relehsgerichts. 

6.  Zivilsenat.   Vom  9.  Februar  1906. 

(SmdhffCi  Aroh.  Bd.  Ci  (ttM)  H«ffe  s  &  M.) 
g§  823,  907  BGB.   Schadensersatzpflicht  des  Eigentümers  eines  finiMttlofct  wefM 

Beschädigung  der  Nachbargrundstiicke  durch  unzulässige  Anlagen,  vorliegend  des 
Reichsfisitus  bei  Aufschüttung  von  Sandmassen  zum  Bau  des  Kaiser-Wilhelmkanals. 

Beim  liau  des  Kui.serrWilhehnkanals  waren  auf  einem  dem  Reichs- 
liskus  gehörigen,  an  den  Kanal  grenzenden  Grundstück  Massen  von 
nassem  Schlamm  und  aust^ciiobener  Erde  in  Höhe  von  10  m  und  da- 
rüber aufgeschüttet  worden.  Die  Kläger  behaupteten,  da.ss  von  die.'^en 
Haufen  bei  jedem  Wind  ausserordentliclie  Mengen  Sand  aufgewirbelt 
und  auf  ihre  angrenzenden  Grundstücke  getragen  würden.  Wegen  des 
daraus  ent.staiidenen  Schadens  verlangten  sie  Ersatz  vou  dem  Beklagten 
als  jetzigem  Eigentümer  des  erwähnten  Grundstücks. 

Das  Ber.-Oericht  hat  einwandfrei  festgestellt,  dass  die  Orundstucke 
der  Kläger  durch  das  Hinüberwehen  Ton  Sand  von  den  Sandkippen  in 
doppelter  Weise  geschädigt  worden  sind:  einmal  durch  das  Hinfiber- 
wehen von  Sand  auf  den  Boden  der  Grundstücke  selbat,  dann  durch 
die  Anf&Uung  des  Aber  den  Grundstücken  befindlichen,  nach  §  905 
BGB.  zu  diesen  gehörigen  Luftraums  mit  Sand  dergestalt,  dass  die 
Arbeiter  der  Elftger  genötigt  waren,  die  Arbeit  einzustellen.  In  beiden 
Beziehungen  liegt  eine  Verletzung  des  Eigentums  (BGB.  §  823)  vor. 
Diese  Verletzung  war  auch  eine  widerrechtliche.  Die  Anwendung  des 
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§  906  auf  den  vorli«gaiidfiD  Fall  Tomigt  schon  deswegen,  weil  nach 
den  Feststellungen  des  Bei. -Gerichts  die  Benntzong  der  Gmndstftcke 
der  Kläger  darch  die  Einwirkung  wesentlich  beeinträchtigt  wird  und 
die  Einwirkung  auch  nicht  durch  eine  Benutzung  des  Grundbesitzes 
des  Beklagten  herbeigeführt  wird,  die  nach  den  örtliclien  Verhältnissen 
bei  Grundstücken  dieser  Lage  gewöhnlich  wäre.  Die  Widerrechtlich- 
keit der  Einwirkung  ergibt  sich  aber  unmittelbar  aus  §  907  BGB. 
Durch  die  Aufschüttung  der  Schlamm-  und  Sandniassen  ist  eine  Anlage 
hergestellt  worden,  von  der  mit  »Sicherheit  vorauszusehen  war,  dass  ihr 
Bestand  eine  unzulässige  Einwirkung  auf  die  benachbarten  Grnndstücke 
zur  Folge  haben  werde.  Die  Kläger  waren  daher  berechtigt,  auch 
vom  Beklagten,  der  die  Sandkippen  zwar  nicht  errichtet  hat,  sie  aber 
jhält',  die  Beseitigung  der  Sandkippen,  soweit  sie  eine  unzulässige  Ein- 
wirkung auf  ihre  Grundstücke  hervorrufen  mussten,  oder  doch  die  Er- 
greifung der  Massregeln  zu  fordern,  die  eine  solche  Einwirkung  hinderten. 
Sie  sind  aber  auch  nach  §  823  BGB.  berechtigt,  vom  Beklagten  Schaden- 
efsatz  wegen  der  widerrechtlichen  Verletzung  ihres  Eigentums  zu  ver- 
langen, dafern  ihn  der  Vorwurf  trifft,  die  im  Verlcehr  erforderliche 
Sorgfalt  bei  dem  Halten  der  Sandkippen  nicht  beobachtet  zu  haben, 
wenn  er  also  diejenigen  Hassregeln  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  ge- 
troifen  haben  sollte,  die  er  bei  billiger  Bttcksichtnahme  auf  die  Intei^ 
essen  seiner  Nachbarn  h&tte  treffen  sollen. 

Nr.  197.   Entsch.  des  Deutschen  Betehsgerichts. 

T.Zivilsenat.    Vom  10,  Februar  1906. 

(Das  Recht  Jahrj:  X  (1906)  Nr.  i  s  ft4  Ziff.  108.) 

§  1952  Teil  H  Tit.  8  Allgen.  PreiM.  Landrecht.  Ver«ielieruD|  der  Beaatea  gegei 

Uafllle  iareii  eli»  Oftteie. 

Wenn  eine  Gemeinde  ihre  Beamten  gegen  Unfälle  versichert  hat, 
md  «war  in  der  Weise,  dass  nur  sie  selbst,  nicht  aber  die  Beamten 
Ansjprftche  ans  dem  Venrfehmngsvertrage  sollen  erheben  können,  so  ist 
die  GttltiglLdt  dieses  Vertrages  nicbt  davon  abhangig,  dass  die  Ge- 
meinde ihr  eigenes  Interesse  an  dem  Ersätze  der  ihre  Beamten  treffen- 
den UnfallsefaSden  versichert  hat  Auch  wenn  die  Gemeinde  die  Yer- 
sieherang  nicht  nnr  im  eigenen  vermAgensrechtlichen  Interesse  genommen 
hat,  sondern  aneh  um  sich  die  Möglichkeit  zu  verschaffen,  für  die 
wahrend  ihrer  Dienstzeit  dnrch  Un&U  vemngllkckten  Beamten  oder  deren 
Hinterbliebene  nach  ihrem  Ermessen  zu  soigen,  ist,  die  Venichemng 
glUtig,  da  auch  ein  solches  Interesse  durch  Versicherung  geschätzt 
werden  darf.  Eine  solche  Versicherung  ist  nicht  eine  (nnglkltige)  so- 
genannte Wettversicherong. 

24* 
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Bntwb.  d«0  Oberiandaqgfriebto  BiwTra  Tom  28.  Vin  1906. 


Nr.  198»  Entsek.  des  Oberlandesgeriekto  BmUn. 

Vom  28.  März  1905. 

Preus^  Klsenli  -Arrli   l90ti  Heft  3  S.  6«8.) 

Die  vertraiitaäMige  Verpflichtung  eines  Kreise«  znr  uaeatgelUieiien  Herftbe  des  nm 
Bm  6li9r  NthMitalNi  (rdfdtriifllm  Qvutf  Mtf  Btdws  sfiwMkt  tith  msk  Mf  tes 
Seliiiia,  da»  m  Omliflhniai  der  Setuitnliie  MMiUrlilieli  i«f«rdtrt  «M 

FQr  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  der  Beklagte  yertragsgem&ss 
zur  üebereignung  der  liier  im  Streit  befangenen  44,26  ar  verpflichtet 
ist,  ist  daher  lediglich  massgebend,  ob  diese  44,26  ar  zum  Bau  der 
bezeichneten  Bahnen  notwendig  sind.  Diese  Frage  ist  zu  bejahen.  Die 
Einführung  der  beiden  Nebenbahnen  in  den  Bahnhof  S.  der  Haupt- 
strecke bedingt  eine  Erweiterung  des  Bahnhofes,  und  zu  dieser  Er- 
weiterung werden  die  streitigen  44,25  ar  benötigt.  Der  Entwarf  f&r 
diese  Erweiterung  ist  von  dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  unter 
dem  22.  Aiij^nst  1903  festgestellt  worden,  und  durch  den  Erlass  vom 
4.  ^lai  1904  ist  von  dem  Minister  anerkannt  worden,  dass  die  Gelände- 
lläche  huliglich  infolge  der  Einführung  der  beiden  Nebenbahnen  in 
den  Bahnhof  S.  gebraucht  wird.  Wenn  der  Beklagte  die  Not- 
wendigkeit des  Erwerbes  dieser  Fläche  für  den  Bahnbau  be- 
streitet, so  über.sieht  er,  dass  die  Frage,  in  welchem  Um- 
fange Gelände  zur  Ausführung  der  beiden  Bahnen  notwendig 
ist,  nicht  der  Beurteilung  Sachverständiger  unterliegt,  sondern  von 
dem  Minister  durch  die  Feststellung  des  Bauplanes  ent- 
schieden wird.  Nachdem  der  Beklagte  sich  in  dem  Vertrage  dieser 
Bestimmung  unterworfen  hat,  ist  er  daran  gebunden.  Er  ist  daher 
zur  unentgeltlichen,  schulden-  und  lastenfreien  Üebereignung  der  44,25 
ar  Terpflichtet.  Sein  Einwand,  dass  dem  Anspruch  des  Klägers  der 
§  3  des  Vertrages  entgegenstehe,  da  die  Blftche  in  dem  ihm  mitge- 
teilten ursprünglichen  Bauplan  nicht  mit  aufgeführt  sei,  geht  fehl. 
Um  die  Verpflichtung,  dem  Klfiger  das  zum  Bahnbau  nötige  Terrain  za 
Übereignen,  erfflllen  zu  kdnneo,  muss  der  Beklagte  wissen,  welche 
Gmndstttcke  fttr  den  Bau  in  Betracht  kommen,  und  deshalb  bestimmt 
der  §  3  des  Vertrages,  dass  die  Eisenbahnverwaltnng  nach  erfolgter 
ministerieller  Genehmigung  des  Bauplanes  dem  Beklagten  einen  be- 
glaubigten Auszug  aus  diesem  Plane  mitzuteilen  hat,  nach  dessen  Mit- 
teilung die  EisenbahnverwaHung  binnen  längstens  6  Wochen  in  den 
Besitz  der  zu  erwerbenden  Grundstücke  zu  setzen  ist.  Nirgends  aber 
ist  gesagt,  dass  die  zu  fibereignenden  Flächen  dem  Beklagten  auf  ein- 


')  V^'l.  Erkeuuinis  des  ßeichsgerichta  vom  IS  Mai  1893,  in  dieser  Zeitschr.  Bd.  X 
S.  31G  u.,  Arcliiv  für  Eiäenbaüuwesea  b.  1105;  Eger,  liandb.  der  Preuss.  Eiseub.- 
Beebto  Bd.  1  S.  314. 
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mal  mitgeteilt  werden  mttssen.  Der  Bauplan  einer  Eisenbahn  besteht, 
wie  der  Ellger  ttberzengend  dargelegt  hat>  in  der  Regel  ans  mehreren 
Teilpl&nen,  die  nacheinander  ausgearbeitet  werden.  Alle  Teilplftne 
Bosammen  bilden  den  sBanplan**,  der  die  Darstellnng  der  Bahnanlage 
in  ihrer  ganzen  Ansdehnang  im  Bilde  zeigt  Hat  ein  Kreis,  wie  im 
Torliegenden  Fall  der  Kreis  B.,  sich  yerpflichtet,  inneihalb  dee  Kreises 
den  gesamten,  znm  Bau  der  Bahnen  und  deren  Nebenanlagen  er* 
forderlichen  Grund  und  Boden  unentgeltlich  herzugeben,  so  erstreckt 
sich  nach  dem  Vertragswillen  der  Parteien  die  Verpflichtung  nicht  nur 
auf  die  in  einem  Plan  aufgeführten,  sondern  auf  die  sämtliclien,  inner- 
halb der  Grenzen  des  Kreises  belegenen,  aus  den  verschiedenen  Plänen 
ersichtlichen  Grundstücke.  Deslialb  spricht  der  §  2  des  Vertrages  von 
„Entwürfen".  Ob  dann,  wenn  nach  Eröffnung  noch  Flächen  von 
der  Eisenbahnverwaltuntr  nachgefordert  werden,  der  Kläger  deren  un- 
entgeltliche, lasten-  und  schuldenfreie  Hergabe  auf  Grund  des  Ver- 
trages beanspruchen  konnte,  kann  dahingestellt  bleiben;  die  hier  strei- 
tigen 44,25  ar  sind,  wie  unstreitig  ist,  vor  der  am  20.  Juli  1904  er- 
folgten Betriebseröffnung  der  Strecke  S. — Lg.  angefordert  worden,  nach- 
dem die  Notwendigkeit  ihres  Erwerbes  zur  Fertigstellung  der  Bahn 
vom  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  ausdrücklich  festgestellt 
worden  war. 


Kr.  IM.  BntBcb.  des  Oiftetr.  TArwaltuigsgeilehtsiMite. 

Vom  18.  April  1906. 

(OMtair.  IlMiib^TsraidB^BL  Jalivg.  XIZ  (imt>  Nr.  II  8.  im.) 
BMfllnn|0i  Im  Ftifrrayon  siid  ohne  Bewilligung  der  Elsenbahnaifelohtsbebörde 
liefet  zilissig  und  kann  die  Baubehörde  eine  Baubewilligung  mit  Recittsicraft  nicht 

erteilen,  wenn  die  Eisenbahnaufsicbtsbebörde  ihre  Zustimmung  versagt. 
We  FeMrtloherhait  wlrtl  von  dar  EteeetahimtilohttNUrie  ferarlalli  Bedingungen 
(Sefeadeaereativertlelit),  ae  welehe  dleee  die  BewHIIgeni  elier  von  Ifer  nie  niefeft 
feierelefeer  erkaiiten  Banfihnnf  knipit,  kann  die  BtileWrde  nlobt  eineehrlnkm. 

Nach  §  46  der  Baoordnnng  sind  bei  Baaführnngen  in  der  Nähe  von 
EiseDbahnen  die  hierfiber  bestehenden  besonderen  Vorschriften  zu  beachten. 

Diese  besonderen  Vorschriften  sind  im  §  99  der  mit  der  kaiserl. 
Verordnung  vom  16.  November  1851,  RGrBl.  Nr.  1  ex  1852,  erlassenen 

Eisenbahn-Betriebsordnung  enthalten,  worin  angeordnet  ist,  dass  zu 
Bauführnngen ,  welche  in  dem  als  feuergefjihrlich  erklärten  Bereiche 
vorgenommen  werden  wollen,  immer  vorläufig  die  Bewilligung  der  zur 
Oberaufsicht  über  den  Betriel)  l)erufenen,  sowie  von  der  betrefieuden 
politischen  Behörde  eingeholt  werden  nuiss.  Welcher  Bereich  als  der 
feuergefährlich  erklärte  anzusehen  sei,  ist  in  dem  Hofkanzleidekrete 
vom  28.  Dezember  1843,  Z.  40,114,  bestimmt,  welches  anordnet,  dass 
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auf  «ine  Entfeniiingr  Ton  5  Elalter  von  der  Bahnkrone  die  Enielitiiiig 
neuer  Banobjekte  in  der  Begd  nicht  m  gestatten  ist,  and  Gebftnde, 
welche  innerhalb  der  Entfemiing  Ton  30  Klafter  von  der  Bahnkrone 
nen  errichtet  werden  wollen,  feuersieher  hergestellt  werden  oder 
sonstigen  Schntz  gegen  Feaersgefahr  erhalten  mttssen.  Da  nun  nnbe- 
strittenermassen  die  Eiitfernang  dee  Banes  von  der  Bahnkrone  nnr 
31,20  m  beträgt,  die  Baofilhrong  somit  in  dem  als  feuergefährlich  be> 
zeichneten  Bereiche  vorgenommen  wird,  war  zu  dieser  Bauftihrung  die 
Bewilligung  der  Qeneral-Inspektion  der  Eisenbahnen  als  der  mit  der  Auf- 
sicht und  Kontrolle  über  den  Bauzustand  und  Betrieb  der  dem  Öflfent- 
lichen  Verkehre  übergebenen  Privateiseubahuen  einzuliolen.  Die  An- 
schauung der  belangten  Behörde,  dass  auf  den  vorliegenden  Fall  die 
Vorschriften  des  §  99  der  zitierten  kaiserl.  Verordnung  keine  Anwen- 
dung finden,  ist  unzutreffend.  Denn  es  ist  unrichtig,  dass  die  Frage, 
welcher  Bereich  als  der  feuergefährlich  erklärte  anzusehen  sei,  nach 
den  Bestimmnngen  des  §  25  der  Verordnung  des  Handelsministeriums 
vom  25.  Jänner  1879,  RGBl.  Nr.  19,  zu  lösen  sei. 

Diese  Verordnung  enthält  die  Vorschriften,  betreffend  die  Ver- 
fassung der  auf  Eisenbahnen  bezüglichen  Projekte  und  die  damit  zu- 
sammenhängenden Amtahandlongen,  und  sie  bestimmt  im  §  25,  welcher 
Baum  bei  dem  Baue  der  Eisenbahnen  als  Feuerrayon  sn  gelten  hat. 

Auf  die  BanfOhrungen  der  Eisenbahnanrainer  kann  diese  Verord- 
nung keine  Anwendung  finden.  Für  diese  gilt  lediglich  der  §  99  der 
Eistobahn -fietriebjM>rdnnng  und  in  Ansehung  des  ümfanges  des  für 
feuergefährlich  erklftrten  Bereiches  das  derselben  vorangegangene 
zitierte  Hofdekret. 

Unrichtig  ist  auch  die  in  der  Gegenschrift  des  belangten  Landes-  • 
ausschusses  vertretene  Anschauung,  dass  die  Baubehörde  nicht  gehindert 
sei,  ungeachtet  des  Widerspruches  der  Eisenbahnaufsichtsbehörde,  die 
Banbewilligung  zu  erteilen,  und  dass  die  Beurteilung  der  Feuersicher- 
heit ihr  allein  zustehe.  Aus  dem  Zusammenhalte  der  Bestimmungen 
des  §  45  der  Bauordnung  nnd  §  99  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  ist 
vielmehr  zu  folgern,  dass  Baufilhrnngen,  welche  in  dem  für  feuergefähr- 
lich erklärten  Bereiche  vorgenommen  werden  wollen,  ohne  Bewilli- 
gung der  Eisenbahnaufsichtsbehörde  überhaupt  nicht  zu- 
lässig sind  und  die  Baubehörde  eine  Baubewilligung,  zu  welcher  die 
Eisenbahnaufsichtsbehörde  ihre  Zustimmung  versagt,  mit  Kechtswii'k- 
samkeit  nicht  erteilen  kann.  Sie  kann  daher  auch  nicht  deshalb,  weil 
sie  einen  Bau  für  feuersicher  hält,  während  die  Eisenbahnaufsichts- 
beiiörde  ihn  für  nicht  feuersicher  erklärt  hat,  die  vou  dieser  ver- 
weigerte Banbewilligung  rechts  wirksam  erteilen. 
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Es  steht  vielmehr  vollkommen  im  Ermessen  der  Eisenbahu- 
aafsichtsbehörde»  ob  sie  eine  im  feuergefährlich  erklärten  Bereiche 
vorzunehmende,  von  ihr  alt  nicht  fenersieher  erkannte  Bau- 
fQhrnng  bewillige  oder  nicht,  nnd  wenn  sie,  anstatt  die  BewUli- 
gnng  gänzlich  zu  versagen,  dieselbe  an  irgendwelche  Bedingungen 
knttpft,  so  ist  die  Baubehörde  nicht  berechtigt,  diese  Bedin- 
gungen einzuschr&nken  nnd  sich  auf  diese  Weise  mit  der  Ent* 
Scheidung  der  EisenbahnaufsicfatsbehOrde  in  Widerspruch  zu  setzen. 

Ans  diesem  Gründe  kann  die  angefochtene  Entscheidung,  mit 
welcher  im  Gegensätze  zu  der  von  der  General-Inspektion  der  Eisen- 
bahnen getroffenen  Verfügung  die  Baubewilligung  unter  Einschrftnkung 
der  von  dieser  geforderten  Bedingung  erteilt  worden  ist,  nicht  als  dem 
Gesetze  entsprechend  erkannt  werden. 


Nr.  f900.  Entseli.  des  OberlandesgeflelLtB  In  Naumbnig. 

Vom  18.  Mai  1905. 

(PlMH.  aiMab.<AMh.  im»  H«ft  t  8. 6W.) 
KasUnsn,  die  auf  den  Bahnhöfen  für  die  Bahnbedieneteten  im  Interesse  des  Bahn- 
blirlebes  eingerichtet  sind,  gehören  zum  Gewerbebetriebe  der  EisenbahnunternehiWBi 
und  fallen  deshalb  nicht  unter  die  Reichsgewerbeordnung  (§  6  a.a.O.)- 

Entscheidend  für  die  Frafi;«,  oh  der  Gewerbebetrieb  des  Ange- 
klagten mit  unter  den  Gewerbebetrieb  der  Eisenbaliniinternebmuiig 
fällt,  ist  lediglich,  ob  ihn  die  Eisenbahn  Verwaltung  in  den  zu  ihrer 
Verfügung  stehenden  Raiunen  und  in  ihrer  Eigenschaft  als  Eisenbahn- 
uuteruehmeu,  ohne  einen  Gewinn  aus  demselben  erzielen  zu 
wollen,  eingerichtet  hat. 

Daz  Vorliegen  der  enten  sowie  der  letztenrilhnten  Voraussetzungen 
ist  vom  Berufungsgericht  ausdrücklich  festgestellt,  es  kommt  also  nur 
noch  darauf  an,  ob  die  Kantine  von  der  Eisenbahnverwaltung  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Eisenhahnunternehmerin  ins  Leben  gerufen  ist. 

Allerdings  verfolgt  die  Eisenbahnverwaltnng  in  ihrer  Eigenschaft 
als  Eisenbahnuntemehmerin  unmittelbar  nui'  den  Zweck,  Personen  nnd 
Guter  zu  befördern.  Wenn  sie  aber  diesen  Zweck  erreichen  will,  dann 
muss  sie  über  ein  zuverU&ssiges  Beamten-  und  Arbeiterpersonal  ver- 
fügen können,  welches  den  grossen  Anforderungen  in  bezug  auf  körper- 
liche Tftchtigkeit  und  Entschlossenheit  genttgt. 

Eiin  wesentliches  Mittel,  um  das  zu  erreichen,  liegt  in  der  Für- 
sorge dafür,  dass  das  der  Eisenbahnverwaltnng  angehörige  Personal, 
Wiehes  in  seiner  dienstfreien  Zeit  zu  längerem  Aufenthalt  ausserhalb 
seiner  Häuslichkeit  gezwungen  ist,  in  gesunden  nnd  wohnlichen  Räumen 
Unterkunft  findet  und  ihm  in  diesen  zu  seiner  zweckmässigen,  seinen 
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whischafilichen  VerhftltiiisseD  augemegsenen  Verpflegung  Gelegenheit 
gegeben  wird. 

Die  zur  Enreiebang  dieser  Zwecke  eingerichteten  Kantinen 
dienen  demnach  nnbedenklich  mittelbar  znr  Forderung  des 
Eisenbahnbetriebes. 

Die  vom  AngeUagten  yerwaltete  Kantine  ist  aber  zu  dem  Zwecke, 
ein  diensttftchtiges  Personal  zn  erhalten,  geschaffen.  Das  gebt  ans  der 
Feststellung  des  Vorderrichters  hervor,  die  Kantine  sei  in  erster 
Linie  im  Interesse  des  Bahnbetriebes  errichtet. 

Mit  diesen  Worten  hat  der  Vorderrichter  oflFenbar  sagen  wollen, 
dass  die  Bahnverwaltang  als  Eisenbahnnntemehmerin  znr  direkten 
Förderung  des  Betriebes  die  Kantine  als  eine  Wohlfahrtsein» 
richtung  für  ihre  Bediensteten  in  dem  vorerwähnten  Sinne  ein- 
gerichtet hat. 

Ist  das  aber  der  Fall,  dann  gehört  der  Kantinenbetrieb  zu 
dem  Gewerbebetrieb  der  Eise nbahnunternehrauug,  auf  den 
nach  §  6  der  Gewerbeordnung  die  Bestimmungen  derselben 
keine  Anwendung  finden.  Dabei  macht  es  keinen  Unterschied,  dass 
die  Eisenbahn  Verwaltung  die  Kantine  nicht  selbst  verwaltet,  sondern 
einen  anderen,  den  Angeklagten,  mit  der  Verwaltung  betraut  hat,  der 
einen  Gewinn  daraus  zieht,  wenn  nur  der  Zweck,  einen  Gewinn  zu 
erzielen,  nicht  in  erster  Linie  mit  dem  Kantinenbetriebe  verfolgt  wird. 
Das  ist  aber  bei  dem  vom  Angeklagten  verwalteten  Kantinenbetriebe 
nach  den  Feststellungen  des  Vorderrichters  nicht  der  Fall.  Die  ge- 
rttgton  Gesetzesverletzungen  liegen  demnach  nicht  vor. 


Nr.  901.  Entseh.  des  Dentsehen  Beiehsgerlehts. 

6.  Zivilsenat.  Vom  15.  Hai  1905. 

(Orn^ti  Btllr.  Jmhxc.  50  (1106)  B«ft  1  B.  HS.) 

8  2  Haftpflielitseseti.  ArMtia,  wstohe  wM  dm  ttebalMbwi  iii  «selHUilichfi  Bc- 
trlel«  diN  Sttiibnohs  !■  oaottir  VsrMsimi  ttoliM,  fallM  uttr  ft  2,  I«  vor* 
llaitaiM  Fans  «e  Ualadung  and  Sortierung  der  Steine  aif  slsen  AitehhMi|ltltt 

de»  Stelslinoh«  an  die  Eloenbahn. 

Die  Beklagte  hat  einen  Anschluss  an  die  Staatseisenbahn,  welcher 
ihre  Kalksteinbrüche  mit  dem  Bahnhofe  Dornap-Halinenfurth  verbindet 
und  woselbst  die  Steine  ans  den  Wagen  der  Beklagten  in  diejenigen 
der  Staatsbahn  verladen  werden.  Als  am  19.  September  1901  vor- 
mittags gegen  11  Uhr  der  mit  Prüfung  der  von  jenem  Anschlnss 
abzuholenden  Wagen  beauftragte  Bahnbeamte  Johann  Wilhelm  0.  auf 
dem  zwischen  zwei  Gleisen  befindlichen  Wege  dem  Zuge  entlang  ging, 
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wnnle  er  von  einem  etwa  42  PAind  schweren  Steine,  welchen  der  auf 
einem  der  Wagen  bee^ftftigte  Arbeiter  E.  ans  dem  Wagen  herans- 
warf,  getroffen  und  tOtUch  verletzt.  Die  Witwe  des  Veranglflckten 
bat  in  eigenem  Namen  nnd  als  gesetzliche  Vertreterin  ihrer  drei  minder^ 
j&hrigen  Kinder  die  Beklagte  anf  Schadenaersatz  (soweit  der  Schaden 
nicht  durch  die  von  der  EisenbahnTerwaltong  den  Hinterbliebenen  ge- 
wfthrten  Beuten  gedeckt  ist)  belangt  nnd  fordert  für  sich  eine  jlihr- 
liehe  Bente  ?pn  720  Mark  nnd  fAr  jedes  der  Sl&der  eine  Bente  von 
jahrlich  180  Mark  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre. 

Ob  die  Anwendung  des  §  2  HaftpflG.  auf  solche  Unfälle  zu  be- 
schränken sei,  welche  mit  der  eigentümlichen  Gefährlichkeit  des  fie- 
triebs  der  im  §  2  bezeichneten  Anlagen  in  Verbindung  stehen,  oder 
ob  and  inwiefern  hierin  die  Haftpflicht  ans  §  2  sich  von  derjenigen 
aus  §  1  G.  unterscheide,  ist  nicht  unbestritten  und  in  der  Keclit- 
sprechung  nicht  gleichmässig  beurteilt  worden  (vgl,  KOHO.  21,  276ft". 
Nr.  91;  RG.  4,  98 ff.  Nr.  26;  andererseits  En:er,  RHaftpüiclitgesetz  (5) 
zu  §  2  204  ff.  Nr.  19  und  dort  angeführte  Entscheidungen). 

Indes,  wie  man  sich  auch  zu  dieser  Frage  im  übrigen  stellen  mag, 
so  genügt  jedenfalls  der  Zusammenhang,  in  welchem  vorliegendenfalls 
der  Unfall  mit  dem  Steinbruchbetriebe  der  Beklagten  steht,  um  die 
Anwendung  des  §  2  HaftpflG.  zu  rechtfertigen.  — 

Nach  den  latsächlichen  Feststellungeu  des  Berufungsurteils  bildete 
das  Verladen  der  im  Steinbruche  der  Beklagten  gebrochenen  Steine 
zusammen  mit  der  liierbei  noch  vorzunehmenden  Sortierung  nur  eine 
FortsetsQBg  oder  den  Absdünss  der  Steinbrachsarbeiten;  bei  den  ge- 
iroffenen  Einrichtungen  war  ein  Teil  des  Steinbmchabetriebs  anf  den 
Ladeplatz  verlegt,  und  die  hierzu  gehörigen  Arbeiten  —  welche  von 
den  Steinbmeharbeitem  der  Beklagten  unter  Leitnng  des  fOr  den  Stein- 
bmeh  angestellten  BetriebsfBhrers  besorgt  wurden  —  standen  mit  dem 
technischen  nnd  mechanischen  Betriebe  des  Steinbruchs  in  engater  Ver- 
bhidnng.  Dieser  Zusammenhang  wurd  durch  die  rftnmliche  Entfemnng 
des  Ortes  jener  Verrichtungen  von  dem  Bereiche  des  eigentlichen  Stein- 
teveha,  in  dem  die  Steine  gewonnen  waren,  nicht  aufgehoben,  nnd  un- 
erheblich ist  es  hierfür,  dass  das  schliessliche  Sortieren  bei  der  be- 
stehenden Regelung  des  Bahnanschlusses  auf  den  Wagen  der  Staats- 
bahn vorgenommen  wurde.  —  Selbst  an  einem  gewissen  Zusammen- 
bange mit  den  eigentümlichen  Gefahren  des  speziellen  Betriebs,  wofern 
man  solchen  zu  verlangen  hätte,  würde  es  hier  nicht  fehlen.  Eine  be- 
sondere Gefahr  des  Steinbruclisbetriebs  liegt  in  dem  Bewegen  von 
wuchtigen  Steinmassen  und  auch  in  den  zur  Bergung  oder  Ausscheidung 
der  gelösten  Steine  erforderlichen  Mauipulationeu.  Dass  die  fragliche 
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Gefahr  dem  betreffenden  Unternehmen  ansschliessllch  eigen  wSre, 
ist  snr  Anwendbarkeit  des  Haftpfliehtgeeetses  nicht  erforderlich. 


>*r.  '^'Z,   Eiitseli.  des  Appellliofs  Bordeaux. 

Vom  15.  Mai  1905. 

(Zeitwbr.  f.  d.  ioternat.  Elsenb.-Transp.  XIV  (1908)  Nr.  6  S.  176.  —  Bulletin  annot6  des  cliemius  de 

ftr  IM»  8.m.) 

(Iitantt  tMwrehik.  Art.  5,  39).  BetoMAfluini»  vts  llsMIiarnmitisiMi  ia  ier 
Vartasfttatlm.  V«r  Aufhebung  der  Beschlagnahne  Ist  die  EteantaiM  rar  Btwirkaai 

der  Berdrderung  nicht  verpflichtet. 

Das  Spe<litionshaus  M.  S.  hatte  der  Orleans-Eisenbalin  im  Bahnhof 
Huideaux  ein  Mobiliar  mit  Bestimmung  nach  Paris,  an  die  Adresse 
eines  Uinzugsp^e.schiiftes ,  zur  Beförderung  übergeben.  Am  26.  Sei»- 
tember  1903,  als  das  bereits  in  einem  Wagen  verladene  Mobiliar  noch 
im  Versandbahnhole  stand,  liess  eine  Frau  T.,  „als  Gläubigerin  der 
Eigentümerin  des  Mobiliars,  Frau  B.",  dasselbe  mit  Untei-stellung  in 
Verwahrung  der  Orleansbalm  mit  Beschlag  belegen.  Die  Eisenbahn 
benachrichtigte  davon  sogleich  den  M.  S.  und  lud  denselben  ein,  dafür 
zu  sorgen,  dass  die  Beschlagnahme  aufgehoben  und  ein  Stehenbleiben 
des  Wagens  vermieden  werde.  M.  S.  antwortete,  dass  das  Mobiliar 
nicht  der  Fran  B.,  aondm  einer  Fran  Y.  gehöre  und  setzte  die  Eisen- 
bahn durch  zwei  Auifordeningen  zur  unverzüglichen  Bewerkstelligung 
der  Beförderung  in  Venng.  Da  die  Eisenbahn  diese  Aafforderungen 
nicht  beachtete,  so  verlangte  K.  8.  am  27.  Oktober  die  Aufbebong  der 
ArrestverfllgQttg  anf  gerichtlichem  Wege.  Als  hierauf  der  Arrest  auf- 
gehoben wurde,  erfolgte  sofort  die  Beförderung.  Die  Frau  Y.  belangte 
nun  das  Speditionshaus  H.  8.,  und  dieses  die  Eisenbahn,  auf  Ersatz  des 
durch  die  Zurückhaltung  des  Hobiiiars  ihr  entstandenen  Schadens.  Die 
Eisenbahn  verteidigte  sich  damit,  dass  die  Arrestverfftgung  ihr  ohne  ihr 
Hinzutun  angelegt  wurde,  dass  sie  die  Berechtigung  derselben  nicht  zu 
prüfen  hatte  und  die  Beförderung  des  Mobiliars  vor  regelrechter  Auf- 
hebung des  Arrests  nicht  vornehmen  konnte. 

Durch  Urteil  vom  29.  Februar  1904  verurteilte  das  Zivilgericht 
von  Bordeaux  die  Eisenbahn  zur  Zahlung  einer  Entschädigung  von 
1200  Fr.  an  Frau  Y.  und  von  800'  Fr.  an  das  Speditionshaus  M.  S. 
Nach  der  Ansicht  dieses  Gerichtes  „durfte  und  konnte  die  Eisenbahn 
sich  nicht  als  zur  Unterlassung  der  Beförderung  und  Auslieferung  des 
ihr  laut  dem  mit  M.  S.  abgeschlossenen  Frachtvertrage  übergebeuen 
Mobiliars  berechtigt  erachten,  da  die  Frau  B..  gegen  welche  der  Arrest 
gerichtet  war,  weder  Absender  noch  Empfänger  war  und  daher  in 
keinen  rechtlichen  Beziehungen  zur  Eisenbahn  stand.   Die  Eisenbahn 


Digitized  by  Google 


Entsch.  des  OberlandMgericbbB  Köln  vom  20.  Mai  1906.  355 

hätte  sich  übrigens  aach  nicht  weigern  dürfen,  den  Transport  ansza- 
fftbren,  selbst  wenn  die  Arrestlegung  gegen  Fraa  Y.  erfolgt  w&re,  denn 
einerseits  war  ihr  tatsächlich  das  Ont  von  H.  8.  znr  Bef5rderang  über- 
geben, nnd  anderseits  als  Empf Anger  die  neue  Umzugsgesellschaft  in 
Paris  genannt  worden,  was  ihr  nicht  erlaubt  hfttte,  sich  gegenüber  der 
Frau  Y.  als  in  irgendeiner  Weise  gebunden  zu  erachten". 

Auf  Berufung  seitens  der  Eisenbahn  hat  der  Appellhof  in  Bordeaux 
die  Klage  gegen  diese  abgewiesen  und  das  Speditionshaus  M.  S.  zur 
Bezahlung  einer  Entschädigung  von  1200  Fv.  au  die  Frau  Y.  ver- 
urteilt. 

Gründe; 

„Die  Eisenbalm  konnte  die  ßegründetlieit  und  Gültigkeit  der  ihr 
angelegten  Arrestverfügung  nicht  beurteilen.  Es  unterliegt  zwar 
keinem  Zweifel,  dass  im  Frachtvertrag  die  Frau  B.  nicht  als  Eigen- 
tumerin der  Sendung  beseeiehnet  war;  aber  man  darf  nieht  vergessen, 
dass  diese  Sendung  gemäss  jenem  Frachtvertrag,  durch  den  Kommis- 
sionär H.  8.,  mit  dem  Zwecke  der  BefOrdemng  an  einen  anderen  Kom- 
missionär, die  neue  ümsngsgesellschaft»  abgeschlossen  worden  ist,  nnd 
dass  daher  der  Arrestkläger  bef^  war,  selbst  der  Eisenbahn  g^sen- 
über  nachzuweisen,  dass  das  Mobiliar  wirklich  das  Eigentum  der 
Arrestbeklagten  war.  Das  Begehren  um  Aufhebung  der  Arrestverflkgung 
lag,  wie  die  Eisenbahn  in  ihrem  Briefe  vom  26.  September  an  H.  8. 
bemerkt  hatte,  dem  Hause  H.  8.  oder  dessen  Auftraggeberin,  der  Frau 
Y.,  ob.  Die  Eisenbahn  hat  sich  daher  keinen  Fehler  zuschulden 
kommen  lassen,  für  den  sie  verantwortlich  erklärt  werden  könnte,  und 
ist  zn  Unreell t  in  den  Prozess  einbezogen  worden*. 

Von  diesen  Erwägungen  ausgehend,  sind  die  der  Eisenbahn  von 
der  ersten  Instanz  auferlegten  Entschädigungen  aufgehoben  und  ist  da- 
gegen das  Speditionshaus  M.  S.  für  den  durch  den  Lieferungsverzug 
entstandenen  Schaden  verantwortlich  erklärt  und  desweiien  zur  Zahlung 
einer  Entschädigung  an  seine  Auftraggeberin  verurteilt  worden. 


Nr.  908.  Bntseh.  des  Oberlandesgeilekts  KQlii. 

5.  Zivilsenat.   Vom  20.  Hai  1905. 

(Deutsch.  Strara.-  u.  Klelnb.  Ztg.  Jahrg.  XIX  Nr.  1«  S.  271.) 

Haftpilolit  eines  Fuhrwerksbesitzers  fir  eine  einem  Strassenbahnpassagier  bein  Ein- 
steigen in  den  Strassenbalinwagen  zugefügte  Verletzung. 

Jedenfalls  ist  der  Eigentümer  eines  Gefährtes,  der  in  demselben 
sitzt,  verpflichtet,  seiner  eigenen  Sachkenntnis  entsprechende  An- 
ordnungen dann  zu  treffen,  wenn  er  wahrnimmt,  dass  durch  die  Art 
der  Leitung  des  Gefährtes  Gefahr  füi'  Gesundheit  und  Leben  Dritter 
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droht  Im  vorliegenden  Falle  hat  nnn,  wie  anbedenklich  angenommen 
werden  mnss,  Beklagter,  welcher  in  dem  HalbTerdeck  aass,  wahrge- 
nommen, da88  der  Wagen  recht  schnell  ftahr.  Diese  Wahrnehmung 
mnsste  ihm  aber  auch  bei  seiner  eigenen  Kenntnis  der  Oertiiehkeit  nnd 
des  dortigen  Strassenverkehrs  die  Oefahr,  welche  mit  dem  schnellen 
Fahren  verbanden  war,  notwendig  vor  Augen  fQhren.  Zar  Abwendang 
der  Gkfalir  iniisstc  er  unverzüglich  leiclit  mögliche  Massregeln  er- 
greifen. Diiifli  die  Verabsäuinung  solcher  Massregeln  beging  er  eine 
Fahrlässigkeit,  welche  den  Unfall  des  Klägers  herbeigeführt  hat.  Ein 
mitwirkendes  Verschulden  des  Klägers  im  Sinne  des  §  254  BGB.  liegt 
nicht  vor.  Es  ist  zwar  richtig,  dass  das  Publikum  auf  dem  Strasseti- 
damm  der  durch  den  Verkehr  f^escliaftenen  Gefahr  im  allgemeinen 
Reclmiinj;  tragen  muss.  Aber  im  gegenwärtigen  Falle  liegt  eine  Fahr- 
lässigkeit des  Klä^'ers  nicht  vor.  Zunächst  ist  eine  Fahrlässigkeit  des 
Klägers  darin  nicht  zu  erblicken,  dass  er  sich  überhaupt  auf  dem 
Strassendamm  aufliielt.  Denn  wuiiu  Kläger  in  den  an  der  Haltestelle 
eben  einlaufenden  Wagen  einsteigen  wollte,  musste  er  notwendig  von 
dem  Bürgersteig  herunter  auf  den  Strassendamm  au  das  auf  der  anderen 
Seite  der  Strasse  gelegene  Gleis  herantreten.  Dass  er  sich  so  kurze  Zeit, 
bis  znm  Einsteigen,  aufhalten  musste,  ist  selbstverständlich.  Auch  daraus, 
dass  Kläger,  als  er  im  Begriff  war,  in  den  Wagen  dnznsteigen,  sich 
nicht  amsah,  kann  eine  FahrUasigkeit  nicht  entnommen  werden.  Denn 
es  kann  von  dem  Pabliknm,  welches  im  Begriff  ist,  einen  Strassenbahn- 
wagen  zn  besteigen,  ond  sich  an  der  hierfDr  gebotenen  Stelle  befindet, 
nicht  verlangt  and  beachtet  werden,  dass  es  sich  in  diesem  kurzen 
Zeitranm  nach  allen  Seiten  nach  etwa  herankommenden  Wagen  umsieht. 
Vielmehr  konnte  Kläger  erwarten,  dass  an  der  Haltestelle  der  Strassen- 
bahn  im  Augenblicke  des  Ein-  und  Anssteigens  ein  Wagen  nicht  so 
nahe  an  dss  Gleis  herankam,  dass  daraus  eine  Gefahr  für  die  ein-  and 
aussteigenden  Fahrgäste  entstand. 


Nr.  204.    Entseh.  des  Oberlandes^^rrichts  Marieiiwcrdcr. 
2.  Zivilsenat.    Vom  23.  Mai  1905. 
(Smfferti  Avab.  Bd.  «i  (10O6)  Heft  l  &  im.) 
USB.  «§  4B9, 460, 471, 473.  EtNSbVwfcO.  f  54.  D«r  FrsfiMbrieT  iettlaat  nielt  dts  Zelt- 
punkt der  Annabne  zur  BefOrderunf.  Dies  ist  vielnebr  Tilfhige.  Fiadet  Ssibttvtr- 
ladung  des  Waggons  vom  Eisenbahnspeicher  statt,  so  erfolgt  die  Annahme  mit  dem 
Zeltpinlite,  wo  die  EiseniialiR  den  Waggon  von  ihr  plombiert  oder  gtzeioliiet  !■  ilire 

Obhut  genommen  hat. 

Die  fehlenden  Säcke  sind  zwar  nicht  auf  der  verklagten  Kleinbahn 
zur  Beförderung  übergebeu  wordeu,  souderu  auf  der  iSUatsbahu.  Den- 
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noch  hattet  die  Kleinbahn  dem  Kläger  auch  für  den  auf  der  Strecke 
der  Staatsbahn  eingetretenen  Verlust  nach  §§  473,  454,  432  Abs.  2. 
469,  471  HGB.,  da  ein  durchgehender  Frachtbrief  ausgestellt  ist.  Da 
die  Staatsl)ahn  unbestritten  von  der  Klägerin  die  Waren  nicht  zur  v«)r- 
läufigcn  Aufbewalirung  im  Sinne  des  §  55  der  EisenbVerkO.  vom  26.  Ok- 
tober 1899  (RGBl.  S.  582)  übernommen  hat  —  es  fehlt  auch  auf  dem 
Frachtbrief  das  hierzu  vorgeschriebene  Einvei-ständnis  der  Klägerin  — , 
so  haftet  sie  für  den  Verlust  der  Säcke,  falls  ihre  Versandstation  die 
Säcke  mit  dem  Frachtbrief  zur  Beförderung  angenommen  hat.  Denn 
TOD  dietem  AogoiUiek  an  ist  der  Fraehtrertrag  geschlossen  (§  54 
Abs.  1  VerkO.).  Weder  das  Handelsgesetebnch  aber,  noch  die  Ver- 
kebrsordnang  enthalten  eine  nftbere  Bestimmang^  des  Zeitpunktes  der 
Annahme  zur  Beförderung.  Die  vorgesohlagene  Abstempelung  des 
Frachtbriefs  und  sein  Inhalt  insbesondere  kann  nicht  als  Beweis  för 
die  Annahme  der  Sftcke  dienen,  da  ElSgerin  8elbBt?erlader  ist  nnd 
keine  Nachsählnng  beantragt  ist  (§  64  Abs.  3, 4  VetkO.).  ]>er  Fracht- 
brief bestimmt  also  nicht  den  Zeitpunkt  der  Annahme  zur  Beförderung,  ' 
die  Abstempelnng  ist  nicht  einmal  ein  Erfordernis  dieser  Annahme 
(Hertz er,  VerkO.  Anm.  2  zu  §  54).  Eb  ist  somit  Tatfrage  und  hingt 
▼on  den  jedesmaligen  Umständen  ab,  wann  das  Gut  als  zar  Befördemng 
angenommen  gilt 

Für  den  vorliegenden  Fall  gestalteten  sich  die  Vorgänge  bei  der 
Ueberliefernng  der  Ware  an  die  Bahn  nach  den  Aussagen  der  Zeugen 
B.  und  St.  folgcndermassen :  Es  wird  der  zur  Beladung  bestimmte 
Eisenbahnwagen  von  Eisenbahnbeaniten  an  den  Speicher  gerollt.  Dort 
bleibt  er  unter  der  Obhut  des  Beladenden,  wird  von  dessen  Leuten  be- 
laden und  mit  der  vorhandenen  mechanischen  Srhlnssvorrichtung  ge- 
schlo.sscn.  Tn  dem  benachbarten  Speicherbahnbureau  wird  darauf  der 
von  dem  Beiader  ausgeschriebene  Frachtbrief  abgestempelt.  Oft  kurz 
nach  dieser  Abstempelung  —  jedenfalls  aber  an  demselben  Tage  — 
wird  der  Wagen  entweder  Von  einem  Bahnangestellten  schon  vor  dem 
Speicher  plombiert,  oder  er  wird  von  dem  Beamten  mit  Kreide  be- 
zeichnet, sodann  von  Eisenbahnbeamten  nach  dem  Hanptbahnhof  gerollt 
^     und  dort  plombiert. 

Bei  dnem  solchen  Verfahren  ist  es  nnn  zweifellos,  dass  die  Waren 
nicht  schon  mit  dem  Angenblidc  znr  Beförderung  angenommen  sind  und 
nicht  mit  dem  Augenblick  der  Frachtvertrag  als  geschlossen  gelten 
kann,  wo  die  Waren  vom  Speicher  in  den  Wagen  gelangen.  Abgesehen 
davon,  dass  der  Frachtbrief  dann  noch  nicht  zu  Händen  der  Bahn  ist, 
bleibt  auch  der  Wagen  selbst  noch  in  der  Obhut  und  in  der  Ver- 
fögungsgewalt  des  Beladers.   Der  Zeitpunkt  der  Annahme  zur  Be- 
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fÖrderung  nnd  damit  des  Abschlusses  des  Frachtvertrags  tritt  viel- 
mehr erst  dann  ein,  wenn  die  Eisenbahn  den  beladenen  Wagen  nach 
Annahme  des  Frachtbriefs  wieder  in  ihre  Obhut  genommen  hat,  also  in 
dem  Augenblick,  wo  der  Bahnbeamte  den  Wagen  am  Speicher  plom- 
biert oder  mit  Kreide  zeichnet;  denn  von  da  ab  nimmt  die  Eisen- 
bahn den  beladenen  Wagen  an  sich  und  verpüichtet  sich  zar  Be- 
förderung. 

Will  Klägerin  nun  die  Beklagte  für  den  Verlust  der  Sacke  ver- 
antwortlich raachen,  so  muss  sie  beweisen,  dass  die  Säcke  sicli  in  dem 
Wagen  befanden,  als  dieser  vor  dem  Speicher  plombiert  oder  mit 
Kreide  gezeichnet  wurde.   Diesen  Beweis  hat  sie  nicht  erbracht. 


Nr.  305.    £ntsch.  des  Preiiss.  Oberrorwaltniisssorichts. 

6.  (Steuer-)  Senat.   Vom  25.  Mai  1905. 
(DJZ.  ZI  (iMe)  Nr.  •  &  an.) 

PrtlM.  EinkemneittMBrgesetz  von  24.  Jial  1881  H  2*  28.    Df«  EiMifcifc»8prtt»' 

WHUtomUschaft  ist  an  den  Orten,  welche  der  Speisewagen  berGbrf,  nicht  ttoMT- 

pflichtig,  weil  diese  Orte  niclit  als  Betriebsstätten  anzusehen  sind. 

Die  Speisewagenj^esellschaft  übt  ihren  Betrieb  —  Beköstigungsge- 
werbe —  in  dem  Transportgewerbe  einer  fremden  Eisenbahn  aus.  Ihr 
Betrieb  ist  kein  Transportgewerbe  und  deshalb  können  auch  diejenigen 
Griuide,  aus  welclien  die  au  der  Eisenbahnstrecke  liegenden  Gemeinden 
usw.  gegeuüber  dem  Eisenbalmunternehmen  als  Betriebsorte  erscheinen, 
für  ihren  Betrieb  nicht  zutreffen.  Der  Ort,  in  dem  die  Speisewagen- 
gesellschaft ihren  Betrieb  ausübt,  ist,  wie  schon  der  Name  andeutet, 
der  Speisewagen  des  Zuges,  und  dass  der  Speisewagen  zum  Zwecke 
des  Betriebes  der  Gesellscliaft  die  Bahnstrecke  mit  durchläuft,  bildet 
die  einzige  Beziehung  zn  den  dorchfahrenen  örtlichen  Bezirken.  Diese 
Ortliche  BerfUiniDg  ist  aber  fftr  den  Betrieb  der  GeseUsebaft  gleich- 
gültig, und  et  fehlt  daher  den  an  der  Strecke  liegenden  Gemeinden 
und  Ontsbeifarken  jegliches  Merkmal  eines  Betriebsortes. 


Nr«  Mb  Enfaeh.  des  Bemer  Appellattoin-  und  Kassattonsliefta. 

Vom  31.  Mai  1906. 

(Zflltnhr.  d.  Ben.  J>r.>Ver.  Bd. « (INQ  Halt  «  S.  Ui.) 
Zlwpniob  einer  Sobadenereatzklage  gegen  einen  Expropriaten  wegen  seiner  Welgeruif, 
eine  Irrtümlicherweise  an  ihn  direkt,  statt  duroh  Vermittelung  der  Kantonsregierung 
ausbezahlte  Expropriationsentsohädigung  zurückzugeben  bzw.  zu  deponieren  beliufs 
Ernlgllohaiig  dir  Itobartragung  des  expropriierten  GrundetOokee  !■  das  EigentMi  de« 

Expropriaataa. 

Da  die  Beklagte  ihre  Widerklage  in  rechtlicher  Beriehong  ledig- 
lich als  eine  Schadenersatzklage  ans  einer  ziTilrechtlich  nnerlanbten 
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Handlmig  and  aus  einer  Mandatsverletzang  bezeiehnet  hat,  die  Wider- 
klage aber  —  wie  aosgefUhrt  wurde  —  weder  vom  einen  noch  vom 
andern  Gesichtspankte  ana  als  begründet  anerkannt  werden  kann,  so 
inüsste  sie  abgewiesen  werden,  wenn  das  Gericht  an  die  Rechtsauifassung 
der  Parteien  gebunden  wäre.  Nach  konstanter  Praxis  besteht  jedoch 
eine  solche  Gebundenheit  nicht,  vielmehr  hat  das  (rcricht  den  akten- 
kundig gemachten  Tatbestand  in  rechtlicher  Beziehung  selbständig  und 
frei  zu  würdigen  (vgl.  z.  B.  Monatsblatt  für  bern.  Rechtsprechung 
Bd.  VI  p.  149 ff.,  Bd.  XV  p.  174  If. ;  Zeitschrift  des  bern.  Juristen- 
vereins Bd.  XXV  p.  466,  Bd.  XXXI  p.  38  Erw.  1,  Bd.  XXXIII  p.  396  f.). 
Hiervon  ausgehend  ist  festzustellen,  dass  die  Beklagte  die  gerichtlich 
festgestellte  Expropriationseiitschädiguiig  der  Klägerin  nicht  ohne  An- 
spruch auf  eine  Gegenleistung  .'schuldig  geworden  war,  sondern  nur 
gegen  die  Uebertragung  des  Eigentums  au  deui  expropriierten,  bisher 
der  Klägerin  gehörenden  Land.  Dementsprechend  sandte  anch,die  Be- 
klagte der  Klägerin  die  Expropriationssamme  nnr  In  der  Meinung  und 
unter  der  Voraossetzung  direkt  za,  dass  sie  damit  ohne  weiteres  das 
Eigeutom  an  der  Ezpropriationssache  erwerbe  imd  diese  Tatsache  ün 
Onmdbnche  eintragen  lassen  kOnne.  Die  Klägerin  war  m.  a.  W.  nnr 
dann  die  richtige  Empfängerin  des  Oeldes,  wenn  das  eiprepriierte 
Land  sogleich  in  das  Eigentum  der  Beklagten  überging.  Das  war  aber 
angesichts  der  Vorschriften  des  eidg.  Expropriationsgesetzes  nicht 
möglich,  weil  —  wie  der  bemische  Begiernngsrat  in  seinem  Bescheid 
yom  26.  Desember  1901  anf  das  Gesnch  der  Beklagten  sich  zutreffend 
ansdrttckte  —  ,m  jedem  Fall,  wo  gestfttzt  anf  das  eidgenossische  Ex- 
„propriationsgesetz  eine  formlose  Eigentamsübertragung  stattfinden  soll, 
,die  in  Ausführung  der  angerufenen  Artikel  43  und  44  leg.  cit.  aufge- 
„stellten  Vorschriften  der  kantonalen  Verordnung  vom  7.  Februar  1874, 
„welche  in  Art.  2  die  Deponierung  der  Entschädignngssnmme  dnrch 
„den  Bauunternehmer  bei  der  Kantonskasse  vorschreibt  und  das  vom 
„Grundbuchführer  einzuschlagende  Verfahren  regelt,  genau  zu  befolgen 
„sind".  Konnte  sonach  die  Beklagte  trotz  der  Bezalilung  der  Expro- 
priationsentschädigung an  die  Klägerin  niclit  Eigentümerin  des  von  ihr 
expropriierten  Grundstückes  werden,  so  erfiillte  sich  die  Voraussetzung, 
unter  welcher  die  Beklagte  die  direkte  Auszahlung  vorgenommen  hatte, 
nicht.  Der  Grund,  aus  welchem  die  Klägerin  das  Geld  direkt  erhalten 
hatte,  wurde  nicht  verwirklicht;  deshalb  war  sie  zur  Entgegennahme 
und  insbesondere  zum  Behalten  des  Geldes  unter  den  obwaltenden  Um- 
ständen nicht  berechtigt,  vielmehr  hatte  sie  nach  den  Grundsätzen  der 
condictio  ob  causam  datorum  die  Pflicht  zur  Rückerstattung  der  aus 
einem  nickt  verwirklichten  Grunde  erfolgten  Zuwendung  (vgl.  Hafner, 
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Kommentar  Art.  71  Note  2).  Gemäss  diesen  Uiundsätzeu  konnte  die 
Beklagte  das  von  ihr  Geleistete  jederzeit  von  der  Klägerin  zurück- 
fordern, und  die  letztere  war  verpflichtet,  einem  solchen  Verlangen  un- 
gesäumt zu  entspreclien,  ausgenommen  in  dem  Fall,  dass  sie  im  Zeit- 
punkt der  Rückforderung  nicht  mehr  bereichert  gewesen  wäre  und 
diese  negative  Tatsache  auch  hätte  beweisen  können  (vgl.  Art.  73  OR. ; 
ferner  bandesgerichtl.  Entsch.  Bd.  XXVII'  pag.  110  Erw.  4,  sowie  die 
Zitate  bei  Hafner,  Kommentar  Art.  73  N.  1*).  Davon  ist  onn  aber 
in  caso  keine  Bede,  indem  die  Klägerin  selber  sngestanden  hat,  dass 
sie  die  Expropriationsentschädigong  produktiv  verwendet  habe:  näm- 
lich zum  Ban  eines  Hotels.  Infolgedessen  war  der  von  der  Beklagten 
erhobene  Ansprach  anf  Bfickgabe  bzw.  Deponierang  der  Ezpropriations- 
snmme  in  vollem  Umfange  begründet,  nnd  die  Klägerin  geriet  dadorch, 
dass  sie  dieser  Auffordening  nicht  nachkam,  in  Verzag.  Das  hatte  fttr 
sie  zar^  Folge,  dass  sie  der  Beklagten  die  gesetzlichen  Verzngszinse 
bezahlen  nnd  im  Falle  des  Verseholdens  auch  noch  einen  dar&ber 
binansgehenden  Schaden  ersetzen  musste  (vgl.  Art.  119  und  121  OR.). 
Dass  die  Klägerin  von  dem  Zeitpunkte  hinweg,  als  sie  unter  flin- 
weisnng  auf  die  gesetzlichen  Vorschriften  zur  Rückgabe  bzw.  Depo- 
nierung der  Expropriationssumme  aufgefordert  wurde  und  damit  von 
der  Ungesetzlichkeit  der  an  sie  erfolgten  Auszahlung  Kenntnis  erhielt, 
ein  Verscliulden  traf,  kann  niclit  zweifelhaft  sein,  da  die  Gesetzesbe- 
stimmungen, auf  welche  die  Beklagte  ihr  Rückforderungsbegehren 
stützte,  durchaus  unzweideutig  lauten  und  deren  hartnäckige  und  ab- 
sichtliche Missaclitung  durch  die  Klägerin  in  keiner  Weise  gerecht- 
fertigt oder  auch  nur  entschuldigt  werden  kann.  Demnach  erscheint 
die  Widerklage  der  Beklagten  vom  Standpunkt  der  Schadenersatzklage 
wegen  Verzuges  der  Klägerin  in  der  Rückgabe  der  ihr  zu  Unrecht 
direkt  ausbezahlten  Expropriatiousentschädiguug  prinzipiell  als  be- 
gründet.   

Nr.  1907.  Entseh.  des  AppeUkiofh  in  Amlens. 
Vom  3.  Jnni  1905. 

(ZeitMbr.  t  d.  Intenst.  Blawl».>Ti«iisp.  X[v  (i<>06)  \r  s  &  im.  -  B«ll«tl»  «moM  dM  «hMniot  da 

ler  19t>5  S  -^38.) 

Art.  3  Internat.  Uebereink.  t  (I),  3  Ausführ.-Best.  Pelzwaren  sind  nicht  als  Kttt- 
larkeltM  n  betraoMni,  itrea  BtfSrderang  tfit  Bwiebimg  itr  Taxe  ad  valena 

hedlilt 

Ein  Pelzmantel  war  der  Eisenbahn  als  Eilgut  zur  Beförderung  von 
Paris  nach  Soissons  aufgegeben  worden,  aber  nach  ümflnas  mehrerer 
Monate  nicht  an  seinen  Bestinminngsort  gelangt  und  daher  als  verloren 
betrachtet.  Die  Eisenbahn  wurde  auf  Vergütung  des  Fakturapreises 
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des  Pelzmantels  im  Belaufe  von  1100  Fr.  belangt.  Sie  lehnte  die  Be- 
zahlung ab,  mit  der  Begründung,  dass  wertvolle  Pelz  waren  niclit  zu 
den  gewühnliclieii  Bedingungen  des  allgemeinen  Eilguttarifs  transpor- 
tiert werden  dürleu,  sondern  dass  auf  dieselben  die  besonderen  Vor- 
schriften des  Art.  16  der  durch  Miuisterialerlass  vom  24.  März  1898 
geuehmigteu  allgemeinen  Eilguttarife  Anwendung  za  finden  haben. 
Gemäss  diesem  Art  16  sei  mit  Bezog  anf  den  Transport  von  barem 
Geld,  Wertsachen  nnd  Ennstgegenständen  die  Erhebung  einer  Taxe  ad 
▼alorem  für  jede  unteilbare  Fraktion  von  je  1000  Franken  nnd  je 
einem  Kilometer  vorgesehen  für  die  Beförderung  von  Gold  nnd  Silber, 
in  Barren  oder  gemiknzt  oder  verarbeitet,  von  platierten  Arbeiten  von 
Gold  oder  Silber,  von  Quecksilber,  Piatina,  sowie  von  Pretiosen,  Bro- 
derien,  Spitzen,  Edelsteinen,  Kunstgegenständen  (Statuen,  Gemälde, 
Gegenstände  aus  Erzguss)  und  anderen  Wertsachen.  Da  eine  Dekla- 
ration des  Wertes  des  Pelzmantels  nicht  stattgefunden  habe,  so  kOnne 
nur  fttr  den  Wert  gewöhnlicher  Pelzwaren  Entschädigung  verlangt 
werden.  In  diesem  Sinne  werde  für  den  verlorenen  Pelzmantel  (im 
Gewicht  von  4,3  kg)  eine  Entschädigung  von  500  Fr.  anerboten.  — 
Mit  Urteil  vom  3.  Februar  1905  hatte  das  Handelsgericht  von  Soissons 
die  Einrede  der  Eisenbahn  geschützt  und  die  von  derselben  auerbotene 
Entschädigung  als  genügend  erklärt. 

Der  Appellliof  in  Amiens  dagegen  hat  dieses  Urteil  aufcfoliobcn 
und  die  Eisenbahn  zur  Vergütung  der  ganzen  vom  Kläger  geforderten 
Summe  von  1100  Fr.  verurteilt. 

Gründe: 

Schon  die  Tatsache,  dass  der  Art.  16  eine  Aufzählung  von  Gegen- 
ständen enthält,  zieht  die  Folgerung  nach  sich,  dass  nicht  jeder  Wert- 
gegenstand bloss  um  des  ihm  innewohnenden  Wertes  willen  der  An- 
wendung dieses  Artikels  unterworfen  sein  kann.  Im  Kapitel  2  des 
Tarifs,  wo  der  genannte  Artikel  steht,  ist  ausgesprochen,  dass  dieser 
den  Transport  von  barem  Geld,  Wertsachen  etc.  reglementieren  soll, 
was,  durch  die  Nebeneinanderstellung  dieser  beiden  Ausdrucke,  dem 
zweiten  Worte  den  Sinn  von  Geldwerten,  gewöhnlich  BOrsentiteln  gibt. 
Die  Worte  „und  andere  Wertsachen"  folgen  in  dem  genannten  Artikel 
nach  den  „Edelsteinen  nnd  Kunstgegenständen,  als  Statuen,  Gemälde 
und  Gegenstände  ans  Erzguss".  Diese  Sachen  und  Pelzwaren  können 
nicht  nebeneinander  gestellt  werden.  Anderseits  kann  Art.  16  in  keiner 
Weise  auf  Kleidungsgegenstände  bezogen  werden,  da  Broderien  nnd 
Spitzen  hier  im  Sinne  von  Kunstsachen  pi  scheinen.  Pelzwerk  ist  da- 
her weder  nach  seiner  Natnr,  noch  nach  seinem  Werte  den  ausnahms- 
weisen  Bestimmungen  des  Art  16  unterstellt.  Auch  kann  ein  Pelz  von 
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Astrachan,  welcher  zam  Preise  von  1100  Fr.  Ton  einem  Pariser  Maga- 
zin versendet  wird,  nur  als  eine  zum  Oehraneh  bestimmte  Sendung  von 

gewülinlichem  Werte  betrachtet  werden.  Wenn  angenommen  werden 
wollte,  dass  dem  nicht  so  wäre  und  dass  Pelzwareii  von  ansnahms- 
weisem  Preise  deklariert  werden  müssten  uiul  dem  Tarife  ad  valorem 

unterstellt  wären,  so  raftsste  der  Gerichthof  sicli  daliin  anssprechen, 
dass  der  vom  Streite  berührte  Pelzmantel  nicht  als  Pelzwerk  von 
ausnahmsweise  hohem  Werte  betrachtet  werden  könnte.  Auch  hat  die 
Eisenbahn,  welcher  das  Kullü  als  „Pelzware"  zur  Beförderung  über- 
geben wurde,  über  den  Wert  dieser  Pelzware  keine  Auskunft  verlangt, 
was  sie  zu  tun  berechtigt  gewesen  wäre,  wenn  sie.  angesichts  der 
Verantwortlichkeit  für  den  Verlast,  die  Anwendung  der  Taxe  ad  va- 
lorem für  berechtigt  gehalten  hätte,  usw. 


Kr.  208.    Entseh.  des  Deutstdien  lleielisgcrlckts. 

3.  Zivilsenat.    Vom  T.Juli  1905. 

(PreoBs.  EU«nb.-Aroh.  (1906)  Heft  »  S.  m.) 

Üm  Anipraoh  tif  Ertati  vm  HeiliiftktttM  nMk  im  UiirallfIrNrgegesett  hat  rfn 
resMIlflIieii  Charakter  eines  Peneionsaaepraeht  siii  «iterlieit  daher  im  !■ 
§§  22  und  23  des  Zivilpensionsgesetzes  vergetehriebenes  Varfahran. 

Nach  §  7  Abs.  1  und  §  9  Abs.  1  der  beiden  Fassungen  des  Un- 
fallfiirsorgegesetzes  vom  18.  Juni  1887  und  vom  2,  Juni  1902  hat  der 
Ersatz  der  Heilungskosten  den  rechtlichen  Charakter  der  Pension  ganz 
ebenso  wie  das  Rnhegehalt  selbst,  das  dem  durch  einen  Betriebsunfall 
dienstunfähig  f^ewordenen  Beamten  gewährt  wird.  Es  gilt  deshalb 
auch  für  die  Festsetzung  seiner  Höhe  die  Vorschrift  des  §  22  des  Ge- 
setzes vom  27.  März  1872,  wonach  von  dem  Deparlenientsi.hef  und  dem 
Finanzuiiuister  die  Entscheidung  darüber  zu  treffen  ist,  „ob  und  welche 
Pension  einem  Beamten  ....  zusteht".  Damit  ist  gerade  auch  die 
FestsetsuDg  des  Betrages  der  Pension  zunächst  der  Entscheldimg 
jener  beiden  Minister  Überwiesen.  Dass  der  Ersatz  der  Kosten  des 
Heilverfahrens  nicht,  wie  bei  der  eigentlichen  Pension,  im  Torans  filr 
die  ganze  Dauer  des  Rechts  des  Beamten  zum  Bezüge  der  Pension 
erfolgen  kann,  sondern  fttr  bestimmte  Zeitabschnitte  oder,  je  nachdem 
durch  bestimmte  Heilangsmassnahmon  Aufwendungen  verursacht  sind, 
der  Ersatz  zu  fordern  und  zu  leisten  ist,  liegt  in  der  Natur  die.ser 
Bezüge,  zu  denen  der  Pensionierte  für  berechtigt  erklärt  ist,  entbindet 
ihn  aber  nicht,  wenn  er  den  Anspruch  darauf  im  Hechtswege  durch- 
setzen will,  das  in  den  ij^  22  und  2.3  des  Pension.s<resetzes  vorge- 
scliriebeiie  Verfaliicii  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  bt-ubaeliten.  Der 
Kläger  musste  deshalb,  da  im  vorliegenden  Falle  die  dem  Departemenus- 
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chef  nachgeordnete  Bebörde  die  Entscheidung  über  die  teilweij^e  Ver- 
weigerung der  beanspruchten  Heilunp;skosten  gemäss  §  22  Abs.  2  des 
Gesetzes  ausgesprochen  hatte,  zuvörderst  binnen  sechs  Monaten,  nach- 
dem ihm  die  Eotscheidung  der  EiseDbalindirektion  bekannt  gemacht 
war,  gegen  diese  die  Beschwerde  an  den  Departementschef  und  den 
Finanzminister  erheben,  deren  Erfolglosigkeit  dann  erst  den  Bechtsweg 
fftr  den  Ansprach  erGITnete.  Eine  solche  Beschwerde  hat  aber  der 
Klftger  nach  der  Feststellnng  des  Bemftangsgerichts  gegen  den  Be- 
sebaid  der  ESisenbabndirektion  vom  26.  Mftrz  190S  nicht  eingelegt. 


Xr.  209.   Entseh.  der  Appel latlonskammer  Zürich. 

Vom  8.  Juli  1905. 
(SeliwJZ. n  Mr. M  &M8.  -  BL  £ rtreh. Baehtqr.  ▼  Nr.i  a  i.) 

Art  6  Afet.  3  Sskwtli.  Fabrik-  lai  HafIpflS.  flidtt  auf  AMlMiaMllMlaftoii  w«|M 
febleider  OaUktiflMilMlt  Mae  AawMMlasg. 

Art.  6  Abs.  3  findet  nach  bandesgeiichtlicher,  fUr  die  kantonalen 
Oeiichte  massgebender  Praxis,  auf  Aktiengesellschaften  keine  Anwen- 
dung, da  diese  —  als  juristisclie  Personen  —  deliktsunfähig  sind. 
Auch  wenn  man  aber  prinzipiell  von  der  Deliktsfähigkeit  juristischei" 
Personen  ausgelit,  so  würde  daraus  ohne  weiteres  folgen,  dass  man 
auch  von  einer  strafrechtlichen  verfolgbaren  Handlung  einer  juristischen 
Person  reden,  d.  h.  ihr  die  Handlungen  ihrer  Organe,  die  diesen 
Charakter  tragen,  als  eigene  strafbare  Handhmgen  anrechnen  konnte. 
Strafrechtlich  kann  eine  juristische  Person  nach  zur  Zeit  geltender 
Strafgesetzgebuug  nicht  verantwortlich  gemacht  werden;  das  FHG. 
setzt  nun  aber  gerade  eine  solche  strafrechtliche  Verantwortlichkeit 
des  Betriebsontemehmers  in  den  Fällen,  wo  es  die  Ueberschrdtnng 
des  Entschädigungsmazimnms  für  zulftssig  erklärt,  vorans.  Es  kann 
daher  nicht  gesagt  werden,  die  Nichtanwendbarkeit  des  Art.  6  Abs.  3 
auf  Aktiengesellschaften  enthalte  eine  gegen  die  Bechtsgleicbheit  ver- 
stossende  Privilegiening  dieser;  denn  auch  nach  gemeinem  Recht  können 
Aktiengesellschaften  ais  solche  keine  strafrechtlich  verfolgbaren  Hand- 
lungen begehen.   

Kr.  810.    Entseh.  des  Kammerfferiehts  in  Kerlin. 
Strafsenat.   Vom  6.  September  1905. 

(Dia  BrtbatTerwaltiiiiK  Jahit.  n  (inM)  Mr.  •  &  118.) 

Das  fUHMhvfriwt  Ii  Strasteibalnen  tat  nehttvarbladlleh. 

Vielfach  rerbieten  Polizeiververordnnngen  nicht  nur  das  Bauchen 
in  den  Wagen  der  elektrischen  Strassenbahnen,  sondern  anch  das  Be- 
treten des  Innern  der  Wagen  mit  brennender  Zigarre.    Mit  einer 
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EntMh.  dw  Dentscheu  Reichsgerichts  vuw      September  1905. 


soleben  hatte  sich  ein  Kaufmann  in  das  Innere  des  Wagens  begeben, 
als  der  Schaffner  sein  ferneres  Verweilen  auf  .dem  Hinterperron  wegen 
dessen  üeberf&IIang  nicht  dulden  wollte.  Wegen  dieses  Vorganges 
wurde  der  Kaufmann  von  dem  Schüficngerichte  wie  dem  Landgerichte 
verurteilt.  Seine  Revision  hat  der  Sti  afsenat  des  Kammergerichts  zu- 
rückgewiesen. Er  bezeichnete  es  als  gleichgültig,  ob  der  Angeklagte 
nnmittolbar  beim  Anfsteigen  das  Innere  des  Wagens  oder  erst  nach 
einigem  \'er\veilen  auf  der  Plattform  mit  brennender  Zigarre  betreten 
habe.  Der  Angeklagte  habe,  als  der  Schaffner  sich  ins  Mittel  gelect. 
nur  die  Waiil  geliabt,  ob  er  überhaupt  habe  weiterfahren  oder  die 
brennende  Zigarre  wegwerfen  wollen.  Daraus  folge,  dass  der  An- 
geklagte, wenn  er  sich  durch  ihr  Wegwerfen  nicht  der  Gefahr  einer 
straf-  oder  zivilrechtlicheu  luauspruchuahme  habe  aussetzeu  wollen, 
den  Wagen  hfttte  verlassen  müssen. 


Nr.  311.   Entseh.  dos  Deutschen  Roichsgerlchts. 

7.  Zivilsenat.    Vom  19.  September  1905. 

il'reuss  Kisenb  Arcb.  1906  Heft  3  H  GGl., 

Die  Eisenbahaverwaltung  ist  nicht  fiir  den  Schaden  haftpflichtig,  den  ein  Reitender 
Mm  Befekei  eiimr  BalmbofMoiintltreppe  erleid«!,  wtai  «to  der  Sorgfalt,  die  la 
■ormlei  Verkekr  für  •rffMsrIleli  o*kaltea  wird,  dirch  Herttellnii  eliM  geies 
WltterangMlnflOtie  gestützt««,  der  regelmässigen  RelsiQ«s|  Mterllegciidni  Treppen- 

weges  genügt  hat. 

Das  Kammergericht  ist  zutreffend  davon  ausgegangen,  dass  der 
Beklaiite  auf  Gruinl  des  mit  dem  Kläger  abgeschiusseueu  Befiirdei  ungs- 
verlrages  veri»liichlel  gewesen  sei,  ihm  einen  sicheren  Ausgang  aus 
dem  Bahnhofe  zu  gewähren  —  vgl.  Entscheidungen  des  Reichsgerichts 
in  Zivilsachen  Bd.  55  S.  336  — ,  und  diese  Pflicht  sich  auch  aul  Treppe 
und  Tuunel  erstreckt  habe,  die  der  Kläger  nach  Abgabe  seiner  Fahr- 
karte habe  passieren  müssen,  nm  den  Bahnhof  verlassen  zu  k5nnen. 
Es  erachtet  aber  den  Beklagten  nicht  znm  £rsatz  des  Schadens,  den 
der  Klüger  erlitten  hat,  für  verpflichtet,  weil  dieser  den  ihm  obliegen- 
den Nachweis  nicht  geführt  habe,  dass^  die  Erfttllnng  jener  Vertrags- 
pflicht von  dem  Beklagten  schnldhaft  vernachlfissigt  worden  sei,  viel- 
mehr die  Annahme  eines  Verschnldens  desselben  und  seiner  Angestellten 
durch  das  Ergebnis  der  Beweisaufnahme  ausgeschlossen  werde.  Die 
Verwendung  von  Granitstufen  bei  Herstellung  der  Treppe,  wird  aus- 
geführt, gereiche  dem  Beklagten  nicht  zum  Vorwurf,  weil  dieses 
Material  bei  Treppenaulagen ,  die  dem  grösseren  Verkelir  dienen,  her- 
kömmlich benutzt  würde.  Der  von  dem  Kla<(er  angetretene  Beweis 
für  die  Glätte  uud  die  uuter  dem  Eiufluss  vou  Kälte  gesteigerte  Glätte 
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der  Granitstufen  brauche  daher  nicht  erhoben  zu  werden.  Die  Revision 
riip:t,  dass  durch  diese  Erwägung  der  Beklagte  von  dem  VerseliuMen 
niciit  entlastet  werde,  das.s  er  für  die  Beseitigung  der  (glätte  hätte 
Sorge  tragen  müssen,  und  dass  das  Kammeigericht  überhaupt  die  den 
Beklagten  bei  der  Erfüllung  jener  Vertragspfliclit  tit-ttende  Sorgfalt  un- 
richtig abgegrenzt  habe.  Beiile  Rügen  gehen  fehl.  Wie  dej  Zusammen- 
hang der  Entscheidungsgründe  ergibt,  erachtet  das  Kanimergericht  als 
allgemeiu  bekannt,  dass  das  ßestreaen  der  aas  Granit  hergestellten 
Treppenstafen  anch  bei  scharfer  Eftlte  an  sich  unnötig  nnd  nnr  ans 
besonderen  Umstftnden  geboten  sei,  durch  die  ein  gefahrbringender  Zu- 
stand der  Treppe  hervorgerufen  werde.  Es  verneint,  dass  die  hier  in 
Betracht  kommende  Treppe  sich  in  einem  solchen  Zustande  befunden 
habe,  da  auf  ihr  zur  Zeit  des  Unfalls  nnr  einige  wenige  talergrosse 
von  gefrorenem  Speichel  oder  verschlepptem  Schnee  herrührende  Eis- 
flecke bemerklich  gewesen  wären,  die  sie  in  irgendwie  nennenswerter 
Weise  nicht  verunreinigt  hätten.  Werde  aber,  was  wahrscheinlich 
aber  nicht  erwiesen  sei,  als  gewiss  unterstellt,  dass  der  Kläger  über 
einen  solchen  Fleck  gefallen  sei,  so  habe  der  Beklagte  den  Unfall 
gleichwohl  nicht  verschuldet,  weil  er  der  Sorgfalt,  die  im  ge- 
sunden und  normalen  Verkehr  für  erforderlich  gehalten  werde, 
durch  Herstellung  eines  gegen  Witterungseinflüsse  ge- 
schützten Treppen weges,  den  er  in  angemessenen  zeitlichen 
Zwischenräumen  habe  reinigen  lassen,  und  der  auch  tatsäch- 
lich zur  Zeit  des  Unfalles  gefegt  gewesen  sei,  genügt  habe, 
sud«n  aber  jener  Eisfleck  bei  der  damals  nach  der  Behauptung  des 
Klägers  herrschenden  Kälte  unmittelbar  vor  dem  Unfälle  entstanden 
sein  könnte,  so  dass  die  Möglichkeit,  ihn  (rechtzeitig)  zu  beseitigen, 
für  die  Bahnbeamten  nicht  vorhanden  gewesen  sei.  Einen  Verstoss 
gegen  Rechtsnormen,  insbesondere  eine  Verletzung  des  §  276  des 
Bfirgerlichen  Gesetzbuches  lässt  diese  Ausführung  nicht  erkennen.  Das 
Kammergericht  legt,  indem  es  verneint,  dass  dem  Beklagten  ein  fahr- 
lässiges Verbandeln  zur  Last  falle,  mit  Recht  das  entscheidende  Ge- 
wicht darauf,  dass  der  Beklagte  alles  getan  habe,  was  nach 
der  Anschauung  des  gesunden  und  normalen  Verkehrs  fflr  er- 
forderlich und  genü'/end  gelialtcn  werde.  Wenn  es  hierzu  nach 
Lage  des  Falles  das  Bestreuen  der  Trepiienstufen  mit  abstumpfenden 
.Matinialien  nicht  rechnet,  so  ist  darin  ein  Rechtsirrtum  nicht  zu  finden. 
l»a  ancli  im  übrigen  die  Iu'lh iuulung  der  Feststellung,  dass  ein  Ver- 
schulden des  Beklagten  und  der  Angestellten  desselben  für  ausge- 
schlossen erachtet  werde,  zu  Bedenken  keine  Veranlassung  gibt,  so 
war  die  Eevision,  wie  geschehen,  zurückzuweisen,  ohne  dass  der  An- 
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griff  geprüft  zu  werden  brauchte,  den  sie  gegen  die  weiteren  Aus- 
fülirungeii  des  Kaniniergerichts  richtet,  dass  das  schuldhaftpe  Handeia 
des  Klägers  die  alleinige  Ursache  des  Unfalles  sei. 


Nr.  Iiis.  Entseh.  des  Deutsehen  BelehsgerielitB. 

3.  Zivilsenat.    Vom  22.  September  1905. 

(Entsfb.  i.  Zivils  I!d  61  H<Mf  i  S.  282  —  l'rens«  Elsenb.-.Xrch,   I906j  Heft  2  S.  438) 

Der  S  22  Abs.  4  der  GrundsäUe  des  Bundesrats  für  die  Besetzung  der  Subaltern- 
■od  UnterbeuitMiftillta  alt  MHitlrinwirlsni  vm  1882  |ibt  den  Milit&ranwärtern  ein 
mbedlniten  RMht  daranft  iMt  bal  den  Syntm  dar  MMwIaltwszalaina  Ihre  Prike- 
zntt  fir  dl«  Bereehmiii  den  OieMtaitert  in  Anreoiinung  lebrMüt  wiN. 

Im  fibrigen  rügt  die  Revision  lediglich  die  Verletzung  des  Abs.  4 
des  i;  22  der  GriuKlsätze  des  Bundesrats  für  die  Besetzung  der  Sub- 
altern- und  Unterbeanitenstellen  mit  Militäranwärtern  von  1882,  welcher 
die  Berücksichtigung  des  Probejahrs  des  Klägers  fUr  das  Aufrücken  in 
höhere  Diensteinkommen  ausdrücklich  vorschreibe.  Der  Revision  kann 
zuo-ctrebeii  werden,  dass  <iie  AusCührungen  des  Bernfung.^gerichts,  weh-lie 
die  Anwendung  dieser  zugunsten  der  Militäran Wärter  -retrolTonen  Be- 
stimmung deshalb  verneint,  weil  bei  dem  Aufrü(-ken  in  Iiöhere  Ein- 
nahmen auch  auf  die  Führung  und  Qualilikation  der  Beamten  Rück- 
sicht genommen  werden  könne,  also  nicht  lediglich  das  Dienstalter  eut- 
Bcheidend  sei,  nicht  nnbedenklich  sind,  da  das  Wort  „lediglich"  sich  in 
dem  Abs.  4  nicht  findet,  ancb  durchweg  ein  Zwang  zur  Bewilligung 
von  Zulagen  ohne  Bücksieht  auf  diese  Umstände  nicht  besteht  und 
damit  dem  Absatz  4  im  wesentlichen  alle  Bedeutung  genommen  wfirde, 
aber  die  Bevision  scheitert  an  dem  klaren  Wortlaut  des  Absatzes  4, 
dass  die  in  ihm  vorgeschriebene  Anrechnung  der  Probezeit  von  der 
Bedingung  abhängig  gemacht  ist,  dass  in  dem  betreffenden  Dienst- 
zweige nach  den  für  ihn  bestehenden  Bestimmungen  die  Gesamtdienst- 
zeit für  das  Aufrücken  iu  höhere  Diensteinnahmen  entscheidend  ist. 
Das  ist  in  dem  Dienstzweige  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung 
mindestens  seit  Einfiihrung  des  Systems  der  Dicnstaltersstufen  niclit 
der  Fall,  da  hiernach  für  den  Eintritt  in  die  höhere  Stufe  nicht  die 
Gesauitdien.stzeit,  sondern,  wie  in  den  Denkschiiften  zum  Etat  1893  04 
8.55,  1894  1>5  S.  ö6  tl.  ausdrücklich  hervorgeiioben  i.st,  und  auf  welche, 
als  auch  für  die  I'ost-  und  Telegraplicnbeamten  massgebend,  in  der 
Deiik.^chrift  zu  dem  dies  System  auch  für  die  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung einführenden  Etat  für  1895/96  (S.  54j  verwiesen  wird,  die 
Zeit  seit  der  etatsmässigen  Anstellung  entscheidend  ist.  Beim 
Fortfall  der  im  Absatz  4  gesetzten  Bedingung  kann  daher  von  seiner 
Anwendung  keine  Rede  sein.  Wenn  die  Bevision  demgegenAber  noch 
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geltend  gemacht  hat,  dass  unter  der  „Gesamtdienstzeit"  des  Absatzes  4 
eben  die  etatsniässige  Gesamtflienstzeit  geraeint  sei,  weil  für  das  Anf- 
rlickea  in  höhere  Diensteinnainnen  stets  und  insbesondere  zur  Zeit  der 
Erlassung  der  Grundsätze  (1882)  nur  die  etatsmässige  Dienstzeit  mass- 
gebend gewesen  sei,  so  mag  demgegenüber  nur  darauf  hingewiesen 
werden,  dass  z.  B.  in  Preussen  auch  1882  bei  den  Richtein  erster 
Instanz  nicht  die  etatsmässige  Austeilung,  sondern  die  Ernennung  zum 
Gerichtsassessor  massgebend  war,  und  nichts  dafür  erbracht  ist,  dass 
nicht  nach  in  anderen  Dienstzweigen  oder  in  anderen  deutschen 
Staaten  ähnliche  Einrichtungen  bestanden,  insbesondere  ebenso  wie  fttr 
die  Pensionierung,  auch  fttr  das  AnfrUeken  in  höhere  Einnahmen  die 
Gesamtdienstzeit  als  entscheidend  angesehen  ist.  Uebrigens  ist  diese 
Gleiehstellnng  der  etatsmissigen  Dienstzeit  mit  der  Gesamtdienstzeit 
schon  mit  dem  Wortlaut  unvereinbar.  Die  Anffassang  des  Klägers  und 
der  Rf'vision  widerstreitet  abei-  auch  dem  im  §  22  der  Grundsätze  zum 
Ausdruck  gebracliten  Grundsatz  der  möglichsten  Gleichstellung  der 
Militär-  und  Zivilanwärter;  sollen  für  die  Zivilanwärter  die  Zeiten 
ihres  Vorbereitungsdienstes  und  ihrer  ersten  ausseretatsmässigen,  viel- 
leicht jahrelangen  Anstellung  nicht  in  Anrechnung  kommen,  sondern 
lediglich  die  Zeit  seit  der  etatsmiissigen  Anstellung  entscheidend  sein, 
dann  fehlt  es  auch  bei  den  Militäi-anwartcrn  an  einem  Grunde,  diesen 
eine  frühere  Zeit  in  Anreclmung  zu  bringen.  Der  Absatz  4  hat  offen- 
bar den  Zweifel  beseitigen  wollen,  ob  eine  Probezeit  als  schon  in  der 
Dienstzeit  mit  inbegriffen  erachtet  werden  könne,  und  hat  dies  zu- 
gunsteo  der  Militäranwärter  ausdrücklich  festgesetzt 


Nr.  *218.    Kntsch.  des  Kaniinor^rorichts  in  Iterliu. 

Strafsenat.    Vom  25.  September  1905. 
(Die  StIlMtmwkIlDiig  Jalug.  It  (IIM)  Nr.  1«  &  IM.) 

Di«  UebsrlrttMg  der  FaHrfeedisgosoee  eiser  Stnwieskshs  Iumi  nlslit  wm  fiefeittaade 

eines  Strafverfahrens  genaellt  werden. 

Auf  den  Fahrscheinen  der  Kasseler  Strassenbahn  findet  sich  wie 
auf  den  von  anderen  Strassenbahnen  ausgegebenen  Fahrscheinen  die 
Bemerkung:  Durch  Lösung  des  Fahrscheines  unterwirft  sich  der  Fahr- 
gast den  ausgehängten  Fahrbediugungen.  Nach  ihnen  ist  beim  Um- 
steigen von  einem  Waqren  des  Strassenl)ahnzuges  in  einen  anderen, 
wenn  ein  Fahrsclieiii  bereits  gelöst  ist.  die  nochmalige  Entrichtung  des 
Fahrgeldes  erforderlich.  Ein  Kaufmann  weigerte  sich  jedoch,  als  er 
während  der  Fahrt  von  Kassel  nach  Wilhelmshöhc  von  dem  Anhänge- 
wagen in  den  Motorwagen  umstieg,  der  Aufforderung  des  diesen  Wagen 
begleitenden  Schaffners  zu  entsprechen  und  einen  neuen  Fahrschein  zu 
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lösen.  Der  Schaffner  nahm  zwar  Abstand,  den  Kaufmann  zum  Ver- 
lassen des  Motorwagens  zu  nötigen,  es  wurde  aber  gegen  diesen  das 
Strafverfahren  eingeleitet.  Der  zweite  Kicliter  erkannte  auf  Frei- 
sprechung. Der  hiergegen  eingelegten  Revision  hat  der  Strafsenat  des 
Kammergericbts  am  25.  September  1906  den  Erfolg  yersagt  Er  liees 
es  dahingestellt  sein,  ob  die  Zahlnog  des  Fahrgeldes  fttr  die  Benntzmig 
der  Strassenbahn  ttberhanpt  dnrch  eine  Polizeiverordnang  enwnngen 
werden  könne.  Die  den  Betrieb  der  Kasseler  Strassenbahn  betreifende 
PoliseiTerordnang  vom  27.  März  1899  bedrohe  ftberhaupt  nicht  das  Um- 
steigen während  der  Fahrt  ohne  Lösung  eines  nenen  Fahrscheins  mit 
Strafe.  In  keinem  Falle  könnten  aber  die  „F'ahrbediugungen*,  wenn 
sie  übertreten  wttrden,  die  Grondlsge  f&r  ein  Strafverfahren  bieten. 


Nr.  fSU,  Entseli*  des  Appellatlonssenats  des  Handels-  und  Weehsel- 

gerlehts  Budapest. 
Vom  26.  September  1906.  D.  667. 

(BiMDlk-TU:-  1.  Vmk^AME.  X  (M»  Mr.  4 

§  34  Ungar.  ElsenbBetrRgl.  Die  Bahn  hat  fQr  das  mitgenommene  Handgepick  des 
Reisenden  aucit  in  dem  Falle  nicht  zu  haften,  wenn  sie  nach  eingetretenem  Verlust 
die  BemtihHngen  des  geaobädigten  Reisenden  zur  WiedererlangunB  des  Gepäckes  nicht 

ntwrtlltitii. 

Der  Elftger  war  nachts  Ton  Budapest  nach  Finme  abgereist.  Nach 
dem  Passieren  der  Station  Z&grAb  schlief  er,  dem  Beispiele  seiner 
Beisegenossen  folgend,  ein,  und  als  die  Schlafenden  bald  darauf  er- 
wachten, konstatierten  sie,  dass  ihr' gesamtes  Reisegepäck  Tersehwun- 
den  war.  Mit  dem  Diebstahle  haben  sie  ttbereinstimmend  einen  in 
ZAgr&b  eingestiegenen  Beisenden  verdächtigt,  der  mittlerweile  in  einer 
Zwischenstation  ausgestiegen  war.  Bei  ihrer  Ankunft  in  Kärolyväros 
ersnchten  sie  den  Stationschef,  dass  er  im  Interesse  der  Äuhaltung  des 
mit  dem  Diebstahle  verdächtigen  Individuums  an  die  Polizeiorgane  in 
den  Stationen  auf  der  Strecke  bis  7J\gvAh  telegraphieren  möge,  doch 
hatte  der  Stationschef  dieses  Ansuchen  als  nicht  in  seinen  Wirkungskreis 
gehüripf  abprewiesen.  Geradeso  verfuhr  auch  der  Stiitionschef  in  Canieral- 
Moravica.  Der  Kläger  hatte  hierauf  die  Eisenbahn  auf  Ersatz  seiues 
Handj2;einickes  Kt^klasjt. 

Das  Klajrebe<j;-t'hn'ii  war  darauf  basiert,  dass  die  Bahn  einesteils 
deshalb  lih  d*  u  Schaden  zu  haften  habe,  weil  das  Zugspersonal  nicht 
die  entsprechende  Aufsicht  übte  und  somit  den  Diebstahl  ermöglichte, 
andemteUs  da  die  Stationschefs  in  Kärolyräros  und  Oameral-Oravica 
dnrch  ihr  ablehnendes  Verhalten  die  Ergreifung  des  Diebes  vereitelten. 

Das  Gericht  hatte  das  Klagebegehren  abgewiesen,  da  die  Bahn  im 
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Sinne  des  Betriebsreglemeiits  t;  B4  mir  in  dem  Falle  für  den  Verlust 
des  nicht  zur  Beförderung  aufgegebenen  Gepäcks  zu  baften  hat,  weDQ 
ihr  hierbei  Fahrlässigkeit  zur  Last  fällt. 

Der  Umstand,  dass  das  Zugspersonal  durch  seine  Wachsamkeit  den 
Diebstahl  nicht  verhinderte,  kann  nicht  als  eine  derartige  Fahrlässig- 
keit betrachtet  werden,  da  die  Bewachung  des  Handgepäcks  natur- 
gemäss  eine  Aufgabe  des  Beisendeu  bildet;  somit  ist  nicht  der  Kon- 
dnktear,  sondern  der  Beisende  schnld  an  dem  Verluste,  da  der  letatere 
den  DiebetaU  dnrch  das  Einschlafen  ermöglichte. 

Das  Ablehnen  des  Telegraphierens  zum  Zwecke  der  Verhaftung 
des  Diebes  kann  ebensowenig  eine  Fabrlftssigkeit  von  Seite  der  be- 
treffonden  Stationsehefs  bilden,  da  dieselben  hiezn  amtlich  nicht  ver- 
pflichtet waren;  im  Gegenteil,  sie  waren  hiezn  gar  nidit  berechtigt, 
and  sobald  infolge  des  Verdachtes  des  Kl&gers  ein  an  dem  Diebstahle 
Nichtschuldiger  verhaftet  worden  wftre,  so  hfttten  sie  eventaell  die 
strafgericbtUchen  Folgen  ihres  Vorganges  zn  tragen  gehabt. 


Nr.  S15.  Besehlnsa  des  Oberlandesgerichts  Bamberg. 

Vom  29.  September  1905. 

(ZciUchr  f.  Recht^]'f1.  In  Bayern  2.  Jabrg.  Nr.  4  S.84.) 

§  I  Reichshaftpflichtgesetz.      823  BGB.   Eine  Verletzung,  welche  bei  Ingangsetzung 
einer  Orehsclieliie  durob  Unbefugte  herbeigeführt  worden  ist,  Ist  weder  ein  Eisenbahn- 
letrieltielill,  aNb  direh  VcrtehiMM  dtfi  Untsnitkisrt  nmrmkL 

Ausserhalb  von  H.  steht  eine  Fabrik,  welche  dnrch  ein  mit  einer 
Drehseheibe  yersehenes  Industriegleise  an  den  Bahnhof  angeschlossen  ist 
Dahin  kam  nachts  der  7  jährige  Sohn  eines  Bahnwftrters  mit  mehreren 
anderen  £naben  nnd  wollte,  nm  den  Weg  abznkfirzen,  Uber  das  In- 
dnstriegeleise  nach  Hanse  gehen.  Als  er  ttber  die  Drehscheibe  ging, 
bewegten  die  anderen  Knaben  diese;  dabei  kam  das  Bein  des  ersteren 
zwischen  zwei  Schienen  und  wurde  gebrochen.  Dessen  Vater  bean- 
spruchte Ton  dem  Besitzer  der  Fabrik  Schadensersatz;  das  Gesnch  um 
Zulassung  zum  Armenrecht  wurde  abgelehnt;  die  Beschwerde  wnrde 
vom  OLG.  zurückgewiesen. 

Aus  den  Gründen:  1.  Der  Unfall  ist  auf  der  Drehscheibe  des 
Industrieanschluss^elcises  eingetreten.  Dieses  ist  eine  Eisenbahn  im 
Sinne  de.s  IlaftpflG.,  da  es  nichts  ausmacht,  dass  die  Bahn  nur  einem 
privaten,  fcewerblicheii  Zwecke  dient  (Gruchut,  Beitr.  Bd.  44  8,  1026). 
Nach  §  1  a.  a.  0.  haftet,  wenn  bei  dem  Betriebe  einer  Eisenbahn  ein 
Mensch  verletzt  wird,  der  Unternehmer  für  den  Schaden,  sofern  er 
nickt  beweist,  dass  der  Unfall  durch  höhere  Gewalt  oder  dnrch  dgenes 
Verschulden  des  Verletzten  verursacht  ist.    Diese  Vorschrift  setzt 
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voraus,  dass  der  Unfall  bei  dem  Betriebe  erfolgt  ist.  Unter  Betrieb 
sind  alle  Handlungen  zu  verstehen,  welche  mit  dem  Transporte  oder 
einem  auf  den  Transport  bezüglichen  Vorgange  in  Beziehung  stehen 
(RGE.  Bd.  50  S.  92;  J\V.  1903  S.  ;U5;  Bl,  f.  RA.  Bd.  69  S.  116).  Der 
Unfall  hat  sich  aber  ereignet,  als  die  Hahn  aus.ser  Betrieb  war; 
ein  solcher  wäre  nur  vorhanden  gewesen,  wenn  der  Beklagte  oder  seine 
Arbeiter  zn  Ti^ansportzweeken  die  Drehscheibe  in  Bewegung  gesetzt 
h&tten.  Dagegen  haftet  er  nicht  nach  §  1  a.  a.  0.,  weil  Dritte  onbe- 
fagt  die  Drehscheibe  in  Betrieb  brachten. 

2.  Es  liegt  aacb  keine  Haftung  nach  §  823  BGB.  vor.  Das  un- 
erlaubte Verhalten  des  Beklagten  soll  darin  Hegen«  dass  er  die  Dreh- 
scheibe ohne  Versicherung  gelassen  habe,  so  dass  sie  von  jedem  in 
Botation  gesetzt  werden  konnte.  Es  fragt  sich,  ob  der  Beklagte  gegen 
ein  den  Schutz  eines  andern  bezweckendes  Gesetz  Verstössen  oder 
sonstwie  die  Körperverletzung  widerrechtlich  verursacht  hat.  Als 
Schutzgesetz  kann  hier  nur  §  367  Nr.  14  iStGB.  in  Frage  kommen,  wo- 
nadi  strafbar  ist.  wer  Bauwerke  enichtet,  ohne  die  von  der  Polizei 
angeordneten  oder  sonst  1 1  fordprlicben  Sicherungsmassregeln  zu  treÜ'en. 
Die  Anlegung  des  Tnduslriegeleises  nebst  der  Drehscheibe,  welche  ein 
Bauwerk  im  Sinne  des  §  367  Nr.  14  ist,  war  nach  §  15  der  VC),  vom 
20.  Juni  1855  (Reg.  VA.  S.  653),  als  eine  nur  dem  Privatgebrauche  des 
Unternehmers  dienende  Eisenbahn  unter  gewissen  Umstünden  einer 
baupolizeilichen  Bewilligung  unterworfen,  welche  erteilt  wurde.  Die 
VC.  enthftlt  aber  keine  Vorschriften  ttber  die  Sicherung  von  Dreh- 
scheiben. Dass  die  Polizeibehdrde  solche  bei  der  Bewilligung  gegeben 
habe,  ist  vom  El&ger  nicht  behauptet  und  auch  nicht  anzunehmen,  weil 
auch  bei  den  Staatsbahnen  eine  Sicherung  der  Drehscheiben  nicht  statt- 
findet. Dass  eine  Sicherung  allgemein  erforderlich  sei,  kann  nicht  zu- 
gegeben werden.  Eine  Drehscheibe  ist  an  sich  keine  gefährliche  An- 
lage. Der  Unfall  ist  nur  dadurch  entstanden,  dass  die  Scheibe  unbefugt 
in  Bewegung  gesetzt  wurde.  Die  Qrehscheibe  liegt  auf  dem  Privat- 
.eigentum  des  Beklagten,  welches  ausser  ihm  und  seinen  Angestellten 
niemand  betreten  durfte.  Ein  Anlass  zur  .\bsperrung  seine.?  Eigentums 
war  bei  dem  Fehlen  objektiv  gefahrlicher  l-jnrii  htungen  nirlit  <j:egeben. 
In  subjektiver  Hinsicht  liegt  auch  kein  Verschulden  des  Beklagten  vor; 
denn  er  konnte  nach  dem  gewöhnlichen  Verlaufe  der  Dinge  den  Ein- 
tritt dieses  Unfalls  nicht  vorhersehen  (Rechtspr.  d.  OLG.  Bd.  9  S.  37b; 
J\V.  1904  S.  356  S.  7). 

3.  Uebrigcns  ist  auch  der  nach  §  1  HafipflG.  und  §  823  BGB.  er- 
forderliche ursächliche  Zusammenhang  nicht  gegeben,  weil  durch 
die  angebliche  schädigende  Unterlassung  nur  die  Möglichkeit  geschalfen 
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wurde,  dass  der  Schaden  eintreten  konnte,  dieser  aber  erst  durch  die 
Tätigkeit  anderer  lierbeigefilbrt  wurde. 


Nr*  131^  Entsch.  des  k.  k.  Landcst?orichl8  Caeniowite. 

Vom  11.  Oktober  1905. 

(.\Ilg.  Tar  -Anz.  Jahr«.  .\XV  Xr.  U  S.  8fW  i 

Art.  44  Abs.  I  Internat.  Uebereink.  Ist  anstatt  eines  Teiles  des  versendeten  Gutes  ein 
«■derat  6it  sa  dea  Dettliatar  amiefolgt  worden,  to  alid  latowtit  dit  Amprleh« 
l«gM  die  Baha  aaek  dann  nicht  erloschen,  wena  die  Fraaht  leiahlt  aad  die  (teil* 

weise  vertauschte)  Sendaaf  angenomiiea  wurde. 

Durch  das  Urteil  des  Gerichtes  erster  Instanz  erscheint  festgestellt, 
(lass  zwei  mit  P'enchel  gefüllte  Säcke  mit  dem  Signum  S/11  und  8/12, 
welche  an  die  Firma  G.  S.  abgesendet  wurden,  auf  dem  Transporte 
mit  zwei  anderen  Säcken  mit  dem  Signum  II/U  und  H'12  vertauscht 
worden  sind.  Diese  festgestellte  Tatsache  hatte  zur  Folge,  dass  die 
Adressatin  die  letztgenannten  Säcke  statt  der  vom  Kläger  abgesandten 
erhielt;  die  mit  H/11  und  H/12  signierten  Säcke  wurden,  weil  sie  ge- 
fälschten, das  ist  entölten  und  aufgefärbten  Fenchel  enthielten,  von  der 
PolizeibehSrde  besdilagnaliiiit 

Das  Urteil  des  Gerichtes  erster  Instanz  ist  bei  der  Beurteilung 
der  yoraafgeftthrten  tatsftcblichen  Feststellungen  Ton  einer  nnriehtigen 
rechtlichen  Anschanang  ausgegangen,  wenn  es  denselben  gegenüber  die 
Bestimmungen  des  Art.  44  Internat.  Uebereink.  zur  Anwendung  ge- 
bracht. Im  vorliegenden  Falle  haben  sich  für  die  Empf&ngerin  weder 
innere  Mftngel  noch  Schäden  an  der  ihr  gelieferten  Ware  ergeben,  die 
sie  gelegentlich  der  Annahme  der  Ware  hätte  wahrnehmen  and  geltend 
machen  müssen.  Es  liegt  vielmehr  bei  richtiger  Erwägung  ein  Total- 
verlnst  des  Transportgutes  vor.  was  füglich  zur  Folge  hat,  dass  die 
aus  der  Annahme  sich  ergebenden  Konsequenzen  des  Art,  44  im  vor- 
liegenden Falle  nicht  eintreten  konnten. 

Es  rausstt^  sollin  .Vufhebung  des  angefochtenen  Urteiles  erfolgen, 
da  im  Verfahren  erster  Instanz  in  Konsequenz  der  unrichtigen  recht- 
lichen Beurteilung  der  Sache  in  eine  Feststellung  der  Höhe  des  Scha- 
dens uicht  eingegangen  worden  war. 

Nr.  817.  Entseh.  des  k.  k.  Landgerlehts  BrAnn. 

Vom  12.  Oktober  190&. 

(All)?.  Tarlf-Anz  Jahn?  XXV  Kr.  8  S.  163.) 

Rechtliche  Stellung  des  gemäss  §  68  (3)  BR.  bestellten  Rollfuhrunternehmers.  — 
Demselben  steht  das  Frachtfiihrerpfandrecht  des  Art.  409  HGB.  selbständig  zu. 

Den  für  die  mangelnde  Legitimation  des  Gcsuclistellers  vom  ersten 
Richter  angeführten  Gründen  kann  das  Eekursgericht  nicht  beipflichten. 
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Wenn  nämlich  auch  §  68  (3)  BR.  bestimmt,  dass  die  von  der  Eisen- 
bahn zum  An-  und  Abfahren  der  Güter  bestellten  Rollfuhinntcrnelimer 
als  Leute  der  Eisenbahn  im  Sinne  des  §  9  BR.  gelten,  so  ist  damit 
doch  nur  bezüglich  der  Haltunj?  der  Eisenbahn  für  die  Personen,  deren 
sie  sich  zur  Ausführung  des  Transportes,  bestehend  in  dem  An-  und 
Abfahren  der  Güter,  bedient,  eine  dem  Art.  400  und  401  AI.  1  HGB. 
entsprechende  Norm  gegeben ,  aber  nicht  ausgeschlossen,  dass  auch  der 
BoUfalirnnteniehiBdr  neben  der  Bahn  im  Sinne  des  Art.  401  Äl.  2  HGB. 
in  ein  BechtSTerhUtnis  zn  dem  Absender  und  beziehnngswefse  zn  dem 
Empftnger  tritt  Es  liegt  Tielmebr  wegen  der  Selbständigkeit  des 
RoUfubninternebmers,  welcher  als  Frachtführer  den  von  der  Eisenbahn 
bis  zur  Empfangsstation  ausgeführten  Transport  auf  Grund  der  Be- 
stimmangen  des  Betriebs-Beglements  unter  üebemahme  des  Gutes  und 
Frachtbriefes  bis  zur  Behausung  des  Empfängers  fortführt,  der  Fall 
des  Art.  401  AI.  2  HGB.  vor,  wonach  er  als  Unterfrachtführer  in  den 
zwischen  dem  Absender  und  der  Eisenbahn  als  dem  Hauptfrachtführer 
abgeschlossenen,  letztere  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Betriebs- 
Reglements  zum  Transporte  bis  zur  Beliausun?  des  Empfängers  er- 
mächtigenden Frachtvertraji  eintritt  und  nunmehr  neben  der  ?]isenbahn 
nach  Massgabe  des  Art.  401  HGB.  unmittelbar  haftet.  Diese  Solidar- 
haftung im  Betriebs-Reglenient  ausdrücklich  zu  erwähnen,  erschien  im 
Hinblick  auf  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  überflüssig 
and  gehörte  auch  nicht  in  das  Betriebs-Reglement.  Damit  erledigt 
sich  die  vom  ersten  Richter  auf  der  unrichtigen  Frftmisse,  dass  bloss 
die  EUsenbahn  ersatzpflichtig  sei.  aufgebaute  Annahme  der  von  ihm  er- 
wähnten juristischen  Anomalie.  Der  vom  ersten  Richter  gegen  die 
selbständige  Stellung  der  Rollfahruntemehmer  ins  Treffen  geführte  Um- 
stand, dass  der  Eisenbahn,  wenn  sie  die  G&ter  an  die  Behausung  des 
Empfängers  bringen  lässt,  die  durch  die  Tarife  bekanntznmachenden 
Gebäbren  zu  entrichten  sind,  nnd  dass  der  Rollfuhrmann  den  publi- 
zierten Tarif  bei  sich  zu  tragen  und  auf  Verlangen  vorzuweisen  hat, 
entspricht  nicht  der  Sachlage,  die  bezügliche  Anführung  beruht  auf 
einer  unrichtigen  Voranssetznng.  Es  steht  nirgends,  dass,  wenn  die 
Balm  eine  Rollfuhrwerksunternehniung  mit  dem  Zustreifen  der  Güter 
betraut,  das  l^ntgelt  hielür,  das  ist  die  Zustreifungsgebühr,  der  Bahn 
zu  bezahlen  ist. 

Im  Gegenteile,  aus  der  Textieiiing  des  §  30  (3)  BK.,  dass  der 
Rollfuhrmann  .seinen"  Gebührentarif  bei  sich  zu  tragen  nnd  vorzu- 
weisen hat,  ergibt  sich,  dass  ihm  als  Frachtführer  und  nicht  der  Eisen- 
bahn die  Gebühr  zu  bezahlen  ist. 

Die  vom  ersten  Richter  aus  §  76  (2)  BR.  abgeleitete  Schluss- 
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folgeroDg  encheint  durch  den  Hinweis  anf  Art.  401  HOB.  widerlegt, 
wonach  auch  der  Hanptfrachtftthrer  für  die  UnterfrachtfAhrer  bis  zur 
Beendigung  des  Transportes  haftet. 

Wenn  schliesslich  der  erste  Richter  sich  znr  Begründung  seiner 

Anschauung  auf  den  Wortlaut  der  Kundmachung  der  KFNB.  über  den 
oberwähnten  Taiit'  beruft  und  aus  ihm  ableitet,  dass  bei  Annahme  der 
Selbständigkeit  der  RoUfuhrwerküunteruehmnng  es  niemals  unbestell- 
bare Güter  geben  könne,  so  ist  aucli  diese  Folgerung  keineswegs 
schlüssig.  Denn  die  Eisenbahn  als  Hauptfrachtführer  kann  mit  dem 
Rullfuhrunternehmer  als  Unterfrachtführor  bezliglicli  der  Bezahlung 
ihrer  Forderungen  aus  dem  Frachtvertrage  entweder  vereinbaren,  dass 
er  bei  .Ablieferung  des  Gutes  auch  ihre  Forderungen  einzuziehen  hat, 
oder  dass  er  ihre  Forderungen  sofort  berichtigt  und  sich  dann  wegen 
seiner  Ansprüche  an  den  Empfänger,  beziehungsweise  Absender  und  au 
das  Gut  halt  (Art  4tO  HGB.). 

Mag  sie  das  eine  oder  andere  vereinbart  haben,  wird  sie  dadurch 
ihrer  in  §  70  BB.  begründeten  Verbindlichkeit  nicht  ledig,  im  Falle 
der  Verweigerung  der  Annahme  des  Gutes  den  Absender  dayon  zu 
verständigen,  denn  erst  mit  der  Annahme  des  Gutes  (n&mlicb  durch 
den  Empfänger)  und  Bezahlung  der  Fracht  —  §  90  BB.  —  sind  alle 
Ansprüche  aus  dem  Frachtvertrage  erloschen. 

Es  konnte  demnach  sehr  wohl  der  Fall,  dass  ein  Gut  vom  Emp- 
fänger gar  nicht  angenommen  und  deshalb  der  Rollfuhrunternehmung 
auf  La^er  gegeben  wird,  in  der  Kundmachung  behandelt  werden. 

Dasselbe  gilt  für  den  Fall  der  Niciilbestellbarkeit. 

Es  sclilie.ssen  sich  also  Uebergabe  des  Gutes  durch  die  Eisenbahn 
an  den  .selbständigen  Kollfuhrunteinelnner  und  Nichtannahme  des  Gutes 
durch  den  Empfänger  oder  Uubestellbai  keit  des  Gutes  in  ihren  Wir- 
kungen für  die  Eiseubuhu  keineswegs  aus. 

Ist  aber  die  Firma  G.  &  L.  Frachtführer,  dann  hatte  sie  nach 
Art.  407,  409  und  410  HOB.  das  Recht,  behufs  Besahlnng  der  Fracht 
und  der  übrigen  Forderungen,  insbesondere  der  Liegegelder,  den 
OiTentlichen  Verkauf  des  Gutes  bei  Gericht  zu  beantragen. 


Nr.  818.  Bntseli.  des  Oberlandesgertehts  Hamburg. 

2.  Zivilsenat  Vom  19.  Oktober  1905. 

I  DJZ.  XI  (1906^  Nr.  ß  .S.  876.) 

StädtiMhe«  Wasserwerk  als  Fabrik  im  Sinns  des  §  2  Reichsbaftpfliohtgesetz. 

Kl.  verunglückte,  weil  der  Vorarbeiter  Z.  beim  Anschluss  eines 
Hauses  in  Hrenien  an  die  stiidtische  Wa.sserleitung  fahrlässig  handelte. 
Z.  war  Angestellter  des  städtischen  Gaswerks.  Dieses  und  das  Wasser- 
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werk  werden  aber  geneinsero  verwaltet.  Beide  Werke  sind  nacb  ihren 
Betriebseinrichtnngen  Fabriken.  Das  Wasser  wird  ans  der  Weser  ge- 
pumpt, filtriert  und  darcb  das  Rühreuuetz  verteilt  Soll  ans  dem 
Wasserwerk  ancli  nicht  (wie  beim  Gaswerk)  Gewnm  erzielt  werden,  so 
werden  doch  die  Kosten  darcb  Abgaben  und  Sfener  gedeckt  (Brem. 
Ges.  vom  2.  Juli  1902).  Das  genfigt  für  die  Annahme  einer  Fabrik-, 
d.  h.  einer  gewerbliclieii  Anlage,  in  der  die  Bearbeitung  beweglicher 
Sachen  gewerbsmässig  und  im  grossen  erfolgt  (ROHG.  bei  Seuff.  34 
Nr.  210).  Dass  der  Unfall  bei  sogen.  Aussenarbeit  stattfand,  ändert 
nichts,  denn  die  Arbeit  stand  techuiscU  im  Zusammeuhaug  mit  dem 
Fabrikbetrieb.   

Nr.  219.  Bntseh.  des  AppellnttoiUMmuits  des  Huidels-  und  Weehsel- 

geriehts  Badnpest. 

Vom  31.  Oktober  1905.  D.  618. 

(Eisenb -Tarif-  und  Verk.  Anz.  .\  ilöOC  Nr.  5  S.  48  i 

a)  Da  auch  in  unvemhrten  Fässern  beförderte  Spiritussendungen  den  infoige  der 
Vrnihnntisi  «iitrttMian  fiewMittvtrlvttm  ausgesetzt  sind,  hat  die  Bahn  im  Sinaa 

dM  f  78  4«a  Em.  fif  im  iwalprazanllgm  BewIoMaverlMt  atoht  zu  baflaa. 
I»)  Sobald  jedoch  der  Gewiclitsverlust  bei  einem  Fasse  den  Normalsatz  von  2  °/«  über* 
tttigt,  80  tiaftet  die  Bahn  auf  Grund  des  §  78  (5)  des  EBR.  für  den  gesantei  6e- 

wichtsveriust  und  darf  die  2  Prozente  nicht  in  Abzug  bringen, 
e)  Die  Balm  Itt  verpfllolitet,  dan  gaazaa  fiawleMavarlaat  auob  In  den  Falle  zi  er- 
eetzee,  wem  daa  alt  Splritee  gefüllte  Fass  auf  dea  Fasebedei  geelelK  lefSrderl 

wurde. 

Der  Klä<^er  liaitf  wegen  Gewichtsverlusten  bei  drei  hipiritussen- 
dungen  die  Kla;.;e  ein<rebracht. 

Bei  der  ersten  Sendung  hat  der  (lewichtsverlust  weniger  als  2  "/o 
des  Bruttugewichts  des  in  Rede  stehenden  Fasses  betragen .  und  die 
Bahn,  welche  wohl  zugab,  dass  das  Fass  vollkommen  unversehrt  war 
und  nicht  im  geringsten  sickerte,  hatte  die  Behauptung  aufgestellt,  dass 
die  Spiritnssendungen  während  des  Eisenbahntransportefi  in  der  Regel 
infolge  der  Verdunstung  Oewiehtsverlnste  erleiden,  und  sie  habe  daher 
im  Sinne  des  §  78  des  Betriebsreglements  bis  zur  Höhe  von  2  %  für 
die  Gewichtsverluste  nicht  aufzukommen.  Laut  Outachten  des  ange- 
hörten Sachverständigen  erleidet  der  Spiritus  auch  bei  der  sorgfältigsten 
Verpackung  binnen  kurzer  Zeit  infolge  der  Verdunstung  Verlaste  an 
Gewicht.  Die  Uenge  des  Gewichtsverlustes  hängt  von  der  Beschaffen- 
heit des  Fasses,  von  der  Temperatur  und  von  der  Dauer  des  Trans- 
portes ab. 

Das  Gericht  akzeptierte  dieses  Gutachten  und  hat  das  Klagebe- 
gehren  auf  Grund  des  §  78  dos  Betriebsreglements  abgewiesen. 

Bei  der  zweiten  äeadung  obwaltete  genau  derselbe  Tatbestand, 
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mit  dem  einzigen  Unlersdiiede,  dass  der  Oewichteverlost  zwei  Prozente 
des  Bmttogewichtes  des  Fasses  nm  3  kg  ftberstieg.  Das  Oericht  ver- 
hielt in  diesem  Falle  die  Bahn  znm  Ersatz  des  ganzen  Gewichtsrer- 
iostes,  nachdem  laut  §  78  (5)  des  EisenbBetrRgl.  eine.  Beschrftnkiing 
der  Haftpflicht  nicht  eintritt,  insoweit  nachgewiesen  wird,  dass  der 
Verlust  nach  den  Umständen  des  Falles  nicht  infolge  der  natttrlichen 
Beschaffenheit  des  Gutes  entstanden  ist,  und  wenn  nur  der  Verlust  so- 
gar den  als  Maximum  zn  betrachtenden  Nornialsatz  übersteigt,  so 
kann  sich  die  Bahn  auch  nicht  mehr  auf  ihre  Haftbefreinng  bis  zar 
Höbe  des  Normalsatze.s  berufen. 

Bei  der  dritten  Sendung  hat  der  Gewichtsabgang  wieder  weniger 
als  2  **/o  betragen,  und  der  Verlust  an  Spiritus  war  durch  Sickerung 
entstanden.  Trotz  alledem  liatte  der  Gerichtshof  zugunsten  des  Klägers 
entschieden,  da  aus  dem  seitens  der  Eisenbahn  vorgelegten  Tatbestauds- 
protokulie  zu  ersehen  war,  dass  das  in  Kede  stehende  Fass  im  Eisen- 
bahnwagen anf  den  Fassboden  gestellt  befördert  wurde.  Aus  dem  Gut- 
aebteii  der  in  yorhergegangeuen  Prozessen  angehörten  Saehverstftndigen 
wnsste  der  Gerichtshof,  dass  die  allgemein  gebr&uchliche  Verladung  der 
gefttUten  Fässer  ordnungsgemäss  in  der  Weise  erfolgt,  dass  die  Fässer 
auf  die  Bauchseite  gelegt  werden,  und  dass  die  angewendete  Verladungs- 
weise (das  Stellen  auf  die  Bodenseite)  die  Lockerung  der  Beifen  und 
das  Sickern  zwisclien  den  Danben  fördert,  demzufolge  hatte  er  sich 
auf  den  Standpunkt  gestellt,  dass  sich  die  Balm  infolge  ihres  vor- 
schriftswidrigen and  das  Eintreten  von  Gewichtsverlusten  ermöglichen- 
den Vorganges  bei  der  Plazierung  des  Fasses  im  Eisenbahnwagen  nicht 
auf  die  Befreiung  von  der  Haftung  berufen  kann,  da  diese  Haft- 
befreiun}^  der  Eisenbalin  oö'enbar  nur  für  den  Fall  gesichert  würde, 
wenn  ilir  liinsi(  iitlich  der  Herbeiführung  des  Schadens  keine  Unter- 
lassung zur  Last  fällt.   

Nr.        Entsch.  des  Sehwelz.  Bnndesgerlebts. 

Vom  1.  November  1906. 

iSchwJZ  II  Nr  13  S  Ifi«) 

Art.  39  EisenbGes.  von  1872.   Art.  48  Ziff.  2  Ges.  betr.  die  Organisation  der  Bundes- 
rechtspflege. Ist  in  einer  Eisenbahokonzession  bei  Streitigkeiten  über  die  Bestimnungei 
riMtelbM  swiMiwa  Ustertebner  sid  Bswistrat  dl«  BiiilMvertaralmo  alt  snt- 
MlnMMds  iMtaM  bMamrt,     tot  dsr  RmMswsi  smitMlilMHi. 

Mit  der  Klage  verlangt  die  Klägerin,  dass  das  Bondesgericht  den 

Begnff  des  „Reinertrags  der  Bahnunternehmung*  im  Sinne  des  Art.  2i 
der  Konzession  dahin  bestimme,  dass  damit  der  Ueberschuss  der  Betriebs- 
einnahmeii  über  die  Betriebsausgaben  nach  Abzug  der  Verwendungen 
in  der  Abschreibnngsrechnung  zu  verstehen  sei,  und  durch  Feststeliungs* 
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urteil  —  für  den  Bundesrat  (und  eventuell  die  Bundesversammlung)  ver- 
bindlich —  erkenne  f  dass  eine  Taxrednktion  ihr  erst  auferlegt  werden 
kann,  wenn  der  also  bestimmte  Reinertrag  während  drei  Jahren  nach« 
einander  mehr  als  6  °/o  des  konzessionsmässigen  Anlagekapitals  beträgt. 
Die  Kompetenz  des  Bundesgerichts  zur  Beurteilung  der  Klage  und  zum 
Erlass  eines  solchen  Urteils  leitet  die  Klägerin  aas  Art.  39  Abs.  2  des 
BG.  betr.  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahn  vom  23.  Dezember  1872  her, 
wonach  alle  privntrechtliclien  Streitigkeiten  zwischen  dem  Bund  und 
einer  Eisenbahngesellschaft  vor  dem  Buiulesgericht  auszutragen  sind. 
Die  Klägerin  vertritt  die  Auirassuiig,  dass  durch  die  Tarifbestimniungen 
der  Konzession  für  sie  ein  Privatreclit  gegenüber  dem  Buude  und 
dessen  Behürdeu  auf  Bezug  der  konzessionsmässigen  Taxen  begrftndet 
worden  und  dass  eine  Diffurenz  zwisehen  dem  Bundesrat  und  ihr  Uber 
die  Auslegung  der  Konzession  hinsichtlich  der  Voraussetzungen  der 
Tarifredaktion  eine  privatrechtUche  Streitigkeit  im  Sinne  der  letzt- 
genannten Gesetzesbestimmung  sei. 

Nun  braucht  die  Frage  hier  nicht  erörtert  zu  werden,  ob  Tarif- 
bestimmnngen  einer  ESisenbahnkonzession  überhaupt  geeignet  sein 
können,  ein  Privatreclit  des  Konzessionärs  zar  Entstehung  zu  bringen, 
das  nicht  nur  bei  Kingriffen  der  Bundesverwaltungsbehörde  einen  An- 
spruch der  Bahngesellschaft  auf  Schadenersatz  entstehen  Hesse,  sondern 
auch  gegen  diese  Behörde  in  ihrer  Eigenschaft  als  Aufsichtsinstanz 
auf  dem  Zivilweg  vor  Bundesgericlit  direkt  diucliziisetzen  wäre.  Denn 
wenn  man  auch  diese  Frage  bejahen  wollte  (  wie  es  z.  B.  Meili,  Das 
Recht  der  modernen  Verkehrs-  und  Transportanstalten  S.  27  zu  tun 
scheint),  so  könnte  doch  vorliegend  die  Zuständigkeit  des  Bundes- 
gerichts nicht  angeuunimen  werden,  aus  folgenden  Gründen;  „In  Art.  24 
der  Konzession  der  Klägerin  ist  der  Entscheid  über  die  Herabsetzung 
der  Transporttazen  ausdrücklich  der  Bundesversammlung  vorbehalten, 
falls  diesfalls  eine  Verständigung  zwisehen  dem  Bundesrat  und  der 
Oesellschaft  nicht  erzielt  werden  kann.  Diese  Bestimmung  kGnnte, 
auch  wenn  man  sich  auf  den  gedachten  Standpunkt  stellen  würde,  doch 
unmöglich,  wie  es  seitens  der  Klägerin  geschieht,  dahin  ausgelegt 
werden,  dass  nur  das  Mass  der  Herabsetzung,  nicht  aber  die  Frage, 
ob  die  konzessionsmässigen  Yoraussetzangen  für  die  Herabsetzung  ge- 
geben seien,  in  die  Kognition  der  Bundesversammlung  als  entscheidender 
Behörde  fallen  solle,  und  dass  daher  über  die  letztere  Frage,  insofern 
sie  streitig  sein  sollte,  vorerst  ein  Urteil  des  Biindesgeriehts  provoziert 
werden  miisste.  Eine  solche  Beschränkung  der  Kntscheiiliingsbefugnis 
der  Bundesversammlung  fände  schon  im  Wortlaut  der  Konzession,  nach 
welchem  der  Eutscheid  Uber  die  Herabsetzung  der  Taxen  der  Klägerin 
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schleclitlitii  der  BandesTersammluug  anheimgestellt  ist,  keinerlei  Stütze. 
Dasa  kirne  die  Eirwägung,  dass  die  Frage  nacli  den  konzeesfonsmässigeu 
Voraoesetsiuigen  der  Taxredoktion  and  speziell  nach  dem  Begriff  des 
Reinertrags  im  Sinne  des  Art  24  lediglich  eine  Vorfrage  für  den  Ent- 
scheid aber  die  Herabsetsnog  ist»  nnd  dass  nach  allgemeinem  Grondsata 
die  in  einer  Sache  kompetente  Behörde  auch  befugt  sein  mnss,  die  fttr 
den  Entscheid  präjudiziellen  Vorfragen  zn  Utoen,  wie  denn  auch  z.  B. 
in  der  Schweiz.  Glerichtspraxis  (im  Gegensatz  zum  französischen  Recht) 
wohl  allgemein  anerkannt  ist,  dass  der  Zivilrichter  eine  öft'entlich- 
rechtliche  und  der  Administrativrichter  eine  privatrechtliche  Vorfrage 
selb.stäudig  beantworten  kann.  würde  jeder  Anhaltspunkt  dafür 
fehlen,  dass  vorliegend  abweichend  von  dieser  Rej^jel  durch  die  Konzession 
die  Vorfrage  der  Kognition  der  Bundesver.sammhing  als  entscheidender 
Instanz  entzogen  werden  sollte,  ganz  abgesehen  davon,  dass  eine  solche 
Einschränkung  ihrer  Entscheidungsbefugnisse  auf  das  Mass  der  Tax- 
redaktion der  Stellung  der  Bundesversammlung  als  der  obersten  Landes- 
behdrde  gewiss  nicht  entsprechen  würde. 

Ist  danach  dnrch  Art.  24  der  klägerischen  Eonzession  mit  dem  end- 
g&ltigen  Entscheid  ttber  die  Herabsetzung  der  Trausporttazen  anch 
deijenige  über  die  Frage  nach  den  konzessionsmSssigen  Voraussetzungen 
der  Herabsetzung  der  Bundesversammlung  anheimgegeben,  und  erscheint 
daneben  nach  der  Eonzession  ein  Prttfungsi-echt  des  Bundesgerichts 
hinsichtlich  der  letzteren  Frage  selbstverständlich  als  ausgeschlossen» 
so  mCchte  vielleicht  vom  Staudpunkt  aas,  dass  die  konzessionsmässigen 
Tarifbestimmangen  ein  Privatrecht  begründen  können,  noch  der  Ein- 
wand erhoben  werden,  dass  durch  eine  blosse  Vorschrift  der  Konzession, 
also  durch  einen  nicht  allgemein  verbindlichen  Bundesbeschluss  der 
Klägerin  der  von  Gesetzes  wegen  bestehende  Rechtsweg  nicht  ver- 
schlossen werden  konnte.  Allein  dieser  ?^inwand  würde  auf  einer  un- 
richtigen Voraussetzung  beruhen.  Wenn  man  nämlich  auch  annehmen 
wollte  —  was  hier,  wie  bereits  bemerkt,  dahingestellt  bleiben  soll  — , 
dass  konzessiousmässige  Tarifbestimmungen  ein  nach  Art.  39  Abs.  2 
EisenbGes.  auf  dem  Zivil wege  gegenüber  dem  Bunde,  und  zwar  diiekt, 
nicht  nur  dnrch  Schadenersatzklage,  verfolgbaree  Privatrecht  begründen 
können,  so  wftre  doch  keineefalls  anzuerkennen,  dass  solche  Be- 
stimmungen unter  allen  Umständen  ein  Privatrecht  in  diesem  Sinne  be- 
gründen müssen.  Ans  dem  Eisenbahngesetz,  das  (in  Art.  35)  die  Frage 
der  TransiKirttarife  nur  ans  dem  Gesichtspunkte  der  Tarifhoheit  des 
Bandes  regelt,  könnte  dies  sicherlich  nicht  gefolgert  werden,  und  die 
Klägerin  stellt  ja  auch  für  das  behauptete  Privatrecht  nicht  auf  das 
Oesetz,  sondern  ausschliesslich  auf  die  Konzession  ab.   Und  was  die 
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Konsessioneii  anbetrifft,  so  mnss  es  dem  Bunde  bei  deren  Erteilung, 
natttrlich  im  Bahmen  des  Gesetzes,  prinzipiell  freistellen,  welehes  Mass 
nnd  welche  Art  von  Rechten  und  Befugnissen  er  dem  Eonsessionftr 
verleihen  will.  Die  Frage  nach  Art  nnd  Inhalt  der  verliehenen  Rechte 
ist  daher  immer  znnftchst  eine  solche  der  Anslegong  der  Eonzession. 
Ist  nun  in  dieser,  wie  vorliegend  in  bezng  auf  die  Taxrednktion,  der 
endgültige  Entscheid  über  Differenzen  zwischen  dem  Bundesrat  nnd  der 
Bahngesellschaft  hinsichtlich  gewisser  konzessionsmässiger  Befugnisse 
der  letzteren  der  Bundesversammlung  vorbehalten,  so  ist  damit  gesagt, 
dass  die  fraglichen  Befngnisse  der  Bahngesellschaft  nicht  im  Sinne 
«'Ines  eventuell  im  Wege  des  Zivilprozesses  vor  Bundesgericht  geltend 
zu  machenden  Eechts  gewährt  sind. 

Nr.  2'2\.    Entsch.  des  Deutsehen  Keichsu:erieht8. 
7.  Zivilsenat.    Vom  S.November  1905. 

CDm  ReAt  itMg.  X  (IMM)  Nr.  1  &  M  ZiS:  101) 

§1  8, 30  Prens.  EntG.  vom  II.  Juni  1874.  Einrede!  ait  privater  Verdsbaniai  tter 

die  Entschidignng  sind  im  EntsciiidigungsprozMte  zellttig. 

In  einem  Rechtsstreite  über  die  Eutsch&digung  wegen  Enteignung 
von  Grundeigentum  ist  die  Berücksichtigung  der  vertraglichen  Be- 
ziehungen der  Parteien  nicht  ausgeschlossen.  Namentlich  steht  nichts 
im  Wege,  den  Unterneiimer  mit  der  Einwendun*i:  zu  hijren,  dass  er  mit 
dem  Grundstückseigentümer  im  voraus  vereinbart  habe,  dass  diesii  im 
Falle  der  Enteignung  für  gewisse  Nachteile,  die  ihm  hieraus  erwachsen 
möchten,  keine  Eutschädigung  solle  fordern  dürfen. 


Nr.  223.  Entsch.  des  Oesterr.  Obersten  Gerichtshofes. 
Vom  7.  November  1906. 

(Allg.  Tkr.<Aas.  Jkbig.  ZX?  Nr.  17  a  8«».) 
EisenbBetrRgl.  §g  46,  49,  51,  54.   Es  genügt  niclit,  wenn  die  Partei  in  den  Begieit- 

dapieren  die  Sendung  genau  bezeiclinet,  es  liegt  eine  unrichtige  Deltlaration  aucli  in 
diesem  Falle  vor,  wenn  die  Bezeiohaung  des  Gutes  im  Frachtbriefe  nicht  vorsctarifts- 

MlMti  erfoigte. 

Aus  den  Gründen  des  OLG.  Triest  vom  14.  Juli  1905:  Der 
Fraebtbrief  allein  nnd  nicht  die  ßegleitdokomente,  welche  die  Ware  in 
Erfüllung  von  Sanitftts-,  Polizei-  oder  Zollvorschriften  begleiten,  bildet 
den  Frachtvertrag;  deshalb  ist  nur  der  Wortlaut  des  Frachtbriefes  und 
nicht  jener  der  Begleitdoknmente  fftr  die  Parteien  normgebend.  Man 
kann  deshalb  nicht  die  Ansicht  der  ersten  Instanz  teilen,  dass,  weil 
das  Begleitdokument  die  Angahe  „cartucee  vuote"  enthält  und  weil  in 
einer  Rubrik  des  Frachtbriefes  die  Begleiturkunde  zitiert  ist,  diese  den 
Frachtbrief  ergänze  nnd  präzisiere,*  nnd  dass  in  dem  Verhältnis 
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zwischen  den  i'arteien  die  geuaimteu  beiden  Urkunden  als  ein  untrenn- 
bares Ganzes,  welches  in  seiner  Gesamtheit  die  vollständige  Deklaration 
der  Ware  enthalte,  aniosehen  sei,  and  dies  um  so  weniger  als,  wie 
oben  gesagt  wnrde,  aosdrUeklich  im  §  51  Nr.  1  und  2  BetrBgl.  fest- 
gestellt ist  nnd  wie  im  Punkt  8  des  §  64  gesagt  wird,  die  Eisenbahn 
nkht  yerpflichtet  ist,  Einsieht  in  die  Begleitpapiere  zn  nehmen,  nm  zu 
▼erißzieren,  ob  sie  riehtig  nnd  yoUstfindig  sind.  Es  ist  nicht  zn  über- 
sehen, dass  die  Zitierung  der  Begleitpapiere  im  Frachtbriefe  ansdrttck- 
lieh  gefordert  wird,  weil  die  Rubrik  VII  lautet.  -Erklärung  wegen  der 
etwaigen  zoll-  und  steueramtlichen  oder  polizeilichen  Behandlung,  be- 
ziehungsweise der  betreffenden  Dokumente  und  sonstigen  Beilagen  " 

Daraus  folgt,  dass  auch  deshalb  aus  der  vorgeschriebenen  Zitierung 
der  Begleitpapiere  ad  1  in  der  Rubrik  VII  des  Frachtbriefes  in  C. 
niclit.s  zuguiisten  der  Beklagten  und  der  erstrichterlichen  Anschauung 
abgeleitet  werden  kann. 

Ans  den  Gründen  des  Oesterr.  Oberst.  Ger.  vom  T.November  190.'): 
Der  auf  den  Revisionsgrund  der  Ziffer  4  des  §  503  ZPO.  gestUtxten 
Beyision  der  Beklagten  kann  Berechtigung  nicht  zugesprochen  werden, 
▼idmdir  steUt  sidi  die  rechtliche  Beurteilung  der  Sache  seitens  des 
Bemfting^;erichts  als  vollkommen  gerechtfertigt  dar,  und  es  genügt, 
diesbezilglich  anf  die  der  Sach-  und  Bechtslage  entsprechende  Be- 
gründung des  beruAingsgerichtlichen  Urteiles  hinzuweisen,  wobei  ins- 
besondere anf  den  Umstand  RAcksicht  za  nehmen  ist,  dsss  laat  des 
§  54  des  BetrBgl  die  Bahn  nicht  verpflichtet  erscheint,  die  Bichtig- 
keit  der  Angaben  der  unter  Rubrik  VU  des  Frachtbriefes  bezogenen 
Begleitpapiere  zn  pr&fen. 


Nr.  8S3.  Entselu      KammergerielitB  In  Berllii. 

Strafsenat.  Vom  9.  NoTember  1906. 

(Selbstverwaltang  Jahrg.  S3  (1905)  Nr.  u  S.  2S4 ) 
Bahnhofswirtschaften,  die  auch  dem  nicht  reisenden  Publiiiuin  zugänglich  sind,  unter- 
lifgen  den  Bestinmaigen  der  Gewerbeordnwig ,  so  dass  die  In  tolobea  Betrieben  ge- 
haltenen Kellnerlchrflsfe  Is  dl«  FsrttMmfatiriraie  gesohlskt  werden  ■lesen. 

In  Meseritz  hat  der  Bahnhofswirt  seine  Kellnerlehrlinge  nicht  in 
die  gewerbliche  Fortbildungssclmle  geschickt  Hierzu  war  er  unter 
der  Voranssetzung  nicht  verpflichtet,  dass  sein  Betrieb  nicht  den  Vor- 
schriften der  Gewerbeordnung  nntersteht.  Nach  erhobener  Anklage 
yemrteOte  das  Landgericht  den  Wirt  Anf  seine  Revision  hat  der 
Strafsenat  des  Kammergerichts  dieses  Urteil  aufgehoben  nnd  die  Sache 
an  den  Vorderrichter  zurQckverwieson.  Die  Begründung  ist  dahin  er- 
gangen: Die  Ansicht  des  Landgerichts,  dass  Bahnhofswirtschaften  Qber- 
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haupt  nicht  zu  den  Eiseubalmunternehmungen  zu  rechnen  seien,  auf  die 
die  Voiäcbrifteu  der  Gewerbeordnung  nach  §  6  dieses  Gesetzes  nicht 
Anwendung  finden,  ist  in  dieser  Allgemeinheit  nicht  richtig.  Der 
Bestaorationshetrieb  auf  den  Bahnhöfen  ist  als  ein  Teil  der  Eisenbahn- 
nntemehmnngen  anzusehen,  wenn  er  lediglich  dm  Verkehr  der  Beisen- 
den dient  Bahnhofowirtschaften  aber,  die  anch  dem  nicht  reisenden 
Pablikmn  soginglich  sind,  unterliegen  den  Bestimmangen  der  Gewerbe- 
ordnung, 80  dass  die  in  solchen  Betrieben  gehaltenen  Kellneriehrltnge 
in  die  Fortbildungsschule  geschickt  werden  müssen.  Der  Vorderrichter 
wird  nach  dieser  Richtung  hin  in  eine  Prftfnng  einzutreten  haben.  — 
Mit  dieser  Entscheidung  steht  im  Einklang  ein  von  dem  Minister  des 
Innern  im  Einverständnis  mit  dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
erlassenes  Keskript  vom  18.  Juli  1905. 


Nr.  224.   Entscli.  des  Oesterr.  Obersten  Ocriehtshofes. 

Vom  16.  November  1905. 
(Ocetorr.  BlMBb.FV«ioidB.<Bl.  m  (UM)  Xr.  M  &  1106.) 

Ott  AMiloltet  ilMe  IMmmIm  aaf  «Im«  alt  Mwm  heiwAtm  SeMte  Mofc  besa- 
M&t  EltMbalHlftIrt  kann  als  eine  Ereignung  im  Verkehr«  im  SliM  tfM  fteftpflioM- 

gesetzes  nicht  angesehen  werden. 

Nach  den  eigenen  Angaben  der  Klägerin  hat  sich  der  gegenständ- 
liche Unfall  in  der  Weise  ereignet,  dass  die  Klägerin,  nachdem  sie  auf 
der  Station  Z.  ausgestiegen  war  und  bereits  einige  Schritte  in  der 
Richtung  zum  Perron  zurückgelegt  hatte,  auf  einem  mit  Schnee  be- 
deckten Geleise  ausrutschte  und  zu  Boden  fiel,  wobei  sie  sich  verletzte. 

Dieser  Unfall  kann  aber  als  eine  Ereignung  im  Verkehre  einer 
mit  Dampfkraft  betriebenen  Bisenbahn  im  Sinne  des  §  1  des  Gesetzes 
vom  5.  März  1869,  BGBl.  ^r.  27,  nicht  angesehen  werden;  denn  er 
Iftsst  sich  weder  auf  die  mit  dem  Eisenbahnbetriebe  znfolge  der  Ein- 
wirkung der  Dampfkraft  verbundenen  besonderen  Gefahren  zurttck- 
fahren,  noch  auch  Überhaupt  mit  der  Eisenbahnfahrt  in  einen  ursllcb- 
liehen  Znsammenhang  bringen.  Ein  solcher  Unfall  w&re  auch  in  dem 
Falle  möglich,  wenn  die  Klägerin,  ohne  an  der  Eisenbalinfahrt  teilge- 
nommen zu  haben,  aus  irgendeinem  anderen  Anlasse  in  die  Lage  ge- 
kommen wäre,  auf  der  Bahnstation  Z.  zu  erscheinen  und  das  Geleise, 
auf  welchem  sie  gestürzt  ist,  zu  betreten. 


Nr.  2'^').    Entsch.  des  Deutselieii  Reiehsu;4Tiehts. 

1.  Strafsenat.    Vom  27.  November  1905. 
(Jmr.  Wodi«BMbr.  J«bi«. »  (ieo6)  Nr.  8  a  est  ZUT.  «&) 

StfiB.  §  330.  Weiw  dsr  Worflait  smIi  i»  Zvveek  des  GmsIim  Metes  eis  HMersls, 
Sit  ,4-siter**  eises  Basel  «seh  oism  Basflkrer  ohss  tslbsMsiliis  StsHssi  n  ke- 
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trioMea,  da  seine  Feektioien  doob  in  weeeitHehen  ■icht  ie  der  Aiefihrang  de« 
Wdrkt,  Maien  !■  der  BeaafbloMiiing  betttbea. 

Aach  der  Baaffthrer  liat  hierbei,  ad  ee  auf  iminittelbareB  Gdieiss 
seines  Gteschäftsherm,  sei  es  gegebenenfalls  ans  eigenem  Antrieb  An- 
ordnongen  m  treffen,  nach  denen  das  Banen  zn  geschehen  hat,  aach  er 
mnss,  wie  jeder  Bauleiter,  die  mechanischen  Kräfte  für  die  planmSssige 
Gestaltong  des  Banes  als  eines  Ganzen  durch  geistige  Urheberschaft  in 
Bewegung  setasen,  wenn  anch  der  Baoplan  nicht  von  ihm  herrühren 
mag  und  er  an  die  ihm  gegebenen  Direktiven  gebändelt  ist.  Kann 
nach  alledem  der  dem  leitenden  Architekten  unmittelbar  unterstellte 
Bauführer  nicht  zu  den  den  Bau  Ausführenden  im  Sinne  des  §  330 
StGB,  gezählt  werden,  da  er  selbst  die  zu  seiner  Errichtung  notwen- 
digen Arbeiten  nicht  vornimmt  noch  durch  seine  Bediensteten  vornehmen 
lässt,  so  ist  doch  nicht  abzusehen,  weshalb  er  nicht  wenigstens  als 
^Leiter"  den  Strafbestiramungen  des  Gesetzes  unterstehen  sollte;  ist  er 
doch  infolge  der  seiner  Stellung  eutsprecheudeu  häufigeren  oder  je 
nachdem  fortwihrenden  Anwesenheit  auf  dem  Bauplatz  während  der 
Aibeitsseit  mehr  als  der  leitende  Architekt  nnd  so  recht  dazo  benifen, 
die  am  Ban  beschäftigten  Personen  bis  ins  einzelne  za  beaufsichtigen 
und  die  etwa  zu  machenden  Ennstfehler  schon  im  Entstehen  zu  unter- 
dr&cken. 


Nr.        Enfsdk  des  K9iilgl.  SBelulsciieii  MinlsteKliiiiis  des  Iimcni. 

Vom  30.  NoTomber  1905. 

(PiBoiMn  zcitMhr.  sa.  ae  H«ft  MB.uk) 
IB  VarwaNsBia-f  laafcaeeadare  Enteignungssachen  kommt  der  Schilzangeald  aar  la 

Frage,  wenn  genügende  innere  Gründe  dafür  sprechen. 

Zwar  sieht  der  §  287  ZPO.  eine  eidliche  Schätzung  des  Schadens 
seitens  der  Partei  vor,  welche  der  von  der  Aratshauptmannschaft  C. 
zur  Anwendung  gekommenen  eidesstattlichen  Schätzung  des  Schadens 
entspricht.  Und  es  mag  zunächst,  da  die  Grundsätze  des  Zivilprozess- 
verfahrens in  bezug  auf  Parleistellung  und  Beweisregeln  wegen  ihrer 
wissenschaftlichen  und  erfahrnngsgemässen  Richtigkeit  regelmässig  auch 
auf  die  im  reinen  Verwaltungsverfahreu  zu  entscheidenden  Streitig- 
keiten Anwendung  finden  können,  den  Anschein  haben,  als  wenn  auch 
die  Gmndsfttze  des  §  287  ftber  die  Schfttsung  des  Schadens  seitens  der 
Partei  sich  ohne  weiteres  entsprechend  flbertragen  liessen.  Bei  n&herer 
Prlkfung  eigibt  sich  jedoch,  dass  die  in  §  287  geordnete  Seh&tsung  des 
Schadens  seitens  der  Partei  mit  den  sonst  im  allgemehien  anwendbaren 
Grundsätzen  des  Zivilprozessverfahrens  in  bezug  auf  Parteistellung 
und  Beweisregeln  nicht  allenthalben  im  Einklänge  steht,  indem  dabei 
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sowohl  in  bezug  auf  Parteistellung  als  aut  Heweisiegeln  eine  Ver- 
schiebung zugiinsteu  der  schätzenden  Partei  eintritt.  Bei  der  Schätzung 
des  Schadens  seitens  der  Partei  gemäss  §  287  ZPO.  n&mlich  erscheint 
die  Partei  als  Richter  in  eigener  Sache,  zwar  nidit  Uber  die  sam 
Schadensersats  Terpflicbtende  Tatsache,  welclie  feststehen  mass,  aber 
sowohl  über  den  arsftchlichen  Zosammenhang  zwischen  der  schädigenden 
Tatsache  nnd  dem  behaupteten  Schaden,  als  Uber  dessen  Existenz  und 
Höbe.  Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  die  Bestimmung  des  §  287, 
welche  n.  a.  von  Wach  in  seinen  Besprechungen  des  Entwnrfs  der 
ZPO.  lebhaft  bekämpft  wird  (vgl.  KrVJSchr.  14,  359;  15,  343),  für 
das  Zi?ilprozessTerfahren  sachlich  gerechtfertigt  ist.  Fi\r  das  Gebiet 
des  reinen  Verwaltungsverfahrens  würde  die  Schätzung;  des  Schadens 
durch  die  Partei  im  Mangel  einer  ausih  ückiicheu  darauf  g^Ticliteten 
Bestimmung,  wie  sie  in  der  ZPO.  entlialteu  ist,  wenn  überh;iai»t,  nur 
in  Frage  kommen  können,  wenn  zwingende  innere  Gründe  dafür 
spi  äclien.  Dass  hier  solche  iuiiere  Gründe  vorliegen,  kauu  jedoch  nicht 
auerkanut  werden. 


Nr.  327.  Entsch.  des  Oesterr.  Yerwaltungsgcrichtshofcs. 
Vom  30.  Noyember  1905. 

(OMterr.  Ba«nb.-VerordA..BI.  XIX  (ttoe)  Nr.M  a  imu 
Die  Privatinteressenten  sind  zur  Wahrung  SfTentlioher  Ruclcsioiiten  bei  der  politisclien 
Begeliung  nicht  berufen.   Dort,  wo  dem  Konsenswerber  bei  inanspruchnahme  fremden 
6ruRde8  das  Enteignungsrecht  zusteht,  i(önnen  Einwendungen  aus  dem  Titel  des  Eigen» 

tiMraoMsi  «■  ileta«  Qnmtfe  gegen  te«  Baiprojekt  aloM  criMbra  wardts. 
Das  PanellltniMtvorhaben  ist  ein  Ausfluss  des  Eigentumsrechtes,  nnd  können  An« 
•prlehe  am  diesem  Titel  nur  in  Entsohädigungsverfahren  geltend  gemacht  werden. 

Qegen  die  Genehmigung  des  Bauprojektes  kann  die  Beschwerde« 
föhrerin  weder  ölfentliche  noch  private  Interessen  ins  Treffen  führen, 
da  sie  zur  Wahnmg  öffentlicher  Rücksichten  nicht  berufen  erscheint 
und  eine  Beeinträchtigung  blosser  Privatinteressen  (wenn  die  Ver- 
letzung eines  Rechte.s  nicht  behauptet  werden  kannj  die  Beschwerde- 
führung  vor  dem  Verwaltungsgericlitsliofe  ausschlipsst  (§  2  leg.  cit.}. 
Dort  aber,  wo  dem  Kunsciiswn  ber  bei  Inansprucliiiahme  fremden 
Grundes  unter  den  gesetzlichen  Voi  aussetzungen  das  Enteignungsrecht 
zusteht,  können  Einwendungen  aus  dem  Titel  des  Eigentumsrechtes  an 
diesem  Grunde  gegen  das  Bauprojekt  nicht  erhoben  werden,  zumal  der 
Bankonsens  nur  unter  der  Voraussetzung  der  Erwerbung  der  zum 
gegenständlichen  Baue  erforderlichen  Grundflächen  gegeben  wird.  Die 
Möglichkeit,  dass  in  der  Zukunft  sich  eine  abermalige  Erweiterung  der 
Frachtenstation  als  erforderlich  ergeben  könnte,  kann  weder  der  Eon- 
sentiening  des  derzeit  angestrebten  Erweiterungsbaues  entgegenstehen, 
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noch  zur  Folge  haben,  dass  die  Bahuuutcrnehmuiig  schon  dermalen  ver- 
halten werden  könnte,  ihr  Projekt  zu  erweitern  und  mit  einer  Mehr- 
eiidOsoDg  Yon  Grandstttcken  vorzugehen.  Am  allerwenigsten  steht  der 
BeachwerdefUirerin  ein  Recht  zn,  darauf  xa  dringen. 

Der  Geltendmachnng  des  ÜDStandes,  dass  die  BeschwerdeflUireriii 
rftduiehtUch  des  Qmndes,  von  welchem  Tefle  zur  ErweiteroDg  dea 
Stationaplatzea  herangesogen  werden  sollen,  ein  FarseHierungsansachen, 
Terhnnden  mit  dem  Antrage  auf  Anlegung  einer  neuen  Strasse,  der 
kompetenten  Baabehörde  zur  Genehmigung  vorgelegt  habe,  kann,  da 
das  ParzcllieriiDgsvorhaben  sich  nur  als  ein  Ausfluss  des  Eigentnms- 
rechtes  der  Genannten  darstellt,  in  Hinblick  auf  die  Scblussausführungen 
im  Absätze  ad  2  als  eine  Einwendung  gegen  das  Bauprojekt  nicht 
angesehen  werden,  und  wurde  die  Beschwerdeführerin,  insoweit  sie  für 
ihren  Grund  etwa  die  Eigenschaft  von  Baustellen  in  Anspruch 
nimmt,  von  der  Kommiiisiou  mit  Recht  auf  das  En tschädigungs verfahren 
gewiesen. 


Nr.  'i2b.  fintseh.  des  K?l.  SiicIiHischen  Ministeriums  des  Innern. 

Vom  30.  November  1905. 

(FIsehWB  Zeltsohr.  Bd.  W  (190»)  Helt  M  8. 848.) 

I  32  Alt.  2,  §  37  Abs.  7  Sisht.  EntS.  vMi  24.  Jül  1902.  VSrfihrei  Bbtr  «•  Fast- 
iteNssg  dar  EitsoMMiiH  Ir  der  Rflkinlsttais. 

Wenn  im  §  82  Abs.  2  EntG.  vom  24.  Jnni  1902  ansgesprochen 
worden  ist»  dass  gegen  die  Bescheide  der  ESnteignnngsbehOtden  Aber  die 

Entsch&digongsfeststellung  den  daselbst  bezeichneten  Beteiligten  der 
Beknrs  zusteht  nnd  dass  die  Entscheidung  ttber  den  Rekurs  je  nach 
Lage  des  Streites  sowohl  über  den  Grund  wie  über  den  Betrag  der 
Entschädigung  zu  ergehen  hat,  so  ist  damit  nicht  bloss  die  frühere 
Streitfrage,  ob  und  inwieweit  die  Entschädigungsfeststellung  der  Ent- 
eignung«<l)eliürde  zunächst  im  Verwaltungswege  angefochten  werden 
könne,  entschieden  worden,  sondern  es  fol^t  daraus  auch,  dass  die 
Eekursinstanz  sich  der  Prüfung  der  Entscliädigungsfrage  im  vollen 
Umfange  zu  unterziehen  und  ihre  Entscheidung  nach  jeder  Richtung 
hin  eingehend  zu  begründen  hat,  damit  die  Parteien  nicht  ohne  Not 
anf  den  für  sie  mit  Kosten  und  Weiteiiingen  verbaudenen  Rechtsweg 
gedrängt  werden.  Es  ist  deslmlb  andi  in  §  87  Abs.  7  des  Gesetse« 
der  in  zweiter  Instanz  entscheidenden  Behörde  ansdrttddich  das  Becht 
etngeränmt  worden,  nach  ihrem  Ermessen  nene  SachyeFBtftndige  za  hOren 
oder  deren  Vemehmong  anzuordnen.  Wird  aber  von  diesem  Bechte 
Gebrauch  gemacht,  so  sind  dann  auch  die  herbeigezogenen  Obergnt- 
achten,  soweit  die  Entscheidung  darauf  gestfitzt  wird,  den  Parteien 
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nicht  Vülziientlialteii,  sondern  entweder  der  Entscheidung  beiziil'iiiren 
oder  wenigstens  ihrem  weseoiliclieu  Inhalte  nach  iu  der  Begründung 
wiederzugeben.   

Kr.  22*.).   Eiitseh.  des  DcatKchon  Reichsgerichte. 
5.  Zivilsenat.   Vom  1.  Dezember  1905. 

(ZaMMkr.  £  Bflohtipa.  in  Bif  en  t.  Jahns.  M». «  S.  tl.) 

PtFSMMltlliileniii  HÜ  Httarmiiei.  Itaflylltott  Hr  die  Leute  geniee  §§  270, 

278  MB.  VeiiUrMg  nuMi  |  195  B«B. 

Durch  den  Abflchluss  des  Traosportvertrags  (Personenbeförderung 
mittels  Beozinmotorwagens)  entstand  für  die  beklagte  Unternehmerin 
die  vertragsmässige  Verpflichtung,  die  Kläger  ohne  Gefährdung  ihrer 
Gesundlieit  an  ihr  Reiseziel  zu  befördern.  Dieser  Pfliclit  hat  die  Be- 
klagte zuwideifrehandelt,  wenn  sie  durch  ihr  Verhalten  hei  der  Aus- 
führung ihrer  Vertragsleistung  Anlass  zur  Gefährdung  der  Kläger  gab, 
und  sie  haftet  nach  §  276  BGB.  für  den  Schaden,  wenn  sie  fahrlässig 
verfuhr.  Sie  hat  aber  auch  ein  Verschulden  der  Personen,  deren  sie 
sich  zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeit  bedient  hat,  nach  §  278  BGB. 
in  gleichem  Umfange  wie  eigenes  zu  vertreten.  Die  Berufung  auf  §  831 
Abs.  1  Satz  2  BGB.,  die  fftr  den  EnatK  des  ans  onerlanbter  Hand- 
lung OTwachsenen  Schadens  gegeben  ist,  bleibt  ihr  versagt  (s.  B0.  55 
8.  385,  337);  ihre  Haftpflicht  als  Vertragspartei  ist  schärfer  als  sie  es 
sein  wttrde,  wenn  es  sich  um  ein  ihr  ausserhalb  des  Bahmens  eines  Ter- 
trags  zur  Last  fallendes  Verschulden  handelte.  

Wo  sich  der  Schadensersatzanspmch  nicht  auf  einen  Mans^el  des 
gelieferten  Werks,  sondern  auf  eine  durch  positives  Zuwiderhandeln 
gegen  die  pfliclitmässige  Sorgfalt  bei  der  Herstellung  des  noch  nicht 
vollendeten  Werkes  begangene  Vertragsverletzung  stützt,  unterliegt  er 
der  in  §  195  BGB.  bestimmten  regehnässigen  VerjAhrungsfrist  von 
dreissig  Jahren. 


Kr.  230.   Entseli.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 

7.  Zivilsenat.    Vom  8.  Dezember  1905. 

§  18  Tl.  I  Tit.  3  ALR.      I  HaftpflG.).  Aufsteigen  auf  einen  in  der  Fahrt  begrifTenen 
Strassenbahnwagen  ist  nicht  unter  allen  Umständen  eine  grobe  Fahrlässigkeit,  z.  B. 
iUR  sieU,  w«m  ia  der  NUM  Ur  Haltattelie  btl  lanattnisr  Faiirt  <f«  PaiMiisre  ii 
dar  Regel  unter  Keeelvesi  dee  BalMperMsale  nfnetalieii  pleiea. 

Der  Erblasser  der  Kläger  war  bei  der  Beklagten  gegen  Unfall 
versichert,  kam  bei  Besteigen  eines  in  langsamer  Fahrt  begriffenen 
Strassenbahnwagens  zu  Fall  und  erlitt  Verletzungen,  in  deren  Folge  er 
starb.  Die  Beklagte  wurde  verurteilt  und  ihre  Revision  zorttckge wiesen: 
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Nach  §  18  Tl.  I  Tit.  3  ALR.  ist  eine  grobe  Fahrlässigkeit  (Versehen) 
diejenige,  welche  bei  gewöhnlichen  Fähigkeiten,  ohne  Anstrengung  der 
Aufmerksamkeit,  vermieden  werden  konnte.  Dass  der  Bcrufuugsrichter 
diesen  Bechtsbegriff  verkannt  habe,  ist  der  Revision  nicht  zuzugeben. 
Er  stellt  fest,  dass  M.  den  Strassenbahnwagen,  w&hrend  dieser  un- 
mittelbar Yor  der  Haltestelle  in  „sehr  langsamer*  Fahrt  dnrehfiilir,  aa 
besteigen  versachte  und  dabei  za  Fall  kam.  In  diesem  Verhalten  des 
M.  ist  zwar  eine  Fahrl&ssigkeit,  aber  nach  Lage  der  Sache  keine 
grobe  Fahrlässigkeit  an  erblicken.  Der  Schaiber  des  Wagens  hat  be- 
kundet, dass  an  der  fraglichen  Stelle  nicht  schnell  gefahren  werden 
dürfe  und  dass  dort  „sehr  viele  Leute"  aufzusteigen  pflegten;  er  habe 
in  dem  Versuciie  des  M.,  aufzusteigen,  eine  Unvorsichtigkeit  nicht  er- 
blickt und  glaube,  M.  habe  angenommen,  an  der  fraglichen  Stelle  sei 
eine  Haltestelle.  Was  sehr  viele  Leute  in  gleicher  Lage  zu  tun  pflegen, 
kann  sehr  wohl  als  ein  Handeln  angesehen  werden,  das  nicht  eine 
grobe  Fahrlässigkeit  darstellt. 


Kr.  331.  Entedi.  des  Deutschen  Belchsgcrlehts. 
6.  Zivilsenat.   Vom  11.  Dezember  1905. 

fJur  Wop»ioti«chr  .lahrff  35  (19M)  Vit.»  8.  64  Z.  5.> 

§§  I,  3  a  HaftpflG.  §§  254,  276  BGB.  §§8-12,  151  S.  2  Landw.  UnfVersG.  §§  300, 
304,  365  ZPO.  Betriebsunfall  durch  Scheiiei  von  Pferden.  Abwiflung  des  Ver- 
MtaMMN  #M  Waiüfllirare.  SstotutHsrug  4et  Aitpraslit  iar  BeriftgeeNaM» 

Mhaft  |t|N  dM  EiaiiialNstsrMhüer. 

Es  ist  ein  mit  dem  Eisenbahnbetriebe  an  sich  verknllpftes  and  bei 
diesem  mit  einer  gewissen  Häufigkeit  Torkommmdes  Ereignis,  wenn 

Pferde  infolge  der  von  dem  Bahnbetriebe  auf  sie  einwirkenden  plOti- 
liehen  oder  heftigen  Sinneseindrücke  scheu  oder  doch  unruhig  werden 
(vgl.  EG.  53,  115,  Urteil  des  EG.  vom  12.  Mai  1902,  VI  71/02).  Und 
diese  Betriebsgefahr  ist  naturgemäss  um  so  grösser,  je  näher  die  dem 
Bahnbetriebe  einerseits  und  dem  Fuhrwerksverkehr  andererseits  an- 
gewiesenen Wege  sich  berühren.  Im  gegenwärtigen  Falle  führt  die 
Eisenbahn  durch  mehrere  Kilometer  dicht  an  der  Chaussee  entlang; 
nach  dem  landgerichtlichen  Tatbestand  beträgt  die  Entfernung  an  der 
Unfallstelle  nur  etwa  3  Meter.  Die  hieraus  für  den  gewöhnlichen 
Fuhrverkehr  etwa  erwachsende  oder  hierdurch  erhöhte  Gefahr  des 
Bahnbetriebes  hat  in  erster  Linie  der  Eisenbahnnntemehmer  zu  ver- 
treten. Die  Eisenbahn  kann  sich  nicht  anf  den  Standpunkt  stellen, 
dass  Besitzer  oder  Lenker  von  Pferden,  welche  znm  Scheuen  geneigt 
oder  dem  Bahnbetriebe  gegenüber  besonders  empfindlich  sind,  es  deshalb 
ftberhanpt  unterlassen  mttssten,  mit  derartigen  Tieren  die  Chanssee 
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zu  betaliieii.  Die  Laiulstrasse  ist  iür  den  Fuliiweiksverkehr  bestimmt, 
und  die  Eiäenbahu  darf  nicht  beausprucUeo,  dass  jener  Strassenverkehr 
sich  ttberall  nach  der  Bahn  za  richten  habe.  Aaf  der  anderen  Seite 
ist  freilich  von  dem  Pferdebesitzer  oder  Kutscher  za  Terlangen,  dass 
er  nicht  nnnötigerweise  ein  «bahnschenes*  Pferd  den  ESfnwirknngen 
des  Bahnbetriebes  aussetze  und  dass,  wenn  er  einmal  veranlasst  ist, 
mit  einem  solchen  Tiere  in  unmittelbarer  Nfthe  der  Bahn  zu  fahren, 
▼on-  ihm  auf  entsprechende  Sicherungsmassregeln  Bedacht  genommen 
werde  —  in  eigenem  Interesse,  wie  in  dem  des  öffentlichen  Verkehrs. 
Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  kann  dem  Verletzten  S.  daraus  allein, 
dass  er  mit  einem,  wie  ihm  bekannt,  bahnscheuen  Pferde  auf  der  frag- 
lichen Strasse  gefahren  ist,  noch  nicht  der  Vorwurf  einer  Fahrlässig- 
keit <rein:icht  werden.  Es  fragt  sich  nur,  ob  er  im  übrigen  zur  Ver- 
meidung der  (ielahr,  deren  er  sich  selbst  sehr  wohl  bewusst  war,  das 
Seinige  getan,  die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  beobachtet  habe. 
Das  ist  nach  den  tatsächlichen  Feststellungen  des  Berufungsurteils 
nicht  der  Fall.  Das  ihm  zur  Lasi  fallende  Verschulden  ist  jedoch  nach 
seiner  kausalen  wie  subjektiven  Bedeutung  nicht  als  so  schwerwiegend 
anzusehen,  dass  es  bei  Anwendung  des  §  254  BGB.  gerechtfertigt  er- 
schiene, jeglichen  Schadensersatzanspruch  auszuschliessen.  (Wird  weitor 
ausgeführt.)  Bei  Würdigung  aller  dieser  ümstftnde  wftrde  es  als  an- 
gemessen erscheinen,  den  Schaden  zwischen  dem  Verletzten  und  der 
haftpflichtigen  Eisenbahn  hMftig  zu  teilen.  Das  Bevisionsgericht  ist 
jedoch  bei  dem  gegenwltrtigei|  Streitverhftltnisse  nicht  in  der  Lage,  in 
diesem  Sinne  sofort  nach  §§  300,  301  oder  304  und  §  666  Abs.  3  Nr.  1 
ZPO.  in  der  Sache  selbst  zu  erkennen. 

Der  Schaden,  welchen  der  Verletzte  gemäss  §3a  HaftpflG.  ersetzt 
verlangen  kann,  deckt  sich  nicht  mit  der  von  der  Berufsgenossen- 
schaft nach  dem  Unfallversicherungsgesetze  zu  lei.stenden  Entschädigung. 
Das  rnfallversichernnrrsgesetz  für  Land-  und  Forstwirtschaft  legt  iler 
Berechnung  dci-  Rente  fiir  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit  zumeist 
einen  durchschnittlichen  Jahresarbeitsverdienst  zugrunde  (§§  10, 
11,  12  vgl.  mit  §  9)  und  gewährt  hiervon  als  Vollrente  bzw.  Teilrente 
nur  66^/3  Prozent  oder  den  entsprechenden  Teil  dieses  Satzes  (§  8 
Abs.  2).  Bei  einer  Quoteuteiluug  des  Schadens  gemäss  §  2ö4  BGB. 
mflsste  für  das  Gericht,  um  dem  Klageantrage  entsprechen  oder  eine 
Vorabentscheidung  nach  §  304  ZPO.  und  zugleich  eine  Endentscheidung 
hinsichtlich  des  etwa  nicht  begründeten  Teiles  des  Klageanspmchs 
treffen  zu  können,  zun&chst  feststehen,  ob  der  von  der  Klägerin  ge- 
forderte Betrag  die  dem  Verletzten  zugebilligte  Quote  (hier  also  die 
Hälfte)  des  nach  Massgabe  des  Haftpflichtgesetzes  zu  ersetzenden 
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Schadens  übersteigt  oder  nicht;  denn  letzterenfalls  wäre  der  Klage- 
ausiinich  voll  begründet,  während  ersterenfalls  die  Klägerin  mit  der 
Mehrforderuiig  abzuweisen  sein  würde.  In  diesem  Punkte,  der  mitbiu 
aacb  den  Grund  des  Klageanspruches  mit  berflhrt,  ftiblt  68  fftr  eine 
Entscheidung  bis  jetzt  noeb  an  der  erforderlichen  tatsftehlichen  Grund- 
lage, welche  in  der  SeTisionsiDetanz  nicht  ergttnzt  werden  kann. 


Nr.  232.   Entscli.  des  Deutschen  RoielisRorIchts. 
2.  Zivilsenat.    Vom  12.  Dezember  1906. 

(Jar.  Wocbetuchr.  Jahrg.  86  (1806)  Nr.  8  S.  80  Ziff.  18.) 

f  18  SwVtrra.  1 23  ZPO.  Ein  ai«wirll|er  Statt  ftt  -  wie  M  IfflMrtHeh-reoMIlehM 
Aktm  —  M  aaoli  lel  privatrechtliohen  Ansprüchen  (in  etti  Ferdemngan  eines 
OtatMiraa  fafM  dM  Belgischen  Eisenbahnflskus)  der  Gerlehttbarkeit  dar  InllailaaliaB 

Gerichte  nicht  unterworfen. 

Kläger  machte  eine  Forderung  gegen  den  Belgischen  Staats-  und 
Eisenbahnfiskus  geltend  und  leitete  die  Zuständigkeit  des  LG.  Aachen 
aus  §  23  ZPO.  mit  der  Behauptung  her,  dass  sich  auf  den  Bahnhöfen 
Aachen  und  Herbesthal  dem  Beklagten  zugehörige  K isenbahn waggons 
und  sonstige  zum  fortwährenden  Gebrauch  beim  Eisenbahndienste  be- 
stimmte Gegenstände  befänden.  Der  Beklagte  machte  den  Einwand  der 
ünznatftndigkeit  des  angerufenen  Gerichts  geltend,  da  er  als  sonverftner 
Staat  der  Gerichtsbarkeit  eines  deutschen  Gerichts  nicht  unterworfen 
sei.  Ueber  diesen  Einwand  wurde  Terhandelt;  der  Kläger  suchte  dar- 
zutun,  dass  derselbe  unbegründet  sei,  weil  der  Beklagte  nicht  in  seiner 
Eigenschaft  als  Staatsgewalt,  sondern  als  EhMnbahnbetiiebsunternehmer 
ans  einem  privatrecbtlichen  Vertrage  in  Anspruch  genommen  werde. 
Das  L6.  wies  die  Klage  wegen  Unzuständigkeit  ab.  Berufung  und 
Revision  hatten  keinen  Erfolg.  Das  OLG.  ist  zutieffend  davon  aus- 
gegangen, dass  diese  Frage  weder  durch  §  18  GVG.  noch  durch  §  23 
ZPO.  entschieden  wird,  dass  vielmehr,  da  in  dieser  Beziehung  vertrag- 
liche Abmachungen  zwischen  Deutschland,  Preussen  und  Belgien  nicht 
bestehen,  auch  die  deutsche  Gesetzgebung  hierüber  keine  Bestimmungen 
enthält,  Deutschland  und  Belgien  aber  voneinander  unabhängige  Staaten 
sind,  allein  das  Völkerrecht  entscheidend  sein  könne,  d.  h.  das  Recht, 
wie  ein  solches  von  den  grossen  ivulturstaaten  untereinander  und  im 
Verkehr  mit  den  anderen  Staaten  anerkannt  ist  und  gehandhabt  wird. 
Nun  besteht,  wie  auch  das  OLG.  henrorgehoben  hat,  in  der  literator 
zwar  im  allgemeinen  darin  Uebereinstimmung,  dass,  wenn  es  sich  um 
Akte  des  Staates  handelt,  die  er  in  Austtbung  der  Staatsgewalt  nach 
Oifentlicbem  Rechte  vollzieht,  der  eine  Staat  der  Gerichtsgewalt  eines 
anderen  Staates  nicht  unterworfen  ist,  dagegen  herrscht  Streit  daräber, 
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ob  in  diesem  Sinne  auch  dann  zu  entscheiden  ist,  wenn,  wie  im  vor- 
liegenden Fall,  der  Staat  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  öfifentliche 
Gewalt,  sondern  als  juristische  Person,  als  Fiskus,  auf  dem  Gebiete 
des  Privatreehts  ii  Betracht  kommt.  Bs  staht  fest,  daas  die  höheren 
Gerichte  in  Deatschland,  Oesterreieh,  Frankreich,  England  und  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  sowie  bis  yor  einiger  Zeit  noch 
in  Italien  nnd  in  Belgien,  also  in  den  grosseren,  den  internationalen 
Verkehr  beeinflussenden  Enltnrstaaten,  in  ihren  betreifenden  Entschei- 
dungen fast  ständig  den  Grundsatz  znm  Ausdrucke  gebracht  haben,  der 
auswärtige  Staat  sei  in  der  Regel  auch  bei  privatrechtlicben  An- 
sprüchen der  Gerichtsbarkeit  der  inländischen  Gerichte  nicht  unter- 
worfen. Vgl.  Löning:  Die  Gerichtsbarkeit  über  fremde  Staaten  usw. 
in  der  Festgabe  der  juristischen  Fakultät  Halle  für  Fitting,  und  Droop 
in  den  Beiträo;en  zur  Erläuterung  des  deutschen  Rechts  Bd.  26  S.  289 ff. 
und  die  in  diesen  Abhandlungen  angegebene  Literatur  und  ßecht- 
spreclunig.  In  diesem  Sinne  hat  sich  namentlich  auch  der  Preussische 
Kompetenzgerichtshof  in  seinen  Entscheidungen  von  14.  .Taiiuar  1882 
und  vom  14.  Juni  1902  ausgesprochen,  sowie  auch  der  Bayerische 
KompetenzgerichtsUof  in  den  Grttnden  des  Urteils  vom  4.  M&rz  1886. 
(StenB.  über  die  Beicbstagssession  1884/85  Bd.  Vn  Anlage  &  1925  und 
1990  ff.  und  Zeitschrift  fOr  internationales  Privat-  und  öffentliches 
Becht  Bd.  13  S.  397  ff.),  und  auch  das  R0.  hat,  wenn  auch  nur  nebenbei, 
in  seiner  Entscheidung  in  BG.  22,  29  den  Satz  aufgestellt,  dass  der 
fremde  Staat  der  hiesigen  Gericht^walt  ftberhaupt  nicht  unterworfen 
werden  kOnne.  Dieses  Ergebnis  entspricht  der  im  internationalen  Ver- 
kehr anerkannten  gegenseitigen  Unabhängigkeit  and  Gleichheit  der 
souveränen  Staaten,  worauf  das  Völkerrecht  beruht. 


Nr,  833.  Entseh.  des  Sehwelsser  Bnndesgerldits. 
Vom  13.  Dezember  1905. 

(Zeltschr.  d.  D<«rn  Jnr.-Ver.  Bd.  XLII  llcü  ^^  s  la?.) 
Eine  geistige  Störung  ist  dann  als  Folge  eines  Betriebsunfalls  anzusehen,  wenn  sie 
auf  Zwangsvorstellingen,  nicht  auf  dem  eigeMn  fehlerhaften  Willen  des  Betreffenden 

henriit 

„Was  den  zur  Auwendung  gebrachten  Begriff  des  Kau8alzu8ammen-> 
bangs  anbetrifft,  so  iai  mit  der  Praxis  anzuerkennen,  dass  die  Eörper- 
schädigung,  damit  ein  Fall  der  Haftpflicht  gegeben  ist,  nicht  die  un- 
mittelbare Folge  des  Betriebsunfalls  zu  sein  braucht,  sondern  dass  es 
unter  Umstanden  genügt,  wenn  die  Einwirkung  des  Betriebs  auf  den 
Körper  des  Arbeiters  deren  mittelbare  Ursache  ist,  sei  es,  dass  der 
Erfolg  im  Komente  des  Unfalls  selbst  durch  dem  Betrieb  fremde  Be- 
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dinf^iingen ,  z.B.  eine  körperliche  Disposition,  begünstigt  wird,  sei  es, 
dass  die  körperliclie  Beeinträchtigung  sich  daraus  unter  Mitwirkung 
anderer  dem  Betrieb  fremder  Mumente  entwickelt.  Und  zwar  rauss 
dies  nicht  nur  für  pliysische,  sondern  auch  für  psychische  Störangen 
gelten.  Dagegen  liegt  Kauflalzasammenhang  im  Sinne  des  Gesetzes 
zwischen  dem  Unfall  nnd  der  körperlichen  Beeintrftehtignng  jedenfalls 
dann  nicht  vor,  wenn  der  erstere  zwar  als  ftnsserer  Anlass  der  Störung 
erseheint,  diese  aber  auf  dem  eigenen  fehlerhaften  Willen  des  Betreifen- 
den beruht»  Toraosgesetzt«  dass  dieser  Wille  nicht  etwa  von  Zwangs^ 
▼orstellnngen,  die  ihrerseits  durch  den  Unfall  und  dessen  unmittelbare 
Folge  ausgelöst  wurden,  beherrscht,  sondern  ein  —  nach  der  Auf- 
fassung des  Lebens  —  freier  Wille  ist.  Ob  dies  im  einzelnen  zutrifft, 
ist  wiederum  Tatfrage.  Die  Vorinstanz  nimmt  es  beim  Kläger  nach 
dem  ärztlichen  Gutachten,  namentlich  den  Ausführungen  des  Ober- 
experten Nägeli  an.  Danach  beruhen  die  Beschwerden,  an  denen  der 
Kläger  zur  Zeit  der  Untersuchung  durch  den  letzteren  noch  litt,  nicht 
auf  dem  Unfall  und  der  Verletzung,  sondern  ausschliesslich  auf  Auto- 
suggestion, indem  der  Kläger  sich  in  Gedanken  ))eständig  mit  dem 
Prozess  und  dessen  Aussichten  beschäftigt  und  durch  sein  ununter- 
brochenes Sinnen  und  Trachten  nach  einer  Entscheidung  in  einen  Zu- 
stand psychischer  Erregung  und  abnenner  Empfindlichkeit  geraten  ist; 
und  Ton  dieser  dnreh  abertriebenen  Egoismus  zu  erklftrenden  unrichtigen 
Gedankenrichtnng  hfttte  sich  der  Klfiger  bei  gutem  Willen,  namentlich 
wenn  er  die  Arbeit  schon  früher  wieder  aufgenommen  hfttte,  beftreien 
können.  Wenn  yon  dieser,  für  das  Bundesgericht  verbindlichen  Fest- 
stellung aus  die  Vorinstanz  den  nrsftchlichen  Zusammenhang  zwischen 
Unfall  und  Beschwerden  verneint,  so  ist  nach  dem  Qesagten  der  Be- 
griff des  Kausalnezus  im  Sinne  des  Gesetzes  in  keiner  Weise  verkannt, 
und  es  ist  somit  das  Bundesgericht  daran  gebunden,  dass  die  Be- 
schwerdeo  des  Klägers  nicht  auf  den  Unfall  zurückzuführen  sind*. 


Nr.  j334.   Entsch.  des  Sehweizor  Buiidesgerlehts. 

Vom  13.  Dezember  1905. 

(Zi  itschr.  (1.  Dem.  Jur.-Ver.  üd  42  Heft  3  S  139.) 

Steserfreibeit  der  Bundesbabnen;  Art.  10  des  Riickkaufegeeetzee  vsm  15.  Oktober 

1897;  BalwIwfMfsU  Bira. 

Die  Frage,  ob  für  den  Verkehrswert  des  Babnhofbüfetts  von  Bern- 
die  Bundesbahnen  daselbst  grundsteneipflichtig  seien,  wurde,  im  Glegen- 
satz  zu  einem  frühem  Entscheid  betreifend  das  Bahnhofsbüfett  in  Lo- 
zem  (AS.  Bd.  XXIX  ^  Nr.  41)  verneint,  weil  die  für  die  Steuerfreiheit 
verlangte  Beziehung  der  betr.  Lokalitäten  zum  Bahnbetrieb  vorhanden 
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Eutsch.  des  Deuteclien  Keicbagericbts  vom  18.  Desember  1905. 


sei  and  Art.  10  des  Bftckkaaf^gesetzes  nur  auf  diese  Beziehung  ab- 
stelle, nicht  auf  die  den  Wert  der  Objekte  bestimmendeB  Mttoren. 


Nr.  885.  Entseli.  des  DeuMMr  Betehsgerfehts. 

6.  Zivilsenat.  Vom  IS,  Dezember  1905. 

Das  UOPlit  Jahi».  X  (1906)  Nr.  4  S.  240  Ziff.  421.) 

Zu  ^  254  BGB.  iRSOweit  dar  Vater  des  verletzten  Kindes  nicht  iiraft  eigenen  Rechts 
klagt«  kann  ibM  der  Etawud  des  lisnkurrierendea  VersoliiUdeas  nicht  entgegsagesatzt 

werden. 

Dem  hier  allein  geltend  gemachteu  Anspruch  aus  Geschäftsführung 
aaf  Erstattung  der  ausgelegten,  eigentlich  dem  Kind  geschnldeten 
Hdlangskosten,  kann  nicht  mit  dem  Einwand  begegnet  werden,  dass 
den  klagenden  Vater  als  gesetzlichen  Vertreter  ein  konkurrierendes 
Verschnlden  treife,  insofern  er  das  gebrechliche  Kind  ohne  Aufsicht 
gelassen  habe  (BO.  Bd.  53  S.  312).  Dieser  Einwand  ist  vielmehr  nur 
zulässig  gegenftber  den  vom  Vater  kraft  eigenen  Rechts  erfolgten  An- 
sprachen (§  846  BGB.).  

Nr.  23«.    Eiitsch.  des  Oherhuidesireriohts  Köln. 

9.  Zivilsenat.    Vom  19.  Dezember  1905. 
a>Mttaolw  StfUMB-  0.  Ktotalx^tc.  JahrK.ZIZ  Nr.ts  asii.) 

f  I  ReMMlnflpiliiMgesatz.  Eis  durch  Sokattea  eise«  Pferdes  iifalga  des  Slgnsls  mH 

der  Dampfpfeife  herbtigtffihrtar  Unfall  Ist  alt  Batriebsonfall. 

Am  20.  Oktober  1903  eggte  ein  Ackerer  zu  Köln- Müngersdorf 
seinen  dicht  am  Eisenbahndamm  gelegenen  Acker,  als  ein  Personenzug 
vorbßifuhr.  Infolge  des  Pfeifens  scheute  das  Pferd  des  Ackerers,  der 
das  Pferd  an  einer  Leine  führte;  daVtei  kam  er  zu  Fall  und  erlitt  da- 
bei erhebliche  Verletzungen.  Von  der  Kheinisclieii  landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaft  zu  Düsseldorf  wurde  dem  Ackerer  eine  lebens- 
längliche Rente  gewährt.  Die  Berufsgenossenschaft  machte  den  Eisen- 
bahnfiskus auf  Grund  des  >;  l  des  Halii»tliclitgesetzes  schadenersatz- 
pflichtig, weil  es  sich  bei  dem  Unfall  um  eine  bei  dem  Bahnbetrieb  des 
Beklagten  erfolgte  Körperverletzung  handelte.  Der  Beklagte  bestreitet, 
dass  der  Unfall  mit  der  dem  Eisenbahnbetriebe  eigentümlichen  Geffthr- 
lichkeit  im  Znsammenhange  stehe,  da  Signale  mit  Dampfpfeifen  auch 
bei  anderen  Betrieben  yorkftmen.  Das  landgerichtliche  Urteil,  welches 
der  Klage  stattgab,  wurde  durch  Urteil  des  9.  Zivilsenats  des  Kölner 
Oberlandesgerichts  vom  19.  Dezember  1905  bestätigt  Unter  den 
Worten  ,bei  dem  Betnebe"  in  §  1  des  Haftpflichtgesetzes  ist  nicht  der 
Betrieb  im  engsten  Sinne,  die  Beförderung  auf  der  Bahn,  zu  verstehen, 
sondern  es  fallen  darunter  auch  die  für  den  Betrieb  erforderlichen 
Handlungen.  Dass  diese  Gefahren  nicht  in  gleicher  Weise  auch  anders- 
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wo  ▼orkommen  können,  ist  nicht  erforderlich.  Es  ist  eine  mit  den  Ge- 
fahren des  Eisenbahnbetriebes  im  Zusammenhange  stehende  Eägentttm- 
lichkeit^  dass  von  dem  in  der  Fahrt  begriifenen  Zöge  weithin  schattende 
Achtnngs-  oder  Warnsignale  gegeben  werden  müssen.  Die  Ge- 
fahren, die  durch  diese  Signale  erwachsen,  stehen  somit  mit  dem  Bahn- 
betriebe  im  engsten  Zusammenhange. 


Nr.  837.  Entseh.  des  Deutschen  Reiehsgerlehts. 
3.  Zivilsenat.  Vom  19.  Desember  1905. 

(Jar.  WtMbflnwlir.  Jahr«.  U  (IM)  Nr.  i  &  IM  ZiSl  S.) 
M  I,  23  Prevts.  PeiisG.  vom  27.  Hirz  1872.   Die  vsrwaitai|tMltl|  Aber  das  IMm- 

gehalt  eines  Beamten  erlassene  Entscheidung  hat  nur  deklaratorische  Bedeitang,  uni 
unterliegt  der  Beschwerde  der  Beteiligten.  Wird  durch  eine  Erinnerung  der  Ober- 
rochaHagskammer  die  Aenderang  eiaer  Miobea  Entscheidung  veraniasat,  so  wird  da- 

iiraii  vei  namm  dtr  Resliltiirtf  erifinieL 

Die  Ansprüche  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  auf  Ruhegebalt 
beruhen,  wie  das  Berufnugsgerieht  mit  Becht  angenommen  hat,  un- 
mittelbar auf  dem  Gesetze.  Dies  ergibt  der  §  1  des  Gesetaes  vom 
27.  Ifiürz  1872  mit  Deutlichkeit,  und  deshalb  hat  die  Entscheidung, 
die  nach  §  23  von  dem  Departementschef  oder  der  hiermit  betrauten 
ihm  nachgeordneten  BehOrde  darüber  erlassen  wird,  ob  und  welches 
Ruhegehalt  einem  Beamten  bei  seiner  Versetzung  io  den  Ruhestand 
„zusteht",  nicht  die  Bedeutung,  dass  erst  durch  sie,  dann  aber  auch 
nnabänderlich,  das  Recht  des  Bf^aniteii  auf  den  Bezug  des  Ruhe- 
^rchalts  in  der  festgesetzten  Höhe  bej^ründet  würde,  sondern  die,  dass 
sie  das  durch  das  Gesetz  bereits  begründete  Recht  des  Beamten 
anerkennt  und  feststellt.  Die  Entscheidung  ist  demnach  nicht  kon- 
stitutiver, soudem  deklarativer  Natur.  Sie  ist  aber  ferner  die 
Kiitsclieidnng  einer  Verwaltungsbehörde,  und  daraus  folgt  einereeits, 
dass,  wenn  sie  von  der  dem  Departementschef  nachgeordneten  Behörde 
erlassen  ist,  wie  dies  auch  der  §  23  des  Geselns  ausdrücklich  be- 
stimmt, sie  von  dem  Beteiligten  im  Wege  der  Beachwerde  angefochten 
werden  kann,  andererseits  dass  die  daranfhiu  erfolgten  Ausgaben  der 
verfisssungsmissigen  Prflftmg  durch  die  Oberrechuungskammer  dahin 
unterliegten,  ob  dabei  «nach  den  bestehenden  Gesetxen  und  Vorschriften* 

 .verfahren  worden  ist'  (§  12  an  a  des  Gesetses,  betreifend  die 

Einrichtung  und  die  Befugnisse  der  Oberreehnungskammer  (vom  27.  Uftrs 
1872).  Wird  aber  durch  eine  Erinnerung  der  Oberrerhnungakammer 
die  Aeudernng  einer  Entscheidung  veranlasst,  die  das  Ruhegehalt  fest- 
setzt, 80  wird  dadurch  von  neuem  der  Rechtsweg  gegen  die  die 
Aenderung  aussprechende  Verfügung  der  zuständigen  Behörde  gemäss 
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£nt8di.  des  Deatachen  Betcb^geriehto  vom  22.  Deiember  1906. 


§  23  des  rcusiüusgesetzes  eröffnet,  wie  dies  auch  bei  den  Veihandlungen 
über  die  Novelle  zum  Pensionsgesetze  Yom  30.  April  1884  in  beiden 
Hftasern  des  Laiidtages  ansdrftcklieh  anerkannt  worden  ist  Vgl. 
Stenographische  Berichte  Aber  die  Yerhandlangen  des  Herrenhauses 
1884  Bd.  1  8. 106  und  Bericht  der  Kommission  des  Hauses  der  Abge- 
ordneten f&r  das  Jnstiiwesen  vom  28.  Februar  1884  S.  9,  Sammlung 
der  Drucksachen  des  Abgeordnetenhauses  1883/84  Bd.  4  Nr.  138  S.  9. 
Erfolgt  demnach  die  Zahlung  des  Bubegehalts  an  einen  pensionierten 
Beamten  zur  Erfüllung  einer  unmittelbar  auf  dem  Gesetze,  nicht 
erst  auf  der  beliördlichen  Festsetzung  des  Ruhegehalts  beruhenden 
Verpflichtung  des  Staates,  so  kann  eine  solche  Zahlung  auch  zurück- 
gefordert werden,  wenn  und  soweit  die  Voraussetzungen  für  die  Ilück- 
forderiuifr  des  zum  Zwecke  der  Erfüllnnp;  einer  Verbindlidikeit  Ge- 
leisteten wegen  Nichtbestehens  der  Verbindlichkeit  nach  Massgabe  der 
§§  812,  814  BGB.  erfüllt  sind.  Vgl.  auch  Entscheidungen  des  RG. 
vom  22.  Dezember  1881  und  vom  1.  Februar  1894  (JW.  82,  76  und 
RG.  32,  121). 


Nr.  2'IH.    Entseh.  dos  Deutschen  Roiehssforlchts* 
7.  Zivilsenat.    Vom  22.  Dezember  1905. 

{tvr.  Woeh«Mdv.  JaIus.  85  (1M6)  Nr.  I  8. 88  Zlff  8.) 

1 8  PreiM.  Estt.  ven  II.  Jnl  1874»  §§  42,  406  ZPO.  BaQriiidMfl  dar  B«fSui|eidistt 
•IBM  SaahvMrstftndigM.  Aifartigiao  vm  Prlvil|iitaelitoa  fir  die  fitgtapartai. 

Ob  schon  .die  Stellung  des  Sachverständigen  als  Hitglied  der  Stadt- 
verordnetenversammlung in  Barmen  einen  Ablehnungsgrund  bilden  würde, 
wie  der  Kläger  meint,  kann  anf  sich  beruhen.  £^  steht  im  übrigen 
fest,  dass  der  Sachveretändige  in  dem  Beweissicherungsverfahren  gemäss 
§  35  <les  Enteignungsgesetzes  für  die  beklagte  Stadtgcmeinde  das  in 
Abschrift  bei  den  Akten  befindliche  Gutachten  angefertigt  hat.  Der 
Sachverstiiiulige  hat  ferner  bereits  im  Jahre  1898  eine  gutachtliche 
Aeusserung  über  den  Wert  der  Wasserkraft  einer  Mühle  unterhalb  der- 
jenigen des  Klägers  auf  Veranlassung  der  Beklagten  erstattet,  die 
gleichfalls  zu  den  Akten  gebracht  ist,  uud  endlich  hat  der  Sachver- 
stSndige  mitgeteilt,  dass  er  den  Stadtbanrat  in  Bannen  anf  Irrtfimer  in 
einem  in  der  vorliegenden  Ehiteignnngssache  erstatteten  Gntaehten  eines 
Elberfelder  Ingenieurs  anfinerksam  gemacht  nnd  den  Bat  erteilt  habe, 
Danermessnngen  an  dem  enteigneten  Stauwerk  zum  Zwecke  der  Eontrolle 
jenes  Gutachtens  vorzunehmen.  Alle  diese  Umst&nde  lassen  das  Miss- 
trauen des  Klägers  gegen  die  Unparteilichkeit  des  Sachvemtftndigen, 
der  in  dem  angefochtenen  Beschlnss  als  Vertrauensmann  der  Stadt  be- 
zeichnet ist,  als  auch  objektiv  genOgend  begründet  erscheinen,  wenn- 
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schon  die  Anfrichtiofkeit  der  Erklärung  des  Sachverständigen,  dass  er 
gewohnt  sei,  nach  Pflicht  und  Gewissen  zu  urteilen,  nicht  im  mindesten 
anzuzweifeln  ist.  Es  reicht  aus,  dass  seine  im  Interesse  der  Stadt 
entwickelte  Tätigkeit  die  Besorgnis  vom  Standpunkte  des  Klägers  aus 
rechtfertigt,  dass  er  nicht  yGllig  anhefkngeii  sein  Oatachten  erstatten 
werde.  Deshalb  war  die  Ablehnung  fttr  begr&ndet  zu  erklären. 


Xr.  239.  Eutseh.  des  Appellationssonats  des  Handels-  und  Weehsel- 

gerk'hts  Hudape^t. 
Vom  30.  Dezember  1905.    D.  899. 

(EUaa1i.«T«r.-  n.  Verk.-Aiu.  X  (igo6)  Nr.  8  S.  77.) 

Alf  Gnmil  det  %  61  (4)  dt«  Betrlebtre|l«Mite  Itt  dl»  Eltenlwlm  mob  !■  den  Falle 

das  infolge  irriger  Frachtberechnung  zu  wenig  Erbebent  zu  fordern  barechtlgt,  wean 
der  Empfänger  das  Gut  unter  Berücksichtigung  der  berechneten  Transportgebühren 
bereits  verwertet  hat  und  sonach  die  Zahlung  der  Differenz  dem  Empfänger  zu 

Schaden  gereicht. 

Bei  einer  aus  Erfurt  nach  Gyüngyös  an  die  Adresse  eines  Gärtners 
▼erfrachteten  Pflanzensendung  ist  bei  Berechnung  der  Fracht  von 
Bodenbaeh  bis  Gyüngyös  der  Fehler  geschehen,  dass  infolge  irriger  Anf- 
mndnng  statt  der  Transportgebfkhr  von  129  K  90  h  nur  der  Betrag 
von  IB  E  eingehoben  wurde. 

Die  BSisenbahn  forderte  innerhalb  der  Veijährangsfrist  die  Zahlong 
der  offenkandigm  Differenz  von  dem  Empf&nger,  was  jedoch  der  letztere 
mit  der  Begrttndnng  verweigerte,  dass  er  die  bezogenen  Pflanzen  unter 
Einrechnnng  der  tatsächlich  gezahlten  Fracht  bereits  verkaufte  und  er 
sonach  mit  dem  geforderten  Betrage  geschädigt  werden  würde.  Da 
ferner  der  Rechnungsfehler  seitens  der  Bahn  gemacht  wurde,  könnten 
die  Folgen  des  Fehlers  nicht  jemand  anderem  zugeschoben  werden. 
Der  Empfänger  brachte  noch  vor,  dass  er  schon  vordem  ähnliche  Sen- 
dungen in  Moos  verpackt  erhalten  habe,  und  dass  auch  die  seinerzeit 
gezahlte  Fracht  den  jetzt  eingehobenen  Transportgebühren  entsineclicnd 
war.  Diese  Seuduug  hatte  der  Absender  jedoch  niclit  in  Moos,  sondern 
in  Erde  verpackt,  und  allein  dieser  Umstand  verursachte  das  Ueber- 
gewicht  und  die  hohe  Frachtdiffereuz.  Hätte  er  gewusst,  dass  die 
Ware  infolge  dieses  toten  Gewichtes  um  116  K  90  h  teuerer  zu  stehen 
kommt,  dann  würde  er  die  Sendung  gar  nicht  ausgelost  haben. 

Das  Bezirksgericht  hatte  der  Verteidigung  des  Empfbogers  statt- 
gegeben und  die  Bahn  mit  ihrem  Elagebegehren  abgewiesen;  denn  es 
ist  wohl  wahr,  dass  die  Forderung  der  Bahn  auf  Grund  der  Bestim- 
mungen des  §  61  (4)  und  (6)  des  Betriebsreglements  berechtigt  er- 
scheint, doch  wird  diese  Forderung  durch  die  Schadenersatzfor- 
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(lerung  des  Beklaf^ten  ausgeglichen,  die  daraus  entstand,  dass  der 
Empfänger  die  Ware  unter  Rücksichtnahme  auf  die  infolge  der  bahn- 
seitigen  irrigen  Frachtberechnaog  tatsächlich  gezahlten  Transport- 
gebtthren  znin  Verkauf  brachte,  und  er  würde  somit  darch  die  Ver- 
haltang  zar  Zahlung  des  Frachtanterschiedes  einen  nieht  mehr  gntzo- 
machenden  Schaden  erleiden. 

Das  Bemfangagericht  hatte  in  Abftnderong  des  ürtefles  des  Be- 
zirksgerichtes den  Beklagten  aar  Zahlung  der  bahnseitigen  Fordening 
ond  BAmtUcher  Kesten  yerhalten. 

Die  Begrtindangf  des  Urteiles  ist  die  folgende:  Da  der  §  61  (4) 
des  Betriebsreglements  die  Bahn  aach  in  dem  Falle  zweifellos  znr  nadi- 
träglichen  Forderung  des  Frachtunterschiedes  berechtigt,  wenn  die 
Bahn  den  fehlenden  Betrag  infolge  Rechnungsfehler  nicht  erhoben 
hatte,  kann  diesem  Rechte  der  Bahn  nicht  die  Konsequenz  angegliedert 
werden,  dass  die  Bahn  dagegen  der  Partei  gegenüber  für  die  eventu- 
ellen Rechnungsfeliler  ersatzpflichtig  sei,  sonach  niusste  der  Beklagte 
im  Sinne  des  Klagebegehrens  zur  Zahlung  der  bahnseitig  gestellten 
Forderung  verhalten  werden.  

Nr.  S40.  Entseli.  des  Appellattonsseiuito  des  Handels^  und  Weeksel- 

geriehts  Bndapest. 
Vom  31.  Dezember  1906.  D.  865. 

(Kisenb^Tsr..  o.  VerlL-Ans.  X  (tMW)  Nr.  9  S.  87.) 
Wenn  auf  Grund  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  zwischen  der  Bahn  und  dem 
Absender  im  Sinne  des  §  55  des  EisenbBetrRgl.  die  Vereinbarung  getroffen  wurde, 
dass  die  Lieferfriat  erat  vom  Tage  der  tatsachlichen  Absendung  des  fiutea  an  ge- 
raohnat  wird,  luuis  •lob  die  Partei  aloht  Mit  Erfolg  dortof  korefoo,  dato  das  8at 
«olOR  IMIlior  hltto  bOfSrdert  werden  können,  and  er  ist  soaaoh  nleht  borooMlit^ 

auf  dieser  Gruadlage  Ersatz  za  fordern. 

Auf  Grund  der  ordnungsgemäss  verlautbarten  Genehmigung  der 
Aufsichtsbehörde  haben  die  Parteien  laut  der  auf  dem  Frachtbriefe 
verzeichneten  Erklärung  dem  §  55  (H)  des  Betriebsreglements  ent- 
sprechend vereinbai't,  dass  die  Lieferfrist  des  in  Rede  stehenden  Gutes 
vom  Tage  der  tatsächliclien  Absendung  zu  rechnen  sei. 

Es  ist  zweifellos  erwiesen,  dass  die  Absendung  des  Gutes  erst  am 
26.  November  1902  erfolgte.  Da  dem  unbestrittenen  Tatbestande 
gemäss  die  Lieferfrist  SVs  Tage  beträgt  und  die  Sendung  am  5.  De- 
zember 1902  dem  Empfänger  ausgefolgt  wnrde,  erscheint  die  lAeSer- 
frist  am  weniger  als  12  Standen  ftberschiitten,  somit  ist  im  Sinne  des 
§  87  EisenbBetrBgl.  eine  znr  Grundlage  der  Schadenersatzforderang 
dienende  Versftomang  der  Lieferfrist  nicht  Torhanden. 

Die  Rechtswirknng  der  auf  Grand  des  §  55  (3)  zustande  gekom- 


Digilized  by  Google 


ÜBtadi.  dM  Appdlluifo  von  LMge  Tom  6.  Jarntw  1908.      *  896 

menen  Vereinbarung  wird  in  dem  vorliegenden  Falle  auch  durch  den 
Umstand  nicht  alteriert,  dass  die  Eisenbahn  den  Zeitpunkt  der  tat- 
sächlichen Absendung  dem  Absender  mitzuteilen  unterliess,  da  einesteils 
der  Zeitpunkt  der  Beförderung  authentisch  festgestellt  ist,  und  weil 
andernteUs  der  Absender  nicht  behauptete,  dass  ihm  atis  der  Unter- 
lassong  der  Mitteilung  irgend  dn  Schaden  erwadbsei  war. 


Nr.  Sil.  Entseh.  des  AppelUioft  t«ii  Lldge. 
Vom  6.  Janoar  1006. 

(EallMitf.  1  d.  iBiwut.  ateDb^TraaiPb  ZIT  Hr.  •  &  m.) 
Internat.  Ueberelnk.  Art.  31  ZW.  I  und  4.    Transport  von  SalpetersSureflasolien  in 
Wagen.  Fir  den  Mtstaarieaen  Brandschaiea  tot  dto  EiMabalui  lioiit  verant* 

wortlich. 

Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  im  vorliegenden  Falle  die  Ursache 
des  Schadens^  d.  h.  der  Brand,  daraus  hat  entstehen  können,  dass  die 
mit  Stroh  umwundenen  und  in  Weidenkörbe  verpackten  Steingutfiaschen 
io  einem  offenen  Wagen  Terladen  waren,  and  daaa  der  Seliaden 
wohl  nieht  entstanden  wäre,  wenn  zur  BefSrdemng  ein  gedeckter 
Wagen  verwendet  worden  wäre.  Auch  kann  der  Brand,  abgesehen  von 
einer  durch  den  Verlad  in  offenem  Wagen  ermöglichten  oder  erleich- 
terten böswilligen  Handlang,  durch  einen  Funken  von  der  Lokomotire 
oder  den  Warf  eines  nicht  gänzlich  ausgelöschten  ZikndhOlzchens  her- 
beigeführt worden  sein. 

Diese  Möglichkeit  ist  am  so  wahrscheinlicher,  als  festgestellt 
wurde,  dass  zur  Zeit  des  Transportes  der  Sendung  das  Wetter  aus- 
nahmsweise heiss  und  trocken  war.  • 

Diese  Wiilirsclieinlichkeit  genügt,  um  die  belgische  Staatsbahn  von 
der  Vermutung  eines  Verschuldens  im  Sinne  der  Art.  4  und  5  des  Ge- 
setzes vom  25.  August  1891  zu  befreien  und  die  Beweislast  dem  Ap- 
pellaten  zuzuweisen. 

Nachdem  der  Appellat  auch  ein  Verschulden  der  Staatsbahn  oder 
ihrer  Leute  nicht  dargetau  hat,  war  daher  die  Klage  abzuweisen. 

Nr.  848.  EntMli.  des  Prems.  Oberrerwaltiuigsgerlditi. 
4.  Senat.  Vom  8.  Januar  1906. 

Im  Reektsnitteln  gegen  eine  der  Gemlsdt  von  der  WegepolizeibehBrde  anferlegte 

Straeaenänderung  ist  die  Strassenbahn  nur  dann  befugt,  wenn  dadurch  unmittelbar 
Ihr  Recht  verletzt,  z.  B.  eine  Aenderung  ihrer  Gleise  erforderlich  wird,  nicht  aber, 
wenn  sie  nnr  mittelbar,  z.  B.  durch  vertragliob  übernommene  Beteiligung  an  den 
Kestaa  iltr  Strssttiietfortsg  fesrnsMilliit  winl. 

Das  Obenrerwaltungsgericht  hat  allerdings  in  ständiger  Beeht- 
sprechnng  anerkannt,  dass  zur  Binlegung  von  Bechtsmitteln  gegen 
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eine  polizeiliche  Verfüguug  —  und  dies  gilt  auch  von  wegebaupolizei- 
lichen Aiionhiungen  —  nicht  nur  derjenige  befugt  ist,  an  den  sie  ge- 
richtet worden  ist,  sondern  auch  jeder  Dritte,  in  dessen  Rechte  sie  un- 
mittelbar eingreift.  Voraussetzung  für  die  Aktivlegilnuation  des  Klagers 
ist  aber  iu  einem  solchen  Falle,  dass  die  za  bekämpfende  Anordnung^ 
ihn  anmittelbiir  in  seinen  Beeilten  verletst;  os  genügt  nicht,  wenn  sie 
den  Kreis  seiner  Interessen  nnr  in  der  Weise  berührt,  dass  ihm  ans 
ihrer  DnrchfQbrnng  möglicherweise  ein  VermOgensnachtefl  erwachsen 
kann.  Gerade  das  Urteil  des  Oberverwaltnngsgerichts  Tom  29.  De- 
zember 1883  (Entsch.  Bd.  X  S.  198),  welches  bei  Germershansen,  Das 
Wegerecbt  nnd  die  Wegeverwaltnng  in  Preussen,  2.  Aufl.  Bd.  I  S.  434 
und  Anm.  66,  in  bezag  genommen  und  von  dem  Vorderrichter  f&r  seine 
Anfl&issung  verwertet  wird,  trägt  diesem  Erfordernisse  Rechnung. 
Denn  dort  wird  ausgeführt,  dass  die  Stadtgemeinden  der  Regel  nach 
Eigentümer  des  (rrund  und  Bodens  der  Strassen  sind,  und  weiter,  dass 
ihnen  die  Wegebaulast  hinsichtlich  der  Strassen  obliegt.  Wenn  eine 
Pferdebahngesellschaft  polizeilich  angehalten  werde,  in  dem  Körper 
einer  solchen  Strasse  eine  Schienenanlage  herzustellen,  so  sei  das 
zweifellos  ein  unmittelbarer  EingriÜ  in  die  Rechte  der  Stadtgemeinde 
au  den  Strassenkörper  und  geeignet,  die  ihr  obliegende  Unterhaltung 
zn  erschweren.  Hier  ist  weder  ein  Gebot  noch  ein  Verbot  ergangen, 
welches  in  die  Bechte  der  Klägerin  eingreift.  Das,  was  die  Polizei- 
behörde fordert,  Iftsst  anch  den  StrassenkOrper,  wie  er  jetzt  vorhanden 
ist,  völlig  nnbertthrt  nnd  hat  mit  dem  Betriebe  der  Bahn  nichts  zu 
tan.  Die  Yerbreiternng  der  Strasse  könnte  höchstens  bewirken,  dass 
dieser  Betrieb  weniger  gefährlich*  wird  und  sich  schneller  yollziehen 
oder  einzelner  zur  Zeit  notwendiger  Vorsichtsmassregeln  entraten  kann. 
Vgl.  die  Erkenntnisse  bei  von  Kamptz,  Rechtsprechung  des  Oberver- 
waltnngsgerichts  Bd.  IV  S.  859,  sowie  die  Urteile  des  Oberverwaltungs- 
gerichts vom  30.  März  1887,  Eutscli.  Bd.  XV  S.  416  (418),  vom  29.  De- 
zember 188H,  Bd.  X  S.  198,  vom  25.  Oktober  und  vom  17.  Dezember 
1900,  Bd.  XXXVIII  S.  362  (368)  und  S.  376  (378),  und  vom  3.  No- 
vember 1904,  Bd.  XXXXVl  S.  404. 


Nr.  248.  Entseh.  des  Prenss.  Oberverwaltungsgeriehts. 

2.  Senat.  Vom  9.  Jannar  1906. 

Bei  einem  einheitlicfien,  wenngieicii  ut  vertehMeMi  Bahiei  bwtshSMlen  Kleinbalm- 

unternehmen  erfolgt  die  Verteilung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  auf  die  be- 
teiligten Gemeinden  nach  §  476  Abs.  2  des  KommunalAbgGes.  vom  14.  Jhü  1893,  und 
zwar  grundeätziich  nur  an  die  mit  Betriebastätten,  Stationen  etc.  vereelienen  6e- 
MstoiM.  DiM  «rflkrl  Jsioeli  «iss  AiMalme,  mn  —  wi«  kel  Stramsfcslsas  —  dir 
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Bef9nleruag«betrieb,  d.  h.  das  Aufnehmea  und  Absetzen  von  Personen,  auch  auf  freltr 

StraolM  italtlMtot 

Zwischen  den  PartdeD  herrscht  darüber  üebereiiutimmaug,  dass 
es  sich  im  vorliegenden  Fall  nm  ein  Kleinbabniuternehmen  handelt,  * 
das  aaf  Schienenwegen  betrieben  wird.  Es  fragt  sieh  znnftchst,  ob 
dieses  Unternehmen  der  Oemeindestenerptflieht  nach  Massgabe  der  den 
.Eisenbahnbetrieb*  betreffenden  Vorschrift  des  zweiten  Satzes  des  §  85 
des  Kommanalabgabengesetzes  unterliegt.  Fttr  die  Bejahung  spricht 
der  Umstand,  dass  bei  der  Beratung  des  Kommunalabgabengesetzes 
(§  29  des  Gesetzentwurfes)  in  der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses 
der  Finanzminister  auf  ausdrückliche  Anfrage  erklärt  bat,  dass  auch 
Kleinbahnen  unter  diese  Bestimmung  fielen  (Aktenstück  128  der  An- 
lagen zu  den  Verhandlungen  des  Abgeordneteniiauses  §  29),  und  ferner, 
dass  nach  Artikel  23  Nr.  4  der  ministeriellen  Ausführungsanweisung 
zum  Kommunalabgabengesetze  vom  10.  Mai  1894  unter  dem  „Eisenbahn- 
betrieb" auch  der  Betrieb  von  Kleinbahnen  mitbegriflfen  sein  soll. 

An  sich  würden  die  gesamten  Anlagen  eines  Eisenbahnunter- 
nehmeos  (Stationen,  Geleise,  Bahnwärterhänser,  Werkst&tten,  Rangier- 
bahnhOfe  nsw.)  Ton  allgemd&en  Gesichtspunkten  ans  betrachtet  In  der 
Begel  eine  einzige  grosse  Betriebsstfttte  bilden,  welche  die  Einkommen- 
steneipflicht  des  Unternehmers  in  allen  demjenigen  Gemeinden  nach 
Massgabe  des  §  47  Bachstabe  b)  Absatz  2  des  Kommanalabgaben- 
gesetzes begründen  wllrde,  über  die  sich  die  Anlagen,  insbesondere 
anch  die  Schienenwege,  erstrecken  (Entscheidung  des  Oberverwaltungs- 
gerichts vom  30.  Mai  1889  Band  XVII  Seite  258  der  amtliclien  Samm- 
lung). Dann  aber  brächte  die  Veranlagung  bei  dem  Umfange  derartiger 
Unternehmungen  sehr  grosse  Schwierigkeiten  mit  sich,  und  es  ent- 
spräche kaum  der  Billigkeit,  ein  Besteuerungsrecht  auch  den  so- 
genannten Streckengemeiiiden.  d.  h.  denjenifren  Gemeinden  zu  geben, 
in  deren  Gebiet  im  wesentlichen  keine  andere  Betriebstätigkeit  als  die 
Fortbewegung  der  Züge  auf  der  freien  Strecke  stattfindet.  Deshalb 
hat  schon  der  §  2  Satz  2  des  Kommunalabgaben-  Notgesetzes  vom 
27.  Juli  1885  und  nach  seinem  Vorbilde  später  der  §  35  Satz  2  des 
Kommunalabgabengesetzes  vom  14.  Juli  1893  die  Bestimmung  getroffen, 
dass  der  Eisenbahnbetrieb  der  Steaerpflicht  in  denjenigen  Gemeinden 
unterliege,  in  welchen  sich  der  Sita  der  Verwaltung  (bemehungsweise 
einer  StaatebahnverwaltungsbehOrde),  eine  Station  oder  eine  fttr  sich 
bestehende  Betriebs-  oder  Werkstfttte  oder  eine  sonstige  gewerbliche 
Anlage  befindet.  Diese  Vorschrift  stellt  sich  dar  als  eine  Ansnahme 
von  dem  Grundsätze  des  ersten  Satzes  des  §  36  a.  a.  0.  und  als  eine 
Abweichung  tob  der  für  alle  sonstigen  gewerblichen  üntemehmungen 
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gttltigen  Norm,  indem  sie  gewisse  Aolagen,  insbesondere  den  ftreien 
Schienenstrang,  nicht  als  einen  für  die  Steoerpilioht  in  Betracht 
kommenden  Teil  einer  Betriehsst&tte  gelten  Iftsst. 

Dieser  Gegensatz  wird  aber  in  der  Regel  nnr  da  vorhanden  sein, 
wo  eine  Teilung  in  Streckenbetrieb  and  Stationsbetrieb  stattfindet  nnd 
die  gedachte  Verschiedenheit  zwischen  dem  Strec^enbetriebe  nnd  dem 
gewöhnlichen  Stationsbetriebe  besteht,  d.  h.  wo  der  Streckenbetrieb  im 
wesentlichen  weiter  nichts  als  die  Fortbewegung  der  Züge  oder  Wagen 
(gewöhnlich  von  Station  zu  Station)  zum  G^enstande  hat.  Damm 
kann  von  einer  freien  Strecke  im  Gegensatze  zu  den  durch  sie  ver- 
bundenen Stellen  da  nicht  die  Rede  sein,  wo  die  verschiedenen  Ver- 
richtungen des  Annahme-  und  Beförderungsbetriebes  nicht  auf  solche 
einzelne  Stellen  verwiesen  sind,  sondern  im  wesentlichen  an  jedem 
Punkte  der  Strecke  vorgenommen  werden,  und  das  trifft  zu  z.  B,  bei  den 
gewöhnlichen  städtischen  Strassenbahnen,  mögen  sie  nun  mit  Pferden, 
mit  Dampf  oder  Elektrizität  betrieben  werden.  Auf  ihrer  ganzen 
Strecke  vollzieht  sich  der  Betrieb,  namentlich  die  Aufnahme  und  Ab- 
setzung von  Personen,  sowie  die  Fahrscheinansgabe  im  wesentlichen 
anf  gleiche  Weisa  Wenn  schon  meist  bestimmte  Haltepunkte  vor- 
gesehen zu  sein  pflegen,  so  fehlen  an  ihnen  doch  besondere  Betriebs* 
einrichtnngen,  nnd  anch  der  Verkehr  der  Fahrgäste  bleibt  tatsachlich 
nicht  anf  sie  beschrankt.  Dieser  findet  vielmehr  flberall  da  statt,  wo 
ein  Anf-  und  Absteigen  möglich  ist.  Nicht  einmal  die  Anfangs-  nnd 
Endpunkte  einer  Linie  bieten  in  ihren  Einrichtungen  und  in  den  auf 
ihnen  stattfindenden  Tätigkeiten  Besonderheiten  von  irgendwelcher  Be- 
deutung. Für  die  Geleiseanlagen  einer  derartigen  Bahn  treffen  also 
die  Voraussetzungen  nicht  zu,  unter  denen  das  Gesetz  mit  einer  freien 
Strecke  rechnet,  sie  stellen  nicht  eine  „sonstige  gewerbliche  Anlage" 
im  Sinne  des  §  35  Satz  2  dar.  Demnach  begründen  sie  die  Steiier- 
pflicht,  und  zwar,  falls  sie  sich  über  mehrere  Gemeinden  erstrecken, 
nach  Massgabe  des  §  47  Buchstabe  b  Absatz  2  des  Kommunalabgaben- 
gesetzes.   

Nr.S44.  Eutsch.  des  Preuss.  Oberverwaltnngsgeriehts. 

2.  Senat.    Vom  9.  Januar  1906. 

CPrcuss.  Kis.^b.-Arcl).  1906  Heft  3  S  065.) 

AüfbrinBung  der  Kosten  des  Grund  und  Bodens,  den  ein  Kreis  zum  Bau  einer  Eisei» 
taha  witatisltlloh  mid  lattaaflrtl  si  Ibsrwslsei  bat,  tfsreh  KrslMbgabM  antsr  Her- 
anziehung des  Eisenbahnfiskus  zn  Vorausleistungen. 
Einer  Mehrbelastung  nach  §  13  der  Kreisordnnng  können  die 
Kreisangehörigen  derjenigen  Ereisteile  unterworfen  werden,  welchen 
eine  Kreiseiniichtnng  in  besonders  hervorragendem  Masse  zugute  kommt. 
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Ob  im  gegebenen  Falle  die  Kreiseinrichtnng  den  von  der  Hehrbelastnng 
betroffenen  EreisteOen  in  besonders  henrorragendem  Ilasse  zngnte 
kommt,  unterliegt  nicht  der  Nachprflfnng  des  Verwaltungsricfaters,  viel- 
mehr sind  die  in  dieser  Beziehung  Ton  dem  Kreistage  gefassten,  ge- 
mäss §  176  Abs.  1  Nr.  2  a.  a.  0.  von  dem  Hinister  des  Innern  be- 
stfttigten  Beschlüsse  auch  für  den  Verwaltnngsrichter  bindend.  Das 
Gesetz  macht  die  Mehrbelastung  auch  nur  tou  dem  Vorteile  der  Kreis- 
teile abhän^'g  und  lässt  damit  keinen  Raum  mehr  fttr  den  Einwand 
eines  einzelnen  Angehörigen  dieser  Kreisteile,  dass  ihm  ans  der  Ein- 
richtung ein  besonders  hervorragender  Vorteil  nicht  erwachsen  sei. 
Der  Fiskus  ist  nun  unstreitig  Eigentümer  von  Grundstücken,  .die  in 
den  Bezirken  der  von  der  Mehrbelastung  betroffenen  Kreisteile  belegen 
sind.  Er  gehört  danach  zu  dem  in  §  14  a.  a.  0.  bestimmten  Kreise 
derjenigen  Personen,  die  ausser  den  Kreisangehörigen  kreisab- 
gabeupflichtig  sind,  uud  kann  nicht  bloss  nach  §  14  Abs.  4,  son- 
den  nach  su  den  Vorausleistungen  nach  §  13  daselbst  heran- 
gezogen werden.  Seine  gegen  die  Heranziehung  gerichteten  Angriffe 
hat  der  Vorderrichter  mit  zutreffender  Begründung  Terworfen.  Die 
Mehrbelastung  der  Ereiseingesessenen  der  hier  in  Betracht  kommenden 
Kreisteile  ist  von  dem  Kreistage  beschlossen  und  tou  dem  Hhiister  des 
Innern  genehmigt  worden.  Damit  war  anch  fttr  den  Kläger  als  Eigen- 
tümer Ton  innerhalb  dieser  Kreisteile  belegenen  Grundstücken  die  Ver- 
pflichtung zu  der  geforderten,  in  ihrer  Höhe  nicht  streitigen  Mehr- 
leistung entstanden,  sofern  nicht  sein  Grundbesitz  oder  ein  Teil  des- 
selben gemäss  §  17  a.  a.  0.  von  Kreissteuern  befreit  ist.  Eine  Be- 
freiung auf  Grund  des  §  17  beansprucht  der  Kläger  nicht  ,  sondern  er 
stützt  sein  Verlangen  lediglich  auf  den  von  ihm  mit  dem  Kreise  B. 
abgeschlossenen  Vertrag.  In  diesem  Vertra<^e  aber  ist  ihm  die  Be- 
freiung von  Kreissteuern  nicht  zugesichert  worden,  konnte  dies  auch 
nicht,  weil  die  Kreisvertretung  rechtlich  nicht  in  der  Lage  war,  einem 
einzelnen  Abgabenpflichtigen  gegenüber  auf  ihr  Besteuerungsiecht  zu 
verzichten.  Der  Kreis  hat  die  ihm  durch  den  Vertrag  auferlegte  Ver- 
pflichtung unstreitig  erfüllt,  und  wenn  dies  nicht  der  Fall  wftre,  könnte 
er  dazu  nur  im  ordentlichen  Bechtswege  angehalten  werden.  Dass 
der  Kreis  die  von  ihm  für  den  Qrunderwerb  aufgewendeten  Kosten 
weder  ganz  oder  zum  Teil  von  dem  Fiskus  erstattet  veriangen  kann, 
ist  zweifellos  richtig;  einen  solchen  Erstattungsanspruch  aber  macht  der 
Kreis  hier  nicht  geltend,  sondern  er  fordert  legUch  Kreisabgaben,  die 
ihren  Charakter  als  solche  nicht  dadurch  verlieren,  dass  durch  sie  ein 
Teil  der  dem  Kreise  durdi  die  Kreiseinrichtung  erwachsenen  KoBten 
gedeckt  werden  soll.  Wenn  nun  auch  der  Klager  durch  seine  Veian- 
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lagnng  indirekt  zu  den  Kosten  beisatragen  hat,  von  denen  er  yer- 
tr&gsm&ssig  befreit  war,  so  ist  er  doch  dnreli  seine  Einreibung  in  den 
Kreis  der  Kreisabgabenpflichtigen  beitragspflichtig  geworden  zn  allen 

Kreisabgaben,  gleichviel  ob  sie  zur  Deckung  des  etatsmässigen  Fehl- 
betrages im  Kreishaushaltsetat  oder  zur  Decknnji:  der  Kosten  einer 
einzelnen  Kreiseinrichtang  ansgeschrieben  sind.  Durch  den  genehmigten 
Beschlnss  des  Kreistages  war  hiernach  der  Beklagte  nicht  bloss  be- 
rechtigt, sondern  auch  verpflichtet,  die  Melnbelastung  bei  allen  den- 
jenigen Personen  eintreten  zu  lassen,  denen  gegenüber  ilnn  ein  Be- 
steuerungsrecht zustand,  und  zu  diesem  gehörte  gemäss  §  14  a.  a.  O. 
auch  der  Fiskus.  Glaubt  dieser,  auf  Grund  des  Vertrages  den  Be- 
klagten wegen  Erstattung  des  gezahlten  Betrages  in  Anspruch  nehmen 
zu  können,  so  muss  es  ihm  überlassen  bleiben,  den  Streit  im  ordent- 
lichen Rechtswege  zum  Austrage  zn  bringen.  Hier  kann  nnr  Aber  die 
öffisntUeh-reditliche  Stenerpflicht  entschieden  werden,  nnd  dieser  kann 
sich  der  Klftger  aus  den  dargelegten  GrOnden  nicht  entziehen. 


Kr.        Entseh.  des  Bentseheii  Beiehsgeilehts. 

6.  Zivilsenat.   Vom  29.  Januar  1906. 

(OJZ.  ZI  (IWM!)  Nr.  7  S.  4M.  —  J W.  Jahrg.  85  (1906)  Nr.  7  S.  191  Ziff.  9.  —  Dm  Reoht  Z  (190S>  Nr.  1 

S.  438,  489  Ziff.  1049—1044.) 

9§  1—3  HtflpflG.,  §§  254,  278,  831,  840  B8B.  Beta  NliiasntSrieR  eiset  3Jihrioeii 
Ktidee  ane  einen  Mieifigend  verschlossenen  Eisenbahnabteil  kann  weder  liöhere  Ge> 
wallt  SOSb  elienes  Verscliulden  oder  Verschulden  von  Vertretern  (EHem)  oder  6#> 

hiifen  des  Bescitädigten  eingewendet  werden. 

Ein  droijälirifres  Kind  fuhr  mit  seiner  Mutter  auf  der  H. — B.  Eisen- 
bahn in  einem  Durchgangswagen.  Die  Mutter  unterliess  es,  das  Kind 
ZU  beaufsichtigen,  und  dadurch  wurde  e.s  dem  Kinde  möglich,  die  Tör 
des  Wagens  während  der  Fahrt  zu  üffnen.  Es  stürzte  hinaus  und 
wurde  stark  beschädigt.  Gegen  die  Klage  des  Kindes  wandte  die  Bahu 
das  vorliegende  Verschulden  der  Mutter  ein.  Vorinstanz  verarteiite. 
RGh.  wies  die  Bevision  znrBck.  Höhere  Oewalt  liege  schon  deshalb 
nicht  Yor,  weil  die  Tür  allzn  leicht  zn  öffnen  war.  Ob  andernfalls  als 
solche  die  Unachtsamkeit  der  Mutter,  verbunden  mit  dem  herrschenden 
Stnrm,  anzusehen  sein  könnte,  stehe  dahin.  Ein  VertragsTerh&ltnis 
des  Kindes  mit  der  Bahn  bestehe  nicht,  da  nur  die  Mutter,  die  nach 
§11  Abs.  2  Eisenbahn- Verkehrsordnung  die  nnentgeltliche  Beförderung 
des  Kindes  neben  der  eigenen  entgeltlichen  vereinbart  habe,  Gegen- 
kontrahentin  sei  Aber  auch,  wenn  das  Kind  selbst  Mitkontrahent 
wäre,  könne  man  eine  vertragsmässige  Verpflichtung  des  Kindes,  sich 
von  der  Mutter  beaufsichtigen  zu  lassen,  nicht  annehmen.  Von  einem 
„eigenen  Verschulden"  könne  bei  einem  solchen  Kinde  nicht  die  Bede 
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seiii.'  Es  entstehe  also  nur  noch  die  Frage,  ob  gegenllber  amser- 
kontraktiichen  Ansprachen  anf  Grund  der  §§  254,  278  BGR  Ver- 
Sebalden  von  Vertretern  nnd  Oehilfen  eingewandt  werden  kOnne.  §  278 
BGB.  setze  eine  .Verbindlichkeit*  yorans,  bei  deren  ErfttHang  dritte 
Personen  mitwirken.  Bei  einer  nnerlanbten  Handlung  bestehe  aber 
vor  deren  Begehnng  auf  keiner  Seite  irgend  ein  Schnldverhältnis. 
Eist  durch  deren  Begehung  treten  die  beteiligten  Personen  In  ge> 
wisse  ßechtsbeziehungen.  Sei  der  Schaden  schon  eingetreten,  so  sei 
ein  Schuld  Verhältnis  entstanden;  drohe  der  Schaden,  so  sei  ein  solches 
in  der  Entstellung  begriffen.  Aus  diesem  ni-sächlich  begründeten 
GläuVtjf^erveriialtiiis  könnten  nach  Treu  und  Glauben  gewisse  Diligenz- 
pflicliteii  fiir  den  Beschädigten  abgeleitet  werden,  die  ihm  hinsichtlich 
der  Abwendung  und  Minderung  des  Schadens  das  positive  Gesetz  im 
§  254  Abs.  2  gegenüber  dem  Schädiger  auferlege.  Insoweit  es  sich 
daher  um  die  Abwendung  eines  aus  bereits  verursachter  unerlaubter 
Handlung  drohenden  und  um  die  Minderung  eines  daraus  schon  ent- 
standenen Sehadras  handle,  sei  §  278  BGB.  auch  aosserfaalb  des  Ge- 
bietes rechtsgesehftftlicher  Verbindlichkeiten  anzuwenden,  und  diese 
Anwendung  sei  auch  auf  dem  Gebiete  des  Haftpflichtgesetses  geboten. 
—  Eine  Ausdehnuns^  der  Anwendung  des  §  278  BGB.  auf  diesem  Ge- 
biet auf  jedes  Verschulden  von  Vertretern  und  Gehilfen,  das  auch  nur 
zur  Entstehung  des  Schadens  (§  254  Abs.  1  BGB.)  mitgewirkt  habe, 
k5nne  nicht  anerkannt  werden.  Die  Pflicht,  sich  yor  S<^haden  zu  be- 
wahren, bestehe  nur  gegenüber  der  eigenen  Person,  nicht  als  eine 
, Verbindlichkeit"  gegenüber  Dritten.  Es  würde  auch  inkon?rueiit  sein, 
wenn  auf  der  einen  Seite  eine  ausserkontraktliche  Haftpflicht  für 
fremdes  Verschulden,  das  dritten  Personen  Schaden  stifte,  nur  in  be- 
schränktem Masse  gesetzlich  bestehe,  auf  der  anderen  Seite  dagegen 
jeder  für  das  Versehen  von  Vertretein  und  Gehilfen  bei  Gelegenheit 
seiner  eigenen  Beschädigung  unbedingt  einzutreten  hätte.  —  Im  vor- 
liegenden Falle  handle  es  sich  nur  um  ein  mitwirkendes  Verschulden 
hinsicbtlicb  der  Verursachung  des  Unfalls  und  des  daraus  ent- 
standenen Schadens  selbst.  Daher  könne  das  mitwirkende  Verschulden 
der  Mutter  als  Gehilfin  des  Kindes  nicht  eingewandt  werden.  Es  stehe 
nur  der  verklagten  Bahn  nach  §§  840,  426  BGB.  ein  Blickgriff  gegen 
die  Mutter  zu. 


Nr.  SK».  Entseh.  des  Beiitseheii  Beiehsgertehts. 
6.  Zivilsenat  Vom  1.  Februar  1906. 

(JW.  Ablf. »  (IM^  Mr.  7  8.  IM  ZU. «.) 

I  I  Haflpl«*  H  254,  276  B8B.  Ob  «tr  Aifesttalt  aif  den  Tritttrstt  Mm  StrasMs- 
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bakiwafM  vw  Hm  AftittIgM  ttoh  als  VersaMisi  iwtttllt,  Ist  m  in  Partteiw 

dat  «liMlMa  FallM  thUailf' 

Der  erkennende  Senat  bat  in  einer  Entscheidung  vom  30.  Ifai 
1904  VI  328/03  anerkannt,  dass  in  dem  Betreten  des  Trittbretts,  am 
den  geeigneten  Moment  zum  Absteigen  abzuwarten,  je  nach  den  Um- 
ständen noch  kein  die  Verantwortlichkeit  der  Bahn  ausschliessendes 
Verschulden  zu  erblicken  sei.  Im  vorliegenden  Falle  aber,  wo  der  an- 
getrunkene Kläger  vor  der  Gefahr  ausdrücklich  gewarnt  worden  war, 
und  die  (Gefahr  des  Abrutschen«  einerseits  durch  die  Unsicherheit 
seiner  Haltung,  andererseits  durch  die  Schlüpfrigkeit  des  Trittbretts 
erhöht  war,  erscheint  die  Fahrlässigkeit  des  Klägers  eine  so  hoch- 
gradige, dass  ihm  der  Ei-satz  des  erlittenen  Schadens  ganz  versagt 
werden  mnsste. 


Nr.  247.  EntBeh.  des  Bentseheii  Sdehsgerlelil». 
6.  Zivilsenat.  Vom  15.  Februar  1906. 

(JW.  J«hlg.t»  (IM)  Hr.T  8.IM  2UKM.  -  Dm  Baätt  X  (INQ  Mr.«  ZW.MNI.) 

H  3*  3«>  7  Haflrtfi-  U  287,  323  Alt.  2  i8B.  §  287  ZPO.  Sewelt  «Hltah,  tot  !■ 
Urteile  die  leltlloke  BeireuMf  der  iMritaMtea  Reato  mnepreebea. 

Das  Gericht  hat  bei  der  Bestimmang  der  Höhe  und  Dauer  einer 

Yom  Ersatzpflichtigen  zu  zahlende  Rente  auch  die  zak&nftige  Ge- 
staltung der  Verhältnisse  zu  ber&cksichtigen,  soweit  sich  diese  znr  Zeit 
der  Urteilsfällnng  nach  dem  gewöhnlichen,  erfahrungsmässigen  Verlauf 
der  Dinge  voraussehen  lässt.  Lassen  die  im  Einzelfalle  zu  dieser  Zeit 
erkennbaren  Umstünde  den  Schluss  zu,  dass  die  Rentenpflicht  künftig 
sich  einsrill  linken  wird,  so  ist  dem  schon  bei  der  ersten  Bestimmung 
der  Höhe  und  Dauer  der  Heute  Rechnung  zu  tragen.  Geschieht  das 
nicht,  so  wird  das  berechtigte  Interesse  der  Partei  verletzt.  Es  ge- 
nügt nicht,  diese  auf  die  Möglichkeit  zu  verweisen,  gemäss  §  323  ZPO. 
eine  nachträgliche  Abänderung  der  Rente  zu  bewirken.  Denn  das  be- 
schwert sie  einerseits,  weil  ihr  damit  die  Last  and  nach  den  Umst&nden 
auch  die  Kosten  des  Nacbprozesses  aafgebftrdet  werden,  anderersdts 
ond  yor  allem,  weil  nach  1 323  Abs.  2  in  dem  Nachprozesse  nur  solche 
Gründe  fllr  die  Klage  geltend  gemacht  werden  kOnnen,  die  nach  dem 
Schlosse  der  letzten  mOndlichen  Verhandlnng  des  Vorprozesses  ent- 
standen sind.  Das  Oesricht  hat  deswegen  die  Pflicht,  bei  der  gemlss 
§  287  ZPO.  stattfindenden  Ermittelung  des  Schadensbetrages  alle  ihm 
vorliegenden  Umstände  za  berücksichtigen,  die  für  die  Abmessung  der 
Daner  der  Rente  wesentlich  sind.  Das  Landgericht,  das  die  Dar- 
legung solcher  Umstände  vermisst  hat,  verkennt,  dass  es  nicht  allein 
die  Darlegung  des  Beklagten,  sondern  den  gesamten,  insbesondere  anch 
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deu  ans  der  Vernebmang  der  SachTerst&ndigen  «ich  ergebenden  Sach- 
verhalt za.  berlickaichtigen  hatte.  ESs  mnsste  daher  geprüft  werden,  in- 
wiefern die  nach  den  arztlichen  Gutachten  schon  vor  dem  Unfall  vor- 
handene KrSnklichkeit  nnd  ihre  ans  anderen  Gründen  abzuleitende 
Steigerung  in  ap&terer  Zeit  im  Znsammenhalt  mit  der  Art  der  Erwerbs- 
tätigkeit des  Elftgers  m  nnd  nach  diesem  Zeitpunkt  voraussehen 
lassen,  dass  auch  ohne  den  Unfall  der  Kläger  sein  früheres  Einkommen 
nicht  bis  an  sein  Lebensende  behalten  haben  wftrde,  die  Minderung 
also  teilweise  auch  ohnedem  eingetreten  sein  w&rde. 


Nr.  248.    Entseh.  des  Deutsehen  Ueichssrerichts. 
6.  ZiviiseuaL.    Vom  19.  Februar  1906. 
(jw.  stktg.  M  (1900)  Nr.  •  8.  n»  zur.  n.) 
f  I  KaftpflicMgtstti.  Oer  esttcbiliibare  IrrtM  4h  keseidUlBtM  Pattafitrs  in 
IM/Mt  dst  Hallws  dit  Stratseibsimwaieiis  bein  AletaliM  iivolvisrl  keis  slfsaM 

VerschiMea. 

Es  bedarf  nur  die  Frage  des  eigenen  Verscliuldeus  der  Be- 
schädigten einer  besonderen  Würdigung  und  Erörterung.  Das  Be- 
rufungsgericht stellt  in  dieser  l>eziehung  fest,  dass  die  Klägerin  in  der 
irrtümlichen  Meinung,  die  Haltestelle  sei  erreicht  und  der  Wagen  stehe 
still,  unter  der  üblichen  Vorsicht  des  Ergreifens  eines  an  der  Hinter- 
wand des  Perrons  befindlichen  Griffes  ausgestiegen  sei,  und  führt  den 
Irrtum,  in  dem  sie  sich  befunden,  darauf  zurück,  dass  das  Haltesignal 
gegeben  und  die  Haltestelle  bis  auf  eine  Wagenlänge  erreicht  war,  die 
Fahrt  bis  auf  ein  kaum  fühlbares  Minimum  aufgehört  hatte  und  ein 
Passagier  ohne  Schwierigkeit  den  Wagen  bereits  verliess.  Hatte  sich, 
wie  das  Berufungsgericht  auf  Grund  der  Aussage  eines  Zeugen  an- 
nimmt, die  Fahrt,  d.  h,  die  Vorw&rtsbewegnng  des  Wagens,  auf  ein 
kaum  nachf&hlbares  Mass  ▼erlangsamt,  so  kann  ein  Bechtsirrtum  darin 
nicht  erblickt  werden,  dass  das  Berufungsgericht  auf  Grund  des  Zu- 
sammentreffens der  erwähnten  Umstände  darin  kein  Verschulden  sieht, 
dass  die  Klägerin  in  diesen  Irrtum  verfallen  ist.  Befand  sie  sich  aber 
in  dem  entschuldbaren  Irrtum,  dass  die  Haltestelle  erreicht  sei  und  der 
Wagen  still  stehe,  dann  kann  auch  darin  kein  Verschulden  liegen,  dass 
sie,  wie  das  Berufungsgericht  feststellt,  „sich  im  öinne  der  Fahrt  rück- 
wärts wendend"  abstieg.  Ein  Entgegenwirken  der  Zugkraft  konnte  sie 
ja,  in  ihrem  Irrtum  befangen,  nicht  erwarten. 


Digitized  by  Google 


404 


Eutscli.  des  Deutocbeu  Eeicbsgerichts  vom  1.  Man  ldU6. 


Nr.  ä49.   Eiitsch.  des  Dentscheii  Relehsgeriehts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  I.März  1906. 

JW.  Jabrg.  35  (1906'  Nr  8  S  286  Ziff.  »8.) 

§§  3,  7,  8  Haftpflichtgesetz.  ^  843,  844  BGB.  §§  256,  303,  323  ZPO.  Bei  einem 
nr  ZtK  dM  Uifall«  MOh  itoM  «rwarktfiMlMi  BttthUlilta  ist  il«  FMtotdlMit- 
kta|«  maif  MiMlt  ilt  iiMiiftliei  ErwerbsverhaltnitM  tloh  WUndbM  ItttM,  4lf 

L0ittai9tkla|6  zvlleeig. 

Die  Klägerin  war  zur  Zeit  des  Unfalles  wie  der  Klageerhebung 
und  ist  auch  jetzt  noch  nicht,  von  den  Folgen  des  Unfalles  abgesehen, 
erwerbsfähig.  Das  raubt  ihr  nicht  den  Ersatzanspruch  wegen  Min- 
derung: ihrer  Erwerbsfähip:keit  üherhiiupt,  wie  das  RG.  des  öfteren  an- 
erkannt hat;  die  Meinung  (vgl.  Eger,  RHaftpflG.  5.  Aufl.  S.  323),  dass 
das  RHaftpflG.  eine  Erwerbsfahigkeit  voraussetze,  die  vor  dem  Unfälle 
schon  bestanden  habe,  und  einen  Ersatz  lediglich  künftiger  Vermögens- 
nachteile ausschliesse,  ist  als  unrichtig  abzulehnen.  Es  kann  sich 
fragen,  ob,  solange  die  Zeit  der  Erwerbsf&higkeit  noch  fern  ist,  der 
Verletzte  nicht  aof  dieFeststellnngsklage  beschrftokt  ist,  zn  deren 
Anstellnng  das  rechtliche  Interesse  in  der  drohenden  Teij&hrnng  ge- 
geben ist  (JW.  ig05  a  497  Nr.  26,  1906  S.  16  Nr.  14).  Die  Klägerin 
hat  im  gegebenen  Falle  auch  wegen  dieser  kttnftigen  AnsprAche  die 
ZjdstDDgsklage  erhoben,  und  die  Gerichte  beider  Voriustanzen  haben 
dieser  stattgegeben.  In  der  Tat  ist  nun  vielleicht  in  der  überwiegen- 
den Mehrzahl  der  Fälle,  in  denen  einem  erst  in  einer  ferneren  Zukunft 
erwerbsfähig  werdenden  Kinde  ein  Schaden  an  der  Erwerbsfähigkeit 
zugefügt  worden  ist,  der  Weg  der  Feststellungsklage  der  einzige  zur 
vorläufigen  Durchführung  des  .Anspruches  gegebene  Weg.  Denn  in  der 
Regel  werden  sieh  bei  einem  Kinde  zur  Zeit  des  Unfalles  oder  kurz 
nach  diesem  die  künftigen  Erwerbsverhältnisse  noch  nicht  übersehen 
lassen;  die  Umstände  allgemeiner  und  lokaler  Natur,  die  diese  gestalten, 
können  sich  bis  zum  Eintritte  des  erwerbsfähigen  Alters  des  Kindes 
so  wesentlich  ändern,  dass  die  Verbältnisse  der  Gegenwart  als  ge- 
eignete Grundlage  fOr  dne  Verurteilung  überhaupt  nicht  anzosefaen 
sind.  Indessen  handelt  es  sich  hierbei  nicht  nm  eine  gmnds&tzUche 
Frage,  nnd  wie  eineiseite  die  gedachte  Verftnderang  in  den  männlichen 
Erwerbszweigen  für  durchgreifender  zu  erachten  sein  wird,  als  in  den 
weiblichen  Hansbernfen,  so  ist  femer  auch  in  Betracht  zn  ziehen, 
welcher  Art  die  Entschädigung  ist,  die  gefordert  wird.  Handelt  es 
sich  nur  um  den  gewöhnlichen  Durchschnittslohn  gewöhnlicher  Hand-, 
Haus-  und  Fabrikarbeit,  nicht  um  lohnendere,  aber  anch  eine  besondere 
Vorbildung  erfordernde  Berufszweige  höherer  Art,  so  werden  sieh  die 
Gerichte  eine  Schätzung  der  zukünftigen  Nachteile  viel  leichter  zn- 
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trauen  dürfen,  als  für  diese  schwierigen  YerliRltnisse,  und  es  wird  dann 
nicht  zu  beanstanden  sein,  wenn  der  Leistungssklage  entsprochen  wird. 
Die  Klägerin  fordert  aber  nichts  anderes  als  den  Ersatz  für  den  ihr 
verlorenen  Gewinn  aus  einer  dienenden  Tätigkeit  oder  aus  einfacher 
weiblicher  Handarbeit,  so  dass  ans  diesem  Gesicbispunkte  die  Leistungs- 
klage der  Klftgerin  im  Kegebenen  Falle  als  gerechtfertigt  angesehen 
werden  kann.  Es  kommt  aber  fftr  den  vorliegenden  Bechtsfall  noch 
ein  weiteres  Moment  in  Betracht.  Eine  Rente  wegen  Vermehrung  der 
Bedürfnisse  ist  der  im  Gebmnche  der  verletzten  Beines  dauernd  be- 
hinderten Klftgerin  nach  der  Sachlage  schon  jetst  zuzusprechen.  Dem 
Berufungsgericht  ist  aber  darin  beizutreten,  dass  der  Anspruch  auf  den 
durch  Entrichtung  einer  Geldrente  zu  leistenden  Schadensersatz  nach 
Massgabe  der  §§  3  a  und  7  des  Reichshaftpflichtgesetzes  wie  nach 
§§  843,  844  BGB.  als  ein  einheitlicher  anzusehen  ist:  es  ist  eine 
Rente  festzusetzen  für  den  gesamten  Sdiaden,  soweit  er  in  die  Zukunft 
sich  erstreckt,  bei  deren  Bemessung  sowohl  auf  die  Minderung  der  Er- 
weibsfühigkeit  wie  auf  die  Verniehmng  der  Bedürfnisse  Bedacht  zu 
nehmen  ist  (vgl.  RG.  47,  405).  Daraus  ergibt  sich,  dass,  wenn  auch 
die  künftigen  Erwerbsverhältnisse  noch  nicht  berücksichtigt  werden 
könnten,  die  einheitliche  Rente  auf  die  erhobene  Leistungsklage  den- 
noch  der  Klägerin  bereits  zuzuerkennen  wftre,  jedoch  nur  auf  der  Grund- 
lage der  gegenwärtigen  Vermehrung  der  Bedürfnisse,  während  die  Er- 
höhung der  Rente  wegen  der  später  eintretenden  Verminderung  der 
Erwerbsffthigkeit  alsdann  im  Wege  des  §  323  ZPO.  durchgesetzt 
werden  mttsste.  Da  aber  die  Bestimmung  des  §  328  ZPO.  nur  dazu 
gegeben  ist,  spätere  Veränderungen  der  Verhältnisse  in  ihrem  Einflüsse 
auf  den  Schaden  und  dessen  Höhe  zur  Geltung  zu  bringen,  die  zur 
Zeit  der  früheren  Verurteilung  vorschauend  noch  nicht  zu  äbersehen 
waren,  und  die  dem  gewöhnlichen  Lauf  der  Dinge,  wie  er  zu  dieser 
Zeit  erscheinen  mus.ste,  nicht  entsprechen  (vgl.  JW.  1905  S.  143  Nr.  23, 
S.  152  Nr.  38,  S  2S3  Nr.  4,  S.  493  Nr.  19.  lOOß  S.  27  Nr.  30),  muss, 
soweit  die  zuklinttif^en  Erwerbsverhältnisse  schon  jetzt  sich  übersehen 
lassen,  auf  diese  bei  Festsetzung  der  Kenle  auch  Rücksiciit  genommen 
werden.  Wenn  das  Berutungsgericht  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
Gerichte  l.  Instanz  deshalb  auf  der  Grundlage  der  einfachen  Verhält- 
nisse eines  gewöhnlichen  Arbeitserwerbes  der  späteren  Verminderung 
der  Erwerbsfähigkeit  der  Klägerin  schon  jetzt  Rechnung  getragen  hat, 
so  kann  ihm  daran  nicht  entgegengetreten  werden. 
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Nr.  SBO.  Entseh.  des  Dentsehen  Beiehsgerichts. 
6.  ZiTilsenat.  Vom  22.  März  1906. 

Sahxg. »  (iMi)  Nr.  •  &  SIC  ZUT. ».) 
RHaftpflG.  §  I.  Auch  wenn  der  Strassenbahnwagen  hSIt,  Ist  der  Unfall,  den  ein  auf  dem 
HiottrperroB  steheider  Pasaagier  durch  den  Anprall  eine«  Laatwageos  erleidet,  aia 

Betriebsunfall  anzusehen. 

Die  Abweisung  des  Klageanspruchs  wird  vom  Beiufungsgericlit  auf 
die  Annalime  gestützt,  der  Kläger  sei  nicht  bei  dem  Betriebe  der 
Strassenbalm  verletzt  worden.  Allerdings  sei  ihm  der  von  ihm  be- 
hauptete Unfall  zugestoBsen,  während  er  als  Passagier  der  Strassenhahn 
auf  dem  fiSnterperron  des  Motorwagens  gestanden  habe;  der  äussere, 
zeitliche  und  Orüiche  Zosammenhang  mit  dem  Betriebe  sei  also  gegeben. 
Es  fehle  aber  an  dem  inneren  ntsächlichen  Zosammenhange  mit  der 
Betriebstätigkeit  der  Bahn.  Denn  der  Kläger  sei  verletzt,  während 
der  Wagen  an  einer  Haltestelle  gehalten  habe  und  nicht  infolge  einer 
dem  Bahnbetriebe  eigent&mlichen  Gefahr,  sondern  dadurch,  dass  ein 
schwer  beladener  Handwagen,  den  sein  B'Uhrer  hinter  dem  Motorwagen 
anf  den  Schienen  der  Strassenbahn  gefahren  habe,  gegen  den  halten- 
den Wahren  angeprallt  sei.  Diese  Ausführung  ist  rechtsirrtümlich,  die 
Beschwerde  der  Revision  daher  begründet:  Wenn  der  Strassenbahn- 
wagen während  der  Fahrt  vom  Ausgangspunkt  zum  Endziel  an  den 
einzelnen  Haltestellen  auf  kurze  Zeit  stillhält,  wird  er  damit  nicht 
vorübergehend  ausser  Betrieb  gesetzt,  der  Betrieb  umfasst  vielmehr, 
wie  das  Eiunehnien  und  Absetzen  der  Fahrgäste  so  auch  das  dazu  er- 
forderliche Anhalten  des  Wagens.  Mit  diesem  Betriebsvorgange  steht 
aneh  der  Unfall  des  Klägers  in  ursächlichem  Zosammrahange;  denn 
das  nach  der  Art  des  Betriebes  notwendige  Halten  des  Wagens  an  be- 
stimmten Stellen  inmitten  des  Strassenverkehrs  steigert  die  Gefahr  des 
Zosammenstosses  mit  anderen  Wagen.  Die  vom  Berofangsgericht  in 
seinem  Urteile  angeführten  Urteile  des  BG.  beruhen  anf  der  gleichen 
Bechtsaaffassang.  Ist  nun  aus  diesem  Grunde  der  Zusammenstoss, 
durch  den  der  Kläger  verletzt  worden,  ein  Betriebsunfall,  so  ist  damit 
die  £rsatzpflicht  der  Beklagten  gegeben. 
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20. 

IMe  Haftpflicht  der  Eisenbahn  and  ihrer  Bediensteten  fttr  Erteilung 
TOD  Auknnft,  Rat  oder  EmpfSdiluig. 

Von  Dr.  W.  Hertzer 
in  Strassbnrg  i.  E. 

Es  liegt  in  den  eigenartipen  und  von  üneinfreweihten  änsserst  schwer 
zu  übersehenden  Verliiiltnissen  nnserer  Eisenbahnen  begründet,  dass  das  Pn- 
blikam,  das  sich  ilircr  zur  Beförderung  bedient,  fast  ständig  genötigt  ist,  über 
Transport-  and  Abfertigongsvorsehfillni  M«ie  fibtr  TMif>  nad  Fahrplan- 
aogelegenhflltaiB  Ton  dea  dieatttaendai  Beamten  oder  tob  dm  betr.  Beieort- 
itallea  bsw.  yerwaltangen  selbst  sich  Aaslcnaft  oder  Bat  sa  erbitten.  Die 
Frage  nun,  unter  welchen  Voranssetznngen  und  inwieweit  die  Eisenbahnen 
oder  deren  Lente  für  Erteilung  von  Auskunft,  Rat  oder  Empfelilnnp:  eine 
SchadensersatzitHiclit  zu  übernehmen  haben,  ist  weder  im  Handelsj^esetzbuch 
noch  in  der  Eisenbahnverlcehrsordnnn^  geregelt  worden,  massgebend  sind 
daher  in  dieser  Hinsicht  die  einschlägigen  Vorschriften  des  Bflrgerlichea  6«* 
setabaehs^).  Dieses  besagt  snnidist  in  §  676:  ,Wer  einen  anderen  einen 
Bat  oder  eine  Empfehlang  erteilt,  ist,  nabesehadet  der  sieh  aas  einem  Yer- 
tragsreriritttnis  oder  einer  unerlaubten  Handlung  ergebenden  Verantwortlich- 
keit, zum  Ersätze  des  ans  der  Befolgung  des  Rates  oder  der  Empfehlung 
entstehenden  Schadens  veriilliclitet Hiernach  kann  also,  sofern  nicht 
zwischen  dem  Publikum  und  der  Bahnverwaltung  ein  Vertragsverhältnis 
besteht  oder  auf  seiten  des  befragten  Beamten  nicht  die  Voraussetzungen 
einer  anerlaabten  Hsadlnng  vorliegen,  aas  der  blossen  Aaskonft  allefai,  die 
aar  gdegentlich  oder  TieUeleht  nar  aas  OefKUigkelt  erteflt  wird,  eine 
Sehadensersatapflicbt  der  Eisenbahn  oder  deren  Bediensteten  nicht  hergeleitet 
werden. 

Eine  unerlaubte  Handlung  lässt  sich  nun  im  gegebenen  Falle  ein 
Bahnbeamter  zuschulden  kommen,  wenn  er  dem  um  Rat  Fragenden  gegenüber 
vorsätzlich  oder  fahrlässig  seine  Amtspflicht  verletzt^).  Eine  solche  Amts- 
pilicht  aber  wird  stets  dann  als  vorliegand  aa  enwiiten  sein,  wenn  der  Be- 
amte nach  seinen  Dienstrorsohriften  gehalten  ist,  dem  Publikum  Aasknnft  an 

')  FAi.  z.  HGB.  Art. 2  Abl.l. 
•)  BGB.  §  839. 
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geben  und  er  zagleicli  auf  (jrund  des  iliiu  zur  Verfügung  stehenden  dienst- 
Ilehen  KatwialB  wie  Tarife,  Ennbttcher,  Fahrplane  ntw.  In  der  Lage  iit,  die 
Anfhigen  auch  riditig  zu  beantworten. 

Wae  die  Haftong  auf  Grand  dnee  Ver trage verhftltniBsea  angebt, 

so  ist  eine  solrlio  in  doppelter  Weise  mö-rlich,  nämlich  entweder  so,  dass  die 
Auskunft  oder  der  Rat  an  sich  den  (.ieprenstand  eines  besonderen  Vertratres 
bildet,  oder  so.  dass  die  Auskunfterteilunfj  im  Zusammenhange  mit  einem 
anderen  Vertrage  erfolgt,  ah  dessen  Bestandteil  sie  dann  anzusehen  ist. 
Den  letsteren  Fall  wird  man  ttberall  da  annehmen  können,  wo  der  Fragende 
einen  Pereonentraneport-  oder  Fraebtrertrag  bereite  abgeachloeeen  hat,  be- 
vor er  um  Analranft  nachancht,  Toranageaetat,  daaa  die  Mitteilung  aiob  auf 
den  Inhalt  dieses  Vertrages  bezieht.  Ist  daher  dem  Reisenden  eine  Fahr- 
karte am  Schalter  verabfol}rt  oder  das  Gut  mit  dem  Frachtbriefe  von  der 
Versandstation  znr  Beförderung  ant^eunuauen .  so  hat  die  Kiscnbalin  damit 
zugleich  die  stillschweigende  vertragliche  Verpflichtung  übernommen,  dem 
anderen  Kontrahenten,  n&mlich  dem  Beizenden  oder  dem  Absender  des  Gntee, 
in  allem  den  Transport  betoeifenden  Fragen  richtige  Anskvnft  an  geb«i. 
Diese  Verpfliehtiuig  gehSrt  aor  Sorgfalt  eines  ordentliehen  Eanfmaans,  dessen 
Oldiegenlieiten  audi  die  Eisenbahn  al^  gewerbsmässige  Transportontemebmerin 
zn  erfüllen  hat.  Die  Auskunft  oder  Kiiiprehliuiir  stellt  dagegen  einen  selb- 
stilndiyen  Vertrag  dar,  sobald  die  Eisenbahuverwaltuiitcen  bzw.  deren  Organe, 
wie  insbesondere  die  auf  grösseren  Bahnhöfen  beftndlichen  AuskunftsbureauB, 
in  Ausübung  ihrer  Amtspflicht  und  innerhalb  ihres  dienstlichen  Wirknngs- 
kreisea  die  Ansknnft  geben,  ohne  dasa  anvor  ^  Transportvertrag  abge> 
schlössen  ist  Allerdings  geschiebt  dieee  Anskunftserteilnng  seitens  der  Eisen- 
balin  oder  ihrer  Leute  unentgeltlich,  mitlün  ohne  Gegenleistung  von  selten 
des  um  Rat  Fragenden.  Allein  dieser  Umstand  bildet  kein  Hindernis  dafür, 
dass  die  Eisenbahnverwaltung  gleichwohl  ein  selbständiges  Reclitsgescliäft  al)- 
schliesst,  für  welches  sie  die  Garantien  übernimmt.  Denn  wenn  auch  die 
Entrichtung  eines  Entgelts  im  allgemeinen  als  das  Kennzeichen  eines  Ver- 
trages angesehen  wird,  so  folgt  darans  nicht  nrngekehrt,  daaa  ünentgeltUdi- 
keit  efai  Argument  für  das  Gegenteil  ist  Die  Annahme  eines  Vertrages 
rechtfertigt  sieh  vielmehr  im  vorliegenden  Falle  nm  deswülm,  weil  die  Rat- 
achUge  von  seiten  der  Bahn  rein  gewerbsmässig,  und  zwar  in  der 
Absicht,  erteilt  werden,  den  .\bsclilnss  eines  Geschäfts,  welches  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  begründet,  uämilcU  des  Xransportvertrages,  zu  ermög- 
lichen 

Seiner  jnristisdien  Natur  nach  charakterisiert  dch  der  in  Bede  stehende 
Vertrag,  sobald  er  als  ein  Bestandteil  des  Transportvertragea  anzusehen  ist, 
wie  dieser  selbst  als  Werkvertrag.   Wenn  daher  die  Auskunft  unrichtig 

ist  nnd  der  nm  Rat  Fragende  durch  sie  geschädigt  wird,  so  kann  er  Schadens- 
ersatz verlangen').   £r  hat  dann  den  Umstand,  dass  ein  fakcher  Kat  erteilt 


Brunswig,  Zeitscbr.  f.  d.  ges.  Uandelarecbt  Bd.  ö8  S.  85. 
•)  BGB.  §  686. 
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wurde,  zn  beweisen.  Die  Eiseiibalmverwaltnii<r  kann  jedoch  nur  in  Anspruch 
genommen  wei-den,  wenn  aaf  ihrer  Seite  oder  auf  seiten  ihrer  Leute  ein  Ver- 
Bchnlden,  d.  h.  Vorsats  oder  FabrlftBsigkeit  voi^elegen  hat  Will  sie  tob  der 
Haftung  bflAreit  sefai,  w  man  ito  den  Beweis  flüireii,  daaa  Ihreneits  allea  ge- 
scheben  ist,  vaa  den  ümttttnden  nach  zur  Erreichimg  des  Erfolges  erforderlich 
war.  ilass  sie  also  selbst  bzw.  ihr  Personal  tatsUchlich  eine  den  ümsttnden 
entf^prer  lic  nde  riclitige  Anskiinft  gegeben  hat Der  iSchadensersatzanspruch 
verjilhrt  in  0  Monaten  von  der  Ansknnftserteilung  an,  sofern  nicht  der  betr. 
Bahnbeamte  hierbei  einen  etwaigen  Mangel  arglistig  verschwiegen  hat^),  was 
stets  aach  dann  zutrifft,  wenn  der  Bat  Torsiltzlich  falsch  erteilt  wurde. 

Hmdelt  es  rieh  nm  eine  Auskünfte  die  vor  AbscUnss  des  Transportver- 
tniges  g^ben  werden  ist,  die  slso,  wie  gesagt,  an  sich  den  Gegenstand 
eines  selbständigen  Vertrages  bildet,  SO  liegt,  da  die  Ansknnfterteiliing  unent- 
geltlich erfolgt,  nicht  ein  Werkvertrag,  sondern  lodiirlich  eine  Geschäfts- 
besorgnnp  vor,  die  als  solche  den  Kegeln  des  Aiu'trai;  s  untersteht"^).  Ins- 
besondere trelten  Eisenbalinl)edienstete,  die  in  den  auf  grii.>5seren  Bahnhöfen 
befindlichen  Ausknnftsbureaus  tätig  sind,  in  Gemässheit  des  §  663  BGB.  als 
zw  Ratserteilnog  an  das  FaUiknm  Öffentlich  bestellt.  Sieben  daher 
Beisende  hier  mn  Auknnft  Aber  Zogverbindmigen  nsw.  nach,  so  kOnnen  de 
▼ertranen,  dass  sie  anch  eine  richtige  Auskauft  erhalten.  Vermögen  diese 
Angestellten  nach  T^age  der  Umstände  die  Fragen  nicht  zu  beantworten,  so 
müssen  sie  die  Auskunfterteilung  nnverzüglidi  ablehnen,  anderenfalls  sie  eine 
rechtliclie  Verptlichtung  verlet/en  und  damit  sich  bzw.  die  betr.  Eisenbalm- 
verwaltung schadensersatzptiichtig  machen. 

Was  Uer  die  Haftnng  der  Eisenbahn  für  ihre  Leute  angeht,  so 
ist  nmftchst  wiedemm  an  vnterseheiden,  ob  es  sich  um  vertragliche  oder  am 
ausservertragliche  Auskunft  handelt.  Liegt  ein  Yertngimliftltnis  vor  und 
bildet  die  Anskunft  einen  Bestandteil  des  Transportvertrages,  so  kommen 
§  458  HGB.  bzw.  §  EVO.  zur  Anwendung,  wonach  die  Eisenbahn  für  ihre 
Bediensteten  oder  für  sonstige  Personen,  deren  sie  siili  zur  Ansführnng  der 
Beförderung  bedient,  in  gleichem  Umfange  verantwortlich  ist,  wie  für  eigenes 
VerBchnUen  und  wonadi  sie  also  ttberall  da,  wo  sie  selbst  für  Zufsll  zn 
haften  hat,  in  gleichem  Umfange  anch  fVr  das  Personal  einstehen  mnss.  Stellt 
die  Batserteilnng  einen  selbstSnagen  Vertrag  dar,  so  greift  §  278  BGB. 
Fiats,  wonach  der  Schuldner  das  Verschulden  seiner  ErffQlungsgefailfen,  nicht 
demnach  zufilllige  Vernehon  dersoDu  n.  in  gleichem  Umfange  zu  vertreten  hat 
wie  eigenes  Verschulden.  Zu  den  Erlüllungsgeliilfen  geliören  in  diesem  Falle 
anch  die  verfassungsmässig  berufenen  Vertreter  im  Sinne  des  §  31  BGB.  Ein 
Unterschied  zwischen  beiderlei  Kategorien  von  Bediensteten  besteht  hinsicht- 
lieh der  Haftnng  hier  nicht.  Bemerkt  sei  noch,  dass  als  verfassungamltssig  be- 
rufene Vertreter  der  Bahn  diejenigen  Personen  gelten,  welche  durch  die  Be- 


•)  BdB.  §  282. 
»j  BGB.  §  63«. 
«)  BOB.  SS  662  f. 

JCa«r,  ieiMBbftlmT60htUelM  BetMhddoBgvii  XXII. 


2B 


Digitized  by  Google 


410 


W.  Bertnr,  Die  Hafkpflioht  der  BiwBbahn  vai  ihrer  Bedieutetea. 


atiiitniinigen  der  Verwaltangsorganisation  znr  Tätigkeit  innerhalb  eines 
Oeschftftsbereichs  berafen  sind;  alle  ttbrigen  Beamte  und  Angestellte  hin- 
gegen, die  ihren  dienstlichen  Anftng  wiederum  aif  diese  bemfenen  Personen 
snrttokflQireii,  sind  nicht  Vertrettr  der  Bilm,  sondm  mr  Verriektanir  ^ 

Sinne  des  §  831  beeteUt^). 

Handelt  es  sich  nm  ansser kontraktlichen  Hat,  für  welchen  die 
Eisenbahn  nur  zu  haften  hat.  wenn  ilire  Bediensteten  sich  hierbei  eine  uner- 
laubte Handlung  zuschulden  kommen  lassen,  so  wird  der  Umstand,  ob  ver- 
t'aääungsungamässig  berufene  Vertreter  oder  sonstige  Angestellte  den  Kat 
erteilt  haben»  ywi  erheUieher  Bedeutung.  Denn  fBr  die  enteren  ist  «Itdaan 
gemisB  §  81  bahnseitig  schlechthin  einnutehen,  TonnsgeMtzt,  dus  die  Hand- 
lung oder  Unterlassung  eine  Verpflichtung  zum  SchadeniWMtB  begründet  und 
die  Organe  der  Bahn  in  Ausübung  ihrer  Vertretungsmacht  gehandelt  haben. 
Für  die  schuWhaften  Handlungen  und  Unterlassunpren  der  übrigen  Be- 
diensteten indessen,  die  im  Sinne  des  §  831  bestellt  sind,  kann  die  verklagte 
Eisenbahnverwaltang  die  Verantwortung  ablehnen,  wenn  sie  dartut,  dass  sie 
bei  der  Bestellioig  die  erforderliche  Sorgfalt  beobacbtet  hmt  oder  der  Schaden 
anch  bei  Anwendung  dieser  Sorgfalt  entstanden  sein  würde. 

Braucht  die  EisenbalinTerwaltong  gemftss  §  881  fttr  den  entstandenen 
Schaden  nicht  aufzukommen,  so  haftet  der  Beamte,  der  die  Auskunft  erteilt, 
vorausgesetzt,  dass  er  hierbei  die  ihm  dem  Fragenden  gegenüber  obliegende 
Amtspflicht  vorsützlich  oder  fahrlilssig  verletzt^.  Die  Schadensersatz- 
pflicht des  Beamten  ist  nun  durch  ein  Urteil  des  Keichsgerichts  vom  20.  Fe- 
bniar  1902  auch  fttr  den  Fall  bejaht  worden,  dan  fttr  ihn  ^e  Ver]iflichtang 
inr  Anskunfkerteilnnf  nicht  besteht,  denn  ^  so  heisst  es  in  jfeaeni  Erkenntnis 
—  sobald  ddi  der  Beamte  zur  Andconft  entsddttsse,  vrttrda  dieee  Tttig^t 
von  seiner  Amtspflicht  mit  ergriffen,  die  ihm  die  bei  Ausübung  des  Amts 
überliaui>t  irebotene  Sorirfalt  auch  für  die  Ausübung  derartiger  Befugnisse 
autViicjit'.  Ks  ist  oline  weiteres  einleuchtend,  dass,  wenn  der  oberste  Ge- 
richtshof auf  diesem  Standpunkt  auch  in  ferneren  Fällen  verharren  sollte, 
dies  insbesondere  fttr  die  Eisenbalmbeamten  nnberechenlmre  Folgen  nach  sich 
liehen  wflrde;  denn  gerade  diese  Beamten  kommen  tttfl^oh  in  die  Lage,  anf 
Anfragen  des  Pablikoms  Ansknnft  an  geben,  die  häottg  gsna  ausserhalb  ihres 
Wirknngskreises  liegen,  oder  zu  deren  Beantwortung  ihnen  das  nötige 
Material  niiMit  znr  \'erfügnnir  steht,  die  sie  aber  trotzdem,  und  zwar  lediglich 
aus  (ietälii^rkeit  beantworten.  Landgeriditsrat  Dr.  Delius  hat  denn  auch 
seinerzeit  in  der  deutschen  Juristenzeitung ^)  die  obige  Auffassung  des  ßeichs- 


>)  KG  Kntach.  in  Zivils.  Bd.  53  8.  279/280. 

»J  BüB.  §  Ö3y, 

*)  Jahrg.  1904  S.  689/680.  Dsbrigens  ist,  wie  Delius  noeh  hervorhebt^  die  Ent- 
scheidung dwllber,  ob  eine  Amtspflicht  im  gegebenen  Falle  vorliegt,  nicht  in  das  sub- 
jektive Krmcssen  des  Beamten  gestellt,  sondern  Sache  iles  Gericht«*,  das  über  den 
Scliadeusersatzaiispnich  beündot.  Ks  allein  hat.  %u  prUfeu,  ob  objektiv  eine  dem  Dritten 
gegenüber  obliegende  AmtspÜicht  in  Frage  kommt. 
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gerichts  bekämpft  iiiid  zutretieud  darauf  bingewiesen ,  dass,  wenn  Beamte  in 
solchen  Fällen,  in  denen  sie  amtlich  zar  Auskunft  nicht  verpflichtet  sind, 
letztere  vielmehr  freiwillig  erteilen,  schlechthin  f&r  den  daraas  entstehenden 
Schaden  Terantwortlieh  gemaeht  werden  sollten,  dies  an  onertrSgUcliea  HKrten 

führen  würde,  welche  zweifellos  vom  Gesetzgeber  selbst  nicht  gewollt  seien, 
l'm  eine  derartige  Haftung  einzuschränken,  sei  deslialb  gerade  im  §  83;> 
]5CU!.  bestiinnit,  dass  nur  die  Verletzung  einer  Amtspflicht,  welche  einem 
Dritten  uti^fiiinMir  besteht,  zum  Sclunlen-sersatz  verjitüchten  soll. 

Zuui  Schlus»  bleibt  noch  die  Frage  zu  erörtern,  ub  die  Eisenbahnver- 
waltnngen  oder  deren  Bedienstete  sich  von  der  Schadensersatspflidit  dadurch 
befreien  IcOnnen,  dass  sie  ihre  Uitteilangeo  mit  dem  HinznfQgen:  «Ohne 
Gewähr  für  die  Richtigkeit*  oder  mit  ähnUohen  Zas&tien  versehen,  wie  die 
Ansknnftsbnreans  im  Handelsverkehr,  die  sogenannten  Auskunfteien,  dies  zu 
tnn  pflepren,  die  sich  durch  .Aufnahme  derartiger  Klauseln  in  ihre  Gosch?lfts- 
beilinLninircn  irefron  die  Haftung  für  eigene  und  fremde  Fahrl;issi<rkeit  sowie 
für  vursützlicbe  Handlungen  ihrer  Angestellten  schützen.  Während  die  Ans- 
konfteien  tb»  die  Haftung  ffir  die  Riehtlgkdt  der  erteilten  Anskfinfte  grund- 
stteUch  ansschliessmi  kOnnen,  steht  den  Eisenhahnen  eine  derartige  Befügnis 
nicht  m,  denn,  wie  herdts  bemerict,  gehOrt  die  richtige  und  zugleich  vor- 
behaltlose Beantwortung  von  Anfragen,  die  insbesondere  Transportangelegen- 
heiten betreffen,  zn  den  Pflichten  eines  ordentlichen  Frarlitfülirers  bzw.  Trans- 
portunternehmers. Die  Eisenbahnen  können  daln'r  die  Verantwortung^  für  die 
Richtigkeit  der  ihrerseits  oder  von  selten  ihrer  Angestellten  gegebenen  Aus- 
künfte nicht  in  allen  Fällen  ablehnen,  sondern  sind  hferzu  nur  dann  befugt, 
wenn  besondere  ümstKnde  dies  rechtfertigen.  Solche  besonderen  Umstände 
wflrden  z.  B.  als  vorliegend  anavnehmen  sein,  wenn  der  Verwalter  einer 
kleinen  Eisenbahnstation  Angaben  über  Verkebrabedehnngen  liefern  soll,  an 
denen  seine  Station  nicht  beteiligt  ist,  oder  wenn  von  ihm  umgehende  Aus- 
kunft Uber  Fahrpreise  bzw.  Fraditsät/e  vcrlanirt  wird,  deren  Feststellung!  ihm 
nicht  gelaiific:  oder  nur  auf  Grund  eindrehenden  Studiums  möjL'lich  ist.  Nach 
den  allgemeinen  Abfertigungsvorschriften  sind  denn  auch  Aufragen  über 
TarifBätse  ndt  dem  audrflcklichen  Vorbehalt  an  beantworten,  dass  eine  Gewähr 
für  die  Richtigkeit  der  erteilten  Ansknnft  nicht  ttbemommen  werde'). 


*)  Allg.  Abf .-Vorschr.  TeO  I.  AUg.  Best  H  Ziff.  6  S.  8. 
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21. 

UnftUtigkeit  d<>s  §  :U  Abs.  2  der  EtseiibahiiTerke]ir8ordniiii&:  fiber 
Avsaehlsss  der  IlaftpHicht  für  OepKekverschloppuns:  lufol§;e  üicht- 
beseltigaug  Slttrer  Befnrderiiugszeieheii. 

Von  Dr.  L.  Fuld, 
Rechtsanwalt  in  Mainz. 

In  dem  Bestreben,  »ich  von  den  Folgen,  die  ans  einer  irrtümlichen  lie- 
fördorunpr  dos  RciKPt;epäcks  entstohen  können,  möfrlirhst  zu  befreien,  haben 
die  Kisenbahnen  vielfach  den  \'eisuch  freiiia(lit,  die  Haftpflidit  für  die  irr- 
tümliche Beförderung  eine»  Gepäckstück»  dann  abzulehnen,  wenn  dasselbe 
noch  Sltere  BefttrdemiigSBeicben  aufweist,  welche  entgegen  der  Begtimmnng 
des  §  31  Abs.  8  der  Verkdirsordnung  nicht  beseitigt  worden  sind.  Diese 
Bestinunong  lantet:  .Anf  den  Oepftckstücken  dfirfen  altere  Eisenbahn-,  Post- 
nnd  andere  Beförderangszeichen  sich  nicht  befinden.  Wird  infolge  der  Nicht- 
beachtung dieser  Vorschrift  das  Gepiu  k  verschleppt,  to  liaftet  die  Eisenbalin 
nicht  für  den  daraus  erwachsenen  Scliaden". 

Bevor  die  Frage  erörtert  werden  soll,  ob  diese  Vorschrift  der  Verkehrs- 
ordnnng  fiberhaapt  im  Hinblfade  auf  die  BestimmmigMi  des  HOB.  und  die  darin 
enthaltenen  Grenzen  der  Ausschliessnng  der  Haftpflicht  auf  Bechtswiricsamkeit 
Anspmch  erheben  kann'),  moss  betont  werden,  dass  in  derselben  selbstver- 
ständlich keine  Vermutung  daffir  enthalten  ist,  das  die  Verschleppung  anch 
in  der  Tat  diirrli  die  älteren  Beförderungszeichen  an  dem  Gepäckstück  lier- 
yrir^ferufen  wurde.  Selbst  wenn  also  die  Eisenbahn  an  sich  in  der  Lage  sein 
sollte,  sich  auf  §  31  beziehen  zu  können,  so  müsste  sie  immer  noch  zum 
Zwecke  ihrer  Liberieruug  in  jedem  einzelnen  Falle  nachweisen,  dass  zwischen 
der  konkreten  Verschleppnng  and  dem  betreffenden  Alteren  BefSrdemngssdchen 
in  den  Tat  ein  nrsachlicher  Znsammenhang  besteht.  Die  Eisenbahn  kann  sich 
mitnichten  darauf  berofen,  dass  sie  durcli  die  Vorschrift  für  jeden  Ansprach 
auf  ]uitschil<li>rimpr.  der  ans  der  Versdileppung  eines  Gepäckstücks  entsteht, 
an  dem  die  ilitpron  Itefurilei  inii'szoii  lieii  nicht  samt  und  sonders  entfernt 
worden  sind,  die  Verantwortliehkeit  ablehnen  könne;  die  Verkehrsordnung  spricht 
nur  von  der  Verschleppung,  die  die  Folge  der  Nichtbeachtung  der  Vorschrift 
tet,  und  daraus  geht  hervor,  dass  die  anf  Ersatz  in  Anspmch  genommene 
Eisenbahn  diese  Folge  der  Nichtbeaehtong  der  Vorschrift  zum  Zwecke  ihrer 

')  Die  BechUwirkflamkeit  wird  verneint  von:  Tbül,  Handelsrecht  §54  S.  III, 
und  Handrisreehtiiche  Briteterangeu  (1882;  ä.  11— lö;  Schott  in  EndemanDs  Haadbach 
des  Handelsrechts  Bd.  8  8. 486, 680;  v.  Hahn,  Komnentsr  nim  BGB.  8.  Aufl.  II  S.  781 

—  und  da^et^en  bejaht  von  Ooldschmidt,  Zeitscbr.  f.  d.  ges.  Handelsrecht  Bd.  S!6 
S.  U(i.  2S  S,  454;  Steinbach  in  Giünhut.s  Zeitschr  Tt.l.  10  S.  203;  W.  Koch  in 
der  Zeiucbr.  des  Ver.  deutsch.  EisenbYerw.  1888  S.  22d,  481;  Drilling,  Die  angebl. 
Uugttlüglniten  desBetrBgL  (1885)  S.19;  Eger,  EisenbVerkOrdn«  8.  AniL  §31  8.189. 
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EnUastODg  darzntun,  mit  anderen  Worten  also  den  ursächlichen  Zusammen- 
hang ra  beweisen  bat.  Es  geht  dies  aacb  ans  der  Erwägung  der  Tatsache  her- 
irwr,  daw  «e  niebt  die  Absieht  der  Yerkebisordning  war,  noeb  setn  konnte, 
die  läsenbahn  und  ihre  Angesfeeltten  dnrcli  §  81  von  JegUeher  Anfimerkeam- 

Iteit  bei  der  Beförderung  der  mit  älteren  Befördeningszeichen  noch  versehenen 
Gepäckstücke  zu  befreien,  im  Vertvaneii  darauf,  dass  j^ip  Ja  doch  nicht  ver- 
antwortlich gemacht  werden  könnten,  falls  eine  Verschleppung  eintreten  sollte. 
Han  wollte  nur  die  Möglichkeit  der  Inanspruchnahme  dann  beseitigen,  wenn 
trotz  Anwendung  der  pflichtmässigen  Sorgfalt  eine  Versclüeppong  infolge  der 
Niefatbesettignng  der  ttteren  Zeidien  Torgekommen  ist. 

Es  ortstdit  aber  nnn  die  b^  weifiem  wichtigere  Fri«e,  eb  die  Verlcehre- 
Ordnung  überhaupt  die  Ersatzpflicht  und  Verantwortlichkeit  der  Eisenbahnen 
hierfür  mit  Rcchtswirksamkeit  ansscliliessen  konnte?  Nach  §  471  h6B. 
können  die  nacli  den  Vorscliriften  der  432  Abs.  1,  2.  438.  43i>.  453, 
455 — 470  begründeten  Verptlichtungen  der  Eisenbahn  weder  durch  die  Ver- 
kehrsordnung ,  noch  durch  Verträge  ausgesclüossen  oder  beschränkt  werden. 
Bestinunimgen,  welehe  dieser  VorBcbrlft  znwlderlaafen,  dnd  niditig,  vnd  dae 
gleiche  gilt  Ton  Vereinbaningeii,  die  mit  den  Vorsebriften  der  Ebenbabnyer- 
Jcehrserdnnng  in  Widerspruch  stehen. 

Bevor  m  mitersaehen  ist,  ob  zwischen  einem  dieser  Paragraphen  und 
§  31  der  Verkehrsordnnncr  ein  Widerspruch  besteht,  mnss  die  Frage  beant- 
wortet werden,  ob  die  KiBenbalm  in  Hinsicht  des  Keisegepilcks  überhaupt  den 
gleiclien  Beschränkungen  unterliegt,  wie  als  Frachtführer.  Die  Antwort 
liierMif  Inuin  nicht  sweifelbalt  sein,  da  die  Beftrdemng  des  Bdsegepfteke,  dae 
aufgegeben  wird,  yon  der  Eisenbahn  als  FraohtHUver  gesehiebt.  Diese  recht- 
liche Qualifikation  des  aufgegebenen  Reisegepäcks  ist  nicht  bestritten.  Wenn 
§  478  HGB.  bestimmt,  dass  die  Vorschriften  über  die  Beförderung  von  Per- 
sonen, auf  den  Eisenbahnen  durch  dip  Eisenbahnverkehrsordnung  getroffen 
werden,  so  bezieht  sich  dies  selbstverständlich  nur  auf  die  Berörderung  von 
Personen  auf  den  Eisenbahnen  und  nicht  auch  auf  die  Beförderung  von 
Gepäck.  Die  Eisenbahn  befördert  aber  dae  Gepäck,  das  ihr  zum  Zwecke  der 
BefBrdemng  Abei]pbea  wird;  hierftber  stellt  sie  den  Gepftclcsebein  ans, 
welcher  den  Chari^kter  der  Legftiniatioasttrknnde  hat  und  die  Bflekgabe  des 
Qeptteks  bedingt.  Dagegen  liegt  eine  Beförderung  von  Gepäck  insoirait  nicht 
vor,  als  es  sich  um  das  nicht  aufgegebene  (lepilck  handelt,  vor  allem 
das  Handgepäck,  das  mit  in  den  Wagenaliteil  genommen  wird.  Die  Eisen- 
bahnverkehrsordnung kann  mit  Rechtswirksamkeit  Vorschriften  bezüglich 
dieses  Gepäcks  und  der  ihr  eventuell  aus  dem  Verlust  oder  der  Beschädigung 
desselben  erwaehsendsn  Sehadsnersatsplicht  anch  dann  erlassen,  wenn  die- 
selben ndt  deqjei^en  Vorsefarifbai  des  Haadelsgesetabvchs  in  Wldenpmdi 
stehen,  die  sonst,  d.  h.  bei  der  Ansfdhmng  des  Frachtvertrags  auf  selten  der 
Eisenbahnverwaltung  die  nnfibersteiglichen  Grenzen  für  die  Verkehrsordnung 
bilden;  denn  insoweit  Iiandelt  es  sich  nicht  nni  Güterbeförderung,  sondern  um 
PersonPTihefi»rdernii{r.  Bezüglich  des  ant^rcircbcnen  Reisegepäcks  hat 
dagegen  die  iüisenbalin  die  Stellung  eines  i^laciitluhiei-s,  und  es  steht  dieser- 
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hüb  der  Yerkehrsordnnng  nicht  die  Befngnis  zn,  die  Verantvortildikdt  dmr 
ESeenbahnea  in  weitergeheBdem  ümftoge  anBsvechilteii  oder  ahnechwftdwn, 
als  di«e  hei  der  auf  Orsad  der  AnMtellnng  eines  Frachtbriefe  flbemonraieaieB 

Beförderung  der  Fall  ist.    Hechtlich  besteht  insoweit  Iceinerlei  Unterschied, 

ob  eine  Versendnntr  auf  (ti-iukI  eines  Fraditbrit't's  oder  eines  Gepäckschein» 
erfolfrt  ist.  Sonach  beurteilt  sich  die  Hei'iit^Lniltiijkcit  des  §  31  der  Ver- 
kehrsordiiuiig  iu  (iemUsslieit  des  §  471  üüB.  aud  der  hier  angegebenen  Be- 
stimmungen. 

Prüft  man  nnn  §  31  im  Hinblick  anl  §  466  Ahe.  1  des  HGB.,  so  ergibt 
sich,  daBS  jener  Aber  diesen  hinanageht.   Während  nach  |  466  Abs.  1  die 

Eisenhahn  entla-stet  wird  nur  durch  den  Nachweis,  dass  der  Schaden  durch 
das  Versclinlden  des  YerfUgunirRbereclitigten  verursacht  worden  ist.  lept  §  31 
der  Verkehrsordnnnjr  auf  das  subjektive  Schnldmoment  inioiiianpt  keinerlei 
Wert,  er  berücksichtigt  ferner  niclit  den  l'nistand,  dass  tür  die  Versclilepi)nng 
anter  Umständen  ein  konkurrierendes  Verschulden  der  Bahn  und  des  Ver<- 
fttgnngsberechtigten  von  ursächlicher  Bedentang  sein  lumn,  er  betrachtet  die 
NichterfHUnng  einer  FormalTorschrift,  die  dnen  weitergdienden  Charakter 
bzw.  Inhalt  als  den  einer  instruktionellen  Vorschrift  nicht  hat,  als  aus- 
reichenden Grund  für  die  Ablehnung  jeder  Verantwortlichkeit  der  Eisenbahn- 
verwaltung. Wollte  man  §  .31  der  Verkelirsurdnnnir  als  rechtsgültig  be- 
trachten, so  müsste  man  sich  zu  der  Anscliamint^  bekennen,  dass  die  Nicht- 
beseitigung  der  älteren  Beförderungszeichen  auf  den  aufgegebeneu  Reiseeffekten 
ein  Verschniden  des  VerfOgangsberechtigten  im  Sinne  des  §  466  HOB.  be- 
dentete.  Hiervon  Icaan  nnn  schlechthin  keine  Bede  sein.  Es  ist  mOglieh  — 
nnd  dieses  Zugeständnis  wird  man  dem  Standpnnkt,  dw  von  Seiten  der  Eisen* 
bahnverwaltungen  regelmässig  vertreten  wird,  wohl  machen  kSnnen  —  dass 
die  Nichtbeachtung  der  instruktionellen  Vorschrift  auf  einem  schuldhaften 
Verhalten  des  Verfüjrunffsliercclititrtfn  beruht,  es  ist  aber  anderseits  ebenso 
möglich,  dass  die  Konstruktion  der  Verschuldung  vollständig  versagt.  Vom 
Standpui^  der  Praads  nnd  des  täglichen  Yorkehrs  mnss  gesagt  werden,  dass 
die  Zahl  der  zn  der  letzteren  Alternative  gehörigen  Fälle  weit  erheblicher  ist, 
als  die  Zahl  der  nnter  die  an  erster  Stelle  genannte  nn  subsumierenden, 
nnd  darum  mitnichten  zugegeben  werden  kann,  es  spreche  eine  tatsächliche 
Vermutnnp  für  die  vei-schuldete  Niolitbeachtung  der  Vorsehrift  Wie  dem 
aber  auch  sei,  jedenfalls  ist  dein  L'eltonden  Keelit  die  Schuldvcrnuitung  fremd. 
Lässt  sich  aber  die  Nichtbeachtiiuif  der  auf  Beseitigung  der  älteren  Be- 
fOrdemngszeichen  gerichteten  Bestimmung  mit  einem  Verschulden  des  Ver^ 
fiiguigsberechtlgten  nicht  schlechthin  identifizieren,  so  mnss  §  31  Verkehrs- 
ordnnng  als  fan  Widerspruch  mit  %  466  Abs.  1  HGB.  stehend  bezdchnet  nnd 
denigemäi;s  als  rechtsnnwirksam  qualifiziert  werden. 

Die  Frage,  nnter  welchen  Voraussetzungen  sich  die  Eisenbahnverwaltnng 
der  Verantwoitlichkeit  für  die  Verschleppnnir  von  anfffeirebenem  TJeisegep.'Ick 
entziehen  kann,  beurteilt  sich  also  nicht  sowoiil  nach  der  Verkelirsnrdnuiiir. 
als  vielmehr  nach  §  4öö  Abs.  1  UGB.,  und  zwar  ausschliesslich  hieruach. 
Uaa  kann  auch  nicht  auf  §  68  der  Verkehrsordnnng  hinweisen  nnd  denselben 
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analog  für  die  Beftffltnuiff  dM  Beiaegepäcks  Tsrwerten;  es  erweist  sich  dies, 
abgeselieii  tod  anderen  Momenten,  acbon  vm  deswillen  als  nmnOgtteh,  weü  in 
der  soeben  genannten  Bestimmnng  der  Verkebrsordniing  die  AnssteUnng  eines 

Frachtbriefs  voransgesetzt  wird,  während  bei  der  GepäckbefördPinnp  der  Ab- 
sender weder  einen  Frachtbrief,  noch  eine  demselben  fthnliclie  Urkunde,  noch 
überhaupt  ireondwelches  Schriftstück  ausstellt.  Die  Ablehnunp  der  Verant- 
wortung für  die  Verachleppung  erfordert  also  den  Nachweis  des  Verschuldens 
des  Verfügungsberechtigten  seitens  der  Eisenbahnverwaltnng  nach  §  456  HGB. 
nnter  vollstlndiger  Ignoriomng  des  §  31  Verlielinordniing,  anf  den  insoweit 
Icdne  Bttel^doht  mehr  genommen  werden  darf. 

Hierbei  ist  aber  auch  die  Frage  des  Iconlrarrierenden  Verschaldens  nach 
§  254  BGB.  zu  berücksichtigen  und  zu  prüfen,  ob  nicht,  falls  überhaupt  dem 
Absender  ein  Verschulden  zur  Last  filllt,  nicht  das  Verschulden  der  Eisenbahn 
und  ihrer  Angestellten  in  kausaler  Beziehung  als  das  überwiegende  anzusehen 
ist?  Hierbei  muss  davon  ausgegangen  werden,  dass,  wenn  die  Eisenbahn- 
verwaltong,  wie  es  der  FtSi  ist,  anf  die  Einhaltung  der  Vorsehrift  «ber  die 
Beseitignng  der  ilteren  BefSrderongsselchen  fibeiAanirt  nicht  hilt,  wenn  sie 
die  Koffer  und  sonstigen  Gepttckstttcke  mit  den  alten  Befördentngszeichen 
annimmt,  ohne  auch  nur  zu  der  Beseitigung  derselben  aufzufordern,  sie  selbst 
eine  Handlnnpsweise  begeht,  die  vielfach  als  ein  8chuldhafte.s  ünterlasBon  der 
ihr  obliegenden  Verijflichtnnfr  antresehen  weiden  niuss,  Allerdinjis  steht  lest, 
—  und  es  ist  dies  beispielsweise  auch  bei  der  Entscheidung  der  Frage  ange- 
nommen worden,  ob  der  Absender  eines  Chites,  welcher  es  nnterlassen  bat, 
gonmi  anngeben,  welche  von  mehreren  glelddaiitenden  Stationen  der 
sendnngsort  ist,  die  Eisenbahn  für  die  Verschleppung  nicht  verantwortlich 
machen  kann,  —  dass  das  Versclmlden  des  Absenders  nicht  dnrdi  das  Yw- 
achnlden  der  Eisenbahn  abp-epnlten  wird 

Allein  zwischen  dieser  Frage  und  der  hier  zu  erörternden  besteht  ein 
grosser  Unterschied;  bei  Jener  handelt  es  sich  um  die  dem  Absender  und 
AnssteUer  des  Ftechtbriefb  sowoU  ans  allgemeinen  Beehtsgründen,  als  aneh 
Inhaltlidi  einer  besondwen  und  in  ihrer  Beditswirksamk^  insoweit  niidit  an 
beanstandenden  Torsehrift  der  Eisenbahnverkehrsordnnng  obliegenden  Ver- 
pflichtung, die  für  die  richtige  Versendung  notwendigen  Angaben  mit  mög- 
lichster Genauipfkeit  zu  machen.  Diese  Verpflichtung  besteht,  !j:leichviel ,  ob 
die  Eisinbahnverwaltuug  es  ihrerseits  an  der  notwendigen  Aufmerksamkeit 
fehlen  lässt  oder  nicht,  und  ob  sie  in  der  Lage  war,  durch  eine  Befragung 
alsbald  festzustellen,  um  welche  von  mehreren  Stationen  es  sich  handelte. 
Anders  hier.  Hier  hat  der  Absender  k^e  nnklaren,  mdirdentigen  oder 
aweifelbaften  Angaben  gemacht,  sondern  er  hat  hm  gaas  bestimmter  nnd 
aweifelfreier  Weise  angegeben,  wohin  das  Gepäckstück  befördert  werden 
sollte;  die  Verschleppunp  desselben  ist  dadurch  und  nur  dadurch  gekommen, 
dass  sich  alte  Beförderungszeichen  an  demselben  befanden.    Eine  Parallele 


>)  Zeitachr.  f.  franz.  Zivilrecht  Bd.  3Ü  S.  668;  üesa.  Rechtsprechung  Bd.  4  S.  29; 
Kanfmann,  BandetareehtUehe  Becihti^pinebang  lU  8. IV  S.  884. 
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bdder  FWle  ist  «lio  nicht  yorhanden.  Dft  aber  die  EisenbaliBTerwaltaiig  in 
da*  Lage  ist,  jederaeit  daTsnf  sii  halten,  das«  die  alten  BeCBrdwnngntelchen 

abgelöst  werden,  da  ihr  anzweifelliaft  die  Beftignia  zusteht,  die  Annahme 
eines  Gepäckstücks  zur  Befördernnp  zn  versapren,  wenn  nicht,  entsprechend 
ihrem  Verlangen,  die  alten  T^efiirdernnsrs/.eichen  alsbald  vor  der  Expediernnpr 
entfernt  werden,  so  mnss  aiiuenonmen  werden,  dass  regelmfissip:  die  anf  ihrer 
Seite  vorhandene  Verschuldung  eiue  grüssore  ist,  als  die  dem  Absender  zu 
impatierende,  so  dan  aleo  auch  hei  Anaahme  der  Yereehnldong  dieeea  die 
Venmtwortliehkeit  der  Bisenhahn  Ittr  die  Versehleppang  in  den  meiaten  Flllen 
nicht  abgelehnt  werden  kann.  In  den  in  Eanfmanns  Sammlang  Bd.  HI 
S.  226 ,  Bd.  IV  S.  224  zitierten .  anf  §  53  der  Verkehrsordnnng  sich  be- 
ziehenden Erkenntnissen  wurde  aber  auf  (Innid  der  tatsäclilichen  Verhältnisse 
festere  stellt,  dass  das  Verfrliulden  des  Aliscnders  und  Ausstellers  den.  F'racht- 
briefs  das  Verschulden  der  Eiseubahn  bei  weitem  überwog,  so  dass  auch  mit 
Btdcilcht  liieranf  die  gedachten  Entsdieidangen  siib  nicht  gegen  die  Bicbtig- 
Iceit  der  hier  vertretenen  Anschaaoag  anseidelen  laaeen. 

Am  §  466  Bßt,  ergiht  eich  kein  Qmnd  hiergegen;  der  Artikel  besieht 
8ich  anf  Gepäck,  das  verloren  gegangen  ist  und  bestimmt  die  achttäf^i^e 
Reklamationsfrist  für  deii  ireltend  zu  maclienden  Anspruch.  Als  verloren  gilt 
noch  4?  35  Verkehrsordnung'  ein  Ucpiickstück.  clas  niclit  binnen  drei  Ta*ren 
nach  Ankunft  des  betreffenden  Zugs  aufgefunden  worden  ist.  Diese  beiden 
Bestimmungen  berühren  die  gegenwärtige  Frage  nicht.  Ein  verachleppteB 
GepftclcBt&ck  —  vencfaleppt  im  Sinne  des  §  31  der  Yerkehraordnong  —  ist 
als  verloren  ananaehen,  wenn  ee  nicht  innerhalb  dreier  Tage  nach  Ankunft 
des  betreffenden  Znj^s  anfp:efnnden  wurde.  Im  übrigen  ergibt  sich  gerade  ans 
§  40").  ilass  die  Kisenbalin  für  aufirefrebenes  ReiseprepSck  an  sich  nach  Mass- 
gabe des  §  !;')(),  alsn  auch  für  jeden  Zufall,  haften  würde,  sofern 
nicht  von  der  Mügliclikeit  der  IJeschränkung  Oebrauch  preniacht  worden  würe. 
Bei  §  31  Verkehrsordnnng  ist  nicht  sowohl  die  Beschrankung  der  Haftung 
an  eich  an  beanstanden,  sondern  vielmehr  nur  das,  dass  man  in  nnd  bei  der 
Besehrftnknng  an  weit  gegangen  ist,  weiter  als  es  mit  Bfickslcht  auf  das 
Oesetz  statthaft. 

Das  Ergebnis  der  Prüfung  besteht  also  darin,  dass  einmal  §  31  Ver- 
kehrsordnung rechtsnn wirksam  ist  und  sodann  der  Aufgeber  eines  Ge- 
päckstücks für  das  Verschlepiien  bzw.  den  \'erlust  im  Hinblick  auf  die  Nidii- 
beseiUgnng  älterer  Beft>rderungszeiclien  nur  dann  verantwortlich  gtiaaclit 
werden  luinn,  wenn  ihn  ein  Verschulden  trifft,  und  awar  im  YerhUtnis  au 
der  Bisenbahnverwaltnng  ein  fiberwiegendes  Verschulden. 
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22. 

Das  Strafaiitrajrsrecht  (l<'r  PiM'Usslseheii  PrivatbaliiiYrrwaltuiigcii 
gegen  die  ihnen  unterstellten  Balinpoli/eibeamten  (§  1%  StGrB.). 

Von  Dr.  Wilhelm  Boethke, 

Landrichter  in  Berlin. 

§  19R  des  Deutsciien  Reichsstrafgesetzbachs  lautet:  ^Wenn  die  Belei- 
dit^ung  gegen  eine  Behörde,  einen  Beamten,  einen  Religionsdiener  oder  ein 
IDigliAd  der  iMwalTiieten  Ifocht,  wihrend  sie  in  der  Aosfibang  ihre»  Bemfes 
begriffen  aiiid,  oder  in  Bedehnng  uf  ihren  Beruf  begangen  Ist,  so  haben 

ansBer  den  unmittelbar  Beteiligten  auch  deren  amtliche  Vorgesetzte  das 
Recht,  den  Strafantraf»:  zu  stellen".  Die  Halinjutlizeibcamt  on  haben,  in- 
soweit ihre  bahnpulizcilichen  Funktionen  in  Betracht  kommen,  den  Charakter 
ollem ücher  Beamten,  selbst  wenn  sie  im  Dienste  einer  Privatbahn  stehen'). 
Es  kann  also  gegen  Bahnpolizeibeamte  einer  Privatbahn  eine  Beamtenbeleidi- 
gnng  im  Sinne  dm  §  196  des  StGB,  begangen  werden").  Fraglieh  kann  nur 
sdn,  wer  die  amtUchen  Vorgesetsten  der  bei  Privatbahnen  tätigen  6ahn> 
poUaeibehlirden  sind,  and  ob  die  Vorgesetzen  die  Berechtigung  zur  Stellung 
des  Strafantrages  haben.  Man  mnss  hier  einen  Unterschied  machen,  je  nach- 
dem es  sich  nm  Hanpt-  und  Nebenbahnen  oder  um  Kleinbahnen 
tiandelt. 

A.  Hanpt-  und  Nebenbahnen:  Die  Grandlage  für  die  BalmpoUaei 
in  Prenssen  fbidet  sieb  im  Preoasischen  Bisenbahngesets  vom  8.  November 
1838.  §  23  desselben  bestimmt:  .Die  Haadbabnng  der  Bahnpolizei  wird, 
nach  einem  darüber  von  dem  Handelsministerium  zu  erlassenden  Reglement, 
der  Gesellschaft  übertragen.  Das  Reglement  wird  zugleich  das  Verhältnis 
der  mit  diesem  Geschäft  beanftra^rten  Beamten  der  (xesellschaft  näher  fest- 
setzen". Durch  die  Keiclisvert'assnnf,'  (Art.  41  ff.)  ist  an  diesen  Grundsätzen 
nichts  geändert  worden.  Es  ist  nur  insofern  eine  Aenderung  eingetreten,  als 
die  Bahnpolizei  Jetst  dnbMtlieli  für  das  Dmtsche  Beich  geregelt  ist  (vgl. 
Eisenbahnbaii-  nnd  Betriebsordnung  vom  1.  Mai  1905,  §§  74 — 76). 

Das  PfWUiifelM  BiaembaiiBgesets  ging  davon  ans,  dass  die  Elsaibahnen 
nur  Ton  Alctlei^sellschalten  betrieben  werden  würden  (§§  1,  2  n.  a.).  Es 

>)  RQ.  24.  3.  1884,  Entsch.  in  Strafs.  Bd.  10  8.  327,  EiaenbE.  III  S.  203. 
>)  OVO.  6. 6. 1877,  EMseh.  Bd.  2  8. 176. 
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ist  also  nicht  zweifelhaft,  dass  der  §  23  die  Uebertragung  der  Polizeigewalt 
an  FriTat«««llichaften  vonielit  An  und  für  deli  kommt  di«  Bfthnpolinoi  der 
allgemeinen  PoHxeiverwaltting  zn.  Nnr  ans  besonderen  ZwedEmflesigkette- 
grttnden  ist  sie  von  der  allgemeinen  Polizei  abgezweigt  and  der  Eisenbahn- 
verwaltnnp  übertragen,  mae:  diese  mm  eine  öffentliche  oder  private  sein.  Die 
Verleihnnsc  der  Bahnpolizei  an  Privat^resellschaften  ist  etwas  Ansserprewöhn- 
lirhes  nnd  findet  kaum  in  einem  anderen  Zweige  der  ötaatsverwaltung  eine 
Analogie. 

Den  Inlmlt  ond  Umfang  der  Bahnpolizei  m  erOrtem,  ist  hier  nieht  ain 
Platze.   Es  genflgt,  darauf  hlnmiweisen,  dass  die  ordentliche  Polizei  fSr  das 

Bahngebiet  and  für  Bahnpolizeisachen  aasgeschaltet,  and  dass  an  ihre  Stelle 
die  Bahnpolizei  getreten  ist.  Die  Scheidung  der  Bahnpolizei  von  der  ordent- 
lichen Polizei  ist  eine  \  ollständijje  derart,  dass  auf  dem  ritnmlichen  nnd  sacli- 
lichen  Gebiete  der  Bahnpolizei  die  ordentliclie  Polizei  niclit  zuständig  ist. 
Das  schliesst  nicht  aus,  dass  beide  Polizeizweige  sich  gegenseitig  in  die 
Bttnde  ar1»eltea,  dies  sogar  unter  UmitSnden  gehoton  ist  (vgl.  Eäsenbalinhan- 
nnd  Betriehsordnnng  §  76). 

Die  Privathahnverwaltangen  üben  demnach  die  Bahnpolizei  Mi  Stelle  nnd 
neben  den  ordentlichen  Polizeibehörden  aas.  Die  Ansfibong  kann  natnrgemtlss 
nnr  durch  ihre  Privatbeamten  freschehen  Aber  nicht  alle  ihre  Beamten  sind 
Balmpnlizeibeauite,  sondern  nur  diejeniiren,  die  in  der  Eisenbahnbau-  nnd  Be- 
triebsordnung 4ö,  74j  bezeichnet  sind,  und  auch  diese  müssen  erst  für 
iltren  PoUzddienst  eidlieh  Teri^elitBt  werden,  ehe  sie  die  Reebte  der  Sfbni- 
lidien  Polizeibeamten  erlmlten.  (Anden  bei  anderm  Beamten  StOB.  §  369.) 
Sind  sie  aber  auf  diese  VfiA»  in  den  BaluqMilizeidleimt  ttbemommen,  so  sind 
sie  Polizeiheanite  mit  allen  Hechten  und  Pflichten  eines  solchen,  soweit  nicht 
die  Natur  ihrer  besonderen  Stellung  Abweiohnnpren  frebietet^).  Ihre  amtlichen 
Vorgesetzten  sind  nicht  etwa  die  Beamten  der  ordentlichen  Polizei,  sondern 
die  Privatbalin Verwaltung,  die  sie  angestellt  hat.  Diese  hat  die  Bahnpolizei- 
beamten mit  Anweisungen  zn  Tersehen,  ihren  Dienst  zu  Uberwachen  nnd  zn 
leiten.  Anch  ist  sie  veipAiehtet,  über  jeden  Bahnpolizelbeamtmi  Personal- 
akten zn  fahren  (Betriehsordnnng  §  78 1).  Wiren  die  Priyatbahnverwnl- 
tangen  nicht  die  amtlichen  Vorgesetzten  der  Bahnpolizeibeamten,  so  wären 
letztere  überhaupt  ohne  amtliche  Vorgesetzte.  Das  wäre  aber  eine  missliche 
Folg:erung,  die  man  nicht  ohne  zwin{?enden  Cirund  ziehen  darf.  Ein  solcher 
zwingender  Grund  liegt  nicht  vor.  Es  mag  »war  auflallend  erscheinen,  dass 
eine  private  Erwerbsgesellschaft  die  Eigenschaft  einer  öffentlichen  Behörde 
hat.  Dies  Ist  aber  nnr  Folge  des  Umstaades,  dass  die  Privatbeuiiten  seihst 
in  bezng  anf  die  Bahnpolizei  öffentliche  Beamte  und. 

ffierans  ergibt  sich,  dass  die  Privatbahnver waltungen  berechtigt  sind, 
gemäss  §  Iftfi  des  StGB,  den  Strafantrag  wegen  Beleidigung  der  ihnen  unter- 
stellten Bahnpolizeibeamten  zu  stellen.  Das  Preussischc  Eisenbalingesetz 
spricht  zwar  nur  von  „ Gesellschaften'' ,  denen  es  die  Bahnpolizei  (als  Amt) 


')  Vgl.  hieran  Eger,  üandb.  d.  Prsom.  EiseiMaieflhts  Bd.  U  8.  47,  127  iL 
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übertrfi2:t.  Es  ist  aber  ohne  weiteres  anziiiielimen,  dass  die  Bahnpolizei  auch 
Einzelpersonen  sowie  solchen  Gesellschaften  zusteht,  die  das  Eiseubahugesetz 
oidit  im  Sfauw  hatte.  Die  Vertretung  der  YerwAltnniir  bei  der  Antrags- 
steUnog  stellt  deijenigen  Peraon  oder  Pereoiieiiiiiehrfaelt  sn,  die  meli  der 
VerCumuif  der  Qesdleehait  diese  auch  sonst  nach  «msen  hin  Tertritt  (vgl. 
Olslianseii,  Koniinent.  z.  StGB.  Anm.  17  zn  §65).  Bei  einer  Aktiengesell- 
srliaft  wird  der  Strafantrag  wirksam  vom  Vorstando  gestellt,  and  zwar 
genügt  die  Mitwirkung?  so  vieler  Mit^^lieder,  wie.  nach  dem  Statut  die  Gesell- 
schaft verpflichten  können.  Bei  einer  offenen  Uandelsgesellscliaft  genügt  in 
der  Bogel  die  ünterseliiift  eines  der  GeseUsebafler  nsw.  Dagegen  wird  die 
BoreehtigiiDg  zur  Antragstallnng  denjenigen  Personen  zn  vorsagen  sein,  die 
nnter  der  eben  gekennzel<Atteteii  Verwaltong  den  Babnpollzetbeaaiten  vor- 
gesetzt sind,  also  den  Betriebsdirektoren,  BetriebsiTispoktoren,  Bahnverwaltem 
nsw.  'V  Denn  die  Bahnpolizei  ist  ausdrücklich  der  Gosellsr  haft  ( Verwaltunp:^ 
üliertnm-pii,  und  diese  kann  ihre  üffeiitlich-rechtlichen  l^et'u^^iiisse  und  Pflichten 
nicht  auf  andere  übertragen,  ijie  kann  sich  zwar  anderer  Personen  zur  Ans- 
flbng  ihrer  Tätigkeit  bedienen.  Diese  stehen  jedoch  nnr  in  inneren  Be- 
slehmgen  zur  Verwaltung  nnd  kommen  naeh  aussen  hin  fttr  die  öiFentlieh- 
leehtiidie  T&tigkelt  der  Verwaltong  nicht  In  Betracht. 

Es  wird  von  keiner  Seite  bestritten,  dass  das  Strafantragsrecht  nicht 
nnr  den  nnmittelbaren  Vorgesetzten,  sondern  auch  den  höheren  Vorge- 
setzten zusteht.  Der  bei  einer  Privatbahn  tätii^e  Bahnpulizeibcamte  hat 
aber  keinen  liüheren  Vorgesetzten  als  die  Privatbahnverwaltunf?.  Diese 
nntersteht  allerdings  der  Aufsicht  des  Staats  (§  46  des  Eisenbahngesetzes), 
md  mm  stftndigen  Kommissar  fflr  die  Aosflbmig  des  AnMchtsrechts  des 
Staats  Uber  die  Prlvatelsenbahnen  Ist  der  Egl.  Eisenbahndirektionsprisident 
bestellt  (§  6  Verwaltunpsordnnng).  Dieser  ist  aber  nicht  der  Vorgesetzte 
der  Verwaltunj:.  Vielmehr  ist  die  Verwalfunpr  zunJiohst  vrdlip"  selbstilndig  in 
ihren  Entschlicssuufien.  Der  .Staat.-^knnimissar  hat  nur  darüber  zu  wachen, 
dass  die  Massnahmen  der  Verwaltung  den  Gesetzen  entsprechen,  nnd  dass  die 
Gesetze  erfüllt  werden.  Demgemäss  kann  weder  der  Staatskommissar,  noch 
der  ttber  ihm  stehende  ICinister  der  dlfentUohen  Arbeiten  den  Strafisntrag 
fttr  dnm  priTaten  BahnpoUaeibeamten  stellen 'O* 

Die  Frivatbahnverwaltang  kann  den  Strafantrag  neben  dem  Bahnpolizei- 
beamten oder  anch  allein  stellen,  sie  kann  ihr  Recht  mit  dem  Willen  oder 
ohne  oder  gegen  den  Willen  der  Beamten  ausüben  nnd  den  Strafantrag 
nach  ihrem  Belieben  zurücknehmen.  Kosten  entstehen  dem  Antragsteller 
nicht.  Nur  bei  Zurücknahme  des  Strafantrages  bestimmt  das  Gesetz  (Straf- 
prosessordnang  §  502):  Erfolgt  eine  Einstellnng  des  Verfahrens  wegen  Zn- 
rfieknahme  dei^enigen  Antrages,  dnrch  weldien  dassdbe  bedingt  war,  so  hat 
der  Antragsteller  die  Kosten  an  tragen".   Es  ist  klar,  dass  diese  Vorschrift 


>)  Erk.  d.  Preu.ss.  Ob.-Trib.  v  3.  4.  1879;  Oppenhoflf,  Rechtspr.  Bd.  20  S.  188. 
Oiuregen  Erk.  des  Pieius.  OIr.  vom  18.  April  1877,  Oppenbof,  Beobtspr. 
Bd.  18  S.  271. 
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sieht  angewendet  werden  darf,  um  dem  aatragatelleiiden  amtlicheik  Vorge- 
eetateik  paratalioh  die  Kosten  anftnbttrden.  Aber  anch  der  Eörpertdiaft 
(Staat,  Goneiade,  Kirdie  usw.),  die  er  vertritt,  können  die  Kosten  niebt  anf 

Grund  des  §  502  auferlegt  werden.  Die  herrschende  Meinung  geht  dahin, 
dass  hier  §  502  nicht  anwendbar  ist,  sondern  dass  die  Kosten,  weil  eine 
Amtshandlunp:  vorliopt,  ^-cinliss  §§  496,  4i»7  der  Staatskasse  znr  Last 
fallen  (Lüwe,  Kommentar  zur  Strafprozessurdnung  §  b()2  Anm.  7).  Es  unter- 
liegt keliini  Bedenken,  die«  andi  fBr  die  von  PriTa^MhnTttrwaltimgen  ge- 
stellten and  snrflckgenommenen  StrafantrSgen  gelten  zu  lassen.  Aneh  diese 
Yerwaltangen  sind  Behörden  nnd  amtliche  Vorgesetate;  ihr  Strafantrag  ist 
eine  Amtshandlung,  die  an  und  für  sich  der  staatliclien  Polizei  zustehen 
würde  und  nur  aas  Zweekmttssigkeitsgrttnden  der  Privatverwaltong  fiber- 
tragen ist. 

B.  Kleinbahnen:  Die  Bahnpolizei  bei  den  Kleinhalmen  beruht  auf 
anderer  Grundlage,  als  die  bei  den  Haupt-  ond  NelMabahnen.  Es  besteht 
Einigkeit  darttber,  dass  das  Ekenbahngeseta,  die  Beichsverfassnng  Art.  41  iE. 
nnd  die  Elsenbalinban-  und  Betriebsordnvng  anf  Kleinbahnen  nicht  anwoidbar 
ist.  Da  das  Eleinbahngeseta  keine  Bestimmung  über  die  Bahnpolizei  enthielt, 
so  ist  zunächst  davon  ansznjrelien,  dass  eine  besondere  Balinjinlizei  überlianjit 
nidit  besteht.  Die  polizoiluhtii  (Tescbilfte  werden  anch  auf  dem  tiebiete  der 
Bahnpolizei  von  der  allgemeinen  Polizei  ausgeübt.  Durcli  die  Ausführungs- 
anweisnng  vom  13.  August  lb98  zum  §  22  des  Kleinbahngesetzes  ^)  ist  aber 
den  Ortlichen  PoliaeibehOrden  fttr  den  Bedflrfnisfall  die  BeAignis  beigelegt, 
nnter  gewissen  Voranssetanngea  Kleinbahnbeamten  nnter  Abnahme  des  Staats- 
dicnereides  die  Rechte  und  Pflichten  von  Polizeie.xekutivbeamten  für  den 
Bereich  der  balmpolizeilichen  Geschäfte  zu  iibertrapren.  Erstreckt  sich  die 
Bahn  über  melircre  Ortspolizeibezirke,  so  bezeichnet  die  liöhere  Behörde 
(Landrat,  Kegriorunfjspriisident  usw.)  die  OrtspolizeiheliOrde,  die  für  die  ganze 
Balinstrecke  die  Polizeibeamten  zu  bestellen  und  zu  vereidigen  hat  (Erlass 
des  Hin.  der  Off,  Arb.  und  des  Inuernyom  17.  September  1902,  Eger  a.a.O. 
Nr.  129  S.  211). 

Wer  die  amtlichen  Vorgesetzten  der  so  bestellten  Bahnpolizei- 
beamten  sind,  ergibt  sich  ans  den  erlassenen  Vorschriften  nicht.  Es  spricht 
manches  dafür,  dass  die  Organe  der  allgemeinen  Polizei,  also  in  erster  Linie 
die  «iiliilien  Polizeibehörden,  die  Vorgesetzten  sind.  Hierfür  spricht  der 
Um!>taiul.  dass  die  Ausfülu'ungsauweiiiung  von  18U8  in  bezug  auf  die  Hand- 
habung des  Dienstes  mehrere  Vorschriften  der  Bahnordnnng  fär  die  Neben- 
eisenbahnen Deutschlands  vom  5.  Jnli  1892  fftr  anwendbar  erkttrt,  daronter 
aber  nicht  die  g§  48  nnd  50  t  (jetzt  Betriebsordnung  §§  74  s,  45  4,5). 
Diese  Paragraphen  betreffen  die  Verpflichtung  der  Bahnverwaltung,  den  Bahn- 
polizeibeamton  über  ihre  Dienstverrichtnngon  nnd  ilir  c-ep-enseiti^es  Dienst- 
veriiiiltnis  (jetzt  über  ihre  dienstlichen  Ptlichtcn)  .schriftliche  oder  fredruckte 
Anweisungen  zu  erteilen  uud  über  die  Bahnpolizeibeamten  Personalakten  zu 


>)  8.  Eger,  Teztansgabe  snm  Kleinbahageseta  (8.  Anfl.)  Nr.  62  8,  n,  74. 
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führen.  Hiernach  gewinnt  es  den  Anschein,  als  ob  die  allgemeine  and  be- 
■QBdflfe  AnftliMi  Uber  IwiMqwliMilkhen  IMiBit  den  Balittvenvaltmig«B  «nl- 
sogeii  iit 

Dueh  BrlM«  to»  27.  Detenber  1900  (Egar  a.  a  0.  Nr.  lOS)  Int  der 

Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  die  Behörden  ersucht,  eine  im  Regierun^- 
bezirk  Minden  bestehende  „Dienstanweisnnp:  für  Kleinbahnpolizeiboamte"  aiu  li 
in  den  anderen  Bezirken  einznfnliren.  In  diesem  Erlasse  ist  ausdrüi  kli(  h 
hervorgehoben,  dass  die  Dienstanweisung  für  die  Handhabung  der  durch  die 
AntfOhrungsanweisnng  vom  13.  Aogntt  1898  zu  §  23  (Abt.  6)  den  örtlichen 
Polizeibehörden  dngeriiimten  Befligids  zwischen  dem  Regienmgtprftaidenten 
mid  den  betoiUgtea  BlMnbnhndirektionen  vereinbart  wordea  ed.  Hiwsiii 
folgt,  daas  der  Kinister  die  Dienstanweisung  als  eine  den  Eldnbahnpolizei- 
beaniten  jrefrenüber  unmittelbar  erteilte  ansieht.  Dienstanweisnnpreii.  die  nicht 
durch  \'('nniitclunff  der  Pi ivatvtrw altnnpren  erteilt  werden,  setzen  aber  ein 
unmittelbares  Unterordnuugbverhilltnis  unter  die  üdentlichen  Behörden  vuraus. 
Wollte  die  Staatsbehörde  anf  €hrand  der  ihr  Uber  die  Privathahnen  zu- 
■tfllieiide  AnfdcbtebeftigidB  eine  Dlemtanweisvag  ariaBSMi,  to  würde  eie  eleb 
an  die  PriTatverwaltang  wenden,  die  ihreraeit»  ibre  BalmpoliBelbeMnten  mit 
Anweisung  zu  versehen  hätte.  So  ist  es  z.  B.  geschclion,  als  auf  Grund  des 
Klf'iiibalinfresetzes  §  22  die  Betriebsvorschriften  für  Kleinbahnen  mit  Ma- 
schinenbetrieb vom  13.  Aujtjiist  1898  (Ep:er  a.  a.  O.  Nr  ()2)  erlassen  wurden.  Die 
nach  diesen  Vorschriften  (§  41)  zu  erteilenden  Dienstanweisungen  sind  natur- 
gemäss  von  den  Verwaltungen  zu  erlassen.  Die  Aufsichtsbehörde  behält  sich 
nur  ihre  Beaaetaadm^  vor.  Da  in  benig  anf  den  Betrieb  der  Staatebeliftrde 
nnr  AnfziditsbefiigniaBe  znsteihen,  lo  konnte  hier  idcht  andere  verfahren 
werden.  Ständen  der  Staatsregiernn^^  in  bezug  auf  die  Kleiabaiinpolizei- 
beamten  ebenfalls  nur  die  allgemeinen  Aufsiehthrof^htc  zu.  so  bütte  sie  bei 
Erlass  der  Dienstanweisuntren  über  die  Bahnpolizei  ebenso  verfahren  müssen. 

Gegen  die  Ansicht,  dass  die  staatlichen  Polizeiverwaltnngen  die  amt- 
lichen Vorgesetzten  der  Privatbaltnpolizeibeamten  seien,  und  dafür,  dass  dies 
die  Kltinbahnverwattuigen  adbat  sind,  sprechen  fireilieh  gleichfUls  ver- 
acfaiedene  Umatftnde.  Wenn  die  ataatlidien  PoUzdverwaltmigen  die  Yorge- 
aetstm  sind,  so  haben  die  Balinpulizeibeamten  zwei  Kategorien  von  Vorge- 
aetzten.  Soweit  ihre  bahnpolizeiliche  Tätigkeit  in  Betracht  kommt,  haben  sie 
sich  der  staatlichen  Polizeiverwaltiint?  nnterznordnen.  In  allen  übrigen  Be- 
ziehungen müs.sen  sie  den  AnMrdnun}fen  der  liahnverwaltunp  folgen.  Dass 
sich  liierbei  Störungen  und  Öchwierigkeiteu  verschiedener  Art  einätoUen 
können,  liegt  anf  der  Hand,  und  diea  kann  gerade  für  den  ISaenbahndiaiat, 
der  mit  ao  vielen  Gefahren. verknüpft  iat,  mit  aehr  miaaUehen  nnd  nnantrig- 
Uehen  Folgen  verknüpft  sein.  Ferner  aber  werden  die  On^e  der  allge- 
meinen Polizei  in  der  Regel  nnr  in  beschränktem  Masse  befähigt  erscheinen, 
die  Tätigkeit  der  Bahnpolizeibeamten  zn  leiten  nnd  zu  kontrollieren,  da  hierzu 
eine  eingehende  Kenntnis  des  komplizierten  Eisenbahudicnstes  und  -Betriebes 
erforderlich  ist,  welche  insbesondere  den  unteren  Polizeibehörden  fehlt.  Mit 
Rücksicht  daranf  jedoch,  dass  die  ganze  Anageataltnng  der  beaondwen  Bahn- 
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polkei  bei  den  Kleinbahnen  auf  Anordnungen  des  Ministers  beruht ,  ut  die 
AniTMMtiig  denelben  als  die  aUein  nuungebeade  aasveehen.  Danach  dnd  aber 
ala  amtUohe  VorgeBetzte  der  Eteinbahnpolisaibeamteii  die  xnstlndigen  Orte- 

poliaeibehörden  und  die  diesen  vorgesetzten  Beliörden  zu  bezeichnen.  Nor 
dieeen  Behörden  steht  also  neben  dem  Beamten  selbst  das  Sfrafantiair^veclit  zn. 

Welche  Ortspolizeibeluirde  aber  die  zustilndif^e  ist.  kann  zweifelhaft  sein. 
Daa  richtigste  wird  sein,  da.ss  diejenige  Reliörde  die  'i'iUigkeit  der  iiahn- 
poUieibeamten  za  leiten  hat,  die  über  die  Notwendigkeit  der  Vereidigung  zu 
enteeheiden  bat  Daa  iat,  wenn  lidi  die  Bahn  über  mebrere  OrtepoUsei- 
beairke  watreelct,  die  von  der  bSheren  Bdhörde  bestimiiite  (BrlaiM  der  lOn. 
der  öfT.  Arb.  und  des  Innern  vom  17.  September  1902,  Eger  a.a.O.  Nr.  129). 
Weniger  einleuchtend  ist  eine  andere  Ansicht,  die  dahin  geht,  dass  diejenige  Be- 
liörde  die  Vorgesetzte  sei.  in  deren  Bezirk  der  Beamte  den  ihm  ant^ewiesenen 
Wohnsitz  hat.  l>iese  lU  liiiide  stellt  mit  der  Bahn  vielfarli  in  iirar  keinen  Be- 
ziehungen, z.  B.  wenn  der  Beamte  abHeitt»  »uiueu  Wuhn.sitz  liat.  Aubserdeui 
wUrdea  aber  eeviel  Voigesetste  da  eein  kdnnen,  als  PoUseibeainte  beeidigt 
Bind;  diee  lEttimte  zn  Sdiwlerigkeiten  allerart  ffIhrMi.  Die  üebertraginig 
der  VorgeMteten-EigenBchaft  auf  eine  OrtepoUzeibebOrde  hat  jedenfalls  den 
Vorzug,  dass  lies  -  eine  Behörde  mit  den  Verb&ltnieeen  beiser  Tertrant  ist 
ond  widerepreciiende  Anordnungen  nicht  vorkonunen  kdnnen. 
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28. 

Itor  EiMBMni-Fnelitzvselilag  (nsek  §  58  der  dentBehen  EiseniMdui- 
Teikehnordnanip  Tom  86.  Oktober  1888). 

Von  Or.  Mm  Solnttt 

in  Dortmiud. 
(8oIiliifli)>). 

m.  Die  yerjfthrnng  des  ElsenbahnfraclitsQeehlage. 

In  dem  reichsgerichtlichen  Erkenntnis  Bd.  47  S.  38  ist  mit  Beziehung 
avf  die  Frage  nach  der  yerjfthmng  de«  FraditniecblagB  aoagefBlurt:  ,Da  buk 
die  in  §  53  Ate.  8  bedungene  Konventienalstrafe  weder  im  Tarif  enthalten, 

noch  zjx  diesem  in  irgendeine  Beziehong  gesetzt  ist,  so  erscheint  es  nnzn- 
ISssig,  die  einjährige  Präklnsivfrist  des  §  61  Abs.  4  anch  anf  die  Nachforde* 
rang  jener  Konventionalstrafe  anzuwenden.  Diese  gehört  weder  zu  den 
eigentlichen  Frachtijeldern,  noch  zn  den  tarifmässigen.  in  »10  der  Verkehrs- 
ordnung  erwähnten  Nebenkosten  (Vergütungen  für  besondere  Leistungen), 
Bondeni  stellt  eine  ans  elBem  beaeaderen  Nebenmtrage  hervorgehende  Por- 
demng  dar,  auf  welehe  weder  der  §  60  noch  der  9  81  hinweisen^.  Hieran 
wird  anch  dadorch  nichts  geändert,  dass  der  Fraditlirief  anf  die  Bestinunnngen 
der  VerlLehraordnang  nnd  der  Tarife  Bczng  nimmt,  denn  durch  diese  Bezug- 
nahme wird  für  den  geschlossenen  Frachtvertrag  nnr  dasjenige  aufrecht  er- 
halten, was  siel)  aus  der  Verkehrsordnong  und  den  Tarifen  bei  deren  rich- 
tiger Auslegung  ergibt". 

An  dieser  Stelle  ist  zwar  nnr  Ton  der  im  8.  Abeat«  dat  §  68  nor- 
mierten Strafe  die  Bede,  welehe  ohne  Rfidcdeht  anf  den  tarifinftsslgen  Fracht- 
satz des  aufgegebenen  Frachtgutes  lediglich  nach  dessen  Bnttogewidit  zu 
einem  festen  Satze  Ttm  12  Mark  für  das  Kilogramm  bereclinet  wird.  Idi 
üntersclüede  hiervon  werden  jedoch  einige  andere  Strafen  nach  Massgabe  des 
Frachtsatzes  oder  der  Dift'erenzf rächt  erhoben,  so  z.  B.  der  Fracht/Uschlag 
des  11.  und  10.  Absatzes.  Man  wird  aber,  da  auch  diese  Frachtzusclüäge 
die  Beclitsnatnr  von  Vertragsstrafen  haben,  die  vorstehenden  Sätze  des  Urteils 
des  Beichsgerichts  sinngftmUiwi  auf  sie  ausdehnen  kOnnen.  Denn  auch  diese 


*)  S.  den  eisten  nnd  iweiten  Abschnitt  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  XXII  &  198  nnd 

&  828. 

*)  Näheres  bei  £ger,  fiisenbabnverkebrsordnnng  2.  Aufl.  Anm.  294  und  297 
zu  §  61. 
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Zuschläge  stelleo,  wenn  schon  sie  in  ihrer  E5he  rechnerisch  nach  den  Fracht- 
siteen  berechnet  werden,  keine  eigentlichen  Frachtgelder  —  die  etwa  so  be- 
rechnende Mehrfracht  wird  ja  besonders  erhoben  — ,  ebensewenig  tariflnissige 

Nebenkosten  im  Sinne  des  erwähnten  Urteils  dar. 

EntgepeTi  dem  reichsgerichtliehen  l'rteil  vertritt  Epe r  den  Standpunkt, 
dass  ,die  Bestiiuninngen  Uber  die  Fiarlitzusrliliitre  zum  'rarite  und  die  An- 
sprüche auf  dieselben  zu  den  durch  den  Fi  adit vertrag  begründeten  tarifa- 
rischen  Forderangen  der  ISsenbahn  gehören,  dass  letstere  demnach  neben 
den  eigentlichen  Transpor^eisen  Teile  der  Fracht  baw.  der  tarilteissigen 
Nebenkosten  bUden,  vnd  wie  diese  der  einjährigen  Verjfthrnng  nnter- 
Uegen*.  Diese  Ansicht  wird  damit  zu  begrQnden  versncht,  dass  die  Aaf- 
fassnng:  des  Reichsgeriohtfl  von  dem  liegi'ift'  „Tarif  zu  enpe  sei;  der  Tarif 
umfasse  nicht  nur  die  Transport jireise  nebst  Vergütung  für  besondere  J Lei- 
stungen, sundern  die  Gesamtheit  derjenigen  Bedingungen  und  Mudalitilteu, 
unter  welchen  die  Eisenbahn  die  Beförderung  von  Gütern  flbemehme.  Es 
seien  deshalb  im  Teil  I  des  Allgemeinen  dentsehen  OlitertarifB  nieht  nur  die 
allgemeinen  Tarifvorsehriften  nebst  GftterklaseiÜkation  nnd  Nebengebflbren- 
tarif  (Abteilun»:  V>\  sondern  zugleich  als  integrierender  Bestandteil  die 
iMsenbalinverkehrsordniing  nelwt  den  allgemeinen  ZnsatalMstimmnngen  ent- 
halten. 

Die  Auffassung  Egers  erscheint  uns  Jeduch  nicht  als  richtig.  Die 
Wiederholung  der  Eisenbabnverkehrsordnung  in  Abteilung  A  des  Allgem^en 
deutschen  Gütertarifs  macht  diese  nicht  zu  tarifarischen  Bestimmungen. 
Diese  Wiederholung  dürfte  wohl  nur  auf  Zweckmftsngkeitsgründen  beruhen; 
ein  Gesichtspunkt  ist  hierbei  offenbar  der  «rewesen,  die  allgemeinen  Zusatz» 
bestimmangen,  welche  ihrerseits  allerdinf^s  als  tarifarische  Bestimmungen  zu 
betrachten  sind,  denjenigen  V^orschriften  der  Kisenbahnverkelirsordnung  anzu- 
fügen, welche  durch  die  Zu.satzbestimniumr(  n  »  rj^Unzt  werden.  l>er  Ab.satz  4 
des  §  Gl  enthält  —  dies  spricht  ebenfalls  gegen  die  Auffassung  Egers  — 
nur  eine  singulire  Vorschrift  und  findet  nur  Anwendung^  sofern  es  sidi 
um  etaie  Nachfordemi^ir  infolge  unrichtiger  Anwendung  der  Tarife  oder  in> 
folge  von  Kechnungsfehlem  handelt,  d.  h.  wenn  zwar  eine  Zahlung  stattge- 
funden hat,  diese  sich  aber  als  zu  niedrig  erweist.  Diese  singnläre  Vor- 
sclnift  kann  nicht  zum  Ausgangspunkt  für  die  Tnantwortunp:  der  Frage  ixo- 
maclit  werden,  es  miiss  vielmehr  von  dem  normalen  Fall,  dass  der  Fracht- 
zuschlag bei  Fälligkeit  überliaupt  nicht  gezahlt  ist,  ausgegangen  werden.  Da 
in  diesem  Falle  die  Voranssetanngen  des  Absataes  4  nicht  antreffen  (denn 
man  kann  den  Fall  der  NichteahUing  des  Frachtauschlags  nicht  als  auf  un- 
richtiger  Anwendung  der  Tarife  etc.  beruhend  anselien),  so  kann  auch  prin- 
zipiell die  einjährige  Verjlihrangsfrist  des  AI».  6  fOr  den  nicht  erhobenen 
FraclitzuschlaiT  nicht  Platz  greifen. 

I>ei'  K^rersclion  Antfassiuig  ist  freilich  in  neuerer  Zeit  das  OL(t.  Frank- 
furt a.  AI.  in  der  Entscheidung  voui  15.  >iovember  1!M>;")  ^EisenbE.  XXll  IS.  295), 


')  In  DJZ.  TIU  8. 100,  10t. 
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dM  OLG.  Lemberg  in  der  Bntacheidiiiig  yom  18.  Ifoi  1904  und  der  Oester- 
retdiiBelie  Obmto  Qerielitidiof  in  der  Enteeheidiiiig  vom  10.  Jaavar  1906 

(EisenbE.  XXII  S.  34)  beigetreten.  Dm  OLG.  Frankfart  s.  H.  deduziert: 
Die  Verpflichtung  des  Empfängers,  ,  nach  Massgabe  des  Frachtbriefs" 
Zahlung:  zu  leisten,  ist  eine  einheitliche,  auf  einem  Akt  beruhende.  Seine 
Veipflichtnnsr  er^^tverkt  sich  auf  alle  aus  dem  Frachtbrief  oder  aus  den  darin 
in  bezug  gcnuuimeniiu  Reglomentä  eräichtUchen ,  vom  Absender  geschul- 
deten Beträge,  mögen  diese  udi  im  weitesten  Sinne  verstanden  werden, 
grflbidet  sich  ai>er  andererseits  anssdiliesslieli  anf  das  einlieitlicli  einge- 
gangene Vertragsverhältnis  (sc.  des  Empfängers)  und  kann  nicht  anf  einen 
etwa  daneben  mit  dem  Absender  nocli  bestehenden  besonderen  Nebenvertrag 
ausgedehnt  werden  Die  Gesamtheit  der  aus  unrichtiger  Anwendunfr  des 
Tarifs  sich  eiiiebenden  fraclitbriefmiissigen  Forderungrcn ,  audi  die  wejren  der 
1  rachtzuschlilge,  bildet  eine  einheitliche  Forderung  der  üahn  gegenüber 
dem  Empf&nger  dergestalt,  dass  sie  gegenttber  letzterem  nnr  einbeitlleli 
verjfthren  itann.  Demnach  mnss  die  einjtthrige  Verjfthrnng  andi  be- 
sQglich  des  Frachtanschlags,  fUls  diesen  die  Bahn  vom  Empftnger  einklagt, 
Fiats  greifen.  —  Es  wird  femer  in  dem  Urteil  angedeutet,  dass  dem  Ab- 
sender gep^enüber  eventuell  eine  andere  Auffassunpr  zn  pelten  hat. 

Hiernach  würde  man  zunät^ist  einerseits  zu  dem  Erpjebnis  j^elangeu,  dass, 
falls  £mpfUnger  und  Absender  wegen  des  Frachtzuschla^rs  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  bei  dem  ersteren  die  einjährige  Verjälirungsfrist,  nnd  bei 
dem  letsteren  eventaell  eine  andere,  längere  Yerjahrongsfrist  CMtnng  habe. 
Andererseits  ist  aber  vor  allem  die  Begrttndnng,  dass  das  Scbnldverhftltnis 
des  Empföngers  gegenüber  der  Bahn  ein  einheitliches  sei,  and  ans  diesem 
Grunde  auch  sämtliche  frachtbriefmässigen  Fordern  ncen  nur  eine  einheit- 
liche, notwendiiiciweise  der  gleichen  Verjährung-  unterliegende  Forderung  bil- 
deten, sehr  bedenklich.  Denn  trotz  eines  einlieitlichen  Schuldverhältnisses 
ktaaen  die  aas  demselben  sich  Mgefaei^en  einzelnen  Forderungen  versebie- 
denen  Bechtseharakter  haben  nnd  demznfolge  aneh  verschiedenen  Yerjährangs- 
IHsten  nnterliegen.  Sichtig  ist  allerdings,  dass  die  Y«irfHehtang  des 
Empfängers  eine  selbstftndige  Obligation  —  beruhend  auf  einem  besonderen 
Ver]ttlichtnngsgrund  —  bildet,  aber  nicht  tritt  durch  Entstehung  dieser  Obli- 
gation eine  Novation  der  Frachtzuschlagsfurderunfz  ein  derart,  dass  diese 
letztere  ihren  Strafcharakter  verlöre  und  nun  mit  der  Frachtnachforderang 
zusammen  eine  erhöhte  Fracht  darstellte.  Aach  kann  wohl  nicht  einmal  an- 
genommen werden,  dass  die  einjährige  Vojithrnng  ans  Art.  12  Intern.  TJeber- 
eink.  nnd  §  61  Abs.  4  EVO.  bei  absichtUch  falscher  Deklaration  für  die 
Frachtna(  hfnrderung  Platz  greift.  Irrelevant  ist  u.  E.  auch  der  Umstand, 
dass  der  in  Kede  stehende  Zuschla<?  in  seiner  Höhe  rechnerisch  nach  einem 
Vielfachen  der  Fraclitdift'erenz  zu  bemessen  i.st. 

Wir  haben  oben  den  Frachtzuschlag  als  Vertragsstrafe  im  Sinne  des 
§  339  BGB.  charakterisiert  nnd  halten  den  Standpunkt  des  Reichsgerichts, 
dass  die  EonvenÜonalstrafe  weder  an  den  eigentlichen  FraehtgeldsirB,  nodi 
an  den  tariAnSssigen  Nebenkosten  gehOrt,  fttr  den  richtigen.  Die  Fracht  ist 
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eben  die  Vergütung  für  die  Ansführnng  des  Transportee;  dies  kann  Iteines- 
faUs  »och  ffar  den  FnäitmMhIttg  gelten.  —  InfolgedeMen  kaoB  aieh  die 
xweljllhrige  YeijtiinmgBfrist  des  §  196  ZUTer  3  BOB.  aielit  Anwendioig 
erleidem. 

Coermann*)  erblickt  in  den  Verstössen  prej^en  die  Vorschriften  des  53 
Abs.  7 — 1'^  EVO.  versfhuldet  unerlaiilite  Handinnsren  im  Sinne  des  §  823 
BGB.  und  stellt  deshalb  den  Satz  aut  ,  dass  die  Zuschlage  gemäss  §  852 
a.  a.  0.  in  3  Jaliren,  und  zwar  von  der  Feststellung  der  Zuwiderhand- 
Inng  »n  TerjRhren.  Diese  Anriebt  i>t  jedocli  sieberlicb  nnzatreffeiid.  Denn 
enteile  eetsen  die  FftUe  der  liier  in  Bede  stehenden  Znwiderhandlmtgen  kein 
Verschulden  des  Absenders  voraus,  femer  ist  die  Verwirknnp:  der  ZusehUge 
nicht  bedingt  dnrch  den  Eintritt  eines  Schadens.  Der  Betriff  der  uner- 
laubten Handlnnpren  im  Sinne  des  ij  823  BGB.  hat  aber  stets  das  Vorliepren 
eines  Versclnildens  und  die  Verursachung  eines  Scliaden.s  zur  Voraussetzung. 
Die  Anwendung  der  Bestinimaiigen  des  BGB.  Qber  unerlaubte  Handlungen  ist 
aber  sehliesslieh  ancb  dadnreb  «isgescblossen,  dnss  im  Sinne  dieser  BesÜm- 
orangen  naeb  berrscbender  nnd  n.  B.  richtiger  Anffassong  nur  Handlongen 
ausserhalb  eines  bestehenden  Schuldverhältnisses  in  Betracht  kommen*). 
Die  Frarhtzuschläge  des  §  n']  EVO.  berulien  aber  auf  dem  Fraclitvertrag'j. 

Da  es  an  einer  positiven  Festsetzuufr  einer  besonderen,  kurzen  Ver- 
jjUirungbfrist  für  den  Frachtzuschlag  felilt.  wird  man  zu  dem  Schlüsse  ge- 
langen müssen,  dass  an  sich  die  ordentliche  Verjährungsfrist  von  30  Jahren 
Plate  greift^). 

Dieses  Ergebnis  erscheint  mit  Rll^cht  auf  die  BedirMsse  des  Veikehrs, 

besonders  des  UandelsTerkehrs.  welche  eine  rasche  Abwickelung  der  gegen- 
seitigen Verpflichtungen,  und  dementsprechend  kurze  Verjährungsfristen  er- 
heischen, znniUlist  uenitr  Itefriedigend.  Doch  gewinnt  die  Frage,  wenigstens 
vom  theoretischen  iStandpunkte  aus.  ein  anderes  Aussehen  infolge  des  akzes- 
sorischen Charakters  der  Vertragsstrafen.  Da  diese  nämlich  ein  gültiges  Ver- 
sprechen dner  Leistiing  zur  notwendigen  Voranssetsnng  haben,  also  m.  a.  W. 
nnr  in  Abhängigkeit  von  einer  derartigen  Verbindlichkeit  entstehen  kSnnen, 
80  greift  wohl  224  BGB.  Platz.  Als  solche  Verbindlichkeit  ist  bei  den 
hier  in  Betracht  kommenden  Fällen  nach  der  von  uns  vertretenen  Auffassung 
an  sich  zwar  die  Garantie  der  Nichtübertretunc:  der  einschlägigen  Vor- 
scliriften  zu  verstehen;  da  Jedoch  diese  VerhintUichkeit  für  siel»  allein,  ohne 
den  Abschluss  der  Frachtvertrages,  nicht  zur  Entstehung  gelangen  kann, 
wird  man  in  der  durch  den  Frachtvertrag  begrflndeten  Frachtforderang 
einen  Hanptansprnch  zn  erblicken  haben,  von  welchem  die  Entstehung  des 
Anspruchs  auf  den  Zuschlag  als  Nebenfordernng  abhlngig  ist.   Nach  der 


'i  In  Z.  Ver  Fiv  iiL  -\  erw.  19(tt  S.  387. 
Fi.m  her-Uenie,  Vorbem.  su  §  823,  Planck,  Komm.  Vorbem.  an  $883,  Mo- 
tive II  S.  727. 

^)  S.  hlenm  andi  Hertser,  Komm.  s.  EVO.  S.  82  nnd  83. 
•)  So  auch  Reindl  in  ßJZ.  VUI  8. 101. 
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BestiiumaDg  des  224  kann  die  von  dem  Hauptansprach  abhängende  Neben- 
leiatQiig  den  H^uptanspiuch  nicht  flberdaoern,  auch  wenn  die  fttr  d«B  Neben- 
anspnieh  geltende  beeondere  Veijähning  noeh  nicht  vollendet  ist. 

Stanb^)  bemerkt  zn  dieser  Fra^e.  dass.  wenn  der  Hauptaneprnch  ver- 
jährt ist,  auch  der  Strafausprudi  verjährt  ist,  da  nach  §  224  BGB.  mit  dem 
Ilanptanspruch  auch  die  Aiisi»rii(  he  auf  dio  von  ihm  abiiänfrenden  Neben- 
leistungen verjilliren.  Staub  will  diesen  Satz  aber  nicht  mehr  gelten  lassen, 
wenn  die  Vertragsstrafe  verwirkt  ist.  Denn  „dann  sei  sie  eben  keine 
Nebenleistang  mehr  nnd  von  dem  Hanptaiwpnich  nicht  mehr  abhängig". 
Diese  letztere  Eineehrloknng  kttnnen  vrir  jedoch  nidit  fttr  richtig  halten. 
Denn  aUe  die  Nebenansprttcb«,  welche  §  224  umfasst,  besitzen,  nachdem  sie 
einmal  zur  Ent*itehung  gelangt  sind,  den  Charakter  selbständiger  Forde- 
deruniren  'i:  ihre  ursprüngliche  Abhängigkeit  von  deui  Haujitanspruche  tritt 
aluT  rado  durch  dio  Bestimmung  des  §  221  wieder  in  die  Erscheinung, 
iiie^e  Bestimmung  erfasst  also  auch  die  verwirkte  Vertragsstrafe. 

In  der  Praxis  wird  aber  §  224  BGB.  fttr  den  Frachtanschlag  im  Eisen- 
bahnfrachtverkehr  kaam  zur  Anwendung  gelangen  können,  da  die  Fracht 
regelmässig  bei  Abliefemng  des  Gutes  oder  bei  Ablauf  einer  knraen  Stnn- 
dnngsfrist  gezahlt  wird  und  deshalb  die  für  den  Frachtzuschlag  geltende 
r-i'j-pne  YerjiUinHigsfrist  weiterliUift.  §  224  kann  eben  nur  Geltung  erlangen, 
wenn  der  Haiiptansprucli  verjährt  ist,  nicht  wenn  er  erfüllt  oder  aus 
sonstigen  Gründen,  z.  B.  wegen  Kücktrittü  vom  \' ertrage,  fortgefallen  ist. 

Der  Lanf  der  Yerjfthrangsfrist  fBr  den  Frachtanschlag  beginnt  mit  der 
Znwiderhandinng  (§  198  Sats  2  BGB.),  also  regelmässig  mit  dem  Abschinas 
des  Frachtvertrages  (Vn  der  Allg.  Zust.-Best.  zu  §  63  EVO.).  Hierbei 
koBiDt  es  nicht  auf  die  Kenntnis  der  Eisenbahn  von  der  Znwiderhandinng 
an.  Nicht  richtig  ist  die  Ansicht  Co  er  mann s  (Z.  Ver.  Eisenb.-Verw. 
1<J02  S.  387),  dass  die  Frist  mit  der  Feststellung  der  Zuwiderliaudlung 
beginne. 

Die  wenig  befriedigende  Rechtriage  wird  fKr  das  internationale  Eisen- 
bahnfrachtgeschRft  anf  Gmnd  der  Besdilfisse  der  zweiten  Bevisionskonferenz, 

welche  im  Juli  1905  in  Bern  zusammengetreten  war,  dadurch  beseitigt,  dass 
zu  Art.  7  ein  Zusatz  beschlossen  ist,  nach  welchen»  der  Anspnuh  auf  Zah- 
lung oder  Rückzahlung  von  Frachtzuschlägen  in  einem  .Jalire  verjälirti  der 
Lauf  dieser  Frist  beginnt  mit  der  Zahlung  der  fraglichen  Beträge^). 

Da  gegenwärtig  auch  die  Eisenbalmverkehrsordnung  einer  Revision  unter- 
zogen wird,  wäre  es  wünschenswert,  dass  aach  in  der  EVO.  durch  einen  ent- 
sprechenden Znsatz  zn  §  68  ^e  einJUirige  VerJShmngsfrist  fttr  die  Fraclit- 
znschlSge  ansdrtlcklieh  eingefOhrt  würde. 

*)  Komm.  z.  HUB.  Aum.  31  zu  §  348. 

*)  S.  Anm.  8  8. 22. 

«)  Z.  Ver.  BisenbVerw.  1906  8. 659. 
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Beiträge  zor  Erläuterung  dos  Prennsisehen  Eiiteiguungsgesetzes 

vom  11.  Juiif  18^4. 

Von  Dr.  Georg  Eger, 
Kegierongsrat  in  lierlin. 

Der  Begriir  i«r  zwMknlMl|M  Bsmrtxtarkelt  In  8inm  dM  §  9  des  Gettbct. 

§  9  des  Pintei^nungs^setzes  macht  das  Recht  des  teil  enteigneten  Eigen- 
tümers, die  Uebernalime  des  ganzen  Grandstücks  vom  Unternehmer  gegen 
Entsehädignng  za  verlangen,  toh  der  YoransBetKiing  abhängig,  dass  das 
Gmndstttek  durch  die  Abtretang  so  seretttekelt  werden  würde,  dass  das  Beat- 

grnndstück  nach  seiner  bisherigen  Bestimmung  nicht  mehr  zweck- 
mSlssig  benutzt  werden  kann.  Für  die  Ausübung  dieses  Rechts  kommt  es 
daher  darauf  an,  die  bislieriiro  Restimraung  des  l^estgrundstücks  festzu- 
stellen, also:  ob  es  bisher,  —  d.  h.  bis  zur  Enteignung  des  in  Anspruch  ge- 
nommenen Teils  —  als  Acker,  Uarten,  Wiese,  Forst,  zum  Gewerbebetriebe 
etc.  benutzt  worden  ist 

llassgebend  ist  die  Bestimmung,  die  es  bisher  nach  seinen  Eigen- 
schaften und  dem  Willen  des  Eigentfimers  gehabt  hat.  Hierbei  ist  nicht  so- 
wohl die  bisherige  Bestimmung  des  ganzen,  unzerstückelten  Grnndstttcks, 
sondern  die  Bestinininni;'  des  K'p>'tir)un(1stii('ks  entscheidend.  Hatte  das  abge- 
trennte und  das  Restgnindstück  vcr.<i  liirdcne  Restininiun«; ,  diente  z.  B.  das 
erstere  zu  Wohngebiludeu,  das  letztere  zu  gewerblichen  Anlagen  etc.,  so  ist 
%  9  nur  anwendbar,  wenn  durch  die  Abtrennung  des  ersteren  die  sweck- 
mSssige  Benutabarkeit  des  letsteren  an  gewerblichen  Anlagen  veihindert  wird 
{m.  10.  4.  Ish:},  An  h.  f.  Eisenb\Ve8.  1888  S.  555,  Gmcliots  Beitr.  Bd.  28 
S.  an,  EisenbE.  III  S.  60;  s.  jedoch  unzutreffend  RG.  23.11.1898,  XV 
S.  HM),  R<iZ.  Bd.  It?  S.  894).  Wenn  aber  z.  B.  der  in  Anspruch  genommene 
Teil  bisher  zu  einer  kostspieligen  Kultnrart,  zum  Hopfen-,  Tabak-,  Oelbaa 


>)  Siebe  Beitrüge  Nr.  I,  II,  lU  and  IV  in  dies.  Zeitschr.  Bd.  XIX  &  177,  181, 
Bd.  XX  S.  197,  Bd.  XXI  8.  218). 
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etc.  das  Keststück  zur  Fabrikstion  oder  Bearbeitung  dieser  Eoliprodukte  ver- 
wendet worden  ist  md  die  AMratsog  des  grSeeeren  Ttib  die  weitere  Ver- 
wendung des  Beetes  naeh  der  edtherigen  Weise  nldit  melur  lohBend,  bsw. ' 
unverhlltniniftuig  tener  maebt,  so  wird  letzterer  nach  seiner  bisherigen  Be- 
stimmung in  der  Hegel  nicht  weiter  benutzbar  sein.  Der  gewöhnlichste  und 
häufigste  Fall  wird  jedoch  der  sein,  dass  das  Ganze  derselben  Besttnumilig 
unterliegt,  d.  h.  demselben  wirtschaftlichen  Zwecke. 

Massgebend  ist  die  Bestimmung,  die  das  Grundstück  bisher  nach  seinen 
Eigenschaften  und  dem  Willen  des  BlgentOmers  geliabt;  die  gegenwärtige, 
zur  ZtÜ  der  AbsefaAtzong  bereüs  verwirldichte  oder  in  der  VtrwlrkliGhiiag 
begriffene.  Ellnftige,  noch  nnbestiiDnite  Flftne  nad  Älisicliten  IcSmien  nicht 
die  Basis  der  Uebemahmeforderung  bilden,  z.  B.  die  Absicht,  ein  bisher  nur 
landwirtschaftlichen  Zwecken  dienendes  Grundstück  künftighin  auch  für  den 
Produktenhandel  zu  verwenden  (RG.  2.  6.  1891 ,  EisenbE.  VIII  S.  348, 
Grucliots  Beitr.  Bd.  35  S.  1102),  oder  ein  bisher  unbebautes  Grundstück 
später  als  Banterrain  (BG.  13.  7.  1880,  EisenbE.  I  S.  265;  13.  4.  1880 
Nr.  146/79,  imd  20.  4. 1882  Nr.  404/81;  LObell,  Komm.  8.  68;  4. 9.  1885, 
EisenhA.  1886  S.  424,  EisenbE.  IV  8.  367,  und  20. 1. 1886,  III  8.  437, 
Omchots  Beitr.  Bd.  28  S.  1099).  Anders,  wenn  die  Enteignung  eine  grosse 
bisher  bebaute  FUichc  umfasst  und  das  Restgrundstück  nach  den  baupolizei- 
lichen Vorschriften  für  Bebauung  nicht  mehr  geeignet  ist  (EG.  30.  9.  1896, 
EisenbE.  XV  S.  206). 

Das  Gesetz  sagt  nicht,  daas  die  Prüfung  zu  dem  Resultate  führen  müsse, 
dasB  das  Grandstttcic  nach  seiner  bisherigen  Bestlmmvng  flberhanpt  nicht 
mehr  benntit  werden  kann,  sondern  es  genflgt  aor  Sabetanffiemng  des 
Uebemahmeanspmchs  das  Ergebnis,  dass  der  Rest  nicht  mehr  zweck- 
mässig benutzt  werden  kann.  Die  rebernalimepflicht  ist  daher  8<lu»n  dann 
begründet,  wenn  das  Restgrundstück  zwar  noch  benutzbar,  auch  nach  der 
bisherigen  Bestimmung  noch  benutzbar  ist,  aber  nicht  mehr  zweck- 
mässig in  der  bisherigen  Weise  benutzt  werden  kann.  , Nicht  mehr 
Bweekmftssig  benntabar'  ist  streng  an  ontersch^den  von  ,unbe- 
nntabar*.  Bs  ist  hier  nur  von  eiser  —  im  Veiglelch  mit  der  bisherigen 
—  geminderten  BenntabarlL^  die  Bede. 

Der  Begriff  der  „zweckmässigen  Benutzbarkeit"  l&sst  sich  freilich 
abstrakt  nicht  definieren.  Hierüber  kann  ledip^lich  nach  Lage  des  konkreten 
Falles  und  aller  in  Betracht  kuiiimenden  Verhältnisse  das  Ermessen  der  Ent- 
eignungsbehörde bzw.  des  Gerichts  in  der  Regel  auf  Grund  des  Gutachtens 
SaehTMrstHndiger  entscheiden.  «Nicht  raelir  zweckmBssig  benntebar'  erscheint 
nach  aUgemeiaer  YeilnhrBanschaniing  jedenfalls  dn  Bestgrondstllek,  dessen 
weitere  Nntabaimaehnng  in  der  Usherigaa  Weise  mit  anverh&Itnis- 
mässigen  Kosten,  Aufwendungen  lad  Mnheleistnngen  verbunden  und  da- 
durch gemindert  ist,  überhaupt  in  wesentlichen  Beziehungen  den  Zweck  nicht 
mehr  erfüllen  kann,  welchen  es  in  Verbindung  mit  dem  enteigneten  Teile 
bisher  zu  erfüllen  vermochte  (RG.  2.  6.  1891,  EisenbE.  VUI  S.  348).  Ist 
also  das  Bestgrundstück  uui*  nach  kostspieligen  und  umfassenden  Neu- 
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bauten  zu  seiner  bisherigeii  Bestimmiuig  für  gewerbliche  Anlagen  ver- 
«mdbur,  so  ist  «Um  Avsdelmoiigaredit  des  Eigentflinerg  gemäss  §  9  gereeht' 
fertigt  (RG.  3.  4.  1897,  EOZ.  Bd.  89  S.  273,  EisenbB.  XIV  S.  237;  23. 11. 

18«8,  RGZ.  Bd.  42  S.  394,  EisenbE.  XV  S.  Hat  jedoch  die  Abtretmig 

für  da*  Kostirrnndstiirk  nnr  eine  Beeint riS t  h t iir u nir  derjeni<ren  Eigen- 
schaften zur  Fnlirc  die  dem  bisheripreu  Zwecke  desselben  dienten,  ohne  aber 
diesen  Zweck  selbst  aufzuheben  oder  zn  g^efährden.  so  erscheint  die 
Uebemahmeforderung  nicht  begründet.  Es  würde  zu  weit  gehen,  wenn  jede 
weniger  TorteiUiafbe  Benotsbarkeit,  elso  sdion  eine  —  wenn  aneli  nnr  ge- 
ringe  —  Beeintrftchtignng  des  Natxens  lüersn  genttgen  sollte  (EolfiEa,  EntQ. 
S.  105  Nr.  0  und  7,  A.  M.  Bendix,  EntG.  S.  22  Anm.  lo).  Wird  daher 
ein  Teil  einer  Hans-  nnd  Oartenbesity.nnpr,  welrlie  für  den  Besitzer  als  he- 
haclicher  Ruhesitz  dient,  zu  einer  Eisenbalinanlaire  enteifrnet,  so  kann  der 
Eigentümer  auf  (irund  des  §  i)  nur  «lann  veiiaui^en.  dass  der  Eisenbahnunter- 
nehmer das  Ganze  gegen  EntschUdigung  übernelime,  wenn  das  Kestgrundstück 
nicht  mehr  »Is  Ruhesitz  benntzt  werden  kann;  eine  blosse  Beein- 
trichtigvng  dagegen  derjenigen  Eigenschafken,  welche  den  Besitz  als  dnen 
behaglichen  Bnhesitz  charakterisieren,  begründet  nicht  den  Anspruch  auf 
Fehemahme  der  (ranzen  Besitzung  (KG.  2o.  1  1885.  EisenbE.  III  8.4:17; 
21.  12.  IIHH),  XVU  S.  3öd,  Preuss.  VerwBl.  XXU  S.  256  und  die  dort  zit. 
Kechteprecbung). 
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I.  Basondm  eisenbahnrecMliclie  Sehrifimi. 

Fritsoh,  Geheimer  Oberregierungsrat.  Handbnell  der  Eisenbahngesetzgebiing 
in  Preassen  umi  dem  Deutschen  Reiche.    Berlin  190G.    Julias  Springer. 

Das  vorliegende  Werk,  ein  Teil  des  Hue  de  (Jraisschen  Handbuchs,  enthält  eine 
ensMrordentlich  vollständige,  mit  Torxügliclier  SachkeoDtnis,  voller  Beherritcbung  des 
Steiee  nod  bewnudeniswertein  Fieiaee  Terfante  flemmhmg  der  Mif  des  Eiaenlielm- 
weseo  bezflglichen  Vorschriften  des  preaiiiiehpdetttechen  Hechts.  Das  Buch  soll  dem 
Gebraache  der  Eisenbahnvorwaltungen  sowie  derjenigen  BcJiörden  uml  Personen 
dienen,  die  sich  mit  den  Bechtsverbältuissea  dieser  Untemebmungeu  befassen  und 
ein  NaebseUftgewerk  sar  rasohen  Anfflndimg  der  VondiriftMk  eelbit  und  dee  m  ihrer 
Anslegang  dienenden  Materials  sein.  Diese  Aufgabe  bat  der  dnreh  aeine  dienstliche 
Tätijrkcit  hierzu  besonders  berufene  niul  durch  seine  eisenbahnrechtlichen  Schriften 
rilbiulich  bekannte  Verfa.sser  auf  du.s  gliiuzendate  gelöst  uml  damit  einem  dringenden 
Bedürfnisse  entsprochen.  Die  Anordnung  des  Werkes  schliesät  sich  au  dio  im 
pfaktiNhen  Oehiaiicbe  der  BiseDbahnTerwattaagea  flUiehen  Eintailimgeii  an:  Von 
den  zehn  Abschnitten  enthUt  der  erste  die  gmndlegendeo  Voraehriften, 
namentlich  die  Restimmnnpen  der  Reichsverfassung  über  das  Eisenbahnwesen,  das 
Eisenbabngesctz  von  1838  und  d&s  Kleiubahngesetz.  Hieran  schliesst  sich  in  den 
Abadmittoi  n  bia  IV  die  Ordnung  der  allgeneinen  VerwaltangNinriditangaii:  Be- 
liSrdenorganlaatiea,  Peraonalweeen,  Finnaaweaett  (eintdil  der  Bertaneyang). 

Abschnitt  V  behandelt  den  Bau,  Abschnitt  VI  den  Betrieb,  Abschnitt  VII  den 
Verkehr.  Pas  Verhältnis  zur  Landesverteidigung  und  zur  Post-  und  Tele- 
graphenverwaltung sowie  das  Zollwesen  bilden  den  (iegenstand  der  Abschnitte 
Tin  Ma  X.  Die  in  dieae  Abaohnitte  gehörigen  Geaelae,  Verordnongan  nad  Aoa- 
fUhrungsbestimmun^'en  sind  —  unter  Fortlassung  des  nicht  auf  das  Biaenbahnwesen 
heziii,'licbeii  im  Wortlaute  niittreteüt  und  zugleich  die  einschläfrigen  preussischen 
Verwaltungsvorschriften  herangezogen.  Der  Text  der  Gesetze  etc.  ist  von  kurz 
gefiuaten,  aber  inhaltareicben  nnd  aacbgemftssen  Erlftuterangen  begleitet,  welche 
die  Katerialiea,  Literatur  und  Becbtspreehong  aoigfUtigrt  berflcksiehtigen.  Sin  sehr 
eingebendes  Inbaltsrerzeichnis  nnd  Sachregister  erletobtert  die  Anwendung  des  Baches. 
Dnrch  die  Oberaus  zweckmässige  Wahl  und  übersichtliche  .Anordnung  des  umfassen- 
den Stoffes,  durch  die  Klarheit  und  Gediegenheit  der  Erläuterungen,  durch  die  Voll- 
itladi^nit  dea  Inlialta  hat  der  Verfaaier  dn  Werk  mm  groaMM  nnd  bleibendem 
Werte  geechalTen,  für  welchen  ihm  der  Dank  nnd  die  Anerkananag  der  Intcressentaa 
in  vollstem  Masse  gebührt.  Dr.  Eger,  Berlin. 

LaJIemant,  Louis  Paul.  Des  clauses  d'irresponsabiUt^  en  matiere  de  transport,  daus  le 
droit  frau^ais.   Paris  1906.  Boosseaa. 

Raiatikl,  Adolf.  Zoll«,  Steuer-  nad  poUaeiliebe  Vnaebiiflen  für  Voaeadnag  voa 
Gütern  aus  gärtnerischen  Betrieben  im  Peat^  nad  Biaenbahaverfcehr  mit  dem  earo- 
pftiscben  Auslande.    Berlin  VM)n. 

Sammlang  der  im  Jahre  liKlö  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens  heransgegebenen 
Normaliea  nad  KoaatltatlTnrkaadea  aowle  der  ia  dieaem  Jahn  «neUten  aad  Ter- 
UhtgiTlaa  VmiBoaaQirioBai.  HenMUgegebea  Tom  k.  k.  naanbabnmiaiaterinm.  VfUrn 
Una  K.  k.  Hof-  nad  StaatadnukenL 
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II.  Mit  dem  Eisenbahnrecht  im  Zusammenhange  stehende  Schriften. 

Soldnun,  S.,  Justizrut.    Das  Uandelsgeaetzbuch  vom  10.  Mai  18i)7  (mit  Aus- 
leUnn  Am  Smreehti)  erlRiiteit.  Liefernng  10—18.  Berlin  1906.  Frani  VaUen. 

Der  Goldmannscbe  Kommentar  hat  mit  den  vorligenden  Lieferungen  den  Ab- 
schlnsH  do«^  zweiten  Bnrhs  errciclit.  Die  mehrfach  an  dieser  Stelle  hervorgehuhenen 
Vorzüge  sind  unverändert  geblieben.  Praktische  Anordnung  nacli  dem  Vorbilde 
Staubs  bei  wissenschaftlicher  Gründlichkeit  and  grosser  Scharfsinn  ohne  Spitzfindig- 
keit BMilien  den  Kommtntar  m  einem  nTerlinigen  FObrer  in  der  Praxis.  Zn  §  887 
tritt  Goldmann  mit  Re«  ht  d<  r  übrigens  vereinaelt  gebliebenen  Ansicht  Pemsels  über 
die  Berechiinug  des  der  Tautiemeverteilung  zugrunde  zu  legenden  Reingewinns  ent- 
gegen, welche  zuerst  vom  Referenten  im  Juristischen  Literaturblatt  (1899  S.  184  fif.) 
beUbnpft  ist.  Dement^nehend  will  Qoldmnnn  raeli  bd  der  Bereebnong  des  Bein> 
gewinnes  als  Omndlnge  für  die  Bemessung  des  dem  Beserrefends  sn  überweisenden 
Zwanzigstels  gemäss  §  262  HOB.  die  Tantiemen  nicht  vorher  abziehen  entgegen  der 
Ansicht  von  Staub  und  King.  Auch  darin  dilrtte  ibm  beizutreten  sein.  Bei  der 
AgiobereobnuDg  (S.  1093)  tritt  Goldmanu  mit  Recht  der  (inzwischen  aufgegebenen) 
Ansiebt  des  Prenssisohen  Oberverwaltangsgeriebts  entgegen,  wraaeb  das  Agio  nun 
Bteuerpllichtigen  Einkommen  der  Aktiengesellschaft  gehören  soll.  Der  Lieferung  18 
ist  ein  ausfttbrlichea  Sachregister  für  die  beiden  bisher  eiachicnenen  Bän  I'?  bei(^'ei<;cbcn. 


Eger,  Dr.  6.,  Begienmgsrat.  Das  Oesetn  Aber  die  Enteignung  von  Orand- 
eigentnm  Tom  11.  Jnni  1874  mit  den  einseblftgigen  Bestimmnngen  des 

Flnclitliniengesetze^J  vom  8.  Juli  1875  und  des  Wasserstrassengesetzes 
vom  1.  April  1905.  Uandaa«gabe  mit  Erl&utemngeu.  Breslau  1906.  J.  U.  Kerns 
Verlag. 

Die  Bnteignnngen  für  Offentliebe  Untemehmangen  beben  ^ea  ausserordent- 
lichen Umfang  angenommen.  Für  die  Verwaltungsbehörden,  Gerichte  und  Anwalte, 
wie  für  den  jifrospen  Kreis  von  Interessenten,  welche  durch  Enteignungen  berührt 
werden,  besteht  daher  ein  dringendes  Bedürfnis,  sich  aus  der  Theorie  und  Praxis 
Aber  den  komplizierten  Inhalt  nnd  die  nicht  leicht  verstflndlicben  Bestimmungen  des 
geltoiden  Enteignnngsrecbts  grUndüche  nnd  Tollstftndige  Kenntnis  ta  versebaffen. 
Die  bisher  erschienenen  Kommentare,  Hand-  und  Textausgaben  gentigen  diesem  Be- 
dürfnisse insofern  nicht,  als  sie  fast  sämtlich  da.s  unterm  1,  April  1!H»5  veröffent- 
lichte und  bei  den  nunmehr  nahe  bevorsteheudeu ,  umlaugreicben  Kaualbauteu  zur 
Anwendung  gelangende  Gesets,  betreffend  die  Herstellnng  nnd  den  Ausbau 
von  Wasseratrassan,  das  sog.  Wasserstrasscngesetz,  welches  zwar  mit 
dem  Enteignnngsgesetz  in  engem  Zusaiuuienhauire  steht,  aber  in  seinen  §§  11  bis  16 
wesentliche  Abweichungen  von  demselben  enthält,  nicht  berücksichtigen. 
Diesem  Maugel  sucht  die  vorliegende  Handausgabe  abzuhelfen,  indem 
in  Verbindung  mit  dem  Enteignunga-  und  Flucbtlbiiengeseta  audi  die  einschlägigen 
Bestimmungen  des  Wasserstrassengesetzes  eine  eingehende  und  sorgfältige  Erläute- 
rung erfahren  haben  Tu  knapper,  aber  klarer,  ilbersichf lieber  und  leicht  verständ- 
licher Fassung  sind  unter  Benutzung  der  Gesetzesmaterialien,  wie  der  ge- 
samten neueren  Bechtsprecbuug  und  Literatur  und  der  Entscbeidnngen 
der  Hinisterialiustanz  die  Bestimmungen  der  genannten  Gesetse  erQrtert.  Ihre 
.\nwendung  i«t  durch  ein  übersichtliches  Inbaltsverseichnis  und  ein  sebr  genanes 
und  umfassendes  Sachregister  erleichtert. 
Rosenthal,  H.,  Landgerichtsdircktor.  Das  bürgerliche  Gcsutzbueb  nebst  einem 
ansangsweiseii  Abdrucke  der  Ausfllhningtgesetn  fttr  Preuasen,  Bayern,  Sachsen, 
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Württemberg,  Baden  und  des  Haudelsgesetzbacbs  gemeinverständlich  erläutert. 
7.  AflA.  GraudoBs  1906.  Gnatav  BOtbe. 

Baa  Lob  tind  die  Anerkennung,  welche  die  firflheren  Auflagen  dieses  weit- 
wlweitefen  und  trefflichen  Bnclie."?  gefunden  haben,  kann  auch  die  neue  Auflage 
in  foUem  Umfange  beanspruchen.  Die  grosse  Beliebtheit  beruht  sowohl  auf  der 
iOMmfc  iweekm&wigeii  Einricbtoog,  wie  auf  dem  leicht  faMliehen  und  Tollständlgen 
Inhalt  Die  erhebUcfae  Zabl  der  pnikttadMO,  am  den  Leben  entnomneoea  Beis^ele, 
die  klare  und  gemeinrerstündliche  Spraobe,  die  GrOndlichkeit  und  Tollftändigkeit  der 
ErlSuterungen  haben  das  Buch  zu  einem  der  populärsten  auf  dem  Gebiete  des  bftrger- 
lichen  Rechts  gemacht  und  sichern  jeder  neuen  Aoflage  einen  grossen  und  verdienten 
Erfolg.  Dr.  Meyer,  Berlin. 

FlitlMr,  •»  nni  V.  Heal«,  W.  Btrgerlkbes  Oeaetibneb.  Haadanegabe  mit  An- 
merkniigen.  herausgegeben  in  yerbittdong  mit  B.  Bber  imd  H.  Sehneider.  7.  Anfl. 
München  1906.   C.  H.  Beck. 

Der  sechsten  in  Bd.  XX  S.  206,  207  dieser  Zeitschrift  besprochenen  Auflage  des 
Fiseh«^  T.  Henleieh«!  Kemmentan  folgt  in  der  knrsen  Friit  von  8  Jabren  wiederom 
eine  neue  Auflage.  Dieser  aimergewObnlicbe  Erfolg  ist  ein  wohlverdienter.  Die 
grosse  und  allgemeine  .■\nerkennung,  welche  das  Werk  crefnndfn .  litinlit  auf  der 
ürüudiichkeit,  Klarheit  und  Uebersichtlichkeit  der  Erläuterungen,  der  vollen  Beherr- 
aehnng  des  Stofea,  der  Beichbaltigkeit  und  Vollständigkeit  de«  Inhalts  sowie  der 
llberane  praktieehen  Anmdnong.  Jede  neoe  Anlage  iet  nach  Maasgabe  der  neneeten 
Beebteprechnng ,  Literatur  und  Gesetzgebung  auf  das  sorgfältigste  ergänat  nnd  ver- 
vollständigt. Das  gilt  auch  von  der  vorliegenden  Auflage,  wekhe,  wie  ihre  Vor- 
gängerinnen, eines  grossen  Erfolges  gewiss  sein  kann.  Schmitss,  Köln. 

LitlMr,  NaM,  GeriehtHMNeeor.  Daa  Oeiata  ther  die  Enteignung  von  Grnnd- 
eigentnm  Tom  11.  Jnni  1874  nnd  das  Geseta,  betreffend  die  Anlegung 
und  Verftndernng  von  Strassen  und  Plfttaen  in  Städten  und  ländlichen 
Ortschaften  vom  2.  Juli  1875   Handausgabe.  2.  Aufl.  Berlin  1906   Franz  Vahlen. 

Die  zweite  Auflage  enthält  eine  vollätändige  Umarbeitung  und  wesentliche  Er- 
weiterung der  ersten  in  Bd.  ZVm  8. 884  dieser  Zntsebrifk  bespvoehenea  Auflage. 
Während  die  erste  Auflage  sich  anf  knrae  Anmerkungen  zum  Enteignnngsgeaeta  be- 
schränkte, erstreckt  sich  die  neue  .Auflage  auch  anf  das  Fluchtliniengesetz  und  be- 
gleitet in  2  Teilen  die  Bestimmungen  beider  Gesetze  mit  eingehenden  Erläuterungen, 
wdoha  dia  Matarialieo,  Rechtsprechung,  Literatur  und  AnsfUhrnngsvorschriften  surg- 
flUtig  berflefcsiehtigea.  Zogieieb  afaid  aahlrrieha  MoaCar  bdgegabea,  um  die  Anwen- 
dung des  Enteignungsgesetze»  zu  erieiehteni.  Der  Verfasser  ist  in  anerkennenswefter 
Weise  auf  alle  wesentlicheren  Streitfragen  eingegangen,  freilich  nicht  immer  mit 
genügend  feater  Stellungnahme,  so  z.  B.  in  betreff  der  Frage  über  die  Kechtsnatur 
der  Bnteignnng  (ob  einsdtiger  Staatsakt  oder  Zwangskanf:  8. 18ir.)  und  ttber  die 
Art  der  Wertbemessung  (objektiver  oder  »nbjektiver  Wert:  8.  50 ff.).  Entschieden 
und  mit  guten  (Gründen  tritt  er  dagegen  S.  78  ff.  für  die  volle  und  absolute  Kompen- 
sation der  vorteilhaften  Folgen  ein.  Das  fleissige  und  gründliche  Werk  wird  sich 
als  ein  ntttzliches  Hilfsmittel  filr  die  Anwendung  der  beregten  Gesetze  erweisen. 

Dr.  Eger,  BerBn. 

Itenbart,  W.,  Geh^roer  Eegierungsrat,  und  Spieihftgea,  Geheimer  Oberregiemugsrat. 
Nachtrag  zum  In validenversicherungsgeseta  Ton  13.  Jnli  1899.  Berlin 
1906.   Carl  Ueymauns  Verlag. 

Zu  dem  treffiidmn,  in  Bd.  X2X  8. 888  dieser  Zeitsdirift  besproebenen  Keamentar, 
der  durch  seine  grossoi  Voriflge  die  weiteste  Verbreitung  gefunden  hat,  bringt  der 
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Nachtrag  mehrere  notwendige  und  wkr  wülkomiBMa  B^giiMiig«ii.  DfetallMn  be- 
itelwn  in  1.  der  Aaweisang  de*  Ifliiialem  für  HmmM  nd  Oewwbe,  betreffend  dai 

Verfahren  vor  den  nnteren  Verwaltungsbehörden  C§§ ''7  04  dos  InvVG.l  vom  In.  No- 
vember IfHU  und  2.  der  Anleitung:,  betreffend  den  Kreiä  der  nach  dem  InvV(;.  vom 
13.  Juli  (ÜUBl.  ä.  m^i)  versicberteu  Tersüneu  vom  6.  Dezember  1905.  Der 

Verlag  stellt  in  hOcbit  liberaler  Weiae  daqjenigen,  welche  das  Hauptwerk  bewigea 
haben,  den  Naehtrag  koatealoe  cor  VerfOgong.  Dr.  Bger,  Berlin. 

Kaufmann,  Emil.  Hiindebrecbtliche  Beehtspreehnng  Bd.  VI.  Hannover  1906. 

Helwingachc  Verla^'sburldiandlunp. 

Der  sechaie  Band  der  Kaufuiauuscben  Handelsrechtlichen  Rechtsprechung  um- 
fasit  die  Bntecbeidnngen  und  die  Lit«rator  des  Jahres  1906  und  sohliesst  sieh  in 
Furu^  und  Inhalt  im  wesentlichen  den  früheren  Bänden  an.  Der  Ereia  der  benutzten 
Zeitsclirifft-n  ist  enveitert  und  die  Recbt.'^prechnnfr  der  Kaufmannsjjerichte  neu  hiu- 
ziigelreten.  Die  prägnante  Fassung  der  Kecbtssätze,  verbunden  mit  einer  beachtens- 
werten Kritik  dsitelbeB»  dia  VoHtttadigkeit  der  literatoraogaben,  die  grosse  Sorg- 
falt in  der  AnswaU  wichtiger  Bntscbeidnngen  haben  von  Jahr  sa  Jahr  di«  Beliebt- 
heit nnd  Verbreitung  dieser  Sammlung  gefordert  nnd  verleihen  derselben  einen 
aus!*erordcntlicben  praktischen  Wert.  Dr.  Meyer,  Berlin. 

Zeitschrift  fiir  Vdlherreoht  nnd  Bundeaataatsreoht.  Uerausgegeben  von  Professor  Dr. 
Joaef  Köhler,  Geheimer  Jnstisrat  I.  Band  1.  Heft  Bnslan  1906.  J.  U.  Xemn 
Verlag. 

Eine  Zeitschrift,  welche  die  .\nfgabe  hat.  das  Vi'dkerrecht  fortzubilden  und  be- 
sonders die  B'ragen  zu  litliandclii,  welche  sieb  auf  die  Bündnisse  der  Staaten  bezieben, 
ist  in  einer  Zeit  ein  ausserurdentlicbes  Bedürfnis,  welche,  wie  die  gegenwärtige,  die 
Völker  dnreh  Verkehr,  Industrie  und  aabllooe  gOBuinsaine  bteresaen  nnd  kulturdle 
Bestrebungen  immer  enger  ausaninien fuhrt  und  mbindot  Bin«  soleha  Zeitschrift 
iat  insbcsniidere  dann  eines  grossen  Erfolges  sicher,  wenn  an  ihrer  Spitze  ein  Mann 
steht,  der  durch  die  Fülle  glänzender  Leistungen  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen 
und  privaten  Bechta  gleich  hervorragend  und  berlUunt  ist,  umgeben  von  einer  Ansahl 
bedeutender  Hitarboiter.  Von  hAdntem  Werte  und  Interesse  ist  die  Zeltachrift  aneh 
filr  das  Eisenbahnrecbt.  Denn  die  Entwickelnng  dieses  Rechts  hat  seiner  Natur 
nach  eine  internationale  Richtuntr  eingeschlagen.  Der  gemeinschaftliche  Verkehr  der 
Bahnen  des  In-  nnd  Auslandes  drängte  mit  Notwendigkeit  und  immer  stärker  zur 
Auftiabnte  univenaller  Beebtsnomen,  wel«^  bereits  in  mdireren  Intemationalan 
Verebbarongen  Ansdmck  gefunden  haben.  Daher  wird  mit  giQsstem  Interesse  der 
weiteren  Entwickelung  der  Zeitschritt  entgegengesehen,  deren  erstes  Heft  bereits 
durch  die  Vielseitigkeit  und  Uediegeuheit  des  Inhalts  für  die  Tendenz  der  Zeitschrift 
das  beste  Zeugnis  ablegt.  Dr.  Eger,  Berlin. 

Hnndwirlirbiob  der  Pr«nalaebM  VenraltNf ,  bearbeitet  und  herausgegeben  von  Dr. 
V.  Bitter,  Wirklicher  Geheimer  Bat  und  Präsident  der  Hanptverwaltang  der  Staats- 
schulden.   LiofernnL'  1    <>.    Leipzig  19Ü<».  Kossberg. 

Das  neue  Handwürterbuch  entspricht  einem  dringenden  Bedürfnisse  i  es  soll  in 
leadkalisebar  Foon  eine  Darstellung  des  deulsdien  und  preussisehen  Verfasnaga-  und 
Verwaltangsredits  enthalten  nnd  beaweokt,  den  Behdrden,  Beamten,  Anwalten  und 
sonstigen  Interes.«enten  ein  ireeignotes  Hilfsmittel  zur  schnellen  Orientierung  auf 
diesem  komplizierten  (lebicte  an  die  Hand  zu  geben  Bürgt  schon  der  Name  des  in  der 
Theorie  und  Praxis  des  Verwaltungsweseus  besonders  ausgezeichneten  und  erfahrenen 
Herausgebers  für  einen  vollen  Brfo%,  ao  audi  die  Mitwiikung  einer  grossen  Zahl 
der  tttchtigsten  nnd  besten  Kenner  der  eiuneluaii  Verwaltnnganweige.  Der  Inhalt 
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der  Torliegeudeu  4  Hefte  spricbt  für  die  uberautt  sorgfältige  und  gediegene  Art  der 
B«arbeitiiiig.  Ancb  die  biiber  tlier  die  BiMnlwIiiiTerwaltiing  TeiOffentiiehlMi  Atttkol 
(a.  Bieeiilwhiien,  Eisenlwhn-Abgftbe  —  Bau  —  Beamte  —  Arbeiter  —  Beirlte  -~ 

Pestcnerniiif  —  Frachtrecht  —  Garantie  —  Gesellschaften  —  Koniiiiissare  —  Kon- 
zesäioü  —  Postiiesetz  —  Tarife  —  Unteniehmmigen  —  Vereine  —  Verkehrsordnuiijj; 
etc.)  lasseu  deu  grossen  Fleiss  und  das  Geschick  der  Verfasser  erkeuueu,  welche  in 
▼erhiltaimlMig  koiier  Form  Tides  WisMiiswerte  gawunmeniofiweii  ventendeii 
haben.  Eine  ansfiihrlichere  Besprechung  des  in  15  Lieferungoi  bis  AvgOlt  d.  J. 
fertigBoateUenden  Werkes  wird  eist  nach  der  VuUettdaag  erfolgen. 

Dr.  Eger,  Berlin. 

BtItoM,  Mawiee,  Lee  loia  d'aanuranoe  owiitoe  4  rtoaager.  HI.  Aimranee  eootre 

IfDTaHditt.  FariilSOS.  BotiiMa«. 
Biedermann    Die  wiir<  hnftliche  Batwickeliiag  der  preasaisohen  Staataeiaenbaboen. 

Berlin  lIMXi.    Julius  .Springer. 
Haael,  R.  Jabrbncb  der  österreicbiscbeu  i!^lektrizitut.sgeäen8chaften  sowie  der  ätrassen- 

balmen  und  dektriachen  Kleinbabnen  Oeatenreiob-Ungama.  Wien  1906. 
Havemtela,  P.   Die  Zollgesetzgebung  des  Reichs,  eutlialtend  die  Zollgesetze  und  zoll- 

Terwa]tnn<!-!recbUicben  Vorachriften  das  Beicba  uebat  £rl.   8.  Aufl.   Berlin  1906. 

H.  W.  Müller. 

Norig,  R.  Bancb,  Bnas,  GertiMsb  and  Umliebe  Einwirkungen  in  §  906  des  bQrgerlicben 
Geaetabneba  nnd  die  riTilreobtliidieB  An^rOobe  gegen  rie.  Le^dg  1906.  Veit  A  Omnp. 
Oertmann,  Dr.  P.,  Profeaior.  Daa  Beebt  der  Sobnldverbiltniaae.  8.  AvU.  Berlin  1906. 

r.irl  Utvmanu. 

Stinzing,  W.   Findet  Vorteilsanrechnaug  beim  Sehadeuersatzauspruch  statt?  Leipzig 

1906.  Deiebert  Nacbf. 
Zacher,  Dr.,  Geheimer  Regiernngsrat.  Die  Arbeiterversicheruug  im  Ändande.  Heft  6a. 

Die  Arbeiterversicheruug  in  Italien.  Nachtrag  ku  Heft  VJ .  bearbeitet  von  Vincenzo 
Hagaldi.  Berlin  lim.  A.  Troschel.  —  Heft  12  a  in  Belgien  Nachtrag  zu  Heft  XII 
▼Ott  Kona.  Jos.  Begasae. 

III.  Abhandlungen  aus  Zeitschriften. 

Buachmann,  Dr.  M.  v.,  Freiherr.  An.s  den  VerhauilliinL'sprotokollen  der  Pariser  und 
Bemer  Konferenz,  betreffend  die  Revision  des  iuteruuliunalen  Uebereinkommeus  über 
den  EiaenbabnfraebtTerkebr  (Oeateir.  BiaenbVerordnBI.  XIX  Nr.  51  S.  1843). 

Deliua,  Kammergeriiht.srat.    Die  Pflicht  zur  Beinigang,  Bespren^'ung  und  Bestreunng 

der  Strassen  und  Bür<;erst»;i),'e  nach  dem  neueston  Stande  der  Rechtsprechun<j  ( Die 
Selbstverwaltung  ld06  Nr.  10  S.  14ö).  —  Ueber  Uaftpflicbt  der  Beamten  (Das  Recht 
X  Nr.  11  S.  649). 

Daanlar,  Or.  Zun  Kllndignngareebt  der  Beamten  §  670  BGB.  (DJZ.  XI  Nr.  18  8. 699). 

Dirschke,  Dr.  A  Gemeindeabgaben  des  EiaenbabnUakas  (PrVerwBl.  XXVII  Nr.  .10  S.544). 
Epstein,  Dr.  M.,  Land.  Advokat.  Lieferfristflberschreitnng  nnd  Zollamtabandlnng  (Ungar. 

Eisenb.-Tar.-  u.  Verk.-Anz.  X  1906  Nr.  9  S.  85). 
FrankMib«r9,  v.   Zar  AngebBrigenfBraorge  nacb  Arbeiterferaiobwangareolit  (Sobinaa) 

(Annalen  dej^  Deutscheu  Reichs  1906  Nr.  3  8.  182). 
Geigel.    Zur  Enteifrnnn^sfrage  (Z.  f.  Els.-Lothr.  Jahr«:  '^1  S.  103— 10.5V 
Gerden,  Dr.,  Landrichter.   Zum  Entwurf  eines  Antomobilbaftpflicbtgeaetzea  (DJZ.  XI 

Nr.  8  S.  479). 

Harlicr.  BinHaaa  der  Vonebiiften  dea  BGB.  Aber  die  Scbadeaahaftnng  auf  die  doreh 
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den  Frachtvertrag  begrttndete  ErsatzpUiclit  der  Euenbahn  (Z.  d.  Ver.  D.  EiseubVerw. 
1906  Nr.  81). 

Hilseher,  Dr.  F.  Die  Kompetens  für  Klagen  ana  dem  Eieoabalmfrmchtvertrage  (Allg. 

OestcrrGerZ.  Jahrg.  57  Nr.  5). 
Hilse.   Ausschluss  des  fiechtsweges  für  K^easanapriche  aus  der  üffentlicb-rechtUchen 

Arbeitenreniebeniiig  infolge  Zeitablanfa  (JW.  Jahrg.  8&  Nr.  9). 
Hottearott.  Dr.,  Bürgermeister.    Die  zunehmende  Entwickelung  der  Grossstädte  und 

die  kunnnnnalp  Bedeutimtj  der  Strassenbiihneu  i       .Stlbstverwaltung  .lahr^r.  3:?  If0*> 

Nr.  IB).  —  Uebcr  den  Geuieiagebraach  vou  üüentlicheu  Wegen  and  private  Kecbte 

Dritter  au  diesen  (Nr.  24). 
lauer.  Daa  badiaehe  fiateiginiiigareehfc  in  der  Amrendnng  anf  BiaanbaluiiuitttBehauiiigeii 

(Z.  f.  bad.  Verw.  u.  Verwaltungsrechtspfl.  XXXIII  Nr.  1—4). 
JabMS,  Wirklicher  Geheimer  BaL   Verkehcspoliaeiiichea  und  Verwandtes  (PrVerwBl. 

XXVII  1906  Nr.  31,  32). 
Keeli,  BrMt.  Daa  Bechtsrerhiltnia  swiaclwn  Fiakaa  und  Unternelmer  (Zentr.  Baigeir. 

Barlin  Jahrg.  4  1905  S.  389,  392). 
KSbke.    Die  fraiizB^iisclie  T'nfallversiclieriinsx  l  Antial.  d.  D.      1906  Nr.  5). 
Koebne,  Bürgermeister.    Das  Eiusprucbsverfabren  in  wege-  and  wasserpoliieiiichen  An- 
gelegenheiten (Die  Selbstverwaltung  1906  S.  169). 
Ltsa»  Dr.  L  Ueberiilidk  aber  die  neoeate  Beehtafpreduing  dea  Bdeba^Veiaioheningaamtea 

auf  dem  Gebiete  der  UDfallversicberang  (PrVerwBl.  XXVn  1906  Nr.  35  S.  623). 
Layer.    Reform  und  Aoaban  der  Qaterr.  Arbettervaraiebening  (Oeeterr.  VerwArch. 

Jahrg.  4  Heft  3/6). 

Lmn,  Dr.  Jer.  Haftpflicht  d«r  Eiaenbahn  für  UebeillUe  wiluwiid  der  Fehrfc  (DJZ.  XI 
1906  Nr.  8  S.  481). 

Leyen,  Dr.  v.  d..  Wirkl  Geh.  Oberregierungsrat   Die  dentadien  nnd  die  nordamerikanischen 

Eisenbabuea  iu  anierikauiscber  Beiciichtuiip  il>  WirtschZ.  Jahrg.  II  Nr.  9  S.  38ä\. 
Muachweck.    Die  Grundlagen  des  deutscheu  uud  des  internatioualeu  Frachtrechts 

(Sped.-  n.  Schurz.  XIV  1906  Nr.  19  8. 189,  Nr.  14  8. 167,  Nr.  Ifi  8. 171,  Nr.  16  8. 180, 

Nr.  17  S.  195).  -  Ueber  das  Wesen  der  Ablieferongahindenuflaa  (Nr.  80  &  898^ 

Nr.  21  S.  242,  Nr.  22  S.  252,  Nr.  2;^  S,  2(?ß). 
Richter.   Konsignation-TranäportkoRten  (Das  Recht  Jabi^.  9  S.  674). 
IL.,,  Wer  iafc  Verfügungsberechtigter  nach  §  12  (6)  der  Anweiaang  D.  mm  SeUaeht- 

Tieh-  nnd  FletichbeaehaageeeU?  (Z.  d.  Ver.  D.  BiaenbVerw.  1906  Nr.  86  8.  587). 
Schaffer,  F.  6.,  Ministerialrat.  Die  Otgaoiaation  der  Oetenr.  Steatoeieenbabnea  (Oeeterr. 

EiseiibZ.  XXLX  Nr.  15  S.  429). 
Senckpiehi,  Dr.,  Amtsrichter.    Ueberzählige  Guter  |,Sped.-  u.  SchiflZ.  XIV  1906  Nr.  14 

8. 156«  Nr.  15  8. 170).  ^  Der  Einflnea  dee  Konkoiaee  auf  den  Lager-  and  Ftaeht- 

vertrag  (Nr.  20  S.  227). 
Stier-Somio,  Dr.,  Prof.    Sammlung  prenssiscbi  r  (iesctze  Staats-  und  verwaltnngsrecht- 

lichen  Inhalts.  Textausg.  m.  Sacbreg.  u.  Litt-raturnachwciä.  München  1906.  G.  U.  Bock. 
S.  L  Daa  Bechtaferiiftltaia  swiscben  Spediteur  and  Versender  (.Sped.-  n.  SohiffZ.  XIV 

1906  Nr.  17). 

Troltzach,  Dr.,  St  i  ltt  u  Der  Fund  (Z.  f.  Bechtspfl.  in  Bayern  Jahrg.  2  Nr.  8  S.  1.55). 
W.  Die  Fundsachen  tler  Eisenbahnverwaltung  (Z.  d.  Ver.  D.  EisenbVerw.  1906  Nr.  19). 
Weber,  Dr.,  Het^icrungsrat.    Die  Hesteuenin^r  (]es  Einkommens  der  Staats -EiBenbahn- 

verwaitiuig  iu  Preussen  (PrVerwBl.  XXVil  Nr,  27  S.  479). 
Weber,  Lee.    Beoht  nnd  ünreoht  bei  ArbeiteramaCinden  (Söbweia.  Z.  f.  Stxnfr. 

XVUI.  Jahig.  Heft  4). 
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WHft,  0.  AxnmSmg  nml  Wirkung  d«r  nkliigMetiU«h«ii  Unfall-  and  Invatidai- 
miehsning  (D.  Stranenb.-  vmä  EleittbZ.  (Jdug.  UX  1906  Nr.  14, 15  ».  MQ. 

2ebegenyi-6rBnilorf,  (Jeneralinipektor.  EnMaafUelmiff  nklit  Tantaittidiing  (Oeiteir. 

Rundsohan  1906  Heft  76). 
Die  ntchträgliche  Aanabmebereitschaft  des  Empfängers  beim  Fracbtvertrage  (Z. 
1 1  Internat  EtsenbTnuup.  UV  IMW  Nr.  8  8. 107).  —  Dia  swiite  B«fiilMMitaiif«ffnx 
botr.  das  intamatlMMla  Ueberainkonman  Uber  dm  BiaanbalmfhMditvarfcabr  (Nr.  4 

8. 126—150).  —  Haftpflicht  der  fransOe.  Biienbabnen  für  den  Gütertransport.  Bean- 
standung der  infolßfe  des  Gesetzes  Rabier  bewilligten  Taierhöbungen  (Nr.  4  S.  15(5). 
—  lieber  die  Mitwirkung  des  Reklamanten  zur  beschleunigten  Erledigung  »einer  An- 
qirllebe  (Nr.  5  8. 163).  —  üeber  die  VerpAieiitang  nnd  das  Literessa  des  Absenden 
zur  Angabe  der  Zahl  der  Fracht.stUcke  in  den  Aufgabedel^larationen  in  Frankreicb 
(Mr.  5  S.  170).  —  Zur  BrOffirang  dea  Simplontonnels,  Ban>  und  Betriebiorganiaation 
(Nr.  6  S.  199). 

Die  Verstaatlicbang  der  Kaiser-Ferdinand -Nordbabn  (Z.  d.  Ver.  D.  EiaenbVerw.  1906 
Nr.  18|.  —  Dia  Daütadirift  Aber  die  Neoordnnng  der  bayriaetien  YeilnhnTarwaltnng 

(Nr.  25).  —  Ausdehnung  des  Markensystems  auf  unfrankierte  Sendungen  (Nr.  29).  — 
Der  Frachtbrief  (Nr.  29).  —  Das  neue  ZusatzUbereinktnnBien  som  iatamat.  Ueberein- 
kommen  Uber  den  Eisenbabufrachtverkehr  (Nr.  41). 
Dia  IhaebtbtiefMener  (Sped.-  n.  SohülZ.  XIV  1906  Nr.  18  8. 181).  —  Daataeka  Biian- 
babn-Teikdirsordnnng  (Nr.  11  n.  12).  —  Die  Eriialtnng  des  Pfandreehta  (Nr.  16 
S.  180).  —  Haftung  der  Eisenbahn  aus  §  456  HOB.  §  75  Abs.  1,  2  EisenbVerkOrdn. 
(Nr.  18)  —  Vom  englischen  Transportrecht  (Nr.  19).  —  Die  Revision  des  inter- 
natiüualeu  Uebereinkommens  (Nr.  20).  —  Die  neue  Eisenbahn- Verkebrsorduung  (Nr.  22). 

Denkschrift  ttber  die  Neuordnung  der  Verkebrsrerwaltang  in  Bayern  (Bayr.  VerfcBi. 

Jahrg.  XXn  1906  Beilaga  m  Nr.  7). 
Haftung  (les  FraobtfObrers  fttr  Mindaigewidit  und  HindemaaB  (Z.  f.  VoaWea.  1906 

S.  618  619). 

Die  Haftpflicht  der  Antomobilbesitzer  (Masius  Rundscb.  Jahrg.  18  S.  16,  16). 

Eiaenbahnverdtaatiichung  und  Beamteuächaft  (Oesterr.  EisenbZ.  XXIX  Nr.  16  S.  141).  — 
Zur  Verataatliebungsfhige  (Nr.  16  8.  143).  —  Mehrdeutige  Beaeiebuungen  der 

dentächeu  Eisenbahn-,  Bau-  und  Betriebsordnung  (Nr.  17  S.  149).  -  Der  Gosetx- 
entwurf  betr.  die  Verstaatlichung  der  k.  k.  Ferdinands-Xordbahn  (Nr.  17  S.  153).  — 

Die  Nenordnuug  der  bayrischen  Verkehrsverwaltung  (Nr.  17  S.  155). 

Zor  Verstaatlichung  der  Nordbabn  (Allg.  Tar.-Anz.  XXV  Nr.  10  S.  201).  —  Die  Handels- 
vertiiga  und  der  Eiaenbahnfetfc^r  (S.  203).  —  Daa  Nordbahnttbereinkonimen  (Nr.  11 
&  888,  Nr.  12  S.  248,  Nr.  13  8.  267,  Nr.  14  S.  288,  Nr.  15  S.  .^07,  Nr.  16  S.  326, 

Nr.  17  S.  341.  —  Die  Revision  des  internal.  Uebereinkommens  (Nr.  18  S.  357,  Nr.  19 
S.  375,  Nr.  21  S.  412).  —  Die  Nordbahnvorlage  (Nr.  19  S.  375).  —  Zur  Frage  der 
Legalität  der  ätationsgebübr  (Nr.  19  S.  373).  —  Ist  die  Prolongation  des  Nordbabn- 
IlbarainkonnMiii  loliad«?  (Nr.  81  8.  418). 

Die  TentaatUehongaaktion.  —  Die  Biaenbahnftageo  in  den  nenan  Haadelsvertr&gen 

(Oeaftwr.-Üogar.  EisenbBl.  Jahrg.  II  Nr.  9).    -  Die  Verstaatlichung  der  Kaiwr- 

Ferdinands-Nordbahn  (Nr.  10).  —  Die  Eisenbalmpolitik  Italiens  CNr  11'. 

Die  den  Eiscnbiilin-  uml  SchilTahrtsverkehr  betreffenden  Verfügungen  der  ueuen  Handels- 
Verträge  (Budapeater  Eisenb.-Tar.-  u.  Verk,-Anz.  X  1906  Nr.  6  S.  66).  —  Die  Beohts- 
gUti^elfc  der  Oaterr.  StationageUlhr  (Nr.  9  8. 84).  —  Die  sweite  Beririonikonfemui 
(Nr.  9  8. 86). 
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Die  VwrCntODg  der  Kuitoae  im  denr  Kfeit>BiMiibftbiiräteii  (Sdiw«is.  Zmkr.-Bl.  f.  8t-  v. 

Gem.-Verw.  1905  Nr.  24). 
Der  §  4;^  des  aüireineincn  Statuts  der  russischen  Eiseiibaliiien  (  ,  Das  KisfiibalmweHen' 
ät.  Petersburg  1905  Nr.  i),  lU,  12).  —  Das  Peusioiiäätatut  lUr  die  Eiscubaiiubedieusttitea 
(Nr.  21, 22). 

Eailwasr  bOls  in  PwliMnent  (The  BaUwey  News  Bd.  86  Nr.  2802, 2204, 2206X  BaUwey 
biUs  for  cnnent  «evioa  (Nr.  2208). 

IV.  Gesetzgebung. 

Bayeni.   Bek.  dei  StaatsniniiteriuN  für  VerkehrwugelegeBlieiten  vom  20.  Jumar 

IVMM").  betr.  die  roMordnung  für  das  Kr.nigreich  Bayern  vom  27.  März  l'.MX)  (Bayr. 
üßl.  Nr.  4  S.  :{(>i.  —  l>ek.,  tlie  Eiuführiiug  der  Eiseub.-Vcrkelirsordii.  iii  IJayerii  betr..  vom 
20.  Februar  lüUi>  ^ä.  83,  —  Acndernng  der  Miiitär-Tranaportordnoug  für  Eisen- 
bahnen  betr.,  ▼om  27.  Februar  1906  (S.  87).  —  Abiaderaag  der  Obeipolii.  YamAxitt 
rom  7.  Apiil  1887  lor  Auf reehtbaltnag  der  (tfentlicben  Bobe,  Ordanng  and  Sicberbeit 
bei  Eisenbahiibanten  vom  7.  Februar  1906  (S.  43 1 

Deutsches  Reich.  Bek.  des  Keichskanzlers  vom  h  Februar  und  7.  Mär«  11XJ6  betr. 
Aemlcruug  der  Anlage  B  der  lieutseheu  EisenbaUn-X  erkebraorduung  (KciBl.  liMJti 
8. 139  u.  8S9,  —  mit  Bvnland  vom  10.  Febr./29.  Jan.  1894  and  Zaaatzrertrag  Ton 
28./15.  Juli  l\m  Art.  .'),  l'.>  (UCJBl.  1905  S.  36).  —  Handels-  und  Zoll  vertrag  mit 
Belgien  vom  (>  l'tzbr.  und  Zusatzvertrag  vom  '22  Juni  1!K>4     Auf  ihn  Ei-en- 

babuverkehr  bezügliche  Beüiiiuuiungea  Art.  7,  10  uud  11  uebst  SchlusäX)rotukuil 
(BGBl.  1906  S.  680),  —  mit  Italien  vom  6.  Deibr.  1891  and  Zntatsrertnff  ?«mb 
8.  Deibr.  1904  Art,  6, 10a  a.  18  (BOBL  1906  8. 418),  —  mit  OestMieiell-üa^un  tom 
25.  Januar  1905  Art.  1  u.  15  (RGBl.  lüOfi  S.  143,  Oesterr.  RGBl.  1906  8tflck  IX  Nr.  22) 
und  vom  17.  März  19(j6  (Iber  die  Zollabfertigaug  im  Eiseubahnverkehr  uud  Uber  die 
Desinfektiou  der  EiäenbalmviebwageD  (EVBl.  ä.  2(33;,  —  mit  der  Schweis  vum 
10.  Desbr.  1891  nnd  Zns.-Vertr.  Tom  12.  Novbr.  1904.  Anf  den  Eisenbahnverkehr  be- 
iflgUcbe  Bestimmungen  Art.  1  des  Haud.-Vcrfr.  uud  Schlussprot.  z.  Art.  2  des  Vttttr. 
(BQBl.  1905  S,  Int;  l'.ek.  des  lUirliskiin/lirs  vom  9.  Febr.  IIHJG,  belr.  Ausfiihrung.s- 
bestimmungeu  zum  cjeüeu  betr.  die  Siaiiätik  des  Wareuverkehrs  mit  dem  Auslände 
iZBl.  f.  d.  OB.  1906  8. 137,  BVBl.  S.  65),  —  vom  16.  Febr.  1906,  betr.  Ergänzung  des 
Militirtarifli  für  Biaenbahaen  and  Aenderong  der  Anlagen  V  and  VI  aar  HUitibs 
transportordnun-  für  Eisenbahnen  (EVBl.  S.  165,  RGBl.  S.  141),  —  vom  8.  Hära 
l'jHi  betr.  die  l>estimuiuugen  Uber  die  Befftbigung  von  Eisenbahnbetriebs-  uud  Poliaei- 
beamteu  tEVBl.  iS.  18B,  KüBl.  S.  391;. 

Frankrelek.  SSirbnlarsehreibeo  des  Hinisters  der  MTenU.  Arbeitoi  Tom  22.  Feto.  1906, 
betr.  die  von  den  französ.  Ei-senbahnen  bei  Vorlage  von  Tarifen  sa  beobaditenden 
Vurschriften  (Z.  f.  d.  intern  KisenbTran.sp.  XIV  Nr.  4  S.  153),  —  v.im  5.  März  1906, 
betr.  ilreizehute  Abänderung  des  Reglern,  f.  d.  Bclürdcrung  von  gefährlichen  uud  ekel- 
erregenden Gegenständen  auf  den  Eisenbalmen  vom  12.  Novbr.  1897  (Z.  f.  d.  intemat. 
EisenbTrausp.  XIX  Beilage  Oes.  a.  Verordn.  8.  32). 

Ootttmich.  Erlass  des  Eiseubahnministers  vom  8.  März  1906,  betr.  die  Hiuausgabe 
neuer  PireUtiveH  für  die  Erstattung  von  Anzeigen  über  Unfälle  und  Ililfaanstalteu 
uud  bei  Kegiebauteu  der  üsterreicbischeu  Eiseubahnen  (EVBl.  XIX  Nr.  32).  —  ZoU- 
tarifgeeets  Tom  13.  F^br.  1906  (BGBl.  Stttdc  IX  Nr.  20,  BVBl.  XIX  Nr.  23).  —  Ver- 
ordnung des  Ministers  der  Finansen  und  Eisenbalinen  vom  14.  Ajiril  1906,  betr. 
Kundmachung  des  Uebereinltommens  swischen  Oesterreich -Ungarn  und  der  8cbweia 
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vom  9.  Min  1906  Aber  die  Zolkbfertignng  im  Eisoibahiiverkebre  (BVBI.  XIX  Nr.  49). 

—  Kundmachung  des  Eisenbabnminiäters  vom  5.  Mai  lOOfi,  betr.  einige  Abänderungen 
im  §  2  des  Statutes  für  den  StaatHeisenbahnrat  (Nr.  r)2;.  —  Ilaiultils-  und  Schiffalirts- 
vertrag  zwischen  Oesterreich- Ungarn  und  Italien  vom  11.  Febr.  1906.  —  Auf  den 
Eisenbahnverkehr  besägliche  Bestimmaogen  Art.  6  n.  85  und  SchlomprotokoU  su 
Art.  6  26  (Oeitenr.  BGBl.  1906  8. 867  Nr.  44)  und  Üebereinkomneii  Aber  die  ZoU- 
abfertigimg  im  Eisenbahnverkehr  vom  28.  Febr.  1906  (S.  483  Nr.  47).  —  Handels-  und 
Scbiffabrtsvertrag  nut  Belgien  vom  12.  Februar  1906.  Auf  den  Eisenbahnverkehr  be- 
xflgiiche  Bestimmungen  Art.  8  (S.  036  Nr.  öö),  —  mit  Bassland  vom  lö.  Febr.  1Ü06 
Art.  4, 91  und  8oMiiBq»rotokoll  (488  Nr.  49). 
Preussen.  Erlass  des  Hinisters  der  Offent lieben  Arbeiten  vom  .30.  Januar  1906,  betr. 
die  Druckschrift:  ,\Vie  baut  und  betreibt  man  Kleinbahnen?"  (Z  f  Kleinb.  XIII 
Nr.  3  S.  163).  —  Erlass  vom  5.  Febr.  lytXi,  betr.  Feuerschutzanlagen  bei  Kleinbahnen 
(S.  164),  —  vom  17.  Febr.  1906  betr.  Beiseentaebädigung  der  Staatseisenbabnbeamteu 
(EVB1.  S.  81),  —  Tom  96.  Febr.  1906,  betr.  Statistik  des  WurenTericehrs  mit  dem 
Au.slandc  (S.  51),  —  26.  Uftn  1906,  betr.  Unfallversicherung  (S.  253),  —  29.  März 
1906,  betr.  Zuständigkeit  der  Eisenbahnbehörden  bei  Vergebung  von  Leistungen  und 
Lieferungen  (S.  253),  —  19.  April  1906,  betr.  gemeinsame  Beaümmuugen  für  alle 
Beamte  im  Staatedeenbelmdienste  (S.  977).  —  AllerbOebster  BrU»  vom  IS.  lOln 
1906,  betr.  anderweite  Abgrenzung  der  Verwaltungsbezirke  mehrerer  Eiaenbalm* 
direktionen  (S.  nl).  Erlass  des  .Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten,  betr.  Prüfungs- 
ordnung für  die  mittleren  und  unteren  Staatseisenbahnbeaniten ,  giltig  vom  1.  Mai 
1906,  —  des  Finanzministers  und  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  vom  9.  März 
1906,  betr.  Benntmng  der  KleinbabBeB  bei  Dimstreiien  (Z.  f.  Kleinb.  XHI  1906 
Heft  6  S.  364). 

Sehwelz.  Verordnung  des  Bundesrats  vom  10.  März  1906,  betreffend  Bm  und  Betrieb 
der  schweizerischen  Nebenbahnen  (Kidgcu.  GS.  N.  F.  Bd.  22  S.  lOö). 

Spmisi.  Etaigliebea  Ddcret  vom  1.  Deiember  1906,  bMreffend  die  Kiniiet«nng  einer 
stindigen  IKHabahnlcomniiflsion  in  Spanien  (Oaoeta  de  loi  eaminos  de  hieno  vom 

24.  Januar  1906). 

Ungarn.  Statut  ilcs  Ungarischen  Zollbeirates  mit  k.  k.  Genehmigung  vom  4.  April  1906 
(Ungar.  Eisenb.-Tar.-  u.  Verk.-Anz.  X  1906  Nr.  8  S.  76). 

WlrtlMilitri.  Bek.  des  Hinieten  der  anewirtlgen  AngelegenbdIteB,  Verkehraabteilang 
vom  25.  Febraar  1906,  betreffend  die  Titulatur  der  bisherigen  Assessoren  dee  Ver» 
kehrsdepartements  (Württemb.  RBI.  ISKKi  Nr.  4  S  li)i.  —  Kiinigliche  Verordnung  vom 
23.  Dezember  190ö,  betrefifeud  die  Aenderung  der  Königlichen  Verordnung  vom  4.  No- 
vember 1908  Aber  die  Prüfungen  für  den  VerkelnwuMtaltidienst  (BBL  1906  Nr.  86 
8. 885).  —  Verfilguig  dee  Hinieten  etc.  vom  7.  Uln  1006,  betidlNid  Vocsduiftan 
Aber  Benutzung  und  lJnterl>altiiiiix  der  Wohnungen  und  Staatsgebände  etc.  (1906 
S.  43).  —  Gesetz  vom  23  Marz  llKXj  über  die  Bahneinheiten  iS  fi7\  Köniirliche 
Verordnung  vom  24.  Miirz  betreffend  GericbUskosten  in  Angelegeubutcu  einer 

Bahneinheit  (S.  90)  nebet  HinfterialTerfOgong  vom  80.  Min  1906  aum  VoUanga  des 
Oeeataee  «her  die  Bahneiaheiten  (Amtebl.  d.  Just  Min.  8. 81). 


Digitized  by  Google 


440 


A]pbalHai.scbi;ä  ijacbregister. 


Alphabetisches  Sachregister. 
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Ablieferung  verspätete  von  Gepäck  28. 

Aborte  sind  der  Geiiieiiidetri uiKistcuer 
nntorworfcn  4H. 

Absender,  Verpäiclitnng  zur  Zulilun;;  des 
Frachtzuschlagea  ftlr  unriehtii^e  Aiiirube 
des  Inhalts  eini>r  ."^ciiiliiii^'  h3.  nach- 
trägliche VertUglUig  den  Absenders  über 
dfts  Out  283. 

Akt  icntresellschaften  303. 

Aiutsbef uijnisse,  üeberschreituni?  der- 
selben 237. 

Am tsTOr Steher,  Zuständigkeit  de.sj>elben. 
dem  Eisenbabnfiskus  die  Beleucbtuu^ 
eines  iliin  gehörigen  PriTatweges  anficu- 
geben  244. 

Aendernngen  nadhtrftgliche  einer  Strasse 


Anliegerbeiträge  zu  Straeaenberstcl- 
Inngkoeten,  ob  dieselben  IBr  vor  Beginn 
der  Anlegung  einer  Strasse  «ngrfnngene 

Bauten  zu  leisten  sind  10. 

Änsiiruch  auf  Ersatz  der  Kosten,  die 
durch  die  vergeblich  versuchte  Abholung 
einer  nTirieiten  Sendung  dem  Bmpftoger 
entstanden  sind,  wann  dersellip  erlischt 
24.  —  Anspruch  eines  Steuerbeamten, 
der  in  einer  Zttdnrfabrik,  in  der  er  amt- 
lich t&ti^  war,  vemngläckte,  gegenüber 
dem  Betnebennternehmer  bzw.  dem  Staat 
66.  Anspmefe  der  Beamten  anf  Bahe- 
gehalt  391. 

Anwendung  nnriehtige  des  Tarifs  74. 

Arbeiter,  Versirhcrnnrrspflirht  solcher, 
die  von  einem  Maureniit-istor  in  Oester- 
reich vertragniiMig  einer  Eisenbahn« 
nnternehmung  zum  Zwecke  der  von 
letzterer  in  eigener  Regie  durchzuführen- 
den .\nabessernngsarin'it»n  an  einem 
Eisenbabnviadttkt  beigestellt  sind  41.  — 
Vernnglttelrang  von  Arbdiem  der  Tief- 
baucrcnossensebaft  bei  einen  Eisenbahn- 
unfull  180. 

Arbeit.s vertrag  zwischen  Arbeitgeber 
nnd  Arbeitnehmer  282. 

Aufenthalt  anf  dem  Tn'ttbrett  eines 
StrassenbalinwaLiciis  401. 

Aufeuthaltsräume  derBahnbediensteten 
sind  der  Oemeindegnindstenw  unter- 
worfen 48. 


Auf-  und  Abladen  derOflter  in  Italien 

251.  ' 

.\nfsteigen  anf  einen  in  der  Fahrt  be- 

^'riffenf'ii  Sfrassenbahnwagen  384. 
Ausgang  aus  dein  Balinhofe  40. 
Ausgleiten  eines  Reisenden  anf  einem 

mit  Schnee  bedeclttm  Gleise  nach  be- 

endeter  Bisenbabnfbhrt  380. 
Ausleßung  d.  r  Tarife  .^0.  --  .\asle{rnng 

von  ätrassenbeuutzungsverträgeu  löö. 
Aaslief ernng  des  Gutes  S71. 

B. 

Badeanstalten  sind  der  Gemeindegmnd- 

stf  ut.T  unterworfen 
Bahn  bau,  Schadensanspruch  infolge  des 
Babnbaus  28.  — -  worauf  sieb  die  Ter- 

tragsmS.s.sige  Verpflichtung  eines  Kreises 
zur  unentgeltlichen  Hergabe  von  (iruiid 
und  Buden  zum  Bahnbau  erstreckt  'Ms, 
—  Aufbringung  der  Kosten  des  Urund 
und  Bodens,  den  ein  Kreis  zum  Bau 
einer  Eistubahu  unentgeltlich  und  lasten- 
frei zu  Uberweisen  hat,  durch  Kreia- 
abgaben  896. 

B  a  Ii  n  h  0  f s  t  u  n  n  e  h  r  e  p  i>  e .  Beschädigung 
eines  J{eisenden  beim  Begehen  einer 
solchen  364. 

Bahnhofswirte,  Auwendung  des  §  365 
Abs.  2  des  Beicbsstrafgesetzbnchs  anf 
Bahnhofswirte,  welche  das  Verweilen 
von  Gästen,  die  nicht  zum  reisenden 
Publikum  gdi5ren,  in  den  Bestaaratioa»> 
lokalitäton  über  die  gebotene  Polizei- 
stuuile  hinaus  gestatten.  Grenze  zwischen 
Bahnpiilizei  und  Ortspolizei  19. 

Bahnhofswirtschaften,  ob  dieselben 
unter  g  33  der  Gewerbeordnung  fallen 
(>3.  inwieweit  Polizei  Verordnungen, 
welche  die  Polizeistunde  festsetzen, 
auch  für  Bahnh<^nrirt8Gbaft«i  Ofiltig« 
kcit  haben  287.  —  ob  die  in  Rabnhofs- 
wirt.sctiatten  gehalteneu  Keiluerlehrliuge 
In  die  Fortbilduugsscbute  gMObidtt 
werden  müssen  379. 

Bahnmeister  der  Ic.  k.  österreichischen 
Staatsbahnen,  ob  dieselben  Beamte  im 
Sinne  des  g  153  des  österreichischen 
Strafgssetsbaehes  sind  161. 

B  auf  Uhr  er  als  Leiter  eines  Baues  380. 
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Bans en  eh  tu  i  ^  n  n  jsr  poTixeiliohe  4.  —  Er- 

teilniig  der  liuu^eneliiiii^ung  für  Btiu- 
ansfabrungeu  im  reuenayuu  einer  Eiäeu- 
bafanlinie  51.  —  polizeiliche  Vers^agung 
derselben  wegen  (tefabr  fOr  den  Betrieb 
einer  Eiseubahn  26ö. 

Baulichkeiten,  Sicherang  der  in  der 
Nähe  von  Eisenbahnen  gelegmen  Bau-  I 
Udilceitaii ;  Znständiekeit  warn  Brian  I 
beiQglicher   iwlizeilichei    Verfügungen  ; 
286.  —  Baulichkeiten  im  Feuerrayon 
sind  ohne  Bewilligung  der  Eisenbahn- 
aufsichtsbehörde nicht  zulässig  349. 

Beamter,  ob  vuramtliche  Verfehlun- 
gen eines  solchen  den  selbständigen 
Oegenstand  einer  disziplinaren  Bestrafang 
bilden  kOnnen  27.  —  Anspmch  eines 
SteiK-rheanitcn,  der  in  einer  Zutkerfahrik, 
•u  der  er  amtlich  tätig  war,  verunglückte, 
gegeniihor  deui  ßetriebsunternehmer 
bzw.  dem  Staat  5(i.  —  Berechnung  der 
Fensiun  eines  Beamten  ö8.  —  ob  ein 
Sisenbahnbeamter  bei  der  Fahrkarten- 
aaupabe  in  einem  reich.sgesetslich  der 
UnrallTefsicheruug  unterliegenden  Be> 
triebe  beschäftigt  ij*t  fl')  —  Beamte  | 
der  (isterreichischen  Staat  »bahnen  152.  ! 
Ueberschreitung  der  An1tsbcfugni3.se  237.  \ 

—  ob  die  Kosten  für  Reschaifung  und  < 
Unterhaltung  der  Dieustunifurin  bei  der 
Berechnung  des  steuerpflichtigen  Ein- 
Icommens  der  Beamten  in  Abzog  za 
bringoi  sind  261.  —  ob  znm  entscnidi- 
g||ngBbere(litiL.rrenI  Mcnstciiikoniiiicn  eines 
Beamten  auch  die  Uienstkleidungszulage 
gehört  3ÜÜ.  —  Versicherung  der  Beamten  1 
gegen  Unfälle  durch  eine  (^einfinde  .S47. 

—  Anspruch  der  Beamten  auf  Kuhege-  , 
halt  .391.  j 

Befangenheit  eines  Sachversltadigen,  | 
Begrfindung  derselben  892. 

Bef  eHtigungsmitteliHaftunederEisen- 
bahu  für  ilu  gehörige,  die  zu  der  dem 
AlMmder  tarifintaig  oUiegeaden  Yer^ 
ladung  bahoseitig  Terwendet  wordaD 
sind  1. 

Beförderung  von  Leidien  86.  —  Ton 

Tieren  mit  Sonderzilgen  252.  —  von 
Personen  und  GUteru  mit  Sonderziigcn 
208.  —  von  Zeitung^aketan  durch  ex- 
pressen  Boten  260.  —  in  ollini  gebauten 
Wagen  298. 
Bef&rderungBswang  der  Bisenbahnen 
204,  32a. 

Belenehtung  der  Strassen  doreh  den 
StnaMubahnunternehmer  230.  ~  eine» 
Weges  durch  den  Eiacubahuhskus  244. 

Beraubung  eines  Frachtgates  187. 

Bernfsgenossenschaft.  geaattdieher 
TJebergang  voft  Haltpltehtaiunillehen 
auf  dieselbe  188. 

Bger,  RIsenbBlnireehttlehe  ■ntsaheMangea  X 


Besehftdigung  eines  Kohlenznges  dnreb 

falsche  Weicheustelluriir  7:1  Zuziehung 
von  Mach  verständigen  bei  der  Beschädi- 
gung eines  (iutes  139.  —  Besebftdignngs- 
nachweis  bei  fifltem,  die  dnreh  den  Ab- 
sender verladen  sind  148.  —  Beschädi- 
gung einer  Maissendung  durch  Nässe  291. 

Beschlagnahme  von  MobiliaiigeBen- 
atlnden  in  der  Tersandstatfon  81)4. 

Bestimmungsstation,  Abändening der- 
selben im  Frachtbriefe  126. 

Betriebsunfall,  wann  Tötung  durch 
Blitzschlag  ein  Betrieb-'uufall  ist  2.')5. 
—  Betriebsunfall  durch  L^cheuen  vuu 
Pferden  3Sn,  39().  —  wann  eine  geistige 
Störung  als  Folge  eines  Betriebsnnfalls 
amuseben  ist  388.  —  auch  wenn  der 
Strassenbahnwagen  hält,  ist  der  Unfall, 
den  ein  auf  <lem  Hinterperron  stehender 
Passagier  durch  den  Anprall  eines  Last> 
Wagens  erleidet,  als  BetnebSUkfaU  an« 
zusehen  4(>6. 

Bewertung  des  zu  Strassenanlagen  vwt- 
wendeten  Grund  und  Bodens  14. 

Blitzschlag,  wann  Tötung  durch  Blitz- 
schlag ein  Hetrit  hsunfall  ist  255. 

Bogen  der  Berliner  Stadtbahn,  ob  die- 
selben GehAade  im  Sinne  des  %  16  des 
Flnchtlinieugesetzes  sind  lö4. 

Brücken,  Verpflichtung  dos  Eisenbahn- 
uuternehraers  zur  Wiederherstellung  der 
durch  den  Bahnbau  zerstörten  oder  nn- 
fahrbar  gemachten  Brtteken  288. 

Bundesbahnen  schweizeiiMbe,  Steuer» 
freiheit  derselben 

D. 

Dienstbekleiduugszulage  eines  Be- 
amten 800. 

Dienstort  eines  StrassenbahnsdiatTners  2. 

Dienstuuif orm,  ob  die  Kosten  für  Be- 
scbafifnng  und  Unterhaltung  derselben 
bei  der  BewKihnnng  des  steuerpflichtigen 
ffinkflannetta  dv  Baaaaten  in  Abang  m 
hrittgen  aUid  861. 

E. 

Ehefrau,  ob  dieselbe  im  Falle  einer 
Körperverletzung  einen  .Anspruch  wegen 
Erwcrbsverlustes  erheben  kann  1.^.  — 
ob  dieselbe  bei  Lebzeiten  des  Verletatea 
einen  Anspruch  an  die  Eisenbahn  hat  274. 

Eigentümer  eines  Grundstilcks,  Schadens- 
ersstzpdicht  desselben  wegen  Beschädi- 
gung eines  NachbargrunStfleki  dwdi 
nnznl;i'<.sige  .\nlagen  34(). 

Eisenbahn,  Umfang  der  Haftung  der 
Eisenbahn  fOr  ihr  gehörige  Befestigungs- 
mittel, welche  zn  der  dem  Abaender 
taiifm&asig  obliegenden  VvkAsag  hahn- 
jaitig  verwandet  worden  sind  1.  —  ob 

in.  80 
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die  Eisenbahn   fttr  Handhingeii  ihrer  I 

Leute,  wolchß  vnr  Aiiiiahiue  des  (iutcs 
zur  Betörderang  oder  nach  ihrer  Ab-  I 
liefening  aa  den  Empflng«r  Torgekommen 
sind,  verantwortlich  ist  r>.  —  Bekannt-  ' 
Qiacbun^  von  Verkebrsstöruugen  8.  — 
wann  die  Eisenbahn  den  Anspmch  auf 
Erbebang  eines  Frachtnuchlagee  verliert 
16.  —  wann  die  Eisenbahn  für  das  Ver- 
brennen eiuer  Sendung  haftiifliclitig  ist 
18.  —  Befagnis  der  Eisenbabn,  die  Vor- 
lag»  der  Fraehthrlefe  bei  AntriLgen  aof 
Frachterstattung  und  billigere  Abferti- 
gung zu  verlangen  27.  —  Verpflicbtnng 
ram  Schadensersatz  bei  verspäteter  Ab- 
Uefenug  von  QepAck  28.  —  Uebergabe 
einer  Sendung  an  die  anschliessende 
Kiseiibahii  —  ob  die  Eiscnhahn  für 
das  Uebert'abren  eines  Hundes  haftet  44. 

—  Haftang  für  Gewiehtsverhitt  67.  — 
Lagergeldforderungen  der  Eiscnl)nhn 
107,  312.  —  Nichthaftung  für  den 
Schaden,  den  der  Tierbegleiter  den  Tieren 
durch  mangelhafte  .Aufsicht  bei  der  Be- 
leuchtung des  Eisenbahnwagens  (Brand) 
zui^efügt  bat  121.  —  Verantwortlichkeit 
für  die  Abänderung  der  Bestiminunffs- 
■tation  in  Fraehtmefe  186.  —  ob  «e 
Eisenbahn  für  die  Verletzung  eines 
Beisenden  durch  Verschulden  eines  Ge- 
päckträgers haftet  134.  —  Verpflichtung 
zur  Zti7.iehung  von  Sachverständigen  bei 
Beschädigung  des  Gutes  139.  —  Ver- 
antwortlichkeit für  Schaden  hei  Geflügel- 
tranaport  140,  153.  —  fttbrung  einer 
Eisenhahn  Uber  Qmbenfelder  146.  — 
Vrrpfliclitung  der  franzJ^isisohen  Ei.^^n- 
bahnen  zur  Abwägung  des  Gutes  163. 

—  WirtschaftserscnwerniHse  durch  Ban 
und  Betrieb  einer  Eisenbahn  172  — 
Befördeningszwang  der  Eisenbaliiien 
SM,  SS8.  —  Schätzung  der  Entschädi- 
gung, welche  fttr  einen  von  der  Eisen- 
bahn verursachten  Schaden  zu  leisten 
ist  24(»,  —  wann  din  Eiscnbaliti  für  die 
Beschädigung  von  Gütern  durch  Brand 
nicht  haftet  848.  —  Berechtigung  zur 
Nachforderung  zu  wonig  erhobener  Fracht 
257.  —  Verhältnis  von  Eisenbahnhaft- 
pflieht  nnd  Fabrikhaftpflicht  869.  —  ob 
dte  Eisenbahn  berechtigt  ist,  die  Ab- 
ittderung  einer  znlftssigen  Rontenvor- 
scbrift  vom  Absender  an  fordern  262. 

—  wann  die  Eisenbahn  für  die  Folgen 
der  Wahl  des  Transportweges  haltet 
264.  —  ob  Mitvcrschnlden  einer  Ei.sen- 
bahn  wegen  mangelnder  Beaufsicbtigu 
vorliegt,  wenn  ein  Rangierarbeiter  du 
raglementswidriges  Verfahren  einen  Un- 
fall erleidet  269.  —  Ausschluss  iier 
Haftung  der  Eisenbahn  bd  Besehidigung 


eines  in  einem  Stallwagen  beförderten 

Pferdes  26i».  Wahl  des  Tran-^p  jrt \vc),'<-3 
27Ü.  —  Pflicht  der  Eisenbahn  zur  Ent- 
schädigung der  Bergban  treibeiHleB 
Grundeigentümer  für  das  Stehenlassen 
von  Sicherheitspfeilem  291.  —  Pflicht 
der  Eisenbahn  zur  Verwiegung  von  Stück- 
gütern 303.  —  Kompensation  verjährter 
Oegenforderungen  der  Eisenbahnen  320. 
—  Eisenbahn-  und  Fabrikhaftpflichtge- 
sets34ö.  ~  Befördemiuc  beschlagnahmter 
lI(Ai1iargegenstände  964.  —  wann  di« 
Eisenbahn  für  die  Bcschädij/nne:  eines 
Reisenden  beim  Begehen  eiuer  itahnhofs- 
tunneltreppe  nicht  haftet  364.  —  Nicht- 
haftung fttr  das  Handgepäck  das  Beisen- 
den 368.  —  Haftung  fir  Oewiehtsverlust 
bei  Spiritu.s.^endungen  374.  —  Berechti- 
gung zur  Kachforderung  infolge  irriger 
Fraehtberaobnang  an  wenig  eihobener 
Fracht  393.  Haftpflicht  der  Eisenbahn 
nnd  ilirer  Bediensteten  für  Erteilung 
von  Auskunft,  Rat  und  Empfeblnag  407. 

Eisenbabnarbeiter,  Sicbenug  der 
Lohnforderung  derselben  76. 

Ei^cnbahnbedienstetari  Pemimisan- 
Spruch  desselben  141. 

Eisenbahnbetriebaintpektionen, 
Pflicht  derselben  für  den  verkehrssicheren 
Zustand  einer  für  den  öffentlichen  Ver- 
kehr nach  dm  Balmhofe  bestimmten 
Unterführung  zu  sorgen  240. 

Eisenbahnfiskus ,  Teilnahme  desselben 
an  den  Kosten  der  Strassenreguliemng 
135.  —  Verpflichtung  cur  Beleuchtung 
eines  Weges  244. 

Eipenbahngepäckträger,  Verletzung 
eine»  Reisenden  durch  Verschulden  eines 
solchen  134. 

Eiseubabnkonaession  in  Oesterreieb 
171,  263.  —  in  der  Schweiz  375. 

Eisenbahn-  und  Fabrikbaf tpflicbt* 
gesetz,  8.  Eisenbahn. 

Eisenbahnninisterium  in  Oes(«rreidi, 
Konzessioniemng  von  BisenbabnbaatMi 
durch  dasselbe  30. 

Eisenbabnaehalterbeamter,   a.  Be* 

anitnr. 

E  i  8  e  n  b  a  h  n  s  p  e  i  s  e  wa  g  e  n  g  e  8  e  Ii  8  c  h  a  f  t, 
ob  dieselbe  au  den  Orten,  welche  der 
Speisewagen  berührt,  steuerpflichtig  ist 
858. 

Eisetibahnstrike  in  Ungarn,  rechtliche 
Folgen  desselben  102.  —  wann  ein  Eisen- 
bahnstrlke  sieh  als  bshere  Gewalt 
charakterisiert  276. 

E  i  s  e  n  b  a  h  n  s  u  b  v  e  n  t  i  0  u  s  p  f  1  i  c  h  t  2Ö4. 

E  Isen  b  a  b  n  u  n  t  e  r  n  eh  m  er ,  Verpflichtnng 
desselben,  dem  Reisenden  einen  sicheren 
Ausgang  aus  dem  Bahnhofe  zu  gewähren 
40.  —  Teilnahme  desselben  an  der  Unter» 
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haltung  eines  rou  ihm  gemäss  landes- 
polizeilicber  Anordnniig  verftnderten 
öffentlichen  Weges  1H7  —  Unterlassung 
der  Herstellung  von  Sdiutzanlageu  ln7. 
—  Ersatzpflicht  desselben  bei  Fenerbe- 
stattung  jjOl  —  Verpflichtung  zur 
Wieder lierstelluDg  der  durch  den  Bahn- 
bau  zerstörten  oder  uufahrbar  gemachten 
Wege,  Brücken,  Stege  usw.  288. 

Eisen  bah  utransportgeffthrdung, 
fabr!&s8igel91.—  durch  nnbeaufsichtigtes 
Stehenlasiten  eines  mit  Pferden  bespann- 
ten Fuhrwerks  am  Gleise  einer  elektri- 
schen Strassenbahn  243. 

Eisen  bahn  werkstättenpersonal, 
Lohnforderungen  desselben  247 

Eisenbahnzufahrtsstrasse,  Entschei- 
dung Uber  die  Notwendigkeit,  Bichtung 
und  Länge  derselben  280. 

Enteignung,  Wirkung  des  gehörig  zu- 
gestellten Enteignungsbescblusses  5^  — 
ob  die  Kosten  für  den  Erwerb  eines 
gleichwertigen  Grundstücks  bei  Be- 
messung der  Entschädigung  zu  berück- 
sichtigen sind  iS.  —  besondere  für  das 
KestgrundstOck  erwachsende  Vorteile 
sind  auf  die  für  die  Wertsverminderung 
derselben  zu  gewährende  Entschädigung 
in  Anrechnung  zu  bringen  bä.  —  der 
Begriff'  der  vollständitfcn  Entschädigung 
erfordert  die  Berücksichtigung  des  indi- 
viduellen Wertes  für  den  Enteigneten, 
auch  bezüglich  des  Ersatzlandes  üL  - 
Wegfall  des  Vorkaufsrechts  bei  Ab- 
tretung des  enteigneten  Grundstücks 
durch  den  Enteigner  an  einen  anderen 
Enteigner  66.  —  Inbesitznahme  des 
Pacliflandes  durch  den  Enteignungsbe- 
rechtigteu  —  Kosten  des  Ent- 

eignungsverfahrens lüiL  —  Bemessung 
des  Wertes  eines  enteigneten  Grund- 
stücks lß9.  —  Enteignung  ist  kein 
Zwangsverkaiif ,  sondern  beruht  auf  einem 
Akte  der  Staatsgewalt  ilA.  —  Berück- 
sichtigung des  Verlustes  tatsächlicher 
Vorteile  bei  der  Wertbemessnng  2HZ  — 
ob  Einredt'U  aus  privater  Vereinbarung 
über  die  Entschädigung  im  Entschädi- 
gungsprozesse zulässig  sind  378  —  Er- 
läuterung des  Enteignungsgesetzes  428. 

Enteignung  in  Sachsen,  Verfahren  über 
die  Feststellung  der  Entschädigung  in 
der  Rekursinstanz  'W3 

Enteignung  in  Oesterreich,  Aufhebnng 
eines  Enteignungserkenntnisses  222.  — 
Einreden  gegen  ein  Bauprojekt  H82. 

Enteignnngin  der  Schweiz,  Zahlung  der 
Entschädigung  3n8. 

Entschädigungsansprüche,  Geltend- 
machung solcher  nach  Annahme  des 
Guts  2IiiL 


Ereignungim  Verkehr,  Begriff  derselben 
t  147.  —  ob  das  Abrutschen  von  Schnee- 
massen vom  Dache  eines  NachbargebHudes 
auf  das  Glasdach  einer  Bahnhofsveranda 
als  eine  Ereignnng  im  Verkehr  anzusehen 
ist  188.  —  ob  das  Ausgleiten  eines 
Beisenden  auf  einem  mit  Schnee  be- 
deckten Gleise  nach  beendeter  Fahrt  als 
eine  Ereignnng  im  Verkehr  anzusehen 
ist  mi 

F. 

Fahrbedingnngen  einer  Strassenbahn, 
ob  die  Ueberschreitung  derselben  zum 
Gegenstande  eines  Strafverfahrens  ge- 
macht werden  kann  2fiL 

Fahrkarte,  ein  Vertragsanspruch  ans 
einer  solchen  gegen  die  Eisenbahn  steht 
nicht  dem  Käufer,  sondern  dem  Inhaber 
zu  IfiL 

Fahrschein  der  Strassenbahn  86,  821 

Fälschung  eines  staatlichen  Kilometer- 
heftes Iftl  .  —  von  Ursprungsattesten  2äiL 

Fehlleitung  eines  Gutes  271 

Feuerbestattung,  Ersatzpflicht  des 
Eisenbahnunteinehmers  bei  Feuerbestat- 
tung 2üL 

Fracht,  Nachzahlung  zu  wenig  erhobener 
Fracht  2äZ.  —  Nacherhehung  zn  wenig 
erhobener  Fracht  393. 
Frachtbrief,  unrichtige  Angabe  des  In- 
halts eines  Gates  im  Frachtbriefe  176. 
295.  378.  —  oh  der  Frachtbrief  den 
Zeitpunkt  der  Annahme  eines  Fracht- 
guts zur  Beförderung  bestimmt  .^.nß. 
Frachterstattang  .Unterschied  zwischen 
einem  Antrage  auf  Frachterstattung  und 
auf  hilligere  Abfertigung  27, 
Frachtgut,  Uebergabe  desselben  an  die 
anschliessende  Eisenhahn  8ä.  —  Haftung 
der  Eisenbahn  für  Gewichtsverlast  bei 
Frachtgütern  fiZ  —  Beraubung  eines 
Frachtguts  l.'^?.  —  Zuziehung  von  Sach- 
verständigen  bei   Beschädigung  eines 
Frachtguts  133.  —  Beschädigungsnach- 
weis bei  Gütern,  die  durch  den  Absender 
verladen  sind  148  —  Verwahrung  von 
Frachtgut  162.  —  Verpflichtung  der 
französischen  Eisenbahnen  zur  Abwägung 
des  Gutes  H>3  —  Signiening  im  Fracht- 
briefe und  auf  dem  Kollo  ist  für  die 
Identität  des  (lUtes  massgebend  246.  — 
wann  die  Eisenbahn  für  die  Beschädigung 
von  Gütern  durch  Brand  nicht  haftet 
I     24ä  —  Auf-  und  Abladen  der  Güter  in 
I     Italien  2M.  —  Beförderung  mit  Sonder- 
zügen 258.  -  -  Fehlleitung  eine»  Gutes 
271    —  nachträgliche  Verfügung  des 
Absenders  über  das  Gat  283.  —  Be- 
;     förderung  in  offen  gebauten  Wagen  2!^ 
,     —  ob  der  Frachtbrief  den  Zeitptmkt  der 
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Aunabme  eines  Gutes  zur  Belördoruug 
bMrfdmiit  866.  —   Aasliefennig  des 

Gutes  371. 

Frachtvertrag,  Abschlnss  desselben  126. 

~  fiegnif  desselben  237. 
FracbtcnsehUg,  wann  die  Eisenbahn 
.  den    Ansprach    anf  Erbehnn;  eines 

Frachtzuschlags  verliert  16.  —  Ver- 
jährong  des  Frachtzu»chlags  wegen 
imiiehtiger  Angabe  des  Inhalts  einer 
Sendung  34.  —  Verpflichtung  des  Ab- 
senders zur  Zahlung  des  Fracbtzuschlags 
wegen  anriditiger  Angabe  des  luhalts 
einer  Sendung  176, 295.  —  Rechtsnatnr 
des  BfaenhuafnuditBaseblags  196.  — 
Vorwirkung  des  Ei.^enl/alinfra«  litzn- 
scblags  328.  —  Verjährung  des  Kiseu- 
bahnfracbtzuschlags  42H. 
Fuhrwerksbesitzer,  Haftiifliclit  des- 
seibeu  für  eine  einem  Strassenbahn- 
passagier  beim  Ein.st.eigen  in  den 
Straaeenbahnwagen  sogefUgte  Verletsang 
366, 

G. 

Gebinde,  ob  die  Bogen  der  Berliner 

Stadtbahn  Gebäude  im  Sinuc  des  §  15 

des  Flucbtlinieugesetzes  sind  164. 
Oebändebesitzer,   Haftung  denelben 

encb  bei  TTnterlu-<sung  69. 
Geflügeltrausport,  Verantwortlichkeit 

der  Eisenbahn  flr  Scheden  bei  aotehem 

140, 163. 

Gegenforderungen  TeijRhrte  der  Eisen- 
bahn, KompeuHation  solcher  320. 

Gemeinde,  Versicherung  der  Beamteu 
gegen  ünfUle  dvreb  eine  Gemeinde  347. 

G  e  m  e  i  u  d  c  g  r  u  n  «1  s  t  e  n  e  r ,  Heran/icluuig 
von  AufenthHll.sriiuinen  und  Öpeise- 
simmem  der  ßahnbedieuäteten,  Warte- 
rftnmen  der  Beisenden,  Aborten  and 
Badeanstalten  m  derselben  48. 

G  0  ni  ('  i  II  il  e  L,'r  u  n  d  .s  t  e  ti  i-  r  f  r  e  i  h  e  i  t  der 
Stellwerke  und  Signalanlagen  48.  - 
der  Seilienenwege  der  Kleinbahneu  142. 

Gepftck,  verspätete  .Wilieferuug  28. 

Gepäck ver seh I eppu n 412. 

Gewerbliche  Haftpflicht  25. 

Gewichtsverlust  bei  Sniritusaendungen 
874. 

Ornbenfelder,  Filhmng  einer  Eisenbahn 
ttber  solche  146. 

Grundeigentümer,  Pflicht  der  Eisen- 
bahn zur  Ent-schiiditrunfr  der  IJeri^bau 
treibenden  Grundeigentümer  für  das 
Stehenlassen  von  Sicherheitspfeilem  291.  | 

Grundstttck,  Veriosserang  eines  solchen 
83.  —  Wegfall  des  Verbanftrecbts  bei  | 
Abtretung  (Iph  enteignolon  (inindstiukH 
durch  den  Euteigner  an  einen  anderen  1 
Eateigner  66.  —  Legong  dektriseher  | 


Licbtkabel  durch  den  Luftraum  privater 
Grundstücke  182.  —  Bemessung  des 
Wertes  eines  enteigneten  tirundstiuks 
169.  —  SohadensersHtzptlicht  des  Eigeu- 
tümers  eines  Grundstücks  wegen  Be- 
scb&digang  der  Naoliltargrnndstüdte 
dureh  nnmlässige  Aulagen  316. 
Gut,  s.  Frachtgut. 


Haftpfli  cht  ;;e  setz,  wenn  ein  durch 
einen  uuaugeuehnieu  Vorfall  in  hoch- 
gradige Anfrttgnng  versetzter  Passagier 
mit  einem  Bahnbediensteten  auf  dem 
Perron  in  Streit  gerät,  hierbei  strauchelt 
und  durch  den  Eiscnbahnzng  verletzt 
vriid,  so  liegt  eigenes  Verschulden  vor 
13.  —  BU  den  besonderen  Gefahren,  die 
mit  dem  Eisenbahnltct riebe  verbunden 
sind,  gehört  die  besondere  Eile,  die  für 
den  zum  Umsteigen  genötigten  Reisenden 
erfonlerlicli  winl,  wenn  der  ankommende 
Zug  mit  VtrsiJiitung  eiutriÖ"t  14.  —  Zu- 
Bammen.st(»s>  eines  Fuhrwerkes  mit 
Mnem  Strassen  bahnwagen  20.  —  kon- 
kurrierendes Verschulden  86.  —  eigenes 
Vcr<<chuiden  liegt  vor,  wenn  der  Ver- 
letzte eine  im  Strasäeubahnverkelir  be- 
findliche Strasse,  ohne  Umschau  za  halten, 
überschreitet  und  hierbei  einen  didit 
hinter  ihm  herfahrenden  Strassenbahn- 
wagen  weder  sieht  noch  hört  38.  — 
zeitliche  Begrenzung  der  Beute  42,  64, 
126,  145,  175,  290.  —  Der  Verletzte  darf 
die  .\n\vt'ii(lniig  vmi  Heilmitteln  i  z  B. 
Eintritt  in  eine  Heilanstalt )  nicht  ver- 
weigern, deren  sich  jeder  verständige 
Mensch  bei  gleicher  Sachlftire  bedienen 
würde  47.  —  Verteilung  des  Schadens 
bei  mitwirkendem  Verschulden  des  Ver- 
letsten  durch  Verstoss  gegen  §  12  der 
NebenbahnordnuTig  65.  —  Der  Begriff 
einer  Körperverletziuis:  erstreckt  sieh 
auch  auf  (lesumllieitäschädigungeu  — 
Nervenen^chfltternngen,  LKbmangen  — 
infi'Ico  eines  Schreckens  .">(>.  —  bei 
Teilung  des  Schadens  ist  der  Grad  der 
ursächlichen  Wirkung  des  Verschuldens 
jedes  Teiles  besonders  zu  berttduicbtigen 
60.  —  Verletzung  eines  Adjaaenten 
durch  t'iiif  aus  einem  voriiberfahrenden 
Eiseubahnzuge  geworfene  GlasHasche 
Ist  als  beim  Eisenbahnbetriebe  erfolgt 
anzusehen  12  —  ob  auch  die  Ehefrau 
im  Falle  einer  Körperverletzung  eineu 
Anspruch  wegen  Erwerbsvcrlustes  er- 
heben kann  löU.  —  Begriff  und  Um- 
fang der  Kosten  des  Heilverfahrens 
lfi4.  —  beim  Znsainmenstoss  der  Be- 
triebsmittel mehrerer  Bahnen  haftet 
dem   Verletiten   für   den  gesemlen 
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Sdiaden  jeder  der  beteiligten  Bctricbs- 
miteraelimer  167.  —  Bes^Kdigun^'  eine« 

Pferdes  durch  den  Starkstrom  der  elek- 
trischen Strassenbalin  ist  ein  Betriebs- 
luifall  173.  —  durch  die  Featstellniia: 
der  Haftpflicht  dem  Grunde  nach  wird 
die  Frage  des  Urafangs  des  Schadens- 
ersatze», z.  B.  über  Anfangs-  und  End- 
punkt der  Reute  noch  Diobt  entschieden 
180.  —  yeninslQokang  tod  Arbeitern 
der  Tiefbauf^enoftflenschaft  bei  einem 
Eisenbabnunfall  180.  -  Teilung  des 
Schadens  bei  grobem  \'eri;chulden  des 
durch  einen  Strassenhahmtnfall  Ver- 
letzten 183.  —  BeweisantrRge  in  der 
BcrufuntrsinstanK  z«r  Aufklärung-  den 
Sachverhalts  dOrfen  nicht  abgelehnt 
werden  188.  —  Teilang  des  Schadens 
bei  überwiegeiultMti  Yerschnlden  de? 
Verletzten,  welcher  die  Qleise  der 
StTMMnbabn  flbwseliritten  hat  189.  — 
eigenes  Verschulilou  <lcs  Verletzten  190. 
—  ob  die  F^lictrau  bei  Lebzoiteu  de» 
Verletzten  einen  Ansprach  an  die  Eisen- 
bahn bat  274.  —  HaftOBg  de«  Etsen- 
bahnnntemchmers  für  eunett  infolge 
Durchgehens  eines  Pferdes  verursachten 
EÜsenbahnunfall  284.  —  Festsetzung 
des  Sebadmsbetrages  (Haftpflichtrente) 
durch  Endnrteii  Uber  das  Zwischenurteil 
hinaus  289.  —  ob  auch  bei  Wieder- 
liorstellung  der  Erwerbsfiilii^'keit  des 
Verletzten  die  Feststellungsklage  wq^en 
der  Mnglichkelt  kflnftig  nnr  in  nr- 
SäcIiürlitMi  ZiL-iauiuK  nhan^c  mit  «kr  Ver- 
letzung eintretender  Ue»undheits8chädeu 
angestellt  werden  kann  2!)9.  —  ob  zum 
cntsf  lifiditninirsltcrcclitiirtcn  IHenstcin- 
kouuneu  eines  Hcmuteii  auili  ilie  IMen.sf- 
bekMdiuigscnlage  gehr>rt  3(M).  —  aus- 
schlnss  eines  mitwirkenden  Verschuldens 
bei  einem  Ktnde  nnter  neben  Jahren 
Unfall  bei  der  Umladung  und 
Sortierung  der  Steine  auf  eintm  An- 
scblnssgleise  eines  Steinbruchs  an  die 
Eisenbahn  fällt  unter  §  2  des  Haft- 
pflichtgesetze« 352.  —  ob  eine  Ver- 
letzung, welche  bei  Ingangsetzung  einer 
Drehscheibe  durch  Unbefugte  herbei- 
gefflbrt  worden  ist,  ein  BetriebsnnMt 
ist  369.  —  ob  beim  Ilinaii-^türzon  eines 
dregährigen  Kindes  au.s  einem  unge- 
nügend  Terscblossenen  Eisenbahnabteil 
höhere  (iewalt  oder  ciueufs  Verschulden 
eingewendet  wenleii  kann  4(M)  —  ob 
d«  entschuldbare  Irrtum  do.i  beschüdigten 
Passagiers  in  betreff  des  Haltens  des 
Strassenbabnwagens  beim  Absteigen  ein 
eigenes  Verschulden  involviert  403.  — 
bei  einem  zur  Zeit  des  Unfalls  noch 
nidift  «rwerbafiUgea  B«icliMdigteii  ist 


I  die  Feststellaugs-  and  die  Leistungs- 
I     klage  nitlasig  404. 

■  H  a  1 1  p  f  1  i  ch  te  n  t  s  c  Ii  Ü  di  trnii  tr  >k  I  age 
j     auf   künftig   fällig  werdende  wieder- 
kehrende Leistungen  ist  nur  in  Ver- 
bindung mit  einer  Klage  auf  eine  bi^ 
reits  füllige  Leistung  zulässig  122. 
Handgepäck,  Niclithaftunc  der  Eiscn- 
I     bahn  für  das  Handgepäck  des  Keisenden 
388. 

'  Heilniigakosteu,  Anspruch  auf  Ersatz 
I      solcher  nach  dem  UnfailfUrsürgegcsotz 
3(52.  —  Anspruch  auf  Erstattung  der 
Heilungskosten  fOr  ein  verletztes  Kind 

390. 

H  c i  I V  c  r  f  a h  reu ,  Begriff  and  Umfang  der 
I     Kosten  desselben  164. 
'  Höhere  Gewalt,  wann  eu  ffisenbftlin- 
Htrikf-  .sich  als  bOhere  Gewalt  cbarak- 
terisiert  276. 
Hund,  ob  die  Eisenbahn  für  das  Ueber- 
fabren  eines  Hundes  haftet  44. 

t 

I. 

I  Ideutit&t  des  Gutes,  was  fUr  dieselbe 
massgelwnd  ist  246. 

Inhalt,  unriclitiuc  Angabe  den  Inhalte 
j     des  Gutes  im  Frachtbriefe  176,  2Uö,  378. 

!  K. 

Kantinen   auf  dem    Rahnln-t'e   für  die 
Bahnbedien.'»tctcii ,    nh   iliisellten  unter 
die  KeichsgewerbeonhninL,'  fallen  ;Jöl. 
I  K  ilometorhef  t  Staat liciics.  Fälschung 
eines  sidchen  Iftl. 

Kind,  Unzulässigkeit  der  Einrede  des 
Selbstversctanldens  bei  einem  als  Haft- 
I  pflichtklüger  auftretenden  Kinde  2.^9.  — 
Aus«c!jIu!»s  des  mitwirkenden  Ver- 
sehulUns  bei  einem  Kinde  unter  sieben 
Jahren  3U2.  —  Erstattung  der  Ueilungs- 
kosten  für  ein  verletzte«  Kind  .H90.  — 
Hinausstürzen  eines  dreijährigen  Kindes 
aus  einem  ungenügend  verschlossenen 
Eisenbahnabteil  400. 

Kleinhabnanlage,  was  zu  den  Kosten 
einer  riolchen  gehört  267.  —  Konzessions- 
erteilung einer  Kleinbahn  901. 

Kleinbahnunternehmen,  Verteilung 
des  steuerpflichtigen  Einkommens  bei 
einem  einheitlichen  aus  verschiedenen 
Bahnen  bestehenden  Kleinbahnnnter- 
nehmen  anf  die  beteiligten  Gemeinden 
396. 

K 1  c  i  II  h  u  h  n  u  11 1  e  r  n  e  Ii  m  e  r ,  Verptlichtung 
desselben,  die  für  den  Betrieb  der  Klein- 
bahn anf  einer  Öffentlichen  Strasse  not- 
wendigen Sicherheit smassregeln  zu  treffen 

241. 

Kohleuzug.  Beschädigung  eines  solchen 
dvreh  fblM»«  Wdcheutuiung  T6. 
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AlpbabetiadiM  Saebregiiter. 


KompensatioD  verjährter  (ie^eufurde- 
rang«n  der  Eiflenbalinen  320. 

KOrpervprl f>t znner,  Bpcriff  «Icrselhen 
oH.  —  ilurcli  eine  rnicj^eluiässigkeit  de» 
EisenbahnUetrii  lii  s  17K. 

Kostbarkeiten,  ob  Pelzwaren  als  Kost- 
barkeiten aocn9eheii  lind  9flO. 

Kreis,  nnenttrcltli<lie  Hergabe  des  zniii 
Bau  einer  Nebenbahn  erforderlichen 
Orand  ond  Bodeni  leiteiis  eines  Kniaes 
84a 

Ii. 

Lairergeldforderaugen  der  Eisenbahn 
107,  312 

Leichen,  Beförderung  solcher  36. 
Leate.  Haftfiflieht  der  StrauMilMlni  fttr 

ilire  T.iMit.'  2i^7 
Lichtkabcl  eieklridclie,  LegWIg  solcher 
durch  deH  Lnftrann  privater  Gnmd- 

stUcke  1.42. 
Lieferfrist,  Ueberschreitnng  derselben 
394. 

Lohnforderung  der  Eisenbalinarbeiter, 
Siebtrang  derselben  76.  —  Lobn- 
ford«rangen  des  Bisenbabnwerkstfttten- 

peraonals  247. 
Lokomotivführer,  pLiisiunierunj;  eines 
solchen  infolge  eines  Betriebsunfalls  279. 

n, 

M  a  i  8  s  c  n  d  u  n  g,  Bcäcbädigiing  einer  solchen 
dnrch  Nüsse  2U1. 

Merkinale  »-iiips  üfffiif liehen  Wpires  IHl. 
—  Mcrkuiaie  für  die  ölVi  iit  li*  he  Natur 
einer  durch  Anlegung;  eines  Bablihofes 
eingezogenen  Wegestrecke  134. 

Hllitiranwftrter,  Anrechnung  derProbe- 
zeit  bei  der  Bereehnnttg  des  KenstaHers 
866. 

Mobiliargegenstände,  Beschlaernabme 
solrher  in  der  Versanilstation  Hn  1 

Motorwagen,  Persoueubcrörderung  mit 
solchen  884. 

ir. 

Nässe,  BeHchädigung  «iner  Maissendnng 
durch  Nässe  291. 

O. 

Oeffeatlieber  Weg,  s.  Weg. 

F. 

Pelswaren ,  ob  dieselben alsKostbarkeiten 

zn  betrachten  sind  iM'iO 
Pension  eines  Hi  aniten,  Berechnuni;  der- 
selben 'iH. 

Pensionsauspruch    eines  Eisenbahn- 

bedieutetea  141. 
PcrsonenbefOrdernag  mit  Motorwtgen 

384. 

Ffftndnng  von  Fordemiigai  88. 


Pferd,  Beschädigung  eines  solchen  durch 
1     den  .'■Starkstrom  der  elektrischen  Straaseii- 

bahn  ist  ein  Betriebsnnfall  173.  — 
Ausschluss  der  Uaftttng  der  Eiseub&hn 

I  bei  ßeschädi^ung  eines  in  einem  Stall- 
wagen bef&rdertea  Pferdes  269.  —  wer 

'  fVr  einen  infolge  Dnrch  gehens  eines 
I'f(  ri1e>'    verurs.'\chten  Eisenbahnnnfall 

,      lialipllichtiij:  iat  2K4.  —  Betriebsunfall 

I     dureb  Scheuen  von  Pferden  385,  390. 

[  Pri  vaiflü.sse,  Verunreinigung  soleher  11. 

I  I^rivatgleisanschlUsse  an  eine  öffeut- 

I  liehe  Eisenbahn,  reditiiebe  Katar  to^ 
selben  88. 

Probeseit   der  Hilitlnawlftw,  An» 

rechntin»;  dcr^'Un  ii  bei  der  Bereebnong 
des  Dienstalters  366. 

R. 

Rauchverbot  in  den  Strassen  bahnen,  ob 
i     dasselbe  rechtsTerbindlich  ist  868. 
I  Rechtsstreitifi^keiten  bürgerliche,  Zu- 
I      ständigkeit    der  ordentlichen  Gerichte 
fUr  solche  auch  dann,  wenn  für  deren 
lüntscheidong  Normen  ds*  Offiantlichen 
Rechts  in  Betracht  komnen  86. 
,  Bei  seniler.  \'erletznng  desselben  dnrdl 
einen  Eisenbabngepäckträger   184.  — 
Besebädigong  eines  solchen  beim  Be> 
gehen  euer  Rahnhofstnuneltrepite  3r)4. 

—  Ausgleiten  eines  Reisenden  auf  einem 
mit  Schnee  bedeckten  (> leise  naeb  be- 
endeter Eisenbahnfshrt  380. 

Reltarse  gegen  BatsebeldiiiigeD  der 
politischen  B'  lM>r<l>  n,  wo  dieselben  M!» 
zubringen  sind  62,  68. 

Rente,  zeitliche  B^enznng  derselben 
42,  64,  12(;,  14.^,  17.5,  2'M),  402.  —  Sieber- 

heitsleisiiing  tür  die  Rente  70. 
I  Rollfuhrunternehmer,  reobtUebeStel- 
Inng  desselben  871. 

Roatenyorsebrift,  AbRademng  einer 
s(.l<  hen  2fi2 

Ruhegehalt  nonnalmässiges  einef  Staats- 
bediensteten, was  darunter  ra  vwiteben 
i.st  1.^).  AnKprncb  der  Beamten  anf 
Ruhegehalt  391. 

S. 

SaehTerstKndige,    Zonehnng  soleber 

bei  rfes('häilii,Miiiu;  eines  Frachtgiits  139. 

—  Begründung  der  Befangenheit  eines 
aolchen  808. 

Salpetersäureflaschen,  BefOrdenng 
I     solciier  in  offenen  Wagen  39ö. 
Sehadensansprncb  infolge  des  Babn- 
banes  22. 

ScbStzangseid  in  Verwaltnngssachen 

381. 

Öclieu werden  von  Tieren  infolge  des 
Pfdftos  ond  dsa  Damp^ertuoiB  der 
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LokomoUre  184.  —  Ton  Pferden  38ö. 

Scbieueuwege  der  Kleiubalinen,  He- 
ineiudesteoenreibeit  derselben  142. 

Schutzanlagen,  Unterlassung  der  Her- 
stellung solcher  durch  den  Kisenbahu- 
nnternebmer  167. 

SicherheitaleUtong  für  die  fiento  70. 

SieherlieifetiBAiaregelu,  Unterlanong 
der  Scliaffang  tolcher  für  eine  Sekondir- 
bahu  Mö. 

Sieb em Bf;  der  in  der  NUm  der  Eiseit- 

bahii  polcgenen  HaMlicbk''iteii ;  Zu- 
ständigkeit zum  Erluiiiä  bezüglicher 
polizeilicher  TeifflgungeD  286. 

Sigualai) lagen,  Oemetndesteaerf reiheit 
derselben  4H. 

Speitesimiuer  der  Bahnbediensteten 
lind  der  Gemeindegrundsteuer  unter- 
wotf  «I  48. 

Spiritussen  düngen,  GewiclitSTwlut bei 
ROlcben  B74. 

Staat  ausländischer,  ob  derselbe  der  Qe- 
richt«barkeit  der  inländischen  Gerichte 
nnterworfen  ist  387. 

Stationsvorsteber  nnd  Stations- 
aalseher, ob  dieselben  Organe  und 
Vertreter  der  Eisenbahn  sind  274. 

Stellwerke,  GenMindegrondsteiierfiraiheit 

derselben  48. 
Steuerbeamter,  s.  Beamter. 
Steuerfreiheit    der  achweiserischen 

Bundesbahnen  389. 

Störung  geistige,  wann  dieselbe  als 
folge  eines  Betriebsaufalls  anzusehen 
ist  888. 

StrafaTitrag'srecbt  der  prenssischen 
Privatbaliuverwaltungeu  gegen  die  ihnen 
nntenteUten  Bahnpolizeibeamten  417. 

Strasse,  Tieferle^m^  einer  selchen 
158.  —  BelenchtunK  derselben  dureh 
den  StrassenhalmuiituriiL'limer  2.1!*.  — 
nachträgliche  Äenderungen  einer  Strasse 
896. 

Strassen  ander  ung,  wann  die  Strassen- 
bahn  zu  Kecbtsmitteln  gegen  eine  solche 
befugt  ist  395. 

St  ras-!  cn  b  ah  n  ,  Haftung  für  einen  von 
einem  Fahrgast  im  Wagen  verlorenen 
Wertgegenstand,  den  der  SchaflFuer  irr- 
tfUnlicb  einem  üiclitberechtigten  aus- 
gdillndig:t  bat  11.  —  wer  sam  EHsss 
einer  Polizeiverordnnng.  botreflfend  das 
Verbot  des  Auf-  und  Abspringeas  von 
einer  Strassenbabn  wihrend  der  Fahrt 
znständig  ist  43.  —  Fahrschein  der 
Strassenbabn  Hb,  221.  —  Unfall  auf 
einer  elektri^^i  Ihmi  Strassenbabn  144, 
2&3.  —  Haftpflicht  der  Straaaenbahn 
Ar  ihre  Leute  887.  —  Konaeirioiis- 
«rteilong  «in«r  Stnusenbfthn  801.  —  ob 


I     das   RanebTerbot    iu  Strsssenbabnen 

I  recht.'svcrbinillii  Ii  ist  3fi3.  —  ob  die 
Uebertretung  der  Fahrbedingungen  einer 
Strassenbabn  mm  Getjcenstaiide  eines 
Strafverfalirens  geniadit  werileii  kann 
367.  —   wann    <lie    Strassenbahu  zu 

I     Rechtjimitteln    gegen    eine  Stnssen- 

i     Änderung  befugt  ist  39ö. 
Strassenbahnsehaffner,  Dieaitort 

eines  solchen  2. 
S traRsenbahnunternebmer,  ob  der- 
selbe zur  Beleuchtung  der  Strasse  ver- 
pttithiet  ist  239.  —  ob  gewerbnuiässig 
betriebeue  Strasseubahuunternehmuugen 

i  unter  den  BsgrUT  de«  Handweiln  fallen 
250. 

Strassenbahnwagen,  AtifMeigen  avf 
einen  in  der  Fahrt  begriffenen 
Aufenthalt  auf  dem  Trittbrett  eines 
solehen  401. 

StrasacnbenntEungsvertrftge,  Aas- 
legung  solcher  185. 

Strasse  nh  c  rs  t  c  11  u  11  gskosten  839, 866. 

Strassenreinigung  4. 

Strassenregnllerung,  Teolnahn«  des 
Eisenbahnwns  an  den  Konten  derselben 
135. 

Straasenunterhaltung,   Beitrige  ra 

den  Kosten  derselben  243. 
Streitgegenstand,  Schätzung  desselben 

nach  freiem  Ermessen  71. 
Stückgüter,  Verwiegung  derselben  303. 

T. 

Tarife,  Michthaftung  der  Eisenbahn  fOr 
eine  nisdie  Anslninft  Aber  Tarife  5. 

Auslcn;uiig  der  Tarife  30.  —  mnrlehtige 
Auwendung  des  Tarifs  74. 

Tiefbangenossenschaf  t,  Veruuglük* 
kung  von  Arbeitern  derselben  bei  «nem 
Eisenbahnunfall  180. 

Tieferlegung  einer  Strasse  158. 

Tierbegleiter,  Verktinag  desselben 
dnreh  ein  ^er  infolge  mangelnder  Anf- 
sicht  46.  —  Verantwortlichkeit  fllr  den 
Schaden,  der  durch  mangelhafte  Be- 
lencbtung  des  Eisenbahnwagens  (Brand) 
entstanden  ist  121. 

Tiere,  Scheuwerden  derselben  infolge  des 
Pfeifens  und  dos  Darapfgeränschs  der 
Lokomotive  184.  —  Beförderung  von 
Tieren  mit  Sondenligen  858. 

Tierhalter,  ub  derselbe  für  die  Ver- 
letzung eines  Tierbpgleiters  durch  ein 
'I'ici  infolge  uiauj^t.'liider  .\ufsichl  haft- 
bar ist  45.  -  Haftuug  für  Schaden  in- 
folge Scheu  Werdens  von  Tieren  durch 
Pfeifen  und  Dampfgerinsch  der  Lolto- 
motive  184. 

Tdtnng  dnrdi  Blitasching,  wann  dieeelbe 
•in  Betriebannibli  ist  »6. 
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Alpfaabetischies  Sachragistei*. 


Transportvertrag,   Begriff  dMaelben 

237. 

Transportweg,  wann  die  Eisenbahn  tiir 
die  Folgen  der  Wahl  desselben  hattet 
264.  —  Wahl  desselben  durch  die  Eisen- 
bahn  870. 

V. 

Ue hergäbe  einer  Sendung  aa  die  an« 
scbliessende  Eisenbahn  39. 

Ueberschreitung  der  Anitshefugnisse 
237.  —  der  Liefei  Crist  S'.M 

Unfall  bei  Arbeiten  an  der  iStrouileituug 
einer  elektrischen  Bahn  86.  —  UnfoU 
aut  einem  Wt'ireühi-i'rXaiii,'!'  127  -  anf 
einer  elel^tri^Lln  n  btntstenliahn  144, 2d8. 

Unterhaltung  von  Wegen  129.  —  Teil- 
uahme  des  Eisenbahuuntemebmers  an 
der  Unterhahnntr  eines  von  ihm  gemäss 
lantlesiiolizeilieh«  r  Anordunng  ▼Mün- 
der teu  ttfieutiicben  Weges  137. 

Untersttttznng  vorllbergehende  nnd 
fortlanfeiKlc  im  §  25  de.s  (iewerhe-  nnd 
im  ^  49    deä  Invalidenver^icherungs- 

gmum  8. 
Üraprangsatteate,  fttlschung  solcher 
268. 

V  er  ii  n  s  e  r  u  II  u  eines  <irnndsfücks  .33. 

\' er  brennen  einer  Sendung,  wann  <Iie 
Eisenbahn  dafttr  haftpflichtig  ht  18 

Verfehlungen  voramfliehe  eines  Ke- 
uniten.  ob  dieselben  den  äclbständigcu 
(iegenstand  einer  disziplinaren  Be- 
strafung bilden  kOonen  27. 

Verfügung  nachtrlgHohe  des  Absender» 
über  das  fiut  283 

Verjährung  des  Fraelitznsihlags  wegen 
unrichtiger  Angabe  des  Inliaits  einer 
Sendung  34.  —  Bej^inn  iler  einjährigen 
Verjährungsfrist  vom  Todes-  bzw.  UnfatU- 
tage  52.  —  Verjährung  des  Bisenbahn- 
fraohtsDschlags  423. 

Verletzter,  Fllicbt  desselben,  sieh  irzt- 
licher  Behamllnng  zu  untcrzieln  ii  00,  209. 

Verstempeiung  der  Zui>tiuiuiun<j^!4ver- 
trägtt  ab  .Hietavertriige*  806. 

Vertragalei8tnng,Ter8pKteteAttsfQhmng 
einer  solchen  9. 

Vertragsstrafe,  wann  eine  Holche  nur 
verlangt  werden  darf  12ö.  —  Vorbehalt 
derselben  wegen  verspftteter  Liefemng 
nni->  bei  der  Annahme  zum  Attsdmck 
gebracht  werden  16b. 


'  Vernnreinigung  von  Privatliflssen  11. 

VerwahruuLC  \on  Frachtgut  1»12. 
V  e  r  w  i  e  g  u  n  a  von  .Stückgütern  3ü3. 
Viehbeschaugebuhren,  Erhebong  sol- 
cher seitens  der  Eisenbahn  in  Oeateneidi 

j  170. 

I  W. 

I  Wagen,  BefSrdemng  in  offen  gebauten 

:      Wae  II        —  Bclonlcrniiir  V(;ii  Salpeter- 
situii  ll.isrhen  in  oftenen  Wagen  3y.">. 
W a  ge  IUI  bergang  über  eine  Sekundär- 

I      bahn,  Untall  auf  einem  solchen  127. 

(  Warlerä Hille  der  Kei.sendttii  sind  der 
Geiiieiiidegnindsteuer  unterworfen  48. 
Wasserwerk  stfidtiscbes,  ob  dasselbe  als 
Fabrik  im  Sinne  des  §  2  des  Beichshaf  t* 
pfliehtgcsctzes  anzusehen  ist  373. 
Weg,  inanspruchuahnte  öffentlicher  Wege 
fUr  andere  Zwecke  2.  —  Nachwei.s  der 
Oeffentlichkeit  eines  Weges  7  Tnter- 
haltung  öffentlicher  Wege  129  —  Merk- 
male für  die  öffentliche  Natur  einer 
durch  Anlegung  eines  Bahnhofs  einge- 
zogenen Wegestrecke  134.  —  Teilnahme 
de.s  Ei.senbabiinnternehmers  an  der  ünter- 
haltniiir  eines  von  ihm  gemäss  landes- 
]Hili>ceilieher  Anordnung  veränderten 
öffentlichen  Weges  137.  —  Verpflichtung 
des  Eisenbahnfiskus  zur  Beleuchtung 
eine.H  Weges  244.  \  crptiichtung  des 
Eisenbabnuuteruehmers  zur  Wiederher- 
Btellnng  der  durah  den  Bahnbaa  zer- 
störten  oder  imfalirlMr  geniaiehtein  Wega 

28M. 

Weuebanpol  izeibehftrde,  Zuständig- 
keit derselben  bei  Tnanspruchnabme 
ftflfentlicher  W'ege  für  andere  Zwecke  2, 

Werkbesitzer,  Haftung  denelben  attcb 
bei  Unterlassung  69. 

Wirtsehaf tsersehwernisse  dnreh  Ban 
und  Betrieb  einer  Eisenbahn  172. 

Witwe,  herecbuung  des  Kinkommensent- 
ganges  <ior  Witwe  eines  bei  einem  EiMn- 
babnunfalle  Getöteten  161. 

Z. 

Zession  von  Forderungen  32. 

Zeitungspakete,  Betlirderung  solcher 
durch  exprcs.sen  Boten  260. 

Zollgebuhr,  Einziehung  zu  niedrig  be- 
rechneter 271. 

Zu 8 1 i m  m u ng s  V  e  r  t  r  ä  u'  e .  Vcrst ein iielnng 
solcher  als  ,Micts vertrage"  30i>. 
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Quellenregister. 


A»  Intemattonales  Itoeht. 


hitornationales  Uebereii- 
kMimen  über  den  ElaeR- 
Minfraohtverkehr  vom 
14.  Oktober  1890. 

Art.  3  ....  S.  3fiO 
Art.  5  ...  S.  39,  354 
Art.  6  ...  8.  37,  262 
Art.  7    .  S.  84,  m,  176. 

177.  29.-) 

Alt.  8  .  .  S.  162,  163 
Art.  IS  8.84,  MS  »6,897 


Art.  14  .   .   .  8. 18.  371 

Art.  15  ...   .    «  283 

Art.  17  .   .     8.  895,  296 

Art.  26  ...    .    S.  271 

Art.  30  .  S.  140,  141,  1.^ 

Art  81  8.  188,  140,  149, 
153,  386 

Art.  86  .  a  140,  141.  158 

Art.  39  .   .   .  8. 89,  354 

Art.  40  ...  .  8.263 


Art.  41 
Art.  44 


.  S.  271 
S.  18,  371 


AnsführuHosbestimmuiigeii 
zum  internationalen  Ueber* 
elnkamnen  über  den  Eiset» 
luüiAfraobtvarkelur 
VM  14.«k1tkw  1898. 

!1  S  .  3ßO 
8  .  .  8. 895,  296,  360 
6  ....   8.87,  868 


B.  Reidugesetie,  Tertrdnugen,  Reglenenti  ete. 


ftolehsgewerbeordnang  von 

21.  Juni  1869 

I.Juli  1883. 
§  6     8.  19,  63,  247,  248, 
351,  352,  380 

§  ir>  .S.  2Ö8 

S  33    .    .    .    .    8.  19,  63 

§  152  8.  882 

§  153    8.  888 

ReiebutrafgeMtzbiicli  vom 
31.  M  1870. 

8  85  .  .  .  S.  144,  145 
§  267    ...   8.  151,  253 

§  268   S.  151 

»316  S.  243 

§  330  .  .  .  8. 880,  881 

8  335    8.  144 

§  .  .  .  S.  144,  145 
§365  .  .  .  .  8.  19,  20 
I  367   S.  370 

Reichshaft  pffichtgesetz 
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Entscheidungen. 


Nr.  1.   Entsch.  des  Oberlandesgerichts  in  COlu. 
4.  Zivilsenat.   Vom  2.  Mai  1905. 

(ZtItMhr.  f.  Ktotab.  Jalirg.  is  (isos)  Utffk  6  &  m.)' 
Itafl^Mrt  «tr  SlraMMliahn  fQr  dea  dirtb  Virteiinldea  voa  Meli  ■kM  vtlliUMIg 

Msgebildeten  Fahrern  vernrsaohten  Schaden. 

Allerdings  muss  ein  Kutscher,  der  mit  seiner  Droschke  an  einer 
Strassenecke  die  Gleise  der  elektrischen  Strassenbahn  überfahren  will, 
sicli  umsehen.  Er  darf  aber  auch  voraussetzen,  dass  sich  das  Heran- 
nahen eines  Strassenbahnwagens  durch  deutlich  wahrnelimbares  Geräusch, 
insbesondere  durch  die  gewöhnlichen  und  für  Strassenkreuzungen  be- 
sonders vorgeseheneu  Glockenzeichen  so  zeitig  ankündigt,  dass  er  seine 
Droschke  ausser  Gefahr  bringen  und  eiuen  Betriebsunfall  vemeiden 
kann  (RG.  Bd.  56  S.  154). 

Im  vorliegenden  Falle  hat  nun  aber  der  Vorderrichter  in  Ueber- 
dnstimmung  mit  der  Strafkammer  einwandfrei  und  zutreffend  festgestellt 
und  angenomiuenf  dass  der  Kläger  in  langsamer  Gaugart  nach  der 
fi.8tnu98e  hinftihr  und  wohl  damit  nehneii  dorftei  die  Qlw»  kreuzen 
m  können,  ohne  mit  dem  noch  immerhin  50  m  entfernten  Struaenbahn- 
wagen  znaammenniBtosflen. 

Der  KUiger  durfte  aber  auch  als  selbBtyerstftndlich  ToraiisBetzen, 
dass  der  Wagenftthrer  angeaiehts  der  das  Gleia  kreuzenden  Droschke 
den  Strom  entsprechend  abstellen  werde,  tatsftchlicb  bat  aber  der  noch 
nicht  yollstftndig  und  genügend  ausgebildete,  noch  nicht  sichere  Lehr- 
fahrer L.,  wie  nach  den  Feststellungen  der  Strafkammer  und  der  eid- 
lichen Aussage  des  in  erster  Instanz  vernommenen  Zeugen  R.  nicht  im 
geringsten  zweifelhaft  sein  kann,  im  entscheidenden  Augenblick  statt 
Gegenstrom  Vollstrom  gegeben,  weshalb  auch  der  Strassenbahnwagen 
trotz  des  Zusammenstosses  noch  etwa  50  m  über  die  Unfallstelle  hinaus- 
fuhr. Es  ist  daher  auch  geradezu  selbstverständlich,  dass  der  Zu- 
samnienstoss  nicht  erfolgt  wäre,  wenn  der  Lehrfahrer  L.  vorschi'ifts- 
mässig  Gegenstrora  gegeben  hätte.  •  • 

£gor,  KlMabahnrvehUieh«  Entsoheldancen  XXtU.  1 
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BaImL  dM  Obarbttdeigvrlohto  in  COhi  vom  8.  Mal  1906. 


Was  nun  die  Haftung  der  Beklagten  ftir  den  Sach.scliaden  an- 
langt, so  macht  die  Beklagte  mit  Unieclit  geltend,  dass  auch  im  Falle 
des  §  S31  H(iB.  ein  schuldhaftes  Versehen  des  Täters  vorliegen  müsse, 
um  die  Haftbarkeit  des  Geschäftsherrn  zu  begründen.  Diese  Annahmo 
wird  in  der  Kechtslehre  und  Rechtsprechung  nicht  anerkannt,  und  sie 
bat  namentlich  nicht  die  Billigung  des  Beichsgerichts  gefunden  (RÖ. 
Bd.  60  S.  67).  Die  flaftnng  des  Geschäftshenn  beruht  nicht  auf  dem 
Gedanken»  dass  derselbe  fikr  die  Schuld  des  Angestellten  einstehen  solle, 
sondern  darauf,  dass  der  Geschftftsherr  wegen  seines  eigenen  Ver- 
schuldens bei  der  Auswahl  der  bestellten  Personen  verpflichtet  sein  soll; 
die  Beklagte  haftet  also  dem  Kläger  fttr  den  ihm  durdi  den  Lehrfahrer 
L.  objekti?  widerrechtlich  sugefftgten  Schaden  auch  dann,  wenn,  wie 
die  Strafkammer  festgestellt  hat,  der  Angestellte  L.  nicht  schnldhaft 
gehandelt  hat,  somit  nicht  haftet.  Der  Lehrfahrer  L.  hat  aber  in  Aus- 
führung der  ihm  übertragenen  Verrichtung  den  Schaden  objektiv  wider- 
rechtlich herbeigeführt,  und  diese  Feststellung  genügt  für  die  Haftung 
der  Beklagten  aus  §  831  BGB.  (vgl.  JW.  33  471,  RG.  Bd.  55  S.  176). 

"MaiX  auch  der  Lehrfahrer  L.  am  Tage  des  Unfalls  schon  soweit 
ausgebildet  gewesen  sein,  dass  er  bald  darauf  seine  Prüfung  als  Fahrer 
bestand,  so  lässt  doch  der  gesciiilderte  Verlauf  des  Unfalls  darüber 
keinen  Zweifel,  dass  der  Lehrfahrer  L.  noch  nicht  diejenige  Zuver- 
lässigkeit und  Gei.^te^gegenwart  besass.  die  gerade  zur  Vermeidung  von 
Unfällen  der  vorliegenden  Art  eiforderlich  ist  und  beim  Passieren  von 
Strassenkreuzungeu  namentlich  an  so  verkehrsreichen  Stellen,  wie  au 
der  M.kirche  in  C,  unbedingt  verlangt  werden  muss.  Zam  Fabren  in 
solchen  Strassen  genügt  eben  nicht  die  Kenntnis  der  Vorschriften  und 
die  Fähigkeit,  einen  Strassenbahnwagen  zu  fahren,  es  kommt  vielmehr 
wesentlich  darauf  an,  dass  der  Fahrer  auch  diejenige  Gewandtheit  und 
Znverlftssigkeit  im  Fahren  besitzt,  die  ihn  in  schwierigen,  naturgemäss 
nicht  zu  vermeidenden  Fftllen  zu  raschem,  entschlossenem,  sachgemftssem 
Eingreifen  befähigt.  Diese  Zuverlftssigkeit  besass  aber  der  Lehrfahier 
L.  augenscheinlich  noch  nicht,  und  die  Beklagte  hat  bei  seiner  Be- 
stellung als  Wagenführer  nicht  die  richtige  Wahl  getroffen,  also  die  im 
Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  nicht  beobachtet  (vgl.  BG.  Bd.  61  S.  201, 
Rechtssprechung  OLG.  9,  42). 

Die  Beklagte  trifft  aber  auch  geradezu  eigenes  Verschulden  im 
Sinne  des  §  823  BGB.,  indem  sie  durch  ihren  Wagenführer  B.  dem 
noch  nicht  vollständig  ausgebildeten  und  in  seiner  Zuverlässigkeit  noch 
gar  nicht  erprobten  Lehrfahrer  die  Wagenführung  auch  auf  so  ver- 
kehrsreichen und  mit  .^tras.senkreuzungen  verbundenen  Strassen ,  wie 
dem  M.weg  überlicss.    Wenn  auch  die  Au^^bildung  der  Lehriahrer  nur 
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«liircb  Lerntalilten  möglich  ist,  so  müssen  doch  diese  Lenifahrten  in 
Anwendung  der  im  Verkehr  erfordei'lichen  Sorgfalt  sowohl  örtlich  wie 
aacb  sachlich  durch  entsprechende  Anweisung  des  ausbildenden  Personals 
über  seine  BeanlUehtigungspfliGht  so  eingerichtet  weiden,  dass  objektiv 
widerrechtliche  Schädigungen  Dritter  bei  der  Aasbfldnng  Tennieden 
werden.  Es  mnss  eben  als  Verkehrserfordemis  anerkannt  werden,  dass 
nnr  geschulte,  erprobte  und  suverlftssige  Wagenftthrer  die  Strassenbahn- 
wagen  Uber  schwierige  Strecken  fahren  (Tgl.  RG.  Bd.  63  8. 125,  Bd.  57 
S.  281,  JW.  34,  287  Nr.  11). 


Nr.  8.  Entsch.  dee  AppelUiob  In  Ntmes. 
Vom  19.  Hai  1905. 

(ZellMlir.i:4.1atani»fc.llaMib.^TnoipLZIV  (MOt)  Mr.9  8.Hk  —  Bmrw  «teinto  4m ahwntaw  4»  fitr 

(1905)  S.  289.) 

Berechtiiino  der  Eisenbahn  zur  Zurückweisung  eines  unzulässlfe  Erklinmiei  des 

Absenders  enthaltenden  Frachtbriefs. 

Der  Frachtbrief,  den  der  Absender  der  Eisenbahn  übergibt,  darf 
nnr  diejenigen  Angaben  enthalten,  welche  zur  Feststellung  des  Fracht- 
vertrages erforderIi(;li  und  im  Ait.  102  des  —  französischen  —  Handels- 
gesetzbuchs aufgeführt  sind.  Es  ist  daher  zu  Unrecht,  wenn  ein 
Gericht  der  Eisenbahn  die  Befugnis  bestreitet,  den  vom  Absender 
abergebenen  und  die  nachstehende  Erklärung  enthaltenden  Frachtbrief 
zurückzuweisen:  , Diese  Gftter  reisen  auf  mein  Risiko  und  meine  Ge- 
fahr; ich  bin  yerantwortlich  f&r  ihre  rechtzeitige  Ablieferung.  Sie 
sind  von  der  Eisenbahn  als  in  yollkonunen  gutem  Zustande  befindlich 
erkannt  und  von  ihr  ohne  Beanstandung  angenommen  worden.  Die 
Verantwortlidikeit  liegt  daher  gänzlich  der  Eisenbahn  ob.  Wenn  im 
Falle  von  Tersp&teter  Ablieferung  oder  von  Beschädigung  die  Eisen- 
bahn Ihnen  Schadenersatz  verweigem  sollte,  so  wollen  Sie  mich  sofort 
benacbriebtigen,  damit  ich  dieselbe  belangen  kann*.  Diese  ErkUi'ung 
hat  mit  dem  Frachtvertrag  nichts  zu  schaffen  und  ist  geeignet,  der 
Rechtsstellung  der  Eisenbahn  zu  schaden.  Der  erste  Satz  hat  Bezug 
auf  die  Verantwortlichkeit  des  Absenders  für  gute  und  rechtzeitige 
Lieferung;  derselbe  enthält  also  nur  die  vom  Verkäufer  dem  Käufer 
zugestandenen  Bedingungen,  welche  die  Eisenbahn  nicht  zu  kennen 
braucht.  Die  tatsächliche  Redtnitung  der  folgenden  Zeilen  bezweckt, 
die  gesetzliche  Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  Beschädigungen  hervor- 
zuheben und  selbst  zu  erweitern,  indem  sie  ein  formelles  Geständnis 
der  Eisenbalm  voraussetzen,  „dass  die.^e  den  vollkommen  guten  Zustand 
drs  (iiites  anerkannt  habe",  mit  dem  Beifügen,  „dass  die  Yerantwort- 
liclikeit  gänzlich  der  Eisenbahn  obliege".    £^  ist  ganz  begreiflich, 
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dass  die  Eisenbahn  ein  Bolcbee  Zugeständnis  abgelehnt  hat,  welches  sie 
ansserstand  gesetzt  hfttte,  die  der  Aufmerksamkeit  ihrer  Angestellten 
etwa  entgangenen  II iingel  der  Beschaifenbeit  der  Sendung  spftter  nach- 
zuweisen. Aus  diesem  zweifachen  Gesichtspunkt  war  die  Eisenbahn 
berechtigt,  den  mit  dem  beanstandeten  Inhalt  versehenen  Frachtbrief 
zurückzuweisen.  Abgesehen  hiervon  hat  die  beanstandete  Erklftrung, 
insbesondere  in  ihrem  ersten  Teil,  den  Charakter  einer  offenen  Privat- 
korrespondena  zwischen  E&nfer  und  Verkäufer,  welche  gemäss  Art.  1 
des  Gesetzes  vom  27.  Heumonat  de^  Jahres  IX  dem  Monopol  der  Post- 
Terwaltung  zugewiesen  ist.  Die  Eisenbahn  hatte  sich  daher  auch  einer 
mit  Strafe  bedrohten  Praktik  mit  Becht  widersetzt. 


Xr.  ii.    Eiitsch.  des  Deutschen  Relchsi;:crichts. 
5.  Zivil.senat.    Vom  31.  Mai  1905. 

(  Prouss.  Elsenb  -Arch  190t)  Heft  4  S  814 

INt  Einigung  zwischen  den  Beteiligten  über  Grundabtretung  gemäss  g§  16  und  17  des 
Eiteignungsgestlm  VMi  H.  Jos!  1874  kaas  tieli  nr  uf  MtohM  firmd  mi  Btden 
kiiMini,  dtr  ■aeb  dtn  Btflida«  4tr  iittlidif Behirde  zu  de«  Unter- 
■•hMn  trforderlich  ist.  Der  gBtlichen  Einigung  muss  daher  das  unter  dem  „Bfflaiea" 

zu  verstellende  vorläufige  Pianfeststellungsverfahren  vorangehen. 
Auf  Verträge  über  Abtretung  von  Grundstiioken,  die  nicht  Gegenstand  des  Plaafest- 
itsllsmtvtrfabreM  geweMi  tlad,  lliMlet  die  mrletebtenide  FormverMMIl  dm  Art  12 
{  I  Abs.  2  des  preussisohen  AusfOhningsgesetzes  zum  BürgerllobM  Getetlbsob  VMi 
20.  Saptanbar  1899  (•iaftebt  tehriflliobt  Ftni)  keiM  AiwMMhMi. 

Aus  den  vom  Seidiageridii  bestfttigten  Orftnden  des  Oberlandes- 
gerichts Breslau  vom  12.  November  1904 : 

Die  von  den  Parteien  gewählte  Form  des  privatschriftlichen  Ver- 
trages ist  zwar  für  Verträge  im  Falle  der  §§  16,  17  Preuss.  Enteignungs- 
gesetzes durch  Art.  12  §  1  AG.  zum  BGB.  zugelassen,  und  um  einen 
solchen  handelt  es  sich  bei  dem  Vertrage  vom  17. /23.  August  1901  auch 
zweifellos;  Voraussetzuug  dafür  ist  aber  nach  §  16  des  Gesetzes,  da.ss 
der  Verlrag  niii-  über  solche  Grundstücke  geschlossen  wird,  die  „nach 
dem  Befinden  der  zuständigen  Behörde",  das  ist  in  Preussen  der  Minister 
der  üßeutlichen  Arbeiten,  als  zu  dem  Unternehmen  für  erfordf^rlicli  be- 
funden sind.  Darüber,  da.ss  unter  dem  „Belinden"  der  zuständigen  Be- 
hörde nur  die  Fe.ststellung  in  dem  vorläutigen  Pianverfaliren  (gemä-ss 
^  15  des  Gesetzes)  gemeint  sei,  herrscht  in  Rechtsprechung  und  Rechts- 
wissenschaft kein  Streit  (vgl.  Seidel,  Das  Preuss.  Euteiguungsgesetz 
S.  110;  Loebell,  Das  Preuss.  Enteignungsgesetz  S.  107;  ürteil  des 
Beichsgeridits  vom.  S8.  Januar  1902  in  GrnchotS  «Beitr&gen*  46.  Bd. 
S.  364  ff.).  Wenn  der  Beklagte  dagegen  anf&hrt,  dass  man  die  gUtUche 
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Einigung  wähle,  um  dem  langwierigen  Planfeststellungsveifahren  aus 
dem  Wege  zu  gehen  — -  was  durch  eine  so  enge  Auslegung  des  §  16 
des  Gesetzes,  wie  die  vorstehend  gebilligte  unmöglich  gemacht  würde 
—  so  trifft  dies  insofern  etwas  Richtiges,  als  durch  die  gütliche 
Einigung  dem  definitiven  Planfeststellungsverfahren  der  Boden  ent- 
zogen wird;  das  vorläufige  Planfeststellungsverfahren  niuss  dagegen 
auch  im  Falle  der  Einigung  vorangehen,  und  die  dagegen  vom  Beklagten 
erhobenen  Bedenken  gehen  —  weil  gegen  das  Gesetz  —  fehl.  Un- 
streitigr  ist  onii  im  vorliegenden  FaUe  die  Torlftnüge  Planfeststellung 
onr  bezttglich  der  Parzellen  112/27  nnd  113/27  eingeleitet  gewesen, 
der  Vertrag  erstreckt  sich  aber  anch  anf  die  Parzellen  119/27,  120/26 
nnd  121/5;  bezftglicli  Ihrer  liegen  also  die  fllr  die  einfache  Schriftform 
erforderlichen  Voranssetningen  nicht  vor,  es  hätte  vielmehr  der  fttr 
Omndstflcksrer&ussemngsTertrftge  im  allgemeinen  vorgeschriebenen  Form 
der  gerichtlichen  oder  notariellen  Beorknndnng  bedurft  (§  818  BGB.)t 
in  deren  ErmangeluDg  bezüglich  ihrer  der  Vertrag,  da  auch  eine  den 
Formmangel  heilende  Anflassnng  nnd  Eintragung  ins  Grundbuch  nicht 
erfolgt  ist,  nichtig  ist. 

Fs  blieb  noch  die  Frage  zn  prttfen,  ob  nunmehr  nach  der  Regel 
des  §  139  BGB.  Vordersatz  der  ganze  Vertrag  nichtig  sei,  oder  ob  die 
Nichtigkeit  sirli  auf  die  Parzellen  119/27,  120/26  und  121/5  beschränke, 
eine  Annahme,  für  die  der  Beklagte  beweispflichtig  war.  Das  Gericht 
ist  nach  Einsicht  des  Vertrages  zu  der  Annahme  gelangt,  dass  die 
Regel  Platz  greife,  d,  h.  dass  totale  Nichtigkeit  des  Vertrages  eingetreten 
sei.  Hierfür  war  besonders  der  Inhalt  des  §  1  Abs.  2  (betrifft  die 
1000  M.  Entschädigung  für  Wirtschaftserschwernisse)  und  §  8  des  Ver- 
trages (betrifft  die  Mitbenutzung  eines  Wegeteils  als  Zufahrt  zu  kläge- 
rischen Grundstücken)  ausschlaggebend,  bez&glich  dessen  das  Gericht 
nicht  zu  der  Ansicht  gelangen  konnte,  dass  hinsichtlich  der  darin 
geregelten  Punkte  der  Vertrag  so,  wie  er  vorliegt,  auch  geschlossen 
worden  wAre,  wenn  er  sich  nur  auf  die  Parzellen  112/27  und  113/27 
bezogen  h&tte.  Die  Unmöglichkeit  einer  analogen  oder  verliUtnia- 
mftssigen  Anwendung  der  in  Sede  stehenden  Vertragsbestimmungen  anf 
jene  beiden  Parzellen  allein  führte  zu  der  Verneinung  der  Frage  der 
teilweisen  Qttltigkeit  und  diunit  —  da  der  für  das  Vorliegen  der  Aus- 
nahme beweispflichtige  Beklagte  keine  weiteren  Beweismittel  angegeben 
hatte  —  zur  Annahme  der  gänzlichen  Nichtigkeit  des  Vertrages. 
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Nr.  4.    Ent^sfli.  dos  Oberlaiidesgerlchts  Cöln. 

4.  Zivilsenat.   Vom  24.  Juni  1905. 

(DJZ.XI  (19«)  Nr.U  8. MOL) 

f  I  Haflpia.  §  881  em.  EtoMbalMtaflirflloMvtrMimMM  vtn  AnfartalHm. 

§  881  BOB.  gilt  anch  dann,  wenn  die  Folgen  des  Verschuldens 
eines  Angestellten  sich  gegen  dessen  Auftraggeber  selbst  richten.  Des- 
halb gilt  unter  den  Yoraussetsungen  des  §  831  BGB.  das  Verschulden 
eines  Angestellten  (hier  eines  Kutschers)  als  eigenes  Verschulden  des 
Dienstherm,  anch  gemftss  §  25  des  prenss.  EüsenbO.  vom  3.  November 
1838,  und  die  Eisenbahn  haftet  nicht  für  den  bei  einem  Eisenbahn- 
Unfall  durch  das  Verschulden  eines  Angestellten  des  Beschädigten  ver- 
ursachten Sachschaden,  es  sei  denn,  dass  der  geschädigte  Geschäfts^ 
herr  beweist,  dass  er  bei  der  Auswahl  seines  Angestellten  die  im  Ver- 
kehr erforderliche  Sorgfalt  beobachtet  hat.  Ob  in  Fällen  des  preussi- 
schen  Eisenbahngesetzes  eine  Seluuhiu erteilung  nach  §  254  BGB. 
eintreten  kann,  ist  nicht  eütäclüedeu  (dagegen  Drouke  in  EisenbE. 
21,  421  f.).   

Nr.  5.  Entsdi.  des  Deutschen  Aelchsgerichts. 

5.  Ziyilsenat.  Vom  1.  Juli  1906^). 

8  2  Prestt.  KMiM.  vom  28.  Jsil  1882.  Weei  et  eloh  M  etsar  8trMtMfeife« 
eliM  pelinlHeli  fpeaehMlf tes  Kleisbahsbetrieli  in  SIsm  im  %  2  Imdill^  m  stillt  de« 
direh  diesen  Betrieb  etwa  geschädigten  Grundbesitzern  nicht  das  Recht  auf  Beseltl- 
fisg  oder  Abänderung  der  schädigenden  Anlagen,  sondern  nur  auf  Schadensersatz  zu. 

Zunächst  kann  die  von  (ler  Revision  beanstandet e  Zulä.s.sigkeit  eines 
Teilurteils  in  der  vorliegendt^u  Sache  einen»  Bedenken  ni<-lit  unterliegen. 
Der  Kläger  hat  nach  dem  klaren  Wortlaut  seiner  Anträge  in  der  Be- 
rufungsinstanz hier  nicht  mehr  wie  in  ei-ster  Instanz  drei  alternative 
Anträge,  sondern  zwei  alternative  Anträge  (Wiederherstellung  des 
früheren  Zustandes  der  betrettenden  Chausseestrecke  oder  Schaffung 
vou  Vorkehrungen  zur  Verhütung  der  gerügten  Beeinträchtigungen)  und 
ausser  ihnen  noch  einen  ferneren  selbständigen  Antrag  (Scliadensersatz 
für  die  zugefügten  Beeinträchtigungen)  gestellt.  Danach  war  der  Be- 
rufungsrichter gemftss  §  301  der  ZPO.  befugt,  mit  BQcksicht  auf  die 
Entscheidungsreife  der  beiden  AltematiTantrftge  diese  vorweg  durch 
Teilurteil  zu  erledigen.  In  der  S^he  selbst  begrftndet  er  die  von  ihm 
getroffene,  abweisende  Teilentscheidnng  dahin,  dass  es  sich  bei  der 
Strassoibabn  der  Beklagten  um  einen  polizeilich  genehmigten  Klein- 
bahnbetrieb im  Sinne  des  §  2  des  Preussischen  Kleinbahngesetzes  vom 


')  Siehe  Eatsoh.  des  Beieh^gerklito  vom  Iii.  Oktober  1904  in  dieser  Zeitacbrift 
Bd.  XXI  S.  186. 
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28.  Juli  1892  (GS.  S.  225)  handle  und  daher  den  durcli  diesen  Betrieb 
etwa  geschädigten  Grundbesitzern  nicht  das  Becht,  Beseitigung  oder 
Abftndemog  der  schädigenden  Anlage  m  rerlangen,  sondern  nur  ein 
Schadensersatsanspmch  zustehe.  Bei  dieser  Anffassung  befindet  sich 
der  Beruftingsriehter  im  Einklang  mit  der  von  ihm  in  bezug  genommenen 
feststehenden  Beehtsprechung  des  Reichsgerichts,  von  der  abzugehen 
keine  Veranlassung  yorliegt.  Da  durch  den  erw&hnten  Entscheidungs- 
gmnd  das  angefochtene  Urteil  getragen  wird«  bedarf  *es  keines  Ein- 
gehens auf  die  weitere,  von  der  Revision  ebenfalls  als  rechtsiirig  be- 
kämpfte Annahme  des  Beruf  an  gsrichters,  dass  die  abgewiesenen  Klage- 
anträge auch  deshalb  hinfällig  seien,  weil  für  den  erhobenen  Anspruch 
nicht  die  Beklagte,  sondern  nur  der  Provinzial verband  der  Provinz 
Westfalen  als  EigentiUner  der  in  Bede  stehenden  Chaussee  passiv  legi- 
timiert sein  würde. 


Nr.  0.   Eutseli.  des  Bezirksgerichts  fttr  Handelssaehen  in  Wien. 

Vom  16.  September  1905. 

(Allg.  Tar.-Anz.  Jahrg.  XXV  (1906)  Nr.  20  S.  392.) 

MSbel,  Hausgeräte  und  Haushaltungsgegenstände,  welche  anlässlich  der  Uebersledlung 
in  die  Somnerfriache  oder  der  Rückübersledling  In  die  Stadt  veraendet  werden, 

terlllarM  110111  als  Unzugagnt. 

Bezüglich  der  Frage,  ob  der  Tarif  für  Umzngsgut  nur  dann  anzu- 
wenden ist,  wenn  der  Beisende  sein  Domizil  verlegt,  oder  auch  dann, 
wenn  Sommergäste  zu  mehrmonatlichem  Aufenthalt  aufs  Land  fahren 
oder  vom  Lande  znrttckkehren,  hat  sieh  das  Gericht  der  ersteren  Anf- 
fassung angeschlossen.  Schon  nach  dem  aUgemeinen  Sprachgebrauch 
wird  unter  dem  Worte  Umzug  die  Veränderung  des  Domizils  verstanden. 
Wenn  ein  Beisender  in  der  Früh  nach  S.  Pölten  fährt  und  am  Abend 
wieder  nach  Wien  zurftckfährt,  so  wird  man  seine  Beisetaflche  gewiss 
nicht  ümzugsgnt  nennen.  Die  Pos.  ü— 1  der  Güterklassifikation  be- 
willigt den  Tarif  für  Umzngsgut  nur  fär  den  Fall  der  Veränderung  des 
Wohnsitzes.  Diese  Bestimmung  kann  nur  von  einer  Verlegung  des 
Domizils  verstanden  werden,  sonst  könnte  der  Tarif  nicht  von  einer 
Veränderung  des  Wolinsitzos.  sondern  nur  von  der  Veränderung  des 
Aufenthaltes  sprechen.  Nach  den  Bestimmungen  der  Pos.  U — 1  der 
Güterklassifikatiou  tritt  (bei  Sendungen  von  5000  Kg.  und  darüber) 
Tarifierung  nach  Klasse  A  nur  dann  ein,  wenn  die  Sendung  ausschliess- 
lich aus  Unizug:sgut  besteht.  Es  muss  also  die  Sendung  ausschliesslich 
aus  Gütern  solcher  Reisenden  bestehen,  welche  infolge  Verlegung  ihres 
Domizils  Ubersiedeln.  Die  Beklagte  gibt  nun  zu,  dass  sich  in  der  frag- 
lichen Sammelladung  auch  Güter  solcher  Reisender  befanden ,  welche 
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ohne  VerlegnoK  ihres  DomuUs  nach  mehimonatlicheiii  Sommeraufenthalt 
TOD  Ischl  nach  Wien  znrQckkehrten.  Darans  folgt,  dass  der  Tarif  fftr 
Umzngsgat  anf  diese  SammeHadong  nicht  anznwenden  war. 

Nr.  7.   Entsch.  dos  Boutsehen  R«!chsgeric1its. 

2.  Zivilsenat.    Vom  26.  September  1905. 

(Dm  Bedit  Jahrg.  X  (1906)  Nr.  18  S.  709  ZltL  18M.  —  Bad.  iloobupr.  1W6  Nr.  U.  —  Sped.-  a.  Schiff.- 

Mtff.  XIV  (190«)  Nr.  IS  &  m.) 

M  IM  Nr.  3.  20d  B6B.  Kurze  zweijährige  Verjährung  der  Aaa|irflolie  dtr  EIimMM- 
uRteraebneBOea,  Frachtfahrleute  eto.  Unterfereehung. 

Zu  den  „FrachtfiihrlentPii"  im  Sinne  des  §  196  Zitt".  3  BGB.  gehört 
jeder  Frachtführer.  Dem  Anspruch  des  Frachtführers  „wegen  der  Fracht" 
(§  196  Ziff.  '^)  steht  der  an  Stelle  der  Fracht  wegen  Nichterfüllung  des 
Frachtvertrags  durch  den  Gegenkoiitrahenten  tretende  Srhadenersatz- 
ansprnch  des  Fracht fülirers  gleich.  Die  Verjährung  wird  aucli  durch 
Streitverkündung  in  einem  au.sländischeu  Prozess  unterbrociicn,  falls 
diese  den  wesentliclien  Voraussetzungen  der  deutschrecUtiicbeu  Streit- 
verkündung entspricht.   

Nr.  8.  Entseh.  des  Oherlandesgeriehts  Colmar. 

1.  Zivilsenat.   Vom  27.  September  1905. 

f.Itir.  ZeiUclir  f.  Eis -l.otli,  Jalir?  31  \h-ft  .V6  .S  281  Ziff.  M.) 

6et.  von  3.  Mai  1841  Art  39.  Ges.  vom  20.  Juni  1887  §  5.  Im  Eiteignungsverfahren 
itt  dM  Abisieniii  fMlliarer  ErMirasfM  iN  Euluotill|ssf  »■uprielie  wnk  dar 
Vi rliMMiiiii  ver  dur  fietcbwureMriiuk  wlinlf . 

Der  Eassationsrekars  ist  nicht  hegrOndet  Galt  es  schon  vor  Er> 
laas  des  Gresetzes  vom  20.  Jnni  1887  nach  der  herrschenden  Rechtalehre 
und  Bechtsprechung  (vgl.  Gr^pon,  Code  annotd  de  rexpi-opriation,  Noten 
144  ff.  zu  Art.  39  Ges.  vom  3.  Mai  1841  und  die  dort  angeführten  Ent- 
scheidungen des  französischen  Kassationshofes)  fttr  zulässig,  die  in  den 
früheren  Erklärungen  enthaltenen  Angebote  und  Entschädigungsan- 
si)rüche  bei  der  Verhandlung  vor  der  tieschworonenbank  zu  ändern,  so 
ist  jeder  Zweifel  in  dieser  Beziehung  be.seitigt  worden  durch  die  Be- 
stimmung des  §  5  Ges.  vom  20.  Jnni  1887.  In  der  Verhandlung  vor 
der  Ge.schworencnl);uik  hat  die  Kassationsbeklagte  das  früher  gemachte 
Angebot  einer  Entschädigung  in  Höhe  von  500  M.  für  die  Zerstückelung 
des  betreffenden  Grundstücks  in  bestimmter  Weise  durch  die  Erklärung 
zurückgezogen,  dass  sie  dieses  Angebot  nicht  melir  aufrecht  erhalte. 
Die  Auffassung  des  Kassationsklägers,  dieae  Zurückziehung  sei  an  die 
Bedingung  geknüpft  gewesen,  dass  der  verabredete  Tauschvertrag  in 
einer  fftr  die  Parteien  verbindlichen  Weise  zustande  komme,  ist  ver- 
fehlt. Die  Znrtickziehnng  des  früheren  Angebots  ist  dnrch  die  Kassa- 
tionsbeklagtc  bedingungslos  erfolgt.  ^  Wenn  dieselbe  erklflrt  hat,  die 
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Zurückzieliimg  erfolge,  weil  die  Parteien  sich  über  den  Tausch  von 
GruudstUckeu  geeinigt  hätten  und  unter  diesen  Umständen  eine  Zer- 
sttkek^ng  nicht  mehr  vorbanden  sei,  so  hat  sie  damit  nnr  den  Beweg- 
grund Ar  die  Znrfldmehnng  angegeben.  Auf  Omnd  der  Einigung  Uber 
den  Taoscb  hat  anch  der  Kassationskittger  seine  frtthere  Forderung  in 
Hohe  von  875  M.  auf  240r  M.  für  das  Ar  ermfissigt,  und  zwar  eben- 
falls bedingungslos.  Das  massgebende  Angebot  der  Verwaltung,  welches 
bei  der  Verhandlung  vor  der  Oescbworenenbank  aufrecht  erhalten 
wurde,  war  somit  70  M.  für  das  Ar  der  enteigneten  Flftche.  Die  Ge- 
schworenen haben  aber  80  M.  zugebilligt.  Eine  Verletsung  des  Art.  39 
Abs.  5  Ges.  vom  3.  Mai  1841  liegt  deshalb  nicht  vor. 


Nr,  9.  Eatseh.  des  Oherlandesgerlchts  Colmar. 

1.  Zivilsenat   Vom  13.  Oktober  1005. 

(Jur.  Zeiuehr.  f.  RI«..Lotb.  Jahrg.  Sl  Heft  SM  &M0  ZiffarM.) 
Gegen  eine  von  irrigen  Grundsätzen  bei  der  Verteilung  der  Kosten  des  Enteignungs- 
verfahrens ausgehende  Entscheidung  des  Direktors  der  Geschworenenbank  ist  auch 
dann,  wenn  die  Entscheidung  der  Geschworenenbanii  über  die  H3lie  der  Entscliidi- 
fstmes  feeliltkriflig  ffewtrira  Iii,  fhwwHtMrskir«  nÜMlg. 

Der  Kassatiousrekuis  gegen  die  Ko.steueutscheidung  des  Direktor 
der  Geschworenenbauk  ist  nach  Art.  42  Ges.  vom  3.  Mai  1841  statt- 
haft. Er  ist  auch  begründet.  Nach  Art.  40  Abs.  3  desselben  Gesetzes 
sind  die  Kosten  des  Enteignungsverfahrens,  wenn  die  Entschädigung 
der  Enteigneten  zugleich  niedriger  als  deren  Forderung  und  hoher  als 
das  Angebot  der  Verwaltung  ausf&llt,  im  Verhftltnis  der  Forderang 
und  des  Angebots  zur  Höhe  der  Entschftdigung  zu  teilen.  Der  Art  40 
ist  durch  §  15  ZilT.  2  EGZPO.  aufrecht  erhalten,  und  kann  daher,  ob- 
gleich die  Hauptsache  durch  die  Rechtskraft  der  Entscheidung  der 
Geschworenenbauk  erledigt  ist,  der  §  99  ZPO.  hier  nicht  in  Frage 
kommen. 

Wenn  es  sich  nun  bei  der  angefochtenen  Entscheidung  um  eine 
geringfügige  Abweichung  von  dem  gcnanen  Verhältnis  der  Höhe  der 
von  den  Geschworenen  zugebilligten  Entschädigung  zu  den  in  den  An- 
trägen der  Parteien  bezifferten  Summen  handeln  würde,  könnte  es  da- 
hin gestellt  bleiben,  ob  eine  Gesetzesverletzung  oder  bloss  ein  unzu- 
treffender Gebrauch  des  Kimessens  vorliegt,  das  dem  Gericht  bei  der 
.■^rt  und  Weise  der  verhiUtnisnulssigen  Verteilung  der  Kosten  stets  in 
gewissem  Grade  zukommt.  Allein  auch  nicht  annähernd  ist  in  der  an- 
gefochtenen Entscheidung  dem  gesetzlich  vorgeschriebenen  Verhältnis 
Rechnung  getragen.  Im  Falle  L.  hat  es  der  Erstrichter  sogar  geradezu 
umgekehrt,  iudem  er  die  Verwaltung,  obgleich  deren  Angebot  nur  um 
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380  M.  hinter  dem  Eudergebnis  zurückgeblieben  ist,  mit  einem  erheb- 
lich höheren  Prozentsatz  der  Kosten  belastet  hat,  als  die  Enteigneten, 
die  um  2000  M.  ttberfordert  haben. 

Die  Vorentscheidung  hat  daher  gegen  das  Gesetz  reratossen.  Sie 
ist  Qbrigeus  auch  insofern  onriehtig,  als  sie  sich  änsserlich  als  ,Be- 
merknng*  znr  Entscheidnng  der  Geschworenenbank  darstellt  and,  wie 
wenn  sie  deren  Bestandteil  wftre,  von  dem  Direktor  für  vollstreckbar 
erklärt  worden  ist,  während  sie  von  ihm  als  ein  von  der  Oeschworenen- 
entscheidnng  gesonderter  Beschluss  hätte  erlassen  werden  sollen.  Dieser 
Mangel  ist  jedoch  dadurch  gedeckt,  dass  er  durch  den  Kassationsrekurs 
nicht  gerügt  worden  ist. 


Nr.  10.  Bntseli.  des  Fnnzlto.  Kasasttonshofes. 

Vom  18.  Oktober  1905. 

(ZaitMhr.  t  4.  tailaniai.  Blaenlk.Tnaap.  XIV  (iMS)  Nr. «  8.  tu.  —  AanaJM  des  ohaailiu  de  Ar 

'1906)  S.  7.) 

Ueber  die  Aktivlegitimation  des  Geechäftsherrn  bei  verspäteter  Ablieferung  einer 
Sendung,  welche  an  den  Geech&ftsrelsenden  des  Hanses  adressiert  war.  Internat 

UflNrttak.  Art.  29,  39,  40. 

Am  23.  Oktober  1900  wurden  im  Bahnhof  Sevres  sechs  Kisten  mit 
Ziukaffichen  von  einem  Herrn  Coub6  an  die  Adresse  von  ,Bayard, 
Beisender  von  Looit  fröres"  der  Eisenbahn  zur  Beförderung  als  Fracht- 
gut nach  Lille,  Station  der  Nordbahn,  ttbergeben.  Die  Sendung  wurde 
mit  einer  Verspätung  von  sechs  Tagen  abgeliefert.  Bayard  verlangte 
von  der  Nordbahn  Elrsatz  für  den  Verlust,  welchen  ihm  die  sechstägige 
Verspätung  an  Gewinn  und  Kommissionen  verursacht  habe.  Die  Ge- 
brüder Louit  ihrerseits  verlangten  eine  Entschädigung  im  Betrage  der 
Kosten,  welche  der  Aufenthalt  ihres  Beisenden  in  Lille  während  der 
sechs  Tage  zur  Folge  gehabt  habe.  Durch  Urteil  vom  9.  April  1902 
wurde  die  Klage  des  Bayard  für  die  Zeit  der  nacligewiesenen  Ver- 
spätung gutgeheissen,  der  Anspruch  der  Gebrüder  Louit  aber  unter 
folgender  Begründung  abgewiesen: 

, Durch  die  Verhandinngen  ist  festgestellt  worden,  dass  die  Ge- 
brüder Louit  an  dem  iiher  die  streitige  Sendung  abgeschlossenen  Fracht- 
vertrage nicht  beteilgt  waren.  Absender  war  ein  Herr  Coube;  die  in 
der  Frachtbriefadresse  nach  dem  Namen  Bayard  enthaltenen  Worte 
^Reisender  der  (JebrUder  Louit"  bezeichnen  den  Beruf  des  Adressaten. 
Diese  Bezeichnung  gibt  den  Gebrüdein  Louit,  aucli  wenn  sie  Eigen- 
tümer der  Sendung  waren,  kein  Kecht,  Ansprüche  aus  dem  Frachtver- 
trage herzuleiten,  an  dem  sie  nicht  teilgenommen  haben;  es  bestehen 
daher  keinerlei  Rechtsbeziebungen  zwischen  den  Gebrüdern  Louit  und 
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der  Noi  (ll)aliii  aus  diesem  Fraclitvei  trage,  welche  einen  Eutsckädigaugs- 
ausprucli  der  letztern  begriuuleii  könnten". 

Die  Gebrüder  Louit  brachten  die  Angelegenheit  au  den  Kassations- 
hof, indem  sie  behaupteten,  dass  durch  das  Urteil  des  Handelsgericlits 
der  Art.  101  des  Handels-  und  die  Art.  1134,  1149  o.  ff.,  1165  aod 
1998  des  ZiTilgesetsboel»  yerietzt  seien,  indem  den  Prinsipal  eines 
GeschftftsreiseDden  das  Recht  verweigert  werde,  den  Ersatz  eines 
Naehteils  zn  verlangen,  welcher  ihm  infolge  des  verspftteten  Ablieferung 
der  an  den  Gescliftftsreisendett  unter  Angabe  des  HandlnngsUanses,  bei 
welchem  dieser  angestellt  war,  abgegangenen  Sendung  entstanden  sei. 
Die  Kammer  der  Beqndtes  woUte  der  Bemfnng  Folge  geben;  aber  die 
Zivilabteilong  des  Kassationsbofs  wies  dieselbe,  entgegen  dem  Antrage 
des  Staatsanwalts,  zurück,  „weil  das  Handelsgericht  durch  die  An> 
nähme,  dass  die  im  Röcif'piss^  dem  Namen  des  Bayard  beigeffigte  An- 
gabe keinen  andern  Zweck  hatte,  als  den  Beruf  des  Adressaten  zu  be- 
zeichnen und  die  Gebrüder  Louit  nicht  zu  Mitbeteiligten  am  Fracht- 
vertrage machen  konnte,  und  die  daraus  gezogene  Folgerung,  dass  die 
Gebriuler  Louit  zu  einer  Entschädigungsfordcrung  wegen  verspäteter 
Ablieferung  der  betreftViiflcn  Sendung  nicht  berechtigt  waren,  keine  der 
vom  Rekurrenten  bezeichneten  Gesetzesbestimmungen  verletze". 

Kr.  11.   EntÄch.  drs  Roichs-Tersicherungüamts. 

Vom  27.  Oktober  1905. 

DJZ  XI  (I90fl)  Kr.  11  .S  656 

Verhältnis  zwischen  Unfall-  und  Invalidenrente.  Die  Versicherinssaitlilt  kann  nach 
f  113  IsvVa  M  stelle  des  Verieliles  des  UiifallfetMsllsaievafffalirti  ssr  «am  be- 
MMs,  weas  iadsrak  eise  Eatlaelmi  fir  sie  eefeet  elatretea  würde. 

Entlastet  würde  die  Versichemngsanstalt  aber  nar  werden,  wenn 
durch  die  dem  Verletzten  zn  gewährende  ünfallrente  entweder  eine 
Verminderung  oder  ein  Buhen  der  Invalidenrente  herbeigeführt 
werden  würde.  Beides  ist  nicht  der  Fall.  Denn  die  Verminderung 
der  Invalidenrente  hat  nach  §*  15  Abs.  2  InvVG.  zur  Voraussetzung, 
dass  die  Erwerbsunfähigkeit  des  Verletzten  im  Sinne  des  §  5  Abs.  4 
a.  a.  0.  durch  den  Unfall  ^herbeigeführt",  d.  b.  durch  den  Unfall  allein 
bewirkt  worden  ist.  Das  trifft  jedoch  nicht  zu,  weil  nach  dem  ärzt- 
lichen Befunde  die  Invalidität  des  Verletzten  durch  den  Unfall  und 
.«<eine  Folgen  nur  in  Höhe  von  höchstens  45  beeinträchtigt  wird. 
Es  niuss  deshalb  angcnonimen  werden ,  dass  niclit  der  Unfall  für  sich 
allein,  sondern  no('}i  andere  Ursachen  dazu  mitgewirkt  haben,  um  die 
Invalidität  des  Verletzten  herbeizuführen.  Ebensowenig  tritt  selbst  bei 
Erhöhung  der  Unfall  reute  vou  20  auf  45  ^/^  gemäss  §  4b  Abs.  1  Ziff.  1 
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InvVCi.  ein  Rulieu  der  Invalidenrente  ein,  weil  auch  die  erliölite  ün- 
fallrente  von  270  M.  unter  Hinziireclinung  der  dem  Verletzten  zuer- 
kannten Invalidenrente  von  172,80  M.  das  Siebeneinlialbfache  des  81,64 
M.  betragenden  Grundbetrages  der  Invalidenrente,  nämlich  612,30  M., 
nicht  erreicht,  geschweige  denn  ftbersteigt.  Es  wftrde  mithin  in  keinem 
Falle,  selbst  bei  Bewilligung  einer  Unfalliente  in  HGhe  des  HOehst- 
betrages  von  45  "/o,  fOr  die  Versicheningsanstalt  eine  Entlastung  ein-  , 
treten;  sie  war  deshalb  cur  Anfechtnng  des  Bescheides  der  BerOen. 
ans  eigenem  Rechte  nicht  befiigt.  Uebrigens  war  die  Versichenings- 
anstalt anch  nicht  berechtigt,  den  Betrag  der  ünfaUrente  Ton  der  In- 
validenrente in  Abzug  zn  bringen,  die  Invalidenrente  war  vielmehr  dem 
Verletzten  neben  der  ÜnfaUrente  zu  gewähren. 

Kr.  VZ.    Kntsch.  des  Oborlandesirorichts 

7.  Zivilsenat.    Vom  28.  November  1905. 

(ZelUcbr.  f.  D.  Bürg.  Uocbt  und  Fransös.  Zlvilr.  BU.  37  lieft  üb  S.  M.)  I 

Dtr  Ampnish  ttint  RMtbMHtN,  4»  lifMge  iiMS  ta  INSMti  irltttSMs  Betrlebi* 
■■fallt  di«ntoafilil|  wird,  wird  dareh  1 1  «m  fiastbn,  btireiead  die  Faraarfe  für 

Beamte  und  Personen  des  Soldatenstandes  infoige  von  Betriebsunfällen  vom  18.  Juni 
1901  sagaafiber  &m  Raicli  und  den  Bundesstaaten  —  niolit  aaoh  flegeaaber  drittoa 

Privaten  —  erscliöpfend  geregelt. 

Kläffer  stand  zur  Zeit  des  Unfalls,  der  sieh  als  ein  Eisenbahn- 
betiiebsunfiill  darstellt,  in  Diensten  der  Reichspost.  Va-  war  also 
Keichsbeaniter  und  erhielt,  weil  er  infolge  des  im  Dienste  erlittenen 
Betriebsunfalls  dienstunfähig  wurde,  von  der  Beichspostverwaltuug  nach  ! 
Massgabe  des  BeiehsfDrsorgegesetzes  Ar  BeidisbeamteD  etc.  vom 
18.  Juni  1901,  und  zwar  nach  §  1,  die  dort  festgesetzte  Pension.  Hier- 
mit ist  aber  der  Anspruch  des  KlSgers  sowohl  gegen  die  Beichspost, 
in  deren  Dienst  er  stand,  wie  gegen  den  preussischen  Eisenbahnfiskos, 
den  Beklagten,  in  dessen  Betrieb  der  Unfall  sich  zutmg,  erschöpft; 
einen  weitergehenden  Anspruch  anf  Schadensersatz  kann  er  nicht  geltend 
machen. 

Das  Reichsfi\rsorgegesetz  fttr  Beamt^e  vom  18.  Jnni  1901,  welches  nur 

eine  verbesserte  Umarbeitung  des  Reichsfürsorgegesetzes  vom  15.  März 
1886  ist.  hat  den  Zweek,  all«*n  in  Unfall  versicherungspflichtigen  Be-  | 
trieben  be8chäftigt(  n  Reichsbeamten  die  Vorteile  der  UnfallfTirsorge  zu- 
zuwenden.   Nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ist  daher  auch 
die  Ffirsoi-ge  fiir  diese  Reiclisbeaniten  im  B'alle  eines  Betriebsunfalles, 
der  sie  betroffen  hat,  zum  mindest ^-n  derjenigen  gleichwertig,  welche 
den  genannten  Personen  nach  den  Unfallversicherungsgesetzen  zustehen  ^ 
würde.    Demgeniäss  linden  auf  die  im  §§  1  und  2  des  Reichsfürsorge-  , 
gesetzes  bezeichneten  Personen  die  reichsgesetzlicheu  Bestimmungeu 
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Uber  ünfallTersicheniiig  keine  Anwendang  (§  13  1.  c).  Erh&It  tum 
ein  Befchsbeamter,  der  Infolge  eines  im  Dienste  erlittenen  fietriebsnn- 
falles  dienstunfUilg  geworden  ist,  nach  Hassgsbe  des  §  1  des  erwäbn- 
ten  Beichsfttrsorgegesetzes  vom  18.  Joni  1901  die  dort  bestimmte  Pen- 
sion in  Hobe  von  66Vt  seines  bisherigen  Dienstdnlcommens,  so  kann 
er  nach  §  10  L  c,  welcher  das  Verhältnis  des  Verletisten  zn  der  Be- 
triebsTerwaltnng  r^lt,  in  deren  Diensten  der  Betriebsnnfall  sieh  zu- 
trug, gegen  diese  einen  Schadcnsersatzanspmcb  aus  dem  Unfälle  fiber- 
haapt  nicht  und  gegen  die  Betriebsleitung  nur  dann  geltend  machen, 
wenn  darcb  strafgerichtliches  Urteil  festgestellt  ist,  dass  der  in  Anspruch 
Genommene  den  Unfall  vorsätzlich  herbeigeführt  hat,  wobei  sich  dieser 
Scbadensersatzauspruch  noch  um  den  Betrag  ermässigt,  der  dem  Ver- 
letzten nach  dem  Fürsorgegesetz  zusteht.  Letzterer  Fall  liegt  nicht 
vor.  Der  Kläger,  der  von  seinem  Dienstherrn,  der  Reichspostver- 
waltung, die  ihm  nach  Massgabe  des  Fiirsorgegesetzes  zustehende  Pen- 
sion erhielt,  ist  daher  mit  seinen  Ansprüclien  gegen  die  Reichspost  und 
deren  Beamte  abgefunden.  Vorliegend  kann  Klüger  aber  aucli  gegen 
den  Beklagten,  in  dessen  Betrieb  sich  der  Unfall  zutrug,  einen  weiteren 
Schadensersatzanspruch  nicht  erheben. 

Im  §  12  des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1901,  der  das  Verhältnis  des 
Verletzten  zn  Dritten,  d.  b.  anderen  Personen  einsehliesslich  anderer 
Beicbsbetriebsverwaltnngen  als  die  Beichsbetriebsverwaltnng,  in  deren 
Dienst  er  stand,  regelt,  nnd  zwar  im  Absatz  1  ist  znnftchst  die  Be- 
Stimmung  getroffen,  dass  die  dem  Verletzten  auf  Grand  des  §  1  des 
Beiehshaftpllicbtgesetzes  gegen  den  Eisenbahnbetriebsnnternehmer  zu- 
stehenden  Ansprache  anf  die  fietriebsverwaltnng,  welche  dem  Ver- 
letzten anf  Grnnd  dieses  Fftrsorgegesetzes  Pension  fest  zahlt,  in  Höhe 
dieser  Bezäge  kraft  Gesetzes  Übergehen  sollen. 

Hieraus  folgt,  dass  also  die  Ansprüche  aus  dem  Haftpflichtgesetze, 
soweit  sie  auf  die  betreffende  Betriebsverwaltung  nicht  fibergegangen 
Müd,  an  sich  dem  Verletzten  gegen  die  Eisenbahnbetriebsverwaltung, 
in  deren  Betrieb  der  Unfall  sich  ereignete,  vorbleiben  sollen.  Wenn 
so<lann  im  Abs.  2  —  im  Anschhisse  an  die  im  Absatz  l  enthaltene 
Vorschrift  —  bestimmt  wird,  weitei^^eliende  Ansprüche  als  auf  diese 
Beziige  stehen  dem  Verletzten  und  dessen  flinterbliebenen  gegen  das 
Reich  und  die  Bundesstaaten  nicht  zu,  so  kann  nach  dim  Zusammen- 
hange, dem  Sinne  und  dem  Zwecke  diese  Bestimmung  nicht  anders 
aufgefasst  werden,  als  dass  hierdurch  dem  Verletzten,  der  für  den  er- 
littenen Betriebsunfall  bereits  seitens  seines  Dienstherm,  einer  Betriebs- 
verwaltung nach  .  Uassgabe  des  Beiehsfftrsorgegesetzes .  eine  Pension 
fest  erhält,  ein  weiterer  Ansprach  nach  Hassgabe  des  §1  des  Haft- 
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pflichtgesetzes  gegen  die  Reichseisenbahnverwaltung  sowie  gegen  die 
Eisenbahnverwaltoog  eines  der  Bnndesetnaten,  in  deren  Betrieb  sieh 
der  Unfall  zntmg,  versagt  sein  soll;  hiemach  bleibt  also  dem  Ver- 
letzten ein  weitergehender  Anspmeh  ans  dem  Haftpflichtgesetze  gegen 
PriTatbahnen  erhalten.  Der  Zweck  dieser  Bestimmaag  ist  offenbar 
der,  dem  Verletzten,  dem  das  Bdcb  bereits  aaf  Grand  des  Seichs- 
fUrsorgegeeetzes  fttr  den  Betriebsanfall  eine  aoskdmmliehe  ESntsehSdigang 
gewfthrt,  aaf  Grund  der  Bestimmnngen  des  Alteren  Reichsbaftpflicht- 
gesetzes  weitergelioiide  Ansprüche  gegen  dasselbe  Reich  und  gegen  die 
Bundesstaaten  als  Eisenbabnbetriebsunteniehmer  niclit  zu  belassen. 
Die  Ansicht  des  Vorderrichters,  dass  in  dem  erwähnten  Absatz  2 
§  12  1,  c.  lediglich  bestimmt  werde,  es  solle  dann,  wenn  eine  Betriebs - 
verwaltnn.^  auf  Grund  dieses  Beamten füisorge^esetzes  einem  Verletzten 
eine  Pension  zahlt,  die  Leistungspflicht  dieser  Betriebsverwaltung 
dadurch  erschöpft  sein,  es  solle  hierdurch  dem  Verletzten  aber  nicht 
verwehrt  sein,  noch  weitergehende  Ansprüche  gegen  das  Reich  und  die 
Bundesstaaten  geltend  zu  machen,  erscheint  nach  obigen  AusfiUn^angen 
unzutreffend.   

Nr.  18.  EntselL  des  BentBeben  Beiehsgeriehts. 

Zivilsenat.   Vom  28.  November  1905. 

fZcttsrbr.  f  d  Intcrnnf  Kisonli  Transp  XIV  iiflOG*  Nr.  6  S  213,> 

Haftung  des  Fiskus  für  den  während  der  Lagerung  zollpflichtiger  Güter  in  Lagerbaus 
der  Hauptsteuerverwaltung  eingetretenen  Schaden '). 

Gegenüber  der  Feststellung  des  Berufungsgerichtes,  dass  die 
Niederlajieverwaltuug  ihre  Pflicht,  die  Niedei  lageräume  gehörig  in  Dach 
und  Fach  zu  erhalten,  in  schuldhafter  Weise  vernachlässigt  und  dadurch 
den  Schaden  herbeigeführt  habe,  scheitern  alle  Revisionsangriffe.  Wenn 
insbesondere  die  Revision  aaszaführen  sacht,  dass  das  Berafnngsgericht 
za  Unrecht  eine  Haftnng  der  Niederlageverwaltang  Ar  leichtes  Ter- 
Sebalden  angenommen  habe,  so  widerspricht  diese  Ansicht  dem  klaren 
Wortlaat  des  §  102  des  Vereiaszollgesetzes  vom  1.  Jali  1869.  Denn 
danach  mass  die  Niederlageverwaltang  fttr  die  wirtschaftliche  Erhaltung 
der  Niederlageräame  in  Dach  and  Fach  sorgen,  and  haftet  sie  für  Be- 
schädigungen der  lagernden  Waren,  welche  ans  einer  ihr  zar  Last 
fallenden  Unterlassang  oder  Vernachlässigung  dieser  Fflreorge  ent> 
stehen.  Dafür  spricht  auch  der  Zweck  der  Niederlagen  unverzollter 
Waren,  welche  nach  §  97  des  Vereinszollgesetzes  „zur  Beförderung  des 
mittelbaren  Darckfulu'handels  und  des  inneren  Verkehrs"  eingerichtet 


')  Aualoge  Anweuduag  auf  Lagerung  vuq  Eisenbahngüteni  gemäss  §  75  Abs.  2 
Dentsulie  EiseubVcrkO. 
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werden,  znmal  vorliegend  gemäss  §  99  des  Vereinszollgesetze^  Lager- 
geld erhoben  wird.  —  Das  Berufungsgericht  nimmt  ein  Verschulden 
der  Niederlageyerwaltinig  in  der  Richtang  «n,  dass  sie  den  Lagerraum 
nod  beziehnngsweise  den  darttber  befindlichen  Bodenraum  nicht  gc- 
nttgend  oft  hinsichtlich  seines  baolichen  Znstandes  untersucht  habe, 
indem  der  Raum,  der  zur  Lagerung  wertToUei*  Kaufmannsgiltei*  habe 
dienen  sollen,  nur  ein  einfaches  Ziegeldach,  das  in  keiner  Weise  be- 
sonders verwahrt  gewesen  sei,  gehabt  habe,  sowie  der  unter  dem  Dach 
und  über  dem  Lagerranm  befindliche  Speicher  nur  aus  Lehmschlag  be- 
standen habe,  nicht  gedielt  gewesen  sei  und  ausserdem  melirfach  Risse 
gezeigt  habe.  Diese  Feststellung  zeigt  in  keiner  Weise  eine  Ver- 
kennung  des  Rechtsbegrifies  des  leichten  Verschuldens,  denn  wenn  aach 
die  Beschädigung  des  Daches  an  sich  als  ein  Zufall  anzusehen  ist, 
so  gereicht  doch  die  erwähnte  Beschaffenheit  in  Verbindung  mit  der 
maiigellmft  oder  nicht  erfolgten  Untersuchuug  der  Baulichkeiten  der 
Niederlageverwaltung  zum  Verschulden;  beides  zusammen  (Beschädi- 
gung des  Daches,  Beschaffenheit  und  nicht  ordnungsmässige  Unter- 
suchung der  Baulichkeiten)  aber  war  die  Ursache  des  Schadens.  Von 
einem  Mitverschulden  der  Klägerin  kann  schon  angesichts  des  Wort- 
lautes des  §  17  des  Niederlageregulatives  vom  18.  Juli  1888  nicht  die 
Rede  sein,  zumal  in  keiner  Weise  ersichtlich  ist,  dass  Klägerin  von 
einer  Gefährdung  der  Waren  bei  Anwendung  pflichtmässiger  Sorgfalt 
Kenntnis  bekommen  konnte.  —  Ehidlich  kann  auch  die  Ablehnung  des 
Beweisantrages  über  die  Tatsache,  dass  seit  20  Jahren  keine  Beschädig 
guDg  durch  Regen  vorgekommen  sei,  als  auf  Bechtsirrtum  beruhend 
mcht  erachtet  werden.   

Nr.  14.  Entseh.  des  Schweizer  Bundesgeriehts. 

Vom  13.  Dezember  1905^). 

(Scbw.IZ.  Jahrn.  II  Nr  l'4  S  313.) 

Art.  10  Rückkaufgesetz  von  15.  Oktober  1897.  Die  Bundeebahoen  siad  stenerfrei  be- 
treffii  aller  taMMlios,     den  Bahsbttifth  dtoaea,  alts  aash  tfar  Minie  iar  Beta- 
hefirwtaiiratiSMii,  die  Is  Ibrar  laaisn  AstdvbNsg  fir  des  BalebstrM  ■slwtMili 
•isd,  gletohviel  eh  aieb  «MelariMlitt  PabllkiM  sie  IsMtxt 

Nach  Art.  10  Abs.  1  des  Backkaufsgeseties  Tom  15.  Oktober  1897 
sind  die  Bundesbahnen  von  jeder  Besteuerung  durch  Kantone  und  Ge- 
meinden beireit.    Doch  findet  die  Vorschrift  keine  Anwendung  auf 

Immobilien,  die  swar  im  Besitze  der  Bundesbahnen  sind,  aber  eine  not- 
wendige Beziehung  zum  Bahnbetrieb  nicht  haben.  Diese  Bestimmungen 

')  Ausführliche  Mitteilnng  der  bereits  fid.  XXII  Mr.  234  S.  389  dieser  Zeitscbrift 
aufgeuomuKiaeu  EuUcbeidung. 
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—  uud  uiclit  etwa  daneben  noch  die  frühem  Konzessioueu  der  Eisen- 
bahngesellschafteD  —  sind  ausschliesslich  masägebend  fdr  die  Frage, 
ob  im  einzelnen  die  Bondesbahnen  steuerpflichtig  seien  (A.  S.  Bd.  29 
T.  I  8. 195  E.  2).  Frügt  es  sich  danach,  ob  der  Steaerauspruch  von 
Bern  auf  Art.  10  Abs.  2  gegrttndet  werden  kOnne,  so  steht  dem  zu- 
nächst der  Umstand  noch  nicht  absolut  im  Woge,  dass  das  zur  Steuer 
herangezogene  Objekt  ein  Teil  des  BahnhofgelAades  ist,  das  als  Ganzes 
ja  dem  Bahnbetrieb  in  intensivster  Weise  dient  Wie  das  BondesKericbt 
schon  Im  Fall  betreffend  die  Bahnhofrestanration  Lozem  (A.  S.  Bd.  29 
T.  I  Nr.  41)  ausgeführt  hat,  ist  es  nach  Art.  10  Abs.  2  sehr  wohl  mög- 
lich, dass  von  einem  Gebäude  ein  Teil,  der  in  notwendiger  Beziehung 
zum  Bahnbetrieb  steht,  steuerfrei  ist,  ein  anderer  Teil  dagegen,  dem 
diese  Beziehung  mangelt,  indem  er  z.  B.  als  Mietswohnnng,  Magazin 
vermietet  ist,  der  Besteuerung  unterliegt.  Der  Regieiungsrat  von  Bern 
behauptet  aber  nicht,  dass  dei'  von  ilim  mit  Steuer  belegte  Teil  des 
Bahnhofgebäudes  Bern,  die  RestaurationslokaliiHten,  an  sich  nicht  in 
notwendiger  Beziehung  zum  Hahnltctrieb  stünde.    Tu  der  Tat  kann 
heute  nicht  nielir  in  Zweifel  ge/(;<i;eii  werden,  dass  die  Restaurationen 
in  grösseren  Bahnliöfen  einen  Bestandteil  der  eigentlichen  Eisenbalin- 
anlagen  bilden  und  grundsätzlich  zum  Betrieb  gehören  (s.  die  Aus- 
führungen in  Erwäg.  3  des  zitierten  Luzerner  Urteils).  Anderseits  steht 
fest,  dass  das  Bahnhofbfifett  in  Bern  von  jeher  und  auch  beute  noch 
nicht  nur  Yom  reisenden,  sondern  auch  vom  einheimisehen,  stadtbemi* 
sehen  Pabliknm  frequentiert  wird  .  .  .  Der  Regiemngsrat  macht  in- 
dessen auch  nicht  etwa  geltend,  dass  die  fraglichen  Lokalitäten  fttr  die 
Bedürfnisse  des  Bahnbetriebs,  d.  h.  des  Beisendenyerkehrs,  zu.  gross 
angelegt  sein,  so  dass  etwa  ein  riUunlicher  Teil  ausgeschieden  werden 
könnte,  der  dem  einheimischen  Publikum  dient,  der  vom  Standpunkt 
des  Bahnbetriebs  aus  entbehrlich,  und  fttr  den  vielleicht  die  notwendige 
Beziehung  zum  letztern  im  Sinne  des  Art.  10  Abs.  2  zu  verneinen  wftre. 
Es  darf  denn  auch  geradezu  als  notorische  Tatsache  bezeichnet  werden, 
dass  die  fraglichen  Lokalitäten  zur  Zeit  des  grössten  Reiseverkehrs, 
im  Sommer,  keineswegs  zu  gross  sind,  sondern  für  diesen  Verkehr 
knapp  hinreichen.    Der  Regierungsrat  stellt   vielmehr  ausschliesslich 
darauf  ab,  dass  sich  in  den  Kestauratioiisräunilichkeiten ,  soweit  neben 
den  Reisemlen  auch  das  einheiiiii.sclu'  Bublikuni  ersclieint  und  bewiitet 
wird,  ein  Wirtschaftsbetrieb  abwickelt,  der  mit  dem  Eisenbahnbeti  leb 
nichts  zu  tun  hat,  und  er  leitet  hieraus  für  den  Kanton  Bern  das  Recht 
ab,  für  eine  ideelle  (^uote  des  durcli  die  Restauration  gebildeten  Teils 
des  Bahnhufsgebäudes  die  Bundesbahnen  zur  Steuer  heranzuziehen.  Nun 
liat  das  Bundesgericht  im  Falle  betreffend  die  Bahnhofrestauration  Luzem 
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unter  analogen  Veiiiältnissen  eine  partielle  Stenerpflicht  der  Bandesbahnen 

bejaht,  wesentlich  von  der  Erwäg^iing  ansfrehend,  dass  die  Tatsache, 
dass  eine  Bahnhof  Wirtschaft  regelmässig  auch  vom  einheimischen 
Publikum  frequentiert  wird,  den  für  die  Besteuerung  massgebenden 
Gebäudeverkehrswert  milbeeiiiflusst  und  dass  daher  dieses  dem  Bahn- 
betrieb fremde  Moment  au(')i  bei  der  Frage  der  Steuerfreiheit  im  Sinn 
der  Zulassung  einer  partiellen  Steuerpflicht  berücksichtigt  werden  darf. 
An  dieser  Auffassung  kann  jedoch  bei  erneuter  Prüfung  der  Frage  nicht 
festgehalten  werden.   

Nr.  1&.  BntMh.      Plreun.  Olterrerwaltiuigigmielito. 

8w  Senat  Vom  14.  Dezember  1906. 

(OJZ.  ZI  (WM)  Hr.  14  &  m) 

I  0  fimvUVfi.  VMi  8t.  Jml  1900.  Ursiohllcher  Zm— irtiei  iwiMbu  Uifell  Md 

Krankheit. 

Ob  der  ursächliche  Zusammenhang  der  Krankheit,  an  welcher  der 
Beklagte  vom  22.  Juni  bis  21.  Dezember  1904  gelitten  hat,  mit  dem 
Unfälle  vom  1.  November  1901  gegeben  war,  ist  nach  §  9  des  GewUVG. 
zu  entscheiden.  Danach  ist  für  die  Beriifsgenosseiischaft  die  Pflicht 
zum  Schadensersatze  nicht  nur  dann  begi  ümlei ,  wenn  die  nach  dem 
Unfall  eingetretene  Krankheit  oder  Be.scliränkuug  der  Erwerbstahigkeit 
nachweisbar  eine  uiinnttelbare  oder  ausschliessliche  Folge  des  Unfalles 
Ist.  Sie  besteht,  wie  in  der  Rechtsprechung  des  Beicbsveraicherungs- 
amts  zutreffend  anerkannt  worden  ist  (vgl.  Handb.  z.  UnfallTers.  2.  Anfl. 
S.  147),  aueh  dann,  wenn  die  bei  dem  Unfall  erlittene  Verletzung  niebt 
die  alleinige  Unadie  der  Erkrankung,  der  Beecbrinknng  der  Erwerbs- 
fiUiigkeit  oder  der  T5tong  ist,  sofern  sie  nur  bierflkr  als  eine  von 
mehreren  wirkenden  Ursachen  erheblieh  ins  Gewicht  fUlt.  Der  An- 
sprach auf  Entschädigung  ist  deshalb  sowohl  dann  gerechtfertigt,  wenn 
die  Folgen  des  Unfalls  fOr  ein  schon  bestehendes  Leiden  sich  in  wesent- 
lich erhöhtem  Masse  fOhlbar  machen,  oder  wenn  sie  den  Eintritt  oder 
den  Qrad  der  Erwerbsunfähigkeit  wesentlich  beeinflussen,  wie  auch 
dann,  wenn  die  durch  den  Unfall  herbeigeführte  Verletzung  infolge  des 
Hinzutretens  anderer  Schädlichkeiten  schädigend  auf  den  Gesundheits- 
zustand oder  die  ErwerbsfiUiigkeit  einwirkt 


Nr.  16.  Entseh.  des  Devtsdieii  Beleh^riehts. 
7.  Zivilsenat.  Vom  22.  Dezember  1005. 

(Jor.  Woetoowkr.  J»lifg. » (itoO  Nr.  i  &  m  Ziff.  n.) 
§g  II,  13,  14  Preuss.  FloohtlO.  von  2.  Joli  1875.  §§  2,  15 IT.,  24 ff.,  30,  32,  34  Ent6. 
VM  U.  Jmi  1874.  ElM  Klife  nf  Festttallmf,  iMt  dea  UnternoliMer  tet  EnttliwafS' 

Bg«r,  BtantahiiiMlittlato  ADtMliaUusm  XZIIL  8 


uiyiii^uü  Ly  Google 


18       nrtidi.  dai  Pniui.  Obemrwaltiiiigigeriditi  Tom  88.  DeMnber  1906. 

reobt  u  dei  xii  entaigieKlea  Grandstuoken  nioht  xMtelM,  i»t  in  Reolitowefle  Rlckt 

xullMig. 

Der  Rechtsweg  ist  nur  gegen  den  Eutäcliadiguugsfeststellungs- 
bescblnss  eröffnet  (§  30  des  Enteignaugsgesetzes).  Die  Frage,  ob  das 
EnteigDungsrecht  gegeben  ist,  and  ob  die  fftr  dessen  AasHbang  getroffenen 
Bestimmangen,  insbesondere  rficksichtlieh  der  Planfeststellang  oder  der 
Festsetznng  der  FlnchÜinie,  beobichtet  sind,  ist  dem  ordentlictaen 
Richter  entiogen,  wie  denn  nicht  er,  sondern  der  Bezirlcsaosschass  (das 
Poliseiprftsidinm)  die  Enteignnng  ansspricht  (§§  82,  34  des  Enteignnngs- 
gesetzes).  Die  Gerichte  haben  alletn  Aber  die  Entschädigung  (ein- 
schliesslich einiger  Nebenpnnkte)  nnter  Zngmndelegnng  der  ZolSssiglceit 
der  Enteignung  in  bezog  auf  das  von  der  Verwaltongsinstanz  bewertete 
Grundeigentum  zu  urteilen.  Die  FluchtUnienfestsetzung  ist  flu-  sie  die 
onTerr&okbare  Grundlage  des  Verfahrens  auf  Feststelhing  der  Ent- 
schädigung und  VoUzieliung  der  Enteignung  (RG.  43,  359).  Die  Statt- 
haftigkeit der  auf  dem  Fluchtlinienplan  beiuiienden  Enteijjfnung  kann 
in  dem  «gerichtlichen  Verfahren  nicht  wieder  zum  Gegenstande  der  Ki- 
örterunj;  f^pmaclit  worden.  Die  gegenteilige  Annahme  würde  zu  dem 
iiniiii>gliclien  Ergebnis  fuhren,  dass,  wenn  in  den  sogenannten  Dringlich- 
keitsfällen (§  H4  des  Enteigniingsgesetzes)  die  Enteignnng  vor  Erledi- 
gung des  Rechtsweges  vollzogen  wird,  sie  hinterher  durch  eine  die 
Flnchtlinienfestsetzung  für  ungültig  erklärende  Entscheidung  des  Gerichts 
wieder  rückgängig  gemacht  werden  könnte.  Es  ist  daher  ausgeschlossen, 
dass  die  von  den  Klftgem  gegen  die  FInchtlinienfestBetning  vorge- 
brachten Einwendungen  vor  dem  nur  mit  der  privatrechtlichen  Seite 
der  Enteignnng  befassten  Prozessrichter  irgendwie  zum  Austrage  ge- 
bracht werden  dfirften. 


Nr*  17.  Entseh.  des  Preiiss.  Oherrerwaltangi^erlehts. 

1.  Senat.  Vom  22.  Dezember  1906. 

(PreoN.  BIten1».*ATCb.  iMt  HeA  4  S.  «Mi) 

Aaf  Grund  des  §  61  des  BQrgerlichen  Gesetzbuches  kann  gegen  die  Elatragung  vei 
Beamtenvereinen  in  das  Vereinsregister  Einspruch  erhoben  werden,  wenn  die  Vereine 
in  Verfolgung  von  Standesinteressen  die  Abänderung  der  gegeewärtig  geilenden  Ge» 
Mtie  und  bestehenden  Verwaitnngsgrundsätze  erstreben,  als«  elM  Einwirkung  Mf 
diese  leafeeteMIfeii,  and  swar  anob  dann,  wenn  letztere  owr  dnreb  Veretellnnien  M 
den  vergeeetzten  Behörden  geübt  werden  soll.  Zur  Ernittinng  des  wlrMMien  Zweciis 
eines  Vereins  sind  neben  der  Satzung  auch  Tatsachen  zu  beriiol(sichtigen ,  die  sich 
auf  das  Vereinsleben  beziehen  und  die  vom  Vereine  verfolgten  Ziele  erkennen  lassen. 

Wie  in  der  Entscheidung  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  30.  Ok- 
tober 1903  —  Sanimhing  der  Entscheidungen  lid.  XXXXIV  S.  441  — 
näher  dargelegt  ist,  sind  zur  Ermittlung  des  wirklichen  Zwecks  eines 


Digitized  by  Googl^ 


BntMb;  das  Pnum.  OtMrvwwaltmigigwielita  von  98.  DsMuber  1905.  19 

Vereins  ueben  der  Satzung  auch  Tatsaclien  zn  berücksichtigen, 
die  sich  auf  das  Vereinsleben  beziehen  und  die  vom  Vereine  ver- 
folgten Ziele  erkennen  lassen.  Da  sich  die  Beklagte  auf  solche  Tat- 
sachen berufen  hatte,  ist  der  Vorderrichter  mit  Recht  über  die  Satzungs- 
bestimmung  hiuweggegaugen,  dass  diejenigen  Interessen  der  Mitglieder, 
denen  ein  politischer ,  Msialpolitischer  oder  religiöser  Charakter  inne- 
wobnt,  Tem  Verbände  nieht  yertreten  und  geschützt  werden  sollen,  and 
hat  geprüft,  ob  die  Verfolgung  politischer  oder  aosdalpoHtiseher  Zweeke 
ans  den  behaupteten  Tatsachen  zu  entnehmen  ist.  Von  den  letzteren 
bedurften  dicsjenigen  keines  Beweises,  die  von  den  Klägern  sogestanden 
sind.  Maeh  dem  Zugestftndnis  strebt  der  Verband  unter  anderem  an, 
dass  das  Anfangs-  nnd  Bndgehalt,  die  Bewaohongs-  und  Begleltungs- 
gebflbren  der  Ghpens-,  Zoll-,  Bevisions-  und  Steneraufseher  erhdht. 
werden,  und  dass  diesen  Beamten  der  Bang  der  Sabalternbeamten  ver- 
liehen wird.  Es  soll  also  das  Interesse  des  ganzen  Standes,  dem  die 
Mitglieder  des  Verbandes  angehören,  gewahrt  nnd  gefördert,  der  ganzen 
Klasse  der  Grenz-  usw.  Beamten  eine  Erhöhung  ihrer  Einnahmen  und 
damit  eine  Verbesserung  ihrer  Lebenshaltung  verschafft,  gleichzeitig 
auch  ihre  gesellschaftliche  Stellung  durch  Einreihung  in  die  Kategorie 
der  Subalternbeamten  gehoben  werden.  Damit  hat  sich  der  Verband 
Bestiebungeu  sozialer  Natur  zur  Aufgabe  gemacht  (vgl.  Oberveiwal- 
tungsgerichtsentscheidungeu  Bd.  XXX VIII  S.  413/4),  die  sozialpolitisch 
werden,  sofern  der  Staat  sich  ihnen  widmet  (vgl.  Oberverwaltungs- 
gerichtsentscheidungeii  Bd.  XXXXI  S.  399/400).  Zutreffend  führt  der 
Vorder  rieh  ter  aus,  dass  ohne  Eingreifen  des  Staats  die  Ziele  des  Ver- 
bandes überhaupt  nicht  erreicht  werden  kOnnen;  denn  nur  im  Wege 
der  Gesetzgebung  Jassen  sich  die  GMialts-,  ButseUldigungs-  und  Bang- 
verhAltnisse  der  Steuerbeamten  ftndern.  Gegenüber  dem  somit  klar- 
liegenden  sozialpolitischen  Zwecke  des  Verbandes  ist  es  ohne  Belang, 
dass  die  KUger  erklärt  haben,  der  Verband  wolle  nur  durch  Vor- 
steUnngen  bei  den  yorgesetzten  BehSrden  das  gesteckte  Ziel  erreichen. 
Denn  auf  die  Art  nnd  Weise,  wie  der  angestrebte  Zwick  erreicht 
werden  scdi,  kommt  es  nicht  an.  Ein  Zweck,  der  seiner  Natur  nach 
nur  durch  Einwirkung  auf  die  Gesetzgebung  verwirklicht  werden  kann, 
empf&ng^  nicht  dadurch  einen  anderen  Charakter,  dass  man  den  Ge- 
setzgeber nicht  direkt,  sondern  nnr  durch  Vermittlung  anderer  angeht. 

Hiernach  war  dem  Vorderrichter  darin  beizutreten,  dass  die  ge- 
setzliche Voraussetzung  für  den  Einspruch  gegen  die  Eintragung  des 
Vereins  in  das  Vereinsregister  gegeben  ist.  Alle  sonstigen  An-  und 
Ausführungen  der  Kläger  können  auf  sich  beruhen :  insbesondere  er- 
scheint alles  dasjenige  belanglos,  was  sich  auf  eine  Vergleichung  mit 
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dem  durch  die  Rntsclieidung  vom  8.  Januar  1904  erlcdigrten  Falle  des 
Berliner  Verbandes  der  Militäraii Wärter  der  Steuerverwaltung  bezieht; 
dieser  Fall  lag  deshalb  wesentlich  anders,  weil  dort  jedes  tatsächliche 
Vorbringen  über  die  neben  dem  Statute  verfolgten  Zwecke  fehlte.  Ob 
die  Haltung,  welche  der  Berliner  Verband  seitdem  gezeigt  hat,  und  die 
Art,  wie  ähnliche ^Verb&nde  die  Interessen  der  Steuerbeamten  vertreten, 
der  Verwaltungsbehörde,  wie  die  Kläger  meinen,  weniger  genehm  nein 
mOflsten,  als  die  rileksichtoYolle  Weise,  in  der  der  N.  Verband  sein 
Ziel  za  eneichen  suchen  wül,  ond  ob  ans  diesem  Geslchtspuikt  der 
Einspruch  nngerechtfertlgt  erscheine,  ist  im  vorliegenden  Verfahren  nicht 
zn  nntersnchen;  hier  handelt  es  rieh  nur  nm  die  Frage  der  Becht- 
mftssigkeit  des  Einspruchs,  die  su  bejahen  war,  und  nicht  darum,  ob 
.  die  Beklagte  mit  der  Erhebung  des  Einspruchs  angemessen  und  zweck- 
mtorig  verfuhr.   

Nr.  18.   Entsch.  dos  Schwei/..  Bniidcsgerichts. 

Vom  27.  Dezember  1905. 
(SdiwJZ.  U  Nr.  if  a  flIS.) 

ExpraprisliOMverrahrwL  I.  Die  tadilMie  Uamtladlgkelt  der  ExprtprIafiesatMteiizM 

kana  nicht  durch  Prorogation  gehoben  werden.  II.  Für  Streitigkeiten  Uber  den  Inhalt 
•Isar  Varatiadigaag  tai  Sinn  van  Art.  26  i.  f.  Expr.*6a«.  iat  dar  ardaatllolM  Richter 

zustindig. 

I.  Die  Zuständigkeit  der  eidgenössischen  Schätzungskommission  und 
des  Bundesgerichts  als  über  ihr  stehender  Beschwerdeinstanz  lässt 
sich  nicht  auf  eine  Gerichtsstandskonvention  stützen.  Die  Zulässigkeit 
einer  derartigen  Prorogationsabrede  statuiert  zunäclist  das  Bundesgesetz 
vom  l.*Uai  1850  nirgends  ausdrücklich.  Sie  kann  sodann  auch  nicht 
als  von  ihm  stfllschwtigend  anerkannt  gelten:  die  Gerichtsbarkeit  der 
BehSrden,  welchen  das  Ezpropriationsgeeetz  die  Entsch&digangsforde- 
rungen  ans  den  Enteignungen,  die  kraft  seiner  erfolgen,  zur  Entschei- 
dung zuweist,  ist  eine  ausnahmsweise  im  Verhältnis  zu  der  ordentlichen 
Zivilgerichtsbarkeit  der  kantonalen  Gerichte  bzw.  des  Bundesgerichts. 
Diese  Sondergerichtsbarkeit  muss  ihre  feste,  nicht  verrQckbare  Sdiranke 
finden  im  Umfange  der  Eompetenzzuteilang,  wie  sie  das  Bundesgesetz 
selbst  vornimmt,  indem  es  unter  Berücksichtigung  der  besondern  Be- 
dürfnisse des  Expropriationsverfahrens  für  die  Festsetzung  der  Expro- 
priationsentschädigung  spezielle  richterliche  Organe  bzw.  Kompetenzen 
schafft  und  damit  eine  entsprechende  Einengung  der  allgemeinen  Kom- 
petenzspliäre  der  ordentlichen  Gericht shehürden  eintreten  lässt.  Die 
letztere  noch  mehr  einznenfjfen,  dadurch,  dass  es  den  Parteien  aulieim- 
gegeben  wäre,  den  eidgeuüssisclien  Expropriationsbehörden  weitere 
Streitigkeiten  zur  Beurteilaug  zu  uuterbreiteu ,  als  die  ihnen  von  Ge- 
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setzes  wegen  zugf^wiesenen,  kann  der  Biindesgesetzgeber,  weil  sachlich 
nicht  zu  rechtfertigen,  nit  lit  gewollt  haben,  um  so  weniger,  als  hier  die 
Abgrenzung  der  Gel  itte  der  eidgenössischen  und  kantonalen  Justiz- 
hoheit mit  in  Frage  steht.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  der  allge- 
mein anerkannte  Rechtssatz,  wonacli  die  Bestimmungen  über  die  sach- 
liche ZusLiindigkeit  der  Gerichte  zwingenden  Rechtes  sind  und  daher 
durch  Partei yereinbarangeu  nicht  abgeändert  werden  können,  auch  für 
die  in  Expropriationssacheii  amtierenden  Jostizorgane  za  gelten  hat. 

n.  Laat  Art  26  des  Expropriatioosgesatses  tritt  die  Sch&tznngs- 
kommiasioii  nur  in  Tätigkeit  and  wird  alm  das  die  Festtteilong  der 
ExpropriationsentBcbAdigang  bezweckende  proiessoalische  Verfahren  nur 
erOifnet^  wenn  zwischen  Unternehmer  and  Ezpropriaten  „nicht  Torlier 
eine  giktUehe  Verständignng  stattfindet*,  bt  es  dagegen  sn  einer 
saleben  gekommen,  and  werden  nnn  nacbtrftgliob  die  Parteien  Uber  den 
Inhalt  der  dorch  sie  normierten  Rechte  nnd  Verbindlichkeiten  nndnig, 
so  liegt  es  nicht  mehr  den  für  die  Ansmittelnng  der  gesotzlichen  Et- 
propriationsentscbädignng  bestellten  besondern  Organen  ob,  das  Ver- 
fahren hinterher  aufzunehmen  und  durchzuführen,  sondern  fällt  die  Be- 
urteilung einer  solchen  Streitigkeit  dem  ordentlichen  Zivilrichter  an- 
heim.  Es  handelt  sich  hierbei  nicht  mehr  um  einen  dem  Expropriations- 
rechte, sondern  um  einen  dem  zivilen  Vertragsrechte  angehörenden 
(wenn  auch  mit  dem  erstem  zusammenhängenden)  Tatbestand:  anstelle 
der  die  Expropriationsentschädigung  betreffenden  Rechte  und  Pflichten, 
die  unmittelbar  aus  dem  Gesetze  selbst  lliesseu,  sind  Rechte  und 
Pflichten  getreten,  die  in  den  vertraglichen  Willenserklärungen  der 
Parteien  ihren  Grund  haben  oder  doch  durch  sie  ihre  nähere  Bestim- 
mung finden,  selbst  wenn  sie  sich  mit  den  yom  Gesetze  eingeräumten 
inhaltlich  dedcen,  was  ttbrigens  Iiier  in  Terschiedenen  Beziehungen  nicht 
zutrifft. 


Nr.  19«  Bntseh.  des  FnuiiSs.  Kassatloiulioflta. 
Zivilkammer.  Vom  27.  Dezember  1905. 

(ZellM]ur.f:d.liitMiMlbBlMBb/-Tna9.ZIT  (IM)  KV-Y  8.M».  —  BaUMIii Sm  Iraupoili  a««)S.tt.) 
Uslar  «s  PfisM  dar  Biaehshus  nr  gtellvag  von  SpezlalwtfM. 

Aus  dem  Inhalt  des  angefochtenen  Urteils  ergibt  sich,  dass  der 
KlAger  am  22.  September  1901  im  Bahnhofe  von  Gap  für  den  23.  Sep- 
tember mündlich  einen  Bremswagen  für  die  Befürdemng  von  Tieren  in 
SUfracht  verlangt  hat,  nnd  dass  die  P.  L.  M.  nicht  in  der  Lage  war, 
diesem  Verlangen  zur  gewünschten  Zeit  und  am  genannten  Orte  zu 
entsprechen,  sowie  dass  infolgedessen  der  Kläger  seine  Tiere  erst  am 
Abend  des  25.  September  hat  absenden  können. 


22       Eatieh.  des  Oeatoir.  V«rwiltiiiig«gericbt«hofei  Tom  28.  Deaenber  190Ö. 


Die  Eisenbahn  war  weder  durch  ihr  rtiichteuheft  noch  durch  irgeud 
eine  gesetzliche  Bestimmung  verpflichtet,  einen  Wagen  eines  bestimmten 
Typs  auf  einen  bestimmten  Tag  zur  Verfügung  des  Absenders  zn  stelten. 
Wenn  niditsdestoweniger  das  Handelsgericht  in  Oap  die  Eisenbahn  zu 
einer  Bntsdiidigang  an  den  ElSger  Temrteüt  Iiat,  weil  der  veriaogte 
Spesialwagen  niebt  am  88.  September  snr  Verfügung  stand,  so  hat  das- 
selbe die  Vorschrift  des  zitierten  Gesetzes  Terietzt,  nnd  war  das  Ton 
ihm  erlassene  Urteil  za  kassieren. 


Nr.  90.  Entseh.  des  Oesteir.  VerwaltngsgerlditBhofes« 

Vom  28.  Dezember  1905. 

(OMMtr.  Eli«lb.>T««oi*i.>BL  Zn  (lüM)  Nr. «  8.  IMl) 

§  10  EiteibKoiizeMG.  Pflicht  des  EisenbahnunterMinmrt  zw  Wiederherstellung  der 
dnrch  den  Bahnbau  zerstörten  oder  unfahrbar  gewordenen,  öffentlichen  Kommuni- 
katloioi.  EiifrledlQMiM.  Strassenverleyungea.  VertretHag  der  Intereasenten. 

stindigkeit  der  Behürdea. 

1.  Die  durch  einen  Balmbau  zerstörten  oder  un fahrbar  gemachten 
öfieutlichen  Kommunikationen  sind  anderweitig  derart  wieder  herzu- 
stellen, dass  die  Verkehrszwecke  und  Bedürfnisse  in  gleicher  Weise 
befriedigt  werden,  wie  dies  vor  dem  Balinbaue  der  Kall  war. 

Die  Eisenbahnanternehmung  kann,  sobald  die  vollkommene  Befrie- 
digung eines  bestehenden  VericehnbedUrfnisses  es  erfordert,  eventaell 
nach  §  10  lit.  c  des  Eisenbahnkonzessionsgesetzes  anch  TerplUchtet 
worden,  znm  Zwecke  der  vollkommenen  Wiederherstelinng  einer  ge- 
stfirten  Öffentlichen  Komronnikation  eine  ganz  nene,  noch  nicht  bestehende 
Kommunikation  herzostellen. 

2.  Die  autonomen  K(trperBehaften  sind  als  solche  nicht  legitimiert, 
privatrechtHche  Ansprüche  einzelner  Interessenten  zu  yertreten. 

3.  Die  Entscheidung  darüber,  in  welcher  Weise  durch  Vorrichtungen 
auf  ßahngrund  nnd  durch  Vorkehrongen  im  technischen  Eisenbahnbe- 
triebe die  Interessen  des  Strassen-  und  Eisenbahnverkehrs  am  besten 
gewahrt  werden,  liegt  im  freien  Ermessen  des  Eiseubahnministerinms. 

4.  Es  liegt  im  freien  Ermessen  des  Eisenbahnministeriums,  die 
Art  und  Weise  der  Ausf&hrung  einer  Einfriedung  auf  Bahngrund  zu 
bestimmen. 

5.  Bei  Strassenverlegungen  kann  die  Risenbalinunternehmung  nur 
verhalten  werden,  dem  StrassonerhaUungspflichtigen  jenen  Mehraufw^and 
zu  ersetzen,  welchen  die  Erhaltung  des  neuen  verlängerten  Strassen- 
teiles  gegeuiiber  den  Erhalt ungskostcn  der  alten  Strasse  erfordert. 

6.  Einen  Anspruch  auf  den  unveränderten  Bestand  einer  öffent- 
licheu  Konimuuikatiou,  bzw.  einen  Schadenersatzanspruch  wegen  Ab< 
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Änderung  einer  solchen  können  nur  jene  Interessenten  geltend  machen, 
welche  ein  besonderes  subjektives  Recht  um  unveränderten  Bestand 
der  Gffentliclien  Kommanikation  naehzaweiBeii  Termögen. 

7.  Die  EjDtsclieidniig  Aber  ans  der  DnrcbfUiriiiig  des  §  10  des 
Eisenbahnkonzessionügesetses  sieb  ergebende  Fragen  steht  nicht  den 
Gerichten,  sondern  den  administratiyen  BehlMen  sq. 


Kr.  91.  Bntsdi.  des  Boutschon  Reichsgeriehts. 
5.  Zivilsenat.  Vom  80.  Dezember  ld05. 

(Jur.  WoohMMelur.  Jahrg.  W  (IMB)  NT.  4  &  »ff  ZiK  s.) 

S§  135,  136,  892,  894  BflB.  M  132,  144,  146  ff.  PrtMt.  All«.  BerogNtta.  §§  44, 
54  PMM.ErtB.  Hat  i»  MMf  erani  der  ffi  142,  136  ff.  AMg.  BerggeBatz  «ittlgitte 

Eigentümer  die  enteigneten  Grundstücke  weiter  veräussert,  so  Ist  der  Erwerber  ver- 
pfliobtot,  ia  die  Eintragung  des  Bergwerksbesitzers  als  Eigentüner  !■  GraodbHch 

einzuwilligen. 

Wenn  auch  ziiziigeben  ist,  dass  der  Bergwerksbesitzer  .schon  unter 
Vorlegung  des  mit  dem  Zeugnisse  der  Rechtskraft  versehenen  Ent- 
eignungsbeschlusses, der  die  Eintragnngsbewilligung  des  Eigentümers 
ersetzt,  seine  Eintragung  als  Eigentümer  beim  Grundbuchamt  beantragen 
kann  (vgl.  Tuniaii-Fürster  a.  a.  0.  S.  541),  und,  falls  sich  aus  dem  In- 
halt des  Beschlusses  noch  Hindernisse  einer  sofortigen  Eintragung  er- 
geben sollten,  in  der  Erwirkung  einer  einstweiligen  Verfügung  auf 
Eintragung  einer  entsprechenden  Vormorknng  nach  §  894  BGB.  ein 
Mittel  besitzt,  der  Vereitelung  des  Eigentomsttberganges  anf  ihn  voran- 
beugen,  so  l&sst  sich  dodi  nicht  verkennen,  dass  daneben  immer  noch 
in  gewissem  Umfange  die  Gefahr  bestehen  bliebe,  dass  ihm  der  Eigen- 
tümer durch  eine  anderweitige  Eigentnms&bertragung  zuvorkommt 
Diese  Möglichkeit  stftnde  aber  in  der  Tat  im  Widerspruch  mit  der 
vom  Gesetze  beabsichtigten  Zwangsabtretung  des  Gnmdsticks,  die  dann 
diesen  Namen  kanm  noch  verdiente.  Wenn  das  Gesetz  die  zuständigen 
Behörden  ermächtigt,  durch  ihren  Ausspruch  die  zwangsweise  Eigen- 
tomsabtretung  anzuordnen,  so  hat  dieser  Aussprach  darum  von  selbst 
die  Bedeutung,  dass  er  in  der  Auflage  der  Abtretung  an  den  Bergwerks- 
besitzer zugleich  dem  Eigentthner  verbietet,  anderweit  iiber  das  Grund- 
stück zu  verfügen  und  dadurch  die  angeordnete  Zwangsabtretung  zu 
vereiteln.  Der  bergrechtliche  Enteignungsbeschluss  kann  nicht  etwa 
auf  gleiche  Stufe  bestellt  werden  mit  einer  gerichtlichen  Entscheidung, 
die  den  Beklagten  zur  Abtretung  verurteilt  und  damit  nur  eine  schon 
ohnehin  vorhandene  Verpllichtung  dazu  feststellt,  sondern  sie  selber 
schafft  erst  diese  Verptlichtung  wider  den  Willen  des  Verpflichteten 
und  mu&s  daher  auch  die  Kraft  haben,  das  Widerstreben  des  Vor- 
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pflichteten  sa  brechen.  Es  erscheint  daher  onbedenldich,  mit  dem  Be- 
ruf nngsrichter  ansnnehmen,  dass  der  bergrechtliche  Enteignangsbeachlnss 
in  dem  Aussprach  der  zwangsweisen  Abtretung  zugleich  ein  Yer- 
äuBserungsverbot  zum  Schutz  des  Bergwerksbesitzers  enthllt 


Nr.  33.  Entsch.  des  Franzis.  Kassationshofes. 
Vom  3.  Januar  1906. 

(ZtttlMlir.  t  D.  BüfK-ltoelii  mod  naBag«,ZI?tlr.  BLK  B«ft  4aa.VL  -  DaUos  P.M  1 

Z«nw|iMt«l|MHif.  Me  ZetttHmf  du  Aa|«fetto  isr  VerwaHmi  «■  in  Eiteignetei 
InOm  Art  23  iN  Oat.  vMi  3.  Hti  1841  Ist      wateittlohe  Ftramlltil 

Die  durch  Art.  23  des  Gesetzes  yom  8.  Mai  1841  vorgeschriebene 
Zustellung  des  Angebots  der  Verwaltung  an  die  Enteigneten  stellt  eine 
wesentliche  FormalitAt  dar,  die  nicht  dadurch  ersetzt  wird,  dass  die 
Enteigneten  anf  andere  Weise,  z.  B.  durch  Briefe,  von  dem  Angebot 
der  Verwaltung  Kenntnis  erhalten  und  das  Angebot  sur&ckgewiesen 
haben.  Der  nnter  Nichtbeachtung  dieser  Formalit&t  alsdann  ergangene 
Sprudi  dei'  Geschworenen  unterliegt  darum  der  Aufhebung  wegei^  Ge- 
setzesrerletzong.   

Nr.  23.   Entsch.  des  Preiiss.  Oborvorwaltiingageiiehts. 

4.  Senat.    Vom  8.  Januar  1906, 

FOr  die  Bereohtigung  der  von  der  WegepelizeibehSrde  einer  Stadtgemeinde  auferlegten 
StraMesverbrelteriiag  an  eiaer  dareii  dea  Varkeiir  des  Pubiiiiums  und  der  Straasea- 
bila  bssaftte  Sttllt  Ist  lisM  rar  4er  Molttpaakt  der  Verkehreeldlierhelt,  eeiiera 
aaeh  ier  ONmai  aid  Leiehtfikelt  des  Verkehrt  esteeMdead. 

Dem  Vorderrichter  ist  darin  beizutreten,  dass  es  sich  nicht  um 
eine  bahnpolizeiliche  oder  mit  Riicksicht  auf  das  Interesse  des  Bahn- 
verkehrs  an  der  Regelung  der  Angelegenheit  reclitlich  besonders  ge- 
artete Anordnung  handelt.    Die  angefochtene  Verfügung  fordert  von 

der  uuterhaltungspflichtigen  Stadtgemeinde  lediglich  aus  verkehrspolizei- 
lichen Rücksichten  die  Beseitigung  des  die  Sicherheit  des  Publikums 
und  die  Ordnung  und  Leichtigkeit  des  Verkehrs  beeinträchtigenden  Zu- 
standes  an  der  engen  Strassenstelle.  Sie  bewegt  sich  also  ganz  inner- 
halb der  der  Zuständigkeit  der  Beklagten  durch  den  §  56  Abs.  1  bis  4 
des  Zuständigkeitsgesetzes  vom  1.  August  1H83  gesteckten  Grenzen. 
Das  Vorhandensein  der  Strassenbahn  kommt  nur  insofern  in  Betiacht, 
als  hierdurch  die  bestehenden  Verkehrsschwierigkeiten  notwendiger- 
weise eine  Steigerung  erfahren  müssen.  Im  übrigen  scheidet  das 
zwischen  der  Stadtgemeinde  und  der  Bahngesellscbaft  bestehende  Ver- 
tragsverhiUtnis  fttr  die  zu  treffende  Entscheidung  aus.  Es  wttrde 
vielleicht  von  Erheblichheit  sein,  wenn  die  Elftgerin  ihre  Leistnngs- 
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l&higkeit  bestritten  hfttte,  da  alsdann  die  sich  möglicherweise  auf  der 
QruBdlage  der  Vertrages  für  die  Bahngesellscfaaft  ergebende  Pflicht 
mr  Erstattung  der  halben  Aasltthrnngskosten  fOr  die  Sachbenrteiliiog 
Ton  Bedeatang  sein  konnte.  Ein  Einwand  dieser  Art  ist  aber  von  der 
Klägerin  nicht  erhoben  worden,  andi  walten  Bedenken  hinsiehtlich  der 
Iieistnngsfthigkeit  der  klagenden  Stadtgemeinde  in  keiner  Weise  ob. 
Dagegen  geht  der  Vordeniehter  von  einer  nicht  sntreffenden  Anifassang 
aus,  wenn  er  die  Eeclitsbeständigkeit  der  angefochtenen  VerfDgung  einzig 
und  allein  aus  dem  Gesiclitspunkte  der  Sicherheit  des  Verkehrs  be- 
urteilt, deren  Schutz  der  Wegepolizeibehörde  obliege.  £r  übersieht 
dabei,  dass  nach  §  6b  des  Gesetzes  über  die  Polizeiverwaltung  vom 
11.  März  1850  auch  die  Erhaltung  der  Ordnung  und  Leiclitigkcit  des 
Verkehrs  auf  öffentlichen  Strassen,  Wegen  und  Plätzen  zu  den  Rechton 
und  Pflichten  der  Ortspolizeibehörde  geliürt  Gewiss  ist  es  richtig, 
wenn  der  Vorder richter  die  auch  von  der  Beklagten  an  erster  Stelle 
geltend  gemachte  Rticksiciituahme  auf  die  Gefährdung  des  Strassen- 
verkehrs und  die  Sicherheit  des  Publikums  einer  Prüfung  unterzieht 
und  weiter  ausspricht,  dass  die  Schönheit  des  Strassenbildes  für  die 
Entscheidung  nickt  massgebend  sei.  Seine  Sacbwürdigung  ist  aber  uu- 
zalänglich,  weil  er  nnr  die  Verkehrssicherheit  berttcksichtigt  nnd  in 
Veritennung  des  §  6b  a.  a.  0.  nnerOrtert  lAsst,  ob  die  Auflage  sieh 
nicht  schon  im  Interesse  der  Ordnung  nnd  Leichtigkeit  der  Verkehrs 
rechtfertigt.  Diese  Frage  war  aber  nach  Lage  der  Sache  unbedenklich 
zu  bflijahoi. 

Der  vorliegende ,  von  den  Streitteüen  nicht  bemftngelte  Lageplan 
ergibt,  dass  die  Batingerstrasse  da,  wo  die  vorspringende  Ecke  des 
Hauses  Nr.  3  der  gegenllberliegenden  Strassenseite  am  n&chsten  liegt, 
nur  6,45  m  breit  ist.  Diese  un  verhältnismässig  enge  Stelle  befindet 
sich  aber  in  nnmittelbarer  N&he  der  Einmündung  der  Ursulinengasse, 
und  nnr  13  m  entfernt  von  der  auf  der  anderen  Seite  der  Ratinger^ 
Strasse  in  die  letztere  hineinführenden  Liefergasse.  Der  Bürgersteig 
ist  auf  einer  Seite  1,05  ni,  auf  der  anderen  1,20  ni  breit.  Der  da- 
zwiselieii  liegende  Fahrdamm  besitzt  eine  Breite  von  4,20  ni.  Auf 
seiner  Mitte  liegen  die  1,00  m  breiten  Schienen  der  elektrischen  Bahn. 
Zieht  man  gefrenüber  diesen  äusserst  ungünstigen  Verhältnissen  den 
sich  über  die  Strassenstelle  bewegenden  Verkehr  von  Wagen  und  Fuss- 
gängern in  Betracht,  der  im  Vergleich  zu  anderen  Strassen  von  Düssel- 
dorf geringer  sein  mag,  nichtsdestoweniger  aber  nach  den  amtlichen 
Angaben  der  zuständigen  Revierpolizeibeamteu  ein  recht  erheblicher 
ist,  so  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  eine  Abhilfe  notwendig 
ist  Die  Polizeibehörde  braucht  auch  nicht  zu  warten,  bis  Unglflcks- 
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fftlle  in  dem  Engpass  eintreten,  sie  hat  vielmehr  die  Pflicht,  solchen 
dnrcb  vorbeugende  Hassregeln  entgegensotreten,  und  mnss  auch  dafQr 
Sorge  tragen,  dass  Yerkehrsschwiengkeiten  and  Stockungen  erheblicher 
Art  beseitigt  werden.  Diese  sind  aber  nach  der  an  und  fttr  sieb  schon 
schwierigen  und  dnrch  den  Bahnvetkehr  noch  schwieriger  gestalteten 
Sachlage  onansbleiblich  und  mftssen  sich  notwendigerweise  nnaosgesetzt 
wiederholen.   

Nr.  *'4.    Eiitsch.  des  Doutschni  IN'ichsicorichts. 
7.  Zivilsenat,    Vom  U.  Januar  iy06. 

iJor.  WoelMuehr.  Jakkf.  W  (IMS)  Nr.  S  &  I5l  Ziff.  M.  —  Du  BMht  Z  (tMS)  Mr.  8  S.  Ml  ZHf.  ItM.) 

f  8  Prevst.  EntG.  von  II.  Jmf  1874.  Sruidsitta  flr  BtradiMiig  ier  Eatsohidi|Wi| 
M  «Imm  Sranietick.  Matichtlich  dessen  Bebauungsfähigkeit  DtopeM  VOM  slMf  Baa- 

polizeiverordnung  erteilt  ist. 

Der  Streit  der  Parteien  beschränkt  sich  in  der  gegenwärtigen  In- 
stanz auf  die  Fraj^e,  ob  und  welche  Wirkunn;  dem  von  dem  Bezirks- 
ausschüsse in  bezu<,'  auf  die  kUigerischen  Grundstücke  erleilteii  Dispense 
von  der  Bestimmung  des  §  3  der  Baupolizeiverordnung  vom  5.  De- 
zeml)er  1892,  wonach  (abgesehen  von  den  Kckgrundstücken)  höchstens 
*/io  der  Gesamtfläche  bebaut  werden  dürfen,  beizumessen  ist.  Der  Be- 
rufungsrichter hat  diesem  Dispense  jede  Beachtung  versagt.  Hiergegen 
wendet  sich  die  Bevision.  Wenn  nun  auch  ihrem  Angriffe  nicht  in 
allen  Einzelheiten  der  Begründung  beigetreten  werden  kann,  so  moss 
er  doch  im  Endergebnis  Erfolg  haben.  Der  negative  Standpunkt  des 
Bemftangsrichters  kann  nicht  geteilt  werden.  ZnnAchst  kann  es  keinem 
emstlichen  Zweifel  begegnen,  dass  die  Klägerin  berechtigt  ist»  sich  anf 
diesen  Dispens  zn  bemfen.  Die  Bebaanng  der  Grnndstttcke  ist  nach 
Umfang  und  Art  den  Vorschriften  der  BanpoUseiordnangen  onterworfen. 
Wird  zulftssigerweise  eine  Ausnahme  von  den  banpolizeilichen  Regelvor- 
schriften dnrch  die  zuständige  Behörde  gestattet,  so  handelt  es  sich 
hierbei  um  eine  objektive  Tatsache,  auf  die  sich  jeder,  der  ein  be- 
rechtigt«  s  Interesse  hieran  wegen  ihrer  Wirkungen  hat,  beziehen  kann. 
Die  Sache  ist  also  nicht  so  zu  beurteilen,  dass  hierbei  nur  ein  solches 
subjektives  Verhältnis  des  Grundstückseigentümers  zur  Baupolizei- 
behörde in  Frage  stände,  das  allein  die  Person  des  Eigentümers  an- 
ginge und  auf  das  sich,  weil  es  nur  liüclist  persönliche  Kechte  be- 
gründe, Dritte  nicht  berufen  dürften.  Die  Frage  nun,  wie  in  Fällen 
der  vorliegenden  Art  die  Entscliädigung  des  Eigentümers  richtig  zu  er- 
mitteln ist.  stellt  ein  Problem  dar,  des.sen  Lö.sung  erhebliche  Schwierig- 
keiten bereitet.  Heutzutage  i.st  in  allen  Baupolizeiordnnii>reii  Bestim- 
mung darüber  getrotten,  dass  ein  nach  einem  Verhältnis  bestimmter  Teil 
eines  jeden  Bauplatzes  oder  einer  jeden  Baustelle  nicht  bebaut  werden 
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darf.  Dieser  unbebaubare  Teil  bildet  hiernach  ein  gesetzlich  notwen- 
diges Zubehörstück  des  bebaubaren  Teiles;  beide  stehen  in  engster 
Wechselbeziehung  zueinander.  Mit  der  Grösse  des  einen  wächst  auch 
die  des  anderen,  mit  der  Verringerung  des  einen  vermindert  sich  aneh 
der  andere.  Eb  kann  danach  gerechtfertigt  erseheinen,  diesea  das 
eigentliche  Bauland  und  das  Niditbanland  nmfassende  BansteUenlaad 
als  ein  einheitliches  Oanzes  anfonfassen  und  gemftss  der  wechsel- 
seitigen Werteinwirkong  den  Wertdorchschnitt  des  Quadratmeters  znr 
Grundlage  der  Entsehftdignng  m  wShlen  (vgl.  z.  B.  JW.  00,  899"). 
Ob  das  znr  yollen  EntachAdignng  genfigen  wttrde,  vom  der  einzelne 
Fall  lehren.  Es  ist  möglich,  dass  anter  ümstftnden  noch  ein  Zusatz 
für  die  durch  die  Verkleinerung  des  Grundstücks  entstehenden  Nach- 
teile hinzutreten- moss.  In  der  Regel  wird  indes  ein  anderes  Prinzip 
.sicherer  znm  Ziele  führen,  nämlich  dasjenige,  wonach  erstens  der  Wert 
des  ganzen  Grundstücks  als  Bangrundstück  vor  der  Enteignung  und 
alsdann  der  Wert  des  Restgrundstücks  als  Baugrundstlick  festgestellt 
wird;,  der  Unterschied  wird  die  dem  Eigentümer  gebiihiende  Entscliä- 
digung  ergeben.  Hierbei  ist  aber  einem  Punkte  Beachtung  zu  schenken, 
nämlich  dem  Zeitpunkt,  nach  welchem  der  Wert  des  Restgrundstücks 
als  Baugrnndstück  zu  schätzen  ist.  Es  wird  regelmässig  keine  Un- 
richtigkeit zur  Folge  haben  und  der  Einfachheit  halber  vorzuziehen 
sein,  wenn  der  Wert,  den  das  Restgrundstück  als  Baugrundstück  nach 
der  Enteignung  hat,  zugrunde  gelegt  wird.  Allein  denkbar  ist  es,  dass 
unter  Umständen  diese  Berechnung  deshalb  nnrichtig  sein  kann,  weil 
bd  solcher  Bewertong  bereits  der  neuen  Anlage,  für  welche  die  Ent- 
eignung erfolgt,  ein  werterhOhender  Einibiss  eingeräumt  wird.  Auf  die 
Ausscheidung  dieses  Falles  ist  in  den  gegebenen  Fällen  Bedacht  zu 
nehmen.  Ob  das  im  vorstehenden  an  zweiter  Stelle  behandelte  Prinzip 
sieh  schlechthin  in  allen  Fällen  als  richtig  bewährt,  mag  zwar  Zweifeln 
unterworfen  sein.  Die  Sachlage  des  gegenwärtigen  Falles  schehit  aber 
nach  dem  bisher  vorliegenden  Material  jedenfalls  keine  Bedenken  gegen 
seine  Anwendung  zu  wecken. 


Nr.  85.  Sntselu  des  Prenss.  OherverwaltiDigsgeriehts. 
2.  Senat.  Vom  28.  Januar  1906. 

(Die  SellMtTervalunf  SwMtg.  U  (IN«)  Nr.  18  S.  4M.) 
Heranziehung  des  Eisenbahnfiskus  zur  ElNfsartlaring.    Das  Verwaltungsstreitver' 
fahfAR  bMlgllGb  des  AMpnidit  asf  Erstattung  vm  EiaqMrtlerMii«k«atM  ist  nicht 

zulässig. 

Der  Magistrat  zu  Schkeuditz  hatte  für  die  Zeit  vom  3.  bis  7.  Sep- 
tember 1905  eiueu  Offizier  mit  seiuem  Burscheu  zur  Eiut^uartieruug 


28        Entacb.  des  üesterr.  VerwaltiuigsgericbtshofeB  Tom  23.  Jannar  1906w 


dem  Eisenbabnfiskus  überwiesen.  Dieser  brachte  die  beiden  Personen 
in  einem  Gastbaos  nntor,  wnfttr  er  fttr  den  Tag  7  M.  zu  zahlen  hatte. 
Als  Vertreterin  des  Fiskns  forderte  demnftchst  die  Eisenbahndirektion 
zn  Halle  a.  8.  von  dem  Magistrat  die  Erstattung  des  anfgewendeten 
Betrages,  soweit  er  nicht  durch  die  von  der  Militftrverwaltnng  zu 
zahlende  Vergütung  gedeckt  werde,  und  beschritt,  als  der  Magistrat 
sich  dessen  weigerte,  den  Klageweg.  Der  Elftger  machte  geltend, 
dass  seine  Rflumlichkeiten  fQr  den  Eisenbahnbetrieb  and  das  Wohnnng»- 
bedtkrfnis  der  Beamten  unentbehrlich  wären,  so  dass  er  nach  dem  Ge- 
setz, betreffend  die  Quartierleistung  für  die  bewaffnete  Macht  während 
des  Friedenszustandes,  von  der  Einquartierung  befreit  sei.  Der  Be- 
zirksansschuss  zu  Merseburg  wies  die  Klage  mit  der  Ausführung  ab, 
dass  das  Verwaltunafsstreitverfaliren  bezüglich  des  Anspruchs  auf  Er- 
stattung von  KiiKiiiartieningskosteu  nicht  gegeben  sei.  Die  gegen  diese 
Entscheidung  vom  B'iskus  eingelegte  Berufung  hat  der  zweite  Senat 
des  Uber- Verwaltungsgerichts  am  23.  Januai*  1906  zurückgewiesen. 


Nr.        Entseh.  des  Oestorr.  Verwaltungsgeriditshofes« 

Vom  23.  Januar  1906. 

(Oesterr.  Eisenb.-Verordn.-Bl.  XIX  (1906)  Nr.  63  8.  HM.) 

1.  Uiter  .Tmiwayt**  rar  «tlobt  vtll-  oder  schmalspurlie  Bahnen  zn  verstehen, 
walob«  ta  Hmr  fasiea  AimMhisi  eier  !■  iritterw  Teitotreakm  ilaht  urf  elgem 
biarn  erwtrbMM  firasi  mi  Btien,  soBiern  asf  NttsiMdai  MiMrtllGkM  8trattMi 

geführt  werden. 

2.  Die  Begünstigung  der  Unwandlang  der  Stempelgebülir  von  Personenfahrkarten  in 
•iü  PrtimtaalgeMhr  hat  krtlt  ist  Art  V  Nt  f  in  Verbindung  mit  Art  XX 
die  LskilbafesiaMliN  ler  Ober  Aeteebee  dar  UkaMnntennhMii  Ptalt  n 

grtifM. 

Es  steht  fest,  dass  die  Innsbrucker  Mittelgebirgsbahn  aasschliesslich 
auf  eigenem  Unterbau  geführt  wird,  nnd  es  steht  fest,  dass  nach  dem 
Gutachten  des  Eisenbahnministeriums  nur  Strasaenbahnen,  d  i.  solche 
Bisenbahnen,  welche  nicht  auf  eigens  hierzu  erworbenem  Grund  und 
Boden,  sondern  auf  bestehenden  öffentlichen  Strassen  geführt  werden, 
eisenbahntechnisch  unter  den  Ausdruck  Tramway  zu  subsumieren  sind. 
Das  Giltachten  des  Kisenbahnniinisteriums  konnte  aber  die  Finanzver- 
waltiui},^  ihrer  Entscheidung  deshalb  zugrunde  legen,  weil  in  keiner 
Weise  die  Unrichtigkeit  dieser  fachlichen  Aeusserung  dargetan  wurde. 
Wenn  aber  in  der  Beschwerde  in  rechtlicher  Bezi*  liuiig  wesentliches 
Gewicht  darauf  gelegt  wird,  dass  der  Sinn  und  Wuitlaiit  des  §  1  des 
Gesetzes  vom  30.  März  1875  überhaupt  nicht  auf  den  in  der  Gesetzes- 
stelle  gebrauchten  Begriff  „Tramway gerichtet  ist,  sondern  auf  den 
Umstand,  ob  eine  Bahn  bloss  den  Lokalverkehr  vermittelt  oder  nicht, 
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und  wenn  daraus  der  Anspruch  auf  Befreiung  der  bescliwerdefülirenden 
Gesellschaft  von  den  Gebühren  flir  Pei^ssonenfahrkarteu  abgeleitet  wird, 
SO  beruht  diese  Ausführung  auf  einem  Irrtunie. 

Die  Beschwerde  richtet  sich  ferner  dagegen,  dass  das  Finanz- 
ministeriom  die  schon  vorher  gesteUte  Anforderung  aufrecht  hielt,  nach 
welehor  die  besehwerdefUirende  Gesellschaft  die  nach  Tarifpost  47 
Ut.  e  des  GesetEäs  Tom  18.  Dezember  1868,  BQBl.  Nr.  89,  entfallen- 
den Geblihren  yom  Zeitpunkte  der  BetriehserOlBinng  bis  Ende  1902 
nadihinein  zu  entrichten  haben  wird  und  macht  geltend,  daas  dieser 
Ansspmch  deshalb  gesetswidrig  sei,  weil  der  Innsbracker  Mittel- 
gebiigsbahn  gemSss  §  1  der  Eonzessionsnrknnde  rom.  16.  JSnner  1900, 
RGBl.  Nr.  18,  die  im  Art.  V  bzw.  XX  des  Lokalbahn gesetzes  vom 
81.  Dezember  1894,  BGBl.  Nr.  2  ex  1895,  normierten  finanziellen  Be- 
günstigungen zuerkannt  wurden  und  hiernach  die  Fahrkartengebfihr  mit 
einem  Satze  von  1  Prozent  des  Fahrpreises  voi-znschreiben  sei. 

Hierbei  übersieht  jedoch  die  beschwerdeführende  Gesellschaft,  dass 
die  Begünstigung  der  Umwandlung  der  Stempelgebühr  von  Personen- 
fahrkarten in  eine  Prozentualgebtihr  kraft  des  Art.  V  lit.  f  in  Ver- 
bindung mit  Art.  XX  des  Lokalbahngesetzes  nur  über  Ansuchen  der 
Lokalbahnunternelimung  Platz  zu  o;reifen  hat,  ein  solches  Ansuchen 
aber  von  der  beschwerdeführenden  Gesellschaft  im  Administrativver- 
fahren bisher  nicht  gestellt  wurde,  dieselbe  sich  vielmehr  ausschliess- 
lich auf  den  Standpunkt  stellte,  dass  sie  derlei  Gebühren  überhaupt 
nicht  zu  zahlen  hatte.  Mangels  eines  bezüglichen  Ansuchens  der  be- 
schwerdefOhrenden  Gesellschalt  war  also  die  Finanzverwaltung  nur 
berechtigt,  das  Verlangen  anf  Zahlung  der  Stempelgebtthren  von  Per- 
sonenfahrkarten im  allgemein  gesetzlichen  Ansmasse  zn  stellen. 


Nr.  27.   Entseh.  der  Könl^:!.  Ungar.  Kurie. 

Vom  23.  Januar  1906  (1003/1905). 

lElseiilu.  Tarll   und  Vork.-Anz.  .\  a906)  Nr.  7  S.  67.) 

Usg.  HaadO.  §  400.  BetrR|l.  ^  56.  Das  Gesetz  «arpfllshtet  die  Eiseibahs,  eit- 
•preohssie  Serffatt  ianaf  n  vinmim,  iass  ite  Ibr  zir  BefSrdermg  Iberfebeee 
Saaissg  kelse  Verapltsii  erttMe,  wtdrigenfalls  sie  fir  tfei  Msrast  eitttiiwsSei 

Sehadw  aafzakoanee  bat. 

Eine  als  Eilgut  von  Wien  nach  Budapest  beförderte  Sendung  ge- 
schlachteter Kälber  war  innerhalb  der  Lieferfrist  angekommen,  doch 
wurde  der  Transport,  welcher  in  der  Regel  mit  Personenzügen  erfolgt 
und  somit  12 — 14  Stunden  in  Anspruch  nimmt,  erst  am  dritten  Tage 
beendet. 

Infolge  dieser  langwierigen  Beförderung  hat  das  Bleisch  au  Wert 
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viel  eingebiisst,  und  die  Partei  forderte  die  Vergütung  dieser  Wert- 
abnahme  mit  der  Berufung  darauf,  dass  die  übliche  Lieferfrist  über- 
schritten und  nebstdein  die  Reihenfolge  des  Trausportes  nicht  eiu- 
gelialten  wurde,  da  später  als  seine  Kälbersenduog  in  Wien  aalgegebene 
Gttter  fr&her  in  Budapest  angelangt  sind. 

Die  KOnigl.  Koria  hat  die  Ersatzpflicht  der  Eisenbabn  mit  folgen- 
der Begründung  festgestellt: 

Iisnt  §  400  des  Handelsgesetzes  haftet  der  Frachtführer  fir  den 
ans  der  üeberschreitung  der  bedungenen  oder  flblichen  Lieferfrist  ent- 
standenen Schaden,  sofern  er  nicht  nachweisen  kann,  dass  er  die  Ver- 
spätung mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlidken  Frachtführers  nicht  abzu- 
wenden Termochte. 

Die  Eisenbahn  ist  sonach  verpflichtet,  die  entsprectiende  Sorgfalt 
aach  in  jener  Richtung  zn  betätigen,  dass  die  verfrachtete  Sendung 
Ipeine  Verspätung  erleide,  widrigenfalls  sie  f&r  den  Schaden  aufzu- 
kommen bat. 

Sobald  nan  die  Sen(hiiig  aus  dem  um  9  Uhr  30  Minuten  abends 
abgehenden  Zug,  in  welchen  dieselbe  nach  der  Reihenfolge  der  Auf- 
nahme ejnrano:iert  war.  infolge  des  Abreissens  der  Wagenplombe  — 
sonach,  wenn  aucii  nicht  durch  Versciiulden  der  Bahnangestollten,  aber 
keinesfalls  durch  Verschukien  des  Absenciers  —  ausgeschieden  wurde, 
so  kann  die  Pflicht  der  Bahn  nicht  darauf  gerichtet  sein,  das  Gut  mit 
dem  ersten  näclisten  Zuge  abgehen  zu  lassen,  es  hätte  vielmehr  zur 
Befürderang  des  verderblichen  und  infolge  der  .\usscheidung  aus  dem 
Zuge  schon  verspäteten  Gutes  jener  Zug  designiert  werden  mOssen,  der 
noch  zn  entsprechender  Zeit  in  der  Bestimmnngstation  angekommen 
wäre. 

Als  aber  die  Eisenbahn  das  Gut  mit  einem  Zuge  abgehen  Hess, 
welcher  erst  am  dritten  Tage  mittags  im  Bestimmungsorte  anlangte, 
ist  sie  um  so  weniger  mit  der  erforderlichen  Sorgfalt  Torgegangen,  als 
im  Falle  sie  sogar  volle  24  Stunden  gewartet  und  das  Gut  erst  am  näch- 
sten Tage  um  9  Uhr  30  Hinuten  abends  expediert  hätte,  dasselbe 
schon  am  dritten  Tage  morgens  in  Budapest  eingetroffen  wäre. 

Die  Folge  dieses  Mangels  der  gebotenen  Sorgfalt  war,  dass  dar 
Empfänger,  den  an  der  verspäteten  Expedition  überhaupt  kein  Ver- 
schulden triftt,  die  dem  Verderben  ausgesetzte  Fleischsendung  erst  am 
Morg<3n  des  vierten  Tages  übernehmen  konnte.  Sonach  hat  für  den 
aut  die  Fahrlässigkeit  der  Bahn  zarUckfübrbaren  Schaden  die  Eisen- 
bahn zu  haften. 


EDtoeh.  dos  Ktmuiei^eriehts  in  Bmlin  vom  28.  Janaar  1906.  31 


Nr.  2S.   Eiitseh.  dos  Kammergerielits  in  R('rliii. 

2.  Strafsenat.    Vuni  28.  Januar  1906. 

Prcuss  Eispiil. -.\r<  Ii   1906  Heft  4  S.  884.) 

Oeflrentlioh-rechtliche  Stellung  der  Bahnagenten.  £!■  BahnageHt  ist  aiobt  Beaaiter  im 

81mm  tei  I  359  StBB. 

Nach  §  359  StOB.  sind  als  Beamte  «nsnaeiieii  aUe  im  Dienale  des 
Reichs  oder  in  UDmittelbarem  oder  mittelbarem  Dieaste  eines  Bo&des- 
ataats  angestellten  Personen,  ohne  üntereehied»  ob  sie  einen  Diensteid 
geleistet  haben  oder  nicht.  Der  entecheidende  Umstand  ist  der  der 
Anstellung,  der  nach  dem  Staatsrecht  des  in  Betracht  kommenden 
Bundesstaats  zn  benrteilen  ist. 

Nach  allgemeinen  staatsrechtlichen  Grundsätzen  wird  anter  An- 
stellang im  Gegensatz  zum  Vertrage  der  einseitige  Akt  der  Staatsbe- 
hörde verstanden,  darch  den  jemand  za  einem  Staatsamt  berufen  wird. 
Liegt  eine  derartige  Anstellung  vor,  die  in  der  Begel  durch  Erteilung 
einer  Bestallung  oder  AnstellungsverfTigang  beurkundet  zn  werden 
pflegt,  so  kommt  es  auf  die  Natur  der  Dienste,  die  der  Angestellte  zu 
leisten  hat,  nicht  an:  die  Beaniteneigenschaft  kann  Personen  verliehen 
werden,  die  ledifrlifh  iiif^rhanischo  Dipiiste  zu  verrichten  haben.  (Meyer, 
Lehrbuch  des  Deutschen  Staatsrechts  6.  Aufl.  S.  505fl".,  Laband,  Staats- 
recht des  Deutscheu  Reichs  4.  Aufl.  I  S.  403  0".,  v.  Rheinbaben, 
Preussische  Disziplinargesetze  S.  18 ff.,  Schulze,  Preussisches  Staats- 
recht I  S.  313  ff.) 

E2ine  förmliche  Anstellung  des  Bahnageuten  S.  liegt  nicht  yor. 
Ihr  Fehlen  scbliesst  allerdings  seine  Beamteneigensehaft  nicht  ans, 
weil  im  Sinne  des  $  859  StGB,  eine  bestimmte  Form  fftr  die  AnsteUang 
nicht  Torgeschrieben  ist  (Bechtsprechung  5,  328,  E.  26,  487)  .oad  die 
Beamteneigenschaft  andi  dann  angenommen  werden  darf,  wenn  sie  ans 
der  Natnr  der  geleisteten  Dienste  oder  ans  sonstigen  Umständen  ge- 
schlossen werden  kann,  die  den  Anstellnngswillen  der  anstellenden  Be- 
hörde und  den  damit  ttbereinstimmenden  Willen  des  Angeklagten  zum 
Eintritt  in  das  BeamtenTerhftltnis  ergeben. 

Als  Dienste,  die  einen  Bftckschluss  auf  die  Beamten- 
eigensehaft gestatten,  kommen  nur  solche  in  Betracht,  die 
nur  unter  der  Voranssetzang  der  Wahrnehmung  durch  einen 
öffentlichen  Beamten  Wirkung  gewinnen  können. 

Aus  dem  Vertrage  zwischen  der  Eisenbahndircktion  und 
S.,  der  vom  Senat  zur  Prüfung  der  Rechtsgültigkeit  des  Strafaiitiages 
eingefordert  worden  ist,  lässt  sich  für  die  Begründung  eines  Be- 
amten veriiältnisses  nichts  entnehmen.  Durch  dieseu  Vertrag 
vom  27.  September  /  8.  Oktober  1904  werden  dem  Schneidermeister  S. 
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die  (lesciiäfte  eines  Balinagenten  für  den  Haltejuinkt  N.  übertragen. 
Diese  Gescliäfte  bestehen  in  dem  Falirkartenverkaul  und  der  Gepäck- 
abfertigung, dem  Anzünden,  Auslöschen  und  Reinigen  der  Lampen  und 
Laternen,  der  Aufsicht  über  Anlagen  und  Inventarien  des  Haltepunkts, 
dessen  Reinhaltung,  der  Bedienung  des  Telephons,  Heizung  der  Oefen, 
dem  rechtzeitigen  Oeffoen  and  dem  sicheren  Verschluss  der  Dienst- 
r&mne.  Im  fibrigen  wird  dem  Bahnagenten  die  Wahrung  des  Qeschftlls- 
nnd  Amtsgeheimnisses  zur  Pflicht  gemacht  und  bemerkt,  dass  er  dem 
Publikom  gegenüber  die  gleiche  Veraatwortong  wie  ein  Beamter  zu 
tragen  habe.  Hiernach  sind  die  Dienste  eines  Bahnagenten  ganz 
untergeordneter  Natnr,  die  von  jedermann  wahrgenommen 
werden  können,  anch  wenn  er  nicht  mit  der  Aatorit&t  eines 
Öffentlichen  Beamten  bekleidet  ist.  Es  kommt  hinzu,  dass  der 
Bahnagent  diese  Geschäfte  nicht  einmal  persönlich  zu  erledigen  braucht, 
sondern  dass  er  sich  hierzu  der  Beihilfe  geeigneter  Pei*sonen  seines 
Hausstandes  bedienen  kann,  wie  er  dann  auch  die  Diensträume  zu 
einem  sonstigen  (Jeschäftsbetriebe  benutzen  darf  (§  8  des  Vertrages). 
Die  Vorbehalte  wegen  Wahrung  des  Amtsgeheimnisses  entscheiden 
nicht,  da  die  Verpfliclitniig  zur  Verschwiegenheit  auch  ausserhalb  eines 
Beamtenverliältnisses  begiinnieT  werden  kann.  Hervorzuheben  ist  end- 
lich, dass  dem  8.  bahnpolizeilidie  Befugnisse  66,  68'  der  Betriebs- 
ordnung vom  5.  Juli  1892,  §§  47,  49  der  Bahnordnung  für  Neben- 
bahnen vom  5.  Juli  1892,  jetzt  §§  45,  74  der  Eisenbahnbau-  und  Be- 
triebsordnung vom  4.  November  1904)  nicht  übertragen  worden  sind. 

Mit  diesen  allgemeinen  Gründen,  aus  denen  die  Beamteneigenschaft 
der  Bahnagenten  zu  verneinen  ist,  stimmen  die  Dienstvorschriften  der 
Sisenbahnverwaltung  Aber  die  Stellung  der  Bahnagenten  ftberein. 

Aus  verschiedenen  Erlassen  des  Hinisters  der  öffentlichen  Arbeiten 
ergibt  sich,  dass  die  Bahnagenten  Privatpersonen  sind,  die  zu  der  Eisen- 
bahn Verwaltung  .  in  einem  privatreehtlichen  Vertragsverhältnis  stehen. 


Nr.  20.    Entsc'li.  des  Peutselien  Keichsirerichts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  29.  Januar  1906. 
(J«r.  WoeliwMbr.  Jfthrg.  U  (ifM)  1fr.  •  8.  in  Ziff.  la) 

9  304  ZPO.  Die  Erküniai  Kllftra*  SohadMMreattreriemo  sei  Teil 
VN  iwr  BeralllMlOMMMfeaft  vergütet  worden,  hat  zur  Folge,  iaat  laifwalt  taise 

Klageforderung  abgewiesen  werden  muss. 

Soweit  dem  Kläger  nach  Massgabe  des  LwUVersG.  ein  Ent- 
schädigungsanspruch an  die  Berufsgenosscnschuft  erwachsen  ist,  ist  der 
ihm  an  den  Beklagten  zustehende  Schadenersatzanspruch  auf  die  Be- 
ruf sgenosseuschaft  übergegaugeu  (vgl.  KG.  60,  200 Üg.),  der  Kläger  ist 
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dalier  insoweit  zur  Vertol^nng  des  Anspruchs  nicht  mehr  logiliniiert; 
er  kann  in  diesem  Umfange  auch  keine  Feststellung  der  Schadenersatz- 
pflicht des  Beklagteü  verlangen,  und  vollends  unmöglich  ist  es,  dass 
Ober  diesen  Teil  der  Schuld  des  Beklagten,  für  den  ihm  allein  die  Be- 
rn fsgenossenschaft  als  Glftabigerin  gegenttberstebt,  im  gegenwärtigeo 
Prosesse  eine  Vorabentscheidung  über  den  Grund  des  Anspmebs  er- 
gehen kUnnte.  Gegenstand  einer  solchen  kann  vielmehr  selbstverstfind- 
lieb  nur  der  Teil  des  Gesamtansprucbs  sein,  besllglieh  dessen  der 
KlAger  selbst  Gl&abiger  geblieben  ist  Es  mosste  deshalb,  wenn  der 
Kl&ger  den  Schadenersatzansprneh.  bezttgHch  des  vollen  ihm  erwachsenen 
Schadens  geltend  gemacht  hat,  die  Entscheidung,  in  welcher  der  Elage- 
anspruch  als  dem  Gmnde  nach  berechtigt  erklärt  wurde,  auf  den  nicht 
auf  die  Berufsgenossenschaft  Qbergegfangenen  Teil  des  Gresamtanspruebs 
beschränkt,  und  im  übiigen  die  Klage  abgewiesen  werden.  Das  Be- 
rufungsgericht hat  freilich  angenommen,  in  Wirklichkeit  habe  der 
Kläger  seinen  Anspruch  auf  denjenigen  Teil  des  Gesamtschadens  be- 
schränken wollen,  der  nicht  auf  die  Herufsfreiiossenschaft  Übergegangen 
sei.  so  sei  der  Klageantrag  von  Hau>  au.s  gemeint  gewesen.  Dirse  An- 
nahme ist  aber  uugerechtfertigt,  sie  steht  mit  der  Fassung  des  Klag- 
autrags  in  Widerspruch. 


Nr.  8i>.    Entseli.  des  Deutschen  RoichKircrichti« 
6.  Zivilsenat.    Vom  29.  Januar  1906. 
(J  w.  Jahn- » (itM)  Nr.  c  &  11t  la.) 
§  804  ZPO.  AMh  Im  VcrfUirM  Iber  ite  firsMl  das  AMpnoks  üMt  die  Fra|Sf  sh 
ein  SflbaiesserMtiMtprach  auf  eine  Kast«  tder  Asttalt  ■tob  dei  Vflrtlokanisit- 
gesetzen  ganz  oder  teilweite  Ibtrieiaigen  sei,  entsekleden  werden. 

Das  Berufungsurteil  ist  in  seinem  ganzen  Umfange  deshalb  unhalt- 
bar, weil  es  gegen  die  Rechtskraft  der  Entscheidung  vom  29.  Januar 
1904 ,  dass  der  erhobene  Klageanspruch  dem  (Trunde  nach  zu 
einem  Viertel  berechtigt  sei,  verstösst.  Auch  bei  der  Frage,  ob  ein 
gesetzlicher  iSchadensersatzaiispruch  nach  den  Bestimmung:en  der  Ver- 
sicherungsgcsetze  auf  eine  Kasse  oder  Anstalt  usw.  ganz  oder  teil- 
weise übergegangen  sei,  handelt  es  sich  um  den  Grund,  nicht  um  den 
Betrag  des  Anspruches;  soweit  der  Klager  infolge  eines  solchen  Ueber- 
ganges  nicht  aktiv  legitimiert  ist,  ist  ihm  der  Anspruch  auch  dem 
Grande  nach  teilweise  abzusprechen,  wenn  ancb  eben  nar  dem 
Gronde  nach,  also  durch  Hinzuffiguug  einer  Einschränkung  zn  dem 
gemäss  §  904  ZPO.  ergehenden  Zwischennrteile.  Daher  moss  der  Be- 
klagte schon  in  dem  Verfahren  über  den  Grand  die  betreffende  Ein- 
wendung, wenn  er  sie  nicht  verlieren  will,  vorbringen,  bzw.  der 
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Richter,  wenn  er  überliaupt  Anlass  dazu  hat,  schon  in  diesem  Ver- 
fahren darauf  bezügliche  Fragen  stellen. 


Nr.  81.  Entseh.  dos  Schweizer  Bnndesgeiiehts. 

Vom  31.  Januar  1906. 

i  ZeiUchr.  d.  Bern  Jnr.-Ver,  Bd.  iJ  Heft  :!  S  I3f«.> 

EiD  Betrieliainfall  ist  dann  als  Ursache  einer  psyciiisciien  Stönini  zu  betrachten, 
WIN  m  dtr  dabar  bMMrfafetlilM  ElMkM  «ril  WlllMitf  »in  ^  fcrtabinfte 

ZwMfmrtMliig  MrtitMilM  tot 

aAngesiclits  dw  Ar  das  Bnndesgericht  Terbindlielien  tatsächlichen 
FeststeUangen  der  Expertise  nun  möchte  vielleicht  das  Vorhandenst 
eines  Schadens  infolge  des  Unfalls  insofern  auf  den  ersten  Blick  als 
zweifelhaft  erscheinen,  als  der  Experte  erklärt,  dass  der  Kllger  trotz 
seiner  Beschwerden  seinen  Bernf  vollständig  ausfüllen  könnte.  Allein 
nach  den  weiteren  Ausführungen  des  Experten  fehlt  es  dem  Kläger 
hiefttr  an  der  nötigen  Energie,  weil  sein  ganzes  Sinnen  nnd  Trachten 
auf  eine  Entschädigung  gerichtet  ist,  und  diese  unrichtige  Gedanken- 
richtiiii^,  die  den  Kläger  an  der  Wiederaufnahme  der  Arbeit  verhindert 
hat,  beruht  nicht  etwa  auf  seinem  freien  Willen .  so  dass  er  sich  bei 
gutem  Willen  davon  hätte  freimachen  können,  sondern  ist,  wie  der 
Experte  ausdrUcklich  erklärt,  eine  krankhafte  Schwäche,  d.  h.  wohl 
eine  auf  beeinträchtigte  Einsicht  und  gehemmten  Willen  zurückzu- 
führende fehlerhafte  Vorstellung,  die  sich  seit  dem  Unfall  beim  Kläger 
entwickelt  hat.  Der  Kausalzusammenhang  -zwischen  dieser  Störung  und 
dem  Unfall  ist  deshalb,  und  zwar  im  Gegensatz  zu  dem  vom  Bundes- 
gericht kürzlich  entschiedenen  Fall  Sidler  (Urteil  vom  13.  Dezember 
1905),  Torliegend  als  gegeben  anzunehmen,  weil  jener  Znstand  getrttbter 
Einsicht  nnd  gehemmten  Willens  auf  den  Unfall  und  seine  unmittelbaren 
Folgen  zurttckgeht.  Im  Falle  Sidler  stand  dagegen  nach  dem  Ergebnis 
der  Ärztlichen  Expertise  fest,  dass  der  damaligei  Elfiger  sich  von  einer 
ähnlichen,  dort  durch  ftbertriebenen  Egoismus  zu  erklärenden  falschen 
Gedankenrichtnng  bei  gutem  Willen  hätte  befreien  können,  und  es  er- 
schien deshalb  der  Kausalzusammenhang  zwischen  den  noch  vorhandenen 
Beschwerden  und  dem  Unfall  unterbrochen.  Der  Unterschied  zwischen 
dem  Zustand  Sidlers  und  demjenigen  des  Klägers  erklärt  sich  aucli 
sachlich  hinlänglich  aus  dem  Umstand,  dass  Sidler  seine  Stelle  nicht 
verlor,  dass  ihm  stets  der  volle  Lohn  ausbezahlt  nnd  die  Heilungs- 
kosten ersetzt  wurden,  und  dass  er  wieder  mit  dem  früheren  Lohn 
weiter  arbeiten  konnte,  während  der  Kläger  seine  Stelle  schon  bald 
eiubüsste  und  daher  bei  ihm  die  Sorgen  um  die  ökonomische  Existenz 
und  somit  das  Streben  uach  Entschädigung  erklärlich  sind  und  es  nicht 
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auffallen  kann,  wenn  sich  daraus  infolge  der  dnrdi  den  Unfall  beein- 
triehtigten  Eindebt  und  der  daherigen  Hemmong  des  Willens  eine 
Zwangsvorstellung,  die  ibrerseits  als  dnrcb  den  Unfall  und  seine  Folgen 
ausgelost  erscheint,  entwickelt  hat*'. 


Nr.  33.   Entseh.  des  nandelstredehts  Wien. 

Vom  5.  Februar  1906. 
(Alle.  Tarif^Aas.  Jabz«. »  Mr. »  8.  tri.) 

Iwf  Fra|t,  it  wileltM  Zattpsskto  ier  Astprooh  airf  alse  tai  lilQkver|ltas|twe|e 
nr  AswMihns  letasfania  Refaktie  fSlllg  und  die  Bsesbtbe  n  dettM  VarzliMif 

verpflichtet  ist. 

Im  §  1417  a.  h.  GB.  ist  der  904  bezogen  und  kommt  daher  die 
letztere  gest'tzliche  Bestinnnuii*^  auch  bei  Geldzaliliinj^en  zur  Auwendung. 
Wenngleich  nur  die  Worte  „ohne  n;»tigen  Aufschub"  im  904  a.  b.  (^B. 
hauptsächlich  eine  Bewirkungsirist  beinhalten,  so  ist  doch  nicht  zu 
übersehen,  dass  im  konkreten  Falle  der  Anspruch  durch  Priifung  der 
Belege  erst  liquid  zu  stellen  war,  während  die  Vorsciiriften  der  §§  904 
und  1417  a.  b.  GB.  die  Richtigkeit  der  Verbindlichkeit  voraussetzen. 
Dass  der  Beklagten  eine  angemessene  Fri.st  zur  Prüfung  der  Belege 
gewähi-t  werden  müsse,  bevor  noch  von  einer  f&lligen  Forderung  ge- 
sprochen werden  kOnne,  deuten  weiters  insbesondere  die  Bestimmungen 
des  Art.  326  HOB.  nnd  §  1418  a.  b.  QB.  an,  wonach  in  gewissen 
Fftllen  die  SSahlungsfrist  nach  den  Umständen  oder  nach  dem  Handels- 
gebranch, beziehungsweise  durch  die  Natur  des  Oesch&ftes  bestimmt 
wird,  was  bei  einer  komplizierten  Liquidierung  eines  Anspruches  nicht 
unbeachtet  bleiben  kann.  Als  angemessene  Frist  zur  Feststellung  des 
Refaktieanspruches  hat  nnn  der  Sachverständige  F.  P.  im  vorliegenden 
Falle  einen  Zeitraum  von  drei  bis  vier  Monaten  begutachtet  and  hat 
auch  der  Erstrichter  eine  viermonatliche  Frist  seiner  Entscheidung  za- 
grunde gelegt.  Die  dagegen  von  der  Klägerin  geltend  gemachten  An- 
fechtnngsgiünde  sind  nicht  begründet. 

Es  ist  wohl  richtig,  dass  die  Beklagte  den  Fälligkeitstag  des  Re- 
faktieanspruches nicht  weiter  hinausschieben  könnte,  wenn  sie  in  der  Zeit 
vom  21.  März  1904  bis  5.  Mai  1904  die  notwendige  Prüfung  der  Belege 
zustande  gebracht  haben  würde,  da  sie  ungeachtet  der  ihr  hiezu  frei- 
stehenden längereu  Frist  grundlos  die  Auszahlungsfrist  selbstverständ- 
lich nicht  verzögern  durfte.  Diese  Prüfung  hat  jedoch  tatsächlich 
nicht  stattgefunden  und  handelt  es  sieh  somit  zunächst  um  die  Frage, 
üb  die  Beklagte  nach  der  Sachlage  verpflichtet  war,  mit  der  not- 
wendigen ziffermässigeu  Ueberprüfung  der  mit  dem  klägerischen  An- 
suchen vom  81.  März  1904  vorgelegten  Belege  sich '  zu  befassen,  ob- 
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wöhl  sie  am  prinzipielleD  Grflnden  den  Ansprach  nicbt  für  berechtigt 
hielt  Der  Sacfaverstftndige  hat  einen  solchen  Vorgang  als  nicht  üblich 
bekondet.  Für  die  Veraeinong  dieser  Frage  tritt  aber  im  Torliegenden 
Falle  noch  hinzu,  dass  die  Beklagte  in  Jenem  Zdtpnnkte  avei  im  Vor- 
Prozesse  zu  ihren  Gunsten  lautende  Entscheidungen,  n&mlich  das  Urteil 
des  k.  k.  Handelsgerichts  Wien  vom  80.  Oktober  1903  und  das  Urteil 
des  k.  k.  Oberlandesgerichts  Wien  vom  4.  Jänner  1904,  für  sich  hatte. 
Ueberdies  hätte  die  Frist  vom  21.  März  bis  ö.  Mai  1904  im  Sinne  des 
Gutachtens  des  Sachverständigen  und  wie  aus  dem  nachträglich  ein- 
geleiteten Rikkvergütungsverfaluen  sich  ergibt,  zur  Erledigung  des 
Gesuciies  nicht  genügt,  wenn  die  Beklagte  in  die  ziffermässige  Prüfung 
des  Anspruches  einsrep^angen  wäre. 

Durch  die  Ablelniung  des  Anspruches  mit  Schreiben  vom  5.  Mai  1904 
hat  die  Beklagte  somit  weder  die  ihr  zustehende  angemessene  Prhfungs- 
frist  konsumiert,  noch  auf  einen  Teil  derselben  verzichtet,  und  da  auch 
die  Auszahlung  eines  Vorschusses  oder  einer  Abschlagszahlung,  zu 
welcher  die  Beklagte  übrigens  mangels  eines  ßechtsgrundes  überhaupt 
nicht  verhalten  werden  konnte,  eine  wenn  auch  oberflächliche  Ziffer- 
mässige  üeberprttfüng  der  Belege  voraussetzt,  so  wnrde  der  5.  Mai 
1904  mit  Recht  weder  fftr  den  ganzen  Anspruch  noch  fikr  den  Teil- 
betrag von  6000  K  als  F&Ui|^eitstermin  angenommen. 


Nr.  'SS.   Entseh.  des  Schweizer  Bundesgerichts. 
Vom  15.  Februar  1906. 

(BobwJZ.  JataB.  n  Hr.  tl  &  SVL) 
FaMkhaftpflicht.  Ein  Betriebsunfall  ll«|t  niolit  vor,  wenn  der  auswSrts  auf  Moitaft 
weilende  Arbeiter  auf  den  Weg«  v«a  Koatort  zur  Arbeitstätte  venui|liokt0. 

Die  Reise  des  Monteurs  an  den  Ort  der  Montage  mag,  weil  sie 
sich  nach  den  Anordnungen  und  auf  Kosten  des  Unternehmers  und  in 
einer  durch  den  Betrieb  bedingten  Weise  vollzieht,  dem  letzteren  bei- 
gezählt werden.  Dagegen  kann  in  dieser  Beziehung  ein  Unterschied 
zwischen  dem  Weg  von  und  zur  Betriebsstätte  am  Hauptarbeitsort  und 
am  Orte  der  Montage  grundsätzlich  nicht  gemacht  werden,  weil  hiebei, 
abgesehen  von  besondern  Umständen,  wie  sie  hier  nicht  zutreffen,  an 
beiden  Orten  in  gleicher  Weise  die  privatwirtschaftliche  Tätigkeit  des 
Arbeiters  im  Gegensatz  zur  Iktriebstätigkeit  im  Vordergrund  steht. 
Nach  diesen  Ausführungen  fehlt  ts  vorliegend  an  einem  5rtlicheu  und 
zeitlichen  Zisammenhang  zwischen  dem  ünfaD  des  Klägers  imd  dem 
Betrieb  des  Beklagten,  und  es  braucht  unter  diesen  Verhältnissen  die 
Frage  nicht  erOrtert  zu  werden,  ob  zur  Begründung  der  Haftpflicht 
nach  schweizerischem  Becht  ausserdem  noch  ein  kausaler  Znsammen- 
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hang  zwischen  Unfall  und  Betrieb  erforderlich  ist,  in  dem  Sinne,  dau 
der  Verletzte  durch  seine  Berufsbeschäftigung  der  betreffenden  Gefahr 
in  einem  das  Bisiko  des  gewöhnlichen  Lebens  Qbersteigcnden  Masse 
ausgesetzt  gewesen  sein  musste  (siehe  AS.  Bd.  XXV  T«  2  S.  169  f.). 

Mit  jener  Feststellung  ist  aber  die  Haftpflicht  hier  noch  nicht 
unbedingt  verneint.  Ein  Unfall,  der  sich  ausserhalb  der  Betriebsstätte 
und  der  Betriebszeit,  bei  keiner  Betriebstätigkeit  ereignet,  kann  gleich- 
wohl sich  als  Verwirklichung  der  besondern  Gefahr  des  Betriebs  dar- 
stellen. Vermöge  der  Einrichtungen  und  der  Organisation  des  Betriebs 
kann  nämlich  der  Arbeiter,  der  in  seiner  freien  Zeit  einer  nicht  dem 
Betrieb  angehörigen  Tätigkeit  obliegt  oder  der  Ruhe  pflegt,  erhöhter 
llnfallsgefahr  ausgesetzt  sein,  und  soweit  dies  der  Fall  ist,  muss  er 
gleichfalls  unter  dem  Schatze  der  Haftpflichtgesetze  stehen  (vgl.  AS. 
ZVm  S.  368;  XXH  S.  147;  XXVI  T.  2  8.  238;  XXX  T.  2  S.  500). 
Nnr  ist  hier  selbstyerstftndlich  fftr  die  Annahme  eines  Betriehsnnfalls 
an  dem  Erfordernis  festzuhalten,  dass  der  Arbeiter  einer  Aber  den  Be- 
trieb hinaus  wirkenden  besondem  BetriebsgeiUir,  also  nicht  einer  Qe- 
fahr  des  gewöhnlichen  Lebens,  der  er  nicht  infolge  des  Betriebs  in 
erhöhtem  Hasse  aasgesetzt  war,  erlegen  sei,  weil  ja  sonst  jede  Be- 
ziehnng  des  Unfalls  zum  Betrieb  fehlen  würde.  Dieses  Beqnisit  efaies 
Betriebsunfalls  kann  aber  vorliegend  nicht  als  gegeben  anerkannt 
werden.  Die  Gefahr,  auf  der  Strasse  bei  schlüpfrigem  Bodoi  und  zu- 
mal bei  Glatteis  auszugleiten,  welcher  Gefahr  der  Klägw  zum  Opfer 
fiel,  ist  ein  Risiko  des  gewöhnlichen  Lebens.  Der  Kläger  war  dieser 
Gefahr  wegen  seiner  Beschäftigung  im  Betrieb  des  Beklagten  nicht  in 
stärkerer  Weise  ausgesetzt.   

Nr.  :i4.   Eiitscli.  dos  Deutschen  Reichsgorichts. 
T.Zivilsenat.   Vom  16.  Februar  1906. 

(OJZ.  XI  (IfOQ  Nr.  10  &  9K.) 

8  10  Abs.  2  Preits.  Ent6.  VM  II.  Jisl  1874.  Die  Strassen,  welche  ein  tiihaltlielMr 

Bebauungsplan  projektiert,  liSnneii  nicht  stets  als  einheitliche  Anlage  angesehen 
werden,  derartig,  dass  bei  AusfQhrung  dieser  Strassen  zu  verschiedenen  Zeiten  alle 
als  itoeue  Allagen"  gegeniber  Jeder  Enteignung  vom  Terrain  zur  Anlage  der  be- 

treffiiiiiSN  Miaiioi  n  ketnoMes  leiss. 

El.  besitzt  in  M.  ein  Eckgmndstllck,  das  Östlich  Tom  Dahlweg, 
nördlich  von  der  jetzigen  Angnstastrasse  begrenzt  wird.  In  den  Jahren 
1896/97  wnrde  in  M.  ein  Bebauungsplan  aufgestellt,  in  dem  die  Um- 
wandlung jener  beiden  Wege  in  Oifentliche  Strassen  yorgesehen  wurde 
und  deren  Fluchtlinien  bestimmt  wurden.  Im  Jahre  1898  wurde  die 
jetzige  Angnstastrasse  ausgefOhrt  Im  Jahre  1901  wurde  die  Her- 
stellung des  Dahlwegs  als  Öffentliche  Strasse  in  Angriff  genommen. 
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Der  zur  Herstellang  dieser  Strasse  notwendige  Teil  des  klägerischen 
Grondstiicks  wurde  enteignet.  Kläger  verlangt  (nnzofriedcn  mit  dem 
ihm  vom  Beziiksausschiiss  zugebilligten  Betrag  von  10,50  M.  pro 
Quadratmeter)  als  Entschädigung  24  M.  pro  Quadratmeter,  weil  das 
enteignete  Grundstück  durch  die  tatsächliche  Anlegung  der  Augusta- 
strasse Bauland  £rt^\vorden  sei.  Vorinstanz  weist  den  Mehranspruch 
ab,  da  mit  §  10  Abs.  2  EntG.  eine  Werterhülmng ,  die  das  Grund- 
stück erst  infolge  der  „neuen  Anlage"  erhielt,  bei  Bemessung  der  Ent- 
scli;idi*,ning  nicht  zu  berücksichtigen  sei,  als  eine  solche  „neue  Anlage"' 
aber  nicht  bloss  die  1901  zur  Ausführung  gelangende  öffentliche  Strasse 
im  Zuge  des  Dahlwegs,  sondern  auch  noch  die  1898  auf  Grund  des- 
selben Bebauungsplans  ausgeführte  Augustastrasse  zn  vei*stehen  sei. 
BG.  hebt  «nf  und  verweist  mrttek.  Allerdings  h$be  der  Bebauungs- 
plan von  1896/97  schon  bewirkt,  dass  das  danach  im  Falle  sp&terer 
Herstellung  des  Dahlweges  als  Strasse  abzutretende  Terrain  nicht  als 
Bauland  entschädigt  werden  kOnne,  da  dieses  schon  bei  und  nach  An- 
legung der  »Augustastrasse*  nicht  mehr  bebaut  werden  durfte.  Da- 
gegen könne  yielleicht  die  Wertsteigemng  in  Betracht  kommen,  welche 
dies  Termin  anderweitig  (z.  B.  als  Garten)  durdi  Anlegung  der  Augusta- 
strasse erfahren  habe.  Unrichtig  sei  die  Annahme  der  Vorinstanz, 
dass  alle  Strassen,  welche  ein  einheitlicher  Bebauungsplan  projektiere, 
stets  als  eine  einheitliche  Anlage  anzusehen  seien,  so  dass  bei  Aus- 
führung dieser  Strassen  in  Zwischenräumen  alle  als  „neue  Anlagen*^ 
im  Sinne  des  §  10  Abs.  2  EntG.  gegenüber  jeder  Enteignung  von 
Terrain  zur  Anlegung  dieser  Strassen  zu  betrachten  seien.  Dass 
das  ganze  in  dem  Plan  enthaltene  Strassonnotz  in  §  15  des  Fluchtlin.Ges. 
vom  2.  Juli  1875  als  eine  solche  einheitliclit*  ncuf  Anlage  bezeichnet 
werde,  habe  nur  Bedeutung  für  die  Kostenverteilung.  Es  komme 
darauf  an,  ob  mehrere  Strassen  nach  ihrer  »ranzen  Anlage,  dem  Zuge 
des  sich  darin  entfaltenden  Verkehrs  nacli  und  aus  ähnlichen  Gesichts- 
punkten in  innerem  Zusammenhang,  in  gegenseitiger  Abhängigkeit  zu- 
einander stehen.  Sei  dies  der  Fall,  so  könnten  sie  als  eine  Anlage, 
ihre  Hersteihmg  als  ein  Unternehmen  eischeinmi.  Es  könne  aber  auch 
vorkommen,  dass  derselbe  Plan  eine  ganze  Reihe  ▼ei'schiedener  selb- 
ständiger Unternehmungen  umfasse,  die  zu  verschiedenen  Zeiten,  oft 
mit  grossen  Zwischeniüumen  und  von  verschiedenen  Unternehmern  zur 
Ausführung  kommen.  Allerdings  werde  bei  der  Aufstellung  des 
Planes  regelmässig  nach  einheitlichem  Gesichtspunkt  verfahren;-  das 
bedinge  aber  nicht,  dass  auch  die  Ausftihmng  ein  einheitliches  Unter- 
nehmen sei.  Die  gleichzeitige  Veröffentlichung  des  Plans  bedinge  nur, 
dass  von  diesem  2Seitpunkt  an  die  werterböhenden  Wirkungen  des  Unter- 
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nehmens,  der  neuen  Anlage,  zu  beurteilen  seien.  Von  dieser  zeitlichen 
Einheit  des  einzelnen  Unternehmens  sei  aber  die  sozusagen  räumliche 
Einheit  mehrerer  Unternehmungen  zu  unterscheiden.  Es  müsse  also  in 
jedem  einzelnen  Fall  geprüft  werden,  ob  die  Herstellung  mehrerer 
Strassen  eine  Anlage  bilde  oder  nicht,  wobei  der  zeitliche  Zosammen- 
hang  der  Aosflhniiig  von  betonderer  Bedeatnng  sei.  Denn  bletben 
nach  HersteUong  einer  Strasse  andere  noch  jahrelang  zorttckgestellt, 
80  spreche  dies  gegen  ein  nahes  Abhängii^eitsrerhUtnis. 


Nr.  35.   Entseh.  des  Oesk'rr.  Verwaltnngsgerichtshofes. 
Vom  21.  Februar  1906. 

(OaMerr.  BlaMb.^?«fOfda^BI.  ZIX  (IfM)  Mr.  n  8.  Itl6.) 
Zar  Erhaltung  einer  ver  dM  Bahnbaue  nicht  vorhanden  geweaeeM  uad  erat  durch  daa 
Bahnbau  notwendig  gewordenen  Einfriedung  (Geländer)  längs  eines  verlegten  Weges 
kaaa  die  wegerhaltungspffichtige  Gemeinde  gegen  ihren  Willen  nicht  verpflichtet  werden. 
Dar  Eiaailahnunteraehmung  obliegt  geaftsa  g  10  HL  o  de»  Eisenbahn' Kaazeaaiona- 
oeaatiat  vaai  14.  SapMiar  1854,  RUBI.  Nr.  238,  die  VarpMoUsii,  fir  «Im  darob  das 
Bahnbau  gestörte  Kommuniliation  einen  vollkommen  glelobwertigen  Ersatz  In  dM 
SIeaa  za  aohaffaa,  dass  das  öfTentliche  KommunikationsbedQrfala  im  gleMiaa  Maate 

wie  frOher  seine  Befriedigung  finde. 

Wie  sich  aus  der  angefochtenen  Entscheidung  und  aus  der  vom 
belangten  Ministerium  erstatteten  Gegenschrift  ergibt,  vertritt  das 
Ministerium  die  Rechtsanschauung,  dass  der  Gemeinde  Z.  ausser  der  ihr 
gemäss  §  10  lit.  c  der  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Entschliessung 
vom  8.  September  1854  erlassenen  Ministerialverordnung  vom  14.  Sep- 
tember 1854,  ROBI.  Nr.  238,  obliegenden  Ehrhaltung  der  durch  den  Bau 
der  Eisenbahn  gestörten  and  wieder  hergestellten  Gemeindewege,  am 
welche  es  sich  vorliegend  handelt,  auch  die  Erhaltung  des  Gel&nders 
bei  der  Bampe  in  km  60/1  obliege.  Mein  mit  Unrecht.  Denn  dass 
sich  an  der  fraglichen  Stelle  früher  keine  EinMednng  (Gelftnder)  be- 
fand, steht  aasser  Streit,  und  ein  solches  Gelftnder,  welches  nicht  schlecht- 
hin als  Bestandteil  des  Weges  angesehen  werden  kann,  fUlt  daher  anter 
den  Begriff  der  besonderen,  früher  nicht  Yorhandenen  Bauten,  bezüglich 
deren  gemftss  al.  4  lit.  c  der  bezogenen  Gesetzesstelle  der  Eisenbahn- 
unternehmung nicht  bloss  die  erste  Herstellung,  sondern  auch  die  künf- 
tige Erhaltung  zur  Last  fällt,  weshalb  die  Gemeinde  zur  Erhaltung 
dieser  Einfriedung  gegen  ihren  Willen  nicht  verhalten  werden  kann 
und  die  angefochtene  Entscheidung  in  diesem  Punkte  als  gesetzlich 
nicht  begründet  aufzuheben  war. 

Im  übrigen  war  der  Gericlitshof  nicht  in  der  Lagp.  die  Beschwerde 
als  begründet  zu  erkennen  und  dies  zwar  im  Grunde  der  folgenden 
Erwägungen: 
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Gemäss  §  10  lit.  c  des  obeiibezogenen  EiscMibalin-Konzessionsgesetzes 
ist  die  Eiseiibahnverwaltuug  dann,  wenn  durch  den  Bau  der  Eisenbalm 
öffentliche  Brücken,  Stege  oder  sonstige  Kommunikationsmittel  ganz 
oder  zum  Teil  gestört  oder  unfahrbar  gemacht  werden,  verpflichtet, 
nach  jedesmaliger  Anordnung  der  Behörden  die  gestOrte  Kommonikation 
anderweitig  ToUkommen  wieder  herzustellen  und  haben  die  anstatt  der 
zerstörten  oder  nnfahrbar  gewordenen  nen  hergestellten  Wege,  Brucken 
etc.  diejenigen  im  brauchbaren  Stande  zu  erhalten,  welchen  die  Er- 
haltung der  froheren  Wege,  Brücken  etc.  oblag,  wobei  dieselben  jedoch 
von  der  Eisenbahnunternehmung  den  Ersatz  eines  TerhtUtnisniässigen 
Teiles  der  Kosten  insofern  ansprechen  können,  als  die  Erhaltungskosten 
dieser  Wege ,  Brttcken  etc.  durch  den  Bau  der  Eisenbahn  vergrOssert 
worden  sind. 

Was  also  die  Eisenbahnnnternehmnng,  und  zwar  allerdings  voll- 
kommen, wieder  lierzustpllen  hat,  ist  nicht  das  einzelne  konkrete  Ob- 
jekt (der  We^,  die  Brücke,  der  Steg  etc.),  sondern  die  Koninnmikation. 
Es  kann  also  der  P^isenbahnunternehmun^i'  nui-  die  Verpllichtung  auf- 
erlegt werden,  für  die  p:cst«")rte  Kommunikation  einen  vollkommen  fjleich- 
wertigen  Er.^^atz  zu  scliatt'en,  das  iieisst.  das  öftentliche  Konimunikations- 
bedürfnis  muss  im  gleichen  Masse  wie  früher  seine  i^efriedigung  finden, 
was  aber  nicht  besagt,  dass  jedes  einzelne  Objekt  in  seinen  früheren 
Zustand  versetzt  werden  müsste  oder  dass  die  Eisenbahn  Unternehmung 
verhalten  werden  könne,  an  Stelle  der  anderweitigen  vollkommenen 
Wiederherstellung  der  gestörten  Kommunikation,  Kommunikations- 
mittel in  einem  besseren  Zustande  zu  errichten,  als  solche  frilher  vor- 
handen waren.   

Nr.  36.    Kntst'h.  des  Deutsehon  Rolehsgerichts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  22.  Februar  1906. 

(JW.  Jahrg.  86  (1906)  .Nr,  7  S.  204.) 

|§  3,  3  a  Haftpfliohtgesetz.  §  304  ZPO.  Unzulässig  ist  ein  Zwiscliennrteil,  weia 
dsr  Klageantrag  !■  anklarsr  Welse  aef  ErstattoKg  des  doreh  den  UnfUi  entstandenen 
nnd  neeh  entstellenden  Sobsdene  eder  einer  mindestens  in  inhlsnden  BeMeaninie  ge- 

Heiltet  ist. 

Der  Klageantrag  ist  gerichtet  auf  Verurteilung  der  Beklagten, 
dem  Kliitrer  allen  durch  den  Unfall  entstandenen  und  noch  entstehen- 
den Sihaden  zw  ersetzen  und  ihm  zu  difseni  Zwecke  mindestens 
5000  Mark  zu  btzalilou.  Dieser  Antrug  enIbehrL  zu  sehr  der  erforder- 
lichen l?estinnutheit .  als  das.s  darauf  ein  Urteil,  in.sbesondere  ein 
Zwischenurteil  nach  §  1^04  ZP().  hätte  ergehen  können.  Sollte  dem 
ersten  Satz  des  Antrags  eine  selbständige  Be<leutung  zukommen  und 
nicht  blü.ss  die  einer  völlig  überflüssigen  Einleitung  zum  zweiten  Satze, 
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so  Hesse  er  sich  als  Antrajr  auf  Feststelinn?  oder  als  Antrag  auf 
Zahlung:  einer  Route  unter  Vorbeluilt  der  Angabe  des  Betrags  im 
gegenwärtigen  Rechtsstreite  autfassen;  in  dem  einen  wie  in  dem  anderen 
Falle  durfte  aber  ein  Zwischenurteil  nach  §  304  erst  nach  liezifferung 
des  Betrages  erlassen  werden ;  ausserdem  würde  crsterenfalls  zu  prüfen 
gewesen  sein,  ob  der  Kläger  ein  rechtliclies  Interesse  an  der  alsbal- 
digen Feststellung  des  Rechtsverhältnisses  hätte.  Aber  «neb  der  swdte 
Satz  llwt  dadnrcb,  dass  den  Worten  ,5000  Hark"  das  Wort  «min- 
destens* beigefügt  ist,  völlig  onbestimmt,  wieviel  der  Elftger  eigentlich 
fordert  Das  Bernfnngsgericbt  bätte  dafttr  sorgen  sollen,  dass  der 
▼Ollig  anklaie  Antrag  eri&ntert  werde. 


Nr.  87.  Eutseh.  des  Oosterr.  Verwaltungsgeriehtshofißs. 

Vom  2.  März  1906. 

(OMtmr.  ■liMb.-V«roffdn.-BI.  XIZ  (IMQ  Mr.  M  &  iMOi) 

Aich  bei  Beriihrang  ofTentlicher  Interessen  bleibt  es  dem  k.  k.  Eiscnbahnminlsterinni 
Iberlassen,  von  einer  politischen  Begehung  dann  abzusehen,  wenn  die  Ausführung  des 
Projektes  eine  Aenderung  an  bestehenden  Wegen,  an  WasserliMfen  oder  Bergwerken 

lieht  bodlRsi 

AVenn  sich  der  Beschwerdevertreter  bei  der  üffenth'clien  mündlichen 
Verhandlung  darauf  berufen  hat,  dass  nach  §  18  der  oft  zitierten  Ver- 
ordnung eine  politische  Begehung  immer  dann  stattzufinden  hat,  wenn 
dnrcb  ein  Bahnprojekt  „Landyerkebrsrerb&ltnisse  beeinflusst  werden*, 
dann,  „wenn  Wege  ins  Spiel  kommen*,  was  nach  Ansiebt  der  Ge- 
meinde im  vorliegenden  Falle  insofern  zntrült,  als  die  Passanten  anf 
der  Innstrasse  dnrcb  den  Eohlenstanb  vom  neuen  Koblenabladeplatze 
belästigt  nnd  somit  in  sanitärer  Beziehung  gefährdet  werden,  so  ist  dem 
gegenflber  lediglich  darauf  zu  verweisen,  dass  jene  Ausdrucke  in  dem 
Wortlaute  des  letzten  Absatzes  des  §  18  ihre  Erläuterung  finden,  wo- 
nach es  dem  Ermessen  der  Eisenbahnbebörde  anheimgestellt  ist,  von 
einer  Lokalkommission  dann  abzusehen,  wenn  wedw  Wege,  noch  Wasser- 
läufe oder  Bergwerke  berührt  sind,  d,  i.,  wran  die  Ausführung?  des 
Projektes  eine  Aenderung  an  bestehenden  Wegen,  an  Wasserläufen  oder 
Bergwerken  nicht  bedingt,  was  sich  insbesondere  auch  aus  dem  Ver- 
$]:Ieiche  mit  den  übrigen  Bestimmungen  in  den  §§  13  bis  16  jener  Ver- 
ordnung ergibt. 
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Entaeh.  des  Sehweiaer  Bnndeigeridits  rom  7.  nnd  8.  lüra  1906. 


Nr.  38.  Entsi'li.  dos  Schweizer  Bandesgeriebts. 

Vom  7.  März  1900. 

.'SchwJZ  II  Nr  2J  S.  283  Ziff  f 5  > 

Fabrikhaftpflidit.   Betriebsnafall ,  wein  ein  Arbeiter  iiein  6ang  oaoli  dea  Abtritt 

vanmillekt. 

Die  Vorinstanzen  sind  mit  Recht  davon  ausgegangen,  daas  man  ea 
▼oi'liegend  mit  einem  Betriebsanfall  zn  tnn  hat.  Der  Klftger  ist  auf 
der  Betriebsstätte  und  während  der  gewöhnlichen  Betriebszeit  vemn- 
glttckt;  der  örtliche  nnd  zeitliche  Zusammenhang  zwischen  Unfall  and 
Betrieb  ist  daher  gegeben.  Aber  auch  eine  kausale  Beziehnng  zum 
Betriebe  (falls  man  eine  solche  für  den  Begriff  des  Betriebsanfalls  fllr 
erforderlich  halten  sollte  s.  A.  S.  d.  bg.  E,  XXV  T.  2  8. 169  and  Ur- 
teil  des  BO.  vom  15.  Febraar  1906  i.  S.  Handing  ca.  Eisinger  — )  ist 
vorhanden:  Der  Kläger  war  der  Gefahr,  derer  zam  Opfer  gefallen  ist, 
nämlich  der  Gefaln  dos  Sturzes  über  das  am  Boden  liegende,  der  Ver- 
arbeitung harrende  oder  zam  Teil  schon  verarbeitete  Holz,  das  den 
Durchgang  zum  Pissoir  versperrt  hat,  vermöge  des  Betriebs  und  seiner 
Einrichtnnofen  ausgesetzt:  es  war  dies  ein  über  die  Unfallgefahr  des 
gewühnliclien  Trebens  oftViisichtlicli  liiuausgeliendes  Hisiko.  das  für  ihn 
ausschliesslich  infolge  seiner  Fkrufsbesebiiftignng  im  Betriebe  des  Be- 
klagten bestand.  Dass  der  Kläger  nicht  bei  einer  eigentlichen  Betriebs- 
verrichtung, sondern,  als  er  die  Arbeit  rasch  unter])rochen  hatte  und 
ein  natiniiches  Bedürfnis  befriedigen  wollte,  verunglückt  ist,  kann  nichts 
verschlagen ,  da  für  die  Annahme  eines  Betriebsunfalls  im  Sinne  des 
Haftpflichtgesetzes  der  örtliche,  zeitliche  und  kausale  Zusammenhang 
zwischen  Unfall  aud  Betrieb,  wie  er  nach  dem  Gesagten  hier  vorliegt, 
anter  allen  Umständen  genügen  muss,  and  nicht  verlangt  werden  kann, 
dass  der  Arbeiter  im  Moment,  da  er  vom  Unfall  betroffen  warde,  aach 
noch  gerade  einer  Betriebstätigkeit  im  eigentlichen  Sinne  obgelegen 
habe.  Ein  Betriebsanfall  mflsste  ja  sogar  dann  angenommen  werden, 
wenn  der  Kläger  ansserhalb  der  Betriebsstätte  and  der  Betriebszeit, 
etwa  anf  dem  Wege  von  oder  zur  Arbeit  einer  ähnlichen,  Uber  den 
Betrieb  hinaas  wirkenden  Betriebsgefahr  erlegen  wäre. 


Nr.  39.  Entseh.  des  Schweizer  Bnndeagerielits. 
Vom  8.  März  1906. 

ScliwJZ  II  Nr.  22  Ziff.  86  S.MI,  K* 

Eispnbahnhaftpflicht.  Beiderseitiges  Verschulden,  wenn  der  Reisende  sich  auf  die 
Plattform  begibt,  um  die  reglementswidrig  offenstehende  Waggontüre  zu  schliessen. 

Anjresichts  der  Vorschrift  des  §  17  des  Eisenbalintransportregle- 
meuls,  wonach  u.  a.  dei-  Aufenthalt  auf  den  Plattformen  oder  Treppeu 
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der  Wagen  den  Reisenden  ausdrücklich  verboten  ist,  kann  diesen  die 
Berechtigung,  offene  Wagenturen  während  der  Fahrt  eigenmächtig  zn 
schliessen,  allgemein  der  Regel  nach,  nur  zuerkannt  werden,  sofern  dies 
vom  Innern  des  Wagens  aus.  d.  h.  ohne  den  Körper  vollständig  der 
änssern  Plattform  anzuvertrauen,  geschehen  kann.  Ausnahmsweise 
freilich  muss  es,  wie  die  Bekla^teii  selbst  anerkennen,  einem  Reisenden 
wohl  gestattet  sein,  sich  liiei  zu  eventuell  auch  auf  die  Plattform  hinaus 
zu  begeben  und  so  der  zweifellos  erheblichen  Gefahr  fin-  Leib  und 
Leben  auszusetzen,  welche  der  Aufenthalt  daselbst  zufolge  der  bestän- 
digen, oft  unregelmässigen  Erscbfitterung  des  in  Bewegung  befindlichen 
Wagens  fQr  eine  mil;  solchen  Verrichtangen  nicht  vertrante  Person  er- 
fahmngsgemftss  in  sich  schliesst.  Allein  diese  ausnahmsweise  zulässige 
Uebertretnng  der  strikten  BeglementsTorscbrift  bedarf  der  Rechtferti- 
gung darch  ansserordentliche  Verhältnisse,  anter  denen  dem  Reisenden 
ein  anderes  yerhalten  yemflnftigerweise  nicht  zazamaten  ist.  Hiervon 
kann  jedoch  nur  die  Rede  sein  in  Fällen,  wo  keine  Anssicbt  besteht, 
das  Schliessen  der  offenen  Türe  innert  k&rzerer  Zeit  durch  einen  Bahn- 
beamten veranlassen  zu  können,  während  das  längere  Offenbleiben  der 
Türe  die  Gesundheit  der  oder  wenigstens  einzelner  Insassen  des  Wagens 
unvermeidlich  und  wesentlich  zu  schädigen  droht,  wie  z.  B.  bei  kalter 
Winterszeit  oder  heftigem  Unwetter,  oder  auch  unter  sonstigen  Um- 
ständen beim  Transport  kranker,  gegen  Witterungseinfllisse  besonders 
empfindlicher  Per.-^oneu.  Solciie  ausserordentliche  Verhältnisse  aber  sind 
hier  nicht  dar;i;etan.  Denn  einmal  ist  anzunehmen,  dass  zur  Zeit  des 
streitigen  Untalls,  wie  die  Beklagten  angeben,  normales,  warmes 
Sonimerwetter  lierisclite,  bei  welchem  die  Zugluft,  ausser  vielleicht  in 
dem  beim  Unfallseintritt  uubestrittenermassen  bereits  durchfalircnen 
Tunnel,  verhältnismässig  nicht  sehr  belästigend  wirken  konnte.  Uel)er- 
dies  war  dem  Verunglückten  wohl  nicht  bekannt,  dass  der  Zug  in  ab- 
sehbarer Zeit  wiedennn  an  einer  Station  anhalten,  und  dass  in  der 
Zwischenzeit  der  kont»t>]]ierende  Eondoktenr  Torschriftsgemäss  dorch 
den  Wagen  passieren  werde.  Endlich  steht  keineswegs  fest,  dass  die 
belästigten  Reisenden  —  der  Vemnglttckte  nnd  die  von  ihm  erwähnte 
Dame  —  sich  nicht  darch  einfaches  momentanes  Platzwechseln  der 
direkten  Einwirkung  der  Znglnft  hätten  entziehen  können.  Demnach 
mnss  in  der  Tat  schon  in  dem  Unternehmen  des  Vernnglttckten  an  sich, 
die  offene  Wagentttr  unter  Hinaustreten  auf  die  Plattform  des  Wagens 
zu  schliessen,  aus  welchem  Unternehmen,  als  einheitliche  Handlung  be- 
trachtet, der  Unfall  unmittelbar  resultierte,  ein  relevantes  Selbstver- 
schulden jenes  erblickt  werden,  und  es  kann  deshalb  dahingestellt 
bleiben,  ob  er  auch  speziell  noch  ^  worauf  die  kantonalen  Instanzen 
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abgestellt,  Itaben  —  durch  die  Art  und  Weise  seines  Manipnlierens  in 
schuldiiafter  Weise  zur  Vcrwirklicliuno^  des  Unfalls  beigetragen  habe. 

Allein  das  fest»restelltp  Selbstversrliulden  des  Verunglückten  kann 
nicht  zur  völligen  Abweisuiifr  der  Klase  tiiliren,  da  ihm  ein  konkur- 
rierendes Mitverschulden  der  H<'klagten  mit  Bezug  auf  den  Unfall 
gegenübei stellt.  Dieses  ist  iiiiinlicli  in  dem  Umstände  zu  erblicken, 
dass  die  Wagentiire,  welche  der  Verunglückte  scbliessen  wollte,  während 
der  Fahrt  des  Zuges  offen  stand.  Denn  nach  Vorschrift  des  allgemeinen 
Dienstreglements  für  das  Zugspersonal  d«r  schweiserischen  Nonnal- 
bahnen  (IV.  Absehnitt  23ff.  8)  war  der  den  Wagen  bedienende  Kon* 
doktenr  verpflichtet,  unmittelbar  vor  Abgang  des  Zoges  in  B.  die  frag- 
liche Tttre  2a  scbliessen,  and  zwar  ihren  Riegel  »Tolistftndig  einzu- 
klinken". FolgKeh  bedeutet  das  Oifenstehen  der  Tttre,  da  die  Dienst- 
vorschrift ihres  Schliessens  anzweifelhaft  im  Interesse  der  Sicherheit 
des  reisenden  Publünims  aufgestellt  ist,  eine  von  den  Beklagten  als 
solche  zu  verantwortende  Pflichtvernachlässigiing  eines  ihrer  Beamten, 
mag  nun  die  Türe  bei  der  Abfahrt  des  Zuges  in  B.  ftberhaupt  nicht 
geschlossen,  oder  aber  wohl  geschlossen  worden  sein,  sich  jedoch  — 
vermutlich,  weil  nicht  )-iclitig  eingeklinkt  —  durch  die  Bewegung  des 
Zuges  wieder  geöffnet  haben. 


Nr.  40.   Entsch.  dos  Deutschen  Keichsserichts, 

6.  Zivilsenat.    Vom  19.  März  1906. 

1,1  W.  JahrR.  35  fl90Gi  Nr.  9  S.  30«  Ziff.  13 

$8  3,  3  a,  7  Haftpflichtgesetz.  §  843  B6B.  258,  323  ZPO.  Die  Rente  weflen 
Staat  BetriabMisfalla  ist,  sawett  dies  moli  im  ooraisrlsR  Laafe  der  Diage  ai5|lioli 

mi  vtrainslelitlieh,  zaHlieli  za  bagreszea. 

Beachtlich  ist  der  Angriff  der  Bevision,  dass  die  Vorinstanz  dem 
Kläger  wegen  des  erlittenen  Unfalles  die  Beute  von  5000  Hark  jälir- 
lieh  zeitlich  unbegrenzt,  also  auf  Lebenszeit,  zagesprochen,  nnd  dem  in 
den  Vorinstanzen  ausgesprochenen  Verlangen  der  Beklagten,  bereits 
jetzt  eine  Zeitgrenze  f&r  diese  Beute  zu  bestimmen,  nicht  entsprochen 
hat.  Wie  der  jetzt  erkennende  Senat  schon  mehrfach  ausgesprochen 
hat  (vgl.  JW.  1905  S.  152»  283«,  493^*,  auch  SftchsArch.  1905 
S.  503  ff.),  ist,  wenn  nach  §  843  BOB.  eine  Rente  wegen  Beeinträch- 
tigung der  Erwerbsfähigkeit  beansprncht  wird,  bei  der  Entscheidung 
auch  die  zukünftige  Gestaltung  der  Verhältni.sse,  soweit  sie  sich  zur 
Zeit  der  Urteilsfällung  tibersehen  lässt,  zu  berücksichtigen.  Es  kann 
nicht  als  der  Absicht  des  Gesetzgebers  entsprechend  angesehen  werden, 
dass  bei  einer  nach  ^  258  ZPO.  angestellten  Klage  der  Schuldner  un- 
beschränkt zur  Zahlung  von  Geldrenteu  verurteilt  werden  solle,  obwohl 
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DDter  WftrdiguDg  aller  Umstände  (ZPO.  §  287)  nach  dem  nonnalen 
Verlanfe  der  Dinge  und  den  allgemeinen  LebenserfaliruDgen  es  als 
wahrscheinlich  angesehen  werden  mnss,  dass  von  einer  gewissen  Zeit 
an  der  Schaden,  zn  dessen  Vergfitung  die  Rente  dienen  soll,  üherhanpt 
nicht  mehr,  oder  doch  nicht  mehr  in  der  in  dem  Urteil  angenommenen 
Höhe  forthestehen  werde.  Eine  derartige  Vemrteilnng  liegt  auch  nicht 
im  Sinne  der  Vorschrift  in  §  823  ZPO.  Diese  erOlFnet  hei  einer  Ver- 
urteilung zu  künftig  fällig  werdenden  Leistungen  eine  nachträgliche 
Abänderung  des  ergangenen  Urteils  dann,  wenn  eine  wesentliche  Aen- 
derang  derjenigen  Verhältnisse  eintritt,  welche  für  dio  Verurteilung  zur 
Entrichtung:  der  Leistungen  oder  für  die  Bestimmung  von  deren  Höhe 
und  Dauer  massgebend  gewesen  waren,  also  wenn  in  Wahrheit  eine 
andere  Gestaltung  der  Verhältnisse  eintritt,  als  das  Gericht  bei  der 
Verurteilung  zu  der  künftigen  lieistung  angenommen  hatte.  Das  Gesetz 
geht  somit  davon  ans.  da.ss  das  Gericlit  bei  einer  solclien  Verurteilung 
bereits  die  kunfuge  Gestaltung  der  für  seine  Entscheidung  massgeben- 
den Verhältnisse  ins  Auge  zu  fassen  und  sie  zu  berücksichtigen  habe. 
Dies  aber  ist  nach  der  Natur  der  Sache  regelmässig  nur  iu  der  Weise 
möglich,  dass  unter  Zugrundelegung  der  allgemeinen  Lebenserfahrungen 
nnd  Berftcksichtigang  -  der  Umstände  des  gegebenen  Falles  ein  normaler 
Verlauf  der  Dinge  unterstellt  und  danach  die  Verurteilung  gestaltet 
wird.  Dem  entspricht  es  nicht,  wenn  das  Berufungsgericht  im  yor^ 
liegenden  Falle  bemerkt  hat,  su  einer  Beschränkung  der  Beute  auf 
eine  bestimmte  Zahl  von  Jahren  oder  zu  einer  Herabsetzung  des  Benten- 
betrags  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit  fehle  es  vorderhand  an 
jedem  Anhalt.  Diesen  Anhalt  bietet  eben  der  normale  Verlauf  der 
Dinge,  wie  er,  solange  kein  Anhalt  für  eine  abweichende  Gestaltung 
vorhanden  ist,  erwartet  und  angenommen  werden  mnss. 


Nr.  41.   Entsch.  des  Deutschen  Relehsgeriehts. 
7.  Zivilsenat.   Vom  20.  März  1906. 

SS  8, 10,40  Prestt.  Entfi.  von  ILJeal  1874.  Der  Richter  kann  nach  freie«  Emessen 
die  Entschädigung  nach  dem  Ertrags-  oder  Verkehr8-(Kauf-)wert  bestimmen.  Auch 
der  Hofraum  ist  nach  dem  Durchschnittswert  des  Baulandes  zu  berücksichtigen,  da 
die  Bebaeengenöglichkeit  in  der  Beuel  nur  dHrch  den  Zusammenhang  der  Gebäude 
■H  den  MtweiNlIf  tegohSrlies  VMmrn  gefsbaa  toi 

Die  Kevisiuü  wendet  sich  gegen  die  Begründung  des  Berufungs- 
richters, mit  welcher  er  die  Ermittelung  der  Entschädigung  nach  dem 
Ertrags  werte  des  Grondsttt^  ablehnt.  Sie  macht  geltend,  dass  der 
Kläger  doch  einen  Betrag  erhalten  müsse,  den  er  nach  Massgabe  der 
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günstigsten  Ausnutzungsfäbigkeit  seines  GrandstUcks  hätte  efzielen 
kSnnen.  Es  ist  znsogebeD,  dass  der  mitgeteilte  Sats  in  den  Entsebei- 
dungsgrOnden  des  Berafoogsarteils  bedenklich  ist.  Wollte  der 
rnfongsrichter  die  Vorteile,  die  sich  fllr  den  Enteigneten  aus  der  Be- 
nntzongsfähigkeit  seines  Grondstttdu  ergeben,  schlechthin  ausser 
Betracht  lassen,  so  würde  er  sich  im  Widersprach  mit  §  8  EntG.  be- 
finden. Den  vollen  Wert  des  ihm  entzogenen  Grandbesitzes  erhält 
der  Enteignete  nur,  wenn  die  Vorteile,  die  ihm  das  Grundstück  ver^ 
möge  seiner  wirtschaftlichen  Benntzbarkeit  gew&hren  kann,  in  Anschlag 
gebracht  werden.  Es  ist  indessen  nicht  notwendig,  den  Beriifangs- 
richter  so  zu  verstehen,  als  habe  er  die  Richtigkeit  des  Prinzips  ver- 
kannt. Nach  dem  ganzen  Ziisammenhanj^e  seiner  Erörterun^2fen  hat  er 
nur  sagen  wollen,  dass  ihn  (hV  Schätzung  dtr  Sachverständigen  unter 
Zugrundelegung  e.ines  tingierten  Büuprftjekts  nicht  iiVterzeup:?.  weil  sie 
zu  einem  mit  dem  Verkautswerte  des  Grundstücks  in  auftalligem  Gegen- 
satz stehenden  Ergebnis  führe.  Es  erscheine  ihm  daher  richtigei-,  die 
Entschädigung  nach  diesem  Verkaufswerte  zu  bemessen,  wobei  noch 
darauf  hingewiesen  wird,  dass  der  Kläger  für  den  ihm  zugebilligten 
Preis  sich  ein  Ersatzgrundstück  beschaffen  könne.  So  verstanden,  ent- 
hält die  Ausführung  des  Berufungsrichters  keinen  rechtlicheu  Verstoss. 
Wenn  er  nicht  den  nach  dem  Ertragswerte  rechnenden  Sachverstän- 
digen  folgte,  sondern  sich  für  die  andere  Methode  entschied,  so  be- 
wegte er  sich  anf  dem  der  Revision  unzugänglichen  Gebiete  der  Be- 
weiswflrdigong  (§  40  EntG.).  Den  §  8  EntG.  hat  er  nicht  verletzt,  da 
ja  anch  in  dem  sachgemilss  geschätzten  Verkaufspreise  die  durch  die 
wirtschaftlichen  Eigenschaften  des  Grundstücks  bedingten  Vorteile  zum 
Ausdrucke  gelangen.  Aber  nach  einer  anderen  Richtung  ergaben  sich 
gegen  das  Berufungsurteil  Bedenken,  die  zu  seiner  Aufhebung  fühi^ 
mussten.  Der  Berufungsri  lit«  v  billigt  dem  Kläger  nur  für  die  Fl&che, 
die  unmittelbar  mit  Gebäuden  besetzt  werden  kann,  und  die  er  auf 
108,781  qm  festsetzt,  einen  Durchschnittspreis  von  15  Mark  für  das 
Quadratmeter  zu,  während  er  den  übrigen  Teil  des  Grundstücks  im 
Flächeninhalte  von  172,29  auf  nur  8  Maik  das  Quadratmeter  be- 
wertet. Kr  verstellt  den  Sachverständigen  K.  dahin,  dass  dieser  ohne 
Unterschied  die  Gesaniltläche  auf  durfliselmittlich  15  Mark  für  das 
Quadratmeter  geschätzt  habe,  folgt  ihm  aber  nicht,  weil  der  mehr  als 
die  Hälfte  des  Grundstücks  ausmachende  Teil,  der  der  Bebauung  ent- 
zogen sei,  nicht  als  Bauland  geschätzt  werden  könne.  Hierbei  ist 
übersehen,  dass  dem  Gutachten  augenscheinlich  der  richtige  Gedanke 
zugrunde  lag,  dass  zwar  Gebäude  nur  auf  einem  Teile  des  Grundstücks 
errichtet  werden  dttrften,  dass  aber  diese  Bebauuugsmüglichkeit  nur 
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durch  deu  Zusammenhang  mit  der  nicht  bebaubareo,  Hof  oder  Garten 
danteUenden  Fl&che  gegeben  sei,  die  darum  nieht  lediglich  als  sog. 
Hinterland  zn  sch&tzen  sei  Die  gegenteilige  Annahme  des  Bemfungs- 
richters  entbehrt  der  ausreichenden  Begrttndnng.  Dass  nach  den  für 
die  Stadt  Eilenbnrg  bestehenden  banpolizeiliefaen  Vorschriften  Hftnser 
ohne  jeden  Hofranm  errichtet  werden  kOnnen,  ist  nicht  festgestellt. 
Daher  ist  deijenige  Teil  des  Gmndstftcks  des  Kligers,  der  bei  einer 
tatsächlich  sn  bebanenden  Flilche  ?on  106,781  qm  als  Hofranm  zu 
dienen  hat,  damit  der  Ban  aosgefOhrt  werden  kann,  dem  eigentlichen 
Bauland  gleichzustellen,  sofern  es  sich  um  einen  Durchschnitts- 
preis handelt;  der  Verkelir  unterscheidet  insoweit  nicht  zwischen  der 
der  Herstellung  des  Gebäudes  gewidmeten  Fläche  nnd  dem  notwendig 
dazu  gehörigen  Hofranm.   

Nr.  42.  Entsch.  des  Oesterr.  Obersten  Gerichtshofes. 
Vom  26.  H&rz  1906. 

(Oattsrr.  BlMBb.-Verorda.-BL  m  (1906)  Nr.  n  &  IMSO 
Wein  gleichzeitig  auf  verschiedene  Beziige  eines  Verpflichteten  Exekution  gefQhrt 
wird,  so  ist  die  Zulässigiceit  der  Exekutionsführung  gesondert  nach  der  Qualität 
tfer  betreffenden  Bezüge  zo  beurteilen,  und  es  geht  daher  nicht  an,  die  den  Ver- 
pflobtelM  SM  vertohledseen  Titels  sistshMdM  Bszige  smaMMuarMlineii. 

Das  Bekursgericht  geht  von  dem  Standpunkte  ans,  dass  das  Ein- 
kommen des  Verpflichteten,  welches  derselbe  laut  Gesuchsangabe  in 
seiner  Eigenschaft  als  Portier  des  X-Amtes  im  Beti-age  jährlicher 
E  960,  dann  ans  dem  Titel  der  Reinigong  der  Bftame  der  Amtslokali- 
tftten  des  T-Amtes  jihrlicher  K  960  bezieht,  endlich  der  Bnhegennss, 
welcher  demselben  als  provisionierter  Eondnktenr  der  k.  k.  Staatsbahnen 
mit  jährlichen  K  480  ans  dem  vom  Staate  lediglich  verwalteten  Fends 
zukommt,  znsammenznrecbnen  seien.  Allein  dieser  Vorgang  entspricht 
nicht  dem  Gesetze,  da  die  Aosnahmsbestimmang  des  §  291  EO.  auf 
den  Gtogenstandsfall  keine  analoge  Anwendung  zulässt.  Denn  die  Ge- 
setze vom  29.  April  1873,  RGBl.  Nr.  68,  vom  21.  AprU  1882,  RGBl. 
Nr.  123,  und  vom  26.  Mai  1888,  RGBl.  Nr.  75,  regeln  die  Exekution 
auf  die  Bezüge  der  im  üfl'entlichen  oder  Privatdienste  stehenden  Per- 
sonen, ohne  Rücksicht,  ob  die.se  Bezugsberechtigten  ein  anderes  Ver- 
ni<)^:en  oder  eine  andere  Einnahme  haben.  Die  aus  öffentlichen  Rück- 
sichten getroffenen  Beschränkungen  sind  verschieden  nicht  nur  nach  der 
Höhe  der  Beziige,  sondern  auch  nach  Art  des  Dienst verhältni.s.ses,  ob 
es  ein  öftentliche.s  oder  privates,  und  iu  letzterem  Falle,  ob  es  dauernd 
oder  nicht  dauernd  ist.  Jedes  anderweitige  Vermögen  des  Verpflichteten 
bleibt  hierbei  unberührt.  Die  Zulässigkeit  einer  Exekutionsführnng  ist 
daher,  wenn  gemäss  §  14  EO.  gleichzeitig  auf  verschiedene  Dienstbe- 


Digitized  by  Google 


48 


Entoch.  des  Schweizer  Bandeagericbte  vom  89.  Min  1906. 


ziiß:e  Extkiition  gefiilirt  werden  soll,  jfesondeit  nach  der  Qualität  der 
Beziige  zu  beurteilen,  und  sind  die  bezüglichen  Voi-schriften  zwingendes 
Recht.  Es  geht  daher  nioht  an,  die  vanchiadeneii  Bezüge  zosammen- 
zorechnen,  weil  Uerdorch  ein  Einkommen  getroffen  wQrde,  welches 
nach  dem  Gesetze  dem  Zugriffe  der  Glftnhiger  entzogen  ist. 


Nr.        Eutseh.  des  Seh>voizer  Biindesgerichts. 
Vom  29.  März  1906. 

(ZeltMlir.  4.  Ben.  Jiir.'Ver.  Bd.  tt  Heft  •  &  Mt.) 

«swerMMit  Hafl^Rolit.  Anfaditbarkelt  vta  Vertrifm  nach  Art  9  Ale.  2  dM  Am- 

dehnaagegeseties. 

Nach  der  Auslegung,  die  das  Obergericht  dem  Axt.  9  Abs.  2 
der  Novelle  zum  FHG.  gegeben  hat,  wäre  die  Frage,  ob  eine  vergleichs- 
weise zugebilligte  Entschädigung  offenbar  unziiliinglich  war,  und  ob 
daher  <ler  VergUich  anfechtbar  ist,  vom  Standpunkt  der  Parteien  zur 
Zeit  des  Vergleiclis  ans  in  dem  Sinne  zu  beurteilen,  dass  festzustellen 
wäre,  wie  der  HattpHiciiilall  mit  seinen  Prozessaussicliten  sich  damals 
vernünftigerweise  den  Parteien  darstellen  mnsste.  und  eine  Anfechtung 
wäre  danach  überall  da  ausgeschlossen,  wo  über  ein  für  den  Bestand 
oder  die  Höhe  des  Haftpfiichtanspruchs  wichtiges  Moment  ernstliche 
Zweifel  obwalten  mussten  und  anzunehmen  ist,  dass  die  Parteien  das 
in  dieser  Beziehung  bestehende  Prozessrisiko  abgeschätzt  und  sich 
gerade  aaefa  darüber  verglichen  haben.  Diese  Anffiusiuig  Utest 
sieh  weder  mit  dem  Wortlaut,  noch  mit  dem  Zweck  des  Oesetzes 
in  Einidang  bringen.  Wenn  das  Gesetz  bestimmt,  dass  Verträge, 
denen  zufolge  dem  Geschädigten  eine  offenbar  unzulängliche  Ent* 
Schädigung  zukommt  oder  zugekommen  ist,  anfechtbar  sind,  so  ist 
damit  deutlich  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  es  lediglich  auf  das  ob- 
jektive Verhältnis  zwischen  der  Vei^gleichssumme  und  dem  Betrag,  auf 
den  der  Geschädigte  nach  Gesetz  Anspruch  hatte,  ankommen  soll  (s. 
auch  Amtl.  Samml.  der  bundesger.  Entsch.  XXX  T.  2  S,  46  und  die 
dortigen  Zitate).  Und  was  den  Zweck  des  Gesc  tzps  anbetrifft,  so  wurde 
der  singulare  Anfechtungsgrund  des  Art.  9  der  Novelle  normiert,  um 
damit  zugunsten  des  Arbeiters  als  des  wirtschaftlicli  Schwachen  und 
Abhängigen  und  wenig  Geschäftskundigen  eine  Garantie  zu  scliat^en, 
dass  m  die  ihm  von  Gesetzes  wegen  zukommende  Ent.scliadigung  auch 
wirklich  erhalte.  Die  Bestimmung  steht  denn  auch  in  engem  Zusammen- 
hang mit  den  Vorschriften  der  Novelle  über  die  Anzeigeptiicht  (Art.  8) 
und  über  die  Kontrolle  der  Aufsichtsorgane  (Art.  9  Abs.  1):  Die  erstere 
Süll  den  Behörden  Kenntnis  von  der  Erledigung  der  liaftptiichtfälle 
verschaö'en,  wesentlich,  damit  sie  eine  Kontrolle  über  die  Ausführung 
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des  Gesetses  durch  die  Beteiligten  ansttben  können.  Und  diese  Ebntrolle 
der  Aafsiebtsopgiine,  die  gerade  durch  das  Anfechtungsrecht  des  Art.  9 
Abs.  2  für  den  einzelnen  Fall  wirksam  gemacht  werden  soll,  bezieht 
sich  ansdrttcklich  daraaf,  ob  der  Arbeiter  die  ihm  zustehende  ansser- 
gerichtliche  Entseh&dignng,  d.  h.  das,  was  er  von  Gesetzes  wegen  zq 
beanspruchen  hat,  erhalten  habe,  nnd  beschränkt  sich  also  keineswegs 
auf  eine  Prüfung  gütlicher  Abmachungen  im  angegebenen  Sinne  der 
Auslegung  des  Obergerichts.  

Nr.  44.   Entsch.  des  Deutschen  Ri'lchsgeriehts. 

2.  Zivilsenat.    Vom  30.  März  1906. 
(JW.  Jahi«. » Hr.  u  a  MO.) 
n  323,  767  ZPO.  §  7  Abt.  2  ltafl|ilft  Art.  1351  eode  elvll.  Bei  Wiederverheiratung 
•iMr  Witwe  kann  ihr  die  vor  dem  I.  Januar  1900  zugesprochene  Rente  nacidier  atekt 
aberkannt  werden,  da  §  323  ZPO.  keine  rückwirkende  Kraft  hat. 

Die  beklagte  Ehefrau  F.  war  in  erster  Ehe  mit  dem  Kutsciier 
Josef  M.  in  Trier  verheiratet.  M.. verunglückte  1896  bei  einer  Wagen- 
fahr L  in  Trier.  Seine  Frau  und  Erben  klagten  gegen  die  Stadtgemeinde 
'  T.  auf  Elrsatz  des  ihnen  durch  den  Tod  ihres  Mannes  bzw.  Vaters 
entstandenen  Schadens.  Durch  rechtskräftiges  Urteil  des  LG.  zu  T. 
vom  19.  Hai  1897  wurde  die  Stadtgemeinde  T.  verurteilt,  der  damaligen 
Witwe  II.  eine  lebensl&ngliche  Rente  von  23,30  M.  monatlich  im  vor- 
aus zu  zahlen.  Im  Jahre  1901  bat  die  Witwe  H.  den  Fabrikarbeiter 
F.  geheiratet.  Auf  Grund  der  §§  323  nnd  767  ZPO.,  sowie  des  §  7 
Abs.  2  HaftpflG.  vom  7.  Juli  1871,  hat  die  Klägerin  Klage  erhoben  nnd 
beantragt,  festzustellen,  dass  sie  nicht  verpflichtet  sei,  an  die  Beklagte 
vom  1.  Januar  1905  die  in  dem  Urteile  des  LG.  Trier  festgesetzte 
Beute  zu  bezahlen,  sowie  die  Zwangsvollstreckung  aus  dem  Urteile  für 
unzulässig  zu  erklären.  Die  Klage  stützt  sich  auf  die  Behauptung, 
dass  die  Verpflichtung  zur  Fortzahlung  der  Rente  schon  allein  infolge 
der  Tatsache  des  Eheabschlusses,  jedenfalls  aber  infolge  der  durch  die 
Ehe  herbeigeführten  Aenderung  in  den  Vermögensverhältnissen  der  Be- 
klagten, d.  h.  einer  Veränderunf»;  der  Umstände  im  Sinne  des  323 
ZPO.,  aufgehört  habe.  Der  I.  Ricliter  erkannte  nach  dem  Klageanträge. 
Der  Beruf ungsrichter  wies  die  Klage  ab.  Revision  ist  zuriickgcwie-sen ; 
Durch  das  rechtskräftige  Urteil  des  LG.  zu  T.  vom  19.  Mai  1S97  ist 
die  gegenwärtige  Klägerin  verurteilt  worden,  der  Beklagten,  Witwe 
M.,  —  jetzigen  Ehefrau  Fl.  —  eine  lebenslängliche  Rente  von 
monatlieh  23,30  M.  za  zahlen.  Die  Verurteilung  der  Klftgerin  zur 
Zahlung  dieser  Rente  ist  unbedingt  auf  die  Lebenszeit  der  Witwe  M. 
erfolgt  nnd  enthUt  keine  Beschränkung  für  den  Fall  der  Wiederver- 
heiratnng.  Deshalb  hat  das  Berufungsgericht  mit  Recht  angenommen, 

Eft,  BiMBlwharMlitUah«  BataelMMangM  XXIU.  4 
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Entseb.  das  Oesterr.  Verwaltungsgerichtshofes  vom  2.  April  1^06. 


die  gegenwärtige  Klage  mOsBe  nacb  den  zur  Zeit  jenes  ÜrteOi  fftr  die 
Tragweite  der  materiellen  Becbtskraft  maaagebenden  Ghnndafttxen  des 
Art  1851  c.  e.  nnd  des  §  29S  ZPO.  a.  F.  an  der  Bechtakraft  jenes 
Urteils  sclieiteni,  nnd  hieran  sei  anch  durch  den  §  S28  ZPO.  n.  F. 
nichts  ge&ndert  worden.  Denn  es  handelt  sieh  nach  wie  Yor  nm  die 
Frage  des  Ersatses  eines  einheitlichen  anter  der  Herrschaft  des  Code 
civil  entstandenen  Schadens,  der  sowohl  seinem  Entstehnngsgronde  als 
anch  dem  Gegenstande  nach  mit  dem  in  dem  Vorprozesse  geltend  ge- 
machten identisch  und  in  Ansehung  der  Dauer,  für  die  Ersatz  zu 
leisten  ist,  schon  dnrch  das  rechtskräftige  Urteil  unbescliränkt  auf  die 
Lebenszeit  der  Witwe  M.  festgestellt  ist.  Der  auf  den  Uuterhalts- 
anspruch  bezügliche  Art.  209  c.  c.  ist  als  Ausnahmevorschrift  einer 
analogen  Anwendung  auf  den  von  dem  Unterhaltsanspruche  seinei' 
Natur  nach  verschiedenen  Anspruch  auf  Schadensersatz,  der  nach 
richterlichem  Ermessen  sowohl  in  Form  eines  Kapitals  als  auch  einer 
Rente  zuerkannt  werden  kann,  niclit  fähig.  Dem  §  323  ZPO.  n.  F. 
aber,  als  einer  Vorschrift  vun  uiateriell-rechtlicher  Natur,  hat  das  Be- 
rufungsgericht zutreffend  rückwirkende  Kraft  versagt.  Zwar  ist  in 
der  Rechtslehre  die  Meinang  vertreten,  der  erste  Absatz  des  §  323 
ZPO.  aetse  Ar  die  dort  bezeichneten  Urteile  überhaupt  keinerlei  Be- 
sonderheiten fest,  er  hebe  vielmehr  nnr  hervor,  dass  anch  auf  diese 
Urteile  die  allgemeinen  Bechtskraftgmndsfttse  Anwendung  sn  finden 
hatten;  der  Inhalt  der  beiden  ersten  Absfttse  des  §  828  ZPO.  n.  F. 
sei  unter  der  Henschaft  der  ZPO.  geltendes  Recht,  anch  wenn  sie 
nicht  daständen.  Vgl.  Schwerts,  Billigkeitsnrteil  des  §  829  BGB. 
S.  79  nnd  89.  IHeser  Ansicht  ist  aber  nicht  beizutreten.  Vielmehr 
stellt  sich  der  §  323  ZPO.  als  eine  neue  materiell-rechtliche  Vorschrift 
dar,  die  im  Unterschiede  von  §  767  ZPO,  beiden  Parteien  für  den 
Fall  einer  Verurteil nii<>:  zu  künftig  fällig  werdenden  wiederkehrenden 
Leistungen  aus  Billigkeitsrücksichten  das  Recht  gewährt,  im  Wege  der 
Klage  eine  Aenderung  des  Urteils  zu  verlangen,  wenn  die  hierin  fest- 
gestellten (Irundlaf^en  für  die  Verurteilung  zur  Entrichtung  der 
Leistungen,  ihier  Höhe  oder  ihrer  Dauer  nachträglich  eine  wesentliche 
Aenderung  erfahren.   

Nr.  46.  EBtsch.  des  Oestenr.  Yerwaltnngsgeriehtshofes* 

Vom  2.  April  1906. 

(Opstcrr  Kiff Uli  Vi^ronln  -IU.  XIX   1906'  Nr  'i  S  1043  > 

Die  Aufsichtsbehörden  entscheide!  nach  freien  Ermessen  über  die  Netweadigkeit 

•lier  safsloMtballrMmi  Verfügung. 

Der  k.  k.  Verwaltungsgerichtshof  hat  die  Beschwerde  des  L.  D. 

in  P.  gegen  die  Entscheidung  des  k.  k.  Eisenbahnministerinms  vom 
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2.  Jänner  1906.  Zahl  45.870  ex  1905,  betreffend  Verweigerung  einer 
Verfügung  über  eine  Beschwerde  gegen  die  berufsgenossenschaftliclie 
ünfallversicherungsanstalt  der  österr.  Eisenbahnen,  gemäss  §  3  lit.  e 
and  §  21  des  Gesetzes  vom  22.  Oktober  1875,  RGBl.  Nr.  36  ex  1876,  • 
ohne  weitem  Veifehron  sorflckgewiesen,  weU  der  angefochtene  Erlaas 
sich  als  eine  Weigerung  der  gemäss  §  59  des  Gesetzes  jom  28.  De- 
zember 1887,  BGBl.  Nr.  1  ex  1888,  berofenen  Staatsbehörde  darstellt, 
eine  AafsichtSTerfSgang  zu  troffen,  diesbezOgüch  aber  die  Behörde  be- 
rechtigt ist,  nach  freiem  Ermessen  von  einer  solchen  Verfügung  ab- 
zusehen.   

Nr.  40.   Eiitseli.  des  Deutschen  ltelchs;?ertcht8. 

3.  Zivilsenat.    Vom  3.  April  1906. 

(JW.  Jahrg.  35  a906)  Nr.  11  S.  861  Ziff.  as.) 

i  3  HaftpiG.  §  323  ZPO.  Fehlt  Jeder  sichere  Ashalt  für  eise  Hisderusi  des  Er- 
werhs  btl  lymUsiMdHi  AHsr,  tt  Ist  m  lereoMTsrliit,  die  Raute  leKlloii  nlekt  ta 

Das  dem  Kl&ger  eine  lebensUliigliche  Beute  von  240  M .  fttr  das 

Vierteljahr  zusprechende  erstinstanzliche  Urteil  ist  nach  beiden  Vor- 
entscheidungen dahin  zu  verstehen,  dass  dem  Kläger  diese  Rente  bis 
zum  etwaigen  Eintritt  einer  wesentlichen  Aendernng  im  Sinne  des 
§  323  ZPO.  zugesprochen  sein  soll.  Die  zeitliciie  Unbegrenztheit  des 
Urteils  in  diesem  Sinne  zeigt  keinen  Reditsverstoss,  insbesondere 
keinen  Widerspruch  mit  den  Grundsätzen,  welche  vom  RG.  (RGZ.  7,  52; 
16  S.  83/84;  17,  51;  JW.  1905  S.  143,  152,  283,  493)  au.sge.sproclien 
sind.  Denn  das  linke  Bein  des  Klägers  war  schon  vor  dem  Unfall 
bteif,  sein  Erwerb  hatte  nicht  auf  ßetäliguiig  körperlicher  Kraft  und 
Gewandtheit  beruht,  es  fehlte  jeder  sichere  Anhalt  dafür,  dass  dieser 
Erwerb  mit  zunehmendem  Alter  sich  mindern  müsse.  Da  hiernach 
die  zeitliche  Unbegrenztheit  des  Urteils  bedenkenfrei  ist,  kann  der  An- 
griff der  Beklagten  gegen  Art  and  H6he  der  auferlegten  Sicherheits- 
Idstuug  keinen  Erfolg  haben. 


Nr.  47.  Entsch.  des  Beutsehen  Beichsgerlehts. 

6.  ZiTilsenat  Vom  5.  April  1906. 

§  304  M  f  843  Ab«.  3  B6B.  Bai  VarMmig  atiea  «adaa  Ium  -  abgasebaa 
vaa  isa  Nallaaiakaataa  —  fir  kQnfllgaa  Erwerbavarleat  atae  baathavla  SaaHaa  aar 

bal  Varbandenseln  eines  wichtigen  Grundes,  usd  eine  Rente,  wenn  sie  nach  Zeit  und 
Uafug  sabstaatiiarbar,  gefordert  werden;  anderenfalls  lediglich  Sias  Fsststsiiang  der 

Pflicht  zum  Ersatz  künftigen  Schadens. 

Der  Kläger  fordert,  wie  oben  bemerkt,  zunächst  eine  Abhndung«- 
summe;  eine  solche  kann  aber  nach  §  843  Abs.  3  BGB.  nur  verlangt 
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Entacli.  des  Dentsclieii  BeidMigeriolito  ivm  6.  April  1906. 


werden,  wenn  ein  wichtiger  Grund  vorliegt.  Dass  dies  hier  der  Fall 
sei,  hat  der  Kläger  nicht  behauptet,  er  bat  nicht  das  mindeste  an- 
gefahrt, was  sein  Recht,  statt  einer  Sente  eine  Abfindung  in  Kapital 
•  za  yerlangen,  begründen  könnte.  Ebenso  ist  in  den  Urteilen  der  Tor- 
instanzen die  Frage,  ob  dem  Kl&ger  ein  solches  Becbt  zustehe,  gar 
nicht  berührt  worden;  beide  sind  anseheinend  der  Meinung  gewesen, 
dass  diese  Frage  der  Entsclieidung  ttber  den  Betrag  des  Elagunspmchs 
Torzubehalten  sei;  das  ist  aber  nicht  zutreffend,  sie  gehört  vielmelir 
unzweifelhaft  in  das  Verfahren  Ober  den  Grund  des  erhobenen  An- 
spruchs. Was  aber  die  eyentnell  geforderte  Rente  betriift,  so  ist 
darauf  hinzuweisen,  dass  es  insoweit  an  jeder  Angabe,  fQr  welche 
Zeit,  insbesondere  von  welchem  Zeitpunkte  an  sie  gefordert  wird, 
mangelt;  ebenso  hat  der  Kläger  unterlassen,  anzugeben,  zum  Ersatz 
welcher  Vcrmögensnachteile  sie  beansprucht  wird.  Solcher  Angaben 
aber  bedurfte  es,  ehe  auch  nur  ein  Anssprucli  dahin,  dass  der  Anspruch 
auf  eine  Rente  dem  Grunde  nach  berechtigt  sei,  erfolgen  konnte.  Der 
Klager  war  zur  Zeit  des  Unfalls  acht  Jahr  alt;  es  muss  also  jeden- 
falls zunächst  angenommen  werden,  dass  er  weder  zur  Zeit  der  Klag- 
zustellung noch  jetzt  eine  Einbusse  an  Erwerb,  den  er  ohne  den  Un- 
fall gehabt  haben  würde,  erleidet,  also  für  diese  Zeit  und  für  die 
nächsten  Jahre  eine  Rente  wegen  Beeinträchtigung  seiner  Erwerbs- 
fähigkeit nicht  fordern  kann,  vielmehr  insoweit  höchstens  eine  Rente 
wegen  Vemehrung  seiner  Bedürfnisse  in  Frage  kommen  konnte.  Und 
f&r  die  Zeit,  wo  er  in  das  erwerbsfähige  Alter  kommen  wird,  erscheint 
es  zum  mindesten  zweifelhaft,  ob  sich  jetzt  bereits  mit  zureichender 
Sicherheit  ftbersehen  Iftsst,  wie  hoch  der  ihm  dann  durch  die  erlittene 
Verletzung  erwachsende  ErwerbsTorlnst  zu  veranschlagen  sei;  es  liegt 
in  der  Natur  der  Sache,  dass  dies  nicht  wohl  beurteilt  werden  kann, 
solange  der  Beruf,  den  der  Kläger  dereinst  ergreifen  wird,  nicht  fest- 
steht Fehlt  es  aber  jetzt  an  den  erforderlichen  Unterlagen  fttr  die 
Bemessung  des  künftigen  Erwerbsverlastes,  so  kann  eine  Verurteilung 
zar  Zalilung  der  zur  Ansgleichung  dieses  Schadens  dienenden  Rente 
zur  Zeit  nicht  ausgesprochen  werden,  der  Kläger  würde  vielmehr  inso- 
weit nur  eine  Feststellung  dahin  verlangen  können,  dass  der  Beklagte 
ihm  künftig  den  durch  den  Ei  weibsverlust  erwachsenden  Schaden  zu 
eisotzen  habe;  während  die  B*  stiinniinig,  in  welcher  Weise  und  TTühe 
(lieser  Schadenersatz  zu  leisten  sein  weide,  erforderlichen  Falles  eiuem 
späteren  Prozesse  vorbehalteu  bleiben  müsste. 
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Nr.  48.  Entsch.  des  Deutschen  Reichsgcriclits. 

6.  Zivilsenat.  Vom  9.  April  1906. 
(JW.  Jalng.  N  (IM»)  Nr.'u  &  itt  Ziff. ».  -  DJZ.  n  (ifliM)  Nr.  u  8.  an.) 
Ii  §n  deren  Art  105  CS.  i.  B6B.  eefirecht  erkelteeee  laedetgeeetzlichee  Vor* 

Schriften  gehört  §  25  des  preuss.  EiseRbahegesetzes  vom  3.  November  1838.  Zur 
Ergänzong  dieses  Spezialgesetzes  dürfen  daher  andere  Gesetze,  insbesondere  auch 
$  254  B6B.,  nicht  taerangezogen  bzw.  ein  Einwand  daraus  gegen  einen  Entschädigungs- 
aeepreeb  leeilee  i  25  L  e.  BleM  bergeleHet  werdee. 

Das  Efisenbahngesets  ist,  wie  sich  besonders  ans  seinem  §  11  er- 
gibt, für  den  ganzen  Umfang  der  damaligen  Monarchie  erlassen 
worden.  Die  Gefährlichkeit  des  Betriebs  der  Eäsenbabnnntemehmnngen, 
die  damals  erst  ins  Leben  gemfen  worden  waren,  veranlasste  den  Oe- 
setzgeber, dem  üntemebmer  eine  weit  strengere  Haftung  anfznerlegen, 
als  sie  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  gegeben  war. 
Diesem  allgemeinen  Gesichtspunkt  gegenüber  konnte  aber  der  Ort  nnd 
damit  das  Rechtsgebiet,  in  dem  der  Unfall  sich  ereignet  liatte,  nicht 
von  Bedeutung  sein;  mit  ihm  war  daher  eine  verschiedene  Beurteilung 
der  Haftung  je  nach  der  Anwendung  des  in  den  verschiedenen  Rechts- 
gebieten der  Monarchie  geltenden  Rechts  nicht  verträglich.  Es  sollte 
vielmehr,  wie  das  Gesetz  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie  be- 
stimmt war,  auch  seine  Anwendung  als  lex  specialis  in  der  ganzen 
Monarchie  «^ine  einheitliche  sein.  Hiernacli  konnte  das  Gesetz  nur 
aus  sich  selbst  heraus,  nur  unter  Zugrundelegung  der  ihm  eigenartigen 
Grundsätze  und  ohne  Heranziehung  der  sonstigen  preussischen  Landes- 
gesetze ausgelegt  werden,  wie  denn  auch  ebenso  das  RG.  in  standiger 
Reciitsprechung  bis  zum  Inkrafttreten  des  BGB.  daran  festgehalten 
hat,  dass  der  Begriff  des  Verschnldens  in  §  1  BHaftpflG.  lediglich  aus 
diesem  sielbst  zn  entnehmen  war.  In  dieser  Weise  ist  der  §  26  anch 
von  BOHG.  (vgl.  dessen  Entsch.  Bd.  6  S.  18/13  nnter  Nr.  3)  ausgelegt 
worden,  nnd  in  gleicher  Weise  ist  auch  der  erkennende  Senat  in  den 
Urteilen  vom  22.  April  1397  (Bep.  VI  434/96)  nnd  vom  25.  November 
1901  (Bep.  VI  278/01)  verfahren,  indem  er  die  Frage,  in  welchen 
Fällen  eine  Haftong  des  Eisenbahnantemehmers  flkr  den  bei  der  Be- 
förderung an  Sachen  entstandenen  Schaden  nicht  eintritt,  lediglich 
anf  Grund  jener  Gesetzesbestimmung  und  nicht  nnter  Heranziehung 
anderer  landesgesetzlidier  Bestimmungen  beantwortet  hat.  In  diesen 
Urteilen  ist  weiter  ausgeführt,  dass  nach  jener  Gesetzesbestim- 
mung lediglich  das  eigene  Verschulden  des  Beschädigten  in  Be- 
tracht kommt,  und  dass  deswegen  ein  Verschulden  seines  Beanftragten 
den  Anspruch  auf  Schadenersatz  nicht  beseitigen  kann.  Dies  ist  auch 
vom  V.  ZS.  in  dem  in  dem  BGZ.  5,  232  ff.  abgedruckten  Urteile  aus- 
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gcspruclieii,  iiiul  wenn  hier  zugleich  darauf  hingewiesen  wird,  dass  weder 
nach  gemeinem  Recht,  noch  nach  dem  PrALR.  anzunehmen  sei,  dass, 
wenn  ein  Schaden  durch  einen  Beauftragten  des  Beschädigten  verur- 
sacht worden,  hierdurch  die  sonst  bestellende  Verpflichtung  eines 
Dritten  zum  Schadenersatz  allgemeia  und  ohne  weiteres  aufgehoben 
werde,  so  hat  dies  die  Bedeutung  eines  zweiten,  selbständigen  Ent- 
scheiduugägnmdes.  An  jener  Anfltonng,  dass  andere  Gesetze  zur  Er- 
gänzung des  §  25  des  Bisenbaliugesetzes  bezüglich  der  darin  besonders 
geregelten  Materie  nicht  herangezogen  werden  dttrfen,  h&lt  der  er- 
kennende Senat  fest,  und  hieran  ist  anch  doreh  das  Inkrafttreten  des 
BOB.  nichts  geändert  worden,  da  dnreh  Art.  105  E6.  die  ebenda  aaf- 
gef&hrten  landesgesetzlichen  Bestiromongen  nach  in  ihrer,  die  er- 
gänzende Anwendbarkeit  anderer  Gesetze  ausschliessenden  Bedeutung 
aufrechterhalten  worden  sind.  Wenn  der  erkennende  Senat  in  zahl- 
reichen Entscheidungen  die  Anwendung  des  Abs.  1  des  §  254  ß<!B. 
auch  fiir  den  Recbtskreis  des  RHaftpflG.  ausgesprochen  hat,  so  beruht 
dies  auf  der  —  bei  dem  hier  anzuwendenden  preussischen  Eisenbahn- 
gesetz  nicht  einschlagenden  —  Erwägung,  dass  die  im  Art.  42  EG. 
vorgenommene  Neuredaktion  jenes  Gesetzes  den  ausge.sprochenen  Zweck 
hat,  dessen  Vorschriften  mit  dem  BGB.  in  Einklang  zu  bringen,  so 
dass  nunmehr  das  neue  Recht  des  BGB.  zusammen  mit  dem  in  Art.  32 
EG.  erwähnten,  bisherigen  Reichsrecht  als  eine  einheitliche  Kodifikation 
sich  darstellt.  Da  endlich  der  erkennende  Senat  auch  daran  festhält, 
dass  nach  §  25  des  Eisenbahngesetzes  nur  eiu  Verschulden  des  Be- 
schädigten selbst,  nicht  auch  das  seiner  Beauftragten  oder  der  sonst 
für  ihn  handelnden  Personen  den  Schadenanspnich  ansschliesst,  so  kann 
dem  Tom  Bemfangsgericht  festgesteUten  Verschulden  der  Knechte  des 
Klägers  Bedeutung  fttr  die  Entscheidung  des  Bechtsstreits  nicht  bei- 
gelegt werden.   

Nr.  49.    Eiitscli.  dos  Obcriandesjjferiehts  Hainburg. 

2.  Zivilsenat.    Vom  10.  April  19Ü6. 
(8p«d.-  n.  SobUL-Zeltg.  J«brff.ZIV  (UM)  Nr.  n  &  BIS.) 

1 688  eee.  S  453  Akt.  2  HSB.  §  55  Ab«.  2  EIMibVsrfcO.  Ihiroh  «•  Usm  Beralt- 
•tellQai  sliiier  Waggons  auf  de«  6itertiabihof  zur  Verladang  wird  vos  der  Eltta- 

babn  ein  Verwahrungsvertrag  nicht  abgeschlossen. 

Daiaus,  dass  die  Eisenbahudirektion  auf  ihrem  Terrain  einige 
ihrer  Wagen  einem  Spediteur  zu  dem  Zwecke  zur  Verfügung  gestellt 
hat,  damit  dieser  dort  mit  seinen  Leuten  Waren  einlade,  kann  nicht 
der  stillschweigende  Abschluss  eines  Verwahrungsvertrages  abgeleitet 
werden.  Vielmehr  ist  dadurch  dem  Spediteur  nur  ein  Raum  zur  Ver- 
fügung gestellt  worden,  damit  dieser  dort  seine  äachea  verwahre. 
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Deun  nach  §  688  BGB.  setzt  der  Abschliiss  eines  Verwahrungsvertrages 
voraus,  dass  die  zu  verwahrende  Sache  von  dem  Hinterleger  dem  Ver- 
wahrer übergeben  wird.  Daran  fehlt  es  vorliegenden  falls  völlig,  be- 
vor die  Eisenbahn  das  Gut  zur  Beförderung  übernommen  hatte. 

Daran  wird  auch  nichts  dadurch  geändert,  dass  die  Eisenbahn 
eine  Bewachung  des  Bahnhofes  eintreten  lässt.  Dadurch,  dass  dies  im 
öffentlichen  Interesse  geschieht,  tritt  die  Eisenbahnverwaltung  nicht 
zu  dem  einzelneu,  dem  sie  auf  ihrem  Terrain  einen  Raum  zur  Ver- 
wahrung von  Sachen  znr  Verfügung  gestellt  bat,  in  das  Verhältnis 
eises  Verwalmn  tob  dessen  Sacheii. 

Kr.  50.  Bntsch.  des  Dentsehen  Seldisgerldits. 

6.  Zivilsenat.   Vom  11.  April  1906. 

(JW.  Jahr«,  S5  (1906)  Nr  U  S.  350  Ziff.  »  ) 

§  I  RHaftpflG.  §  254  BGB.  Durch  die  gänzliche  Unteriassung  des  Zurüclischauens 
—  nanentlicb  in  der  Dunkelheit  —  bei  Uebersohreitung  des  Straesenbahngleises  und 
VersfhHM  vm  WaimitribitQfc  Mater  tkili  hat  4»  Verlstite  die  allaritwIlMlIototo 
VeriMit*  verteilt.  8lf ilwes  Verschulden  tritt  dte  BaIrtebegafUv  dir  Stnmi- 

bahn  völlig  zaruok. 

Nach  der  FestoteUang  des  Berufangsgericbts  hörte  der  auf  der 
rechten  Strassenseite  wandernde  Kläger  Wagengeräusch  hinter  sich. 
Er  glaubte,  dass  die  Strassenbahii  so  spät  nicht  mehr  fahre  und  dass 
das  Geräusch  von  einem  Fuhrwerk  herrühre.  Um  diesem  auszuweichen, 
wandte  er  sich  nach  links,  wollte  das  Geleis  überechreiten  und  wurde 
von  dem  Strassenbahnwagen  niedergeworfen.  Der  Führer  des  ord- 
nungsmässig  beleuchteten  Wagens  war  langsam  gefahren  und  hatte 
bis  zur  Unfallstelle  geläutet.  Auf  den  Haltruf  eines  Fahrgastes 
brachte  er  den  Wagen  einen  Meter  jenseits  der  Unfallstelle  zum 
Stehen.  Den  Kläger  hatte  er  nicht  bemerkt.  Das  Berufungsgericht 
zieht  aus  diesen  Feststellungen  den  Schluss,  dass  Kläger  zwar  —  was 
er  selbst  zugegeben  hat  —  die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  ausser 
acht  gelassen  nnd  dadnrch  den  Unfall  mitTemrsaeht  habe,  dass  jedoch 
die  Betriebseinrichtung  der  Strassenbahn  gleichfalls  Mitnrsache  ge- 
wesen sei.  Das  Verhalten  des  Eligers  sei  immerhin  entschuldbar, 
weil  er  glauben  durfte,  dass  die  Strassenbahn  so  spftt  nicht  mehr  fahre, 
und  er  nach  der  wirUichen  Ursache  des  Wagenger&usches  nicht  zu 
forschen  brauchte.  Im  Verhftltnis  zur  Betriebsgeihhr  sei  sdn  Ver- 
schulden nicht  als  ausschlaggebend  f&r  die  Entstehung  des  Unfalls 
anzusehen.  Der  Beruf ungsrichter  bat  die  StrassenbahngeseUschaft  ver- 
urteilt, dem  Kläger  die  Hälfte  des  Schadens  zn  ersetzen.  Das  EG. 
hat  die  ganze  Klage  abgewiesen :  Kläger  hat,  als  er  in  der  stillen 
Nacht  das  Qeräusch  eines  Wagens  hinter  sich  vernahm,  xiicht  zurfick- 
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geschaut,  wo  der  Wagen  sich  befinde,  sondern  ist  blindlin^  in  das 
nieis  der  Strassenbahn  hineingelaufen,  obwohl,  wenn  der  Strassenbahn- 
verkehr  aufgehürt  hatte,  das  vermeintliche  Fuhrwerk  sich  ebensogut 
auf  der  linken  Strassenscite  zwischen  den  Gleisen  bewegen  konnte. 
Jeder  Fussgänger  hat,  namentlich  in  der  Dunkelheit,  die  Pflicht,  auf 
Fuhrwerke,  deren  Nahen  er  vernimmt,  sein  Augenmerk  zu  richten,  da- 
mit er  ihnen  in  geeignete!  Weise  ausweiche.  Durch  die  ganz  un- 
erklärliche Unterlassung  des  Zurückschauens  hat  Kläger  die  aller- 
go wohnlichste  Vorsicht,  die  von  jedem  zurechnungsfähigen  Menschen 
Terlangt  werden  mass,  Tenftmiit.  Gegen  dieses  nieht  entscholdbare, 
sondern  in  hohem  Grade  sorglose  nnd  unbedachte  Verhalten  des  Ver- 
letzten tritt  im  gegebenen  Fall  die  Betriebsgefahr  der  Strassenbahn 
völlig  zurück.  Uebrigens  ist  sie  anch  nicht,  wie  das  Bemfnngs- 
gericht  anfuhrt,  darin  sn  erblicken,  dass  es  nicht  möglich  gewesen  sei, 
den  anf  dem  Schienengleis  immerhin  schnell  fahrenden  Wagen  aeitig 
zom  Stehen  zu  bringen.  Denn  wenn  der  Führer  den  Kläger  nnd  den 
plOtxlichen  Wechsel  in  dessen  Geh  rieh tung  nicht  bemerkt  und,  wie  das 
Bemftingsgericht  selbst  ohne  Rechtsirrtnm  annimmt,  nicht  zu  bemerken 
brauchte,  weil  er  bei  der  nächtlichen  Fahrt  auf  sein  Gleis  zu  achten 
hatte,  so  war  er  auch  nicht  in  der  Lage,  ihn  durch  rasches  Bremsen 
vor  dem  Unfall  zu  behüten.  Der  Unfall  ist  vielmehr  ganz  überwiegend 
auf  das  eigene  Verschulden  des  Klägers  zurUckzut'ühren.  Eine  Frsatz- 
pfücht  der  Hfklagten  tritt  daher  nach  den  festgestellten  Uniständen 
überhaupt  nicht  ein.  Die  irrige  Anwendung  des  §  254  BGB.  musste 
die  Aufhebung  des  Beruluugsurteils  zur  Folge  haben. 

Nr.  5L  Entseh.  des  Deutsehen  Beiehsgeriehts. 
6.  Zivilsenat.  Vom  19.  April  1906. 

§§  30,  31,  254.  278.  823,  831.  847  BGB.  verh.  sHt  Hanpse.  §  I.  Die  StrattenlaliN 
haftet  für  Verschulden  des  Wagonrührers,  wenn  sie  bei  der  Anstellung  nur  die 
technische  Qualifikation,  nicht  auch  die  persönliche  Zuverlässigkeit  derselben  geprüft 
hat.  Das  Aufstehe»  des  Fahrgaatea.  der  infolge  des  durch  fibermäsaig  atarkea  Bremsen 
verartiohlm  Rfokass  itoi  Wagest  sBoefalles  ssd  viriebt  Ist,  vtr  Aahaltes  des 
Wagsss  ba|riini«t  keis  VsrtehsMes  ist  Fshriastst. 

Die  Anwendbarkeit  des  §  1  RHaf^flG.  begründet  die  Ansprüche 
der  Elftgerin  mit  Ausnahme  desjenigen  auf  Zahlung  eines  Schmerzens- 
geldes, der  aber  ancli  aus  dorn  zweiten  rechtlichen  Gesichtspunkte  des 

Vertrages  nicht  begründet  wird.  Nur  für  letzteren  Gesichtspunkt  be- 
darf es  der  Feststellung  eines  Verschuldens  des  Wagenführers  uder 
des  Schaffners,  für  das  die  Beklagte  nach  §  278  BGB.  einzustehen 
haben  würde.   Der  Anspruch  auf  Schmerzeusgeld  (§  847  hOtB,)  wird 
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allein  ^gerechtfertigt  durch  den  Nachweis  einer  unerlaubten  Handlung 
nach  §  823  oder  §  831  BGB.,  die  die  Beklagte  vertreten  muss.  Dass 
sie  selbst  in  ihren  verfassungsmässigen  Vertretern  ein  nach  §§  30,  31, 
823  BGB.  ihre  Verantwortung  begründendes  Verschulden  treffe,  ist 
nicht  behauptet.  Dagegen  ist  die  Anwendbarkeit  des  §  831  BGB.  an 
sich  ausser  Frage,  da  der  Unfall,  und  damit  auch  der  Schaden  der 
Klägerin  durch  das  rasche  and  starke  Anziehen  der  Bremse  durch  den 
WageufBhrer,  mag  dieses  schnldliaft  oder  nnveFsdiiildet  erfolgt  sein, 
also  durch  die  Handlung  eines  Angestellten  der  Beklagten  in  Aas- 
fUhning  der  ihm  aufgetragenen  DienstTerrichtungen  Terursacht  worden 
ist  Die  Beklagte  trifft  also,  wenn  sie  den  Anspruch  der  Elftgerin  auf 
Schmerzensgeld  ablehnen  will,  der  Nachweis,  dass  sie  bei  der  Auswahl 
des  Wagenfllhrers  die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  beobachtet 
habe.  Wenn  das  Berufungsgericht  diesen  Nachweis  durch  die  Berufung 
auf  die  zehntägige  Probezeit  des  Wagenführers  und  die  von  diesem 
mit  dem  Prädikat  „gut''  bestandene  Fahrerprttfung  nicht  fQr  geftthrt 
'  erachtet,  so  kann  ihm  darin  nicht  entgegengetreten  werden.  Denn 
dieser  Beweisantritt  ist  in  der  Tat  nur  geeignet,  die  technische  Quali- 
fikation des  Wagenführers,  seine  Faljrtrewandtheit  darzutun;  dagegen 
fehlt  es  für  die  persönliche  Gewissenhaftigkeit  und  Zuverlässigkeit  des 
bezeichneten  Angestellten  an  jedem  Nachweis  der  Sorgfalt  der  Be- 
klagten bei  seiner  Anstellung,  der  im  vorliegenden  Falle  um  so  not- 
wendiger war,  als  sich  der  Wagenführer  erst  kurze  Zeit  im  Dienste 
der  Beklagten  befand,  sie  sich  selbst  von  diesen  P^igenschaften  des- 
selben zu  überzeugen,  vor  dem  Unfall  also  nur  wenig  Gelegenheit 
hatte.  Auch  in  der  Verneinung  eines  eigenen  mitwirkenden  Ver- 
sdiuldens  der  Klägerin  bei  der  Yenmachung  des  Unfalles  durch  das 
Beruftmgsgericht  kann  ein  Bechtsirrtum  nicht  gefunden  werden.  Weder 
kann  es  der  EUgerin  zum  Verschulden  angerechnet  werden,  wenn  sie 
sich  zum  Aussteigen  von  ihrem  Platze  erhob,  ehe  der  Wagen  zum 
Stehen  gebracht  war  —  würde  ein  solches  Verlangen  von  allen  Fahr^ 
gftsten  befolgt  und  wOrde  dementsprechend  der  Betriebsunteinehmer 
an  den  Haltepunkten  auch  die  Wagen  erst  wieder  in  Bewegung  setzen 
lassen,  wenn  alle  eingestiegenen  Passagiere  ihre  PIfttze  eingenommen 
haben,  so  würde  der  Aufenthi^t  an  den  Haltestellen  eine  Daner  an- 
nehmen, die  mit  dem  Verkehrszwecke  der  Strassenbahn  wenig  vertrftg- 
lieh  wäre  — ,  noch  erscheint  es  als  ein  Verschulden  der  Klägerin,  wenn 
sie  beim  Aufstehen  versäumte,  sich  der  im  Wagen  angebrachten  Hand- 
haben zum  Anhalten  zu  bedienen.  Der  gewöhnliche  und  unvermeid- 
liche Rückschlag,  den  das  Anhalten  des  Wagens  zur  Folge  hat,  ist  er- 
fahruugsgemäss  nicht  so  stark,  dass  ein  auf  seinen  Füssen  sicher 
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stelientler  MeiLscli  davon  umfallen  könnte;  auf  einen  sulclien  liatte  die 
Klägerin  nut  zu  rechneu,  wie  das  Berafuogsgericht  mit  Kecbt  au- 
genomuieu  hat.   

Nr.  59.  Bnteeh.  des  Dentsehen  Keiehflgeriehts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  23.  April  1906. 

Dii8  Recht  X  11906^  Nr.  14  S  861.) 

§§  842,  843,  845  BGB.  Eine  Ehefrau,  welche  bei  einem  Unfälle  einen  Schaden  er- 
leidet, hat  zwar  einen  Anspruch  auf  Heilungekoaten,  nicht  aber  wegen  Minderung  der 
Enir«rbifiM|k«ll,  «reltiM  «te  leMglldi  \m  HutwMM  titr  CeMliift  in  EimramM 
btlltl|t  iMt  OiHM*  letittre  Aiipraoh  ttiht  |mAm  f  845  I.  e.  tm  Um  EIimmuim  n. 

Der  Bevisioii  der  Beklagten  ist  darin  beizutreten,  daas  das  Be- 

rafungsgericht  sich  die  rechtliche  Natnr  der  geltend  gemachten  An- 
sprüclie  nicht  klar  gemacht  hat,  dass  es  der  Klägerin  Ansprüche  zv- 

gebilligt  hat,  die  nicht  ihr,  sondern  lediglich  ihrem  Manne  znstdien. 
Zwar  gilt  dies  nicht  von  den  lieilungskosten,  die  von  den  Ausführungen 
der  Revision  überhaupt  nicht  berührt  worden;  denn  auch  der  ver- 
heirateten Frau,  gleichviel  welches  eheliche  Güterrecht  massgebend  ist 
und  gleichviel,  ob  sie  ihre  Erwerbsfähigkeit  betätigt,  sei  es  für  sich 
selbst,  sei  es  für  ihren  Mann,  steht  ein  Anspruch  dieser  Kosten  zu. 
Wohl  aber  gilt  dies  für  den  Ersatz  des  Schadens,  der  durch  die 
Mindeiung  der  Erwerbsfähigkeit  der  Klägerin  entstanden  ist.  Aller- 
dings lässt  sich  prinzipiell  auch  einer  Ehefrau  ein  solcher  Anspruch 
nach  Massgabe  der  §§  842,  843  BGB.  nicht  versagen.  Allein  eine 
Entschädigung  für  den  Verlust  oder  die  Minderung  der  Erwerbsfähig- 
keit wird  nicht  schlechthin  gewährt,  sondeni  nur  lllr  den  dem  Ver^ 
letzten  nach  seinen  Lebens-  nnd  Erwerhsverhaitnissen  tatsftchlich  ent- 
gehenden Erwerb,  wenn  schon  dabei  nicht  bloss  die  Verhftltnisse  zur 
Zeit  des  Unfalls  nnd  in  der  Gegenwart,  sondern  auch  die  znkttnltige 
Gestaltung  der  Dinge,  soweit  sie  sich  bei  Zugrundelegung  normalen 
Verlaufs  voraussehen  lassen,  zu  berttcksichtigen  sind.  Betätigt  mithin 
eine  Frau  ihre  Erwerbsffthigkeit  lediglich  im  Hauswesen  und  im  Ge- 
schäft des  Hannes,  wozu  sie  gesetzlich  verpflichtet  ist  (BGB.  §  1356), 
so  kann  sie  selbst  für  den  Verlust  oder  die  Minderung  ihrer  Erwerbs- 
fähigkeit insoweit  keinen  Schadenersatzanspruch  geltend  machen,  weil 
insoweit  lediglich  dem  Manne  ein  Schaden  entstanden,  mithin  nur 
dieser  nach  i;  845  forderungsberechtigt  ist;  es  könnte  ihr  nur  für  den 
Fall  ein  solcher  Anspruch  zugebilligt  werden,  dass  sie  infolge  einer  in 
den  ehelichen  Verhältnissen  eintretenden  Veränderung  in  die  Lage 
käme,  ihre  .Arbeitskraft  für  eigenen  Krwerl)  zu  verwerten.  Bei  An- 
wendung dieser  Grundsätze,  von  denen  der  erkennende  Senat  in  dem 
Urteüe  Kep.  VI  237i04  (teüweise  abgedruckt  in  dei'  JW.  1905,  341 
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aiisrjegangen  ist,  erweist  sich  der  Klageanspriicb,  soweit  er  iiiclit  dio 
Heilungskosten  betrift't,  ohne  weiteres  als  uiibegriindet.  Bei  den  der 
Klägerin  zugesprochenen  128  M.,  infolge  der  Minderung  der  Erwerbs- 
fäliigkeit  der  Klägerin  im  Geschäfte  des  Mannes  wegen  Vertretung 
der  Klägerin  durch  eine  fremde  Arbeitskraft,  handelt  es  sich  lediglich 
um  einen  Anspruch  des  Mannes  auf  Grund  der  Vorschrift  im  §  845. 
Es  hat  dies  aber  auch  za  gelten  von  der  der  Klägerin  zugesprochenen 
Rente.  Denn  gefordert  wird  diese  —  nnd  dadurch  unterscheidet  sich 
der  vorliegende  Fall  von  dem  in  jenem  Urteil  behandelten  —  ledig- 
lich als  Ersatz  für  die  Hindemng  der  ArbeitsflÜiigkeit  der  Klägerin 
im  Gesch&ft  des  Mannes,  der  also  diesem  nach  §  845  zn  vergüten 
ist,  nicht  anch  fttr  den  Ausfall  eigenen  Erwerbs,  den  die  Klägerin 
etwa  künftig  erleiden  kOnnte.  Steht  aber  der  Kl&gerln  jener  Anspruch 
nicht  zu,  so  kann  dieser  Mangel  der  Sachlegitimation  auch  dadurch 
nicht  als  beseitigt  gelten,  dass  in  gewissen  prozessualen  Vorgängen 
die  Zustimmniip:  des  Mannes  zur  Geltendmachung  des  Anspruchs  durch 
die  Klägerin  gefunden  werden  könnte;  diese  Auffassung  kann  zutreft'cn, 
wenn  die  Eheleute  in  Gütergemeinschaft  oder  in  Errungenschafts- 
gemeinschaft leben  (vgl.  das  Urteil  des  erkennenden  Senats  in  den 
Entscheidungen  des  RGZ.  60,  156),  nicht  aber  wenn,  was  mangels 
gegenteiliger  Hehauptuog  anzunehmen,  das  gesetzliche  Güterrecht  das 
massgebende  ist.   


Nr.  53.   Eiitsch.  dvs  Deutscheu  Rciehs^orichts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  30.  April  1906. 

(JW.  Jahrg.  S5  (1006)  Nr.  12  S.  376.» 

§  1  Haftpfie.  Art  105  EGBGB.  §  823  BGB.  verb.  mit  Art.  29  Antaaltiaischen  AGBGB. 
UstenekM  iwlMbss  SshÜM  •■•  wii  M  dt«  BelrltiM  eissr  Strasstnhalw. 

Eine  zweispännige  £(iuipago  des  Klägers  fuhr  über  die  Breite^ 
Strasse  in  B.  Plötzlich  stflrzten  beide  Pferde,  ans  Manl  nnd  Nase 
blutend,  zusammen;  der  Kutscher  fiel  vom  Bock.  Als  Ursache  engab 
sich,  dass  ein  Draht  der  Telephonleitung  auf  den  Starkstromdraht  der 
Strassenbahn  gefallen  war  und,  auf  die  Erde  herabh&ngend,  das  Ge- 
spann berührt  hatte.  Das  Olßt,  erklftrte  den  Schadenersatzanspruch, 
des  Klftgers  dem  Grunde  nach  für  berechtigt.  Die  Revision  wurde  zu- 
rückgewiesen.  Das  Berufungsgericht  hat  festgestellt,  dass  der  elek- 
trische Starkstrom,  den  die  Beklagte  als  Treibkraft  fQr  die  Strassen- 
bahn verwendet  und  mittels  oberirdischer  Leitung  den  Wagen  zu- 
geführt hat,  den  auf  die  Leitung  und  von  da  auf  den  Boden  herab- 
hängenden Telephondräliten  in  solcher  Spannung  mitgeteilt  wurde,  dass 
die  Pferde  des  Klägei's  bei  der  Berühraug  mit  den  TeiepUoudrähten 
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Bntieli.      Dentsdieii  BeiehigeriehtB  vom  80.  April  1906. 


infolge  der  Ueberleitnng  dieses  Stroms  und  nicht  etwa  durch  den 
Strom  der  Telephonleilung  mit  dessen  g:eringer  Spannung  beschädigt 
worden  sind.  Das  Berufungsgericht  hat  auf  diesen  Tatbestand  den 
gemäss  des  Vorbehalts  in  Art.  105  EG  BGB.  erlassenen  Art.  29  An- 
haltinischen  AGBGB.  vom  18.  April  1899,  der  dem  $  1  HaftpflG.  wört- 
lich nachgebildet  ist  und  die  Haftpflicht  des  Unternehmers  eines  Eisen- 
babnbetriebs  auf  die  BeBcbftdigaug  einer  fremden  Sache  beim  Betriebe 
entreckt,  angewendet  und  in  ZnrttdcweiBnng  der  Einwendangen  der 
Beklagten  aoagefftbrt:  Die  üeberfAbmng  des  Starkstroms  in  die  Tele- 
pbondiühte  nnd  von  diesen  in  die  EOiper  der  Pferde  sei  bei  dem  Be- 
triebe der  Strassenbahn  erfolgt  Die  üebermittlnng  des  Stroms  durch 
die  Drähte  einer  der  Beklagten  liremden  Leitung  ändere  an  der  sach- 
lichen Beurteilang  nichts.  Höhere  Gewalt  liege  nicht  vor;  es  sei  vor- 
auszusehen gewesen,  dass  bei  Starm  oder  sonst  die  Telephondrähte 
herabgerissen  auf  die  Leitung  der  Bahn  fallen  wttrden  und  Bescliädi- 
gungon  von  Tieren  herbeiführen  könnten;  dessenungeachtet  habe  die 
Beklagte  die  möglichen  und  üblichen,  durchaus  wirksamen  Sicherungs- 
niassregeln  gegen  die  Berühruno:  von  Bahnleitung  und  Telephondrähten 
versäumt.  Ein  etwaiges  Verscliulden  des  klägerisclieu  Kutschers  könne 
nur  unter  besonderen,  hier  nicht  behaupteten  Voraussetzungen  als  Ver- 
schulden des  Klägers  betrachtet  werden.  Die  Revision  rligt  die  Ver- 
letzung des  Art.  105  EGB(JB.  und  des  §  823  BGB.,  weil  der  Unfall 
sich  nicht  bei  dem  Betriebe  der  Strassenbahn  ereignet  habe,  auch  nicht 
auf  eine  der  Strassenbahn  eigentümliche  Gefahr  zurückzuführen  sei. 
Sie  bezweifelt  den  ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  dem  Betrieb 
der  Beklagten  und  dem  Schaden:  Art.  105  a.  a.  0.  läset  in  Verbindung 
mit  Art.  8  ebenda  landesgesetzliche  Torschriften  zu,  nach  welchen  der 
Unternehmer  eines  Eisenbahnbetriebs  Ar  den  ans  dem  Betrieb  ent- 
stehenden Schaden  in  weiterem  Umfang  als  nach  den  Vorschriften  des 
BGB.  haftet.  Es  fragt  sich  daher  lediglieh,  ob  das  Anhaltinische  Ge- 
setz, so  wie  das  Bemfhngsgericht  es  auslegt,  sich  im  Rahmen  des 
Art.  106  gehalten  hat  Dies  ist  zu  beijahen.  Das  BeruAuig«gericht 
hat  angenommen,  dass  die  Beklagte,  ohne  dass  es  auf  ein  Verschulden 
auf  ihrer  Seite  ankomme,  für  den  Sachschaden  des  Klägers  hafte,  weil 
dessen  Pferde  bei  dem  Betriebe  der  Strassenbahn  beschädigt  worden 
seien.  Die  Haftung  für  Schäden  aus  dem  Betrieb  ist  aber  mindestens 
nicht  enger  als  die  Haftung  für  Schäden,  die  bei  dem  Betrieb  ent- 
standen sind.  Die  Auslegung  des  Anhaltinischen  Gesetzes  selbst  ist 
der  Nachprüfung  des  KG.  entzogen,  §  549  I  ZPO. 
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Nr.  54.  Entsch.  dos  Oest«rr.  R«ic]i8gericht8« 

Vom  1.  Mai  1906. 

{OttHmrr.  EiMnb.  V«ronln.  Bl.  XIX  (1908)  Nr.  74  a  164».) 

1.  Ne  hl  Art.  nr  dM  asMüM  WH  19. 8«|it«ab«r  1898,  R8BI.  Nr.  172*  be«rliieto 
EtaiMHng  VM  PariMtlnlaiei  bat  aioht  rar  Iii  FI1I«r  iidividaelltr  VorricliMfl  n 

erfolgen,  sondern  auch  anlSsslich  der  allgemeinen  Gehaltsaufbesserimg. 

2.  Die  Bestimmung,  dass  eine  Personalzulage  in  die  Pension  einrechenbar  sei,  schliesst 
diese  Einziehung  nicht  ans;  vielmehr  icann  eine  solche  Elnrechnung  auch  in  der  Weise 
•rfWfM,  tfiM  Me  PMPMMlnlai»  «iliMlMi  •!■«•  MnHMrblbnii  to  ohmi  Teil  4m 
MiHM  virwuiilt  ni  ile  Pension  nach  dM  nr  Zelt  dar  PaiiliilariM  latlUiav- 

den  Gehalte  bemessen  wird. 

Massgebend  für  die  Entscheidung  des  vorliegenden  Streitfalles  ist 
die  Frage,  ob  die  Einziehung  der  dem  Kläger  im  Jahre  1896  ver- 
liehenen Personalzulage  jährlicher  i\.  GOO,  welche  anlässlich  der  im 
Jalire  1898  erfolgten  Gehaltsaufbesserang  verfUgt  wurde,  im  Gesetze 
begründet  sei  oder  nicht. 

Die  Frage  muss  im  Hinblicke  auf  den  Art.  IV  des  Gesetzes  vom 
19.  September  1898,  RGBl.  Nr.  172,  bejaht  werden.  Es  lie^rt  nämlich 
kein  Anhaltspunkt  vor,  um  diese  Gesetzesbestimmung  lediglich  auf 
Fälle  individueller  Vorrückung  der  Staatsbeamten  zu  beschiunken. 
Sie  ist  Tielmehr  nur  eine  Wiederholung  des  allgemeinen,  schon  im  Hof- 
dekrete  vom  10.  Noyembor  1824  ausgesprochenen  Gnindsatzes,  dass 
Peraonalzalageu,  sofern  bei  deren  Verleihong  oder  dorch  einen  späteren 
rechtswirksamen  Akt  nicht  das  Gegenteil  verffigt  wurde,  bei  jeder  (Je- 
haltaerhOhnng  TerhUtnismaasig  einzoziehen  sind. 

Diesem  Gmndsatse  entsprach  der  §  6  der  Uebeigangabestimmongen 
in  dem  Gesetze  vom  16.  April  1873,  BGBl.  Nr.  47,  womit  die  Bezöge 
der  Staatsbeamten  nen  geregelt  worden.  Er  gelangt  auch  nunmehr  im 
Art.  IV  des  früher  bezogenen  Gesetzes  vom  Jahre  1898  anlSsslich 
der  damit  vollzogenen  ErhOhong  der  BesOge  der  Staatsbeamten  znr 
gleichen  Anwendung. 

Eüne  entgegengesetzte  Verfügung  ist  in  betreff  der  fraglichen  Per- 
sonalznlage  des  Klägers  nicht  getroffen  worden.  Eine  solche  kann 
daraus  nicht  abgeleitet  werden,  dass  dem  Kläger  die  Personalzulage 
als  eine  in  die  Pension  anrechenbare  verliehen  wurde. 

Denn  gemäss  Art.  IV  des  zitierten  Gesetzes  ist  die  Personalzulage 
eben  in  den  (Tehalt  verwandelt  und  in  dieser  Form  bei  der  Pen- 
sionierung des  Klägers  tatsächlich  eingerechnet  worden. 

Eine  formelle  Einrechniiiig  war  ausgeschlossen,  weil  die  Personal- 
zulage zur  Zeit,  als  der  Kläger  iu  den  Kuhestaud  versetzt  wurde, 
rechtlich  nicht  mehr  bestand. 
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Nr.  55.   Entgeh,  dos  Doiitsehon  U(M('hss:orieht8. 

6.  Zivilsenat.    Vom  10.  Mai  1906. 

I J  U   Jahrg.  3&  {1906)  Nr.  13  S.  182  Ziff.  «.) 

§  254  BGB.  verb.  nit  §  I  HaftpflG.  vom  7.  Juai  1871.  MitvartetaMM  baln  Tra|Mi 

«Imr  Saasa  tuHm  ier  Stnaatilahii. 

Der  Kläger  ging  auf  dem  Fahrdamin  einer  Strasse,  darch  die  die 
?on  der  Beklagten  betriebene,  elektrische  Strassenbahn  f&brt.  Er  trog 
eine  Sense;  deren  Griff  wurde  von  einem  entgegenkommenden  Strassen- 
bahnwagen  erfasst  und  dadnrch  der  Kläger  umgeworfen.  Bei  dem 
Versuche,  sich  zu  erheben,  wurde  er  durch  die  Sense  erheblich  verletzt. 
Er  nimmt  f&r  den  ihm  entstandenen  Schaden  die  Beklagte  in  Ansprach. 
Das  OLG.  hat  den  Klageansprach  in  Höhe  von  dem  Grunde  nach 
fOr  gerechtfertigt  erklärt  und  nur  zn  V&  (l^n  Kläger  abgewiesen.  Das 
RG.  erklärte  auf  Revision  der  Beklagten  den  Klageanspruch  nnr  in 
Höhe  von  Vs  dem  Gninde  nach  für  gerechtfertigt:  Dem  zutreffend  vom 
Berufungsgericht  angenommenen,  eigenen  Verscliulden  de.s  Klägers  steht 
auf  der  Seite  der  Beklagten  nur  die  allgemeine  Betriehsgefahr  der 
Strassenbahn  zur  Abwägung  nach  §  254  RGB.  gegenüber;  das.s  einen 
Angestellten  der  Beklagten  ein  Ver.><chulden  an  der  Entstehung  des 
Unfalles  treffe,  oder  sonst  ein  die  Betriebsgefahr  erhöhender  Umstand 
vorliege,  für  den  die  Beklagte  veranlwortiich  zu  nuic  lien  wäre,  ist 
nicht  festge.siellt  worden.  Unter  diesen  Umständen,  und  da  die  Un- 
voi-sichtigkeit  uad  Unaufmerksamkeit  des  Klägers  beim  Gehen  mit 
seiner  Sense  in  der  belebten  und  von  der  Strassenbahn  durehfahrcnen 
Strasse  als  ein  schweres  Verschulden,  eine  grobe  Ansserachtlassung  der 
im  Verkehr  erforderlichen  Sorgfalt  erscheint,  war  die  Bemessung  des 
Umfanges  des  dem  Kläger  zn  leistenden  Schadensersatzes  durch  das 
Berufungsgericht  nicht  als  der  Sachlage  angemessen  zu  erachten.  Es 
kommt  hinzu,  dass  der  Kläger  nach  dem  festgestellten  Tatbestande 
nicht  bei  dem  Sturze  durch  die  Sense  verletzt  worden  ist,  sondern  dass 
er  sich  die  Verletzung  des  Armes  zugezogen  hat,  als  er  wieder  auf- 
stehen wollte.  Es  könnte  gefragt  werden,  ob  nicht  hierdurch  der  nr- 
sächliche  Zusammenhang  zwischen  dem  Unfall  und  dem  Eisenbahn- 
betriebe der  Beklagten  überhaupt  ausgeschaltet  werde.  Dies  ist  in- 
dessen zu  verneinen,  da  als  eine  der  Ursachen,  die  den  Unfall  herbei- 
geführt haben,  imnierliin  der  Bahnbetrieb,  durch  dessen  Tätigkeit  der 
Sturz  ijes  Kläger.s  veranlasst  wurde,  erscheint.  Dagegen  tritt  bei  der 
Berücksiclitigung  dieses  von  dem  Berufungsj^ci  iclit  ausser  acht  ^--e- 
lassenen  Umstandes  zu  dem  festgestellten,  duppelten  Verschulden  des 
Klägers  ein  weiteres  hinzu;  denn  es  ist  nicht  denkbar,  dass  er  die 
Verletzung  erlitten  haben  würde,  wenn  er  bei  dem  Versuche,  sich  zu 
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erheben,  sich  nach  der  Lage  der  Sense  umgesehen  uiul  danacli  sein 
Handeln  eingerichtet  hätte;  dass  er  dies  unterliess,  ist  nur  durch  eine 
yersftomQDg  der  im  Verkehr  erforderlichen  Sorgfalt  so  erkiftren. 


Nr.  66^  BntBeh.  des  Dentsehen  Seldisgerielits. 

4.  Zivilsenat.  Vom  14.  Hai  1906. 

6  3  Abs.  2  HaftpflG.  §  286  ZPO.  Unterhaltspflicht  der  verheirateten  Tochter  tritt 
mr       WMS  der  Vatar  saoiiwelsilQli  vtrM8|«sstt«  asd  MrwtrfeMifflhIg  itt.  Oer 

vom  Unternehmer  angetniMe  Beweis,  dass  der  Vater  erwerbsfähig,  sowie  dass  die 
TmMmt  z.  Z.  ihres  Todes  zum  standesgemässen  Unterhalt  der  Eltern  nicht  imtaMie 
gewesen,  ist  von  Bedeutung  und  muss  erhoben  werden. 

Die  Tochter  der  Kläger  ist  gleichzeitig  mit  ihrem  Ehemann  F.  bei 
dem  Betriebe  einer  Eisenbahn  getötet  worden.  Die  Kläger  haben 
gegen  den  Beklagten  als  den  Betriebsunternebmer  auf  Grund  des  §  3 
Abs.  2  HaftpflG.  in  der  Fassung  nach  Art.  42  EGBGB.  Klage  erhoben. 
Sie  beantragten  die  Verurteilung  zur  Zahlung  der  Rente  vom  1.  Oktober 
1904  ab.  Das  OLG.  erklärte  den  Klagansprnch  dem  Grunde  nach  in- 
soweit für  gerechtfertigt,  als  nicht  ein  Sohn  der  Kläger  unterhaltungs- 
pflichtig  sei.  Das  RG.  hob  auf  Revision  des  beklagten  Fiskus  auf : 
Nach  §  3  Abs.  2  HaftpflG.  hat  der  Ersatzpflichtige  dem  Dritten  insoweit 
Schadenersatz  zn  leisten,  als  der  Getötete  während  der  matmassliehen 
Daner  seines  Lebens  znr  Gtewfihrong  de«  Unterhalts  verpflichtet  ge- 
wesen sein  wflrde.  Von  ihrer  Tochter  könnten  die  Kliger  Unterhalt 
nur  yerlangen,  wenn  sie  ansserstande  sind,  sich  selbst  zn  unterhalten. 
Das  Bemfnngsgericht  hat  deshalb  mit  Recht  angenommen,  dass  die 
Klftger  dem  Belclagten  gegenfiber  den  Nachweis  ihrer  Vermögenslosig- 
keit nnd  ESrwerinnnflUiigkeit  zn  erbringen  haben.  In  dieser  Hinsicht 
konnte  aber  der  Beweis  von  Bedeutung  sein,  der  von  dem  Beklagten 
dahin  erboten  worden  war,  der  klagende  Ehemann  sei,  wenn  er  sich 
eine  geeignete,  kaufmännisch  vorgebildete  Kraft  anwerbe,  sehr  wohl 
imstande,  sein  Agenturgeschäft  auf  eigene  Recjmung  weiter  zu  führen, 
eventuell  hätte  er  sich  durch  den  Verkauf  des  Geschäfts  die  Mittel 
zu  seiner  Lebensführung  beschaffen  können.  Uebei-  diesen  Beweis- 
antrag hat  der  Berufunc^srichter  sich  nicht  ausgesprochen.  Damit  ist 
gegen  die  Vorschrift  des  §  28()  ZPO.  Verstössen  worden.  Was  schlie.ss- 
lich  die  Rüge  we^en  Annahme  der  Unterhaltsptiichtigkeit  der  Ehefrau 
F.  angeht,  so  kann  zwar  darin  kein  Verstoss  gefunden  werden,  dass 
das  Berufuug.sgericht  angenommen  hat,  der  Reklagte  habe  den  Beweis 
zn  erbringen,  wenn  er  behaupte,  dass  Ehefrau  F.,  die  zur  Zeit  ihres 
Todes  imstande  gewesen  wäre,  ohne  Gefährdung  ihres  staodesmassigen 
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Unterhalts  den  Klägern  den  Unterhalt  zn  gewähren,  spSterhhi  den 
Unterhalt  nicht  mehr  hätte  gewähren  kOnnen.  Allein  das  Benifiings- 
gerieht  hat  nicht  beachtet,  dass  der  Beklagte  Beweis  erboten  hatte, 

Ehefrau  F.  sei  zur  Zeit  ihres  Todes  nicht  imstande  gewesen,  ohne 
Gefährdung  ihres  standesmässigen  Unterhalts  den  Klägern  den  Unter- 
halt zn  gewähren.  Die  Zurückweisung  des  Beweisantrags  ist  durch 
die  Annahme,  bei  den  Ausführungen  des  Beklagten  handle  es  sich  um 
ganz  entfernte  Möglichkeiten  einer  Vermögensverschlechterung,  die  Be- 
rücksichtigung nicht  beanspruchen  könnten,  nicht  genügend  begründet. 


Nr*  57.  Entsek.  des  Dentsehen  B«teh8gerlekte. 

6.  Zivilsenat   Vom  U.Mai  1906. 
HaftpflG.  8§  3  a  and  7  Abs.  2.  S§  232—240.  840  S.  2  BGB.  BegrilT  der  „Vermehrung 
der  Bedürfnisse"  bei  Verstümmelung  eine«  Knaben  durch  teilweise  Amputation  beider 
BeiM.   Alsbaldige  Feststellung  einer  Rente  fir  Verminderung  der  Erwerbsfäbigkeit 
•bss  ssKlIslM  BsirsaiMi.  Art  ma  Uwimg  <tar  SiohsrlMlttiilstmi  (Rtsli^fslios). 

Was  die  Ansfttie  im  einzelnen  anlangt,  so  ftllen  nnter  den  Be- 
griff (wenn  nicht  der  fleüungskosten  so)  der  Vermefarang  der  Bedürf- 
nisse: der  Mehraufwand  von  Arzneien,  an  Speisen  nnd  Getränken;  die 
Mehrkosten  Ar  Kleider  nnd  Schuhwerk,  die  Auslagen  fttr  Anschaibng 
nnd  Reparatur  der  künstlichen  Beine  nnd  der  Gehmasehine;  des- 
gleichen der  Mehraufwand  für  Beförderungsmittel  nnd  die  Kosten  einer 
besonderen  Wartung  und  Pflege;  ebenso  die  Kosten  einer' jährlichen  Er- 
holungskur, welche  für  notwendig  erachtet  ist,  um  den  steten  Gefabimi 
für  die  Gesundheit,  welche  infolge  der  Verstümmelung  des  Klägers 
dauernd  geschaffen  seien,  vorzubengen.  Die  Einwände,  welche  von  der 
Revision  bezüglich  der  letzteren  Positionen  erhoben  werden,  sind  un- 
begründet. Insbesondere  handelt  es  sich  hier  gleichfalls  um  Mehr- 
aufwendungen, die  dem  Klä>:^er  als  Folge  seiner  Verstümmelung  er- 
wachsen, und  ist  die  Ausstellung  nicht  berechtigt,  das  Hcnifun<:!:s(»:pri(  lit 
hätte  bei  den  Kosten  eines  für  die  aus.schliessliche  Bedienung  des 
Klägers  zu  haltenden  Pflegers  berücksichtigen  müssen,  dass  auch  dem 
gesnnden.  normalen  Menschen  ein  gewisser  Aufwand  für  Pflege  und 
Bedienung  nötig  sei.  Auch  der  Mehraufwand  für  besonderen  Privat- 
unterricht konnte  als  eine  Vermehrung  der  Bedürfnisse  im  Sinne  des 
Gesetzes  betrachtet  werden,  sofern  dieser  Kostenaufwand  durch  das 
körperliche  Gebrechen  des  Klägers  veranlasst  und  erforderlich  ist,  um 
seine  Ausbildung  für  kfinftige  Erwerbstätigkeit  zu  ermöglichen. 

Was  sodann  den  Ersatz  wegen  Verminderong  der  Erwerbsf&hig- 
keit  anlangt,  wofür  in  Ziff.  I  e  des  Bemfnngsurteils  dem  Kläger  ein 
Jahresbetrag  von  1400  M.  nach  erfolgter  Abmndung  noch  1810  M. 
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ffir  die  Zeit  vom  19.  Februar  1919  ab  bis  aa  aelneii  Lebensende  zu- 
gesprochen ist»  80  kdnnten  in  dieser  Besiebong  eher  Zweifel  entstehen, 
ob  sdion  jetat  eine  VerorteUang  zur  Bentenzahlong  angängig  gewesen 
sei,  da  doch  der  jetat  etwa  11  Jahre  alte  Klftger  das  Alter  und  den 
Stand  der  Erwerbsfftbigkelt  noch  lange  nicht  erreicht  hat  Die  Za- 
eikennnng  einer  fiente  wegen  ankttnitigen  Erwerbsrerlnstes  kann 
solchenfalls  für  die  Regel  nnr  stattlinden,  sofern  und  soweit  sich  be- 
reits zur  Zeit  der  Urteilsfällang  mit  znreicheDder  Sicherheit  übersehen 
lässt,  welcher  Verlast  dem  Geschädigten  zn  der  in  Betracht  kommen- 
den Zeit  infolge  der  erlittenen  Verletzung  erwachsen  wird.  Es  kommen 
hierbei  Verhältnisse  in  Frage,  deren  Gestaltung  fl\r  eine  fernliegende 
Zeit  gegenwärtig  meist  nicht  mit  Bestimmtheit  vorausgesehen  werden 
können,  so  vor  allem  die  Wahl  eines  Berufes  und  die  Fähigkeit  zu 
einer  bestimmten  Erwerbstiitigkeit.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus 
hat  es  der  erkennende  Senat  mehrfach  beanstandet,  wenn  von  dem  In- 
stanzgericht ohne  die  erforderlichen  Unterlagen  für  die  Bemessung  des 
künftigen  Erwerbsverlustes  oder,  ohne  dass  das  Gericht  sich  die  Be- 
denken gegen  eine  derartige  Schadensfestsetzuug  zum  Bewusstseiu  ge- 
bracht hatte,  einem  verletzten  Kinde  für  künftigen  Erwerbsverlust 
Kenten  zugesprochen  waren  (so  z.  B.  Urteile  vom  26.  Februar  1906 
VI  821/05;  vom  6.  April  1906  VI  290/05).  fiides  für  onbediagt  aus- 
geschlossen ist  es  nidit  an  erachten,  dass  in  einem  gegebenen  Falle 
das  Gericht,  wofern  es  nach  den  konkreten  Umständen  nnd  bei  Be- 
rfkcksichtigttBg  des  normalen  Verlanfes  der  Dinge  die  voranssiehtliche 
Entwiekelnng  mit  genügender  Sicherheit  za  beurteilen  sich  getranen 
darf,  schon  jetzt  eine  Vemrteüang  aar  Rentenzahlung  für  den  künftigen 
Erwerbsreriust  auaqpricht  Die  Scbadensfestsetzung  liegt  alsdann  im 
Bereiche  des  dem  Richter  durch  §  287  der  ZPO.  mit  §  843  des  BGB. 
eingeräumten  Ermessens,  und  die  Verurteilung  ist  diesfalls  durch  §  258 
der  ZPO.  formell  gerechtfertigt.  Im  vorliegenden  Falle  waren,  wie  in 
den  Urteilen  der  Vorinstanzen  hervorgehoben  wird,  die  Parteien  „einig 
in  der  Annahme,  dass  der  Kläger  einen  gelehrten  Beruf  ergreifen 
werde".  Die  vernommenen  Sachverständigen  hatten  sich  über  diesen 
Punkt,  beziehungsweise  über  die  körperliche  Entwiekelnng  des  Klägers 
ausgesprochen;  von  der  Beklagten  war  die  betreffende  Entscheidung 
des  ersten  Richters  (1.  c.)  nicht  angefochten.  Bei  dieser  Sachlage  er- 
scheint es  rechtlich  nicht  als  unzulässig,  wenn  das  Berufungsgericht 
in  Verbindung  mit  der  ohnedem  wegen  des  Mehraufwandes  zu  treffen- 
den Renteufestsetzung  auf  die  (erhöhte)  Rente  wegen  das  Erwerbsver- 
lustes erkannt  hat.  Auch  eine  zeitliche  Begrenzung  diese«  Bmiten- 
bezages  in  Rficksicht  auf  die  mit  dem  hohen  Alter  gewöhnlich  Ter- 
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knüpfte  Abnahme  der  Arbeitsfähigkeit  mochte  bei  den  hier  in  Frage 
stellenden  Berafiwrten  als  nkbt  erfeideriidi  augesehen  werden. 

Das  Anerkenntnis  —  eigentlich  Anerbieten  —  der  Beklagten  hin- 
sichtlich der  BentenpoUee  bezog  sich  nnr  anf  die  Beute  in  Höhe  des 
nicht  angefochtenen  Betrages  von  640  M.  Es  durfte  nicht  ohne 
weiteres  dahin  ausgelegt  werden,  dass  die  Beklagte  l^eiheit  dorch 
eine  Bentenpolice  generell  fttr  alle  Bentenbetrftge,  die  etwa  vom  Be- 
nifangsgericht dem  Elftger  zugesprochen  würden,  su  leisten  bereit  set 
Jedenfalls  hatte  zavor  darüber  (nach  §  139  der  ZPO.)  verhandelt 
werden  müssen.  Nach  §  7  Abs.  2  Satz  1  des  Haftpflichtgesetzes  in 
Verbindung  mit  §  843  Abs.  2  Satz  2  BOB.  ist  zwar  die  Art  der  Sicber- 
lieitsleistuDg  dem  freien  Ermessen  des  Gerichts  Uberlassen,  dies  jedoch 
nur  in  den  Grenzen  der  §§  232 — 240  BGB.,  so  dass  der  Richter  immer- 
hin an  die  gesotzlichen  Kautiousarten  gebunden  ist  (vgl.  auch  Eger, 
Das  Keichsliat'tprtichtgesetz,  6.  Auflage  zu  §  7  Nr.  94  S.  553).  Letzteres 
traf  hier  zunächst  insoweit  zu,  als  die  Verurteilung  zur  Kentenzahlung 
über  die  von  der  Beklagten  nicht  angefochtenen  Beträge  hinausging. 
Allein  wenn  das  Berufungsgericht  nun  in  anderer  Weise  und  in  viel 
höheren  Betragen  auf  Rentenzahlung  erkannte,  so  durfte  die  Beklagte 
überhaupt  nicht  bei  ihrem  Anerbieten  einer  Rentenpolice,  welches 
durch  die  geringere  Rentenfestsetzung  bedingt  und  anf  diese  berechnet 
war,  festgehalten  werden.  In  diesem  Punkte  war  sonach  das  Be- 
mfhngsurteü  aufzuheben  und  insoweit  die  Sache  zur  auderwelten  Ver- 
handlung und  Entscheidung  —  also  darüber,  ob,  in  welcher  Art  und 
für  welchen  Betrag  die  Beklagte  Sicherheit  zu  leisten  hat  —  an  das 
Berufungsgericht  zurftcksuverweisen. 


Nr.  r>8.   Entseh.  des  Deutsehen  Reichsgerichts. 
6.  Zivilsenat.    Vom  14.  Mai  1906. 

(JW.  Jahrg.  86  (1906)  Mr.  It  S.  «B7  ZtA  M.) 

f  I  Nanpfla  8ttM  iat  «iHis  VtrsoboMas  Um  Verittztes  feH,  m  lieft  Hm  EIsm- 

bahn-Betriebsunternehmer  nicht  der  Nubiralt  ob,  dass  dasselbe  nach  den  besonderes 
Unetinileii  dee  Falle  enteekiildtar  gewesen  sei.  Olee  Ist  vlehnebr  Saoto  4ee  Ver- 
letzten. 

Wenn  zu  dem  Unfall  unzweifelhaft  ein  eigenes  Tun  des  Verun- 
glückten mitgewirkt  hat,  und  dieses  Tun  nach  der  ganzen  Sachlage 
und  bei  Zugrundelegung  des  gewöhnlichen  Laufs  der  Dinge  als  schuld- 
hafte Ausserachtlassung  der  durch  die  Verhältnisse  gebotenen  Vorsicht 
erscheint,  so  ist  dem  Iktriebsunternehmer  nicht  der  Beweis  anzusinnen, 
dass  auch  keine  besonderen  Umstände  vorgelegen  hätten,  durch  welche 
dem  Verhalten  des  Yerletsten  der  Chwakter  eigenen  Verschuldens  ge- 
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nommen  würde.  Es  ist  vielmelir  Saehe  der  Elagpartei,  wenn  die 
ganze  Sachlage  an  sich  anf  solöhes  VerachaldeB  hinweist,  darzuton, 
dasB  ümsUbide  der  heieichneten  Art  vorgelegen  h&tten.  In  diesem 
Sinne  hat  das  B6.  bereits  in  verschiedenen  FftUen  erlcannt.  Vgl. 
BO.  38,  162  IT.;  SftchsArch.  99,  773;  OS,  213;  ürteil  vom  9.  Oktober 
1905,  Bep.  VI  597/04.  Eine  solche  Sachgestaltnng  liegt  hier  vor. 
Offenbar  nimmt  das  Bemftmgsgericht  selbst  an,  dass  sich  W.  dem  von 
M.  geführten  Motorwagen  soweit  genähert  hat,  dass  er  mit  dem  fahran^ 
den  Wagen  in  Berührung  kam  und  dadurch  zu  Boden  geschlendert 
wurde.  Ein  solcher  Vorgang  war  aber,  von  ganz  besonderen  Verhält- 
nissen abgesehen,  ohne  grobe  Unvorsichtigkeit  des  W.  gar  nicht  mög- 
lich. Dieser  war,  wie  unstreitig  ist,  mit  den  örtlichen  Verhältni.ssen 
vollkommen  vertraut,  ei  wusste  sehr  wohl,  dass  auf  der  Strasse,  auf 
deren  Bürgersteig  er  beim  Verlassen  der  K.schen  Wirtschaft  hinaus- 
trat, in  kurzen  Zwischenräumen  Strassenbahn wagen  verkehrten.  Die 
Bahngleise  veilault^n  dort  auf  eine  lange  Strecke  in  gerader  Linie, 
die  Lichter  eines  herankommenden  Motorwagens  sind  also  in  der 
Dunkelheit  schon  aus  eriieblicher  Entfernung  wahrnehmbar.  Nach  der 
unbestritten  gebliebeneu  Behauptung  der  Beklagten  fand  zur  Zeit  des 
Unfalls  anf  der  Strasse  kein  ii'gendwie  lärmender  Verkebi-  statt,  sie 
war  vielntehr  so  gut  wie  menschenlew;  das  Herannahen  eines  Motor- 
wagens mnsste  also  von  einem  normalen  Menschen,  ganz  abgesehen  von 
Wamnngssignalea,  schon  durch  das  G^rftuseh,  das  die  Bewegung  des 
Wagens  verursacht,  anf  grossere  Entfernung  deutlich  vernommen 
werden,  und  dies  musste  ihn,  wenn  er  den  Vorgingen  anf  der  Strasse 
auch  nur  die  geringste  Anfinerksamkeit  sdienkte,  in  den  Stand  setaen, 
jede  Qefahr,  die  ihm  der  Motorwagen  bringen  konnte,  zu  vermeiden. 


Nr.  69.  Entseh.  des  Sehwelser  Bnüdesgeriehts. 
Vom  16.  Mai  1906. 

(Zeitochr.  d.  Bern.  Jar.-Ver.  Bd.  4S  (1906)  Heft  7  S.  869.) 

ümtui§  ier  Stsierfrsliielt  der  Bundesbahnen  bei  Immobilien.  Art  10  in  Riokkasf« 

gesetzes  vom  15.  Oktober  1897. 

Indem  das  Gesetz  in  Abs.  1  des  Art.  10  ausspricht,  dass  die 
Bundesbahnen  von  jeder  Besteuerung  durch  Kantone  und  Gemeinden 
befreit  sind,  und  in  Abs.  2  das  Privileg  dahin  einschränkt,  dass  es 
„keine  Anwendung  auf  Immobilien  findet",  die  zwar  im  Besitze  der 
Bundesbahnen  sind,  aber  eine  notwendige  Beziehung  zum  Bahnbetrieb 
nicht  haben,  ist  deutlich  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  die  Kantone 
und  Oemeinden  befugt  sind,  die  Bundesbahnen  für  ihre  Liegenschaften 
der  letztem  Art  als  solche,  als  Wertobjekte,  zur  Steuer  heranzuziehen, 
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die  Immobilien  selber  und  nicht  das  Reinvermögen  der  Bandesbahn^ 
(in  Ansdhang  der  Immobilien)  als  Steierobjekte  so  bebandetn.  Die 
Worte,  die  Stenerfireibeit  ilnde  keioe  Anwendong  anf  Immobilien  ebne 
notwendige  Besiebong  znm  Bahnbetrieb,  können  kaam  anders  gedeutet 
werden,  als  dass  die  GmndstftdEe  als  solche  der  kantonalen  Stener- 
hoheit  preisgegeben  werden.  Anch  der  Zweck  des  Gesetzes  bedingt 
keine  andere  Andegnng.  Die  Bestimmnng  des  Art.  10  Abs.  2  ist  eine 
Anwendung  des  allgemeinen  Satses,  dass  die  Steuerfreiheit  der  Bandes- 
bahnen  anf  die  Einrichtangen  des  Betriebs  beschrftnkt  ist,  dass  sie 
kein  persönliehes  Privileg  des  Bundes  sein  soll  in  bezug  auf  alles  Ver- 
mögen, das  er  nnter  dem  Namen  Bundesbahnen  besitst,  oder  alle 
Tätigkeit,  die  er  unter  diesem  Namen  betreibt,  sondern  ein  sachliches 
Privile{^,  das  auf  dasjenige  beschränkt  ist,  was  an  Vermögen  oder 
Tätigkeit  dem  Bahnbetrieb  dient  (s.  A.  S.  d.  bundesger.  Entscheid. 
XXIX  T.  1  S.  327).  Dauach  sollen  aus  dem  Vermögen  der  Bundes- 
bahnen speziell  diejenigen  Immobilien  ausgescliieden  werden,  bei  denen 
die  mehrerwähnte  Voraussetzung  nicht  zutrifft,  und  dabei  entspricht 
es  durchaus  jenem  der  Steuerfreiheit  der  Bundesbahnen  unterliegenden 
Grundgedanken,  dass  in  bezug  aut  diese  Inunübilien  die  Bundesbahnen 
den  Kantonen  gegenüber  sich  in  der  Stellung  eines  gewöhnlichen  Grund- 
besitzers befinden  (mit  der  Besonderheit  jedoch,  dass  dieser  Grand - 
besitser  für  den  grössten  Teil  seines  übrigen  Vermögens  steuerfrei  ist), 
und  dass  somit  Tom  Standpunkte  des  Bttckkaufsgesetzes  aus  den  Kan- 
tonen nicht  Terwebrt  ist,  auf  die  betreffenden  LiegenschafteD  eine 
Objektsteuer,  Grundsteuer,  Liegenschaftsstener  zu  legen  und  sie  sich 
nicht  mit  einer  Art  Subjektsteuer  begnftgen  mttssen,  die  nicht  die 
Liegenschaft  als  Steuerobjekt,  sondern  ein  auf  diese  besogenea  Stftck 
der  TermOgensrechtlicben  Existenz  der  Bundesbahnen  (bzw.  des  Bundes) 
ergreift  und  bei  der  ein  verhältnismässiger  Teil  der  Gesamtpassiven 
Yom  Taxationswert  der  Immobilien  abioziehen  wäre. 


Nr.  60.  Bntsch*  des  Deutschen  Belehsgeriehts* 
6.  Zivilsenat.  Vom  17.  Mai  1906. 

(JW.  jAhlg.»  (IMQ  Nr.  U  S.ttt  zur.«.) 

9  254  BUB.  vtrb.  nit  g  I  HtftpflG.  vom  7.  Juni  1871.  Ueber  ite  Vtrpfliohtung  des 

Passagiers,  auf  den  gehörigen  Verschiuss  des  Eisenbahnwagens  zu  achten.  Mit- 
verschuldeH  beim  Aufspringen  auf  den  fahrenden  Zug  und  Aufgehen  der  Tur  des 

Abteile. 

Der  Kläger  wollte  von  Sinsen  nach  Recklinghausen  fahren.  Als 
er  zosammeu  mit  einem  anderen  Reisenden,  dem  Kaufmann  August  B., 
auf  den  Fahrsteig  trat,  waren  beide,  als  der  Eisenbabnzug  bereits  In 
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Bewegung  war,  auf  das  Trittbrett  gesprungen.  Der  Schaffner  nahm 
ihm  dort  die  Fahrkarte  ab;  der  Kläger  ist  dann  in  einen  Abteil 
n.  Klasse  des  vorletzten  Wagens  eingestiegen.  Er  ist  dann  wieder  aus 
seinem  Abteil  herausgeraten  —  auf  welche  Weise,  ist  streitig  —  und 
unter  den  7Aig  geraten,  überfahren  und  so  verletzt  worden,  dass  ihm 
der  linke  Arm  abgenommen  werden  musste.  Sein  auf  Schadensersatz 
gerichteter  Klaganspruch  wurde  vom  OLG.  dem  Grunde  nach  für  be- 
rechtigt erklärt ;  auf  Revision  des  Beklagten  wurde  jener  Anspruch  nur 
in  der  Höhe  von  zwei  Dritteln  dem  Grunde  nach  für  gerechtfertigt 
erUArt:  Der  Elftger  kann,  auch  weno  der  von  ihm  behauptete  Hergang 
zQj^nde  gelegt  wird,  yon  einem  Vesrschalden  nicht  freigesprodien 
werden.  Die  mit  dem  Änfspringen  anf  den  fahrenden  Zng  zanAehst 
▼erknflpfte  Gefahr  eines  Abgleitens  oder  Stftrzena  hatte  sieh  aUerdings 
hier,  wo  der  Kläger  nngefiUird^  anf  das  Trittbrett  nnd  weiterhin  in 
einen  Wagen  gelangt  ist,  nicht  yerwirklieht  Aber  jene  nnerhiinhte 
nnd  schnldbafte  Handlnngsweiae  konnte  eine  weitere  QettAa  nach  sich 
ziehen,  nämlich  die,  dass  bei  der  schleanigen  nnd  hastigen  Unter- 
bi-ingnng  des  in  solcher  Weise  auf  den  Zug  gelangten  Fahrgastes  in 
dem  nächsten  besten  Wagenabteile  nicht  immer  in  gleichem  Masse,  wie 
bei  ordnnngsmässigem  Einsteigen  auf  die  Sicherheit  des  Verschlusses 
der  Tür  Bedacht  genommen  wird.  In  dieser,  von  ihm  selbst  herbei- 
geführten Situation  musste  Kläp:or,  wenn  er  nun  ohne  Beihilfe  des 
Schaffners  in  einen  Wagen  einstieg,  dem  Verschlusse  der  Wagentür 
be.sondere  Aufmerksamkeit  zuwenden.  Er  durfte  sich  nicht  mit  dem 
blossen  Zuwerfen  der  Tür  begnügen.  Aus  der  vom  Kläger  behaupteten 
Tatsache,  dass  die,  Tür  sich  bei  dem  Versuche,  das  Fenster  herunter- 
zulassen, geöffnet  hat,  würde  ohne  weiteres  zu  schliessen  sein,  dass  die 
Tür  unzureichend  geschlossen  war,  sei  es  nun  infolge  eines  Mangels 
der  Verscblnsseinrichtung  von  der  Art,  wie  er  nach  dem  im  Berufungs- 
nrteile  angeftlhrten  Gntaditen  hei  dem  Tärverschlosse  älterer  Eon- 
stroktion  Yorkam,  oder  deshalb,  weil  der  Kläger  die  Tttr  nicht  .sorgsam 
oder  kräftig  genng  zugeworfen  hatte.  Diese  Möglichkeiten  lagen 
keineswegs  so  ferne,  dass  der  Kläger  nicht  hätte  daran  denken  können 
nnd  BoUen.  Bei  dem  frtther  fihlichen  Doppelverschlnss  war  nach  den 
Ansf&hnmgen  im  Bemfangsnrteil  eine  Töllige  Sicheriieit  erst  dann  her- 
gestellt, wenn  beide  Tärrerschlfisse  bedient  waren,  d.  h.  anch  der 
Vorreiber  vorgeworfen  war.  Wenn  der  Kläger  nicht  in  der  Lage  war, 
yon  dem  Innern  des  Wagenabteiles  ans  diesen  vollständigen  Yerschlnss 
selbst  zu  bewerkstelligen,  so  hätte  er  etwa  das  Herankommen  des 
Schaffners  abwarten  und  dessen  Hilfe  in  Anspruch  nehmen  können. 
War  aber  auch  dies  untunlich,  so  durfte  er  sich  nicht  dabei  beruhigen, 
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dass  mit  dpiii  Zuwerfen  der  Tür  diese  fest  verschlossen  sei.  Er  konnte 
sich  auch,  bei  der  gegebenen  Sachlage,  nicht  unbedingt  darauf 
verlassen,  dass  der  Schaffner  seinerseits  den  Verschluss  naciiseheu 
und  ordnungsujässig  herstellen  würde.  Solange  der  Kläger  nicht  sich 
davon  zuverlässig  überzeugt  hatte,  dass  die  Abteiltür  fest  und  sicher 
verschlossen  war,  hätte  er  es  unter  den  obwaltenden  Umständen  nicht 
Tersachen  dürfen,  während  der  Fahrt  das  Fenster  za  öffnen.  Da  dieser 
trottdem  aDternommeDe  Versocb  nach  der  eigenen  Darstellung  des 
Klägers  den  Unfall  herbeigeführt  hat,  so  trilft  den  Kläger  ein  eigenes 
bei  der  Entstehung  des  Unfalles  mitwirkendes  Yerscholden,  das  nach 
§  1  HaftpflG.  in  Verbindnng  mit  §  264  BGB.  gegenflber  der  —  an 
sich  zweifellos  begrändeten  —  Haftung  des  Beklagten  za  berttck* 
sichtigen  war. 


Nr.  61.  Entsoh.  des  Dentselieii  Reldisgerfehts. 

7.  Zivilsenat.  Vom  26.  Mai  1906. 

Wird  ein  privater  Eiaenbahaiufiibrweg  ist  öffentlichen  Strasse,  so  liegt  nach  §  3 
PnllzVerwO.  vnni  II.  Mai  1850  der  fiemelnde  Me  Membtnng  ob. 

Zur  Verbinduno:  des  Bahnhofs  in  J.  mit  der  städtischen  Bahnhofs- 
strasse dient  ein  bezeichneter  Zufuhrwe^.  der  auf  fiskalischem  Grund 
und  Boden  liegt  und  bis  zum  Jahre  1897  von  der  Eisenbahnverwaltung 
unterhalten  wurde.  In  diesem  Jahre  schloss  der  Eisenbahnfiskus  mit 
der  Stadtgemeinde  einen  Vertrag  ab,  nach  welchem  diese  die  Unter- 
haltung der  Zufuhrstrasse  vou  dem  Tage  ab,  an  dem  die  zuvor  vom 
Eisenbahnflskus  in  bestimmt  vereinbarter  Weise  gepflasterte  Strasse 
ihr  übergeben  worden  war,  auf  ewige  Zeiten  Qbernabm.  Das  Eigentum 
des  Gmnd  und  Bodens  verblieb  dem  Eisenbahnfiskos.  Die  Uebergabe 
des  Weges  an  die  Stadt  erfolgte  am  18.  Januar  1898.  Seine'  Beleuch- 
tung war  bisher  durch  den  Eisenbahnilsktts  ausgeführt  worden  und 
wurde  auch  nach  Abschluss  des  Vertrages  vom  Jahre  1897  und  nach 
der  Uebergabe  des  Weges  an  die  Stadt  weiterhin  yon  dem  Eisenbahn- 
fiskus auf  seine  Kosten  bewirkt.  Nachdem  in  einem  Vorprozesse  fest- 
gestellt worden  war,  dass  der  in  Bede  stehende  Weg  mit  der  Aus- 
führung des  Vertrages  vom  Jahre  1897  zu  einer  Glfentlichen,  st&dtischen 
ßtrasse  geworden  sei,  übeinahm  die  Stadt i^emeinde  vom  8.  September 
1903  ab  die  Beleuchtung  des  Weges  auf  ihre  Kosten.  Der  Eisenbahn- 
fiskus behauptete  die  Beleuchtungspflicht  der  Stadtgemeinde  schon  seit 
Ausführung  des  Vertrages  von  1897,  also  seit  dem  18.  Januar  1898, 
und  verlangte,  da  er  eine  ihr  zufallende  Ausj^abe  geleistet  habe,  nach 
den  Grundsätzen  vou  der  nützlichen  Verwendung  und  ungerechtfertigten 
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Beieicheiung  die  BeleuebliingsküSten  erstattet:  Die  Beklagte  winde 
verurteilt  und  iiire  Revision  zurückgewiesen.  Die  Eisenbahnzufuhrwege 
können  einen  verschiedenen,  rechtlichen  Charakter  tragen,  sie  können 
Privatwege  des  Eisenbahnuutcrnelimers  sein,  sie  können  aber  auch  die 
Natur  öffentlieber  Wege  besitzen.  War  der  fragliche  Weg  mit  der 
Aiisfllbraog  des  Vertrages  vem  Jahre  1897  eine  stftdtisehe,  Oflbntliehe 
Strasse  geworden,  so  lag  der  Stadtgemeinde  auf  Gmnd  des  §  3  Poli- 
leiverwaltnngsO.  vom  11.  H&rz  1860  die  Tragnng  der  Belenefatiuigs- 
kosten  ob;  dehn  die  Beleachtnng  der  Strassen  ond  Wege  in  den 
Stftdten  geschieht  im  wesentlichen  aas  Terkehrs*  nnd  Sicherheitspolizei- 
liehen  Grnnden,  nnd  daher  sind  von  den  Gemeinden,  welche  die 
Kosten  der  Örtlichen  Polizeiverwaltong  zn  tragen  haben,  auch  deren 
Kosten  aufzubringen.  Der  Eisenbahnfiskus  hat  hiernach,  als  er  irr- 
tümlich in  der  Zeit  vom  18.  Dezember  1898  bis  8.  September  1903  die 
Beleuchtung  auf  seine  Kosten  besorgte,  eine  Ausgabe  bestritten,  die 
die  Beklagte  zu  machen  hatte  und  die  er  ihr  daher  ersparte.  Dem- 
gemäss  hat  er  nach  den  für  die  nützliche  Verwendung  und  ungerecht- 
fertigte Bereicherung  geltenden  Grundsätzen  des  PrALR.  bzw.  des 
BGB.  einen  Anspruch  gegen  die  Beklagte  auf  Ersatz  dieser  Kosten. 


Kr*  68.  Entsch.  des  Bemtsehem  BefehsgericlitB. 
6.  Zivilsenat  Vom  28.  Mai  1906. 

6  284  B6B.  IlMitt  atoirt  mr  aaf  «•  Fillt  üs  f  I,  SMidini  asoii  des  |  2  HaflfN. 

Anwendung. 

Die  Anwendbarkeit  des  §  254  BGB.  auf  den  Schadensersatzan- 
spruch aus  §  2  HaftpflG.  steht  ausser  allem  Zweifel.  Die  Gründe, 
- ,  aus  denen  das  RG.  die  Vorschrift  des  §  254  auch  für  die  au.s  dem 
HaftpflG.  entspringenden  Schadensersatzansprüche  als  maijsgebend  er- 
achtet und  auf  die  Fälle  des  §  1  des  letztgenannten  Ge-^^etzes  in 
ständiger  Rechtsprechung  angewendet  hat  (vgl.  Urteil  des  erkennenden 
Senats  vom  24.  November  1902,  RG.  53,  77  ft'.  — ;  auch  Urteil  vom 
12  Februar  1903  ebendort  S.  398 ff.),  treffen  für  den  Fall  des  §  2 
HaftpflG.  gleichermassen  zu.  Die  hiergegen  namentlich  von  Eger, 
HaftpflG.,  6.  Anfl.  zu  §  2  Anm.  29  S.  316  II,  vgl.  §  1  Anm.  12  S.  199ff. 
erbobenen  Bedenken  ersebeinen  gerade  für  diesen  Fall  nm  so  weniger 
begrftndet,  als  es  sieb  bei  g  2  zit.  nm  eine  Haftung  ans  Verscbnlden, 
wenn  ancb  nicbt  ans  eigenem  Verscbnlden  des  Haftpflicbtigen  — ,  in 
der  frttberen  Recbtsspracbe  eine  qoasideliktiscbe  Obligation  —  bandelt, 
nnd  ab  der  §  2  über  das  konkurrierende  Verscbnlden  des  Verletzten 
eine  eigene  Bestimmnng  gar  nicbt  entbJUt 
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Nr.  63.   Eiitsch.  des  Dcntscheii  Reich sgcrielits. 

ß.  Zivilsenat.    Vom  31.  Mai  1906. 

(JW.  Jahrg.  85  (1906)  Nr.  14  -S  473  Ziff  33.1 

§  3  a  Haftpfl6.  §  304  ZPO.  Bei  Renteiferderupgen  noch  aioht  erwerbsfähiger 
Khiiir  MirfMilt  tloh  dli  llawaiilmi  das  LriitMin  tm  FttltMlMitaBlrM. 

Kläger  fordert  wel^Erwerbsbeschriiikiuig  die  Zahlung  einer  Rente 
▼om  19.  Juni  1901  an.  Die  Vorinstanzen  haben  sich  nnn  jeder  Unter- 
snehnng  enthalten,  ob  die  tats&eUichen  Unterlagen  fttr  eine  solche 
Leistung  Torhanden  waren.  Ein  Schnlknabe  Ton  10—11  Jahren  hat 
in  der  Begel  noch  keinen  Erwerb.  Wann  er  in  das  erwerbsfähige 
Alter  eintreten,  wie  besehaflüBn  nnd  wie  hoch  nngefihr  sein  Erwerb 
sein  und  welche  Bedeutung  der  Verlust  des  rechten  Zeigefingers  fTir 
diesen  Erwerb  haben  wird,  hängt  vornehmlich  von  dem  Berufe  ab, 
den  er  einmal  ergreift,  nnd  nicht  zum  letzten  mag  die  Wahl  des  Be- 
rufes von  dem  Fehlen  des  Fingers  beeinflasst  werden.  Der  Maugel 
joder  Voraussehbarkeit .  wie  die  Erwerbsverhältnisse  des  Klägers  sich 
in  Zukunft  p:estaiten  werden,  und  die  daraus  entspringende  Schwierig- 
keit, eine  Eeiite  zu  gewähren  und  ziffermässig  festzusetzen,  hätten  da- 
her die  Vorin.stanzen  gemäss  §  139  Abs.  1  ZPO.  veranlassen  sollen, 
auf  die  Aenderung  des  Leistungsantrags  in  einen  Feststellungsantrag 
hinzuwirken.  Dies  hat  auch  jetzt  noch  zu  geschehen,  falls  nicht  der 
Kläger  mittlerweile  erwerbsfähig  geworden  ist  und  seine  Verhältnisse 
sich  soweit  übersehen  lasseu,  dass  gegebenenfalls  der  Bewilligung  und 
Bemessung  einer  Rente  keine  Hindemisse  mehr  entgegenstehen.  Hat 
der  Kläger  noch  keinen  Erwerb  ausgeübt,  so  war  sein  Anspruch  auf 
sofortige  Rente  fttr  die  Zeit,  bis  er  in  das  Alter  eintrat,  in  welchem 
er  ohne  die  Verletzung  erwerbsfUiig  geworden  wftre,  ungerechtfertigt. 
Dies  hätte  von  den  Vorinstanzen  zum  Ausdruck  gebracht  werden  sollen. 
Hieran  -  ändert  die  gewählte  unrichtige  Fassung  der  ürteilsfonnel 
nichts.  Denn  trotz  dieser  Fassung  bleibt  das  Urteil  eine  Vorabent- 
scheidung  nach  §  304  der  ZPO.,  die  mangels  irgendeiner  Aberkennung 
den  Grund  des  erhobenen  Anspruchs  seinem  ganzen  Inhalt  nach  bejaht 
nnd  Eechtskraft  für  ihn  zu  schaffen  bestimmt  ist,  so  dass  nach  ein- 
getretener Rechtskraft  in  Frage  gezogen  werden  könnte,  ob  Beklagter 
im  Nachverfahren  über  den  Betrag  noch  mit  der  Behauptung  zu  hören 
sei,  dass  Kläger  nicht  schon  vom  Unfall  an  einen  Rentenanspruch 
habe.  Nicht  das  gleiche  gilt  für  die  Fordeninii:  einer  lebensläng- 
lichen Rente.  Die  Möglichkeit,  dass  der  Kläger,  selbst  wenn  er  ein 
hoiie.s  Alter  errei(  ht,  bis  an  sein  Lebeiiseii  le  dem  Erwerb  nachgehen 
kann  und  nachgehen  muss,  ist  nicht  von  vornherein  von  der  Hand  zu 
weisen.    Die  Bestimmung  des  Endpunktes  der  Rente  kann  daher  dem 
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Nachverfaliren  überlassen  werden.  Freilich  wird  eine  annähernde  Vor- 
aussicht für  die  zeitliche  Grenze  der  Rente  sich  erst  nach  der  Berufs- 
wahl des  Klägers  gewinnen  lassen.  Auch  diesen  Schwierigkeiten  wären 
die  Vorinstanzen  aus  dem  Wege  gegangen,  wenn  sie  auf  Umwandlung 
der  Leistungsklage  in  eine  der  Sachlage  allein  angemessene  Fest- 
ste!] ungsklage  bedacht  gewesen  wären. 


Nr«  64.    Entsoh.  dos  Deutschen  Reichsgerichts. 

3.  Zivilsenat.    Vom  S.Juni  1906. 

S  1  HaftpflG.   Ist  unaufgeklärt,  wie  sich  der  Unfall  ereignet  hat  und  ob  eis  Ver« 
schulden  des  Verletzten  vorliegt,  so  haftet  der  Betriebsunternehmer. 

Wenn  auch  festgestellt  wurde,  dass  der  Verunglückte,  anstatt 
dem  Wagen  auszuweichen,  gerade  in  dessen  Fahrbahn  hineinging,  und 
wenn  auch  die  Erwägung  des  Berufungsgerichts,  dass  er  beim  Betreten 
der  Strasse  infolge  des  raschen  Herannabens  des  elektrischen  Wagens, 
des  grellen  JAdkUt  und  des  heftigen  Lintens  des  Strassenbahnftthrers 
den  «Kopf  verlonn"  habe,  einen  Mangel  der  erforderliehen  Sorgfalt 
nnd  Umsicht  nicht  zn  rechtfertigen  Termag,  so  kommt  doch  das  Be- 
mftingsgericht  anter  BerficksiditigQng  aller  Umstände  des  Falles  zn 
dem  Ergebnis,  dass  nicht  anfgeklArt  sei,  wie  sich  der  Unfall  ereignet 
habe,  nnd  kein  ftberzengender  Beweis  dafftr  erbracht  sei,  dsss  der 
Vernnglfickte  es  an  der  erforderlichen  Sorgfalt  habe  fehlen  lassen. 
Dieser  Beurteilung  ist  beizutreten,  da  nach  den  tatsächlichen  Fest- 
stellungen des  Berufungsgerichts  för  die  Annahme  eines  Verschuldens 
des  Verunglhckten  die  erforderliche  Unterlage  fehlt.  Es  liegt  auch 
kein  tatsächlicher  Anhalt  dafür  vor,  dass  der  Unfall  durch  höhere  Ge- 
walt, insbesondere  durch  eine  plötzlich  aufgetretene  Schwäche  oder 
Erkrankung  des  Verungliickteu  verursacht  sei  (vgl.  RG.  21  S.  15  ff., 
20,  Ann.  des  RG,  Bd.  2  S.  355).  Der  Unfall  ist  daher  als  ein  Be- 
triebsunfall anzusehen,  für  den  die  Beklagte  als  Betriebsunternebmerin 
zu  haften  hat.   


Nr.  65.  Bntseh*  des  Oberlandesgerlehts  CSIii. 
Strafsenat.  Vom  9.  Jnni  1906. 

cOevtMb»  Sinasea-  m.  JCtotab^Zlg.  m  (IMQ  Nr. «  &  Ma.) 
S  230  8tr6B.   Nicht  nur  der  SdialTner,  sondern  auch  der  WagenfQhrer  elstr 
SInnseBtaiHi  hat  «•  PlIieM,  anf  die  Sicherheit  der  Falr|kt«  Mm  Ein-  smI  Am- 

steigen  zu  achten. 

Am  31.  Oktober  1905  kam  eine  Frau  zu  St.  Johann  beim  Ein- 
steigen in  einen  Strassenbalinwagen  dadurch  zu  Fall,  und  zog  sich  da- 
bei erhebliche  Verletzungen  zu,  dass  der  Wagen  infolge  des  frühen 
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Abfahrtsignals  des  Schaffners  bereits  angefahren  hatte,  ehe  sie  sicli  im 
Wagen  befand.  Sowohl  gegen  den  Strassenbahnschaffner.  als  auch 
gegen  den  Wagenfiihrer  wurde  Anklage  wegen  fahrlässiger  Körper- 
verletzung auf  Gruud  des  §  230  StGB,  erhoben.  Von  dem  Schöffen- 
gerichte wurde  der  Wagenfttbrer  freigesprochen,  weil  dieses  der  Auf- 
fassung war,  daas  flieh  derselbe  am  das  Bin-  und  Aassteigen  der  Vabr- 
gaste  nicht  zu  kOmmem  brauche,  sondern  dies  aosschliesslich  Saehe 
des  Scha&ers  sei.  Die  Straflcammer  des  Landgerichts  za  Saarbrftcken 
in  der  BeroAingsinstanz  hob  jedoch  das  schOffongerichtliche  Urteil  auf 
und  verurteilte  den  Angeklagten  in  eine  Geldstrafe,  weil  dieser  ge- 
wusst  habe,  dass  der  Schaffher  sich  zur  Zeit  des  ünf alles  an  einer 
Stelle  befunden  habe,  von  wo  er  das  Einsteigen  der  Fahrgäste  nicht 
ttbersehen  konnte.  Unter  diesen  Umständen  habe  er  selbst  auf  das 
gegebene  Abfahrtssignal  des  Schaffners  nicht  abfahren  dttrfen.  Die 
von  dem  Angeklagten  gegen  dieses  Urteil  eingelegte  Revision  wurde 
durch  eingangs  genannte  Entscheidung  des  Cölner  Oberlandesgerichts 
verworfen.  Wenn  auch  der  Angeklagte,  so  fiUirt  das  Oberlandes- 
gericlit  aus,  gemäss  seiner  Dienstvorschrift  geliantlelt  hat,  als  er  auf 
das  gegebene  Abfahrtssignal  den  Wagen  in  Bewegung  setzte,  so  musste 
er  dennoch  die  Vorsicht  anwenden,  die  sich  im  gegebenen  Falle  nach 
den  allgemeinen  Vürschriften  für  ihn  ergibt.  Hieraus  folgt,  dass  ihm 
eine  Fahrlässigkeit  zur  Last  fällt,  wenn  er  abgefahren  ist,  trotzdem 
er  sich  selbst  davon  überzeugt  hatte,  dass  noch  nicht  alle  Fahrgäste 
eingestiegen  waren.   

Nr.  M.  Entseh.  des  Itontsehen  BelehsgeriditB. 
4.  Zivilsenat.  Vom  14.  Juni  1906. 

(JW.  Jahit. « (INS)  Hr-  u  S.  «n  Ziff.  A) 
Vermöge  des  fn  §  10  (12)  Abs.  I  Beamt.-Unf.-FQrs.-Ges.  vom  15.  März  1886  (18.  Juni 
1901)  verordneten  Forderungstiberganges  wird  der  ReichsflskuB  Gläubiger  des  Privat- 
bahMMteriebaer«  tim  vollen  Betrage  aller  reichsgesetzlicben  Leistungen  an  den  Be- 
«■Im.  Otr  UstsrsfliMier  tfarf  sloM  elnweiitfei,  iatt  «Na  Ilm  •bliegeadae  HaflpileM- 
IdafiMIfls  la  Hireai  Gatanlbttrage  aaf  den  UatsnelM  det  OleMteinkonMMt  aad 
dar  Summ  der  UafalNDraoria-  asd  Pe«tt«aslslttaa|«i  das  FMwa  alniiaaluriakaa 

•elan. 

Zunächst  ist  soviel  gewiss,  dass  für  Fälle,  in  denen  es  sich  um 
Unfälle  im  Betriebe  von  Privateisenbahnen  handelt,  das  Recht  des 
Verletzten,  neben  der  ihm  aus  Reichs-  oder  Staatsmitteln  zu  ent- 
richtenden Beaintenpensioii  auf  «irund  des  HaftpflG.  den  Mehrbetrag 
des  Diensteinkomniens  als  Entscliädigung  zu  verlangen,  durch  das  Un- 
fallfürsorgegesetz keinerlei  Schmälerung  erfahren  sollte.  Nur  für  be- 
stimmte andere  Fälle  entlastete  das  Uufailiüisorgegesetz  den  Eiseu- 
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baUnbetriebsiinteniehmer  teils  unbedingt,  teils  unter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen insofern,  als  er  dem  Verletzten  und  den  Hinteihliel)enen 
des  Verletzten  über  die  in  ihm  vorgesehenen  Ftirsorgelcistiingen  hinaus- 
gehende Ansprüche  versagte,  ihm  also  auch  eine  weitergehende  Inan- 
spruchnahme auf  Grund  des  HaftpflG.  abschnitt:  dann  nämlich,  wenn 
der  Eisenbahnbetriebsunternehmer  das  Rdch  (§  8  Abs.  1,  jetzt  §  10 
Abs.  1,  und  §  10  Abs.  2,  jetzt  §  12  Abs.  2)  oder  ein  Bondesstaat 
(§  10  Abs.  2,  jetzt  §  12  Abs.  8)  oder  ein  KommmialTerband  (§  12, 
jetst  §  14)  ist.  Dasn  kommt»  dass  weder  bei  der  Entstehung  des 
Gesetzes  vom  15.  Mftn  1886,  noch  ancb  bei  der  des  Geseties  vom 
18.  Jnni  1901  in  irgend  einer  Weise  oder  an  irgend  einer 
Stelle  die  Absiebt  erkennbar  geworden  ist,  die  Beamten  bei  der 
Bemessang  des  ümfanges  der  ihnen  zukommenden  BezQge  insoweit,  als 
ihnen  neben  dem  pensionspflichtlgen  Dienstgeber  ein  haftpflichtiger 
Privatunternehmer  gegenübersteht,  eine  Einbusse  an  der  vollen  Unfall- 
entschädigung  erleiden  zu  lassen.  Hält  man  hieran  fest,  so  zeigt  sich 
ohne  weiteres,  dass,  wenn  das  ünfallfürsorgegesetz  die  Ansprüche  des 
verletzten  Beamten  aus  dem  HaftpflG.  in  Höhe  der  Unfallffirsorge- 
leistuugen  und  der  darüber  liinausgehenden,  ordentlichen  Pensions- 
leistungen auf  das  Reich  tiberträgt,  dies  unter  der  notwendigen  Vor- 
aussetzung geschieht,  au  und  für  sich  stehe  dem  Beamten  auf  Grund 
des  HaftpflG.  das  Recht  zu,  von  dem  Eisenbahnbetriebsunternehmer 
die  volle  Entschädigung  und  nicht  bloss  eine  Ausgleichung  in  Höhe 
des  Unterschiedes  zwischen  Gehalt  und  Pension  zu  fordern.  Der  im 
§  10  (12)  Abs.  1  geregelte  Fordemngsfibergang  kraft  Gesetzes  wflrde 
gegenstandslos  sein,  wenn  b^m  Fortbestehen  der  Befugnis  des  Beamten, 
den  Unternehmer  der  Privatbahn  zu  einer  derartigen  Ansgleichsleistung 
heranzuziehen,  sich  die  Verpflichtung  des  Unternehmers  hierin  fiber^ 
haupt  enehOpfle. 


Nr.  67.   Entseli.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  14.  Juni  1906. 

§  823  B6B.  Der  Führer  eines  Fuhrwerks,  der  eine  auf  einen  Wagen  der  Strassen- 
balm  aufsteigende  Person  ohne  Warnungsruf  überfährt,  befindet  sich  im  VersohaMes. 

Der  Kläger  hat  nach  den  Feststellungen  des  Berufungsurteils  zu- 
nächst auf  dem  Bürgersteige  das  Herankommen  des  Strassenbahnwagens, 
mit  dem  er  fahren  wollte,  abgewartet  und  sich  erst  nach  dessen  Ein- 
trefien  auf  den  Fahrdamm  in  die  Nähe  der  Gleise  begeben.  Er  wollte 
in  der  Richtung  nach  dem  Rheine  zu  fahren,  hatte  sein  Gesicht  nach 
dieser  Seite  zu  gewendet  und  sah  deshalb  das  von  der  eutgegeugesetzteu 
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Seite  herankommende  Gefährt  des  Beklagten  nicht,  durch  Warnuni^s- 
rufe  ist  er  auf  dessen  Heranfahren  nicht  aufmerksam  gemacht  worden. 
Er  durfte  auch,  wahrtM)d  er,  um  alsbahl  in  den  Strassenbahnwagen 
einzusteigen,  in  dessen  Nälie  stand,  erwarten,  dass  er  dort  durch  au 
die  Stelle  herankommende  Wagen  nicht  gefährdet  sei  Es  ist  eine 
durch  die  VerkehrsrerfaftltBisie  ohne  weiteres  gegebene  Pflicht  der 
Lenker  von  Fahr  werken,  dass  sie,  wenn  sie  sich  der  Haltestelle  einer 
Strassenhahn  an  einer  Zeit  ntthem,  wo  Strassenbahnwagen  dort  halten 
und  Menschen  ans-  nnd  einsteigen,  hieranf  Bftcksicht  nehmen  roflssen; 
sie  mttssen  dann,  wenn  die  Sicherheit  dieser  Personen  es  erfordert, 
ganz  langsam  fahren,  nötigenfalls  auch  das  Fahrwerk  zam  Stehen 
bringen  nnd  warten,  bis  das  Weiterfahren  ohne  Gefahr  möglich  ist; 
und  diejenigen  Personen,  welche  aus  der  Strassenbahn  aussteigen  oder 
in  diese  einsteigen  wollen,  dürfen  darauf  rechnen,  dass  die  Gescbirr- 
föhrer  diese  selbstverständliche  Vorsicht  nicht  ausser  acht  lassen.  Es 
enthält  daher  kein  Vei-schulden ,  wenn  sie  nicht  fortgesetzt  nach  allen 
Seiten  Umschau  liaKon,  ob  ihnen  etwa  durch  herankommende  Wagen 
Gefahr  erwachsen  küuute. 


Mr.  08.   Entseh.  des  Deutschen  Itcichsiroriehts« 

6.  Zivilsenat.    Vom  U.Juni  1906. 

< JW.  Jahrg.  35  (1906)  Nr.  14  .S.  469  Ziff.  S6.) 

1 843  BSB.  (9  3  a  HaftpflG.).  Für  die  Minderung  der  Erwerbstätigkeit  einer  im  Haus- 
WMM  md  Geschäft  des  Eiienannes  tätigen,  durcli  einen  Uofall  verletitei  Ehefran 
at«M  aar  im  EbMMMae  ela  SohaieaserMtiaMpradi  n  —  aasMf  warn  sich  aadiwsla- 
Heh  dadareh  dtr  Ihr  vta  [sam  aat  Miata  Elaklaflsa  la  tolttoide  Uatarhait  isIWBMsrt 

Die  beiden  ärztlichen  Zeugnisse  ergeben  nur,  dass  die  Elftgerin  in 
der  Gebranchsfühigkeit  des  gebrochenen  Fasses  noch  beschrinkt  ist 
und  Toranssiehtlich  auch  noch  auf  einige  Zeit  weiter  beschränkt  sein 
wird;  welcher  VermOgensschaden  ihr  darans  entstanden  ist  nnd  weiter 
entsteht,  erhellt  nicht.  Wenn  ihre  Tätigkeit,  wie  dies  der  natürlichen 
Sachlage  nnd  dem  ehelichen  Verhältnis  (§  1356  BGB.)  entspricht,  darin 
besteht,  dass  sie  das  eheliche  Hauswesen  leitet  und  im  Ge.'ichäft  ihres 
Ehemannes  tätig  ist,  so  ist  durch  den  Ausfall  dieser  Tätigkeit  nicht 
ihr.  sondern  ihrem  Ehemanne  ein  Vermögensschaden  erwachsen,  der  für 
den  gegenwärtigen  l^echtsstreit  nicht  in  Betracht  kommt.  Allerdings 
kann,  wie  in  der  Ent.^ciieiduii^^  des  erkennenden  Senats  vom  26.  No- 
vembei-  1900  (RG,  47.  90)  ausR-eliilu  t  ist.  dieser  Scliaden  des  Ehemannes 
auch  eiiK'  .schiiiligende  Rückwirkung  auf  die  Ehefrau  ausüben,  insofern 
der  ihr  von  dem  Eliemann  ans  seinen  Einkünften  zu  leistende  Unter- 
halt sich  schmälert.    Dieser  Schaden  der  Ehefrau  ist  aber  nicht  ideu- 
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tisch  mit  dem  des  Ehemannes ;  zu  seiner  (-rlaubhaftmachung  bedarf  es 
der  Darlegung  der  Erwerbsverhältnisse  des  Ehemannes  einerseits,  der 
Familienverhältnisse  —  Zahl  und  Alter  der  Kinder,  für  die  der  Ehe- 
mann ausser  dem  Unterhalt  der  Frau  Unterhalt  zu  leisten  hat  —  ander- 
aoits;  ans  beiden  Faktoren  kann  dann  erst  der  Betrag  des  auf  die 
Ehefrau  entfallenden  Unterhalts  und,  anf  Gnmd  der  Angaben  Uber  die 
Einbosse  des  Elhemannes  infolge  der  der  Ehefrau  sogef tigten  Beschädi- 
gung, die  etwaige  Schmftlemng  der  UnterbaltsbezOge  der  letzteren  ge- 
schätzt werden. 


Nr.  69.   Entsch.  des  Deutschen  Reiehsg:criehts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  18.  Juni  1906. 

13«  Maftpflfr  §§  256—258  ZPO.  Bei  wiederkehreiden  LeittungM  «rforitrl  die 
Klageanstelling  nicht  die  Fälliglteit  einer  Leistung. 

Der  damals  drei  Jahre  alte  Kläger  ist  am  11.  Mai  1901  von  einer 
Lokomotive  der  Beklagten  überfahren  worden;  beide  Beine  sind  ihm 
oberhalb  des  Knies  abgenommen.  Auf  eine  von  seinem  Vater  im  eigenen 
Namen  erhobene  Klage  ist  in  einem  Vorprozesse  die  Hekla^^te  rechts- 
kräftig verurteilt,  diesem  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre  seines 
Sohnes  eine  Rente  zu  zahlen.  Mit  der  jetzt  erhobenen  Klage  hat  der 
Kläger  für  sich  als  Entschädigung  für  den  Unfall  eine  von  seinem  voll- 
endeten 18.  Lebensjahre  ab  zu  zahlende  Rente  gefordert.  Das  OLG. 
verurteilte,  das  R6.  hob  anf  and  verwies  znrttck:  Die  prozessuale  Zu- 
Ussigkdt  der  erhobenen  Klage  and  insbesondere  die  Anwendbarkeit  des 
§  868  ZPO.,  ans  dem  das  BeruAingsgencht  die  Znlftssigkeit  abgeleitet 
hat,  ist  nicht  za  bestreiten.  Die  Beklagte  memt,  sie  habe  ihre  Ver- 
püichtnng,  den  Kläger  nach  Massgabe  des  Haftpüichtgesetzes  za  ent- 
schädigen, nie  bestritten  nnd  noch  vor  der  Elagerhebnng  gegenüber 
dem  Kläger  schriftlich  anerkannt  Sie  habe  nnr,  weil  sieh  nicht  Uber- 
sehen  lasse,  wie  sich  die  Dinge  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre 
des  Klägers,  also  in  zehn  weiteren  Jahren  gestalten  würden,  nicht  an- 
erkannt, dass  der  Betrag  der  Entschädignng  Tom  Kläger  richtig  be- 
rechnet sei.  Dadurch  allein  werde  aber  die  vorzeitige  Erhebung  der 
Klage  wegen  des  noch  nicht  fälligen  Anspruchs  nicht  gerechtfertigt. 
Der  §  258  lasse  bei  wiederkehrenden  Leistungen  eine  Klage  auf  deren 
künftige  Entrichtung  nur  dann  zu,  wenn  wenigstens  eine  Leistung  fällig 
und  damit  ein  Aulass  zur  Klaf^erhebiing  gegeben  sei.  Diese  Auslegung 
des  §  258  hat  allerdings  Vertreter  gefunden,  allein  der  entgegenstehen- 
den Ansicht  ist  der  Vorzug  gegeben  (vgl.  die  Kommentare  zur  ZPO. 
von  Petersen- Anger -Remele  und  Seutfert  zu  §  258,  Gaupp- Stein  und 
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Struekmaiui-Koeh  ni  §  868,  Urteil  des  OLG.  Hamborg  in  SeulU.  eO 
Nr.  177). 

Begelmftesig  ist  der  Prosess  dasa  bestimmt^  einen  dem  Rechte  des 
ElSgers  sawiderlanfenden  Znstand  zn  beseitigen,  diesem  Rechte  Schnts 
zn  gewfthren.  Das  Recht  snr  Klagerhebnng  ist  dämm  regehnftssig 
abhftngig  ?on  dem  Vorhandensein  eines  Anspruchs  anf  Schnts,  der 

nicht  vorliegt,  wenn  der  Kläger  erst  kttnftig  etwas  fordern  kann. 
Allein  diese  Regel  wird  durch  die  §§266  ff.  durchbrochen,  die  aas  ver- 
schiedenen Aniftssen  die  Befugnis  geben,  schon  vorher  den  Richter  an- 
zugehen. Der  gemeinsame  Gmnd  dieser  Ausnahmevorschriften  ist  die 
Zweckmässigkeit,  (yeht  man  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  an  die 
Frage  heran,  ob  bei  wiederkehrenden  Leistungen  die  vom  §  258 
gewollte  Erleichterung  der  Klage  auf  den  Fall  zu  beschränken  ist,  wo 
ohnehin  wegen  einer  fälligen  Leistung  Klage  zu  erheben  ist,  so  kann 
die  Antwort  nur  verneinend  sein.  Es  kann  nicht  anerkannt  werden, 
dass  der  Streit  über  den  Bestand  einer  Pflicht  zu  wiederkeiirenden 
Leistungen  oder  über  deren  Betrag  zweckmässig  stets  bis  dahin  hinaus- 
geschoben wird,  wo  eine  fällige  Leistung  eingeklagt  wird,  oder  dass  es 
nnzweekmässig  ist,  die  frühere  Erhebung  der  Klage  zuzulassen.  Darum 
liegt  nicht  Anlass  vor,  die  ganz  allgemein  gehaltene  Vorschrift  des 
§  268  einschränkend  anszolegen. 
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Abhandlungen. 


1. 

Die  EinRchräiikuii^  der  Haftpflicht  der  Eisenbahn  dtireh  die  9fBe- 
diugangen  fttr  EiusU^luug  von  Privatgtttcrwagen*^ 

Von  Dr.  Jor.  Wilhelm  DIIIm 
in  Berlin-Lankwitx. 

1.  In  den  Verträgen,  welche  die  Dentedien  Biaen1mlaiT«rwaltniigeii  mit 
Eigaitttmem  von  BisenbAhngfiterwagem  über  die  Eäutellnng  dieier  FriTnt- 
gfttenragea  in  den  Betrieb  abachlieeaen,  pflegt  nnoh  die  Haf^elit  der  Blsen- 

bntlD  für  die  mit  den  Privatgttterwagen  vorzunehmenden  Transporte  behandelt 

ZQ  werden.  Die  den  Verträfren  als  integrierender  Bestandteil  beigefügten 
„Bedingungen  für  die  EinstelluiiL'-  von  Privatgüterwageu"  (Formular  Nr.  d2ö 
vom  Jahre  1904)  enthalten  daiübor  ful<^ende  I^estimraungen : 

Teil  A:   «Allgemeine  Bedingungen  für  die  Einstellung  von  Privatgütcrwagen". 

Teil  A  f  i  Nr.  6:  ,Dar  W  agencigeutUmer  (80.  VOB  Ftivatgäterwagen  mit  Heia- 
anläge,  bei  walobei  die  Biaenbalurrerwaltnng  auf  Antrag  ffie  Heicong  ttberninomt)  ver^ 
sichtet  auf  jeden  Anspruch  an  die  Verwaltung  wegen  lk>sch!ldigung  oder  Ver- 
derben der  im  Heiawagen  beförderten  Güter  dorcli  Ificliteiulialtttng  der  gewünschten 
Temperatur". 

Teil  A  §  4  Nr.  4:  .Für  Verloat  an  loaen  Wagenbestandteilen  haftet  die  Eiaen- 

bahnverwaltung  ohne  Einschränkung,  ftir  Verlust  und  Heschädigang  Ton  LadegeiSten 
nur  nach  Massgabe  der  einschlägigen  tarifarischfin  Vorschriften". 

Teil  A  g  4  Nr.  5:    „Für  Brandschäden  wird  eine  Haftung  nicht  fibemommen''. 

Teil  A  §  6:    „Wenn  wegen  [>auf Unfähigkeit  oder  Schadhaftigkeit  der  Wagen 

 die  Ware  an  Ottte  verliOTt  w»  hat,  aofeitt  kein  bahnaeitlg  an  vertretendea 

Verschulden  nachgewiesen  wird,  der  Wagemigentflnier  der  Eiscnbahnverwaltnng  alle 
hieraus  entstehenden  Kosti-n  und  Auslagen  zu  ersetzen.  Durch  unbeanstandete  IVbcr- 
nahme  des  Wagens  vun  seilen  des  Empfängers  der  Sendung  ist  die  Eisenbahnverwaltung 
dem  Wageneigentflmer  gegenüber  jeder  VerantwortUehkrit  fflr  im  Wagen  entheban*. 

TeN  B:  ,  Besondere  Bedingongen  für  die  BinateHnng  von  PrivatkeBselwagen 
(Zisternen-.  Reservoir-,  Bassin-,  Topf-Wagen)". 

Teil  B  §  4  Abs.  I;  J>ie  Eisenbahn  übernimmt  keine  Haftpflicht  für  Verlust, 
Minderung  oder  Beschädigung  des  Gutes  infolge  von  Leckage  oder  von  Bruch  bei 
Kesselwagen,  sofern  nieht  dsenbahnaeitigea  Veraohnlden  wUegt*. 

Teil  B  I  4  Ahe.  2:  .Für  Verlnat  und  Beedhidignng  von  leaen  Ger&tschalten 
(Schlaucbgarnitnren  and  dergleichen),  die  den  Kesselwagen  zu  deren  Be-  nnd  Entladung 
beig^ehen  sind,  wird  eine  Uaftong  überhaupt  nicht  üheraommen". 
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Bt  fragt  sich,  welche  Wirkung  diese  Bestimmungen  auf  den  Umfang  der 
der  raflenbftlui  oUiegenden  Haftpflidit  «.«sfibeii.  Da  nach  §  471  HGB.  ▼er- 
tragliehe Betttnmungeii  nichtig  sind,  dnrch  welche  die  in  §§  466,  469  HOB. 
und  §§  76,  77  der  BisenbVerkO.  begründeten  Verpflichtungen  der  Eisenbahn 
ausgeschlossen  oder  beschränkt  werden,  so  würden  die  Bestimmungen  nichtig 
sein,  falls  und  insoweit  eine  solche  UeschrJlnkiiTiEr  stattfindet.  Nnr  insoweit 
dies  der  Fall  ist.  würden  die  Bestiinmnng:en  nichtifi^  sein:  auf  den  Bestand 
des  sonstigen  Vertragsverhältnisses  wäre  die  Nichtigkeit  ohne  Einflnss  (§  139 
BGB.);  denn  es  ist  anzunehmen,  dass  «elbst  wenn  sämtlicbe  oben  zitierten 
BeBtimnuigen  nichtig  wiren,  die  EineteUiing  der  Privatgflterwagen  nach 
chne  diese  Beetimninngen  voigenommen  sein  wflrde:  die  EiBenbahnverwaltaiig, 
die  die  Anschaffungskosten  für  zahlreiche  Güterwagen  erspart,  ist  daran 
ebenso  interessiert,  wie  der  Wajreneifrentümer,  dier  die  für  die  Verfrachtung 
seiner  Güter  zweckn)»sf«igst«n  Wagen  (tedmische  Einrichtangen,  Fracht- 
eraparnisse)  benutzen  kann. 

2.  Die  hier  iu  Betracht  kommenden  Uaftpdichtbeütimmungen  des  HOB. 
und  der  EisenbVerkO.  eratreckoi  sich  nnr  anf  die  BefOrdernng  yon  ,Cntem* ; 
nnr  ineoweit  sind  die  HaftTerpfUchtnngen  der  Eisenbahn  der  Privatrerefaibanaig 
entaogen. 

a)  GOter  in  diesem  Sinne  sind  snnichst  alle  Gegenstibnde,  die  in  den 
l*rivatfrüterwagen  verfrachtet  werden.  Güter  sind  femer  anch  die  Privat- 
güterwagen seihst,  s<iwie  als  Zubehör  derselben  die  losen  Wa^enbestandteile. 
Ladegeräte,  8chlaur)i{;arnitnren  usw.  in  denjenigen  Fnilen,  in  denen  für  iliren 
Leerlauf  nach  den  oben  erwähnten  ,  Bedingungen  für  die  Einstellung  von 
Prfvatgflterwagen'  die  tariftnSssige  Fracht  sn  entrichten  ist  (vgl.  die  Be- 
dingungen A  §  2  Nr.  6  nnd  B  §  12).  Bs  ist  dies  der  Fall,  wenn  neue  Otter- 
wagen  ans  der  Fabrik  rar  Heimatstation  oder  wenn  gebraachte  Otterwagen 
nach  ümstationierung  von  ihrer  früheren  Heimatstation  zur  neuen  Heimat- 
station rollen  Für  die  Beförderung  dieser  „Güter"  darf  die  Eisenbahn- 
verwaltunf?  ihre  Haftpflicht  nicht  be.schränken  (»der  ausschliessen.  Nun  ist 
die  Eisenljalin  allerding»  berechtigt,  die  Beförderung  von  Eisenbahnfahrzeugen, 
die  auf  eigenen  Rädern  laufen,  zu  verweigern,  also  auch  (das  minus)  von 
der  ErfUlnng  bestimmter  Bedingungen  abhängig  an  machen,  denn  ihre  Be- 
förderung mit  den  regslmiasigea  BeAtrdemngsmitteln  ist  nicht  möglich  (§  468 
Nr.  4  HOB.);  infolgedessen  sind  auch  in  §  60  B.  4  EisenbVerkO.  die  Eisen- 
bahnfahrzeuge nnr  bedingt  zur  Befördernng  zugelassen  worden.  Es  kann 
hierbei  aber  nicht  eine  Einsrhrflnkung  der  Haftpflicht  der  Eisenbahn  zur  Be- 
dini,aui^  ):t'iiiacht  werden,  eine  solche  Vereinl)arun}^  im  Frachtvertrage  würde 
auch  iu  diesen  Fallen  wegen  471  HGB.  nichtig  sein  (Hahn,  Komm,  zum 
Allg.  Dtsch.  HGB.  Bd.  2  2.  Anll.  S.  704,  §  9  zn  art.  422;  Stanb,  Komm,  snm 
HOB.  1900  Anm.  12  an  §  468;  gleicher  Meinung  anch  Eger,  Komm,  snr 
EisenbVerkO.  1901  S.  228  Abs.  2  nnd  S.  229  Abs.  1). 

b)  Nicht  „Güter-,  n indem  Beförderungsmittel  sind  die  Privatgtierwagen, 
einmal,  wenn  sie  beladen  reisen,  und  ferner,  wenn  sie  zwar  leer,  aber  von 
der  Bestimmungsstation  zurück  zur  Heimatstation  oder  zur  Werkstatt  zwecics 
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Kepaiieiung  laufen  (vgl.  Bedingangen  A  §  2  Nr.  2 — 4).  Auch  die  losen 
Wagellbestandteile,  Ladegeräte,  Scblanchgamitaren  usw.  teilen  als  Zubehör 
des  Wagens  deHen  Eigenschaft  als  BefSrderangsmittel.  Die  Kessel  der 
Kesselwagen  haben  zwar  neben  ihrer  Eigenschaft  als  BefSrdemngBmlttei  auch 

die  Eigenschaft  als  Verpackiing  der  verfrachteten  Flüssigk^;  dadurch  ge- 
winnen sie  aber  nicht  die  Eigenschaft  als  „Frachtgut "  im  Sinne  des  HCtH. 
and  der  EispnbVerkO.,  denn  sie  miisspTi  .fest  und  daiienid  mit  dem  Wagen- 
gestell verbunden  sein"  ( Bediiifrungfen  für  rrivatpiiterwatreii  H  >j  1  Nr.  1), 
sind  also  ^vese^tlicher  Bestandteil  de»  Wagens  und  teilen  dessen  rechtliche 
Eigenschaft;  eine  Unterscheidang  wfirde  anch  der  wirtsehaflUchen  Anschaaong 
aieht  aar  der  Absender  and  Eupflager,  sondern  anch,  wie  sich  ans  der  Art 
der  Fraehiberechnnng  ergibt,  der  Eisenbahn  widerspredien.  Für  die  Be- 
förderung dieser  Befördemngsmftttel  ist  die  läsenbaluiTerwaltang  berechtigt, 
ihre  Haftpflicht  durch  Vertrag  ausznschliessen  oder  zu  beschränken,  denn 
darauf  erstreckt  sich  §  471  IIGB.  nicht.  Es  liaiidelt  sich  in  diesen  Fällen 
nicht  um  einen  Frachtvertrair ,  sondern  um  eine  Ahart  des  Leilivertrages ,  in 
A  §  1  Nr.  6  der  Bedingungen  aucli  luu  einen  akzessorischen  Dienstvertrag, 
welche  dem  zwingenden  Rechte  des  §  471  HOB.  nicht  onterstslien.  In 
diesen  FMlai  würde  anch,  wenn  der  Verlast  oder  die  Beeehidigang  anf 
grobes  Versdiiildai  oder  Dolns  der  Eisenbahaheamten  aartt^anführen  wftre, 
eine  Sblltang  der  Eisenbahn  für  ihre  lieute  nicht  eintreten,  denn  die  Be- 
stimmnng  des  §  158  H(tB.  und  §  9  EisenbVerkO. ,  nach  welcher  die  Eisen- 
bahn für  ihre  Leute  und  für  andere  Personen,  deren  sie  ^ich  bei  der  Aus- 
führung der  Beförderung  bedient,  haftet,  bezieht  sich  nur  auf  die  Beförderung 
von  „Frachtgütern'',  nicht  auf  die  Beförderung  von  , Bef ürdernngsmitteln , 
d.  h.  aar  anf  den  Fraehtrertnig,  nicht  anf  den  WagenleihTertrag.  Aach  für 
ealpa  in  eUgendo  liaftet  die  Eiseahahn  in  diesen  FSllen,  soweit  die  Haftung 
in  den  oben  angeführten  Bedingungen  generell  ausgeschlossen  ist,  nicht. 

3.  Hiemach  stellt  sich  für  die  einzelnen  oben  zitierten  Bestimmungen 
der  „Bedingungen"  fol tuendes  Ergebnis  heraus: 

Zu  A  ^5  1  Xr.  <i:  Die  Bestimmung  schliesst  die  Haftjitlicht  der  Eisen- 
bahn nur  gegenüber  dem  Eigentümer  des  i^rivatgüterwagens,  nicht  gegenüber 
den  Absender  oder  Empfänger  der  durch  Nichteinhaltung  der  erforderlichen 
Temperatnr  in  dem  Hehmagen  hescbüdigten  oder  verdorbenen  (Jütw  aas. 
Die  Gültigkeit  der  Bestlmmang  kVnnte  also  nur  dann  zweifelhaft  werden, 
wenn  der  Eigentümer  und  der  Absender  bzw.  der  Empfänger  identisch  »ind 
(vgl.  hierzu  die  Ansführnmren  unten  zu  A  §  6).  Nach  §  45{>  Nr.  4  HOB. 
und  §  77  Nr.  4  KiRenb\'erk< ).  ist  aber  diesem  irptrenü)>er  im  vorliegenden 
Falle  eine  Haftptliclit  wohl  stets  ausgeschlossen;  denn  wenn  ein*'  Ware  in 
einem  Ueizwagen  verfraclitet  wird  und  alsdann  infolge  Nichteinhaltung  der 
erforderlidien  Temperatar  Besdiidigung  erleidet  oder  rerdirbt,  so  liegt  hier 
oifenbar  solches  Gnt  Tor,  welches  TermOge  seiner  eigentümlichen  natürlichen 
Beschaffenheit  der  besonderen  Gefahr  aa^iesetat  ist,  BeschSdigang  zn  erleiden. 
Die  Bestimmung  A  §  1  Nr.  6  ist  daher  in  vollem  Umfange  gültig. 

Zu  A  §  4  Nr.  4:    Die  Bedingung,  dass  die  Eisenbahn  für  Verlust  an 
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losen  Wagenbestandteilen  olme  Einschränkang  haftet,  Ut  selbstveratdbidlieli 
gflltig.  Di«  weitere  Bedingung,  dMS  für  Verlwt  md  Beechidlgnng  yon  Lade« 
gertten  mir  naeh  Haaegabe  der  einschlBgigea  tarifarisehen  Vonchriften  ge- 
haftet werden  soll,  bezieht  sich  ledigUeh  anf  die  oben  nnter  2b  bezeichneten 
Fälle,  in  denen  die  Privatgüterwagen  nnd  deren  Znbehör  nicht  als  Güter, 
sondern  als  Befördernncsmittel  befördert  werden.  Die  tarifarischen  Bestim- 
mnnpen,  auf  die  hier  He/.utr  irennninien  wird,  sind  in  dem  Deutschen  Eisen- 
babngütertarife  Teil  1  Abteilung  B  unter  Abschnitt  A  im  §  52  enthalten  und 
b^tandeln  die  fraobtfMe  BefiSrderBag  der  T<ni  dem  AbaeBdern  gestelltea  Lade- 
gerUe  (AufeUifle,  Gerttste,  Tdlwinde,  LaagUnaie,  Schemel,  BmigciB,  Uater- 
legebalken,  Stttsen,  Steifen,  Ketten,  Seile,  Schlieeal^dle  and  dergleichen).  Die 
frachtfreie  Befördenmg  hat  unter  den  nJlheren  in  §^  öl  und  68  a.  a.  0.  er> 
w&hnten  Bedingnnpren  zu  erfoliren.  und  zwar  auf  dem  Hinwege  nach  der  Be- 
stimmungsstation auf  der  Ladung,  und  bei  ihrer  Rückbeförderunp:  nacli  der 
Aufgabestation  lose,  auch  bei  der  Hin.sendunp:  von  der  Empfangsstation  nach 
der  Versandstation  des  Gates.  Für  diesen  Fall  wird  dort  die  Haftung  der 
fflaenhahn  fOr  Verlnat  nnd  Beschädigung  ausgeacUoaaen.  Auf  die  Beförderung 
der  Ladegeräte  in  dei^enigen  EWen,  in  welchen  dieaelben  Frachtgut  sind 
nnd  in  denen  aUein  eine  Einschrtokong  der  Haftpflicht  der  Elisenbahn  nichtig 
wäre,  bezieht  sich  die  Beatlmmnng  A  §  4  Nr.  4  nicht,  de  ist  also  in  ToUem 
ümfanere  {rültip. 

Zu  A  4  Nr.  5:  Der  Ausschluss  dei-  Haftnnir,'^  der  Eisenbahn  für  Brand- 
schäden ist  nur  gültig  hinsichtlich  der  Frivatgüterwagen  und  ilires  Zubehörs 
in  den  oben  zu  2  b  behandelten  FlUen.  Dagegen  ist  die  Bestimmung  nichtig 
hinsichtlich  der  in  den  Güterwagen  Terladeaen  . Güter*  nnd  feiner  in  den 
Fällen  SU  2a  liinslditiich  der  Güterwagen  und  ihres  ZnbehSrs  selbst,  denn 
in  diesen  Fällen  ist  eine  Einschränkung  der  Haftpflichtbestimmnngen  des 
HOB.  nnd  ^  der  EisenbVerkO.  nnzolässig.  Wird  ein  beladener  Privatgüter- 
wagen daher  durch  Brand  zer8t<">rt,  so  tritt  die  überraschende  Konsequens 
ein,  dass  die  Eisenbahn  nicht  für  den  Güterwatren  selbst  nebst  Zubehör, 
sondern  nur  für  die  in  demselben  verladen  gewesenen  und  bei  der  gleichen 
Katastrophe  zerstSrten  Güter  Ersati  Idsten  nass. 

Zn  A  §  6:  ffier  wird  sdiarf  swischen  Absender  und  Enplinger  der 
Güter  dnerseits  nnd  dem  WageneigentOmer  andererseits  unterschieden.  Nur 
das  Rechtsverhältnis  der  Eisenbalm  gegenüber  dem  Wageneigentümer  wird 
in  einer  die  Haftpflieht  der  Eisenbahn  einschrJlnkenden  Weise  «rerepelt  Das 
ist,  wenn  Wa^eneifrentümer  und  Absender  oder  Einpfänjrer  verscliiedene  Per- 
sonen sind,  ohne  Zweifel  zulässig.  Sind  beide  aber  identisch  —  dies  dürl"t.o 
Wühl  die  Regel  bilden  — ,  so  ist  die  Bedingung  meines  Erachtens  nichtig. 
Eine  Unterscheidung  der  Person  de«  Absenders  oder  Empfängers  naeh  seiner 
Eigenschaft  als  Absender,  f^pAnger  oder  Wageneigentümer  würde  einer 
Umgehung  der  zwingenden  Bestimmungen  des  §  471  HGB.  gleichkommen. 
Die  Eisenbahn  kann  die  Einstellung  von  Privatgilterwagen  ganz  ablehnen. 
Genehmigt  sie  alu  r  die  Einstellung,  dann  darf  sie  ihre  Haftpflicht,  wie  oben 
anter  2a  ausgefühit  wurde,  nicht  einschränken,  gleichviel,  ob  sie  dies  direkt 
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gegenüber  dem  Absender  oder  Empfäriirer  tnt  oder  indirekt  f^epenüber  dem 
mit  diesem  identischen  Wafreneigentüiiier  ivgl.  auch  die  Zitate  oben  unter  2a). 
Dem  kann  allerdings  entgegengehalten  werden,  dass  sich  die  Frage,  ob  eine 
Pentneiiidentit&t  hov^rtellt  Werdm  soll  oder  nloht,  der  BetlliBmiiiig  der 
EiBenbalm  entsieht  und  von  den  Gegenkontraheateii  eateebieden  wird,  dMS 
dalier  die  Gesrakoattatoiteii  ellein  in  der  Hand  haben»  ob  eie  der  Eisenbahn 
in  diesem  Falle  die  Haftpflicht  aufbürden  wollen  oder  nicht.  Diese  Konseqnenz 
ist  sicherlich  nicht  prwiinsclit.  Sie  ändert  aber  an  dem  Rechtszustande 
nichts,  der  eine  Ffilge  des  Cmstandes  ist,  dass  §  471  HGB.  lediglich  die 
Interessen  des  Absenders  und  Empfängers  behandelt,  wiihrend  die  Vertrags- 
bedingung sich  ausserdem  noch  au  den  Wageneigentümer  wendet. 

Z«  B  §  4  Abs.  1:  Die  Bestimmang  Inntete  in  den  Formalaren,  die 
bie  1902  im  Oebranch  wnren:  «Die  Eieenbahn  flbemimnit  keine  Haftpflicht 
f&r  Leckage  bei  Kesselwagen".  Dnrch  diese  Fassung  schlose  die  Eieenbahn- 
verwaltang  also  ihre  Haftpflicht  schleditliin  aus.  Die  Bestimmuig  war  daher 
nichtig,  da  sie  die  ffesetzliche  Haftpflicht  der  Eisenbahn  einschränkte.  In 
der  neuen  Fassung,  die  oben  unter  1.  wiedergegeben  wurde,  hat  die  frühere 
ikstiiumung  eine  Milderung  erfahren:  Bei  Verlust,  Minderung  oder  Beschädigung 
des  in  Kesselwagen  verfirachteten  Qntee  hat  die  Eisenbahn  nach  dieser  Be- 
stinunnng  lediglich  den  Bewris  m  führen,  dass  der  Sehaden  dnrch  Leckage 
oder  Bmeh  des  Kesselwagens  entstanden  ist.  Gegenttber  diesem  Beweise  hat 
der  Absender  bzw.  EmpfJlnger  die  Beweislast  daf&r,  dass  Verschulden  der 
Eisenbahn  vorliegt;  dem  Verschulden  der  Eisenbahn  steht  in  diesem  Falle 
gemiisa  §  4  58  HCiB.,  §  9  EisenbVerkO.  das  Verschulden  ihrer  Leute  und 
der  Personen,  deren  sie  sich  bei  Ausführung  der  Beförderung  bedient, 
gleich.  Nach  §  456  UGB.,  §  7ö  EisenbYerkO.  hat  die  lilisenbahn  die  Be- 
weislast dafür,  da«  der  Schaden  dnrch  ünsserlich  nicht  erkeiyibare  HSngel 
der  Verpackong  (also  snch  des  Keseels  anf  dem  Kesselwagen)  oder  dnrch  die 
natürli«^  Beschaffenhdt  des  Gates,  namentlich  dnrch  gew8hnliche  Leckage, 
verursacht  ist.  Handelt  es  sich  gemftas  §  459  Nr.  4  HGB.,  §  77  Nr.  4 
EisenbVerkC^.  um  Flüssigkeiten,  die  vermöge  ihrer  eigentümlichen  natürlichen 
Ueschaffenheit  der  besonderen  Gefahr  ausgesetzt  sind,  gänzlichen  oder  teil- 
weisen Verlust  oder  Beschädigung,  namentlich  aussergewöhnliche  Leckage  zu 
erleiden,  so  greift  die  in  dem  gedachten  Paragraphen  aufgestellte  Vermutung 
Pinta,  nach  welcher  der  eingetretene  Schaden  an  den  in  Kesselwagen  trana- 
portlOTten  Elütsit^eiten  ans  dieser  besondren  Gefahr  entstanden  ist,  wenn 
er  ans  der  Gefahr  entstehen  konnte.  Gegen  diese  Präsumtion  mnss  der 
Absender  bsw.  Empfftnger  den  Gegenbeweis  führen;  derselbe  kann  sich  ent- 
weder darauf  richten,  dass  der  Schaden  in  concreto  durch  ein  bestimmtes 
von  der  Eisenbalin  zu  vertretendes  Ereignis,  insbesondere  durch  Verschulden" 
der  Eisenbahn  oder  ihrer  Leute  entstanden  sei,  oder  darauf,  dass  der  gefiihr- 
Uehe  Umstand,  fflr  welchen  die  Haftung  ausgeschlossen  ist,  nach  den  kon- 
kreten Veriiftttniaaen  die  Ursache  des  ünfiüla  nicht  gewesen  sdn  kann  (vgl. 
Eger,  Komm.  a.  a.  0.  S.  609). 

Demnach  ist  die  Bestimmung  B  §  4  Ab«.  1  für  die  FiUle  des  §  466 
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HGB.,  §  75  EisenbVerkO.  nichtig,  weil  die  Beweislast  nicht  zn  Ungunsten  des 
Absenders  bzw.  Empfängers  geändert  werden  kann.  Aach  für  die  Fälle  des 
§  459  Nr.  4  HGB.,  §  77  Nr.  4  EiaeabVerkO.  enth&lt  die  Bedingung  B  §  4 
Aln.  1  eine  Beschrtakung  der  Reehite  des  Abeenders  und  Empfängen  inso- 
fern, als  dem  letzteren  die  Bntkrftftang  der  soeben  erwUuiten  Prisnmtion 
nicht  nur  durch  den  Beweis  eines  Verschuldens  der  Eisenbahn  freisteht,  sondern 
auch,  wie  erwähnt,  durch  den  Beweis,  dass  die  besondere  Gefahr,  für  welche 
die  Haftung  ausgeschlossen  ist.  nach  den  konkreten  Verhältnissen  die  Ursache 
des  Unfalls  niclit  ;;ewesen  sein  kann.  Tm  Umfange  dieser  Bps(  liriinkung  ist 
mitlün  auch  für  diese  Fälle  die  Bestimmung  B  §  4  Abs.  1  nichtig. 

Za  B  §  4  Abs.  8:  Der  Anssdiints  der  Bsftang  fOr  Vertust  nnd  Be- 
gchftdignng  von  losen  Gerfttschaflmi  der  Kesselwagen  ist  gültig  in  den  oben 
nnter  2b  dargelegten  FlUen,  in  denen  die  Kessolwagen  und  derm  Znbel^ 
als  Befürdornngsmittel  befördert  werden;  der  AussefalnsB  der  Haftuiifr  ist 
nichtig  in  den  Fällen  zu  2a,  in  denen  die  Kesselwagen  und  deren  Zubehör 
selbst  Frachtgut  sind. 

4.  In  dem  vorläufigen  Entwürfe  der  neuen  EisenbVerkO.  der  kürzlich 
von  dem  Reichseisenbaliuamt  den  beteiligten  Bundesregierungen  zur  Kenntnis- 
nahme für  die  im  Herbste  1906  in  Ansdeht  genommene  Beratang  fibersaadt 
worden  ist,  sind  die  HaflqpfliehtbestimmQngen  der  bisherigen  §§  77  nnd  79 
EisenbVerkO.  —  abgesehen  von  nnwesentlidien  textlichen  Aendemngen  — 
wörtlich  als  §§  88  und  85  ttbemommen  worden.  Eine  sachliche  Aenderung 
der  bisherigen  Bestimmungen  würde  nur  zxi  Gunsten,  niclit  zu  Ungnnsten  des 
Publikums  zulässig  sein,  weil  dieselben  mit  den  liestimmunfren  des  HGB. 
übereinstimmen  (vgl.  Eger,  Komm.  Einleitung  S.  XXXVII).  Die  obigen  Aus- 
ffihmngen  werden  daher  durch  den  Erlass  der  neuen  EisenbVerkO.  niclit 
berührt  werden. 

Nachtrag. 

Nachdem  die  vorstehende  Abhandlung  bereits  gedruckt  war,  kam  dem 
Vci  fasser  zur  Keniitüis,  dass  die  Ausarbeitung  neuer  .Tiedingungen  für  die 
Einstellung  von  Privatwagen "  in  Vorbereituntr  ist.  Die  bisherigen  Be- 
dingungen und  die  vorstehend  daran  geknüpften  Rechtsausführungen  haben 
daher  nur  für  Haftpilichtansprüche,  die  vor  Inkrafttreten  des  neuen  Entwurfs 
entstehen,  Bedentang.  Von  diesem  Zeitpanlcte  —  voranssichtlich  1.  Olctober 
1906  —  ab  sind  die  nenen  Bedingungen  für  die  Haftpflicht  massgebend;  sie 
enthalten  Ober  die  Haftpflicht  folgende  Bestimmuigen: 

§  la  «Hafipfliclit  des  Einsteller». 

.1.  Der  Einsteller  hat  allen  der  Eisenbahn  erwachsenden  oder  von  ihr  zu  ver- 
tretcmli II  .SihadcMi.  drr  flurrli  die  Beschaftenheit  (auch  Laufunfähigkeit)  der  Wagen 
verursacht  wird,  ebenso  alle  ihr  aas  gleicher  rrsuche  entstehenden  Auslagen  und 
Kosfeen  sa  ersetsen.  Insbesondere  haftet  er  aneh  für  allen  Sehaden  nnd  alle  Analagen 
nnd  Kosten,  die  dnrcb  die  Heisnng  der  Wagen,  sowie  bei  Kessdwagen  dnrch  Ledkage 
oder  Bruch  verursacht  sind. 

,2.  Der  Einsteller  kann  sich  von  der  Ersutzptlicht  nur  durch  den  Nachweis  be- 
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freien,  dass  Schaden,  Aaslagen  oder  Konten  durob  ein  vuu  der  Eisenbahn  zu  ver- 
Cratendes  VemliiddeD  herbeigefdlirt  wordoi  siod. 

,3.  Für  den  darcb  die  HescbaiTenheit  des  Gutes  oder  durch  nmigieUttfle  Vttlade- 
weisc  •  iitsf  eilenden  Schaden  haftet  dar  Absender  nach  den  Bestimmungen  der  Verkehre- 
ordnung  und  der  Tarife. 

11.   Haftpflicht  der  Eisenbahn. 

,1.  Fflr  Beaehldigiing  des  Wagens,  sowie  fVr  Verlost  and  BesdAdignnf  toser 
Wagenbestandteile  haftet  die  Eisenbfthtt  nnr,  soweit  ein  von  ihr  n  Tertretendes  Ver^ 
schnlden  nachgewiesen  wird. 

,2.  In  diesem  Falle  wird  der  wii'kliche  Schaden  ersetzt  ,  jedoch  nicht  mehr  als 
der  ans  nachstehender  Beredunmg  sich  ergehende  Betrag:  (folgen  Bestimmnngen  fttr 
die  Bereehnnng). 

„3.  Wird  ein  Wagen  ausgesetzt,  weil  er  lanfnnfähig,  wicderherstcUungsbcdflrftig 
oder  nnt( isiu-hnngspflichtig  ist.  so  stehen  dem  Binstelier  Ersatsan^rttche  gegen  die 
Eisenbahn  wegen  entzogener  Benutzung  nicht  zu. 

,4.  Für  Vwlost  und  Beschädigung  von  lenen,  fraehtpflichtigen  Privatwagen,  so- 
wie von  Lad^rftten  haftet  die  Eiseniwhn  nach  Mnss|^be  der  Tarife. 

Diese  Bestimmmigen  nntenchelden  sich  sehr  vorteilhaft  von  den  Usher 
fireltondeii  Haftiifliclitbesfeiniiiiiiigeii  dnreh  die  gressere  üebeniohtiichk^t.  Aneh 

in  der  Sache  selbst  sind  eine  Reihe  von  HaftpflichtbeschränkuDgen  der  Eisen- 
bahn, die  in  den  obigen  Ansführungen  als  nichtig  bezeichnet  wurden,  gefallen. 
Immerhin  enthalten  die  nenen  Bestimmungen  noch  eine  Anzahl  von  Verstös.sen 
gegen     171  H(tB.  und  müssen  in  (Uesem  Trafange  als  nichtig  bezcii  lini  t  werden. 

Im  einzelnen  ergibt  sich  für  die  neuen  Bestimmungen  durch  Anwendung 
der  in  den  obigen  Darlegungen  enthaltenen  Grondsätse  folgendes: 

Zu  §  10:  Hier  ist  der  neue  BegriiT  des  «Einstellers'  der  , Privat- 
wagen" geaehaifen  worden;  mit  Becht,  denn  der  frflher  yerwendete  Begriff 
des  Wageneigentümers  deckte  diejenigen  bftiigen  Fülle  nicht,  in  denen  der 
Einsteller  des  Wagens  nicht  Eigentliner,  sondern  Mieter  oder  sonst  Nntaiuqrs- 
1>erecbtigter  war. 

Im  §  10  Nr.  1  Uiul  3  wird  im  Gegensätze  zu  Nr.  wiederum  scharf 
zwischen  der  Haftptlii  lit  des  Kiiistellers  und  der  des  Absenders  bzw.  Empfitnger« 
unterschieden.  Soweit  lu  ^  10  Nr.  1  und  2  der  Eiusteller  des  Wagens  nicht 
identisch  mit  dem  Atmender  oder  Empfänger  ist,  ist  es  sniassig,  dass  die 
Eisenbahn  sich  fttr  die  ihr  gegenflber  dem  Absender  obliegende  Haftpflidit 
•bei  dem  Einsteller  eine  Btckdeckuig  verschafft.  Wenn  aber  der  Einsteller 
mit  dem  Absender  bzw.  EmpAager  der  Ware  identisch  ist,  ist  die  Bestimmung 
des  i<  K»  Nr  1  und  2  ans  denselben  (xründen  nichtig,  die  oben  fÄr  die 
Nichtigkeit  der  alten  Bestimmung  zu  A  §  (>  ausiroführt  wurden. 

Zu  §  10  Nr.  :5:  Die  hier  konstituierte  llattverbindlichkeit  des  Ab- 
senders für  den  durch  die  Beschaffenheit  des  Gutes  oder  durch  mangelhafte 
Verladeweise  entstehenden  Schaden  bt  gültig,  weU  ile  sldi  nicht  in  Wider- 
sprach mit  der  Verlcehrsordnong  setat,  sondern  die  Vexkehrsordnong  dafihr 
fttr  massgebend  erklRrt,  eine  Bestimmnwg,  die  dch  fibrigens  Ton  selbst  yw- 
steht  nnd  füi  deren  ansdriickliche  Anlerne  in  die  Bedingungen  kanm  ein 
saclilicher  Ornnd  ericennbar  sein  diirfte. 
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Zu  §  11:  In  §  11  Nr.  4  ist  der  vun  uns  olien  unter  2a  dargelegte 
Fall  behandelt,  iii  welchem  die  Privatwagen  nicht  Belürderungsmittel,  sondern 
Frachtgat  Bind.  Die  Regelang  der  Htll|ilUeht  der  Eisenbalm  in  diesem  FkUe 
fttr  Verlost  und  Beschftdlgnng  der  Privatwagen  nnd  ihres  ZnbehBrs  ist  .nadi 
Hassgabe  der  Tarife*  an  nnd  fOr  sieh  sw^eHos  gUtig.  In  den  gegenwSrtig 
geltenden  Tarifen  (Deutscher  Eisenbahn-Güter-Tarif  Teil  I  Abteilung  B  Ab- 
sclinitt  A  §§  2!^  —  28;  ist  allfnlinc-s  über  die  Haftpflicht  nichts  {^esaprt;  die 
Tarife  sind  dafür  aucli  nicht  der  Ort.  In  den  Bestimmungen  müsste  daher 
richtiger  auf  die  Haftpflichtbestimmungen  des  U(xB.  und  der  EisenbVerkO. 
hingewiesen  werden. 

Für  die  Interpretation  der  Bestimmangen  §  11  Nr.  1 — 3  ergibt  ddi 
ans  dem  Umstände,  dass  im  §  11  Nr.  4  die  Haft]illieht  Ar  fraehtpfliclitige 
Privatgttterwagen  (vgl.  oben  2  a)  erschöpfend  geregelt  ist,  dass  die  Bestim- 
mungen §11  Nr.  1 — 3  lediglich  dio  Fülle  der  frachtfreien  Bcfördermg  von 
Privatwagen  zum  Gegenstände  haben,  in  welchem  die  Privatwagen  nicht 
Prachtgut,  sondern  Beförderungsmittel  sind  (vgl,  oben  unter  2b).  Für  diese 
Fälle  ist  die  Eisenbahn  belugt,  ihre  Haftptiicht  einzuschränken,  die  Bestim- 
mungen unter  §  11  Nr.  1 — 3  sind  daher  gültig.  Redaktionell  zweckmässig 
wäre  es,  wenn  in  $  11  Nr.  1  klar  zum  Ansdrock  gelangte,  dass  die  Bestim- 
mangen §  11  Nr.  1 — 8  sich  ledigUeb  aaf  die  frachtfreie  BefSrdemng  der 
Privatwagen  als  Befördemngsmittel,  nicht  als  Frachtgut,  bedehen. 
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2. 

Das  neue  sehwolzerlsclio  EfscnhaliiiliaftiJtlichtirosetz  vom  38.  MÄrz 
1905  im  Ycrgleieh  mit   dem   deutschoii  JielchBliaftpfliclitgesets 

Tom  7.  Jani  1871. 

Von  0.  FShIiiger 
in  Strassborg  i.  £. 

I. 

An  die  Stelle  des  sckweizeiiticlien  Eiseubahnbattptlicht^eäetzes  vom  1.  Juli 
1876,  welehM  tiiA  slenlieh  eng  an  das  dtnttehe  Beidnhaf^olitgeMtB  Toin 
7.  Juni  1871  anseiilon,  ist  im  Torigiu  Jaiure  ein  nenee  BnndeagesetB,  betreffend 
die  Haf^pfliebt  der  Bieenbabn-  nnd  Daap&eUffahrtenateniebmQngwi  und  der 

Post,  getreten.  Dieses  Gesetz  bezieht,  wie  seine  Ueberschrift  andeutet,  za« 
näclist  einen  weit  frrösseren  Elreis  von  Betrieben  in  seinen  sachliclicn  GeltangR- 
bcreich  ein,  als  das  frühere  Gesotz,  es  enthiUt  tHesein  gepenüber  aber  aucli, 
soweit  die  Eisenbahnhailptliclit  allein  in  Frage  küinint,  wesentliche  Aendemngen 
nnd  namentlicli  Erweiterungen  lünsichtlich  des  Umfangs  der  haftpflichtigen 
FUle  md  der  Bnteehadigungen.  Die  Bevltioo  des  alten  Qeeetnt  beiweelite 
fai  enter  Unie  die  Herbeifübning  einer  üebereinstinmnnig  awieelien  den 
Bestimmungen  des  EieenbahnliaftpflicbtgeBetzes  und  denen  des  gemeinen 
Rechts,  insbesondere  dem  Art.  50  nsw.  des  Schweiz.  Obligationenrechts,  femer 
die  Ausdehnnng  des  für  die  Untillle  beim  Eisenbahnbetrieb  geltenden  Haftnngs- 
grnndsatzes  auf  die  beim  Eisenbahnbau  und  bei  den  Hilfs-  oder  Nebenbetrieben 
der  Eisenbahnnntemehmong  sicli  ereignenden  Unfälle.  Diese  Zwecke  sind 
durch  das  nene  Gesetz  verwirklicht  worden.  Dagegen  wnrde  dw  in  den 
letiten  Jahren  aaljeetanehte  Gedanlie,  anch  die  Antomebühaltttr  in  daa  neae 
HaftpHiehtgeeeta  mit  einnuchlieesen,  wieder  lUlen  gelassen. 

Es  sind  fut  durchweg  sehr  wichtige  Aendemngen  und  Erweitemngen, 
welche  das  nene  Gesetz  aufweist,  und  dadurch  treten  nun  auch  wesentliche 
Verschiedenheiten  zwischen  diesem  nnd  (lein  deutschen  Reichshaftpflichtgesetz 
zutage.  Verschiedenheiten  bestanden  allerdings  auch  schon  früher,  so  z.  B. 
darin,  das«  nach  dem  Schweiz.  Eisenbahnhaftpflichtgesetz  der  Nachweis  des 
Teneheni  ed«r  Vergehens  dritter,  bei  der  Traneportanatalt  ideht  ange- 
stellter Personen  die  Eisenbahn  von  der  Haftpflieht  befirelte,  wilirend  im 
dentsehen  HaftpAleh^esetE  nur  der  Naehwds  der  hSheren  Gewalt  oder  dee 
eigenen  Verschuldens  des  Verletzten  oder  Getöteten  diese  Wirkung  hatb 
üancbe  Unterschiede  zwischen  dem  neuen  schweizerischen  nnd  dem  deutschen 
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Haftpriichtgf.set/.  sind  lediirlioli  ilnich  das  Fehlen  eines  einheitlicben 
schweizerisclien  UnfallversicheruDgsge.setzes,  welches  bekanntlicb  in  der  Ab- 
stüramng  vom  80.  Hai  1900  ▼erworfen  wurde,  sa  erklftren,  so  z.  B.  die  Ein- 
beztehimg  der  UnfBlle  beim  Ebenbehiibao  und  bei  den  HilfiMU'beiten,  andere 
Unteradiiede  bemhen  darauf,  dass  gewisse  Haftangsgmnd^iätze ,  die  schon  im 
BChweiJS.  Obligationenrecht  Art..  50 ff.  allgemein  geregelt  sind,  wörtlich  oder 
mit  CO rin<rfn eigen  Aenderongen  in  den  Text  des  Haftpflichtgesetzes  aufge- 
nouiUH  M  worden  sind. 

Ks  mag  wohl  von  Interesse  sein,  eine  Gegenüberstellung  der  wichtigsten 
Bestimmungen  des  neaen  schweiserisdien  nnd  dea  dentachen  HaftpflicbtgeBetxes 
unter  Hervorhebung  der  Bedentni«  Ihrer  Unterachiede  hier  an  bringen,  wo- 
bei nach  darauf  hingewiesen  sei,  dass  das  Schweiz.  Oeseta  bei  einer  grossen 
Anzahl  von  Haftpfliditföllen  gegen  die  dontsolie  Bdehsbahnverwaltang  von 
Elsass- Lothringen,  soweit  nämlich  Unfälle  auf  der  von  dieser  crojmohteten 
Schweizer  Bahnlinie  St  T.ndwic:    Basel  sicli  ereignen.  AuwendunL""  tin<ict. 

Nach  Art.  1  des  Schweiz.  Haftptlichtgesetzes  haftet  der  Inliaber  der  Kisen- 
baluiunternehinung ,  wenn  beim  Bau  oder  Betrieb  einer  Eisenbahn  oder  bei 
Hilfsnrbeiten,  mit  denen  die  besondere  Gefahr  des  Eisenbahnbetriebs  ver- 
bttndm  ist,  ein  Mensch  getötet  oder  Itörperlieh  Terletat  wird,  nnd  zwar  tritt 
die  Haftpflicht  schlechthin  kraft  Oeaetaes  ein.  Das  alte  Gesetz  hatte  für 
Verletznngen  nnd  Tötongen  beim  Ban  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  nar  dann 
eintreten  lassen,  wenn  ein  Verschulden  der  rnterneliinnng  vorlag.  Das  neue 
(iesetz  unterstellt  die  Unfälle  heim  Bau  derselben  strengen  Ciefährdnngs- 
haitung  wie  diejenigen  beim  Betrieb.  Zum  Bau  gehört  sowohl  die  Herstellung 
als  auch  die  Unterhaltung  und  Wiederberstellung  der  Eisenbahnbetriebs- 
anlagen (Gnyer,  Komm,  znm  Schweiz.  HaftpIlG.  1905  S.  60).  Da  es  sich 
hierbei  fast  ansschlleaslich  nm  solche  Unfälle  handeln  kann,  welche  das  Eisen- 
bahn- nnd  Untemehmerpersonal  betreffen,  so  könnte  in  Dentschland,  wo  gegen 
die  Folgen  derartiger  Unfälle  durch  die  llnfallversicherungs-  nnd  Unfall- 
fürsorgegesetze hinreichender  Schutz  irewährt  wird,  für  eine  Unterstellung 
der  BauunfiSlle  unter  das  Haftptlielitgesotz  ein  Ikdürtnis  nicht  bestellen.  Da.s 
gleiche  gilt  auch  für  die  Unfälle  bei  den  sogen.  Hilfsarbeiten,  wozu  nauient- 
Ucli  das  Beladen  und  Entladen  der  Wagen,  die  Zvaammensetsong  der  Züge, 
das  Reinigen  der  Betriebsmittel  n.  dgl.  m.  gehört.  Durch  den  Znsata:  «mit 
denen  die  besondere  Gefahr  des  Eisenbahnbetriebs  verbnnden  ist",  wird  tat^ 
sttdilich  eine  grosse  Anzahl  solcher  Hilfsarboiten  unter  diejenigen  Betriebs- 
handlnngen  miteinbegritVen.  welche  zum  Betrieb  der  Eisenbahn  auch  im  Sinne 
des  deutselipn  llaftptliclitgpsetzps  tr^hiiren  nnd  zwar  vornehinlich  diejenigen, 
mit  denen  das  Publikum  in  lieriilirung  kounnen  kann.  Auch  im  deutschen 
Haftpflichtgesetz  nmfasst  der  Begritl'  de.s  Eisenbahnbetriebs  1 )  die  im  strengen 
Sinn  znm  Betrieb  zahlenden  Tätigkeiten  nnd  Voi^änge,  d.  h.  die  Bewegung 
der  Fahrzeuge  und  Zfige  nnd  2)  die  übrigen  den  Betrieb  Torbereitenden  und 
abschliessenden  Haadlnngen,  wie  z.  B.  das  Ein-  und  Awateigen,  das  Auf-  und 
Abladen  in  und  aus  stillstehenden  Wagen,  soweit  dabei  die  besonderen  Ge- 
fahren de«  Jäisenbabnbetriebs  zur  Geltung  kommen  (besondere  liil»  bei  der 
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Abfei  tifrungr ) In  der  Praxis  liat  das  scliweiz.  Hattptiiclitf;psetz  dun  Ii  die 
Hereiiibeziehung  der  Hillsarbeiten  eine  Erweiterung  kaum  erfahren,  denn  auch 
antor  der  Herrschaft  des  alten  Gesetzes  legte  die  Rechtsprechimg  den  Begriff 
der  ffilfBarbeKen  dahin  aoa,  dan  diese,  soweit  mit  ihnMi  die  etgentfimlicheii 
Gefahren  des  EisenhalmbetriebB  verbniideii  sind,  unter  das  Eüsenbahiibaftplliebt- 
geseta,  and  wenn  diese  Voranaeetanng  nicht  gegeben  Ist,  unter  das  Fabrik- 
liaftpflichtgesetz  zn  stellen  seien. 

Unter  dem  Inhaber  der  Unternehmung  ist,  wie  im  deutschen  Haltptiicht- 
gesetz,  der  Unternehmer  zu  verstehen,  d.  h.  nicht  in  allen  Fullen  der  Ki{;en- 
tUmer,  sondern  derjenige,  der  den  Betrieb  für  seine  iiechuung  und  zu  seinem 
wirtsehaltlidMn  Nntsen  ffikrt"). 

Von  besonderer  Widitigkeit  Ist  die  Bestlmmang  im  Schweix.  Haftpfliciit- 
gesata,  daes  dmr  Unternehmer  anch  dann  nicht  haftet,  wenn  er  beweist,  dass 
ilor  Tonfall  durrh  Verschulden  Dritter  verursacht  worden  ist.  Nach  dem 
deutschen  Kcichsliaftptlicht{resetz  mnss  der  Unternehmer  im  Prinzip  auch  für 
das  Verschnlden  Dritter  haften,  sofciü  nur  der  Unfall  beim  Kisenbalinbetrieb 
sich  ereignet  hat.  Nicht  iminti  alar  ist  der  Unternehmer  auch  hei  s(trg- 
föltigster  Betriebsführung  und  -  Ueberwachung  imstande,  unberechtigte, 
sehAdigende  Eingrilfe  Dritter  in  den  Betrieb  zn  Terhttten,  nnd  nnr  in  den 
allerseltensten  FftHen  Icann  bei  derartigen  Efaigrif  en  die  Einrede  der  hdheren 
Gewalt  mit  Erfolg  geltend  gemacht  werden.  Ebenso  hat  die  Eisenbahn  nicht 
die  Möp:lichkeit,  nachträglich  von  dem  Dritten  Ersatz  zu  verlangen  für  ihre 
Aufwendungen  an  die  durch  das  Verschulden  des  Dritten  beim  Eisenbahn- 
betrieb verletzten  Personen.  Denn  nach  §  H'2:i  BGB.  kann  die  Ei>enbahn 
von  dem  Dritten  nnr  Ersatz  für  denjenigen  Schaden  beanspruchen,  der  ihr 
nnmittelbar  dnrch  Haterialbeschädignngen  entstanden  ist,  nicht  anch  ffir  den 
Schaden,  der  ihr  dadurch  enriUshst,  dass  sie  den  Verletaten  entsehidigea 
mnss.  Wenn  also  der  Yerletste  neben  der  Eisenbahn  nicht  aneh  den 
sr  huldigen  Dritten  mit  in  Anspruch  nimmt,  wozu  er  in  der  Regel  keinen  An- 
las» hat,  muss  die  Eisenbahnverwaltuncr.  um  eine  vollständige  oder  wenigstens 
teilweise  Schadloshaltung  zu  erreichen,  den  \' erletzten  auf  den  Weg  des 
Prozesses  verweisen  und  den  schuldigen  Dritten  in  diesen  hineinziehen. 
Das  Verhältnis  zwischen  den  beiden  vom  Uericht  etwa  haftpflichtig  crklürtcn 
Parteien  wthrde  sldi  dann  nach  §  840  BGB.  regeln  (vgl.  Bntseh.  d.  BG.  in 
Zivikachen  1908  Bd.  3  S.  114). 

Sehr  htadks  sind  die  Falle,  in  denm  die  Eisenbahn  haften  mnss  ans  An- 
lass  von  Unfällen,  welche  Kindern  unter  sieben  Jahren  durch  die  Fahr- 
lUssigkeit  ihrer  Eltern  beim  Eisenbahnbetrieb  zustossen.  Das  l'<i.  hat  bi.sher 
in  ständiger  Rechtsprechung  den  allgemeinen  Herhtserunilsatz  aus  §  S2ü 
BItR.,  wonach  ein  Kind  unter  sieben  Jahren  für  den  einem  andern  zuge- 
fügten Schaden  nicht  verantwortlich  ist,  dahin  ausgelegt,  dass  einem  solchen 


')  Eger,  Das  Beicfashaftpaichtgesetz  6.  Aufl.  1906  S.  6ff.,  Reindl,  Das  Reichs- 
baftpliicbtgewta  1901  8.  86  ff. 
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Kind  auch  in  dem  Fall,  wenn  ihm  dnrch  sein  kindlich  unvorBichtiges  Ver- 
Iialtaii  ttfbrt  «In  SdiadeD  erwSehat,  eigenes  Vendmldeiii  idelit  zur  Last  gelegt 
werden  kann Und  es  ist  anch  nicht  anznndunea,  dass  daa  Bßt.  die  in  der 
]>JZ.  1904  Nr.  15  von  Pfizer  vertretene  Anffaeeoiif  sich  an'  eigen  machen 
werde,  wonach  das  objektiv  fahrläaeige  Verhalten  von  Kindern  unter  sieben 
Jahren  znr  Beprüntlnnc:  des  eigenen  Verschuldens  im  Sinne  des  §  1  des 
Haftpflichtgesptzos  ansreiclie.  Ebensowenic:  kann  das  Verschulden  der  Eltern 
etwa  zufolge  ihrer  Eigenschaft  als  gesetzliche  Vertreter  des  Kindes  als  dessen 
eigenes  Verschulden  angesehen  werden,  eine  Auffassung,  die  ebenfalls  schon 
Öfters  geltend  gemaeht  worden  ist  Das  Haftpfltcfatgeaeta  spricht  aber  ais- 
drttcUich  Ten  dem  eigenen  Versehnldm  des  Verletzten.  In  dieser  Zeitschrift 
Bd.  XXI  S.  402/3  wird  eine  Lösung:  der  Präge  darin  fjesucht,  dass  die  Auf- 
sichtsptlichtlgen ,  die  Eltern  des  Kindes,  nach  §  832  BGB.  der  Eisenbahn 
gegenüber  ersatzpflichtig:  seien.  Denn  wenn  ein  Kind  infolp:e  eines  Ver- 
schuldens seiner  Eltern  beim  EisenbalinVietricb  einen  Unfall  erleide,  seien  die 
der  Eisenbahn  dadurch  erwachsenden  Aufwendungen  für  Heilungskosten  usw. 
zweifellos  als  eine  Iflnderung  des  Vermögens  der  Eisenbahn  anzusehen,  und 
diese  stelle  sieh  begrifflich  als  Schaden  im  Sinne  des  §  823  dar,  wo- 
für der  Anfstchtspllicfatlge  nadi  §  889  BGB.  anfknkommen  habe.  Diese  A«f- 
fassung  widerspricht  aber  dem  Wortlaut  und  dem  Sinn  der  beiden  angeführten 
(iesetzesstellen.  In  beideii  ist  Voraussetzung  für  dio  H'  trnindung  des  Schaden- 
ersatzeis, flas.s  einem  andern  (§  H2^)  oder  einem  Diitt'  ii  i?;  H32t  ein  Schaden 
zugefügt  werde,  und  der  ander*'  imIci-  der  Dritte  ist  iiiiiner  nur  der,  gegen 
den  die  schädigende,  unerlaubte  Handlung  gerichtet  war.  Wenn  aber  ein 
Kind  beim  Eisenbahnbetrieb  sich  selbst  verletat,  liegt  deeh  keine  gegen  die 
Eisenbahn  gerichtete  schftdigende  Handlang  vor,  und  insoweit  dieser  dadordi 
dn  Vemfigensnachteil  entsteht,  stellt  sieh  diesw  nur  als  ein  gesetslich  vor- 
gescbriebener  Ausgleich  des  dem  Kinde  erwachsenen  Schadras  dar. 

Auch  die  Einrede  der  höheren  Gewalt  kann  gegenüber  dem  Unverstand 
des  Kindes  selten  mit  Erfolg  geltend  gemacht  werden,  da  der  Nachweis  der 
subjektiven  Unmöglichkeit,  das  schadenbringende  Ereignis  abzuwenden,  nur 
in  ganz  ausserordentlichen  Fällen  zu  erbringen  sein  wird.  Nun  liegt  aber 
gewiss  eine  Unbilligkeit  darin,  dass  die  Elteni,  welche  dnrch  ihre  Falir- 
Ittssigkeit  den  Unfall  ihres  Kindes  nnd  dadurch  der  Eisenbahn  mittelbar  einen 
Schaden  verursachen,  ihrerseits  Ersatzansprüche  gegen  die  Eisenbahnverwaltang 
geltend  machen  können,  ohne  dass  dieser  die  Möglichkeit  gegebM  ist,  für  den 
ihr  nicht  unmittelbar  erwachsenen  Schaden  Ersatz  zu  beanspruchen.  Die 
Aufnahme  der  im  Schweiz.  Haflptliclitiresot/,  zugelassenen  Einrede  des  Ver- 
schuldens Dritter  in  das  deutsche  Haftpliichtgesetz  würde  jedenfalls  den 
Forderungen  der  Billigkeit  entsprechen.         (Schluss  folgt  im  nächsten  Heft.) 


')  Bger  a.  ftw  0.  8. 168. 
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3. 

Bte  reehtUehen  Folgen  des  nngarisehen  Eisenbahnfttrikes. 

Von  Dr.  FarüMiii  BMWUirtwi, 

Privatdosent  an  der  ünlversHKt  Budapest. 

Die  rechtlichen  Folgen  des  ungarischen  Eisenbahnstrikes  wnrdeii  in  dieser 
ZeitBchrift  wiederholt  be8i)rochen.  Ich  selbst  habe  noch  vor  den  gericht- 
lieben BiitMheidanKen  die  hieraus  entstehenden  Frage»  knnt  aagedentet^), 
und  Dr.  Goldsehnied  teilte  eine  damals  noch  nicht  rechtslcrlltige  Entscheidiing 
des  Badapester  Handels-  und  Weehselgeriehtes  mit*). 

Seitdem  haben  nun  die  Beviäionflgerichte  der  kSnigl.  Tafeln,  die  in  snm- 
marischen  Prozessen  (Klagsnmme  bis  1000  Kronen)  in  höchster  Instanz 
urteilen,  mehrere  Fälle  rechtskrftftifr  entschieden,  üic  künifrl.  Kurie  (aller- 
liöclister  Gerichtshof)  hatte  allerdings  bisher  keine  Gelegenheit,  sich  über  die 
Folgen  des  Strikes  zu  äussern. 

Die  rechtskräftigen  Entseheldnngen  der  kOnigl.  Tafeln  kOnneo  wir  nach 
ihrem  primdpieUen  Inhalte  in  drei  Qrnppen  (ettan:  1)  YerlelKvag  des 
LiefeningsswaogM.  2)  Kaan  der  Stiike  ab  vis  mi^r  betraebtet  werden? 
3)  Anwendung  der  ZuschlafrfriBton. 

I.  Die  königl.  Tafel  in  Kaschau  hat  als  Revisionsgericht  bezUglicli  des 
Lieferungszwanges  ausgesprochen,  dass  die  Eisenbalm  während  des  Strikes 
keine  Waren  zur  ^Veit('lhcf^»l{lcl  uiil'^  aufnelimen  mass,  da  die  Arbeits- 
verweigerung der  Eisenbahnangestellten  als  vis  major  (VerkO.  §  6  Punkt  3) 
an  betraehton  Ist  (89.  Deiember  1904  Q.  148).  Za  derselben  Eonldnsion 
gdaagte  die  Bodi^ester  Tafel,  jedoch  mit  einer  anderen  Begrfladnng.  Das 
Urteil  ftthrt  ans,  dasa  mter  Transportmittel  nicht  nar  die  Wagfooa,  Loko- 
motiven und  andere  Betriebsmittel  zu  verstehen  sind,  sondern  auch  die  mensch- 
liche Kraft,  ohne  welche  der  Betrieb  nicht  fortgesetzt  werden  kann;  folglich 
wäre  die  Eisenbahn  in  diesem  Falle  schon  auf  Grund  Funkt  2^0  VerkO. 
von  dem  Lieferungszwang  befreit  (1905,  23.  Febniar  II  G.  177/1904).  Der 
Strike  der  Angestellten   befreit  also  auch  dann  die  Eisenbahn  von  dem 


>)  Siebe  in  dieser  Zeitaobrif  t  Bd.  XXI  S.  888. 

<)  Siehe  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  XXn  S.  108;  eine  andere  entgegengesetste  Bnt- 
scbeidang  desselben  Oedektss  siebe  Bd.  ZU  8. 888. 
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Lieferungfszwange,  wenn  derselbe  nicht  als  vis  majur  betrachtet  wird.  Die- 
selbe Entscheidung  benift  neb  ftbrigem  uelt  ridrt%  Mf  §  86  der  TerkO., 
laot  welcher  die  Yerweigsnnig  des  Transportzwanges  nnr  dann  ein  Ent- 
schädignngsrecht  begrOnden  kSnne.  wenn  flberbanpt  Penonenzüge  TMkehren. 

n.  Die  rechtlichen  Folgen  des  Strikes  auf  die  Ertüllang  des  Fracht- 
vertraires  hostinirat  die  Budapester  Tafel  in  ihrer  Eiit^cheiduntr  vom  28.  Sep- 
tember ISHt")  I  IT  G  48  und  II  ('.  79).  Dioso  l'rtcilo  führen  ans.  dass  >;  9 
der  VerkO.  hpziijjrlich  der  Hat'tunsr  der  Angestellten  hlu.-^f,  die  ally:eineinon 
Regeln  des  Werkvertrages  auf  das  Eisenbahnrecht  ausdelint,  indem  sie  die 
Veraotwcrtnng  im  ebensolchen  Umfang  regelt,  wie  diejenigen  dee*  gewdlm- 
liehen  Frachtfnhrere.  §  9  finde  folglich  nnr  aiuaerhalb  der  im  §  76  er- 
wähnten Hafkbefreinngsgrfinde  Änwendnng.  Daraus  folgert  die  Tafel,  dass 
der  Strike  der  Angestellten  als  solcher  die  Eisenbahn  nicht  unbedingt  verant- 
wortlich Jiiarlit.  sondern  nnr  dann,  .wenn  dti  Strike  nicht  eine  derartige 
Diniensiiin  und  einen  ilerartigen  Charakter  anninnut.  dass  er  die  Beschaffnng 
des  zum  Transport  nötifren  Personales  unniöirlich  macht.  Falls  der  Strike 
nach  den  Umständen  des  Einzelfalles  durch  den  Arbeltgeber  nicht  absnwehren 
war,  so  mnss  der  Strike  von  dem  Standpunkte  der  Befreinng  des  Arbeitgebers 
als  vis  mi^jor  betrachtet  werden*. 

Wir  sehen,  die  Tafel  wendet  den  §  9  nicht  als  allgemeingültige  Norm 
an,  sondern  nnr  im  Rahmen  des  §  75  nnd  setzt  in  jedem  sich  ergebenden 
Falle  eine  zweifache  Vorbedingung  der  Haftuncr  fest:  l^i  eine  noirative:  die 
Sflinldlosigkeit  der  Ei.senbahn;  2)  eine  (.nsitive:  die  riiai)\\endl)aikeit  des  Er- 
eignisses. Nur  unter  dieser  doppelten  Beweisführung  wird  die  Eisenbahn  be- 
freit^). Uebrigens  bat  die  Tafel  als  Revisfonsgericht  das  Urteil  des 
Appellationsgerichts  anfgel9st  und  dasselbe  angewiesen,  zn  ermittelB,  ob  der 
Strike  im  gegebenen  Fall  einen  derartigen  Charakter  gehabt  hat  nnd  ob  die 
Verstitndigung  über  das  Yerkehrshfaidernis  rechtzeitig  erfolgt  ist.  Ans  dieser 
letzten  Disposition  kann  gefolgert  werden,  dass  die  Eisenbalin,  —  falls  sie 
dnreli  den  Strike  in  der  Liefernna'  l)eliindert  wird.  —  keineswegs  v<»n  dei-  reclit- 
zeitigeii  im  §  (iö  der  VerkO.  vorgeschriebenen  Verstiindigung  absehen  kann. 
Das  neuergangene  und  von  der  Tafel  rechtskräftig  bestätigte  Urteil  konstatierte 
nuUf  dasB  der  Strike  als  vis  mi^or  zn  betrachten  war  nnd  der  Schaden  des 
Klägers  nicht  auf  das  Versttnmen  der  VerstSudignng  znrttckzvflibreB  ist. 

III.  Bezüglich  der  infolge  des  Strikes  konzedierten  Znschlagsfristen 
hat  die  Bndapester  Tafel  am  28.  September  1904  (I  G.  68)  derart  entschieden, 
dass  diese  Zuschlagsfristen  anch  auf  die  unterwegs  !)etindliclien  Waren  nnd 
sogar  in  Jenen  Fällen  anzuwenden  sind,  wenn  die  Lieferung  dieser  Waren 
schon  vor  Konzedierung  der  Zuschlagsfi  isten  beendet  wurde,  da  die  Statuiernng 
der  rückwirkenden  Kraft  von  dem  Beschluss  der  Aufsichtsbehörde  abhängt. 
Die  Begründung  des  Urteiles  benift  nch  darauf,  dass  die  Entscheidung  der 
Aufsichtsbehörde  bezfiglicb  der  ZweckmttBsigkeit  nicht  ftberprfift  werden  kann. 

')  Vgl.  Entsch.  des  Pariser  Appellhofs  vom  13.  November  1903  (Bd.  XXI  8.236 
dieser  SSeitschrif  t)  nnd  des  Tribonals  in  MaUand  vom  26.  AprU  190S  (£d.  XX  8.  lia  a.  a.  0.). 
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Es  liegt  sogar  in  der  Natur  der  Sachen,  dass  die  Znsciila^rsfrist  dann  verlangt 
wird,  wenn  das  Anfliören  der  Verkehrsstörong  voransgesehen  werden  kann, 
denn  sonst  misste  Ja  die  Eisenbalm  wiederliolt  Znsdilagsfristen  in  Ansprach 
nehmoL    Dnes  in  Ungarn  die  Aofsiebtsbeliörde  —  das  Handelsministerlam 

—  gleiclizeitig  der  Vertreter  der  uiicrarisclien  Staatseisenbalinen  ist  — 
Sndert  an  der  Sache  niclits.  —  In  der  Frage  der  Zusehlagsfrinten  haben  be- 
reits andere  Gerichte  sich  ansjresprochen.  So  hat  das  Berner  nundeH'rerirht 
in  diesem  Sinne  ciitstliiedcn  'j.  ob/war  mit  teilweise  abweichender  Mittivieiiui^'. 
Der  üesterreichlHche  Oberste  Gerichtähot  hat  in  seiner  Entacbeidung  vuui 
28.  April  1905  im  Muüichen  Falle  Al»atz  6  des  §  63  der  TerkO.  in  An- 
wendmig  gebradit  nnd  die  Klage  mit  der  Begrflndong  a1>gewiesen,  dass  in- 
folge eines  ausserhalb  des  Verschuldens  der  Eisenbahn  entstandenen  Verlcehrs- 
hindeinisses  die  Lieferfrist  raht*}. 

<)  Kntsch.  vom  14.  Juli  HMM);  vgl.  Hd.  XVJI  8.31»  dieser  Zeitacbrift. 
*)  Bd.  XXI  S.  a»ö  dieaer  Zeitächrift. 
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4. 

EfamilMdiBiilekfUirkart(>ii  für  Kinder.   (Nach  §  11  AIm.  t  Bentselie 

EteenlwiiiiTerkelinordiiuig.) 

Von  Haina, 

K<»iiigl.  EiBeabaluifUrektor  z.'  D.  in  Oroga-Iiehterfelde. 

Unter  der  Ueberscbrift  ,Eine  interessante  eisenbahnverkehre- 
rechtliche  Frage*  erörtert  Dr.  Eger  in  der  DJZ.  Jahrg.  XI  Nr.  U 
S.  644  den  Fall,  daae  ein  Kind,  fllr  weldiee  vor  venendetem  selmten 

Lebensjahr  eine  Eisenbahn -Rfickfahrkarte  zum  halben  Preise  gelOst  worden 
ist,  die  Rückfahrt  innerhalb  der  Gültigkeitsdaaer  der  Karte,  jedoch  erst  nach 
VollendiiTifr  dos  zohnten  Lebensjahres,  antritt.  Aus  verkehrspolitischen  und 
tariftechnischen  liiiin<len  spri<]it  er  sich  daliin  aus,  dass  unter  solchen  Um- 
ständen der  Bahuverwaltung  die  Berechtigung  zustehe,  eine  Nachzahlung  auf 
die  gelöste  BidcfUirkarte  sn  yerlangen,  da  das  Kind  nur  beAigt  ael,  die  Hin- 
fAbrt,  nidit  aber  aneb  die  Bflckfahrt  n  dem  ermSaaigten  Falirgddsatm  an 
bewerkatelligen.  Wenn  dieee  Anftwenng  auch  ▼ielleicht  dem  atrilcten  Wort- 
laute des  §  11  der  EisenbVerkO.  entsprechen  mag,  so  dürfte  sie  doch 
juristisch  unhaltbar  sein.  Denn  der.  welcher  eine  Fahrkarte  Inst,  erwirbt 
durch  dieses  Geschäft  das  vertragliche  Recht,  die  auf  der  Karte  be- 
zeichneten Kalirten  innerhalb  der  vorgesehenen  Frist  auszuführen,  nnd  dieser 
Anspruch  kann  nicht  durch  den  Eintritt  in  ein  höheres  Lebensjahr  beinflnsst 
werden.  WIre  die  von  Eger  vertretene  Ansieht  riditig,  so  mttaate  noeb 
folgerichtig  für  ein  Kind,  weldies  am  vor  VoUendvng  seines  sehnten 
Iiebeni^res  eine  Fahrt  antritt,  die  erst  am  folgenden  Tage  ihr  Ende  er- 
reicht, mit  dem  Beginne  des  neuen  Tages  die  Verpflichtung  zu  einer  Nach- 
zahlung für  die  noch  nicht  znriii  kgilcirte  Reststrecke  eintreten.  Ein  der- 
artiger Anspruch  aber  ist  eisenbahasijitig  bislang  nocli  nidit  erhoben  worden. 
Dass  für  den  Fahrkartenpreis  das  Lebensalter  beim  Antritt  der  Fahrt  und 
nicht  das  beim  Ende  der  Falirt  erreichte  Alter  massgebend  sei,  ist  übrige 
im  Bnndreiseverkehr  von  jeher  anerlcannt  Denn  berdts  seit  Beginn  des 
vorigen  Jahradmts  sfaid  die  Ansgabeatellen  für  Rnndreisehefte  dahin  instmiert, 
dass  Kinder,  die  beim  Fahrtantritt  nnter  sehn  Jahr  alt  sind,  die  Reise  ohne 
weitere  Nachzahlung  beenden  dürfen,  auch  wenn  sie  inzwischen  das  zehnte 
Lebensjahr  erreichen.  Weshalb  aber  bei  Rückfahrkarten  in  dieser  Beziehnng 
ein  anderes  gelten  soll,  als  bei  Koudreiseheften,  ist  nicht  ersichtlich^). 

*)  Der  ÜaterKhied  dürfte  darin  liegen,  dass  das  Bnndrelaeheft  auf  ehiem  eiaheit' 
liehen  Beförderangavertrage  (analog  §§  488,  4ßB  HOB.),  die  RfleldUiritarte  aaf  awei 

getrennten  Verträgen,  dem  HinbefBrderungsvertrag  nnd  dem  Rflckbefürderungsvertrag, 
beruht  nnd  für  letzteren  die  Voratis.setzung  <les  Altera  anter  lU  Jahren  bei  Antritt  der 
KUcktahrt  nicht  mehr  zutriü't.   (Die  Ked.) 
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5. 

Umfang  d«^  Ersatzaiisprflehe  der  Strasscnbahn-Ronifsi^oiiossenscliaft 
gegen  ihre  Nit(?1ieder  aus  der  UaftpUiclit. 

Von  Dr.  Benno  Hilse, 
Kreisgeriditsrat  in  Herlin. 

In  einem  Orte  mit  einem  nmfangreichen  Strassenbahnnetz,  aaf  welchem 
dei  Betrieb  nielireren  linternehinrrn  zusteht,  war  durch  Znsammenstoss 
zweier  Strassenbalinzüge  ein  Betriebsunfall  herbeiiicführt  worden,  welcher 
eine  Vermindernng  der  Erwerbsfähigkeit  beider  Wagentiihrer  zur  Folge  hatte. 
Die  Slin0Beiibalui'>Beraf8geno88ea8cbaft  erkannte  ibre  Pflicht  zm  Schadloshaltnng 
an,  ond  hUlif^  den  beiden  Betriehsverletaten  eine  UnfSdlrente  m.  I^ter 
flutaddoee  de  aloM,  nach  Hitteilmigen  der  Tugespreese,  die  beiden  ihr  ale 
mtgüeder  angehörenden  Betriebsnntemeinner  aof  Erstattung  der  ihrerseltB 
gemachten  Aufwendnnpen  in  Anspruch  zu  nehmen ,  weil  jeder  derselben  dem 
verletzten  \\  a^i^enfährer  des  anderen  aus  der  Haftprticht  ersatzverbindlich  aei. 
Bei  der  erlieblit:lion  Träg-weite,  wekhe  ein  derartige.^  Vorteilen  für  die  Balm- 
uuternehnier  zur  Folge  haben  kann,  erscheint  ck  geboten,  die  aufgeworfene 
Beehtafrage  aof  ihre  Haltbarkeit  oder  Hinfälligkeit  einer  unbefangenen  und 
▼orarteOsfreien  FrUtang  an  unterwerfen,  wn  im  Interene  der  beteiligten 
Kreiae  dnreh  Anataneeh  der  gegenseitigen  Aniichten  auf  EUmng  derselben 
hinniwirken. 

Aus  der  Begründunp:  der  Novelle  zu  dem  UVG.  darf  als  gesetzgeberischer 
Wille  fest^jehalten  w  erden,  dass  durch  die  jetzige  Fassung  diejenige  Anslegun^^ 
bestätigt  werden  soll,  zu  welcher  das  KG.  in  dem  ü.  vom  7.  März  1889 
(BGZ.  2a,  51)  sich  daliin  bekannt  hat,  dass  sowohl  §  136  wie  §  136  GUVG. 
Ansprache  der  Tersieherten  bsw.  der  Berafsgenossenschaft  gegen  solche  Per- 
sonen, welche  nicht  ihre  ArlMitgeber  oder  Beanftntgte  der  letateren  sind, 
unberflhrt  Iftsst,  mitibin  anf  diese  die  Rechtsregel  in  §  140  GUVG.  Anwendung 
findet,  wonach  die  Haftung  dritter,  in  den  §§  135,  136  nicht  bezeichneter 
Personen  sich  nach  den  sonstip^en  c:esetzlichen  Vorschriften  bestimmt,  auch 
die  Ansprüche  dieser  auf  die  Berufsgenossenschaft  insoweit  übergehen,  als 
letztere  aus  ihrer  Eiutrittsverbindlichkeit  für  den  Betriebsverletzten  Auf- 
wendungen machte  bzw.  fernerbin  zu  machen  haben  wird.  , Dritter*  im  recht- 
lichen Sinne  ist  nach  der  Bechtstbenengong  des  B0.  in  den  ü.  Tom 
96.  Febmar  1896  (BGZ.  86,  8)  nnd  vom  27.  Oktober  1900  (BGZ.  47,  66)  aber 
jeder  Scbadensarheber,  welcher  zu  dam  Beschädigten  nicht  in  dem  Rechts- 
verhältnisse eines  Dienstberechtigten  zn  seinem  Dienstverpflichteten  steht, 
auf  welchen  die  Begriflfsmerkmale  eines  Dienstvertrages  geniä.s.s  §  (511  BGB. 
also  nicht  zutreti'eu.    Unstreitig  werden  diese  V'oraussetzungen  dann  erfüllt, 
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weDu,  wie  es  lüer  geschehen,  der  Bedienstete  eines  StrMWnbahnanternehmen 
fliHni4ttU*ftr  oder  nitteRNur  dnrdi  dae  M^gefahreae  Verkehnmittd  dnes 
anderen  Bahnnntemehmers,  d.  h.  dnreh  einen  Balmnnfall  liffrperlieli  verletzt 
wurde.  Es  kOnnta  aneii  kann  ein  Befreiungagrund  jedes  der  beiden  Haftpfllclit- 
schaldner  daraus  altgeleitet  werden,  daaa  an  Herbeiftthren  des  schädigenden 
Evoipmisses,  d.  h.  an  dem  Znsammenstosse  der  beidcrseitiiren  GofjUirte  beiden 
Wat^enführern  ein  ^rleicher  «Tiad  des  Verschuldens  zur  Last  fällt.  Denn 
schwerlich  wird  ein  angerufenes  l'rteilsgericlit  in  der  hierbei  etwa  nachzu- 
weisenden, nnznlänglichen  Bemfsaafmerksamkeit  ein  eigenes  Verschulden  des 
Betriebsverletaten  im  Sinne  des  §  1  Haf^O.  festanstellen  aieh  entschliesseii. 
Anch  kSnnte  selbst  dann  höclistens  von  einem  G^renaofireehnen  des  beider- 
seitigen  Versclialdens,  mithin  von  einer  Vorteilnng  des  dadurch  entstandenen 
Vennögens8(  hadens  nnter  den  Haftptlichtschuldner  und  dem  Haftpilichtgläubiger 
auf  (rrutid  2b4  BGB.  die  Kede  sein,  weil  nur  insoweit  das  V.  vom 
2().  Februar  IHOü  (H.  10.  14:51)  dies  zulHsst.  Dcniunc-faclitet  erscheint  das 
Verlangen  der  Strassenbahnberufsgenosseuscliaft  aus  tatsächlichen  und  recht- 
lichen Erwftgungsgründen  nidit  haltbar. 

Denn  ausweislich  der  BegrOndiuig  der  UnfallnoTcUe  bringt  §  186  mid 
§  186  6ÜV0.  den  Gedanken  rar  Oeltong,  dass  neben  den  ans  der  Unfall- 
versicbemng  erwachsenden  EntschädigangsaniiNrttchen,  abgesehen  von  dem  Falle 
vorsätzlicher  Herbeiführunf;  des  Unfalles,  irecen  den  l  iiterüelimer  Schadens- 
ersatzaiisprüche  der  versicherten  Personen  und  ihrer  Hinterbliebenen  nicht 
bestehen,  auch  Erstattungsansprüche  der  Berufsgenossenschaft  nicht  vorbe- 
halten werden  sollten.  Es  bernhte  dies  auf  der  Erwägung,  dass  die  nach 
dem  UYO.  rentenberechtigten  Gruppen  der  Dienstver|iiicht^en  einen  sicheren, 
stets  beitreibbaren  Anspmdi  gegen  die  Bernf^;enossensehaft  an  Stelle  dea  in 
seiner  Erweisbarkeit  schwer  erbringbaren  und  in  sdner  ErffiUnng  unsicheren, 
weil  von  dem  Zahlungsvermögen  und  der  ZahlungswUIigkeit  des  Schuldners 
abhängigen  Anspruch  gegen  den  Schadensurheber  erhalten  haben,  aber  das 
Genossenschaftsmitglied  durch  die  auf  ihn  unigelegten  Jahresbeiträge,  abge- 
sehen von  den  Fällen  des  vorsätzlichen  oder  grobfahrlässigen  Verschnldens 
des  Unfallarhebers  aus  seiner  sonstigen  Haftung  befreit  werden  sollte.  Wie 
die  Bemfogenossenschaft  sweifellos  gegen  ihr  Genossensdhaftsmitglied  Er- 
stattnngsaasprfiche  wegen  der  Scbadloshaltang  des  anf  den  Balmansamnieastosa 
rarflckffihrbaren  Betriebsunfiilles  lücht  erheben  konnte,  insoweit  ein  Dienst- 
verpflichteter dieses  Bahnnntemehmers  in  Betracht  kommt,  ebenso  ist  ilir  ver- 
wehrt, dann  einen  Erstattungsanspruch  geltend  zu  machen,  wenn  durch  das- 
selbe schädigende  Ereignis  die  Bediensteten  der  beiden  Bahnunternehmer 
wechselseitig  in  Mitleidenschaft  gezogen  wurden.  Die  Befreiung  von  der 
SchadensersatE-  bzw.  Erstattnngspflicht  tritt  nach  dem  U.  des  B6.  vom  2.  Ok- 
tober 1891  (Arb.-yers.  91,  643)  kraft  Gesetzes  ein,  ohne  Rlicksieht  auf  die 
BrfBllnng  der  gegen  die  Bemfsgenossenschaft  bestehenden  Pflichten.  Wird 
die  RechtsQberzeugnng  geteilt,  dass  jeder  der  beiden  bei  dem  Zugznsammen- 
stoss  beteiligten  Bahnnnternehmer  mit  dem  gesetzgeberischen  Willen  ans  der 
Eiutrittsverbindlichkeit  befreit  sein  soll,  insoweit  der  VersicherongsplUcht 
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unterliegoiide,  eigene  Bedienstete  dadnrcli  einen  Schaden  erlitten,  so  kann  er 
infolge  des  Uinstandea,  dass  gleicliuiässig  die  Zugtieiliensteten  beider  Balin- 
nnteniehiiier  Schaden  erlitten,  nicht  ans  der  Haftpflicht  herangezogen  werden. 
Die  StmeenliahiibeniftgeaoBBeiiscliaft  scheint  ihre  hierron  abdeichende  Atif- 
fasBong  auf  die  RechtaantfBhTQngen  in  den  U.  Yom  81.  Mai  / 14.  Jnni  1888 
(RGZ.  21,  51),  vom  7.  Kftrz  1889  (HGZ.  23,  51),  vom  26.  November  1889  (RGZ. 
24,  126)  stützen  zn  wollen,  welche  zum  Ansdrncke  bringen,  dass  ein  gegen  Un- 
fall versicherter  Speditionsarbeiter  bzw.  Posthediensteter  wefjen  eines  Unfalls, 
welclier  ihm  bei  .Ausführuntr  seiner  Berufstätigkeit  dni  (  h  einen  Eisenbalinnnfall 
zugestossen  ist,   gegen  den  Unternehmer  der  Eitieubalm  weitere  Schadcns- 
ernteanqnrfiche  geltend  machen  kann.  .Allein  dieie  FSlle  heivhea  auf  ganz 
anderen  VoranesetEnngen  als  die  hier  beregten.  Die  BetrlebsTerletsten  gehörten 
einer  ganz  anderen  Bemfsgenossensdiaft  an,  als  deijenigen,  an  weldier  der  Bahn* 
nntemehmer  beitragspflichtig  war.    Es  kommt  auf  ein  Umgeben  des  geseta» 
geberisclien  Willens  hinan?,  wenn  lediglich  <an>>  der  Tatsache,  das«  die  beiden 
bei  dem  Znsammen8to3.se  beteiligten  Bahnzüge  Verkehrsmittel  zweier  Bofricbs- 
unterneliiner  sind,  jeder  derselben  für  den  Schaden  des  Bedienstoicn  des 
anderen  wechselseitig  in  Ansprach  genommen,  also  ein  Fall  der  iiaftplliclit 
ans  §  1  HaftpflG.  mit  §  140  OÜVa.  kflnstlich  konstmiert  wird,  welcher  anf 
Gmnd  §  186  GUTG.  ansgesehlossen  wftre,  wenn  zwri  Verkehrsmittel  des- 
selben Betrtebsnntemdimers  suBammengestossen  sein  würden.  Infolgedesaen 
ist  an  erwarten,  es  werde  das  angernfene,  ordentliche  Gericht,  welchem  nach 
dem  U.  vom  \\l  Oktober  IlMiH  (RGZ.  äö.  385)  eine  Nachprüfung  znsteht,  die 
erhobenen  Kr.stattungsansprüche  abweisen,  sobald  der  Beklagte  eine  diesbe- 
zügliche Einrede  erhebt,  welche  nach  §  308  ZPO.  aber  auch  geltend  gemaclit 
werden  rnnss»  well  das  Gericht  nicht  befugt  ist,  einer  Partei  etwas  zuzu- 
sprechen, was  nicht  beantragt  ist.  Unter  allen  Umstunden  wttrden  hier  aber 
die  VoranssetBnngen  des  §  187  GUVG.  als  Torliegend  erachtet  werden  kOnnen, 
wonach  der  Vorstand,  wenn  er  den  Ersatzansprach  ans  §  136  Abs.  1  Satz  3  — 
und  ein  solcher  kommt  hier  gerade  in  Frage  —  geltend  machen  will ,  den 
Beschlnss  dem  Ersatzpflichtigen  schriftlich  mitzuteilen  hat,  woge^ren  der  letztere 
die   Beschlnssfassnng  der   (ienossenschaftsversammlung  anrufen   kann.  Mit 
einem  au  Gewissheit  grenzenden  Grade  von  Wahrscheinlichkeit  ist  zu  er- 
warten, es  werde  die  OenMaensehafteTeraananlung  sich  dagegen  erkliren,  dass 
ans  dem  zoftlUgen  Umstände,  weil  das  schSdigende  Ereignis  den  beiden 
Üntemehmem  selbstindiger  Bahnbetriebe  angerechnet^  infolgedessen  aber  jeder 
derselben  als  Haftpflichtschnldner  des  Bahnbediensteten  des  anderen  angesehen 
werden  kann,  ein  Erstattungsansprncli  der  Ikrnfsgenossenschaft.  gestützt  anf 
§  14»)  OUVG..  geltend  gemacht  werde.   Diesen  Weg  hat  also  mindestens  der 
in  Anspruch  genommene  Bahnbetrieb  zu  beschreiten. 


£g«r,  KUonbaüiiruclitlicho  KiiuciietUungoii  Will. 
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6. 

Fahrprelszut^ehlag  bei  lünderraekfahrkarteii  ^ 

Von  Dr.  F.  8triw, 

Laadricbter  In  Kunbuf  . 

Nach  i?  1 1  Abs.  2  der  EisenbVerkO.  werden  Kinder  bis  zam  vollendeten 
vierten  Lebensjaljre,  falle  ftr  eie  ein  besonderer  Platz  nickt  beanspracbt  wird, 
von  der  Eieenbahn  frei  befSrdert.  Kinder  Tom  ToUeiideteB  vierten  bis  snm 
voUe&detMi  zduitai  Lebensjahre  bnben  fOr  die  BefSrdwnng  einen  enniSBigten 

Fahrpreis  zn  zahlen,  der  nach  der  Znaatebestininrang  I  sn  §  11  in  der  HRIffee 

de»  für  den  Transport  Erwachsener  festgesetzten  Fahrpreises  unter  Aufmn- 
dunp-  des  Pfennighetra^es  auf  ö  Pfennifre  besteht.  Auch  Rückfahrkarten  werden 
für  Kinder  ausgegeben,  und  wird  für  sie  die  ErmJlssiguug  de.s  l'reises  nach 
denselben  Grandsätzen  bemessen.  Im  Falle  der  Ausgabe  solcher  Kinderretour- 
billeta  let  ee  atreitig  geworden,  ob  daa  Elnd,  welehes  brt  Antiitt  der  Rfick- 
reiatf  daa  10.  Lebenajabr  berdts  errdcht  hat,  eine  Znachlagakarte  eq  Utoen 
habe,  oder  ob  ea  berechtigt  sei,  nngeachtet  dea  Erreiebena  der  Alteragrenze 
ohne  LöBong  eines  Znachlagsbillets  die  Rückfahrt  zn  bewirken. 

Nach  einer  Notiz  im  hambnrgischen  Korrespondenten hatte  ein  Reisen- 
der für  seinen  noch  nicht  ganz  zehnjährigen  Sohn  eine  Kinderrückfahrkarte 
von  Köln  nach  tjtrassburg  i.  K.  mit  45  tägiger  Gültigkeit  gelost  und  sich,  obwohl 
daa  I3nd  inswiadran  zdin  Jahre  alt  geworden  war,  geweigert,  dem  Verlangen 
der  Eiaenbahn  naehankommen  nnd  für  die  Sfiekf ahrt  ^en  mtapreehenden  Zn- 
aehlag  an  bezahlen.  Auf  die  Klage  der  Elaenbahnverwaltong  wurde  er  von  den 
angegangenen  Amtsgericht  zur  Entrichtung  eines  solchen  Zuschlages  verurteilt. 
Der  Reisende  legte  gegen  diese  Entscheidung  Berufung  ein.  Das  Landgericht 
K<dn-,i  als  Peruf'ungsgericht  stellte  sich  auf  den  Standjiunkt,  dass  die  Rück- 
fahrkarte diejenige  Person,  die  mit  derselben  die  Hinieise  augetieten  habe, 

')  Morgenansgabe  vom  ti.  April  1906. 

*)  leb  habe  mich  reigeblich  bemUit,  dmrdi  die  Venaittdang  dea  Laadgarichts- 
präsi<ici)teii  in  Ksln  eine  Abschrift  der  beiden  geriehtlicheo  EntediddungMi  an  erlangen. 

Aucli  eine  entsprechende  Anfrage  bei  der  Redaktion  des  Hamb.  Korrespondenten  ist 
rcsnltatlos  ^el)lieben.  Eine  Gewähr  für  die  Authentizität  der  Zeitungsnotis  kann  daher 
nicht  Ubernuuimen  werden. 


Digitized  by  Google 


F.  Qordeii,  Fftbipreianuchli^  bei  KinderrflokfalirkarteD? 


99 


innerhalb  der  45  tätigen  Gültigkeitsdauer  unter  allen  Uniständen  und  unein- 
gesdütukt  zur  Bfickfafart  berechtige,  so  dass  das  Kind,  aach  wenn  es  in* 
zwischen  da»  zehnte  Lebeniijalir  erreicht  habe,  ohne  Zosehlag  znrftclcbefdrdert 
werden  nAeee. 

Die  in  dieser  EntBcheidnng  erörterte  Rechtsfrage  liat  eine  über  den  ein- 
zelnen Fall  hinausragend 0.  prinzipielle  Redeutnnfr.  Denn  wenn  die  Eisenbahn- 
verwaltnnfren  ungeachtet  der  mitgeteilten  Entscheidung  auf  ihrem  Standpunkte 
verharren  und  etwa  rrorichte  finden  sollten,  die  ihnen  beipflichteten,  so  würde 
nicht  nur  eine  ausserurdeuLliche  Üclästigung  der  mit  iliren  ivindern  reisenden 
BItem  nnd  eine  nidit  nnbetrSchlilicbe  Erhöhung  der  ReJaekoBten  witreten, 
eondem  es  wlltde  andi  die  Gtofahr  vorliegen,  dase  die  Eitenbahn  im  Falle  der 
Weigerung,  den  georderten  Zntehlag  an  eotvichteii,  Ton  den  Beatimmnngen 
des  §  21  Abs.  2  und  3  ElsenbVerlcO.*)  Gebrancb  macht  und  dem  Kinde  die 
Rückfahrt  überhaupt  verweigert  oder  gar  gegen  dessen  Bcf^leiter  mit  Straf- 
anzeige auf  Grund  §  203  StGB,  vorgeht.  Die  hier  in  Betracht  kommende 
Frage  berührt  daher  nicht  bloss  das  bürgerliche  Recht,  sondern  greift  aucli 
in  das  Gebiet  des  Kriminalrechts  liinüber.  Es  muss  daher  mit  Genugtuung 
begrllsst  werden,  daas  alsbald  nach  ihrem  Anftanohen  die  Fachpresse  in  eine 
Erörterung  derselben  eingetreten  ist. 

In  der  Nr.  11  der  Deutschen  Jnristenzeitung  Jahrgang  1906  hat  der 
Herausgeber  dieser  Zeitschrift  in  kurzen  Zügen  eine  Lösung  der  Frage  ver^ 
sucht  unil  sieh  zu  der  von  der  Eisenbahnverwaltnnc:  vertretenen  Anftassnng 
bekannt,  also  die  Ansiclit  vertreten,  dass  in  dem  gcst  liilderten  Falle  das  Kind 
bzw.  sein  Vertreter  einen  Zuschlag  bei  Autritt  der  Rückfaliit  zu  leisten  habe. 
Die  Höhe  dieses  ZoaeUages  soll  sdner  M onnng  nach  in  der  Differenz  zwischen  dem 
Preise  der  EinderrQckfahrkarte  imd  der  Summe  der  Preise  (Or  eine  einfache 
Kinderfishrkarte  nnd  einer  einfacheii  Personenfahriuurte  bestehen.  Diese  Be- 
reelmung  eines  etwa  zn  fordernden  Zuschlages  ist  aber  offenbar  unrichtig  und 
unlialtbur.  Nehmen  wir  als  Beispiel  an,  dass  für  eine  gewisse  Strecke  der  Preis 
des  einfachen  Billets  für  einen  Erwachsenen  <)  M.,  der  des  Uetourbillcts  i)  M.  be- 
trage, dann  kostet  nach  dem  eingangs  Bemerkten  das  einfache  Kinderbillet  ;J  M.; 
das  Kiuderretourbillet  4,50  M.  Nach  Eger  würde  das  auf  Ketourbillet  be- 
förderte zehn  Jahre  alt  gewordene  Kind  nachzuzahlen  haben: 

3  +  6  M.   (Summe  der  Prdse  fflr  eine  einfache 
Kinder-  nnd  Personenfahrkarte) 

«  9  M. 

4,50  M.  (Preis  der  KinderrückfalirlLartej. 

DirtVreiiz:   4,50  M. 

Das  Kind  müsste  also  4,5(1  M.  naehzahleu.  Es  würde  dann  für  Hin-  und 
Röckfahrt  im  ganzen  9  M.  zu  entrichten  haben,  so  dass  der  Fahrpreis  ebenso 
hoch  wftre  wie  der  einer  von  einem  Erwachsenen  benutzten  Bttcicfahrkartel 

Schon  Beferendar  Eohn*),  der  im  fibrigen  der  Egerschen  Bechtsaasicht 

V  Vgl.  Novelle  vom  25.  März  1904. 
•)  DJZ.  1906  Nr.  16  S.  876. 
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beitritt,  hat  das  Fphlerhattc  dieser  Uerprhnnn?  erkannt  und  sich  daliin  aus- 
gesprochen, ilass  der  Zuschlag  nur  die  Hälfte  des  Preises  einer  Kindernuk- 
fabrkarte  betragen  dürfe.  Diese  Ansicht  ist  richtig.  Ihre  Begründang  findet 
sie  in  folgender  Erwagnng:  Eine  einfache  PersonenfiRlirkarte  filr  die  Hinreiae 
kostet  in  dem  von  vaa  gewihlten  Beispiele  6  H.  Ebensoviel  kostet  die  Bfick- 
fahrk  Ffir  Hlnfiüirt  nnd  Rückfahrt  müsst«n  also  an  rieh  12  H.  besalilt 
werden.  Wird  von  vornherein  ein  Retourbillet  genommen,  so  crmassijrt  sich 
der  Fahrpreis  auf  da.s  1 '/•.»  fadic  der  Preise  der  Einzelbillets .  also  auf  9  M. 
Es  kostet  demnach  der  Preise  der  Kinzelbillets.  Ih  r  N'er^iitunpskoefrizient 
bei  KetüurbilietvS  beträgt  somit  '-^U  der  Summe  der  einfachen  Hin-  nnd  der  ein- 
fachen B&cidiriirkarte.  Nach  diesen  Terhlltnis  arats  sieh  anch  der  Znschlag 
Bar  Kinderrttckfahrkarte  bestimmen.    An  sich  mttsste  das  Kind  zaUen: 

einfsche  Kinderfshrkarte  8  M. 

einfsche  Personenfahrkarte  (da  es  inzwischen  die  Altersgrenze 

erreicht  hat  und  eine  Fshrkarte  fflr  Erwachsene  haben  mflsste)   6  M. 

Die  Summe  betragt  9  M.,  der  Verjrütuns^skoefflzient  bei  Betourbillets  '/4.  Das 
Kind  hatte  also  für  Hin-  und  Rückfahrt  im  uranzen  ZV  zahlen  9    :      —  *^/4, 

d.  Ii  «I.Tö  M.  Gezahlt  liat  es  nach  unserem  Peispicl:  1,50  M.  Es  raüssto 
also  iio,  h  einen  Zuschlag;  von  2,25  M.,  die  Hälft*-  des  Preist's  der  Kinder- 
rücklaiu karte,  nacli/.uhlen.  So  ist  im  Prinzip  der  Fahrpreiszuschlug  zu  be- 
rechnen. 

Ist  somit  die  Möglichkeit  einer  Znschlagsbereehnvng  gegeben,  so  kann 
man  nicht  unter  Hinweis  darauf,  dass  nach  §  7  EbenbYerkO.  die  Beredurang 

des  Transportpreises  nach  llassgabe  der  zu  Recht  bestehenden  (fehörig  ver- 
öffentlichen Tarife  zn  erfolgen  hat,  diese  Tarife  von  einem  Zuschla^re  bei 
Kinderrückfahrkarten  nichts  entlialfen,  der  Kiseubahn  die  Berechtiguntr  zur 
Einforderung  des  Zuschlags  abspredit  n ,  obwohl  das  Schweigen  der  Verkehrs- 
ordnung, die  bei  der  Personenbefürderung,  abgesehen  von  der  Bestimmung  der 
§§  14  Abs.  8,  21  Abs.  2  nnd  5,  Znschlftge  nicht  kennt,  Bedenken  darfiber 
aufkommen  iSsst,  ob  ein  nicht  ansdrücklich  festgesetzter  Preiszuschlag  ge< 
fordert  werden  kann,  ünzweifelliaft  cr^-^ibt  sich  aber  die  Nicbtberechtigung 
der  Zuschlagsforderung  ans  juristischen  Erwägungen,  ans  der  Reclitsnatur  des 
zwischen  dem  Kinde  bzw.  seinem  Vertreter  mit  der  Eiseiibalin  abgeschlossenen 
Beförderunv'^svertravrcs.  Auch  in  dieser  He/.iehunir  mair  von  den  Eirei  scheu 
Deduktionen  ausLretrauircn  werden,  die  auf  folgenden  (iesi(  litsjninktiu  I»asieren: 

a)  Die  Eisenbahn  refrcle  nach  rationellen  Verkehrsansc  liauungen  Ki'UudsilU- 
lich  ihre  Transportpreise  nach  dem  Hasse  der  Leistung  in  Rücksicht  auf 
Raum,  Gewicht,  Schnelligkeit  usw.  Ffir  eine  geringere  Leistung  werde 
9m  geringeres  Entgelt  beansprucht.   Die  Preisermttssigang  für  Kinder 

unter  10  Jahren  beruhe  denientspreohend  auf  di  i  aeringeren  Leistung 
im  Vergleiche  mit  der  T^-istung  für  ältere  Kinder  oiler  für  Erwachsene. 

b)  Ik'i  dem  Transportvertratre  über  Hin-  und  Kück)iefi>rderunir  werden 
zwei  Werkverf riii^e,  ein  Hinbelonierungsvertra;r  und  ein  Uiickbetorde- 
rnngsvertrag,  vereinbart.    Beide  Leistungen  seien  v<»n  der  Eisenbuhn 
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unter  den  gleichen  Voraussetzungen  versprochen  und  geschuldet.  Es 
müsse  also  die  Yoraussetzun«  der  Altersgrenze  zur  Zeit  der  BUckbe- 
fSrdenuig  aocli  ebenso  uiTertiidert  Torhaiideii  aein  wie  nur  Zeit  der 
HmbefOrdenuig. 

Der  ersten  Erwignng  kaiin  nnr  .teflweise  zugestimmt  werden.  Der 
zweiten  Begründung  ist  entschieden  zn  widersprechen. 

Zn  a).  Unzweifelhaft  regelt  die  Eisenbahn  nadi  rationellen  Grundsätzen, 
anter  BcrUcksichtignnp:  ihrer  Leistunpren.  der  Verzinsung  und  Anioitisntion  ilps 
Anlacrekapitals.  der  Entfernung-,  der  Sclinclliirkeit  der  znrückziilee:c'ndcn  Stvocke 
die  Höhe  des  TJefürderungspreises.  Das  Ue  wicht  der  zu  befördernden  Person 
bildet  aber  keinen  entscheidenden  Faktor  in  dieser  Kalkulation.  Eine  er- 
wachsene Person,  mag  ihr  Gewicht  75  oder  120  Kilo  betragen,  wird  zu  dem- 
selboi  Satse  befSrdert  Ebenso  wird  ein  noch  nicht  vier  Jahre  altes  Kind, 
mag  es  20  Kilo  oder  mehr  wiegen,  falls  fBr  dasselbe  ein  besonderer  Platz 
nicht  beaiupmcht  wird,  frei  befördert,  und  für  ein  über  vier  .Tahre  altes 
Kind,  map  es  auch  nntcr  20  Kilo  wiegen,  ist  für  die  Refördernnp:  ein  Ent- 
gelt zu  entrichten.  Dir  Aiisicht  Epcrs.  welclipr,  wie  auch  seine  HiTauzicliunpr 
des  §  61  Abs.  4  EiseiibN  erkO.  beweist,  die  (handsiitze  der  G üterbeförderun}? 
(bei  der  allerdings  das  Gewicht  des  Befürderungsstücks  für  die  Bereclinung 
der  Fracht  massgebende  Bedentung  hat)  auf  den  Personentransport  analog 
znr  Anwendung  bringen  will,  ist  demnadi  nicht  richtig.  Den  Omnd  der  l>el 
der  BefSrdemng  von  Kindern  eintretenden  FahrpreisemUtssigang  wird  man 
vielmehr  darin  finden  müssen,  dass  diese  bis  zum  10.  Lebensjahre  rep:elmassig 
der  Retrloitnnc:  von  Aufsichtspersonen  bedürfen.  Die  Eisenbahn  befördert 
daher  mit  dem  Kinde  znp-leieli  seinen  Rcirleiter.  verkauft  .somit  statt  eines 
Biiletä  gleich  zwei  Falirkurten  und  gibt  deshalb  auf  die  Kinderfahrkarte  eine 
Ermässigung,  wie  sie  eine  solche  auch  einem  Erwachsenen  gewährt,  wenn  er 
von  Toraherein  die  Bfickfahrt  mit  ihr  .vereinbart  üeber  10  Jahre  alte  Kinder 
besitzen  prisnmtiv  soviel  Selbständigkeit,  um  allein  reisen  za  kOnnen.  Ob 
diese  Altersgrenze  richtig  gezogen  i.st.  bedarf  hier  keiner  Eri»i-terung.  Ist 
nun  aber  die  Not wcndifrkcit  einer  Begleitsperson  für  das  Kind  und  niclit  das 
Gewii'lit  des  l(t/tcren  für  die  Ermilssig'iinfr  des  Fahrpreises  massgebend,  so 
folgt  daraus,  dass.  da  die  nacli  einem  Orte  hinbeförderte  Begleitung,  selbst 
wenn  das  Kind  inzwischen  zehn  Jahre  alt  geworden  und  sumit  befähigt  sein 
sollte,  allein  die  RIlckMirt  zn  bewirken,  anf  jeden  Fall  znrückbefOrdert  werden 
mnsB,  (Br  dne  EibShnng  des  Rflcklahr^rejaeB  bei  zehn  Jahre  alt  gewordenen 
Kindern  ein  ans  der  ratio  der  dsenbahnaeitigen  Lüstling  sich  ergebender 
Gnud  nicht  vorEegt. 

Zn  b).  Entsclieidend  ist  aber  auf  jeden  Fall,  daSB  dch  ans  der  Rechts- 
natnr  des  hier  in  Betracht  kommenden  Beförderungsvertratrns  rlie  Unzulässitr- 
keit  der  von  der  Eiseidialin  beanspruchten  Ziisehlairsp-ebühr  ergibt.  Mag  man 
da.H  Eisenbahubillet  auch  niclit  als  Urkunde  über  den  abgeschlossenen  Trans- 
portvertrag, sondern  nur  als  Quittung  über  das  entrichtete  Falirgeld  und  als 
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ein  7.\\r  l^c^ntimatioii  des  Keisenden  tlienfMides  Kontrollzeichtn ' )  erachten,  so 
werden  doch  \m  gU  irhzoitiger  Vereinbarung  der  Hin-  und  der  Rückbeförderung 
niciit,  wie  Eger  annimmt,  zwei  selbstUndige  Werkverträge  (einer  über  Hin- 
befSrdemng  nnd  einer  Aber  BackbefDrdernng)  abgeschlossen,  sondern  es  bandelt 
sich  bei  der  Vereinbaning  Aber  diese  Bef9rdenuig  nm  einen  einsigen,  jnri- 
stisch  einheitlichen  Vertrag,  bei  dem  wesentlicher  Inhalt  und  ErfUllang  nicht 
in  den  einzeliuMi  Ausfuhrungshandlungen,  sondern  in  dem  Er^'ebnis  lieirt.  das» 
der  Kt  isonde  von  der  Eisenbahn  wieder  an  den  AusganK-spunkt  seiner  Reise 
befördert  wird.  --  Auf  die.se  Rechtsnatur  des  vnr  oder  bei  Empfangnahme 
des  RetourbiUets  abgeächlusseueu  Vertrages  hat  zuerst  de  Jonge  in  seiner 
Schrift:  .Die  Unflbertngbwkeit  der  BetonrhiUete'")  hingenriesen.  Ifit  an- 
erkennnngswertem  juristischen  Schar&inn  hat  er  die  Meinung  vertreten,  dass 
der  gleiclizeiüg  tber  Hin-  und  Bficlcfahrt  abgeschlossene  Personenbefördernngs- 
vertrag  wegen  der  Einheit  des  gezahlten  Preises,  der  Einheit  des  Zweckes, 
dem  er  dient,  der  Einheit  der  Zeit,  in  der  die  Traiisportleistnng  der  Eisen- 
bahn zu  erfüllen  ist.  und  der  Einheit  iler  darüber  ausgestellten  l'ikunde 
eine  juristische  Einheit  darstelle.  Abgesehen  von  der  letzten  Begründung 
ist  dies  richtig  und  entspricht  den  tatsächlichen  Verhältnissen:  Nehme  ich 
mir  von  Hambui^  nach  Berlin  ein  Betourbillet,  so  bin  ich  nicht  geawongen, 
nach  Berlin  au  fahren.  Ich  luuin  in  Wittenberge  verwetten  und  von  dort 
nach  Hamburg  zurttdcfahren.  Ich  kann  anrh  in  Wittenberge  aussteigen,  dann 
nach  Berlin  fahren  und  von  dort  nach  Hamburg  zurückkehren.  Immer  ge- 
nügt die  Eisenbahn  ihrer  vertraglich  übernummenen  Verpfliclitnnir  erst  dann, 
wenn  sie  mich  wieder  an  den  AusgauL'spunkt  meiner  /.muckbefördc  i  t 

hat.  Der  von  mir  gewählte  Ort  der  Hinbeförderung  ist  nur  ein  durch  be- 
stimmte Vergünstigungen  besonders  ausgezeichneter  Absclmitt  in  der  von  der 
Eisenbahn  zu  bewirkenden  Leistung,  markant  dadurch,  dass  ich,  ohne  mein 
Billet  behufs  Bescheinigung  der  Fahmnterbrechnng  dem  Stationsbeamten 
vorlegen  an  mflssen,  die  Weiterfahrt  fast  4&  Tage  hinausschieben  darf. 
Die  Annahme  zweier  Transportverträge,  einen  auf  Hinfahrt,  den  zweiten 
auf  Rückfahrt  gerichtet,  beruht  auf  mangelhaftem  Eindringen  in 
die  Rechtsnatur  des  einheitlichen,  in  Teilleistungen  zerfallenden  Vertrages. 
Eine  Vereinbarung  über  Sukzessivlieferungen  ist  ein  einheitlicher  Vertrag. 
Ist  beispielsweise  bei  der  Eingehung  eines  solchen  Vertrages  der  mit  der 
Lieferungspflicht  belastete  Gegenkontrahent  geisteskrank,  so  ist  der  Vertrag 
anfechtbar,  selbst  wenn  der  Verpflichtete  zur  Zeit  der  einzelnen  Teillieferungen 
gesund  sein  sollte,  und  zwar  deshalb,  weil  der  nr.sprüngliclie  Vertrag  als 
causa  der  einzelnen  Teilleistungen  diese  juristisch  beherrscht.  Ebenso 
würde  zu  entscheiden  sein,  wenn  es  sich  um  .\nfccbtung  eines  derartigen 
Vertrages  wegen  Zwanges  oder  Irrtums  handeln  würde. 


*)  So  mit  der  herrsefaendes  Ansieht  Bger,  Die  Eisenbshnverkdirsordnung,  An> 
mericnng  43  an  §  12. 

*)  Freibnrg  i.  B.  1888;  vgl.  auch  desselben  Verfassers  Schrift:  Retourbiilets  und 
kern  Endel  Berlin  1889. 


Digitized  by  Google 


F.  Ooidan,  Ffebrpraisnuchtag  bei  KindmttekraliikufeMi?  103 


Tsiclit  anders  ist  der  bd  oder  mit  EmJ)fan^^  einer  Riickfahrkartti  abge- 
schlossene Beförderongsvertrag  geartet.  £r  bewegt  sich  in  einzelnen  Teil- 
leiitmigeii  ▼«m  Antritt  der  SeiBe  liiB  nur  Bfickkehr  ui  den  Ansgangspnnkt; 
diese  TeUleistnngen  bemben  aber  waX  vorgiagiger  mit  der  Eiienbalui  getroffener 
Vtftragaabrede  md  echUeieen  sich  deshalb  zn  einer  JaristiBdien  ISnheit  m« 
sammen.  —  Bd  dem  mit  der  Bestellan^  eines  Rnndreisebillet  einzngehenden 
Beförderonfrsvprtra^e  wird  dies  niemand  bezweifeln.  Der  bei  der  Annahme  des 
Rotonrhillets  abpreschlossene  Vertrag  hat  dieselbe  Tendenz  und  die  jrleiche 
juristische  Bedeutung',  wie  der  gelegentlich  der  Aushändigung  des  RundreiKe- 
billets  abgeschlossene  Transpoitvertrag.  Der  tatäächliche  Uutersciiied  zwischen 
beiden  VertrRgen  ist  nur  der,  dass  bei  der  auf  Betonrbillet  antemommenen 
Reise  die  Fahrt  aasser  am  Bestimronngsorte  nnr  einmal  Je  auf  der  Hin&hrt  oder 
BfieldUirt,  bei  der  anf  Rnndreisebillet  unternommenen  anf  jeder  beliebigen 
Station  unterbrochen  werden  kann,  eine  Unterscheidung,  die  lediglich  regle- 
mentärer  Natur  ist  und  juristische  Kriterien  niclit  enthält. 

Auch  der  Umstand,  dass  die  Eisenbahnverwaltungen  bei  Hin-  und  Rück- 
fahrt mitunter  zwei  Biüets  dem  Reisenden  aushändigen,  wie  dies  im  Berliner 
YorortSTorkehr  der  FUI  sein  soll,  spricht  nicht  gegen  die  prinzipielle  Ricb- 
tif^dt  der  de  Jongesdien  Ansicht.  Denn  die  ausnahmsweise  erfolgende 
Verabfolgnng  nweier  Fahrtansweise  liann  die  rechtliche  Natnr  des  schon  vor 
Übei^be  des  Billets  abgwchlossenen  Vertrages^)  nicht  ändern.  Bei  dem 
in  den  neunzigrer  Jahren  entstandenen  Streite  über  die  Ühertragrbarkeit  der 
Retourbillets  haben  die  Eisenbahnverwaltungen  den  Standpunkt  der  juristischen 
Unteilbarkeit  ihrer  Beförderungsleistung  vertreten  ihr  jetziger  gegenteiliger 
Standpunkt  —  und  nur  von  ihm  aus  kann  die  Forderung  eines  Zuschlages 
bei  KlnderrSekfahrkarten  begründet  ersehefaien  —  ist  inkonsequent  Nnr  die 
erste  Reefateanffassnng  ist  richtig,  weil  sie  eben  dem  Charakter  des  abge- 
schlossenen Vertrages  entspricht,  mag  man  das  Retonrbillet  als  blosses 
Legitimationszeichen  nnd  Fahrpreisquittang  oder  als  urkundliche  Bescheinignng 
des  über  Hin-  und  Rückfahrt  abgeschlossenen  Beförderungsvertrages  erachten. 

M.  W.  ist  die  liier  verteidigte  de  .Tf»ngesclie  Ttieorie.  abgesehen  von 
der  von  ilim  zutreftend  widerlegten  RechUsauffassung  von  Bahrs'*),  niemals  an- 
gezweifelt oder  bekämpft  worden.  Triftige  Gründe  gegen  ihre  Richtigkeit  gibt 
es  nicht  Es  mnss  somit  davon  ausgegangen  werden,  dass  bei  der  LQsnng 
eines  Retonrbillets  ein  einheitlich  juristischer  Vertrag  abgeschlossen  wird. 
Damit  ergibt  sich  aber  die  Lösung  der  hier  erOrterten  Frage  von  selbst 
Denn  liegt  ein  einheitlicher  Vertrag  vor,  so  kommt  es  nur  darauf  an,  dass 
das  reisende  Kind  bei  Antritt  der  Falirt  das  zehnte  Lebensjahr  noch 
niclit  erreicht  hat,  und  lediglich  das  Vorhandensein  dieser  Voraussetzung  ist 
massgebend  für  die  zu  gewährende  Preisermässignng. 

>)  So  Eger  a.  a.  0.  Anmerkung  43.  A.  A.  de  Jonge,  Die  Unflbertragbarkeit 
der  Retourbillets  8.  U  sab  ö,  was  aber  der  Richtigkeit  seiner  Theorie  keinen  Ab- 
bruch tut. 

^)  Vgl.  de  Jonge,  Betourbiilets  und  kein  Snde. 
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Nicht  anders  jr«  stallet  sich  übrigens  die  Bel'ürderuns  des  nodi  iiirht 
vier  Jahre  alten  Kindes.  Billets  werden  für  dasselbe»  falls  ein  Sitzplatz 
nicht  beMupmcht  wird,  ideht  aasgegeben.  Nichtsdeatowenlger  wird  mit 
•einem  gesetiliehen  Vertreter  nnd  der  Elsenbahnyerwaltnng  ein  BeftademngB- 
vertrag  geachloggen,  dessen  Umfang  sich  nach  dem  von  der  Eisenbahn  still- 
Bchweigend  akzeptierten  Willen  des  Vertreters  ricfateL  Will  er  fttr  das 
Kind  einen  Hin-  und  RückbefOrdernngsvertraer  eingehen,  was  durch  die  fnr 
sf  ine  Person  f^etroffone  Vereinbarung  auch  für  das  Kind  in  die  Erscheinung 
tritt,  sü  wird  ebenfalls  ein  einheitlicher  Transportvertrag  abgeschlossen,  und 
das  Kind  hnt^  selbst  wenn  es  bei  Antritt  der  Rückfahrt  das  vierte  Lebensjahr 
endolit  oder  ttbersduritten  haben  sollte,  freie  Btlekfahrt,  es  sd  dsam,  daas  für 
dasselbe  ein  besonderer  Plats  beanspraclit  wird. 

Das  Resultat  der  vorliegenden  Uiitersnehnng  gipfelt  somit  in  folgenden 
Sfttzen  : 

1.  Die  liiniial  zuliissigerweise  gelöste  Kinderrückfahrkarte  legitimiert  das 

Kind  uiibesciiränkt  zur  Rückfahrt,  einerlei  ob  es  zwischen  Hin-  und 

Rückfahrt  zehn  Jahre  alt  geworden  ist  oder  nicht. 
8.  Die  Eisenbahn  kann  von  den  Strafvorscliriften  des  §  21  EYO.  keinen 

Oebranch  machen.   £tte  wfirde  sieh  ev.  des  Vergehens  der  Nfttignng 

schuldig  machen. 

3.  Der  Vater  oder  sonstige  Begleiter  des  Kindes  macht  sich  nicht  des 
Betruges  oder  liftrufsversuches  scliuldig,  wenn  er  dem  Stationsvorstelier 
oder  Zngführer  keine  Anzeige  davon  erstattet,  dass  das  Kind  bei  Antritt 
der  Rückfahrt  das  zehnte  Lebensjahr  bereits  erreicht  liat. 

4.  Dieselben  Grandsitse,  wie  fttr  die  Beförderung  des  noch  nicht  sehn 
Jahre  alten  Kindes,  finden  anf  den  Transport  des  nodi  nicht  vier  Jahre 
alten  Sndea,  für  welches  ein  besonderer  Pinta  im  Wagenabteil  nicht 
beanspmchi  wird,  Anwendung. 
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II.  Mit  dem  Bsenbalmrecht  im  Zusammenhange  stehende  Schriften. 

F  Nelken,  Kegler ungsrat.  Das  Gewerberecht  in  Preussen.  Erster  Band.  Berlin 
1908.  CuA  Hajmaiin. 

Während  wir  eine  grosse  Anzahl  zom  Tdl  awgMteichneter  Kommentare  der 
Gcwerbeordnniitr  besitzen,  fehlte  binlier  eine  systPiniitische  Darstellnng  des 
Gewerbereclits  im  Reiche  und  in  J'missen.  Diesem  Mangel  sucht  der  Verfasser 
abzabelfeu  und  steht  —  wie  der  vorliegende  erste  Band  erweist  —  im  Begriffe,  ein 
Werk  m  ecbaffeo,  wdehei  in  der  winentehaftliehai  Behandlung  dleiar  lehwiarigai 
IbUrie  einen  grossen  Fortschritt  btnkmtet.  Das  Werk,  welcbes  das  dritte  der  im 
Hejrniannschen  Verlage  pr^^rheiiifmbii  IlüiKlbflcber  des  Preuss.  Verwaltnngsrechts 
bildet,  ist  in  zwei  Bäinl«  Lreteilt.  Der  erste  abgeschlossen  vorliegende  beginnt 
mit  dner  eingehenden  geacbichtliehoi  Einleitung  des  deutschen  Oewerberechts  und 
onfuit  sodaan  den  allgemeinen  TMl  in  sielMn  Kauteln  (1.  dasGvweri»^  8.  die  rar- 
sebiedenen  Formen  des  Gewoibebetriebes,  3.  der  Gewerbetreibende,  4.  iar  Gewerbe- 
betrieb der  Gesellschafter,  5.  die  Gewerbefreiheit.  <!  die  Beschränkungen  der  Ge- 
werbefreiheit, 7.  das  Rechtsmittel-  und  Straf eusystem  der  Gewerbeordnung )  Der 
B weite  Baad  witd  den  betandaran  Tail  antimltfla  mid  ToraakmliA  die  gewerb- 
lieben  Organisationen  sowie  die  Becfate  der  gewerbUeben  Arbeiter  und  dar  Hand- 
werker darstellen.  Indem  der  Verfasser,  von  der  Gewerbeordnung  als  Gmudlage  aus- 
gehend, alle  bezüglichen  (lesetze  des  Reichs  und  Preussens  systematisch  in  den  Kreis 
der  Erörterung  zieht,  and  hierbei  eingebend  die  Verwaltongspraxis  und  Becbt- 
apnchung  sowie  die  Literator  nicht  nur  PnnMens,  sonders  auch  der  anderen  Bondes- 
ataaten  anf  das  sorgfttitigste  bvOeksiehtigt,  hat  er  dem  Werke  eine  nicht  nur  für 
Prenssen,  sondern  für  «la^^  )[,'an7.C'  Reich  massgebende  Bcdentung  verliehen.  Sein  Ver- 
8U<j1i  einer  systeuiatistlicn  Bearbcituntr  des  gesamten  Gewcrbercchts  ist  imu  in  jeder 
Hinsicht  wohigeiungeuer.    Die  Arbeit  spricht  nicht  nur  für  üuu  ausäcrordeuiUchcu 
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Flein,  sondern  auch  fttr  die  ronttglicbe  Sachkenntnis  des  V^faeeen  und  aeidaet 
rieh  doidi  Klarheit  und  Vehenlehtlidkdt  der  Anordiinng,  Vollstladigkrit  des  Inhalts 

iiiiil  wissenschaftliche  Orfindlichkeit  aus.    Das  Werk  wird  als  eine  lei  li<-  Quelle  der 
Ikleliruiig  in  allen  Interessentenkreisen  höchst  willkommen  sein  innl  kiuni  als  eine 
Zierde  unserer  gewerberech tlicbeu  Literatur  bezeichnet  werden     Dr.  Eger,  Berlin. 
SflfetooM,  Dr.  AatM.  Das  fieeht  der  Blektrisitit.  Uteehen  1906.  J.  Sebweitiers 
Verlag  (Arthur  Sellier). 

Der  Verfasser  hat  sich  ilic  Auft^abe  ircstollt,  in  möglichster  Kürze  <las  g'esamte 
allffenieine  geltende  Recht  der  olektrischeu  Energie  auf  ilem  (iebiete  »les  Zivil-, 
Straf-  und  Verwaltuugärechts  darzustellen.  Soweit  dies  aul  selir  beschränktem 
Banne  angftngig  war,  hat  er  dieser  Aufgabe  genttgt.  In  drei  Teilen  (elektrische 
Energie  I.  im  Zivilrecht.  II.  Strafrecht,  III.  Verwaltung.srecht)  teilt  er  die  wesent- 
lichen Nanncn  dieser  Rechtsgebieto  mit  und  bietet  damit  sowohl  dem  Juristen  wie 
dem  Techniker  und  Industriellen  das  zur  Infurmation  ertorderliche  Material.  Zugleich 
werden  in  einem  ans  23  Anlagen  bestehenden  Anhange  die  wichtigeren  auf  das  Beoht 
dar  Biditrisitit  besQglleben  GesetM,  Verordnungen  etc.  im  Wortlaut  wiedergsgehen. 
Das  Buch  wird  den  mit  Bechtafragen  ans  dem  benglsn  Gd^ete  Befassten  gute 
Dienste  leisten.  Dr.  Meyer,  Berlin. 

Apt,  Prof.  Dr.  M.,  Syndikus  der  Korporation  der  Kaufmann.schaft  von  Berlin.  Gut- 
achten der  Aeltesteu  der  Kaufmannschaft  vou  Berlin  über  (jcbräuchc 
im  HandelsTerkehr.  Zweite  Folge.  Berlin  1906.  Oavi  Heymann. 

Mit  Recht  weist  der  Herausgeber  darauf  bin,  dass  für  die  Gesetzgebung  wie 
fttr  die  Rechtsprechung  und  Wissenschaft  die  Kenntnis  der  Handelsgebräuche  eine 
wichtige  Grundlage  bildet  und  von  grüsstem  Interesse  ist.  Ein  nicht  minder  hohes 
Interesse  daran  besitzen  mit  Bfloksicht  anf  ihre  engen  Beziehungen  zum  Handel  die 
Bisenbahnen,  tuid  alle,  welche  mit  ihnen  Im  Verkehr  stehen;  insbesondere  wenn  die 
Gntnditen  von  einer  der  angesehensten  kaufmännischen  Korporationen  des  Reichs  aus- 
geben Mit  aussenirdentlicber  Sorgfalt  und  Sachkenntnis  liat  <ler  Herausgeber  auch 
in  der  vorliegenden  zweiten  Folge  —  umfassend  die  Jahre  id03,  1904  —  das  ge- 
eignete Material  ansgewihlt,  fsdigisrt  nnd  in  87  Absehnittnn,  nneh  flanddknreigsn 
ttbotaidktlieh  geordnet,  snr  VerDflbntliohnng  gehmeht.  IMe  Forkselrang  diaasr 
Sanunhmg  «neheint  in  hohnm  Hasse  dankenswert  nnd  enrflnseht. 

Dr.  Eger,  Berlin. 

Pibst,  Max,  Rechtsanwalt  Grundriss  des  Handelsrechts.  Berlin  liK)6.  Carl 
Heymann. 

Der  Veifhassr  beseiehnet  sein  Bnoh  als  eine  aus  Vortrftgen  vor  Studierenden 

hervorgegangene,  knrzgefasi^te  Darstellnng  der  drei  ersten  Bücher  des  Handelsgesetz- 
buchs (also  mit  AuHsililuss  des  .Seerechts i  und  der  wichtigsten  für  das  Handelsrecht 
in  Betracht  kommeudeu  Eeichsgesetze.  Das  Werk  soll  weder  ein  umfassendes  Lehr- 
bnch,  noeh  ein  Bepertoriom  sein,  sondern  für  die  Studierenden  mn  Leitfaden  aar 
Kenntnis  dee  Handelsrechts,  nnd  zugleich  für  den  i)raktischen  Juristen  ein  Hilfsbneh 
zur  raschen  t  trientiernng  über  die  handi  lsrecbtlit  In  n  Nurmen.  Dieser  zwiefachen 
Aufgabe  hat  tler  Verfasser  mit  Flciss  und  Geschick  entspi  ji  hen.  In  dem  bescheideneu 
Gewände  eines  Grundrisses  bietet  der  Verfasser  in  kurzgufasster  aber  ttbersicbtlicher, 
gystematlseher  Darstellai^  die  wesentUehen  Normen  des  HOB.  nnd  eine  Bsibe 
wichtiger  Nebengesetze.  Die  Darstellung  ist  gemeinverständlich,  kl&r  nnd  'vnH» 
ständig,  sie  wird  dem  Studierenden  bei  der  Erlernung  der  handelsrechtlichen  Normen 
förderlieb,  dem  Praktiker  bei  der  schnellen  Information  Uber  handelsrecbtiiohe  Frag«! 
nnd  VtthlltnisBe  nftldieh  sein.  F.  Solaniti»  Kftln. 
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MiBMr,  Karl,  Beieh8g6richt«rat.    Das  Sachenreckt  naeh  dem  Bttrgerliehen 

Oesetzbache  and  der  Grundbocbordnang  fflr  das  Deutsehe  Beiob. 
2.  neubearb.  Aufl.  Milnchon  1906   J.  Schweitzer  Verlag  (Arthur  Sellier). 

Die  zweite  Auflage  des  in  erster  Auflage  unter  dem  Titel  „Recht  der  Grund- 
stücke' erschienenen  Werkes  trägt  den  Titel  „Das  Sachenrecht",  weil  zur  Darstellung 
des  iBBobiliamchti  die  des  Beehte  der  bewegtiehen  Sadien  hinzogetreten  ist  Das 
mit  ansserordentliolier  OrttndUchkeit  und  besonderer  Sachkenntnis  bearbeitete  Werk 
bietet  auch  in  der  neuen  Auflage  ein  wohldnrchdachtes  und  übersichtliches  System 
des  gesamten  Sachenrechts  und  beruht  auf  dem  sorgfältigsten  Studium  der  Materialien, 
Bechtsprecbang  und  Literatur.  Alle  wichtigeren  Streitfragen  sind  eingehend  erörtert, 
mit  darohaiii  sellmtliidlgen  Urtdie  und  keineawega  iamar  imEinUteg  mit  dem  BG. 
(s.  z.  6.  S.  11  Anm.  27,  S.  49  Anm.  44).  Der  Verfasser  bat  die  schwierige  Aufgabe 
einer  systematischen  Bearbeitung  des  Sachenrechts  auf  das  beste  gelöst.  Durch  ein 
sehr  ausführliches  Sachregister  und  ein  Verzeichnis  aller  behandelten  (iesetzcsst^llen 
ist  die  Haadkabnug  des  ttefflicbeii  Werkes  wssentlidi  gefQidsrt.  Dr.  Eger,  Berlin. 
Neikamp,  Dr.  E.,  Oberlaadesgeriehlsral  Die  Gewerbeordnung  fflr  das  Dentseke 
Reich  in  ihrer  neuesten  Gestalt  neb^^t  Ausfillirungs Vorschriften  und  das  Gesetz  be- 
treffend Kinderarbeit  in  gewerblichen  I'.i'tiit'ben    7.  Aufl.  Leipzig.   C  L  Hirschfeld. 

Der  Neukampscbe  Kommentar  zur  üewO.  erfreut,  sich  furtgesetzt  der  grüssteu 
Beliebtheit  in  allen  Interessentenltreisen.  Seine  Vonflge  besteben  in  der  ▼oll- 
^^tiiu(li^ren  Wiedergabe  des  reicbsgewerberechtlichen  Stofi'es,  in  der  Mitteilung  aller 
für  das  Verstänihiis  wichtigen  Gesetzearaaterialien  mid  in  klaren  und  sachverständigen 
Erläuterungen,  welche  in  knapper  Fassung  die  Literatur,  die  gesamte  Rechtsprechung 
und  die  Ausführungsverordnungen  sorgfältigst  berücksichtigen.  Diese  Vorzüge  zeigt 
aadi  die  nene,  dem  jetaigen  Stande  der  Oesetsgebnag  ent^xecbende  nnd  danacb 
gänzlich  durchgearbeitete  Auflage  in  vollstem  Masse.  Das  Bneb  kann  als  eines  der 
besten  auf  dem  Qebiete  des  Betcbsgewerberecbts  warm  empfeklen  werden. 

Dr.  Meyer,  Berlin. 

Jsst,  Otto,  Geh.  Obemgieruugsrat.  Wegeorduuug  für  die  Provinz  West- 
prenssen  vom  87.  September  190fr.  Berlin  190S.  Carl  H^jrmaun. 

Die  ansssRwdentUeben  Sckwierigkeitoi,  mit  wdeken  di»  Begelni^;  das  Wege- 
rechts in  den  einzelnen  Provinzen  Preussens  verknüpft  ist,  zeigen  sich  recht  deutlick 
darin,  dass  es  erst  im  Jahre  1900  gelungen  ist,  der  Wegeordnung  für  die  Provinz 
Sachsen  vom  11.  Juli  1Ö91  eine  zweite  Wegeordnung  —  die  für  die  Provinz  West- 
prenssm  vom  87.  September  1906  —  folgen  m  lassen.  Es  mnss  mit  Freade  begrttsst 
werden,  dass  der  hierzu  vor  allem  berufene  Verfasser  sich  der  flberaus  mttheTollen 
Aufgabe  unterzogen  hat,  die  Normen  der  neuen  NN'egeordnnng  ausführlich  zu  er- 
läutern. Diese  Aufgabe  ist  in  mustergültiger  Weise  in  dem  vorliegenden  Kommentare 
gelöst.  Derselbe  enthält  in  klarer  uud  übersichtlicher  Form  uud  Fassung  alles 
Wissensweite  nnd  seigt,  dass  der  Verfasser  den  Xnaserst  schwierigen  Stoff  in 
eminenter  Weise  beherrscht.  Sowohl  die  Gesetaasmaterialiein,  wie  die  Beditqiiechung 
und  Literatur  sind  aufs  sorLrfiiltigste  herangezogen  und  in  vollem  Umfange  verwertet. 
Der  Gebrauch  des  Kommentars  ist  durch  eine  Beihe  von  Aulagen,  welche  alle  für 
die  Bandkabnng  der  Wegendunng  wichtigen  Gesetse,  Verordnungen  etc.  enthalten, 
sowie  dttroh  ein  ansflUnliches  Inhaltsveneiehnia  und  Saehregister  sehr  erleiehtert 

Dr.  Eger,  Berlin. 

Soherer,  Dr.  M.,  Rechtsanwalt  am  Reichsgericht.  Das  sechste  Jahr  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs.  Die  gesamte  Eechtsprechuug  und  Theorie  vom  1.  Januar 
1906  bis  1.  Deaember  1906.  Leipzig  1906.  Otto  Wigand. 
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Die  amnerordentUoh  gtMae  ZaU  der  Beohtaqjirttdie  und  wiMeniAaftlicheii 
Sebriftea  «nf  dem  Gebiete  des  oeoen  bOrgarlioben  Rechte  machte  Sammelwerke  not- 
wendig, welche  alle  diese  Ver5fTentlicluingen  klar,  übersichtlich  nnd  vollständig  zn- 
SiimnieDfasseu.  Eines  der  bedeutendsten  ond  hervorragendsten  dieser  Werke  ist  das 
von  Scherer  herausgegebene,  dessen  erster  Band  die  Jahre  lUOU— zweiter  Band 
dae  Jahr  1904  tuid  dritter  —  jetst  verliegend  —  dae  Jahr  1906  nmfairt.  Hit 
staunenswertem  Fleisse,  grösster  Gründlichkeit  und  voller  Beherrschmiif  dea  Stoffes 
gibt  der  Verfasser  anknüpfend  au  die  einzelnen  Artikel  des  Einfilhrnngsgesctj^es  nnd 
Paragraphen  des  HGIl.  das  i^esanite  Material  der  Praxis  und  Theorie  kunsgefasst 
and  doch  eingehend  und  vollständig  wieder.  Kein  wichtiger  Kechtsspruch,  keine 
wieeeaediaftlielie  Arbeit  ud  Aaslelit  Ton  Bedentiuir  vermiiit  werden.  Aadi 
nimmt  der  Verfasser  zu  den  einzelnen  Fragen  Stellung  und  hält  mit  seinem  eigeoen 
selbständigen  Urteile  nicht  zurück.  Jeder  Band  ist  so  gefasst,  dass  er  den  wesent- 
lichen Inhalt  der  vorangegangenen  in  sich  aufnimmt,  so  dass  in  jedem  neuen  Baude 
das  ganae  Material  sieh  vereinigt  findet.  Ein  derartigea  Wedt  fehtt»  dem  dentadien 
Jnristenstande  nnd  wird  Praxia  nnd  Tbewie  in  hohem  Qrada  fSrdem. 

Dr.  Eger,  Berlin. 

Albrecht,  J.  Rangverhältnisse,  Tagegelder,  Reise-  und  ümzugskosten  der 
Keich8-,preu8si8chen  Staats-  und  El sass- Lothringischen  Landesbeamten, 
eowie  die  Oeblihrsn  ivt  Vermessungsbeamten,  llediibmlpeBMmea,  Zeugen  nnd  Sa^- 
TerBtftndigcD  ete.    Fünfte  Aufl.   Bearbdtet  von  I.  Beek«*,  Geb.  -Bedunngarat. 

Berlin  1906.  Nanck  &  Co 

Die  neue  Auflage  bietet  in  drei  Abteiinngen  (I.  Deutsches  Reich,  II.  Proussen, 
III.  Elsasa-Lothriugeu)  das  gesamte  Material  in  grösster  Vollständigkeit  und  Ueber- 
siditlidikeit.  Keine  irgend  wesentliebe  Beatimmnng  ist  nnbeaebtet  geblieben,  so  dasa 
jedermann  an  der  Hand  des  höchst  sorgfältigen  und  umfassenden  Inhaltsverzeichnisses 
nnd  Sachregisters  sich  schnell  nntl  eingehend  über  alle  in  Betracht  koninienilen 
Fragen  auf  diesem  schwierigen  Gebiete  informieren  kann.  Dem  Bearbeiter  der  neuen 
Auflage  gebührt  fttr  den  ungewöhnlichen  Fleiss  und  die  besondere  QrflodlichJieit,  die 
er  anf  die  Arbeit  verwendet  tiat,  grosse  Aneritennnng. 

Dr.  L.  Schröder,  Leipaig. 
Aeworth,  W.  M.   Kailways  and  thc  Traders.  Sketch  of  fiailwa^  Bates  Qoestion  in 

Theory  and  Practice.  London  liMXi.  J.  Mnrray. 
BtliwiNfci,  8.  Leitfaden  Uber  das  Transport-,  Tarif-  nnd  Zollwesen.  Wien  1906. 

Selbstveriag. 

Finit,  H.  Regulation  uf  railway  rates  on  intentate  frdght  traffic.  New  York  1906. 

Evening  Post  Job.  Print  OfT, 
Kronacber,  Or.  A.   Der  Werklieferungsvertrag.  MUncheu  1Ü06.  J.  Schweitser. 
PMirar,  INt«.  Die  Banrerdingung.  3  Bde.  Leipzig  1906.  W.  Engelmann. 
Wapar,  M.  Die  dentaeha  Arbeiterversiefaemng.  Beilin*Qnmewnld  1906.  A.  TnwcheL 

UL  AbhamUimgen  aii8  Zeitschriften. 

Brunn,  Dr.  P,   Die  Haftung  des  Arbeitgebers  fBr  den  aus  der  Nichtvcrwendnng  von 

Beitragsmarken  znr  AUei  n-  und  Invalidenversicbemng  dem  Arbeitnehmer  erwachsenen 

Schaden  (ArchBUrgli.  Bd.  28  lieft  2  S.  271). 
Cnlimr,  L  Uebelstftnde  dea  statns  qno  im  internationalen  BisenbabnAachtrecht  (Allg. 

Tar.-Anz.  Jahrg.  XXV  Nr.  22-29). 
E-  n,  Dr.   Der  Frachtbrief.stempel  in  Oesterreich  •Ungarn  (Ung.  Eisenb.'Tar.*  n.  VerlL- 

Auz.  X         Hr.  14  UOj. 


Digitized  by  Google 


Liteimtw. 


109 


Francke,  W.  Ch.,  Oberlaii<les2:erirhtsrat.  Fahrt  oLne  richtige  Fahrkarte  nach  der 
EiseubVerkO.  vom  2Ü.  Oktober  18yy  (Aunaleu  d.  D.  K.  liKJ6  >'r.  5  ä.  384). 

Siytr,  Dr.  E.  D«r  Bntwinrf  lo  diem  dentadhen  OeaeCie  Ober  die  Hallpllkhk  fir  den 
bei  dem  ßetriebe  TOD  KraftfUuMiig«!!  MtitdiaBdcii  Schaden  (SohwJZ.  Jebig.  II 

15K)6  Nr.  23,  2ii 

Matthesius,  Dr.  0$k.  Kusaische  Eiaenbabopolitik.  Fortietsang.  II.  Abscbnitt  18Ö7— 1893 

(PreoM.  Eisenb.-Arcb.  Jabrg.  1906  Heft  4  S.  705). 
Mqrer,  Hm  Geh.  Jnatimt.  Wae  iet  unter  dem  „Verinat  ganaer  Stücke"  in  8  77  Kr.  1 

EisenbVerkO.  za  versteben?  (Das  Recht  X  1906  Nr.  13  S.  792 i. 
Muschweok.    Die  Ltcsetzlicheu  Besfimninn^en  über  das  Verfahren  bei  Abliefernnga- 
biuderuissen  (Sped.-  u.  Schiff  .-Ztg.  Jabrg.  XIV  Nr.  27  S.  316,  Nr.  28  S.  324,  Nr.  29 
9.  aSS,  Nr.  80  8. 848). 

Ntytt.  A.  0.  Baitway  Seeovitiee  as  an  lavaitinMit  (Atlantie  Hly.  06  AprU  p.  688-48). 
OlataiMn,  Dr.,  Hat.  Die  Gnmdzüge  des  BnndearatB,  betr.  den  Verkehr  mit  Kraftfahr« 

zeugen  (DJZ.  IfKMi  Nr.  13  S.  IM)). 
Parsons,  Frank.    Föderal  rcgulation  of  railroad  rates.  (Arena  Otl.  April  p.  .346— .W). 
Paschke,  Or.   Verhältnis  des  §  843  Abs.  2  BGB.  zum  §  324  ZPO.  betreffend  den  Au- 

^mch  auf  Sleherheitaleietang  bei  Sebadenienatc  fttr  KUrperverletanng  dnreb  Bnt- 

richtung  einer  Geldrente  (Da.s  Recht  Jehls.  X         ^'i"  ''^  S.  796). 
Rauter,  Gustav.    Erfindung  und  .\nstellnngsvertrap  (OTechnZ.  Jakig.  23  8.214). 
Reif,  H.   Fragen  des  Enteiguuug.srechts  (JBl.  Jabrg.  3ö  S.  241). 
Reflanelt,  F.  J.    Woblfahrtseinrlcbtiugen  der  bayrischen  Staataeisenbabneu  (Bayr. 

Veik.-Bl.  XXU  1906  Nr.  11  n.  18). 
Senckpiehl,  Dr.,  Amtsr.     Die   Handelssacbverstilndigen.    HOB.  §§  407,  417,  :m, 

EisenbVerkO   ?5  71  (Sped.-  n  Schiff.-Ztg.  .Tahrg.  XIV  lOOfi  Nr.  26  S.  .300).  -  Die 

ticbadeasersatzpUicbt  des  Frachtführers  beim  Zusammentreffen  mehrerer  Haftungs- 

grflnd«  (Nr.  80  &  848). 
Vareaharet  Haftung  dea  AntomobilbeaitaBrB  nnd  der  IMaenbehn  (Haanov.  Laadw.-SStg. 

.Tahrg.  59  S  -^11). 

Witimaack,  H.    Verantwortlichkeit  des  EiHcnbahnuuteniebmers  fUr  einen  BanbanCaU 

auf  einen  Heisenden  (Das  Recht  Jabrg.  10  ä.  493). 
Znr  Frage  dea  VenaaBailnngaortea  der  BeviaiMiakonfereuen  (Zeiteehr.  t  d.  Internat. 

Eisenb.-Tran^.  XIV  1906  Nr.  7  S.  846).  —  Ueber  die  Yerpflichtnngen  der  Eisenbahn 

bei  der  Zurücksendnng  nnverbringlich  gebliebener  Gfitcr  iS  25.3).  —  Frachtbrief-  nnd 
Fabrkartensteuer  in  Deutschland  (S.  2.').^).  —  Berechnung  der  Minimaltaxen  fUr  kurze 
Entfernungen  auf  den  französ.  Eisenbahnen  (S.  2ti0).  —  Ueber  die  Berechnung  und 
KoDtrolliennig  der  für  die  Zonbehaadlang  erforderlioben  Zeit  (ß.  861).  Gewidita- 
Verluste  im  Getreidetransporte  auf  den  russischen  Eisenbahnen  (S.  263). 

Die  Neubearbeitung  der  EisenbVerkO.  (Z.  d.  Ver.  Dtsch.  Eisenb.-Verw.  Jabrg  46  (1906) 
Nr.  4ö  S.  724;.  —  Frachtbrief-  und  fabrkartensteuer  (S.  725).  —  Fabrkartensteuer 
(Nr.  61  8. 818).  —  Die  Einheit  der  Arbeitwreniehening  flr  die  Staataeiaenbahn- 
▼erwaltnng  (Nr.  64  8. 866,  Nr.  66  &  877). 

Der  neue  Fmditarkandenstempel  (Sped.-  u.  Schiff -Ztg.  Jahrg.  XIV  Nr.  25  S.  289).  — 
Die  Ablieferung  des  Frachtguts  (Nr.  2.')  S.  289,  290).  —  Die  Speditionsprovision 
(Nr.  26  S.  m)).  —  Der  neue  Frachturkundenstempel  (Nr.  27  8.  313,  Nr.  29  8.  338.)  — 
Abiaderungsvorschläge  mr  BiaenbVeiitO.  (Nr.  87  8. 314).  —  Die  Unterbrechnag  der 
Yerjähning  (Nr.  28  S.  323).  —  Bechtaverfölgnng  in  Oeateneich-Ungam  (S.  386).  — 
Unrichtige  Deklaration  bei  Bahnsendnagen  von  Gegenständen,  welche  einer  inneren 
Steuer  unterliegen.  Uebergangsabgabeaverfcehr  (Nr.  28  8. 324,  Nr.  29  S.  339).  —  Ueber 
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die  Verpdichtung  der  Eisenbahn  bei  der  Zurücksendang  unanbriBglicber  Güter 
(Nr.  90  S.  348).  —  Die  Lieferfriäteo  im  Eisenbahnverkehr  (S.  349). 
Ziiatliidigk«it  dea  Amterontdien,  dem  BiaenlMlniilaki»  die  Beleachting  einee  ilui  ge« 
hsrigen  PriTfttwegi  ■ofiugeben  (Zeitaehr.  f.  Tnui^oitwewii  n.  Stninnban  Jehig.  88 

Heft  14). 

Die  österreichischen  Eiseubaliueu  and  der  AnwalUzwaug  (Eisenbahn  nnd  IiAvetrie 
S.  Jeb^.  ttr.  9).  —  Die  UnfeUrenicbenuig  der  (Mamldiiiite  Meenbebaeii  (Oeeleir.» 
Ungar.  Bi8aib.-BL  Jalng.  11  Beii  18).  —  Die  VentetlUdrang  dw  Kaiier-Ferdiiiaiida- 

Nordbabn  (Heft  19).  —  Die  St;uit?!j,'nrantie  bei  den  Haupt-  and  Lokalbabnea  ;  lieft  20). 

—  Die  Emeiteruiig^  und  Orgaaisiermiic  des  staatlichen  Eisenbahnnetzes  iHeft  21). 
Die  amtliche  ätatiouäbezeichnnug  und  die  Lielerlrist  (Ungar.  Eiseub.-Tar.  a.  Verk.-Anz. 

Jelng.  X  Nr.  10  8. 04). 
New  BaUzoed  law  in  OUo  (BeiIrMd  Guette  Bd.  40  Nr.  88).  —  NevBeilioad  laws  in 

New  York  (Nr.  23). 

The  employers  hability  bill  (The  Railway  Age.  Bd.  51  Nr.  15).  —  The  Standard  code 

revision  (Nr.  17).  —  British  Railwajs  and  State  iutervention  ^Nr.  18).  —  Government 

owaeniiip  in  Italy  (Nr.  81). 
Bill  to  amcnd  the  regulation  of  Railway  acts  (The  Bftilwi^  News  Bd.  85  Nr.  2208),  — 

Uailway  biils  in  l'arliainent  (Nr.  2208).  —  Railway  romiinnies  Obligation»  (Nr.  2208). 

Workmen'8  compeusation  bill  (Nr.  2209).  —  Light  Kailways  bill  1906  (Nr.  2209).  — 

Railway  bilU  in  Pariiament  (2211). 

IV.  Gesetzgebung. 

Baytra.  Bek.  die  Kiiifülirnug  der  BiMDbVerkO.  in  Bayern  betr.  vom  17.  Iii»  1006 

(Ges.-  u.  VKl  lt>06  S.  101,  102). 

Bruieechwelg.  Hea.  vom  3.  Mai  1906,  betr.  den  Bau  und  Betrieb  von  Frivatanscbluss- 
bebnen  (Brannacbw.  Oes.-  n.  Ver.-Samnl.  1906  Nr.  34  S.  868). 

OMteohee  ReM.  Bek.  des  Reichekanzlers  vom  :\.  'Slnri.  VM'y,  betr.  eine  neue  Ausgabe 
der  dem  internat.  rebereinkommen  über  diu  KiHeubaLiifruchtverkehr  beigefügten  Li.ste 
(RUBI.  1906  S.  403—425).  —  vom  12.  März  15KJ6,  betr.  die  Vereinbarnng  leichterer 
Vorschriften  fUr  den  wechselseitigen  Verkehr  zwischen  den  Eisenbahnen  Deutschlands 
nnd  Lnzembnigs  (8. 430).  —  Tom  19.  Hin  1906,  betr.  Erglnmng  der  Nr.  XXXn* 
der  .Anlage  B  eur  EisenbVerkO.  (S.  431).  —  vom  86.  März  1906,  betr.  Aenderungen 
der  Anlage  15  zur  EisenbVerkO.  (S.  -  ües.  vom  7.  Mai  1906,  betr.  den  Scrvis- 

tarif  nnd  die  Kla.sseneinteilung  der  Orte  (RGBl.  S.  473,  EVBl.  S.  337).  —  Ues.  vom 
3.  Juni  1906  wegen  Aendemng  dea  Beiduatempelgesetces  Tom  14.  Joni  1900  — 
Fraehtnrknndett  and  Penonenfahrlcarten  —  (BOBL  S.  680,  BVBL  8. 848).  —  vem 
9.  Juni  1906,  betr.  Abänderung  des  Oeietaea  Tom  80.  Jnni  1878  Uber  BewtUlgang  von 
Wühnungsgeldzuschüssen  iIlGBl.  S.  731). 

Heeaea,  Oroaaherzogtum.  Ues.  vom  28.  März  1906,  den  Verkehr  mit  Fahrrädern  und 
Antomebilen  wt  öffentlichen  Wegen,  StraaNn  nnd  Flitara  betr.  (RegBI.  1906  8. 81, 
8^.  —  Verordn.  vom  88.  Mira  1906,  die  Fahrräder  nnd  Automobile  betr.  ß.  98). 

Preaesen.  Ges.  vom  4.  .\pril  1906  znr  Abänderung  des  fiesetze.s,  betr.  die  Gewiihnug 
von  Wohnungsgeldzuschüssen  an  die  unmitlelbaren  Staatsbeamten,  vom  12.  Mai  1873 
(GS.  S,  115,  EVBl.  ä.  321).  —  vom  15.  Juni  1906,  betr.  die  Erweiterung,  Vervoü- 
Btändignng  nnd  beaeere  Annrllstang  des  Staateeiienbabnnetaee  nad  die  Beteiligung 
des  Staats  an  dem  Bau  von  Kleinbahnen  (GS.  S.  185). 

—  Er),  des  Ministers  der  üflentl.  Arbeiten  vom  7.  .luni  liK)6,  betr.  Erlass  polizeilicher 
StrafverfUgungeu  wegen  Uel>ertretangen  (EVBl.  S.  346).  —  vom  29.  Juni  1906,  betr. 
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Äusfübrangsbestinunuugen  zu  Tarifnumuier  7  and  den  §§  43  bis  52  des  Beicbs- 
stempelges.  vom  3.  Juni  1906  Uber  Stempelabgabe  voo  Penonenfahrkarten. 

Stshtei»  KQnigreicih.  ümsogikoitoiigeieta  von  88.  AiHril  1906  (Gm.-  q.  TeironlB.-BI. 
1906  S.  93).  —  Vcrordnang  des  Hinisteis  des  Innern  und  der  Finanzen  vom  8.  De- 
zember 190b,  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  Uber  den  Verkehr  von  Straaaen- 
lokomotiven  aof  öifentUchen  Wegen  betr.  (1906  S.  240). 

Mnmii.  BeMkfam  dei  BnndeoatB  vom  S7.  AprU  1906,  tate.  Wtgßmmg  der  AnkgvT 
saa  TnuiqNVtrei^iBMBt  der  «rhinfa.  ÜMüiiki^  md  DwpfiMMffiiiitenuhimuigen 
(Eificren.  GS  N  F  Bd.  22  Nr.  7  rom  16.  Mai  190fi) 

Würtlemberg.  Verf.  des  JTini.ster.'^  *ler  auswärt.  Angelegenheiten,  Verkehrsabteiiniig 
vom  7.  März  190ti,  betr.  einige  Aenderaugen  der  wUrttemb.  Postordnung  vom  21.  Mai 
1900  (BegBI.  1906  S.  82, 83). 
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In  J.  tu  Ke»*H  Verlac  (Max  nillier)  iu  BrvuUHi  ut  «nchieneD: 

Das  Gesetz 

Uber  die 

Enteignung  von  Grundeigentum 

vom  11.  Jnni  1H74 

mit  den  einsohlii>i;igcn  15estininiun<j:oii 

des  Fluclitliiiioii^osotzes  vom  2.  Juli  is;5  und  des 
1\'as8crstra88euge8ctzes  vom  1.  April  1905. 

Handaasgabe  mit  Erläuteningen 

TOB 

Dr.  Georg  Eger, 

Begiemagnat. 

I9M.  27  Bo|M.  8*.  la  LtlMand  itfemiti.  Pnto  7  Mark  50  Pf. 

Die  Enteignungen  für  öfTentliche  Unteniehmnngen,  insbesondere  für  Eiseubalincn, 
Neben-,  Klein-  and  Straasenbabnen,  Wege  und  Kanäle,  sowie  für  zahlreiobe  Anlagen 
tind  Bavten  des  Staats,  der  ProTinaai,  Kreise  and  Oemeinden  haben  einen  aoaser- 

ordcntlif'hcn.  noch  in  stetem  Steigen  begriffenen  Umfang  angenoiiinieii.  Für  die  Ver- 
waltnngsbchurden,  Gerichte  und  Anwalte,  wie  fiir  den  grossen  Kreis  vuu  Interesaenten, 
welche  unmittelbar  oder  mittelbar  durch  Enteignungen  berflbrt  werden,  besteht  daher 
ein  unabweisbares  imd  dringendes  Bedürfnis,  sich  aus  der  Theorie  und  Praxis  über 
den  kuuiplizierteii  Inhalt  und  die  nicht  leicht  verständlichen  Bestimmungen  des  gelten- 
den Enteignungsrechts  griindliche  und  vullständige  Kenntnis  zu  verschaffen.  Die  bls^ 
her  enchienenen  Kommentare,  Hand-  and  Textauagaben  genttgen  diesem  Bedarfnisse 
insofern  nicht,  als  sie  fast  sSmtlich  das  unterm  1.  April  1905  veröffentlichte  and  bei 
den  nunniLlir  nahe  bevorstehenden,  umfangreielien  Kanalbanten  zur  Anwendung  ge- 
langende Gesetz,  betreffend  die  Herstellung  und  den  Ausbau  von  Wasser- 
strassen, das  sog.  Wasserstrassengesetz,  welches  swar  mit  dem  Bnteignunn- 
gesetz  in  engem  Znsiinimcnhange  strht,  aber  in  seinen  iJS  H  ^''^  1^  wcsentlicne 
Abweichungen  von  demsclbun  enthält,  nicht  berücksichtigen.  Diesem  Mangel 
«nebt  die  vorliegende  Handansgaha  abzuhelfen,  indem  in  Verbinduig  mit 
dem  Enteignungs-  und  FInchtliniengeseiz  auch  die  einschlägigen  Bestimmungen  des 
Wasserstrassengesctzes  eine  eingehende  und  sorgfältige  Erläuterung  erfahren  haben. 

Bei  der  liiarbeitiiiig  ist  besonderer  Wert  darauf  gelegt,  in  tunlichst  knapper, 
aber  klarer,  übersicbUicber  und  leicht  verständlicher  Fassung  unter  Benntaong  siler 
mr  Verfügung  stehenden  Interpretationsmlttel,  sowohl  der  GesetzesmaterialieB, 
wie  der  gesamten  neueren  II echtsprechung  und  Literatur  und  der  Bot" 
Scheidungen  der  Minis terialins tanz  die  Bestimmungen  der  genannten  Gesetie 
an  erörtern.  Freilich  ist  aber  die  Erläuterung  deshalb  mit  erheblichen  Schwierigkeiten 
verknüpft,  weil  die  Heclitsprecliung  des  Reichsgerichts  gerade  in  den  wichtig- 
sten und  wesenliiehsten  Fragen  des  Enteignungsreclits,  wie  vornehniluh  über  Wesen 
und  Rechtsnatur  der  Enteignung  (Zwangskaut  oder  einseitiger  Staatsakt),  Uber  die  Art 
der  Wertbemeasung  (olyektiver  oder  subjektiver  Wert),  über  die  Anrechnung  der  vor* 
teilhaften  Folgen  anf  die  Entschädigung  (Kompensation)  nicht  einheitlich,  sondern 
schwankend  und  widerspriK  IisvoU  ist,  mithin  der  Interpretation  keine  ausreichende 
Stütze  bietet.  Um  so  mehr  muss  es  die  Aufgabe  der  wisseusubaftlicben  Auslegaug 
sein,  dnrch  sorgfältigste  HemuddiiBg  der  Materialien  die  den  OoBetsesbestimmmigen 
sagrunde  liegende  Absieht  des  Gesstagebers  genau  und  zuverlässig  klarzulegen. 

Bei  dem  unbestrittenen  Rufe  des  Verfassers  als  erster  Autorität  auf  dem  Gebiete 
des  Enteignungsreclits  wird  die  vorliegmde  Handausgabe,  welche  l>ei  möglichster  Küna 
und  I'eber.Hichtlichkeit  auf  alle  Fragen  zuverlässige  Auskunft  arteilti  von  allen  Intei^ 
essentcn  mit  bestem  Erfolge  zu  Rate  gezogen  werden. 

Mnehdraekwel  Maretxke    Märtia,  Trobnit«  I.  Sehl. 


Digltized  by  Google 


Bnchdrackerel  Msretzk«     Uirtlo,  Trcbniu  1.8ohlM. 


r 

(r    = 

\ 

Eisenbahnrechtliclie  Entscheidun 

und  Abhandlungen. 


Zeitschrift  für  Eiseiibahiirecht 

herausgegeben 


von 


Dr.  jur.  GEORG  EGER 

Geheimer  Roglcrung.'^rat. 


XXIII.  Ba,iid. 

2.  Heft. 


BRESLAU. 

J.  ü.  Kern 's  Verlag 
(Max  Müller). 

1907, 


J 


Inhalt. 


Seite. 

KntMcheidnncfMi  Nr.  70-139    113—190 

Abhandlungen. 

7.  Die  rechtliche  Stellung  des  Strassenbahnnnternehmers  zum  Staat  und  zar 
Gemeinde  nach  deutschem  Verwaltungsrccht.    Von  Dr.  Theodor  Kittel  in 

Leipzig  191—199 

8.  Das  neue  schweizerische  Eisenbahnhaftpflichtgesetz  vom  28.  März  1905  im 
Vergleich  mit  dem  deutschen  Reichshaftpflichtgesetz  vom  7.  Juni  1871.  Von 

0.  Föhlinfler  in  Strassburg  i.  K.  (Schlussj    200—204 

9.  Die  rechtliche  Natur  und  Funktion  des  Zustimmungsvertrages  zwischen 
Stadtgemeinde  und  Strassenbahnunternehmer.  (§  6  des  l'reuss.  Kleinbahn- 
gcsetzes  vom  28.  Juli  1892.)    Von  Dr.  Felix  Störk,  Geb.  Justizrat  und 

ord.  Professor  der  liechte  in  Greifswald    20ä — 209 

10.  Zur  Auslegung  des  §  11  Abs.  2  der  deutschen  Eisenbahn -Verkehrsordnung. 
(Fahrpreiscrmiissigung  für  Kinder.)  Von  Dr.  Senckplehl,  Amtsrichter  in 
Kolmari.  P  210—211 

11.  Beiträge  zur  Erläuterung  des  Preussischen  Enteignungsgesetzes  vom  11.  Juni 
1874.  VI.  Die  Legitimation  zum  P^nipfange  der  Entschädigungssumme  ge- 
mäss §  36  Abs.  1  des  Gesetzes.  Von  Dr.  Georg  Eger,  Geheimer  Kegierungs- 

rat  in  Berlin  212—213 

12.  Die  Einrede  der  höheren  Gewalt  seitens  des  Strassenbahnunttrnehmers.  (§  1 
des  Heichshaftpflichtgesetzcs  vom  7.  Juni  1871.)  Von  Or.  Fritz  Wussow, 
Rechtsanwalt  und  Syndikus  des  Vereins  deutscher  Strasscnbahn-  und  Klein- 
bahn-Verwaltungen in  Berlin  214 — 217 

Literatur    218-229 

Besprechungen:  Dr.  Rundnagel.  Die  Haftung  der  Eisenbahn  für 
Verlust,  Beschädigung  und  Lieferfristüberschreitung  nach  deutschem  Eracht- 
recht (8.218,219).  —  Dr.  K.  Nowacki,  Die  Eisenbahnen  im  Kriege  (S.219,220). 
—  S.  Goldmann,  Das  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897  (mit  Ausschluss 
des  Seerechts)  erläutert,  Bd.  III  (S.220,221).  —  Dr.  Ricas  er,  Das  Bankdepot- 
gesetz vom  5.  Juli  1896,  2.Aufl.  (S.  221).  —  W.  Westhoff  U.W.Schlüter, 
Allgemeines  Berggesetz  für  die  Preussischen  Staaten  vom  24.  Juni  1865 
nebst  den  preussischen  Berggesetznovellen  (S.  222).  —  Otto  Pf  ciffer,  Die 
Bauverdingung,  3.  Bd.  (S.  222).  —  Karl  Buchert,  .Sammlung  von  Ver- 
waltungsgesetzcn  für  das  Königreich  Bayern,  2.  Aufl.  (S.  222.223).  —  Dr.  Ad. 
Arndt,  Allgemeines  Berggesetz  für  die  preussischen  Staaten  in  seiner 
jetzigen  Fassung,  4.  Aufl.  (S.  223).  —  R.  Türckc,  K.  Niedenführ  und 
P.Winter,  Das  bürgerliche  Recht,  2.  Aufl.  (.S.  223).  —  Dr.  G.  Schirr- 
meister, Das  bürgerliche  Recht  Englands,  Kommentar,  Bd.  I,  Erste  Hälfte 
(S.  223,224).  —  Dr.  Paul  Alexander-Katz,  Die  Rechtsverhältnisse  der 
höheren  technischen  Angestellten ,  mit  besonderer  Berücksichtigung  ihrer 
Erfindungen  (S.  224.225).  —  Dr.  W.  Turnau  u.  K.  Förster,  Das  Liegen- 
schaftsrecht nach  den  deutschen  Reichsgesetzen  und  den  preussischen  Aus- 
fUhrungsbestimmungen,  2  Bde.,  3.  Aufl.  (S.  225).  —  Ernst  Funke,  Was 
muss  jeder  Versicherte  von  der  Arbeitcn-ersicherung  wissen?  (S.  226). 

Uebersicht  besonderer  eiseubnhnrechtlicher  und  mit  dem  Eisenbahn- 
recht  zusommenhängender  Schriften  und  Abhandlungen  (S.  220,  226—229). 

Gesetzffebunff   230—232 

Internationales  Uebcreinkommen.  —  Baden.  —  Bayern.  —  Braun- 
schweig. —  Deutsches  Reich.  —  Grosslierzogtum  Hessen.  —  Italien.  — 
Oesterreich.  —  Preussen.  —  Rumänien.  —  Rnssland.  —  Schweden.  — 
Schweiz,  —  Ungarn.  —  Vereinigt«  Staaten  von  Amerika.  —  Württemberg, 


Notiz. 

Es  wird  gebeten,  alle  für  die  Zeitschrift  bestinunten  Briefe,  Manuskripte,  zu  be- 
sprechenden Werke  und  sonstigen  Postsendungen  an  die  Adresse  der  Verlagshandlung 
J.  U.  Kern'.s  Verlag  (Max  Müller)  in  Breslau  II,  Teichstrasse  8,  zu  richten. 

Die  Zahlung  der  Honorare  für  aufgenommene  Beiträge  erfolgt  viertel- 
jährlich nach  ErscheiucD  des  betreffenden  Heftes  durch  die  Verlagshaudluug. 


Bntacli.  de«  Praiiw.  Oberrerwattniigigeridits  vom  8.  a.  21.  Hftnt  1906.  118 


Entscheidungen. 

Nr.  70.  Eniseh.  des  Prenss.  OberrerwaltangsgeriehlB. 

Disziplinarsenat.    Vom  3.  März  1905. 

RntsPh  d  OVO  Hrl  47  S.  4U.  —  l'reuss  Eisenb  -Aroh.  1906  Heft  5  S.  IttO) 

Dis2iplinar-Ge8.  vom  21.  Juli  1852  §  13.  Zustellung  in  Disziplinarsachen. 
Der  §  13  des  Disziplinargesetzes  vom  21.  Juli  1SÖ2  unter.sclitiidet 
zwischen  solchen  Zustellungen,  die  an  den  Beamten  _iii  Person''  er- 
folfren  können,  und  solchen,  die  „in  seiner  letzten  Woiinuug"  aus- 
zuführen sind.  Unbekannt  ist  ihm  die  öffentliche  Zustellung,  die  nach 
§§  203 ff.  ZPO.  erfolgen  darf,  wenn  der  Aufenthall  einer  Partei  un- 
bekannt ist.  Zu  den  Zustellungen  „in  Person"  gehören  nicht  nur  die- 
jenigen Zastelluugeo,  welche  an  die  Person,  der  zugestellt  werden  soll, 
selbst  bewirkt  werden  (§  180  ZPO.)«  sondern  anch  die  Ersatzsnstellongen, 
die  nach  §§  181  ff.  ZPO.  znl&ssig  sind,  wenn  jene  Person  am  Orte  der 
Zustellung  eine  Wohnung  hat,  aber  dort  nicht  angetroffen  wird.  Die 
anstelle  der  öffentlichen  Zustellung  sulftssige  Zustellung  ,in  der  lotsten 
Wohnung'  kann  nur  stattfinden,  wenn  der  Beamte  seine  letzte  Wohnung 
aufgegeben  hat  und  eine  Zustellung  an  einen  anderen  Orte  an  ihn 
selbst  nicht  ausf&hrbar  ist.  Dann  soll  angenommen  werden,  dass  seine 
letzte  Wohnung  noch  seine  jetzige  Wohnung  sei.  Die  Zustellung  in 
dieser  Wohnung  hat  in  denselben  Formen  zn  geschehen  wie  die  Ersatz- 
zustellung an  eine  Person,  die  eine  Wohnung  hat. 

Nr.  71.  Eniueli.  des  Pmuss.  OberrerwaltangsgeTlclits. 

1.  Sentit  Vom  21.  März  1905. 

(EntMh.  d.  OVO.  Bi.4T  S.'l«.  -  I'rensH.  Elsenb.-Arch.  190«  Heft  5  S.  1105  i 

LandGemO.  für  Hess.-Nassau  vom  4.  August  1897  ^  8.  Mitbenutzung  öffentlicher 
Gemeindeanstalten  durch  den  Elsenbahnflskus  in  den  Landgemeinden  Hessen-Nassau. 

Der  Eisenbahnfiskus  gehört  nicht  zu  den  Gemeindeangehörigen  im 

Sinne  der  Laudgemeindeordnung  für  Hessen-Nassau,  weil  er  als  juristische 

Person  nicht  fähig  ist,  einen  „Wohnsitz"  innerhalb  des  Gemeindebezirks 

Kger,  UMDbabareciitllciie  KnUclieidangen  XXJIl.  8 
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1X4     Entsch.  der  StnfImRmer  des  Tribanab  der  Seine  vom  1.  April  1906 

zu  haben.  Er  liat  danach  auch  nicht  die  Befugnis  zur  Verfolgung 
eines  Rechts  auf  Mitbenutzung  dt-r  ötleiillichen  Gemeindeanstalten, 
z.  R.  auf  uneiity:eltli(lie  Mitbenutzung  einer  von  der  Gemeinde  an- 
gelegten Wasserleitung  durch  eine  auf  dem  Bahnsteige  befindliche  Triuk- 
wasserzapfsteUe,  mittels  Einspruchs  und  Klage. 


Nr.  72.  Bntseli.  der  Strafkammer  <los  rribanals  der  Heine. 

Vom  1.  April  1905. 

(ZelUotar.  L  d.  int«rB»t.  £isenb.-Transp.  XIV  (1906)  Mr.  ll  ».  898.  -  Aoniilea  des  oli«miiu  de  fer  1M6 

8.M6.) 

Faitdi«  OakiaratlM  vta  titeri,  die  Ii  tlTeMB  Wa|M  befördert  wiNei*  StafeliyHiiMr. 

Eine  Giesserd  hatte  einen  Spediteur  beauftragt,  vier  Wagen 
Stahlzylinder  zu  verfrachten.  Der  Spediteur  ireranlaaste  die  Beförderung 
unter  der  Bezeichnung:  «Gusseiseme  Rj^hren*^,  obgleich  seine  an  die 
Giesserei  adressierten  Transportfaktnren  die  Benennung  , Stahlzylinder* 

trugen.  Im  Bahnhofe  des  Bestimmungsortes  wurde  die  unrichtige  In- 
haltsangabe entdeckt.  Prütukoll  aufgenommen  und  der  Spediteur  von 
der  Eisenbahn  vor  das  Zuchtpolizeigericht  geladen  wegen  Zuwiderhand- 
lung gegen  die  Bestimmungen  der  Gesetze  und  Reglemente  iiber  die 
Eisenbaliiip(»lizei.  Unter  anderen  Verteidigungsmitteln  machte  der  .An- 
geschuldigte geltend,  dass  das  Gut  der  Eisenbahn  unbedeckt  aufgeliefert 
worden  sei  und  das.s  ihre  Beamten  auf  er.sie  Besiehtiguiig  hin  die  An- 
wendung lies  durch  die  Inhalt.sangabe  l)edinglen  Tarifes  verweigern 
konnten,  wenn  sie  der  Meinung  waren,  das.s  dieser  auf  die  Sendung 
nicht  anwendbar  sei.  Das  Gerielit  hat  dieses  Verteidigungsnüttel  zu- 
rückgewiesen und  den  Angeklagten  verurteilt;  aus  folgenden 

Gründen: 

Wenn  es  auch  richtig  ist,  dass  Angeklagte  in  einzelnen  FUlen, 
wo  das  Gut  in  unverpacktem  Znstande  verladen  worden  war,  von  der 
Klage  wegen  unrichtiger  Deklaration  freigesprochen  wurden,  weil  an- 
genommen werden  musste,  dass  ihre  Deklarationen  in  gutem  Glanben 
abgegeben  waren  nnd  die  Beamten  der  Eisenbahn  bei  der  Annahme  der 
Sendung  ebenso  gut  wie  der  Absender  jede  ihnen  erforderlich  scheinende 
Prüfung  vornehmen  nnd  die  Anwendung  des  durch  die  Deklaration  be> 
dingten  Tarifes  verweigern  konnten,  so  liegt  die  Sache  doch  ganz 
anders,  wenn  die  Prüfung  technische  Kenntnisse  voraussetzt,  nämlich 
die  besondere  Fähigkeit  des  Eisenbahnarbeiters,  Eisen  von  Stahl  unter- 
scheiden  zu  können. 

Nun  ist  aber  als  sicher  anzunehmen,  dass  ein  Bahnangestellter 
diese  T^^nterscheidung  nicht  auf  den  er.sten  Bück  machen  wird,  und  dies 
um  SU  mehr,  als  aulässlich  der  Aufnahme  des  Protokolls  der  Polizei- 
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kommissär  uud  der  Baknhufvorstatul ,  um  sich  zu  vergewissern,  als 
kompetenten  Experten  den  Contremaitre  in  der  Reparaturwerkstätte 
in  Nizza  herbeirufen  mnssten,  welcher  erklärte:  „Diese  Bohren  sind 
nach  der  Art  ihres  Glanzes  und  ihrer  Schweissung'  siclier  nicht  von 
Eisenguss",  woraus  p-esi^lilossen  werden  muss,  dass  weder  der  Polizei- 
kommissär noch  der  Statiuiisvorstand  auf  den  ersten  Blick  erkennen 
konnten,  ob  es  sich  um  Eisen  oder  ätahl  handelte,  etc. 


Nr.  73.  Bntsch.  des  Oberlandesgerichto  Karlsrnhe. 

Vom  4.  April  1905. 

(Fischers  Zeltschr.  f.  Praxis  Bd.  31   1906  Heft  3  5  S.  226.  —  Bad.  Vorw  -Z  Jahrg.  37  S  I05ff.) 

BGB.  g  903,  E6.  Art  109.  OuldHüB  von  Strassenbahiirosetten  seitens  der  Haus- 

•iftattair. 

Dass  die  Strassenpolizeiordnung  als  ortspolizeilicbe  Vorschrift  unter 
die  ylandesgesetzlichen'  Vorschriften  im  Sinne  des  Art.  109  f&llt,  er- 
gibt sich  aus  Ait.  2  £6.  Der  §  10  der  Strassenpolizeiordnung  ist  mit- 
bin durch  den  Vorbehalt  des  Art.  109  EG.  dem  §  903  BGB.  gegenüber 
gedeckt. 

ist  aber  ferner  zu  prüfen,  ob  der  erwähnte  §  10,  welcher  dem 
Eigentümer  der  Strassenbahn  ein  Benützungsrecht  an  den  Häusern 
durch  Anbringung  von  Rosetten  einräumt,  in  den  badischen  Gesetzen 
eine  rechtliche  Grundlage  findet.  Diese  Frage  muss  gleichfalls  bejaht 
werden.  In  §  34  Ab.s.  2  desStrassengesetzes  vom  14.  Juni  84  ist  bestimmt: 
„Die  wegepolizeiliolien  Bestimmungen  gemäss  §  366  Ziff.  10 

des  Reichsstrafgesetzbuclis  werden   für  .  .  .  Ortsstrassen  .  ,  . 

durch  bezirks-  und  ortspolizeiliclie  Vorschrift  erlassen*. 
Hiernach  können  ortspolizeiliclie  Vorschriften  erlassen  werden  zur 
Erhaltung  der  Sicherheit  und  Beiiuemlichkeit  auf  öffentlichen  Wegen, 
Strassen  und  Plätzen  (StGB.  §  366  Ziff.  10).  Derartige  Vorschriften 
sind,  wenn  erlassen,  allgemein  verpflichtende  Nonnen  des  Öffentlichen 
Recbts,  sie  bilden  nicht  etwa  mir  —  wie  das  Landgericht  ausgeführt 
hat  —  die  Grundlage  für  eine  BesU-afung  nach  §  366  Ziff.  10  StGB, 
für  den  Fall  eines  Zawiderhandelns;  sie  können  insbesondere  auch  zur 
Erhaltung  der  Sicherheit  und  Bequemlichkeit  auf  den  Strassen  den 
Anliegern  Eigentnmsbeschr&nkungen  auferlegen.  Gegen  eine  wiUkttr- 
liche  oder  zu  weit  gehende  Anwendung  dieses  Verordnnngsrechts  ist 
ein  Schutz  dadurch  gegeben,  dass  die  ortspolizeilichen  Vorschriften  von 
der  Polizeibehörde  nur  mit  Zustimmung  des  Gcmoinderats  erlassen 
werden  können  und  dass  sie  von  der  höheren  Verwaltungsstelle  (dem 
Landeskommissär)  für  vollziehbar  erkl&rt  werden  müssen  (§23  des 
badischen  Polizeistrafgesetzbuchs). 
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zu  haben.  Er  liat  danach  aiicli  nicht  die  Befugnis  zur  Verfolgung 
eines  Rechts  auf  Mitbenutzung  der  öffentlichen  Genieindeanstalten, 
z.  R.  auf  unentgeltliche  Mitbenutzung  einer  von  der  (lenieimle  an- 
gelegten Wasserleitung  durch  eine  auf  dem  Bahnsteige  befindliche  Triuk- 
wasserzapfstelle,  mittels  Einspruchs  und  Klage. 

Ur»  72*  üSntsdi.  der  Strafkammer  des  Tribunals  der  Seine. 

Vom  1.  April  1005. 

(Zeltaobr.  L  d.  iuter&at.  Eisenb.-Trausp.  XIV  (1906)  St.  n  8. 39S.  -  Aonales  des  ebemia«  de  fer  1906 

Faltob«  DdüaratltK  m  flllani,  «H«  !■  tffinM  WaflM  kefSrdtrt  winlaii.  Mrttyllndtr. 

EUne  Giesserei  hatte  einen  Spediteur  beauftragt,  vier  Wagen 
Stahlzylinder  zn  Terfrachten.  Der  Spediteur  veranlasste  die  BefSrderung 
unter  der  Bezeichnung:  «Onsseiseme  BOhren^  obgleich  seine  an  die 
Oiesserei  adressierten  Transportfakturen  die  Benennung  ,Stahlzylinder' 
trugen.  Im  Bahnhofe  des  Bestimmangsortes  wurde  die  unrichtige  In- 
haltsangabe entdeckt,  Protokoll  aufgenonnnen  und  der  Spediteur  von 
der  Eisenbahn  vor  das  ZuchtpolizeigericUt  geladen  wegen  Zuwiderhand- 
lung gegen  die  Bestimmungen  der  Gesetze  und  Reglemente  über  die 
Eisenbaliiipdlizei.  Unter  anderen  Verteidisrungsniitteln  machte  der  An- 
geschuldi^^te  geltend,  dass  da.^  Gut  der  Eisenbahn  unbedeckt  aufgeliefert 
worden  sei  und  dass  ihre  Beamten  auf  erste  Besichtigung  hin  tlie  An- 
wendung des  durch  die  Inhaltsangabe  bedingten  Tarifes  verweigern 
konnten,  wenn  sie  der  Meinung  waren,  dass  dieser  auf  die  Sendung 
nicht  anwendbar  sei.  Das  Gurichi  hat  dieses  Verteidigungsmittel  zu- 
rfickgewieseu  und  den  Augeklagten  verurteilt;  aus  folgeudeu 

Grttnden: 

Wenn  es  auch  richtig  ist,  dass  Angeklagte  in  einzelnen  Fftllen, 
wo  das  Gut  in  unverpacktem  Zustande  verladen  worden  war,  von  der 
Klage  wegen  unrichtiger  Deklaration  freigesprochen  wurden,  weil  an- 
genommen werden  musste,  dass  ihre  Deklarationen  in  gutem  Glauben 
abgegeben  waren  und  die  Beamten  der  Eisenbahn  bei  der  Annahme  der 
Sendung  ebenso  gnt  wie  der  Absender  jede  ihnen  erforderlich  scheinende 
Prüfung  vornehmen  und  die  Anwendung  des  durch  die  Deklaration  be- 
dingten Tai'ifes  verweigern  konnten,  so  liegt  die  Sache  doch  ganz 
anders,  wenn  die  Prüfung  technische  Kenntnisse  voraussetzt,  nämlich 
die  besondere  Fähigkeit  des  Eiseubahnarbeiters,  Eisen  von  Stahl  unter- 
scheiden zu  können. 

Nun  ist  aber  als  sicher  anzunehmen,  dass  ein  Bahnangestellter 
diese  T^nterscheidung  nicht  auf  den  ersten  Blick  machen  wird,  und  dies 
um  so  mehr,  als  anlässlich  der  Aufnahme  des  Protokolls  der  Polizei- 
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kommissär  uud  der  Bahnhufvorstaud,  um  sich  za  vergewissern,  als 
kompetenten  Experten  den  Contremaitre  in  der  Beparatarwerkstätte 
in  Nizza  herbeirufen  massten,  welcher  erklärte:  „Diese  Röhren  sind 
nafh  der  Art  ihres  Glanzes  und  ihrer  Schweissung  sicher  nicht  von 
Kisen^niss'',  \vorans  gesdilossen  werden  muss.  dass  weder  der  Polizei- 
kommissär noch  der  Stationsvoretand  auf  den  ersten  Blick  erkeuuen 
konnten,  ob  es  sich  um  Eisen  oder  Stahl  handelte,  etc. 


Nr.  7&  Entseh.  des  Oberlandesirorichts  Kirlsrohe. 

Vom  4.  April  1905. 

rPinrhers  Zeltschr.  f  Praxi»  Bd.  31  i  l906i  Heft  3  5  S  226       Bad.  Verw.-Z.  Jahrg.  37  S.  105  tl.) 

B6B.  8  903,  E6.  Art.  109.  Duldung  von  Straasenbahnrosetten  seitens  der  Haus- 

Dass  die  StrassenpoUzeiordnnng  als  ortspolizeiliche  Vorschrift  nnter 
die  ylandesgesetzlichen"  Vorschriften  im  Sinne  des  Art.  109  fällt,  er- 
gibt sich  ans  Art.  2  E6.  Der  §  10  der  Strassenpolizeiordnong;  ist  mit- 
bin dnrch  den  Vorbehalt  des  Art.  100  E6.  dem  §  903  BOB.  gegenftber 

gedeckt. 

Es  ist  aber  ferner  zu  prüfen,  ob  der  erwähnte  §  10,  welcher  dem 
Eigentümer  der  Strassenbalm  ein  Benützungsrecht  an  den  Häusern 
durch  Anbringung  von  Rosetten  einräumt,  in  den  badischen  Gesetzen 
eine  rechtliche  Grundlage  findet.  Diese  Frage  muss  gleichfalls  bejaht 
werden.  In  §  H4  Ab.s.  2  des  Str;is.sengesetze.s  vom  14.  Juni  84  ist  bestimmt: 
„Die  wegepolizeilichen  Bestimnuiugen  gemäss  §  366  Ziff.  10 
des  Reichsstrafgesetzbuchs  werden  für  .  .  .  Ortsstrassen  .  .  . 
durch  bezirks-  uud  ortspolizeiliche  Vorschrift  erlassen". 

Hiernach  können  ortspolizeiliclie  Vorschriften  erlassen  werden  zur 
Erhaltung  der  Sicherheit  und  Betiuemlichkeit  auf  ötientlichen  Wegen, 
Strassen  nnd  Plätzen  (StGB.  §  366  Ziff.  10).  Derartige  Vorschriften 
sind,  wenn  ei'lassen,  allgemein  Yerpflichtende  Nonnen  des  öffentlichen 
Rechts,  sie  bilden  nicht  etwa  nnr  —  wie  das  Landgericht  ansgeftthrt 
hat  —  die  Gmndlage  fttr  eine  Bestrafung  nach  §  366  Ziff.  10  StGB, 
für  den  Fall  eines  Zowiderhandelns;  sie  können  insbesondere  aneh  zur 
Erhaltung  der  Sicherheit  nnd  Bequemlichkeit  anf  den  Strassen  den 
Anliegern  E^ifentamsbeschränknngen  auferlegen.  Gegen  eine  willkür- 
liche oder  zu  weit  gehende  Anwendung  dieses  Verordnungsrechts  ist 
ein  Schutz  dadurch  gegeben,  dass  die  ortspoHzeilichen  Vorschriften  von 
der  Polizeibehörde  nur  mit  Zustimmung  des  Gemeinderats  erlassen 
werden  können  nnd  dass  sie  von  der  höheren  Verwaltungsstelle  (dem 
Landeskonimissiir)  für  vollziehbar  erklärt  werden  müssen  (§  23  des 
badischeu  Polizeisti'afgesetzbachs). 

8* 
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Eitadi.  d«  Pnuw.  Obemnraltiiiigageriebtt  fon  18.  Afiril  1906. 


Die  den  Hauseigentümern  durch  i;  10  cit.  auferlef^te  Verpflichtung 
zur  Duldung  der  Rosetten  der  elektrischen  Strasseubahn  ist  eine  Mass- 
regel zur  Erhaltung  der  Sicherheit  und  Bequemlichkeit  auf  den  von 
der  elektrischen  Bahn  berührten  Strassen;  denn  wie  bereits  bemerkt, 
sind  die  sonst  zur  Tragung  der  Querdrähte  erforderlichen  Masten  häufig 
verkehrshinderud.  Hiernach  sind  die  Einwendungen  der  Klägerin  gegen 
die  BechtsgUltigkeit  der  erwähnten  Vorschrift  unbegründet.  Ob  im  ge- 
gebenen Falle,  d.  h.  an  dem  Hanse  der  Klägerin  die  Anbringung  einer 
Rosette  zweckdienlich  nnd  erforderlich  war,  untersteht  nicht  der  Prü- 
fung des  Gerichts  (vgl.  PolStGB.  §  24  Abs.  2). 

Auch  die  Bestimmongen  der  §  1  nnd  16  EntG.  Tom  26.  Jnni  1899, 
wonach  die  Beschränkung  des  Eigentums  von  Grnndstficken  nur  gegen 
Entschädigung  erfolgen  kann,  stehen  der  Verpflichtung  der  Klägerin 
zur  Duldung  der  Rosette  nicht  entgegen;  denn  nach  §  60  dieses  Ge- 
setzes bleiben  die  Bestimmungen  des  Strassengesetzes,  also  aach  die 
hier  in  Frage  stehende  Bestimmung  des  §  34  Abs.  2  desselben  unbe- 
rührt; die  Begründung^  des  Entwurfs  zum  Enteignungsgesetze  hebt  auch 
ausdrücklich  hervor,  dass  unter  Eigentumsbeschränkungen  im  Sinne  der 
§§  1  und  15  nicht  solche  zu  verstehen  sind,  welche  auf  Polizeiverord- 
nung beruhen.   

Nr.  74.   Eiitsch.  des  Freuss.  Oberverwaltuugsgerichts. 
4.  Senat.   Vom  13.  April  1906. 

OtBMh.  d. ovo.  Mi?  8. m.  —  Pvn«. BtiMb^Afsb.  tm  Haft  »  a UM.) 

ZMmMm.  V.  I.  Asimt  I88S  |  36.  WegebaopMsM  hsl  Varieguno  vis  BrMMs 
fibsr  MTSsüMm  StrisM.  flagemtasd  weflspsN'sHiohsr  VarflgsBgss. 

Die  Herstellung  der  infolge  der  Verlegung  einer  Brftcke  Uber  einen 
Öffentlichen  Strom  notwendigen  Veränderungen  der  Wegeanlagen  liegt 
dem  Trägctr  der  Wegebaulast  ob.  Im  Geltungsgebiete  des  Allge- 
meinen Landrechts  ist  der  Wasserbaufiskns,  weil  dort  die  Brücken 
selbständige  Kommunikationsanstalten  sind,  in  seiner  Entschliessung 
ttber  deren  Verlegung  frei,  und  der  Wegebanpflichtige  muss  sich  ohne 
weiteres  der  nenen  Brflckenanlage  anpassen.  Dagegen  unterliegen  der- 
artige Brücken  in  der  Provinz  Hannover,  weil  sie  dort  in  der  Regel 
zu  den  öffentlichen  Wegen,  in  deren  Znge  sie  liegen,  gehören,  den  BO' 
Stimmungen,  die  für  die  Verlegung  des  Weges  gelten. 

Eine  Auflage  der  Wegepolizeibehörde,  die  durch  die  Verlegung  einer 
Brücke  notwendig  (i:p\voi  (lenen  neuen  Brückeurampeii  und  Nebenanlagen 
herzustellen  und  in  der  Folge  zu  unterhalten,  steht  mit  dem  Ge- 
setze nicht  in  Einklang,  da  auf  (Jiund  des  4;  56  des  Zuständipkeits- 
gesetzes  erlassene  wegepolizeiliche  Verfügungen  und  Beschlüsse  nur 
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den  einzelnen  Baufall,  nicht  aber  die  Feststellung  der  Wege- 
baiip flicht  im  allgemeiuen  zum  Gegenstände  haben  dürfen. 

Nr«  75.   Entscli.  des  Preiiss.  OberTcrwaltungsgeriehts* 

3.  Senat.    Vom  13.  April  1905. 

(Entscl).  a.  OVO.  ßd.  47  Ö.  85».  -  Preuss.  Eisenb.-Arch.  1906  Heft  6  S.  1118.> 

KraakVG.  §§  21,  23,  29.  Unfao|  der  tUtitmn&stia  ii  lewiiu'endeii  URterttltiiigeii. 
BMtiriMiai  iar  VtnrattMflttlll|k6lt  dar  KMMMrfMM  nrile  iMitilM  nlMiti 

AiffalM. 

Die  Gewährung  statutenmässiger  üntersttttsangen  seitens 
der  Krankenkassen  ist  nur  insoweit  zulftssig,  als  es  sich  hierbei 
um  Leistungen  handelt,  zu  denen  die  Kaasen  durch  das  Gesetz  ihren 
Mitgliedern  gegenftber  verpflichtet  oder  ermächtigt  worden  sind.  Als 

solche  dem  eigentlichen  Zwecke  des  Gesetzes  entsprechende  Leistungen 
kommen  die  zeitliche  Unterstützung  erkrankter  Mitglieder  oder  ihrer 
Angehörigen,  von  Schwangeren  und  die  Gewährung  von  Sterbegeld  in 
Betracht.  Hierüber  hinaus  sind  die  Kassen  zur  Unterstützung  ihrer 
Mitglieder  aus  der  Rücksicht,  einer  weiteren  Gefährdung  ihrer  Gesund- 
heit vorzubeugen,  nur  insofern  ermächtigt,  als  sie  erkrankten  Mit- 
gliedern, die  trotz  des  Bezuges  der  Krankenunteri^tüLzung  ihre  volle 
Genesung  nicht  erlangt  haben,  während  der  Dauer  der  Wiedergenesuug 
eine  Fflraoige  naeh  ihrem  Ennessen  znteil  werden  lassen  dürfen.  Die 
Qewlbnmg  von  Untersttttznngen  an  die  Hitglieder  snm  Zwecke 
ihrer  Bewahrnng  yor  dem  Eintritt  von  Krankheit  oder  Er- 
werbsanffthigkeit  ist  den  Kassen  in  Ermängelnng  einer  besonderen 
gesetzlichen  Ermichtigang,  wie  sie  den  InTalidenversichernngsanstalten 
erteill  ist,  versagt. 

Die  Verwaltnngstätigkeit  der  Organe  der  Krankenkassen  hat 
sieh  auf  die  gesetzlich  zulässigen  Aufgaben  zu  beschr&nken. 
Der  Begriif  der  Verwaltongskosten  ist  dahin  festzastellen,  dass  er  die- 
jenigen Aufwendungen  nmfasst,  deren  es  für  die  Kassen  nach  ihrer 
auf  dem  Gesetze  beruhenden  Zweckbestimmung  bedarf,  um  ihnen  durch 
ihre  Organe  die  Erhebung  der  Heiträge  und  die  Erfüllung  der  ihnen 
gesetzlich  zugewieseneu  oder  gestatteten  Unterstützungspfliclit  zu  er- 
möglichen. Die  Aufwendung  von  Kassenmitteln  und  insbesondere  auch 
von  Reisekosten  zu  dem  Zwecke,  ihren  Organen  die  Aufklärung  über 
die  gesetzlichen  Aufgaben  der  Kassen  und  ihre  eigene  Aufgabe  gegen- 
über den  Kassen  und  deren  Mitgliedern  zu  erniüglichen.  ist  ihnen  dabei 
grundsätzlich  nicht  versagt.  Dagegen  sind  die  Krankenkassen  gesetz- 
lich nicht  befugt,  f&r  die  Fördemng  der  Bestrebungen  der  auf  die 
Verhütung  von  Yolkssenchen  und  anderen  Krankheiten  ab- 
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Eatscb.  den  Preuss.  UberverwaltuugagericliU  vom  14.  April  Lüüö. 


zielenden  Eongresse  Eassenmittel  anfznwenden  oder  za  solchen  Kon- 
gressen Vertreter  anf  Kosten  der  Kasse  zu  entsenden. 


Nr.  76.  SEtseh.  des  Preuss.  Oberrerwaltnngsgeriehts. 
Disziplinarsenat.   Vom  14.  April  1906. 

(SatMb.  d.  ovo.  M.  «7  a  41».  -  Pnosb.  BlsMlb.4kMk  tM6  Heft  ft  B.  lUL) 

FtTMUalbn  elatt  •Mp«idl«rtm  BmrtM  vom  AhI«. 

Das  Fembleiben  vom  Amte  im  Sinne  des  §  8  des  Disziplinar- 
gesetzes vom  21.  Juli  1852  ist  gleiehbedentend  mit  der  Versänmnng 
der  Amtsgeschäfte.  Da  einem  suspendierten  Beamten  die  Wahr- 
nehmnng  seiner  dienstUclien  Geschäfte  nicht  möglich  ist,  er  vielmehr 
mit  dem  Willen  der  vorg-csetzten  Behijrde  ihnen  fernbleiben  mnss,  kann 
bei  ihm  von  einer  unerlaubten  Nichterfüllung  der  Dienstobliegenheiten, 
von  einem  Entfernen  aus  dem  Amte  im  Sinne  des  §  8  nicht  gesprochen 
werden.  Verlässt  dei'  suspendioite  Beamte  ohne  Erlaubnis  seinen 
Amtssitz,  so  verletzt  er  die  auch  für  ihn  fortbestehende  Residenz- 
pfliclit  und  macht  sich  disziplinariscli  strafbar;  aber  die  Entziehung 
der  ihm  verbliebenen  Häiiie  des  Diensteinkommens  lässt  sich  aus  §  8 
nicht  herleiten,  weil  dort  eine,  bei  ihm  in  zeitweiligen  Fortfall  ge- 
kommene Verpflichtung  zur  Wahrnehmnug  von  Amtsgeschäften  voraus- 
gesetzt wird. 


Nr.  77.   Eutiicli.  des  (K  ^terr.  Verwaltuni^sgcrichtshofes. 
Vom  27.  September  1905. 
(Oesterr.  Ei«enb.-Verordn.  BI.  XiX  19M  Nr.  109  8.  M91.) 

I.  Oer  RaohtMMprMh  im  EifeitOnart  einet  keaetitMletii  wlMiteii  Hanett  aef  dei 
iereh  die  Anlaie  des  Baeet  bedlBBton  und  bestiHmtea  Gebrauch  geht  aloht  eo  weit, 

dass  er  auch  den  Rechtsanspruch  auf  Unberuhrtlaasung  des  angrenzenden  Kommuni- 
kationsweges für  alle  künftigen  Zeiten  In  sich  umfassen  würde.  2.  Eine  geringfügige 
Erschwerung  der  Zufahrt  infolge  der  Aenderung  des  bestehenden  Kommunikations- 
woget  kaaa  ale  elae  dae  OMIehe  und  gewShaltehe  Maee  flhereohretteade  Betliitrieh< 
ligang  der  Rechte  der  Anrainer  nicht  angesehen  werden.  3.  Schadenersatzansprüche 
k5nnen  von  den  Anrainern  nicht  darauf  gestützt  werden,  dass  ihre  Häuser  durch  die 
Uaigestaitung  ihrer  Umgehung  In  ästhetischer  Beziehung  geschädigt  und  dadurch  in 

Verkaefswerte  gesunken  seien. 

Die  beklagte  Gemeinde  war  unzweifelhaft  berechtigt,  auf  ihrem 
Onmd  nnd  Boden  im  allgemeinen  Interesse  die  zweckdienlichen  Ver* 
ändernngen  Torznnehmen,  sofern  hierdurch  der  konsensm&ssige  Bestand 
des  klägerischen  Hanses  nicht  tangiert  wurde.  Wird  nun  erwogen, 
dass  durch  Anbringung  von  zur  Bampe  führenden  Stufen  vor  der  Ein- 
gangstfire des  Hauses  und  vor  der  TQre  des  Geschäftslokales,  sowie 
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eiuer  dritten  Stiege  am  BrückeDkopfe  die  Zugänglichkeit  des  klägerischen 
Objektes  fttr  Fassgänger  aufrecht  erhalten  wurde,  wird  ferner  erwogen, 
dass  swischen  Haut  nnd  Rampe  ein  mehr  ala  8  m  breiter  (oaeh  den 
Gutachten  der  Sachverständigen  und  der  von  ihnen  angefertigten  Skizae 
betrftgt  die  Breite  8,90  m),  im  alten  Niveau  belassener  Streifen  sich 
befindet,  der  die  Zufahrt  zum  Uägerischen  Hause  und  dessen  Hof  er- 
möglicht, so  kann  nicht  behauptet  werden,  dass  das  in  Bede  stehende 
Hans  dnrch  die  AuifAbrnng  der  Bampe  in  seinem  konsensmftssigen  Be- 
stände beeinträchtigt  wurde. 

Die  geringfQgige  Erschwerung  der  Zufahrt  fttr  von  Preussen 
kommende  Wagen,  die  von  den  Sachverständigen  nur  als  „Unbequem- 
lichkeit" bezeichnet  wurde,  kann  als  eine  das  übliche  und  gewöhnliche 
Mass  überschreitende  Beeinträchtigung  der  kläf^^erischen  Rechte  um  so 
weniger  angesehen  werden,  als  nach  der  tatsäclilicheii  Annahme  des 
Prozessrichters  ej'ster  Instanz  durch  die  Neuanlage  der  Brücke,  eines 
wichtigen  Kommunikationsmittels  mit  Preussen,  der  Geschäftsgang  des 
Klägers  aucli  eine  Steigerung  erfahren  hat,  worauf  bei  Ermittelung 
des  St'hadpiis  Bedacht  genommen  werden  müsste,  zumal  es  sich  um 
einen  Geschäftsvorteil  handelt,  der  aus  der  neuen  Anlage  nicht  allen 
Oemeindeangehörigen  von  H.,  sonderu  eben  nur  dem  Kläger  erwuchs. 

Anlangend  weiters  die  vermeintHche  Hinderung  des  Verkanfswertes 
der  Bealität  infolge  der  in  ästhetischer  Beziehung  erlittenen  Einbnsse, 
ist  SU  bemerken,  dass  dem  Kläger  ein  Bechtsanspruch  darauf,  dass 
sein  Haus  mit  Bficksicht  auf  seine  ausserhalb  der  klägerischen  Bechts- 
Sphäre  fallende  Umgebung  einen  bestimmten  ästhetischen  Eindruck 
mache,  überhaupt  nicht  zusteht.  Sowenig  ein  Hausbesitzer,  dessen 
Beale  wegen  der  aus  den  einzelnen  Wohnungen  sich  darbietenden 
schonen  Aussicht  einen  höheren  Verkaufswert  hat,  es  rechtlich  zu  hin- 
dern vermag,  dass  die  Aussicht  durch  Verbauung  der  Naclibargrund- 
stücke  benommen  und  hierdurch  eine  Entwertung  seines  Hauses  her- 
vorgerufen wird,  sofern  er  nicht  etwa  dnrch  eine  Dienstbarkeit  ge- 
schützt ist;  sowenig  ferner  der  Eigentümer  eines  zur  Vermietung  an 
Sommerparteien  bestimmton  Landhauses,  welches  durch  die  Nähe  eines 
seinen  Mietern  günstige  Badegelegenheit  bietenden  Teiclies,  sowie  eines 
zu  Spaziergängen  geeigneten  Waldes  einen  besonderen  Wert  hat, 
Schadenersatzansprüche  erheben  kann,  wenn  der  Eigentümer  des  Teiches 
und  Waldes  sich  bestimmt  gefunden  hat,  den  ersteren  aufzulassen,  den 
letzteren  niederzulegen  und  beides  zu  Ackerland  umzugestalten,  mag 
immerhin  das  Landhaus  hierdurch  wesentlich  an  Verkaufswert  verloren 
haben:  ebensowenig  kann  der  Kläger  Schadenersatsansprftehe  darauf 
stAtzen,  dass  sein  Haus  durch  die  Umgestaltung  seiner  Umgebung  in 
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ästhetischer  Beziehung  geschädigt  und  dadurch  üb  Verkaufswerte  ge- 
smikai  wA.  

Nr.  78.   Entsch.  des  Oberlandosg^crlchts  Colmar. 
I.Zivilsenat.   Vom  18.  Oktober  1905. 

(Jar.  Zeit«ohr.  t  BIi.-Lotl».  Jahrg.  Sl  Heft  m  8. 842.) 

ErttatlM|tfilil|kilt  dtr  KMtm  fflr     vir  der  KUgeanstellung  eingeholtat  (tataoMM. 

Der  den  Gegenstand  der  Besehwerde  des  Elftgers  bildende  Posten 
Ton  106,21  M.  Kosten  fttr  ein  vor  der  Elageerhebuug  eingeholtes  Gut- 
achten wird  fttr  erstattnngsf&big  erachtet.  Der  Xlftger  bat,  um  sich 
nicht  mit  einer  bloss  auf  Feststellung  der  Schadensersatzpflicht  der 
Beklagten  gerichteten  Klage  der  Abweisung  wegen  Mangels  der  Er- 
fordernisse des  §  2Ö6  ZPO.  auszusetzen,  auf  Verurteilung  zur  Zahlung 
einer  bestimmten  Schadenssnmme  geklagt.  Zar  Bezifferung  der  Höhe 
seines  Anspruchs,  den  er  auf  die  Notwendigkeit  des  Umbaues  seines 
Hanses  stützte,  hat  er  der  Mitwirkung  eines  Bauverständigen  bedurft, 
da  kein  Anhaltspunkt  dafür  vorliegt,  dass  er,  als  Bankier,  imstande 
war,  selbst  einen  bezüglichen  Kostenanschlag  aufzustellen.  Der  der 
Klageschrift  beigefügte,  von  dem  .Sachverständigen  entworfene  Kosten- 
anschlag ist,  wie  aus  dem  Tatbestande  des  hmdgerichtlichen  Urteils 
erhellt,  in  der  mündlichen  Verhandlung  zur  Erörterung  gezogen  und 
auch  in  dem  Gutachten  des  demnächstigen  gerichtlichen  Sachver- 
ständigen berücksichtigt  worden.  Der  Anschlag  hat  mithin  zur  Vor- 
bereitung der  nuindlichen  Verhandlung  und  der  Beweisaufnahme  und 
mithin  zur  zweckentsprechenden  Verfolgung  des  Rechtes  des  Klägers, 
Ton  seinem  Staudpunkte  zur  Zeit  der  Einleitung  der  Klage  aus  be- 
trachtet, gedient  (JW.  190*,  342  Nr.  13). 


Nr.  79.  Bntseh.  des  Prenss.  Obenrerwaltnngsgerlelits. 
4.  Senat   Vom  30.  Oktober  1906. 

fPrpuss  EI^enb-Arch.  1906  Uoft  5  S  1I07.  -  l^.  Verw.  ni  XXVIF  S  285 Z 

§  56  Z»Stlwl.-6e8.  V.  I.  August  1883.   Fluchtlinienges.  v.  2.  Juli  1875.  UmwMillHBg 

eines  Privatwegs  in  einen  öfTentllchen  Weg. 

Eine  von  einem  Grundeigentümer  mit  Genehmigung  der  Polizei- 
behörde und  der  Gemeindeverwaltung  angelegte  Privatstrasse  ist 
nicht  schon  dadurch  eine  öffentliche  Strasse  geworden,  dass  sie  mit 
Genehmigung  der  zuständigen  Behörden  für  den  öffentlichen  Verkehr 
angelegt,  unter  Zustimmung  derselben  Behörden  von  dem  Grandeigen- 
tAmer  fftr  den  Ofliantlichen  Verkehr  freigegeben  ist,  nnd  dass  fttr  sie 
bereits  eine  FlachtUnienfestsetzung  stattgeflinden  bat.  Diese  Tatsachen 
reichen  für  sich  allein  znr  fintstebnng  einer  öifentlichen  Strasse  nicht 
ans,  vielmehr  ist  znr  Begründung  dieser  Eigenschaft  die  Znstimmnng 
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aller  ]?e(htsbeteiligteii  zur  Widmung  iler  Strasse  für  den  öffent- 
lichen Verkehr  erforderlich,  (iegen  den  Willen  der  Polizei  und  des 
Wegebaupflichtigen  kann  der  Eigentümer  eines  Privat weges  diesen 
weder  durch  Erklärung  noch  durch  tatsächliche  Freigabe  für  den  Ge- 
braach  za  einem  öffenüichen  maehen.  Auch  die  Tatsache  der  bereits 
erfolgten  FlachtliiiieDfestsetzaug  kann  hieran  nichts  ftndem. 
Flnchtlinien  anf  Grand  des  Gesetzes  vom  2.  Jnli  1876  haben  aUerdings 
die  sp&tere  Entstehung  einer  ftifentlichen  Strasse  zun  Ziele,  es  ist  aber 
nicht'  onznlissig,  zonftehst  einem  Privatmanne  die  Anlegung  einer 
Priyatstrasse  unter  Beobachtung  des  Fluchtlinienplanes  zu  gestatten. 
Die  Strasse  bleibt  damit  Frivatstrasse ;  durch  die  Flnchtlinienfestsetzung 
ist  nur  die  spätere  Umwandlung  in  eine  Öifentliche  Strasse  in  Aus- 
sicht genommen.   

Nr.  80.   Entsch.  der  Ktdiiul.  Taf«  1  in  Debrcczeu. 

Vom  22.  November  1905. 
(ÜBg.  BlMBb.-Tar.-  vad  y«tk.>Ans.  X  IM*  Nr.  M  &  i«7.) 

•)  Ue  Bahn  ist  nicht  verpflichtet,  im  Falle  der  Unanbringlichiceit  des  Gutes  nach  der 

aus  dem  Frachtbriefe  nicht  ersichtlichen  Wohnung  des  Absenders  zu  forschen, 
b)  Die  Bahn  ist  berechtigt,  das  unanbringliche  Gut  zum  Zwecke  des  Verkaufes  voh 
der  Bestimmungsstation  nach  einem  bedeutenderen  Handelsorte  zu  GberFühren. 

Auf  dem  Fraclitbriete  war  als  Wohnort  des  Absmulers  Szoboszlo 
bezeichnet,  ohne  Auführang  dessen,  dass  sein  Etablissement  in  Debreczen 
sich  befindet.  Sonach  steht  es  ausser  Zweifel,  dass  das  Ausbleiben 
der  Benachrichtigung  von  der  Unanbringlichkeit  die  Folge  einer  vom 
Absender  selbst  ▼erschuldeten  Unterlassung  war,  fBr  welche  im  Sinne 
des  §  &8  des  Betriebsreglements  nicht  die  Bahn,  sondern  der  Absender 
anfenkommen  hat.  Ebensowenig  kann  die  Bahn  wegen  des  Umstandes 
zur  Verantwortung  gezogen  werden,  dass  sie  das  Gut  nicht  sofort  ver- 
kaufte, da  sie  den  Mais  erwiesenermssseii  ansschtttten  und  sachgemftss 
behandeln  Hess,  womit  sie  der  ordentlichen  kaufmännischen  Sorgfalt  im 
▼ollen  Masse  entsprochen  hat.  Für  den  natürlichen  Verderb  des  Gutes 
kann  die  Bahn  nicht  verantwortlich  g:emacht  werden.  UubegrQndet  ist 
auch  die  Klage  darüber,  da.ss  die  Sendung  in  Debreczen  verkauft 
wurde,  denn  das  Ueberführen  der  Sendung  zum  Zwecke  des  Verkaufes 
nach  einein  bedeutenden  Hainlelszentrum  erfol<?te  im  Interesse  des 
Klägers  und  konnte  unniüglich  zu  seinem  Nachteil  gereichen.  Schliess- 
lich konnte  auch  die  Uiiterlassni)«;  der  Mitteilung  des  Feilbietungs- 
termines  nicht  berUcksic-htigt  werden,  da  in  .\nbetracht  der  grossen 
Zahl  der  mit  der  Eisenbahn  in  Berlihrung  stehenden  Parteien  sowie 
der  3[assenhaftigkeit  und  Schnelligkeit  des  Veikelires  die  Beklagte 
weder  im  Sinne  des  Handelsgesetzes  noch  in  jenem  des  Betriebsregie- 
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mento  Nachfoncbiingen  Uber  die  ans  dem  Frachtbriefe  nicht  ersicht- 
liche Wohnung  oder  dem  Etahliaienient  des  Ahaeaders  einzoleiten  hatte. 
Uebrigens  ist  die  Bahn  berechtigt,  yerderbliche  Gflter  ohne  jede  Förm- 
lichkeit nnd  vorhergehende  Terstindigung  zu  yorkaafen. 


Nr.  81.  Beschliua  des  OberlandesgerlehtB  Bresden. 

Vom  29.  November  1905. 

Oaralhrti  Aioh.  8d.  «1  HMt  V  8.  Mk) 
g  850  Abs.  3  ZPO.  (Unpfändbarkeit  von  Geldrenten  für  Körperverletzungen  eto.  unter 
1500  Mark)  findet  auch  auf  Geldrenten  Anwendung,  die  bei  gleiohem  Tatbeatand«  naok 

früherem  Rechte  zugesprochen  sind. 

Ans  tlen  ^Nraterialien  des  §  850  Abs.  3  ZPO.  ergibt  sich,  dass  mass- 
gebend lediu'lich  der  Gesichtspunkt  der  wirtschaftliclien  Gleichartigkeit 
mit  aiidciu,  der  Pfftndnng  ganz  oder  teilweise  entzogenen  Ansprüchen 
gewesen  ist,  nnd  dieser  Gesichtspunkt  trifft  fUr  die  gleichartigen,  nach 
Mherem  Rechte  zuerkannten  Renten  ebenfalls  zn,  während  kein  Orund 
angegeben  oder  zu  erkennen  ist,  der  fttr  sie  eine  andere  Behandlang 
vorschriebe. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist,  dass  §  850  Abs.  3  eine  rein  prozesa- 
rechtliche  Bestimmung  ist,  die  deswegen  auch  in  die  ZPO.  flbemommen 
worden  ist.  Ein  Prozessgesetz  ,  beherrscht  aber  die  in  seine  Zeit 
fallenden  Prozesse  und  Prozessvorgänge,  nnangesehen  ob  ihr  oder  der 
Vorzeit  das  materielle,  den  Streitgegenstand  bildende  Rechtsverhältnis 
angehört"  (Wach,  Handb.  des  ZP.  §  18  I  Bd.  1  S.  211).  Deslialb  hat 
das  jetzt  erkennende  Gericht  in  seinem  Beschlüsse  vom  25.  Juli  1905 
(zu  6a  Reg.  214.  222/05)  die  neue  Bestimmung  des  §  7  Haftpflü.,  die 
durch  Art.  42  EG.  /..  BGB.  mit  dem  1.  Januar  1ÜU()  in  Kraft  ge.setzt 
ist,  auch  auf  solche  Renten  für  anwendbar  erklärt,  die  vor  diesem  Zeit- 
punkte zuerkannt  waren,  zum  mindesten  insoweit  als  die  Pfändungen 
eret  später  ausgebracht  worden  sind. 

Die  völlige  Uebereiiistirarauug  des  gesetzgeberischen  Gedankens  bei 
§  850  Abs.  3  ZPO.  rauss  zu  dem  gleichen  Ergebnis  führen.  Es  wäre 
ein  im  höchsten  Grade  nnbefriedigeuder  Zustand,  wenn  di^enigen,  denen 
die  Renten  wegen  eines  vor  dem  1.  Januar  1900  erlittenen  Unfalls  zu- 
gesprochen sind,  schlechter  gestellt  sein  sollten,  als  die  andern,  die  sie 
wegen  einer  späteren  Verletzung  beziehen.  Das  Bedürfnis  nach  dem 
prozessrechtlichen  Schutze  ist  in  beiden  Fällen  das  gleiche,  und  es  ist 
für  ausgeschlossen  zu  erachten,  dass  der  Gesetzgeber  eine  solche  Un- 
gleichheit gewollt  habe. 
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Nr.  8S.  Sntoeh.  des  Oesterr.  Terwnltiiiigsgerlehtshofes. 

Vom  13.  Dezember  1905. 

(Oesterr.  ElBonb.  V«rordD.-Bl.  XIX  (1906)  Nr  89  S.  1928.) 
Ist  in  der  Konzessionsurkunde  einer  Eisenbahn  eine  nähere  Bestimmang  über  die  Ver- 
bindlichl(eit  derselben  zur  Beförderung  der  Post  und  Ptstbediensteten  gegeben,  so 
kum  dlM«  VarMsütohkelt  rar  luariitlb  der  MoraMb  fMtfMttitoR  Srwns  ■ni  ■lolit 
■•br  In  im  dural  f  68  EBO.  nitiilirltbtMn  Umfuie  In  AMpraoh  |wiiww  wardei. 

Die  Verpflichtong  der  Konzessionäre,  bzw.  der  bescbwerdefOhi'endeD 
Babn  gebt,  da  die  ambulante  Post  aof  derselben  eingefttbrt  wurde, 
dahin,  nach  den  Anforderungen  derselben  eingerichtete  Postambnlanz- 
wagen  ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu  erhalten. 

Hat  die  Bahn  über  Aufforderung  der  Postverwaltung  die  erforder- 
liche Anzahl  solcher  Postanibulanzwagen  hergestellt,  dann  geht  ihre 
Verpflichtnno;  mir  mehr  dahin,  diese  Wagen  instand  nnd  nach  Bedarf 
bereit  zu  halttn.  Es  kann  nicht  der  iSinii  der  zitierten  Be.stimmung 
des  dritten  Absatzes  des  ^  der  Knnzt;ssion.siirkunde  .sein,  die  Bahn 
zu  verhalten,  über  jeweilige  Autt'unieriing  der  Postverwaltung  neue 
Wagen  anzuschaffen,  wenn  eine  genügende  Anzahl  von  iiarh  tiiiheren 
Anforderungen  der  Post  Verwaltung  eingerichteten  Postambulauz  wagen 
zur  Verfügung  steht. 

Die  angefochtene  Entscheidung  wird  nun  aosdrttcklich  darauf  ge- 
stützt, dass  eine  gesicherte  und  den  BetriebsTorschriften  entsprechende 
Abwiddnng  des  Dienstes  bei  den  Bahnposten  Nr.  106  nnd  106  in 
den  gegenwärtig  zur  Verf&gong  stehenden  Fahrbetriebsmittoln  in- 
folge deren  geringen  Fassongsranmes  nicht  mehr  mfiglich  ist 

Hieraus  geht  hervor,  dass  lediglich  der  Raummangel  in  den  zur 
Verfügung  stehenden  Ambulanzwagen  für  den  Auftrag  zur  AnschaAing 
neuer  Wagen  massgebend  war,  keineswegs  aber  der  Mangel  an 
solchen  Ambulanz  wagen  überhaupt,  welche  nach  den  in  früherer 
Zeit  und  den  damaligen  Verhältnissen  entsprechend  gestellten  Anforde- 
rungen der  Postverwaltung  hergestellt  wurden. 

Die  angefochtene  Entscheidung  nimmt  sohin  weder  darauf  Bedacht, 
ob  soIcIh'  Anibuliinzwagen  auf  Grund  früher  erteilter  Aufträge  in 
genügender  Anzahl  vorhanden  sind,  noch  auch  darauf,  ob  dem  Uebel- 
stande  des  zu  geringen  Fassungsraunies  der  „gegenwärtig  bei  den  Bahn- 
posten Nr.  105  und  106"  zur  Verfügung  stehenden  Fahrbetriebsmittel 
durch  Ersetzung  derselben  durch  achträdrige,  bereits  vorhandene 
Ambulanzwagen  abgeholfen  werden  könnte. 

Da  die  Entscheidung  von  der  Rechtsanschauung  ausgeht,  die  be> 
schwei-deführende  Bahn  sei,  auch  wenn  sie  einen  genügenden  Tormt 
von  nach  den  Mheren  Anforderungen  der  Postyerwaltung  herge- 
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stellten  PostambulaDzwagen  besitze,  verpflichtet,  Wagen  einer  neuen 
I^pe  anzuschaffen,  wenn  die  Torhandenen  Wagoi  den  nimiiiehrigen  An- 
forderungen der  Pofltverwaltnng  nicht  entsprechen,  also  eigentlich  eine 
Answechslnng  der  vorhandenen,  im  Betriebe  verwendeten  Wagen  in 
dreiachsige  Wagen  im  Aoge  hat,  mnsste  dieselbe  nach  §  7  des  Gesetzes 
vom  22.  Oktober  1876,  RGBl.  Kr.  36  ex  1876,  aufgehoben  werden. 


Hr.  88.  Bnseh.  des  Oberlandesgerlehts  Königsberg. 

2.  Zivilsenat.  Vom  13.  Dezember  1906. 

(Saottrtt  Ank.  M.  M  HMk  9  a  MIL) 
BiipellztitrtlMSien  enthalten  nicht  gesetzliche  Verbote  im  Sinne  dM  f  134  B6B., 

I(5nnen  aiso  durch  Verträge  abgeändert  werden. 

Wenn  der  1.  Ricliter  den  Vertrag  vom  28.  April  löOö  für  ungültig 
hält,  so  kann  ihm  darin  nicht  getolfift  werden.  —  —  —  Es  ist  ins- 
besondere nicht  richtipf,  dass  jener  Vertrap:  auf  Grund  des  §  134  BGB. 
der  Gültigkeit  ermangele.  Denn  einmal  sind  Rechtsgeschäfte,  welche 
gegen  ein  polizeiliches  Verbot  Verstössen,  keineswegs  den  gegen  ein 
gesetzliches  Verbot  verstosseuden  Rechtsgeschäften  gleichzustellen.  Weuu 
auch  dergleichen  Banpolizeiverordnangen  za  den  Verbotsgesetzen  im 
weitesten  Sinne  zn  zfthlen  sind,  so  Iftsst  sieh  doch  nicht  annehmen,  dass 
das  BOB.  in  §  184  den  BegrilF  des  gesetzlichen  Verbots  in  diesem 
weiten  Sinne  verstanden  wissen  will.  Denn  es  ist  ein  Unterschied  za 
machen  zwischen  solchen  Geschäften,  bei  denen  der  Grund  des  Verbots 
in  der  Unsittlichkeit  oder  Rechtswidrigkeit  der  verbotenen  Handlang 
besteht,  nnd  solchen,  welche  mit  Bödnicht  aaf  das  gemeine  Wohl  ver- 
boten sind.  Dass  ersteren  Bechtsgeschiften  der  Staat  nnter  allen  Um- 
stftnden  den  Bechtsschutz  versagen  muss,  ist  selbstverständlich.  Wird 
dagegen  nur  das  gemeine  Wohl,  das  öffentliche  Interesse  darch  ein 
solches  Verbot  berührt,  so  folgt  daraas  noch  nicht  ohne  weiteres,  dass 
darum  auch  privatrechtlichen  Abmachungen,  welche  sich  mit  solchen 
Verboten  in  Widerspruch  setzen,  der  Charakter  der  Rechtswidrigkeit 
innewohnt,  welchen  134  BGB.  voraussetzt.  Bereits  unter  der  Herrschaft 
des  Iriiiieren  Rechts  (vgl.  Preuss.  JMBl.  1882  S.  2;  RGZ.  Bd.  35  S.  181) 
hatte  die  reichsgerichtliche  Praxis  diese  Unterscheidung  gemacht  und 
als  Regel  hingestellt,  dass  eine  an  sich  nicht  rechtswidrige  Handlung 
auch  dadurch,  dass  sie  aus  gewerbepolizeilichen  oder  andern  ähnlichen 
Grüuden  verboten  wird,  den  Charakter  der  Bechtswidrigkeit  in  den 
Privatrechtsbeziehungen  der  daran  beteiligten  Personen  nidit  annimmt. 
Es  hätte  nahe  gelegen,  dass  das  BGB.,  wenn  es  sich  aaf  emen  andern 
Standpnnkt  stellen  wollte,  dies  wenigstens  in  den  Motiven  irgendvrie 
znm  Ansdrack  gebracht  hätte.  Der  Umstand,  dass  dies  nicht  geschehen, 
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l&sst  die  ADnahme  gerechtfertigt  erscheinen,  dass  das  BGB.  eine  Ab- 
weichung von  dem  früheren  Rechtszustande  nicht  gewollt  hat.  In  der 
Tat  liegen  aber  auch  die  Verhältnisse  in  Fällen  der  vorliegenden  Art 
ganz  anders  als  bei  den  an  sich  rcclitswidrigen,  unerlaubten  Rechts- 
geschäften. Wenn  hier  die  Baupolizeioidnuiig  vorschreibt,  dass  Bauten 
entweder  unmittelbar  an  der  Grenze  gebaut  oder  mindestens  2'/»  m 
davon  abbleiben  müssen,  die  Parteien  dagegen  verabreden,  es  solle  dem 
Beklagten  gestattet  sein,  bis  an  eine  innerhalb  dieses  Zwischenraumes 
liegende  Linie  heranzubauen,  so  wird  dadurch  eine  Verpflichtung 
des  Beklagten,  bis  an  diese  Linie  sa  baven,  also  sich  mit  der  Ban- 
polixeiordiinog  in  Widersprach  zu  setzen,  nicht  begrftndet;  man  kann 
also  nicht  sagen,  der  Vertrag  habe  eine  unerlaubte,  raehtawidtige 
Leistnng  amn  Gegenstände.  Andrerseits  bestimmt  die  Banpolizeiordnnng 
anadrlkcklich,  dass  von  dieser  Vorschrift  Dispensation  znlässig  ist.  So- 
lange dies  aber  der  Fall  ist,  kann  von  einem  verbotenen  BechtsgeschAft 
nicht  die  Bede  sein  nnd  ebODSo  versagt  ans  demselben  Grunde  der  vom 
1.  Bichter  herangezogene  Gesichtspunkt  eines  nach  §  306  BGB.  un- 
möglichen Rechtsgeschäfts,  da,  wenn  Dispens  erteilt  werden  kann,  die 
Leistung  nicht  unmöglich  ist. 


Nr.  84.   Entsch.  des  Deutschen  Beichsgerichts. 
T.Zivilsenat.   Vom  19.  Dezember  1905. 

(Prcnss.  Verw.-Bl.  XXVH  190S  Nr.  i4  S.  791.) 
§  iO  Abs.  I  Preuss.  Ent6.  v.  II.  Juni  1874.   Berficksichtigung  der  blsheri|ei  Be- 
nutzungsart bei  Bemessung  des  Wertes  eines  Ersatzgrundstückes. 

Das  Oberlandesgericht  geht  davon  aus,  dass  die  Klägerin  um 
70000  M.  ein  Ersatzgrundstück  im  Sinne  des  §  10  Abs.  1  Enteignungs- 
gesetzes hätte  erwerben  können.  Diese  Feststellung  unterliegt  nun 
aber  erhebUchen  Badenken.  Zunächst  verkennt  das  Bemfnngsgericht 
aelbst  nicht,  dass  der  Erwerb  eines  zum  Seüereibetrieb  geeigneten 
Onindstllcks  in  der  Nfthe  des  enteigneten  oder  sonst  innerhalb  der 
Stadt  D.  in  einer  Gegend,  die  Ersatz  für  das  enteignete  gerade  hin- 
sichtlich  seiner  Lage  bieten  könnte,  kaum  möglich  sein  wird.  Will 
die  EUgerin  ihr  Gewerbe  &berhanpt  weiter  betreiben,  so  muss  sie  es 
beträchtlich  hinaus  verlegen,  mehr  an  die  Grenzen  des  städtischen 
Weichbildes.  Dort  aber  kann  sie  das  Grnndstftck  unmöglich  mit 
gleichem  Ertrage  benutzen,  wie  sich  ans  dem  angefochtenen  Urteile 
selbst  ergibt.  Dass  der  auf  der  bisherigen  Betriebsstätte  erzielte  Um- 
satz gegen  bar  jedenfalls  erheblich  zurückgegangen  wäre,  nimmt  auch 
das  Berufungsgericht  an.  Für  verhältnismässig  unbedeutend  kann 
dieser  Umsatz  —  4500  M.  auf  26500  M.  Gesamtumsatz  —  nicht  an- 
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gesehen  werden,  zumal  wenn  erwogen  wird,  dass  der  Keingewinn  beim 
Barverkauf  grösser  ist  als  beim  sonstigen  Umsatz  Die  übrige  Kund- 
schaft wäre  nach  Annahme  des  Bcrufn!i<j-sgerichts  durch  die  ( rescliälts- 
verlegung  nur  wenig  gemindert  worden.  Dabei  geht  es  aber  davon 
aus.  dass  die  Verlegung  erfolgt  wäre,  ohne  dass  der  Geschäftsbetrieb 
längere  Zeit  vollständig  ruhte,  und  benieikt  dazu,  es  bedürfe  keijier 
weiteren  Ausfiiiirung,  dass  die  Verlegung  in  dieser  Weise  erfolgen 
konnte  und  vernünftigerweise  erfolgen  musste.  Gerade  diese  Erwägung 
aber  wird  von  der  Bevision  mit  Recht  als  unkaltbar  angefochten. 
WSre  der  Klägerin  sofort  ihr  ganzes  Gmndst&ck  entdgnet  worden, 
so  hätte  sie  freilich  anch  sofort  auf  die  GrescbfiftsTerlegang  bedacht 
sein  müssen.  Nan  wnrde  ihr  aber,  obgleich  sie,  soweit  ersichtlich,  von 
allem  Anfang  an  die  Übernahme  des  ganzen  OrnndstQcks  forderte,  nur 
ein  Teil  enteignet,  und  die  Beklagte  stellte  sich  zan&chst  anf  den 
Standpunkt,  dass  die  Klägerin  ihr  Gewerbe  anf  dem  Bestbesitz  fort- 
betreiben könne.  Znr  Übernahme  des  ganzen  Grundstttcks  ist  die  Be- 
klagte erst  darch  das  Teilurteil  vom  10.  Dezember  1902  verurteilt 
worden;  sie  hat  dagegen  Bernfung  eingelegt,  und  die  Berufung  erst 
im  November  1904  zurückgezogen.  Vor  diesem  Zeitpunkte  konnte  der 
Klägerin  der  Erwerb  eines  anderen  Grundstücks  nicht  zugemutet 
werden,  da  sie  keine  Gewisslieit  hatte,  ob  sie  mit  ihrem  Verlangen 
durchdringen  werde.  Du  aber  der  Weiterbetrieb  schon  seit  der  Teil- 
enteignung (September  1!H)1)  unmöglich  war,  so  musste  der  Geschäfts- 
betrieb mehrere  Jahre  ruhen.  Dass  zur  Verlegung  schon  die  vom  Be- 
zirksansschuss  bewilligten  22000  M.  ausreichend  gewesen  wären,  ist 
nicht  anzunehmen.  Sie  hätten  vielleicht  zum  Ankauf  eines  Grundstücks 
genügt,  voraussichtlich  aber  nicht  entfernt  zur  Errichtung  der  nötigen 
Gebäude  und  HersteUung  der  sonstigen  Qeschäftseinrichtongeu.  Nach 
alledem  fehlt  es  der  Feststellung,  dass  der  zugesprochene  Betrag  aus- 
reicht zur  Anschaffiing  eines  den  berechtigten  Anforderungen  der 
Klägerin  entsprechenden  Ersatzgrundstftcks,  an  einer  rechtlich  einwand- 
freien Begründung.  Falls  die  Beschaffung  eines  in  gleicher  Weise  und 
mit  gleichem  Ertrage  nutzbaren  Ersatzgrnndstücks  äberhanpt  nicht 
oder  nicht  um  einen  den  Wert  des  Grundstücks  selbst  nicht  Uber- 
steigenden  Betrag  mOglich  ist,  dann  ist  eben  der  Klägerin  nur  der 
Wert  des  enteigneten  Giundstücks  selbst  zuzusprechen,  da  sie  mehr 
als  diesen  Wert  keinesfalls  erhalten  kann. 
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Nr.  85.  Entsdi.  d<»  OberlandcflgerielitB  Colmar. 

3.  Zivilsenat.   Vom  22.  Dezember  1905. 

(Jar.  ZtUmhr.  f.  Eli.<I<otiur.  jrabrg.  tt  Heft  «lo  8.  m.) 

§  (  ReichshaftpllG.   Eigenes  Verschulden.   Die  Abstumpfung  gegen  die  Gefahren  des 
Eiaenltalmbetriebs  ist  nur  für  Eiaenbahnbedienstete  ein  Entlastungsgrund.  Mitvor- 
schulden  und  Abmessung  der  Entschädigung  gemäss  §  254  BGB. 

Auf  Eisenbaliiili()fen  iiuiss  man  inmier  damit  reclnieii,  dass  ein  Ge- 
leise auch  ausserhalb  dei"  fahrplanmässigen  Zeit  befahren  wird,  und 
darf  deshalb  keine  Gegenstände  zu  nahe  bei  ihnen  aufstellen.  Der 
Getötete  bat  unter  diesen  Umständen  die  allergewöhnlichste  Vorsicht 
ansseraeht  gelassen ,  die  von  jedem  Venifinftigen  imd  ZnrechnangB- 
ffthigen  vorausgesetzt  werden  moss.  E2b  kann  anch  nicht  zn  seiner 
ESntschnldigung  angeführt  werden,  er  sei  durch  den  täglichen  Verkehr 
anf  dem  Bahnhof  gegen  die  Gefahren  dieses  Verkehrs  abgestumpft  ge- 
wesen. Denn  zunächst  ist  es  tatsächlich  unrichtig,  dass  er  täglich 
und  stündlich  mitten  im  Gefahrenbereich  sich  befunden  habe,  vielmehr 
hatte  er  an  Werktagen  die  Milch  ohne  Überschreitung  eines  Haopt- 
geleises  zu  verladen,  und  nur  an  Sonn-  und  Feiertagen  war  dies  not- 
wendig; sein  Verkehr  lu  schränkte  sich  aber  immer  auf  diesen  kurzen 
Aufenthalt  auf  dem  Bahnhofe.  Keinesfalls  kann  eine  derartige  Ab- 
stumpfung, dass  man  eine  Vorsicht,  wie  die  Berührung  mit  den  Haupt- 
geleisen, ausseracht  lässt,  als  Entlastungsgruud  angesehen  werden. 
Übrigens  ist  dieser  Entlastungsginml  in  der  Rechtsprechung  im  all- 
gemeinen nur  bei  Eisenbahnbedif listeten  anerkannt  worden,  weil  diese 
infolge  der  Gewölumug  au  die  Betriebsgefahren  und  der  Eile,  mit  der 
sie  häufig  ihre  dienstlichen  Verrichtungen  ausführen  müssen,  die  Ge- 
iahreu nicht  so  leicht  \ ermeiden  können,  wie  dritte  Personen  (vgl. 
Eger,  BeichshaftpflG.  6.  Aufl.  zu  §  1  S.  174). 

Da  hienach  das  eigeue  Verseholden  des  klägerischen  Sohnes  un- 
zweifelhaft festoteht,  so  fragt  es  sich  im  Hfaiblick  auf  §  254  BOB., 
ob  das  Verschulden  des  Getöteten  als  alleinige  Ursache  des  Unfalls 
aich  darstellt,  oder  ob  auch,  wie  behauptet  wird,  ein  Verschulden  der 
Beklagten  vorliegt,  beziehungsweise  inwieweit  etwa  der  Schaden  auch 
von  ihr  verursacht  worden  ist  (vgl.  BG.  53,  d99;  66,  154).  In  dieser 
Beziehung  wird  anf  den  Mangel  der  Anlage  des  sogenannten  Milch- 
weges, auf  mangelhafte  Beleuchtung,  Fahrlässigkeit  des  diensttuenden 
Stationsbeamten  sowie  darauf  hingewiesen,  dass  man  unterlassen  habe, 
den  beiden  Milchbnrschen  von  der  Verspätung  des  Schnellzuges  Mit- 
teilung zu  machen  und  ihnen  einen  Eisenbahnarbeiter  mitzugeben.  Nach 
beständiger  Rechtsprechung  des  RG.,  wie  sie  in  den  erwähnten  Ent- 
scheidungen sowie  in  den  bei  Eger,  EiseubaUni*.  Entscheidungen  20 
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S.  178,  175,  179,  256,  253  niitgeteilten  sich  darstellt,  können  alle  diese 
Umstände  als  die  Betriebsget'ahr  erliöliende  in  Betracht  kommen,  und 
es  ist  zu  priiten,  inwieweit  die  dem  Ei^enbahnbetriebe  eigentümlich 
Gefahr  und  inwieweit  das  eigene  Vei*8chalden  des  Verletzten  den 
Schaden  Ternmeht  hat  Ein  Versehnlden  der  Beklagten  braneht  nach 
§  1  HaftpflO.  von  den  Elftgem  Überhaupt  nicht  bewiesen  zn  werden, 
weil  es  sich  nicht  nm  eine  Deliictsobligation  handelt,  sondern  nm  eine 
Entschftdignngspflicht  auf  Grund  des  Gesetzes.  Diese  Bestimmung  ist 
durch  §  254  BGB.  insofern  abgeändert,  als  schon  die  Ursächlichkeit 
der  Gef&hrlicbkeit  des  Eisenbahnbetriebes  einerseits  und  des  eigenen 
Verschuldens  des  Verletzten  andererseits  gegeneinander  abgewogen 
werden  müssen.  Es  kann  aber  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  in 
mehrfacher  Richtung  eine  Mangelhaftigkeit  der  Betriebsaolage  und  der 
Betriebssicherheit  im  vorliegenden  Falle  nachgewiesen  ist. 

Hiernach  muss  angenommen  werden,  dass  die  vom  Unternehmer 
zn  vertretende  Betriebsgefahr  eine  mitwirkende  Ursache  des  Unfalls 
gewesen  ist.  Nach  den  «ieltenden  GrundsiitztMi  (vq;l.  RG.  53,  299;  56. 
154)  ist  also  abzuwäg'en .  in  welchem  .Mas>H  eiiier.seils  der  Verletzte, 
andererseits  die  vom  Unternehmer  zu  vertietende  Betriebsgelahr  die 
Ursache  gewesen  ist.  Der  erste  Richter  hat  in  Würdigung  aller  Um- 
stände den  Ausprucli  der  Kläger  aut  Ersatz  des  halben  Schadens  be- 
messen, was  auch  zutrefi'eud  erscheint. 


Nr.  86*   Entsch.  des  <)l>er1aiidesc:onV1its  Oldenburg* 

Vom  22.  Dezember  1905. 

(DJZ.  XI  1906  Nr.  18  S.  10S4.) 

Slai  hN  Welwasiilil  leflllle  Siafci  wihrwi  im  ElMalMkatraMperls  «II  Klfara  b»> 
haftet  asd  iMhtIb  alt  llwilit  vm  Eapfiigsr  nrhkftwiMM  wordwi,  •§  llsft  slai 

BeschSdlgoni  In  Sinne  dee  §  4SS  HOB.  ver. 

Nach  §  456  HGB.  haftet  die  Eisenbahn  für  den  Schaden,  der 
durch  Verlust  oder  Beschädigung  des  Gates  in  dei  Zeit  von  der  An- 
nahme zur  Beförderung  bis  zur  Ablieferung  entsteht.  (Die  im  §  456 
gedachten  Ausnahmen  kamen  nicht  in  Frage.)    Erwiesen  ist,  dass  zur 

Zeit  der  Ablieferung  eine  beträchtliche  Menge  schädlicher  Käfer  auf 
den  mit  Mehl  gefüllten  Sacken  gesessen  haben.  Hiernach  war  anzu- 
nehmen, dass  das  transiiurt leite  Gut,  auch  wenn  der  Inhalt  der  Säcke 
von  den  Käfern  nicht  angefressen  sfiii  sollte,  zur  Zeit  der  Ablieferung 
in  beschädigtem  Zustande  gewesen  ist.  wobei  zu  beachten  ist,  dass 
das  den  Gegenstand  des  Frachtvertrages  bildende  Gut  in  einer  be- 
stimmten Anzahl  mit  Weizenmehl  gefUlltei-  Säcke  bestand,  so  dass 
letztere  auch  Bestandteile  des  Gutes  bildeten.    Das  VerpÜeguugsamt 
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war  nicht  verpflichtet,  ihm  übersandtes  Frachtgut,  dessen  Einbringung 
in  die  Magazine  Gefahren  für  die  Proviantvorräte  mit  sich  gebraclit 
hätte,  anzunehmen,  wie  es  auch  nicht  seine  Sache  war,  Massnahmen 
zur  Abwehr  solcher  Gefabren  zu  trefifen.  Erwiesen  war,  dass  die 
E&fer  erst  wBhrend  des  Transporte  des  Qntes  in  den  Bisenbahnwagen, 
welcbe  Torher  sam  Transport  von  Beis  bsw.  Tabak  benntst  waren, 
auf  die  Säcke  gelangt  waren.  Dass  dem  Klftger  dadarcb  ein  Schaden 
entstanden  ist^  liegt  anf  der  Hand. 


Nr.  87.   Entsch.  des  Schweizer  Bandesgerichts. 
Vom  27.  Dezember  1906. 

(Hrh«  JZ.  [II  1  !»■'.;  II, 11  2  S.  S5  ) 

ExprepriatieatieMta  v.  I.  Mai  1850  Art.  26,  28,  35.  ZMtftMlIikM  ia  ExpreRflatless- 

sachen. 

Eine  Prorogation  von  andern  als  in  Art.  26  vorgesehenen  Streitig- 
keiten auf  das  Forum  der  Schätzungskommissiou  (und  damit  des  Bundes- 
gerichtes  als  Eekursinstanz)  ist  anzulässig. 

Handelt  es  sich  am  einen  Streit  Aber  die  Anslegung  einer  giitlieben 
Verehibarung  zwischen  Expropriant  and  £xpropriat,  so  sind  nicht 
Schfttznngskommission  und  Bnndesgerieht,  sondern  die  ordentlichen 
Zivilgerichte  znstftndig. 

Das  gleiche  gilt  fttr  die  Beorteilnng  von*  Streitigkeiten  ans  Art.  60 
nnd  Art  67  des  Gesetses  Aber  Obligationenrecht 


Nr.  88*  Entselu  des  Oberkoidesgerlehts  Cetanar. 
1.  Ziyilsenat  Vom  10.  Januar  1906. 

(Jur.  Z«UMhr.  f.  lb..Lotlir.  J«hrg.  81  Heft  «10  a,iB8.) 
Wahrend  für  persönliche  Beschädigungen  §  I  HaftpflG.  massgebend  ist,  kommt  für 
Sachschiden  infoige  eines  Unfalles  im  Eisenbahnbetrieb  Art.  22  Ges.  v.  15.  Juni  1845 
zur  Anwendung  (Art.  105  £6.  z.  BGB.).   Bei  persönlichen  wie  sachlichen  Sciiäden  im 
Fall  ebne  aHwIrliaatfea  VertotaMei«  «m  GMehlüftsB  Itt  nobea  iea  vergeitsMMi 

fleeetZM  i  254  BGB.  anwendbar. 
Klftger  hat,  als  er  an  dem  fraglichen  Abend  mit  seinem  Wagen 
von  R.  wegfuhr,  nach  seiner  eig^enen  Angabe  gewasst,  dass  der  be- 
treffende Zug  bei  Einhaltung  der  falirplanmässigen  Zeit  in  etwa  acht 
Minuten  den  Bahnhof  R.  passieren  niu.«<ste.  Wenn  derselbe  trotzdem, 
ohne  den  Zug  in  R.  abzuwarten  und  an  sicli  vorüberfahrcn  zu  lassen, 
mit  .seinem  Fuhrwerk  sich  anf  den  Weg  machte,  weil  er  angeblich  in 
S.  noch  Kranke  besuchen  wollte  und  daher  Kile  hatte,  so  war  er  hierzu 
an  sich  berechtigt.  Gleichwohl  enthält  sein  Verhalten,  an  sich  betrachtet, 
eine  Verletzung  des  §  44  Abs.  5  NebEi.senbO.  vom  5.  Juli  1892,  wonach 
er  beim  Herannahen  des  Zuges  in  angemessener  Entfernung  von  der 

Kger,  KlaanbaburecliUiclie  EDtaclieidungen  XXill.  9 
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Bahn  hätte  halten  oder  diese  schnell  hätte  räumen  niiissen.  Um  dies 
zu  können,  nius.ste  er  es  als  seine  Autj^abe  betrachten,  sich  nach  dem 
zu  erwartenden  Zuge  umzusehen,  und  zwar  nicht  erst  beim  Ueberfahren 
der  Bahngeleise,  sondern  schon  vorher,  ehe  er  an  die  Stelle  gelangte, 
an  welcher  die  betretleiide  Strassenseite  neben  den  Schienen  so  schmal 
wurde,  dass  sie  von  ihm  ohne  Gefährdung  seines  Fuhrwerks  durch  den 
herannahenden  Zug  nicht  hätte  befahren  werden  d&rfen.  Trotz  seiner 
entgegengesetzten  Erklärung  kann  sieh  aber  Klftger  im  geeigneten 
Augenblick  nicht  umgesehen  haben,  sonst  hätte  er  den  hinter  ihm  drein 
kommenden  Zag  unbedingt  bemerken  mOssen,  zumal  das  Verdeck  seines 
Wagens  nach  seiner  eigenen  Angabe  znrftckgeschlagen  war.  Kläger 
hat  mithin  dasjenige  Mass  von  Aufmerksamkeit  und  Sorgfalt  ausseracbt 
gelassen,  welches  nach  Lage  der  Sache  zur  Wahrnehmung  seiner  eigenen 
Interessen  geboten  war.  Durcli  diese  Unterlassung  hat  derselbe  zweifellos 
deu  fraglichen  Unfall  und  damit  den  ihm  durch  solchen  erwachsenen 
Scliaden  selbst  mitverursaclit. 

Da  die  Signaltafel,  bei  welcher  das  Warnungszeichen  zu  geben  ist, 
in  so  «T^eringer  Entfernung  —  nur  etwa  80  m  —  von  dem  Uebergang, 
auf  welchem  sich  der  Unfall  vom  7.  März  1902  ereignet  hat,  augebracht 
ist,  dass  die  Beschädigung  eines  im  Auy:eHlilick  der  Abgabe  des 
Warnungszeieliens  gerade  anf  den  Geleisen  oder  in  unmittelbarer  Nähe 
derselben  behiidliciien  Fuhrwerks,  selbst  wenn  dieses  vom  Lokomotiv- 
fiilirer  alsbald  bemerkt  wird,  bei  der  üblichen  Fahrgeschwindigkeit  und 
den  vorhandenen  Bremsvorrichtungen  fast  unvermeidlich  ist,  su  war  es 
zur  Verhütung  solcher  Zusammenstösse,  zumal  zur  Nachtzeit,  unbedingt 
nötig,  dass  die  Eisenbahngesellschaft  zu  beiden  Seiten  der  Uebergaugs- 
stelle  Schranken  oder  sonstige  Schatz  wehren  errichtete,  durch  welche 
das  Betreten  der  Geleise  beun  Herannahen  von  Zttgen  verhindert 
wurde.  Indem  die  Bahnverwaltung  derartige  Sicherheitsmassregeln 
unterliess,  hat  sie  die  ihr  obliegende  Sorgfalt  und  Achtsamkeit  in 
schwerer  Weise  verletzt.  Dass  dieses  ihr  schuldhaftes  Verhalten  fttr 
den  Unfall  ursächlich  geworden  ist,  liegt  auf  der  Hand;  denn  derselbe 
wOrde  nicht  eingetreten  sein,  wenn  der  Kläger  durch  geeignete  Schutz- 
vorrichtungen der  Beklagten  auf  das  Herannahen  des  Zuges  aufmerk- 
sam gemacht  und  geliindert  worden  wäre,  die  Geleise  im  gefährlichen 
Augenblicke  mit  seinem  Fuhrwerk  zu  kreuzen.  Dieses  Verschulden  der 
Beklagten  war  bei  der  Verteilung  des  dem  Kläger  verursachten  Schadens 
auf  die  Parteien  als  ein  verstärkender  Unistand  mit  in  Betracht  zu 
ziehen  (vgl.  RG.  56,  154  ff.).  Unter  Beriicksit  htiiiuug  aller  hervor- 
gehobenen Umstände  musste  es  angemessen  erscheinen,  den  dem  Kläger 
durch  den  Unfall  vom  7.  März  1902  eustandeuen  persönlichen  Schaden 
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auf  Grund  des  §  1  HaftpflG.,  welches  für  Personeobeschädigniigen  beim 
Eisenbahnbetriebe  auch  heute  noch  niassgebend  ist  (vgl.  RG.  57,  52  ff. 
in  Verbindung  mit  §  254  BGB.;  vgl.  RG.  58,  337),  mit  dem  ersten 
Richter  zu  zwei  Dritteln  der  Beklagten  und  zu  einem  Drittel  dem 
Kläger  aelbst  zur  Last  m  legen.  Fftr  den  dem  Kläger  darch  denselben 
Eisenbahnanfall  vom  7.  If&rz  1902  Temrsacliten  Sachsebaden,  wdeben 
er  gleichfalls  ersetzt  verlangt,  kommt  Art.  28  Ges.  Yom  15.  Juli  1845 
in  Betracht.  Dass  diese  Oesetzesvorschrift  gemäss  Art  106  EG.  z.  BGB. 
noch  heute  Geltung  hat,  kann  einem  Zweifel  nicht  wohl  unterliegen, 
da  nach  derselben  der  Geschädigte  offenbar  gftnstiger  gestellt  wird,  als 
nach  den  Bestimmungen  des  BOB.  (Vgl.  Molitor,  AG.  z.  BGB.  8.  71 
Ziff.  5:  Urt.  des  OLG.  Colmar  vom  19.  März  1902  in  ElsLothrZ.  27, 
465  ff. ;  Eger,  Eisenbahnrechtliche  Entscheidungen  15  ,  367  Anm.  1; 
Kisch,  Elsass-Lotbr.  Landespriyatrecht  S.  832  Anm.  1.) 


Xr.  89.  Entseh«  des  BelehsTenleiieniiigsaiiits. 
Vom  30.  Januar  1906. 

I  DJZ.  .\I  (1906)  Nr.  21  S.  120^ 

Ein  Unfall  bei  dem  versuchten  Aufspringen  eines  beim  Bau  einer  Feldbahn  beschäftigten 
Soblottera  aaf  eiiea  auf  der  Fahrt  begriffenen  Bauzug  l«t  als  bei«  Betriebe  geeohebea 

zu  betrachten. 

Der  Kläger  war,  als  er  den  Unfall  erlitt,  anf  einem  We^re  be- 
griffen, der  seiner  Zweckbestimmung  nach  auf  den  Betrieb  gerichtet 
war.  Auf  einem  solchen  Wege  war  er  gegen  alle  diejenigen  Gefahren 
yersichert,  welche  die  Benutzung  eines  Beförderungsmittels  fikr  die 
Zurftcklegung  des  Weges  mit  sich  brachte.  Vorausgesetzt  wird  nur, 
dass  die  Art  der  Fortbewegung  angemessen  und  den  im  Betriebe  be- 
stehenden Einrichtungen  und  Gepflogenheiten  entsprach.  Diese  Voraus- 
setzung hat  das  BVA.  f&r  gegeben  erachtet.  Da  der  Bauzug  gewohn- 
heitsmässig  von  den  Arbeitern  und  ihren  Vorgesetzten  als  Beförderungs- 
mittel benutzt  werde,  so  könne  dem  Kl.  niclit  der  Vorwurf  gemacht 
werden,  er  habe  etwas  den  gegebenen  Verhältnissen  nii  )tt  Angemessenes 
getan  oder  ge^en  die  Anordnungen  und  Gebräuche  des  Betriebs  Ver- 
stössen. Nun  lial  der  Kläger  aber  auf  den  fahrenden  Zug  aufzuspringen 
versucht  und  damit  siciierlich  unvernünftig  gehandelt.  Seine  Handlungs- 
weise war  indessen  unter  den  besonderen  Verhältnissen  nicht  eine  der- 
artige, dass  dadurch  der  Znsammenliang  mit  ilem  Betriebe  gelöst  worden 
wäre.  Die  Wagen  der  Feldbahn  waren  niedrig,  so  dass  der  Kl.  den 
oberen  Rand  der  Bordwand  während  der  Fahrt  erfassen  konnte;  es 
war  ilnn  auch  möglich,  längere  Zeit  neben  dem  Zuge  herzulaufen.  Da 
der  Zug  sich  auch  in  der  Nähe  eines  Kreuzungspunkteü  befand,  so  war 
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auch  die  Annahme  des  Klägers  berechtigt,  dass  der  Zug  seioe  Fahr- 
geschwindigkeit noch  verringern  werde.  Hiernach  bat  das  BVA.  das 
Handeln  des  Kl.  und  die  ihm  daraus  erwachsene  Gefahr»  welcher  er 
erlegen  ist,  noch  dem  Betriebe  zugerechnet. 


Nr.  90«  Bolseh»  des  Olierlmdesgerlelits  Dresdeii. 
3.  Zivilsenat  Vom.  5.  Februar  1906. 

Ol«  FrtdrtnMillfle  M  ter  dnlUrlgM  VirJihriiB  (H8B.  §  470,  EVO.  f  61  Abt.  4,  S) 

■ioht  unterwarfen,  —  Jedenfalls  dans  eloM,  waia  Sie  irrige  Fraditbereohnung  niolrt 
asf  aliM  FeMar  dar  Maaaen  Reolinunesoperatien,  sondern  auf  aiaar  wahrtaaftawidrlsM 

Deiilaratlon  des  Fraolitguts  beruht  m. 

a)  Im  Frachtvertrage  verpflichtet  sich  die  Eisenbahn  dem  Absender 
gegenüber  zur  Beförderung  des  Guts  an  den  Empfänger  gegen  Entgelt. 
Das  Entgelt  besteht  in  dem  eigentlichen  Transportpreise  (der  Fracht), 
sowie  in  der  Vergütung  besonderer  in  den  Tarifen  bemerkter  Leistungen 
und  inj  lüsatze  barer  Auslagen.  Die  Grundsätze  für  die  Berechnung 
der  Fracht  und  der  Nebenkosten  sind  in  den  Tarifen  angegeben 
(EisenbVerkO.  §  00  Abs.  1  m.  §  7  Abs.  1,  Allgem.  Abfert.-Vor- 
schriften  §  37  Abs.  1).  Die  Berechnung  liegt  der  Oflterabfertignngs- 
stelle  der  Versandstation  ob,  nachdem  der  Absender  das  Frachtgut 
und  den  gehörig  ausgefüllten  Frachtbrief  ihr  beh&ndigt  und  sie  beide 
nach  Inhalt,  Gewicht  usw.  geprüft  hat  (EisenbVerkO.  §  51).  Nicht 
schlechthin  auf  gleicher  Stufe  mit  den  erwähnten  Kosten  stehen  die 
Frachtznschläge.  Die  EisenbVerkO.  spricht  von  Frachtznschlftgen  an 
mehreren  Stellen,  jedoch  in  vei^schiedencm  Sinne:  einmal  als  Entgelt 
besonderer  Leistungen,  z.  B.  bei  Angabe  des  Interesses  an  der  Liefemngi 
bei  Beförderung  von  Gütern,  die  tarifmässig  in  offenen  Wagen  zu  be- 
fördern sind,  auf  Antrag  des  Absenders  in  gedeckten  Wagen  (Eisenb,- 
VerkO.  §§  34  Abs.  2.  48  Abs.  2.  57  Abs.  1,  2,  84  fol<r.  nebst  Allgem. 
Zus. -Best);  sodann  in  53.  In  den  ersteren  Fällen  sie,  wo  nicht  als 
Fracht,  so  doch  gleich  der  Fracht  oder  als  tarifraässige  Nebengobtihr 
zu  behandeln,  wird  keinen  Bedenken  begegnen.  Anders  im  Falle  des 
§  53.  Nach  Abs.  7  das.  „ist  bei  unrichtiger  Angabe  des  Inhalts  einer 
Sendung  oder  bei  zu  niedriger  Angabe  des  Gewichts  einer  Wagen- 
ladung" —  vgl.  hierzu  Bekanntmachung  vom  18.  Oktober  1895,  RGBl.  445 
—  ...  „abgesehen  von  der  Nachzahlung  des  etwaigen  Frachtunter» 
schiedes  und  dem  Ersätze  des  entstandenen  Schadens  sowie  den 
durch  strafgesetzliche  oder  polizeiliche  Bestimmungen  vorgesehenen 

M  Dape^en:  Entsch.  des  OLG.  Frankfurt  a.  M.  vom  15.  Novemlier  190ö  in  dies. 
Zeitscbr.  Bd.  XXII  S.  295.  —  OLG.  Lemberg  vom  18.  Hai  1904  und  Oesterr.  Oberst. 
Qeriehtsbof  von  10.  Januar  1906,  XXII  S.  84. 
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Strafen  ein  (im  folgenden  normierter)  Frachtzuschlag  ...  zu 
zahlen".  Daraus  geht  klar  hervor,  dass  der  auf  die  falsche  Deklaration 
gestützte  Frachtzuschlag  weder  Entgelt  für  den  Transport  (so  auch 
RGZ.  47,  33),  noch  Schadeusersatz,  noch  Deliktsstrafe  sein  soll,  also 
auch  nicht  den  hierfür  von  der  EisenbVerkO.  getroffenen  Vorschriften 
tmtierlidlflii  ktnn,  tofern  sie  sieb  sieht  etwa  seihet  als  aneb  aof  ihn 
anwendbar  bezeichnen.  Das  Ist  aber  nirgends  geschehen.  Aneb  nicht 
in  §  61.  Dessen  Abs.  4  sagt  nur,  dass,  wenn  der  Tarif  unrichtig  an< 
gewendet  worden  ist  oder  Bechnnngsfehler  bei  der  Festsetsang  der 
Fracht  nnd  der  Oebühren  Torgelcommen  sind,  das  zuwenig  (Ge- 
forderte nachzuzahlen  und  das  zuviel  Erhobene  zurQckznerstatten  ist, 
und  Abs.  5  (frQher  Abs.  4  S.  2)  verfügt  lediglich,  dass  Ansprttche  der 
Eisenbahn  auf  Nachzahlung  zuwenig  erhobener  Fracht  oder  Oe- 
bflhren  sowie  Ansprüche  gegen  die  Eisenbahn  auf  Rückerstattung  zu- 
viel erhobener  Fracht  oder  Gebühren  (Abs.  4)  in  einem  Jahre  seit 
Ablauf  des  Tages,  an  dem  die  Zahlung  erfolgt  ist,  verjähren.  Der 
durch  die  Novelle  vom  10.  Mai  1897  neu  eingeschaltete  §  470  des 
HGB.  enthält  eine  fast  wörtliche  Wiederholung  dieser  Vorschrift. 
Wäre  ihre  Erstreckung  auf  die  in  EisenbVerkO.  §  53  für  falsche  De- 
klarationen angedrohten  B'rachtzuschläge  beabsichtigt  <;evve.sen,  so  hätte 
es,  bei  der  begriftlichen  Gegenüberstellung  dieser  Zuschläge  zu  dem 
Transportlohne  und  ihrer,  unten  noch  zu  berührenden  Wesensver- 
scliiedenheit  von  demselben,  Liue.s  ausdrücklichen  Ausspruchs  bedurft. 
Das  Schweigen  der  Gesetzgebung  bestätigt  darum  die  Ansicht  des  er> 
kennenden  Senats,  dass  der  aus  dem  Zusammenhange  mit  den  sonstigen 
Anordnungen  der  EisenbVerkO.  nicht  willkürlich  loszulösende,  wiewohl 
auch  an  sich  allein  schon  kaum  missverstftndliche  Wortlaut  und  Sinn 
des  §  61  Abs.  4,  5  a.  a.  0.  wie  des  §  470  des  HGB.  nicht  gestattet, 
anch  die  Frachtzuschlftge  der  eiterigen  Ausschluss-  bzw.  Verjährungs- 
frist zu  unterwerfen. 

b)  Wollte  man  aber  den  FrachtznschUgen  des  1 63  den  Charakter 
▼on  Frachtgeld  oder  tarifmftssiger  Nebengebflhr  beilegen,  so  wttrde  der 
Anspruch  hierauf  trotzdem  noch  nicht  erloschen  sein.  Die  kurze  Ver- 
jährung der  Forderung  der  Eisenbahn  auf  Nachzahlung  der  za  wenig 
geforderten  und  erhobenen  Frachten  and  Gebühren  ist  durch  die  un- 
richtige Anwendung  des  Tarifs  oder  durch  Unterlaufen  von 
Rechnungsfehlern  bei  ihrer  Festsetzung  bedingt.  Was  hierunter  zu 
verstehen  sei,  ist  nicht  ganz  zweifellos.  Nach  Eger,  EisenbVerkO. 
S.  341,  s.  auch  Sachs.  Arch.  15,  Ifif.,  soll  unrichtige  Tarifanwendung 
die  Anwendung  eines  nicht  zu  Recht  bestehenden  oder  nicht  gehörig 
veröffentlichten  Tarifs,  desgl.  Anwendung  eines  Tarifs  auf  nicht  darunter 
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fallendo  Konten,  Giiter.  Qualitäten  und  Quantitäten  mit  in  sieb  be- 
greifen und  sollen  Reehnungsfehler  nicht  bloss  kalkulatorische,  sondern 
auch  solche  sein,  die  auf  tatsächlich  falscher  Grundlage,  z.  B.  un- 
richtiger Angabe  der  Art  oder  Menge  oder  des  Gewiehts  des  Gutes, 
bemhen.  Eine  Begründung  ist  diesei*,  aach  Tom  Landgericht  ver- 
tretenen, Ansicht  nicht  beigefügt,  und  es  wird  sich  nicht  mit  Fug  be- 
hanpten  lassen,  dass  sie  die  Aosdmcksweise  des  Gesetzes  fllr  sich  hat. 
Iietztere  ist  keine  andere  als  die  des  Verkehrslebens,  nnd  danach  er^ 
scheint  es  nicht  angftngig,  jene  Bepfriffe  Aber  das,  was  sie  in  der  Regel 
bedeuten,  hinans  za  erweitem.  Unrichtig  tariftert  oder  rechnet  der 
Eisenbahnbeamte,  der  bei  Einreihnng  der  aufgelieferten  Frachtgüter 
in  die  geltenden  Beförderungsklassen  and  Frachtsätze  sich  versieht 
nnd  so  zu  einer  za  niedrigen  oder  zu  hohen  Frachtpreisbestimmnng 
gelangt.  Von  einem  „Rechnungsfehler"  (EisenbVerkO.  §  61  Abs.  4) 
oder  einem  .Fehler  hei  der  Berechnung"  (HOB.  §  470)  pflef^t  man  im 
täglichen  Leben  nur  dann  zu  reden,  wenn  das  Rechnen,  die  Rech- 
nungsoperation selbst  nicht  stimmt,  wenn  der  Rechnende  selbst  bei  der 
Lüsun^r  der  Aufgabe  und  nicht  der,  der  die  Autgabe  stellt,  bei  deren 
Stellung  unrichtig  verfährt.  Dass  das  Gesetz  hiervon  habe  abweichen 
wollen,  ist  um  so  weniger  anzunehmen,  als  es  auf  den  allgemeinen 
Sprachgebrauch  insbesondere  mit  den  Worten  „bei  der  Festsetzung 
der  Fracht  und  Gebühren"  (EisenbVerkO.  §  61  Abs.  4)  deutlich  hin- 
weist. Anch  anderwärts  gebraucht  Übrigens  die  Gesetzgebung  „Rech- 
nuugsfehler"  in  dem  gleichen  Sinne,  z.  B.  ZPO.  §  319  Abs.  1.  Ist  also 
die  Abfordernng  za  geringer  Fracht  nnd  Gebtthren  durch  den  Absender 
mittels  ünterbreitnng  wabrheitswidriger  Grundlagen  der  Berechnung 
Tcrorsacht,  so  stellt  das  falsche  Ergebnis  einer  richtigen  Bechnungs- 
operation  des  Beamten  der  Versandstation  noch  keinen  Taiifiernngs- 
oder  Bechenfehler  i.  S.  jener  Vorschriften  dar,  nnd  es  ist  zudem  nicht 
der  mindeste  innere  Grund  erfindlich,  hierfQi'  den  Schatz  einer  kurzen 
Veijfthrung  zu  gewähren. 

So  auch  RG.  1.  Ziv.-Sen.  Urteil  vom  3.  Juni  1905  in  Holdheims 
Wocheuschr.  14,  268  =  EisenbE.  22,  16  wenigstens  für  den  Fall  Yor- 
sätzlicher  Herbeiführung  eines  Irrtums. 

Wohl  lässt  sich  das  Verkehrsbedürfnis,  alle  Eisenbahnfraclitge- 
schäfte  n-latt  und  schnell  zu  erledigen,  dafür  ins  Feld  führen,  dass  die 
Folgen  einer  V c rrecliiuing  des  Beamten  reclitlir.h  nicht  allzulange  nach- 
wirken. Eine  sittlich  anfechtbare  Bevorzugung  des  Absenders  aber 
würde  es  bedeuten,  wollte  man  ihm  cinriiumen .  dass  er  bei  unrichtiger 
Deklaration  der  Fraclilgüter  schuii  nach  einem  .lalire  die  Früchte  seines 
raeist  unlauteren  Handelns,  dessen  strafrechtliche  Verfolgung  nicht 
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selten  au  der  Schwierigkeit  des  Nachweises  der  subjektiven  Verschul- 
dong  scfaeiteni  wird,  angettSrt  genieBsen  dürfte.  Bietet  jedoch  der 
eyentnelle  Deliktsanepmch  der  Eisenbahn  keinen  gen&genden  Ersatz, 
so  bestftrkt  dies  ebenfalls  die  Beehtsansicht,  dass  die  Irrtnmser- 
regang  bei  der  Tarifiernng  nnd  Bereehnnng  dnrcb  den  Absender  nicht 
imstande  ist,  die  Nachzablnngsfordemng  der  Eisenbahn  zeitlich  zn  be- 
schränken, dass  vielmehr  für  die  Nachfordemng  von  Fracht  nnd  Oe- 
bOhren,  abo  aneb  Ton  Frachtzosehlftgen,  dafem  sie  za  ihnen  gehören, 
die  allgemeinen  Veijährongsgrundsätze  des  b&rgerlichen  Qeeetzbochs 
gelten.  Hiernach  beträgt  die  Verjährungsfrist  für  die  Forderungen  ans 
derzeit  vor  1900  drei  Jahre  (Sächs.  BOB.  1017  Ziff.  3,  1018),  seit- 
dem zwei  Jahre  (D.  BGB.  §§  196  Ziff.  2,  201  v.  m.  EG.  BGB.  Art.  169). 

Nr.  91.   Entscli.  des  Prcuss.  OberTerwaUnngsgerichts. 

4.  Senat.    Vom  S.Februar  1906. 
CPnm.  V«nr..in.  XZVII  8.  IM.  —  Prenn.  BlfWb.>ANb.  (iNf)  H«ft  »  &  tiOO.) 

§  86  Ate.  5  i.  6  Zsitlsl-fiet.  nm  I.  Aeimt  1883.  Ertatskla^sn  bei  AafVrtMlisiw 

fir  Wsgesetsrlnflmi. 

Anf  die  Ersatzansprüche  ans  §  56  Abs.  5,  6  des  Zastftndigkeits- 
gesetzes  findet  weder  das  Gesetz  vom  31.  März  1838  noch  das  vom 
18.  Joni  1840  fiber  die  Verjährungsfristen  bei  öffentlichen  Abgaben 
Anwendung.  Auch  geliören  Aufwendungen  für  Wegeunterhaltung  nicht 
zn  den  Kosten  im  Sinne  von  §  2  Nr.  8  des  Gesetzes  vom  31.  März  1838 
(jetzt  Art.  8  §  1  Nr.  4  des  Preuss.  AG.  z.  BGB.). 

Wie  für  den  Erstattuugsan.sprucli  aus  §  56  Abs.  5,  6  a.  a.  0.  eine 
der  privat  recht  liehen  Anspi  nih-sfornien  (Gescliäftsfiihrung  ohne 
Auftrag,  Bereicherung)  zu  den  notwendigen  Voraussetzungen  gehört,  so 
kann  sich  auch  die  Verteidigung  des  auf  Erstattung  Beklagten  gegen 
diese  Grundlage  des  Anspruchs  wenden  und  geltend  machen,  dass  der 
Kläger  privatrechtlich  zu  der  Leistung  verpflichtet  gewesen  sei. 

Auch  bei  Erstattnngsklagen  bat  der  Verwaltnngsrichter  zn  prOfen, 
ob  die  vom  Kläger  ausgeführte  wegcbanliche  Leistung  notwendig  war. 

Kr.  9S.  Entselu  des  Besiringwlehts  fttr  Handelssaelnn  in  Wien. 

Vom  13.  Februar  1906. 

(Um.;  Kisciib  Tai-   n  Vfrk  Aiiz.  X  a90Ci  Nr.  15  s.  iM.i 

Wenn  auf  6riind  einer  frachtbrief massig  vorgesehenen  Umkartierung  der  Transport 
•tasr  SMisiii  Ibsr  verMMndMe  Wege  möglleh  Ist  rad  der  ElMiM  btl  der  WaM 
des  Weiee  keli  frsket  Verschulden  zur  Last  W\t,  so  ist,  im  Falle  asf  einem 
diMSr  Wegs  eine  Refalitie  gewährt  ist,  diese  Bonifikation  verwirkt,  WSSB  das  fiit 

nicht  über  den  refaktiefähigen  Weg  gerollt  ist. 
Es  ist  kein  grobes  Verschulden,  wenn  die  Eieenbahn  einen  anderen  als  des  Weg,  fir 
wilohe«  des  Rtfsktle  ksstdit,  ftwihK  litt 
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Der  Torliegende  Becbtsstreit  dreht  sich  oicht  am  die  Frage,  ob  für 
die  Strecke  Bodenbach— Prag  eine  Befaktie  sa  gewähren  sei  oder  nichts 
aendem  dämm,  ob  die  Eisenbahn  dafttr  an  haften  habe,  dass  die  l^rag- 
Uchen  Sendungen  von  Bodenbach  nach  Prag  anf  den  Linien  solcher 
Bahnen  befördert  worden,  welche  die  Gew&hmng  einer  Befaktie  ni^t 
zugesichert  hätten,  obwohl  die  Beförderung  auch  auf  einer  solchen  Linie 
möglich  war,  bezüglich  dei-er  eine  Befaktie  zugesichert  war. 

Diese  Frage  muss  jedoch  verneint  werden.  Unbestritten  ist,  dass 
die  fracbtbriefraäs.sige  Umkartierung  Boden bach — Schwarzenau  tatsäch- 
lich vorgonommen  wurde  und  dass  im  Rahmen  dieser  Vorschrift  die  Be- 
förderung sowohl  auf  einer  Linie  möglich  war,  als  auch  nicht.  Die 
Bahn  wählte  nun  unter  den  möglichen  ^\'('gen  den  billigsten.  Eine 
Haftung  für  die  Folgen  dieser  Wahl  könnte  sie  daher  nur  dann  treffen, 
wenn  ihr  bei  dieser  Wahl  ein  grobes  Verschulden  zur  Last  fiele. 

Ein  solches  Verschulden  im  voi  liegenden  Falle  anzunehmen,  ist  aber 
ganz  ausgeschlossen.  Denn  abgesehen  von  der  Frage,  ob  der  abfertigende 
Beamte  die  Publikation  der  Befaktiegewäbruug  auf  den  Linien  der 
k.  k.  Staatsbahnen  zu  kennen  ond  bei  der  Wahl  des  einzuschlagenden 
Weges  in  Bechnang  zu  riehoi  hatte,  ist  ans  den  Frachtbriefen  in 
keiner  Weise  deutlich  erkennbar,  dass  es  sich  um  Sendungen  handle, 
für  welche  die  Erhebung  des  Anspruches  auf  eine  Befaktie  beab- 
sichtigt war. 

Der  abfertigende  Beamte  konnte  also  aus  dem  Inhalt  der  Fracht- 
briefe durchaus  nicht  mit  Sicherheit  darauf  schliessen,  dass  die  Ge- 
währung einer  Refaktie  zu  fordern  beabsichtigt,  und  dass  deshalb  er- 
wartet werde,  dass  die  Sendungen  über  die  Linien  einer  solchen  Bahn 
befördert  werden,  welche  die  Gewährung  einer  Befaktie  zugesichert 
hat.  Schon  aus  diesem  Grunde  allein  kann  von  einem  groben  Ver- 
schulden ni(  ])t  die  Rede  ^e'm  und  ist  daher  das  eingeschränkte  Klage- 
begehien  eiu  uubegrüudetes. 

Nr.  9S.  Bntaeli.  des  Obergerlehts  in  Lvseni. 

Vom  21.  Februar  1906. 

Sohw  JZ  iTl  (1M6)  Hoa  I  S  8  -  Zoitschr  rt.  Bern.  Jur.-Ver.  il906)  Heft&  S.  8«8ir.) 
Art.  51,  53  Bund.-Ges.  über  Oblig.-Recht  vom  14.  Juni  1881.    Bei  der  Weigerung  sich 
einer  Operation  zu  unterziehen  miiso  da«  Vorbtitea  des  Verletzten,  der  Solutdooeereatz 
verlaigl;  denjenigen  ilRie  venHhifliim  MwsslNa  eatepreehta. 

An  sich  rechtfertigt  die  Weigerung  des  Verletzten,  sich  einer 
Operation  zu  unterziehen,  nicht  ohne  weiteres  die  Beduktion  der  ihm 
zuzusprechenden  Entschädigung,  da  es  sich  um  einen  vom  freien  Willen 
des  Verletzten  abhängenden  Singriff  in  die  körperliche  Integrität  handelt, 
sondern  erst  dann,  wenn  die  chirurgische  Behandlung  bei  rechtzeitiger 
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Vornahme  laut  gerichtaftnUichem  Ontoehten  den  Eintritt  eines  bleiben- 
den Nachteiles  mit  gresser  Wahncheinliehkeit  veiliiodert  hfttte,  dieselhe 
an  sieh  gefahrlos  ist  nnd  der  Terletste  auf  ihren  mOgliehen  Erfolg 
gleich  bei  der  ersten  Untersnchung  durch  den  Amtsarzt  ansdrttdclich 
anftnerksam  gemacht  worden  ist. 

Um  Schadenersats  yerlangen  an  können,  mnss  der  Yerletite  alles 
zor  Heilnng  getan  haben,  was  in  seinen  Kräften  stand,  nnd  insbesondere 
die  Heilmittel,  weilche  die  Wissenschaft  ihm  zur  VerfOgang  stellen 
kann,  in  vernflnftiger  Weise  benutzt  haben.  Sein  Verhalten  mass 
ancb  in  dieser  Besiehong  denjenigen  eines  yern&nftigen  Menschen 
entsprechen. 

Handelt  es  sich  um  die  Frage,  ob  ein  Verletzter  znr  Erhaltung 
seines  Schadenersatzanspruclies  verpflichtet  sei,  sich  einer  Operation  zu 
untei-ziehen,  so  lässt  sich  nicht  als  allgemeine  Regel  aufstellen,  dass 
es  auf  die  Schwierigkeit  und  vSchnieizliaftigkeit  derselben  nicht  ankomme, 
wofern  sie  nur,  soweit  die  menschliche  Voraussicht  reicht,  zu  einem 
Erfolg  führen  werde.  Man  wird  vielmehr  auch  insoweit  als  Massstab 
das  Verhalten  eines  vernünftigen  Menschen  unter  solchen  Umständen 
annehmen  müssen  und  dabei  auch  die  Erheblichkeit  des  Uebels,  welchem 
dnreh  die  Operation  abgeholfen  oder  vorgebeugt  werden  soll,  nicht 
ausser  Betracht  lassen  dürfen.  Dasselbe  gilt  in  betreff  der  Frage,  ob 
der  Verletste  die  Vornahme  einer  Operation  wegen  ihrer  Geffthrlidd^eit 
▼erweigem  dürfe.   

Nr.  M.  Entseh.  des  Besirksgerichts  für  UandiolBaadieii  in  Wies. 

Vom  24,  Februar  1906, 

i.Mlfc'.  Tar.-Aiiz.  XXV  1906  Nr.  4J(  S.  790.) 

Dia  Anwendung  der  tarifarisohen  Frachtsätze  ist  aiolit  davon  abhängig,  dass  die 
ffraoMMallMo  Banlafciiag  den  Gilt  wSrtlioh  genau  alt  ier  Bsisleliimi  im  Tarifo 
HireisttlnBii  Es  genlgt,  dase  durah  die  fraehtbrieflidn  BezuldiMii  die  ElsaaMw 
sieb  iMse  Ibif  die  Art  das  ents  informieren  kann,  auch  weae  gnuMMtlkanish  ehi 

Unterschied  besteht. 

Es  handelt  sich  darum,  ob  die  Anwendung  eines  höheren  Tarif- 
satzes deshalb  «gerechtfertigt  sei,  weil  das  Gut  nicht  (renaa  nach  dem 
Wortlaute  der  (iiiterkla^sifikation  bezeichnet  worden  sei.  Dass  ein  zur 
Beförderunj?  aufgefrebener  Marmor  nicht  „niarmo  in  lavoro"  im  Sinne 
des  Arbeitsprozesses,  nicht  in  dem  Sinne  sein  könne,  dass  es  sich  um 
in  Bearbeitung  begriffenen  Marmor  handeln  könne,  ist  klar;  es  kann 
sich  dabei  vielmehr  nur  um  bereits  bearbeiteten  Marmor  handeln.  Nun 
hat  der  Sachverstftndige  erkl&rt,  dass  als  Arbeitsprodakt  aafgefasst 
,marmo  in  layori*  gleichbedentend  sei  mit  «rnamo  lavorato",  nnd  zwar 
ist  die  letitere  vom  Versender  gebrauchte  Bezeichnung  sogar  gegenüber 
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der  ersteren  im  Tarife  gebrauchten  BezeicbDaDg  die  grammatikalisch 
richtigere.  Hiemach  erscheint  die  B^anptung,  dass  das  Gnt  nicht  dem 
Tarife  entsprechend  1)ezeichnet  worden  sei,  als  eine  ganz  nnbegrttndete; 
dies  nm  so  mehr,  wenn  in  Erwägung  gezogen  wird,  dass  die  gestellte 
Forderung  doch  nur  den  Sinn  und  den  Zweck  haben  kann,  die  Eisen- 
bahn genau  darttber  zu  informieren,  welcher  Art  das  beförderte  Gnt 
sei,  um  danach  den  anzuwendenden  Tarif  bestimmen  zu  können.  Ein 
bloss  grammatikalischer  Unterschied,  insbesondere  die  grammati- 
kalisch richtigere  Bezeichnung  des  Gutes  kann  die  geforderte  Genauig- 
keit der  Bezeichuang  nicht  ansschliessen.  Eine  andere  Auslegung  jener 
Forderung  würde  den  Schein  der  Schikane  erwecken. 

Nr.  9&.  Bntoeh.  des  Oberlandesgerichts  Hamm. 
7.  Zivilsenat.   Vom  28.  Februar  1906. 

(Zeltaobr.  f.  Kleinb.  Jahrg.  I8  Heft  10  S.  675.) 
Der  Unternehmer  einer  Kleinbahn  haftet  nicht  für  den  Schaden,  den  ein  gebrochener 
Leitungsdraht  der  Reichstelegraphenverwaltung  dadurch  anrichtet,  dass  er  elektrische 
Kraft  von  der  Starkstromleitung  der  Kleinbahn  ableitet  und  dadurch  ein  Pferd  verletzt. 

Mittels  eines  gebrochenen  Drahtes  der  Telegrapbenleitung  wird 
aus  der  in  tadelloser  Ordnung  befindlichen  Starkstromleitiing  der 
Stcassenbahn  nnbefugterweise  elektrische  Kraft  entwendet  und  diese 
mittels  des  gebrochenen  Telegraphendrahtes  auf  den  Körper  des  Pferdes 
des  EUlgers  geleitet,  welches  dadurch  erschlagen  wird.  Es  liegt  also 
ein  Fall  des  §  886  BOB.  Tor,  dass  durch  den  Einsturz,  eines  mit  einem 
Gmndstflcke  verbundenen  Werkes  ein  Schaden  angestiftet  ist,  und  es 
scheint,  dass  die  Nebenintenrenientin  als  Besitzerin  des  Telegraphen- 
amtes, von  dem  die  Leitung  ausgeht,  oder  wenigstens  nach  den  Grund- 
sfttzen ,  die  das  RG.  52  S.  379  ausgesprochen  hat,  ftU*  den  Schaden 
verantwortlich  gemacht  werden  könnte.  Dagegen  versagen  der  Be- 
klagten gegenüber  alle  denkbaren  Klagegründe.  Auf  §  823  Abs.  2  BGB. 
kann  der  Anspruch  des  Klägers  nicht  gestützt  werden,  weil  die  Vor- 
schriften, nach  denen  die  Schutznetze  zwischen  den  Leitungen  der 
Strassenbahn  und  der  Telegraphie  anzubringen  sind,  nicht  Schutzgesetze 
im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind.  Dem  .Schutze  des  auf  der  Strasse  ver- 
kehrenden Publikums  sollen  die  Netze  überhaupt  nicht  dienen.  Ihr 
Zweck  ist  in  dem  (iutachten  des  Oberpostinspektors  F.  und  den  Vor- 
schriften des  Regierungsprä>!identen  vom  20.  April  1897  mit  grösster 
Deutlichkeit  dahin  bestimmt,  dass  sie  die  Telegraphenleitung  von  der 
Starkstromleitaug  der  Strassenbahn  isolieren,  also  verhindern  sollen, 
dass  von  der  letzteren  elektrischer  Strom  auf  die  erstere  überspringt, 
dort  den  telegraphischen  Betrieb  stdrt  und  in  den  Telegraphenftmtern 
selbst  Unheil  anrichtet.  Diese  Schutznetze  haben  ahm  nur  Bedeutung 
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für  da.«?  innere  Verhältnis  der  Strasscnbalin  zur  Telegraphen  Verwaltung. 
Man  wird  auch  kaum  in  Abrede  stellen  können,  dass,  wenn  jene  Netze 
wirklich  zum  Auffangen  gebrochener  Telegraphendrähte  bestimmt  w&ren, 
ein  ungeeigneteres  Mittel  als  die  Anbringung  eines  wagereeht  liegen- 
den,  maschenartigen  M etallnetaes  tod  geringer  Breite  dazu  kanm  hätte 
erfanden  werden  kOnnen. 

Aach  §  836  BGB.  versagt  als  Klagegmnd  gegenfiber  der  Be- 
klagten, da  sich  von  der  Starkstromleitung  der  Strassenbahn  Teile 
nicht  abgeltet  haben,  §  823  Abs.  1  BGB.  kann  gleichfalls  gegen  die 
Beklagte  als  Unternehmerin  der  Strassenbahn  hier  nicht  zur  Anwendung 
kommen,  weil  die  Leitung  der  letzteren  in  Yolki  Ordnung  war.  Der 
Kläger  sucht  aber  der  Beklagten  noch  daraus  einen  Vorwurf  zu  machen, 
dass  sie  nicht  als  zur  Wegennterhaltung  Verpflichtete  für  die  Fort- 
schaffung und  Unschädlichmachung  des  herunterhängenden  Telegraphen- 
drahtes gesorgt  habe.  Abei'  auch  (Unser  Vorwurf  tritrt  nicht  zu,  da 
von  diesem  Standpunkte  aus  Beklagttj  nur  für  Schäden  aufzukonrmen 
haben  würde,  welche  durch  eine  Mangelhaftigkeit  der  baulichen 
Unterhaltung  der  Strasse  verur-sacht  wären.  Davon  kann  hier  aber 
keine  Rede  sein.  Zudem  ist  nach  dem  unstreitigen  Sachverhalte  der 
Draht  erst  während  des  gerade  herrschenden  Schneesturmes  herab- 
gestürzt, und  es  steht  nicht  fest,  dass  er  schon  während  eines  längeren 
Zeitraumes  iu  den  Verkehr  gefährdender  Weise  auf  die  Strasse  herab- 
gehangen  habe.  Dass  der  TerkehrsstGrende  Zostand  also  schon  so  lange 
bestanden  habe,  dass  ein  Vertreter  der  Stadt  von  ihm  Kenntnis  nehmen 
und  fttr  seine  Beseitigung  hätte  sorgen  müssen,  ist  danach  nicht  dar- 
getan. Dass  die  Strassenbahn  der  Beklagten  gemäss  §  1  des  Klein- 
bahngesetzes vom  28.  Juli  1892  unter  dem  Eisenbahngesetz  ?om 
8.  November  1838  steht,  dafttr  ist  keinerlei  Anhalt  geboten;  die  Frage, 
ob  Beklagte  etwa  nach  §  26  dieses  Gesetzes  haften  wttrde,  konnte 
deshalb  dahingestellt  bleibeu.  Ein  Verschulden  der  Strassenbahn 
schliesslich  schon  deshalb  anzunehmen,  weil  sie  eine  BerOhmng  ihres 
Stromleitungsdrahtes  und  eine  Ableitung  elektrischen  Stroms  aus  dem- 
selben durch  Vorkehrungen  nicht  überhaupt  unmöglich  gemacht  habe, 
würde  eine  Ueberspannung  der  von  der  Verwaltung  der  Strassenbahn 
zu  erfordernden  Vorsicht  bedeuten.  Dem  Interesse  des  Einzelnen  an 
der  Sicherheit  der  Stiasseii  .sttilit  das  allgemeine  Verkehrsinteresse 
gegenüber,  welches  Stra>senbalinen  nutwendig  macht.  Eine  billige 
Ausgleichunir  beider  Interessen  kann  ein  weitergehendes  Verlangen 
nicht  rechtlertigen.  als  dass  die  Vorkehrungen  der  Strassenbahn  im 
regelmässigen  Verlaute  der  Dinge  nach  allgemeinen  Verkehrserfahrungen 
eine  Gef&hrduug  des  Publikums  ausscbliessen.  Vorkehrungen,  die  anch 
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bei  unvorbersebbaren  Zufällen  eine  Gefährdung  absolut  unmOglich 
machen,  können  von  ihr  nicht  verlangt  wei^den,  weil  sonst  der  Strassen- 
balinverkehr  überhaupt  gehindert  werden  würde. 


Nr.       fintscli.  des  Oesterr.  Vcrwaltiuig^erichtshofes. 

Vom  7.  März  1906. 

^OMterr.  EUenb.  Yerorda.  Bl.  XIX  1006  Nr.  18^.  8.  8585.) 

IN0  tiaMtl  faktisch  gesohafTenen  bahn-  und  wasserrechtliohen  VarMUtalMe  alt  Aat- 

gangspunkt  für  alle  späteren  Verinderungen. 

An  den  einmal  faktisch  geschalfenen  Wasserablaufverhältnissen, 
welche  fortan  für  alle  späteren  Veränderungen  den  Ausgangspunkt  zu 
bilden  haben,  ist  nicht  nur  die  Bahn  selbst,  sondern  es  sind  liieran 
auch  die  Besitzer  der  tiefer  gelegenen  (Tiundstücke,  ganz  abgesehen 
von  speziellen  Privatreclitstiteln,  interessiert  und  ist  dieses  Interesse 
durch  die  Bestimmung  des  §  72  des  Wasserrechtsgesetzes  und  durch 
§  10  lit.  b  Abs.  2  des  Eisenbahn-Kunzessionsgesetzes  rechtlich  geschützt. 
Keine  dieser  Gesetzesbestimmungen  kennt  einen  Unterschied  in  der 
Bicbtnng,  ob  der  geänderte  bahnrecbtliche  oder  wasserreelitUelie  Be- 
stand von  der  ftademden  Bahn  seibat  oder  aber  etwa  nnr  in  ihrem 
Interesse  geschaiMi  wurde. 

Nr.  97.  Entseh.  des  Dentsehen  Setdisgerlelits. 
6.  Zivilsenat  Tom  12.  Hftra  ld06. . 

OBatNh.  dM  RaleluiKtr.  LZIvlIi.  M.«  Heft  i  S. SU) 

VenurtwarllieMialt  ist  Arfe«ll|«btrt  fir  iea  V«riMt  iM  Amyraoiw  ies  ArMtMfeMcrt 

aaf  die  Invalidenrente  infolge  ungenügender  Verwendung  von  VersicheruBQMlirfcM. 

invVe.  V.  13/19.  Juli  1899  §  15  Abs.  2.   B6B.  §§  242,  254,  823. 

Die  Urteile  des  Reichsgerichts,  die  sich  auf  die  Zeit  des  frfthereil 
Rechts  beziehen  (Entsch.  in  Zivils.  Bd.  58  S.  102),  sind  hier  nicht  maas- 
gebend. Ahev  ihren  Ausführungen  ist  darin  beizustimmen,  dass  aus 
dem  Inhalt  des  Invalidenversicherungsgesetzes  eine  Erweiterung  der 
ans  dem  Arbeitsvertrage  entsprintrenden  Leistungspflicht  des  Arbeit- 
gebers nicht  unmittelbar  herzuleiten  ist.  Wie  die  Versicherung  selbst 
nicht  eine  vertragliche  ist,  so  sind  es  auch  niciit  die  in  ihrem  Interesse 
den  Beteiligten  auferlegten  Leistungen.  Ebensowenig  lässt  sich  aus  den 
Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  über  den  Arbeitsvertrag 
die  von  der  Revision  behauptete  Erweiterung  der  Vertragspüichten  des 
Arbeitgebers  herleiten,  insbesondere  nicht  aus  §§  616—618.  Freilich 
sind  ihre  Vorschriften  dem  Bestreben  entsprungen,  im  Interesse  der 
wirtschaftlich  schwi&cheren  Arbeitnehmer  die  Vertragspflichten  der 
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Arbeitgeber  zu  erweitern.  Aber  sie  haben  den  Charakter  positiver 
Sonderbestimmungeii,  was  bei  den  §§  617,  618  darin  erkennbar  hervor- 
tritt, dass  sie  durch  §  619  zu  zwingendem  Recht  gemacht  sind.  Sie 
lassen  sich  daher  nicht  als  Zeugnisse  flir  das  Bestehen  eines  allgemeinen, 
wenngleich  nur  in  EinzelfftUeta  ansdrOddich  ausgesprochenen,  Rechts- 
satzes auffassen  (vgl.  Entsch.  in  Zivils.  Bd.  58  8. 135),  für  den  zugleich, 
was  die  MarkenTerweDdang  anlangt,  ein  nnabweisUches  Bedflrfnis  nm 
deswIUeD  nicht  besteht,  weil  die  Arbcdter  TOllig  in  der  Lage  sind,  selbst 
sieh  eine  Qaittnngskarte  za  Terschalfen  nnd  die  Verwendung  von  Maricen 
zn  flberwachen.  Demnngeachtet  ist  es  rechtsirrtftmlich,  wenn  das  Be- 
mftmgsgericbt  grundsätzlich  nnd  ohne  Eingehen  auf  die  Lage  des  Falles 
verneint,  dass  der  Beklagte  vertraglich  zur  Verwendung  von  Marken 
habe  verpflichtet  sein  können. 

Wie  es  möglich  ist,  dass  der  Arbeitgeber  ausdrücklich  sich  dem 
Arbeiter  gegenüber  zu  der  in  Rede  stehenden  Leistung  verpflichtet,  so 
können  be.soudere  Unistände  zu  der  Annahme  berechtigen,  dass  unaus- 
gesprochen die  Beteiligten  gewollt  haben,  der  Arbeitgeber  solle  mit  dem 
Abscliluss  des  Arbeitsvertrages  zugleich  die  Fürsorge  für  die  Marken- 
verwendung übernehmen.  Wenn  innerhalb  eines  gewissen  Kreises  die 
Verkehrssitte  sich  so  gestaltet,  dass  der  Arbeitgeber  regelmässig  nicht 
bloss  die  für  gemachte  Lohnabzüge  angeschafften  Marken  verwendet, 
sondern  darflber  hinauä  die  Versicherungspflicht  der  von  ihm  beschäf- 
tigten Personen  feststellt  und  die  Anschaffhng  von  Quittungskarten 
versnlasst,  so  wird  dnrch  dieses  Verhalten  des  Arbeitgebers  der  ein- 
sehie  Arbeiter  zu  der  Meinung  veranlasst  werden  können,  dass  jener, 
was  er  bei  den  Mitarbeitern  als  selbstverst&ndlich  tat,  auch  ihm  gegea- 
Ikber  selbstverstSndlich  ttbernehmen  werde.  Liegt  aber  die  Sache  so, 
80  mnss  nach  §  842  BOB.  der  Arbeitgeber  anch  gegenftber  dem  auf 
diesen  Braach  sich  verlassenden  Arbeiter  seine  Leistong  als  Aibdt- 
geber  so  bewirken,  wie  Treu  und  Glauben  mit  Bttcksicbt  anf  die  Ver- 
kehrssitte es  erfordern.  Bei  staatlichen,  von  Beamten  geleiteten  Arbeits- 
betrieben und  auch  sonst  bei  grösseren  Betrieben  wird  nicht  ganz  selten 
der  Brauch  sich  einbürgern,  dass  die  Arbeiter  sich  in  der  erwähnten 
Richtung  auf  den  Arbeitgeber,  wie  diesem  bekannt  ist,  verlassen,  und 
dann  wird  die  Erweiterung  der  vertraglichen  Leistungspflicht  des  letz- 
teren gemäss  §  242  anzuerkennen  sein.  Trifft  das  für  den  vorliegen- 
den Fall  zu,  und  wird  die  Erweiterung  angenommen,  so  ist  die  An- 
wendbarkeit des  §  278  BGB.  die  notwendige  Folge.  Auf  der  anderen 
Seite  ist  aber  auch,  weil  nicht  Erfüllung,  sondern  Schadensersatz  ge- 
fordert wird,  die  Ersatzptiicht  des  Beklagten  nach  §  254  abzuwägen. 
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Eotscb.  des  OberlAudesgericbto  Üaiubiii|r        IS-  U&m  1906. 


Nr.  98.  Entseh.  dee  Oberlaiulesgerlehts  Hamlrarg. 
Vom  12.  M&rz  1906. 

(Spedw  n.  Schlff.-Zlg.  XIT  (IM*)  Nr.  88  S.  886.) 
§§  30,  31  Internat.  Ueberelnk.  §§  75.  77  EisenbVerkO.  §§  456,  459  HGH.  Der  Be- 
schädigte, welcher  behauptet,  die  Beschädigung  des  Guts  (durch  Frost)  sei  nicht  durch 
Lieferfristüberschreitung,  sondern  durch  Verschulden  der  Eisenbahn  nach  Beendigung 
der  Fahrt  MtitaNai,  Int  die  tatOehlloiiM  UitarlaiM  teflr  n  erbrlagM,  im  4i«r 
Sebaileii  ■iett  aoNt  wllir«ad  i«r  Fahrt  MittatiaB  mL 

Nach  diesen  Vorschriften  haftet  die  Bigenbahn  für  den  Schaden, 
der  durch  Beecbädigung  des  Gates  in  der  Zeit  von  der  Annahme  zur 

Beförderung  bis  zur  Ablieferung  entsteht,  jedoch  haftet  die  Eisenbahn 
nicht  in  Ansehung  der  Güter,  die  infolge  ilmr  eigentümlichen  natür- 
lichen Beschaffenheit  der  besonderen  Gefahr  der  Beschädigung  oder  des 
inneren  Verderbs  ausgesetzt  sind,  es  sei  denn,  dass  der  Schaden  durch 
Verschulden  der  Eisenbalin  entstanden  sei.  Dass  Eier  zu  solchen  Gütern 
gehören,  indem  .sie  wef^eii  ilires  flüssigen,  wasserhaltigen  Inhalts  leicht 
durch  Frost  hcscliädigt  werden,  ist  allbekannt,  für  ihren  Verderb  durch 
Frost  hat  die  Eisenbahn  daher  an  sich  nicht  einzustehen,  wenn  sie 
oder  ihre  Leute,  für  die  sie  nach  §  458  HtrB.  haftet,  nicht  diesen  Ver- 
derb durch  die  Behandlung  der  Güter  oder  in  anderer  Weise  verschuldet 
haben.  Ein  solches  Verschulden  muss  ihr  nachgewiesen  werden.  Die 
Klägerin  sieht  dieses  in  der  Terspftteten  BefOrdernng  der  Waran  nach 
dem  Kai,  wohin  sie  sie  zur  Empfangnahme  gemftss  den  fttr  den  hiesigen 
Eisenbahngttterverkehr  geltenden  Bestimmungen  beordert  hatte.  Die 
Beklagte  wUl  ein  solches  Verschulden  nicht  anerkennen,  sie  führt  die 
Verzögerung  auf  die  damaligen  Verkehrsschwierigkeiten,  die  Anhftnfong 
▼on  OAtem  auf  den  Hamburger  Bahnhöfen  znr&ek,  die  durch  das  Zn- 
sammentreiFen  eines  andauernd  niedrigen  Wasserstandes  in  der  Elhe 
mit  der  gegen  alle  Erfahrung  früh  einsetzenden,  strengen  Kälte  henror* 
gerufen  worden  sei,  während  die  Klägerin  meint,  die  Eisenbahn  habe 
für  derartige  Hindernisse  rechtzeitig  Vorkehrung  treffen  müssen.  Ob 
die  Beschuldigung  der  Klägerin  als  zutreffend  anzusehen  ist,  mag 
zweifelhaft  erscheinen.  Es  bedarf  die  Frage  indes  einer  Entscheidung 
nicht,  weil  es  an  den  erforderlichen,  tatsächlichen  Unterlagen  für  die 
Prüfung  der  Vorfrage  fehlt,  ob  die  Eier  während  der  Verzögerung  ihrer 
lieber} iihning  nach  <lem  Kai  die  Frostbeschädiguug  erlitten  haben.  Tat- 
sächlich sind  die  am  2.  und  3.  Dezember  1902  in  Podwoloczyska  ver- 
ladenen Eier  am  8.  Dezember  hier  angekommen,  der  eine  Waggon  ist 
noch  an  demselben  Tage,  der  andere  —  der  zuerst  nach  Rothenburgsort, 
Billstrasse,  beordert  war  —  am  folgenden  Tage  nach  dem  Kai  auf- 
gegeben, beide  sind  aber  dort  erst  am  12.  Dezember  angekommen  und 
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am  13.  Dezember  entladen  worden.  Beim  .Abgänge  waren  die  Eier  in 
gutem  Znstaiule.  nach  der  Behauptung  der  Klägerin  sollen  sie  in  Stroh 
verpackt  gewesen  sein.  Unstreitig  iierrschte  aber  bereits  während  des 
Transportes  nach  Hamburg  eine  heftige  Kälte,  so  dass  die  Möglichkeit, 
ja  die  Wahrscheinlichkeit  sich  ergibt,  dass  die  Eier  bereits  bei  ihrem 
EäntrelBten  anf  dem  Hamboiger  Bahnhofe  am  8.  Desember  gefroren  ge- 
wesen sind. 

Da  die  Beklagte,  wie  oben  ansgeffihrt,  hierfür  nicht  haften  würde, 
80  war  es  Sache  der  Eligerin,  durch  genaue  Angaben  über  die  Stftrke 
des  Frostes  wahrend  der  Beise  an  den  Durchgangsorten,  Uber  die  Art 
der  StrohTorpackuDg  (Dicke  der  Strohlagen  etci),  die  Beschaffenheit  der 
Kisten  nnd  dgl.,  sowie  über  die  Stärke  des  Frostes  in  Hamburg  in  der 
Zeit  vom  8.  bis  12.  Dezember  so  genaue  Angaben  zu  machen,  dass  ein 
Sachverständiger  an  der  Hand  derselben  mit  einiger  Sicherheit  ein  Gut- 
acliten  darüber  abgeben  kann,  ob  die  Eier  auf  der  Reise  oder  erst  in 
Hiunburg  erfroren  sind,  bzw.  ob  die  Frostbeschädigung  während  des 
llamlnirger  Aiifentlialts  sich  verschlimmert  hat  Sonach  ist  die  Klage 
mangels  der  tatsächlichen  Unterlagen  hinfällig. 


Nr«  99.  BDtseh«  des  Oestenr.  Oberaten  CterlditBhollBS« 
Vom  14.  M&rz  1906. 

^iMbr.  £  d.  iBUnat  Elamb^TwtmMf.  ZIT  tMe  Hr.  •  8.  Ml.)  • 

Fracbtr&okersfattnngsansprQohe  aus  iateniationalen  Transporten  unterliegen  tit* 
•ehÜMSlioii  der  einiährigen  Verjährung  des  Art.  12  (4)  I.  U.   Landesrecht! lohs  Be- 
ttlMUigen  können  auch  nicht  subsidiär  in  Betracht  gezogen  werden. 

Aus  den  vom  Oesterr.  Obersten  Gericht  bestätigten  Gründen  des 
Bezirksgerichts  I  in  Lemberg:  „Der  klägerische  Anspruch  kann  sich 
nur  auf  Art.  12  des  I.  ü.  gründen,  infolgedessen  die  Bestimmungen  des 
österreichischen  biiifrci  liehen  Gesetzbuchs  schlechthin  derogiert  sind  und 
bei  Entscheidung  der  vorliegenden  Rechtssache  nicht  angewendet  werden 
können.  Nach  Art.  12  (4)  I.  U.  verjähren  die  KUckforderungsansprüche 
in  einem  Jahre,  vom  Tage  der  Zahlung  an.  Auf  die  Verjährung  finden 
die  Bestiniinunijeii  des  Art.  45  (S)  und  (4)  Anwendung.  Daraus  ergibt 
sich  argumentum  a  contrario,  dass  die  Bestimmung  des  Art.  45  (1;  1.  U. 
(wo  ausnahmswdse  Ton  der  dreijährigen  Veijährang  bei  grober  Fahr- 
Iftssigkeit  der  Bahn  die  Rede  ist),  auf  Bttckerstattungsansprache  keine 
Anwendung  findet  Wenn  daher  auch  die  Leute  der  Eisenhahn  bei 
Berechnung  der  Fracht  grob  fahrlSssig  einen  unrichtigen  Tarif  aage» 
wendet  hätten,  so  veijfthrt  der  Bfickforderungsanspruch  dennoch  mit 
Ablauf  einos  Jahres'. 
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Befichlo«  des  KtmmmgvkkU  in  Berlin  ¥oai  lö.  Mftn  1906. 


Nr.  100.   Beschlnss  des  Kammergerichts  in  Berlin. 

I.Zivilsenat.    Vom  15.  März  1906. 

(Preuss.  Arch.  f  Eiscnb  Wes.  1906  Hett  5  S.  109i>.) 

Me  Bariohtigung  des  Grundbuchs  nach  §  33  des  EBteiBnungsgesetzes  kann  niofct  vor 
dar  Zmt«lloii|  iln  EnteignungsbMaMMSM  erfltliM.  M  TMeRteignangen  tlni  üa 
abiiMbrdiMdM  oder  auszubioheideii  Teile  luitaitdiirtMl|  n  btzetaliam.  DI«  oad* 
flitige  Eintragung  einer  Enteigaung  in  Abteilung  II  daa  firaadbache  ist  nicht  znlSssig 

Die  Annahme  des  Landgerichts,  dass  vor  der  Zustellung  des  Ent- 
eigDinigsbeschlnsses  dem  Ersuchen  der  Enteignungsbehörde,  den  Unter- 
nehmer als  Eigentümer  des  enteigneten  Grundstücks  im  Qrundbuche 
einzutragen,  nicht  stattgefreben  werden  könne,  vielmehr  die  Mitteilung 
des  Znsteilungstages  entweder  in  dem  Ersuchen  oder  nachträglich  zu 
verlangen  sei,  steht  durchaus  iiu  Einklänge  mit  dem  Beschlüsse  des 
Kammergerichts  vom  18.  Dezember  1893  (Jahrbuch  Bd.  13  S.  115).  Von 
den  in  diesem  Beschlüsse  aufgestellten  Grundsätzen  abzugehen,  findet 
der  Senat  auch  bei  erneuter  Prüfung  keinen  Anlass.  Es  würde  auch 
kein  Grund  zur  Beschwerde  vorliegen,  wenn  das  Gruudbuchamt  der  um 
Eintragung  ersachenden  Behörde  eine  Frist  zor  Nachholung  der  in  dem 
Erracbeii  imterlaaseiieii  Hitteilnng  bestimmte.  Dia  Form,  in  der  dies 
za  geschehen  hat,  ist  im  Gesetze  nicht  aosdrQcklich  bestimmt,  sie  er- 
gibt sich  aber  unschwer  ans  den  sonstigen  Gepflogenheiten  im  Verkehr 
der  Behörden  untereinander,  und  Verstösse  in  dieser  Besiehnng  wQrden 
nicht  im  Wege  der  Sachbeschwerde,  sondern  im  Wege  der  Aufaichts- 
beschwerde  sn  rftgen  sein.  Dass  aber  die  Vorschrift  des  §  18  BGBO. 
auch  auf  die  Ersuchen  der  Behörden  ans  §  29  Anwendung  zu  finden 
hat,  Icann  nach  der  Denkschrift  (a.  a.  0.  S.  15),  die  auch  den  §  18  des 
Gesetzes  unter  den  zu  beobachtenden  Bestimmungen  aufzUüt,  nicht 
zweifelhaft  sein  (G&the  Anm.  4  S.  309). 

Von  dem  der  ganzen  Grundbucheinrichtung  allein  entsprechenden 
Erfordernis  der  Bezeichnung  des  Trennstücks  in  einer  dem  amtlichen 
Verzeichnis  angepassten  Weise,  —  selbst  wenn  diese  Bezeichnung  aus 
technisclien  Gründen  vorher  vielleicht  noch  nicht  in  das  Verzeichnis 
aufgenommen  werden  könnte  — ,  ist  in  der  Vorschrift  des  §  30  der 
Allg.  Verf.  vom  20.  November  1899  eine  Abweichung  nicht  zugelassen 
(Fuchs-Aruheim  Anm.  IIb  zu  §  6  S.  107,  öüthe  Anm.  2  zu  §  96 


In  einem  anderen  Falle  —  Beschwerdaiaehe  des  Bezirksansscbassea  zu  D.  wider 
4aa  Landgerieht  aa  B.  —  hat  das  KaaiBMffarielit  (I.  Zivibeaat)  «aterai  16.  Mira 

1906  hinsichtlieh  der  Eintragung  von  Teilenteignungen  in  das  Grundbuch  und  der  end- 
gültigen Eintragung  einer  Enteignung  in  AbteüiiiiL'  II  des  Grnndbiichcs  in  gleichem 
Sinne  entschieden.  Von  der  VernffentUcbung  dieses  beschlosses  ist  daher  Abstand  ge- 
Bonunea  wordea. 
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S.  1X21).  Die  Ausnahmebestimmung  im  §  30  Abs.  4  der  Allg.  Verf. 
vom  20.  November  1899  bezweckte  offenbar  die  Aufrechterbaltung  der 
bisherigen  Praxis,  wie  sie  gegeuflber  dem  §  68  PrGBO.  dnreii  die 
Entscbeidang  des  Eammergerichto  Yom  81.  Dezember  1883  (Jahrbuch 
Bd.  4  8. 161)  festgestellt  war  (Gfithe  Anm.  18  so  §  96  8. 1132). 

Dabei  ist  aber  als  selbstTerständlicb  yoraiisgesetst,  dass  der  ab- 
sosehieibeade  Teil  des  Gnuidstficks  im  Ersuchen  der  Behörde  oder  im 
Enteignangsbeschlasse  oder  in  dessen  Anlagen  derart  nach  dem  Steuer- 
bache  bezeichnet  sein  moss,  dass  eine  den  aUgemeinen  grundbachrecht- 
lichen  Vorschriften  entsprechende  Abschreibung  ermöglicht  wird  (vgl. 
auch  für  das  Auseinandersetzungsiverfahren  Jahrbuch  Bd.  23  SA.  141). 

Dies  trifft  sowohl  für  die  Abschreibung  und  Übertragnng  auf  ein 
neues  Grundbuchblatt  als  auch  für  die  blosse  Ausbochung  zu,  da  es 
auch  bei  dieser  einer  grundbuchmässigen  Hezeichnung  sowohl  des  aus- 
gebuchten wie  des  verbleibenden  Grundstiicksteils  bedarf.  Im  vor- 
liegenden Falle  hanilclt  es  sich  um  Absclueibnng  und  Übertragung, 
da  zur  blossen  Ausbuchung  nach  §  9o  Abs.  2  RGBO.  ein  besonderer 
Antrag  des  neuen  Eigentümers  erforderlich  ist,  der  allerdings  durch 
ein  Ersuchen  des  Beschwerdeführers  einsetzt  werden  konnte,  hier  aber 
nicht  gestellt  ist. 

Das  Torliegeude  firsnehen  kann  demnach  nnr  dahin  aufgefasst 
werden,  die  enteigneten  Grundflächen  yon  dem  bisherigen  Grundbuch- 
blatt abzuschreiben  und  auf  das  fftr  den  Eisenbahnfiskus  Toriiandene 
Grundbuchblatt  za  übertragen. 

Diesem  Ersuchen  kann  das  Amtsgericht,  soweit  es  sich  um  Ent- 
eignung von  Teilparzellen  handelt,  zur  Zeit  noch  nicht  stattgeben,  da 
weder  die  enteigneten  Teile  noch  die  »Beste  katastermässig  bezeichnet 
sind,  eine  solche  Bezeichnung  dem  Amtsgericht  auch  nicht  bereits  andw* 
weitig  —  etwa  durch  FlurbuchanhÄnge  —  bekannt  geworden  ist. 

Die  Mitteilung  dieser  Bezeichnungen  ist  nach  vorstehendem  ei^ 
forderlich,  damit  dem  Ersuchen  überhaupt  entsprochen  werden  kann, 
und  demnach  ist  auch  die  ersncliende  Behörde  zu  dieser  Mitteilung 
verpflichtet,  wenn  sie  auch  uikuiidlidip  Nacliweise  für  diese  Mitteilung 
in  Gestalt  von  Steuerbuchauszug  und  Karte  nicht  beizubringen  braucht 
(§  30  Abs.  4  der  Allg.  Verf.  vom  20.  November  1S99). 

Denn  der  Ansicht,  dass  die  erfolgte  Enteignung  auch  in  Ab- 
teilung II  vermerkt  werden  könnte,  kann  nicht  beigepflichtet  werden. 
Allerdings  hat  das  Kanmiergericht  in  seinem  Beschlüsse  vom  31.  De- 
zember 1888  (Jahrbuch  Bd.  4  S.  161)  ohne  nähere  Begründung  es  für 
möglich  erklärt,  auch  eine  endgültige  Enteignung  in  Abteilung  n  des 
Grundbuchs  zu  vermerken.  Es  kann  aber  ganz  dahingestellt  bleiben, 
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^tach.  de«  DeatMli«n  Beicb^ericbts  Tom  83.  Hin  1906. 


ob  diese  Ansicht  sich  nach  früherem  Rechte  begründen  liess,  dem  jetzt 
geltenden  Rechte  entspricht  sie  jedenfalls  nidtt  mehr,  nad  es  wÖrde, 
da  die  Enteignung  eines  Teils  eines  Omndstflcks  dieses  in  zwei  für 
das  Ornndbach  selbstftndige  Grandstücke  zerlegt,  deren  WeiterfOhrnng 
anf  demselben  Blatte  gemäss  §§  2ff.  BGBO.  nicht  zulässig  sein. 

Eine  endgültige  Eintragung  einer  Enteignnng,  die  in  Entziehung 
des  Gmndstttckseigentnms  besteht,  in  Abteilung  II  ist  im  heutigen 
Grundbuchrecht  nirgends  mehr  zugelassen.  Im  §  11  der  Allg.  Verf. 
vom  20.  November  1899,  welcher  die  Eintragungen  nennt,  für  welche 
die  Abteilung  II  des  Grundbuchs  bestimmt  ist,  ist  von  der  geschehenen 
Enteignung  eines  Grundstücks  (als  Entziehung  des  Eigentums)  nicht 
die  Rede.  Die  unter  Nr.  3  aufgeführte  Vormerkung  —  die  übrigens 
keine  Vormerkung  im  Sinne  des  heutifren  (!nindbuchrechts  ist  —  be- 
trifft nur  die  Einleitunj^  des  Eiiteignungsveifahrens,  ihre  Eintragung 
ist  im  §  24  Abs.  4  des  Enteiguungsgesetzes  ausdrücklich  angeordnet 
und  demnach  gemäss  Art.  109  EG.  z.  BGB.  auch  jetzt  noch  zulässig. 

Die  materielle  Voraussetzung  der  Vormerkung  des  heutigen  Rechts 
ist  ein  persönlicher  Anspruch  auf  Umgestaltung  der  derzeitigen  ding- 
lichen Rechtslage  eines  Grundstücks  (Predari  S.  196).  Von  einem 
solchen  Ansprüche  kann  hier  nicht  die  Rede  sein,  wo  durch  die  er- 
folgte Zustellung  des  Ehiteignnngsbeschlusses  der  Eigentumslkbergang 
auf  den  Unternehmer  sich  bereits  ausserhalb  des  Grundbuchs  vollzogen 
bat  (§§  38,  44  EntG.)  und  ein  persönlicher  Anspruch  auf  Umgestal- 
tung dieser  so  gestalteten  Rechtslage  des  GrundstAcks  gamieht  in 
EVage  steht   

Nr.  101.    Entsch.  des  Deutschen  Reichs^eriehts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  23.  März  1906. 

(EnUcb.  d.  B«loliag«r.  1.  ZIvUs.  Bd.  68  U«A  1  8. 8S.) 

I  6  Abs.  2  Tsitoraph.  WneiMtlz  v.  18.  DeiMiber  1899  (ReBI.  1899  Nr.  51  8. 795). 
Die  VeqiiBstigung  aus  §  6  Abt.  2  könnt  den  WegeunterhaKssiifilclitigen  zagste, 
WSBS  er  estweder  die  Anlage  selbst  ausführt  oder  sein  Interesse  an  der  AHefthraMf 

durch  Aufwendungen  in  eiaem  gewissen  Masse  betätigt. 

Dass  das  Ge.'ielz  den  wegeunterhaltungspfliclitigen  Genieinden  die 
Vergiinslif,'ung  dann  nicht  habe  gewähren  wollen,  wenn  sie  von  vorn- 
herein Einrichtungen  treffen,  die  ihnen  einen  Gewinn  aus  der  Her- 
stellung der  Anlage  mit  Sicherheit  verspiechen,  wird  widerlegt  durch 
die  Streichung  des  die  Erhebung  von  (Jelnihren  betreffenden  Schluss- 
satzes des  §  6  des  Entwurfs,  und  es  ganz  gleichgültig,  wie  die 
Gemeinde  diesen  Gewinn  erzielt,  ob  sie  bei  eigenem  Betrieb  viel  höhere 
Gebflbren  für  die  Benutzung  der  Anlage  erhebt,  als  zur  Deckung  ihrer 
Selbstkosten  erforderlich  sind,  oder  ob  sie  die  Anlage  von  vornherein 
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gegen  einen  liohen  Pachtzins  verpatlitet.  Der  §  6,  wie  er  schliesslich 
Gesetz  geworden,  bezweckt,  den  wegeuaterhaltuugspflichtigen  Gemeinden 
den  Weg  in  nenen  Anlagen  offenzuhalten,  nnd  verlangt  nur,  da  es 
nicht  PriTatinteressen  achfttzen  will,  nnd  die  durch  das  Gesetz  ein- 
gerftunten  Vorteile  sonst  lediglich  einzelnen,  insbesondere  Aktion&ren, 
zognte  kommen  würden,  dass  ein  Wegennterhaltnngapflichtiger 
entweder  die  Anlage  selbst  ansfflhrt,  oder  dass  er  sein  Interesse  an 
der  Ansf&hning  durch  Aufwendungen  in  einem  gewissen  Masse  be- 
tätigt. Es  verlangt  aber  keineswegs,  dass  der  Wegeunterhaltungs- 
pflichtige,  der  die  Anlage  ausgeführt  hat,  sie  auch  betreibt  oder  am 
Betriebe  durch  Tragnng  eines  Teils  der  Betriebskosten  oder  eines 
Teils  des  Bisikos  sich  beteiligt. 


Nr.  m  Entseh.  des  Oberlandrs<;eriolits  COln. 

Vom  24.  März  1906. 

iPreuHS.  Kls(<nb -Arch.  19(16  Heft  6  S  1327.! 

§§  120 e,  147  RGewO.  §§  I,  9  Bek.  des  Bundesrats  v.  20.  März  1892.  Felsarbeiten 
zur  Herstellung  von  EiseobataneiMoliiiitten  sind  als  Steiobniohbetrlebe  Im  Sinne  der 
«•rbezeiebittea  BikMataaolMsg  den  Bsiieiratet  aazattliss.  Oft  fir  dn  80M1 
der  ArbtHsr  !■  disiii  Bttrithes  srlaMMM  BntlmMaiM  «ImI  ishsr  a  leashttn. 

Aus  den  rom  Oberlandesgericht  Cöln  bestätigten  Gründen  der  Vor- 
instanz, des  Landgerichts  Saarbrttcken  Tom  2.  Februar  1906:  Durch 
§  9  der  Bekanntmachung  vom  20.  März  1902  ist  angeordnet  worden, 
dass  in  Steinbrüchen  Arbeiter,  die  bei  der  Steingewinnung  (dem  Brechen, 
Sprengen  nnd  dergleichen)  verwendet  werden,  nicht  länger  als  10 
Stunden  täglich,  sowie  dass  in  Steinbrüchen  und  Steinhanereien  Arbeiter, 
die  beim  Bossieren  oder  der  wdteroi  Bearbeitung  von  Sandstein  ver- 
wendet werden,  nicht  länger  als  9  Stunden  täglich  beschäftigt  werden 
därfen. 

Diese  Bestimmungen  bezwecken  also  den  Schutz  gewerblicher  Ar- 
beiter, nämlich  der  Steinbrecher  und  Steinhauer.  Das  Berufungsgericht 
folgert  daraus,  dass  unter  „Steinhrüclien"  nielit  bloss  die  ledifjlicli  zu 
der  ausgesprochenen  und  gewei  l)i^niassigeu  .Steingewinnuiig  eingerichteteu 
Aiilaf^en  zu  verstehen  sind,  suihlem  auch  solche  gelegen tlich  anderer 
Arbeiten  in  gewerblichem  Betrieb  auszutülirenden  Anlagen,  in  denen 
Steine  gebrochen  und  gewoiiiieii  werden,  sofern  die  Arl)eit  des  Stein- 
brechens eine  derartige  Ausdehnung  hat,  dass  die  Steinbrecher  den- 
jenigen Gefahren  ausgesetzt  sind,  deren  Verhütung  die  Bekanntmachung 
des  Bundesrats  durch  die  Bestimmung  in  §  9  bezweckt. 

Berücksichtigt  mau,  dass  im  voiiiegenden  Falle  eine  Wegestrecke 
von  etwa  100  m  in  einer  Breite  und  in  einer  Tiefe  von  etwa  10  m 
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durch  GevSteininasseii  gehauen  werden  miisste,  dass  es  sicli  um  eine 
harte  Steinart  handelt,  dass  dabei  etwa  2000  cbm  Steine  bewegt  wur- 
den, und  dass  die  Arbeit  etwa  ein  halbes  Jahr  in  Anspruch  nahm,  so 
wird  man  anbedenklich  annehmen  können,  dass  die  mit  der  Arbeit  des 
Steinbrecbeos  beschftftigten  Arbeiter  denselben  Gefahren  aosgesetzt 
waren,  wie  die  Steinbrecher  in  einem  lediglich  znr  gewerbsmässigen 
Steingewinnang  angelegten  Steinbrach,  dass  es  sich  also  auch  vor- 
liegend um  einen  Steinbmcb  im  Sinne  der  Bekanntmachang  handelt. 
Hag  die  Anlegang  des  Steinbrnches  anch  gelegentlich  des  Bahnbaoes 
notwendig  geworden  sein,  so  fällt  sie  doch  in  das  gewerbliche 
Unternehmen  des  Angeklagten,  da  die  betreffende  Arbeit  in  den 
Baaplänen  vorgesehen  war  und  die  gewonnenen  2000  cbm  Steine,  wie 
von  vornherein  vorgesehen,  beim  Bahnbau  aach  als  Maaer-  ond  Füll- 
steine Verwendung  gefunden  haben. 

Der  Angeklagte  durfte  daher  die  Arbeiter,  solange  sie  zum  „Stein- 
brechen" verwendet  wurden,  laicht  über  10  Stunden  beschäftigen  und 
hat  durch  die  nachgewiesene  Überbeschäftigunp;  der  in  §  9  Absatz  1 
der  Bekanntmachung  getroftencn  Bestimmung  zuwidergehandelt. 

Entgegen  der  Feststellung  des  angefochtenen  Urteils  ist  auch  die 
Überbeschäftigung  von  Steinhauern  für  nachgewiesen  zu  erachten.  Aus 
dem  §  9  Absatz  2  in  Verbindung  mit  §  11  folgt,  dass  gerade  die  Roh- 
bearbeitung von  Sandsteinen  stets  als  „Steinhauerarbeit"  anzusehen 
ist,  die  daräber  hinausgehende  Bearbeitung  der  Werkstücke  aber  nur 
dann,  wenn  sie  im  Steinbmcb  selbt  erfolgt 

Die  ständige  monatelang  währende  Beschäftigang  von  7  Leaten 
zor  Bohbearbeitong  von  Vogesensandstdnen  bdiafs  Verwendung  beim 
Bahnbaa  stellt  sich  daher  als  eine  ,Steinhaaerei*  dar,  nnd  diese 
,Steinhaaer*  durften  deshalb  nicht  länger  als  9  Stunden  täglich 
beschäftigt  werden,  selbst  wenn  man  annimmt,  dass  sie  ausserhalb 
einer  regelmässigen  Betriebsstätte  bei  Bauten  beschäftigt  waren,  denn 
die  in  §  11  Abs.  2  a.  a.  0.  getroffene  Ausnahme  findet  auf  §  9  keine 
Anwendung.  Der  Angeklagte  hat  sonach  durch  Beschäftigung  der  in 
seiner  Steinhauerei  bei  der  Weiterbearbeitung  von  Sandsteinen  ver- 
wendeten Arbeiter  über  die  Dauer  von  9  Stunden  auch  gegen  §  9  Ab- 
satz 2  der  Bekanntmachung  ?om  20.  März  1902  Verstössen. 

Nr.  103.    Entseli.  des  Oesterr.  Oberst«u  Gcriehtshol'es. 

Vom  29.  März  1906. 

(AUg.  Tu.nABS.  XZV  1906  Mr. «  8.  HL) 

I.  Das  grobe  Versohulden  der  Babn  must  direh  Anfiihruni  bestlmtar  Tatsachen, 
welohe  featzitteHm  «ImI,  erwiesen  werden,  wenn  die  Partei  Ihm  Asspraoli  «sf  als 

grobea  Verschulden  gründet. 
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Ii.  Die  Angaben  de«  Frachtbriefes  über  die  Menge  und  das  Gewicht  der  Sendnng  sind, 
i«  Intt  lieU  tlwM  aniam  fattgattallt  ist,  fir  ita  Aiaaita  dar  Raebta  wH  Var» 
biBAiahkaHaa  dar  Varinifalalla  kaatlamaad  Ol  53,  54  AI«.  3  BR.) 

G«g6ii  die  rechtliche  Benrteilang  der  Sache  kann  ein  gegrQndeter 
Einwand  nicht  erhoben  werden.  Aas  der  Bestimmung  des  §  63  Betr.- 

Ke?1.,  insbesonders  ad  1,  erhellt,  dass  das  durch  den  Aufgeber  im 
Frachtbriefe  deklarierte  Gewicht  des  Frachtgutes  die  Vertragsteile 
unbedingt  bindet,  und  dass  es  nicht  angeht,  dass  der  Absender  in  der 
Folge  mit  der  Behauptung  auftritt,  dass  das  angegebene  Gewicht  der 
Wahrheit  nicht  entspricht,  was  dem  im  Handelsverkehre  geltenden 
Grundsatze  des  guten  Glaubens  geradezu  widersprechen  würde. 

§  53  in  Verbiudung  mit  §  54  Abs.  3  lässt  keinem  Zweite]  Kaum, 
dass  die  Angaben  des  Frachtbriefes  über  die  Menge  und  das  (Te\vi('ht 
für  die  Vertragsteile  massgebend  sind,  dass  dieselben  das  Mass  der 
ßechte  und  Verbindlichkeiten  der  letzteren  bestimmen. 

Inhaltlich  derselben  verpflichtete  sich  die  Eisenbahn,  1440  Kg. 
zn  überfuhren  und  hat  nur  f&r  1440  Kg.  die  Frachtgebtihr  beeinnahmt. 
Ans  der  Bestimmung  des  §  54  Abs.  4  kann  die  gegenteilige  Ansicht 
schon  ans  dem  Omnde  nicht  abgeleitet  werden,  weil  im  gegebenen 
Falle  es  sich  nicht  darum  handelt,  dass  das  Gewicht  des  Frachtbriefes 
gegen  die  Eisenbahn  Beweis  machen  sollte.  Auch  kann  Elftger  den 
Ton  ihm  berufenen  Erlass  des  Eisenbahnministeriums  vom  7.  Mftrs 
1908  Z.  25668,  flkr  seine  Ansicht  nicht  verwerten,  da  darin  von  einem 
Anerkenntnis,  wonach  die  Sendung  2000  Eg.  tatsächlich  gewogen  hat, 
*  keine  Erwähnung  geschieht.   

Kr.  104.   Entscli.  des  Sehwcizor  Buudesgerichts« 
Vom  30.  März  1906. 

(SflliwJS.  III  INS  Hift  t  8. 11.) 

Dar  Cxpreprlat  kaas  (ssab  ErMIgaai  daa  ExpraprlstiaiairarfalHraaa)  vaai  Expre- 
prtaurtMi  Sahaiasaraati  aidit  baanspraekaa,  wall  das  Werk  slaM  la  iar  vargaaahaaia 

Zeit  plangem&ss  ansgef&hrt  wurde. 

Der  Kern  der  Begründung  des  klägerischen  Anspiuclies  liegt  in 
dem  Satze,  es  bestehe  eine  aus  dem  Expropriationsrecht  herzuleitende 
Veiptiiciitung  des  Exproprianten  gegenüber  dem  Expropriaten,  das  Werk 
in  der  vorhergesehenen  Zeit  plangemäs.s  auszuführen;  die  Unterlassung 
dieser  rechtzeitigen  plangemässen  Ausführung  mache  den  Exproprianten 
dem  Expropriaten  gegenüber  schadenersatzpflichtig.  Es  erhellt,  dass 
der  so  begründete  Anspruch  am  ehesten  Ähnlichkeit  hat  mit  dem  in 
Art.  47  ExprGes.  normierten.  Diese  Gesetzesbestimmung  gibt  ein 
näher  umschriebenes  Rückforderungsrecht  für  den  Fall  der  Nicht- 
benatzung des  abgetretenen  Rechts  zum  Abtretungszweck,  und  zwar 
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wu*d  dieses  RQckforderung^recht  geknüpft  an  die  Voraussetzung,  dass 
der  Exprupi  iaot  fikr  die  NichtTerwendniig  des  ftl^getretenen  Rechts  zam 
Abtretnogszweck  keine  hinreichenden  Gr&nde  anznfAhren  vermöge. 
Ans  dieser  Statoiernng  eines  besonders  umschriebenen  gesetzliehen 
Anspruchs  im  Falle  der  Nichtverwendnng  des  abgetretenen  Bechts  zum 
Abtretungszweck,  welcher  Fall  einen  Anwendungsfall  der  Nichtans- 
flihmng  des  Werkes  bildet,  Iftsst  sich  zweierlei  ableiten:  erstens,  dass 
die  Rechte  des  Expropriaten  für  diesen  besonderen  Fall  beschränkt 
werden  auf  einen  Rückfordernngsansprach ,  einen  Anspruch  auf  RAck- 
gängigmachiing  der  Expropriation  und  nicht  daneben  oder  an  dessen 
Stelle  ein  Schadensersatzanspruch  platzgreift;  zweitens,  dass  dieser 
Anspruch  entfällt,  wenn  hinreichende  Gründe  für  das  Verhalten  des 
Exproprianten  vorlicg:^!!.  Hat  aber  danach  ein  Sfhadcnsersatzanspruch 
mit  Beziehung  auf  die  aliL^Ptretenen  Rechte  keinen  Kaum,  so  kann  er 
auch  nicht  konstruiert  werileu  für  das  Eigentumsrecht  des  Expropriaten 
an  den  Restgrundstücken:  dem  Expropriaten  steht  eben  überhaupt  in 
dem  in  Art.  47  vorgesehenen  Fall  nur  ein  näher  umschriebener  Rück- 
forderungs-,  nicht  ein  Schadenersatzanspruch  zu;  mittelst  Rückgängig- 
machung der  Expropriation  soll  er  die  Nachteile,  die  ihm  aus  der  Nicht- 
benutzung des  abgetretenen  Hechts  zum  Abtretungszwecke  allfällig  er- 
wachsen sind,  aufheben  kOnnen,  und  nicht  mittelst  Schadenersatzklage. 
Schon  diese  Er^filgung  ftthrt  dazu,  zu  erkennen,  dass  der  eingeklagte 
Anspruch  gar  keinen  gesetzlichen  Boden  hat 

2.  Dazu  kommt  aber  weiter,  dass  ein  derartiger  Schadenersatz- 
anspruch doch  jedenfalls,  wie  der  Bflckforderungsanspruch,  an  die  Vor- 
aussetzung geknttpft  sein  müsste,  dass  der  Ezpropriant  hinreichende 
Orfinde  zur  nichtplangemässen ,  rechtzeitigen  AusfQhrung  des  Werkes 
nicht  gehabt  habe  (wobei  dahingestellt  sein  mag.  ob  der  klagende  Ei- 
propriat  das  Nichtvorhandensein  solcher  Gr&nde,  als  zum  Klagfunda- 
ment gehörend,  oder  der  beklagte  Expropriant  deren  Vorhandensein 
darzutun  habe).  Diese  Betrachtung  führt  nun  zu  der  von  den  Parteien 
eingehend  erörterten  Frage  des  Kausalzusauimeiiliangs  zwischen  der 
Nichtausführun{2:  des  Werkes  und  der  Verhinderung  der  Verwertung 
und  Überbauung-  der  (irundstücke  der  Klilj^er.  In  dieser  Richtung  ist 
der  Standpunkt  der  Kläger  der,  die  Verhinderung  der  Verwertung  und 
Überbaunng,  die  ihren  unmittelbaren  Grund  in  der  Nichtgenehniigung 
des  Quartierplanverfahrens  in  der  fraglichen  Gegeutl  habe,  sei  in  letzter 
Linie  zurückzuführen  auf  die  Nichtausführung  der  Bahnumbaute  in  der 
vorgesehenen  Zeit;  nur  mit  Bttcksicht  auf  die  Beklagte  und  in  deren 
Interesse  werde  die  Durchführung  des  Quartierplanverfahrens  von  den 
zürcherischen  Behörden  verweigert.  Das  Beweisverfahren  hat  jedoch 
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das  Unhaltbare  dieses  Standpunktes  ergeben.  .  .  .  Der  Kausalzusatnmen- 
baiig  zwischen  der  Nichtausführung,  bzw.  nicht  planmässigen,  recht- 
seitigen  Ansführung  des  Werkes  doreh  die  Beklagte  und  der  als 
SehadeiistatsMlie  geltend  gemachten  BaobekiDdeniDg  mangelt  alao,  und 
die  Beklagte  hat  jedenfalls  «hinieicheiide  Qrflnde*  znr  Nichtaos- 
fllhning. 

8.  Schliesslich  erscheint  der  eingeklagte  Ansprach  anch  noch  von 
einem  andern  Gesichtspunkt  ans  als  onhaltbar.  Wenn  sieh  nftmlich 
die  Elftger  darauf  stützen,  im  bundesgeriehtlichen  Ezpropriationsent- 
scheid  sei  eine  Unterführung  der  H.-Strasse  vorgesehen  gewesen;  die 
Experten  (und  mit  ihnen  das  Buiidesgericlit)  hatten  nun  die  Vorteile 
dieser  Unterführung  berücksiclitigt  und  überhaupt  die  Schätzung  für 
Minderwert  im  Hinblick  auf  den  vorgelegten  Plan  und  die  geplante 
Ausführung  vorgenommen,  —  so  mag  zwar  diese  Ausführung  richtig 
sein,  allein  es  folgt  daraus  nicht  die  Zulässigkeit  der  erhobenen  Klage 
und  die  Begiüiidetlieit  des  mit  ihr  geltend  gemachten  Anspruchs.  Viel- 
mehr würde  sich  daraus  nur  ergeben,  dass  die  dem  Expropriationsent- 
scheid zugrunde  liegende  Kompensation  der  Vorteile  mit  den  Nachteilen 
wieder  aufgehoben  werden  müsste  und  überhaupt  eine  neue  Festsetzung 
des  Minderweiles  auf  Grund  der  neuen  Sachlage  zu  erfolgen  hätte. 
Ob  dies  auf  dem  Wege  der  Berichtigung  des  Expropriationsentscheides 
geschehen  könnte  ein  Bevisionsgnind  im  Sinne  der  Art.  198  IT.  BGP. 
Uge  offenbar  nicht  vor  — /  oder  auf  dem  Wege  eines  neoen  Ezpro- 
priationsrerfahrens,  da?on  ausgehend,  dass  ee  sich  am  ein  neues  Werk 
bandle,  —  ist  hente  nicht  so  entsdieiden;  geltend  gemacht  ist  ein 
solcher  Ansprach  nicht;  der  einzig  geltend  gemachte  aber  findet  nach 
dem  Gesagten  im  Oesets  keinen  Anhaltspunkt 


Nr.  105.    Eutsc'h.  des  Appell. -Senats  des  Handels-  und  Wcelisel- 

gerichts  Budapest. 
Vom  30.  Hftrz  1906.  E.  36. 

(Uag.  Btoiab.-TBr^  a.  Veift.-Aiis.  Z  U06  Nr.  U  &  141.) 
FraeMilS|lsttigMiifCi,  welche  bis  auf  Widerruf,  ISngetens  Jedoch  bis  Ende  des  Jahres, 
nitstaades  werden,  UMmun  diroh  eine  vorausgegangene  14til||ise  Knadmaohnng  nnf« 

geheben  werden. 

Es  steht  ausser  Frage,  dass  die  Frachtbegünstigung  mit  Gültigkeit 
vom  1.  Juli  bis  auf  Widerruf,  längstens  jedoch  bis  Ende  des  Jahres, 
zugestanden  wurde,  und  es  ist  auch  nicht  strittig,  dass  die  Begünstigung 
am  31.  August  widerrufen  und  die  in  Rede  stehende  Seuduug  nach 
Ablauf  von  14  Tagen  nach  dem  Widerrufe  aufgegehen  worden  ist. 

Non  können  ah«*  die  his  auf  Widerraf  gewährten,  jedoch  mit 
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der  Bezeichnung  des  äassersten  Termines,  somit  zweifellos 
für  eine  bestimmte  Zeit  pablizierten  Fracbtbegtestiginigen  —  im 
Sinne  des  §  14  Alinea  1  und  2  der  in  Angelegenheit  der  Verftifont- 
lichnng  der  Tarife  eriassenen  Ministerial-Verordnnng  —  dorch  14tlgige 
Yorberige  Knndmacbnngen  zu  jeder  Zeit  aufgehoben  und  abgeftndert 
werden. 


Nr.  106.  Eutsch.  des  Oberlandes;?eriebt(»  Müucheu. 

Vom  9.  April  1906. 

(Zeit<i(>hr.  f.  Reobtspfl.  In  Bayern  Jsbrg.  2  Nr.  18  S.  Mi.) 

§  53  Abs.  9  EisenbVerkO.   Bei  unrichtiger  Inhaltsangabe  auch  nur  eines  Teils  der 
Laduig  liano  alt  Fraohtzuschlag  das  Doppelte  der  ganzen  von  Abgangs-  bis  zum  Bs- 
•timmungsorte  »  taMatits  Fraolit  arhakaa  werdan. 

Die  Firma  M.  in  S.  gab  am  20.  April  1904  bei  der  Bayr.  Staats- 
eisenbalin  eine  Wagenladung  Porzellan  an  die  Firma  W.  in  Seh.  auf 
und  trug  in  den  Frachtbrief  als  Inhalt  ^Porzellan  lose  verladen"  und 
als  Bruttogewicht  ,»11700  Kilo"  ein.  Während  des  Transportes  ergab 
sich  auf  amtliche  Nachschau  die  Beiladung  einer  allerseits  fest  vei^ 
schlossenen  Eiste  mit  Porzellan.  Daraufhin  erhob  die  Bahnverwaltung 
unter  Zugrundelegung  des  Tarifs  fikr  Porzellan  in  verschlossenen  Kisten 
statt  des  Spedaltarifs  n  für  lose  verladenes  Porzellan  hinsichtlich  des 
Gesamtgewichts  den  Hehrbetrag  von  601  H.  90  Pf.,  nämlich  167  H. 
SO  Pf.  EVachtunterachied  und  334  H.  60  Pf.  Strafzuschlag.  Der  Be- 
trag wurde  unter  Protest  bezahlt  und  sodann  Rückforderangsklage  auf 
491  M.  40  Pf.  mit  der  Begründung  erhoben,  die  Absenderin  treffe  kein 
Verschulden,  weil  die  Oeffnang  der  streitigen  Kiste  vor  der  Beipackang 
lediglich  durch  ein  Versehen  eines  Arbeiters  unterblieben  sei,  der  die 
telephonische  Weisuns:,  den  Deckel  zu  beseitigen,  dahin  missverstanden 
habe,  er  solle  die  früher  anffreklebten  .,Zettel~  entfernen.  Auch  der 
Zuschhif?  selbst  sei  falsch  berechnet ,  da  die  verschlDSsene  Kiste  103  Kilo 
gewogen  habe  und  die  höhere  Fracht  sich  hierfür  auf  B  M.  50  Pf.  be- 
ziffere, könne  der  Zuschlag  nicht  mehr  als  7  M.  ausmachen.  Der 
Eisenbahnfiskus  bestritt  das  behauptete  tclepiionische  Missverständnis, 
sowie  dass  das  Gewicht  der  Kiste  amtlich  mit  103  Kilo  eruüttelL  worden 
und  berief  sich  für  seine  Art  der  Zuschlagsberechnang  auf  §  11  der 
allgemeinen  Tarifrorschriften  und  die  einhellige  Praxis  der  deutschen 
Eisenbahnverwaltungen.  Das  Landgericht  erklärte  die  Klage  dem 
Grunde  nach  fftr  gerechtfertigt,  und  die  Berufung  blieb  erfolglos. 

Aus  den  Grflnden:  Es  ist  nicht  erwiesen,  dass  nur  ein  Miss- 
Verständnis  die  Beiladung  der  verschlossenen  Kiste  herbeigeführt  hat 
und  deshalb  auf  die  Frage  nicht  weiter  einzugeben,  ob  der  klägerische 


Digitized  by  Google 


EntMh.  des  überiuidMeerichU  Mikncbai  tob  9.  April  1906.  158 


Gescliäitsiührer  die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  angewendet  hat, 
wenn  er  sich  einen  wichtigen  telephonischen  Auftrag  von  dem  Ange> 
rafenen  nicht  wiederholen  liees  and  den  Vollzog  nicht  überwachte.  In 
der  Sache  selbst  nötigt  der  Wortlaut  des  Abs.  9  §  53  EisenbVerkO. 
nicht  zn  der  Aoslegnng,  die  ihm  in  der  (internen)  Enndm.  Nr.  12  der 
deutschen  Bahnen  gegeben  ist.  Wenn  auch  im  allgemeinen  Fracht^ 
berechnnngen  nur  nach  Hassgabe  des  Tarifs  Torgenommen  werden 
können,  so  Terweist  Abs.  9  doch  keineswegs  auf  eine  bestimmte  Yor- 
schrift  des  Tarifs,  wie  etwa  die  EisenbVerkO.  von  1892  in  ihrem  §  58 
Abs.  9.  Die  allp:emeinen  Tarif  Vorschriften  des  deutschen  Gütertarifs 
yom  1.  April  1904  enthalten  fiberhanpt  keine  Bestimmungen  Aber  die 
Tarif iernng  zwangsweise  von  Amts  wegen  deklarierter  Güter,  sondern 
nur  solche  über  Frachtberechnung  nach  Massgabe  der  Frachtbrief- 
angaben des  Absen tlers  bei  Auffjabe  der  Güter.  Die  allgemeinen  Tarif- 
vorschrifien  können  also  nicht  unmittelbare,  sondern  nur  sinngemässe 
Anwendung  finden.  Der  Sinn,  Grund  und  Zweck  der  Abs.  7  und  9  des 
§  53  EisenbVerkO.  sprechen  nun  aber  gegen  die  Auslegung,  die  ihnen 
von  dem  Beklagten  gegeben  worden  ist,  die  ihrerseits  der  Kundm  Nr.  12 
Folge  leistete.  Bei  Gütern,  deren  Beförderung  nicht  im  Interesse  der 
Sicherheit  ausgeschlossen  oder  beschränkt  ist,  hat  die  Bahn  an  rich- 
tiger Deklaration  des  Inhalts  nnr  finanzielles  Interesse.  Es  soll  des- 
halb bei  Entdecknng  einer  nnrichtigen  Deklaration  der  entgangene 
Gewinn  nachgeholt  nnd  das  Doppelte  davon  als  Frachtzuschlag,  d.  i. 
Vertragsstrafe,  dem  Zuwiderhandelnden  auferlegt  werden,  damit  er  und 
andere  sich  künftig  richtiger  Angaben  im  Frachtbrief  befleissigen.  In 
der  allgemeinen  Znsatzbestimmung  X  zn  §  53  Abs.  9  der  EisenbVerkO. 
Ton  1892  war  dieser  Gedanke  deutlich  zum  Ausdruck  gebracht.  Bei 
FrachtYerkfirzung  sollte  der  Zuschlag  das  Doppelte  der  vorenthaltenen 
Fracht  betragen  (vgl.  §  185  VZollG.).  Es  ist  nicht  anzunehmen,  dass 
der  Grundgedanke  des  §53  Abs.  9  EisenbVerkO.  von  1899  ein  anderer 
geworden  ist,  wenn  auch  von  vorenthaltener  Fraclit  nicht  mehr  ge- 
sprochen wird;  dies  um  so  weniger,  als  ans  dem  Entwickelungsgang 
des  internationalen  Frachtübereinkommens,  das  mit  der  EisenbVerkO. 
im  engen  Zusammenhang  steht,  die  Tendenz  ersichtlich  ist,  die  Folgen 
imrichtiger  Deklaration,  sofern  sie  nur  pekuniäre  Interessen  verletzt, 
für  den  Absender  zu  mildern.  Nach  §  3  AusfBcst.  z.  intern.  FrachtUe. 
vom  14.  Okt.  1890  Art.  7  Abs.  4  konnte  als  Fraclitznschlag  das  Doppelte 
der  ganzen  vom  .Abgangs-  bis  zum  Bestimmungsort  zu  zahlenden  Fracht 
erhoben  werden,  selbst  wenn  eine  FhtehtTorkttrzang  nicht  stattfand. 
Wenn  die  Eisenbahn  also  gemfiss  Abs.  9  des  §  63  EisenbVerkO.  Ton 
1899  berechnen  soll,  was  ihr  durch  unrichtige  Deklaration  an  Fracht 
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Yorenthalten  worden  ist,  so  innss  sie  die  billigsten,  nicht  die  teuersten 
Fracbtsätie  zuginnde  legen,  nach  denen  der  Absender  sein  Gnt  ord- 
nnngs^fem&ss  mit  richtiger  Deklaration  hfttte  befördern  kOnnen. 


Nr.  107.  Entseh.  des  Appellhofts  TOn  Toulouse. 
Vom  9.  April  1906. 

(Zeltacbr.  f.  d.  Internat.  Elsrni  Tmc^ji  XIV  Nr.  9  S.  31«.  —  Aaaato«  des  chemlns  de  fer  I90fi  I  S.  156.  » 

Zur  Berechnung  der  Lieferfristen  für  direkte  Sendingen  von  S|NUiles  eMli  Frankreich. 

In  Erwägung.  das.s  die  Vertragseinheit  nicht  unvereinbar  ist  mit 
der  individuellen  Verantwortlichkeit  einer  jeden  Transportverwaltung 
innerhalb  der  Grenzen  der  besonderen  Tarife,  denen  sie  unterworfen 
ist;  dass  es  insbesondere  sicli  so  verhält  in  bezug  auf  die  Expeditions- 
und Lieferfristen ;  dass  die  Diligenz  der  einen  Bahn  nicht  durch  Auf- 
stellunt^  einer  Art  von  mittlerer  Frist  die  Verspätung  der  anderen  bei 
Ausführung:  der  gesetzlichen  Verpflichtungen  rechtfertigen  kann;  dass 
dieser  Reciitsgrund  durch  den  tatsächlichen  Umstand  gestiitzt  wird, 
dass,  wenn  die  spanische  Eisenbahn  den  Erstlingsgemüscn  und  den 
Erstlingen  des  Obstes  eine  raschere  Beförderung  gewährt,  indem  sie 
SebnellzngsbefDrderong  anstatt  BefQrdemng  mit  Eil-  und  Gttterzng  laat 
dem  vom  Absender  vorgeschriebenen  Tarif  104  gestattet«  dies  im  In- 
teresse  des  internationalen  Handels  geschieht  und  eine .  Begünstigung 
darstellt,  die  durch  den  Branch  eingeflkhrt  wurde  und  sich  durch  diesen 
erhalten  hat  und  nicht,  weil  dadurch  die  Verzögerungen  auf  der  Midi- 
Eisenbahn  kompensiert  werden  sollten; 

in  Erwägung,  dass,  wenn  der  gleiche  Frachtvertrag  die  beiden 
Eisenbahnen  mit  dem  Absender  verbindet,  doch  jede  die  Vorschriften 
ihres  besonderen  Tarifs  beachten  soll,  der  für  den  von  ihr  besorgten 
Teil  des  Transportes  sowohl  hinsichtlich  der  Lieferfristen  wie  der 
Minimal-Zuggeschwindigkeit  verbindlich  bleibt; 

in  Erwägung,  dass  hiernach  die  Midi-Eisenbahn,  nach  Empfang 
der  in  Cerbere  mit  dem  Zuge  der  spanischen  Bahn  um  8  Uhr  38  Min. 
abends  eingetrotfenen  Sendung  und  nachdem  die  Erfüllung  der  Zoll- 
formalitäten zu  keinerlei  Schwierigkeiten  Anlass  gegeben,  die  Pflicht 
hatte,  diese  SeinUing  spätestens  mit  dem  Zuge  7  Uln  f)  Min  des  andern 
Morgens  nach  Toulouse  zu  dirigieren  und  an  den  fi]mptHnger  um  2  Uhr 
38  Min.  nachmittags  abzuliefern,  und  nicht  erst  am  folgenden  Tage  um 
3  Uhr  80  Hin.  des  Morgens;  dass  der  Nachteil,  der  fftr  den  Beklagten 
ans  dieser  Verspfttung  entstand,  unbestreitbar  ist,  weil  er,  auf  die  ge- 
wöhnliche Raschheit  der  Beförderung  auf  den  spanischen  Linien  zählend, 
auf  die  Weiterbeförderung  nach  Cerböre  mit  dem  anschliessenden  Zuge 
glaubte  rechnen  zu  können; 


Digitized  by  Google 


£Dtscli.  des  Deotocbes  Beiolugericlits  vom  19  April  1906. 


166 


hat  der  Grerichtsliof  erkannt,  dass  trotz  der  Einheit  des  Fracht- 
vertrages jede  der  Eisenbahngesellschaften  in  den  (ireuzen  ihres  Tarifs 
für  die  nachteilige  Überschreitung  der  Lieferfristen  haftpflichtig  ist  und 
dasi  hk  ▼oiiiegendem  Falle  die  yenpätang  toi  der  Niehtbeachtang  der 
BefQrderangsbedinguugeu  der  Midi-EiBenbalui  herrfihrt 


Xr.  108.   Enfseh.  des  Deutschen  Rolehsu^criehts. 
1.  Strafsenat.    Vom  19.  April  1906. 

(JW.  Jah«. »  (IfM)  nr.  16  8. 90$  SSUt.  IV.) 

Ole  Fltootang  eines  Urlaubspaeeee  zur  Erlanguns  ern&seigter  Eisenbahnfahrt  Itt  ■Mt 
naoh  9  363,  sondern  nacli  §§  267,  268  StGB,  zu  bestrafen. 

Legitimatiouspapiere,  als  welche  §  32  Nr.  5  der  Militärtransport- 
ordnnng  die  Urlaubspässe  bezeichnet,  können  sowohl  öffiBoUicho  wie 

Privatnrkunden  sein.  Die  Anwendung  des  §  363  StGB,  auf  die  Fäl- 
schung und  den  Gebrauch  solcher  Papiere  ist  jedoch  ausgeschlossen, 
wenn  der  Täter  diese  nicht  begeht,  um  sein  Fortkommen  im  allgemeinen 
günstiger  zu  gestalten,  sondern  um  ein  bestimmtes  Recht  zu  verletzen. 
Da  der  Angeklagte  durch  die  Fälschung  den  Nachweis  des  Anspruchs 
auf  ermässigte  Fahrt  zu  erbringen  und  das  Recht  des  Eisenbahnfiskus 
auf  den  vollen  Fahrpreis  zu  l)eeinträchtigen  beabsichtigte,  war  die  An- 
wendung von  g§  207,  268  Nr.  1  StGB,  gerechtfertigt. 


Kr.  109.  Entsch.  dos  Oestorr.  Oboi*sten  C^erichtahofes. 

Vom  19.  April  1906. 

^.\llgem.  Tar.-Aaz.  XXV  1906  Nr.  84  S.  SM.) 

Bela  ZManinitBtreffiMi  iM  Vtmolwlilim  <ler  Bahn  miI  tton  AbtMrier«  iit  der  ent- 
ttandnae  Solaina  virliUtiilialMlg  aiMellei,  md  wmi  tieb  das  VarMIMi  eMit 
leetlMMi  lintt,  ta  1ri|t  dit  ParM  dw  Sobadna  alt  dar  Balm  n  iMtkm  Tallna. 

Was  in  der  klägerischen  Revision  unter  dem  Geeichtspankte  der 

Z.  4  des  §  503  ZPO.  angefahrt  wird,  betrifft  zan&chst  die  Frage  des 

Verschaldens  der  Bahn,  welches  Verschulden  yom  Berufungsgerichte 

gar  nicht  in  Abrede  gestellt  wurde,  aber  keineswegs  geeignet  ist,  das 

konkurrierende  Verschulden  des  Klägers  auszuschliessen,  welches  von 
beiden  Untergerichten  mit  Recht  in  der  Bedeckung  des  Bootes  mit  einer 
nicht  entsprechenden  Decke  erlilickt  wurde,  zumal  nach  dem  Gutachten 
des  Sachverständigen  gerade  durch  die  Anbringung  dieser  Decke  die 
Gefahr  eines  Brandschadens  an  dem  Boote  noch  erhöht  wurde.  Dem- 
nach kann  dem  Berufungsgerichte  auch  eine  unrichtige  rechtliche  Be- 
urteilung der  Sache  nicht  zum  Vorwurfe  gemacht  werden. 

Auch  der  Revision  der  Beklagten,  welche  auf  Z.  4  des  §  503  ZT'O. 
gesttttat  wird,  kann  eine  Bei*echtigung  nicht  zuerkannt  werden.  Wenn 
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in  dieser  ReyisioD  eine  nnrichtige  recbUiche  Beurteilung  der  Sache 
auf  Seiten  des  Bernfongsgerichtes  darin  gefunden  werden  will,  dass 
dieses  Gericht  die  im  letzten  Absätze  des  Art.  31  des  Internationalen 
Übereinicomroais  Uber  den  EisenbahnfrachtTerkelir  vom  14.  Oktober  1890 
(BGBl,  ex  1892  Nr.  186)  statuierte  gesetzliche  Vermutung  nicht  ent- 
sprechend berücksichtigt  habe,  und  wenn  behauptet  wird,  dass  zur  Ent- 
kräftnng  dieser  Vermutung  der  Kläger  hätte  beweisen  mtlssen,  dass  die 
Beschädigung  des  Bootes  nicht  durch  den  Fankenflog  aus  einer  anderen 
Lokomotive  als  jener  des  betretfenden  Zuges  verursacht  wurde,  so  kann 
dieser  Anschauung  der  Revisions werberin  nicht  beigepflichtet  werden. 

Denn  das  Berufungsp:ericht  hat  die  erwähnte  gesetzliche  Vermutung 
keineswegs  ausseraclit  gehissen,  den  Gegenbeweis  aber  als  erbracht 
angesehen,  indem  es  in  Übereinstimmung  mit  dem  Richter  ereter  In- 
stanz den  im  Gesetze  offen  gelassenen  Gegenbeweis,  dass  der  Brand 
nicht  durch  den  Funkenflug  einer  vorbeifaljrenden  oder  auf  einem  Neben- 
geleise stehenden  Lokomotive,  sunderu  duich  den  Funkeuflug  aus  der 
Lokomotive  des  Zuges,  in  welchem  der  mit  dem  Boote  geladene  Waggon 
eingereOit  war,  veranlasst  wurde,  als  erbracht  angenommen  hat 

Von  dieser  tatsftchlichen  Feststellmig  der  unteren  Gerichte,  welche 
auf  der  freien  richterliehen  Beweiswftrdigung  nach  §  272  ZPO.  l>eruht, 
mnss  nach  §§  498  und  613  ZPO.  auch  das  Bevisionsgericht  bei  der 
rechtlichen  Beurteilung  der  Sache  ausgehen,  und  wenn  weitere  auf  den 
von  der  Beklagten  zugegebenen  Umstand,  dass  der  Waggon,  auf  welchem 
das  Rennboot  verladen  war,  an  der  Spitze  des  Zuges  unmittelbar  hinter 
dem  der  Lokomotive  folgenden  Hüttelwagen  eingereiht  wurde,  Bedacht 
genommen  wird,  so  kann  nach  dem  Gutachten  des  Sachverständigen 
und  dem  Schreiben  der  künigl.  Generaldirektion  der  sächsischen  Staats- 
eisen1)ahnen  vom  26  Jänner  11)05  weder  ein  Zweifel  über  den  ursäch- 
lichen Zusammenhang  dieser  Einrangierung  in  den  Zng  und  dem  da- 
durch verursachten  l^randschaden  an  dem  Boote,  noch  ein  Zweifel  an 
dem  Mitverschulden  der  Eisenbahn  obwalten. 

Denn  wenn  auch  das  Ruderboot  nicht  zu  jenen  feuergefährlichen 
Gegenständen  gezählt  werden  kann,  welche  vorschi iftsnuissig  in  die 
zweite  Hälfte  des  Zuges  einrangiert  werden  sollen,  so  muss  es  doch 
für  jedermann  und  besonders  für  die  mit  dem  Verkehrsdieuifte  vertrauten 
Eisoibahnbeamten  einlenchtend  sein,  dass  ein  anf  offenem  Waggon  ver- 
ladenes, mit  einer  nicht  nfther  untersuchten  Leinen-  oder  BaumwoU- 
decke  bedecktes  hölzernes  Boot  der  Gefahr  einer  Beschädigung  durch 
den  Funkenflug  ausgesetzt  wird,  wenn  man  es  so  nahe  wie  im  vor- 
liegenden Falle  hinter  der  Lokomotive  einrangiert,  was  hier  umso 
weniger  notwendig  war,  ahf  der  fragliche  Zng  laut  Auskunft  der  königl. 
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Qeneraldirektioii  der  sächsischeii  Staatseiseobahnen  Tom  7.  November 
1905  aaf  der  kritischen  Strecke  Rathen— Pirna  eine  Lftnge  Ton  49 
Waggons  hatte.  Diese  Art  der  Einrangiening  des  mit  dem  Boote  be- 
ladenen  offenen  Waggons  in  dem  Zage  begründet,  obwohl  diesbezüglich 
besondere  Vorschriften  nicht  bestehen,  ein  wenn  aneh  nidit  grobes, 
so  doch  ein  solches  Yerschnlden  der  ßahnbcdiensteten,  fttr  welches  im 
Sinne  der  §§  1294  und  1297  a.  BGB.  die  Bahnverwaltnng  als  Fracht- 
f&hrerin  nac  h  .\rt.  424,  letzter  Absatz  HG.  haftbar  erscheint,  und  da 
dieses  Verschulden  ein  Znsammenwirken  mit  der  vom  Kläger  ver- 
schuldeten, nnzweckmässigen  Bedeckung  des  Bootes  den  Brandschaden 
verursachte  und  sich  nicht  bestimmen  lässt,  inwieweit  das  Verschulden 
des  einen  und  des  anderen  Teiles  zu  dem  Eintritte  des  Schadens  mit- 
gewirkt hat,  erscheint  auch  die  Anwendung  des  §  1H04  a.  BGB.  in  der 
von  den  ünterg^ichteu  vorgenommenen  Art  und  Weise  gerechtfertigt. 

Nr«  110.   ßeschhiss  des  Ohcrlandesgeriehts  Colmar. 

1.  Zivilsenat.    Vom  21.  April  1906. 

(Jur.  Zeltschr.  f.  Eis  -Lotlir  .lahrf,'  31  lieft  ':s  S.  394.) 

Die  eine  Enteignuno  ausspreciiende  Entscheidung  ist  stets  ein  Urteil.  Das  Reohttnittel 
dafagts  tot  sir  itr  Ritsatlssirtfcirt,  dtr  si  Prelokoll  dtt  MchttsoMkars  siillrl 

WtriM  SHMS. 

Die  angefochtene  Entscheidung  bemht  anf  den  Gesetsen  vom 
21.  Mai  1879  und  6.  Januar  1892,  sowie  anf  der  Eaiserlidien  Ver- 
ordnung vom  18.  August  1892.  Da  in  diesen  beiden  Gesetzen  keine 

Yon  dem  Gesetz  vom  3.  Mai  1841  abweichenden  prozessualen  Normen 
aufgestellt  sind,  behält  dasselbe  auch  für  das  in  den  Brillen  der  Gesetze 
von  1879  und  1892  einzuschlagende  Verfahren  seine  Gültigkeit.  Nach 
Art.  20  Gesetz  vom  3.  Mai  1841  ergeht  nun  die  die  Enteignung  aus- 
sprechende Entscheidung  in  Gestalt  eines  Urteils.  Da  nach  §  15  Nr.  2 
EG.  z.  ZPO.  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  bei  den  die  Zwangs- 
enteignung bcti eltenden  Streitigkeiten  unberülirt  geblieben  sind  und 
deshalb  der  von  der  Beschwerdeführerin  in  der  Nachtragserklärung 
vom  12.  April  1901)  angerufene,  aber  von  aufgehobenen  Vorechriften 
bestellender  Gesetze  iiandelnde  Art.  47  AG.  z.  ZPO.,  StPO.  usw.  hier 
nicht  anwendbar  ist,  hat  auch  nach  dem  jetzigen  Stande  der  Gesetz- 
gebung die  Form  der  Enteignungsentscheiduug  eine  Aenderung  nicht 
erfahren.  Ihrer  in  das  Privateigentum  so  tief  einschneidenden  Bedeu- 
tung wlkrde  es  auch  nicht  entsprechen,  wenn  ein  so  wichtiger,  die 
sonstige  Bechtsordnnng  durchbrechender  Akt  der  Gericbtsgewalt  in  einen 
formlosen  Beschlnss  eingekleidet  würde  (vgl  die  Entscheidung  des  jetat 
beschliessenden  Senats  vom  14.  Januar  1908  in  ElsLothrZ.  28,  467). 
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Es  konnte  sich  nur  fragen,  ob  hier  etwa  deshalb,  weil  der  erste  Richter 
fttr  seine  Entscheidung  durch  die  ihr  gegebene  Ueberschrift  den  Namen 
„Beschlnss"  gewftUt  bat,  diese  BeseidinuDg  für  die  AH  des  gegen  ihn 
zu  ergreifenden  Beehtsmittels  massgebend  wire.  Dies  wird  jedoch  ver- 
neint Nach  der  st&ndigen  Becbtsprechnng  des  RG.  (vgl.  JW.  1890, 
571  Nr.  11;  Rassow-Ettntsel,  Beitr.  45,  593)  bestimmt  sich  nämlich  die 
rechtliche  Charakterisiemng  einer  Entscheidong  nicht  nach  ihrer  Be- 
zeichnung nnd  nach  der  Anffassnng  des  Gerichts,  das  sie  erlassen  hat, 
sondern  nach  ihrem  Inhalt,  wie  er  sich  ans  ihrer  Formel  ood  dei'en 
Blijp*ttDdung  ergibt.  Diese  aber  ergeben  im  vorliegenden  Falle,  dass 
der  erste  Bichter  ein  dem  Art.  14  Ges.  vom  3.  Mai  1841  entsprechendes 
EnteignuTigsurteil  hat  fäUen  wollen.  Gegen  ein  solches  aber  ist  nach 
Art,  20  daselbst  nur  Ka.ssationsrekurs  zulässig.  Ausgeschlossen  wäre 
allerdings  nicht,  dass  ein  gegen  ein  Eiitei^iiuiij^surte^i  als  Beschwerde 
eingelegtes  Rechtsmittel  dennoch  berücksichtigt  wenlen  küjinte,  wenn 
es  daneben  noch  den  Erfordernissen  des  Kassationsrekurses  genügte. 
Dies  ist  jedoch  hinsichtlich  de!>  Rechtsmittelscliriftsatzes  der  Beschwerde- 
lUhrerin  nicht  der  Fall.  Denn  sie  hat  die  in  dem  angeführten  Art.  20 
vorgeschriebene  Form  des  Rekurses,  die  Erklärung  zu  Protokoll  des 
Gerichtsschreibers,  nicht  beobachtet,  welche  auch  von  dem  iu  der  oben- 
erwähnten NachtragserkläruDg  durch  die  BeschwerdefOhrerin  selbst  an- 
geführten Schriftsteller  fttr  nnerlftsslich  erklärt  wird. 


Kr.  III.   Entsch.  des  Deutschen  Roieliscericlits. 

T.Zivilsenat.    Vom  24.  April  1906. 
(■■lwsh.d.R«lQkaier.i.ZivUi.  Bd«  Heftt  &M1) 

Hat  bsi  BsreelMSii  4«r  EstelgsanfMattoMMIissi  ssflli  iesi  Ertrafs  ehies  HJisttsa 

Neubaues  der  ia  der  ortsübiichrn  Vorauszahlung  der  Mieten  fQr  den  Eigentümer  liegende 
Vorteil  deshalb  ausser  Betracht  zu  bleiben,  weil  zur  Zeit  der  Enteignung  auf  dem 
ßrundstiick  Hypotbeicen  ruhen,  deren  während  der  Baizeit  auflaufende  Zinsen  den  nach 
FtrUgttelhmi  its  Neubaaw  n«rtt  sur  ZaMing  gslaiif «siM  Mletgsktori  lai  Beträfe 
|ltlobtt«haa?  Slad  il«  fsiinntsR  Zlstsa  im  Basktpftal  blniintfliM?*). 

Bei  Schätzung  des  Wertes  eines  bereits  vorhandenen  Gebindes 
konnte  die  Anrechnangsfthigkeit  des  Vorteils  überhanpt  nicht  in  Zweifel 
gezogen  werden.  Den  Ertrag  bilden  im  Falle  der  Voranszahlnng  nicht 

nur  die  Beträge  der  wirklich  gezahlten  Mieten,  sondern  diese  erst 
unter  Hinzurechnung  der  sich  daraus  ergebenden  Betr&ge,  dass  der 
Eigentümer  die  für  einen  bestimmten  Zeitraum  im  voraus  gezahlten 
Mieten  bereits  während  dieses  Zeitraums  nutzen  kann.  Beides  zusammen 


')  Vgl.  das  erste  in  der  Sache  ergangene  Revisionsurteil  vom  30.  Oktober  lä03, 
in  dieser  Zeitscbr.  Bd.  XX  S.  259. 
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ergibt  die  Ertragsräliig'keit  des  Gebäudes.  Rei  einem  nur  gedaciiteii 
Bau  ist  die  Saddame  grundsätzlich  keine  andere;  nur  bieten  sich  hier 
verschiedene  Möglichkeiten  der  Berechnung.  Legt  der  Schätzer  Miet- 
zinsen zugrunde,  welche  seiner  Auffassung  nach  schon  die  Ertragsfähig- 
keit de«  GelAades  zatn  Ausdnidc  bringen,  so  können  nur  sie  fOr  die 
Höhe  der  Entschtdigong  massgebend  sein.  Bj-ingt  er  dagegen  die 
Mieten  nur  in  derjenigen  Hohe,  wie  sie  das  Orandstttek,  ungeachtet  der 
ffir  den  Mieter  nngOnstigen  Voraaszahlnng,  abzuwerfen  vermag,  in  An> 
Satz,  80  ist  der  in  der  Voraoszahiang  für  den  Vnmieter  liegende  Vor- 
teil hinzoznrechnen.  Der  SaehverstlLndige  ist  hier  tatsfteUieh  in  letzterer 
Art  Terfahrett. 

Der  Bemftingsrichter  hat,  wiedemm  dem  Sachverständigen  folgend, 
aosgefShrt,  zu  dem  von  ihm  angenommenen  Ergebnisse  gelange  man 
aach  noch  auf  einem  anderen  Wege,  indem  man  nämlich  die  Hypotheken- 

Zinsen  dem  Baukapitale  zusetze.  Dies  würde  aber,  wie  die  Revision 

mit  Recht  bemerkt,  unzulässig  sein.  Für  die  Höhe  des  aufzuwendenden 
Baukapitals  ist  es  wieder  ohne  Belang,  ob  auf  dem  Grundstücke  ver- 
zinsliche Hypotheken  ruhen,  oder  nicht,  abtresehen  davou,  dass  infolge 
der  hypothekarischen  Belastung  der  bauende  Eigentümer,  welcher  ander- 
weite  Sicherheiten  etwa  niclit  zu  gewähren  vermag,  zur  Bewilligung 
höherer  Ziuseu  der  aufzunehmenden  Bausumme,  als  sonst  erforderlich, 
gezwungen  sein  kann.   

Nr.  118.  Entseh.  des  Oeskirr,  Terwaltnngsgerielitshoftfl. 

Vom  26.  April  1906. 

i  Oe»terr  Eisenb.  Verordn.  BI.  XIX  (IM^  Nr.  8S  S.  1886.) 

1.  Unter  dem  Ausdrucke  „Gemeindestrasse"  im  Elsenbalinzufalirtsstrassengesetz  für 
BMiMon  ist  Im  fiegensatze  zu  elaen  „Genelndewege"  ein«  Strasse  im  teclmisohea 

8im,  d.  1.  «hl  z«  VMttirtsiirNkM  htrierloiitaltr  Wsi  tu  vartHlmi. 

2.  Die  BMtiwMiig  dar  EiMrilidsagMlaiie  siser  lefakrlatlraiM  Ii  Me  alehstoiTtiolh 
lart  Raielia-,  Laaiaa-,  Bazirki-  oder  Gemeindestrasse  liegt  lai  flreiei  Eraeeeea  der 

Verwaltungsbehörden. 

3.  Es  bildet  keinen  Mangel  des  Verfahrens,  dass  dem  Beschwerdeführer  vor  Fällung 
iee  eretlmtiulMieii  Erkeaiteteeet  iilelit  Mefeellelt  gebetee  werde,  eleli  Her  Neefc- 
tragefataehtee  eiMl  Naehtrageelaiabee  ■■•iMpreolMB,  weee  sieh  Ih«  eur  dieee  flelegee* 
tan  lei  LaHfe  dee  InetaKeezuges  geboten  hat  und  durch  Abgake  etaer  AoMetmag 

tatsächlich  benützt  wurde. 

Wenn  das  Zufahrtsstrassengesetz  bei  Feststellung  des  Begriffes  der 
Zufahrtsstrassen  den  Zweck  der  Verbindung  der  Bahnhöfe  mit  der 
nächsterreichbaren  Reichs-  (Aerar-),  Landes-,  Bezirks-  oder  Gemeinde- 
strasse hervorhebt,  so  kann  nicht  angenommen  werden,  dass  dasselbe 
den  Begriff  „Strasse"  und  insbesondere  den  Begriff  .Genieindestrasse" 
iu  einem  anderen  äinne  als  in  jenem  engeren  techuisi  heu  Sinuc  gemeint 
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haben  ki>nne,  in  welchem  in  den  alten  Strassengesetsen  von  Strassen 
ttberhanpt  nnd  von  Gemeindesirassen  insbesondere  gesprochen  wird.  Es 
kommt  daher  im  Sinne  des  Znfahrtsstrassengesetees  darauf  an,  die  Bahn- 
hofe nnd  Anfiiahmsstationen  mit  jenem  Öffentlichen  Eommnnikations- 
netse  in  Verbindung  zu  setzen,  als  dessen  technisch  niederstes  Glied 
die  Gemeindestrasse  im  technischen  Sinne,  das  ist  jener  öffentliche  Ge- 
meindeweg, der  zu  Verkehrszwecken  eigens  hergerichtet  ist,  erscheint; 
in  dem  gegenwärtigen  Falle  stellt  nun  der  Gemeindeweg  Parzelle  1626/2 
den  Begriff  einer  Gemeindestrasse  überhaupt  nicht  her,  ein  Umstand, 
der  vollständig  unbestritten  ist.  Dieser  Weg,  Parzelle  1626,  sowie  der 
Weg  1644/2,  sind  vieliiK'lir  —  wie  aus  dem  Protokolle  vom  26.  Jänner 
1901  hervorgeht  nnd  ans  der  technischen  Aenssening  des  Stantstechnikers 
zu  entnehmen  ist  —  lediglich  in  der  Erde  ausgemittelte  Feldwege  ohne 
jeden  Grnndbau  und  sind  auf  dem  Wege  1644/2  nur  nächst  der  Bahn- 
station beiderseits  Wasserg:räben  ausgehoben.  Sie  erfüllen  daher,  wie 
in  der  Beschwerde  gar  nicht  bestritten  wird,  den  liegritf  einer  Genieinde- 
strasse überhaupt  nicht.  Wenn  demnach  die  angefochtene  Entscheidung 
von  der  Rechtsansicht  ausgeht,  da.ss  die  Verknüpfung  des  Bahnhofes  N. 
mit  dem  beim  Meierhofe  K.  gelegene  Punkte  der  Parzelle  1686/2  nicht 
genügt,  so  entspricht  diese  Bechtsansicht  Tollkommen  dem  Gesetze  nnd 
folgt  daraus  zugleich  die  Sichtigkeit  der  Entscheidung,  welche  anordnet, 
dass  die  neue  Znfahrtsstrasse  anf  der  Parzelle  1626/2  und  in  weiterer 
Folge  1626/1,  welche  strsssenartig  auszugestalten  sind,  bis  zur  Ein- 
mündung in  die  Bezirksstrasse  P.-D.  zu  ftthren  ist ;  denn  nachdem  eine 
nftber  gelegene  Gemeindestrassc  nicht  besteht,  kann  es  nur  darauf  an- 
kommen, den  Bahnhof  N.  mit  der  nächstgelegenen  Bezirksstrasse  in 
Verbindung  ZU  setzen,  al^  welche  unbestritten  die  Bezirksstrasse  P.-D. 
erscheint. 

Aber  auch  von  einer  Mangelhaftigkeit  des  Verfahrens  kann  nicht 
die  Rede  sein.  Die  Be.schwerde  will  eine  solche  darin  erblicken,  dass 
der  nächst  erreichbare  Punkt  der  Hezirksstrasse  nicht  festgestellt 
worden  sei,  als  welcher  aber  nicht  die  Einmündungsstellc  bei  1*.,  sondem 
ein  Punkt  in  der  Nähe  der  Abzweigung  des  8tra.'<sentliigels  bei  R.  er- 
scheine. Allein  das  Gesetz  verordnet  überhaupt  nicht,  dass  die  nächst 
erreichbare  Reichs-,  Landes-,  Bezirks-  oder  Gemeindestrasse  auch  in 
dem  nächst  erreichbaren  Punkte  derselben  von  der  Zufahrtsstrasse  ge- 
troffen werden  müsse.  Es  mnss  vielmehr  nicht  bloss  die  Beurteilung 
der  Notwendigkeit,  sondern  auch  der  Richtung  und  L&uge  der  Znfahrts- 
strasse nnd  damit  notwendig  auch  der  Verknttpfungspnnkt  selbst  dem 
fireien  Ermessen  der  einschreitenden  Verwaltungsbehörden  Überlassen 
bleiben,  wodurch  die  Einwendung  der  unterlassenen  Feststellung  des 
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näehstgelegeneii  Pnoktes  der  nftcbstgelegenen  Strasse  widerleg!  er- 
scheint 

Endlich  hat  die  Beschwerde,  wenn  sie  einen  weiteren  Mangel  des 
Vorfahrens  darin  erblicken  will,  es  sei  dem  Bezirksausschusse  nicht 
Gelegenheit  geboten  worden,  sich  Über  das  Gutachten  des  Staats- 
technikers und  über  die  Nachtragsangaben  der  Gemeinde  P.  auszu- 
sprechen, doli  Unistanil  übersehen.  (l;i.<?s  im  Laufe  des  Instanzenzu{?es 
dieser  Maufre!  behoben  und  dem  I'.eziiksausschusse  nachträglich  diese 
Gelegenheit  geboten  nnd  von  ihoi  auch  durch  Abgabe  einer  Aeusserung 
tatsächlich  benützt  worden  ist. 


Nr.  118.  Entsch.  des  Deutschen  Eelehsgerlelits. 
7.  ZiTilsenat  Vom  27.  April  1906, 

(Prcuss.  KIscnb.-Arch.  1906  Hefl  5  8.1066.  —  Preus8.Vorw.-BI.  XXVIH  Nr.  1  8.10.) 

Wird  ein  Teil  eines  Grundstücics  enteignet  und  kann  bei  der  Berechnung  des  Minder- 
wertes des  Restgrundstticks  eine  Zerlegung  der  diesem  erwachsenden,  gegeneinander 
anfzareeiiieiiden  besonderen  Vor-  nnd  Nachteile  in  selbständige  Naditeiie  einerseits 
■Ii  seMiNige  V«rWls  aederarMlte  sleM  vtrgmMim»  warim,  tt  Ist  fMbitMlw, 
•k  Anrtk  als«  !■  nlek  issaMmenhängende  Veränderung  der  VtriiiltaiMS  der  Wart  daa  , 

Grundstocks  gemindert  ist. 

Ständen  hier  in  Wirklichkeit  Vorteile  und  Scliäden  einander  gegen- 
über, so  niüclite  die  Annahme  des  Berufungsgerichts,  dass  die  als  Vor- 
teile bell  aoliteten  Momente  den  Charakter  der  Besonderheit  tragen, 
Hedenken  hervorzurufen  geei<,Miet  sein.  Der  Au.sgangspunkt  des  Be- 
rufungsgerichts ist  aber  übeiliaupt  als  ein  zutrell'ender  nicht  anzusehen, 
denn  nicht  selbständige  Nachteile  einerseits  und  selbständige  Vorteile 
andererseits,  welche  im  eigentlichen  Sinne  gegeneinander  aufzurechnen 
wären,  liegen  hier  vor,  und  nicht  die  Frage  der  Besonderheit  der 
letzteren  ist  hier  aufzuwerfeu,  sondern  es  handelt  sich  rechtlich 
nur  darum,  eb  dnrcli  eine  in  sich  znsammenhängende  Ver- 
kehrsTerftnderang  der  Wert  des  Ornndstttcks  gemindert  ist, 
nnd  zur  Vemeinnng  dieser  Frage  fOhren  die  vom  Beruf nngsgerichte 
getroffenen  tatsächlichen  Feststellungen.  Nach  diesen  ist  dem  Best- 
gmndstOck  nicht  ein  bestimmter  Terkehr  entzogen  und  ein  anderer 
wieder  gew&hrt,  sondern  nur  die  Art  und  Weise,  in  welcher  der 
nach  seinem  Ursprünge  und  seiner  Beschaffenheit  identisch 
gebliebene  Verkehr  das  BestgrundstQck  berührt,  hat  eine 
Aenderung  erfahren.  Vor  Einrichtung  der  neuen  Anlage  passierten 
die  Bewohner  von  A.  und  ähnlich  gelegenen  Orten  auf  ihrem  Wege 
nach  H.  den  Kisenbahnfibergang  bei  dei-  A.'er  Warte  und  sodann  die 
D.-ätrasse  vor  dem  Grandstttck  des  Beklagten  vorüber.  Eben  dieselben 
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bewegen  sich  jetzt  auf  dem  ansgebauteii  schwarzen  We^e  unter  der 
Eisenbahnunterführuns:  hindiircli  und  auf  der  Tunnelstrasse  vor  dem 
Restgrundstiick  des  Beklaj^'-tcn  hin  nach  der  I). -Strasse,  indem  der 
Verkehr  das  <,^etiaiinte  Grundstück  zum  Teil  sogar  an  demselben  Punkte 
wie  bisher  berührt.  Im  Hinblitk  aut  die  Identität  des  Verkehrs 
und  die  nur  in  dargelegter  Art  eingetretene  Änderung  seiner  Richtung 
lässt  sich  hier  eine  Zerlegung  des  Eigebnisses  in  selbständige  und 
rechtlich  selbständig  zu  beurteilende  Nachteile  und  Vorteile  nicht  vor- 
nehmen,  sondern  die  Frage  ist  als  eine  einheitliche  dahin 
aafznwerfen,  ob  in  der  Ver&ndernng  ein  Nachteil  liegt;  da 
nun  dem  Qmndst&cke  hinsichtlich  der  Verkehrsverhftltnisse  ungeachtet 
der  neuen  Anlage  in  der  Sache  erhalten  gehlieben  ist,  was  früher 
vorlag,  so  konnte  ein  Nachteil  nicht  angenommen  werden.  Ob  die  vom 
Berafungsgericht  auf  Grand  des  Gutachtens  des  SachTerstftndigen  ge- 
troffenen Feststellungen  zutreffend  sind,  kann  in  gegenwärtiger  Instanz 
nicht  nachgeprüft  werden  Prozessverstösse  zeigen  sie  nicht.  Der 
Sachverstäudige  und  das  Berufungsgericht  sprechen  sich  nicht  aus- 
drücklich darüber  aus,  ob  infolge  der  veränderten  Art  und  Weise,  in 
welcher  der  Verkehr  sich  jetzt  am  Grundstück  vorüber  bewegt,  etwa 
ein  Laden  in  dem  auf  dem  Grundstück  zu  (>rrichtenden  (iebäudc  dem 
PuVtükum  weniger  ius  Auge  fallen  oder  weniger  leicht  zugänglich  sein 
würde  als  l)islier,  oder  ob  dies  nicht  anzunehmen,  allein  beim  Mangel 
daliin  gerichteter  Behauptungen  der  Jkklagten  selbst  war  ein  spezielles 
Eiugeheu  auf  diesen  Punkt  niciit  geboten. 

Nr.  114.  jüekursbeselieid  des  Preuss.  Ministers  der  öifentliciLca 

Arbeiten. 
Vom  28.  April  1906. 
§§  19,  20  EntG.  v.  II.  Juni  1874.  Ein  rechtzeitig  gegen  den  Plan  erhobener  Einwand 
bedarf  dar  kaMMlaaariaelian  Ertrtanmg  !■  aiiaai  dar  BaaahhnafnaaBfl  das  Bailrfca- 

aiaaelMaaaa  vorangalMBdai  Tamina. 

Nach  der  zwingenden  Vorschrift  im  §  20  des  Enteignnngsgesetzes 
vom  11.  Juni  1874  sind  Einwendungen,  die  sich  gegen  einen  gemftss 
§  19  a.  a.  0.  offengelegten  Plan  richten  und  nicht  offensichtlich  nur  die 
Entschädigungsfrage  betreffen,  in  einem,  nötigenfalls  an  Ort  und  Stelle 
abzuhaltenden.  Termin  vor  einem  von  dem  Eegierungspräsidenten  zu 
ernennenden  Kommissar  zu  erörtern.  In  dem  vorliegenden  Falle  hatte 
der  Beschwerdeführer  während  der  gesetzlichen  vierzehntägigen  Oft'en- 
legungsfrist  unterm  2.  November  v.  T.  gegen  den  Plan  den  Einwand 
erhoben,  dass  der  Hahnübergang  in  Station  7,9  -f  90  der  iialinlinie 
Breslau— Brieg,  dessen  Benutzung  ihm  zustehe,  in  dem  Plan  nicht  ver- 
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zeichnet  und  in  der  Nachweisung  der  in  der  Gemarkung  Klein-Säge- 
witz  zu  enteignenden  Fhichcu  gar  nicht  erwähnt  sei.  Da  dieser  Rin- 
sprurli.  der  auf  Beibehaltung  des  Überweges  abzielte,  zweifellos  mit  der 
Plangestaltung  in  Beziehung  stand,  so  uuisste  vor  der  Beschlussfassung 
des  Bezirksausschusses,  entsprechend  der  Vorschrift  im  §  20  des  Ent- 
eignungsgesetzes, zunächst  eine  kommissarische  Erörterung  stattfinden. 
Dies  ist  nicht  geschehen.  Deshalb  war  der  Beschluss,  wie  geschehen, 
aofznheben  und  die  Saehe  an  den  Besirksansschoss  zur&ckzaYerweiBeii, 
damit  dieser  das  Erforderliche  zur  ErfttUimg  der  gesetzliehen  Vor» 
sehrift  veranlasst  und  alsdann  von  neuem  Uber  die  Planfeststellnng 
beschliesst. 

Dem  weitergehenden  Antrag  in  der  Bescliwerdeschrift  rem  3.  Mftrz 
d.  J.,  einen  neoen  Plan,  worin  der  fragliche  Überweg  eingezeichnet  ist, 
nochmals  zar  Offenlegung  zn  bringen,  war  nicht  stattzugeben,  weil  der 

ofTengelegte  Plan  die  demnäclistige  Gestaltung  der  Anlagen  richtig 
wiedergibt  und  durcii  NichteinzeichBung  des  (jherweges  mit  hinreichen- 
der Deutlichkeit,  wie  sich  schon  aus  dem  erhobenen  Einsprüche  ergibt, 
klarstellt,  dass  ein  Wegfall  des  Überganges  stattfinden  soll.  Der  Be- 
schwerdeführer, der  bei  der  demnächst  igen  kommissarischen  Erörterung 
f^elegenheit  zur  Wahrnelnnnng  seiner  Ansprüche  erhält,  erleidet  also 
in  keiner  Weise  eine  Kechtsbeeiuträchtiguug. 


Nr.  115.  Entseh.  des  Prenss.  CkrlelitBliofiM  wm  Entscheidung  der 

KompctenskonlUkte. 
Vom  28.  April  1906. 

(Preuss.  Kisenb.-Areh.  IMf  Ufitt  e  S.  im.  —  Pram.  V«nr.*Bi.  XXVIII  Nr. «  S.  103.) 
Weder  die  Beseitigung  einer  fairtts  §  14  des  EisenbGes.  v.  3.  November  1838  oder 
EntG.  V.  II.  Juni  1874  hergestellten  Anlage  noch  deren  Einrichtung  kann  im  ordent- 
lichen Rechtswege  gefordert  werden.    Der  Rechtsweg  wegen  Entsohidigung  (g  30 
Ealfi.)  Itt  nsr  lael  v«rtMfl«iis|MM  siMistetratlvw  Vtrfahrts  nUtotHl  *). 

Hit  der  Aasdehnnng  des  EnteignnngBTerfabrens  »of  die 
in  Rede  stehende  Grabenanlage  findet  auf  diese  das  Gesetz 
fiber  die  Enteignung  von  Grundeigentum  vom  11.  Juni  1874 
Anwendung,  nach  dessen  §  14  der  Unternehmer  zur  Einrichtung 
deijenigen  Anlagen  an  Wegen,  Überfohrten  .  .  BewAsserungs-  und 
Vorflntanlagen  usw.  verpflichtet  ist,  welche  f&r  die  benachbarten  Grund- 
stficke  oder  im  Öffentlichen  Interesse  zur  Sicherung  gegen  Gefahren 
ond  Nachteile  notwendig  werden.  Über  die  Obliegenheiten  des  Unter- 
nehmers entscheidet  die  Verwaltungsbehöi'de  (§  21),  und  es  ist,  wie  be- 

*)  Siehe  £ger,  Kommentar  zum  PreuKS.  £ntU.  2.  Aull.  Bd.  I  S.  497ff. 

*  11* 
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treffs  der  Ein  i  ich  tinig  der  Anlage,  auch  betreffs  der  WegschaÜuug  der 
Rechtsweg  ausgeschlosson. 

Neben  dem  eingeleiteten  Verwaltungsverfahren  ist  (da  die 
EnteigDung  ein  staatshoheitsreclitlicher  Akt  ist,  —  Droop,  Der  Rechts» 
weg  in  Prenssen  S.  19  — )  eine  geriehtliehe  Klage,  mithin  In  vor- 
liegenden Falle  auch  die  Fortsetzung  des  anhängigen  Zivilprozesses, 
soweit  es  sich  darin  Aber  den  in  erster  Beihe  gestellten  Antrag  handelt, 
nicht  znl&ssig,  es  kann  anch  gegen  die  Entscheidung  der  Ver- 
waltungsbehörde der  Rechtsweg  nicht  beschritten  werden  (vgl. 
die  Noten  za  den  zitierten  §§  in  den  Kommentaren  von  Seydel,  Das 
Gesetz  Aber  die  Enteignung  nsw.  vom  11.  Juni  1874  3.  Aufl.  S.  81  ff., 
und  von  Löbell,  Preussisches  Enteignungsgesetz  S. 86ff..  92ff.;  Oppen- 
hoff, Gesetze  über  die  Ressortverliältnisse  2.  Aufl.  S.  466  Anm.  11). 
Gleiches  gilt  Übrigens  auch  beziighch  des  neben  (b  in  vorerwähnten 
§  14  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1874  uocli  fortbestelienden  (RG.  32 
S.  285)  §  14  des  Gesetze.s  über  die  Eisenbahiiunleniehmungen  vom 
3,  November  1838.  Insbe.soiulere  kann  auch  die  Beseit isjfung  einer 
auf  Grund  der  letzteren  Besiimmung  herf^fstellten  und 
landespolizeilicli  geiieliniigten  Anlage  im  Recht.swege  eben- 
sowenig gefordert  werden,  als  die  Einrichtung  einer  der- 
artigen Anlage  im  Wege  der  Klage  verlangt  werden  kann 
(vgl.  Droop  a.  a.  0.  §  42  Nr.  2  und  8).  Ob  der  in  den  durt  zitierten 
Urteilen  des  Kompetenzgerichtshofes  dafür  aus  ^  4  des  Gesetzes  Aber 
polizeiliche  Verfügungen  vom  11.  Hai  1842  entnommene  Gmnd  Überall 
zutreffend  ist,  kann  hier  unerOrtert  bleiben. 

Anders  liegt  die  Sache  bezüglich  des  Eventualantrages  auf  ESnt- 
schftdignng.  Betreffs  dieser  bestimmen  die  §§  24  ff.  des  Enteignungs- 
gesetzes, dass  der  Antrag  auf  Feststellung  der  Entschädigung  von  dem 
Unternehmer  schriftlich  bei  der  Verwaltungsbehörde  einzubringen  ist, 
und  diese  nach  kommissarischer  Verhandlung  mit  dem  Beteiligten,  zu 
welcher  Sachverständige  zuzuziehen  sind,  über  die  Entschädigung  im 
administrativen  Verfahren  mittels  motivierten  Beschlusses  zu  entscheiden 
hat.  Gegen  die  Entsi  lieiduug  der  Verwaltungsbehörde  steht  aber  nach 
§  30  des  zitierten  (Jesetzes  sowohl  dem  Unternehmer  als  den  übrigen 
Beteilig ft'ii  innerhalb  ß  Monaten  nach  Zustellung  jenes  Besi'liliisses  die 
Beschreitung  des  Ueclitsweges  zu.  die  jedoch  tiir  die  von  der  Enteig- 
nung BctiolVcneii  von  der  Beteiligung  an  den  in  allen  Füllen  er- 
furderliclien  adniinistiativen  Vurverhandlungen  nicht  abhängig  ist 
(vgl.  Seydel  a.  a.  0.  Anin.  l  zu  §  24,  Anm.  4  zu  ^  LT)  und  Anm.  2  zu 
§  30,  KG.  24  S.  205).    Zur  Stellung  des  vorervviihuten  Antriigs  kann 
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der  UntarnehiDer  yom  EigeutOmer  des  betreffenden  Grondstlleks  im 
Beehtswege  angehalten  werden  (BG.  1  S.  171). 

Hiernach  war  der  Sl&ger  anch  nicht  befngt,  in  zweiter 
Linie  den  Anspruch  anf  Entschädigung  sofort  im  Rechtswege 
zn  verfolgen,  er  darf  vielmehr  den  Rechtsweg  nur  nach  vorans- 
gegangenem  administrativen  Verfahren,  dessen  Naehholong  ihm 
freisteht,  gemäss  §  30  des  Enteignungsgesetzes  beschreiten,  wie  nach 
dem  Eiiass  dieses  Gesetzes  sowohl  der  Kompetenzgerichtshof  als  anch 
das  Reichsgericht  in  konstanter  Praxis  entschieden  hat. 


Nr.  116.   Eutsch.  des  Schweizer  Uuudcsgcriehts. 
Yom  3.  Mai  1906. 

(ZtitMbr.  d.  Ben.  Jiu>Ter.  Bd.  «t  Heft  8  S.4tt.) 
Btsahahskafl^itM;  Bagriff  der  Aigeliorigen  In  Stase  vsa  Art.  7  dts  Astelifs 

von  1875. 

Der  Begriff  der  „Angehörigen"  (parents)  des  Getöteten  im  Sinne 
von  Art.  7  KIKt.  deckt  sich  nicht  mit  dem  der  alimentationsberech- 
ti^^teii  lliiiterlassenen  im  Sinne  von  Art.  5  Abs.  2,  sondern  ist  selb- 
.ständig  zu  bestiinnien.  Anfrohörige  nach  Art.  7  sind  alle  haniilicn- 
glieder,  Verwandten  und  V'erscliwägerten  des  (icttiteten,  die  mit  diesem 
noch  tatsächlich  iu  Beziehungen  standen  und  duich  Ueu  Tod  betroffen 
wurden. 


Nr.  117.   £nt«ch.  des  Deutschen  Rcichsgcricüth. 
V.Zivilsenat.  Vom  11.  Mai  1906. 

(JW.  Jahifir.  a6  (18N)  Nr.  la  &  4M  ZUt  S6.) 
gf  12,  13  PreusB.  FluchtIGes.  v.  2.  Juli  1875.   §§  2,  4,  8,  12  EntGes.  v.  II.  Juni  1874. 
Eitscbidigung  für  die  dm  firandttick«  asferlegte  Dienstbarkeit  der  Unhebailiarkeit 

Es  kann  davon  ausgegangen  werden,  dass  der  Bebauungsplan  von 
1862  alsbald  allgemein  bekannt  wurde,  so  dass  jedermann  wissen  konnte, 
(las  Grundstück  weide  früher  oder  später  behufs  Anlegung  eines  öffent- 
lichen Platzes  enteignet  werden,  und  die  Polizei  werde  schon  von  jetzt 
ab  die  Erlaubnis  zur  Bebauung:  des  (-iiuii(]sti"icks  versagen  oder  nur 
unter  Walirung  seiner  künliii^cn  Besiiniinuiii:  erteilen.  Tatsächlich 
war  also  das  Grundstück  allerdings  schon  seit  1862  unbebaubar  oder 
nur  beschränkt  bebaubar.  Aber  schlechthin  unerfindlich  ist,  wie  dieser 
Umstand  geeignet  sein  sollte,  den  Wert  des  Grundstücks  zu  beeinflussen. 
Die  Kenntnis  von  einem  sicher  bevorstehenden  Ereignisse,  das  den 
Wert  des  Grundstücks  vermindert,  wird  freilich  den  Wert  schon  vor 
dem  Eintritt  des  Ereignisses  beeindlassen,  aber  doch  nnr  dann,  wenn 
der  Schaden  droht,  ohne  dass  dem  Eigentftmer  in  irgendeiner  Weise 
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Ersatz  geleistet  wird.  Bei  einer  in  Aussicht  stehenden  Enteignung 
ist  es  aber  ganz  sicher,  dass  dem  EigentQmer  ?olIer  Ersatz  geleistet 
wird.  Die  Kenntnis  daTon,  dass  ein  GrundstAck,  wenn  auch  erst  nach 
Jahren,  zn  fiiFentlichen  Zwecken  enteignet  werden  wird,  kann  deshalb 
den  Wert  des  Grnndstficks  niemals  mindern,  sondern  eher  erhöhen, 
insofern  nftmlicli  als  erfahmngsgemRss  im  Enteignimgsverfahren  die  Ent- 
schädigung reichlich  bemessen  wird.  Die  erwähnte  Tatsache  nnd  ihre 
Kenntnis  kann  auch  nicht  hindern,  dass  das  künftig  zn  enteignende 
Grundstück  an  der  inzwischen  eintretenden  allgemeinen  Wertsteigerung 
teilnimmt.  Denn  massgebend  für  die  Entschädigung  ist,  wie  das  Be- 
rufungsgericht unter  Anfiilirnng  der  reichsgerichtlichen  Rechtsprechung 
zutreffend  darlegt,  der  Wert  zur  Zeit  der  Enteignung  und  nicht  der 
Wert  znr  Zeit  der  Fluchtlinienfestsetzung.  Wenn  demnach  selbst  eine 
nach  Massgabe  des  Gesetzes  vuni  2.  Juli  1875  festgesetzte  und  be- 
kanntgemachte Fluchtlinie  dem  Grundstück  die  Teilnahme  an  der  nach- 
träglichen Wertsteigerung  nicht  zu  entziehen  vermag,  su  kann  eine 
nicht  bekanntgemachte  ältere  Flncbtlinie  diese  Wirkung  gleichfalls 
nicht  haben.  Richtig  ist  nnr  so  viel,  dass  diejenige  Wertsteigerung 
ausser  Betracht  bleiben  mnss,  die  als  Folge  gerade  der  Flnchtiinien- 
festsetznng,  der  geplanten  neuen  Anlage  eintritt  Massgebend  ist  der 
Wert,  den  das  GmndstSck  znr  Zeit  der  Enteignung  haben  würde,  wenn 
die  Fluchtlinie  (oder  der  Bebauungsplan)  fiberbaupt  nicht  bestände. 
Von  diesem  Grundsätze  geht  das  Bemfungsnrteil  aus.  Was  yon  der 
Enteignung  gilt,  muss  naturgemäss  auch  von  der  Belastung  dos  Grund- 
stücks mit  der  Servitut  der  Unbebaubarkeit  gelten.  Denn  die  letztere 
ist  iljrem  Wesen  nach  nichts  anderes  als  eine  Teüenteignung.  Während 
bei  der  Herstellnng  der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  2.  Juli  1875  ge- 
planten Strassen  und  Plätze  die  Entschädigung  für  die  zu  enteignenden 
Flächen  in  einem  Posten,  eben  der  Enteignungsentschädigung  für  das 
als  unbelastet  gedachte  Grundstück,  gewährt  wird,  kann  sie  bei  der 
Ausfiihrung  älterer  Bebauungsiiläne  in  zwei  Teile  zerfallen,  und  sie 
muss  dies,  wenn  die  Belastung  des  Grundstücks  mit  der  Servitut  früher 
als  die  Enteignung  und  gesondert  von  dieser  eintritt.  Hier  liegt  der 
Gemeinde  die  Pflicht  ub,  dem  Eigentümer  schon  wegen  der  Belastung 
des  Grundstücks  auf  Grund  des  §  75  Einl.  des  ALU.  Entschädigung 
zu  leisten,  wogegen  sie  ilmi  bei  der  künftigen  Enteignung  nur  den 
Wert  des  belasteten  Grundstücks  zu  ersetzen  bat  Fttr  jeden  der 
beiden  Entschftdigungsposten  aber  ist  der  Zeitpunkt  massgebend,  zn 
welchem  die  Schädigung  eingetreten  ist,  die  Entschftdignng  gefordert 
werden  kann. 
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Nr.  IIS.  Entsch.  des  Deutschen  RcichsgerichtB. 

6.  Strafsenat.    Vom  22.  Mai  1906. 

(JW.  JaLr^;.  S5  ms  Nr  IG  S.  607  ZiÖ.  18.) 

§  246  StGB.  Unterschlagung  eines  im  Eisenbahnwagen  zurückgelassenen  Palteta. 
Ein  Gegenstand  ist  erst  dann  als  „veiloren"  anzusehen,  wenn  der 
Ort  seiner  Zuriicklassnng  unbekannt  und  die  Möf^liclikeit  seiner  Wieder- 
erlangung, abgesehen  von  einein  Zufall,  abgesclmitten  ist.  Wer  ein 
Paket  in  dem  von  ihm  zur  Fahrt  benutzten  Eisenbahnwagen  beim  Ver- 
lassen des  Zuges  aus  Vergesslichkeit  liegen  lässt,  dies  aber  unmittelbar, 
nachdem  giefa  der  Zag  nach  kaom  1  Minute  Anfenthalt  wieder  in  Be- 
wegung gesetzt  hatte,  bemerkt  nnd  zweclu  Wiedererlangung  des  Pakets  * 
aisbald  ein  bahnamtliches  Telegramm  nachsenden  Iftsst,  hat  den  Glewahr- 
sam  nidit  verloren.  

Nr.  119.  üntscli.  des  Ocst('rr.  Venvaltungsgeriehtslioles. 

Vom  25.  Mai  1906. 

(Ocsterr  Kisenb.-Verordn.-Bl.  XIX  (1906)  Nr.  M  S.  1851.) 

Eine  Norm,  welche  eine  bestimmte  Forin  für  das  vor  Fällung  eines  Ausspruches 
über  die  Gemeinnützigkeit  einer  Bahnanlage  durchzuführende  Verfahren  vorschriebe, 
beatAht  ilQlit;  die  Behörden  haben  vielmehr,  ohne  daaa  aia  hierbei  an  bestimmte 
VarfabrM8|riid«it20  gtbiidt«  wirai,  alle  Jeae  UmtMe  n  arliabeii  mmI 
fettiMtellM,  walelie  geal|iet  mIi  kSnnen,  das  Urtiii  Ibar  die  SaHefMOtzIgkelt  n 

beelaflissen. 

Nach  §  1  des  Enteignungsgesetzes  vom  18.  Februar  1878  RGBl. 
Nr.  30,  steht  die  Ansiibung  des  Enteignungsrechtes  in  dem  vollen  durch. 
§  365  a.  BGB.  zugelassenen  Umfange  jedem  Eisenbahnnnternelmien  in- 
soweit zu,  als  die  Gemeinnützigkeit  d(^s  Unternehmens  von 
der  hierzu  berufenen  staatlichen  Verwaltungsbehörde  an- 
erkannt ist;  dass  zur  Anerkennung  der  Gemeinniitzigkeit  eines  Eisen- 
bahnunternehmens das  Eisenbaliiiministerium  im  Einvernehmen  mit  dem 
Ministerinm  des  Innern  berufen  ist,  steht  nicht  im  Streite,  so  dass  sich 
auch  der  Verwaltangsgerichtshof  mit  dieser  Kompetenzfrage  nicht  sa 
befassen  hatte. 

Was  nnn  aber  das  vor  Fftllnng  eines  Ansspraches  &ber  die  Ge- 
meinniitzigkeit einer  Bahnanlage  darcliznftthrende  Verfahren  anbelangt, 
80  ist  es  einerseits  gewiss  klar  und  im  Wesen  der  Sache  begründet, 
dass  ein  solches  Verfahren  wohl  insoweit  wird  stattfinden  müssen,  als 
es  zur  Fixierung  nnd  Klarstellung  aller  jener  Momente  erforderlich  ist, 
welche  für  oder  wider  die  Gemeinniitzigkeit  des  Unternehmens,  also 
seine  Verkehrs-  und  volkswirtschaftliche  Bedeutung  sprechen;  es  ist 
aber  auch  anderseits  daran  festzuhalten,  dass  eine  Norm,  welche  eine 
bestimmte  Form  für  dieses  Verfahren  yomcbriebe,  nicht  besteht.  £s 
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winl  also  dm  Behünleii,  (<lnie  tlass  sie  liieiliei  au  bestimmte.  Ver- 
falirensgruiidsätze  gebunden  wären,  obliegen,  alle  jene  Umstände 
zu  erlieben  und  festzustellen,  welche  «geeignet  sein  können,  das  Urteil 
über  die  Gemeinnützigkeit  zu  beeinflussen. 

Vorliegeudenfalls  das  eingehende  und  auch  durchwegs  zweckent- 
sprechende VOTfahren  fttr  ungenügend  oder  mangelhaft  zn  erkennen, 
war  nun  der  Verwaltongsgerichtsbof  durchaus  nicht  in  der  Lage ;  er 
mnsste  vielmehr  anerkennen,  dass  seitens  des  Eisenbahnministerianis 
die  Aeusserungen  aller  in  Betracht  kommenden  Faktoren, 
insbesondere  auch  der  Verwaltungsbehörden  erster  nnd  zweiter 
Instanz  gehört  wurden,  welche  kraft  ihrer  Amtswirksamkeit  oder 
ihres  sonstigen  Wissens  mit  den  in  Betracht  kommenden  wirt- 
schaftlichen und  Verkehrsverhältnissen  vertraut  sein  müssen, 
auf  denen  allein  das  Urteil  über  die  Gemeinnützigkeit  einer  bloss 
lokalen  Zwecken  dienenden  Balmanlage  beruhen  kann.  Es  ist  aber 
auch  den  beschwerdeführenden  Gemeinden,  und  zwar  wiederholt,  Ge- 
legenheit geboten  worden,  sich  in  der  Sache  ausführlich  zu  äussern, 
ohne  dass  ein  solches  Parteieugehör  im  Gesetze  überhaupt  imperativ 
vorgeschrieben  wäre. 


JSr,  l'^O.    Ilntseh.  des  Deutschen  Keiehsu;erichtt>. 

4.  Zivilsenat.    Vom  20.  Mai  lüüü. 

i.IW  Jalirt;  3^  il9«)6;  Nr  15  S  5H1  Zifl.  51»  * 

§  8  Preuss.  Ent6.  v.  II.  Juni  1874.  Berechnung  des  Schadens  bei  Teiieit8lgiHMg«n  Je 
iHMMeii  Itaibastes  tdsr  NeibaitM  wIrtMiwfllleh  •■pfMIeitwertar  sistf. 

Der  Berufungsrichter  berücksichtigt  nicht  ausreichend,  dass  Klägerin 
nur  den  durch  die  Auferlegung  der  Bauservitut  hervorgerufenen  wirk- 
lichen Schaden  erstattet  verlangen  kann  und  dass  dieser  in  der  sich 
dadurch  ergebenden  Differenz  besteht,  dass  man  der  Werterhöhung  des 
Gruudstftcks,  die  sich,  falls  die  Baubeschränkung  nicht  auferiegt  wäre, 
durch  zweckmässige  bauliche  Aendemngen  hätte  erzielen  lassen,  nicht 
etwa  lediglich  den  Ertrag,  den  das  Grundstück  bei  Fortdauer  seines 
bisherigen  Zustandes  gewährt,  sondern  die  Ausnutzuugsfähigkeit  gegen- 
til)tn\s(ell(,  die  ilim  nach  Auferlegung?  der  Servitut  bleibt,  insofern  jetzt 
unter  Einhalt  img  der  neuen  Fluchtlinie  bauliche  Veränderungen  vor- 
genoninien  werden,  welche  sich  nunmehr  als  wirtschaftlich  am  zweck- 
mässif;sten  erirchfn.  Dass  Klägerin  etwa  zur  Vornahme  solcher  nicht 
freneij^t  ist,  Itildet  kein  Hindernis,  sondern  die  objektiven,  für  den 
(Trnmlstückswert  eniM  li»  idcnden  Verhältnisse  sind  massgebend.  Die 
Erwägungen  des  aiigetucliteiien  Urteils  bieten  nun  keine  Gewähr  dafür, 
dass  das  Beiufungsgericht  auf  diesem  Boden  stände,  sondern  sprechen 
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eher  für  das  GegenteU.  UnzatreifeDd  aad  die  aaf  die  EinwenduDgen 
der  Beidagton  gegeo  das  W.8che  Gotaehten  liezttglicbeii  ErwAgongen. 
Bei  PrftfnDg  der  Frage,  ob  der  Fortdauer  des  bisherigoi  Zustandes 
oder  einer  baulichen,  der  neuen  Fluchtlinie  sich  anschliessenden  Ver- 
Änderung  der  Vorzug  zu  geben  ist,  kann  der  darin  liegende  Vorteil,, 
dass  infolge  der  Verbreiterung  der  Strasse  die  Klägerin  höher  als  bis- 
her zu  bauen  befugt  ist,  nicht  unbeachtet  bleiben.  Es  liandeit  sich 
hier  nicht  um  Ansgleichitng  von  Vorteilen  einer  neuen  Anlage  gegen 
die  durch  die  herbeip  füln  ten  Nacliteile  zum  Zweck  der  Bemessung 
einer  Entschädigung,  .sondern  ledigliih  um  die  Frage,  ob  im  Hinblick 
auf  die  entstehenden  Vorteile  Umbauten  und  bzw.  Neubauten  sich  als 
wirtscbaftlicli  eniptelilenswert  erweisen,  und  dafür  haben  die  allfremeinen 
Vorteile  der  neuen  Anlage  die  gleiche  Bedeutung  wie  die  be.-^onderen. 
Es  kann  auch  in  Frage  kommen,  ob  Klägerin  nicht  schon  aliein  de.s- 
halb,  weil  sie  von  der  alten  Fluchtlinie  zurück  rttckl,  entsprechend 
baiier  xa  bauen  berechtigt  ist.  Weiter  fehlt  es  an  einer  Begründung 
dafür,  weshalb  die  MfigUcbkeit,  in  den  an  der  neuen  Flnehtlinie  zn 
errichtenden  Gebunden  Lftden  herzustellen,  Beachtung  nicht  verdient. 
Wenn  der  Grundstreifen  zwischen  dem  neuen  Geb&ude  und  der  Strasse 
in  ihrer  bisherigen  Begrenzung  im  Eigentum  der  Klftgerin  blieb,  so 
bildet  dies  kein  Hindernis,  Klägerin  konnte  den  Streifen  so  gestalten, 
dass  die  Zugftngigkeit  der  L&den  auch  vor  der  tatsftchlichen  Ver- 
breiterung der  Strasse  gesichert  war.  Selbst  eine  etwa  vorhandene 
Notwendigkeit,  den  Grundsireifen  als  Vorgarten  liegen  zu  lassen, 
schlösse  dies  nicht  aus,  würde  auch  nicht  hindern,  dass  die  in  den 
Laden fenstern  ausgelegten  Waren  dem  kauflustigen  Publikum  genilgend 
sichtbar  bleiben. 


Nr.  1:^1.    Eiitseh.  des  Deutschen  Kelchsircrlchts. 

5.  Zivilsenat.    Vom  26.  Mai  1906. 

iI'reuRs.  Vcrw -III.  XXVII  ii;U)6  Sr  h2  S  93ß.> 

§  823  BGB.  Haftpflicht  des  Eisenbahnflskus  für  die  Verkehrssicherheit  der  Bahnbofs- 
lugangswege.   Mangelhafte  Anbringung  von  PrellpflUllei. 

Zutreffend  geht  der  Berufungsrichter  davon  aus,  dass  der  beklagte 
Eisenbahnfiskus  den  von  ihm  hergestellten  und'  dem  öffentlichen  Ver- 
kehr, soweit  er  su  Zwecken  des  BahnbetriebeB  stattfindet,  fibergebenen 
Weg  in  einem  derartigen  Znstande  zn  erhalten  verpflichtet  war,  dass 
das  nach  dem  Bahnhofe  verkehrende  Publikum  auf  dem  Wege  dorthin 
nicht  gef&hrdet  wurde.  Liess  daher  der  Beklagte  auf  diesem  Zugangs* 
wege  zwischen  dem  Fnsswege  und  dem  Fahrwege  Prellpfähle  anbringen, 
so  habe  dies  so  geschehen  müssen,  dass  die  Pfähle  sich  anfallend  von 
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dem  amgebenden  Erdboden  abhoben  nnd  genAgend  hoch  ans  dem  £rd- 
reich  beraosragten,  so  da»  rie  aach  von  soleben  Personen,  die  sich 
eilends  zur  Bahn  begaben,  nicht  zu  übersehen  waren.  Nach  dem  Gut- 
achten des  als  Sachverstäiidiger  Yemommenen  Ereisbanmeisters  hätten 
diese  Pfllhle  mindestens  1  Meter  ans  dem  Etdboden  Iierausragen 
mOssen,  während  sie  nur  eine  Höhe  von  50  bis  55  Zentimeter  haben, 
so  dass  sie  bei  lebhaftem  PersonenTerkebr  sehr  leicht  iibersehen  und 
infolge  ihrer  Kfuze  leicht  Veranlassung  zu  schaifen  Verletzungen  und 
zum  Stürzen  geben  könnten.  Hieraus  ergebe  sich,  dass  die  Anlage  der 
Prellpfälile  an  der  Haltestelle  Kunersdorf  nach  den  (ntlitiien  Verhält- 
nissen für  das  nach  der  Haltestelle  verkehrende  Pultlikuiii  an  sich  ge- 
fährlich war.  Wenn  die  Eisenbahn  Verwaltung,  ohne  den  Verkehrs- 
erfahrungen Rechnung  zu  tragen,  in  einem  Gelände,  das  von  dem  zum 
Bahnhof  gehenden  Publikum  eilig  passiert  zu  werden  pflegt,  und  zwar 
an  einer  Stelle,  die  sich  von  der  Umgebung  nicht  besonders  abhob, 
Pfähle  von  so  geiinger  Höhe  aufstellen  und  bestehen  liess,  dass  sie 
▼OD  den  nach  dem  Bahnhof  eilenden  Personen  Qbertefaen  werden  konnten, 
so  habe  sie  die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  ausser  acht  gelassen 
nnd  sich  dadurch  einer  Fahrlässigkeit  schuldig  gemacht  (§  276  BGB.)f 
fhr  deren  Folgen  der  beklagte  Fiskns  aufzukommen  habe. 


Nr.  123.    Entsch.  des  Deutschon  Kelclisgerichts. 
6.  Zivilsenat.    Vom  28.  Mai  lüOü. 

(DJZ.  Zt  (1906)  Nr.  Wa  8.088.) 

t  2  RHaflpfi.  War  üe  Ktitrsll«  «Nier  SidwriieltMMssreid  aMdrleklloh  tigeordset 
iSi  aiell  iarch  besondere  Umstände  geboten  ,  so  liegt  In  der  Unterlasssii  t»  Kes- 

trolle  durch  den  Betriebsleiter  ein  Verschulden  desselben. 

Auf  dem  Danipfsägewerk  des  Verkl.iL'-ten  hat  der  Kläger  einen 
Unfall  erlitten:  es  wurde  ihm  durch  die  Pendelsäge,  die  in  der  Nach- 
mittagspaiise  nicht  „ausgerückt"  war.  die  linke  Hund  abgeschnitten. 
Er  nimmt  den  Verklagten  in  Anspruch,  weil  den  Betriebsleiter  Z.,  der 
die  Aufsicht  flihrte,  der  Vorwurf  trifft,  dass  er  nicht  nachsah,  ob  die 
Säge  zum  Beginn  der  Pause  ausgerückt  war.  Vuiinstanz  hat  unter 
Beräcksichtiguug  eines  Mitverschuldens  des  Verletzten  zur  Hälfte  dem 
Grund  nach  verurt^lt.  Die  Revision  rQgt,  dass  mit  Unrecht  ein  Ver- 
schulden des  Betriebsleiters  angenommen  werde.  Der  bedienende  Ar- 
beiter hätte  versäumt,  den  Treibriemen  abzorftcken.  Es  k5nne  aber 
nicht  verlangt  werden,  dass  der  verantwortliche  Leiter  vor  jeder 
Pause  einen  Bundgang  zu  allen  Transmissionen  mache,  um  festzu- 
stellen, ob  die  Ausrttckung  geschehen  sei.  Es  mflsse  genfkgen,  wenn 
die  Verrichtung  einem  brauchbaren  Arbeiter  fibertragen  und  diese  im 


Digltized  by  Google 


£utiM:h.  dc8  Deutschen  Beiclisgerichts  voiu  29.  Mai  1906. 


171 


allgfemeinen  Ikberwacht  nnd  yereinzelt  Torgekommene  PflichtTerletzaugen 
geiügt  wfirdeo.  B0.  weist  die  Bevision  zarttck:  TJoter  ümstftnden 
könne  der  Standpunkt  der  Bevision  wohl  riehtig  sein.  Es  sei  nun 
aber  festgestellt,  dass  in  dem  Sägewerk  eine  Kontrolle  des  ÄnsrUckens 
dareh  die  Anf Sichtspersonen  angeordnet  war;  nnd  es  sei  anch  anza- 
nehmen,  dass  eine  solche  hier  durch  besondere  ümstftnde  geboten  war. 
Der  betreüiende  Arbeiter  war  einige  Tage  vor  dem  Unfall  schon  ge- 
legentlich einer  Kontrolle  von  dem  Betriebsleiter  S.  dabei  betroffen, 
dass  er  eine  Säge  nicht  ausgerückt  hatte.  Der  am  Tage  des  Unfalls 
fungierende  Betriebsleiter  Z.  hatte  spezieil  Veranlassung,  bei  Beginn 
der  Pause  zu  kontrollieren,  weil  er  gesehen  hatte,  da^s  der  K]ä{z:er  (ein 
9 jähriger  Junj^e'^  sich  in  der  Nähe  der  Säge  herumtrieb,  und  man  da- 
mit rechnen  nmsste,  dass  er  nach  Art  solcher  Jnnf]:en  in  Abwesenheit 
der  Arbeiter  wiederkommen  und  sich  au  der  Säge  beschädigen  könne. 


Nr.  IdS.  Entseli.  des  l^evtsebcii  Relehsgerieiits. 

7.  Zivilsenat.    Vom  29.  Mai  1906. 

Ist  der  SohadeR  des  Pächters  aioht  ein  besonderer  im  Sinne  des  §  II  des  Prenss. 
EiiA.  veü  II.  JnhI  1874,  so  luuia  er  den  Unternehmer  nicht  in  Anspruch  nehmen. 
FIr  «SSM  ist  M  iMekgilltii,  In  wslebar  Welte  der  Piebtir  selsen  Aitea  an  itr 
EitteMUlimgttsiiMe  erMH,  ek  aas  dem  KapItsI  oder  tfss  ZtsMi. 

Der  KlSgerin  ist  es  nicht  gelungen,  einen  ausserhalb  des  §  8  des 
Enteignungsgesetzes  liegenden  Schaden,  fikr  den  der  Beklagte  femer 
haftbar  gemacht  werden  konnte,  nachzuweisen.  Sie  macht  nicht  etwa 
besondere  Umstände  geltend,  infolge  deren  ihr  die  Enüdehung  des 

Pachtobjekts  einen  Vermögensverlust  gebracht  habe,  z.  B.  wegen  der 
Notwendigkeit  der  pachtweisen  Beschaffung  eines  Ersatzgrundstücks. 
Vielmehr  behauptet  sie,  dass  sie  ohne  die  Enteignung  die  durch  sie 
betroffenen  Parzellen,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  Möglichkeit 
der  Erstreckung  der  Pacht  bis  ziun  Jahre  1898.  im  Hinblick  auf  den 
dem  Lehnsträger  zu  gewahrenden  Pachtzins  vorteilhafter  hätte  aus- 
nutzen können.  Der  Anspruch  läuft  also  darauf  hinaus,  dass  der  ob- 
jektive Wert  des  Pachtrechts  —  trotz  des  zunächst  von  den  Gebrüdern 
Haas  zu  entriclienden  Zinses,  der  hinter  dem  von  der  Klägerin  an  das 
Lehen  zu  zalilenden  Jktiag  von  5,519  M.  zurückbleibt  —  im  ganzen 
den  bedungenen  Pachtzins  übersteige,  dass  mithin  das  Pachtobjekt  ver- 
möge* seiner  Ausuutzungsfähigkeit  eiuen  höheren  Ertrag  bringe,  als 
Pachtzins  zu  zahlen  sei,  und  dass  in  diesem  Unterschiede  der  ihr  er- 
wachsene Nachteil  liege.  Allein  die  auf  die  Benutzbarkeit  des  Grund- 
stücks bezüglichen,  fttr  dessen  Bewertung  massgebenden  Verhältnisse 
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waren  gerade  bei  der  Feststellung  der  dem  Eigentümer  gebührenden 

Entschädigung  gemäss  §  8  des  Enteignnngsgesetzes  zu  berücksichtigen, 
und  sie  sind  auch,  wie  der  Berufungsrichter  ohne  rechtlichen  Verstoss 
annimmt,  berücksichtigt.  War  die  Klägerin  der  Meinung,  dass  noch 
weitere  eine  höhere  Schätzung  des  enteigneten  Grund  und  Bodens  be- 
dingende Umstände  in  Biitiacht  zu  ziehen  seien,  so  konnte  sie  ent- 
sprechende Aiitiärre  in  dem  Verfahren  vor  der  \'er\v;iltungsl)eliürde 
stellen;  sie  konnte  auch  den  Rechtsweg  zum  Zwecke  der  ErlH)hung 
der  dem  Eigentümer  zuzubilligenden  Entschädigung  in  ihrem  Interesse 
beschreiten  (g  30  des  Enteignungsgesetzes;  vgl.  Entsch.  des  Reichs- 
geriidits  Bd.  ö  8.  281,  Bd.  24  S.  205,  Bd.  28  Ö.  262).  Sie  hätte  aber 
nicht  als  ihren  besonderen  Schaden  eine  Summe  in  Rechnung 
8tell«i  können,  die  nach  ihrer  Ansieht  bei  liehtiger  Festsetzung  des 
Gmndstftekswertes  als  erhöhender  Faktor  h&tte  znr  Geltung  kommen 
müssen.  Der  Bemfnngsrichter  durfte  hiernach  sich  eines  n&heren  Ein- 
gehens auf  das  Vorbringen  der  Klägerin  nach  dieser  Richtung,  wenn 
es  Überhaupt  in  dem  angedeuteten  Sinne  zu  Yerstehen  war,  enthalten. 
Dass  ihr  kraft  ihres  Paohtrechts  eine  Ausnutzung  der  enteigneten 
Parzellen  möglich  gewesen  wäre,  die  dem  EigentQmer  h&tte  versagt 
bleiben  müssen,  hat  sie  selbst  nicht  behauptet.  Es  ist  übrigens  auch 
nicht  einmal  ersichtlicli,  dass  sie  die  Höhe  der  dem  Lehnsträger  zu- 
gesprochenen Entschädigung  hätte  bemängeln  wollen.  Anscheinend  be- 
ruht ihr  .Vorgehen  auf  dem  Gedanken,  dass  ihr  und  nicht  dem  Ver- 
pächter der  Ersatz  des  durch  die  Entziehung  des  tatsächlichen  Ge- 
brauchs der  Pachtländereien  erwachsenen  Nachteils  gebühre.  Dies 
mag  für  ihr  Verhältnis  zum  Verpäc  ht  c  i  zutrefi'en,  nicht  aber  gilt  es 
für  ihr  Verhältnis  zum  Unternehmer:  dieser  hat  dem  Eigentümer 
den  vollen  Wert  des  enteigneten  Grundstücks  ohne  Kikksicht  auf  den 
Umstand,  dass  es  sich  im  Pachtbesilz  eines  Dritten  befindet,  zu  er- 
setzen, die  Auseinandersetzung  des  Dritten  mit  dem  Eigentümer  beri'ihrt 
ihn  nicht  Darum  ist  der  Anspruch  der  Klägerin  gegen  den  Unter- 
nehmer mit  Recht  abgewiesen. 


Nr.  1)24.  Entsch.  dos  Prcuss.  ObervorwaitiingsgeriehtB. 

2.  Senat.    Vom  29.  Mai  1906. 

Pr«  US-.  Verw.-ni.  XXVIII  Nr  l  S  m;  i 

Verteilung  des  stenerpllichtigen  Einkommens  des  Eisenbahnfiekus  bei  einer  sich  über 
ian  Bnirli  nabrerer  6emeindeR  erstreckendes  BetrleliMtltte  (Station),  innerhalb 
derM  Assgobea  an  Gshilters  mil  Llhnes  erwaohsen. 

Znr  BeorHMMtlnmni  4«r  Stttits.  StaUonea  tinl  Bttrinbwtellm,  auf  deaea  Zita 
das  MreatNebaa  Vtrkalirt  raielaiiatii  aahaltaa. 
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1.  Die  KevisiousaDgriffe  des  Magistrats  zu  Cottbus  sind 
verfehlt. 

Der  Vuiderricliter  ist  in  eine  Prüfung  darüber  eingetreten,  wie  viel 
von  dem  zu  verteilenden  Einkommen  nacli  den  Flächen  und  wie  viel 
nach  den  Lasten  zu  teilen  sei,  und  hat  sich  dahin  schlüssig  gemacht, 
dass  die  beiden  Verteilungsmassstäbe  in  das  Verhältnis  1 :  1  zu  setzen 
Biod.  Von  der  Verletzung  eines  Recbtasfttseg  kann  hierbei  keine  Bede 
sein,  es  handelt  sich  vielmehr  lediglich  nm  die  Würdigung  tatsftdilicher 
Verh&ltnisse,  deren  NachprOfnng  dem  Bevisionsrichter  nicht  ansteht. 
Unrichtige  Rechtsanwendong  ftllt  aber  dem  Yorderrichter  anch  insoweit 
nicht  zur  Last,  als  er  dem  Antrage  des  Hagistrats,  die  grossere  oder 
geringere  Wichtigkeit  der  Orondflftchen  als  fttnften  Faktor  bei  der 
Verteilnng  nach  den  Flächen  in  Betracht  za  ziehen,  nicht  entsprochen 
hat.  Allerdings  ist  es  richtig,  dass  bei  dem  weiten  Spielräume,  den 
das  Gesetz  bei  Streitigkeiten  der  vorliegenden  Art  dem  Verwaltnngs- 
richter  gewährt,  auch  die  Spezialmomente,  die  der  Magistrat  hervor^ 
hebt,  in  Betracht  gezogen  werden  können,  allein  eine  Nötigung  sor 
Berücksichtigung  solcher  Spezialmomente  besteht  nicht  (vgl.  Entsch. 
des  OVO.  Bd.  XXXVI  S.  58  sowie  das  Urteil  des  II.  Senats  vom 
26.  Juni  1903  —  II  C.  269/02  — ).  Es  hat  demnach  dabei  zu  be- 
wenden, dass  der  Vorderrichter  bei  Ermittelung  des  Flächenverhält- 
nisses von  anderen  als  den  von  ihm  in  Betracht  gezogenen  Spezial- 
momenten  abgesehen  hat. 

2.  Aber  auch  das  von  dem  Gemeindevorsteher  zu  Ströbitz 
eingelegte  Bechtsmittel  ist  nicht  begründet. 

Verfehlt  ist  zunächst  der  gegen  die  Feststellung  des  Vorderrichters 
bezfiglich  der  räumlichen  Begrenzung  der  Station  Cottbus  gerichtete 
AngriiF.  .Stationen'^  sind  nach  §  6  der  Eisenbahn-Ban-  nnd  Betriebs- 
ordnung vom  4.  November  1904  (BGBl.  S.  887)  .Betriebsstellen,  auf 
denen  Zfige  des  öffentlichen  Verkehrs  regelmässig  anhalten".  Den  Be- 
griff der  «Station*  im  Sinne  dieser  Bestimmung  hat  der  Vorderrichter 
nicht  verkannt,  wenn  er  die  sogenannte  «Vorstation*  nicht  als  Bestand- 
teil der  Station  Cottbus  angesehen  hat.  Im  übrigen  aber  handelt  es 
sich  hierbei  um  eine  tatsächliche  Feststellung,  die  mit  der  Bevision  nicht 
angriffen  werden  kann.  Weshalb  dem  Vorderrichter  nicht  gestattet 
sein  sollte,  diese  Feststellung  auf  Grnnd  einer  Auskunft  der  Kgl.  Eisen- 
bahndirektion zu  treffen,  ist  nicht  erfindlich. 

Die  Revision  des  Gemeindevorstehers  zu  Ströbitz  kann  aber  auch 
insoweit  nicht  dnrclidrin«;T'n ,  als  sie  die  Berechnung  der  Armen-  und 
Schullaslen  cineisfiis  und  die  I'eiiirksichtignn^r  der  We^^elasten  zu- 
gunsten der  Uemeiude  Cottbus  andererseits  als  unzutreffend  bemängelt. 
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In  ersterer  Hinsiclit  ist  in  dem  Bescheide  des  Vorsitzenden  des  Bezirks- 
ausschusses vom  6.  Juni  1904,  auf  den  das  Urteil  vom  25.  Mai  1905 
zurückgreift,  folgendes  gesagt: 

,Die  Oemeittdd  Strabita  wllnseht  eine  BfiBtiramang  des  Ver- 
liUtnisses  nicht  nach  den  Löhnen,  sondern  nach  der  Kopfzahl  der 
Empfänger,  wodurch  sich  ffir  Ströbitz  ein  wesentlich  gfinstigeres 
Bild  ergeben  wAi-de.  Der  Wortlaut  der  Gesetzesbestimmong  im 
§  74  b:  „und  der  den  beteiligten  Gemeinden  durch  das  Vorhanden- 
sein  der  Betriebsstätte,  Station  usw.  erwachsenen  Eommnnal- 
lasten''  beruht  auf  einem  Antrage  zu  dem  Entwürfe  des  Gesetzes 
vom  27.  Juli  1885,  zu  dessen  Begründung  der  Antragsteller  a.  a. 
bemerkte,  dass  sich  die  den  Gemeinden  eiwachsenden  Armen- 
und  Schullasten  im  allgemeinen  nacii  dei  Summe  der  (Behälter 
und  Löhne,  wie  sie  auf  die  beteiligten  (remeinden  durch  den 
Wohnsitz  der  Arbeiter  und  Beamten  entfallen,  zu  richten  haben. 
—  Ledif^lich  die  Kopfzahl  der  Kisenbalinbediensteten  in  Anwendung 
zu  bringen,  liegt  also  nicht  im  Sinne  des  (TOsetztrebtMs.    Die  tat- 
sächlichen Verhältnisse  hinsichtlich  der  Annen-  und  Schnllasten 
in  der  Landgemeinde  8triil)itz  einerseits  und  der  Stadt  Cottbus 
andererseits,  wie  diese  Verliiiltnisse  in  den  Schriftsätzen  der  Par- 
teien vom  28.  September  1903  bzw.  15.  November  1903  klargelegt 
sind,  bieten  keine  Veranlassung  zu  einer  Abweichung  von  der 
Tom  Gesetzgeber  gedachten  Ermittlongsart*. 
Hätte  mit  dieser  Ausführung  der  Meinung  Ausdruck  gegeben 
werden  sollen,  dass  die  Berechnung  der  den  beteiligten  Gemeinden  er- 
wachsenden Armen-  und  Schullasten  nach  der  Summe  der  auf  die 
einzelnen  Gemeinden  entfallenden  Gehälter  und  Löhne  notwendig  er- 
folgen mfisse,  so  würde  dies  reditsirrtfimlich  sein,  denn  das  Gesetz 
enthält  eine  dahingehende  Yorechrift  nicht,  nnd  die  Verteilung  der 
Lasten  nach  diesem  Mas.sstabe  würde  in  vielen  Fällen  nicht  sacligemäss 
sein.    Der  Vorderrichter  hat  aber  eine  solche  Auffassung  nicht  gehabt, 
wie  deutlich  daraus  hervorgeht,  dass  er  erwogen  hat,  ob  die  tatsäch- 
lichen Verhältnisse  Veranlassung  dazu  böten,  von  der  gedacliten  Er- 
mittlunjrsart  abzuweichen.   Er  hat  also  die  Verteilung  der  Lasten  nach 
einem  anderen  Masstabe  nicht  für  unzulässig  erachet,  und  Keditsirrtnni 
fällt  ihm  deshalb  nicht  zur  Last.    Soweit  aber  .seine  Erwägungen  auf 
tatsächlichem  Gebiete  liegen,  siud  sie  der  Nachprüfung  in  dieser  In- 
stanz entzogen. 

Dass  der  Vorderrichter  auch  die  Wegelasten  berücksichtigt  hat. 
ent.spricht  der  gesetzlichen  Vorschrift,  denn  diese  Lasten  gehören  ohne 
jeden  Zweifel  zu  „den  den  beteiligten  Gemeinden  durch  das  Vorhanden- 
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sein  der  Station  erwaclisenen  Komniunallasten",  welche  bei  der  Ver- 
teihiii^  in  J^etraclit  (gezogen  werden  müssen.  Die  Frage  aber,  ob  im 
Kiiizt'lfall  ein  Weg  infolge  des  Vorliandenseins  der  Station  Lasten  ver- 
ursaclit,  liegt  wiederum  auf  tatsächlichem  Gebiete. 


Nr.  Id6.  EntBoh.  des  Oesterr.  Obersten  (l'erlditsliofes. 

Vom  29.  Mai  1906. 

(Allgeni  Tarif  Anz  XXV  (1906)  Nr.  40  S.  75«  ) 

Die  Eisenbahn  ist  verpflichtet,  den  Verfügungsberechtigten  von  einer  unterwegs  ein- 
getretenen Beschädigung  des  Gutes,  welche  die  Zweclinässigkeit  des  Weitertransportes 
!■  Fraie  ttollt,  Mftrt  n  vertUailiiei  rnitf  vtr  ArnfMiniH  ier  WettMtefinlarsiif 

desMs  WalMMgen  «iBabolM. 

Wenn  anch  die  KUgerin  den  dnreh  den  Brand  selbst  nnd 
dnrch  das  notwendige  LSachen  des  Brandes  entstandenen  Schaden 
nach  Art.  31  Z.  4  Intemationales  Übereinkommen  selbst  zu  tragen 
hat,  so  trifft  dies  doch  nicht  bei  dem  im  gegebenen  Falle  viel  be- 
deutend* ren  Schaden  zn,  welcher  der  Klägerin  dadurch  verursacht 
wurde,  dass  die  Bahn  Verwaltung  es  unterHess,  sogleich  nach  der 
am  1.  Juli  19<)4  erfolgten  Entdeckung  und  Löschung  des  Brandes  in 
der  Station  Skawina  den  Absender  oder  doch  die  Versandstation  hier- 
von zu  verständigen ,  und  dass  sie  ohne  Zuziehung  eines  Sachver- 
ständigen und  ohne  weitere  Disposition  des  Absenders  abzuwarten,  die 
Ware  im  nassen  Zustande  in  der  heissen  Jahreszeit  bis  nach  Rumänien 
weiterbefürderte,  womit  nach  dem  (Gutachten  des  in  erster  Instanz 
vernommenen  Sachverständigen  eine  weitere  Schädigung  der  zum 
grösstcn  Teile  nicht  verdorbenen  VV'olle  und  überdies  bedeutende  Mehr- 
anslagen  an  Fracht  und  Zoll  Yerbnnden  waren.  In  diesen  Handlungen 
und  Unterlassangen  der  Bahnorgane  mnss  im  Hinblick  auf  die  Be- 
stimmungen der  §§  71  Abs.  3  nnd  77  letzter  Absatz  des  Eisenbahn- 
BetrBegl  vom  10,  Dezember  1892  (RGBl.  Nr.  207)  sowie  Art.  26  Inter- 
nat. Überehikommen  und  mit  Bedachtnahme  auf  die  ümst&nde  des  Tor- 
liegenden  Falles  allerdings  ein  Verschulden  erblickt  werden,  welches 
die  Eisenbahnnntemehmung  für  den  hierdurch  yerursachten  Teil  des 
Schadens  haftbar  erscheinen  lässt,  und  dies  umsomehr,  als  nicht  nach- 
gewiesen wurde,  dass  die  rechtzeitige  Verständigung  des  Absenders 
und  die  Heranziehung  eines  Sachverständigen  seitens  der  Bahnorgane 
in  der  Station  Skawina  etwa  unausführbar  war  und  die  Gefahr  des 
Weitertransportes  der  durchnässten  Ware  nach  Rumänien  nnd  die 
Grosse  der  damit  verbundenen  Auslagen  eine  besondere  Vorsicht  gebot. 
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Nr.  126.  £ut8elu  des  Appellatioiissoiiats  des  Handels-  und  Weehsel- 

geiiehts  in  Budapest. 
Vom  29.  Mai  1906.  D.  69  ex  1906. 

(1)ag.Bls6ab..TMif.  o.  7«it.*Aas.  XIT  (ISOQ  Nr.  i?  &  17t.) 

Wtt  Verkauf  verderblicher'  Guter  hat  ohne  Benachrichtigung  des  Absenders  sofort 
■aofc  KMatolMahme  der  Unanbringlichkeit  zu  erfolgen,  widrigenfalls  die  BtlNl  f&r  die 

eintretende  Wertminderung  aufzukommen  hat. 

Das  Gericht  hatte  ans  dem  Gutachten  der  angehörten  Sachver- 
ständigen festgestellt,  dass  während  der  vom  19.  bis  29.  Januar  ver- 
flossenen 10  Tage  der  Verderb  des  Gutes,  welches  bereits  in  P'jiulnis 
befindlich  angekommen  ist,  eine  so  hochgradige  Steigerung  erfuhr,  dass 
mindestens  eine  60"/^  Wertminderung  eingetreten  ist.  Für  diese  Wert- 
minderung hat  jedoch  die  Eisenbahn  aufzukommen,  da  jene  klägerische 
Argumentation,  wonach  der  Absender  auch  von  der  Unanbringlichkeit 
des  verderblichen  Gutes  Teratändigt  und  seine  Verfügung  abgewartet 
werden  mnss,  eine  ▼oUkommen  irrige  ist. 

Aas  der  in  der  Znsatzbestimmung  I  zu  §  70  (1)  des  BetrBegl. 
enthaltenen  Verfttgang,  wonach  bei  den  schnellem  Verderben  unter- 
liegenden Ofktem  die  Benachrichtigong  des  Absenders  unterlassen  und 
die  Verftusserung  auch  ohne  Benachrichtigang  Tollzogen  werden  kann, 
folgt  natorgemiLss,  dass  in  derartigen  Fftllen  auch  von  der  Meldung 
Aber  die  Unanbringlichkeit  des  Gutes  Umgang  genommen  werden  kann. 

Sonach  ist  die  Eisenbahn  auf  Grund  der  ihr  im  §  70  (2)  des 
BetrRegl.  eingerlMimten  Rechte  und  der  gebotenen  Sorgfalt  eines  ordent- 
lichen Kaufmannes  verpflichtet,  das  Out  ohne  Benachrichtigang  des 
Absenders  sofort  zu  verwerten. 

Es  befreit  den  Klager  auch  jener  Umstand  niclit  von  der  Haftung, 
dass  sie  zum  Zwecke  der  Verhinderuiiir  des  weiteren  Anwachsens  des 
Schadens  den  in  loser  Schüttung  verladenen  Mais  aus  einem  Wagen  in 
zwei  grössere  Wagen  verladen  Hess,  wodurch  im  Sinne  des  Gutachtens 
der  Sa(  hverstäudigen  das  weitere  Umsichgreifen  der  Fäulnis  nicht  ver- 
hindert werden  konnte. 

Eben  der  Umstand,  dass  die  Stationen  zu  einer  anderen  Behand- 
lang der  Güter  niclit  eingerichtet  sind,  macht  es  begründet,  dass  das 
Gut,  noeh  bevor  es  vollkommen  zugrunde  geht,  im  Wege  des  Verkaufes 
verwertet  werden  muss. 
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Nr.  127.   Entsch.  dos  Tituss.  OUei-vcrwaltnugsgerichts. 
4.  Senat.    Vom  31.  Mai  1906. 

(PiMiM.  T«nr.-BL  ZZVin  Hr.  1  &  M.) 
Durch  eiuta  zwitohMi  einer  unter  das  Kluinbahiimtz  vom  28.  Juli  1892  falleudai 
Gesellschaft  und  einer   Stadtgemeinde  gesohloseenen  Vertrag  über  Strassenbau- 
leistungen  der  ersteren  wird  eine  öfTentlich-rechtliche  We|ebaupfllcht ,  auf  welche 
eine  Klage  aus  §  56  des  Zust&udigkeitsgesetzes  gestitzt  weiHta  Uaate,  niobt  be- 

griMltt 

Nach  §  0  des  Gesetaes  Aber  KleiobabneD  und  PriTatanscbhiM- 
bahnen  ▼om  28.  Juli  1802  (GS.  S.  225)  kann  aUerdingg  kdn  Zweifel 

darfiber  sein,  (iass,  wenn  zwischen  dem  UnteiTielimcr  und  dem  Wegd^ 
banpflichtigen  keine  Vereinbarungen  über  die  Unterhaltung  der  vom 
Unternehmer  benutzten  öffentliciien  Wege  getroflfen  woiden  sind,  der 
Unternehmer  kraft  Gesetzes  znr  Unterhaltung  der  benutzten  Wegeteile 
verpflichtet,  und  diese  Verpflichtung  also  eine  öffentlich -rechtliche  ist, 
gegenüber  der  Wegepolizeibehörde  besteht  (vgl.  Eger,  Das  Gesetz 
über  die  Kleinbahnen  2.  Aufl.  S.  120;  Gleim,  Das  Gesetz  über  die 
Kleinbahnen  'A.  Aufl.  S.  85,  110;  Germershausen,  Wegerecht  2.  Aufl. 
Bd.  1  S.  123;  auch  Verfügung  des  Ministers  der  öftentl.  Arbeiten  vom 
19.  Februar  1901  -  MBl.  f.  d.  i.  V.  S.  79  — ).  Aber  in  erster  Linie 
sollen  über  Umfang  und  Art  der  Unterhaltungspflicht  des  Unternehmers 
die  „VereiDbarungen"  entscheiden;  sind  solche  getrofi'en,  so  kommt  die 
gesetaliehe  Pflicht,  weil  nur  sabeidiär,  überhaupt  nicht  weiter  in 
Betracht. 

Derartige  Yereinbamngen  sind  in  den  oben  mitgeteilten  Vertrags- 
bestimmungen enthalten.  Es  fragt  sich  also,  welche  rechtliche  Be- 
dentnng  ihnen  beizamessen  ist  Der  Besirksansschoss  yeiäteht  die  Ab- 
reden dahin,  dass  der  Beklagten  nach  §  18  des  Vertrages  von  1808 
nor  eine  Pflicht  znr  Eratattong  von  Wegebaukosten,  keine  Pflicht  zur 
Unterhaltung  der  Wege  selbst  auferlegt  sei,  und  er  versagt  aus  diesem 
Grunde  den  Pflichten  der  Beklagten  die  Natur  einer  öfleutlich-recht- 
liehen  Wegebaalast.  Diese  Auffassung  der  Vertragsbestimmungen  ist 
aber  nicht  zutreffend.  Der  Rezirksausschnss  tibersieht,  dass  der  §  13 
den  Magistrat  mir  berechtigt,  die  Wegebesseriingen  seinerseits  aus- 
zuführen und  Erstattung  der  Kosten  von  der  Beklagten  zu  fordern. 
Ob  er  so  vorgehen  will,  hängt  aber  von  seinem  Ermessen  ab:  er  ist 
nicht  gezwungen,  von  jener  Befugnis  Gebrauch  zu  machen,  kann  viel- 
mehr nach  §  6  des  Vertrages  vom  9.  März  1881  die  Wegebesserungen 
selbst  von  der  Beklagten  fordern.  Darauf  beruht  es  ja  auch,  dass  er 
mit  der  vorliegenden  Klage  nicht  nur  zu  der  von  ihm  bereits  aus- 
geführten Asphaltierung  der  BrQckstrasse  die  Zahlung  eines  Kosten- 
beitrags verlangt,  sondern  gleichzeitig  allgemein  die  Feststellung  der 
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der  Beklagten  nach  seiner  Ansicht  obliegenden  Pflicht  zar  Unterhaltung 
der  TOD  ihr  benatzten  Strassenstrecken  fordert  Es  liegt  also  eine 
Vereinhanmg  vor,  die  nicht  nur  eine  Erstattung  Ton  Kosten,  sondern 
die  Unterbaltnng  der  Strassen  selbst  betrifft  Eger  (a.  a.  0.  8. 120 
bei  2)  scheint  anzonehmen,  dass  solche  Vereinbarongen  stets  Öffentlich- 
recbtliche  Pflichten  des  üntemehmers  begrflnden,  welche  dann  Yon  der 
Wegepolizeibehörde  geltend  zu  machen  seien.  So  unbedingt  gefasst 
wftrde  der  Sata  aber  nicht  richtig  sein.  Es  bedarf  hier  jedoch  keiner 
weiteren  ErQrtemng  dar&ber,  unter  welchen  Yoranssetzungen  die  Ab- 
reden Offimtiich-rechtliche  Pflichten  begründtti  können,  insbesondere 
ob  noch  eine  Zustimmiing  der  Wegepolizeibehörde  notwendig  sei,  und 
ob  eine  öffenÜich-recbtliche  Wirksamkeit  nur  dann  angenommen  werden 
könne,  wenn  das  massgebende  Wegerecht  überhaupt  Verträge  iiber  die 
Wegebaulast  anerkennt,  oder  ob  es  auf  die  Bestimmnngen  dieses  Wege- 
rechts nicht  ankomme,  weil  §  6  des  Kleinbahngesetzes  ganz  allgemein 
die  Zulässigkeit  vertragsmässiger  Regelung  der  öffentlichen  Wegebau- 
last zwischen  Wegebaupflichtigeu  und  Unteniehmern  eröffnet  habe 
(vgl.  Germershausen  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  128  und  HIO).  Denn  jedenfalls 
können  die  Abreden  zwischen  dem  Unternehmer  und  dem  Wegebau- 
l)tlichtigen  dann  keine  öffentlieli-re(!htlichen  Ansprüche  und  Verbindlich- 
keiten schaffen,  wenn  der  Wille  der  Vertragschliessenden  gar  nicht  auf 
die  Scliattung  derartiger  KeelUe  und  Ptlichtcn  gerichtet  ist,  und  wenn 
sie  ausserdem  die  Pflichten  des  Unternehmers  so  regeln,  dass  diese 
gar  nicht  den  Inhalt  einer  öffentlich-rechLlicheu  Wegebaulast  bilden 
können. 

Beides  trifft  hier  zu. 

Allerdings  ist  in  §  6  des  Vertrages  von  1881  bestimmt,  daas  der 
Unternehmer  gewisse  Teile  der  Strassen  zu  pflastern  und  in  gutem  Zn- 
stande zu  unterhalten  habe  .nach  Vorschrift  der  Polizeiverwaltung'. 
Das  könnte  darauf  schliessen  lassen,  dass  eine  öffentliche  Pflicht  gegen- 
flber  der  Polizei  geschaffen  werden  sollte.  Dagegen  spricht  aber  ent- 
scheidend, dass  der  Vertrag  sich  nicht  nur  auf  städtische  Strassen, 
sondern  auch  auf  die  ron  dem  Unternehmer  nach  §  1  zu  benutzenden 
Provinzialstrassen  bezieht,  fflr  welche  der  Magistrat  die  Gtonehmigung 
der  ProvinzialwegebauYerwaltung  zu  beschaffen  hatte.  Es  kann  nicht 
angenommen  werden,  dass  der  Magistrat  auch  für  die  Chausseen  der 
Provinz  eine  öffentlich-rechtliche  Baupflicht  des  Unternehmers  schaffen 
wollte,  ganz  abgesehen  davon,  dass  eine  solche  Uebertragnng  der 
Chausseebaupflicht  durch  Vertrag  rechtlich  nicht  znl.lssig  gewesen  wäre 
—  wobei  die  Frage,  inwieweit  der  §  G  des  Klcinhahngesetzes  auf  diese 
Zulässigkeit  eingewirkt  habe,  wieder  ausser  Betracht  bleiben  kann,  da 
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der  Vertrag  voi-  Erlass  des  Gesetzes  geschlossen  ist.  Konnte  und  wollte 
der  Vertrag  aber  für  einen  Teil  der  von  ihm  betroffenen  Strassen  keine 
öffentlich-rechtlichen  Pflichten  begründen,  so  wird  das  gleiche  auch  für 
den  anderen  Teil,  die  städtischen  Strassen,  gefolgert  werden  müssen. 

Daraus  folgt,  dass  die  Vereinbarungen  die  öffentlich -rechtliche 
Wegebaupflicht  der  Stadtgemeinde  nicht  verändert  haben  und  ni(dit 
verändern  sollten;  die  Stadt  ist  der  Polizei  gegenüber  allein  wegebau- 
pflichtig geblieben,  und  der  Unternehmer  hat  bloss  zivilreehtliche  Ver- 
pflichtungen  gegenüber  der  Stadt.  Die  Worte:  ,nach  Voncbiift  der 
Polixeimwaltang''  in  §  6  des  Vertrages  von  1881  haben  nnr  die  Be- ' 
dentnng,  dass  der  Unternehmer  alles  das  gegenftber  der  Stadt  anf 
Grund  des  Vertrages  zn  leisten  hat,  wozu  diese  gegenflber  der  Polizei 
auf  Grand  des  Öffentlichen  Wegerechts  verpflichtet  ist 

Die  privatrechtliche  Natur  der  Vereinbamng  ist  anch  nicht  —  wie 
die  Klftgerin  meint  —  dadurch  geändert  worden,  dass  die  Genehmignngs- 
nrknnden,  welche  von  den  zuständigen  Behftiden  für  das  Eleinbahn- 
nnternehmen  erteilt  sind,  auf  jene  Abreden  Bezug  nehmen.  Die  nach 
§  6  des  Kleinbahngesetzes  zulässigen  Vereinbamngen  unterliegen 
keiner  Prüfung,  Abänderung  oder  Zustimmung  der  Gtonehmignngs- 
behiirden.  Der  Wegebaupflichtige  und  der  Unternehmer  haben  darüber, 
ob  md  in  welcher  Art  sich  der  Unternehmer  an  der  Unterhaltung  der 
Wege  beteiligen  soll,  freies  Bestimmungsrecht. 

Hiermit  scheinen  die  Ausfühinn<i:en  in  dem  vom  Bezirksausschuss 
angezogenen  Urteil  des  Reichsgerichts  vom  14.  Oktober  1904  (abge- 
druckt im  Preuss.  VerwBl.  .Tahrp:.  XX VT  S.  411)  nicht  ganz  überein- 
zustimmen. In  dem  dort  entscliiedenen  Falle  war  von  der  Provinz  mit 
einer  Strassenbahngesellschaft  über  die  Unterhaltung  der  benutzten 
Strasse  in  ähnlicher  Weise,  wie  in  dem  jetzt  zur  Entscheidung  stehen- 
den Falle,  ein  Abkommen  dahin  getroffen  worden,  dass  die  Strassen- 
bahn  sich  verpflichtete,  den  von  ihr  benutzten  Teil  tler  Strasse  in  gutem 
baulichen  Zustande  zu  erhalten,  aber  dabei  der  Provinz  das  Recht 
einräumte,  die  erforderlichen  Arbeiten  selbst  auf  ihre  Kosten  ausführen 
zu  lassen.  Auf  dieser  Grundlage  hat  das  Bdchsgericht  allerdings  — 
und  insoweit  im  Einklang  mit  den  oben  entwickelten  Grundsätzen  — 
fftr  die  Klage  der  Provinz  auf  Erstattmig  von  Kosten,  wd<^e  sie  auf 
die  Unterhaltung  der  der  Strassenbahn  Tertragsmässig  zugewiesenen 
Teile  der  Strasse  verwendet  hatte,  den  Bechtsweg  zugelassen,  well  der 
Anspruch  „auf  Grund  der  rein  privatiechtlichen  Abmachungen'  erhoben 
sei.  Wenn  dann  aber  hinzugeffigt  ist,  dass  steh  auch  «die  Öffentlich- 
rechtliche  Pflicht  nach  dem  Privatabkommen  der  Parteien  richte*  und 
die  Wegepolizeibehörde  sich  anf  Grund  des  Abkommens  an  die  Provinz 
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habe  halten  können,  so  würde  dies  mit  jenen  Grundsätzen  nicht  zu 
vereinbaren  sein.  Ein  derartiges  Abkommen  kann,  wie  dargelegt, 
seinem  Inhalt  nach  nicht  dffenüich-rechtlich  sein,  keine  Grundlage  für 
die  Wegebaapolizei  geben;  auch  ist  es  rechtlich  sieht  angängig,  dass 
ein  Abkommen  dieselben  Pflichten  der  Wegebanlast  als  privatrechtliche 
and  trotzdem  gleichzeitig  als  Öffentlich-rechtliche  schaffen  könnte. 

Jedenfalls  liegen  hier  aber  nnr  privatrechtliche  Vereinbaningen 
vor,  anf  welche  eine  Klage  ans  §  56  des  Zastftndigkeitsgesetzes  nicht 
gestutzt  werden  kann.  Der  Bezirksaosschass  hat  also  die  Klage  mit 
'Becht  abgewiesen;  seine  fintscheidong  war  deshalb  zu  bestätigen. 


Nr.  128.    Eutsc'h.  des  Sclnvri/iT  ISuiidesgt'riihts. 
Vom  7.  Juni  1906. 

(SehwJZ.  UI  lt06  H«ft  9  8.41.) 

EiMibahahaftpflicht.  SelbttversohsWen  Hegt  v«r,  wenn  ein  Eisenbahnangestellter  es 
hetai  asteerdienstliciieR  Ueberschreiten  von  Geleisen  an  Achtsamkeit  fehlen  liest 

Der  Kläger  ging  nicht  in  dienstlichen  Funktionen  in  den  Geleisen, 
sondern  er  benützte  diesen  Weg,  der  nach  seiner  Auffassung  etwas 
kürzer  und  angenehmer  war  als  die  Strasse  ausserhalb  des  Areals,  nm 
sich  nach  Hause  zu  begeben.  Seine  Aufmerksamkeit  war  daher  nicht 
auf  dienstliclie  Obliegenheiten  irgend  welcher  Art  gerichtet,  und  es  ist 
auch  nicht  behauptet,  dass  sie  durch  aussergewöhnliclie  Ereignisse  in 
Anspruch  genommen  oder  abgelenkt  worden  sei.  Der  Kläger  hatte  auf 
nichts  anderes,  als  auf  seine  persönliche  Sicherheit  zu  achten.  Auch 
konnte  ilnn  als  Eisenbahnan^estellten  nicht  unbekannt  sein,  dass  ein 
solches  Gehen  über  einen  sehr  belebten  Rangierbahnhof,  wie  es  der- 
jenige von  Ölten  ist,  mit  Gefaliren  verbunden  sei,  und  er  musste  ins- 
besondere wis.sen,  dass  das  (^eleise  12,  das  er  n.  a.  zu  iiberschreiten 
hatte,  sehr  stark  befahren  werde.  .\uch  wenn  man  eine  gewisse  Ab- 
stumpfung gegen  die  Betriebsgefahren,  wie  sie  bei  Eisenbahnange- 
stellten  regelmässig  vorhanden  zu  sein  pflegt,  mit  in  Betracht  zieht, 
mnsste  dem  Klüger  doch,  gerade  weil  er  anf  nichts  anderes  bedacht  zn 
sein  brauchte,  zagemntet  werden,  dass  er  sich,  bevor  er  sich  in  den 
Gefahrenbereich  eines  Gteleises  begab,  vergewissere,  ob  es  frei  sei  oder 
befahren  werde,  nnd  dass  er  im  letzteren  Fall  ausserhalb  der  ge- 
fährdeten Zone  verbleibe,  bis  das  betreffende  Fahrzeug  an  ihm  vorbei- 
gefahren nnd  das  Geleise  wieder  frei  war.  Das  hat  aber  der  Klüger 
nicht  getan,  nnd  anf  diesen  Mangel  an  der  durch  die  Umstünde  dringend 
gebotenen  Vorsicht  ist  der  Unfall  zurückzuführen. 
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Nr.  129.   Ent8i'Ii.  des  Deutschen  Reichsgerichts« 

S.Strafsenat.    Vom  18.  Juni  1906. 

(Das  ßeobt  Jahrg.  X  (l906j  Nr.  17  S.  10i6  ZitT.  Si&2.) 

StfiB.  8  267.  HGB.  §  453.  Der  Frachtbrief  als  Beweisurkunde.  UrkundenfXlschung. 

Ein  von  der  Versandstation  mit  dem  Tagesstempel  als  Zeichen 
der  Annahme  versehener  Frachtbrief  ist  nach  §  54  Abs.  1  EisenbVerkO. 
yom  26.  Oktober  1899  eine  Beweisarkande.  Dieselbe  Qualität  ist  dem 
TOB  der  Venftiidslation  aDgeDommeBen  Fraditbriefe  beisolegeo. 
Aber  aach  dem  noch  nicht  angenommenen  Frachtbriefe,  der  von  dem 
Absender  aasgefüllt  ond  dem  Spediteur  übergeben  ist,  damit  dieser 
auf  Grand  desselben  die  Beförderang  eines  Gntes  durch  die  Eisenbahn 
besorge,  kann  die  Natur  einer  beweiserbeblichen  Urkunde  nicht  ab- 
gesprochen werden,  denn  er  enthält  ein  Vertragsangebot,  das  nach 
Lage  der  Sache,  insbesondere  im  Hinblick  auf  §  463  HGB.  geeignet 
ist,  som  Abschluss  eines  Frachtvertrages  mit  der  Eisenbahn  su  ftthren. 

Hr.  VMK   Kutsch,  dos  Deutschen  Keichsgcrlehts« 

6.  Zivilsenat.    Vom  25.  Juni  1906. 

(JW.  Jahrg.  U  (1906)  Nr.  16  ö.  575  Ziff.  68.) 

§  I  NaftpfM.  Niolrt  iiinrelelieitfe  WIrdigung  dM  MaaptatM  SelbttvortelMMflm  des 

VerletztM. 

Das  Berufnngsgericht  trifft  keine  bestimmte  Feststellung,  wie  der 
Unfall  sich  zugetragen  hat,  ob  so,  wie  der  Kläger,  oder  so,  wie  der 
Beklagte  den  Hergang  darstellt.  Es  geht  aber  von  der  Darstellung 
des  Beklagten  aus  nnd  entschuldigt  den  Kläger,  wenn  er  zu  kurz  ge- 
treten und  am  Trittbrett  hängen  geblieben  sein  sollte,  mit  der  Steil- 
heit der  Zugänge  zu  den  Ki.senbahnwagen;  es  verneint  auch  ein  Ver- 
schulden des  Klägers  für  den  Fall,  dass  er  —  laut  der  Bekundung  von 
Zeugen  des  Beklagten  langsam  die  eisfreien  Stufen  hinabsteigend  — 
sich  an  den  Seitengriffen  nicht  gehalten  habe.  Nun  ist  nach  der  all- 
gemeinen Lebenserfahrung  anzunehmen,  dass,  wenn  eine  Person  olme 
erkennbare  Ursache  von  einer  steilen  Treppe  abstürzt,  der  Sturz  ge- 
mildert oder  verhindert  worden  wäre,  falls  der  Absteigende  sich  des 
vorhandenen  Schutzgeländers  bedient  hätte,  und  der  Beschädigte  wird 
dem  Vorwurf  des  Selbstverschuldens  nicht  entgehen,  wenn  er  nicht  zu 
rechtfertigen  vermag,  warum  er  diese  nächstliegende  und  allergewöbn- 
liehste  Vorsicht  unterlassen  hat.  Die  Benützung  der  gebotenen  nnd 
jedermann  geläufigen  Sicherungsvorkehrungen  zur  Verhütung  von  ün- 
fäUen  beim  Betriebe  der  Eisenbahn  muss  gegenüber  der  strengen  Haft- 
pflicht der  letzteren  insbesondere  von  den  Beisenden  gefordert  werden. 
Waren  die  Wagentritte  steil,  so  mnsste  der  Kläger  damit  rechnen, 
dass  er  zu  kurz  treten,  abgleiten  nnd  zu  Fall  kommen  künne,  nnd  sich 
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deshalb  beim  Absteigen  an  den  Seitengritten  halten.  Versäumte  er 
dies,  so  bat  er  die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  ausser  Augen 
gesetzt. 

Nr,  131.   Entscli.  des  DeutücluMi  Roiclis^erichts. 

I.Strafsenat.    Vom  2.  Juli  1906. 

(Da«i  Kecbt  X  (1906)  Nr.  19  S.  IUI  Ztft  «775.) 

StGB.  §§  61,  37«  2Nr.S.  Die  EImiiImIni  itt  tlnilutragsbereohtiBt  M  EitwMitfiii 
VM  Fraflhtgltani.  ZitUMIgkilt  der  Etoeebiheilrektieeee. 

Durch  die  Entwendung  von  Ofltem,  die  von  der  EiBenbahnver- 
waltung  als  Frachtfahrerin  flbemommen  nnd  nach  den  BesUmmangen 
der  Verkehrsordnnng  unter  Haftnng  fttr  Schäden  nnd  Verluste  zn  be- 
fördern sind,  wird  nicht  nnr  der  Eigentümer,  sondern  anch  der  Eisen- 
bahnfiskns  verletzt.  Daraus  ergibt  sich  die  Berechtigung  der  Eäsen- 
bahnverwaltungr,  in  den  Fftllen  des  §  370  Ziff.  6  StGB.  Strafantrag  zu 
stellen.  Als  die  zur  Antragstellnng  sachlich  zuständigen  Verwaltungs- 
stellen haben  im  Gebiete  der  preussisch-hessischen  Eisenbahngemein- 
schaft die  Eisenbahndirektionen  zu  gelten. 


Nr.  ISS.  Entseh.  des  Oestcrr.  Obersten  Cieriehtshofes. 

Vom  3.  Juli  1906. 
(OcMwr.  BlMnb.-T«roi4ii.-Bl.  XIX  (1906)  Nr.  W  8.  ntL) 
Sohtieeersatzklagen  aus  eieem  ie  Ungarn  vorgekonnenen  Eisenbahnunfalle  können 
lei  Zolreirea  der  le  %  99  J.-N  angeführten  Voraussetzungee  bei  dee  ieterreiehleeheii 

Gerichten  angebracht  werden. 
Der  Revisionsrekurs  der  Beklagten  ist  nicht  begründet,  denn  der 
angefochtene  Beschluss  entspricht  der  Sachlage  und  dem  Gesetze  und 
wurde  im  wesentlichen  auch  richtig  begriindet.  Nach  welchem  Rechte 
der  Klageanspruch  zu  beurteilen  sein  wird,  ist  dermalen  nicht  zu  er- 
örtern; jetzt  fragt  es  sich  nur,  ob  die  Rechtssache,  welche  einen 
Schadenersatzanspruch  aus  einem  in  Ungarn  vorgekommenen  Eisenbahn- 
unfalle zum  Gegenstande  hat,  bei  dem  inländischen  Gerichte  in  Teschen 
anhängig  gemacht  werden  konnte.  Dies  hat  das  Bekursgericht  mit 
Recht  bejaht  Aus  §  3  des  Haftpfliehtgesetses  kann  die  Zuständigkeit 
des  angerufenen  Gerichtes,  da  der  Eisenbahnunfall  sich  nicht  im 
Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  zugetragen  hat,  nicht  abgeleitet  werden; 
allein  es  steht  nichts  im  Wege,  auf  den  gegenständlichen  Fall  die  Be- 
stimmung des  §  99  J.-N.  anzuwenden,  zumal  die  Klage  die  Durch- 
setzung eines  vermögensrechtlichen  Anspruches  bezweckt.  Die  Bestim- 
mungen des  Art.  XX  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1878,  RGBl.  Nr.  62, 
und  §  2  des  Durchftihrungsgesetzes  vom  selben  Tage,  BGBl.  Ni-.  63. 
schliessen  die  Anwendung  der  allgemeinen  Bestimmungen  der  Jui'is- 
diktionsnorm,  betreffend  Klagen  gegen  Ausländer,  keineswegs  aus,  weil 
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selbe,  insoweit  sie  überhaupt  die  Gerichtskompetenz  zum  Gegeustaude 
haben,  sich  uur  auf  bestimmte  Fälle  bezieben. 


Nr«  133.   Eniseh.  dos  Schweizer  Bnndes^erielits. 

Kassationsliof.    Vom  17.  Juli  1906. 

(SchwJZ.  Jahrg.  III  190G  Heft  8  S.  105  Ziff.  81.) 

Di«  FilMhuii  eiier  Eisenbahnfahrkarte  der  Bandesbahnen  Ist  Fälschung  einer  öfTent- 
Itehei  llrkmit,  mi  iwar  elitr  BrndMikto  In  8taM  in  Art  61  B8I4L 

ZwdfeUoB  ist  zunächst,  daas  die  von  der  zuständigen  Stelle  aus- 
g€8tellteD  Fahrkarten  aasgehen  yon  einer  Amtastelle  des  Bundes.  Denn 
die  Bundesbahnen  bilden  (s.  zuerst  AS.  XXIX  S.  198  ff.  E.  1)  einen 
Bestandteil  der  Bundesverwaltung,  und  die  Bahnbeamten  und  Ange- 
stellten der  Bundesbahnen,  auch  diejenigen,  die  die  Fahrkarten  auszu- 
stellen und  auszugeben  haben,  smd  Bundesbeamte  und  -Angestellte. 
Dass  die  Beamten  Hoheitsrechte,  obrigkeitliche  Gewalt,  ausftben,  ist  zu 
ihrer  Qualifikation  als  Bundesbeamte  nicht  notwendig.  (Hs.  Escher, 
Schweiz.  Bundesbeamtenrecht  S.  8,  speziell  bei  Anm.  6.)  Nach  ihrer 
Entstehung  also  kann  den  von  den  Bnndesbahnbeamten  in  Auslobung 
ihres  Geschäftskreises  ausgestellten  Urkunden  der  Charakter  von  öffent- 
lichen Urkunden,  Bundesakten  nicht  abgesprochen  werden.  Auf  die 
Entstehung  der  Urkunde,  auf  die  Qualität  des  Ausstellers,  aber  ist  ab- 
zustellen, wenn  die  Frage  der  Oeffentliclikeit  einer  Urkunde  entschieden 
werden  soll.  Denn  hierauf  stellt  ab  Art.  16(3  BZP. ,  der  den  Begriff 
der  ütl'entliclien  Urkunde  allgemein,  nicht  nur  für  den  Zivilprozess  fest- 
setzt; es  koninit  auf  die  Qualifikation  des  Beamten  als  einer  besondere 
Glaubwürdigkeit  geniessenden  Person  an.  (Analog  für  das  deutsche 
Recht:  Binding,  Lehrbuch,  Bes.  T.,  IT.  Hälfte,  1.  Abt.  (I.  Aufl.)  S.  180; 
auch  Olshausen,  Kommentar,  Anm.  5  zu  §  267,  Bd.  II  S.  1066 f. 
(5.  Aufl.).  Nach  der  in  der  deutschen  Wisseiiscliaft  und  Praxis  herr- 
schenden Ansicht  (Binding  a.  a.  O.,  Olshausen  a.  a.  ü.  und  dort 
zit.)  kommt  es  auf  den  Inhalt  der  Urkunde  nicht  au;  namentlich  kann 
diese  auch  ein  privatrechtlicher  Akt  sein.  Nicht  ausschlaggebend  ist 
daher  die  Frage,  ob  der  Transportvwtrag  mit  den  Bundesbahnen  ein 
Vertrag  Öffentlich-rechtlicher  oder  aber  privatrechtlicher  Natur  sei. 
An  Hand  dieser  Grundsätze  hat  das  deutsche  Reichsgericht  mehrfach 
(Entscb.  in  Stra&achen  Bd.  8  8.  1009ff.;  Bd.  28  8.  42f.;  s.  femer 
Olshausen  a.  a.  0.  Anm.  8  sub  III  i.  [8. 1069]  und  sub  IV  [8. 1070]; 
vgl.  femer  Riedel,  Im  Gerichtssaal  39  [1877]  8.  170)  ausgesprochen, 
dass  eine  von  der  zuständigen  Stelle  der  Eisenbahnverwaltung  innere 
halb  der  Grenzen  ihrer  Amtsbefugnisse  und  in  der  vorgeschriebenen 
Form  ausgesteUte  Fahrkarte  «geeignet  erscheine,  eine  öffontlidie  Ur- 
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kaude  im  Sinne  des  §  267  StGB,  darzustellen'^,  mit  der  Einschränkung, 
dass  diese  Eigenschaft  nur  m  wiit  reidie,  als  die  Ausstellung  seitens 
der  Behörde  erfolgt  sei.  Demgegenittter  vertritt  Bin  ding  a.  a.  0.  8. 182 
(2.  Aufl.  8.  218)  die  Ansicht,  es  komme  darauf  an,  ob  die  Benrteilang 
anm  OffentUchen  Bernfskreis  der  Behörde  gehdre;  alle  Behördennrknnden, 
die  sozusagen  fungibel  seien  nnd  im  Leben  jeder  Behörde  vorkommen 
können  (üntenddinung  eines  Mietkontraktes,  Bestellnng  von  Schmb- 
materialien)  kOnnen  regelmässig  nicht  als  Oifentliche  betrachtet  werden, 
nnd  namentlich  kOnnen,  ffthrt  Binding  aus,  ,»ürknnden  Aber  Rechte 
auf  spezifische  Leistungen  einer  Behörde,  die  sie  selbst  ausstellt,  falls 
die  Beurkandang  nicht  als  solche  zu  ihrem  Oeschäftskreis  gehört, 
öffentlich  nicht  sein";  deshalb  sei  gegen  die  Annahme  zu  entscheiden, 
dass  Eisenbahnbillets  von  Staatsbahnen  oder  Postscheine  zur  Personal- 
beförderung öffentliche  Urkunden  seien ;  ob  die  Bahn  gegen  Billet  oder 
ohne  Billet  befördere,  sei  ganz  gleichgültig,  und  das  Billet  der  Privat- 
bahn habe  genau  die  gleiche  Beweiskraft,  wie  das  der  Staatsbahn: 
„wenn  echt,  beweisen  beide  voll  das  Recht  des  Inhabers  auf  Beförde- 
rung, sie  können  also  keinen  verschiedenen  Beweisweit  als  Urkunden 
besitzen".  Diese  Ausführuntren,  so  bestechend  sie  an  sich  ihrer 
praktischen  Konsetiuenzen  wegen  sein  mögen,  vermögen  jedoch  für  das 
schweizerische  Bundesrecht  nicht  durchzudringen.  Die  Einschränkung 
auf  Behörden,  zu  deren  öffentlichem  Bernfskreis  die  Beurkundung  ge- 
hört, hat  im  Gesetze  keinen  Boden;  übrigens  gehört  die  Ausgabe  von 
Billetten  und  die  Beurkundung  der  Leistung  des  Keisenden,  die  in  der 
Ausfertigung,  Abstempelung  und  Ausgabe  des  Billets  liegt,  gewiss  in 
den  pBeurkundnugskreis**  der  Bnndesbahnbeamten.  Auch  das  letite 
Argument  Bindiugs,  dem  Billet  der  Privatbahn  komme  die  gleiche 
Beweiskraft  zu,  wie  dem  Billet  der  Staatsbahn,  entfUlt,  wenn,  als  ent> 
scheidend,  anf  die  Qualität  des  Ausstellers  abgestellt  wird,  als  petitio 
principii. 


Nr.  184.  Bntseli.  des  Sehweiser  BinidesgvrlelitB. 
Vom  18.  Juli  1906. 

(SchwJZ.  Jfthrg.  HI  1906  Heft  9  S.  117  Ziff.  S&.) 

Die  P8uioi8>  «Ml  Hilfskaue  eiser  Etoenbahn  geniesst  das  Privileg  der  Steuerfreiheit 

Die  Argumentation  der  angefochtenen  Entscheide  und  der  Rechts- 
.schriften  des  Regiernngsrates  geht  im  wesentlichen  dahin,  dass  die 
Hilfs-  und  Pensionskasse  zwar  kein  eigentliches  Rechtssubjekt  s<  i 
aber  doch  vormöge  ihrer  von  der  Bahngesellschaft  verschiedenen  Or- 
ganisation nnd  Verwaltung  sich  als  besonderes  Institut  mit  selb- 
ständigem Zweck  und  eigenem  (iescliäftsbetrieb  —  eine  Art  Vei- 
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sicherungisaiustalt  auf  Gegenseitigkeit  —  und  damit  als  selbständiges 
Steuersubjekt  darstelle.  Hieran  ist  nach  den  bisherigen  Ausführungen 
tatsächlicii  unrichtig,  dass  die  Hilfs-  und  Pensionskasse  eineu  selb- 
ständigen, von  der  Bahnunteruelimung  und  deren  Betrieb  unabhängigen 
Zweck  verfolge.  Vielmehr  steht  ihr  Zweck,  wie  hervorgehobeD ,  mit 
dem  Bahnbetrieb  In  engstem  und  notwendigem  Zusammenhang.  Und 
gerade  das  letztere  Moment  moss  nach  richtiger,  dem  Sinn  und  Geist 
der  EoDzessionen  entsprechender  Anlfossnng  für  die  Eänbeziehnng  der 
Kasse  in  das  Steuerprivileg  entscheidend  sein.  Es  kann  daher  auch, 
sobald  dieses  Moment  gegeben  ist,  für  die  Frage  der  Stenerbefireinng 
nichts  darauf  ankommen,  dass  behnfs  bestmöglicher  Erreichung  ihrer 
Zweckbestimmung  die  Kasse  als  ein  nur  diesem  Zwecke  gewidmetes 
SondervermOgen  ans  dem  ttbrigen  Vermögen  der  Gesellschaft  aus- 
geschieden ist,  dass  das  Vermögen  u.  a.  auch  aus  Beiträgen  (Lohnab- 
zflgen)  der  Versicherten  gespeist  wird  und  dass  eine  besondere  — 
immerhin  keineswegs  selbständige,  sondern  wie  ein  gewöhnlicher  Ver- 
waltungszweig von  der  Gesellschaft  durchaus  abhängige  —  Organi- 
sation nnd  Verwaltung  besteht.  Höchstens  dann,  wenn  die  Kasse  nicht 
ein  im  Eigentum  der  Gesellschaft  stehendes  Sondervermögen,  sondern 
als  eine  selbständige  Anstalt  mit  eigener  Verbandspersönlichkeit  er- 
richtet wäre,  könnte  man  sich  fragen,  ob  die  Zweckbeziehung  zum 
Bahnbetrieb  noch  geeirrnet  wäre,  sie  unter  das  Steuerprivileg  fallen  zu 
lassen,  weil  es  zweifelhat t  erscheinen  möchte,  ob  die  der  Gesellschaft 
gewährte  Steuerbefreiung  auch  auf  eine  ihr  zwar  angegliederte,  aber 
rechtlich  von  ihr  verschiedene,  ein  eigenes  Rechtssubjekt  bildende  An- 
stalt bezogen  werden  dürfte.  Doch  bedarf  die  Frage  hier  keiner 
weitern  Erörterung.  Ob  ein  solches  Sonderverniögen,  als  welches  die 
Hilfs-  und  Peusiouskasse  der  ehemaligen  Jura-Siuipluubahn  sich  quali- 
fiziert, nach  allgemeinen  steuerrech tlichen  Grundsätzen  oder  nach  dem 
positiven  bemisehen  Recht  als  ein  besonderes,  selbständiges  Steuer^ 
Subjekt  zu  behandeln  wäre,  ist  hier  wiederum  gleichgiltig  und  kann 
deshalb  gleichfalls  dahingestellt  bleiben,  weil  nach  dem  Gesagten  bei 
der  Prüfung,  ob  ein  Objekt,  eine  Einrichtung  der  Gesellschaft,  yon 
der  Steuerfreiheit  mitnmfasst  wird,  gemäss  dem  Sinn  und  Geist  der 
Konzessionen  ausschliesslich  auf  deren  Verhältnis  zum  Betrieb  und 
jedenfalls  nicht  auf  die  Art  der  Organisation  und  Verwaltung  innerhalb 
der  Unternehmung  abzustellen  ist.  Jene  Frage,  ob  die  Hilfs-  und  Pen- 
sionskasse als  selbständiges  Steuersubjekt  zu  behandeln  sei,  wttrde 
praktische  Bedeutung  erst  gewinnen,  wenn  die  grundsätzliche  Steuer- 
pilicht  feststände. 
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Nr.  135.  Entoeh.  des  Appell.-Senats  des  Handels»  nnd  Weehs«!- 

gerlehts  In  Budapest 
Vom  11.  September  1906.  D.  214. 

t'ni,'.  Eisenb  -Tar  -  u.  Verk.  Anz.  XIV  (1906)  Nr.  81  8.232.) 

§77EisenbBetrRgl.  Bei  dem  in  loser  Schüttung  beförderten  Getreide  hat  die  Bahn  für  die  Ver- 
Streuung  desselben  zwischen  den  zum  Türversohluss  verwendeten  Brettern  nicht  zu  haften. 

Deu  im  Tatbestand-Protokoll  enthaltenen  und  auch  von  dem  Rmp- 
fftDger  dareh  seine  Unterschrift  anerkannten  ümstaod,  dass  das  Gut 
infolge  Verstreunng  die  Gewichtsminderung  erlitt,  nnd  zwar  in  der 
Weise,  dass  die  bei  den  Wagentflren  befindlichen  Bretter,  welche  zar 
Yerhinderong-  der  Verstreunng  des  Getreides  in  loser  SchOttnng  dienten, 
unterwegs  verschoben  und  der  Hafer  awischen  den  entstandenen  Lficken 
aosgeronnen  ist^  hatte  auch  das  Gericht  als  erwiesen  befunden. 

Da  die  Einfügung  der  nicht  zur  ständigen  Einrichtung  der  Wagen 
gehörenden  Bretter  d«n  Verlader  obliegt  nnd  somit  die  damit  in  Ver- 
bindung  stehende  Gewichtsminderang  aus  der  Mangelhaftigkeit  der 
Verladung  entstanden  ist^  wurde  das  Elagebegehren  abgewiesen. 

Xr.  136.   Entseh.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 
3.Zivilsenat.    Vom  18.  September  1906. 

ant.  Jabrg.  86  (leei)  Nr.  1»  a  m  zur. ».  -  PmiM.  YwwAU.  Jwkrg.  XXTin  Nr.  6  &  M.) 
Der  Alfwand  einer  notwendigen  Badereise  gehört  zi  den  Kssten  des  HeilverlUireBS 
i.  S.  des  §  I  Abs.  6  des  BeamtFürsorgGes.  vom  2.  Juni  1902. 

Schon  in  der  VT.  Konimis.sion  des  Keiclistages  war  bei  Heratung 
de.s  ersten  üesetzentwurf.s  iiber  die  Fürsorge  fllr  Beamten  und  Per- 
sonen des  Soldateiistandes  infolge  von  Betriebsunfällen  im  Jahre 
1885/86  beantragt  worden ,  als  letzten  Absatz  des  §  1 ,  der  in  der 
Fassung  der  Bundesratsvorlagc  von  den  Kosten  des  Heilverfahrens 
absichtlich  schwieg,  aufzunehmen:  „Die  Verletzten  haben  ausserdem 
Anspruch  auf  Ersatz  der  Kosten  des  Heilverfahrens-,  und  bei  der  Be- 
gründung dieses  Antrages  war  schon  dort  hervorgelioben,  dass  zu  den 
Ausgaben  für  das  Heilverfahren  —  —  „auch  Aufwendungen  von 
ausserordentlicher  Höhe,  z.B.  für  Badereisen,  für  kostspielige 
Heilbehandlung,  BeschaiRing  künstlicher  Glieder  und  dergl.  gehörten". 
Die  Begiernngsvertreter  hatten  damals  dagegen  nur  geltend  ge- 
macht, wenn  solche  ausserordentliche  Aufwendungen  fftr  Kranke 
nOtig  seien,  diese  aus  anderen  Fonds  bisher  bestritten  seien  und 
femer  bestritten  werden  würden.  Dass  auch  solche  Aufwendungen  an 
sich  unter  den  Begriff  der  Kosten  des  Heilverfahrens  fielen,  ist 
demnach  schon  damals  auch  nicht  von  selten  des  Bundesrats  in  Abrede 
gestellt  worden.  Die  entsprechenden  Antrftge  wurden  indessen  in  der 
Kommission  abgelehnt.  (Vgl.  Bericht  jener  VI.  Kommission  des 
Reichstages  in  der  Sammlung  der  Drucksachen  des  Reichstages  1885/86 
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Bd.  2  Nr.  83  S.  6,  16.)  Bei  der  zweiten  Beratung  in  der  Vollver- 
sammlung des  Reichstages  wurde  aber  jener  Antrag  wieder  eingebracht, 
gelangte  nunmehr ,  wie  sich  aus  den  Darlegungen  des  Berufungsurteils 
ergibt,  mit  einer  unwesentlichen  Fassungsänderung  zur  Annahme  und 
wnrde  schliesslich  mit  zum  (besetze  erhoben.  Demgeniäss  konnte  nach 
dem  Reichsgesetze  darüber  kein  Zweifel  bestehen,  dass  das  Gesetz 
unter  den  Kosten  des  Heilverfahrens  auch  solche  ausserordentliche 
Auf  Wendungen  mitverstanden  wissen  wollte,  wie  gerade  die  Kosten 
einer  Badereise.  Das  gleiche  mnsste  aber  nach  dem  engen  äusseren 
nnd  inneren  Znaammenhange,  der,  wie  das  Bemfnngsnrteil  bereits  zn- 
irelTend  dargelegt  hat,  zwisohen  dem  Beichsbeamtenfftrsorgegesetze 
nnd  dem  entsprechenden  prenssisehen  Gesetze  bestand,  auch  für  das 
Anwendungsgebiet  des  letzteren  Gesetzes  gelten. 

Nr.  137.  Bntseli.  des  Oesterr.  Verwaltnngsgeriehtsliofles. 

Vom  29.  September  1906. 

(Oeatonr.  BlMDb.-Verordn.-BI.  XIX  190«  Nr.  i26  S.  JC12.) 

Me  Ge«eiiiiM  siid  nieM  toiHiiilert,  dl«  Entsoheidungaa  der  FioanzbebSrden  iber  die 
Frage  der  Erwerbsteaerfirellieit  elser  Eleeibtlui  v«r  de»  k.  k.  Verwalt«ii|«i«rtoMe- 

hofe  anzafeohteii;  dagegen  steht  denselbei  dae  Recht  zu,  gegen  das  Ergebnis  der  be- 
treffenden Erwerbsteueraufteilung  bei  dem  genannten  Gerichtshofe  Beschwerde  zu  fähren. 

Die  Gemeinde  hat  tatsäciilicli  bejrehrt,  dass  aus  dem  Grunde,  weil 
der  geiiüiiiiteii  Teilstrecke  keine  Steuerfreiheit  zukomme,  den  Staats- 
bahnen die  Gesamtsumme  der  vorgeschriebenen  Steuer  zu  erhöhen  und 
hiervon  bei  ihr  eine  Tangente  vorzuschreiben  sei.  Zu  einem  derartigen 
Begehren  war  aber  die  Gemeinde  nicht  legitimiert;  denn,  mag  die  Ge- 
meinde immerhin  legitimiert  sein,  gegen  das  Ergebnis  der  Steuerauf- 
teilung  beim  Verwaltungsgerichtshute  Beschwerde  zu  führen,  so  ist  sie 
doch  nicht  berechtigt,  die  Existenz  einer  Steuerpflicht  dort  zu  be- 
haupten, wo  die  Finanzbehörden  die  Steuerfreiheit  ausgesprochen  haben. 
.Dass  lediglich  die  Frage  der  Steueraufteilung,  nicht  aber  jene  der 
Steaerpflicht  Gegenstand  der  hiergerichtlichen  Beschwerdeftthrung  seitens 
der  Gemeinde  sein  kann,  ergibt  sich  schon  daraus,  dass  sonst  jede  einer 
Partei  gttnstige  Entscheidung  der  Stenerbehdrden  der  Gemeinde,  in 
welcher  die  Steuer  Torgeschrieben  ist  oder  war,  zum  Zwecke  der  Er- 
greifung ?on  Bechtsmitteln  intimiert  werden  mUsste.  Was  also  die 
Frage  der  Steuerpllicht  betrifft,  erscheint  die  Gemeinde  zur  Beschwerde- 
ftthmng  nicht  legitimiert.   

Nr.  18S.    Entseh.  des  Dentsehcn  Ketchs^erlelits. 

6.  Zivilsenat.    Vom  1.  Oktober  1906. 

(JW.  J»hrg.  Sä  (1906)  Nr.  SO  8.  tOI  ZUL 1.) 

§  I  RMtlHillpiSM-  H  30,  31.  823,  831  888.  Hafliii  «iatr  KItialMha  Nd  des 
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Eutttcb.  <le:i  DedUcbeu  EeicbigenchU  vom  1.  Oktober  1906. 


RfliobtpMtf  tkM  bei  NtralfiNM  vn  Ttlaphoa-  tier  T«leiraplM«MMea  aif  LtltaMg*- 

drlbte  einer  elektrischen  Balm. 

Das  Berufungsgericht  hat,  der  Rechtsprechung  des  erkennenden 
Senats  (RG.  56,  265j  folgend,  einen  Betriebsunfall  im  Sinne  des  §  1 
HaftpflG.  angenommen.  Die  Annahme  höherer  Gewalt  scheidet  hier 
schon  deshalb  aus,  weil  die  Bahn  den  F'inwand  des  Postfiskus  nicht 
beseitigt  hat,  dass  die  Telephondrähte  nicht  von  dem  Aibcitsdraht  der 
Bahn,  sondern  von  einem  ordnungswidrig  elektrisch  geladenen  Spann- 
draht den  Starkstrom  empfangen  hätten.  Es  ist  ferner  zwar  richtig, 
dass  die  Bahn  Schutzleisten  gegen  die  Berührung  ihrer  Leitungsdrähte 
mit  einem  Schwachstroindraht  angebracht  hat.  Dagegen  hat  sie  das 
Spannen  von  Schutznetzen,  wie  sie  vielfach  au  Kreuzuugsstellen  von 
Starkstrom-  und  Schwachstromdrähten  verwendet  werden,  unterlassen 
und  nicht  dargetan,  dass  auch  Schatznetze  in  dem  gegenwärtigen  Fall 
das  HerabfaUen  der  TelephonditUite  auf  den  Leitungsdraht  nicht  yer- 
hindert  hätten.  Hiemadi  hat  die  Bahn  den  Beweis  nicht  erbracht, 
dass  die  BerQhmng  beider  Drahte  ein  anabwendbarer  Znfall  war. 
Uebrigens  hftlt  dar  Senat  an  dem  in  zahlreichen  Entscheidungen  des 
BG.  ausgesprochenen  Grundsatz  fest,  Ton  dem  auch  das  Berufungs- 
gericht ausgegangen  ist,  dass  Vorkommnisse,  die  wie  das  Herabfallen 
von  Telephon-  oder  Telegraphendrfthten  anf  die  Leitungsdrähte  einer 
^ektrischen  Bahn  infolge  von  Natnrw^piissen  oder  menschlicher  Tätig- 
keit sich  mit  einer  gewissen  Häufigkeit  wiederholen,  sich  aus  der  Natur 
des  Betriebs  von  selbst  ergeben  und  deshalb  von  dem  Unternehmer  von 
vornherein  vorausgesehen  und  vertreten  werden  müssen  (RG.  44,  27; 
54,  404;  JW.  1903,  416 1904,  183»»;  1905,  57^6;  Urt.  vom  26.  März 
1906  Rep.  VI  275/05).  Das  Berufungsgericht  hat  die  Klage  gegen 
den  Postfikus  abgewiesen,  weil  der  Postassistent  G.  kein  Vertreter 
des  Fiskus  nach  §  31  BGB.,  sondern  ein  Angestellter  der  Postver- 
waltung gewesen  und  seine  Kignung  zur  Tjeitmig  der  fraglichen  Ar-  ^ 
beiten  durch  die  abgelegte  Postassistentenprüfung  und  die  Zeugnisse 
über  seine  Ausbildung  im  Telegraphenbau  erwiesen  sei.  In  der  Tele- 
graphenbauordnung seien  umfassende  Anordnungen  und  Verhaltungs- 
massregeln  für  die  mit  der  Leitung  und  Ausführung  der  Arbeiten  be- 
trauten Personen  und  in  betreff  der  notwendigen  Schutzvorkehrungen 
enthalten.  Daher  hätte  die  Auswahl  eines  geeigneten  Beamten  genügt 
und  eine  Kontrolle  seiner  Tätigkeit  durch  einen  höheren  Beamten  sei 
nicht  erforderlich  gewesen.  Die  Revision  des  Klägers  findet  in  diesen 
Ausführungen  eine  Verletzung  der  §§  823  ,  831  BGB.  Soweit  sie  den 
§  823  anruft,  kann  ihr  nicht  Recht  gegeben  werden.  Ein  Postassistent 
ist  kein  Vertreter  des  Postfiskus  im  Sinne  des  §  31  oder  des  §  SO 
BGB.  Er  bekleidet  die  Stellung  eines  mittleren  Postbeamten,  wird  von 
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der  Oberpostdirektion  angestellt  und  gehört  zu  dem  Personal  der  Ver- 
kehrsämter, das  seine  Aufträge  von  den  Vorstehern  erhält.  Als  Hilfs- 
beamter der  Postanstalten  hat  er  keine  selbständige  Vertretungs- 
befugnis. Wenn  er  Arbeiten  ausfl\hrt  oder  leitet,  geschielit  es  nicht 
kraft  einer  in  organisatorischen  Bestimmungen  wurzelnden  selbständigen 
Dienstesaufgabe,  sondern  auf  Grund  jeweiliger  Weisung  seiner  vor- 
gesetzten Behörde.  (Vgl.  Allgem.  Dienstanweisung  für  Post  und  Tele- 
graphie  Abschn.  I  und  Neuregelung  der  Beamtenverliältni.sse  der  Reichs- 
post- und  Telegraphenverwaltung  vom  1,  Januar  1900  Postamtsbl.  1900 
S.  2.)  Wie  das  Berufungsgericht  zutreffend  erwogen  hat,  ist  auch  die 
PostTerwaltnng  mittels  der  erschöpfenden  und  ins  einzelne  gehenden 
Yorsdirifldii  der  Telegraphenbanordnong  ihrer  Anordnnngspilieht  nach- 
gekommen, und  es  kann  ihr,  sofern  sie  einen  kündigen  Beamten  mit 
der  Aasftihmng  von  Telephonarbeiten  betrant,  nicht  angesonnen  werden, 
dass  sie  dessen  Tätigkeit  noch  ikberwache.  Hingegen  hat  das  Bemfongs- 
gericht,  indem  es  den  Entlastnngsbeweis  des  Postfiskns  ans  §  831  BGB. 
flir  geffihrt  erachtete,  Art  nnd  Mass  der  Sorgfalt,  die  das  Gesets  dem 
Geschäftsherm  bei  der  Auswahl  der  zu  einer  Verrichtung  zu  bestellen- 
den Person  auferlegt,  verkannt.  Die  Verrichtung,  zu  welcher  der  Poet- 
assistent 6.  von  der  Oberpostdirektion  zu  0.  —  einer  verfassungs- 
mftssigen  Vertreterin  des  Postflskus  ~  bestellt  wurde,  bestand  darin, 
dass  er  eine  Femsprecfaleitung,  die  die  Leitungsdrähte  der  Strassen- 
bahn  kreuzte,  an  einem  belebten  Platz  einer  verkehrsreichen  Industrie- 
stadt verlegen  sollte.  Der  Postfiskus  hatte  zu  beweisen,  dass  G.  zu 
dieser  Verrichtung,  die  wegen  der  Gefahren  für  den  Strassenverkehr 
besondere  Erfahrung,  Gewandtheit  und  Umsicht  erforderte,  geeignet 
war.  Der  Kiskns  liat  sich  lediglich  auf  die  Postassisteutenprüfung 
des  G.  und  seine  Zeugnisse  berufen.  Diese  Prüfung  erstreckte  sich, 
gleichviel  ob  G.  Zivil-  oder  Militäranwärter  war,  und  ob  er  sie  vor 
oder  nach  dem  1.  Januar  1900  ablegte,  nicht  auf  den  praktischen 
Teiegraphenbau.  Ob  sich  ein  Beamter  zur  Leitung  gefährlicher  Ar- 
beiten auf  belebter  Strasse  eignet,  wird  er  erst  unter  Aufsicht  eines 
Kundigen  darzulegen  haben.  Ohne  solche  Erprobung  darf  ihm  die 
Leitung  derartiger  Arbeiten  nicht  anvertraut  werden.  Der  Fiskus  hat 
gar  nicht  behauptet,  dass  G.  Tor  dem  fraglichen  Tage  jemals,  sei  es 
selbetSndig,  sei  es  unter  Aufsicht  eine  Femsprechleitung  unter  VerhUt- 
nissen,  wie  sie  hier  vorlagen,  Verlegt  und  sich  dabei  bewfthrt  hat  Der 
Beweis,  dass  er  bei  der  Auswahl  des  G.  die  erforderliche  Sorglslt  be- 
obachtet habe,  ist  sohin  misslungen. 
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Xr.  139.    Entsth.  dvs  OlM  ilandos^erielits  Cöln. 
ö.  Zivilsenat.    Vom  13.  Oktober  19Ü6. 
EloMMt  VwMiMMei  bfltai  Antteiiei  in  aiiea  antarhalb  im  BaliMttl|S  litKwMlM 

Wt|H  in  Zaget. 

Nach  der  Einlassang  der  Klägerin  ist  der  Unfall  auf  das  Fehlen 

des  Bahnsteiges  an  der  Aussteigestelle  ni.  a.  W.  darauf  zurüduolAhren, 
dass  die  Entfemnng  des  Bodens  vom  Trittbrett  des  Wagens  grösser 
als  gewöhnlich  war,  ein  Umstand,  den  die  Klägerin,  was  sie  in  ihrer  Ein- 
lassung auch  niclit  bestritten  hat.  vor  dem  Aussteigen  —  es  war  heller  Tag, 
August,  nachmittags  etwa  3  Uhr  —  bemerkt  haben  musste.  Dass  das  Tritt- 
brett des  Wagens  oder  der  Boden  vor  demselben  nicht  von  ordnungs- 
mässiger  Beschaffenheit  gewesen  sind,  hat  die  Klägerin  nicht  behauptet. 

Die  Eisenbahn  hat  in  erster  Linie  die  Aufgabe,  den  Bedürfnissen 
des  Verkehrs  zu  genügen,  und  es  wird  sich  daraus,  besonders  wenn  es 
sich  um  stark  befahrene  Strecken  handelt,  in  einzelnen  Fällen  das  uu- 
abweisliche  Bedürfnis  nach  langen  ZUgen  ergeben. 

Dabei  wird  e.s  sich  kaum  ermöglichen  lassen,  dass  besondei-s  an 
kleineren  Bahnhöfen  sämtliche  Wagen  vor  dem  erhöhten  Bahnsteige 
halten  bleiben.  Derartige  Aulagen  zu  schatten,  kann,  abgesehen  von 
der  in  vielen  Fällen  vorliegenden  technischen  Uumöglichkeit,  der  Eisen- 
bahn nieht  angemutet  werden.  Der  Fall,  dass  also  Beisende  ansser- 
halb  des  erhöhten  Bahnsteiges  aussteigen  mflssen,  wird  sich  hin  vmA 
wieder,  besonders  anf  kleine  HaltesteileB  ereigien.  Damit  ist  aber 
anch  für  den  Reisenden  gar  keine  Gefahr  geschaffen,  da  die  Entfernung 
des  Trittbrettes  yom  Boden  immer  nur  so  gross  sein  wird,  dass  ein  normaler 
Mensch  sie  ohne  jede  Schwierigkeit  fiberwinden  kann,  sobald  er  die  nötige 
Vofsieht  dabei  beachtet  Für  denjenigen,  der  sich  ein  Aussteigen  ohne 
Gefahr  nicht  zutraut,  stehen  die  Zugbeamten,  die  dazu  angewiesen  sind, 
zur  Yerflkgung.  Er  ist  danach  in  der  Lage,  sich  den  betreffenden  Beamten 
heranzurufen  und  mit  seiner  Unterstfitzung  ohne  Gefahr  auszusteigen. 

Im  vorliegenden  Falle  ist  der  Zug  bis  zum  Prcllbock  vorgefahren, 
so  dass  die  letzten  Wagen  ausserhalb  des  Bahnsteiges  bleiben  mnssten. 
Es  hat  aach  der  Schaffner  des  letzten  Wagens,  der  die  Klägerin  nach 
dem  Falle  vom  Boden  aufgehoben  hat,  zur  Hilfeleistung  zur  Verfügung 
gestanden.  Die  im  Verkehre  erforderliche  und  genügende  Sorgfalt 
liatte  der  Beklagte  also  aufgewandt.  Tatsächlich  sind  denn  auch 
sämtliche  Insassen  der  letzten  Wagen  ohne  jede  Störung  ausgestiegen, 
nur  die  Klägerin  ist  zu  Falle  gekommen.  Da  sie,  trotzdem  sie  be- 
merkt hatte,  dass  der  Abstieg  höher  als  gewöhnlich  sei,  die  Hilfe  der 
Zngbeamten,  die  ihr  zur  Verfügung  stand,  nicht  in  Anspruch  genommen 
hat.  fällt  die  Schuld  an  dem  Unfälle  ihr  allein  zur  Last.  Ihr  Anspruch 
uul  Eisatz  des  Schadens  ist  danach  nicht  begrüudet. 
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Abhandlungen. 


7. 

4 

Die  rechtliche  Stelinng  des  Strassenhahmnteniehinen  zum  Staat 
und  zur  ftenelnde  nach  deutschem  Terwaltniigsrecht. 

Ton  Dr.  jnr.  TlMtdtr  KItItl 

in  laipag. 

A.  Die  verwaltungsrechtliche  Natur  der  Strassenbahnen. 

1.  Strassenbahuen  sind  Unternehmen,  die  den  ütHentlichen  Persunen- 
verkehr*)  in  der  W«ite  Temitteln,  daas  dnsAlne  Wagen  oder  Zflge  regel- 
niftadg  auf  Schienen  unter  Baratnuig  der  dlfentUchen  Strassen  *)  verbieliren. 
Zwei  Oedehtspnnkte  sind,  wie  schon  diese  Definition  erkennen  Iftsst,  für  die 

verwaltungsrechtliche  Benrteilnng  der  Strassenbahnen  wesentlich :  die  Strassen- 
bahnen  sind  Unternehmen,  die  den  Verkehr  anf  öffentlichen  Strassen 

vermitteln:  aiHlciscits  sind  ^ie  Verkehrsanstalten,  welche  einen  Schienen- 
we-i:  benutzen.  So  treten  sie  einmal  in  die  l^eilie  der  Verkehrsnnternelmien 
auf  Öffentlichen  Strassen,  zugleich  aber  gehören  hie  auch  zu  den  Eisenbahnen  ^. 

*)  DesB  die  Offeatlidien  StranenlMÜinen  gerade  dem  Personenverkelir  gewidmet 
liad,  ist  zwar  begrifllich  nicht  iiütig,  trifft  aber  tatsächlich  wohl  aiisnaliui^los  zn. 

Straasenbahnen,  welche  nicht  dem  öffentlirlien  Verkehr,  sondern  beispielsweise  den 
l'rivatzweckeo  irgend  eines  Cicwerbeuatornehmenä  dieoen,  koiuiucu  auch  vor;  sie  sollen 
hier  nnberttelcuchtigt  Udben,  weil  anf  de  lediglich  die  allgemeinen  Poliaeibeatimmuugeu 
Anwendung  finden.  Vgl.  Selielolier,  Ffs^en  Ztsokr.  80,  w;  aoch  die  Verordn.  d. 
dein.  Min.  d.  Inn.  vom  2.S.  März  1899  da-telbst  20,  ise 

Diese  Benutzunjj:  iiftViitlicher  Strassen  braucht  nieht  durchweg  stattzufinden. 
Es  kumnit  uicht  seilen  vur,  dasä  die  Strasseubahueu  streckenweise  ihren  eigeueu  Babn- 
kSrp«  haben.  Wo  aber  dies  die  Regel  wird,  haben  wir  es  mit  Eisenbahnen,  nicht 
mehr  mit  Strassenbahnen  an  tan;  vgl  Hilse,  BisenhB.  XIT  887. 

*)  Wenigstens  im  Sinne  des  Verwaltnngsrechts.  In  der  Reichngesetzgebang  Ist 
der  Hegriff  „Ei.senhalin*  sehr  schwankend:  I»as  Straf<,'esptzhuch  .'nof.)  hat  nur  die 
öffentlichen  Lokoniotiveisenbahneu  mit  eigenem  Hahukürper  im  Äuge;  massgebend  ist 
hier  der  Oeeiehtspaakt  der  Verkehiagefibrdnng;  vgl.  Bindinf,  Stiafr.  S.88— 41.  Die 
Beetimnmagen  der  ReiehsTerfaBsung  in  Art.  4  Ziff.  8,  41  ff.  besieben  sieh  anf  alle  jbnpt- 
nnd  Nebeneisenbahnen  und  nnr  anf  sie,  nicht  auf  die  Kleinbahnen  (vir).  Cuermann, 
Ei.senbE.  XI  27»)).  BGI5.  EinfG.  Art.  112  uuch  auf  letztere.  Eisenbahn  im  Sinne  des 
Haftpflicbtgesetzes  (§  1)  ist  jede  ächieuenbabu  (vgl.  lleichsgerE.  1,  mi,  2,9,  m,  13,  it); 
un  Sinne  der  Gewerbeordnung  (§  6)  Jede  öffentliche  Schienenbahn,  diA  mit  motoriseher 
Kraft  betrieben  wird. 
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Beides  lässt  sie  in  eine  besondere  Stellung  zum  Staate  treten,  beides  ist  für 
ihre  verwaltungsrechtliche  Natnr  bestimmend. 

Die  SlTMsenbahn  Ist  ein  Verlcelmmiteniebmeii  anf  der  OffentUchen 
Strasse,  eine  Yerkehrsanstalt.  Deshalb  hat  auch  ihr  g^enttber  die  Staats- 
gewalt alle  die  BeftigniBse,  welche  ihr  im  allgemeinen  in  Besiefamig  auf  Vei^ 
kehrsanstalten  auf  öffentlichen  Strassen  anliommen.  Diese  Befngniase  lassen 
sieh  folgendermassen  prliedern: 

a)  Wie  jeder,  der  die  (ifteiitliche  Strasse  7Ai  seiner  FortbewejjuiiK  benützt, 
ist  auch  die  Strassenbahn  den  besonderen  Einwirkungen  der  ötfentliclien  tie- 
walt  unterworfen,  welche  dem  Herrn  der  Strasse  im  Interesse  der  guten  Ord- 
nung des  DfEmtlichen  Verkehres  anf  der  Strasse  gegeben  ist^). 

b)  Femer  ist  die  Strassenbahn  gewissen  Eingriffen  der  Offentliehen  Ge- 
walt deshalb  aosgesetzt,  well  sie  der  Vermittelnng  des  Öffentlichen 
Verkebres  dient,  dessen  AnfrechterlialtQng  und  Förderang  den  Staat  an- 
gebt. Er  bat  darüber  zu  wachen,  das»  die  V'erkelirsmittpl  so  eiii<rerichtet 
sind,  da  SS  <ler  öffentliche  Verkehr  nicht  (xefährduiigen  und  StiiruDgeu  aus- 
gesetzt ist  'j. 

c)  Weitere  besondere  Befugnisse  ergeben  sich  endlich  dem  Strassenbahn* 
nntemefamen  gegenüber  fttr  den  Herrn  der  Strasse  als  einer  öffentUehen 
Sache  daraos,  dass  die  Strassenbahn  nicht  bloss  sieh  anf  der  Strasse  bewegt« 
sondern  aneh  anf  die  Strasse  selbst  einwirkt,  indem  sie  darein  Schienen 
legt  und  dadurch  den  Bestand  der  Strasse  ändert  und  auch  gewissen  Gefahren 
aussetzt'').  Es  folgt  hieraus,  dass  grundsätzlich  zu  einer  jeden  solchen  An- 
lage die  Erlaubnis  des  Herrn  (b-r  öffentlichen  Strasse  nötig  ist. 

2.  Die  Strassenbalmen  unterscheiden  sich  von  allen  anderen  ünternelmien, 
die  den  Verkehr  auf  öft'entlichen  Strassen  vermittein,  dadurch,  dass  sie 
«Bahnen*  sind.  Als  solche  treten  sie  in  ei^e  Beslehnng  zora  Wegewesen. 
Wie  alle  Schienenbahnen  sind  aaeh  die  Strassenbahnen  selbst  Sffentliehe  Ver^ 
kehrswege,  deshalb  leidet  das  Becbt  der  SffentUchen  Wege  auch  anf  sie  An- 
wendung, ein  Moment,  welches  für  die  Stellung  des  Staats  zu  den  Strassen- 
bahnen von  besonderer  Bedeutung  ist.  Die  Eisenbahn  und  ebenso  die  Sti-assen- 
bahn  ist  kein  fiskalischer  Gewerbebetrieb^),  sondern  sie  ist  ein  Stuck  öffentr 


*)  Das  ist  StrsssesipoUssi  im  engeren  Sinne;  Sntsdi.  des  pieass.  Obervenralttmgs- 
gerichts  TOB  21.  Des.  190B  (Arch.  f.  »seabw.  1906  8.  881). 

*)  Dafflr  zu  sorgen  ist  Sache  der  Wohlfahrtspolizei;  Tgl.  GG.  §  87. 

')  Das  ist  nicht  nur  darauf  znriickzufnhren ,  dass  die  Strassenbahn  ein  Schienen- 
weg ist;  ähnliche  Einwirkungen  kommen  z.  B.  auch  bei  den  sogen,  schienenlosen  Strassen- 
bahnen mit  elektrischer  Oberleitang  vor,  vgl.  Fisoheis  Ztsehr.  28,  m. 

Beyseher,  Zlsebr.  f.  D.  B.  Bd.  18  8.  878,  nnd  Koeh,  Dentsehl.  Bisenb.  8. 8, 
bezeichnen  die  Eisenbahn  als  ein  .der  Post  analoges  Oewerbe" ;  als  Oewerbe  sehen  die 
Eisenbahn  ferner  an  Seiler,  EisenbK'onz.  S.  2G.  Laband,  Ontacht.  betr.  Hess.  Lndw.- 
Bahn  S.  4,  Zeller,  EiaenbE.  VI  3ä:^l.  und  das  Keichsgericbt  [Entsch.  8,  i6i  (m.  Dez. 
1888),  2a,  tu  (3i:  Jan.  1889),  42,  >»  (20.  Okt  1808),  Clschers  Ztsdir.  29,  m«  (22.  .Sept. 
1904)J.  Vgl.  aach  dasn  Vogt,  DVJSchr.  Heft  I  8. 84. 
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liclier  Ycnvaltunp: ').  Daraus,  dass  die  Anlaije  eines  Schienenwegs  and  die 
Veruiittclunp  des  Vcrkelirs  anf  ilim  sich  als  öffontliolio  Verwaltung  darstellt 
und  dass  der  Schienenweg:  nicht  nur  Mittel,  .stmdern  sellist  Gegenstand  dieser 
ürtentlichen  Verwaltung  ist,  sie  geradezu  ^ vericürperf ,  folgt,  dass  er  wie 
jeder  öffentliche  Weg  eine  öffentliche  Sache  ist  ').  Wie  an  allen  öffentlichen 
SMh«B  bestekt  dalMr  tmtk  an  der  EiuailMlin  mid  an  der  Stnwwnbahn 
9ff entlieh- rechtliches  Eigentum  oder  SffentUch-rechtUdier  BeaitB*). 
Dnani  werden  umfassende  HaehtlwftigaiBse  des  Staat»  beseichnet:  Soweit  die 
öffentliche  Sache  den  Zwecken  der  öffentlichen  Verwaltung  dient,  ist  sie 
extra  conimercinm ,  jeder  Einwirkung  irgend  eines  anderen  Herrn  als  der 
öffentlichen  Verwaltungsbehörde  entzogen.  Diese  hat  die  volle  Verfügung 
üher  die  Sache  —  das  ist  besonders  wichtig  für  die  rechtliche  Beurteilung 
der  Verleihung  —  und  anderseits  ist  sie  berufen,  der  öffentlichen  Sache 
Schnts  aagedeUien  m  lassen^). 

OegensUuid  des  ftffaitlich-rechtlichen  Eigentiuns  oder  Besitses  ist  der 
dffeotliche  Weg,  also  bei  Scfaienenbshnen,  soweit  ein  eigener  BahnkSrper 
vorhanden  ist.  dieser  samt  den  Oeleisen,  welche,  weil  fest  mit  dem  Grund- 
stück verbunden,  dessen  Bestandteile  sind  '^i.  Benutzt  aber  die  Strassenbahn, 
was  ja  die  Kegel  ist,  eine  öffentliche  Strasse  als  Bahnkörper,  sn  besteht 
schon  von  vornherein  öffentlich-rechtliches  Eigentum  an  der  Strasse.  Die 
Schienen  and  ebenso  die  Masten  für  die  Stromzuleitung  elektrischer  Bahnen, 
anch  der  Bahnkörper  daer  Hochbahn,  werden  nicht  Bestandteile  der  Strasse, 
in  die  sie  dngebant  sind,  wenn  diese  einem  anderen  als  dem  Strassenbahn- 
natemehmer  gehört  Dran  de  sind  in  Änsfibiing  eines  Bedites  an  dem  Grond- 
stäck,  einer  öffentlich-rechtlichen  Servitut  mit  der  Strasse  verbunden.  Das 
öffentlich-rechtliche  Eiirontnm,  dass  bezüglich  der  Strasse  besteht,  erstreckt 
sich  also  nicht  auf  sie.    Da  aber  auch  Schienen  und  ähnliche  Anlagen  in 

<)  Tieited  Morel,  Schweis.  Buid.-St«atsr.  S.78:  .Die KonseMion  geidlielit  nicht 

tg  dem  Zwecke,  dem  Bewerber  ein  PriTatgescbäft  zu  begründen,  sondern  um  ilim  die 
Vermittchinsr  des  öffentlichen  Verkehrs  zu  übertragen".  Aebnlich  auch  Vogt  8. 28. 
Vgl.  Ent&ch.  d.  Säcba.  OVQ.  vom  2b.  Jan.  1902  (Jahrb.  2,  «•). 

*)  Vgl.  0.  Hayer,  Dtsoh.  Ywr.  II  71  ff,  Arch.  t  Öff.  Recht  16,  «ff.  Entaeh.  des 
SIchs.  OTQ.  von  16.  Jnni  1904  (Jahrb.  6,  t») :  Der  Bahnkörper  ist  Lud,  weldwe,  Inden 
es  dem  nffentlicben  Verkehr  anmittelbar  gewidmet  ist,  gewissermassen  in  sich  selbst 
ein  Stück  öffentlicher  Verwaltung  verkörpert  und  deshalb,  solange  es  diesem  Zwecke 
dient,  dem  privatwirtscbaftlichen  Bechtaverkehr  ttberbaupt  entzogen  ist. 

*)  Vgl  0.  Mayer,  Otseh.  Vm.  II  60ff.,  18S. 

*)  Danas  folgt  das  st^fsnasate  Anfiriehtsncht  des  Staates;  vgl.  Scheieher, 

Grdl.  d.  EisenbR.  S.  21.  Der  Gedanke  an  ein  Öffentlich  •ret  btliches  Eigentom  scheint 
sehon  Reyscher  iS.  280)  vorzasch weben ,  der  von  einem  , Obereigentum  im  weiteren 
Sinne  mit  dem  Cliarakter  eines  Offeutlicbeu  Kecbtea''  spricht.  Die  Privilegierung  der 
ZwangSToUstte^ng  gegenflber  betMMn:  0.  Mayer,  Eiaenb.  and  Wegereeht,  Arch.  f. 
Off.  a,  Bd.  16  n.  16;  Faid,  BisenbB.  XVm  8. 288,  Höltsel,  Wagentbeiehik.  8. 106. 

*)  Fest  mit  dem  Bahndamm  verbanden  sind  anch  solche  Schienen,  die  nar  anf 
Sehotter  nnd  Schwellen  ruhen  (BOB.  §  94). 

•)  Vgl.  O.  Mayer.  Dtsch.  Vwr.  II  Hin.    B(ih.  §  95. 
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gleicher  Weise  wie  der  selbständlfre  Bahnkörper  nnmittolbar  öflfeutlicher  Ver- 
waltau^  dienen,  besteht  auch  an  ihnen  öffentlirli-rcclitliches  Eiprentnm  'i.  Anoh 
bezüi.'-lioh  der  Fahrz^npre  bestehen  für  den  Balmunternehmer  fjewisse  Ver- 
fügungäbeächruiikungeu,  die  dem  öffentlich-rechtlichen  Eigentam  verwandt 
slid.  Er  kann  nicht  befugt  acin,  wenn  ee  ilnn  passt,  plötKlieh  den  grtaaten 
Teil  aeiner  Betriebsmittel  an  Terilnaaeni,  ao  daaa  der  weitere  Betrieb  nn> 
nOgUeh  wird.  Unrtaefanftlich  und  SiFentlich-rechtUeh  betrachtet  aind  die 
FMirzenge  Bestandteile  des  öffentUohen  Weges  ^. 

3,  Darans.  dass  der  Schienenwep  eine  öffentliche  Sache  und  das  Strassen- 
balmwesen  Ge^renstand  staatlicher  Verwaltung  ist,  folsjt  noch  keineswesrs,  dass 
der  Staat  in  allen  Filllen  diese  Verwaltung'  selbst  führen  niüsste.  Das 
Nächstliegende  ist  es  ja  allerdin^;s.  duss  die  öffentliche  Verwaltung  von  der 
staatlichen  Verwaltongsbehurde  geführt  wird.  Doeh  kann  diese  Verwaltnng 
auch  einem  SelbatverwaltnnpakSrper  anstehen  *).  Es  ergibt  aieh  weder 
ans  dem  Wesen  der  laaenbahn-  nnd  Strasaenbahnverwaltnng,  dass  sie  vom 
Staate  selbst  bis  ins  einzelne  ausgeübt  werden  mflaate^),  nech  ist  dnrch  Ver- 
fassung oder  Gesetz  dem  Staate  das  Eisenbahnwesen  zn  eigener  und  aus- 
schliesslicher Verwaltung  zugewiesen.  Deshalb  ist  es  wohl  nii>fflich,  dass  die 
staatlHlien  (JeschUlte  auf  diesem  (Jebiete  auch  an  Privatpersonen  über- 
trafen werden.  Je  mehr  die  Verwaltung  eines  Schienenweges  sich  mit  einem 
rein  geäch&ftsm&ssigen  Betrieb  T^rtriigt  nnd  je  weniger  allgemeine,  nach 
ataatUche,  Interessen  dabei  in  Gefahr  dnd,  dem  üntemehmeregoiamns  snm 
Opfer  an  falten;  je  grSsser  aber  —  nnd  daa  iat  sehr  wesratlich  ansaohlag' 
gebend  —  anderseits  das  mit  dem  Bahnunternehmen  verbundene  Risiko  ist, 
nm  so  eher  wird  die  Verwaltnngsbehörde  sich  veranlasst  sehen  können,  dieses 
Risiko  von  sich  auf  den  Unternehmer  abznwillzen ,  indem  sie  ihm  den  Bahn- 
l)etrieb  zur  Hew irt schaff ung  im  eigenen  Namen  und  auf  eigene  Rechnung 
übertrügt.    Das  liegt  besonders  bei  Strasseubahnen  nalie,  weil  hier  die  üffent- 


')  Das  entspricht  dem  öffentlich-rechtlichen  Ki<rentniii,  da.s  an  Telegraphenleitnngen 
bestellt.  flind  die^i  Fülle  von  öffentlichem  Kigentum  an  beweglichen  Sachen.  Vgl. 
dasn  Entsch.  d.  Preuss.  OVO.  'vom  2.  HftR  1903  (Areh.  f.  Bisenbw.  1904  S.  751)  auch 
Soheleher,  Fisebers  Ztsi  in  20, 1.1.1;  0.  Hayer.  Areh.  f.  Off.  B.  16,m,  HandwOiteri».  d. 

Staatsw.  .S,  bis;  dagegen  La  band  S.  13. 

'')  In  ähnlicher  Weise  stehen  z.  B.  die  Maschinen,  lüe  <lem  Betrieb  einer  Dreh- 
brücke dienen,  auch  wenn  sie  selbst  bewegliche  Sachen  sind,  in  öffentlich -rechtlichem 
Bigentum.  Denn  kOante  Aber  sie  fVei  verfBgt  werden,  so  stilade  der  Veikehr  entweder 
anf  der  BrOeke  odtt  anf  dem  Wasserwege  in  (Jefahr. 

*)  Aber  nur.  wenn  ihm  dies  Stück  Verwaltuu«;  ausdrücklich  dnrch  (Jesetz  oder 
Verwaltimgsakt  (unten  S.  198)  zugewiesen  ist.  Das  wird  sich  gerade  bei  Strasseubahnen 
sehr  empfehlen,  weil  die  Gemeinden  in  der  Regel  die  örtlichen  Bedürfnisse  besser  Uber- 
sehen können  als  der  Staat.  Die  mit  dem  Üntemehmmi  betieheae  Gemeinde  stdit  dem 
Staat  gegenüber  nicht  anders  als  eine  Privatperson  da,  nicht  gleiehberechtigt,  Mmdem 
dem  (Staate  nntergeordnet  und  von  ihm  abhängig. 

*)  W  ie  etwa  bei  der  Heeresverwaltung. 
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liehen  Interessen  verhiiltnismässifr ')  jrering  sind,  nn<l  oft  nicht  sowohl  das 
allji^eineine  Bedürfnis  nach  einem  neuen  Verkehrswt  j^  als  vielmehr  der  Unter- 
nehmergeist  die  Straßenbahn  ins  Leben  ruft^).  Unter  allen  Umständen  aber 
folgt  au  der  Natur  der  StrasseiilMlm  als  GegeiutaadeB  der  QffentUchen  Ver* 
waltangf  das«  nnr  dem  Staat  die  EntBoheidmig  darttber  zuteheD  kann,  ob  er 
diese  Yerwaltong  —  was  xnnftdist  in  Betracht  kommt  —  selbst  fBhren,  oder 
ob  er  sie  Privaten  überlassen  will.  Zn  letzterem  bedarf  es  einer  besonderen 
VerfSj^ng  der  Staatsfrewult.  In  alh  n  Fällen  solcher  rebertragrnng  der  Ver- 
waltnnp:  aber  nniss  dem  Stallt  mindestens  soviel  Maclit  bleiben,  dass  der 
Privatuuteruehmer  die  iluu  überlasseneu  Geschäfte  nicht  zum  Schaden  der  All- 
gemeinheit fuhren  kann.  Hierin  gerade  liegt  eine  wesentliche  Folge  des 
Qffentlieli-reehtliclien  Big«stams,  dass  der  StMi  sich  des  Rechtes,  Einspruch 
SB  erheben  und  Abhilfe  za  schaifen,  wenn  5ffentUche  Interessen  bezfiglich  der 
Öffentlichen  Sache  in  Gefahr  sind,  nicht  begeben  kann.  Der  Herr  seiner 
Slfentlichen  Wege  niss  der  Staat  nach  wie  vor  bleiben. 

Jene  VerfUgong,  durch  die  der  Eisenbahn-  oder  Strassenbahn-Bau  und 
-lietrieb  an  eine  Privatperson  übertrafi:en.  ihr  ..  verliehen wird,  ist  die 
sogenannte  „Konzession".  Deren  recbtliebe  Natur  ist  viel  umstritten;  und 
wie  man  sie  rechtlich  beurteilt,  ist  von  höchster  Bedeutung  für  die  Kechts- 
steUnng  des  üntemehmera. 

B.  Die  rechtliche  Stellung  des  StrassenbahsMntersehmers  zum  Staate. 

1.  Es  ist  einleuchtend,  dass  die  Ansichten  über  die  Rechtsnatur  der 
Stra.ssenbahn-  und  Eisenbahnkonzession  unmittelbar  davon  abhängen,  wie  man 
das  Verhältnis  des  Staats  zu  den  dem  öftentlichen  Verkelir  gewidmeten  Schienen- 
wegen ansieht.  Wer  dem  Staat  an  den  Schienenwegen  ein  Regal  zuerkennt 
and  wer  die  Bahnen  als  rein  gewerbliche  Unternehmnngen  betrachtet,  der 
mnss  die  rechtliche  Benrteiliing  der  Yerldhnng  des  Sddenenwegs  an  Private 
aach  anf  dem  Boden  des  Zivilrechtes  aofbanen*).  Das  ton  mit  Vorliebe 
Eisenbahngesellschaften^),  wohl  weil  sie  glauben,  auf  diese  Weise  am  meisten 
Rechte  fBr  sich  in  Anspruch  nehmen  zn  k(^ra.  Die  Eonzession  w^ird  oft 
als  privatrechtUcher  Vertragt)  iiingestelit,  an  den  der  Staat  in  gleicher 

Im  Vergleich  mit  den  grosseu,  dem  iuterlokalen  uud  internaticaalen  Verkehr 
dienenden  Schienenwegen. 

Auch  wenn  die  Anlage  nicht  im  öfTentli  lifn  Intere.<?se  erfolgt  und  wenn  kein 
dringendes  Hedtirinis  besteht,  das.s  der  Weg  geschaffen  werde,  wird  doch,  .sobald  ein 
neuer  Schienenweg  besteht,  die  Allgemeinheit  davon  berührt:  jeder  üfl'entlicbe 
Weg  als  solcher  ist  Gegenstand  öffentlicher  Verwaltung,  ohne  Rücksicht 
anf  seine  Bedentnng. 

')  Darauf,  dass  man  die  Bahnen  als  gewerbliche  üntexnelnnen  ansieht,  beruhen 
sehlicRslicli  die  meisten  der  falschen  zivilrechtliclien  Ansclianongen. 

*)  So  z.  h.  in  den  Schweizer  Konflikten  zwischen  Bund  und  Elsenbahogesellschaften 
und  gelegentlich  der  Verstaatlichung  der  Hessischen  Lndwigsbahn. 

>)  Rttttimann  (Seiler  S.  16)  lisst  den  Staat  als  Fiakns  einen  Vertrag  sehlieisea, 
dnreh  Offerte  nwl  deren  Annahme.  Ebenso  sprechen  von  ,Vertritgen*  des  Zivüreebta 
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Weise  wie  der  Unterneiimer  geboDden  sei.  nnd  den  nur  beider  übereinstimmen- 
der Wille  ändern  könne.  Der  Staat  ist  demgegenüber  von  vornherein,  sobald 
die  BiMiniMliiien  anfkunen,  davon  aii^:eguigeii  und  dafür  eingetraten  dasa 
das  Eiseiibalmweaeii  aeiaer  Fllnorge  vorbdialten  aein  aoQe,  und  hat  aneh 
dementqireaheikd  den  Akt  der  Eonaeadom  l^evrtellt:  er  aoll  dem  öffentlichen 
Reeht  angehören,  Aasflnsss  eines  staatlichen  «Hoheit^rechts"  sein.  Das  ist 
aneh  fflr  die  Strassenbahnen  die  allein  rirlitiee  Auffassnng:,  die  denn  auch 
heute  praktisch  allfremein  durcligefUlirt  ist").  Es  heisst  das  We.sen  und  die 
Aufgaben  der  iittentliclien  Verwaltunfr  völlifr  verkennen,  wenn  man  in  dem 
Akt,  durch  den  der  .Staat  eine  Privatpersun  einem  Schienenwege  gegenüber 
an  seine  Stelle  treten  Uast,  dn  aWilistlBeliea  Reehtageaeliftft  erblickt. 

Die  Sorge  für  die  Sehienenwf^  gehSrt  m  den  Aufgaben  des  Staatea. 
Staatagescfaafte  aber  m  erledigen,  ist  Sache  der  Staatsverwaltang.  Deshalb 
ist  alles,  was  zn  jener  Fürsorge  ffir  die  Schienenwege  gehiirt,  Teil 
der  öffentlichen  Verwaltanfj; .  so  auch  insbesondere  die  Ueberlassung 
eines  Bahnuntemehraens  an  eine  Privatperson.  Dadurch  aber,  »lass  ein 
Schienenwei^  an  Stelle  des  Staats  einen  privaten  linternelinier  zum  Herrn 
hat,  hört  er  nicht  auf,  Gegenstand  üüeutlichen  Interessen  und  üfleutlicher 
Verwaltung,  eine  SffBntUche  Sache,  zn  sein.  Es  ist  nnr  «n  Wechsel  in  der 
Person  dessen  eingetreten,  der  die  öffentliche  Verwaltung  besorgt').  Insoweit 
der  Unternehmer  diese  öffentliche  Verwaltung  fOhrt,  tut  er  das  immer  in 
einer  gewissen  Abhängigkeit  vom  Staate:  er  handelt  zwar  in  eigenem  Namen 
und  auf  eigene  Rechnunpr;  aber  er  bat  seine  Rechtsstellnnff  nicht  selbständig, 
sondern  leitet  sie  vom  Stuate  ab.  Thimit  hilnct  auch  zn.sannuen,  dass  der 
KonzessionUr  nicht  frei  iiher  seint'  Kcflitf  verfügen  kann,  dass  er  sie  ins- 
besondere nicht  ohne  den  Willen  des  Staats  einem  anderen  übertragen  kann  ^). 
Die  Koneession  Ist  demnach  ihrem  Lihalte  nach  üebertragung  der  staatUchen 

Ro>,ruin  (Schw.MZ.  Bdbl.  1871,111871);  C'arrard  (Rechts^nit;xrl,t  S.  81;  Hilty  ^Recht.s- 
gutacht.  lö),  Seiler  (S.  27).  l'as  Memorial  der  schweizeri.schen  Eisenbaliugeaell- 
.Hchaften  an  den  Bundesrat  (Bundes bl alt  1871  II  Göl)  behauptet  sogar,  eine  Aeuderuug 
der  Gesetsgebuiig  sei  eomlissig,  soweit  diutnroh  der  Konaessiottsvertreg  berllhrt 
werde  (!). 

')  V;l;I.  für  Sachsen  W i e<l .mm  unn ,  Siicii.s.  Ei.senb.  S.  17;  Fischers  Ztsi-hr.  2;"),  im. 

'j  lieber  siichsische  Strassoiit»;ihnen  vgl.  z.  B.  die  Verordnung  vom  12.  Dez.  liK)4, 
abgedruckt  im  Leipz.  Tagebl.  li^ii»  .Nr.  02.  Vgl.  auch  die  Entsch.  des  Beiohsgerichts 
vom  12.  Oktober  1904  in  BisenbB.  XXI  S.  186,  JW.  1904  8.  666,  Zeitaefar.  für 
Kleinb.  194)5, 

■)  Achniich  schnn  (i.  Vof;t  S.  2H:  ..MIcr  Kisenhahnbau  ist  Bau  von  Staats  weffcn ; 
bei  Privatbabnen  bändelt  der  ijtaat  durch  .seine  Privatdelegierten,  die  er  durch  die 
Konzession  an  seine  Stelle  setzt.  Vgl.  auch  Haberer,  Oesterr.  EisenbR.  S.  6;  Seiler 
S.  9;  O.Mayer,  Dtseh.  Vwr.  II  63  und  die  Entsch.  des  Oberlandesger.  Stuttgart 
TOm  2('.,  .lanuar  VMB  f Fischers  Ztschr.  2(\, 

*}  Schweizer  Biinde.srat  i  Bniulcsbl  1K71  11(171);  süch».  Refjierun^  beziii^liili  der 
böbmiscbeu  Eisenbahn  (Wiedeniann  S.  7);  Koch  .S.  160;  O.  Mayer,  Dtsch.  Vwr.  II 
ai8;  Hilse  (EiseubB.  XIV  368);  Eger.  KleinbG.  Komm.  2.  A.  a  85,  ESaenbE.  XV  m; 
Scheleber  (Fiachors  Ztaehr.  20,  in). 
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Venvaltuug  eines  Schienenwegs  an  den  Unternehmer;  dessen  Beieiliung  mit 
öffentlidier  Verwaltung 

Bei  der  Verleihnog  dnee  Sdüenenwegee  vird  ein  gewines  Aequivalent 
Ahr  die  Unkosten  dee  üntemehmem  von  yomher^  darin  liegen,  daas  dnreh 
den  VerwaltungBakt  auch  eine  sivilrechtliclie  Petition  geschaffen  wird:  der 
BeUehene  wird  Inhaber  einer  Personenbefördemngsanstalt,  oft  auch  Fracht' 
fährer,  nnd  hat  seinen  Verdienst,  an  den  Befördernng^geschKften  ^).  Das  kann 
soweit  gehen,  dass  sich  von  Anfang  an  mit  ziemlicher  Bestimmtheit  annehmen 
lässt,  dass  der  Scliienenweg  ohne  grosses  Risiko  einen  nicht  geringen  Ertrag 
abwerfen  wird.  Wenn  nnn  der  Staat  dennoch  die  Verwaltung  der  Bahn 
Blcht  selbst  ttbemehmen  will,  sondeni  einen  Unternehmer  fibertrftgt,  so  ist 
nicht  dnznsehen,  warom  der  Staat  sieb  nidit  einen  Tdl  des  Ertrages,  der 
ihm  doch  in  erster  Linie  gebührt,  vorbehalten,  d.  h.  vom  Unternehmer  ver- 
sprechen lassen  sollte  ^.  Diese  Abgabe  kann  absoint  festgesetzt  sein  —  einmal 
oder  jährlicli  /a  entrichten  —  oder  in  einem  Tirnohteil  des  Gewinnes  oder 
im  Ueberschuss  des  lilrtrages  über  ein  gewisses  Maximum  (der  Dividende)  be- 
stehen^). Umgekehrt  aber  werden  mitunter  —  wenn  nämlich  die  Bahn  nicht 
rentiert  und  ihre  Anlage  doch  im  öffenlichen  Interesse  liegt  ^)  —  jene  Ein- 
nahmen die  WSt»  der  Unkosten  nieht  erreichen. .  Li  einem  soleben  Falle 
mm  der  Staat  dem  Unternehmer  noch  besondere  Znsagmi  madien.  Br  pflegt 
dann  bei  solchen  Bahnen  entweder  einen  Teil  des  Kapitales  zinsfrei  zu  ge- 
uSbren  oder  ein  Zinsminimum  zu  garantieren  oder  —  insbesondere  für  die 
Banperiode  —  Steuerbefreiungen  eintreten  zu  lassen  Die  wichtigste  Zu- 
sage aber,  die  der  Staat  bei  der  Verleihung  eines  Scliienenweges  regelmässig 
zu  machen  pflegt,  liegt  darin,  dass  er  dem  Unternehmer  den  Betrieb  für 
längere  Zeit  überträgt,  so  dass  er  sich  von  Jahr  zu  Jalir  mehr  für  die 
einmaligen  Aasgaben  der  Anlage  bezahlt  machen  kann. 

')  0,  Ma5'er,  Dtsch.  Vwr.  II  29H.  , Durch  Verleihung  Ausstattung  mit  der  Fähig- 
keit zu  öifentlioher  Verwaltung".  Vgl.  auch  Scheicher,  Fischers  Ztschr.  20,  »,  Er- 
klärung der  sächs.  Regieraag  in  der  2.  Kammer  vom  29.  April  1898  (Drucks.  1898 
Nr.  980);  Eger,  BisenbB.  XV 187.  An  AehnHohes  denkt  wohl  aaoh  Seiler  (8. 9),  der 
von  der  yBrfllllung  einer  staatUohn  Pflicht'  spricht,  wenn  er  auch  daraus  nicht  die 
Konsequenzen  für  die  verwaltnngsrechtiiche  Beurteilung  der  Konzession  zieht.  Rütti- 
mann  (Seiler  S.  16)  nennt  die  Kunzession  einen  üvilistiachen  (!)  Vertrag,  worin  ein 
Zweig  der  Staatsverwaitaiig  ttbertragen  wird. 

*)  Die  dem  Zivihmht  aagehONn:  0.  Mayer,  Dtseb.  Twr.  II  886  Anm.  8; 
O.Meyer,  Lehrb.  d.  Dtsch.  Vwr.  I  2.  A.  8.  535. 

•)  Qeschieht  dies  nicht,  so  kann  unter  Uniatflnden  in  der  Konzession  die  Begründung 
eines  rein  Termögensrechtlichen  Privilegs  für  den  Unternehmer,  und  deshalb  eine  Härte 
gegen  die  Steuerzahler  liegen. 

*)  Dam  gehört  «noh  die  sogenannte  KonkvRensgebllhr  für  IQndetdmiahnien  dar 
8taatsbahn.   Aehnlich  auch  die  Abgabe  an  den  Wegehenpflichtigen. 

Bei  Strassenbahnen  dürfte  das  seiton  vorkomnien.    Häufiger  ist  das  bei  Bisea- 
bahnen,  z.  B.  in  Kolonien  oder  ans  Gründen  der  Landesverteidigung. 

*}  Beispiele  erwähnen  u.  a.  Beyscher  (S.  262)  und  von  BOnne  (Verfassung  etc. 
des  jnms,  Staats  VI  4  Abt  8^  ff). 
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Trotz  dieser  Zntagaii  des  Staats  ist  die  Verleihimg  dennoeh  kein  zwei- 
seitiges Gesclialt  zwisclien  Staat  und  BeUehenen  etwa  ueb  Art  der  Vertrige, 
obgleieh  Vereinbaniogeii  and  WiHeaseinigiiiig  der  Beteiligten  ▼orkommen. 

Die  Konzession  überträfrt  öffentliche  Verwaltunpr;  sie  ist  Verwaltongs- 
akt').  niolit  /weiseitiges  Recllts}^c^(■ll;it't -K  Dabei  kann  <lie  Form,  in  welche 
jrekleidet  dieser  Akt  des  Verwaltunn'  füinenden  .Staats  in  die  Ph-scheinunK 
tritt,  verschieden  sein.  Jederzeit  kann  die  Konzession  natürlich  in  Gesetzes- 
form  eHeilt  werden  ').  In  solchem  Falle  würde  sich  —  dem  Wesen  des 
Gesetxes  entsprechend  —  die  ZnstiiiuDaiig  des  Untertanen  erftbrigen;  docli 
wird  man  von  der  Qereclitigkeit  des  Gesetsgeliers  TorlaagMi  kennen,  dass  er 
dabei  seine  Uaeht  nicht  xa  einer  Benachteiligang  des  Konsessionftrs  miss- 
branche^).  In  manchen  Staaten  sind  i^csetzlich  wenigstens  die  allgemeinen 
Grundsätze,  die  für  Krteiluiip:  jeder  Konzession  massgebend  sein  sollen,  auf- 
gestellt^). Erfolgt  dann  im  Kinzeltalle  die  Konzession  nicht  dnreh  Gesetz, 
BO  sind  jene  allgemeinen  yesetzlii  lien  Normen  auch  für  die  Staatsbehörde 
bindend.  Sie  gelten  als  Teile  der  Konzession,  die  Widersprechendes  nicht 
enthalten  darf  ^.  Endlieh  kommt  es  nicht  selten  vor  — *  filr  Strassmibaluien 
ist  das  sogar  heute  noch  die  Bogel  —  dass  fiberhanpt  keine  gesetaliehen 
Normen  für  die  Verleihung  der  Schienenwege  in  einem  Staate  bestellen^. 
Dann  ist  die  Erteilung  der  Konzession  Sache  der  Verwaltungsbehörde  und 
erfolgt  durch  .  Verwaltnngsakt".  Die  Behörde  ist  dabei  —  genau  wie  bei 
anderen  Verwaltun^rsakten  —  innerhall»  der  Grenzen  von  Gesetzen  und  Ver- 
fassun-r  ^ranz  frei  in  ihren  Enüschliessiinfren :  sie  kann  die  nachicresuchte  Kon- 
zession verweigern,  sie  kann  sie  erteilen,  sie  kann  dabei  beliebige  Bedingungen 
stellen.  Das  sieht  despotischer  aus,  als  es  in  Wirklichkeit  ist.  Denn  Frei- 
heit hl  der  Entscheidung  bedeutet  nicht  WÜlkflr  bei  der  Entscheidung.  Die 
Verwaltttngsbehörde  hat  vielmehr  stets  nur  die  Hassnahmen  su  treffen,  die 
sie  nach  sorgfältiger  Prflftmg  für  die  fiir  die  Gesamtheit  nfitzlichsten  hält. 
Mit  der  Verleihung  entsteht  dem  Unternehmer  anidlchst  die  Pflicht^, 


')  Unter  „VerwaltttUgsakt"  versteht  man  sowobl  jede  Willens&usBenmg  des  Staates, 

die  sitli  auf  die  VerwaUnnsr  heziebt  (/..  I?.  (1  Meyer  1.  531),  wie  auch  im  engeren  Sinne 
solche  Akte  einer  VerwaltungsbebUrde  t-  im  Gegensatz  m  deu  Verwaltungsakten 
in  Gesetzesform. 

*)  .Die  Konastsionen  sind  Akte  der  Staatshohvi*:  Seh  weiser  Bandesrat 

(Bnndesbl.  1871,  II  r.55  auch  Morel  S.  72f.;  Vogt  8.  30;  Haberer  S.  8;  Ende- 
mann  S.  281;  Reindl,  Eisenbb:.  XIV  s.  M-i:  0.  Majer,  Dtsch.  Vwr.IIdÜ6. 

')  So  in  England  regelmässig  durch  Gesetz. 

*)  Morel  8.81;  Seiler  S.  43. 

^  Z.  B.  hl  Prenssen  durch  die  Qesetse  vom  3.  November  1838  und  vom  88.  Juli 

1882;  in  Bayern  dnrch  da.-4  Gewerbegesetz  vom  30.  Januar  1868  (Äzt.  8  Abs.  1  Ziff.  1). 
")  Botschaft  des  Schweiz.  Bundesrats  S.  6&5. 

')  So  auch  in  Sachsen. 

0)  Vgl.  Vogt  S.  28;  Seiler  8.  9;  Eger,  Komm.  S.  73,  179 ff.;  Preuss.  Kleinbahn- 
Sesets  (vom  88.  JuU  1898)  %  94;  Entseh.  d.  Belshsger.  vom  18.  Okt  19M,  BisBBb.B.  ZZI 
8. 186^  J W.  8>  668.  • 
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BO,  wi«  der  Staat  ea  ihm  bei  der  KonaeBrion  oder  durch  Oeseta  verachreibt, 
den  Sfentlicheii  Sehienenweg  anaolesen  and  den  Verkehr  dsranf  an  ▼er- 
mitteln, bei  Straaaenbahnea  z.  B.  die  nötigen  oder  vorgeschriebenen  Fahrten 
anszafBhren,  mit  jedermann    Befördernngsgeschilfte  beattnuntn*   Art  aban- 

srhlifssen,  Diese  Ptlicht  zum  TJetrieh  folgt  daraus,  dass  es  sicli  dabei  am 
ein  Stück  öftentliclier  Verwaltung:  handelt*).  Daneben  erwachsen  dem  Untcr- 
nehmer  aus  der  Konzession  auch  Rechte,  und  zwar  subjektive  öffentliche 
Rechte,  denn  gie  sind  eine  Folge  der  Uebertragnng  öffentlicher  Verwaltung - 
dann  gehört  a.  B.  das  —  pnbliaistisehe  —  Becht,  Transportgeschäfte  aban- 
sclilieaBen,  die  ihrerseits  dem  Unternehmer  ririliatiache  ^  Ymmögenarechte 
geben;  das  Recht  Ralmpoliaei  an  Oben;  der  Anapmeh  «if  die  vom  Staate 
angesagten  Znachflsse  *).  (Fofftsetaaag  folgt  im  niduten  Heft) 


')  Das  verkennt  Haber  er,  der  zwar  bezüglich  der  Eisenbahnen  von  Staats- 
verwaltung spricht,  aberdennodi  (S.  30)  kehie  Betriebapflicbt  aneAennt;  ebeoso  Gleim, 
KleinbO.  8.  ä.  8.  III. 

»)  Vgl.  0.  Mayer,  Dt^ch.  Vwr.  1 146. 

•)  Für  das  Deutsche  Reich  sind  eine  ganze  Reihe  solcher  Pflichten  und  Rechte  des 
Eisenbahnontemehmers  gesetzlich  festgelegt  im  Handelsgesetzbuch,  in  der  Verkebrs- 
ordnung,  in  der  Eiseabalmben-  ond  Belrielisordniuig,  auch  In  der  ReichsTerfMsnng  — 
die  ttbrigeas  aar  fttr  Hanpi'  nad  KebeaeiseabahaeB,  nicht  fVr  ,KldabahBen*  gilt 

(Coermann  S.  276:  Eger,  Komm.  S.  21);  fUr  Preussen  in  deu  Ges.  vom  3.  Nov.  1838 
und  28,  Juli  1892.  Man  ina^  diese  Stellung  des  Beliebeuen  als  privilefjfiert  be- 
zcichncu,  darf  aber  dann  jedenfalls  nicht  in  diesem  , Privileg*  eine  reiu  veriuögeus- 
rochtlicbe  ond  poliaeiiiche  Befugnis  an  einem  Gewarbebrtrieb  srbüeksa.  Das  Privileg 
ist  hin  nicht  der  Zwedc,  sondern  aar  Folge  der  Vetldhaag;  vgl.  Koch  8.  4; 
Haberer  S.  4;  Endemann  S.  281;  Mcili  (Seiler  S.  29);  Zeller  S.  354;  Bger, 
EisenbE.  XV  8.  183,  Komm.  8.  32.  73.  170;  Scheicher,  Fischfirs  Ztschr.  20,  ..o  n.  ,v»; 
Jerusalem,  KleinbU.  6.  16  Anm.  2;  Arndt,  Gründl,  d.  Eiseubahnr.  im  Arcb.  f.  öff. 
Becbt  XI  8.  SöSff.,  888ff.;  Stöiael,  Rechtsweg  etc.  hi  Preossea  §  47  8.  878;  Störk, 
Znatinramagseiglasaag  i.  d.  Ztsehr.  f.  Kleinb.  V  8.  868,  Beiehsgsricht  86.  Jaa.  1889, 
Entsch  i  Zivils.  Bd.  43  S.  256  und  12.  Okt.  1904,  EisenbE.  XXI  S.  186,  Preuss.  OVO. 
25.  Okt  1!KH).  EisenbE  XVII  8.  384  fl.  ErkU&nmg  der  KgL  Sttchs.  StMtsreg.  vom  29. 
April  16'Jb,  Ztscbr.  f.  Kleiub.  1Ö98  S.  47». 
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8. 

Das  iKMie  selnvclzerisehe  Els(»nbaliiiliaitj»fliehtu:csctz  vom  2S.  XMrz 
1905  im  Vergleich   mit   dem   deutselioii  Keichsiiaftpflichtgesetz 

Tom  7.  Juni  1871. 

Von  0.  Föhlinger 

in  Strassburg  i.  E. 

n. 

Selir  wttttgehend  iat  die  Bestiminiiiiif  im  Art.  2  dn  sehweis.  HO.,  wonach 

die  Hinterbliebenen  eines  beim  Eisenbahnbetriebe  Getöteten  einen  Anspmch 
Mf  Ersatz  auch  des  Schadens  haben,  der  ihnen  durch  den  Tod  ihres  Ver- 
sorj^ers  erwärlisit.  Nacli  dem  deutsclien  Reichsliaftjjflicbtgesetz  ist  im  Falle 
der  Tötung,  abtresehen  von  den  Kosten  der  versuchten  Heilunp  und  der  Be- 
erdij^ng  nur  der  Schaden  zu  ersetzen,  der  den  Hinterbliebenen  durch  den 
Verlast  des  gesetzlichen  Unterhaltsansprncks  gegenüber  dem  Veron- 
glftekten  entsteht  Ansgeschloesen  iat  hiernach  der  nnr  vertragliche  Untw- 
haltsansprach  and  vor  aUma  jede  nnr  freiwilUge  Leietnng  des  Getreten  *). 
Die  deutsche  Bestiounnng  ist  der  schweiaeriechen  unbedingt  Torsasiehen,  da 
sie  eine  ins  Ungemessene  und  Unkontrollierbare  gehende  Erweiterung  des 
Kreises  der  Ansprnchsberecliti^'-ten  vprhiitet.  T'eber  den  Bofrrifi'  des  Ver- 
sorgers bemerkt  das  Beziikstrericht  Zürich  •''i:  „l'ntci-  VcrsortrcM-  sei  nicht  nur 
derjenige  zu  verstehen,  welcher  einer  Person  den  jjanzen  Unterhalt  gewährt, 
sondern  auch  derjenige,  welcher  dazu  bloss  beiträgt  oder  nach  dem  ordent- 
lichen Lanfe  der  Dinge  in  Znlninft  beigetragen  hätte,  und  es  ist  dabei  gleich- 
giiltig,  ob  der  Unterhalt  oder  Unterhaltsbeitrag  rafolge  rechtlicher  Ver- 
pflichtnng  oder  ohne  solche  gev&hrt  wird*.  Das  alte  Gesetz  hatte 
wenigstens  die  gesetzliche  oder  vertragliche  Versorgungspflicht  im  Art.  5 
ausdrücklich  als  Voraussetzung  aufgestellt.  Aufgabe  der  künftigen  Recht- 
sprechung der  schweizenscUen  Gehebte  wird  es  sein,  eine  allzu  weite  Aus- 

Siebe  dsa  ersten  Absdultt  m  dieser  Zeitsebrift  Bd.  XXHI  S.  87—90. 
^  Bger,  BeiefaBhiftpAO.  6.  Anll.  8.887ff.;  Beindl8.189it;  Bndenann  8.Aall. 

8. 106;  Aron,  EisenbE.  XIV  S.  18ö. 

^  Quyer,  Komm.  s.  Schweis.  Eiseab.-  etc.  Haftjifla.  ä.  SZ. 
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dehnnag  des  Begriffs  gVersorguDg*',  z.  B.  ueh  mf  regelmiiAsige  Geschenke 
V.  dgL,  zu  venieidea. 

Weiter  als  das  dentsohe  ^)  geht  das  schwelaeriache  HG.  aadi  dariii,  daas 
Bach  Art  3  der  Richter  bei  einer  Verstttnmelanir  oder  Entstellang, 
durch  welche  das  Fortkommen  des  Verletzten  erschwert  wird,  auch  dafür 
eine  Entsfliadipting  Züsprechen  kann  Diese  Entschädipnng  ist  ein  Mittel- 
ding zwisdien  der  aus  §  842  und  der  aus  ^  H47  des  deutschen  HGll,  die 
a))er  hier  nur  im  Falle  eines  Verschaldens  gemäss  823  ff.  b(iB.  gewährt 
werden  können. 

Ganz  aen  ist  die  BestlnuBiing  im  Art  4  des  schwelaerfscheu  EG.,  daaa 
in  FUlea  nngewOlinlicb  hohen  Erwerbs  des  GetStoten  oder  Verletiten 
der  Bichter  die  Entschädigiing  onter  Wflrdignng  aller  Umstftnde  angemessen 

ermftssigen  kann.  Da  das  Geaetc  indes  seiner  ZweckbestimninniEr  nach  \or 
allem  vollen  Schadenersatz  «ren Uhren  soll,  werden  die  Gerichte  von  der  den 
Charakter  einer  Ausnahmehestimniun}?  truitrenden  Vorsclirift  des  Art.  4  nur  in 
ganz  ausserordentlichen  Fälllen  (Tebrandi  inuchen  und  sie  widil  auch  nnr  auf 
die  , Entschädigung "  anwenden,  die  das  Gesetz  neben  dem  eigentlichen 
Sebadenersats  in  vielen  Flllen  gew&hrt'). 

Art  5  ermlebtigt  den  Biehter,  eine  Erm&asignng  der  BntschSdiguig 
in  dem  Falle  Tonmnebmen,  wenn  den  Getöteten  oder  Verletitm  ein  Teil 
der  Schuld  an  dem  Unfall  trifft.  Diese  Bestimmung  hat  dieselbe  Bedeutong 
wie  die  Bestimmang  des  §  254  des  deutschen  BGB.,  die  das  Reichsgericht 
schon  in  zahlreichen  Entscheidungen  auf  das  Reichshaftpflichtgesetz  in  vollem 
Umfang  anwendbar  erklärt,  hat*).  Ein  Unterschied  zwischen  der  deutschen 
und  der  schweizerischen  Bestimmung  könnte  vielleicht  darin  gefanden  werden, 
dass  jene  ihrem  Wortlaat  nach  aasdr&cklich  anf  den  Grad  der  beiderseitigen 
UnMlTernraaehnng  den  Hanptwert  legt,  wlhrend  die  schwelBerisebe  Be- 
stimmang mehr  dner  ricbtorlieben  Abwlgong  der  Schwere  des  Verschnldens 
anf  selten  des  Geschädigten  Raum  gibt  Ob  die  schweiaerische  Bestimmang 
ebenso  wie  die  deutsche  des  §  254  BGB.  auch  in  dem  erweiterten  Sinne  An- 
wendung zu  finden  hat,  da.ss  auch  jedes  Verschnlden  des  Geschädigten  in  der 
Unterlassung  von  Massnahmen  zur  Verhütune:  oder  Verminderung  des  Schadens 
bei  der  Entschädigungsbemessung  angerechnet  wird,  mnss  die  Rechtsprechang 
zeigen.  Art  5  des  sehweizerischen  HG.  gibt  selbst  keine  Handhabe  daza, 
da  es  nur  von  der  Sebald  an  dem  Unfall  apriebt^,  wihrend  es  sieh  in 

')  Coermann,  ReichshaftpflG.  S.  79;   Lass  u.  Maier,  Haftpflichtrecbt  etc. 
2.Attfl.  S.  103;  Riesenfeld,  Das  be8.Haflipilichtreoht  S.  11;  £ger  a.  a.  0.  8.319,328. 
«)  Guyer  8.85,86. 

*)  Ouyer  8. 87  bsmcikt,  daas  die  Nonn  des  Ait  4  bi  den  eidgenOssisdien  Bitea 
■ehr  gstiilte  AafiMbsM  gtfhmdea  habe. 

*)  Freilich  im  Widerspruch  mit  der  Mehrzahl  der  Autoren:  s  Planck,  Komm.  z. 
BGB.  Bd.  fi  Nr.  7  zu  Art.  42  EinfG.;  Aron,  EisenbE.  XIV  S.  190;  v.  Rutz,  BI.  f. 
Becbtaanw.  Bd.  64  8.91;  Lass  n.  Maier  2.  Aufl.  S.  99;  Biesenfeld  S.  269;  Eger 
8.  UNlir. 

^Onjer8.871t 
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§  254  BOB.  nm  das  mitwirkende  VenchnldeB  des  Geschldigten  bd  der  Eni- 
stehnog  des  Schadens  handelt. 

Ebne  im  offenbaren  Widersprach  zam  allgemeinen  Vernrsachnugsbegriff 
stehende  Bestimning  enthftlt  Art.  6  des  Gesetzes.  Hiemadl  ist  jeder  Schaden- 
ersatzanKpriich  ausgeschlossen,  wenn  der  Verletzte  nsw.  sich  durch  eine 
verbrccherisclie  oder  nnredliciie  Handlinif?  mit  der  Eisenbaliii  in 
Berührmijr  ik'ebracht  hat.  Hierher  jcehört  z.  B.  das  Einsohleichen  in  die 
Wagen  usw.,  um  zu  stehlen  oder  das  Fahrgeld  zu  sparen').  Hiernach 
wird  es  dem  Verletaten  also  als  ein  den  Schadenersatsaospmch  anfhebendes 
Versdmlden  angerechnet,  wenn  er  dne  Handiwng  begeht,  die  ansserfaalh  des 
orsIddidiMi  Znsammenhangs  mit  dem  Unfall  nnd  sdnen  Folgen  steht.  Wenn 
ein  Mensch,  ohne  Fahrgeld  zu  zahlen,  den  Zog  benützt,  so  liegt  doch  das 
Verschulden  lodifrlich  in  der  Nichtzahlung  des  Fahrgelds,  und  dieses  Ver- 
schulden hat  nichts  mit  dem  Unfall  an  sich  zu  tun.  Die  Benützung  des 
Zu^'es,  dem  unterwegs  ein  Unfall  zustüsst,  steht  allerdings  im  ursächlichen 
Zusammenliang  mit  diesem ,  sie  bedeutet  aber  kein  Verschulden  im  Sinne  der 
Kiftpjliehtbestimmnngen.  Eine  solche  Bedentong  kann  nnr  die  Uebertretong 
von  Verboten  oder  OrdnnngSTorschriften  haben,  die  sieh  als  sieherhdtspoU- 
ceiliche,  d.  h.  als  solche  Vorschriften  danteilen,  die  znr  Verhfttnng  von  ün- 
fällen  erlassen  sind.  Wenn  jemand  z.  B.,  entgegen  dem  Verbot,  auf  einer 
Lokomotive  mitfährt,  und  es  stösst  ihm  auf  dieser  ein  Unfall  zu,  beispiels- 
weise durch  Herabfallen  von  der  Lokomotivf.  so  trifft  ihn  ein  Verschulden 
im  Sinne  der  HaftptUchtbestimmungen,  denn  jenes  Verbot  ist  ein  sicherheits- 
polizeiiiches  -). 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  Besthnmnng  des  Axt  8  des  sehweise- 
rischen  HG.,  wonach  die  Eisenbahnnntemehmang  in  den  FUlen  von  Arg- 
list oder  grober  Fahrlftssigkeit  auch  nebm  dem  Ersate  nachwddiehen 

Schadens  zur  Zahlong  einer  angemessenen  Geldsumme  venirteilt  werden  kann. 
Diese  Vorschrift  entspricht  etwa  derjenigen  des  §  847  BCtB.  ,  weicht  aber 
von  dieser  darin  ab :  1 .  dass  sie  eine  BeschrUnkung  auf  die  Fälle  von  Arg- 
list und  oTober  Falirliissigkeit  enthält,  2.  dass  sie  gewissermassen  den 
Charakter  einer  der  Eisenbahnverwaltung  auterlegten  Busse  trägt,  die  das 
deutsche  Haftpflichtreeht  nicht  kennt,  nnd  3.  dass  die  besonder«  Batacbttdi- 
gung  flir  nicht  nachweislichen  Schaden  auch  den  Hinterbliebenen  von  Qe- 
tSteten  gewfthrt  werden  kann,  was  nach  §  847  BGB.  aasgeseblossen  ist 
Im  deutschen  Reichshaftpilichtgesetz  ist  in  Uebereinstimmung  mit  d«B 
BGB.  bestimmt,  dass  der  Schadenersatz  wegen  Aufliebang  oder  Mindemng 
der  Erwerbsfälligkeit  sowie  der  den  Hinterbliebenen  zu  gewährende  Schaden- 
ersatz für  die  Zukunft  durch  f^ntriclit  iinir  t  iner  Geldn  nte  zu  leisten  ist 
nnd  diese  nur,  wenn  ein  wichtiger  Cirund  vorliegt,  in  eine  Kapitalabfindnng 
umgewandelt  werden  kann.  Nach  Art.  9  des  schweizerischen  HG.  ist  der 
Schadenersatz  in  Form  einer  Kapitalsnmme  oder  einer  Rente  festea- 


0  Onjer  8. 93. 

^  Bger  a.  a.  0.  a  IflOff: 
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setzen,  und  der  Kicliter  entscheidet  hierüber,  ohne  au  die  Anträge  der 
Parteien  gebanden  zu  »ein,  nach  freiem  Ermessen. 

Abweichend  vom  deutschen  Haf^pAichtgeseta  enthült  das  schweiMiiache 
im  Art.  11  die  Bestimmnng,  daes  die  EiBenhahmmternefamimg  nach  fflr  Be- 
schädignng  asw.  an  Sachen,  die  der  Betroffene  anter  aefaier  eigeneü  Ob- 
hut mit  sich  führte,  Schadenersat/  zu  leinten  hat,  wenn  die  Besrhädi{2:nng 
new.  im  Zusamntenhanpr  mit  dem  Unfall  stellt  M.  Das  deutsche  Haftpflicht- 
gesetz kennt  eine  Ilaftnntr  für  Sachschäden  nicht.  Ol»  die  P^isenbahn  für 
einen  solchen  .Tufznkoiumen  hat,  ist  ledivrlich  nach  den  Normen  des  allgemeinen 
bürgerlichen  iiechts  zu  beurteilen.  Doch  ist  neuerdings  in  einer  grüsseren 
Amaiil  Toa  lAiidesgeaetien  die  Haftpflicbt  der  Eäsenbahnen  flbr  ESrperaehiden 
aaeh  anf  Saehsehftden  aoegedehnt  worden. 

Besfiglicb  der  Verjährung  bestimmt  Art.  14  des  schweizerisdien  H6., 
daes  die  dnroh  dieses  (toset/  hcKründet^n  Schadenersatsklagen  in  zwei  Jahren 
verjähren,  welche  von  dem  Taj^re  des  Unfalls  an  srerechnet  werden.  Wenn 
also  der  Unfall  später  den  Tod  des  betroffenen  zur  Foljre  hat,  rechnet  die 
Verjährung,  nicht  wie  im  deutschen  HG.  vom  Todestage,  sundern  vom  Un- 
fall tage  an.  Der  hierin  liegende  Nachteil  für  die  vom  Unfall  Betroffenen 
wird  zum  Teil  wieder  ausgeglichen  durch  die  Bestimmung  im  Art.  10,  wonach 
der  Biditer,  wenn  im  Fall  der  ürteOsfUlnng  die  Folgen  ^er  KOrperver* 
letsnng  nicht  mit  hinreichender  fficheriieit  festaustellen  sind,  aosnahmsweise 
für  den  Fall  des  nachfolgenden  Todes  des  Verletzten  die  Abftndemng  des 
Urteils  vorbehalten  kann.  Das  Beeht  anf  die  Abänderungsklage  verjährt  aber 
vom  Tage  der  Ertlffnuiig  (Verkündnng)  des  ersten  Urteils  an  innerhalb  zwei 
Jahren.  Immerhin  bleibt  bei  dieser  Verjährungsvorselirift  noch  eine  gewisse 
Härte  bestehen,  z.  B.  in  dem  Fall,  wenn  weder  z.  Z.  des  ersten  noch  auch 
z.  Z.  des  zweiten  Urteils  die  Folgen  des  Unfalk  als  voraussichtlich  tödliche 
mit  hinrdchender  Sicherheit  festgestellt  werden  ItlSnnen. 

Nadi  dem  deutschen  HaftpAOes.  sind  Vereinbarungen,  wdche  die  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  (§§  1 — 8  a)  zum  Vorteil  der  Eisenbahnuntemehmer 
im  Torans  ansschliessen  oder  beschränken,  nicht  rechtswirksam;  dies  gilt 
aber  nicht  für  Vergleiche,  die  nach  dem  Unfall  zwischen  den  Parteien  ge- 
schlossen werden^).  Dieselbe  Ik'stimninng  enthält  auch  .\rt.  16  des  schweize- 
rischen HG.  ■')»  dagegen  besagt  .'^rt.  17,  dass  auch  jeder  Vertrag,  kraft  dessen 
eine  offenbar  unzulängliche  Ent.schädigung  dem  Verletzten  oder  den 
Anspruohsberechtigten  zugesichert  oder  entrichtet  worden  ist,  angefochten 
werden  kann.  Wihrend  also  im  deutschen  Recht  der  Vergleich  nur  unter 
gaos  besonderen  Voranssetaungen  (Zwang,  Irrtum,  Betrug)  angefochten  werden 
kann,  ist  dies  in  der  Schweta  schon  mOgUeh  bei  Verelnbarong  einer  offenbar 


«)  nnyer  S.  122  ff. 

Reindl  S.  179;  Eger  S.  486,  Entsch.  des  Heichsger.  vom  1.  Juni  1886,  RGZ. 
Bd.  16  S.  au,  EiseabE.  IV  S.  457,  und  14.  Febr.  im,  £6Z.  Bd.  23  S.  42,  BisenbE.  VI 
S.460. 

>)  Ouyer  8. 134. 
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unzalänglichen  Entscbädigong.  Dies  !■(  die  einzige  VoraiueetzaDg  zur  An- 
fechtong,  und  sw«r  eoU  nach  Onjer  a.  n.  0.  8.  186  die  Enteehidiguig  als 
eine  nnwilängUehe  «eben  gelten,  wenn  de  um  mehr  als  '/le  vnter  der  sn- 
Usrigen  angemessenen  Entschädigung  bleibt. 

EUn  Vergleich  zwischen  dem  schweizerischen  nnd  deutschen  Haftpflicht- 
gesfitz  ergibt,  dass  das  erstere  naniontlirli  hinsiclitlich  des  Urafangs  der  Ent- 
schädigunpspfticht  dem  Richter  dfii  allerweitesten  Spielraum  in  seinen  Ent- 
scheidungen lässt.  Feste  Grenzlinien  sind  im  Gesetze  kaum  gezogen,  es 
dflrfen  unter  besonderen  Umständen  Ermftssigungen  der  Entschädigungen  ein- 
treten, die  dnreh  die  ans  einem  andern  Grande  sngelaesene  BrhBhnng  wieder 
aiufeirUchen  werden  Itönnen.  Weeentlieh  ist  ferner  fttr  das  sehwdserische 
Gesetz,  dass  in  ihm  die  gemeinrechtliche  Verschuldenshaftnng  zum  Teil  mit 
geregelt  ist.  Und  hier  fällt  zugleich  die  reichhaltige  Abstufung  der  ver- 
schiedenen Verschnldensarten  und  -Grade  sowolil  auf  seiteii  des  Unternehmers 
als  auf  Seiten  der  Geschädigten  auf.  Demgegenüber  erscheint  das  deutsche 
Reichshaftpflichtgesetz  in  sich  geschlossener,  von  festeren  Linien  umgrenzt 
nnd  bestimmter  in  seiner  Innern  Stnüctnr.  Es  steht  ffir  sich  aneh  ganz 
selbstladig  den  Bestimmungen  Aber  die  Haftpflicht  aas  nnerlanbten  Hand- 
lungen im  BGB.  gegenflber,  mit  dem  ee  jedoch,  sowdt  nötig  nnd  iweck- 
■Assig,  in  TginViMig  gebracht  ist. 
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9. 

Die  reditliche  Natur  and  FonktUn  des  ZustimmungsTertngefl 
zwlsehen  Stedtgemelnde  nnd  StnmeniMdiiiniitenieliiiier. 

(§  6  des  Preuss.  Kleinbalm^c^setzes  vom  28.  Juli  1892.) 

Von  Or.  Felix  Stork, 
Geh.  Jastizrat  und  ord.  Proiessor  der  Rechte  in  Qnifsvald. 

Die  gesamte  dentsche,  kleinbahnrechtliche  UtMWtar  Hess  die  Aill^be 
l»i.sher  anerfüllt,  der  juristischen  Eitr<'iiart  fies  kommnualen  ZuHtinimnnj^ver- 
traf?8  eine  ^rrtmdslltzliche  Klarlepunp:,  eine  Fpststcllunfr  seiner  aa88chlap:t,'elj en- 
den, reciit liehen  Elemente  zu  geben.  Das  wichtigste  Novnm  des  Klt^iiibalm- 
gesetzes  für  die  juristische  Technilc,  eine  RechtsAgui'  sui  generis  an  der 
Grenze  zweier  Reditagebiete,  iit  Uther  mangels  fiudittcher  Prtftng  eine 
reiolifliesseide  Quelle  von  BaehtnuMicherlMlfeeii. 

Man  Wirde  die  dem  ZnitimmnngsTertrage  anhaftenden  Besonderheiten 
effenbar  abstreifen,  wurde  man  dem  Zustimmungsvertrag  in  der  Oesamtheit 
•einer  Rpstimmnngen  die  bindende  Kraft  des  Verwal tnngsakte s  einer  Be- 
hörde zuerkennen,  nnd  man  würde  auch  völlig  irre  gehen,  wi)llte  man  ihm 
seiner  ganzen  Natur  nach  den  Ctiarakter  einer  privatrechtlichen  Willens- 
(lispusitiou  aufdrücken. 

Der  ZutiBiBiuigivertnig  ist  nicht  ,  vm  deswillen  ledigUeh  Otettieh-reokt* 
Udwr  Naiir,  weil  einer  der  Eoirtmlienten  den  BeMrdenoiyMüawu  des 
Syitens  der  8e]lMt?erwmltiiag  «agehSrt,  und  weil  eine  grosse  SbU  seiMr 
Bestimmnngen  rechtliche  Gehundenlieit  des  Untemehmers  bewirkt  kraft  zn- 
ständigen  obrigkeitlichen  Ausspruchn.  Dem  sei  aber  anch  als  Widerspiel  ent- 
gegen gehalten:  Der  Zustimmuugsvertrjig  ist  keineswegs  deshalb  bloss  eine 
Anordnung  von  privatrechtlicher  Tragweite,  weil  er  die  Willensüberein- 
stimmung der  Parteieu  in  der  für  Privatverträge  üblichen  Form  zum  Aus- 
dniek  bringt.  Mit  andern  Worten:  er  Ist  nielt  bloss  Befehl  mit  bin- 
dender Kraft  iBd  nicht  bloss  Rechtsgeseh&ft  gleiehbereehtigter 
ioatrahenten,  soadem  beides  sagleleh  nnd  kann  nnr  in  dieser  ein- 
heitlichen Eigenart  richtig  erfasst  werden. 

Oilt  es,  der  Gesamtfrage  eine  theoretische  üntMsachnng  zu  geben,  so 
muss  diese  das  Problem  in  die  Mitte  nehmen  und  beiden  Seiten  gleiche  Be- 
1  iieksirbtiirnng  zuwenden,  weil  die  traditionell  in  Lehre  und  Justiz  geschiedenen 
Keclitügebiete  des  Privat-  und  des  öffentlichen  Kechts,  wie  so  häuüg,  anch 
hier  mannigfaltig  verzweigt  und  in  weclisehieitige  Bindung  im  Reckteinstitnte 
irioh  Torflndea. 
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rebarblickpti  wir  von  diesem  Stamlpunkt  ans  die  (iesaiiitlieit  dei'  iti  den 
ZustimmungsveiUilgen  in  der  Regel  entlialttuen  Vorschritten  und  Abmacliungeu, 
M  er|^  ^eh,  daas  der  Substanz  nach  alle  diejenigen  Positionen  der 
Urkunden  dem  Sffentliehen  Rechte  angehören,  in  denen  die  Stadt- 
verwaltung Aber  die  ihr  selbst  obliegenden  Verkehrsanfgaben  be« 
hördliche  Anordnun>fen  trifft. 

Das  KleinbahnjfBsetz  entbebt  den  zu  We^eban  und  We{?eunterhaltiin? 
Verpflichteten  keineswees  seiner  Pflicht;  es  wird  ilnn  nur  überlassen,  die 
durch  die  niiberecheiibare  ManniKfuKiifkeit  des  Lebens  und  der  Verkehrs- 
gestaltung  für  jene  Zwecke  gebotenen  Mittel  und  EinrichtuDgen  anstindig  zu 
maehoi  nnd  selbstindlg  hn  BahnMn  der  der  Knltar-  und  Yetkelirsentwickelnng 
der  Stadt  entsprechenden  Art  zn  ordnen.  Im  Genehmigwngsakt  liegt^  —  wie 
bei  der  seerechtUchen  slfnsterong' ,  —  der  Ausdruck  der  Übergeordneten 
staatlichen  Kontrolle,  die  allerdings  auch  die  im  Zustiromungsvertrag  entr 
haltenen  wirtscbafüichen  Vereinbamngen  der  Gemeinde,  des  Kreises  nsw. 
mitomfasst. 

Soweit  der  Zustinimunesvertrafr  sich  in  der  Zielrichtung  dieser  über- 
nommeneu Aufgaben  der  Gemeinde  bewegt,  haben  seine  Bestimmaugen 
bindende  Kraft  von  Yerwaltungsbefehlen ,  weil  es  sich  um  Durchfiihmng 
Ton  Massnahmen  handelt,  die  im*  eigenen  Au^sabenlveis  der  Stadtverwaltung 
liegen.  Sie  wird  dem  Staate  gegenflber  nicht  ans  ihrer  Wegebaii*VerUnd- 
lichkeit  entlassen  and  kann  sich  nicht  darauf  bernfen,  dass  sie  etwa  durch 
einen  nach  Privatrecht  zn  benrteilenden  Vertrag  im  Wege  der  locatio  con- 
dnctio  den  Gesamtkfmiidex  der  von  ihr  zu  gewftrtigenden  Handlangen  und 
Veranstaltungen  einem  privaten  I  nternehmer  überlassen  habe.  Saa  res  agi- 
tur,  —  dementsprechend  sind  aber  auch  die  diese  Punkte  betreffenden  Be- 
Btimmongen  des  Vertrags  zwar  Gegenstand  freier  Interessenabsckätznng 
seitens  der  Kontrahenten,  aber  nur  bis  zur  Willenseinignng.  Von  da  ab 
sind  nach  erfolgter  Genehmigung  die  Vereinbarungen,  die  die  Verkehrsleistang 
nnd  ihre  Sicherung  zum  Ziel  haben,  nicht  mehr  Vereinbarungen  dia]MMitiven 
Charakters,  sondern  sie  sind  VerfHgnngen,  Anordnungen,  die  den  zwingenden 
Charakter  eines  Verwaltungsaktes  haben.  .Der  Verwaltunjjsakt"  —  sagt 
().  Mayer  (Verwaltniifrsrecht  I  S.  95)  —  „ist  ein  der  Verwaltung  zugehöriger 
obrigkeitlicher  Aussprucii,  der  dem  Untertanen  gegenüber  im  Einzelfall  be- 
stimmt, was  für  ihn  Rechtens  sein  soll". 

üeberall  da,  wo  im  Vertrag  von  dem  Zweck,  der  Daner  dea  Veir> 
trage,  von  der  behördlichen  Zustimmung,  vom  Betriebsq^Bteoi,  von  der  Be- 
nntmng  des  ölfentUohen  Weges,  von  der  Anlegung,  Verlegung  der  Gleise, 
vom  Tarif,  Heimfallsrecht  and  Aufinsunir  df  s  Unternehmens  usw.  die  Rede 
ist,  liegt  der  Schwerpunkt  der  Detailabmatliungen  im  öffentlichen  Recht. 
In  deutlii  1)  erkennbarem  Gegensatz  tragen  die  Vertragsbestimmungen  über 
die  Einriluninng  von  genau  umschriebenen  Linien,  sei  es  mit,  sei  es 
ohne  Vorzugsrecht  vor  andern  gleichartigen  Unternehmungen .  über  die  vom 
Unternehmer  an  die  Stadt  zu  entrichtenden  vennögensrechtliclien  Leistungen, 
Entgelt,  Kostenersatzsummen,  Pauschalbetrige,  Ablösungssummen,  Kautionen, 
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UnterlialtnnprskosteTi.  Glcisniitltenatzimg,  Reinignngskosten  asw.  fast  durchweg 
p r i  V a t r e  c h 1 1  i  (■  1h;  n  l  liarakt eiv 

Tritt  durch  diese  im  Zustimmuugsvertrag  nachweisbare  Mischung  der 
fflmente  keliterlei  Imu«  ein  ttbw  die  Frage  der  richterlichen  Zuatfadigkeit 
im  eiliseliien,  to  bietet  ale  aa  aich  weder  Tom  theeretiaelieB  Standpnxikt  wn, 
noeb  aaa  dem  Oeeiditawlnkel  dar  Bedirfiiiaae  der  Prazia  erhebliche  Schwierig- 
keiteii.  Die  neuere  RechtsAvissenschaft  hat  es  längst  erlcaimt,  dass  von  einer 
Reservierung  von  juristischen  Tatsachen  bestimmter  Art  weder  für  das  Ge- 
biet des  Privatrechts,  noch  für  das  des  üttentlichen  Reclits  ausBcliliesslich  die 
Rede  sein  kann.  Man  miisste  der  Urdnunfj^  der  Lebens verhftltni.s.se  die  grös.ste 
Gewalt  antun,  wollte  man  nicht  anerkennen,  dass  es  «ine  Reihe  gemein- 
anmer  B^riffe  nnd  Probleme  für  beide  Rechtsgebiete  ^)  gibt,  und  dass  daher 
ein  LebenareibSItnia  wohl  die  Elemoite  and  Zielpunkte  adner  rechtlidien 
Ordnung  «nf  pnblixiativehem  Gebiete  erhalten,  sngleicb  aber  die  apexielle 
individnelle  Geataltnng  dnrch  priiratrechtliehe  Vnilenadiapoaltlon  emp- 
fang'en  kann. 

Das  letztere  ist  unverkennbar  beim  publizistischen  NutÄungsreclit  der 
Fall,  mit  dessen  Regelung  der  Zustimiiiunirs vertrag  befasst  ist  und  das 
bei  spezieller  Prüfung  sich  aus  zwei  begriftlich  verschiedenen  Teilen  zu- 
aammengesetzt  erweist.  Znn&chat  ana  der  Geatattung  des  Gebrauchs  des 
Straaaeakörperat  dea  Lnftranma  etc.  anr.  länrichtong  der  fftr  die  Verkelira- 
autalt  notwendigen  aadiliehen  Veranataltiugen,  wie  Gleiaeinban,  Oberbau, 
Warteriume,  Tafeln,  Kaaten,  Haltestellen,  Kreuzungen  uaw.  Sodann  begreift 
swdtens  das  Nutzungsrecht  die  Befagnis  in  sich,  bestimmte  Richtungen 
des  st ildtisclien  Verkeil rsbt'dürfnisses  dnrrh  ihre  I>e will tigung  zum 
(tegenstand  einer  der  Daner  nach  durch  den  Vertrag  und  die  Ge- 
nehmigung gewährleisteten  Quelle  privaten  wirtschaftlichen  Er- 
werbs zu  machen. 

s^Die  beiden  Teile  veibaltMi  aich  nach  ihrer  inneren  Wertrelation  zu- 
einander wie  Mittel  und  Zweck.  Sto  atehen  in  engem  Inneren  Zuaammen- 
hang  und  madien  erat  in  ihrer  wecbadadtigen  Bedingtheit  die  Einheit  dea 
Rechtsgeschäfts  aus,  das  durch  den  Zustimmnngsvertrag  zu  seinem  Ab- 
schhifts  gelangt.  Sie  la-ssen  keine  Einteilnng  ihres  konstitutiven  Wertes  zn 
für  das  Zustandekuninicn  und  da.s  Endziel  des  Vertrages  etwa  nach  den  Ge- 
sichtspunkten des  csscntialc  nnd  accidentale  negotii,  sie  sind  vielmehr  un- 
trennbar für  die  wirkliche  Absicht  der  Parteien  und  für  den  durch  das 
Rechtsgeachift  gewollten  Effelct  Oleichwohl  stehen  beide  unter  dem 
Riehtmaaa  venehiedener  Recbtagebiete  und  demnach  veradiiedener  Zuatlndig^ 
keiten. 

Soweit  der  den  Straaaenbahnen  eingeritumte  Gebrauoli   der  Strasse  in 
B^racht  kommt,  hat  dieaer  weder  daa  Merkmal  der  Auaachlieaslichkeit 


•)  Tezner.  Der  PrivatrecbtHtitel  iin  öffentlichen  Recht.  Archiv  für  öffentliches 
Becht  Bd.  IX,  und  fitoerk,  Metbudik  det>  üffeutlichen  Recht«,  iu  UrUahuta  Zeitschrift 
Bd.  XU. 
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an  sich  auf  seiton  der  Transportnntoineliinung,  noch  das  der  völligen  Frei- 
willigkeit auf  selten  der  SUdtverwaltang. 

In  G6l)Vft0ch  der  Stnwae  für  Tran^itiwecke  teilt  sich  die  Stneeen- 
tnlm  ndt  allen  •adem  VeUkela,  Lastwagen,  Dmebken,  Oimilnie,  Anto- 
noUlen  naw.  Sie  darf  aber  grandAtalich  kein  Hemmnis  bilden  In  dar  Be- 
nntsong  der  den  Geaoasenscliaftäzwecken  gewidmeten  Verkcln^fl^che.  Die 
Judikatur  des  Oberverwaltungsgerichts  lUsst  Uber  diesen  Punkt  keinen  Zweifel 
zu.  Der  unpereprelte  Personen-  nnd  (Mitertransport,  der  sirli  mit  Hilfe 
der  bezeichneten  verschiedenen  Verkehrsmittel  zuftillig,  als  res  im  rae  facul- 
tatis  abspielt,  gewährt  jedoch  der  Stadt  keinerlei  Sicherheit  für  die  dauernde 
und  planmässige  'Bewältigung  der  grossen  Verwaltongsaufgabe ,  die  ihr 
gnindsfttclicb  auferlegt  ist  Sie  ist  geswnngen,  Verkehrsaastalten  heraasn* 
sieben,  sich  ibre  Dienste  für  Jenen  Zweck  sn  sicbem,  will  sie  nicht  ihren 
gesamten  st&dtischen  Verband  auflösen  oder  in  Zen-Ottung  bringen. 

Soweit  ist  die  Gemeinde  in  ihren  Entsdtl iessnngen  keineswegs 
frei,  «sondern  steht  im  Banne  ihrer  Verwaltungsanfgabe,  der  sie 
sich  nicht  entziehen  kann. 

Kommt  dem  Moment  der  Strassenkörperbenutzung  im  bestehenden  Ver- 
waltnngssygtem  weder  das  rechtliche  Attribut  der  Ausschliesslichkeit  für 
die  Bahn  noch  dem  Moment  der  Gebranchsdnldnng  anf  seitoi  der  Stadt 
das  der  völligen  Freiwilligkeit  an,  «o  kommt  in  der  sweiten  Besiehnng  des 
beieicfaneten  Nutzungsrechts  allerdings  die  freie  Verfflgnngsgewalt  anf 
der  einen  und  das  Moment  der  Ansschliesslichkeit  anf  der  andern 
Seite  zur  notwendigen  Geltung. 

Sobald  die  Gemeindeverwaltung  durch  ihre  Zustimmung  eine  Auswahl 
unter  den  zur  Durchführung  des  Planes  sich  ihr  darbietenden  Unternehmern 
trifft  und  sobald  sie  innerhalb  der  ihrer  behördlichen  Eutücliliessung  anlieim- 
gesteUten  l^elheit  von  Bedarfsbefriedigungsformen  den  Verwaltnngsakt 
der  Einrftnmnng  bestimmter  Strassenzflge  —  .Linien*  —  des  T^r- 
kehrs  vornimmt,  von  da  ab  ist  ein  Privatrecbtstltel  begrftndet, 
weil  erst  da  ein  sicherer  oder  doch  wahrscheinlicher  Yermdgens- 
wert  einem  individuell  bestimmten  Unternehmer  für  entsprechende 
Gegenleistungen  zugesichert  wird  Jetzt  liegen  die  zur  Schaffung 
eines  Privatrechtstitels  notwendigen  Tatsachen  vor,  d'w  ein  subjektives  Recht 
entstehen  lassen.  Dieses  subjektive  Recht  ist  seinem  \\  esen  nach  von  jeder 
Besiehung  mm  affentlich-rechtUehen  Anlass  seiner  Bntstehang  abgelöst 
nnd  stellt  sieh  als  ein  reiner  Privatreehtsanspnch  dar'). 

Von  dleoMn  Pnnkte  besehen  ist  der  Znstimmnngsvertrag  nidit  mehr 
lediglich  Verwaltungsakt,  der  den  Willen  der  Stadtbehürde  normativ 
werden  in-^st  für  die  Massnahmen  der  Unternehmerin,  sondern  er  ist  für  die 
hier  K*^t>chuilenen  Kechtsbeziehuniren  Privatvertrag,  d.  h.  für  beide  Teile 
vermögensrechtliche  Pl'lichteuorduung. 


')  Siehe  hierzu  0.  v.  Sarwey,  Das  öffentliche  Rerlit  und  die  VerwalUnigsreclits- 
pllege,  TObingen  1880,  S.  831  ff. 
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Ziehen  wir  nnn  die  Snmme  ans  dem  bislier  Gesagten,  so  ergibt  sieb, 
das«  dpi-  Ziistinuimngsvertraff  seiner  praktischen  Ausgostaltiinp:  nach  völlig 
uiifflt'irliai  tii^p  Keclitsverhttltnisse  aus  iliKserlichen  Gesichtspunkten  in  einheit- 
liche Form  bringt.  Unabgegrenzt  laufen  liier  ütt'entlicli-rechtliche  Abuiachangen 
neben  solchen  privatreclitlicher  Natnr  and  privstrechtlicher  Tragweite.  £a  ent- 
si^clit  dem  Tortteheaden  Oedaadcengangt  weimEger  ^)  sagt,  daaaimZnstimmiuigs- 
vertrag  das  dem  Unternehmer  nur  Benntanag  eines  ölfentlichen  Weges  tingerftiimte 
Recht  pablidstfschen  Charakter  habe  and  dass  demnach  aaeh  die  in  §  6  des 
Kleinbahngesetzes  vorgeselienen  Yerptliehtungen  des  Unternehmers  zur  Unter- 
lialtunir  nnd  Wiederherstellnng  des  benutzten  Wegeteils  sowie  znr  Sicher- 
lieit-sbesttUung  dafür  öffentlicli-reolitlidier  Natur  seien.  .Sie  bestehen 
daher  niclit  als  privatrechtllehe  Verbindlichkeiten  dem  lUiterhaltuugspfliclitigen 
gegenüber,  sondern  als  öffentlich-rechtliche  Obliegenheiten  der  Wegepolizei- 
behSrde  gegenüber  als  derjenigen,  welcher  die  Fttxsorge  fSr  den  ordnangs- 
nissigen  Zustand  der  öffentlichen  Wege  obliegt.  Mit  dem  Bechte  anf  Be- 
nutznng  des  Weges  sollen  auch  ex  lege  die  korrespondierenden  Pflichten  aar 
Unterhaltnng.  Wiederherstellnng  nnd  bzw.  fflcherheitsbestellang  anf  den 
Unternehmer  übersehen". 

Der  Znstimmnngs vertrau  ist  somit  nicht  bl(»88  die  von  der 
Koni ni unal in. stanz  erteilte  amtliche  Erkliirunf,'  der  Einwilligung 
iu  den  tiebrauch  des  öffentliches  Weges.  Dazu  wäre  der  Apparat 
aaTerhIltnismftssig  gross  nnd  amst&ndlich.  Br  ist  angleich  im 
Sjstem  der  Selbstverwaltang  das  ins  Detail  gehende  Programm 
über  Art,  Mittel  nnd  Ansdehnnng  der  städtischen  Verwaltnngs- 
tfttigkeit  znr  Dnrchfttlirang  ihrer  anf  Regelung  nnd  Bewältigung 
des  Verkehrs  gerichteten  Fürsorge. 

Sowohl  die  Staatsgewalt,  wie  Naclibargenieinden ,  wie  die  Glieder  des 
ätüdtischen  Wohnbezirkes  selbst,  (irundbesitzer .  Anlieger  empi'angen  dadurch 
ein  Bild  der  Verkehrsgestaltung  und  V  erkehisentwickelung. 

Neben  diesen  Funktionen  erfüllt  aber  der  ZnstimmnngsTertrag  zugleich 
dis  Regelung  der  vermögensrechtlichen  Beaiehnngen  swisehen 
dem  Wegeunterhaltnngspfliehtigen  nnd  dem  Unternehmer  (Kon- 
zessionär). Die  weciiselseiüge  »Sicherung  von  Ansprudi  nnd  Leistung  unter 
Uinen  liat  iliren  Direktionspnnkt  iii  der  unzweifelhaften  Tatsache,  dass  der 
Unternehmer  fortan  eine  schwere  finanzielle  T.ast  auf  sich  niujmt .  für  die 
ihm  nacli  den  unerbittlichen  Gesetzen  d«  s  Wirtschaftslebens  Kuuipensationen 
und  Gegenleistungen  gesichert  werden  müssen. 


*)  Kommentar  snra  Pveoss.  Klefaibshiigesets  8.  Aufl.  8. 180. 
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10. 

Znr  Anslei^g  des  §  11  Alis.  2  der  dentsehen  BIsoilMliii-Yerkehra- 
ordnmig.  (FabrprelsemilMtgiiiig  für  Kinder.) 

Vun  Dr.  Senokpiehl, 
Amtsrichter  in  Kolmar  L  P. 

Der  §  11  Abs.  2  EiBenbVerkO.  ist  kfinlich  mehrere  Male  Gegenstuid  der 

Erörteranp:  gewesen*).  Diese  Erörtcninjaren  zei{»en,  dass  die  Fassnnp  des  §  11 
Abs.  2  EVO.  nicht  einwandsfrei  ist.  Die  Fahrpi  eiserniilssi^ng  wird  in  dieser  Vor- 
schrift abhiinpriff  jrema<  lit  von  einem  l»estininiten  Lcliensalter  des  Falirprastes.  Das 
Lebensalter  veriindert  sich  jeden  Auueul'lick :  wi-nn  es  also  als  Massstab  zur 
Rogelunj^  vun  Rechtsverhältnissen  dienen  soll,  so  ninss  es  durch  einen  anderen 
fest  bestimmten  Zeitpunkt  begrenzt  werden.  Von  diesem  festen  Zeitpunkte 
ans  kann  erst  das  Lebensalter  eines  Menschen  gemessen  nnd  als  Ibssstab  fOr 
die  Regelung  von  Rechtsverhältnissen  gebraucht  werden. 

Woin  es  nun  in  der  oben  erwähnten  Vorschrift  heisst,  dass  Kinder  vom 
4.  bis  10.  Lebensjahre  zu  einem  erni.t.ssitrten  Fahrpreise  befördert  werden, 
so  ist  damit  ohne  weiteres  der  Zeitpunkt  frenannt.  von  welchem  ans  das 
liebensalter  de.s  Fahrfrastes  berechnet  werden  soll.  Ks  ist  der  Zeitpunkt  der 
Reise.  ^Ver  zur  Zeit  der  Reise  das  10.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet 
Itat,  geniesst  den  erniii.ssi^^eu  Fahrpreis-  die  beiden  Zeitbestimmungen:  , Zeit- 
punkt der  Reise'  und  „Vollendung  des  10.  LebenE^jahres'  bedftrfen  aber  noch 
einer  nflheren  Erörterung. 

Das  10.  Lebensjahr  hat  jemand  —  genau  gerechnet  —  in  dem  Augen- 
blicke vollendet,  an  welchem  10  Jahre  seit  seiner  Geburt  verflossen  sind. 
Im  bürfrerliclien  Lehen  nn<l  im  Hetlitsvei kehr  werden  diese  lo  .Talire  aber 
nirlit  vun  dem  Anj^enbl  ick  e  der  (Jelnirt  an  irere<  linet .  man  zilhlt  vielmehr 
mit  {ranzen  Tairen  um!  iler  Tap:  d>  r  (Tobui  t  wird  init;jeziUilt.  §  187  Abs.  2 
BGB.  Demnach  hat  ein  Kind  sein  10.  Lebensjahr  bereits  vollendet,  sobald 
der  10.  Geburtstag  beginnt.  Es  kann  daher  schon  am  Tage  seines  10.  Ge- 
burtstages keinen  Anspruch  mehr  auf  die  im  §  11  EisenbVerkO.  gewKbrte 
Fahrpreisermissigung  machen. 

Schwieriger  ist  die  Bestimmung  des  Zeitpunktes  der  Reise.  Die 
„Reise"  ist  zunächst  kein  Zeitpunkt,  sondern  erstreckt  sich  auf  eine  ge- 
wisse Ztitdaut-r;  unter  Reise  ist  a1sr>  eigentlich  eine  Frist  zu  verstehen, 
welche  duich  zwei  Zeitininkte  einen  .Anfan-rs-  uml  einen  Endpunkt  -  be- 
grenzt ist.  £iue  solche  Frist  ist  aber  uutui'Kema.ss  kein  fester  Massstab  für 
die  Berechnung  des  Lebensalters.  Es  kann  insbesondere  sweifelhaft  ob 
der  Anfangs-  oder  der  Endpunkt  der  Frist  als  Massstab  dienen  soll.  MOglich 
wftre  eine  Regelung  daliin,  dass  der  Endpunkt  der  Reise  massgebend  sein 
soll,  und  dass  foljrlirh  wiilirend  der  gesamten  Dauer  der  Reise  das  10.  Lebens- 
jahr noch  nicht  überschritten  sein  darf,  wenn  das  Kind  auf  die  Ermftssigonfir 

Eger,  DJZ.  1906  Nr.  11  S.  644,  Kehn  ebenda  Nr.  15  8.876,  Hagena  nnd 
Uorden  in  dies.  Zeitachr.  Bd.  2B  S.  94  und  98  ff. 
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des  Faliipioisps  Anspmch  erlitflnii  will.  Eino  solche  Hegcinn;?  wäre  aber 
keineswegs  praktisch.  Beim  Verkauf  der  Falirkai  ten  iniisste  der  Beamte  den 
Zeitpunkt  de«  Endes  der  Bette  naeh  dem  Falirplan  feststellen  and  prüfen, 
ob  das  Kind  an  dem  Tag«,  In  welelun  der  Sehlnss  der  Belse  fUlt,  das 
10.  Lebensjahr  noch  nicbt  überschritten  hat.  Bei  grSsseren  Reisen  kann 
dieses  Verfahren  reolit  umständlich  sein.  Da  der  Wortlaut  des  §  11  AI».  2 
EisenbVerkO.  keinen  nnzweidenti^en  Anfschlnss  Aber  den  Willen  des  Gesetze ebers 
fribt,  sn  wird  man  nicht  annehmen  können,  dass  er  eine  solche  Refjelunfr, 
nach  weh  hei'  der  Endpunkt  der  Reise  massprebend  wäre,  }rcw(dlt  hat.  Ueber- 
dies  ist  bei  manchen  Reisen,  bei  denen  der  Zug  gewechselt  werden  inuss, 
die  YOffiierige  Bestimmung  des  Reiseschlnsses  gar  nicht  müglich,  z.  B.  bei 
Versänmnis  des  Zogansehlnsses  ohne  Sehnld  des  Beisenden. 

Der  Gesetsgeber  hat  diese  Zweifel  offenbar  nicht  gehabt.  Der  Sats :  «Kinder 
▼om  vollendeten  vierten  bis  vollendeten  zehnten  Lebensjahre  .  .  .  werden 
zn  ermJlssigten  Fahrpreisen  befördert'  entscheidet  unsere  Frage  nicht  nnd  be- 
darf daher  der  Ergänzung.  Der  Richter  hat  derartige  Zweifelsfragen  so  zii 
entscheiden,  wie  sie  dei-  (iesetzgeber  entschieden  haben  würde,  wenn  dieser 
an  den  Fall  gedacht  hätte.  Nach  dem  Vorhergesagten  darf  mau  anut  hnien, 
dass  der  Gesetzgeber  sich  für  den  Beginn  der  Reise  als  den  für  die  Be- 
rechnung des  Lebensalters  massgebendeB  Zeitpnnlct  entedüeden  hätte. 

Zn  erwähnen  ist  noch,  dass  nnter  Beginn  der  Belse  die  fahrplanmässige 
AbgangsEMt  des  Zngee  sn  verstdieii  ist,  idcht  etwa  die  Zeit  der  wirklichen 
Abfahrt.  Die  tatsächliche  Abfahrtsseit  ist  selbst  bei  dem  besten  Betriebe 
immer  eine  mehr  oder  weniger  nngewisse,  sie  kann  daher  als  Massstab  für 
die  F^ercchiHuiir  des  Lebensalters  nach  §  11  EisenbVeikO.  nicht  verwendet 
werden.  W  enn  ein  Zug  t'ahridanmUssig  fünf  Minuten  vor  Mitternacht  abgehen 
soll,  tatsächlich  aber  eine  Verspätung  bis  nach  Mitternacht  hat,  so  wird  doch 
das  nach  §  11  EisenbVerkO.  in  Frage  kommende  Lebensalter  des  Kindes  tob 
dem  Tage  der  fahrplanmässigen  Abfahrtsseit  berechnet. 

Ee  nnpflelilt  sich,  die  obigen  Zweifel  dnrch  eine  genauere  Fassung  des 
§11  Abs.  2  EisenbVerkO.  zn  beseitigen.    Ich  schlage  folgende  Fassung  vor: 
.Kinder,  welche  zur  Zeit  der  fahrplanmässigen  Abfahrt  des  Zuges  das 
vierte  Lebensjalir  vollendet,  aber  das  elfte  nicht  begonnen  haben,  .  .  . 
werden  zu  erniässigten  Preisen  beförtlerf^. 

Was  von  dem  Beforderungsverträge  über  eine  einfache  Fahrt  gilt,  muss 
auch  fHr  dm  Vertrag  ftber  Hin-  und  Bflckfahrt  gelten.  Durch  JJSmng  der 
Bficlrfahrkarte  erwirbt  der  Beisende  einen  Anspruch  auf  Hin-  nnd  Bäck- 
befSrderung.  Dieser  Anspruch  ist,  wie  Görden  tlbenengend  ansgeftthrt  hat, 
ein  efaiheitlicher.  Hier  besteht  noch  mehr  als  beim  einfachen  Befördemngs- 
vertrage  das  Bedürfnis  nach  einem  festen  Mass.stabe  für  die  Berechnung  des 
Lebensalters  des  Fahrfrastes  Das  Ende  der  gesamten  Reise  kann  aber  als 
fester  Massstab  überhaupt  nicht  aniresehen  werden,  da  es  sich  im  voraus 
nicht  bestimmen  lässt.  Es  bleibt  daher  nur  übrig,  den  falu'planmiuisigeu  Be- 
ginn der  Reise  als  massgebend  anzusehen.  • 

14* 
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11. 

BeitrttK<^  zur  ErlUuU'ruii^  des  PnMissiscIieii  Euteigiiuiisfli^iietses 

Tom  II.  .luiil  1S74. 

Von  Dr.  Georg  Eger, 
Oeheimer  Kegieruugsrat  iu  Berliu. 

VI.») 

Die  Legitimation  zum  Empfange  der  Entschftdignngssnmme  gemftea 

§  86  Absatz  1  des  Gesetzes. 

Der  §  86  des  Enteignnngsgesetzes  trifft  im  Absatz  1  darfiber  Bestim- 

iDuntr,  an  wen  rlio  Eutschildijruiigssunime  zu  bezahlen  bzw.  wer  zn  ihrer 
Empfangnahme  legitimiert  ist.  Als  solchen  bezeichnet  Abs.  1:  „ denjenieren, 
für  welclien  die  Feststellunjr  stattiref inideii  hat",  durch  Entscliftdi- 
Kungsteststellnn^-sbe.schhiss  (ij  211)  oder  Reclitswe^^  Üü).  Die  besondere 
Feststellung  der  Eutscliüdigungssumme  tiudct  aber  gemäss  §  2ii  Abs.  2  statt 
für  jeden  Eigentümer  sovie  für  jeden  der  im  §  11  bezeiclmeten  Nebmi- 
berechtigten,  soweit  ibm  eine  nicht  schon  im  Werte  des  enteigneten  Qmnd- 
eigentnms  begrilTene  EntschBdignng  zuzusprechen  ist.  An  den  Eigentümer 
und  diese  Nebenberechti^n ,  ihre  legitimierten  Recbtsnadif olger  (Erben, 
Zessionare)  und  Vtitreter  lat  mithin  die  EntsclUldigangssnmme  nach  Mass- 
«rabf  der  nach  §  29  Alis.  2  erftdgten  Fest stdlnnfr  zalilon.  Sie  sind  die 
alleinigen  Enipfanfrslegitiniierten.  vorausuesetzf  d.iss  nicht  in  (remilssheit  der 
Bestimmungen  des  §  37  zu  hinterlegen  ist  oder  allti:emeine  aus  dem  Landes- 
rechte sich  ergebende  Depositions-  oder  Hinderuugsgriinde  —  mangelnde 
HandlnngsfUiiglceit  des  Empf&ngers  ete,  —  der  Zahlung  entgegenstehen. 

Insoweit  dies  nicht  der  Fall,  befreit  sich  der  Unternehmer  durch  die 
Zsblnng  an  die  vorbezeiohneten  Empfangslegitimierten  von  seiner  Yerbindlich» 
keit  and  erhalt  die  Voranssetznng  fBr  die  Vollziehung  der  Ent«ignung,  denn 
diese  habt-n  dem  Unternehmer  f^etjenfiber  auf  Grund  des  i<  2H  Abs.  2 
einen  tcchtlichen  Anspruch  auf  Ans/.ahiunf?  der  Entschädigungs.sunime.  Den 
Untcrnt  hnier  triti't  keine  (iefahr  dafür,  dass  da.s  Verfahren  gegen  den  richtigen 
Berechtigten  durchgeführt  wird.  Damit  ist  jedoch  nicht  entschieden,  ob  die 
liiemaeh  Empfangslcgitimierten  auch  die  wirklich  materiell  Berechtigten  sind, 
denn  die  EnteignungsbehSrde  kann  bei  der  Beschlussfusung  gemäss  §  89  irr- 
tftmlich  oder  weil  ihr  unvollständiges  etc.  Material  vorlug,  den  materiell  nicht 
Berechtigten  für  bereclitigt  «  vkliiit  haben.  Tr  ti  n  daher  Dritte  auf,  welche 
besser  berechtigt  zn  sein  belianiitcn  —  z  1$.  als  wahre  Kiircnt iiiner  — ,  so 
bleibt  ihnen  überlassen,  ihre  AnsprürlH'  auf  die  gezahlte  Knt.schiulignngssumme 
gegen  die  Unternehmer  im  Rechtswege  geltend  zu  machen  (JVV.  1899  S.  250) 

•  <)  Siebe  Beiträge  Nr.  I  bis  V  in  dies.  Zeitsehr.  Bd.  XIX  8.  177,  181,  Bd.  XX 
8.  197,  Bd.  XXI  8.  213,  Bd.  XXII  8.  428. 
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h/.w.  auf  Abtretiiug  uml  Herausgabe  zu  klaffen  (BGB,  §  812)  und  sicli  ge- 
eignetenfalls  ihre  Ansprürhe  durch  Arrest  and  elnstweiUge  Verfügung  zu 
aichern.    Aas  vorstehendem  folgt: 

1.  BeEttglich  der  Zahlung  an  Nebenberechtigte  ist  gemäss  §  11  EntG. 
sn  nntencheiden  der  Betrag,  welcher  in  der  OeMunteatadilldigiuig  inbegriffen, 
nnd  deijenige  Betrag,  welcher  ftr  jeden  Nebenberechtigten  besonders  festan« 
stellen  ist  (§  29  Abs.  2).  ErstArer  wird  an  den  Eigentümer,  letzterer  an 
den  Nebenberechtigten  direkt  gezahlt.  DemgemSss  ist  der  Eigentümer  auch 
nnr  verpflichtet,  jencTi  ersten  Betrag  für  den  Ncbtnibererhtigten  mit  in  An- 
satz zu  bringen,  und  diesem  dafür  pcrsönlicli  verhaftet,  nicht  aber  den  letzteren 
Betrag  (RG.  27.  2.  1895,  EisenbE.  XII  S.  136). 

2.  Daraus  folgt  auch,  das»,  wenn  die  Entschädigung  in  einer  Uesamt- 
snmiie  statt  der  Zahlung  hinterlegt  Ist,  der  EigentOmer  bezfigUch  der  Anteile 
der  Nebenberechtigten  behufs  Ausscheidung  und  Anszahlnng  der  Anteile  mit- 
wirken muss  und  im  Weigerungsfälle  paasiTlegltfaaiert  ist  (B0.  14.  10.  1896, 
BisenbE.  XV  S.  8). 

3.  An  dritte  Personen,  für  welciie  die  Feststellung  gemäss  2'.) 
nicht  erfolgt  ist,  die  aber  als  angeblich  besser  Berechtigte  auf  die  Ent- 
schädigungssnmme  Anspruch  machen,  darf  dienclbe  nicht  bezahlt  >\ erden; 
also  z.  B.  aucii  nicht,  wenn  etwa  inzwischen  in  einem  gegen  den  Eigentümer 
(Enteigneten)  eingeleiteten  ZwangsTersteigerungsverfahren  ein  Dritter  den  . 
Zuschlag  erhalten  haben  sollte  (B6.  28.  2.  1899,  £0Z.  Bd.  43  S.  299, 
BisenbE.  XTI  8.  56,  XVII 8.  3;  Ornchots  Beitr.  Bd.  34  S.  746;  9.  6.  1888, 
EisenbE.  VI  S.  81!)). 

1.  Der  Unternehmer  ist,  wie  berechtigt.,  so  auch  verpflichtet,  an  die 
nach  §  29  Abs.  2  Legitimierten  zu  zalilen,  und  darf  deren  Legitimation  nicht 
nachträglich  im  gericlitliclien  Verfalireii  anfechten.  Denn  der  Rechtsweg 
(§  30)  kann  sich  nur  auf  eine  auderweite  Feststellung  der  Höhe  der  Ent- 
schädigung erstrecken,  nicht  aber  auf  eine  anderweite  FeststeUwig  dw  ge- 
Utas  §  29  Abs.  2  als  legitimiert  bezeichneten  Personen  (RG.  20.  4.  1882, 
EisenbE.  n  S.  260,  RQZ.  Bd.  7  S.  223;  6.  10.  1899,  EisenbE.  XYI  8.  322, 
BGZ.  Bd.  44  S.  330). 

h.  Ist  aus  allgemeinen  Rechtsgininden  oder  weil  einer  der  im  4;  H7 
Ent(i.  bezeichneten  Fülle  vorliegt,  die  Hinterlegung  der  Kutsoliadigungssumme 
erfolgt,  so  tritt  der  Grundsatz  des  §  36  Abs.  1  in  Kraft,  sobald  die  Hinter- 
legangsgründe  beseitigt  sind,  d.  h.  die  AuszalUung  der  hinterlegten  Summe 
hat  alsdann  an  die  im  §  86  Abs.  1  bezeichneten  Empfangsberechtigten  zu 
erfolgen.  Der  Unternehmer  darf  aber  nnr  dann  an  die  Stelle  der  Zahlung 
'die  Hinterlegung  treten  lassen,  wenn  nach  allgemeinem  bürgerlichen  Rechte 
oder  gemäss  §  37  EntG.  ein  Depositionsgrand  vorliegt.  Hierzu  gehört 
aber  die  blosse  Behauptung  eines  Dritten,  besser  berechtigt  zu  sein,  nicht. 
Eine  ungerechtfertigte  Hinterlegung  steht  aber  der  Zahlung  nicht  gleich  und 
befreit  insbesondere  den  Unternehmer  von  der  Pflicht  zur  Verzinsung  der  Ent- 
schädigungssomme  nicht. 
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12. 

Die  Einrede  der  Mhercii  Gewalt  Koltens  des  Strassciibahnuiiter- 

nehmen». 

(§  1  des  Beidishaftptlicht^eseteeB  vom  7.  Juni  1871.) 

Von  Dr.  Fritz  Wussow, 
Rechteanwalt  und  Syndikus  des  Vereins  dentecker  Strassenbahn-  und  Kleinbalin« 

Verwaltongen  in  Berlin. 

Wie  aus  den  Verliandlnnpen  in  den  gesetzfjcbenden  Kürperschaften  lier- 
vorf^ellt.  sollte  der  Reg:rifli  phlUiere  Gewalf^  irU'iolibedeutend  sein  mit  dein  im 
§  25  des  preassischen  Eisenbalmgesetzes  gebrauchten  Ausdruck  ,iiaab\veud- 
barer  Zufall',  wobei  «die  gefUirUche  Natur  der  TTnternelmmng  selbst  als 
ein  solcher  Zufall"  nicht  gelten  sollte.  In  AnknApfluier  an  die  Anslegimg 
dieser  preussiseh-rechtliehen  Bestimnuing  li«t  der  Begriff  „hDliere  Gewalt*  in 
der  Folpe  seine  nShere  Ausgestaltanp-  im  einzelnen  ^^efuiiden  Während  der 
Eisonbahnunternehmer  regelmilssif^  für  Zufall,  d.  h.  für  Ereignisse,  die  von 
ihm  nicht  verschuldet  sind,  haftet,  wird  aus  dem  Kreise  der  Zufülle  eine  be- 
sonders L'oartett'  Gruppe  herausi^chdben  und  der  Haftptliclit  cntzofren.  Die 
besonderen  Eigenschaften  dieser  Gruppe  von  Zufallen  bestehen  darin,  dass 
das  sehadeiibriageade  Ereignis  von  aussen  her  eingetreten  md  fttr  den 
Betriebsnntemehmer  in  seinem  Eintritte  selbst  und  in  seinen  selAdigenden 
Folgen  nieht  abwendbar  ist. 

Das  Erfordernis  „des  Eintrittes  von  aussen  her"  scbliesst  ans  dem  Kreise 
der  hidicren  Gewalt  zunächst  alle  diejeni};en  Ereijrnisse  aus,  welche  durch 
Handlunjren  der  Bahnanü-cstplltcn  in  AusiilMinir  ihrer  Dienstverrichtuniren  <»der 
durch  den  Zustand  der  Betriebsmittel  hfiln  i;:itülirt  sind.  Mtiopn  derartige 
Ereignisse  nach  Lage  der  Dinge  für  den  Unternehmer  im  einzelnen  trotz  An- 
wmidnng  allor  nur  erdenklichen  Mittel  unabwendbar  erseheinen,  so  muss  gleich- 
wohl vom  Unternehmer  dafür  ^getreten  werden  Versagt  also  z.  B.  dne 
Bremse  des  lösten  bekannten  Systems,  die  sich  in  tadelloser  Beschaffenheit ' 
befindet,  ans  nnerklUrlichen  Gründen  plötzlich  den  Dienst,  so  würde  gleich» 
wohl  der  hierdurch  verursachte  Schaden  nicht  auf  höherer  Gewalt  beruhen. 


')  StcnB.  des  lleichstaj^es  I  S  löl ;  RG.  15.  1,81,  EiseobE.  hd.  I  S.  360;  RG. 
21  H.  H«,  lid.  VI  S.  218;  liirkeubiül  Bd.  XVIII  iJ.  76. 

*)  RG.  3a  6. 88,  GiseiibB.  Bd.  m  S.  86}  BO.  22  7.  03,  Bd.  XZ  8. 184. 
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Der  Zufall  mwn  ferner  in  seinem  Eintritte  und  in  weiam  echAdigenden 
Folgen  nnabwendbnr  sein,  fflerbei  wird  indessen  von  den  neisten  Konmen- 
tntoren  vnd  auch  vom  Keu-hs^ericlit  in  ständiger  Praxis  nicht  eine  absolute, 
sondern  nnr  eine  relative  Unabwondbarkcit  erfordert.  Ereifj^nisse,  die  absolut 
unabwendbar  Bind,  kttmmon  ho  •rnt  wie  iniorliauiit  niclit  vor.  Es  ist  für  die 
Frair«'  der  Unabwendbarkcit  im  <  inzt  lnt  ii  Falle  zu  prüfen,  ob  es  dem  Betriebs- 
UDternelimer  bei  den  gegebenen  Verhältnissen  unter  Anwendung  der  äussersten 
Sorgfalt  md  Vorgeht  mOgUeh  war,  durch  IDttel,  deren  Anwendung  ilun  nach 
Lage  der  Sache  ▼emttnftigerweise  sogenintet  werden  dufte,  das  Ereignis 
flberhaapt  zn  veriiindem  oder  in  seinen  schftdliefaen  Folgen  abmwehren. 
Massgebend  müssen  im  einzelnen  Falle  die  Verkehrsanschanungen  sein;  es 
mfissen  die  Mittel,  deren  Anwendung  vom  Betriebsunternehmer  gefordert  wird, 
in  einoni  vcrnünfticreii  Verhältnis  zu  dem  zu  erzielenden  Erfolge  stehen. 
Weiterhin  k<innon  iini-  solche  Mittel  in  Betracht  kommen,  deren  Anwendung 
möglich  ist,  ohne  dass  durch  ihre  Anwendung  der  wirtschaftliche  Erfolg  des 
Unternehmens  vereitelt  wird*).  Jedoch  dfirfen  von  allen  Mitteln,  deren  An- 
wendung hiemach  dem  Unternehmer  überhaupt  nngemutet  wenden  kann,  auch 
die  xweckmAssigsten  nicht  imstande  gewesen  sein,  den  Unfall  zn  verhfiten. 
Nur  aWas  auch  durch  die  nmsichtigsten  Schntzvorriditnngen  nicht  verhütet 
werden  lunn,  also  menschlicher  Kraft  und  Vorsicht  spottet"),  ist  hOhere 
Gewalt. 

Solche  unabwendbaren  äusseren  Zutälle  können  sowohl  in  Naturereig- 
nissen, in  Handlungen  des  Verletzten  selbst  wie  auch  in  Handlungen  dritter 
Personen'^),  die  nicht  gerade  als  Organe  des  Unternehmers  tätig  sind,  be- 
steben. 

An  diesen  von  Wissenschaft  und  Praxis  flbereinstimmend  festgestellten 
Erfordernissen  des  Begriffi  der  höheren  Gewdt  hat  das  Beichsgericht  in 

der  Theorie  zwar  bis  heute  festgehalten,  in  der  praktischen  Anwendung  dieser 
Gmndsittze  ist  es  indessen  in  neuerer  Zeit  zu  Kvg-ebnissen  irehinirt,  die  cranz 
wesentlich  von  der  Hechtsprerhuujr  früherer  Jahrzehnte  abweidien  und  den 
Einwand  liöherei-  (iewalt  für  den  Strassenbahnunt^rnehmer  nahezu  unmög- 
lich macheu.  Diese  Abweichung  Liegt  in  der  seit  einigen  Jahren  geübten 
Ausdehnung  des  Erfordernisses,  dass  das  schftdlgende  Ereignis  „von  aussen 
her*  in  den  Betrieb  eingegriffen  haben  muss.  Nach  der  älteren  Becht- 
q^recbung  des  Reichsgerichts  wurden  als  sogenannte  .innere*  ZuflUle  ans  dem 
Kreise  der  liölieren  Gewalt  nur  diejenigen  Ereignisse  ausgeschieden,  die  ledig- 
lich ihre  Ursache  in  Handlungen  der  Halinangestellten  bei  Ausübung  ihres 
Dienstes  oder  in  dem  Zustande  der  Betriebsmittel  finden;  der  regelmässige 


>)  R(}.  23.  3.  K8,  Entsch.  i.  Zivils.  Bd.  21  S.  13;  RG.  1.  4.  98,  EisenbE.  Bd.  XV 
S.  138;  RG.  2().  12.  98,  Bd.  XV  8.342;  Schachian  Bd.  XVI  S.  272;  RG.  28.  1,  Ol, 
Bd.  XVIII  S.  78;  RG.  22.  7.  U3,  Bd.  XX  8.  184;  Westerkamp  i.  Endemauns  Uaudb. 
d.  Hsndslsr.  m  8.  668. 

Dernburg  in  GranbutsZ.  Bd.  11  8.  885. 

•)  BQ.  9. 10. 02,  JW.  Bd.  31  8.  fiOl ;  BO.  87. 3. 08,  ebd.  S,  818. 
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Lauf  der  Dinge  mneste  also  eine  ünterbrechong  erlitten  liaben  dnrch  eine 
UnregelmUsigkeit  des  Betriebes  selbst.  Wurde  dagegen  itte  Im  regelaftsdgen 

Eisenbahnbetriebe  seiner  Natnr  nach  stets  Bchlnmmemde  Gefahr  durch  eine 
Handlang  eines  Dritten,  niciit  im  Betriebe  Tiitigen.  oder  ein  Geschehnis,  das 
nicht  einen  Teil  dor  Üetiiebsfnnktionen  selbst  bildete,  frewecJct,  so  wurde 
dieses  Ereipnis  regeliuüssip:  als  ein  .von  aussen  her"  eingetretenes  auf- 
gefasst '}.  Der  Umstand ,  dass  zum  Zustandekommen  des  Unfalls  die  eigen- 
tümliche Betriebsgefalir  mitgewirkt  hatte  und  infolgedessen  ein  ursächlicher 
Znsunmenhaag  zwischen  Beteiebsgefahr  vnd  UnfsU  geschaffen  wurde,  scMobb 
dMBgemSss  die  höhere  Gewalt  niclit  ans.  So  lieisst  es  im  Erkenntnis  Tom 
9.  Dezember  1887*):  ,»Die  Ansicht  kann  nicht  gebilligt  werden,  dass  der 
Begriff  der  höheren  Gewalt  angeschlossen  sei,  wenn  eine  Verletzung  der  ge«* 
dachten  Art  im  Zii8amnienhanp:c  mit  den  dem  EisenbahnbetTiebc  pijrentümlichen 
Gefahren  stehe*^.  Eine  wesentlich  andere  Auffassung  vertritt  das  Reichs- 
gericht bereits  im  Erkenntnis  vom  28.  Jannar  VM)1.  Hier  erklitrt  es:  „Wäre 
der  Schwindelanfall  ....  durch  das  Vorüberfalireu  des  Bahu/uges  hervor- 
gemfen,  ....  "So  bestände  zwar  ein  gewisser  Zusammenhang  mit  dem  Elsen- 
bahnbelaieb  insofern,  sls  dnrch  jenen  Betrlebsrorgang  der  in  einer  abnonnen 
Disposition  des  Verletzten  gegebenen  Bedingung  ein  ihre  Hitwirkung  aua> 
IDsoider  lusserer  Anstoss  hinzn^retreten  ist.  Aber  das  würde  doch  nicht 
einen  Zusammenhang  mit  den  dem  Eisenbahnbetrieb  eigentümlichen  Gefahren 
begründen,  wonach  diese  als  die  eigentliche  Ursache  des  Tonfalles  zu  be- 
trachten wilren.  Der  Begriff  der  höheren  Crcwalt  ist  um  (Uswillen  noch  nicht 
ausgesclilosseu ,  weil  der  durch  äussere  Ereignisse  herbeigeführte  Unfall  mit 
dem  Bahnbetrieb  In  irgendwelcher  VerUndung  stdit"').  Hier  wird  bereits 
im  direkten  Widerspruch  zur  Entscheidung  vom  9.  Dezember  1887  der  Grund- 
satz ausgesprochen,  dass  der  nrsftchliche  Zusammenhang  mit  den  eigentflm- 
liehen  Betriebsgefahren  die  höhere  Gewalt  ausschliesse ;  immerhin  wird  zum 
Ausschluss  der  höheren  Gewalt  noch  erfordert,  dass  die  eigentümliche  Be- 
triebsgefahr die  eigentliche  Ursache  des  Unfalles  sei;  letzteres  wird  noch 
nicht  einmal  dann  als  vorliegend  angeiiomineii ,  wenn  der  Betrieb  selbst  die 
iu  der  eigentümlichen  Disposition  eines  Dritten  liegende  Gefahr  ausgelöst  hat. 

Ganz  erheblich  weiter  ist  nun  das  Beichsgericht  in  der  Ausdehnung  der 
sogenannten  inneren  ZufUle  in  einer  Belke  neuerer  Entscheidungen  gegangen. 
In  diesen  wird  der  Grundsatz  aufgestellt,  dass  als  von  aussen  her  eintretende 
Ereignisse  alle  diejenigen  nicht  zu  erachten  seien,  die  bei  dem  Eisenbahn- 
betriebe mit  einer  gewissen  Häntigkeit  einzutreten  pflegen  und  durch  die 
Natnr  des  Betriebes  von  scllist  L-^rgeben  sind:  die.se  Ereignisse  seien  auf  die 
eigentümlichen  (icfabrcn  des  lMiritl>cs  zurückzuführen  und.  weil  sie  mit  dem 
Betrieb  und  seinen  Gefahren  in  Zusammenhang  stehen,  vom  Unternehmer  ge- 


>)  Rü.  20.  3.  88,  Entscti.  i.  Zivils.  Bd.  21  S.  18;  liO.  29.3.84,  Bd.  11  ij.  146;  HO. 
aO.  6. 88,  EisenbB.  Bd.  m  8. 86. 
<)  EisenbB.  Bd  VI  S.  108. 
*)  EiMUbB.  Bd.  XVin  8. 81. 
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niSss  §  1  des  Haftpflirlitf^esetzes  zu  vertreten  ^).  Diese  weitgehende  Ans- 
dcliminpr  des  ErforderniHsos  eines  „Unsseren  Zufalls"  ist  für  die  Strassen- 
balinliaftiitliclit  vun  einscluieidender  Bedeutnng  gewesen;  sie  hat  in  fast  allen 
Fällen,  in  denen  anknüpfend  an  die  frühere  Rechtsprechung  der  Einwand  der 
hSheren  Gewalt  erhoben  wurde,  snr  VerwerAmg  deMelben  geführt.  Es  li^ 
anf  der  Hand,  dnas  im  groaastadtisehen  Verkehr,  fftr  den  der  Stmesen- 
bahnbetrieb  faat  aiiasehlieflalidi  in  Betracht  kommt,  aUe  Typen  von  unab- 
wendbaren ZofBllen  eleh  mit  einer  gewissen  Häufigkeit  wiederholen  werden. 
Abgesehen  von  ganz  vereinzelten  Füllen  beschrilnkt  sich  der  Kreis  der  durrh 
unabwendbaren  Zufall  eingetretenen  Strassenbahnunfälle  anf  folgende  Arten 
von  rnfüUen;  1.  Schenen  von  Pferden,  das  nicht  durch  den  Betrieb  selbst 
hervorgerufen  ist;  1.  Zusaniuieustoss  mit  anderen  Fahrzeugen,  die  von  der 
Seite  oder  von  hinten  onTorbenehbar  den  Bahnwagen  anfUiren;  8.  Un- 
ftUe  immfindiger  Kinder  infolge  des  Idndlichen  Unverstandes;  4.  ünlUle 
infolge  plfttslich  eintretender  Krankheit;  6.  ünflUle  Geisteskranker  infolge 
ihres  krankhaften  Znstandes.  In  allen  diesen  Fullen  wurde  nach  der  Riteren 
Rechtsprechung  der  Einwand  der  hülieren  Gewalt  zugelassen,  withrend  er 
neuerdings  in  den  Füllen  zu  1 — 3  ständig  verworfen  wird.  Bezüglich  der 
Fülle  zu  1  und  2  ist  besonders  auf  das  Erkenntnis  vom  I.Oktober  1!)0:5^) 
za  verweisen,  wo  ausgeführt  wird:  „Als  ein  nach  der  Natur  des  ätra^sen- 
bahnbetriebes  in  Terkchrsreichen  Orten  kaum  vermeidbares  und  der  Art  des 
Betriebe«  entsprlngNides  Yoikoiunnis,  mit  dem  der  Unternehmer  von  vom' 
berein  rechnen  mnss,  erseheint  der  Znsammenstoss  eines  Wagens  der  Strassen- 
bahn  mit  einem  andern  Fahrung*.  Ans  diesem  Gnmde  wird  dann  der  Ein- 
wand der  höheren  Gewalt  verworfen.  Daraus  folgt,  dass  alle  Znsammen- 
stosse  in  verkehrsreichen  Stüdten,  mögen  sie  auf  Frsachen  beruhen,  anf  denen 
sie  wollen,  insbesondere  also  auch  auf  dem  Scheuf-n  von  Pferden  oder  anf 
dem  Anfahren  eines  anderen  Gefiiiirts  gegen  den  Hinterperron,  den  Tat- 
bestand der  höheren  Gewalt  nicht  bilden  können.  Die  Unfälle  unmündiger 
Kinder  in  verkehrsreidien  Stldten  werden  im  Gegensatz  zu  firSheren  Ent> 
scheldnngen*)  ganz  allgemein  ans  dem  Kreise  der  hSheren  Gewalt  aas- 
geschlossen Nor  bei  UnfUlen  infolge  pUtzlioh  eingetretener  Krankheit  nnd 
infolge  von  Geisteskrankheit  hat  das  Reichsgericht  anch  in  nenerer  Zeit  den 
Einwand  höherer  Gewalt  noch  mehrfach  zogelassen 

0  BG.  9. 11. 99,  ■isenbE.  Bd.  ZVI  8. 865;  BG.  9. 1.  02,  Bntach.  i.  Zivils.  Bd.  60 
8.  92;  BG.  6. 1.  OB,  JW.  Bd.  88  8. 110  md  BiieabB.  Bd.  XX  8. 187;  BO.  11. 6.  OB, 

Entsch.  i.  Zivils.  Bd.  64  S.  404  und  EisenbE.  Bd.  XX  S.  166;  Insbesomlern  R(;  4  2.  04. 
JW.  Bd.  8H  S.  18.3  nnd  EisenbE.  Bd.  XX  8.346;  BU.  28.  l.ül,  JW.  Bd.  30  8.164; 
KG.  28.  3.  U4,  Bd.  33  ä.  2i)ii. 

^  JW.  Bd.  88  6. 408  nnd  BisenbB.  Bd.  XX  8.  249;  im  Qegenaata  nur  BatsolNi- 
dang  des  BG.  1.  4. 98,  EiienbB.  Bd.  XV  8  188. 

»)  RG.  2.S.  3  88,  Entsch.  i.  Zivils.  Bd  21  8. 19—81. 

*)  Vgl.  die  Anin.  1  angezogenen  Entsc-beidnngen. 

*)  RG.  28. 1.  Ol  u.  27.  2.  Ü2.   EisenbE.  XVIII  S.  81  u.  XIX  S.  50. 
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I.  Besondere  eieenbahnreclitliche  Schriften. 

RMdufel,  Dr.,  Kegieniugsnl.  Die  Haftung  der  Eiflenbahn  fflr  Verlust,  Be- 
schidigung  und  Lieferfristttberächreitun^'  nach  deotichem  Fraebt* 
recbt.    Leipzig  l{H)fi     Iiieterirlische  V'crlagshuclihaiullnng. 

l>cr  VcrfasstT  lieliamlelt  systematisch  die  Grundsätze  über  die  fracbtrecht liehe 
llattuiig  der  Ei^eubahu  für  Verlust,  B«8cb&digung  und  Lieferfriätüberscbreituug  nacli 
deatachem  Bedite.  Das  intematieute  Beeht  Ist  leider  oieht  in  den  Kfeie  der  Dar- 
stellung  einbeaogea.  Besondere  Sorgfalt  ist  den  Ausführungen  üWt  den  Haftaus- 
schliessrangsgrund  der  ^liHheren  Uovak''  gewidmet,  in  welchen  der  Verfasser  eine 
gute  Darstellung  der  bisherigen  Ergebnisse  der  Forschung  und  Kechtsprechung  über 
diescu  viel  umstritteueu  Begriff  gibt.  Für  die  Entscbädiguugsberechuuug  in  den 
FiUen  der  Beicbidigimg  «teilt  Bvndnagel  eine  von  ihm  beraltB  in  der  Ztadir.  f.  H.-B. 
veröffentlichte,  von  den  bisherigen  Herechnungsarten  abweichende  neue  Formel  auf, 
welche  viel  für  sich  hat.  aber  ebenfalls  nicht  voll  befriedit^t  Die  An>»ichton,  die 
der  Verfasser  vertritt,  weichen  vielfach  von  der  herrschenden  Meinung  ab.  Die  Be- 
gründung ist  aber  nicht  durchwegs  überzeugend;  häufig  fehlt  sie  ganz  oder  be* 
sebrftnkt  sieb  auf  allgemeine  Boneikangen.  Das  Bach  gibt  daher  «neb  an  viek» 
Stellen  Anlass  zu  Widersprach.  Kit  Bflcksicht  auf  den  Baum  man  ich  mich  auf 
einige  Punkte  beschränken. 

Unzutreffend  erscheint  die  Annahme  Rnndnagels,  dass  für  die  Haftung  der 
Eisenbahn  fttr  die  Zeit  nach  der  Ablieferang  bis  su  dem  Zeitpunkte,  zu  dem  das 
Gut  die  Oreose  des  Bahnbereicbes  (nicht  des  Bahngldsee  [S.  9]t}  verlaasm  hat,  die 
Grundefttie  des  §  429  HOB.  über  die  Hiiftung  des  LandftaditflÜiren  inr  Anwendung 

kommen.  Denn  nach  §  429  Imftet  der  Lundfrachtführer,  ebenso  wie  nach  §  456  die 
Eisenbahn,  nur  bis  zur  Ablieterung.  Der  Begriff  „Ablieferung"  ist  aber  nach  §  42U 
der  gleiche  wie  nach  §  4ö6.  Warum  soll  also  §  439  und  nicht  §  456  Anwendung 
Anden?  Die  Haftung  richtet  sich  daher  nach  Bflrg.  Bedit,  wobsi  Insbesondere  die 
Bestimmang  des  §  278  BGB.  Anwendung  findet.  Der  TTntorsebied  liegt  in  der  Be- 
weislast. Für  den  Umfang  der  Haftung  gilt  ferner  in  diesem  Falle  nicht  t;  4ö7 
H(iB.,  sondern  das  BGB.,  insbesondere  §  252;  denn  die  MiDlerung  im  Umfange 
der  Haftung  nach  §  457  HGB.  ist  das  Korrelat  zu  der  strengen  Toraassetzang 
der  Haftung  nach  |  456  (S.  6). 

Kaum  einv'Mstanden  wird  man  mit  den  Siitzen  des  Verfassers  (S.  39  und  40) 
sein  können,  dass  die  Eisenbahn  swar  weder  das  Gat  anf  der  Versandstation  oder 
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einer  Zwist  huudtation  zurückhalten  noch  die  Ablieferung  bis  zum  Ende  der  Lieferfrist 
nnndtig  verzögern  dürfe,  dass  es  aber  filr  ihre  Haftung  trotzdem  völlig  gleicbgaitig 
■ei,  ob  de  das  Gut  am  AnlUeferoBgatage  oder  8  Tafe  splter  abaeid^  wenn  ee  ihr 
nnr  noch  gelingt,  die  Lieferfrist  einzuhalten.  Das  wäre  unter  Umständen  der  schBute 
Freibrief  für  fjrobfahrlässi^e  oder  gar  absichtliche  Zurückhaltung:  leicht  verderblicher 
Sendungen,  laicht  durchweg  zustimmen  wird  man  auch  den  Ausfuhniiigeu  auf  8. 46  fr. 
kOnnMl  Aber  die  Frage  der  kumulativen  Haftung  wegen  Verluts  oder  Beschädigung  und 
Lieferf riatAbMiehnitiing.  Jedenfalls  uiriditig  iat  aber  die  Bnteebtidiuig  in  dem  anf 
S.  49  Aum.  22  gegebenen  Beispiel,  wonach  der  wegen  Beschädigung  und  wegen 
Lieferfrii*tUberschroitini^^  zn  erstattende  Frachtanteil  insgeeamt  ^aelbetTerstAndlich*  (I) 
nicht  den  Betrag  der  vüUen  Fracht  übersteigen  dürfe. 

Die  Annahme  (S.  72) ,  dass  bei  den  .nicht  von  der  Eisenbahn  verschuldeten 
Anweiinngiai  des  VerfVgvngebereditigten'  dfenbar  nieht  nnr  die  VUle  eines  wiric- 
lieben  Verschuldens  gemeint  seien,  sonden  anch  4ie  Fälle,  in  denen  es  sich  um  Kt- 
eipnifse  handelt,  die  die  Eisenbahn  zu  vertreten  hat,  ist  , offenbar"  willkürlich. 
Bei  den  Ausführungen  auf  S.  78  und  79  wird  man  ungerne  die  Erwähnung  der 
Bimvendungen  vsmiisfln,  die  Lsnlke  in  seinem  vortrefflichen  Buche  über  das  Ver- 
lllgnngsndit  des  Absenders  (S.  71  IL)  gegen  die  Koostmlttion  des  Btechtvertrags  als 
eines  Vertrages  sugunsten  eines  Dritten  erhoben  bat. 

Zustimmen  wird  man  Rundnagel  in  dem  können,  was  er  S.  120—124  hin- 
sichtlich der  äUBserlich  nicht  erkennbaren  Mängel  der  Verpackung  ausführt. 
De  lege  hte  enrntvoAnd  eneheint  dagegen  wiederum  die  Auffassung  (S.  209), 
dass  im  Falle  der  Interessedddaration  bei  Lieferfrisfeilbersehreitnnf  wenigstens  d«r 
Betrag  zu  ersetnen  sei,  der  auch  ohne  Angabe  des  Interesses  zum  Znge  käme.  Das 
neue  ZusatzUbereinkommen  zum  lUe.  and  die  neae  Verkehrsordunng  werden  hier 
allerdings  Wandel  schaffen. 

In  der  Beibolwitang  des  BzfordenisaeB  Fnchtaablung  für  die  Anwendung 
des  §  488  Abs.  1  HüB.  nnd  dee  9  90  Abe.  1  VO.  erbliekt  Bnndnagel  nnr  efam 
,altBn  2Sopf',  da  im  Eisenbahnvericebr  die  Fracht  vom  Empfänger  grundsätzlich 
vorauszuzahlen  sei  und  daher  hierin  niemals  eine  Genehmigung  der  Leistung  erblickt 
werden  könne.  Damit  ist  für  ihn  auch  die  Frage,  ob  §  90  Abs.  1  auch  auf  Franko- 
sendungen Anwendung  inde,  in  der  einfaefaslen  Weise  gelöst.  Trotsdem  spricht  er 
aber  anf  8. 281  Ton  der  „Ottltigkdt  der  beiden  Genebmignngshandlnngen, 
Annabnie  desOntes  nnd  Zahlung  der  Fracht",  und  bemerkt  anf  S.  2:^7  Anm.  36  noch 
besonders,  dass  der  Recbtsbeheh  nach  §  90  Ziff  4  vor  Bezahlung  der  Fracht  .natür- 
lich" keine  praktische  Bedeutung  habe,  da  die  Voraussetzungen  des  §  tM)  Abs.  1 
nicht  erfUIt  mkn.  Als  Mai^  mnas  m  beaeichnet  werden,  dass  die  besonderen  Be- 
stbnnmngen  über  die  Haftung  bei  Oepäeksendungea  keine  Erwähnung  gefkinden  haben 
und  dass  von  der  Binriehiung  des  Expreesgutes  und  des  beschleunigten  Eilgutes 
keine  Notiz  genommen  ist.  Die  vielfaehen  und  häufig  sinnstörenden  Druckfehler 
hätten  wohl  vermieden  werden  können.  Dr.  Keindl,  München. 

Nowackl,  K.,  Dr.  Jar.,  Ingenieur.   Die  Eisenbahnen  im  Kriege.   Eine  Völkerrecht- 
Hebe  Studie.  ZUriok  1906.  Jeun  IVank. 

In  dner  sdir  interessanten  und  gediegenen  Sebrift  weist  der  Verfasser  suniehst 

einleitend  anf  den  internationalen  Charakter  und  die  militärische  Bedeutung  der 
Eisenbahnen  hin  nnd  erörtert  sodann  in  einem  historische»  Teil  die  Itifherigen 
Scbutzbestrebungeu  und  das  geltende  Kecbt,  sowie  in  einem  dogmatischen  Teile  die 
Grundlagen,  die  Bechte  nnd  Pflichten  d«r  kriegführenden  Parteien  gegenftber  den 
Eisenbahnen  des  feindlichen  Staates  und  dem  rollenden  Material  der  Bahnen  neu- 
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Iraler  Stuati^u  iu  \  erbindimg  mit  dea  Rechten  und  Pilioliteu  der  Nentraleii.  D«i 
SdUm  Ulden  der  Bitwiurf  vbm  Bflgleiients  der  Biaenbeliiieii  im  Kriege  sowie  Vov- 

aeblKge  znr  möglichst  schnellen  Wiederiwrstelluug  der  im  Kriege  geschädigten  Bahnen. 
Es  ist  in  hohem  Grade  anzuerkennen,  das«  der  Verfasser  das  schwierige  Thema 
unter  eingehender  Berücksichtigung  der  Literatur  und  Gesetzgebung  sowohl  nach 
der  jnriatiscbeo,  wie  techniaoben  Seite  klar  aud  gründlich  behandelt  hat. 

Dr.  Egar,  Beriin. 

Bilimowitsoh,  AI.   Die  Lage  des  DieoitpenoiMb  auf  den  StaateeiMbaldifli  in  Dentsch- 

land  und  Russland.    Kiew  19üfi. 
Exeer,  Wilhelm,  Sekt. -Chef.   Studien  Uber  die  Verwaltung  des  Biianbahttwesens  mittel- 

eoropäiscber  Staaten.   Wien  1906.   Otto  Haass  SSline. 
8rHln,  A.P.C.  fleleet  lisk  of  boolts  on  lailroads  in  foieign  eonntriea:  go?«ninient 

regiUation  n^erzeichnis  ansgewUilter  Bticher  Aber  die  Bisenliahnen  fremder  Stuten, 

insbesondere  (iesetzgebung).    Washington  19(tö. 
Meyer,  Baithae.  Heary,  Or.  Prof.  A  bistoiy  of  the  Northern  Secarities  Gase.  Wisconsin 

1906.  MadisoD. 

■ÜN»  J.  E.  Tbe  railroade,  thdr  emidofee  and  the  pablie:  a  diieime  iq^n  the  rights, 

dnties  and  obligations  of  each  low  ard  the  other.  Plymoath  19()B.  Maas.,  Memorial  Press. 
Newoomb,  Harry  Turner.   The  proposed  radical  railwaj  legislatioo.  Washington  I8Ü6. 

D.  C.  Press  of  üibson  Bros. 
Sporl,  H.,  Or.  Prof.  Die  Bflontzuug  üffenlüiihar  Btnmm  dneh  eine  Loknihnhn.  Ein 

Beehtsgntaehten.  Wien  1906.  U.  SabMr  (s.  Kritik  in  d.Bl.  tvergt-Bachtswiaeenaeh.  etc. 

Jahrg.  II  Xr  4  S.  208). 
Die  StelluK}.;  der  höheren  technischen  Verwaltungsheamten  in  der  prenssisch-hessischen 

Staatseisenbahnverwaltung.  (Anonyme  Schrift.)  Brannscbweig  1906.   Friedrich  Vie- 

weg  n.  Sehn. 

Sammlnng  der  im  Jahn  1906  anf  dem  Qehiate  des  Eisenbahnwesens  henmagogebenen 
Normalien  aud  KonstitatiT>ürknnden  und  Voriconsessiouen.  Heramgegehen  von 
k.  fc.  Bisenbahnminiiterimn.  Wien  1906. 

U.  Mit  dem  Eisenbahnrecht  im  Zusammenhange  stehende  Schriften. 

BtMMMi,  8.,  Jnstizrat.  Das  Handelsgesetzbneh  vom  10.  Mai  1897  (mit  Ans> 
Schloss  des  Seerechts)  erläutert.    R'1  III    Berlin  190,-).  Franz  Vahlen. 

Die  wiederholt  iu  dieser  ZeitschriJ't  hervorgehobenen  Vorzüge  sind  anch  bei  der 
Behandlung  des  dritten,  die  Handelsgeschäfte  regelnden  Buches  zn  bemerlten.  Es 
mag  deshalb  wst  anf  einige  bisher  nieht  erwlhnte  Pnnlrte  hingewieeen  werden. 

Zn  §  346,  weldwr  bestimmt,  daas  nnter  Kandenten  in  Ansehung  der  Be- 
dentung  und  Wirkung  von  Handlungen  und  T^ntcrlassunfffn  auf  die  im  Handels» 
verkehre  ^^eltenden  Gewohnheiten  und  Qebräiiclit'  Kücksioht  zu  nehmen  ist,  wird  eine 
alphabetisch  geordnete  Beihe  von  häutig  vorkommenden  liaudelageschäftsklauseln  an 
BmA  der  ChttachtenMunmlnngen  von  Biesenfeld.  Dore-Apt  nnd  Apt  gegeben.  Die 
jflnget  enehienene  sehr  reichhaltige  Sammlnng  der  Gutachten  der  Handelskammer  in 
Berlin  von  Pove  und  Meyersiein  konnte  iiorli  keine  Berücksichtigung  finden.  Die 
Verwertung  des  iu  solchen  Gutachtensummluugeu  aufgespeicherten  Stoffes  von  kauf- 
männischer Rechtsaaffassung  ist  sehr  dankenswert;  sie  bildet  die  BrUcke  zwischen 
der  Rechtapreehnng  nnd  dem  friwA  polrierenden  QesiAlftsleben  nnd  trigt  so  in 
beiderseitigem  Verständnis  nnd  Fortbildang  der  Rechtstdeen  bei.  Man  brancht  nnr 
bei^ieisweise  an  die  anfgetanohten  Zweifel  ttber  die  Fhige,  wer  den  neuen  SVadit- 
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uiniidenstenipel  bei  laufenden  Liefeningsverträgeo  zu  tragen  hat,  zu  denken,  am  die 
Bedeotoag  dtr  sw«ifelrfr«ieii  AvdegiiBg  ton  Vertragddaimlii  wie  ,ab  Balm  dort', 

Ltger",  «frei  Bahnstation  lieferbar',  ^bahnfrei*,  afnuiko''t  »ftulu»  Biedtn*, 
„frei",  , frei  Kiste  und  Fracht",  , frei  Waggon  Hamburg'  etc.  sich  zu  verß:egenwlrtig«ll. 
Daneben  ist  nach  wie  vor  die  Judikatur  und  Literatur  ausgiebig  benutzt. 

Für  die  Leser  dieser  Zeitschrift  haben  aus  dem  dritten  Buch  neben  den  allge- 
meinen  Vonehrifteii  vor  allem  die  BestimmongeB  Aber  Speditions-  und  LagergCMfaifl 
und  über  das  Frachtgeschäft  nebst  der  Beförderung  Ton  Gfliem  und  Personen  auf 
den  Eisenbahnen  Interesse.  Das  Bemer  Uebereinkommen  vom  14.  Oktober  1890  und 
die  zur  Zeit  der  Revision  unterliegende  Eiaenbabuverkehrsordnung  haben  hier  natür- 
lich eingehende  Berücksichtigung  gefunden.  Auch  die  vielberufene  Definition,  welche 
das  Beiduigerielit  (I  KS)  von  den  Begriff  «EinnbalmnnteraeiuneB'  gegeben  hat, 
findet  ihre  Stelle  (8.  1779).  Zu  den  „Leuten"  der  Eisenbahn,  für  welche  diese  haftet, 
rechnet  (^oldmann  nicht  die  Gepäckträger  im  Gegensatz  zu  den  Küllfiihrnnternehraern. 
welche  gemäss  §  08  Abs.  3  der  VerkO.  von  der  Eisenbahn  als  sog.  Bahnspediteure 
beatellt  sind.  Daraus  folgert  er,  dass  jene  als  Frachtführer  unter  der  aus  §  37 
VerkO.  folgenden  geaamtadnüdneriadien  Mttliaft  der  Biienbalin  «elbitlndig  baf ten, 
wihrend  gegen  den  Bahnspediteur  im  Sinne  des  §  68  Abs.  3  VerkO.  EnatMUiqirflelie 
wegen  Verhistg  und  Beschädigung  des  Frachtgut,-?  nicht,  vielmelir  nur  gegen  die 
Eisenbahn  geltend  gemacht  werden  können.  Fraglich  ersi-hciut,  ob  zum  Au.sachluäs 
der  Haftung  der  Eisenbahn  für  rar  Aofbewabruug  gegebenes  Handgepäck  der  Auf- 
dmek  anf  den  Hinteriegnngaedieb,  daas  nielit  gdiaftet  werde,  genflgt^  Ooldnumn 
erörtert  diese  Frage  uicht,  zählt  aber  die  Portiers  im  Anscbluas  an  RG.  7  .S.  126/187 
nnter  i]m  ..Lcnten"  der  Eisenbahn  anf.  Man  wir<l  aber  §  löH  anf  den  hier  er- 
wähnten Fall  trotzdem  nicht  zur  Anwendung  bringen  können,  weil  die  Aufbewabrang 
dea  Handgepäcks  nicht  sur  „Beförderung  gehört. 

Dan  ÜnftbrnngagMets  ist  nieht  konunentiertw  Bin  brancbborea  Saehregiotar 
aoblieast  den  Band.  Goldmanna  trefflicher  Kommentar  reiht  sich  wiirdig  den  zahl- 
reichen wissenschaftlich  hervoRigeaden  Bearbeitungen,  die  da.H  dcut.sche  Handels- 
gesetzbuch gefunden  hat,  an.  Heinrich  l»ove,  Berlin. 

Rieaaer,  Dr.,  Prof.  u.  Geh.  Justizrat.  Das  Bankdepotgesetz  (Gesetz,  betreffend  die 
Pfliebtm  der  Kaiflente  bei  Anfbewahmng  fiwmder  Wertpapiere)  vom  6.  Jnll  1806. 
Für  die  Praxis  erüatert.  8.  AnH  Berlin  1906.  Otto  Uebnaan. 

Mit  Recht  bezeichnet  der  Verfasser  die  zweite  Auflage  als  eine  viillig  umge- 
arbeitete. Sie  war  notwendig,  weil  seit  Erscheinen  der  ersten  das  B(tB.  und  das 
nene  IIGB.  in  Kraft  getreten  und  femer  zahlreiche  Streitfragen  in  der  Recht- 
^fredinng  und  Literatur  nen  anfgetancht  aind.  Der  Verfaflier  —  dwrdi  eeine  nm- 
faaienden  Kenntnisse  in  der  Theorie  nnd  Praxis  des  Bankwesens,  wie  kein  swelter, 
zur  Erörterung  des  vorliegenden  Gesetzes  berufen  —  hat  seine  Aufgabe  glftnsend 
geliist.  Der  Einleitung,  in  welcher  die  äusseren  und  inneren  Ursachen  des  (lesetzes 
dargestellt  werden  und  sehr  zutreffend  vor  einer  I'eberacb&tzung  des  Wertes  dea  Ge- 
setnss  bezüglich  der  ffidherstellung  der  Ol&nbiger  gewant  wird,  reiben  sieh  die  Br- 
lltttemngen  des  Gesetaes  an,  gleich  wertvcdl  ud  beiehrend  ftr  den  Praktiker  wie 
für  den  Theoretiker.  Keine  der  vielen  wichtigen  und  komplizierten  Kontroversen 
i.st  Ubergangen,  flberall  zeigt  sich,  auf  der  vollen  Beherrschung  der  Gesetzes- 
materialien, Literatur  und  Rechtsprechung  fnssend,  das  selbständige  nnd  gediegene 
Urteil  des  Tscfasseis.  Die  Arbnt  ist  in  jeder  Hinsieht  als  mustergültig  xa  be- 
aeidnen  und  der  weitesten  Verbreitung  sieher.  Dr.  Bger,  Beriin. 
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WMtlMtr,  W,,  Jnstlsrat,  und  SüliNliir,  W.,  Bergirarlmtlreictor.  AUgeaieiiies  Berg- 
gasefcs  für  die  Previeitchen  Stmaten  töm  24.  Jaui  1866  nebit  den 
prensiischen  Berggesetznovellen.    Berlin  190r>    J.  Guttcntag;. 

In  der  bekannten  Gnttentagschen  Gesetzsammlung  ist  die  Bearbeitung:  des 
preussiscben  Berggesetze»  mit  Berücksichtigung  der  neuesten  Aendernngen  der  Ue- 
Msgebong  (Knappschtf tagest,  L«i  Gamp)  encbienen.  Die  Verfiuser,  mit  dem 
^lielieelit  wolil  vertraut,  balieD  die  einieliiea  Beetirnnraiigeii  dareli  Anmeikmigeii 
erläutert,  in  denen  inslx  ^nndeie  die  Recbtsp/echiing  des  letzten  Jahrzehnts,  nnd  zwar 
sowohl  die  der  ordentlichen  Gerichte  als  aurh  der  Verwaltnugsgerichte ,  in  aus- 
giebigem Masse  verwertet  wurden  ixt.  Die  handliche  Amigube,  die  aucli  Uber  ein 
reeht  aorgfiltig  heigestditee  Sachregister  verfBgt,  empftelüt  sieb  sslir  fttr  den  Qe- 
branch  sowobl  der  Jnrbten  als  aneb  der  Bergteehniker,  denen  die  Benfltznng  der 
nnfaiigieidnn  KonmeBtan  diasee  so  wichtigen  ^nalrecbts  nicht  möglich  ist. 

Dr.  L.  B\ild,  Mainz. 

Pfeiffer,  Otto.  DieBanverdingnng.  ü  Bde.  Leipcig  1906.  Wilhelm  Engelmouu. 
Der  Verfasser  bat  in  drei  Blndeben  die  in  Preossen  geltenden  BesttmmmigeB 
ttber  die  BanTerdingungen  für  die  allgemeine  Staatsban Verwaltung,  welche  auch  bei 
kommunalen  und  privaten  l^nutfii  sehr  hänfig  zur  Anwendung  gebracht  werden, 
in  t^t'sclückter  nnd  .sorgtiiltiger  Weise  zusammengestellt.  Das  1.  Bändchen  enthält 
auf  der  Grundlage  des  Erlasses  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  vom  23.  De- 
eember  1905  die  Bedingungen  für  die  Vergebung  von  Staats-  nnd  PriTutbanten 
(vornehmlich  über  Verdingnng  nnd  Vergebung  von  Leistungen  nnd  Liefemugen,  all- 
gemeine Vertragsbedingungen,  besondere  Bedingungen,  allgemeine  Vorschriften  für 
Hochbauten,  Abschluss  von  Vertragen,  Stempel,  Verzugsstrafen,  Streikklausel),  das 
2.  Bändcheu  amfasst  die  AnsfübrangsbestiiumaDgeD  und  KostenauscblSge  für  den 
Bobben,  das  8.  Blndeben  die  fBr  den  ioneren  Ausbau.  Da  die  bssBgUeben  Bestim- 
nrongen  an  vielen  Stellen  zerstrent  sind  und  dadurch  üne  Kenntnisnahme  etsdiwert 
ist,  so  wird  die  vorliegende  handliche  Znsammenstellung  sowohl  Beamten  wie  Pri- 
vaten von  grossem  Nutzen  sein  und  kann  allen,  welche  sich  mit  der  Vergebung, 
Verdingung  und  Verträgen  betr.  staatliche,  kommunale  etc.  Bauten  zu  befassen 
haben,  als  prakttoeb  wohl  vwwendbar  warm  empfohlen  wwden.     Sobmits,  KSln. 

Bieber!,  Karl,  Bat  des  K.  B.  Verwaltungageriefatebofes.  Sammlung  von  Ver> 
waltungsgesetzen  fllr  das  KOnigreiob  Bayern.  2.  Aufl.  Kflneben  1906. 

J.  Schweitzer  Verlag. 

Die  mannigfachen  Aeuderungen,  welche  eine  Reihe  der  wichtigsten  Verwaltnnga- 
gesetie  im  Laufe  der  Zeit  und  auch  dureb  die  BinlUinnig  des  neuen  bttrgeriioben 
Bechts  erlitten  hat^  einerseits,  sowie  die  ergiebige  Produktion  d«r  Oesetigebung  «veb 
auf  dem  Gebiete  des  Verwaltungsrecbts  andererseits,  haben  es  als  dringendes  Be- 
dürfnis erscheinen  lassen,  diese  (Jesetze  in  einer  einheitlichen,  dem  gegenwärtig  rrti]. 
tigen  Gesetzestexte  entaprochendeu  Sammlung  zusammeugestellt  zur  ilaud  zu  haben. 
Bs  war  daher  ein  anericennenswerter  Oedanke  des  Herauagebera,  sieb  dmr  VotOffent- 
liebung  einor  eoleben  Sammlung  m  untersidiai.  Die  Notwendigkeit  des  ünter- 
nehmcns  beweist  am  besten  der  Umstand,  dass  der  im  Jahre  1900  erschienenen 
ersten  Auflage  nnnmehr  bereits  die  zweite  folgen  rausst«.  In  alphabetischer,  nach 
der  kurzen,  gewöhnlich  gebrauchten  Bezeichnung  des  Gesetzes  geordneten  Reihen- 
folge sind  nicht  weniger  als  119  der  wichtigsten  und  in  der  Frszis  oft  nur  Aawmi- 
dung  kommenden  Landes-  nnd  Beiobsgesetae  Terwaltun^reebtKeben  Lihalta  wieder- 
gegeben. Hit  peinlicher  Genauigkeit  ist  dabei  der  Gesetzestext  atif  den  derzeit 
geltenden  Zustand  gebracht.  Die  Sammlnag  ist  ein  unentbehrliches  Hilfsmittel  für 
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die  rasch  arbeitende  Praxis  und  nicht  minder  auch  für  den,  der  sich  wisdenscbaft« 
Ikb  mit  Venraltmigsraolifc  befMSt  Die  Awndhdftiiig  kum  daher  bestens  «Dpfoblen 
werden.  Dr.  Rdndl,  Mttncheu. 

Arndt,  Ad.,  Dr.,  Professor  wml  üeli.  Bergrat.  AI  liieineines  Berggesetz  für  die 
preussischen  Staaten  in  seiner  jetzigen  Fa,ssuiig  nebst  knrzgefasstera  volUtiin- 
digen  Kommentar,  den  Ergauzuugageaetzeu  und  Auszügen  aua  den  einschlägigen 
Nebengesetsen.  4.  Anfl.  Leipsifr  1^6.  Pfeffer. 

Die  vierte  Auf  age  des  vortretfliclien  Anidticheu  Komtneateis  enthllt  im  Ver- 
gleicii  mit  der  dritten  erhebliche  Veriiielinint!:en  und  Verbesserungen.  Die  seit  Er- 
scheinen der  dritten  .\uflage  (1904)  ergangenen  Novellen  über  die  Mutungssperre, 
Arbeitsverhältnis  und  Knappschaftswesen  sind  neu  aufgenommen  worden ;  die  Knapp- 
sohsflssevelle,  da  sie  erst  sm  1.  Januer  1908  in  Kraft  tritt,  als  Anlage  mit  beson- 
deren, ToUständigen  Erliateningen.  Die  grossen  Vorzüge,  welche  den  frflheren  Anf- 
lagen  nachzurühmen  waren,  lellf  nucli  <lie  neue  .\uflage.  Sie  bietet  unter  sorgfältig- 
ster Berücksichtigung  der  Gesetzesniateriaiien,  Literatur  und  Kcchtaprechnng  eine 
iüare  und  übersicbtlicbe  Erläuterung  zu  den  Bestimmungen  des  Berggesetzes.  Be-  . 
sendsra  Anerl^eminng  terdient  die  dnrchans  selbstindige  Steilnngnahme  des  Ver^ 
fusers  in  allen  Streitfragen  und  die  echt  wissenschaftliche  Behandlung  derselben  in 
knapper  und  doch  j^iiiiuUicher  Fnrin,  Von  besonderem  Interesse  für  das  Eiienbahn- 
recht  sind  die  Aubtiibrungeu  über  die  üruiulabtretiing  zu  Bergwerkabahaeu  (S.  llXiff.), 
die  Polisei  Uber  Gruben-,  Klein-  und  Privatanschlussbahnen  (S.  149),  das  Verhältnis 
des  Bergbans  sn  den  Bisenbahnen  (S.  181  ff.)  nnd  dee  Koblenabbanbofeebtigten  sn 
denselbsB  (8. 170).  Anch  die  neoe  Auflage  liann  eines  grossen  Erfolges  gewiss  sein. 

Dr.  Eger,  Berlin. 

R.  Türcke,  K.  Niedenföhr  und  P.  Winter.  Das  bürgerliche  ßecbt.  2.  Auflage. 
3  Bände.   Stuttgart  1904,  1905.   VV.  Kohlbammer. 

Die  VorsOge  disses  gross  angelegten  Kommentais  sun  BGB.,  welcher  aneh  alle 

anderen  noch  geltenden  zivilrechtlichen  Beichs-  nnd  preussiselien  Landeagesetze  sowie 
sämtliche  darauf  bezilgliclien  Verordnungen,  Erlasse.  Verfügungen  und  das  einschlägige 
öffentliche  Reichs-  und  Laudesrecht  umfasst,  haben  bereits  bei  der  Besprechung  der 
ersten  Auflage  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  XX  S.  379  S.  gebührende  Würdigung  ge- 
fanden.  Bd.  1  bebandelt  den  allgemeinen  Teil  nnd  das  (Hdigationenredit,  Bd.  8 
das  Sachen-  und  Familienrecbt,  Bd.  3  das  Erbrecht  und  EinfÜhmngsgesetz,  während 
die  Nebengesetze  an  geeigneter  Stelle  eingefügt  sind.  In  der  zweiten  .\uflage  haben 
die  \'ei fasser  ihr  Werk  anf  der  vollen  Höhe  erhalten,  die  gesamte  Literatur  und 
Rechtsprechung  bis  aar  neuesten  2Seit  sorgfUtigät  verwertet,  so  den  der  Kommentar 
an  Vollständigkeit  seines  Inhalts^  Klaiheit  nnd  üebersiehtliehksit  der  Brllntemngen, 
sachverständiger  Bearbeitung  des  ganzen  gewaltigen  Stoffes  von  keinem  anderen 
Werke  übertroffen  wird.  Der  Kommentar,  dessen  Gebrauch  durch  ein  äusserst  reich- 
haltiges Sachregister  sehr  erleichtert  wird,  gehört  zu  den  besten  und  wertvollsten 
Hilfsmitteln  für  die  Anwendung  des  neuen  bürgerlichen  Hechts  und  bildet  sowohl 
fBr  den  Theoretiker,  wie  den  Praktiker  in  Jeder  Hindeht  dne  reiehe  nnd  nie  ver* 
sagende  Quelle  der  Belehrung.  Dr.  Eger,  Beriin. 

Sahlrrmeistsr,  Or.  6.  Das  bürgerliche  Recht  Englands.  Anf  Grund  einer  KodI« 
fikation  englischer  Rechtsgelehrter.  Kommentar.  Bd.  I.  AUgemetaer  TdL  Erste 
Hälfte.  Berlin  1905/6.  Carl  Heymann. 

Bitte  Kodiflkatfam  mit  gesetsUdier  Kmft  bsM  England  nieht  Sein  Boeht 
findet  sieb  teils  in  dnaelnen  Gesstisn  asrstient,  teils  in  einer  viele  Jahrhunderte 
umfassenden  Beebtqrechnng  niedetgelsgt  XTm  so  anerlunnenswerter  ist  der  Ver- 
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such  des  Verfassers,  das  gesamte  büi^rlicbe  Recht  Englauds  null  Mm  System  des 
imMbn  BOB.  suHunneiuniliuteii  und  ni  erlintera.  Soweit  die  biiher  endueaeiimi 

Abschnitte  de«  Allgemeinen  Teils  —  Abschn.  1  (Personen),  Abschn.  2  (SaelMiilf 
AbHolin.  3  (Rechtsgeschäfte,  Tit.  1  Rechtsfähicrkeit  Legal  Capacity  —  erkennen  lassen, 
wird  diese  Anfgabe  trotz  ausserordentlicher  Schwierigkeiten  eine  glückliche  Lösung 
finden.  Mit  grüsster  Umsicht  and  Gründlichkeit  sowie  mit  ToUer  Beberrsobung  dee 
nngelMMrai  Stoff«  aiad  die  BechtMitM  «Memiiieiigestellt,  in  Blldier,  Abedudtte  «nd 
Paragraphen  gnUXit  and  von  Scliirrmeister  in  klarer  und  eingehender  Weise  eiliaiert, 
Ul)erall  tmter  sorgfÄltigater  Berücksichtigung  der  einschlügigen  Rechtsprechnng  und 
Literatur,  sowie  mit  höchst  geschickter  treffender  Ausgleichung  der  englischen 
und  dentechen  Tenninologie.  Das  vonsflgliche  Werk  wird  die  fflr  ans  so  wichtige 
Kemitaii  dee  engüidieB  Redits  in  holieiii  Meese  l&rdern  vnd  erldcliteni.  Nach 
•einer  Vollendmig  toll  duielbe  einer  eingebenderea  BeqireehniiK  unterzogen  werden. 

Dr.  Meyer,  Berlin. 

Alexaider  Katz,  Dr.  Paul,  .Tustizrat  Die  Rechtsvorhältnisse  der  höheren  tech- 
nischen Angestellten,  mit  besonderer  Berücksichtignng  ihrer  Erfin- 
dungen. Beriitt  190S.  Finu»  TalilMi. 

IMe  goiannte  Sehrift  gibt  einen  lebnreiehen  UeberUI^  Aber  die  für  die  bBberen 
technischen  Privatangestellten  —  von  Werkmeister  atifwärts  —  in  Betracht  kommen- 
den Reclit3verhilltnis.«ie.  Nach  einer  scharfen  rini,'renzung  des  in  Rede  stehenden  Per- 
Bonenkreises,  fUr  den  zunächst  die  Gewerbeordnung  als  Sonderrecht,  sodann  das  all- 
gemdne  bürgcrUche  Beeht  sur  Ergänzung  in  Anwendang  kommt,  werden  AbieUnas 
nnd  Inhalt  der  Oienstvertrlge  beq^rocben,  und  Bedite  nnd  PUchtMi,  inabesradere 
auch  das  Kündigungsrecht  beider  Vertragsteile  erörtert;  von  den  vielfachen  Ver- 
tragsklauseln wird  besonders  die  sog.  „Rhreuwortsklausel«  einer  Prüfung  auf  ihre 
Zttläasigkeit  unterzogen.  Nicht  mit  Unrecht  sagt  der  Verfasser  (S.  21),  dass  durch 
die  ebrenwOrtllcbe  Verpffiehtang,  auch  den  Inhalt  dea  Vertrages  geheim  sn  halten, 
dar  Angestellte  aeinem  Arbeitgeber  waibnloe  anqgeliefert  aei,  da  er  ohne  Bruch  dee 
Ehrenworts  weder  einen  Recbtsrat  einholen,  noeh  auch  den  gerichtlichen  Weg  be- 
schreiten kHnne.  Verf.  vertritt  deshalb  dio  Ansicht,  dass  die  Ehrüuwortklausel  den 
Anforderungen  der  guten  Sitte  und  des  Austaaideä  widerspreche,  und  empfiehlt  sogar, 
rie  geaetsliefa  nnter  Strafandrohung  zu  verbieten.  Ea  hann  iweifelhaft  sdn,  ob  nieht 
schon  die  geltoide  Oeeetsgebnng  (BGB.  §  ISS  Abo.  1)  nne  genllg«ide  Handhabe 
bietet,  nm  dem  Missbrauch  mit  der  Ehrenwortsklausel  entgegenzutreten.  Im  An- 
HihliiKs  hieran  wird  die  in  fast  allen  AnsteUungSTertrigeu  sich  findende  «Konkur- 
renzk  lausei "  eingehender  behandelt. 

Den  wiehtigiten  nnd  bedentendsten  Teil  der  Sebrift  (S.  84—88)  bildet  die  Br- 
Ortemng  des  Reohta  d«r  AngeateOtan  an  ihren  Erfindungen.  Be  ist  bekannt,  daaa 
diese  Frage  gerade  in  letzten  Jahren  den  Gegenstand  einpehendster  Erörterungen  nicht 
nur  in  technischen  Verbänden,  sondern  auch  auf  dem  28.  Deutscheu  Juristentage  ge- 
bildet hat.  Der  Verf.  vertritt  einen  von  der  herrschenden,  auch  von  der  vom  Reichs- 
geiidit  angraeniMnen  Theorie  abweidienden  Standpnnlit;  er  geht  davon  ans,  daaa, 
soweit  nieht  vertraglieh  die  Beehtabeiiehnngen  besOgUdi  der  BHfa^nngen  der  An- 
gestellten swischen  diesen  und  ihren  Dienstherrn  gerej^elt  sind,  der  höhere  technische 
Angestellte  dazu  Iwiitragen  soll,  das  Geschäft,  für  welches  nnd  in  welchem  er  tätig 
ist,  ,za  heben,  ihm  neue  Kräfte  für  den  Konknrreiiekampf  zu  verschaffen'.  Ein 
solebea  aBAatnog  in  Koiknrreiiskampf  sei  die  EMndnng  fSr  das  Wei^  aber  nur 
dann,  wenn  ea  die  liMnig  auch  ausscblieasUeh  bcheRBöht*  .  .  es  aei  daher  nn-  ' 
trea  md  ein  Akt  der  Fdonie  seitMis  des  Angestellten,  wenn  er  die  Brtndnng  der 
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Konkurrenz  zugänglich  machen  wollte.  Daraus  erjfibt  sich  für  den  Verf.,  dass  das 
Patent  dem  Werke  gebfihren  mfisse.  Ans  diesem  Leitsats  folgert  Verf.  u.  a.  einer- 
seits, dass  di«  Pttante  dmn  Werke  aaeb  nur  soweit  gebfllnmi,  als  es  Ihrer  im  Kon« 
knrrenxkaaipfe  bedarf,  d.  Ii.  soweit  sie  in  dsnBahmen  des  Betriebes  passen,  anderer- 
seits, dass  der  Staat  auf  die  Rennt/nn«;  von  Erfinduni;en  »einer  technischen  Be- 
amten regelmättsi«  keinen  HU88cbliei«slichea  Ansprach  habe,  da  der  Staat  regeimäüfiig 
nidit  im  Kookorreozkampfe  stehe.  Schon  diesen  beiden  Folgerangen  wird  mau 
widerqprecbee  kBraea.  Denn  einerseits  mass  es  dem  Dienstberm  mSgUek  sein,  den 
Sabmoi  seines  Betriebes  zu  erweitem,  vielleicht  gerade  mit  Rflcl<»i<ht  daranf,  dass 
einer  »einer  Angestellten  eine  hierfür  zweckdiptilicli  erscheinende  Erfindung  gemacht 
hat,  sodass,  —  die  Richtigkeit  des  vom  Verf.  verfochtenen  Standpunktes  voraus- 
gesetat,  —  dann  wiederum  die  Erfindung  für  den  Oesebiftsberm  von  Interesse  sein 
ud  ilm  gerade  deshalb  rastshen  wttrde;  aoderarssits  ist  nicht  ersicbtlicb,  weshalb 
der  Staat  in  diesem  Punkte  wegen  seiner  Monopolstellnog  anders  benrteilt  werden 
wlke,  als  irgend  ein  monopolistisches  Privatuntemehmeu,  z.  B.  die  Kruppsche  Kanonen- 
fabrik. Ob  im  übrigeo  überhaupt  das  Grundprinzip,  die  Erfindung  gebühre  dem 
Werk,  in  Zukunft  dem  Ansturm  der  suzialeu  Verhältnisse,  insbesondere  dem  Drängen 
der  grossen  Zahl  der  AngesteUtsn  wird  Stand  halten  können,  mag  dabingestellt 
werden. 

Jedenfalls  irebcn  die  klar  und  auch  für  Nichtjuristcu  durchaus  verständlich  ge- 
schriebenen Aosfuhruugen  des  \'erf.  reiche  Belehrung  und  Anregung.  Die  LektUre 
der  Sebrift  ist  den  beteiligten  Kreisen  warm  zu  empfehlen. 

Amtsriehter  Dr.  Bathanan,  Berlin. 

TMTiM,  Dr.W^  md  nrtlir.lL,  Bdchsgeriohtsrite.  Das  Lisgensehaftsreoht  naoh 
den  dentscben  Reichsgesetzen  and  den  preussischcn  Ausführungs- 
bestimmungen. Für  die  Praxis  bearbeitet.  I.  Band:  Da.s  Sachenrecht  des  Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs;  II.  Band:  Die  Grundbuchordnang.  Dritte  vermehrte  und  ver* 
beeserte  Anlage.  Paderb<Mni  1906.  Itedinand  SehOningh.  . 

Sehwerlieh  kann  ein  iweites  Wa4c  auf  dem  Gebiete  des  Licgensohaftsreehts 
sich  eines  gleichen  Erfolges  rühmen,  wie  das  vorliegende.  Trotz  seines  erheblichen 
Umfanges  sind  in  wenigen  Jahren  (1900  IDOf»)  drei  .\ufla£i:en  erschienen.  Dieser 
Erfolg  ist  aber  ein  wohlverdienter,  denu  die  deutsche  Kechiüliteratur  besitzt  kaum 
sin  anderas  Werk,  welehae  in  so  mnstcrgiltiger  das  gesamte  Uegensclmfts- 
M^t  anr  DaistsUuig  bringt,  wie  das  Taman-FOtstersche.  Auf  die  gliasenden  Vor* 
Züge  desselben  ist  bereits  bei  der  Besprechung  der  zweiten  Auflage  im  Bd.  XX 
S.  208  dieser  Zeitschrift  hingewiesen.  Die  neue  Auflage  ist  mit  Recht  als  eine  ver- 
mehrte und  verbesserte  bezeichnet:  vermehrt  dnrcb  die  Ergänzung  der  Literatur, 
Beehtopreehnng  nnd  Gesetzgebung  bis  rar  nenestsn  Zeit  —  verbesswt  dnreh  eine 
Bsihe  vofillglielier  BtOrtcrnngiD,  sowto  asIbeUbiiUger  vnd  wohUmehdaebtsr  Kon- 
struktionen wichtiger  Rechtsinstitute.  Das  Werk  wird  durch  die  Autorität  seiner 
Verfa.s8er  sowie  die  echt  wissenschaftliche  und  gründliche  Rcarlieitunp  d>?.s  überaus 
schwierigen  Stoffes,  welche  für  Theorie  und  Praxis  gleich  wertvoll  uud  fördernd  ist, 
ateia  eine  flUnende  Stellung  auf  seinem  Gebiete  behaupten.  Für  das  Eisenbahnreeht 
lind  die  Kfftrtwnagen  tbsr  die  Bsseteinkiuigen  angnnstm  der  Omndeigentllfflcr 
(I  353),  Haftung  für  Immissionen  (I  374),  Unpfändbarkeit  der  Betriebsmittel  (T  770), 
Nichteintragbarkeit  des  Verzichts  auf  Betriebsschäden  (I  563,  II  Bahneinheiten 
(I  768 ff.),  Zwangsvollstreckung  (I  770,  II  449),  Auflassung  146),  Babngrund- 
bQeher  (II  447111)  nnd  Bahi^andsehnldsn  (E  1001,  1007,  II  449)  von  bssendsran 
Interssse.  Dr.  Eger,  Berlin. 
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Fllke,  Ernat.    Was  mniB  jeder  Versicherte  von  der  ^irbeiterversicbemng  wiseen. 
BerHn  1906.  Vnns  Vahle». 

Der  Verfaaiar,  midier  durch  seine  in  Qemeinschaft  mit  Walter  Hering  heraus- 
gegebenen gemeinverstRndlichen  Schriften  Uber  Arbeiterversicheraug  sich  bereits 
bestens  bekannt  gemacht  hat  .  bii  iet  in  dem  vorliegenden  Schriftchen.  auf  kleinem 
Raum  zusammengedrängt,  eine  liberaicbtliche  und  leichtf assliche  Darstellang  der 
wiehtigitea  BeatimmiuigeD,  die  Jeder  Venricherte  ans  dem  Gebiete  der  reielisgeeets- 
liehen  Arbeiterversicherang  wissen  soll  and  wissen  mnss.  Die  grosse  Vertrautheit 
des  Verfassers  mit  dem  behandelten  Stoffe  bat  es  ihm  ermöglicht,  das  in  der  Schrift 
gesteckte  Ziel  zu  erreichen.  Die  Anschalfung  des  Scbriftchens  kann  warm  empfohlen 
werden.  Dr.  Reindl,  München. 

Berthold,  Max.  Die  Verwaltnugspraxis  der  Stektrizitätswerke  und  elektrischen  Surassen- 

und  Kleinbahnen.  Berlin  1906. 
Freund,  Dr.  R.  Das  Invalidenversioheningafeietat  vom  13.  Jnli  1889.  Handanegabe. 

3.  Aufl.    Berlin  l<M)f>    J.  Gattentag. 
Friedenthal,  E.  Justizrat.   Freussisches  Wegerecht  anter  besonderer  Berücksichtigung 

des  ächlesischen  Provinzialrechts.   Breslau  1906.   W.  6.  Korn. 
HaniMer,  T.  Daa  Beeht  des  Angestellten  an  seinen  Brfindnngen.  Eine  Sammlvog  der 

neueren  reichagwiehtlichen  Batseheidungea  nnd  RefoimvorsdilSge.  Nflnbeig  1907. 

Koch. 

Stier-Sonlo,  Dr.  Prof.  F.   Eecht  der  Arbeiterversicberuug.   Boun  lüOti.  Röhrscheid 
n.  Bbbecke. 

III.  Abhandlungen  aus  Zettschrlften. 

Andrews,  E.  N.    Are  railroad  munopolies  authorized  by  the  laws  of  Hew  York? 
(Americ.  Law  Review  vol.  40  Nr.  4). 

BtHat,  D.  La  reprise  par  l'^tet  des  chemina  da  fer  Italiens.  (II.  Eeon.  1906.  16.  Aoat. 
p.  191—900). 

Biberfetd,  Dr.   Die  Haftung  der  Eisenbahn  fUr  Transport^chiiden  (Sped.*  und  SeMff.- 

Ztg.  XIV  1906  S.  .")40l.  —  Die  Heweislast  de«  Spediteurs  (S.  588), 
Bosshardt,  V.  C.    Die  neuen  Verkehrs-  und  äignalvorschriften  ^Uesterr.  Eisenb.-Ztg. 
XXIX  1906  Nr.  96  S.  987). 

Caermuin.  Die  Erstreclning  der  Bisenbabnhaftpllidit  auf  Sachsehadea  (Ztg.  d.  Ver. 

d.  b.  Verw.  1906  Nr.  61  S.  966).  UeberfSU«  in  msanbatasOgen  (Nr.  68  a  1066). 
Eger,  Dr.  6.  Eine  interessante  eisenbahnrcchtliche  Fra^e  (DJZ.  XI  Nr.  11  S.  fi44). 
Ephraim.   Recht  der  Angestellten  an  Erfindungen  (Zeitscbr.  i.  ludastrierecht  (Jahrg.  I 

Nr.  18,1»). 

Epstein,  Dr.    Lieferfristüberschreitung  und  ZollumUhandlung  (Lug.  Tar.-  und  Verk.- 
Ans.  X  1906  Nr.  9  S.  85).  —  Zar  Frage  der  Lieferfrist-Ueberaohreitangen  (Nr.  19 

S.  iDSi       Zur  Frage  der  juristischen  Folgen  der  Fehlkartierung  (Nr.  21  S.  231). 
Feldscharek,  Dr.  F.    I>ie  Wohlfahrtseinrichtungen  der  bayrischen  ätaatseisenbahnen 

(ücsierr.  Ei^enb.-Ztg.  XXIX  19UÜ  Nr.  29  S.  273  Nr.  :W  .S.  281). 
Fleiscbner,  Jos.,  Über-Oftizial.    Techniker  oder  Juristen  (Oesterr.  Ei.seub.-Ztg.  XXiX 

1906  Nr.  32). 

Frladrieht,  Or.  Karl.  Behörden  (Pr.  Verw.-Bl.  XXVm  Nr.  3  S.  41,  Nr.  4  S.  68). 

FnM,  Dr.  L  Der  Streik  in  seiner  aiTilieehtliehen  Bedentang  (D.  Wirteeh.-Ztg.  II 
Nr.  14  8.  684). 
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GodroD,  Eechttianwalt.  Ötelieu  duiu  Arbeitgeber  wegen  plAtslichur  ArboitätiiastttUung 
An^llcbe  auf  Sehadememts  sa,  und  wie  dnd  sie  in  Teif olgen  ^tidir.  f.  Beehts» 
pflege  in  Beyera  Jahrg.  2  Nr.  14  S.  287). 

flmelin.   ücber  die  RecbtsverhültiiisRe  an  ^öffentlichen  Stnwaea  (SSeitedii.  f.  d.  ilreiw. 

(lerichtsbarkeit  etc.  in  WürttPtnberiu'  Jahrg.  48  Nr.  9). 
Grandvig,  L.  A.   Til  laereu  oui  Expropriation  (Zur  Eateigaiuigslebroj  Tidüiia.  for  JÜets* 

videnikap.  190B.  1—2.  p.8&— 107. 
GttHibiRaer,  Dr.   Rückzahlung  von  Beamtenpensionen  (DJZ.  XI  1906  Nr.  20  S.  1144). 
JHahn.   Das  Eisenbahnhaftpfliclitgesetz  und  dessen  jüngste  Anwendung  darch  den  k.  k. 

Obersten  (ierichtshof  (Ger.  Halle.  Jahrg.  ö()  Nr.  31  ff.). 
Hnnmer,  Or.  P.  Haftung  der  Eisenbabueu  bei  Verletzung  und  Tötung  von  Personen 

Dadi  dem  Seidugeiets  vom  7.  Jnni  1871  .(Annal.  des  Deatedien  Beidu  1906  Nr.  9 

S.  688,  Mr.  10  S.  761). 
Janzer.   Bahnkörper  und  Bahnhof  im  Sinne  des  .\rt.  27  des  Ortsstrassengesetzcs  und 

der  Verord.  des  Handeiäministeriams  vom  25.  März  1872  (Zeitschr.  f.  Bad.  Verw.  u. 

VerwBechtspfl.  XXXVIII  Nr.  12' 14).  —  Das  badische  Eateignungsrecbt,  besonders 

die  BDtsehHdignngsfkage  (Nr.  19/8IQ. 
Ütttoki,  J.,  Lanigiricbtsrat.  Einige  BeDedmngea  Uber  dae  Eiienbahnfraditneht  (AUg. 

Tar.-Anz.  XXV  Nr  47  -50). 

J9rg,  Ralsasjics.s.  Stehen  dem  Arbeitgeber  wegen  plötzlicher  Arbeitseinstellung  An- 
sprüche auf  Schadensersatz  zu,  und  wie  sind  sie  zu  verfolgen?  (Zeitschr.  f.  Eechtspfl. 
in  Bayern  Jahrg.  8  Nr.  17  8. 386). 

Kaiser.  Im  Rl  lukt ion  der  Haftpiüchteatscbadignpg  wegen  ZnfaUs  ^tookr.  f.  Schweiz. 
Recht  Rd.  XL VII  lieft 

Kech,  Dr.  Das  Lokalbabiiwesen  im  Grossherzogtom  Baden  (Eisenb.  und  ludastrie 
Jahrg.  2  Nr.  17  S.  318). 

Kthii,  P*,  BeHnmidar.  Eine  inteiessanfee  dsenbahnreditllehe  Frage  (DJZ.  XI  Nr.  16 
S.  876). 

Krakauer,  Or.  V.    Techniker  oder  Juristen?  (Oesterr.  £isenb.>Ztg.  XXIX  1906 

Nr.  25  S.  229). 

Lapis.  Die  Eisenbahnfrage  in  den  Vereinigten  Staaten  (N.  Zeit  1906  Nr.  88  8.  882 

bis  880,  Nr.  89  8. 416-480. 
Lntkt,  Or.  Die  Gebäudesteuerpflicht  der  Eiseubahngcbäude  (Oeflterr.  Eisenb.-Ztg.  XXIX 

1906  Nr.  2ö  S  2:v2\.  —  Die  Pensionsrersieherang  der  Privataageatellten  nnd  die 

Eisenbabnbeamten  (Nr.  29  S.  273). 
L«otaand,  M.  Les  cbemins  de  fer  de  l'^tet  Beige  (Bey.  Polit.  et  Parlament.  1906  Nr.  6 

8.804-687. 

V.  d.  Leyan,  A.  Dr.  Die  Novelle  vom  29.  Juni  1906  zum  Bandesverkehrsgeaeti  (Inter- 
state Commerce  Act),  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  Tom  4.  F^bivar  1887 
(Ztg.  d.  Ver.  d.  Eisenb.-Verw.  1906  Nr.  78  S.  1183). 

Uppmann  v.,  Dr.,  Keichsgerichtsrat  a.  D.  Zum  Kttndigongsreeht  des  Beamten  (DJZ. 
Jahrg.  11  8. 789  nnd  SenSurto  Bl.  Bd.  71  Nr.  80). 

Uder,  Rechtsanwalt  Wer  trigt  den  FraehtarkandenHeinpel?  (DJZ.  XI  1906  -Nr.  88 

S.  1254). 

Mathesiss,  Dr.  Oskar.   Russische  Eiseubabnpolitik  1881—1903.  Fortsetsaug  (Preuss. 

Eisenb.-Arch.  1906  Heft  5  S.  924,  Heft  6  S.  1182). 
Mitettr.  Das  Brfordeniis  der  staatliehen  Qenehndgwv  naeb  §  196  Ab«.  2  Ziff.  6 

HGB.  (lfea»tsselir.  f.  HB.  nnd  Baakw.  Jahrg.  16  Nr.  10). 
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■Iltor  W.  liat  die  Eisenbahn  verpflichtet,  die  znm  Transport  von  Pwiomd  dieMttiett 

Wapen  zn  heizen  (Das  Recht  X  Nr  22  S.  1316). 
Maschweck,   Oberinspektor.    Die  amtliche  Einlagerang  vun  unanbringlichen  (iütem 
(äped.-  ond  Scbiff.-Ztg.  XIV  1906  Nr.  32—37;.   Hinterlegung  derselben  in  einem 
LagerliMie  oder  bei  einen  Spedltear  (Nr.  47).  —  Twlnuif  n.  Vemiditang  (Nr.  48—60). 

OMTtaann,  Dr.,  Prot  Die  Hnftnng  des  Staats  fSr  yendmlden  von  Beamten  ^Z.  ZI 

Nr.  16/17  8. 988). 

Potthotr,  Dr.  H.  Einheitliebes  PrivatbeamteDreebt  (Annal.  d.  dentseh.  Reichs  1906 

Nr.  6  S.  401). 

Reindl,  Dr.  M.,  Direkt.-Eat.  Haftpflicht  der  Eisenbabu  bei  Verletzung  von  Reisenden 
durch  Iiitreisende  (Das  Recht  X  1906  Nr.  17  8. 979).  —  Regresareeht  der  Beniflh 
genoBsenaehaft  gegen  den  Biseabahnnnteniehmer  (Nr.  81  8. 1849). 

BieInNt,  R.  C  The  relaloons  of  the  railioads  to  the  paUie  (Railroad  Qas.  1906 

S.  476-478), 

Ritter.  Einiges  über  die  Anwendbarkeit  des  Art.  81  (1)  4  des  Internationalen  Ueber- 
einkuuimens  (Ztg.  d.  Ver.  d.  Eisenb.-Verw.  1906  Nr.  72  S.  1122).  —  Haftung  der 
Biiwibft^»"  ttit  Brandsehlden  an  Gtttem  in  offenen  Wagen  (Sped.-  und  8efailt''Ztg. 
XIV  Nr.  38). 

RBmmett.  Mictkündignngsrecbt  der  Beamten  im  Falle  der  Venetmng  ßayr.  yeric.'-BL 

V.m  Nr.  In  S.  281). 

Saporito,  V.  K.   Eiacatto  delle  ferrovie  Meridiouali  (N.  Antologia  1906  16.  April  p. 
Us  680).  —  Liqiiidasloni  e  riseatti  fenoviari  (a.  a.  0.  1.  Mai  p.  117— 18Q. 

Sobeiclwr,  Herfeert.  OffsntUdie  Weg  nnd  seine  Bedentnng  fllr  daa  öffoitUehe  und 
das  Privatncht  (Fisoben  Zeiteehr.  Bd.  81  Heft  1/i  8.  Iff.). 

V.  Schelhorn,  Dr.  J.  R.  Die  Amtshaftpflicht  gegenüber  Dritten  nach  dentschem  nnd 
bayrischem  bUrgerl.  Rechte  (AnnaL  d.  D.  Beidw  1906  Nr.  6  S.4S9,  Nr.  7  S.  686, 

Nr.  8  S.  (506,  Nr.  9  S.  662). 

Seaciiplehl,  Dr.,  Amtsr.  Die  Haftung  für  Bruch  (Sped.  u.  äcbifi'.-Ztg.  XIV  lim  Nr.  32 
8. 378).  —  Bedentnng  der  Form  im  modernen  Verhehnrecht,  inabesoniefe  ün  fflasii- 
bahnreeht  (Nr.  86  8. 419).  —  VerfBgnngea  Dritter  «her  ^editione-  und  Lageigllter 

(Nr.  37  S.  433).  -  Wer  zahlt  den  Frachtbriefstcmpel?  fNr.  39  S.  457).  —  Tarifver- 
träge (Nr.  40  S.  468).  -  -  Die  Auslegung  der  Haftbeschräukuugsklaaseln  (Nr.  42 
S.  492).  —  Recht  nnd  Pflicht  zur  Verfügung  über  das  Speditionsgut  (Nr.  43  ä.  öOö). 
—  S^editenre  nnd  BabnvoHmachten  (Nr.  88  8. 886).  —  ünv<Mdiergesshene  Tnmaport> 
ersehwernngen  (Nr.  44  &  616).  —  Der  Ort  der  Abliefemng  (Nr.  BO). 

Slgel,  Dr.,  Finanzrat.  Der  Entwurf  einer  neuen  dentsohen  Verhehrsordmng  (Ztg.  d. 
Ver.  D.  Eisenb.-Verw.  190(5  Nr.  77  u.  86). 

Singer,  Oberamtsricbter.  Die  Vergütung  an  Bauunternehmer  (Bl.  f.  Rechtsanw. 
Jahrg.  71  Nr.  16). 

Syttier,  Karl,  Oberingen.   Techniker  oder  Jnrisien?  (OesteiT.  Bisenb.-Ztg.  XXIZ 

190<5  Nr.  27). 

8tracK,  Herrn.    Die  \  tistaatlichuug  der  Xaiser-FcrdiuandB-Nordbahn  (Oesterr.  Eiseab.- 

Ztg.  XXIX  Nr.  36  u.  37). 
Weinberg,  Dr.  Enrti.   Das  sehweiaerisehe  Reehnnngi^eseln  nnd  die  SehaAmg  einee 

Rechnungsgesetaefl  in  Oesterräch  nach  seinem  Vorbilde  (Oesterr.  Eiaeab.-Ztg.  XXXS. 

Nr.  31  S.  289). 

Wolf.  A.   critici.^ni  of  the  railroad  coiporation  law  of  FeniuylvaBia  (Auiecicau  law 

Register  vol.  Ö4  Nr.  9). 
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WHas^W,  Dr.,  äyudikud.  luwiewtiit  üind  Kleinbahnen  als  Ei^enbahueu  i.  S.  der  beutigen 
OeMtmstermfaoIogie  ni  enwbten?  (D.  StVMi«i>  n.  Kleiiilmliii'Ztg.  XEC  Vr,  48  8. 880). 

Ueber  die  Haftongspflicht  der  Eisenbahn  und  ihrer  Leute  für  Aiwkunftserteilnug 
fZeitschr.  f.  d  Internat.  Eisenb  -Transp.  XIV  1906  Nr.  8  8.  275).  —  Die  Fracht- 
bereci)nuuK  auf  Grund  der  Walil  des  zweckiuiissigsten  Wejjes  oder  des  billigsten 
Tarife«  (.Nr.  y  S.  308).  —  Neubearbeitung  der  deutacbeu  EisenbVerkO.  (Nr.  9  Ö.  318). 
—  üdMv  die  Bweehnniig  und  KontroIHemng  d«r  fOr  die  Zollbeliai^liiBg  erfeider- 
lichen  Zeit  (Nr.  7  S.  261).  —  Biiiidemrkebr«gceets  der  Vereinigten  Staaten  tob 
Amerika  (Nr.  11  S.  4081 

Die  Neubearbeitung  der  EiseubVerkü.  Scbluss  (Ztg.  d.  Ver.  D.  Eisenb  -Verw.  Jahrg.  46 
Nr.  46).  —  Die  Eisenbabnverätaatlicbung  vor  dem  französ.  Parlament  (Nr.  öl). 

Zar  Form  des  Entwürfe  der  neoMi  EieenbYeritO.  (Sped.-  n.  8cUff.-Ztg.  XIV  1906 
Nr.  32  S.  371).  —  Abänderungsvorschläge  nur  BlaenbVerkO.  (Nr.  33  S.  388,  Nr.  34 
S  398,  Nr.  3.Ö  S.  409,  Nr  S  420,  Nr.  4t  S.  481,  Nr.  42  S.  491 ,  Nr.  43  S.  508).  — 
Bedingungen  ftlr  die  Einstellung  von  Privatwagen  (Nr.  36  S.  421).  —  Handelsgebrftuchc 
im  Transportgewerbe  (Nr.  37  S.  433).  —  Wagenstandgeld  für  Sonn-  and  Feiertage 
(Nr.  87  S.  485).  —  Die  PÜIoliten  des  WarenfHbrers  bei  don  Ikaasporte  von  Begleit- 
scheinseudungen  (Nr.  37  S.  443,  Nr.  38  S.  459).  —  Der  Fracbtorknadenstempel  (Nr.  38 
S.  444,  Nr.  B9  S.  458,  Nr.  40  S.  468,  Nr.  41  S  m,  Nr.  42  S  493,  Nr.  43  S.  .V)7, 
Nr.  44  S.  517,  Nr.  45  S.  530).  —  Das  neue  Eiseiibahnfrachttarifgeaetz  in  den  Ver- 
einigten Staaten  (Nr.  40  S.  467).  —  Ein  Kapitel  aus  dem  Keicbastempelgesetz:  §  74 
Ansfllbnmgsbestlminiiiigen  (Nr.41  S.48S).  —  Bereebnimg  des  FhMbtnrknndeasteoipeb 
bei  Heexpedldonen  (Nr.  43  S.  506).  —  Die  Haftung  der  Eisenbahn  bei  frachtfreier 
Rückbeförderung  privater  Wagendecken  (Ni  15  S.  529).  —  Wer  trägt  die  Fracht- 
briefsteuer (Nr.  48,  50).  —  Berechnung  des  Frachtnrkundenstenipels  bei  Reexpeditionen 
^r.  48).  —  Abänderungsvorschläge  z.  Eisenb VerkO.  der  Handelskammer  Frankfurt 
a.  K.  (Kr.  48).  —  GewiebtifestateUnng  bd  Stflckgtttem  (Nr.  60). 

Die  beiritliebe  Mitwlrkiuig  bei  der  Bisenbahn  (Dentieh.  Hand.-][as.  Berlin.  8.  Jahig. 
Nr.  6). 

UeueralvoUmachteu  bei  Bekiamationseingahen  (Allg.  Tar.-Auz.  XXV  1906  Nr.  31 
8.  583,  Nr.  32  S.  604). 

'  Vh  von  der  Börner  BerisioniiEonfereni  beioblasiem»  Aendemngen  des  fotenationalen 

Uebereinkouintens  aber  den  Bisenbabnfiraebtveriulir  (Oeafcerr.  Bi8enb.-Ztg.  XXIX 

1906  Nr.  30  S.  281). 

Die  Eisenbahuvcrstaatlichuug  (Oesterr.-ung.  Eisenb. -Bl.,  Wien,  Jahrg.  11  Nr.  37).  — 

Die  Verstaatlichung  der  Kaiser-Ferdinands-Nordbahn  (Nr.  41). 
lEin  Votnm  nur  VerrtaafHelnuigsfrago  (Vollnwirtsdiaftl.  Woebenselir.,  Wien,  Bd.  46 

Nr.  1189). 

Durchsicht  der  Arbeitergesetzgebung  (Der  Bote  f.  d.  \'erkelirHansta!teii,  St.  Petersburg 
lUO<i  Nr.  16).  —  Die  Voraussetzungen  und  Bedingungen  für  die  Haftpflicht  der 
Eisenbahnen  bei  herbeigeführtem  Tod  oder  Schädigung  der  Gesundheit  durch  den 
Betrieb  (Nr.  85,  96  n.  88). 

Abriss  der  Eisenbahngesetzgebuug  in  den  Vereinigten  Staaten  vm  Noidameirika  (Das 
Eisenbahnwesen.  St.  Petersburg  l'.HJfi  Nr.  8). 

Liability  for  dispatcber«  uegligence  (The  railway  age,  Cbicago,  Bd.  52  Nr.  3).  — 
Railway  bills  in  Parliameut  (The  Railway  News,  London,  Bd.  85  Nr.  2217).  —  Rail- 
way enplojees  eonditions  ai  iäbonr  (Nr.  8826). 
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lY.  Gesetzgebung. 

Intenatitnales  Uebereinkommen  über  dcu  Eiät'ubabntrHcliiverkthr  vom  14.  Oktober 
1890:  Zweites  ZusatzübereinkouiiaeD  vou  Id.  September  LdOö  (Zeitschr.  f.  d.  Internat. 
Bis«ib.-T^raiiflp.  XIV  1906  Nr.  10  S.  347—366). 

Bai>i.  Landeaherrl.  VerO. .  betr.  die  Oninutiii:  '1^'^  Bezirks-  und  örtlichön  Dienstes 
der  Staataeisenbahnen  und  der  BodeuseedainpfäihitTalirt  vom  11.  Mai  (Ges.-  n. 

Vcrordn.-Bl.  1906  Nr.  XIV  S.  113).  —  VerO.,  die  Zustiiudigkeiteu  der  Bezirks-  und 
örtlichen  Dienststellen  der  Staatseisenbahnverwaltang  betr.,  vom  18.  Mai  1906  (Nr.  XIV 
S.  116, 116).  ~  VeiO.,  di«  AMadening  d«r  Vol]sag8verbideruiigr  ▼om  88.  Novembet 
189*»  zum  Invalidenversicherungsgesetz  betr.,  vom  6.  Joni  1906  (Nr.  XV  8.  118).  — 
Landeslierrl.  VerO..  Die  Vorbereitung  zum  höhereu  öffentlichen  Dienst  im  Inponieiir- 
baufach  betr.,  vom  26.  Juni  1906  (S.  152)  —  und  fttr  Uascbiueningenieure  vum 
2.  Juli  1906  (S.  1Ö9). 

Baym  Gaaete,  betr.  den  swdi^daigen  Anaban  der  StaaiseiMiüralmeii  rma  9.  Mai 

190(>  (Oes-,  u.  VBl.  1906  Nr.  25  S.  181).  —  Bek.,  Aendemug  der  Militär-Transport- 
Ordnung  für  Eisenbahnen  betr.,  vom  12.  .Juni  1!K)6  ((ie.s  -  u.  VBI.  S.  208).  —  Bek., 
Die  Püstorduung  fUr  das  Königreich  Bayern  vom  27.  März  1900  betr.,  vom  27.  Juni 
1906  (S.  213,  214).  —  Allerii.  Yenndit.  Tom  4.  Jnlt  1906,  den  Volkog  dea  BeJcbs- 
stempelgetetMS  betr.  (8.  2^).  —  Bek.  vom  15.  Juli  1906,  Die  Postordmiag  t  d. 
Königreich  Bayern  vom  27.  März  1900  betr.  (S.  327).  —  Bek.,  betr.  Abftndemiig  der 
Satzungen  der  Arbeiterpen.sionskasse  der  K  B.  Staatseisenbahu Verwaltung  vom  28. 
Juli  1906  (8.  463).  —  Bek.,  betr.  die  Eisenbahnbau-  und  Betriebsordnung  ftlr  die 
Baapt-  und  Nebeneisenbabnen  Bajena  tod  14.  August  1906  (S.  539).  —  Bek.,  betr. 
die  BinAbnnig  der  BiienbVerkO.  in  Bajen  Tom  15.  Angiiat  1906  (S.  545). 

Braunschwelg.  Bekanntmachung  des  herzogl.  StaatsminiKterioms  vom  24.  Hai  1906, 
betr.  Vorschriften  für  den  Betrieb  aof  Privataascblossbabnen  (Qee.-  o.  Ver.^SammL 
Nr.  3ö  vom  2.  Juni  1906). 

Orateoliee  Reloh.  Bekanntmachungen  des  Beidiskamlers  -nm  86.  Hai  1906^  betr.  Aen> 
denuig  der  Hilitirtraaq^rt-Ordnnng  (BGBl.  S.  568),  —  vom  88.  Joni  mid  9.  Avgnst 
1906,  betr.  Aendemng  der  Anlage  B  aar  EisenbVerkO.  (RGBl.  8.  845  und  S.  8.59, 
EVBI.  S.  468).  —  .\usfübr.-Bestimmnneen  des  Reichskanzlers  vom  16.  Juni  19t)6 
zu  Tarif  Nr.  6  und  den  §g  34—42  des  Keichsstempelgesetzes  betr.  die  Besteuerung 
der  FTachtorkonden  (BGBl.  Nr.  37  S.  673)  und  so  Tarif  Hr.  7  «ad  den  9$  43—68 
des  Beichmlempelgeaetnae  betr.  die  Stempelabgnbe  von  Peiaonenfahrluurtett  (Nr.  87 
S.  677).  —  Bek.  vom  23.  Jnni  1906 ,  betr.  Aenderung  des  Militärtarifs  fQr  Eiaen'- 
bahnen  und  der  Militärtransportordnung  (RGBl.  S.  8.t0,  EVBI.  S  4fi7i.  —  vom 
27.  Juni  1906,  betr.  die  freie  Fahrt  der  Mitglieder  des  Beichstags  auf  den  deutschen 
IMswnbabnen  ^0BI.  8. 8&0,  E7B1.  8. 467).  —  Ges.,  betr.  die  Aenderanf  des  Qeeelses 
ttber  die  NatoraUeiatongen  für  die  bewaiTnete  Hadit  im  Frieden,  vom  9.  Jnni  1906 
(BGBl.  S.  736)  und  bez.  Erlass  vom  16.  Juli  1906  (RUBI.  S.  855).  —  Bek.  vom 
23.  Jnni  190<i,  enthaltend  Aenderungcn  der  Postordnung  vom  2()  März  1900  (OentrBI. 
f.  d.  D.  Reich  901).  —  vom  29.  Juui  1906,  betr.  die  nach  dem  Inv&lidenversiche- 
mngsgesett  m  verwendenden  Qaittnngricarten  (8.  931).  —  vom  88.  Jnni  1906,  b^. 
den  Umlauf  von  Soheidemflnaen  Osterreiebischer  Wlbmng  anf  prenssiaeben  Bisen» 
bahnstationen  (8.  8.V2).  -  vom  1.  Juli  1906,  enth.  Aenderungeu  der  Ausführung»* 
bestimmnngen  zum  Reichsstempelgesetz  (S.  9;'.li  liek.  des  Reichs?]isoiibA.  vom 
9.  August  19U6,  betr.  die  Ergänzung  der  Nummern  XXXV  a  u.  XXXV  c  in  Anlage  B 
inr  EisenbVeikO.  (BGBl.  8. 859).  —  des  Beiebskanniers  vom  13.  September  1906, 
mr  Anafttbrnng  des  Beidustempelgeseties  vom  8.  Joni  1906  (S.  996). 
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HeMen,  Grossberzogtum.  Verordn.,  die  AbäD«kruug  der  \  erordo.  vom  9.  Septetuber 
1879  tUMT  db  Tagegelder,  Beieekertm  «nd  ÜBngpkottMi  der  ZivilbeuBteB  betr., 
Toa  31.  Min  1906  (BegBI.  S.  106,  107). 

Hallen.  Gesetz  vom  15  Jnli  1906,  betr.  den  Bflckkanf  der  lUlteniechen  SAdbelmeD 

(Gaz.  Uffic.  ir,Or.  Nr.  1(56  S.  S445). 
Oeeterreich.    Uuudelüvertrag   zwiacben  Oesterreich -Ungaru   und  der  Schweiz  vom 
9.  HSn  1906.   Auf  den  Eiaenbeboverkehr  besttglidie  Beatimmiiiigen:  Art  10—12, 

16,  17  (Oesterr.  RGBl.  1906  St.  LXXII  Nr.  156  S.  917,  EVBI.  XIX  Nr.  90  S.  1939).  — 
Verf.  des  ELsenb. -Minist,  vom  "Jl.  Juli  IfKX;,  betr.  Erledigung  von  Scbadenersatz- 
reklamatiuuen  durch  die  .Stationeu  der  österr  .Staat.ibiihueu,  irültitr  vom  1.  Ang  l*M)r> 
(Oeaterr.  EVHI.  1906  S.  17.S9).  —  Uebereiukoiumcu  zwischen  Ucäterreich-i  ugarn  und 
der  Schweis  tob  9.  Mftn  1906  tlbar  die  Zollabfertigang  im  BiienbahnTefkebr  (Oesterr. 
RGBl.  1906  St.  LXX  Nr  86  8.  721).  —  Kundmachung  des  Eisenb.- Minist,  vom 
84.  Xovbr.  1906,  betr.  eine  Ergänzuni;  de.<!  §  4  des  Statuts  fUr  xlen  Staataelaenbabarat 
(RGBl.  iy06  .^t  XCVIII  Nr  225,  EVBI  XIX  Nr.  1:^7  .S.  2'.>47i. 

Preussea.  Ges.  vom  15.  Juni  1^06,  betr.  die  Ergänzung  d^  Ges.  vom  I.Juni  1882 
Uber  die  Einsetzang  von  Beurkaelaenbahorftten  und  eine«  Landeaeisenbahnnta  fBr 
die  Suataeiaenbahnverwaltang  (GS.  S.  321,  EVBI.  &  468).  —  Anerb.Brlaai 
28.  JflBi  1906^  betr.  Bau  und  Betrieb  der  in  dem  Ge.setze  vom  15.  Jnni  1906  vorge- 
sehenen neuen  Eisenbahnlinien  (EVBI.  S.  469  GS.  S.  .331).  —  Erl.  des  Minist,  der 
öffentl.  Arb.  vom  22.  Juni  1906,  betr.  Abänderung  des  Durchschnittssataes  des 
WoimnngsgeldziuchameB  für  die  ünterbeamten  anf  Orond  dea  Qei.  vom  4.  April 
1908  (EVBI.  8  401).  —  Tom  29.  JuiI  1906,  betr.  Fahrkartenitener  (8. 418).  —  Tom 
20.  Jnli  1906,  betr.  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Behörden  Aber  Eisenbahnban- 
plane  vor  der  förmlirlif-n  lHnde.<?poiizeiIichen  Prüfung  (S.  470).  —  Ges.  über  die  Be- 
fähigung zum  Itübereu  Verwaltungsdieuate  vom  10.  Aug.  1906  (GS.  S.  378).  —  Aus- 
IMhrungsanweisuug  vom  12.  Ang .  1906  (MBI.  d.  i.  V.  S.  231).  —  Erl.  dea  Hiniat.  der 
nffiratl.  Arb.  wm  20.  Aug.  1906,  betr.  ebenbahnteehniacbe  Pillfliig  der  BanpUne  tob 
Kleinbahnen  und  Privatanschlu.säbahnen  (Zeitschr.  f.  Kleinb.  XIII  S.  675,  EVBI.  1906 
S.  iHJ).  —  vom  17  Septbr.  ItMM»,  betr.  Fahrkartensteuer  (S.  527).  —  Erl.  des  Minist, 
der  üffeutl.  Arb.  und  des  Innern  vom  26.  Septbr.  1906,  betr.  Bau-  und  Betriebs- 
TesBolirillon  fBr  Stnaaoibdiiieft  mit  MueluBenbebrieb  (Zeitaobr.  f.  Xleiiib.  Jahrg.  XIII 
1906  8. 722)  nebst  Naehtng  rar  Anaf .-Anw.  Tom  13.  Aug.  1888,  ram  Ges.  Ober  Kleiii- 
babnen  etc.  vom  28.  Juli  1892  (S.  724)  und  den  Ban-  nnd  Betriebsvorschriften  für 
Strassenbahnen  mit  Maschinenbetrieb  vom  26.  Septbr  1HrK>  fS.  725— 7.37)  nnd  den 
Sicherheitsvorschriften  für  elektrische  und  strasaenbahnähuliche  Kleinbahnen,  heraus- 
gegeben Ten  Verbände  deiteeber  Blektiotechniker  (8. 787—762).  —  BrL  dei  Miaiit. 
der  (MTentl.  Arb.  nnd  dea  Innern  vom  26.  Septbr.  1906,  betr.  PoliieiTerordnnqgaB  fOr 
Strassenbahnen  mit  Maschinenbetrieb  (S.  752)  nebst  Entwurf  einer  Poliseiverordnung, 
betr.  die  mit  Ma.sciiinen  betriebenen  StraHsenbabnen  des  Regierunj^sbezirks  (S.753 — 754). 
—  vom  19.  Oktober  1U06,  betr.  Sehvermögen  der  Kiciubabnbcdicnstdten  (S.  789). 

Ri^taitR.  Gesets  vom  14./27.  Jma$x  1908,  betr.  Gewibrung  von  DnilelMii  mm  Bsn 
ruminiscber  PriTateisenbabneo. 

Risaland.  Allerh.  Verordn.  vom  8./21.  Nov.  1905,  betr.  die  Regeln  Ober  die  BefSrderuiig 
von  reissenden  Tieren  auf  den  Eisenbahnen  fVerordn  -BI.  des  Minist,  der  Verkehrs- 
anstait.,  Nr.  II  vom  18., 31.  März  1906).  —  Des  Minist,  f.  Handel  und  Gewerbe  vom 
1./14.  Min  1900,  betr.  die  Segdn  Aber  die  Avsarbeitung,  VerOiimtliebung,  Ein- 
f Abrang  nnd  Ablndernag  der  Tarife  snf  den  nuaiacfaen  SSsenbahnen,  die  für  den 
allgemeinen  Verilebr  eröflhet  sind,  mit  Angabe  dar  bierbei  sn  beobaebtendeo  Friaten 
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GesetigekHUig. 


<Nr.  80  mm  90.  Jtmi  /2.  Juli  1906).  —  All«rli.  Terordn.,  betr.  die  Regda,  nach  denra 
Umwegsronten  bei  der  BefSrdenmg  TO»  Otttflfn  btnntet  werdm  dürfen  (Nr.  12  von 

25.  April '7.  Mai  um\ 

Schweden.  Ki'migl.  Verordn.  vom  27.  April  liKlfi.  betr.  den  Zonentarit  auf  den  Scbwedi- 
»cben  StaatseisenbahneD  (äcbwed.  Yerfa&ä.-Saiuiul.  Nr.  28  vom  23.  Mai  1906). 

Sebwell.  BonäMbeeehla«  rnm  14.  Jani  1906,  betr.  die  Liqnidfttioo  des  ffiMobalm- 
fmidamiddeeSimploii-SnbventioiiHfund^  i  Eidgen  OS.  Nr.  10  rma  4.  Juli  1906  8.81^. 
—  Transport reglement  der  schweizerischen  Kiscn!>;\hn-  nnd  Diinipfscbiffaiitemehmangea 
vom  1.  .lanuar  1894.  Berichtignngs-  untl  l^iuiiiizungsbiatt  V  vom  ß.  .Tuli  1906. 
Giltig  vom  1.  August  1906  (BidgeD.  GS.  Nr.  11  vom  11.  Juli  1906).  —  Haudelsver- 
trag  mit  OeBterralcb>UngMrB  tob  9.  Min  1906  auf  den  Elaenbabiiveikehr  beiOgUche 
Bestimmungen  Art.  1  Aha.  3,  Art.  18  nnd  Schlussprotokoll  Nr.  3  Abs.  1  (Schweis. 
GS.  \m\  UK)6  S  423).  —  Uebereinkommen  mit  Oesterreich-Ungarn  (Uior  die  Zollab- 
fertigung im  Eisenbahnverkehr  (S.  521).  —  Handelsvertrag  mit  Italien  vom  V).  Juli 
1904.  Auf  den  Eisenbahnverkehr  bexaglicbe  Bestimmungen  Art.  2,  4  (Bd.  XXI 
Nr.  6  8. 189). 

Ungarn  a.  OestenuiA.   Handelsvertrag  mit  der  Schweiz. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  (ieset?:  vom  29.  .hmi  190fi,  betreffend  AbKndermig 
des  Bunde^verkehrägesetze»  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  vom  4.  Februar 
1887  and  der  seitherigen  Nachtragsgesetze,  sowie  betreffend  die  Erweiterung  der 
BeAignine  des  BnndesfericdirBMntes  (Zeitsdir.  f.  d.  intmat.  Bisenbabntnaiv.  XIV 

im  Nr.  11  S.  122). 

Wirttemberg.  Verf.  de.<«  Minister,  der  auswärtigen  Angelegenheiten  ete.,  betr.  die 
.\uRbiidung  nnd  PrUfmig  der  Anwärter  filr  die  Unterbeamten  im  Eisenbalinbetriebe, 
vom  11.  Mai  1906  (RegBI.  S.  138). 


BaehdnolMNl  Maratake    Mftriln,  Trebalti  Lllolil«s. 
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In    der    Dleterich>chen   VerlacsbaclüiandlniMr  (Theodor 
Welcker)  in  Ijcipziic  ist  soeben  erschienen : 

Die  Haftung  der  Eisenl^alm 

für 

Verlust,  Beschädii^ung  und  Lieferfristftberschreitnng 

nach  deutschem  Eisenbaliiifraclitrccht. 

Dargestellt  von 

Dr.  iur.  Rundnagel, 

Regierungarat. 

—  Preis  in  Leinwand  gebunden  6  Mark.  — 
J.  U.  Keni'8  Verlas  (Max  HUller)  in  Breslau. 

über  die 

Enteignung  von  Grundeigentum 

vom  11.  Juni  1874. 

Erläutert  mit  Benutzung  der  Akten 
des  Küuigl.  Preuss.  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten  von 

Dr.  jur.  Georg  Eger, 

Regierungsrat. 

Zweite  Auflage.    Gr.  8».  1902.    Zwei  Bände. 
Geheftet  29  M.,  gebunden  33  M. 

Das  Gesetz  über  die  Enteignung  von  Grundeigentum 

vom  II.  Juni  1874 

mit  den  einschlägigen  Bestimmungen 

des  Fluchtliniengesetzes  vom  2.  Juli  1875  und 
des  Wassepstrassengesetzes  vom  I.  April  1905. 

Handausgabe  mit  Erläuterungen 

von 

Dr.  Georg  Eger, 

Regierungsrat. 

27  Bogen.   190(5.  In  Leinwand  gebunden.   Preis  7  M.  50  Pf. 


In  J.  U.  Kem'tf  Verla«:  (Max  Müller)  in  Breslau  erscheint : 

Zeitschrift  für  Yölkerreclit  und  Bundesstaatsreciit. 

Unter  dauernder  Mitarbeit  der  Herron: 

Prof.  Dr.  Julius  Hatsohek  in  Vosta.  Prof.  Dr.  Max  Hubar  in  Zürich,  i'rof.  Dr.  Louis  Li  für  in  Caen, 
Prof.  Dr.  L.  Oppenhalm  in  London,  I'rof.  Dr.  F.  Melll  In  Zürich,  I'rof.  W.  B.  Hunro  in  Cambridge,  Mass., 
Prof.  Dr.  Hermann  Rahm  in  Strassburg,  Prof.  Dr.  H.  It.  von  Salls  in  Bern,  Prüf.  Dr.  Oeorgloa  von  Straft 

in  Athen 

und  unter  .Schrift leitnng  von  AsHe-ssor  Dr.  Poiener  in  Berlin 
heraus^'cgobon  von 

Professor  Dr.  Josef  Kohler 

(ieheiineiii  .lustlzrat. 

Jährlich  6  Hefte  in  gross  8°.   Preis  für  den  Jahrgang  20  M. 

Buchdructiorei  Marctslie  &  »lärtin,  Trebnitz  i.  Scbl. 
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Eisenbahnrechtliche  Entscheidungen 

und  Abhandlungen. 


Zeitschrift  fiir  Eiseiihnhnreclit 

herausgegeben 

von 

Dr.  jiir.  imnui  Eum 

Oehetmer  KegiorunK-<r')t 


:J.  Heft. 


HKKSLAV. 

.1.  U.  K  e  rn  's  Verlag 
(Max  Müller). 

19U7. 


Inhalt. 


Seite. 

F.iit«40li(*idiiiifi:cn  Ni  14  »- jH,  238— 3(>5 
A  bh  a  nd  1  iiniteu . 

18  Der  Beurift'  <lrr  Al)Iieferun^  muli  iluntseiiiiin  KiscnlialitiirAclitrcrhr.  Von 

Dp.  Rundnagel,  Rt^giernnifsrat.  in  Tosen  306 — ;H<in 

II   l'ie  re«'liilicl>e  Niitiir  des  (tepHckscheiiH.    (§^32,  .iii  ti«r  ileut-sohe»  Kiseu- 

l)ivhn-Verkelirs()rihiniisr.i    Von  Dr.  William  Gumprecht  in  Urosrlon  ....  3UH— ;>l:i 

1r>.  Hiiffiitlirlit  tlcr  Kisi'nltjvlui  für  Sarh.siiliKdfn  nach  liaycrischoni  Heclitr.  Von 
Dr.  Max  Reindl,  Kfijieriuiirsriif  im  K  Staur-<iiiinistori>ini  t'Hr  Verkehr'tanLfe- 

Ici^enlieilen  in  Müniliiii  313— 32«' 

U).  Die  Vt'rjiilirun;^  «ler  Ansin  iii  Ijv  lies  \  i  i.seiidi-r.s  uns  dem  5?i)i'dition.svortrag<i 

naih  dentscliem  Reclit.  Von  Dr.  Richard  Senckpieht,  .\nitsri(  liter  in  Kolinar  i.  P.  321—32" 

17.  Diu  rcclitlielji'  Stclhiny  dt.s  Htrasseuljulninntermlinicrs  zum  St.'iat  nnd  zur 
lionniindc  nncli  ileu»>(lic!n  VerwaUnns^sreirlit     Von  Dr.  Theodor  Kittel  in 

Leipzig.    (.ScIiUissi  .....  .327— 3o(". 

IJlrrutiir  .  337—343 

i!c-      l  1  c  II  U  11  -  c  11 .     1  '1 .  1;  II  ri  il  :i  .1  ^  r  I  .  .U»;Lll'i':l  i.li;^  -  ^  Ml  ^'  lll.ti^u  Ml  ilciU 

7.  Ab.-oliuilt  i[e<  dritten  Bneln-s  l!andt;Isj;e.solzl)Ucljes  i.S.  337i.  —  Dr. 
.\.  .\(.liillesi,  Bürjicrliches  Gesetzbuch  nebst  Kiut'dlirnnyageactz,  nach  dem 
Tode  des  ersten  Heransijebers  in  Verbindung  mit  Dr.  F.  Andrt\  F.  Hitj^eu, 
O.  Strecker ,  Dr.  K.  Uuzucr.  heriuisi^oifcbün  vnn  M.  («ruitl".  5.  Anfhiird 
'.S.  337i  -  Dr.  F.  Bernhül't,  Du!!  uou*'  l•ilr^^t.•rliche  Recht  in  nopnlärer 
Darsttdluu;.;  mit.  Beispielen  aus  dtui  praktischen  Leben,  ö  Biinilelien  337). 

—  Warneyers  Jahrbuch  der  Entscheidungen  auf  dem  tiebiete  des 
Zivil-,  llamlels-  und  Prozcssrecbts.  herausgegeben  von  Dr.  Otto  Wiirneyer, 
.').  .lahrgang  (S.  33H/.  —  Warueyers  .lahrbuch  der  Entschcidungeil 
Ulli'  dem  (iebicte  des  Strafretht8  nnil  Strafprozesses,  bearbeitet  von 
(J '•Mi  L'^  RuscumUller,  1.  Jahrgang  (S.33Si,  —  Conrad  Bornhak,  <-ü'uud- 
VI  W'rwaUnugsreohtH  in  l'reussen  und  dem  Deutschen  Reiche  {S.  338). 

'  \>urad  Bornhak,  Grundriss  des  deut.schcn  J^taatsrechi«  (S.  339).  — 
Dtlu  Fu eil s berger.  Entscheidungen  des  Reichsgerichts,  etc.  Bd.  IX: 
Krankenversichcmngsgesetze  1 1H83— 19(X>,i,  2  .\ull.  und  Erste-s  r^upplement 
(1901  —  1904).  herausgegeben  von  J.  Keidel  (S.  339,  340i.  —  Dr.  Fritz 
Stier-Sonilu,  Recht  der  Arbeiterversicherung  (S.  340;  B,  v.  Wil- 

niowski,  Da»  Preussischc  EiukoniinensteuergeHetz  vom  24.  Juni  ISIU  in 
der  Fas.sting  <icr  Novelle  vom  Ii».  Juni  1%'(;,  2.  Aufl.  (.S.  340). 

1,'ebcrsicht.  besonderer  eisenbahnreehtlichcr  und  mit  dem  Eisenbahn- 
recht  zusammenhängender  Schriften  und  .Abhandlungen  (S.  .337.  3 10— 3l3i. 
4iio««etKK:€4>unis:   343— H4  4 

Internationales  Uebereinkommeo.  —  Baden.  —  Bayern.  —  l'.ritiscli- 
o.-,tindien.  —  Deutsches  Reich.  —  {'rankreieh.  —  Oesterreich.  —  PretLssen. 

—  Hu-island.  —  Saclistu,  Küuigreich.  —  Ungarn. 

Notiz. 

Es  wild  gebeten,  alle  für  die  Zeit.schrift  bestimmten  Briefe,  Manuskripte,  zu  be- 
-lircchendeu  Werke  nnd  sonstigen  Po8t^5enl^ungen  an  die  Adresse  der  Verlagshandluu u 
I.  I'.  Kern's  Verlag  (.Alax  MUller)  in  Breslau  II,  Teichsirassc  8,  ^u  ricliien. 

Die  Zahlung  der  Honorare  für  aufgenommene  Beiträge  ertolgt  viertel- 
luhrlicli  n.»i  li  Krsclioiiion  des  betreffenden  Heltes  durch  die  Vi-rlairshandhuii^ 
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Entseheidungen. 


Nr.  140.   Entseli.  (l4*s  Deutschen  KeiclisgrcrieUts. 
3.  Zivilseuat.    Vom  13.  Jauuar  1905. 

(D.  BtraMM-  a.  KtBl&b.-2»Uif .  XZ  (iMff)  Nr.  t  & 
8  75  EM.,  I  31  TL  I  Tli  8  AHf.  Ptmm.  Llt.  Art  190  EA.  t.  MB.  §  89  Nr.  I  a,  fe 
Pr««M.  A8.  NafliH  i»  fUtMukum  fir  Htkniumrf.  WaMbmi. 

Nach  Art.  190  des  EGt.  z.  BGB.  sind  die  landesgesetzlichen  Vor- 
schriften über  die  im  öflbntlicben  Interease  erfolgende  Entziehang,  Be- 
schädigung oder  Benutzung  einer  Sache,  Beschränkung  des  Eigentains 
und  Entziehung  oder  Beschränkung  von  Rechten  unberührt  geblieben. 
In  dieser  Hinsicht  yerordnet  das  Allgemeine  Landrecht,  dass  der  Staat 
denjenigen,  welcher  seine  besonderen  Rechte  und  Vorteile  dem  Wohle 
des  gemeinen  Wesens  aufzuopfern  genötigt  odei-  dessen  Piivateigentum 
zum  Vorteile  des  Staates  oder  anderer  Bür}i:er  eingoscliränkt  wird,  zu 
entscliiidi^reii  liabe  (§  75  Einl ,  §  31  I  8).  Die  Rechtsprechung  hat  von 
jeher  diese  Hestininuingen,  deren  fortdauernde  Geltung  das  preussisclie 
AG.  z.  BGB.  ausdrucklich  ausgesprochen  hat  (Art.  <S9  Nr.  1  a,  b).  dahin 
ausgelegt,  da.'<s  bei  den  im  öffentlicheu  Interesse  erfolgenden,  durch 
staatliche  Anordnungen  verursachten  Eingriflen  in  das  Privateigentum 
derjenige  den  Eigentümer  zu  entschädigen  hat,  dem  infolge  dieser  An- 
ordnung ein  Vorteil  zugewendet  worden  ist.  Eine  solche  Aufopferung 
ist  in  der  Einschränkung  des  Eigentums  des  Grundbesitzers  enthalten, 
die  ihm  dadurch  auferlegt  ist,  dass  dorch  die  staatliche  Konzession  der 
Kleinbahn  ihm  der  (negatorische)  Ansprach  anf  Unterlassung  der  dnrch 
d«i  Betrieb  der  Bahn  hervorgerufenen  Einwirkungen  auf  sein  Grund- 
Stück  genommen  ist.  Die  Kleinbahngesellschaft  ist  diejenige  Person,  zu 
deren  Gunsten  die  Einschränkung  des  Grundeigentums  des  dnrch  den 
Waldbrand  Geschädigten  durch  die  Konzessionierung  dahin  erfolgt,  dass 
der  Gutsbesitzer  die  Einstellung  des  Betriebes  auch  insoweit  nicht  be- 
anspruchen darf,  als  dieser  Betrieb  notwendigerweise,  auch  ohne  jedes 
Verschulden  der  Gesellschaft,  Eingriffe  in  sein  Grundeigentum,  z.  B. 

Kg«r,  BiMalMbiirMlitlicbe  EnUieheldiiBgtti  XXIU.  16 
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£utscfa.  des  Obergcriciitü  Suiutbuni  vom  14.  Janiiar  I9ü5. 


durcli  Fonkenansworf,  mit  sich  bringen  moss.  Hiernaeh  ist  die  OeaelU 
seliaft,  obgleich  ihr  ein  Yerschnlden  anstreitig  nicht  zur  Last  fUlt,  zam 
Ersätze  des  durch  den  Bahnbetrieb  dem  Gmndeigentftmer  erwachsenen 
Schadens  in  der  nicht  angefochtenen  Höhe  verpflichtet. 

Nr.  141.   Eiitsi'h.  des  Obcrgcrichts  Solothurii. 
Vom  14.  Janaar  1905. 

(SohwJZ.  Jtäug.  m  Befk  U  &  1V5  Ziff.  677.) 
Art.l  FabrikHaftpflG.  vtn  25.  Juni  1881  und  AotdehnG.  vom  26.  April  1887.  Eil 
dirdi  6lM  ataMlM  UabMraastrengung  herausgetretMer  LaittMlirMh  ist  eia  Bt- 

triebsunfall. 

Wenn  ein  Leistenbi  nch  (ancli  bei  vorliandener  Bruclianlage)  bei 
einer  einzelnen  küiperlichen  Uebeianstrengiiiip;  austritt,  so  liegt  ein  Un- 
fall vor  (Bundes^aMiclit  A.  8.  XXI  S.  652).  Eine  l'eberanstrengunf? 
ist  eine  ausscrgewülinliche  Anstrengung.  Aussergewölmlicli  ist  eine  An- 
strengung schon  dann,  wenn  sie  hinausgeht  Uber  das  Ma.ss  der  An- 
strengung, das  der  Arbeiter  in  der  Regel  während  des  ganzen  Arbeits- 
tages anwenden  niuss,  wenn  sie  auch  oft,  vielleicht  wälirend  des  gleichen 
Tages  mehrere  Male,  gemacht  werden  nuiss.  Das  Ausgleiten  beim 
Tragen  von  schweren  Eisenbahnschienen  and  das  Bestreben  des  Tragen- 
den, anfrechtstehend  zn  bleiben»  Teranlassen  diesen  za  einer  ansser- 
gewöhnUchen  Anstrengung. 

Nr.  1413.  Entseh.  des  Prenss.  Ober? erwaltnngsgerldits. 

3.  Senat.  Vom  23.  Januar  1906. 

(Preuss  Verw.-Bl.  XXVIIl  (1906)  Nr.  11  S.  sros.) 

Eine  Erwerbsunfäliigiceit  im  Sinne  des  §  6  Abs.  I  Nr.  2  des  Krankenversicherunga- 
gesetzes  ist  vorhanden,  sobald  der  Ericrankte  die  bisherige  Erwerbstätigkeit  ohne  Ver* 
sohiimneruoo  der  Krankheit  nicht  fortsetzen  kann.  Zur  Feststeilung,  ob  solche  Er- 
werbsiNfliililtalt  «arlteft,  mm  daher  die  Meberlge  Erwerbetiti|iteH  dee  BetreffMdee 

festgeeleit  werdee. 

Der  Vorderrichter  ist  zwar  zutreffend  davon  ausgegangen,  dass  der 
streitige  Ersatzanspruch  nur  dann  als  begründet  anzuerkennen  sei, 
wenn  der  Arbeiter  W.  bei  Einleitung  des  Heilverfahrens  sich  im  Zu- 
stande der  Erwerbsunfähigkeit  im  Sinne  des  §  6  Abs.  1  Nr.  2  des 
Krankenversicherungsgesetzes  l>efunden  habe,  seine  Feststellung  aber, 
dass  das  Vorhandensein  des  Zustande»  der  Erwerbsunfähigkeit  zu  ver- 
neinen sei,  konnte  nach  Lage  der  Akten  nicht  aufrechterhalten  werden. 
Nach  der  ständigen  Rechtsprechung  des  Gerichtshofes  ist  eine  Erwerbs- 
unfähigkeit in  dem  oben  hervorgehobenen  Sinne  anzunehmen,  wenn 
die  l'iimötrlichkeit  vorliegt,  die  bisherige  Erwerbstätigkeit  ohne  Ver- 
schlimuieruug  der  Krankheit  fortzusetzen.   Um  zu  einer  suchgemässen 
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Entach.  des  Oesteir.  Obenten  GericbtdioliBS  vom  7.  Febrour  1905.  £85 

Feststellang  in  dieser  Beziehung  zu  gelangen,  wlirc  es  daher  erforder- 
lich gewesen,  die  Art  der  bisheri^^en  Erwerbstätigkeit  des  W.,  durch 
welche  seine  Versicherungspflicht  begründet  war,  zu  ermitteln,  denn  erst 
auf  dieser  Grundlage  konnte  einer  PrQfuug  der  Frage  nähergetreten 
werden,  ob  W.  befähigt  gewesen  sei,  ohne  Schaden  für  seine  Gesund- 
heit eine  seiner  bisherigen  Beschäftigung  entsprechende  £rwerbstätig- 
keit  auszuüben.   

Nr.  148.  Bntseh.  des  Oestenr.  Obersten  OeriditshofiBB. 
Vom  7.  Februar  1905. 

(Oaitnr.  BiaembwT«NidB.>fiL  ZX  (i«07)  Nr. »  8.  M.) 
g  70  EisenbBetrRegl.  Auch  wenn  die  Eisenbahn  den  Absender  von  der  Nichtannahme 
it%  Gutes  durch  den  Adressaten  nicht  rechtzeitig  verständigt  hat,  haftet  sie  nicht  für 
•in  wäbrend  der  Lagerung  etwa  eingetretenes  Verderben,  sofern  der  Absender  von  den 
AWItfBrmgtlilNenilMS  aiHtonnltli  !■  KeNtal«  vetebt  wonle. 

Aus  den  Gründen  der  zweiten  Instanz:  Es  unterliegt  keinem 
Zweifel,  dass  die  Bahn  Terpflichtet  war,  ohne  unnötigen  Verzug  den 
Kläger  zu  verständigen,  dass  der  Adressat  die  Sendung  Butter  nicht 
beziehe.  Es  besteht  jedoch  zwischen  dem  Versäumnis  dieser  Pflicht 
und  dem  für  den  Kläger  entstandenen  Schaden  infolge  Verderbens  der 
fibersendeten  Butter  kein  Kausalzusammenhang.  Der  als  Zeuge  in  dieser 
Rechtssache  einvernommene  Adressat  hat  unter  Eid  ausgesagt,  dass  er 
unverzfiglich  am  selben  oder  nachfolgenden  Tage  nach  Erhalt  des  Avisos 
von  der  Bahn  den  Kläger  benachrichtigt  habe,  dass  er  die  Butter, 
welche  er  vom  Kläger  gar  nicht  bestellt  hat,  nur  annehme,  wenn  ihm 
der  Kläge'r  vom  Kaufpreise  einen  Nachlass  von  E  20  gewähre.  Da  der 
Kläger  mit  dieser  Proposition  nicht  einverstanden  sich  erklärte,  80  war 
es  seine  Pflicht,  über  die  Ware  eine  Verfügung  zu  treffen,  zumal  er 
ja  wusste,  dass  der  Adressat  die  Sendung  von  der  Bahn  nicht  beheben 
werde.  Kläger  konnte  auch  nicht  der  irrtümlichen  Meinung  sein,  dass 
der  Adressat  die  Butter  angenommen  liabo  und  nur  etwas  vom  Kauf- 
preise abhandeln  wolle,  weil  er  die  Butter  gegen  Nachnahme  abgesendet 
und  keine  Benachrichtigung  erhalten  hat,  dass  der  Nachnahmebetrag  in 
die  Kassa  des  Bahnanites  eingelaufen  sei.  Der  Kläger  hat  aber  auch, 
als  er  von  der  Bahnvorwaltung  am  7.  April  1904  die  Benachrichtigung 
von  der  Nichtannahme  der  Sendung  erhalten  hat,  über  die  Sendung 
nicht  disponiert,  sondern  zugelassen,  dass  die  Butter  bis  zum  25.  April 
1904,  an  welchem  Tage  die  Veräusseruug  stattfand,  auf  der  Bahn  ge- 
lagert hat,  und  es  ist  klar,  dass  der  Zustand  der  Butter  am  7.  April 
1904  viel  besser  sein  musste,  als  achtzehn  Tage  später,  uud  dass  die 
am  7.  April  1904  getroffene  Verffigung  vom  Kläger  wenigstens  teilweise 
den  Schaden,  den  er  erlitt,  abgewendet  hätte.  Es  hat  daher  der  erste 
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Richter  ganz  begründet  angenommen,  dass  der  Schaden  infolge  der 
Nachlässigkeit  des  Klägers  selbst  (§§  1296  und  1297  a.  b.  GB.)  ent- 
standen ist,  sowie  dass  die  Bahn  diesen  Schaden  nicht  vertritt;  das 
angefochtene  Urteil  wird  daher  dem  ganzen  Inhalte  nach  bestätigt. 

Die  gegen  das  Berufungsurtoil  eingelegte  Revision  des  Klägern  hat 
der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof  als  KevisKnisofPi  jcht  mit  der  Entscheidung 
vom  7.  Februar  1905,  Z.  1728,  zurückgewiesen. 

Nr.  144.    Eiifsch.  dt'S  DciitMlien  Ueichsi^erielit.s, 

6.  Zivilsenat.    Vom  22.  März  1905. 
(OraelM»t8  Beltr.  Jalirg.  M  (180^  B«i1a«eb«ft  8.  iiN.) 

Ein  Bttriebsanfall  gemist  §  I  HaftpflG.  liegt  avcti  dann  vor,  wenn  er  den  auf  de« 

Hinterperron  des  Motorwagens  stehenden  Fahrgast  nicht  während  der  Fahrt  betroffen 
liat,  sondern  beim  Halten  des  Wagens  an  der  Haltestelle,  z.  B.  diiroh  den  Anprall  eines 

anderen  Wagens. 

Wenn  der  Strassenbahnwagen  uitlnend  der  Fahrt  vom  Ausgangs- 
punkte zum  Endziel  an  den  einzelnen  Haltestellen  auf  kurze  Zeit  still- 
hält, wird  er  damit  nicht  voriibergehend  ausser  Betrieb  gesetzt,  der 
Betrieb  umfasst  vielmehr,  wie  das  Einnehmen  und  Absetzen  der  Fahr» 
gäste,  so  aach  das  dazu  erforderliche  Anhalten  des  Wagens.  Mit  diesem 
BetriebsYorgange  steht  auch  der  Unfall  des  Klägers  in  nrsftcblichem 
Znsammenhange;  denn  das  nach  der  Art  des  Betriebs  notwendige 
Halten  des  Wagens  an  bestimmten  Stellen  inmitten  des  Strassenver- 
kehrs  steigert  die  Gefahr  des  Znsammenstosses  mit  anderen  Wagen. 
Die  Tom  Bemfnngsgericht  in  seinem  Urteil  angefühlten  Ufteile  des 
BG.  beruhen  anf  der  gleichen  Rechtsaaifiissnng.  Ist  nnn  aas  diesem 
Omnde  der  Znsammenstoss,  dnreb  den  der  ElSger  verletzt  worden  ist, 
ein  Betriebsnnfall,  so  ist  damit  die  Ersatzpflicht  der  Beklagten  gegeben. 

Nr.  145.   Entsch.  dos  Oberlaiiidesärcrichts  Colmar. 

Strafsenat.    Vom  11.  A pril  1  905 

'Jnr.  Zcitsciir  f  Hl'-  LotLr  .Tnhrg  31  iiSXMi   llcit  ii  S  :,<x,. 

Nir  die  eigentlichen  polizeilichen  (Betriebseicherbeit  u.  dgl.  bezweciieadea)  Be- 
•Itenungen  «iMr  Strimeilitfnptlinivarardning  geaiMMii  ttrallrMMHelmi  Sitati. 
Htorza  gshSrt  die  Versekrifl,  Fahricartsa  n  HItM  edar  vemieliM,  JedraraHt  iiM 
■ioM,  wMia  Merls  aar  das  VertragtverhSitnit  zwIniMa  der  StratMabaha  aad 

dem  Fabrgaet  zum  Ausdrocic  gelangt. 

Nach  den  Feststellungen  des  (tB.  Iiat  der  Angeklagte,  welcher 
einen  Zug  der  Strassburger  Strassenbabn  benutzte,  sieb  geweigert,  dem 

')  Vgl.  in  dieser  Zeitschr.  Bd.  Xlll  S.  2öö,  Bd.  XIV  S.  241  n.  303,  Bd.  XVI  S.  77; 
BOBrk.  vom  5.  NoTomlmr  ld04,  DJZ.  1905  S.  171  Ziff.  9;  RQSt.  Bd.  34  S.  1;  EG. 
Bd.  6  S.  286. 
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diensttuenden  Schaftner,  als  dieser  seine  Zeitkarte  einsehen  wollte,  sie 
vorzuzeigen  oder  eine  gewöhnliche  Einzel fahrkarte  zu  lösen. 

Der  Vorderrichter  hat  hierin  eine  Zuwiderhandlung  gegen  §  46 
der  zur  Erhaltung  der  Sicherheit  und  Bequemlichkeit  des  Verkehrs  auf 
den  öffentlichen  Strassen  und  Plätzen  erlassenen  Polizeiverordnung  vom 
15.  Jvli  1896  erlilickt  und  —  im  G«g«Dsatz  zu  dem  freisprechenden 
Urteil  des  Schöffengerichts  ~  den  Angeklagten  nach  §  57  Abs.  1  a.  a.  0. 
and  §  306  Ziff.  7  StGB,  bestraft. 

Dieser  Ansicht  konnte  nicht  beigetreten  werden. 

Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  die  Vorschriften  des  §  46  der 
erwähnten  Verordnung  als  solche  aafzofassen  sind,  die  für  sftmtliche 
an  der  Befördemng  im  StrassenbahnTorkehr  beteiligten  Personen  (Unter- 
nehmer, Angestellte  und  Fahigttste)  eine  öffentlich-rechtliche  Pflicht 
begründen,  deren  Nichtbeobachtang  mit  Strafe  bedroht  ist,  oder  ob  es 
sich  um  dem  zivilrechtlichen  Gebiete  angehörige  Bestimmnngen 
handelt,  die  im  Verhältnis  zwischen  Strassenbahnnntemehmer  nnd  Fahr- 
gästen einer  abweichenden  Vereinbarang  fähig  sind. 

Auf  jeden  Fall  sind  die  Voraussetzungen  des  §  46  der  Verordnung 
TOm  15.  Juli  1895  Iner  nicht  gegeben. 

Die  dort  festgesetzte  Vorzeigungspflicht  bezieht  sich  nur  auf  die 
durch  den  Schaffner  vom  Fahrkaitenbuch  abzulösenden  und  den  Gästen 
einzuhändigenden  Einzelfahrkarten,  während  nach  den  tatsächliclien 
Feststellungen  des  B(i.  der  Angeklagte  seine  Zeitkarte  —  eine 
Munatsdauerkarte  ~  dem  diensttuenden  BalinbeanUen  vorzuzeigen  sich 
geweigert  hat.  Da  diese  Handlung  von  der  Vorschrift  nicht  betroffen 
wird,  kann  von  einer  Bestrafung  des  Angeklagten  folglich  keine  Rede  sein. 

Ar.  146.   Entseh.  des  Ocsterr.  (HM  isteu  Ürericktsliofes. 

Vom  19.  April  1905. 

T.irir-.\nz  Jahr;,-  .\XV  ,19(m;   Nr  ',2  S  •m; 

I.  Wenn  die  Bahnorgane  nur  unter  der  Bedingung  annehmen,  dass  in  den  Frachtbrief 
eine  bestimmte  Kartierungsvorschrift  eingesetzt  werde,  so  hat  die  Babn  den  dem  Ab- 
Mider  varsrtaebt«!,  zsMisdMt  In  ilmi  Ihn  hterdirob  aiif|«lattttMi  MHierM  FraoM- 
fthUren  bestehenden  Schaden  zu  ersetzen.  2.  Die  von  der  Partei^  In  Frachtbriefe 
•ISfaMtite  BemiehiiHNi  dm  Sates  l«t  fMr  die  Barechavni  der  Fracht  ■lassiehead. 

Das  Berufnngsgericht  Hess  sich  von  der  ganz  richtigen  Erwägung 
leiten,  dass  das  festgestellte  Vorgehen  der  Bahnorgane  in  Chab6wka, 
insoweit  sie  die  bewnssten  klftgerischen  Holzsendangen  trots  Verwahmng 

nnd  Widerspruchs  des  Absenders  nur  unter  der  Bedingung  der  Bei- 
setsang  auf  den  betreffenden  Frachtbriefen  einer  auf  .Lokalbahnverkehr 
bis  Saybnsch  etc.''  lautenden  sogenannten  Kartierungsvorschrift  zur  Be- 
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förderung  annahmen,  dn  widerrechtli€]ie8  gewesen,  weshalb  der  hiedorch 
der  Elägerin  Temtsachtet  zamindest  in  den  ihr  hiedureh  aufgelasteten 
höheren  Frachtgebtthren  bestehende  Schaden  nach  §§  1894,  1295,  1299 
ond  1S18  a.  b.  GB.,  respektive  Art.  5,  6  und  29  der  sogenannten  Bemer 
EonTention  vom  14.  Oktober  1890,  Nr.  186  ez  1892,  von  dem  geklagten 
Aerar  ersetzt  werden  mnss.  Uebeigehend  anf  die  wegen  der  Ab- 
erkennung des  Betrages  von  70  K  45  h  erhobene  Bevision  der  Klägerin, 
ist  auch  hier  die  rechtliche  Beurteilung  der  Sache  (Bg.  Z.  4)  durch  die 
Untergerichte  mit  Verweisung  auf  deren  diesbestigliche  Entscheidungs- 
gründe  für  richtig  zu  erkennen.  Denn  mag  es  auch  richtig  sein,  dass 
„zweiseitig  gezimmerte  Schwellen",  wie  dies  der  vernommene  Sachver- 
ständige bekundete,  im  Handelsverkehre  mit  (sogenannten  sächsischeD) 
Eisenbahnschwelleu  als  gleichbedeutend  gelten,  so  ist  doch  andererseits 
nicht  zu  übersehen,  dass.  wie  einerseits  durch  die  Bezeichnung:  „zwei- 
seitig gezimmert"  der  ^gegenständlichen  Schwellensendunfr  der  Charakter 
eines  zu  Grubenzwecken  bestininUeu  Holzes  noch  nicht  benommen  wii*d, 
so  andererseits  durch  die  in  den  bezüglichen  Frachtbriefen  vorkommende, 
deren  obige  Bestimmung  ausdrückende  Bezeichnung:  „zu  Grubenzweckeu 
des  Bergbaues"  die  Bestimmung  der  verfrachteten  Schwellen  zu  Eisen- 
bahnschwellen, selbst  wenn  sie  im  Frachtbriefe  als  solche  genannt 
würden,  was  hier  jedoch  nicht  der  Fall  war,  füglich  als  ausgeschlossen 
erscheinen  müsste.  Die  Angaben  des  Frachtbriefes  und  die  sich  hie- 
nach  ergebende  Güterklassifikation  sind  aber  nach  §  53  des  öster- 
reichischen Eisenbahnbetriebsreglements  und  §  7  der  schon  obbezogenen 
Bemer  Konvention  für  den  Absender  unbedingt  verbindlich,  und  kann 
daher  in  der  Behandlung  der  gegenständlichen  Sendungen  nach  der 
Klassiiikation  20a  («Holz  zu  Grubenzwecken,  Schwellen  etc.*)  statt, 
wie  dies  Klägerin  wünschen  würde,  nach  jener  H-~19d  («Eisenbahn- 
schwellen, roh,  auch  imprftgniert^)  eine  unrichtige  Anwendung  des 
Tarifes,  welche  die  beklagte  Bahn  im  Sinne  des  Art.  12  der  Bemer 
Konvention  zur  Erstattung  des  zu  viel  Erhobenen  verpflichten  würde, 
nicht  die  Bede  sein.   

Nr.  147.    Kntseh.  des  Deutschen  Reiehsi^erlehts. 
■    2.  Zivilsenat.    Vom  27.  Juni  1905. 

(Oraebots  Beitr.  Jsbrg.  50  (1906)  H«ft  t/B  S.40a) 

S  373  HÜB.  Oer  bairileltrMfctIlohe  SalbtüiHfeverfcuf  Ist  sieht  enlMUi|inistl|  erfelft, 
wena  er  iereh  eleei  Aapetelltes  ier  Elseibaha  feezl|tloli  der  hei  ihr  ale  FreeMiet 

lagernden  Waren  erfolgt  ist.  Als  Verkaufsort  kommt  neben  dem  Erfüllungsorte  auch 
■aoh  Würdigung  der  Umstände  ein  zum  Verkaufe  gleich  geeigneter  Ort  in  Betracht. 

Die  Revision  konnte  nur  y.nm  Teile  Erfolg  haben.  Sie  ist  unbe- 
gründet insoweit,  als  das  Berutuugsurteil  den  auf  Annahme  Verzug  der 
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Beklagten  gegründeten  Klaganspruch  betreifend  die  Differenz  von 
1102,35  M.  zwischen  dem  Vertra<ispreis  und  dem  Erlöse  der  in  Dort- 
mand  baliiiaintlich  stattgefundenen  Versteis^^ening  des  Koks  nebst  den 
Zinsen  von  dieser  Summe  zum  Gegenstände  hat.  In  dieser  Beziehung 
wird  die  Entscheidung  schun  allein  durch  die  Erwägung  getragen,  dass 
ein  durch  die  Eiseubahuverwaltung  bewirkter  Verkauf,  auch  wenn  er 
öffentlich  erfolgt  ist,  nicht  als  ein  ordnungsmässiger  Selbsthilfeverkauf 
im  Sinne  des  §  378  AGB.  ansmaehen  sei.  Unter  diesem  kann,  wie  in 
einem  Urteile  des  VII.  Zivilsenats  des  Reictasgeiiehts  bereits  mtreffend 
aosgefniirt  ist  (vgl.  JW.  02,  220  Nr.  27),  nur  ein  soleher  Verkauf  ver- 
standen werden,  der  dnroh  einen  HandelsmaUer  oder  einen  an  Ver- 
steigenmgen  befagten  Beamten  bewirkt  wird.  Der  öflfantlicbe  Vericanf 
gew&hrt  nur  dann  die  vom  Gesetz  im  Interesse  des  Käufers  fOr  er- 
forderlicli  erachtete  Sieberheit,  wenn  in  bezng  auf  Saehkimde  und  ITn- 
partefliebkeit  der  den  Verkauf  leitenden  Persönlichkeit  die  nötigen 
Garantien  gebeten  sind.  Der  den  Verkauf  leitende  Beamte  auss  des- 
halb insbesondere  ein  unparteiischer  Dritter  sein.  Dies  trifft  nicht  zu, 
wenn  der  Verkauf  durch  einen  Augestellten  der  Eisenbahnverwaltnng 
bewirkt  ist,  welche  die  ihr  als  Fracbtftthrerin  zustehenden  Bechte  wahr- 
nimmt. Da  somit  die  Beklagte  die  von  der  Eisenbahnverwaltung  Tor- 
genommene  Versteigerung  nicht  als  für  ihre  Rechnung  geschehen  anzur 
erkennen  braucht,  so  zerfällt  die  Grundlage,  auf  der  die  Schadens- 
berechnung der  Klägerin  beruht.  Daher  ist  die  Klage  in  Höhe  von 
1102,35  M.  nebst  Zinsen  hiervon  vom  Beruf angsgerichto  mit  Recht  für 
unbegründet  erachtet  worden. 

Dagegen  mu.sste  die  Revision  insoweit  Erfolg  iiabeu,  als  auch  der 
in  Hagen  durch  Gerichtsvollzieher  G.  vorgenommene  Selbsthilfeverkauf 
für  unwirksam  erklärt  worden  ist.  Die  beiden  Gründe,  auf  denen  die 
Entscheidung  beruht,  konnten  nicht  für  zutrettend  erachtet  werden. 
(Dies  wird  bezüglich  des  ersten  (irundes,  der  liier  nicht  weiter 
interessiert,  näher  ausgeführt.  Dann  heisst  es  weiter:;  Zu  beanstanden 
ist  aber  auch  die  weitere  Erwägung,  der  Selbsthilfeverkaaf  sei  um  des- 
willen unwirksam  gegenflber  der  Beklagten,  weil  er  nicht  an  dem  Tor^ 
geschriebenen  Orte,  sondern  in  Hagen  ausgeführt  worden  sei. 

Der  §373  BGB.  enth&lt  fiber  den  Ort,  wo  der  Selbsthilfeverkauf 
stattzufinden  hat,  keine  Bestimmung,  insbesondere  ist  darin  nicht,  wie 
im  §  383  BGB.  bestimmt,  dass  der  Verkauf  gerade  am  Leistungsorte, 
d.  h.  ErfOUungsorte,  stattfinden  mnss  und  dass  nur  dann,  wenn  ein  an- 
gemessener Erfolg  nicht  zu  erwarten  ist,  an  einem  anderen  Orte  zu 
verkaufen  ist.  Den  Bedürfnissen  des  Handelsverkehrs  entsprechend 
muss  eine  freie  Auffassung  Platz  greifen.  Demgemftss  wird  eine  Aus- 
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nuliine  von  der  Regel  schon  dann  gerechtfertigt  erscheinen,  wenn  der 
Verkäufer  einen  anderen  Verkaufsort  nicht  rein  willkürlich,  sondern  in 
gutem  Glauben  gew&Ut  bat,  weil  er  als  ordentlicher  Kaufmann  den 
Interessen  des  sännigen  Eiofers  Becbnung  tragend  nach  Wflbrdigang 
der  ümstinde  des  Falles  den  gewählten  Verkanfsort  mit  Rücksicht  aof 
die  Gleichheit  der  MaiktverhSltnisse  ond  seine  nicht  grosse  Entfemnng 
Ton  dem  regelmässigen  Verkanfsort  als  gleich  geeignet«  wenn  auch 
nicht  als  geeigneter  als  den  letzteren  angesehen  hat  und  ansehen 
durfte.  Die  Auffassung  des  Berufungsgerichts,  dass  ein  Verkauf  an 
einem  anderen  Orte  nur  stattfinden  dürfe,  wenn  dieser  geeigneter  sei 
als  der  regelmässige  Verkanfsort,  ist  zwar  auch  in  der  Bechtslehre 
und  Rechtsprechung  vertreten;  ihr  kann  jedoch  nicht  beigetreten 
werden,  weil  sie  zu  einer  mit  den  Bedürfnissen  des  Handelsverkehrs 
im  Widerspruche  stehenden  Erschwerung  des  Selbsthilfeverkaufs  fährt. 
Von  dem  hiernach  massgebenden  Gesjc-htsptinkt  aus  ist  nun  aber  die 
Sache  Ton  dem  Berufungsgerichte  bisher  noch  nicht  gepräft. 


Nr.  148.  Entgeh,  dos  Prenss.  Oberrcrwaltiingsgeiiehts. 
4.  Senat.   Vom  12.  Oktober  1905. 

(Entscb.  d.  CTG.  Bd.  48  S.  lOS.) 

Zu  den  Strassenherstellungskosten  im  Sinne  des  §  15  des  Fluchtliniengesetzes  vom 
2.  Juli  1875  ist  ein  Güterbahnhof  nicht  nur  mit  der  Frontlänge  seines  Giiterscliuppene 
nebst  Nebengebäuden,  sondern  mit  sämtliohen  Grundstioken  heranzuziehen,  weii  sie 
maHNReii  «Im  wlrtedaflllolM  ElshtK  iarttsIlMk 

Der  Feststellung  des  Vörden  ichterü,  dass  das  ganze  an  der 
streitigen  Strassenstrecke  liegende  Grundstück  eine  wirtschaftliche  £iu- 
heit  darstelle,  muss  beigetreten  werden.  Der  Vorrichter  führt  freilich 
mr  Begründung  au,  dass  das  Grundstück  in  allen  Teilen  den  Zwecken 
des  Eisenbahnnntemehmens  diene,  und  ein  solcher  Ausdruck  ist  fftr 
sich  allein  betrachtet  missverständlicb,  weil  nach  diesem  Gesichtspunkte, 
wie  die  Be?isionsschrift  ausführt,  in  beliebiger  Lftnge  an  einer  Strasse 
entlang  laufende  Schienenstrftnge  als  ein  Grundstück  beti*achtet  und  in 
der  ganzen  Ausdehnung  innerhalb  des  Gtomeindebezirkes  durch  Errich- 
tung eines  Wftrterhauses  beitragspflichtig  werden  konnten.  Das  würde 
allerdings  unznlftssig  sein.  Es  muss  geprüft  werden,  wieweit  das  mit 
dem  Geb&ude  besetzte  Grandstüek,  das  Baugrundstnck,  reicht.  Dies 
ist  bei  den  mit  Eisenbahnanlagen  zusammenhängenden  G^b&nden  h&ufig 
schwer  zu  entscheiden,  aber  daran  ist  festzuhalten,  dass  noch  etwas 
anderes  hinzukommen  mnss,  als  die  gemeinsame  Bestimmung  für  den 
Eisenbahnbetrieb,  dass  also  nicht  davon  die  Kede  sein  kann,  die 
Schienenstränge  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  innerhalb  des  Gemeinde- 
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bezirkes  als  wiitscLial'tlicli  eiiilieitliches  Baugriindstück  zu  bebandoln. 
Das  hat  aber  der  Bezirksaiij^schuss  nicht  gemeint.  Er  gebt  der  Sach- 
lage entsprechend  davon  aus,  dass  es  sich  um  einen  Bahnhof  liandle, 
und  auch  nur  in  diesem  Zusammenhange  spricht  er  von  der  Gleisanlage, 
also  von  Rangier-  und  Ladegleisen  u.  dgl.,  die  Gleite  der  freien  ötrecke 
hat  er  nicht  in  Betracht  gezogen. 

Im  übrigen  ist  es  nicht  zu  beanstanden,  wenn  der  Vorderrichter 
den  ganzen  Bahnhof  als  wirtschaftlich  einheitliches  Grundstück  aut- 
fasst  (vgl.  Urteil  vom  3.  Juni  1901,  Preussisches  Verwaltungsblatt 
Jahrg.  XXn  S.  &37))  und  svar  gilt  das  nicht  nur  bei  der  Errichtung 
eines  Hanptgebäades,  also  etwa  des  eigentlichen  Bahnhofsgebäudes, 
sondern  anch  bei  der  Erriehtnng  von  Nebengebftuden.  Eis  geht  nicht 
an,  in  diesem  Falle  als  Bangrnndst&ck  nnr  denjenigen  Orond  nnd  Boden 
anzusehen,  welcher  unmittelbar  zum  wirtschaftlichen  Gebranche  des 
neuen  Nebengebäudes  bestimmt  ist,  gerade  zu  ihm  in  einem  wirtschaft- 
lichen Abhängigkeitsverhaltnisse  steht.  Infolge  dieser  Annahme  wttrde 
bei  Nebengebäuden  vielfach  nnr  der  von  dem  Bauwerke  selbst  bedeckte 
Boden  und  allenfalls  ein  schmaler  Streifen,  auf  welchem  die  Verbindung 
des  Gebäudes  mit  der  Strasse  stattfindet,  als  Baugrundstftck  anzusehen 
sein.  Eine  derartige  Auffa.ssung  hat  der  Gerichtshof  aber  stets  abge- 
lehnt; er  hat  nicht  für  erheblich  erachtet,  ob  das  ganze  Grundstück 
derselben  Bestimmung  gewidmet  ist,  wie  das  neue  Gebäude,  sondern  ob 
das  Grundstück  an  sich  eine  wirtschaftliche  Einheit  darstellt.  So  wird, 
wenn  ant  einem  umfangreichen,  ans  Hof,  Gehöft  und  Garten  bestehen- 
den Grundstück  ein  Nebengebäude,  etwa  ein  Gartenhaus  oder  ein  Stall 
errichtet  worden  ist,  das  ganze  Grundstück  beitrag.sptlichtig  und  nicht 
etwa  nur  der  Teil  desselben,  der  mit  dem  Nebengebäude  in  wirtschalt- 
licber  Beziehung  steht. 

Deshalb  ist  das  Verlangen  des  Klägers  nnbegrttndet,  nur  von  der 
Frontlänge  des  Gütcrschnpj)pns  nehst  dem  dazu  gehörigen  Abfertigungs- 
gebäude herangezogen  zu  werden.  Ferner  ist  dem  Vorderrichter  darin 
beizustimmen,  dass  die  Frontlänge  der  mit  dem  früheren  Uebernachtungs- 
gebäude,  jetzigen  Bahnmeisterbureau  nebst  Materialienschuppen,  be- 
setzten Grundfläche  nicht  abzusetzen  ist,  weil  auch  dieses  Grundstück 
wirtsidiaftlicb  und  räumlich  zu  der  Bahnhofsanlage  gehört,  fis  mag 
sein,  dasB,  wie  der  Kläger  geltend  macht,  die  Erledigung  der  schrift- 
lichen Bureauarbeiten  und  die  Lagerung  der  Materialien  auch  in  einem 
von  dem  eigentlichen  Bahnhofe  räumlich  getrennten  Gebäude  stattfinden 
konnte.  Ein  derartiger  T^bestand  liegt  indessen  nicht  vor,  vielmehr 
besteht  hier  ein  räumlicher  Zusammenhang;  denn  das  Gebäude  ist  in 
die  gleichmässige  Umzäunung  des  Bahnhofsgeländea  einbezogen  und  der 
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stehengebliebene  kleine  Rest  eines  im  übrigen  verschwundenen  und  nicht 
wieder  erueuerteu  Lattenzaans  stellt  keine  räumliche  Trennung  dar. 
Die  wirtschaftliche  Einheit  aber  ist  tn  bejahen,  weil  die  Zwecke,  denen 
das  Bahnmeisterbarean  dient,  denjenigen,  welchen  die  gesamte  Bahn- 
hofanlage gewidmet  ist,  gleichartig  sind.  In  seinem  Urteile  vom 
28.  April  1904  (Preossisches  Verwaltuigsblatt  Jahrg.  XXVI  8.  44)  hat 
der  Gerichtshof  ein  für  Eisenbahnbeamte  bestimmtes  Wohnhaus  als 
wirtschaftlich  selbständig  nnd  nicht  zn  dem  benachbarten  Bahnhofe  ge- 
hörig betrachtet  Der  Fall  lag  jedoch  insofern  wesentlich  anders,  als 
es  an  einer  gemeinsamen  Umzftnnnng  fehlte,  das  Wohnhansgrondstfiek 
an  der  Strasse  ein  besonderes  Vorgartengitter  besass  und  im  fibrigen 
von  dem  Bahnhofgelände  durch  eine  zu  der  massgebenden  Zeit  aller- 
dings noch  nicht  vollständig  fertige,  aber  in  der  Anslfthrang  begriiTeDe 
und  von  vomhereUi  geplante  Umzäunung  getrennt  war. 


Kr.  149.  Entsoh.  des  Prenss.  Oberverwaltungsgcriehts* 
2.  Senat.   Vom  24.  Oktober  1905. 

(PrVerwBl.  ZZVIlt  (1M7)  Mr.  11  8.  tOtt.) 
Das  SteuerpHvIlegium  der  Staatsbeamten  steht  den  in  der  Hessisch -Preussischen 
Ei«efiluih«geilieiiitchaft  angestellten  Grossherzoglich  Hessischen  StaatsbeaMten,  die  ia 
Prenssen  ihren  amtlichen  Wohnsitz  haben,  nicht  zu. 

Das  Stenervorrecht  der  Staatsbeamten  jreniäi^.s  der  Veronlniing  vum 
23.  Sei)tenil)er  1867  stellt  nnr  den  Preussisclien  Staatsbeamten  nnd  ge- 
mäss §  10  des  Reiclisbeamtengesetzes  vom  31.  März  1873  den  Dentsclieu 
Reichsbeamten  zu.  Der  Kläger  ist  aber  weder  Preussischer  Staats-, 
noch  Dentscher  Reichsbeamter,  sondern  Grossherzoglich  Hessischer 
Staatsbeamter.  Er  gehört  zn  den  Beamten  der  Hessischen  Ludwigs- 
bahn,  deren  Dienstpersonal  bei  Uebergang  dieser  Eisenbahn  anf  den 
Prenssischen  nnd  Hessischen  Staat  nnd  Errichtung  einer  gemeinsamen 
Verwaltung  des  EUsenbahnbesitzes  beider  Staaten  in  den  Gemeinschafts- 
dienst ttbernommen  wurde.  Durch  diese  Uebemahme  wurde  er  nicht 
Preussischer,  sondern  Hessischer  Staatsbeamter.  Denn  nach  Artikel  15 
Nr.  2  des  Staatsvertrages  zwischen  Hessen  und  Prenssen  vom  28.  Juni 
1806  (Anlage  2  zum  Gesetze  vom  16.  Dezember  1896,  GS.  B.  815) 
werden  die  znr  Kategorie  der  mittleren  Beamten  gehörigen  Hessischen 
Beamten  durch  die  zuständigen  Behörden  der  Gemeinschaftsverwaltung 
im  Namen  der  Hessischen  Regierung  ernannt,  wfthrend  ihre  nn- 
widerrufliche  Anstellung  der  Hessischen  Regierung  vorbehalten  ge- 
blieben is^t.  Das  Aufrücken  der  in  der  Gcmeinschaftsverwaltunjj:  ange- 
stellten Hessischen  Beamten  in  höhere  Stollen  hat  nach  Artikel  14 
Nr.  ö  nicht  den  Verlust  ihi-er  Eigenschaft  als  Hessische  Staatsbeamte 
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zur  Folge.  Sie  werden  uacli  Artikel  15  Nr.  3  gemäss  Artikel  108  der 
Hessischen  V er fassunprs Urkunde  vereidigt  und  fiir  den  Dienst  der 
Gemeinschaftsverwaltuuy  durch  die  Behörden  dieser  Verwaltung  dienst- 
eidlich verpflichtet.  Der  Kläger  ist  nach  den  von  ihm  in  Abschrift 
ttberreichten  Urkonden  von  der  Eisenbabndirektion  in  Cölu  im  Namen 
der  HfliaiselieD  Bag^ernig  mm  niebtteelmiselieii  Eisenbahosekretär  and 
dnrcb  ErlasB  des  Groflsberzogs  von  HesseD  nDkttndbar  angestellt  worden. 
Es  onterfiogt  hiemacb  keinem  Zweifel,  dass  er  Grossherzoglich  Hessi- 
scher Staatsbeamter  und  als  solcher  in  der  Hessiscb-PreassiscbeD  Eisen- 
bahngemeinschaft angestellt  ist. 


Nr.  160.  BntBch.  des  Ohergeriehts  Solotimni. 

Vom  26.  Oktober  1905. 

(SchwJZ.  .lahrj;  III  Heft  14  S  17H  Ziff.  579.) 

Art  6  FabrikHtftpflG.  vom  25.  Juni  1881  und  Ausdehne,  vom  26.  April  1887.  Oer  für 

die  Sohadensberechnung  massgebende  Zeitpunlct. 

Wenn  einem  Verunfallten  .suwülil  eine  Eutschiidiguiig  für  die  Zeit 
der  totalen  zeitweisen  Erwerbsunfähigkeit,  als  eine  solche  für  die  Zeit 
der  partiellen  dauernden  Arbeitsunfähigkeit  zugebilligt  wird, 
so  ist  der  Berechnung  der  letztern  nicht  das  Alter,  das  der  Ver- 
anfallte  im  Momente  des  Unfalles  hatte,  sondern  dasjenige,  das  er  im 
Augenblicke  des  Beginnes  der  partiellen  Erwerbsunfähigkeit  hatte,  zu- 
gmnde  zu  legen.  Von  diesem  Zeitpankte  l&nft  auch  der  Zins,  den 
der  Beklagte  von  der  füi-  partielle  dauernde  Erwerbseinbnsse  zuge- 
sprochenen Kapitalabfindnng  zn  zahlen  hat. 


Nr.  151.  Entseh.  des  B^utsehen  Betehsgerlelits. 

7.  Zivilsenat.  Vom  1.  November  1905. 

(Grnchot«  Beitr.  Jabrg.  50  (i9oe  i  Urllayelieft  s  121T 
Selbständige  SchadensersatzansprQche  der  Mieter  und  Pächter  eines  enteigneten  Grund- 
stücks gegen  den  Unternehmer.  —  Für  eine  Vorabentscheidung  über  den  Grund  des 
AMpraolM  i«t  iioM  erfaHlerilel^  dtst  tfin  «iiaelnen  Beetandteile  des  i»lte»d  gemachten 
Sebitfeae  ftprlft  wwdM  tlMi.  PrEste.  vsa  II.  Jml  1874  ft  II;  ZPO.  f  304. 

Das  Kammergericht  geht  von  der  Annahme  ans,  dass  den  Hietern 
and  Pächtern  ohne  Rücksicht  anf  deren  dingliche  oder  bloss  obligato- 
rische Bechtsstellnng  der  Betrag  des  Schadens,  den  sie  darch  die  Ent- 
eignung erleiden,  nach  Massgabe  des  §  11  PrEntG.  vom  11.  Jnni  1874 
besonders  zu  ersetzen  sei.  Diese  Anslegnng  des  angezogenen  Gesetzes 
ist  bereits  vom  Beichsgericht  in  feststehender  Bechtsprechong  gebiUigt 
(vgl.  B6.  29, 273;  Zivils.  II  Nr.  252/92  vom  8.  Jannar  1903;  Zivils.  YII 
Nr.  114/02  vom  13.  Juni  1902;  Zivils.  V  Nr.  400/04  vom  19.  Aptü  1906). 
Hiervon  abzugehen,  liegt  für  den  erkennenden  Senat  keine  Vei-anlassung 
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Entscb.  des  Deatsclieu  Beicbsgericbts  vom  1.  November  1905. 


vor.  Der  Hinweis  der  Revision  auf  die  45  uud  40  EntG.  versagt, 
weil  diese  Vorschriften  auf  Pacht  und  Miete,  als  obligatorische  Rechts- 
verhältnisse, Oberhaupt  sieb  nicht  beziehen.  Im  §  45  Abs.  2  sind  unter 
den  „Nutzungs-  nnd  sonstigen  Bealansprücheu",  rttcksichtlich  deren  die 
Entschftdigung  an  die  Stelle  des  enteigneten  Oegenstandes  treten  soll, 
,die  auf  dem  Omndstficke  haftenden  privatrecbtlichen  Verpflichtungen*^ 
getroffen,  von  denen  nach  §  45  Abs.  1  das  enteignete  Gnindsttkck  mit 
dem  Zeitpunkte  der  Zostellnng  des  Enteignungsbescblnsses  frei  wird. 
Dieselbe  Bedentnng  hat  der  Ansdrnck  .Realberechtigte*  im  §  46. 
Paeht  und  Miete  dagegen  haften,  sofern  sie  das  Landesrecht  nicht  als 
dingliche  Rechte  anerkennt,  nicht  auf  dem  Grundstücke. 

Der  §  11  EntG.  gewÄhrt  nun  grundsätzlich  dem  Mieter  schlecht- 
hin, soweit  der  Betrag  seines  Sdiadens  nicht  in  der  für  das  enteignete 
Grundeigentum  bestimmten  Entscliädiguno:  begriffen  ist,  einen  beson- 
deren Ersatzanspruch  gegen  den  Unternehmer.  Diese  Voraussetzung 
hat  das  Kammergericht  für  den  vorh'egenden  Fall  in  einwandsfreier, 
auf  tatsächlichem  (iebiete  liegender  Begründunjj:  n\r  gegeben  erachtet. 
Es  bejaht  daher  ohne  Rechtsirrtum  die  Saelibenchtigung  des  Klägers, 
wie  die  Haftung  der  Beklauten  gegenüber  der  Klaire.  Die  Revision 
erliebt  jedoeh  den  weiteren  Angritf.  dass  über  den  (Tiund  des  Anspruchs 
vorabentsehieden  sei.  ohne  dass  der  Vorsclait'L  des  ij  304  ZPO.  zuwider 
die  einzelnen  mit  der  Klage  geltend  gemachten  Forderungen  dem  Grunde 
nach  in  der  erforderlichen  Weise  geprüft  wären.  Allerdings  hat  das 
Kammergericht  von  der  Erwägung  aus,  dass  die  einzelnen  Schadens- 
forderungen des  Klägers  auf  einer  gemeinschaftlichen  rechtlichen  und 
tatsächlichen  Grundlage  —  der  Enteignung  —  beruhten,  die  Fest- 
stdlung,  dass  das  SachverhIUtnis  mit  Omnd  anf  die  Existenz  eines 
Schadens  schlieissen  lasse,  znm  Erlasse  der  Vorabentscheidnng  f&r  ge- 
nügend angesehen.  Hierin  ist  ein  Verstoss  gegen  prozessreehtliche 
Normen  nicht  zu  finden.  Der  Kläger  macht  nicht  mehrere  selbständige 
auf  gesonderten  Gründen  beruhende  An^rftche  geltend,  Ton  denen 
jeder  einzelne  dem  Grunde  nach  za  prüfen  gewesen  sein  würde,  beyor 
eine  Vorabentscheidnng  im  Sinne  des  §  904  Über  die  ganze  Klage  hätte 
erfolgen  können,  sondern  er  erhebt  einen  einheitlichen  Schadensersatz- 
ansprach, der  nnr  rechnnngsmässig  in  verschiedene  Bestandteile  zerfällt, 
die  sämtlich  in  derselben  Grundlage  —  der  Enteignung  —  wurzeln. 
Bei  diese  I  Sachlage  bedurfte  es  nicht  der  Prüfung  der  einzelnen  Be- 
standteile des  Schadens,  .sondern  es  genügte  fllr  die  Anwendutig  des 
§  304  ZPO.  die  Mijgliclikeit  eines  vom  Kläger  erlittenen  Schadens  (vgl. 
Gruchots  Beitr.  44,  97ö,  Urteil  des  KG.  VII.  Zivils,  vom  3.  April  1900). 
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Xr.  l'i'i.    Kntst  li.  (l<'s  Olicrlaii(Icsu:orichts  KMn. 
•     2.  Zivilsenat.    Vom  17.  November  1905. 

>  n.  Strou.-  u.  Klein b.-Zelty.  XX  (1M7)  Nr.  i  S.  4:;.i 

RHtftpflG.  §  i.  Akepringen  vta  StrtwbalMiwagw  wlIrMd  dar  Fahrt  MItver- 

MhaldM  dtr  StrMMMa.  f  264  BfiB. 

Mit  Becht  bat  das  Landgericlit  aogenommeD,  dass  neben  dem 
eigenen  Verscbnlden  des  Elftgers  auch  die  erliöbte  Betriebsgefahr 
wesentlich  bei  dem  Unfälle  mitgespielt  habe.  Es  ist  dnrcb  die  Beweis- 
aufnahme festgestellt,  dass  der  Zog  an  der  Haltestelle  Erlenwein  kaum 
gehalten,  sondern  schon  weitergefahren  wurde,  als  noch  Leute  aufstiegen, 
und  dass  Kläger  zu.  derselben  Zelt  auf  den  Motorwagen  aufgesprungen 
ist,  als  andere  Personen  nach  der  Abfalirt  des  Zuges  den  Anliänge- 
wagen  bestiegen.  Dazu  kommt,  dass  das  Verbot,  während  der  Fahrt 
auf-  und  abzusteigen,  an  der  Haltestelle  nicht  streng  gehandhabt  wnrde. 
Das  polizeiliche  Gebot  an  die  Faiirgä.ste,  während  der  Fahrt  nicht  den 
Zug  zu  besU'igen  und  zu  verlas.^en,  bedingt  aber  auch  notwendig  als 
Pflicht  der  13alin Verwaltung,  an  den  Haltestellen  genügend  lange  zum 
Aussteigen  und  Einsteiffeii  zu  warten  und  gegen  Zuwiderhamllungen 
gegen  dieses  Verbot  einzuschreiten.  Diese  Pflicht  hat  Beklagte  ver- 
säumt und  daher  mit  verschuldet,  dass  Kläger  das  Verbot  nicht  ernst- 
lich genommen,  und  deshalb  nicht  befolgt  hat.  Weiterhin  wiire  e.s 
auch  Pflicht  des  Schaffm-rs  gewesen,  den  Wagen  halten  zu  lassen,  den 
Kläger  aus  seiner  immerhin  gefährlichen  Lage  (derselbe  befand  sicii 
wegen  Überfüllung  des  Wagens  auf  dem  Trittbrett  und  lief  Gefahr, 
beim  Fahren  des  Zuges  von  demselben  herunterzufallen)  zu  befreien  uud 
zum  Verlassen  des  Wagens  zu  nötigen.  Wenn  anch  nach  den  Besüm- 
muDgeu  der  Strassenbabn  ein  Fahrgast,  der  einen  besetzten  Wagen 
bestiegen  hat,  diesen  erst  an  der  nftchsten  Haltestelle  verlassen  soll, 
so  bedingt  doch  die  höhere  Pflicht,  f&r  Leben  und  Gesundheit  der  Fahr- 
gftste  zu  soigen.  Im  vorliegenden  Falle  hätte  daher  der  Wagen  sofort 
zum  Halten  gebracht  werden  müssen,  damit  der  Fahrgast  ungefährdet 
den  Wagen  verlassen  konnte. 

Kr.  153.  Entseh.  des  Deutschen  Beielugeridits. 

4.  Zivilsenat.   Vom  27.  November  1905. 

iinu'liors  noirr.  Bd.  50  Heft  4/5  S  r,73 
RHaftpflG.  ^  3.    BGB.  §§  843,  844.   ZPO.  ^  323.    Es  ist  nicht  zulässig,  dem  Ver- 
letzten als  Entaobädigung  für  verminderte  Erwerbsfähigkeit  eine  Rente  auf  nnbe* 
•tiMite  Zelt  lUitprMlmi,  wem  iMi  üs  !■  BstrasM  kemeidM  VcrhUtsIno  alibiM 

MMrtchM  laisss. 

Das  Reichsgericht  hat  in  Fällen,  in  denen  einem  Verletzten  gemäss 
§  848  BGB.  oder  den  Hinterbliebenen  eines  Getöteten  gemäss  §  844 
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Entscb.  des  Frauzüs.  Kasüatiouähofes  vom  27.  Dezember  liKtö. 


BGB.  eine  Rente  zozogpreehen  war,  wiederholt  erkannt,  dass  bei  Be- 
messung der  Ersatzpflicht,  and  zwar  sowohl  in  Aosdrang  des  Betrags 
als  in  Ansehong  der  Dauer  alle  hierfür  massgebenden  Verhältnisse  in 
Betracht  gesogen  werden  mttssten,  auch  die  kflnftige  Gestaltung  der- 
selben, wenn  und  soweit  ein  Urteil  hierfiber  gegenwärtig  möglich  sei, 
und  dass  die  durch  §  823  ZPO.  zugelassene  Klage  auf  Abänderung  nur 
für  solche  Aenderungen  in  den  tatsächlichen  Verhältnissen  berechnet 
sei,  die  sich  nach  dem  gewöhnlichen  Verlaufe  der  Dinge  nicht  voraus- 
sehen lassen.  Ebenso  hat  das  Reichsgericlit  sclion  frtther  in  Fällen 
erkannt,  in  denen  auf  Grund  der  §§  1,  2  HaftpflG.  vom  7.  Jnni  1871 
eine  Rente  festzusetzen  war,  deren  Festsetzung  ebenfalls  der  Ab- 
ändernng  gemäss  §  7  Abs.  2  jenes  Gesetzes  unterlag  (vgl.  JW.  05,  283 
Nr.  4  und  die  dortigen  Nach  Weisungen). 

Die  Klage  aus  §  323  ZPO.  ist  nur  bestimmt  für  solche  Verände- 
rungen, die  bei  Erlass  des  Urfeils  nicht  vorauszusehen  waren.  Hierzu 
gehört  jedoch  diejenige  Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit,  die  nach 
den  Erfahrungen  des  Lebens  regelmässig  bei  Leuten  vom  Stande  und 
Berufe  des  Klägers  eintritt,  nicht.  Kläger  inAl  aber  seine  Rente  von 
900  M.  nicht  schlechthin  bis  in  das  höchste  Alter,  sondern  nur  so  lange 
beziehen,  als  er  sie  selbst  durcii  iiersönliche  Arbeit  verdient  hätte,  also 
nicht  mehr  in  der  ursi>rünglichen  Hohe,  beziehungsweise  Uberhaupt  nicht 
mehr,  wenn  er  sie  nach  dem  gewöhnlichen  Verlaufe  nicht  mehr  in  jener 
Höhe,  oder  gar  nicht  mehr  verdienen  könnte.  Wann  die  entsprechenden 
Zeitpunkte  eintreten,  Iftsst  sich  später  nicht  leichter  entscbeideii  als 
gegenwärtig,  and  deshalb  muss  das  Berufungsgericht  sich  jetzt  darUber 
aussprechen.  Hiermit  wird  keineswegs  eine  unerfttUbare  Zumutung 
gestellt,  denn  das  Berufungsgericht  soll  sein  Crteil  unter  Zugrunde- 
legung der  jetzt  zu  ermittelnden  persönlichen  Verhältnisse  des  Klägers 
und  der  Annahme  abgeben,  dass  dieser  sich  ohne  den  Unfall  so  in 
seiner  Gesundheit  und  ArbeitsAhigkeit  erhalten  hätte,  wie  es  der  Regel 
entspricht.   

Kr«  154.   Entsch.  des  Franz<(s.  kassationshofes. 

Vom  27.  Dezember  1905. 
(ZaltMdir.  t  d.  tatemat.  Bl8«ib.-Timo«p.  XIV  (ibm)  Nr.  la  &  4M.  —  Baltotln  umoM  tei  «hMiliis 

d«  fer  1006  B.  It.) 

Psr  FriiMvartrsi  Ist  mr  Mit  tfsr  Ablieferung  de»  TrastpertfatH     dm  Eiifflbi|sr 

vollzogen. 

Eine  hölzerne  Harasse.  die  irdenes  Geschirr  enthielt,  war  während 
der  Nacht  in  der  Empfangsstation  angekommen;  etwas  Auffallendes 
wurde  damals  an  der  Sendung;  nicht  bomorkt.  Aber  am  folgenden 
Morgen  nahm  man  war,  dass  das  iStroh  der  \  erpackung  angebrannt 
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war.  Der  Knipt'änger  reklamierte  von  der  Eiseiibalin  Ersatz  tiir  den 
durch  das  Feuer  entstandenen  Sdiaden.  Die  Eisenbahn  berief  sich  zu 
ihrer  Entlastung  auf  die  Unverantwortlichkeitsklausel  im  Spezialtarife 
för  Töpferwaren.  Der  Empfänger  behauptete  hierauf  vor  (iericht,  vor 
welches  die  Angelegenheit  gebracht  wurde,  dass  der  Feuerschaden  erst 
entstanden  sei,  nachdem  das  Gut  auf  den  Kai  ausgeladen  worden  war, 
also  zu  einer  Zeit,  wo,  weil  die  Entladung  bereits  stattgefunden  hatte, 
die  Unverantwortlichkeitsklausel  ihre  Wirksamkeit  bereits  verloren  hatte. 
Dorch  Urteil  yom  19.  Dezember  1900  war  der  Gerichtsliof  vm  Ronen 
dieser  Anlfaesnng  beigetreten;  aber  der  französiache  Kissationahof, 
ohne  die  Frage  zn  erörtern,  zu  welcher  Zeit  der  Brandschaden  einge- 
treten sei,  hat  das  Urteil  yod  Ronen  kassiert  ans  folgenden  Grftnden: 
,,Die  Anknnlt  der  QAter  am  Bestimmungsorte  beendigt  nicht  den  Trans- 
portvertrag ,  welcher  nur  durch  die  Ablieferung  an  den  Empftoger 
sein  Ende  erreicht.  Die  Bestimmungen,  welche  die  Haftpflicht  des 
FrachtfAhrers  regeln,  sind  daher  bis  zum  Augenblick  der  Ablieferung 
anwendbar.  Die  in  Frage  stehenden  Beschädigungen  sind  wfthrend 
der  AnsfQhmng  des  Frachtvertrages  entstanden,  bevor  die  strittigen 
Güter,  nach  Ankunft  nnd  Entladung,  an  den  Empfänger  ausgeliefert 
waren,  und  es  hat  die  französische  Westbahn  mit  gutem  Recht  die 
Klausel  der  NichtVerantwortlichkeit  geltend  gemacht,  unter  deren  Herr- 
schaft der  Transport  ausgeführt  worden  war.  Durch  Anerkennung  des 
Gegenteils  und  die  Haftbarmachung  der  Eisenbahn,  ohne  einen  zu  ihren 
Lasten  fallenden  P>hler  anzuführen,  hat  der  Appellhol'  von  Ronen  den 
vorstehend  angeführten  Gesetzestext  verletzt 


Nr.  155.  Entseh.  des  Kassationshofes  in  Born. 
Vom  12.  Januar  1906. 

(Zeltschr.  f.  d.  Internat.  Biaenb.-Tnuup.  XIV  (1906)  Nr.  12  S.  438.  —  Poro  itali»no  1900  S.  207.) 

Während  gemäss  Art.  45  (4)  des  lU.  die  bei  der  Eisenbahn  schriftlich  anhängig  ge- 
■Mchte  Reklamation  die  Verjährung  für  so  lange  hemmt,  als  die  Relclamation  nicht 
erledigt  ist,  wird  im  inneren  itaiienisolien  Verlielir  die  Verjährungsfrist  dnroh  das  tiei 
iM  StstItMVfrtlsid  asiibrligMie  «iKlilsIrtiliv«  8Mieh  istirbreebts.  (Art  146 

4M  TariffeMliM.) 

Unerheblich  sei  die  Behauptung,  dass  die  administrative  BeUamation 
im  Sinne  des  Art.  146  des  Tarifgesetzes  die  Veijfthmng  unterbreche  nnd 
gleichzeitig  suspendiere.  Im  Art.  146  sei  nnr  von  der  Ünterbreehnng 
und  nicht  von  einer  Snspendiernng  der  Verj&hmng  die  Sede. 

Wenn  gegentlber  einem  so  klaren  Wortlaut  des  Gesetzes  behauptet 
werde,  die  Unterbrechung  habe  hemmende  Wirkung  für  so  lange,  als 
das  administrative  Verfahren  danre,  nnd  der  Lauf  der  sechsmonatlichen 
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VerjSlirniig  beginne  von  nenem  mit  dem  Tage  der  E!rIedigtiQg  der  Be- 
klamation,  so  werde  damit  etwas  ins  Gesetz  hineingebracht,  welches 
nicht  darin  liege,  und  verweciiele  loi  Kläger  immer  die  Begriffe  der 
Unterbrechung  und  der  Hemmung  der  Verjährung. 

Der  Wortlaut  des  Art.  146  bringe  vollständig  den  Gedanken  und 
den  Willen  des  Gesetzgebers  zum  Ausdrucke,  dass  die  erste  Rekla- 
mation den  Luuf  der  Verjährung  unterbreche  und  nicht  aufschiebe.  Mit 
dem  Tage  dieser  Reklamation  beginne  die  seehsmonatliche  Verjähi iings- 
frist  von  neuem,  und  es  nehme  diese  uhne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt 
der  Beantwortung  der  Reklamation  ihren  Lauf  nnd  könne  keine  andei  e 
Wirkung  haben,  als  die  der  Reklamation  vorausgegaugeue  Zeit  von  der 
i^erechnung  der  Verjährungsfrist  auszuschliessen  usw. 


Nr.  15Ö.   Eiitscb.  des  Preuss.  Oberverwaltunssgerlclits. 

2.  Senat.    Vom  2.  Februar  1906. 

(Entsch.  (t.  nvi;  Bd.  48  .s.  79..i 

Steuerfrei  im  Sinne  des  §  24  lit.  d  des  Preuss.  Kommunalabgabengesetzes  sind  nur 
die  zum  öfTentiiohen  Dienste,  nicht  die  zum  Gewerbebetriebe  bestimmten  Grundstüolce 
nM  GeblNe  dar  Elteiiahnvarwaltmi,  daher  i.  B.  eieht  elM  WeiekeMteUarikide,  will 

•le  warn  flewerkaketrlebe  lebSrt 

Die  Eisenbahnbetriebe  des  Staates  sind  in  der  Gesetzgebung  und 
Bechtsprechfing  bisher  stets  als  gewerbliche  Unternehmen  angesehen 
worden.  Hiervon  abzngehen  kann  der  Umstand  keinen  Anlass  geben, 
dass  seit  dem  Jahre  1879  in  Prenssen  an  Stelle  des  Privatbahnsjstems 
in  immer  weiterer  Ansdehnang  das  Staatsbahnsystem  getreten  ist,  die 
Privatbahnen  mit  wenigen  Aasnahmen  vom  Staate  angekauft  nnd  in 
eigenen  Betrieb  genommen  und  neue  Privatbahnen  nur  in  geringem  Um- 
fang und  als  Nebenstrecken  ins  Leben  getreten  sind.  Ist  infolgedessen 
bei  dem  Betriebe  der  Staatsbahnen  der  I^i  werbszweck  zugunsten  des 
Verkehrszwecks  mehr  als  früher  zurückgetreten,  so  hat  doch  der  erstere 
Zweck  nicht  aufgehört  fortzubestehen.  Mögen  auch  einzelne  Eisen- 
bahnen vom  Staate  erbaut  worden  sein,  obwohl  bei  ihnen  auf  Betriebs- 
gewinue  nicht  zu  rechnen  war,  so  muss  doch  das  Eisenbahnnetz  des 
Staates  als  ein  einheitliches  (lanzes  und  der  jietricb  auf  ihm  als  eine 
einzige  wirtschaftliche  Unternehnmn^  angesehen  werden  i  vgl.  Kommimal- 
abgabengesetz  i;  33  Abs.  2).  die  dem  Staate  fortdauernd  grosse  Rein- 
einnahmen gewährt  und  von  ihm  wesentlich  auch  zu  dem  Zwecke.  Über- 
schüsse für  die  Staatskasse  zu  erzielen,  betrieben  wird.  Die  Auffassung, 
dass  der  Eisenbahnbetrieb  des  Staates  ein  (iewerbebetrieb  ist,  hat  im 
Kommunalabgabengesetz  insofern  gesetzliche  Anerkennung  gefunden, 
als  dort  im  §  28  eine  ausdr&ckliche  Befreiung  des  Staatsbahnbetriebs 
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von  der  kuniinuiiuleii  Gewerbesteuer  ausgesprochen  und  diese  Befreiung 
in  der  Begründung  des  Gesetzentwurfes  (zu  §  23  des  Entwurfs)  nicht 
etwa  damit  gereciitfertigt  worden  ist,  dass  der  Betrieb  der  Staats- 
eiMnbahnen  kein  Gewerbebetrieb  sei,  aondem  damit,  dass  er  fftr  die 
Gemeinden,  in  denen  er  sich  ToUzieht,  von  grossem  Vorteile  sei  und 
vorwiegend  einen  gemeinnützigen  Gliarakter  trage.  Ancb  im  §  38  Nr.  4 
desselben  Gesetzes  werden  die  Eisenbahn-  nnd  Bergbanontemehmimgen 
des  Staates  neben  seinen  „sonstigen  gewerblichen  Unternehmungen* 
anfgefütart  nnd  ihnen  gleicl^festellt  Demgemäss  ist  die  gewerbliche 
Eigenschaft  dieses  Betriebs  auch  in  der  Bechtsprechnng  des  OVG. 
anerkannt  worden  (vgl.  die  angeführten  Urteile  vom  24.  März  1877, 
vom  16.  Febmar  1878,  vom  27.  Joni  1893  nnd  vom  26.*Janaar  1898, 
PrVerwBl.  Jahrg.  XIX  S.  390). 

MufiR  hiernach  der  Eisenbahnbetrieb  des  Staates  als  ein  gewerb- 
liches Unternehmen  gelten,  so  folgt  hieraus  doch  nicht,  dass  die  ge- 
samte Tätigkeit,  welche  die  Organe  des  Staates  in  bezug  auf  dieses 
Unternehmen  entfalten,  den  Charakter  einer  gewerblichen  hat.  Auch 
gregenüber  seinem  eigenen  Gewerbebetriebe  liefren  dem  Staate  umfang- 
reiche Ge.schäfte  ob,  die  sich  nichi  als  Ausübuiijj^  eines  Gewerbe- 
betriebs, sondern  als  Mass  na  Innen  von  Staatsbehörden  darstellen. 
Hierzu  gehören  insbesondere  jene  (lescliäfte,  die  sich  auf  die  Organi- 
sation und  die  obere  Ijfeitung  des  Betriebs,  sowie  auf  die  Aufsicht  über 
ihn  und  die  in  ihm  beschäftigten  Beamten  bezielien.  Wie  diese  Tätigkeit 
der  Eisenbahnbehürden  keine  gewerbliche,  sondern  eine  ütteutlirhe  im 
staatsrechtlichen  Sinne  ist,  so  müssen  auch  die  ihr  dienenden  I^äiime 
als  solche  angesehen  werden,  die  „zu  einem  oft'enllichen  Dienst"  im 
Sinne  des  §  24  lit.  c  des  Kommunalabgabengesetzes  bestimmt  sind.  Bei 
der  Ortlichen  Verbindung,  in  der  häufig  die  zum  Gewerbebetriebe  be- 
stimmten Gnmdattteke  nnd  Gebftnde  mit  den  für  den  Dienst  der  Be- 
hörden bestimmten  stehen,  kann  die  Trennung  beider  Arten  bei  der 
Steuerveranlagung  bisweilen  schwierig  sein  und  zu  Zweifeln  Anlass 
geben.  Im  allgemeinen  wird  aber  davon  ausgegangen  werden  können, 
dass  diejenigen  Grundstücke  und  Gebäude,  welche  unmittelbar  zur  Aua- 
ftbnng  der  kaufmännischen  und  technischen  Tätigkeit  dienen,  die  den 
Betrieb  des  Transportgewerbes  auf  der  Eisenbahn  ausmacht  oder  ihn 
vorbereitet  und  abschliesst,  zum  Gewerbebetriebe,  dagegen  diejenigen, 
welche  fär  die  Yerwaltungstätigkeit  der  die  technische  Betriebsver- 
waltung beaufsichtigenden  und  leitenden  Behörden  dienen,  für  den 
^öffentlichen  Dienst"  bestimmt  sind,  und  dass  mithin  der  BahnkOrper 
nebst  Zubehör,  die  Stationsgebäude,  Güter-  nnd  Lokomotivschuppen, 
Beparatnrwerkstätten  und  dgl.,  die  Wassertürme,  Yorratsräume,  Wärter- 
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baden  und  alle  ftti*  den  Dienst  des  technischen  ßetriebspersonftls  he« 
stimmten  Bftnme,  die  Wartes&le  flkr  die  zn  befördernden  Personen  nnd 
die  Lagerrftnme  für  die  zn  befördernden  oder  beförderten  Gftter  dem 
ersteren,  dagegen  die  Geschäftsränme  der  Eüsenbahndirektionen, 
der  Betriebs-,  Maschinen-,  Verkehrs-,  Werkstätten-  and  Telegraphen- 
inspektionen, sowie  der  Banabteilnngen  fQr  Nenbanten  (vgl.  §§  6  nnd  9 
der  Verwaltnngsordnnng  für  die  Staatsbahnen  vom  15.  Dezember  1894, 
08.  1895  S.  11)  (lein  letzteren  Zwecke  dienen.  Dieser  Abgrenzung 
entspricht  auch  der  Ei  lass  des  Finanzmiiiisters  vom  14.  Dezember  1895 
(Mitteilungen  aus  der  Verwaltung  der  direkten  Stenern  Nr.  36  S.  4  und 
PrVervvIil.  Jahrg.  XVII  S.  ISH)  und  die  bislierijre  Rechtsprechung  des 
OVG.  (vgl.  die  angeführten  Urteile  vom  24.  Mäi'Z  1877,  16.  Februar 
1878,  27.  Juni  1893  und  20.  Januar  1898). 

Wird  die  vorliegende  Streitfrage  von  diesen  Gesiclitspnnkten  aus 
betrachtet,  so  kann  ein  Gebäude,  welches  wie  die  hier  besteuerte 
Weichenstellcrhude  den  Zwecken  tlcs  techii isclicii  Betriebs  der  Eiseu- 
bahn  dient,  nicht  als  ein  j,zu  einem  öft'enllichen  Dienste"  bestimmtes 
Gebäude  angesehen  werden.  Dass  sie  nicht  zur  Benulzunj^  für  das 
Publikum  nnd  dabei-  nicht  „zu  einem  ötfentlichen  Gebrauche"  bestimmt 
ist,  bedarf  keiner  Ausfiihrunfr.  Die  im  §  24  lit.  c  des  Konuimnal- 
abgabengesetzes  vorgesehene  Voraussetzuug  für  eine  Steuerbefreiung  liegt 
mithin  ebenfalls  nicht  vor. 

Xr.  157.   Eiitscli.  dos  Schweizer  Itundetägericlit«. 

Vom  14.  Februar  190ü. 

(ScbwJZ  .laliff,'.  HI  H9Wi.  Heft  lO  .S.  127  ) 

Art.  4  Nebenbabngesetz  vom  21.  Dezember  1899.  Kompetenz  des  Bundeegerichts  zor 
Brarleitaiii  voa  8treiti|koitM  libar  dit  vm  BmimI  aa  die  NebeabtlHiM  fir  Mt  Be- 
fSrdanieg  der  BrtefMbaflti  md  Falirpott  n  beiahleide  V«rf Mni. 

Ob  diese  Verglltnng  als  privat-  oder  öffentlicli-recbtliche  Leistung 
zn  betrachten  ist,  kann  dahingestellt  bleiben.  Denn  wenn  man  auch 
im  Streite  zwischen  einer  Eisenbahngesellschaft  nnd  dem  Bunde  Aber 

diese  Vergütung  keine  privatrechtliche  Streitigkeit  im  Sinne  des  Art.  39 
Abs.  2  des  Eisenbahngeselzes  und  des  Art.  48  Zift'.  2  OG.  erblicken 
wollte,  so  ergäbe  sich  doch  die  Kompetenz  des  Bundesgei  ichtes  zur  Be- 
handlung der  Klage  aus  der  Analogie  des  Ai  t.  19  Abs.  1  des  Eisenbahn- 
gesetzes, der  bei  Difterenzen  zwischen  Bund  und  Bahn  über  die  Vergütung 
für  die  l^»efi)r(lerung  der  nicht  re<^al Pflichtigen  Postsachen  ausdrücklich 
den  Entscheid  dem  Bundesgericht  überträgt,  in  Verbindung  mit  den 
andern  Vorschriften  des  zitierten  Gesetzes  (Art.  14.  24.  33),  die  hinsichtlich 
der  Entächädiguugeu,  die  den  Buhnen  für  gewi^e  beiioudere  LeistUDgeo, 
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nanieiiUich  sdldic  im  Interesse  <ler  T.aiKh  svei  teidiguug,  gebülireu,  im 
Streittall  das  Bundesgericht  als  zutitäudig  erkläreu. 

Nr.  158.   fintsch.  des  Bezirkstforielits  fQr  Handelssachen  lu  Wien» 

Vom  28.  B'ebniar  1906. 

(()e^t^'^r  fclH.-nb  Verordii  Hl.  NX  il907i  Nr.  4  .S.  125.i 

Eia  6ut,  das  über  mehrere  Strecken  befördert  wird,  für  welche  Tarife  mit  ver- 
MhMwMi  MtorfclaMMkatlMieii  !■  Batraebt  kaama,  lat  tai  FraeMferiafa  laailaM 

aatspreohend  der  Gfiterklassifikatien  zu  bezeichnen,  welche  für  die  Beförderungsstrecke 
ab  der  Versandstation  gilt.  Fügt  der  Absender  dieser  Bezeichnung  nicht  die  für  das 
Gut  In  der  Güterklassifikation  des  Tarifes  der  anderen  Strecke  vorgesehene  Bezeichnung 
kai,  aa  ist  für  die  Tariflaraag  des  Gutes  auf  dieser  Strecke  entsoheidead,  uater  welche 
Pialtloi  tftr  latiltrM  QlttrklasaHlkatita  dM  8it  naok  aclmr  DtklaratiM  la  a«b- 

•laiierea  lat 

Die  Klage  war  abzuweisen,  weil  der  Zosatzbestimmnng  7b  za 
§  6  des  Eisenbahng&tertarifes  fOr  den  Verkehr  zwischen  den  öster- 
reichischeD  und  ungarischen  Eisenbahnen  einerseits,  den  deutschen  ete. 
Eisenbahnen  anderseits,  Teil  I,  Abteilang  A,  vom  1.  März  1904 
nicht  entsprochen  wnrde.  Das  zur  Aufgabe  gebrachte  Gut  ist  ein 
individuell  genau  bestimmtes  Fabrikat:  Xälizwimspnlen.  Die  Klägerin 
behauptet,  dass  diese  Spulen  unter  den  Begriff  ,£uudholz,  gelocht 
jenes  Ansnahmetarifes  fallen,  dessen  Anwendung  sie  begehrt.  Sie  hat 
aber  das  beförderte  Gut  weder  mit  der  in  die.sem  Ausnahmetarife  ge- 
brauchten, noch  mit  einer  Bezeichnung  benannt,  welche  in  dem 
Eisenbahngütertarife  für  den  Verkehr  zwischen  den  österreichischen 
und  ungarischen  Eisenbahnen  einerseits  und  den  deutschen,  luxem- 
burgischen, belgischen  und  niederländischen  Eisenbahnen  anderseits 
vorkommt,  sondern  eine;  Bezeichnung  gewählt,  welche  den  wirkliclieu 
Charakter  des  l)efürderteu  (iutes  kaum  erraten  lassen  kann.  Die  von 
der  Klägerin  liiert iir  vorgebrachte  Rechtfertigung  ist  keine  stichhaltige. 
Angenommen,  dass  das  beförderte  Gut  ^.Rundholz,  gelocht"  sei,  hätte 
dasselbe  als  solches  bezeichnet  werden  müssen  und  können.  Nach  der 
Ansicht  des  Gerichtes  wftre  es  dem  Absender  freigestanden,  dieser  Be- 
zeichnung dann  noch  jene  Bezeichnung  beizufflgen,  unter  welche  das 
Qut  nach  der  auf  jener  Strecke  gttltigen  GOterklassifikation  fiUlt,  auf 
welcher  der  Ausnahroetarif  keine  Anwendung  findet,  oder  aber  dies  auch 
zu  unterlassen.  In  ersterem  Falle  w&re  den  Anforderungen  beider 
Tarife  entsprochen  worden,  während  vorliogendenfalls  der  Anforderung 
keines  der  beiden  Tarife  entsprochen  wurde.  In  letzterem  Falle  wQrde 
dann  nur  zu  prüfen  gewesen  sein,  unter  welche  Bezeichnung  das  im 
Aufgabsorte  richtig  und  genau  bezeichnete  Gut  während  der  weiteren 
BefOrdei*ung  auf  der  Strecke  eines  anderen  Tarifes  zu  subsumieren  sei. 

17* 
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Entich.  des  Handel^ericlita  Lftttkta  Tom  8.  Min  1906. 


Uehiigens  wäre  durch  die  Deklaration  „Ivundliolz,  o^eloclit"  den  ßestini- 
luungen  beider  'i'arife  schon  deshalb  entsprochen  worden,  weil  Position 
H — 29b;  l  der  Güterklassifikation  des  Tarifes  für  den  Verkehr  zwischen 
den  österreichischen,  ungarischen  und  deutschen  etc.  Eisenbahnen  nur 
eine  demonstrative  Anfsählnng  der  nnter  diese  Position  fallenden  ordi- 
n&ren  Holzwaren  enthält.  Dass  die  Nichtbefolgung  der  Vorschrift  der 
Znsatzbestimmang  7  b  zn  §  6  des  zit.  Eisenbabngtttertarifes  den  Verlust 
des  Hechtes,  die  Anwendung  des  Ansnahmetarifes  zu  verlangen,  nach 
sich  ziehe,  ist  gleichfalls  unzweifelhaft. 


Nr.  159.   Entsch.  des  Handelsgericlits  LUttieh. 
Vom  3.  Marz  1906. 

(Zeluehr.  t  d.  iDtemat.  ElfleKb.-Trainp.  ZV  (iftiT)  Nr.  8  8.  TBl) 

iRttniaft.  U«k«relik.  Art.  31.   Haftpflicht  für  BeschSdigangen  M  4sr  iM  Abteiisr 

obliegenden  Verladung  lebender  Tiere. 

Anlässlich  der  Verladung  eines  Transports  Pferde,  die  während 
der  Nacht  im  Bahnhofe  Lüttich  (belg.  Staatsbahn)  in  eine  Reihe  von 
11  Wagen,  die  untereinander  kommunizierten,  ansgeffthrt  wurde,  war 
einem  der  Pferde  ein  Unfall  ziitrostnssen.  Der  Transport  war  zu  den 
Bedingungen  des  internationalen  tlirekten  belgisch-deutschen  Tarifs  auf- 
gegeben, und  die  Verladung  lajr  dem  Absender  ob.  Dieser  verlangte 
von  der  Eisenbahn  eine  Entschädigunfr,  indem  er  sicli  darauf  stützte, 
dass  nach  Art.  40  des  belgischen  Gesetzes  vom  25.  August  1891  die 
Staatsbahn  nach  gemeinem  Keeiite  hafti)flichtij?  sei,  sobald  der  Absender 
den  Nachweis  eines  Verschuldens  der  13alin  zu  erbringen  in  der  Lage 
sei.  Er  behauptete,  dass  die  Verwaltung  der  Staatsbahn  dadurch  einen 
Fehler  begangen  habe,  dass  sie  die  zur  Einladung  der  Pferde  bestimmten 
Wagen  so  aufstellte,  dass  der  Aufgeber  in  der  Unmöglichkeit  war,  zu 
verifizieren,  ob  die  Wagen,  die  in  der  Lftnge  einen  Raum  von  100  m 
einnahmen,  ordnungsgemäss  aufgestellt  waren.  Das  Handelsgericht  von 
LQttich  hat  die  Klage  als  onbegrfindet  abgewiesen,  und  zwar  ans  fol- 
genden Grflnden:  „Artikel  S7  des  Gesetzes  vom  26.  Angnst  1891  setzt 
fest,  dass  die  Eisenbahn  weder  für  Verloste,  noch  für  Beschädigungen, 
Doch  für  Gefahren  haftet,  denen  lebende  Tiere  wahrend  des  Transports 
ausgesetzt  sind,  und  im  Artikel  27,  AI.  12,  der  in  Ausführung  des 
zitierten  Gesetzes  erlassenen  reglementarischen  Bestimmungen  ist  erklärt, 
dass  die  Staatsbahn  jede  Verantwortlichkeit  ablehnt,  die  aus  der  Be- 
oder  Entladung  entspringen  könnte,  sobald  die  Ausfuhrung  derselben 
dem  Absender  oder  Empfänger  obliegt.  Analoge  Bestimmungen  sind 
auch  im  Berncr  Uebereinkominen  und  dem  direkten  internationalen 
belgisch-deutschen  Tarife  enthalten. 


Digitized  by  Google 


Batacb.  der  App6U.-Kaiiiiiier  ZOrich  Tom  17.  MAn  1906. 


268 


Die  Vorwürfe  des  Klägers  sind  unbegründet.  Dieser  oder  seine 
Angestellten  hätten,  wenn  bei  der  Verladung  Gefahr  bestand,  die  Ver- 
waltung davon  in  Kenntnis  setzen  und  andere  Wagen  verlangen  müs^ieii, 
was  sie  nicht  getan  haben.  Sie  hatten  im  übrigen  Gelegenheit  gehabt, 
nachzusehen,  ob  die  Art  der  Verladung  Gefahren  in  sich  schloss  oder 
nicht,  indem  vor  dem  Unfall  mehrere  Pferde  in  gleicher  Weise  verladen 
worden  waren.  Ein  Verschnlden  Ton  selten  der  Bahnyerwaltiuig  ist 
also  Yom  Kläger  nicht  nachgewiesen  worden,  nnd  war  die  Klage  daher 
abzuweisen*.  _ 

Nr.  1^.  Entseh.  der  Appell.-Kammer  ZOrich. 

Vom  17.  März  1906. 

SchwJZ.  Jahrg.  III  (1906)  Heft  11  S.  137.) 

EisenbHaftpflG.  vom  I.Juli  1875  Art.  2.  Betriebsunfall  durch  Scheuwerden  eines  Pferdes. 

Der  Kläger  ist  verunglückt,  weil  das  vor  sein  Fuhrwerk  gespannte 
Pferd  scheu  wurde.  Hat  nun  das  Pferd,  das  ungefähr  dreissig  Meter 
vor  dem  geschlossenen  Bahnübergang  anhielt,  in  dem  Momente  gescheut, 
wo  die  Lokomotive  eines  ausfahrenden  Zuges  mit  aussergewöhnlich 
starkem  Qer&usch  diesen  üebergang  passierte,  so  wird  naeh  den  Er- 
fahmngen  des  Lebens  angenommen  werden  mfissen,  das  Pferd  sei  in- 
folge des  von  dem  Eisenbahnznge  verursachten  Lftrmes  sehen  geworden, 
znmal  jede  andere  Erklärung  fQr  das  Schenwerden  des  Tieres  fehlt 
Damit  ist  der  Kansalznsammenhang  zwischen  dem  Bahnbetriebe  der 
Beklagten  nnd  dem  Unfall,  der  den  ElSger  betroifen  hat,  nnd  damit 
zugleich  die  grundsätzliche  Haftpflicht  der  Beklagten  gegeben.  Dass 
der  Verunfallte  mit  dem  Bahnkörper  oder  dem  darauf  befindlichen  BoU- 
material  in  körperliche  Berübining  kommen  mfisse,  ist  nicht  Voraussetzung 
der  Haftpflicht.  Dass  das  Tier  unvertraut  and  ungewöhnlich  reizbar 
gewesen  wäre,  würde  die  Natur  des  Unfalles  als  eines  Betriebsunfalles 
nicht  aasscbliessen.  Es  küiintc  sich  dann  nur  fragen,  ob  die  Einrede 
des  Selbstverschuldens  begründet  wäre. 


Nr.  161.  Entseli.  des  Appellatioiissciuits  drs  ttandels-  und  Weehsel- 

gerichts  Budapest. 

Vom  20.  März  190f).    D.  1112. 

(Ung,  Klsenh  . Tarif  u.  Vcrk  An/..  X  il'.Kitji  Nr.  13  .S  129  . 

Auf  Grund  des  Unstandes,  dass  die  Eisenbahn  das  unanbrinyliohe  Gut  ohne  Verständigung 
dn  AbMsdert  »ter  der  Hisi  verfcufte,  kasi  d«r  AbseNar  keisen  ErtatsMtpnMh  sr- 
htbei,  •sfesü  dareb  dtoMi  Verkaaf  eis  Ulierer  Kaifpral«  srslett  werde,  als  bd  der 
■ath  «irtshrMlMiiMlfler  Beuebricbtlgssg  vsrsaebtaa  VeristtiraBa  erzielt  weriei  wäre. 

Die  Veräusserung  einer  nnanbringlich  gewordenen  Oelsendung  hatte 
die  Eisenbahn  an  dem  nach  vorschriftsmässiger  Verständigung  des  Ab- 
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senden  festgesetzten  Feilbietnngstermin  ans  dem  Grunde  nicht  vollzogen, 
weil  ein  mverbaltnlantssig  geringer  Kanfpreis  (110  E)  angeboten 
wurde.  Nach  der  yersnehten  Versteigemng  ist  die  Sendung  nach  einer 
grösseren  Station  gebracht  worden»  woselbst  dieselbe  ohne  Benach* 
riehtignng  des  Absenders  unter  der  Hand  um  260  E  verwertet  wurde. 

Es  war  nicht  strittig,  dass  der  Beauftragte  des  Absenders  zum 
ersten  Feilbietnngstermin  erschienen  war,  derselbe  hatte  jedoch  keinen 
Eanfantrag  gestellt. 

Nach  erfolgtem  Verkaufe  war  der  Absender  mit  dem  ihm  ausge- 
zahlten Erlös  der  Veräusserung  niclit  zufrieden  und  forderte  unter 
Berufung  darauf,  dass  der  §  70  (3)  des  Betriebsreglements  die  Benach- 
richtigung des  Absenders  ausdr&cklich  vorschreibt,  im  Prozesswege  den 
vollen  Wert  des  Gutes. 

Die  Eisenbahn  verteidigte  sich  damit,  dass  sie  die  Interessen  des 
Absenders  wahrte,  als  sie  gelegentlicli  der  Versteigerung  das  (Jut,  zum 
Preise  von  110  Kronen  nicht  verkaufte  und  dass  der  erreichte  Mehr- 
betrag für  (leu  Absender  einen  reinen  Nutzen  bedeutet.  Sonach  könne 
dem  erreichten  Erfolge  gegenüber  die  rein  formale  Unterlassung  der 
Henachrichtigung  des  Absenders  von  dem  Feilbietuugstermiue  nicht  in 
Betracht  kommen. 

Der  Kläger  i)ehaui)tete  dagegen,  dass,  im  Falle  er  von  dem  bevor- 
stehenden Verkaufe  verständigt  worden  wäre,  er  selbst  das  Out  hätte 
erstehen  könueu,  und  sein  Schaden  würde  dann  eben  nur  die  Höbe  der 
auf  dem  Gute  haftenden  Transportgeblihren  erreicht  haben. 

Das  Gericht  hatte  das  Elagebegehren  abgewiesen,  denn  in  Berück- 
sichtigung des  Umstandes,  dass  die  Eisenbahn  dem  Anti'age  von  110 
Eronen  gegenttber  das  Gut  später  zu  einem  den  Feilbietnngsantrag 
zweifach  übersteigenden  Preis  (260  E)  verkaufte  und  somit  die  Unter- 
brechung der  Versteigerung,  bzw.  der  Verkauf  ans  freier  Hand  im 
Interesse  des  Absenders  erfolgte,  —  kOnne  der  Eläger  nicht  mit  ESrfolg 
einen  Ersatzanspruch  darauf  basieren,  dass  ihn  die  Bahn  von  diesem 
Verkaufe  nicht  benachrichtigte. 

Kr.        Entseh.  des  Appcllatioiissonats  dos  Handels-  und  Wcelisel- 

Berichts  Budapest. 

Vom  20.  März  1906.    D.  565. 

{Vng.  £l!<enb.-Tarif-  u.  Vcrk.  Ann:.  X  (idOGi  Nr.  U  S.  119.) 

Baf  den  ven  Abteiitr  n  verlaieMtaa  tlfen  flUtt  aiah  dit  Aiff^  dar  Ustirtuobniig 
dar  Elf MRi  daa  baiiaatalitas  Wagana  dan  Abaaedar  za,  aaaaeh  hat  dia  Baba  fir  daa 
iafalge  dar  Mangalbafllikalt  daa  Wagana  airtstandanaa  Sabadaa  «lobt  uf z«ka«aiaB  *)• 


0  Siehe  Entsch.  des  Oberlandesgericbts  Koimar  ia  dieser  Ztschr.  Bd.  XIV  ä.  4». 
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Der  Schaden  des  Kläjrers  war  daraus  entstanden,  dass  bei  einer 
Wagenladungssendung:  von  Borstenvieh  zwei  Schweine  durch  die  ge- 
gebrocheneu  Seitenwändc  des  Wagens  lünaasfielen  und  überfahren 
wurden. 

Nach  der  Behauptung  der  Eisenbahn  wurde  der  Schaden  dadurch 
berbeigeflkhrt,  dass  die  Sehweine  die  Seitenwftnde  des  Wagens  benagt 
und  die  in  ihrer  Widerstandsfähigkeit  geschwftchten  Bretter  durchge- 
brochen haben;  da  dieser  Schaden  ans  der  mit  der  Beftrdemng  von 
Tieren  verbundenen  besonderen  Oefahr  entstanden  ist,  habe  die  Bahn 
im  Sinne  des  §  77  (1)  Ziffer  6  fOr  denselben  nicht  sn  haften.  Besüglich 
des  Umstandes,  das  der  Bruch  der  Bretter  durch  das  Benagen  herbei- 
geführt wurde,  enthielt  das  TatbestaudsprotoiiQU  keinerlei  Angaben,  und 
die  Bahn  hatte  diesbesttglich  in  keiner  anderen  Weise  den  Nachweis 
erbracht.  Ohne  Erfolg  war  auch  der  versuchte  Nachweis  dessen  ge- 
blieben, dass  sich  der  Wagen  gelegentlich  der  Verladung  in  unversehrtem 
Znstande  befand.  Der  Kläger  hatte  den  Staudpunkt  verfochten,  dass 
Schweine  die  Seitenwände  eines  speziell  für  den  Borstenviehtraosport 
bestimmten  Wagens  nicht  durchzunagen  vermögen,  und  wenn  dies 
dennoch  der  Fall  wäre,  so  müsse  der  Umstand  eben  auf  die  Uuverwend- 
barkeit  des  Wagens  zurückgefülut  werden,  und  bierfür  sei  doch  die 
Bahn  verantwortlich. 

Bei  diesem  Tatbestande  sali  sieh  das  Gericht  veranlasst,  das  Klage- 
begehren abzuwei.seii.  Denn  der  r4eric]itshof  -  so  heisst  es  im  Urteil 
—  konnte  die  Eisenbaiin  zur  Zalihui{^  des  infolge  des  Hinau.sfallens 
bzw.  Ueberfaluens  der  Schweine  entstandenen  Schadens  nicht  verhalten, 
da  laut  Zusatzbestimniuny  IV  Ziffer  2  zu  dem  die  Beförderung  von 
lebendeu  Tiereu  regelnden  ^  44  des  Betriebsreglements  die  Verladung 
der  lebenden  Tiere  den  Absendern  obliegt;  die  Verladung  erstreckt 
sich  jedoch,  wie  es  schon  aus  diesem  Begriffe  hervorgeht, 
auch  auf  die  Untersuchnng  dessen,  ob  der  Eisenbahnwagen 
für  den  geplanten  Trauspori  geeignet  ist,  ob  nicht  etwa  Mängel 
voihanden  sind,  welche  den  Wagen  zur  BefSrderung  unrerwendbar 
machen.  Die  Verantwortung  für  den  Schaden,  welcher,  wie  der  Kläger 
anfährt,  infolge  des  defekten  Zustandes  der  Seitenwände  des  Eisen- 
bahnwagens entstanden  ist,  fällt  sonach  nicht  der  Bahn,  sondern  dem 
Absender  zur  Last,  der  nach  seiner  eigenen  Angabe  die  gründliche 
Untersuchung  des  Wagens  gelegentlich  der  Aufgabe  unterliess. 

Bei  dieser  Entscheidung  bedarf  keiner  Klärung  der  seiteus  der 
Eisenbahn  vorgeltrachte  Umstand,  dass  die  Seitenwände  des  Wagens 
durch  die  Schweine  ansgenagt  wurden. 
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EuUcb.  des  Oberiaudeagericlits  Dresden  vom  2.  April  1906. 


Nr*  163.  Entseh.  des  Oberltndesgeriehts  Dresden. 
Vom  2.  April  1906. 

(DJZ.  XU  <1«07)  Nr.  •  &  IM.) 

Naob  iem  RBeamtFOrsG.  und  dem  sächs.  Gesetz  v«n  f.  Jult  1902  soll  der  Beamte 
fla|M  das  Reich  oder  eiaen  Bindesstaat  nur  daa  Aaspraoli  aus  dem  UnfFüraG.  haben. 

Der  Kläger,  ein  sächsischer  Strassenmeister,  ist  auf  einer  auf  der 
sftchs.  Staatsbahn  unternommenen  Dienstreise  infolge  des  Zusamnien- 
stosses  zweier  Eisenbahnwagen  erwerbsunfähig  geworden;  er  bezieht 
auf  Grund  des  säclisisclien  Unfallfürsorgegesetzes  für  Beamte  eine 
Pension  von  80",'o  seines  Hehalts,  Wohnungs-  und  Bekleidungsgcldes; 
seine  auf  das  Haftpfliclitgesetz  und  die  Bestimmungen  des  BüB.  über 
unerlaubte  Handlungen  gestützte  Klage  gegen  den  sächs.  Staatsfiskus 
auf  Zahlung  einer  —  ihm  ausser  der  Pension  zu  gewährenden  —  Rente 
wurde  abgewiesen,  da  nach  §  14  BeamtUFürsG.  und  nach  §  10  des 
sächs.  Ges.  vom  1.  Juli  1902  Beamte  wegen  eines  im  Dienste  erlittenen 
Unfalls  nur  nach  §§  10—12  des  ersteren  Gesetzes  Ansprüche  geltend 
machen  könnten,  nach  beiden  Gesetzen  unter  Beamten  nicht  nur  solche 
zu  yerstehen  seien,  die  in  einem  reicbsgesetslich  der  Versicherong 
nnterliegeuden  Betriebe  beschäftigt  seien,  das  Beichsgesetz  wie  das 
sftchs.  Gesetz  sich  ?ielmefar  auf  die  Beamten  der  Staatszivilyerwaltang 
schlechthin  bezöge.  Der  Klttger  sei  wegen  des  Unfalles  unstreitig  in 
dem  Umfange  der  Unfallfttrsorgegesetze  entschädigt  worden;  es  stehe 
ihm  also  kein  weiterer  Anspruch  gegen  den  Fiskus  zu;  nach  dem  Grund- 
gedanken beider  Gesetze  solle  der  Beamte  gegen  das  Reich  oder  einen 
Bundesstaat  nur  den  Anspruch  aus  dem  Unfallffirsorgegesetz  haben. 
(StenB.  Reichst.  1886  S.  890,  v.  Woedtke-Caspar,  Komm.  z.  UnfVerG. 
4.  Aufl.  S.  142,  Gräf,  UnfVersG.  u.  BeamtUnfG.  4.  Aufl.  S.  679  ff.) 


Nr.  164.  Entsch.  des  Appellatlonssenats  des  Handels-  and  Wechsel- 

gcrichts  Budapest. 
Vom  20.  April  1906.    D.  836. 

(Ung.  Ktsoni'. -Tarif-  u.  Vork.-.\iiz.  X  1!>chv  Nr  ii  S  i08.) 
a)  Die  Eisenbahn  kMn  ihre  Verteidigung  nicht  darauf  basieren,  dass  der  kundgemachte 
Frachtsatz  infolge  eines  Druckfehlers  niedriger  ais  beabsichtigt  im  Tarife  angeführt 

•rMbeIsi 

I)  Vtn  dM  Statlmitarifen  hat  stets  jener  zur  Anwendung  z«  iSlaifSI,  WSlOlwr  d«r 

Richtung  des  Transportes  entspricht 

Im  Lokaltarif  der  Szamosvölg^yer  Eisenbahn  erscheint  der  Fracht- 
satz des  Spezialtarifes  2  rücksichtlich  der  Relation  Nagybänya-Feherszök 
mit  9  Heller  festgesetzt,  während  die  Tariftabelle  Feherszek-Nagyb&nya 
für  dieselbe  Relation  einen  P'rachtsatz  von  10  Heller  enthielt. 

Der  Kläger  beanspruchte  für  seine  von  Fekerszek  nach  NagybiLnya 
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verfrachteten  Sendungen  die  An\veii(lun<^  des  Frachtsatzes  von  9  Heller 
mit  der  Begründung;,  dass  die  beiden  Tarif Ubellen  parallel  sind,  und 
sonach  die  Fracht  von  Felierszek  nach  Nagybanya  keineswegs  teuerer 
zu  stehen  kommen  könnte  als  in  der  umgekehrten  Richtung. 

Dieser  Forderung  gegenüber  behauptete  die  Eisenbahn,  dass  der 
Frachtsatz  von  9  Heller  einfach  ein  Druckfehler  sei,  da  der  minimale 
Frachtsatz  den  allgemeinen  Tarifbestimmangen  gemäss  10  Heller  be- 
trage; uebst  dem  stellte  de  sich  auf  den  Standpunkt,  dass  hinsichtlich 
des  in  Feh^rszÖk  zur  Anfgabe  gebrachten  Gutes  die  fflr  die  Station 
Febirsz^  erstellte  Tariftabelle  massgebend  ist,  nicht  aber  jene  der 
Station  Nagybänya. 

Das  Badapester  Handels-  und  Wechselgeiicht  hatte  als  Bemfnngs- 
gericht  das  Elagebegebren  abgewiesen.  Dem  Urteile  nach  kann  sich 
die  Eisenbahn  nicht  mit  Erfolg  darauf  berufen,  dass  der  Frachtsatz 
Yon  9  Heller  der  Belation  Nagyb&nya-Feh^rsz6k  einem  Druckfehler 
zufolge  in  den  Tarif  anfgenommen  wurde,  weil  die  Eisenbahn  im  Sinne 
des  TerOffentliehtan  Tarifes,  das  ist,  mit  jenen  Frachtsätzen  die  Beför- 
derung ttbemimmt,  welche  in  dem  Tarife  kundgemacht  wurden. 

Dagegen  akzeptierte  das  Gericht  jene  Verteidigung  der  Eisenbahn, 
wonach  der  die  Relation  Nagybänya-Feh6rszek  betreffende  billigere 
Frachtsatz  auf  die  im  vorliegenden  Falle  von  Fcherszek  nach  Nagybänya 
erfolgte  Verfrachtung  nicht  angewendet  werden  könne,  da  der  im  Tarif 
festp^esetzte  Frachtsatz  zwischen  FehArsz6k  und  Nagybanya  10  Heller 
beträgt,  obzwar  die  Bahn  sowohl  in  dieser  wie  auch  in  umgekehrter 
Richtung  denselben  Weg  hinterlegt.  Bei  der  Erstelhiii«;  der  Stations- 
tarife können  jedocli  im  (Gegensätze  zu  den  kilometrischen  Tarifen  nicht 
allein  die  Länge  der  durchlaufenen  Strecke,  sondern  auch  sonstige 
Faktoren  wirtschafts-  oder  verkehrspolitischer  Natur  zur  Geltung  ge- 
langen; somit  kann  aus  dem  Umstände,  dass  für  die  Beförderung  von 
Nagybanya  nach  Feherszek  die  Bahn  einen  billigeren  Frachtsatz  fest- 
setzt, nicht  gefolgert  werden,  dass  die  Partei  berechtigt  sei,  an  Stelle 
des  fOr  die  Beförderung  auf  derselben  Linie,  jedoch  in  umgekehrter 
Biehtung,  festgesetzten  höheren  Stationsfiraehtsatzes,  den  für  die  ent- 
gegengesetzte Transportrichtung  Toigesehenen  billigeren  Frachtsatz  zu 
beanspruchen. 

Nr.  16o.  Entseh.  des  Bezlrksgoriclits  für  Handeltisachcn  in  Wien. 

Vom  27.  April  190B. 

Ofsterr.  Klsx-iib.-V.  r^rdii  ni  .\IX  Sr.  IW  S  .•IUI 

Da  nach  der  Zusatzbestimmung  Vb  zu  ^  51  des  BetrRegl.  die  in  den  einzelnen 
aitertarlfes  ssTfeiililleii  Artikel  nK  daa  datelbtt  gekmsIrtM  BtsMiitfes  n 
iMieleliMR  tisd,  Iuum  die  TarlferaSssiiHSg  iir  dass  bsantprMfet  weries,  weas  bsi 
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der  Anoabe  des  Inhaltes  der  Sendung  im  Frachtbriefe  der  Wortlaut,  welcher  für  den 
Artikel  in  der  Tariferalteigung  gebraaeht  iit,  gewlhtt  wird.  TarifbettiiiBiBieB 
verlierra  Ihre  verbtadllelie  Kraft  eMrt  dadwek,  daee  die  Eleeabata  ele  Im  Elaieiralle 

mrlebtli  Mfeweadet  ktt 

Da  nach  Punkt  3  der  besonderen  Bestimmangen  des  in  Rede 
stehenden  Taiifes  die  hölicre  Tariflerang  eintritt,  wenn  in  der  Dekla* 
ration  die  Bezeichnung  der  Gattung  und  Beschaffenheit  des  Transport» 
gutes  niciit  genau  entsprechend  dem  Wortlaute  des  betreffenden  Ans- 
nahmetarifes,  bzw.  der  Sonderbegünstigung  enthalten  ist,  war  zur 
Anwendung  des  niedrigeren  Tarifsatzes  erforderlich,  dass  die  klags- 
gegenständlichen  Sendunp^pu  als  Nadelhölzer  und  nicht  als  weiche  Hölzer 
zu  deklarieren  waren.  Üb  es  sicii  bei  den  einzelnen  Sendungen  tat- 
sächlich um  Nadelhölzer  gehandelt  hat,  ist  gleichgültig,  da  nach  der 
obangefiihrteii  Vorschrift  zur  Begründung  des  niedrigeren  Tarifsatzes 
eben  die  wörtliche  Bezeichnung  des  Gutes  nach  dem  in  der  Sonder- 
bestimmung enthaltenen  Wortlaute  gewählt  werden  muss.  Die  bei  den 
klagsgegenständlichen  Sendungen  gewählte  Bezeichnung  weiche  Hölzer" 
entspricht  also  nicht  dem  in  der  Sonderbestimmuug  gebrauchten  Wort- 
laute „Nadelhölzer'*  und  konnte  daher  zur  Begründung  des  niedrigeren 
Tarifsatsws  am  so  weniger  genügen,  als  schon  Znsatxbestimmung  Vb  za 
§  51  BetrBegl.  vorschreibt,  dass  die  in  den  einzelnen  Olltertarifeii 
anfgezfthlten  Artikel  mit  den  daselbst  gebranehten  Benennungen  zu 
bezeichnen  sind.  Der  Umstand,  dass  in  einzelnen  Fällen  der  Reklamation 
der  beklagten  Firma  auf  Grund  der  gleichen  ungenauen  Deklaration 
Folge  gegeben  wurde,  ist  irrelevant,  weil  durch  die  unrichtige  Anwendung 
von  verbindlichen  Vorschriften  in  einzelnen  Fällen  diese  selbst  ihre 
verbindliche  Kraft  nicht  verlieren  können.  Die  Beklagte  ist  demnach 
gemäss  §  61  al.  4  BetrRegl.  zur  Zahlung  der  eingeklagten  Fracht- 
dilFerenz  verpflichtet.   

>ir.  104}.  Kiitücli.  des  Prouss.  (Gerichtshofes  zur  Entscheidung  der 

Kompeteiizkontlikte. 

Vom  28.  April  1906. 

(ZelUchr  f  Klcinb.  Jalir«.  XIII  (1906   Ut  tr  il'  n  *io 

Wenn  die  Aufsichtsbehörden  aus  öfTentlichrechtlichen  Gründen  einer  Kleinbahn  ver- 
Meten,  einen  Dritten  die  ihm  vertraglich  zugestandene  Freifahrt  2u  gewähren,  so  ist 
fir  das  Verlaeges  aaf  Gewihr»!  iw  Freifahrt  der  Reektewei  aieiit  gegebea.  (H  22, 

21  des  RIeinliahiigeseties.) 

Die  Klägerin  stutzt  zwar  ihren  Anspruch  auf  den  mit  der  Beklagten 
abgeschlossenen  Vertrag,  und  dieser  Anspruch  ist  auch  zweifellos  ein 
vermdgensrechtUcher;  aber,  soweit  die  Zuständigkeitsfrage  nicht  durch 
besondere  Gesetze  geordnet  ist,  greift,  wie  auch  das  Reichsgericht  an- 
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nimmt,  die  Kegel  Platz,  dass  iiiclit  die  Art  der  Begriiiidung  (der  Titel), 
.sondern  der  sacliliclie  Inhalt  des  KUij^eaiispriiclis  für  die  Frage,  ob  ein 
bürgerlicher  Kechtsstreit  vorliefic  entscheidend  ist, 

(Vgl.  Droop,  Der  Rechtsweg  in  Preussen  S.  4,  und  Urteil  des 
Keichsgerichts  vom  22.  September  1893  in  CJruchot,  ßeitr.  Bd.  37 
S.  1075  und  die  darin  enthaltenen  Zitate.) 

Im  vorliegenden  Falle  ist  der  K 1  a  g e  a  n  t r a  g:  n  u r  a u f  V e ru r t e  i  1  ii  n g 
der  Beklagten  zur  weiteren  Ausstellung  der  im  Vertrage  aus- 
beduugeuen  Freifahrtkarten  gerichtet,  nicht  auch  eventuell  zur 
Zahlung  einer  Entschädiguug,  die  in  dem  von  der  Klägerin  in  bezug 
genommenen  Beichsgericlitsmrtdl  —  vgl.  Gmchot,  Beitr.  Bd.  47  S.  861  — 
allein  beanspniclit  war.  Der  Ansprneh  bezweckt  also  unmittelbar 
die  Aufhebung  der  von  den  Verwaltungsbehörden  getroffenen 
Anordnung,  dass  die  Freifahrtkarten  zurückzuziehen  seien, 
weil  die  betreffende  Vertragsbestimmung  ttffentlichiechtlich  nnzul&ssig 
sei  Hierfttr  steht  der  Rechtsweg  nicht  offen,  zwar  nicht  des- 
halb, weil  jene  Anordnung,  wie  das  OLG.  in  seinem  gutachtlichen  Be- 
richte auszufOhren  sucht,  als  eine  polizeiliche  VerfQgnng  zu  erachten 
ist,  gemftss  den  Gesetzen  vom  11.  Hai  1842  und  vom  80.  Juli  1888, 
sondern  weil  der  Kegierangspräsident  and  die  Bisenbahn- 
direktion,  die  für  die  Entscheidung  der  Frage  zuständig  sind, 
ob  die  fragliche  Vertragsbestimmung  öffentlichrechtlich  zu- 
lässig ist,  bei  der  Verneinung  dieser  Frage  in  Ausübung  des 
mit  den  Staatshoheitsrechten  zusammenhängenden  Aufsichts- 
rechts des  Staates  iiber  die  Kleinbahnen  gehandelt  haben,  ge- 
mäss §  3f>  der  Verordnung  vom  26.  Dezember  1808.  §  11  der  Regieruugs- 
instruktion  vom  23,  Oktober  1817  und  §  15  des  Rhein -Ressort-Regl.s  vom 
20.  Juli  1818  (vgl.  Entsch.  d.  RG.  Bd.  44  S.  226).  Wenn  sie  bei  dieser 
Ausübung  in  das  der  Klägerin  vertragsmilssig  zugesicherte  Recht  ein- 
gegriffen hallen,  und  wenn  Klägerin  diesen  Eingriff  abwehrt,  so  kauu 
der  hierduich  entstandene  Rechtsstreit  als  eine  bürgerliche  Rechts- 
streitigkeit im  .Sinne  des  §  13  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  nicht  au- 
gesehen werden. 

Durch  die  gegenwärtige  Entscheidung  wird  die  Klägerin  nicht  ge- 
hindert, einen  Entschädigungsanspruch  gegen  die  Beklagte  im  Rechts- 
wege geltend  zu  machen.  Dann  ist  es  Aufgabe  des  ordentlichen  Ge- 
richts, zu  entscheiden,  ob  der  Klägerin  ans  der  Vertragsbestimmung, 
deren  SrfUlung  ihr  durch  die  massgebende  YerwaltungSTerfOgung  un- 
möglich geworden  ist,  der  Anspruch  zusteht. 
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Nr.  1G7.   £iit8ck.  des  Freuss.  Oberverwaltuiigsgcrichts« 
8.  Senat.  Tom  4.  Mai  1006. 

(Batsob.  d.  OVO.  Bd.  «8  8.  sas.) 
Neben  einer  Polizeiverordnang,  die  lediglich  darauf  abzielt,  von  Gebäuden  eine  einzelM 
bestimmte  Gefahr,  beispielsweise  die  ihnen  durch  Eisenbahnbetrieb  drohende  Feuert* 
gefahr  abzuwenden,  können  für  Fälle,  auf  die  sie  nicht  anwendbar  ist,  sonstige  all* 
geneine,  auf  feuer-  oder  sicberheitspolizeiliohen  Riiokaiobteii  beruheade  Varaebriftei 
in  MMm  BamoMt  battalMn,  welohe  dM  Eliertlnar  Ii  Aar  BctaMif  mImm 

UniiMlIntHzM  «liMlirMM. 

Der  Kläger  irrt  in  der  Annahme,  als  Angrenzer  der  Eisenbahn, 
für  den  bei  der  Errichtnng  von  Gebänden  die  Vorschrift  vom  16.  De- 
zember 1880  an  sich  Geltung  habe,  sei  er  nicht,  wie  jedermann,  der 
allgemeinen  Baupolizeiordnnng  unterworfen.  Jene  Vorsclirift  will,  wie 
schon  bemerkt  ist,  nur  eine  bestimmte  Feuersg:efahr  abwehren,  nämlich 
die  den  Gebäuden  durch  den  Eisenbahnbetrieb  drohende,  nicht 
auch  etwa  nmj^ekelirt  die  der  Hahn  aus  den  Gebäuden  drohende 
Gefahr.  Ihr  Inhalt  schliesst  somit  nicht  aus,  dass  daneben  sonstige 
allgemeine  örtliche  Vorschriften  bestehen  und  anzuwenden  sind,  welche 
auf  feuer-  oder  sicherheitspolizeilichen  Kilcksichton  beruhen.  Hierzu 
gehören  die  Bestininuingen  in  den  gi?  5  und  7  der  Berliner  I^auordnnns: 
iiber  die  Entternun^  der  Gebäude  voneinander  und  von  den  Nachbar- 
grenzen sowie  über  die  Beschaffenheit  der  Unifassungswände  der  Ge- 
bäude. Diesen  entspricht  unstreitig  das  Bauvorhaben  des  Klägers  nicht. 
Er  will  in  den  an  der  Grenze  des  Eisenbahngoläiules  erricliLelen  llaus- 
wänden  zur  besseren  Lüftung  der  Keller  Oeffnungen  anbringen,  welche 
dem  §  7  Zi£f.  3  und  4  der  Baupolizeiordnung  zuwider  sind.  Dies  ent- 
sprechend dem  Verlangen  der  EisenbahnbehOrde  abzulehnen,  war  die 
Polizei  befagt,  die  angefochtene  Verfügung  ist  daher  berechtigt.  Es 
kam  nicht  weiter  darauf  an,  dass  weder  bei  Errichtung  der  Oebände 
noch  bei  ihrer  beabsichtigten  Aendernng  gegen  die  Spezialverordnong 
von  1880  Verstössen  worden  ist. 

Kr.  108.   EntNfh.  des  Pn'uss.  Oberverwaltungsgeriehts. 
1.  Senat.   Vom  4.  Mai  1906. 

(DJZ.  XU  (1M7)  Nr. «  8.  til.) 

Else  Peliielvererimmi,  die  dM  Plakttwetsn  ftaz  alliMMii  ragiH,  tsiet  atoh  aaf 

KlCtababawittniehniungen  Anwendung,  es  sei  denn,  daas  die  Plakate,  wie  z.B.  Fahr- 
pläne und  Tarife,  einen  Bestaadtell  des  Unternehmens  aelbat  liüdea. 

Piakate,  die  öffentliche  Anzeigen  enthalten,  haben  mit  dem  Klein- 
bahnunternehmen als  solchem  nichts  zu  tun.  Im  vorliegenden  Falle 
betrifft  die  Verordnung  nur  öffentliche  Anzeigen  auf  öllentlicheu  Strassen 
und  PläUen.  liieruutei-  können  nui*  solche  Anzeigen  verstanden  werden. 
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die  Von  ».fiVnl liehen  Strassen  oiler  J'lätzen  aus  ireselien  werden  können. 
Dies  tritit  auf  die  in  den  Strasseubalin\va<^en  angebrachten  Piakate 
nicht  zu.  Dagegen  ist  die  Anordnung,  die  l'iakate.  die  an  den  Strassen- 
balinwagen.  also  an  ihrer  Aussenseite,  angebracht  sind  und  von  den 
öfientlichen  Strassen  und  l'lätzen  aus  gesehen  werden  können,  zu  ent- 
fernen, nach  der  Verordnung  begründet. 

Kr.  169.  Entseh.  de«  Oesterr.  Olienten  Geriehtohofes. 

Vom  17.  Mai  1906. 

•  (OmMR.  XlMOb^VarordB.-BL  XX,  (1M9)  Nr.  S  S.  St.) 
Hat  die  Eisenbahi  die  an  den  Absender  gerichtete  Verstindigmi  Vtfl  einem  elN* 
getretenen  Abliefernngshindernisse  nachweislich  zur  Post  gegeben,  so  verantwortet  sie 
den  den  Absender  aus  der  bahnseitigen  Veräusserung  des  Gutes  etwa  entstehenden 
SobadM  iiIsM,  MOh  waiR  «•  VartUndigung  iIom  AtoMitor  iloM  »Hl«ktWiM  Ist 
Etat  VM  AliseRder  In  betreff  des  Gute«  eliiebraobte  ReMaattiMi  verirfHebtet  die 
Eieenbahn  nicht,  mit  der  Veräusseraeg  des  Gutes  zu  warten. 

Aus  den  Gründen  der  zweiten  Instanz:  Der  Gerichtshof  erster 
Instanz  stellte  fest,  dass  die  Bestimmnngsstation ,  bzw.  die  Zwischen- 
station (i.  die  Verständigung  von  dem  Ablieferungshindernisse  tat- 
sächlich abgesendet  hat,  dass  diese  Verständigung  jedoch  ans  Ver- 
schulden der  Post  nicht  nach  der  Versandstation  gelangt  ist.  Der 
Gerichtshof  erster  Instanz  nahm  auch  ganz  richtig  an,  dass  das 
Verschulden  nicht  die  Hahn  treffe  und  dass  die  Verständigung  als 
bewerkstelligt  anzusehen  sei.  Im  Laufe  der  Verhandlung  wurde  weiters 
die  Berechtigung  der  Eisenbahn  zur  Veräusserung  des  Gutes  im  Li- 
zitatiunswege  nicht  in  Abrede  gestellt.  Lediglich  der  Umstand,  dass 
der  Verkauf  der  Ware  früher  erfolgt  sei,  als  der  Kläger  die  Antwort 
auf  seine  Reklamation  der  Nachnahme  eriialten  habe  und  dass  er  in 
dieser  Antwort  unrichtig  dahin  informiert  worden  sei,  dass  die  Ware 
noch  nicht  verkauft  sei,  soll  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  begründen. 
Da  jedoch  die  Empfangsbahn  den  Vorschriften  des  Art.  24  des  lU.  nnd 
der  bes.  Zasatzbestimmung  entsprechend  vorgegangen  ist,  indem  sie 
erst  drei  Monate  nach  VerOifentlichang  des  Lizitationsediktes  in  den 
betreffenden  Zeitungen  die  nicht  in  Empfang  genommene  Ware  in 
öffentlicher  Lizitation  verftussert  hat,  kann  die  Veisandbaho  im  Sinne 
des  Art.  27  lU.  nicht  für  eine  Tatsache  in  Ansprach  genommen  werden, 
welche  erst  nach  rechtmftasig  durchgefQhrter  Lizitation  eingetreten  ist, 
znmal  ja,  selbst  wenn  die  Antwort  vom  21.  April  1905  der  Wahrheit 
entsprochen  hfttte,  d.  h.  in  ihr  von  dem  bereits  erfolgten  Verkaafe  der 
Ware  berichtet  worden  w&re,  der  Sachverhalt  sich  nicht  geändert  nnd 
auch  der  Kläger  die  vollzogene  Lizitation  nicht  mehr  durch  eine  Ver- 
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Entach.  des  Bearkagericbts  Prag  vom  18.  Hai  1906. 


fttgnng  über  die  Ware  hätte  hindern  können.  Mit  Unrecht  nimmt  daher 
das  Geriebt  erster  Instanz  in  der  unricbtic^a  Information  ein  Ver- 
sctaniden  der  Eisenbahn  an,  vielmehr  liegt  das  Versehnlden  anf  Seiten 
des  Klägers,  welcher  vom  Tage  der  Aufgabe  der  Ware  durch  Vit  Monate 
sich  nm  die  Ware  nicht  bekümmerte,  keine  Verf&gong  traf  und  anch 
keine  Beklamation  erhob.  Das  Begehren  des  Klägers  mosste  am  so 
mehr  zorQckgewiesen  werden,  als  hier  die  Bestimmung  des  Art.  38  lü. 
nicht  Platz  greift  und  der  Kläger,  im  Grunde  genommen,  nur  die  Nach- 
nahme fordert,  welche  er  gemäss  Art  24  (2)  und  13  (3)  lU.  vor  der 
Abnahme  des  Gutes  durch  den  Empfänger  von  der  Eisenbahn  niclit 
fordern  kann.  Der  vom  Klüger  hiergegen  ergriffenen  Revision  hat  der 
k.  k.  Oberste  Gerichtshof  als  Kevisionsgericht  mit  dem  Ui'teile  vom 
17.  Mai  1906,  Z.  7434/6,  keine  Folge  gegeben. 


Nr.  170.  Entseh.  des  Besirksgeflehts  Pn^. 

Vom  18.  Mai  1906. 

i  AIIk  Tarlf-AiUE.  JaLrg  X.WI  il907)  Nr.  l  S.  3^ 

S  88  Omt«rr.  EisenbBetrRegl.    In  der  vorschriftswidrigen  Entladung  von  Güter«  daroli 

geschulte  Leute  der  Eisenbahn  liegt  grobe  Fahrlässigkeit. 

Was  ist  eine  grobe  Fahrlässigkeit?  Das  (iesetz  definiert  weder 
im  §  88  BetrRegl.  noch  im  §  1324  a.  b.  (i.  B.  diesen  IJegrift,  nnd  es 
miiss  somit  dieser  Begriff  an  der  Hand  des  §  6  a.  b.  (i.  B.  gedentet 
werden.  Das  Gesetz  stellt  die  aultallende  Sorglosigkeit  der  bösen  Ab- 
sicht gleich  (§  1331  a.  b.  G.  B.).  Daraus  folgt,  dass  bei  der  ersterea 
es  sich  nicht  um  eine  Vernachlässigung  handeln  kann,  welche  nur  ge- 
wöhnliche Fähigkeiten  voraussetzt;  zum  Begriffe  der  auffallenden  Sorg- 
losigkeit gehört  also  offienbar  die  Vemaehlissigung  selbst  jener  Anf- 
merksamkeit,  welche  sogar  ein  minder  vorsichtiger  Mensch  anzuwenden 
pflegt.  Eine  allgemeine  Norm  Iftsst  sich  für  diese  Verhftltnisse  nicht 
aufstellen;  es  wird  immer  eine  quaestio  facti  bleiben,  es  wird  von  Fall 
za  Fall  beurteilt  werden  müssen,  ob  eine  culpa  levis  oder  culpa  lata 
vorliegt.  Was  fflr  einen  einfachen  Frachtführer  ein  grobes  Verschulden 
ist,  wird  möglicherweise  bei  der  Eisenbahn  mit  BQcksicht  auf  den  regen, 
komplizierten  Verkehr  etc.  nur  ein  leichtes  Verschulden  sein;  was  in 
einer  Bahnstation  mit  ungewöhnlich  regem  Verkehr  eine  culpa  levis  ist, 
wird  möglicherweise  einer  verlassenen  Landstation  schwerer  angerechnet 
werden  müssen.  Und  eben  die  Nutzanwendung  dieser  Betrachtungen 
ist  es,  welche  den  gegenwärtigen  konkreten  Fall  zu  einem  groben  Ver- 
schulden stempelt.  Welcher  Zug  den  Koffer  beschädigte,  bleibt  sich 
gleich;  ob  der  Koffer  beschädigt  wurde,  weil  er  zu  nahe  an  das  Geleise 
abgeladen  wurde  oder  weil  er  später  durch  die  Bahugepäcksti'äger  dem 
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Geleise  naher  oebiaclit  worden  ist,  bleibl  sich  ebenfalls  j^^leicb.  Die 
Haiiptsaciie  ist  die.  dass  die  Bahn,  resp.  ihre  Bediensteten  9  BetrRegl.), 
welche  für  derartige  Verrichtungen  geschult  sind,  resp.  geschult  sein 
sollen,  schon  bei  der  allergeringsten  Anwendung  selbst  minderer  Sorg- 
falt wissen  können,  dass  ein  zwischen  Geleisen  hingelegter  grosser, 
schwerer,  vertikaler  Koffer  schon  dmch  die  Btsehfitterang  infolge  Vorbei- 
fahrens  der  Wagen  und  Zttge  leicht  ins  Ratschen  kommen  kann.  Wenn 
also  —  wie  die  Bahn  bei  der  Verhandlong  za  ihrer  Entschuldigung 
▼orbrachte  —  der  Perron  noch  dazu  gewölbt  ist,  so  veinnag  dieser  Um- 
stand die  angebliche  Bntscbuug  nicht  nnr  nicht  zu  entschaldigen,  sondern 
er  ist  geradezu  ein  Erschwerungsnmstand,  weil  eben  deshalb  nm  so 
grössere  Vorsicht  anzuwenden  war.  Der  Umstand,  dass  der  Verschub- 
leiter  die  gute  Absiebt  hatte,  einen  eventaellen  Schaden  zu  verhUten, 
vermag,  an  der  Tatsache  nichts  zu  ändern;  wenn  die  Laterne  früher 
nicht  zu  sehen  war,  so  war  eben  auch  der  Auftrag  nicht  genfigend, 
und  es  ist  sogar  ein  Beweis  mehr,  dass  die  Bahn  den  Schaden  vermuten 
konnte,  jedoch  nicht  energisch  genug  verhatete;  warum  wäre  sonst  der 
Auftrag  überhaupt  erteilt  worden?  Daraus  folgt,  dass  der  Unfall  bei 
Anwendung  selbst  der  allergeringsten  Sorgfalt  hätte  vermieden  werden 
können,  dass  somit  eine  grobe  Fahrlässigkeit  vorliegt. 


Nr.  171.  Entseh.  des  Bentsehen  Beldugeriehts. 
4.  Zivilsenat.  Vom  21.  Mai  1906. 

(Zeltsehr.  f.  Klelnb.  Jahrg.  XIII  (1906)  Heft  i:;  S  802 ) 
Ein  Wagenführer  bei  einer  Strassen-  und  Kleinbahn  ist  Betriebsbeamter  (Betriebs* 
aufseher)  im  Sinne  des  g  136  des  GewUnfVersG.  vom  30  Jani  i900.   Der  Anspruoli 
l«f«n  Hm  vsrHUirt  daher  gemSss  §  138  Abs.  I  I.  c.  in  zwei  Jahren  nach  dem  Unfall. 

Der  im  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz  §  I3G  gebrauchte  Au.sdruck 
„BeTollmächtigten  oder  Repräsentanten,  Betriebs-  oder  Arbeitsaufseher** 
stimmt  zwar  nicht  wörtlich  mit  der  Aasdmcksweise  des  §  2  des  Haft- 
pflichtgesetzes  vom  7.  Juni  1871  (BOBI.  8.  207)  in  den  Worten  „ein 
BeTolImachtigter  oder  Repräsentant  oder  eine  zur  Leitung  oder  Beauf- 
sichtigung des  Betriebes  oder  der  Arbeiter  angenommene  Person"  llbei*- 
ein.  Das  Unfallversicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884  (BOBI.  S.  69), 
das  in  den  §§  95»  96,  97  Bestimmungen  traf,  die  sachlich  mit  den 
186,  136,  138,  139  des  jetzt  geltenden  Gewerbe-Unfallyersicherung»- 
gesetzes  im  wesentlichen  ftbereinstimmen,  bezweckte  aber  u.  a.,  dem 
Unternehmer  die  unbedingte  Haftung  für  das  Verschulden  der  in  §  2 
des  Haftpflichtgesetzes  bezeichneten  Personen  abzunehmen,  nnd  be- 
zweckte femer,  die  letzteren  hinsichtlich  ihrer  Haftung  dem  Betriebs- 
untemehmer  gleichzustellen.  Gewählt  wurde  deshalb  eine  Fassung,  die 


Digitized  by  Google 


264 


Entsch.  des  Deatadien  Reicbsgericbts  Tom  21.  Hai  1906. 


mit  §  2  des  HaftiiHichtgesetzes  ü))ereinstitnint  iiiui  nur  redaktionell,  der 
Kfirze  halber,  etwas  abweicht  (vgl.  Motive  zum  Entwurf  des  Unfall- 
Teraichernngsgesetzes,  Verhandinngen  des  Reichstages  1884,  Drucksachen 
Nr.  4  8.  82,  83  —  Riesenfeld,  Das  besondere  HaftpflichtgeseU  8.  88, 
164  ff;  Lass  und  Maier,  Haftpflicht  2.  Anfl.  8. 167).  Es  ist  deshalb 
die  Auslegung  des  §  2  des  Haftpfliehtgesetses  auch  bei  den  hier  in 
Betracht  kommenden  Bestimmungen  des  ünfallversicherangsgesetzes  su 
beachten,  insbesondere  was  den  Begriff  des  Betriebsleiters  anlangt,  über 
den  das  Reichsgericht  sich  wiederholt  ausgesprochen  hat  (vgl  Eger, 
Das  Reichshaftpflichtgeseiz  6.  Aufl.  §  2  Anm.  24  S.  2&6— 266).  Danach 
ist  ein  Betriebsleiter  zwar  nicht  ein  gewöhnlicher  Arbeiter,  der  lediglich 
eine  Maschine  zu  bedienen  hat,  andererseits  ist  Betriebsleiter  nicht  bloss 
eine  Person,  die  den  ganzen  Betrieb  zu  leiten  und  zu  beaufsichtigen 
hat,  sondern  auch  bereits  eine  Person,  die  zu  einer  dieser  beiden  Be- 
fugnisse berufen  ist,  auch  dann,  wenn  1i  die  Befugnisse  und  Pflichten 
nur  auf  einen  Teil  de.s  Betriebes  erstrecken.  Die  Uebertragung  einer 
Art  von  Berrschaft  iiber  andere  Arbeiter  ist  nidit  erforderlich,  während 
es  andererseits  nidit  <'ntscheidend  ist.  ob  die  Aufsiclit  «.^anz  unbeschränkt 
oder  bei  Unterordnung:  unter  eiiifMi  Vorgesetzten  ausznitben  ist.  Eine 
Person,  die  lediglich  den  Weisungen  eines  anderen  zu  folgen  hat,  wird 
freilich  nicht  als  Betriebsaufseher  betrachtet  werden  dürfen,  vielmehr 
wird  das  nur  in  Ansehung  einer  Person  zulässig  sein,  die  eine  gewisse 
Selbständigkeit  besitzt;  aber  in  dieser  ikv.ieliung  genl\gt  es.  wenn  sie 
mit  Verrichtungen  betraut  ist,  die  darauf  abzielen,  den  0mg  des  Be- 
triebes oder  seiue  Sicherheit  zu  gewährleisten  (vgl.  tlie  Urteile  des 
Reichsgerichts  vom  3.  Dezember  1880,  Entsch.  in  Zivilsachen  Bd.  3  S.  4; 
Tom  21.  Mftrz  1882  und  vom  22.  Oktober  1881  bei  Eger  a.  a.  O. 
8.  257.  259). 

In  seiner  dienstlichen  Stellung  als  Motorftthrer  hatte  der  Beklagte 
fSr  die  Sicherheit  der  Fahrt  in  ausgedehntem  Hasse  —  neben  der  Be- 
dienung der  Apparate  —  zu  sorgen  und  war  von  dem  Schaffiier,  wenn 
auch  dieser  zufolge  §  5  der  Dienstanweisung  w&hrend  der  Fahrt  sein 
Yorgesetzter  war,  keineswegs  abhängig,  viehnehr  war  er  zu  selbständigem 
Handeln  berufen  und  namentlich  bei  Betriebsstörungen,  also  bei  Ein- 
tritt von  Gefahr,  zufolge  §  28  der  Dienstanweisung,  wie  das  Land- 
gericht mit  Recht  hervorhebt,  der  Regel  nach  hauptsilchlich  auf  sich 
selbst  angewiesen.  Im  Hinblick  hierauf  ist  er  mit  Becht  als  Betriebs- 
aufseher angesehen  worden. 
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Nr.  172.   Entsch.  dos  Doutselieii  llcielisixoriclits. 

4.  Zivilsenat.   Vom  11.  Juui  1906. 
(Oft*  BMh(  X  (isof)  Nr.  14  &  MO  Ziffer  t lo».) 

§  833  B8B.  •  I  HiflyM*  Me  Itaftni  im  Tlerhaltort  fir  S«fe«ilaii  un  dar  Sehraek- 
hftflllkdt  seines  Pferdes  infolge  der  Geräusche  einer  LokMMllV6  wfrd  dirah  «iM 
etwa  bestshSMls  Haflpflloht  der  Eisenbahn  niclit  aasfeaefelosssi. 

Dem  Berufungsgericht  ist  darin  beizatreten,  dass,  wenn  es  möglich 
gewesen  wäre,  durch  eine  vorschriftsmässige  Anwendung  des  Glocken- 
zeichens vor  dem  Einfahren  der  Lokomotive  den  Unfall  abzuwenden, 
dieser  Urastaud  einerseits  den  ursächlichen  Zusammenhang  zwisclien 
dem  Verhalten  des  Pferdes  und  dem  entstandenen  Schaden  nicht  be- 
seitigt liätte,  andererseits  aber  das  alsdann  hinzukommende  schuklliafle 
Verhalten  dritter  Personen  weder  einen  Fortfall  noch  auch  eine  Ein- 
schränkung der  Verpflichtung  des  Beklagten  ergeben  hätte.  Ebenso- 
wenig würde  eine  etwa  bestehende  Haftpflicht  des  P^iisenbaliniiiiter- 
nehmeis  die  nnter  den  festgestellten  Uniständen  bestehende  Schaden- 
ersatzpflicht doä  Tierhalters  ausschliessen. 


Nr.  173.  Entsch.  des  Schweizer  Bondesgerlelits. 

Vom  13.  Juni  1906. 

(ZelUcbr.  d.  Bern.  Jur.-Ver.  Bd.  42  Heft  9  .s  479 

Fabrifchaftpflicht;  Verjährung  des  Anspruclies;  wann  ruht  die  Frist  wegen  unter» 
lattwisr  Anialia  lacb  Art  8,  latiteH  ANatz  Ur  NaftiifllelifMvslle  vm  1887? 

Zwar  kann  der  Anffassnng,  die  die  kantonalen  Gerichte  und 
namentlich  das  Obergericht  zu  vertreten  scheinen,  nicht  beigepflichtet 
werden,  dass  nftmlich  die  Änseigepflicht  des  Arbeitgebers  allgemein 
eine  Obliegenheit  des  betroffenen  Arbeiters,  den  Unfall  dem  erstem 
zor  Kenntnis  za  bringen,  zur  Voraussetzung  habe;  denn  der  Unter- 
nehmer ist  nach  der  Novelle  zum  FHO.  (Art.  5  und  8)  verpflichtet, 
über  alle  erheblichen  Unf&lle,  die  sich  in  seinem  Betrieb  ereignen,  von 
sich  ans  und  nicht  erst  auf  Initiative  des  Arbeiters  oder  Haftpflicht- 
berechtigten die  vorgeschriebene  Anzeige  zu  erstatten.  Wohl  aber 
liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  Anzeigepflicht  nur  in  bezug 
auf  solche  Unfälle  besteht,  von  denen  der  Unternehmer  weiss,  oder  bei 
gehöriger  Diligenz  seinerseits  oder  seiner  Organe,  fttr  die  er  verant- 
wortlich ist,  wissen  kann.   

Nr.  174.  Entsch.  des  Oesterr.  Obersten  Gerichtshofes. 

Vom  19.  Juni  1906. 

(Sped.*  «.  8sUfll«Z«l(e.  SV  (IBOT)  Nr.B  8. 6a.) 
Us|t  ia  gegebenen  Falle  der  Elsenbahn  bestimmangsmisslg  eine  Desinfektionspflicht 
sIsM  sb,  so  ist  dis  latzisnmg  siiss  fiats  ilaroh  ein  vorher  in  dorn  betreffeiitfea 

Bger.  UMatobareohtUBhe  Batoeheltaagwi  ZXUI.  18 
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Waim  friisportitrlM  fytt  alt  Mli«re  Qtwalt  z«  NliwUta  imI  Me  EitMbal»  alolit 
InflyHoMIl.  Oattorr.  H6B.  AH.  395.  BttrR|l.  i  75. 

Bin  Wagen,  in  dem  Torfaer  Hftnte  befördert  waren,  wurde  znr  Be- 
ladung mit  Bapskachenmehl  verwendet.  An  der  Endstation  ist  letztere 
Ladung  auf  behördliche  Anordnung  vernichtet,  da  sie  der  Inflzierung  mit 
Milzbrandkeimen  verdächtig  eischien.   Die  gegen  die  Bahn  erhobene 

Schadensersatzklage  ist  abgewieseu,  weil  die  Infizierung  die  Folge 
höherer  Gewalt  war.  Die  Bahn  hat  nicht  rechtswidrig  geliandelt,  in- 
dem sie  den  fraglichen  Wagen  ohne  vorherige  Desinfizierung  weiter 
verwandt  hat.  Die  Fälle,  in  denen  eine  solche,  mit  Kosten  verbundene 
Behandlung  zu  erfolgen  hat,  sind  gesetzlich  genau  bestimmt.  In  allen 
anderen  Fällen  besteht  an  sich  eine  Desiiifektionspflicht  niclit.  Die 
Bahn  konnte  auch  nicht  vermuten,  dass  sich  unter  den  nassen  Häuten 
eine  solche  einer  iiiilzbrandkranken  Kuh  befand,  in  dicsci'  liPziehung 
traf  sie  dahei-  ebenfalls  keine  üntersuchunf^s-  oder  Vorkehruugspflicht, 
zumal  schon  deren  Aufgabe  zur  Beförderung  untersagt  ist.  Die  In- 
fizierung, welche  die  Vernichtung  der  Sendung  znr  Folge  hatte,  ist 
mithin  durch  höliere  Gewalt  hervorgerufen,  für  deren  Folgen  die  Bahn 
nicht  aufzukommen  hat.  

Nr.  175.  Entseh«  des  Dentsehen  Selehsgerlehts. 

S.Zivilsenat.   Vom  26.  Juni  1906. 

(JW.  JalifK  3.')   lOoOi  Nr.  15  S  551  ZitT.  -.'0,  -  Prenw.  Elsonl>.  Ari-b.  1906  8.  1316.) 
§§  611  ff.  BGB.  in  Verb,  mit  §§  1382,  1383  Code  civil,  Art.  89  Nr.  2  PrAGBGB.  Pri- 
vatreobtliohe  Wirkungen  des  Staatsbeantenverhältniases  nach  Analogie  des  Dienst» 

verlraiet. 

Die  Klage  des  Königlich  Freussischen  EisenbahnftskuB  gegen  den 
Beklagten  als  Beamten  der  Königlich  Preussischen  Staatsbahnen  ist 
gerichtet  auf  Erstattung  von  348,10  M.  fttr  dem  Klftger  erwachsene 
Vertretungskosten,  des  Rangieimeisters  A.  Es  ist  ja  richtig  und 
steht  in  der  Rechtsprechung  des  BG.  fest,  dass  das  Staatsbeamten- 
verh&ltnis  Oifentlich-rechtlicher  Natur  ist  und  durch  einen  einseitigen 
Akt  der  Staatsgewalt  b^rflndet  wird,  sowie  dass,  soweit  jenes  VerbUt- 
nis  vertragliche  Elemente  enthält,  diese  jedenfalls  nicht  in  einem  pri- . 
vat-,  sondern  in  einem  öffentlich-rechtlichen  Vertrag  ihren  Ursprung 
finden.  Dies  schliesst  aber  keineswegs  aus,  dass  das  Beamtenverh&lt- 
nis  nicht  nur  für  den  Beamten,  sondern  auch  für  den  Staat  privat- 
rechtliche Wirkungen  hervorbringt,  insoweit  also  quasikontraktlicher 
Natur  ist,  welche  in  Ermangelung  positiver  Gesetzesbestimmungen  und 
aus  der  öftentlicli-rechtlichen  Natur  des  Beamtenveihiiltnisses  sich  er- 
gebender Ausnahmen  nach  Analogie  des  Dienstvertratres  zn  beurteilen 
sind.   Dies  gilt  namentlich  insoweit,  als  der  Beamte  eine  Verletzung 
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seiner  Amtspflichten  begeht  und  dadurch  dem  Staate  Schaden  zufügt, 
zu  dessen  Ersatz  dann  der  Beamte  dem  Staate  nacli  Analogie  des 
Dieustvertrages  und  der  Bestiniiiiungcn  des  liGI3.  über  Schadeusersatz 
verpflichtet  erscheint.  —  Das  Berufungsgericht  lässt  zwar  die  Frage 
ttoeutschieden,  ob  der  Beklagte  durch  den  dem  A.  zugefügten  Schlag 
seine  ihm  als  praimiadieB  Staatsbeamten  gcgeaftbo'  dem  Kläger  ob- 
liegende Dienetpllicbt  verletst  bat  dadurch,  daas  er  bei  AnsflUining 
einer  Ton  ihm  in  amtlicher  Eigenechaft  vorgenommenen  Handlung  seine 
Ämtsbefngnisse  aberschritt,  oder  ob  er  diese  Dienstpflicht  nicht  Terletst 
hat,  indem  er  nur  bei  Gelegenheit  der  Ansftbung  seines  Amtes  schlng« 
woza  er  innerhalb  seines  amtlichen  Wirkungskreises  nicht  beftagt  war. 
Allein  das  Bemfungsgericht  hat  andererseits  festgestellt:  der  Beklagte, 
der  am  27.  Oktober  1902  als  Stationsassistent  auf  dem  Güterbahnhof 
Barmen- Wichlingsiiausen  den  Nachtdienst  und  damit  die  Aufsiclit  über 
das  dort  stattfindende  Rangieren  der  Zttge  hatte,  habe  dem  Rangier- 
meister A.  wegen  mangelhafter  Ausführung  des  demselben  obliegenden 
Rangierens  Vorhaltungen  gemacht  und  dabei  seiner  Meinung  Ausdruck 
gegeben,  A.  sei  betrunken.  Diese  Aeusserung  habe  zu  einem  Wort- 
wechsel zwischen  A.  und  dem  Beklagten  geführt,  in  dessen  Verlauf 
der  letztere  mit  der  in  seiner  Hand  befindlichen  Laterne  dem  ersteren 
einen  dei  artig  wuchtigen  Schlag  auf  die  linke  Stirnseite  versetzte,  dass 
A.  infol}i:e  der  erlittenen  Verletzung  bis  zum  27.  April  1903  dienst- 
unfähig wurde.  —  Darnach  kann  es  abei-  nicht  zweifelhaft  sein,  dass 
der  Beklagte  in  Ausübunpr  oder  mindestens  in  Veranlassung  der  Aus- 
übung seines  Amtes  vorsätzlich  eine  Körperverletzung  begangen  hat 
(StGB.  §  340:  RGSt.  Bd.  17  Nr.  40j,  also  eiue  DienstpÜichtverletzung 
auch  dem  Staate  gegenüber  sich  hat  zuschulden  kommen  lassen.  Der 
Beklagte  ist  daher  dem  El&ger  aueh  snm  Ersatae  des  diesem  ent- 
standenen Schadens  verpflichtet 

Nr.  17<k  Entsch.  des  BesIringwlehtB  Teseben. 

Vom  27.  Juni  1906. 

(AUg.  Tar.  Anz.  XXV  1906  Nr  15  S  6C3  i 

Zur  Erstattung  der  ungebührlich  cingehobenen  Fracht  ist  die  Elsenbahn  auch  dann  zu 
verurteilen,  wenn  der  Berechtigte  den  Frachtbrief  nicht  vorlegen  liann.  Die  zusätz- 
IM»  BmIImissi,  4m«  EretattmiiMMpHiQhe  ms  msewlMMM  aebObres  mit  dea 
FraeMbrtofeia belegen  sind  (ZusatzbettlmmiiH  V  [2]  d  zu  §  61  BetrRegl.)i  IttblOM  Fsroh 
vwrtohrift  für  die  Reldamatton  gegenüber  der  Eisenbahn. 

Kläger  verlangt  Verurteilung  der  beklagten  Bahn  zur  Zahlung  der 
ungebührlich  eingehobenen  Fracht  von  3B.50  K.  deren  Erstattung  von 
der  Bahn  aus  dem  Grunde  abgelehnt  wurde,  weil  Kläger  der  Rekla- 
mation den  Frachtbrief  nicht  angeschlossen  hatte;  Kläger  behauptet, 

18* 
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der  Frachtbrief  sei  ihm  bei  Anshllndigung  des  Gutes  nicht  ausgefolgt 
worden.  Die  Eiseiibahii  beantragt  Abweisang  der  Klage  ans  dem  Tor- 
erwfthnten,  in  der  Reklamationserledigung  geltend  gemachten  Grunde; 
jedenfalls  habe  aber  der  Umstand,  dass  der  Frachtbrief  nicht  vor- 
gelegt werden  kOnne,  den  Einfluss,  dass  die  Bahn  nicht  zur  Zahlung 
der  Prossesskosten  verhalten  werden  kOnne.  Das  Gericht  hat  der 
Klage  stattgegeben  und  die  beklagte  Eisenbahn  auch  zur  Zahlung  der 
Prozesskosten  verurteilt:  (Nacli  Feststellung,  dass  der  eingeklagte  Be- 
trag tatsächlich  nngebübiiich  eingehoben  wnrde:)  Derjenige,  der  die 
Fracht  bezahlte,  hat  das  Recht,  das  zn  viel  Bezahlte  zurückzuverlangen. 
In  der  Regel  wird  der  Frachtbrief  als  eine  gemeinsame  Privatnrknnde 
die  Beweisurkuude  bilden.  Das  Betriebsreglemeut  setzt  fest,  dass  der 
Frachtbrief  als  Beweis  über  den  Frachtvertrag  diene;  allein  es  ist 
selbst  gegen  die  Angaben  des  Frachtbriefes  ein  Gegenbeweis  zulässig, 
denn  seine  Angaben  können  unrichtig  oder  nnvollständig  sein.  Dass 
der  BYachtbrief  das  einzige  Beweismittel  sein  könne  und  dass  im 
Falle  seines  Verlustes  jeglicher  Anspruch  gegen  die  Bahn  verloren 
ginge,  widerstreitet  daher  den  Kechtsgrundsätzen.  Die  Zusatzbestim- 
mung, betreftend  Vorlage  des  Frachtbriefes  bei  Geltendmachung  eines 
Erstattungsanspruches,  bezielit  sich  bIos.s  auf  die  Rückzahlung  von 
Mehrfrachten  bei  den  Stationen  selbst;  diese  Zusatzbestimmungen 
können  auch  keinen  Einfluss  auf  die  Zuerkennung  der  Prozess> 
kosten  haben,  da  diese  unabhängig  vom  Reklamationsverfabren  auf- 
gelaufen sind.  _______ 

Kr.  177.   Kntscli.  dvs  DcntscluMi  Kei(*hs&;erie]it8. 

6.  Zivilsenat.    Vom  28.  Juni  1906. 

(JW.  JaLrt;  35  Nr  i:>  S  (,u  Ztff.  9.) 

§  254  B8B.  verbinden  mit  Art  22  des  nicht  revisibeln  Eleaee>LetbrinBi8chen  Eisen- 
baliHMttZM  von  15.  Jnll  1845  snd  Art.  55  ■■«1  103  EGBin.  BeerleihHia  kMlwr- 
rierenden  VeraohnMeM  dsroli  tu  RelekHeriobt 

Der  erkennende  Senat  erachtet  es  fttr  die  Aufgabe  des  Bevisions- 
gerichts,  die  Abwägung  des  beiderseitigen  Verschuldens,  oder  bei  An- 
wendung des  Reichshaftpflichtgesetzes  des  Verschuldens  des  Verletzten 
gegenüber  der  ßetriebsgefahr  der  Eisenbahn  nachzuprüfen,  da  die  Be- 
antwortung der  Frage,  ob  jemandem  eine  Yernachlässigang  der  im 
Verkehr  erforderlichen  Sorgfalt  und  in  welchem  Umfange  und  mit 
welcher  Wirkung  zur  T^ast  falle,  nicht  ohne  diese  Würdigung  erfolgen 
kann.  Nni-  die  Nachinütung  der  von  dem  Berufungsgericht  tatsiiclilicli 
festgestellten  Sachlage  ist  der  Kevisionsinstanz  entzogen,  nicht  aber 
deren  durch  §  254  BGB.  geforderte  allseil iire  Heuit eilung.  von  der  die 
Entscheidung  über  die  Schadeusersatzpflicht  des  >Schädigers  und  deren 


Digitized  by  Google 


Entiicb.  d«B  Dentachru  Beichsicericbts  Tom  28.  Jniii  WJß. 


269 


Umfang  aWiängt  (JW.  03  Beil.  Nr.  229;  06  54  Nr.  4,  RG.  53  ,  394). 
Die  miTerantwortHche  Sorglosigkeit  des  Klägers,  die  AasBerachÜasBiuig 
der  gegenüber  dem  Eisenbahnbetriebe  auf  der  Strasse,  wie  er  hier 
festgestellt  ist,  unbedingt  gebotenen  erhöhten  Vorsicht  (vgl.  JW.  05 
S.  14  Nr.  7,  S.  686  Nr  7)  lassen,  auch  in  anbetracht  der,  wie  vor- 
stehend erörtert,  erhöhten  Betriebsgefahr  der  Eisenbahn  der  Be- 
klagten auf  der  von  ihm  befahrenen  Strassenstrecke,  eine  Herabsetzung 
der  Schadensersatzpflicht  der  Beklagten  auf  ein  Drittel  des  ent- 
standenen und  geltend  gemachten  Schadens  geboten  erscheinen.  Die 
Ersatzpflicht  der  Beklagten  iTir  den  dem  Kläger  durch  den  Unfall  er- 
wachsenen Sachschaden  ist  vom  Berufungsgericht  aus  Art.  22  des  Ge- 
setzes über  die  Eisenbahnpolizei  vom  15.  Juli  1845  (Samml.  ElsLoth. 
Laudesgesetze  2,  627)  hergeleitet,  einer  irrevisiblen  Rechtsnorm.  Der 
Nacbprftfung  des  Revisionsgerichts  unterliegt  lediglich  die  Frage,  ob 
dieses  Landesgesetz  durch  die  Art.  55  and  106  IX^BGB.  aufrecht  er- 
halten worden  ist,  die  nach  Massgabe  der  in  der  Entsch.  Bd.  67  8. 6S 
aufgestellten  Grnndsätae  mit  dem  Urteil  des  OLG.  Colmar  vom 
19.Mftrz  1902  (ElsLotbZ.  27,  465)  und  mit  Kisch  (ElsLoth.  Landes- 
privatrecht  8.  332)  ans  den  dort  ausgelBhrten  Grftnden  bc|jahend  zn 
beantworten  ist.  Der  Revision  entzogen,  weil  ans  dem  irrevisiblen 
Landesgesetz  zn  beantworten,  ist  die  Frage,  ob  hinsichtlich  der  Berück- 
sichtigung eines  eigenen  Verschuldens  des  Verletzten  das  Landesgesetz 
durch  Heranziehung  der  allgemeinen  Vorschriften  des  bürgerlichen 
Rechts,  hier  des  §  254  BGB.  zn  ergänzen  ist  oder  nicht;  der  Revision 
unterworfen  ist  wiederum,  nachdem  diese  Frage  vom  Berufungsgericht 
bejaht  worden  ist,  die  richtige  Anwendung  des  §  254  BGB.  Die  Nach- 
prüfung in  dieser  Hinsicht  musste  zu  demselben  Ergebnis  führen,  wie 
die  für  den  persönlichen  Schaden  vorgenommene,  so  dass  auch  hier  die 
Ersatzptlicht  der  Beklagteu  auf  ein  Drittel  des  Schadens  zu  er- 
m&ssigeu  war. 

Nr.  17N.    Entsch.  des  Deutschen  Reichs&:erichts. 

6.  Zivil.senat.    Vom  2S.  Juni  lOüB. 

(JW.  JtthrK.  35  (itHJßi  Nr  15  s  :,|8  Ziff  15.  —  (irmlmt  Holtr,  Bii  51  lli-lt  i  l>  s  I7tt.) 

§§  323,  843  BGB.  S§  3,  3  a,  7  HaftpflG.  Bemessung  der  Rente  nach  den  Einflass 

<lM  lisetaieides  Lelmntitsrs. 

Es  liegt  nicht  in  der  Absicht  des  Gesetzes,  dass  bei  einer  nach 
§  258  ZPO.  erhobenen  Klage  der  Schuldner  zeitlich  unbeschränkt  zn 
Zahlung  von  Geldrenten  verurteilt  werden  sollte,  obwohl  bei  Würdigung 
aller  Umstände  (ZPO.  §  287)  nach  dem  normalen  Verlaufe  der  Dinge 
und  der  allgemeinen  Lebenserfahrung  es  als  wahrscheinlich  angesehen 
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werden  muss,  dass  von  einer  gewissen  Zeit  an  der  Schaden,  der  als 
die  Folge  des  die  Haftpflicht  begründenden  Ereignisses  durch  die 
Rente  vergütet  werden  soll,  überhaupt  nicht  mehr  oder  doch  nicht 
mehr  in  der  gleichen  Höhe  fortbestehen  werde.  —  Der  Aufgabe,  in 
solcher  Weise  vorschauend  eine  voraussichtliche  künftige  Gestaltung 
der  Dinge  in  Betracht  zu  ziehen,  wird  der  Richter  auch  nicht  durch 
die  Vorschrift  des  §  823  ZPO.  enthoben,  da  diese  nur  eine  nach- 
trägliche wesentliche  Aendemng  derjenigen  Verfaftltnisse  im  Auge  hat» 
welche  das  Gericht  bei  der  Verurteilung  ftlr  die  Festsetzung  der 
Leistungen  zu  berttcksichtigen  hatte.  Zu  den  von  yomherein  in  Rech- 
nung zu  ziehenden  Umständen  gehört  für  die  Regel  auch  der  Einfluss, 
welchen  naturgemftss  das  zunehmende  Lebensalter  auf  die  Arbeits-  und 
Erwerbsfähigkeit  des  liensehen  ausAbt,  und  bei  normalem  Verläufe  der 
Dinge  auch  ohne  Dazwischentreten  des  Unfalles  im  gegebenen  Falle 
ausgeübt  haben  wttrde.  Es  kann  in  einem  besonderen  einzelnen  Falle 
allerdings  die  Sache  so  liegen,  dass  angenommen  werden  darf,  dem 
Schadensersatzberechtigten  würde  ein  bestimmter  Erwerb  ohne  die  vom 
Gegner  zu  vertretende  Verletzung  noch  bis  ins  hohe  Greisenalter  mög- 
lich gewesen  sein.  Allein  dass  das  bei  dem  Kläger  zuträfe,  ist  weder 
vom  Berufung.^^'ci  iclit  aasgesprochen,  noch  aus  dem  festgestellten  Sach- 
verhalte zu  entnehmen.  

Nr.  179.  Entseh.  des  Itontseheii  Bdehsgeilelits. 
6.  Zivilsenat.  Vom  28.  Juni  1906. 

(ßm  mtm  Jalut.  Z  (i«w)  Nr.  it    18»  Zit.  MV.) 
§  I  RHaflliflG.  9  12  UnfFOraG.  In  Fällen  der  relchsgesefziichen  Fürsorge  fSr  Beamte 
wird  der  Reichsflskus  Gläubiger  der  Prlvatelsenbahn  zum  vollen  Betrage  aller  Leistungen 
an  den  Beamten.  Die  Verjährung  des  Anspruchs  beginnt  mit  dem  Unfalistage,  wird 
aber  tobia  daroli  alaa  aar  laaarille  AairiiaBaasg  iaa  Anspraoha  aatarferaebea. 

Die  beklagte  Privateisenbahngasellsehafk  macht  geltend,  die  kraft 
des  §  10  (12)  Abs.  1  UFfivsG.  auf  den  klagenden  Pestaskns  ftber- 
gegangenen  Bechte  des  im  Betriebe  der  Beklagten  verletzten  Beamten 
seien  nach  dem  Haftpflichtgesetz  in  ihrem  Umfange  hinter  dem  Betrage 
der  Beamtenpension  zurftckgeblieben.  Insoweit  nftmlich,  als  der  Elftger 
zur  Entrichtung  der  Pension  Terpflichtet  sei,  bestehe  auf  ihrer  Seite 
keine  Verpflichtung,  den  Verletzten  noch  ausserdem  durch  eine  Haft- 
pflichtrente zu  entsch&digen.  Viehnehr  sei  sie,  da  das  Diensteinkommen 
1762  M.  80  Pf.  und  die  Pension  1293  M.  ausmache,  flherhanpt  nur 
verpflichtet,  469  M.  80  Pf.  nnd  nicht  1293  M.  jährlich  zu  zahlen.  Für 
die  Richtigkeit  dieser  Anf.^^tellung  würden  {rewichtige  Gründe  in  dem 
Falle  sprechen,  wenn  hei  der  Beurteilung  des  Verhältnisses  zwischen 
der  pensionspflichtigen  Betriebsverwaltung  des  Heichs  und  einem  nach 
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dem  Hat'tpfliclitgeJielze  entscliädiguiigsitfliclitigen  Ei.sLubaliiibetriebsimiei- 
nelimer  es  angängig  wäre,  sich  auss{;iilies.slicli  auf  den  Standpunkt  des 
vor  der  reichsgesetzlichen  ünfailfürsorge  für  Beamte  geltenden  Rechts 
zu  stellen  und  die  Entscheidung  über  das  Mass  der  Verpflichtung  des 
Eisenbahnbetriebsunternehiners  ohne  Berücksichtigung  des  Unfallfürsorge- 
gesetzes selbst  zu  treffen.  Aber  das  Unfallfürsorgegesetz  hat  in  un- 
verkennbarer Weise  zu  dieser  Frage  eine  andere  Stellung  eingenommen. 
Denn  weon  dieses  Gesete  die  Ansprüche  des  Terletsten  Beamten  ans 
dem  Haftpffichtgesetse  in  Hobe  der  ünfallfttrsoigeleistnngen  nnd  den 
darüber  tiinansgehenden  ordentlichen  Pensionsleistnngen  anf  das  Reich 
ttbertrfigt,  so  geschieht  dies  unter  der  notwendigen  Voraossetsnng,  an 
and  fllr  sich  stehe  dem  Beamten  anf  Ornnd  des  Haftpüchtgesetzes  das 
Recht  m,  von  dem  Eisenbahnbetriebsnnternehmer  die  volle  Ent- 
seb&dignng  nnd  nicht  bloss  eine  Ansgleichnng  in  Höhe  des  Unter- 
schieds zwischen  Gehalt  and  Pension  zn  fordern.  Der  im  §  10  (12) 
Abs.  1  geregelte  Forderungsübergang  kraft  Gesetzes  würde  gegenstandslos 
sein,  wenn  beim  Fortbestehen  der  Befugfnis  des  Beamten,  den  Unter- 
nehmer der  Privatbahn  zn  einer  derartigen  Ausgleicbsl eistun g  heran- 
zuziehen, sich  die  Verpflichtung  des  Unternehmers  hierin  überhaupt 
erschöpfte. 

Die  Einrede  der  Verjähning  wird  von  dem  Benifnngsrichter  aus 
doppeltem  Grunde  verworfen.  Der  Lauf  der  Frist  sei  nicht  schon  vom 
Tage  des  Unfalls  ab  zu  berechnen,  sondern  sie  sei  erst  dadurch  in  Lauf 
gekommen,  dass  am  28.  Sepleinbei-  1901  der  Pensionsanspruch  des  ver- 
letzten Beamten  endgültig  festgesetzt  wurde.  Das  ist  unrii^htig.  Der 
Beginn  der  Verjährung  richtet  sich  gemäss  §  8  HaftpflG.  stets  nach  dem 
Tage  des  Unfalls.  Der  Berut'ungsrichter  hält  sodaiiu  die  Verjährung 
gemäss  §  8  BGB.  durch  Anerkennunu  für  untcrbr(»chen.  Dieser  Ent- 
scheidungsgruud  trägt  das  Urteil.  Denn  die  Beklagte  hat  durch  das 
Schreiben  vom  10.  Mai  1902  dem  Grunde  nach  den  klägerischen 
Anspruch  anerkannt.  Sie  hat  dabei  die  Anerkennung  durch  keinerlei 
bestimmte  Abgrenzung  in  solcher  Weise  eingeschränkt,  dass  sie  für 
einen  Teil  des  objektiv  Geschuldeten  ihre  Verpflichtung  nicht  gelten 
lassen  wollte;  sie  Hess  vielmehr  keinen  Zweifel  daiHber,  dass,  wenn 
objektiv  die  Forderung  des  Klägers  soviel  ausmachte,  als  Kläger  be- 
hauptete, sie  auch  im  geltend  gemachten  Umfange  dem  erhobenen  An- 
sprüche gerecht  werden  wolle.  Einer  derartigen  Bestätigung  der  Schuld- 
verpflichtung wohnt  die  gleiche  ansprucherhaltende  Wirkung  bei,  wie 
der  Erhebung  einer  Klage,  die,  ohne  den  Betrag  der  Forderung  in  den 
Rechtsstreit  hineinzuziehen,  auf  deren  Feststellung  gerichtet  ist. 
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Kr.  ISO.  Entsdu  des  DentsoheD  Reiehflgerlehts. 
6.  ZiviUenat.  Vom  6.  Jali  1906. 

JW.  Jahrg.  56  (IWMi  Nr.  15  S  553  Ziff.  23    -  Das  Recht  Jahrg.  X  (1909)  S  liGi  Ziff.  3040 
RHaftpflG.  §  3.  BGB.  §  844.  Die  Rente  der  Witwe  eines  Verunglücicten  ist  nicht  nach 
der  Dauer  ihres  Lebensalters,  sondern  der  mutmasslichen  des  Verstorbenen  zu  bemessen. 

In  der  Begründung  des  Anspruchs  der  Klägerin  auf  eine  lebens- 
längliche Rente  sind  keine  anderen  Tatsachen  behauptet,  als  dass  die 
Klägerin  66  Jahr,  ihr  Manu  68  Jahre  zur  Zeit  des  Unfall.s  alt  gewesen 
sind.  Diese  Tatsachen  haben  allerdings  als  zugestanden  zu  gelten,  nicht 
aber  auch  der  aus  ihnen  gezogene  Schluss,  dass  ohne  den  Unfall  die 
Klägerin  und  ihr  Ehemann  gleich  lange  gelebt  haben  würden.  Das 
Berufungsgericht  hätte  darum  sich  darüber  aussprechen  inUssen,  wie 
lauge  mutmasslich  der  Ehemann  der  Klägerin  ohne  den  Unfall  noch 
gelebt  haben  würde.  Die  UrteÜsgrUnde  gehen  jedoch  anf  diese  Frage 
nicht  ein.  Sie  sagen  nar,  es  lagen  ffir  den  Bentenanspntch  der  KlUgerin 
die  Voranssetzuugen  des  §  844  BGB.  Tor;  da  aber  der  Betrag  der  Rente 
streitig  sei,  so  habe  die  Sache  nach  §  588  Nr.  8  ZPO.  an  das  L6. 
zarQckverwiesen  werden  mOssen.  Das  lässt  sich  nur  dahin  verstehen, 
dass  die  Entscheiduig  der  Frage,  ob  die  Klftgerin  eine  lebensl&ngliche 
Rente  verlangen  kOnne,  dem  Verfahren  Aber  den  Betrag  hat  Oberhissen 
werden  8oU«i.  Damit  wird  jedoch  die  rechtliche  Bedeatang  des  er- 
lassenen Zwischenorteils  verkannt  Der  Klägerin  kommt  nach  §  844 
BGB.  eine  Rente  nur  ffkr  die  mutmassliche  Dauer  des  Lebens  ihres 
verstorbenen  Mannes  zu.  Ihr  Ansprach,  dass  die  Dauer  der  Rente 
nach  der  Dauer  ihres  Lebens  bemessen  werde,  enthält  eine  Zuviel- 
fordernng  und  ist  insoweit  rechtlich  nicht  begründet.  Erst  der  Beweis, 
dass  die  mutmassliche  Lebensdauer  der  Klägerin  und  ihres  Ehemannes 
gleich  seien,  schliesst  die  Zuvielforderung  aus.  Das  Berufungsgericht 
hat  dvw  Anspruch  der  Klägerin  uneingeschränkt  fi\r  dem  Grunde  nach 
gerechtfertigt  erklärt.  Würde  diese  Etits<]ieidung  rechtskräftig,  so 
wäre  damit  entschieden,  dass  die  Klägerin  eine  Rente  auf  die  Dauer 
ilires  Lebens  fordern  kann.  Der  Beklagte  würde  in  dem  Verfahren 
iiber  den  Betrag  nicht  nielir  geltend  machen  können,  dass  der  Anspruch 
der  Klägerin  insoweit,  als  sie  über  die  mutmassliche  Dauer  des  Lebens 
ihres  verstorbenen  Ehemannes  hinaus  die  Rentenzahlung  fordert,  dem 
Uruude  nach  abzuweisen  ist. 


Nr.  181.  Entseh.  des  Zivllgerfehts  In  Neapel. 
Vom  13.  Juli  1906. 

V.eit.sclir.  f  .1,  hilernat.  Ei-cnl   Tr.nisiM  -i  W  iiW7:  Nr  J  S  7?.       V.>v-<  ifall.mn  1908  S  i'iST.i 

Internat.  Uebereink.  Art.  26.  Art.  396,  407  Ital.  HGB.  Art.  135  Ital.  Tarif-  und  Trans- 
port-Beding.   Wenn  der  Empfänger  die  Sendung  nicht  angenommen  bat,  so  kann  er 
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etae  Schadeiieraatzklage  gegen  die  Eisenbahn  nur  erheben,  weia  ihn  der  Abaender 

seine  bezüglichen  Rechte  abgetreten  hat. 

Am  27.  November  1905  sind  in  der  Station  Contursi  an  die  Adresse 
der  Firma  A.  C.  Adamo  in  Neapel  52  Kisten  Kastanien  im  Gesamt- 
gewicht  von  2700  kg  zur  Beförderung  aufgegeben  worden.  Die  Sendung 
ist  aber  in  Neapel  nicht  angekommen.  Die  genannte  Firma  belangte 
DHU  den  Balmhofrorstand  in  Neapel,  als  Vertreter  der  Eisenbahn,  anf 
Ersatz  des  Wertes  der  Sendnog. 

Seitens  der  Eisenbahn  wurde  der  Klage  die  mangelnde  Aktiv- 
legltimation  der  klAgeriseben  Firma  entgegengehalten,  da  znr  Erhebung 
▼on  Reklamationen  nur  der  VerlBgnngsberechtigte  befngt  sei,  Klftger 
aber  nie  ein  VerfOgnngsrecht  fiber  die  Sendung  erlangt  habe.  Nach 
Art.  396  und  407  des  Handelsgesetsbuchs  sei  der  Absender  bis  zur  An- 
kunft des  Ontes  am  Bestimmungsorte  ▼erfttgnngsberecbtigt  und  gehe 
das  VerfQgnngsrecht  an  den  Empfilnger  erst  ftber  nach  Ankunft  des 
Gutes  am  Bestimmungsorte,  und  nacb  Art.  135  der  Tarif-  und  Transport- 
bedingungen, wenn  der  Adressat  das  Gut  in  Empfang  genommen  und 
den  Beförderungsschein  ausgelöst  habe.  Nach  der  eigenen  Darstellung 
des  Klägers  sei  aber  die  Sendung  im  konkreten  Falle  gar  nicht  an  den 
Bestimmungsort  gelangt,  und  müsse  die  Klage  daher  wegen  mangelnder 
Sachlegitimation  des  Klägers  abgewiesen  werden;  wogegen  der  Kläger 
geltend  machte,  dass  er  den  Befürderungsscliein  in  der  Bestimmungs- 
station ausgelöst  habe.  Uebrigens  habe  ihm  laut  einem  Zeugnis  der 
Station  (-ontursi  der  Absender  mit  einer  mündlichen  Erklärung  alle 
seine  Rechte  gegen  die  Eisenbahn  abgetreten.  Auf  Verlangen  der 
Eisenbahn  haben  dieser  sowohl  der  Beförderungsschein  als  das  Zeugnis 
der  Station  Contursi  zurückgegeben  werden  müssen,  und  es  habe  Kläger 
die  beiden  Aktenstücke  ungeachtet  wiederholten  Drängens  nicht  wieder 
zorQckerhalten.  Endlich  legte  Kläger  zwei  Briefe  des  Absenders  zu 
den  Akten,  ans  welchen  die  Tatsache  der  Abtretung  der  Rechte  des 
Absenders  an  den  Kläger  sich  ergebe.  Die  Klage  wurde  abgewiesen. 
OrQnde:  Mangels  Vorlage  des  Beiförderungsscheines  und  der  angeblichen 
Zession  der  Rechte  des  Absenders  an  den  Kläger  könne  die  Klage  nicht 
gut  geheissen  werden.  Ffir  die  Behauptung,  dass  die  Eisenbahn  die 
beiden  Aktenstücke  widerrechtlich  zurückbehalte,  liege  kein  Beweis  vor, 
den  der  Kläger  sich  mittelst  einer  gerichtlichen  Aufforderung  zur  Heraus- 
gabe der  beiden  Aktenstücke  hätte  versdiaifen  können.  Auch  die 
beiden  Briefe  können  den  mangelnden  Beweis  nicht  ersetzen;  sie  be- 
treftcn  nur  Beziehungen  zwischen  Absender  und  Empfilnger  und  seien 
ohne  Beteiligung  der  Eisenbahn  zustande  gekommen  etc. 
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Sr,  182.   EuUch.  (l<>s  Oest<  rr.  Obei*sti>ii  GerichtsliofeB. 

Vom  4.  September  1906. 

(Oeaterr.  ElseDb.  Vcrurdn.-BL  XIX  (lOM)  Nr.  18t  8.t711.) 

KtafM  am  rrtoMiMthlflM  dtr  StasttlMlMW  ftUrti  var  tfle  MaadatoftrtoMa. 

Es  UDtei-liegt  keinem  Zweifel,  dass  der  Staat  in  seiner  Eigenschaft 
als  EtaeobfthnuDteniehiiier  und  Fraehtlfthrer  ala  ein  ToUkanfmaim  an- 
zosehen  ist,  and  die  von  ihm  allgeschlossenen  Frachtgeschäfte  auf  seiner 
Seite  Haodelsgeschftfte  sind.  Ist  dies  aber  der  Fall,  dann  unterliegen 
die  ans  derlei  Geschäften  entstehenden  Streitigkeiten  ebenso  wie  gegen 
die  registrierten  Privatbahnen  der  Jadikatnr  der  Kansalgerichte,  welcher 
diese  Streitigkeiten  bloss  deshalb,  weil  das  staatliche  Unternehmen  nicht 
registriert  erscheint  nnd  die  Begistriemng  nur  aas  dem  Grande  onter- 
blieben  ist»  weil  eine  dicsbezflgliche  Verordnnng  gemäss  §  8  EG.  z.  HG. 
bisher  noch  nicht  erlassen  warde,  nicht  entzogen  werden  können,  was 
auch  offenbar  in  dem  Willen  der  Gesetzgebong  gelegen  war,  indem  sie 
Schadensersatzklagen  infolgfe  von  Verletzungen  von  Personen  durch 
Eisenbahnen  ansnahmslos  der  Handelsgericbtsbarkeit  zugewiesen  hat. 
Nach  dem  Gesagten  kommt  es  daher  in  dem  vorliepfenden  Falle  nicht 
auf  die  Fra^e  der  faktischen  Registrierung  als  für  die  Kompetenz 
einzig  und  allein  massgebend  an. 


Nr.  183.  Bittseh.  des  Appellaüoiisseiuito  des  Bndapester  Handels* 

«od  Weehselgerlehts. 
Vom  11.  September  1906.  D.  213. 

(BiMOb.-TarU-  u.  Terk.-Anzeiger  X  (1906)  Nr.  M  S.  846.) 
§  68  Ung.  EisenbBetrRgl.    Der  Eisenbahn  fallt  keine  Fahrlässigkeit  zur  Last,  wenn 
sie  den  Aviso  auf  mündliche  Weisung  des  Im  Frachtbriefe  bezeichneten  Empfängers 
und  in  dessen  Gegenwart  einem  seiner  Leute  behändigt  und  diesem  das  Gut  ausfolgt. 

Eine  zu  Tiasten  der  Bahn  fallende  Falirlässigkeit  kann  in  dem  Um- 
iitande  nicht  liegen,  dass  der  mit  der  Zustt-lliuig  betraute  Bahnangestellte 
den  Avi.so  bezüglich  der  Sendung  in  Gegenwart  und  auf  direkten  Wunsch 
des  Adressaten  der  durch  denselben  bezeichneten  Person  ausfolgte,  da 
diese  Ansfolgung  so  aufzufassen  ist,  als  wftre  die  Znstellnng  zn  Hftnden 
des  Adressaten  selbst  erfolgt.  Dadurch,  dass  er  den  Aviso  einer  dritten 
Person  ftbergeben  Hess,  hatte  der  Adressat  diese  Person  in  die  Lage 
versetzt,  das  Qut  von  der  Bahn  ttbemehmen  zu  können,  somit  kann 
die  Bahn  auch  wegen  der  Ansfolgung  des  Gutes  kein  Verschulden 
treffen.  Da  in  Ermangelung  der  Fahrlässigkeit  die  gegenflber  der  Bahn 
erhobenen  Ansprache  im  Sinne  des  §  90  (1)  mit  der  üebemahme  des 
Gutes  erloschen,  war  das  Klagebegehren  als  unbegründet  abzuweisen. 
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Nr.  184.  Entsch.  des  Beutsehen  Reiehsgeriehts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  20.  September  1906*). 

(JW  Jabr«  35  1.1906)  Nr.  19  S.  686  ZilT.  7  ) 

RHaftpflG.  §§  3,  7.  BGB.  §  843.  Die  Entscheidung,  ob  gemäss  §  843  eine  Rente 
•der  SM  wieMiien  firündeB  eine  Kapitalabflndung  zu  gewäliren  ist,  betrifft  den  Grund 
de«  AMprnohM  und  darf  daker  alelit  dea  Nnchverfahrei  Iber  den  Betrag  dee  Aa- 

epraobe  Iberlaeeea  werdea. 

Das  BerafiiBgBgericht  hat  als  Folge  der  Eidesverwdgerang  fest- 
gestellt: dass  der  —  aaf  Kapitalabflndnng  gerichtete  ~  Klageanspruch 
dem  Gmnde  nach  fUr  gerechtfertigt  erklärt  und  der  Beklagte  dem- 
gemäss  verpflichtet  wird,  den  Sehaden  des  Klägere  unter  Abzug  der 
ihm  hierwegen  von  der  Berufsgenossenschaft  bezahlten  und  künftig  za 
bezahlenden  ünfallrenten  zu  ersetzen.  Somit  hat  das  Berufungsgericht 
in  der  Urteilsformel  die  begehrte  Kapitalabfindung  dem  Grunde  nach 
bewilligt.  In  den  Entscheidungsgründen  hat  es  jedoch  ausdrücklich  die 
Frage,  ob  der  Schadensersatz  in  Form  der  Abfindunpr  oder  der  Rente 
zn  leisten  sei.  dem  Nachvertaliren  Uber  den  Betrag  zugewiesen.  Es 
erscheint  imcrlässlich ,  dass  dieser  Widerspruch  gehoben  werde.  Wie 
der  jetzt  erkennende  vSenat  wiederholt  ausgesprochen  hat,  betrifft  die 
P^ntsclieidung,  ob  gemäss  §  843  RGB.  eine  Heute  oder  aus  wichtigen 
Gründen  eine  Abfindung  in  Kapital  zu  gewäliren  ist,  den  Grund  des 
Anspruchs  (Urt.  vom  5.  April  06,  VI  290/05,  vom  21.  Juni  06,  VI  97,06). 
Das  Berufungsgericht  war  dahei*  verpflichtet,  in  diesem  Verfahren 
hierttber  m  erkennen.  _   

Nr.  IS.").   Entsch.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 
S.Zivilsenat.    Vom  25.  September  1906. 

fJW.  Jabrß  35  (1906)  Nr.  19  S.  690  ZitF.  I2.) 

551  Nr.  4,  56  Abs.  2,  139  ZPO.  Abweisung  oline  sacbiioiie  Entscheidung  wegen 
mangelnder  geeatalMiar  Vertretaai  des  FItkae. 

Ist  die  Regierung  zu  D.  zur  Vertretung  des  Fiskus  im  vorliegen- 
den Prozesse  nicht  befugt,  dann  ist  damit  ohne  weiteres  die  Abweisung 
der  Klage  wegen  mangelnder  gesetzlicher  Vertretung  des  Klftgers  ge- 
boten. Wenn  das  Berufungsgericht  meint,  nach  §  56  Abs.  2  ZPO. 
hätte  zunächst  eine  Frist  gesetzt  werden  mflssen,  um  eine  Genehmigung 
der  Prozessffihmng  durch  die  Direktion  der  direkten  Stenern  in  Berlin 
von  der  klagenden  Regierung  herbeiffthren  zu  lassen,  und  nach  §  139 
ZPO.  habe  das  Oerieht  auf  den  bestehenden  Mangel  hinweisen  mfissen, 
80  sind  diese  AnsfQhmngen  in  jeder  Beziehung  fehlsam.  Von  der  An- 
wendung des  §  139  ZPO.  konnte  gar  keine  Bede  sein,  da  die  fehlende 

>)  Vgl.  auch  EaUcb.  d.  Beicbsger.  vom  22.  Olctober  imi;  Das  Becht  X  Nr.  2i 
S.  1441 
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Prozesslegitimatiun  ausdrücklich  geltend  gemacht  war,  und  Parteieu 
kontradiktorisch  darüber  verhandelten.  Hinsichtlich  des  §  56  Abs.  2 
aber  übersieht  das  Berafungsgericht,  dass  einmal  derselbe  keine  Zwangs- 
voncbiift,  sondern  nar  eine  fakultative  Befugnis  entbftit,  die  noch  da^ 
zu  an  die  nicht  festgestellte  Bedingung  geknüpft  ist,  dass  Gefahr  mit 
dem  Verzuge  yerbonden  ist,  vor  allem  aber,  dass  die  klagende  Be- 
gierung  im  Prozesse  ihre  Legitimation  dnrchffihren  wollte,  nnd  dass 
das  BeruAingsgericht  von  der  irrigen  Voraussetzung  ausgeht,  dass  eine 
Verwaltungsbehörde  die  ihr  zustehenden  Befugnisse  und  Pflichten,  ins- 
besondere die  ProzessfAhrnng«  beliebig  einer  anderen  Behörde  fthertragen 
kßnne.  Danach  war  anter  Aufhebung  der  den  Fiskus  materiell  ab- 
weisenden Urteile  der  Vorinstanzeii  die  Klage  lediglich  wegen  mangeln- 
der gesetzlicher  Vertretung  des  Fiskus  abzuweisen. 


Nr.  186*  Entseh.  flea  Preuss.  OherrerwaitongsgcriehtB. 
2.  Senat.  Vom  26.  September  1906. 

(Pmiiw.  Venr.-BL  ZZVm  (UOT)  Nr.  16  8.  m) 
Stenervorrecht  der  Beamten    Untersuchung  der  Frage,  ob  ein  von  einer  Königlichen 
Eiseibahadirektion  beschäftigter  Olätar  (Eieenbahnassistent)  im  Staatsdienst  aogestellt 
oder  dem  Staate  nur  privatrechtlich  verpflichtet  ist. 

Für  die  Au  ff  iiss  im  g  des  Klägeis  sjn  iclit  freilich  der  Umstand,  dass 
er  nach  dem  Schreiben  der  Eisenbahudirektion  zu  C.  vom  31.  Dezember 
1904  allen  fiir  die  vStaatseisenbahn beamten  erlassenen  allgemeinen  und 
den  für  die  Beamten  seines  Dienstzweiges  gegebenen  besonderen  Be- 
stimmungen, namentlich  den  „Gemeinsamen  Bestimmungen  für  alle 
Beamte  im  Staatseisenhahndienst*  unterworfen  ist.  Dadurch  ist  ihm 
deutlich  erkennbar  gemaclit,  dass  er  Uber  die  privatrechtliche  Pflicht 
zur  Erfüllung  der  ihm  als  Banassistenten  obliegenden  Leistungen  hinaus 
die  allgemein  öffentlich-rechtlichen  Pflichten  eines  Beamten  flbemehmen 
sollte  (Entsch.  des  OVO.  vom  3.  Januar  1891,  Bd.  XX  S.  126).  Gegen 
die  Beamteneigenschaft  aher  spricht,  dass  der  Kl&ger  in  jenem  Schreiben 
wegen  seines  Verhältnisses  zur  Arbeiterpensionskasse  auf  die  dem  Schreiben 
beigefflg^e  „Belehrung"  verwiesen  wurde,  die  dio  üeberschrift  tiigt 
„Belehrung  für  die  ausserhalb  des  Beamtenverhältnisses  bei  der 
Staatseisenbahnverwaltiing  beschäftigten  Techniker  über  ihr  Verhältnis 
zur  Arbeiteri  eiisionskasse*.  Wie  der  Kläger  auf  diese  Belehrung  ver- 
wiesen werden  konnte,  wenn  er  innerhalb  des  Beamtenverhältnisses 
beschäftigt  werden  sollte,  ist  nicht  erfindlich.  Nach  Nr.  13  der  Belehrung 
ergibt  sich  für  die  in  das  Beamtenverhältnis  übernommenen  Techniker 
das  Nähere  aus  dei-  Belehrung,  die  der  Verfügung,  „dun  li  welche 
die  Ueberuahme  in  das  Beamteuverhältuis  ausgesprochen 
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wird",  beigelegt  wird.  Dem  Kläger  ist  eine  solche  Verfügung  nicht 
zagegangen,  und  daraus  rechtfertigt  sich  der  Schluss,  dass  er  auch  nicht 
in  das  Beamtenverhftltnis  übernommen  worden  ist.  Gegen  seine  Be- 
«mteneigenadiaft  spricht  aieh,  diss  er  nicht  den  für  alle  unmittelbaren 
Staatsbeamten  Torgeschriebenen  Diensteid  geleistet  hat,  sondern  nur 
durch  Handschlag  znr  Treue  und  Verschwiegenheit  yerpflichtet  worden 
ist  Endlich  ftllt  ins  Gewicht,  dass  nach  dem  Ministerialerlass  vom 
12.  Juli  1885  (Eisenb.-Verordn.-Bl.  8. 147)  die  Anstellung  im  Staats- 
beamtenverh&ltnis  lediglich  durch  Verfügung  (Dekret)  su  beurkunden, 
dem  Kläger  aber  nicht  eine  solche  Verfügung,  sondern  eine  OiKirte  zu- 
gegangen ist,  die  er  angenommen  hat.  Dadurch  ist  nur  ein  Dienst- 
▼ertrag  zustande  gekommen,  dessen  Abschluss  nach  jenem  Erlasse  nicht 
stattfinden  durfte,  wenn  dem  Klftger  Beamtenqualitftt  beigelegt  werden 
sollte. 

Die  von  dem  Kläger  in  bezng  genommene  Verordnung  yom  S.Sep- 
tember 1804  (von  Kamptz,  Anualen  1830  S.  181)  rechnet  vom  Zivil- 
stande diejenigen  zu  den  „wirklichen  unmittelbaren  Staatsdienern 
welche  unmittelbar  in  den  Diensten  des  Staates  wirklich  stehen,  aus 
einer  königlichen  oder  mit  fiskalischen  Vorrechten  verselienen  Salarien- 
kasse  eine  Besoldung,  oder  statt  derselben  bestimmte  Emolumente  er- 
heben, oder  solche  taxmilssigfe  Gebühren  unmittelbar  einziehen,  die  sonst 
zu  einer  Königlichen  Salarienkasse  tliessen  würden;  nicht  minder  die- 
jenigen, welche  nach  erfolgter  Bestallung  und  Verpflichtung,  in  Er- 
wartung einer  erledigt  werdenden  Besoldung,  dem  Staate  unmittelbare 
aktuelle  Dienste  leisten.  Anscheinend  versteht  der  Kläger  diese  Be- 
stimmung dahin,  dass  jeder,  der  dem  Staate  dient,  gleichviel  ob  auf 
Grund  einer  Anstellung  als  Beamter  oder  auf  Grand  eines  privatrecht- 
lichen Vertrages,  unmittelbarer  Staatsbeamter  sei.  Das  wäre  unrichtig. 
Auch  die  Verordnung  vom  8.  September  1801  Terlangt  eine  Anstellnng 
im  Staatsdienste,  und  eine  solche  liegt  nicht  vor,  wenn  jemand  dem 
Staate  nur  privatrechtlich  verpflichtet  ist. 

Auch  der  Ministerialerlass  vom  12.  Juni  1823  (von  Eamptz,  Annalen 
1828  S.  312/313)  steht  dem  ElSger  nicht  zur  Seite.  Er  spricht  nur 
aus,  dass  mit  fixierten  Diäten  angestellte  Oekonomiekommissare  nach 
den  Bestimmungen  der  §§  Iff.  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1822  zu  be- 
handeln, dagegen  die  nur  nach  Massgabe  ihrer  Beschäftigung  remune- 
rierten zu  dieser  Kategorie  nicht  zu  rechnen  seien.  Das  ist  zweifellos 
richtig  und  entspricht  der  Rechtsprechung  des  Oberverwaltungsgerichts, 
ist  aber  ohne  Bedeutung  für  die  Frage,  ob  der  Kläger  unmittelbarer 
Staatsbeamter  oder  dem  Staate  nur  privatrecditlich  verpflichtet  ist.  Erst, 
wenn  seine  Staatsdienereigeuschaft  feststeht,  kann  in  Frage  kommen. 
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ob  die  diiltaHsclie  Bescliftftigung  eiu  gesetzliches  Hindernis  fttr  die 
Zübillignng  des  Steaemnrecbts  ist.  Demi  das  Vorreebt  ist  den  Kläger 
nicbt  abgesprochen,  weil  er  gegen  Di&ten  beschäftigt  ist,  sondern  weil 
er  mit  dem  Staate'  nnr  einen  privatrechtliehen  Dienstvertrag  abgeschlossen 
bat,  also  nicbt  unmittelbarer  Staatsbeamter  geworden  ist. 

Anch  die  Bezugnahme  des  KIftgers  auf  die  Entscheidung  dea  Ober- 
verwaltungsgericbts  vom  18.  April  1890  ist  verfehlt.  In  ihr  ist  nicht  aus- 
gesprochen, dass  auch  Personen,  die  nur  in  einem  Privatrechtsverhiltnis 
zu  einer  Öffentlichen  Behörde  stehen,  das  Steuervorrecht  der  Staats- 
beamten geniessen  können,  sondern  nur,  dass  die  Beseicbnang  als 
«Privatgehilfe'-  kein  Hindernis  biete,  mit  einer  Beamteneigenschaft  des 
sogenannten  Privatgeliilfen  zu  rechnen. 


Nr.  187.  Entseh.  des  Dentsehen  Beldisgerlehts. 
5.  Strafsenat.   Vom  26.  September  1906. 

(JW.  Jabrg.  «6  Nr.  ii  8. 789  ZW.  S4.) 
Merkmate,  weiche  nur  in  Ausübung  der  nacii  §  5  des  preussischen  Enteignangsgesetzes 
vom  II.  Juni  1874  zulässigen  Befugnisse  auf  fremdem  Grund  und  Boden  angebracht 
worden  sind,  können  nicht  als  Grenzzeichen  im  Sinne  des  §  274  Nr.  2  StGB,  geltes. 

Ist  auch  nicht  zu  fonlern,  da.ss  der  Setzung  ein  daueiuder  oder 
länger  andauernder  Zweck  zugrunde  liegt  (vgl.  RGSt.  16,  280;  20,  19G), 
so  ist  doch  erforderlich,  dass  bereits  ein  selbst  zur  Beurkundung 
einer  Grenze  dienendes  Merkmal  geschaffen  ist.  Vgl.  die  zitierten 
Entscbeidungen  31,  147.  Diese  Voraussetzung  aber  trifft  bei  Zeichen 
der  hier  fraglichen  Art  nicht  zu,  welche  keinen  anderen  Zweck  haben, 
als  dasjenige  Land,  welches  in  Zukunft  in  Anspruch  genommen  werden 
soll,  zur  Zeit  aber  einer  den  Orundstttcksbesitzer  beschränkenden  Be- 
rechtigung des  Unternehmers  nicht  unterworfen  ist,  vorlftuflg  und  nur 
für  die  einseitigen  Zwecke  des  Unternehmers  kenntlich  zu  machen. 
Das  Aufstellen  solcber  Zeichen  hat,  entsprechend  dem  Charakter  der 
Handlungen,  zu  denen  die  gemäss  §  5  a.  a.  0.  erlassene  Anordnung 
allein  ermächtigt,  lediglich  die  Bedeutung  einer  vorbereitenden,  der 
Ermittelung  des  später  zu  enteignenden  Landes  dienenden  Massregel. 


Nr.  188.  Entseh.  des  Oesterr.  Obersten  OertehtshofSss. 
Vom  28.  September  1906. 

(.\llgetn  Tarif  An;:  Jahrp  XXVI  Nr  3  s  r,o  ) 

Hat  die  Eisenbahn  die  deutliche  Vorschrift  einer  refaktieberechtigten  Rente  Maberücll- 

sichtigt  gelassen,  so  ist  sie  für  den  Schaden  verantwortlich. 

Die  von  der  Kläi^erin  in  <len  Frachthrieten  erteilte  Wegvurschrift 
,via  Kis-Üzell''  konnte,  wenn  sie  ttberbaui>t  einen  Sinn  haben  sollte, 
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nar  dahin  ausgelegt  werden,  daas  das  Gut  über  jene  EisenbahuUnie 
geleitet  werden  solle,  die  in  Eis-GieU  ihren  Ausgangspunkt  bat.  Denn 
es  liegt  klar,  dass  der  euunhaltende  Weg  nicht  durch  die  Angabe  einer 
fftr  die  Beute  gtns  unwesentlichen  Zwischenstation  beseichnet  werden 
wollte,  sondern  daas  der  Absender  mit  der  Absicht  ,via  Eis-Gzell* 
eine  besondere  Weisung  zu  erteilen  die  Absicht  hatte.  Kis-Gsell  ist  für 
die  Sonte  Ssökeefeh^nr&r^Szombathdy  eine  Zwischenstation,  dagegen 
ist  es  Endstation  der  über  die  Linie  der  Raab  -  Oedenbnrger  Bahn 
führenden  Strecke,  nnd  hieraus  folgt,  dass  jeder  mit  den  Verh&ltnissen 
Vertraute  die  Vorschrift  „via  Eis-Czell'*  dahin  verstehen  musste,  es 
habe  in  dieser  Station  die  Sendung  auf  die  Linien  der  Raab-Oedenburger 
Eisenbalin  Uberzugehen. 

Die  Nichtbeachtung  dieser  Vorscluift  ist  das  Resultat  einer  auf- 
fallenden  Sorglosigkeit,  somit  ein  grobes  Verschulden,  welches  gemSss 
§  51  liL  1  BetrBgi.  die  Haftung  der  Bahn  nach  sich  zieht 

Nr.  189.   £iitsc'h.  des  Handels-  nnd  Wechsel gerichts  Budapest. 

Vom  28.  September  1906.    E.  321. 
(Oag.  BlaeBh.-Tartf-  mid  Verfc.*Aiis.  Z  (IM«)  Mr.  M  a  SM.) 

%  70  Uag.  EltmIBMil.  Di»  EiMala  Itt  «nh  dasa  um  Veriunf»  des  vwntorblisbaa 
SaCet  Itreehtigt,  wenn  der  Absender  von  dem  Ablieferungsverhinderniese  verstSatfgt 
Wirde,  innerhalb  24  Stinden  jedoch  keine  VerfUgang  eingetroffen  ist. 

Die  ZusatzbestimmuTig  zu  §  70  (3)  des  EisenbBetrRgl.  verfügt  aus- 
drücklich, dass  leiclit  veiiierhliche  Güter  bei  Gefahr  im  Verzuge  auch 
ohne  vorherige  Anzeige  veräiissert  werden  können. 

Aus  dieser  Bestimmung  und  aus  der  im  §  70  (2)  des  EisenbBetrRgl, 
enthaltenen  Verfügung,  wonach  im  Falle  der  Absender  mit  der  P>teilung 
der  Anweisung  säumig  ist,  die  Bahn  auf  das  Gut  die  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  anzuwenden  hat,  gelit  es  zweifellos  hervor, 
dass  die  Eisenbahn  berechtigt  war,  trotz  der  Benachrichtigung  des  Ab- 
senders von  der  üuanbringlichkeit  des  Gutes,  das  Gut  ohue  Abwarten 
der  Disposition  des  Absenders  zu  veräussern. 

Und  sobald  die  Bahn  zum  Verkaufe  der  Sendung  berechtigt  war, 
hat  sie  naturgemiss  auch  f&r  den  aas  dem  Verkaufe  des  Gotes  ent- 
standenen Schaden  nicht  aufzukommen;  sonach  ist  das  ElagebegeUren 
unbegründet.   

Nr.  190.   £ntseh.  des  Schweizer  Bundesgerichts. 

Vom  5.  Oktober  1906. 
<8«liwJZ.  Jfehxg.  m  Em»  u  a  1»  zur.  M.  —  ZeliMlir.  d.  Beni.  Jtt».>V«r.  Bd.  48  (ItOV)  Heft  i  8.  n.) 

Art  0  Akt.  I  rabrikhafipm.  voa  25.  Jiai  1881  «Mi  AaidtbiS.  vtM  28.  AprH  1887. 

Erwsrbsunrihlgiceit  und  ersatzbediirftiger  Schadep  Im  Siin  dieser  Beetimmaai.  Er- 
wertofSliiikelt  Itt  (wirttelwfUMi)  verwertbare  ArbeltofiMikelt 
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Erwerbsfähigkeit  bedeutet  dem  Wortainne  nach  die  peroODliche 
F&bigkeit,  za  erwerben,  d.  h.  durch  Aastauscb  tob  persönlicher  Betfttigiing 
gegen  Entgelt  wirtschaftlichen  Gewinn  zu  machen;  sie  ist  m.  a.  W. 
nicht  einfache  Arbeitsfähigkeit,  sondern  (wirtschaftlich)  verwertbare 
Arbeitsfähigkeit  (so:  Rosin,  Recht  der  Arbeiterversicherang  I  S.  331/32). 
Demgemäss  aber  liegt  Erwerbsunfähigkeit  vor,  sowohl  beim  Mangel  der 
Erwerbsfäbigkeit  als  solcher,  als  aiicli  bei  tatsächlicher  Unmöglichkeit 
der  Verwertung  vorhandener  Arbeitsfähigkeit.  Und  danach  umfasst 
der  in  Art.  6  FHG.  als  ersatzbedlirftig  ausgeführte  Schaden  „infolge 
gänzlicher  oder  teil  weiser,  dauernder  oder  vorübeigeheuder  Erwerbs- 
unfähigkeit" nichi  nur  die  Schadensfolgen  beeinträchtigter  Arbeits- 
fähigkeit —  wie  der  französische  und  italienische  (lesetzestext  nach 
dem  Ausdruck  „incapaciie  de  uavail",  „incapacitä  al  lavoro"  für 
„ Erwerbsunfähigkeit "  vermuten  lassen  kuniiLt;  — ,  sondern  auch  die 
Schadenswirkungen  erscli werter  Verwertung  der  an  sich  vorhandenen 
Arbeitsfähigkeit,  sofern  diese  Verwertungsbehiuderung,  wie  andernfalls 
die  beschränkte  Arbeitsfähigkeit  selbst  ursächlich  auf  das  in  B'rage 
stehende  Haftpflichtereiguis  zurückzuführen  ist,  also  nicht  etwa  in 
anderweitigen  Umständen,  z.  B.  einer  allgemeinen  Arbeitsstockung  in 
dem  betreffenden  Berafe,  ihren  Grund  hat.  Somit  genflgt  vorliegend 
die  Tatsache,  dass  der  Kläger  zorzeit  im  Besitze  seiner  vollen  Arbeits- 
fähigkeit ist,  fttr  sich  allein  nicht  zur  Abweisung  des  streitigen  Schaden- 
ersatzansprnchs;  dessen  Schicksal  hängt  vielmehr  auch  noch  von  der 
Feststellung  darfiber  ab,  ob  nicht  die  Verwertung  dieser  vollen  Arbeits- 
fähigkeit des  Klägers  durch  im  angegebenen  Sinne  kausal  relevante 
Momente  erschwert  sei.  Diese  Frage  aber  mnss  an  Hand  der  vor- 
liegenden Akten  bejaht  werden.  Vorab  ist  als  feststehend  zu  betrachten, 
dass  der  Kläger  zufolge  der  überstandenen  Bleikolik  in  Zukunft  fQr 
diese  Krankheit  empfänglicher  ist  als  bisher,  bzw.  als  ein  von  ihr  noch 
nie  befallener  Arbeiter  .  Sodann  muss  jedenfalls  der  Nachweis  dafür, 
dass  die  einmalige  Erkrankung  des  Klägers  an  Pileikolik  fttr  ihn  auf 
dem  Arbeitsmarkte  faktisch  eine  gewisse  Minderwertigkeit  gegenüber 
noch  gesunden  Arbeitern  bewii'kt,  als  erbracht  gelten. 

Nr.  101.    Kntseli.  des  Deutschen  Iteiclisti^erichts. 
2.  Ziviliicuat.    Vom  ö.  Oktober  1906. 

<I>M  BMbI  Jahrg.  X  (1906)  Nr.  tl  8. 117»  SOff.  tlM) 

§  8  PrEitG.  Bei  Be«eMSi|  der  4m  EntelisttM  tu  tewihrMdea  Enttchidigmi 

•isd  Aenderaigei  in  der  Anlage  bzw.  dem  enteigneten  Gelände  nacii  dem  administra« 

tiven  Schätzungsverfahren,  durch  welche  die  dem  Enteigneten.  Insbesondere  bezüglich 
des  demselben  verbliebenen  Restgrundstückes,  entstandenen  Schäden  beseitigt  oder 
vermindert  werden,  dann  aber  auch  nur  dann  zu  berücksichtigen,  wenn  diese  Aende- 
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raiiee  seitens  des  Unternehmers  zugunsten  des  Enteignetet  in  reohtiioh  liM«Mlar 

Weise  festgelegt  worden  sind. 

Die  Klägerin  hat  zwar  geltend  gemacht,  dass  infolge  der  behaupteten 
Aeiidenmgen  gewisse  diuth  die  Enteignung  tür  das  den  Beklagten  ver- 
bliebene Gelände  entstandene  Nachteile  inzwischen  tatsächlich  beseitigt 
seien.  Sie  hat  aber  nicht  behauptet,  dass  sie  die  Beklagten  auch  für 
die  Zukunft  gegen  die  Wiederentstehung  der  fraglichen  Nachteile  recht- 
lich gesichert  habe,  die  bei  dem  Umstände,  dass  das  enteignete  Gelände 
als  Eigentum  der  El&gerin  der  Verfttgnng  derselben  unterliegt,  bei 
einer  der  Elftgerin  hiemach  freistehenden  Aendemng  des  behaupteten 
gegenwärtigen  Zustandes  für  die  nicht  enteigneten  Teile  der  Grund- 
stftcke  der  Beklagten  als  Folgen  der  Enteignung  jederzeit  wieder  auf- 
leben können.  Ebenso  hat  sich  die  Klägerin  nicht  zu  einer  solchen 
rechtlichen  Sicherung  der  Beklagten  bereit  erklärt  Es  handelt  sich 
also  hier  nicht  —  wie  dies  in  der  durch  das  ürtefl  vom  21.  April  1896 
entschiedenen  Sache  der  Fall  war  —  um  eine  vollständige  und  end- 
gültige, namentlich  auch  fiir  die  spätere  Zeit  die  Klägerin  bindende  und 
die  Beklagten  sicliernde  Beseitigung  der  durch  die  Enteignung  bewirkten 
Nachteile  für  die  Zukunft,  sondern  lediglich  um  eine  teilweise,  rein 
tatsächliche  und  die  Klägerin  in  keiner  Weise  rechtlich  bindende  nach- 
trägliche Aendernng  des  durch  die  Enteignung  geschaffenen  Zustandes, 
so  dass  dio  Förtdauei*  der  gegenwärtigen,  für  die  Beklagten  angeblich 
weniger  nacliteilij^en  Verhältnisse  rechtlich  durchaus  nicht  gesichert  ist, 
sondern  vom  Belieben  der  Klägerin  abhängt. 

Nr.  19*2.   Eiit)>C'h.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 
6.  Zivilsenat.   Vom  8.  Oktober  1906. 

(JW.  Jabrg.  ZXXT  am)  Nr.  st  &  761  ZUT.  tS.  ~  Dm  Baeht  XI  (iMff)  Mr.  S  S.  itt  Ziff.  18».) 
HaftpfIB.  §  3.   BGB.  §§  1356,  1367.  Ein  selbständiger  Schadenersatzanspruch  eiser 
beim  Betriebe  einer  Strassenbahn  verletzten,  im  Gewerbe  ihres  Ehemannes  tätig  ge< 
wesMea  Ehefrau  besteht  nur  dann,  wenn  der  Verdienst  tatsächlich  ninilMtens  zun 

Teil  ihr  selbst  zugeflossen  Ist. 

Nach  §  1367  BGB.  ist  Vorbehalt.sgut,  wa.**  die  Frau  durch  ihre 
Arbeit  oder  durch  den  selbständigen  Betrieb  eines  Erwerbsgeschäfts 
erwirbt.  Dass  die  Klägerin  ein  selbständiges  Erwerbsgeschäft  betrieben 
habe,  hat  sie  selbst  nicht  behauptet;  nach  dem  erstinstansUchen  Tat- 
bestand haben  die  Kläger  zwar  angegeben,  sie  seien  beide  Galanterie- 
maler,  aber  daraus  ist  noch  nicht  za  entnehmen,  dass  anch  die  Klägerin 
selbständig  die  Qidanteriemalerei  betrieben  habe  in  der  Weise,  dass  sie 
in  eigenem  Namen  Verträge  mit  Dritten  Aber  Ansftthmng  von  Maler- 
arbdten  abgeschlossen  nnd  dadurch  einen  Erwerb  gehabt  habe.  Sie 
ist  anch  der  von  dei*  Beklagten  in  erster  Instanz  aufgestellten  Be- 

Bger,  BiMnIwbiimbUiehe  KntMlieidangmi  XXUi.  19 
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hanptung,  tlass  sie  einen  selbständigen  (Jewerbebetrieb  bei  der  Beliörde 
nicht  angemeldet  habe,  nielit  entgegengetreten.  Auch  ihr  zweitinstanz- 
liches Vorbriii^jft  II.  da.ss  ihr  eigener  Erwerbsverdienst  auch  ven  ihr  selb- 
ständig und  nach  ihrem  eigenen  Ermessen  zu  Spareinlagen  für  ihren 
Sohn  verwendet  worden  sei,  l&sst  nicht  mit  genügender  Deutlichkeit  er- 
kennen, dass  sie  den  selbständigen  Betrieb  eines  BrwerbsgdSt^ftfts  in 
dem  oben  bezeichneten  Sinne  habe  behaupten  wollen,  üebrigens  kommt 
daiaof  nichts  an,  denn  dieses  Anführen  ist  als  von  der  Beklagten  be- 
stritten anzusehen,  da  deren  Absicht,  es  in  Abrede  zu  stellen,  ans  ihren 
sonstigen  ErUftmngen  zu  entnehmen  ist,  und  ein  Beweis  ist  Aber  jenes 
Vorbringen  nicht  erhoben  worden.  Ffir  die  sich  danach  weiter  darbietende 
Frage,  ob  die  frOhere  Beschftftignng  der  Klägerin  mit  Galanteriemalerei 
eine  Arbeit  gewesen  ist,  deren  Ertrignisse  ihr  als  Vorbehaltsgot  gebflhrt 
haben,  ist  der  Umstand  Ton  Bedeutung,  dass  der  Mann  der  Klägerin 
die  Herstellung  von  Galanteriemalereien  gewerbsmässig  betreibt.  Nach 
§  1356  Abs.  2  BGB.  ist  die  Frau,  soweit  eine  solche  Tätigkeit  nach 
den  Lebensverhältnissen  der  Ehegatten  Üblich  ist,  nicht  bloss  zu  Arbeiten 
im  Hanswesen,  sondern  auch  zn  solchen  im  Geschäft  des  Mannes  Ter- 
pflichtet,  und  das,  was  durch  soldio  Arbeiten  der  Frau  verdient  wird, 
gehört  an  sich  nicht  ihr,  weder  als  eingebrachtes,  noch  als  Vorbelialts- 
gut,  sondern  dem  Manne.  Die  Anwenduno:  die.'^er  Regel  und  der  sich 
daraus  crgeben<len  rechtlichen  Folgerungen  auf  den  vorliegenden  Fall 
wird  nicht  dadurch  ausgesclilo.sseu,  dass  es  sich  l)ci  den  Arbeiten  der 
Klägerin  um  eine  Tätigkeit  gehandelt  hat.  deren  erfolgreiche  Ausl\bung 
einige  technische  Fertigkeit  und  ein  gewisses  Mass  von  Ausbildung  des 
Geschmacks-  und  Scliimiieit.ssinns  erfordert.  Für  die  Beurteilung  des 
vorliegenden  Rechtsstreites  ist  es  nicht  entscheidend,  ob  die  Klägerin, 
wenn  sie  sich  durch  Unterweisung  seitens  ihres  Mannes  oder  in  anderer 
Weise  die  Fähigkeit,  Arbeiten  der  in  Rede  stehenden  Art  auszuführen, 
erworben  hatte,  ihrm  Manne  gegen&ber  verpflichtet  gewesen  ist,  diese 
Fähigkeit  dergestalt  zn  dessen  Gunsten  zn  verwerten,  dass  sie  ihn  bei 
der  Ausflbung  seines  Gewerbes  unterstfttzte,  es  kommt  vielmehr  darauf 
an,  ob  sie  das  bisher  getan  bat,  und  anzunehmen  ist,  dass  sie,  wenn 
der  Unfall  nicht  eingetreten  wäre,  dies  auch  in  Znkimft  getan  haben 
würde.  Trifft  dies  zu,  so  ist  durch  die  Beeinträchtigung,  welche  ihre 
Befähigung  zur  Ausführung  von  Malereien  der  in  Frage  stehenden  Art 
durch  den  Unfall  vom  24.  Januar  1904  erlitten  hat,  ihr  Mann  geschädigt, 
nicht  sie,  weü  sie  eben  ihre  Fähigkeit  nicht  zu  eigener  Arbeit,  d.  h. 
zu  solcher,  durch  welche  sie  sich  einen  Erwerb  verschaffte,  verwertet 
haben  würde.  Die  in  erater  Instanz  aufgenommenen  Beweise,  auf  die 
das  KG.  sich  stützt,  ergeben  nicht  den  mindesten  Anhalt  dafür,  dass 
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die  Klägerin  bis  zu  dem  Unfall  aas  der  Ausübung  der  Galanteriemalerei 
einen  eigenen  Erwerb  gehabt  habe.  Dies  kann  jedoch  nicht  zur  Zurück- 
weisung dieser  Berufung  führen.  Denn  in  zweiter  Instanz  hat  die 
Klägerin  Behauptungen  aufgestellt,  die  offenbar  dahin  gehen  sollen, 
dass  das,  was  durch  ihre  Malereiarbeit  verdient  worden  sei,  mindestens 
zum  Teil  ihr  selbst  zugeflussen  sei.  Allerdings  ist  das,  was  sie  insoweit 
vorgebracht  hat,  sehr  unbestimmt  und  nicht  geeignet,  ein  klares  Bild 
von  der  Sachlage  zu  geben,  es  hätte  aber  insoweit  das  Fragerecht  aus- 
geübt werden  sollen.  Die  Sache  muss  deshalb  zur  weiteren  Verhandlung 
und  Entscheidung  an  die  Vorinstanz  zuiückverwiesen  werden. 

Kr.  193.    Entseh.  des  Deutsehen  Rolehsscriehts, 
I.Zivilsenat.    Vom  10.  Oktober  1906. 

(JW.  Jahrg.  XXXV  (1906)  Nr.«  S.77&  Ziff. 46.) 

ttilMwMad  dar  HafUwrniungsvortdlriftra  iM  Art.  30  totenmt  Uekeretalu  Iber  de« 
EhMMifraottvirkekr,  «  76  DmImIm  EiMnkVirkO.,  f  4M  DMiMhae  HOB.  -  iid 

Art.  31  Abs.  I  im.  4  Internat.  Ueberelnk..  §  77  Abs.  I  Ziff.  4  EisenbVerkO.,  §  459 
Abs.  I  Ziff.  4  HGB.  Bei  dem  Transport  leicht  verletzlicher  Güter  (z.  B.  Eier)  kann 
nicht  schon  aus  dem  Umfange  des  eingetretenen  Schadens  allein  gefolgert  werden, 
dm  dto  Venmtang  des  «  459  Abt.  2  NSB.  ■loH  PItti  ireife.  VldMikr  tet  Mt- 
•ehtideiid,  eb  UnttlMle  wirkten,  die  uab  fir  andere  alt  Mobtverdarbllelw  Mter  in 
•rhabllebeH  Masse  gsfahrbringssd  iswsssn  wSrsa. 

Das  BerafUDgsgericIit  gelangt  nach  vorhergegangener  unangreifbarer 
FeststeUung,  dass  die  Verpackung  der  Eier  in  den  Kisten  eine  ordnungs- 
mässige  gewesen  ist,  zu  der  Annahme,  da^s  nach  den  Umst&ndeu  der 
Torliegenden  Fälle  die  Möglichkeit  eines  ursächlichen  Zusammenhangs 
zwischen  der  natürlichen  Brüchigkeit  der  Eier  und  den  eingetretenen 
Schäden  nicht  nur  nii^ht  daigetan,  sondern  ausgeschlossen  sei.  Die  Aus- 
führungen des  Berufungsgerichts  lassen  jedoch  erkennen ,  dass  diese 
Annahme  auf  einer  rechtsirrtümlichen  Auffassung  der  Befreiungs- 
bestimmungen des  Art.  31  Abs.  1  Zift".  4  des  Internationalen  üeber- 
einkommens  und  des  §  77  Abs.  1  Ziff.  4  EisenbVerkO.  f§  459  Abs.  1 
ZiflF.  4  HGB.)  beruht.  Diese  Bestimmungen  sind  zusaninieuzuhalten  mit 
Art.  30  des  Internationalen  Uebereinkommens,  §  75  EisenbVerkO,  und 
§  456  HGB.,  wie  friiher  Art.  424  Abs.  1  Ziff.  4  des  Allgemeinen  Deutschen 
Handelsgesetzbuchs  mit  de.ssen  Art.  395.  Nach  Art.  30  des  Inter- 
nationalen Uebereinkommens  und  §  75  EisenbVerkO.  (§  456  HGB.) 
haftet  ilie  Eisenbahn  u.  a.  nicht  für  den  Schaden,  der  durch  die 
natHrlielie  Beschaffenheit  des  Gutes,  namentlich  durch  inneren  Yerderb, 
Schwinden,  „gewöhnliche*  Leckage  Teninaeht  ist.  Die  Befreinngs- 
bestimmnngen  des  Art  31  Abs.  1  Ziff.  4  des  Internationalen  Ueberein- 
kommens und  des  §  77  Abs.  1  Ziff:  4  EisenbVerkO.  (§  459  Abs.  1  Ziff.  4 
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HGB.)  (lage<?en  scliliessen  in  Ansehung  der  Güter,  die  vermöge  ihrer 
eigentümlichen  natürlichen  Heschatfeuheit  der  besonderen  Gefahr  aus- 
gesetzt sind,  „Verlust",  Minderung  („gänzlichen"  oder  teilweisen  Verlust) 
oder  Beschädigung,  namentlich  Brach,  Bost,  inneren  Verderb,  „aosser- 
gewObnlicbe'*  Leckage,  Anstrocknong  und  Verstreaung  zu  erleiden,  die 
Haftung  für  den  aus  dieser  Oefahr  entstehende  Schaden  aus.  Er- 
sichtlich haben  die  zuerst  henrorgehobenen  Bestimmungen  den  Schaden 
im  Auge,  den  gewisse  Gttter  im  regelmässigen  Verlauf  der  Dinge 
vermöge  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  erleiden,  wShrend  die  ihnen 
gegenftbergestellten  hauptsächlich  bezwecken,  die  Eisenbahn  von  der 
Haftung  für  ausseigewöhnlichen,  infolge  der  e^ntAmlichen  natflrlichen 
Beschaffenheit  eines  Gutes  entstehenden  Schaden  zu  befreien.  Vgl. 
V.  Hahn,  Kommentar  zum  BGB.  Bd.  2  §  11  zu  Art.  424;  Eger, 
Internat.  Uebereink.  2.  Aufl.  S.  472,  EiseubVerkO.  2.  Aufl.  S.504;  Rosen- 
thal, Internationales  Eisenbahnfrachtrecht  S.  207;  Lehmann  und  King, 
HGB.  Bemerk.  Nr.  4  zu  §  459;  Düringer  und  Hachenburg,  HGB. 
§  459  Note  2  zu  Zift".  4  (S.  667).  Das  Berufungsgericht  stellt  fest,  dass 
nach  der  Erfahrung  des  Verkelns  bei  normalem  Transport  und  ordnungs- 
mässiger  Verpackung  und  Verladung  der  Bruch  der  Eier  1  Prozent 
nicht  übersteigt,  und  folgert  dann  für  die  vorliegenden  Fälle,  in  denen 
nach  der  Feststellung,  die  das  Bei  nluiigsfiericht  vorher  getroffen  hatte, 
die  Verpackung  und  Verladung  eiiKi  urdnungsniässige  gewesen  ist,  die 
Unmöglichkeit  einer  Zurückführung  der  eingetretenen  Bruchschäden  auf 
die  natürliche  Brüchigkeit  der  Eier  ohne  weiteres  und  unmittelbar  dar- 
aus, dass  hier  erheblich  mehr  als  ein  Prozent,  nämlich  Vis  bis  ^'s  der 
Gcsamtladung  zerbrochen  ist.  Damit  tritt  das  Fehlsame  der  Rechts- 
autia.ssung  des  Berufungsgerichts  zutage;  denn  den  aussergewöhnlicheu 
Umfang  des  Schadens  schlechthin  und  an  sich  (wenngleich  unter  der 
Voraussetzung  gehöriger  Verpackung  und  Verladung)  zur  AusscUiessnng 
und  Widerlegung  der  Vermutung  des  Art.  31  Abs.  2  des  Internationalen 
Ueberdnkommens  und  des  §  77  Abs.  2  EiseubVerkO.  (§  469  Abs.  2 
HGB.)  genttgen  lassen,  heisst  dem  vorher  Ausgeführten  nach  nichts 
anderes,  als  die  gegebenen  Befreinngsvorschriften  da  ansser  Anwendung 
setzen,  wo  sie  hauptsächlich  angewendet  sein  wollen.  Irrigerweise  sieht 
das  Berufungsgericht  das  ausschlaggebende  Moment  darin,  ob  der 
Schadensfall  bei  normalem  Betrieb  eintreten  konnte,  oder  ob  er  so  er- 
heblich war,  dass  er  sich  ohne  die  Annahme  eines  nicht  gewöhnlichen 
Vorkommnisses  nicht  erklären  lässt.  Die  Befreinngsvorschriften,  um 
die  es  sich  hier  liandelt.  beziehen  sich  auf  leicht  verletzbare  Güter,  für 
welche  wegen  dieser  ihrer  Eigenschaft  während  des  Transports  vor» 
kommende  Einwirkungen«  die  anderen  Gütern  gar  nicht  oder  wenig  ge- 


Digitized  by  Google 


Entscb.  des  D«ut»cben  Beidmgericlits  vom  11.  und  18.  Oktoirar  1906.  285 

fiihrlich  sind,  eine  besondere  Gefahr  des  Verlustes  oder  der  Beschädigung 
mit  sich  führen.  Darum  kann  das  Entscheidende  nicht  sein,  ob  die 
leicht  verletzharen  Güter  auf  dem  Transport  nur  gewöhnlichen,  mit  dem 
rogekafissigen  Betriehe  yerhnndeiieii  Einwirkungen,  oder  nngewOhnliehen, 
z.  B.  ungewöhnlich  heftigen  Bangierstössen,  von  denen  m  den  Tor- 
liegenden  hahnamtlichen  Feststellungen  die  Bede  ist,  ausgesetzt  gewesen 
sind.  Das,  worauf  es,  abgesehen  von  der  hier  zunächst  ausscheidenden 
Venchnldungsfrage,  ankommt,  ist  vielmehr,  ob  Umstände  wirksam  ge- 
wesen sind,  die  auch  för  andere  als  leicht  verletzbare  Gflter  in  er- 
heblichem Hasse  gefahrbringend  gewesen  w&ren.  Insoweit  dies,  sei  es 
auf  Grand  eines  unmittelhar  geführten  Beweises,  sei  es  auf  Grund  eines 
Änzeigenbeweises,  angenommen  werden  mfisste,  könnte  der  eingetretene 
Schaden  nicht  als  aus  der  besonderen  Gefahr  entstanden  gelten,  die 
in  der  leichten  Verletzbarkeit  der  Güter  begründet  ist. 


Nr.  194.  Entseh.  des  Bentsehen  Betehsgerieltts« 
4.  Zivilsenat.  Vom  11.  Oktober  1906. 

(OJZ.  Jahrg.  Xtt  (1907)  Nr.  1  a     -  Dm  BMht  XI  (UOV)  Nr.  t  &  in  ZUt  SM.) 
RHaftpflG.  §§  I,  3.   ZPO.  §  304.   Für  die  schädlichen  Folgen  eines  Betriebsinfalls  bei 
krankhafter  Anlage  des  Verletzten  haftet  der  Unternehmer  nur  so  weit,  als  diese 
infolge  der  krankhaften  Anlage  sich  nicht  auch  ohne  die  Anlage  entwickelt  haben  würden. 

Kläprer  liat  eine  Gehirnerscliüttenmg  davongetragen.  Er  behauptet 
dauernde  Erwerbsunfähigkeit.  Vorinstauz  hat  den  Grund  des  Anspruch.s 
för  gerechtfertigt  erachtet.  RG.  weist  die  Revision  zurück:  Allerdings 
habe  Verklagter  bewiesen,  dass  Kläger  schon  vor  dem  Unfall  an  einem 
Nervenleiden  mit  Muskelschwund  der  oberen  Extremitäten  litt,  und  dass 
die  schweren  Folgen  des  ünfhlls  ohne  diese  krankhafte  Anlage  nicht 
eingetreten  sein  würden.  Hierdurch  werde  aber  der  ursttchliche  Zu- 
sammenhang nicht  aufgehoben.  Die  entscheidende  Ursache  der- 
jetzigen  Gesundheitsbeschaifenheit  des  Klagers  war  der  UnfalL  Ver- 
schieden ?on  dieser  Frage  und  lediglich  in  dem  Verfahren  Aber  die 
Höhe  des  Anspruchs  sei  die  Frage  zu  erörtern,  ob  Verklagter  in  vollem 
Umfang  fftr  den  Schaden  hafte.  Das  sei  nicht  anzunehmen,  wenn 
und  soweit  infolge  der  naturgemftss^  Weiterentwickelung  der  Krank- 
heitsanlage sich  auch  ohne  den  Unfall  teilweise  oder  vollständige  Arbeits- 
unfUiigkeit  des  Klftgers  entwickelt  haben  würde. 


Nr.  1115.  Entseh.  des  Bentsehen  Selehsgerlehts. 

6.  Zivilsenat.   Vom  18.  Oktober  1906. 

r  J  W.  Jahrg.  XXXV  (1906)  Nr.  81  S.  747  Ziff.  18  -  Das  R«oht  XT  (1907)  Nr.  8  8.  IM  Ziff.  191.) 

Haftpftt.  f  I.  Bas.  I  828.  Om  UetortokreitM  des  SleitM  alasr  StrastMliahs  kü 


Digitized  by  Google 


286 


Kutticb.  (ieü  Preus«.  Oberverwaltiuigsgeriubts  vuiu  Id.  Oktober  1906. 


Neramakai  im  Wif  ms  beirOiiitt  lioM  ein  V«rtclMMm  •iirat  aflhtjihrliaa  KufeM, 
i«r  hl  dar  SohtoM  Mbum  Usibt  Uaftill  wMM. 

Die  BeTidon  beschwert  eich  darflber,  dass  das  Beraftangsgericht 
ein  bei  der  Bntstebnng  des  Schadens  mitwirkendes  Verschulden  des 
ElSgers  niclit  angenommen  hat  und  darum  aaf  die  Frage  nicht  ein- 
gegangen ist,  ob  er  für  den  Schaden  nach  Massgabe  des  §  828  Abs.  2 
BGB.  verantwortlich  sei.  Die  Beschwerde  ist  nicht  begründet:  Die 
Fahrlässigkeit,  die  der  Kläger  nach  der  Auffassang  der  Beklagten  be- 
gai^ien  haben  soll,  wird  von  dieser  darin  gefunden,  dass  er  Ober  das 
Gleis  der  Strassenbahii  zu  laufen  versuchte,  als  der  Wagen  noch 
mindestens  fünf  Meter  entfernt  war.  Der  Revision  kann  nun  freilich 
zugegeben  werden,  dass,  wer  in  solcher  Nähe  des  Wagens  das  Gleis 
kreuzt,  sich  der  Gefalir  aussetzt,  da.ss  er  überfahren  wird,  sobald  er 
durch  irgend  einen  Umstand  zu  Fall  gebracht  wird,  und  wer  diese  Ge- 
fahr erkennt,  und  sich  ihr  bewusst  aussetzt,  beobachtet  nicht  die  im 
Verkehr  erforderliche  Sorfrfalt.  Aber  es  kommt  eben  darauf  an,  ob 
im  Einzelfalle  diese  Gefahr  erkannt  ist.  Wer  ausserstande  ist,  die  Ge- 
fahr zu  erkennen,  verletzt  nicht  die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt, 
wenn  er  sie  bei  seinem  Handeln  ausser  acht  lässt.  Aus  dem  fest- 
gestellten Sachverhalt  ist  nun  nicht  ersichtlich,  dass  der  erst  achtjährige 
Kläger  imstande  gewesen  ist,  die  Möglichkeiten  zq  erkennen,  die  seinen 
Iianf  Uber  das  Oleis,  der  ihn  regelmässig  recbtaeitig  hinüberbringeu 
mnsste,  im  Einzelfalle  unterbrechen  konnten.  Das  Bernfangsgericht 
hat  ohne  BechtsuTtnm  annehmen  können,  dass  der  Kläger  das  Hängen- 
bleiben an  der  Schiene  nicht  hat  yoranssehen  können,  und  hat  «r,  nach 
dem  Hasse  seiner  Einsicht,  die  Gefahr,  dass  er  zu  Fall  komme,  nicht 
yoranssehen  können,  so  bat  er  sich  ihr  nicht  bewusst  ausgesetzt.  Die 
Fahrlässigkeit  des  Klägers  ist  bei  solcher  Sachlage  mit  Recht  verneint 


Nr.  1%.   Entseh.  des  Preuss.  Oborverwaltunf^sgcrlchts. 

2.  Senat.    Vom  19.  Oktober  1906. 

(Prcu.-"!.  Venv  BI  .X.WIII  Nr.  15  S.  275.1 

Die  zu  Dienstwohnungen  für  Staatsbeamte  bestimmten  Gebäude  sind  von  den  Kreis« 
■biabos  ■Mb  9 17  #er  Kreisordniiif  befielt  Nlom  Ist  diroh  dis  KtusMinlabiabee- 
iwsti,  welebes  ilo  Otosttwohimgen  der  GemeindebetlMMnie  MtMmvtrrM  hat,  nIoMt 

geändert  wol-den. 

Der  §  17  der  Kreisordnnng  befreit  vou  den  Kreisabgaben  „die  dem 
Staate  gehörigen,  zu  einem  öffentlichen  Dienste  oder  Gebrauche  be- 
stimmten Liegenschaften  und  (Tebäude".  An  diesem  Rechtszustande 
hat  das  Kommunalabgabengesetz  nichts  geändert.  Wenn  also  nach 
§  24  Abs.  2  a.  a.  0.  die  Dienstwohnungen  der  Beamten  nicht  mehr  von 


Digilized  by  Googl( 


£nt8ch.  des  rraiuw.  OlMr7erwiütiuigi|gericbt8  vom  19.  Oktober  1906.  287 

den  auf  den  Grundbesitz  gelegten  Gemeindesteuern  befreit  sind,  so 
ist  es  docli  bei  ihrer  Befreiung  von  den  Kreisabgaben  verblieben. 
Sie  werden  zwar  in  der  Kreisordnung  nicht  ausdrücklich  als  befreit 
beieicliiiet,  Jedoch  bat  in  der  Beclitsprechung  niemals  ein  Zweifel  dar- 
über bestanden,  dass  alle  Oeb&nde,  welche  za  Dienstwohnungen  für 
Staatsbeamte  bestimmt  sind,  ausnahmslos  zn  den  zu  einem  Öffentlichen 
Dienste  oder  Gebrauche  bestimmten  Gebftnden  gehören  nnd  deshalb 
gemlss  §  17  der  Kreisordnnng  von  den  Ereisabgaben  befireit  sind.  Das 
hier  in  Bede  stehende  Omndstftck  führt  die  Bezeichnung  .Beamten- 
wohnhaus" und  ist  unbestritten  dazu  bestimmt,  der  die  Haltestelle  F. 
verwaltenden  Person  als  Wohnung  zu  dienen.  Seine  Bezeichnung  als 
„Beamten Wohnhaus'  aber  ist  fUr  die  Frage  der  Steuerpflicht  nicht 
entscheidend,  da  es  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  das  Gebäude  jener 
Bezeichnung  zuwider  nur  zur  Wohnung  für  Privatbedienstete  des  Eisen- 
bahnfiskus bestimmt  ist.  Dass  der  Fiskus  es  für  Privatbedienstete 
bestimmt  hat,  kann  aber  nicht  schon  daraus  gefolgert  werden,  dass  der 
gegenwärtige  Verwalter  der  Haltestelle  vorläufig  noch  nicht  in  einem 
Beamtenverhältnis  zum  Staate  steht.  Vielmehr  kommt  es  darauf  an, 
ob  nach  den  Bestinimnno:en  der  Eisenbahnvfrwaltung  die  Oblieg^enheiten 
der  Stelle  durch  einen  Beamten  wahrzinielimen  sind.  Ob  dies  der  Fall, 
niuss  noch  festgestellt  werden,  da  eventuell  dem  Hause  der  Charakter 
eines  Beamten  Wohnhauses  selbst  dann  aliziispi  echen  wäre,  wenn  die 
Verwalter  der  Haltestelle  stets  auch  zu  Baliiipolizeibeaniten  bestellt 
gewesen  sind.  Denn  wenn  sie  auch  in  letzterer  Eigenschaft  zweifellos 
unmittelbare  Staatsbeamte  sind,  so  ist  ihnen  doch  die  Dienstwohnung 
nicht  wegen  dieser  Eigenschaft,  sondern  als  Verwaltern  der  Haltestelle 
überwiesen  worden.  Die  Ueberweisuug  würde  auch  erfolgt  sein,  wenn 
ihnen  bahnpolizeiliche  Befugnisse  nicht  übertragen  waren.  Die  Funktion 
des  Wohnnngsinhabers  als  Bahnpoliaeibeamter  ist  also  nur  eine  zulUlige 
nnd  gibt  der  Wohnung  nicht  die  ihr  sonst  fehlende  Eigenschaft  einer 
Beamtendienstwohnung.  Ist  dagegen  die  Verwaltung  der  Haltestelle 
beetimmungsgemftss  von  einem  Beamten  wahrzunehmen  und  gegenwärtig 
einer  Person  ttbei*tiagen  worden,  die  noch  keine  Beamteneigenschaft 
besitzt,  aber  Aussicht  hat,  als  Beamter  angestellt  zu  werden,  so  verliert 
dadurch  die  Beamtendienstwohnung  noch  nicht  ihren  Charakter  als 
solche.  Aus  diesem  Grunde  muss  die  Vorentscheidung,  die  dem  Umstände, 
dass  der  Wohnungsinhaber  nicht  Staatsbeamter  sei,  entscheidende  Be- 
deutung beilegt,  wegen  Rechtsirrtums  aufgehoben  werden. 
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>ir.          Eiitst  li.  des  Deutseliou  Roiclisecriihts. 
3.  Strafsenat.   Vom  22.  Oktober  1906. 

(Du  Bfloht  JahrcZ  (I9d0  VtT.ua.mt  Ziff.  SM) 

9  316  Abt.  1  StSB.  VtnuiMetniiiM  dar  DilrllMlgM  ElMitabitraMptriieflUinhuii. 

Der  straferbOhende  Umstand  in  §  816  Abs.  1  St0B.  bedingt  nicbt 
eine  besondere  Art  des  Kaasalznsammenbangs,  vielmehr  genügt  jeder 
oiaftcbliche  Zosammenhang,  mag  derselbe  auch  nnr  ein  mittelbarer  nnd, 
wie  z.  B.  ein  Herzleiden  des  VemnglQckten,  mit  kausal  geworden  sein. 
Dass  der  Tod  dem  Tftter  als  Fahrl&ssigkeit  zozarechnen  sei,  wird  vom 
(besetz  nicbt  gefordert. 


Nr«  198.  Entseli.  des  Appellatlonssenats  des  Bndapester  Handels- 

nnd  Wechselgerlehts. 
Vom  28.  Oktober  1906. 

(Ung.  KlaMil>.>T»rlf-  ■.  V«rk.-Aiui.  ZI  (1907)  Nr.  S  8.  »> 
Ung.  EisenbBetrRgl.      75,  77.  a)  Die  erforderlioheii  Geräte  zum  Stitzen  ond  Fixiere« 
der  seitens  der  Balin  zu  verladenden  zerbrechlichen  Güter  hat  die  Eisenbahn  beizustellen, 
b)  Der  geringere  Grad  der  Zerbrechlichkeit  schliestt  die  Haftung  der  Bahn  für  die 
wihrnid  det  TraMptrlm  eiigttratMM  SdiUm  ■ttht  im. 

Die  Behuui>tuüg  der  Beklagten,  dass  die  zum  Befestigen  des  Gntes 
erforderlichen  VoiTichtnngen  der  Absender  hfttte  beistellen  mflsseu,  ist 
unhaltbar,  da  aas  dem  ersten  und  letzten  Absatz  des  Tai'ifes,  Teil  I, 
Abt  B,  Abschnitt  A— VII,  Punkt  c  hervorgeht,  dass  der  Absender  die 
zum  Verladen  notwendigen  Vorrichtungen  nur  in  dem  Falle  beizustellen 
hat,  wenn  die  Verladung  durch  ihn  zu  bewirken  ist,  und  dass  er  der 
Beistellung  der  Ger&te  auch  dann  nicht  enthoben  ist,  wenn  an  seiner 
Stelle  die  Bahn  die  Verladung  bewirkt  ~  im  vorliegenden  Falle  hatte 
jedoch  die  Bahn  das  Verladen  zu  bewirken,  somit  kann  von  einer  Bei- 
stellnng  der  Ladegeräte  seitens  des  Absenders  gar  nicht  die  Rede  sein. 

Die  auf  den  §  77  basierte  Verteidigung  konnte  nicht  berQcksicbtigt 
werden,  da  nach  dem  Gutachten  der  angehörten  Sachverständigen  das 
Gut  wohl  zerbrechlich  war,  aber  nicht  in  dem  Masse,  dass  den  Bruch 
die  mit  der  ßahnbeförderang  verbundene  Erschütterung  hätte  herbei- 
fiilnen  können,  ferner  weil  bei  richtiger  Verladung  beziehungsweise 
Befestigung  das  Gut,  welches  übi'igens  keine  Verpackung  erforderte, 
gegen  die  Gefahr  des  Bruches  hinlänglich  geschlitzt  war. 

Da  nun  auch  die  Hahn  nicht  beliauittet ,  dass  sie  zur  Befestigung 
des  Gutes  di<!  erl'onlerliclien  Verladcrequisiten  verwendet  lial»e,  bleibt 
im  Sinne  des  §  75  des  EisenbBetrligl.  die  HaflpÜicht  der  Eisenbahn 
unberührt. 
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Kr.  101).    Eiitsi'h.  des  Dcntseht  ii  Roiehsffcrlchts. 

3.  Zivilsenat.    Vom  26.  Oktober  1906. 

(JW.  Jahrg.  XXXV  (1908)  Nr.  21  S.  767  Ziff.  39  ! 

I,  7  HaftpflG.  S  30  PrPensG.  vom  31.  März  1882.  Bei  nachträglicher  Erhöhuni 
iar  fiahllter  der  B«a«leiklaMe  riet  BMohldiitM  kat  dertalfe«  Aitpniali  aaf  tat» 
•fTfoboMle  EiMtang  »aiaer  EattobUtimiarwita.  Die  zwdjliirlit  Vtrjlftnnisfritt 
dlaatt  AMpraobt  ktfimt  ■»  im  ZtHHiktt  iir  ErlriNiMi  dar  eibiltor. 

Der  vom  Kläger  erhobene  Ansprach  ist  ohne  weiteres  deshalb 
begr&ndet,  weil  nach  dem  vom  Beminngsgerichte  festgestellten  Sach- 
yerhältnisse  seit  der  Znbilligong  der  nrtpriinglichen  Rente  mit  der  Er- 
höhung des  Diensteinkommens  der  Stationsassistenten  eine  wesentliche 
Veränderung  der  für  jene  massgebend  gewesenen  Verhältnisse  ein- 
getreten ist,  und  (leshalb  der  Kläger  nach  §  7  Abs.  2  HaftpflG.  eine 
dementsprecbende  Erhöhung  seiner  Entschädignngsrente  zu  verlangen 
befugt  ist.  Dass  eine  Erhöhung  des  Diensteinkommens  der  Beamten- 
klasse, der  der  Verletzte  angehört  hat,  die  im  Laufe  der  Zeit  infolge 
der  Bestimmungen  der  Staatshaushalts<j('setze  eii)tri(t,  als  eine  wesent- 
liche Veränderung  der  Verhältnisse  im  8inne  jener  Vorschrift  anzusehen 
ist.  hat  das  RG.  schon  in  dem  Urteile  vom  15.  Oktober  1888,  GG.  22, 
ÜO,  ausgesprochen,  sofern  nach  dem  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge  der 
Verletzte  ohne  den  Unfall  in  den  Genuss  des  höheren  Diensteinkommens 
getreten  wäre.  Andeierseits  ist  aber  auch  davon  auszugehen,  dass  dies 
lediglich  zugunsten  des  Beklagten  in  Betracht  kommt  und  von  dem 
Kläger  selbst  unterstellt  wird,  dass  der  Kläger,  wenn  er  im  Dienste 
verblieben  wäre,  gemäss  §  30  Abs.  1  des  PensG.  in  der  Fassung  des 
Gesetzes  vom  31.  März  1882  nach  Zurllcklegung  seines  65.  Lebensjahres 
auch  ohne  seinen  Antrag  in  den  Ruhestand  versetzt  worden  wäre.  Da- 
nach sind  an  sich  die  Voranssetzungen  für  den  von  dem  Kläger  erhobenen 
Anspruch  anf  Erhöhung  der  ihm  zustehenden  Rente  gegeben,  den  er 
übrigens  nach  dem  Tatbestande  des  landgerichtlichen  Urteils,  anf  den 
das  Urteil  des  OLG.  bezug  nimmt,  auch  ausdrücklich  noch  unmittel- 
bar auf  das  HaftpflG.  gestützt  hat.  Nun  hat  allerdings  der  Beklagte 
gegen  diesen  Anspruch  die  Einrede  der  Veijährung  erhoben.  In  dieser 
Hinsicht  ist  davon  auszugehen,  dass  die  im  §  8  HaftpflG.  festgesetzte 
zweijährige  Veijähnmgvfrist,  die  dort  unmittelbar  nur  für  die  in  den 
§§1^3  abgehandelten  Forderungen  auf  Schadensersatz  bestimmt  ist, 
entsprechend  auch  für  die  nach  §  7  zu  erbebenden  Ansprüche  auf  Er- 
höbung der  Rente  gelten  muss.  Dabei  ist,  wie  in  den  ursprünglichen 
Anwendungsfällen  die  Frist  von  dem  Tage  des  Unfalls,  also  von  dem 
Zeitpunkte  des  Eintritts  der  Ursache  des  Schadens  ab  läuft,  anzunehmen, 
dass  ihr  Lauf  mit  dem  Zeitpunkte  beginnt,  in  welchem  die  wesentliche 
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Veränderung  der  ursprünglich  massgebenden  Verhältnisse  eingetreten 
ist.  Dies  w&rde  hier  schon  der  Zeitpunkt  sein,  in  welchem  die  Er- 
höhung der  GebSlter  der  StationsMsistenten  erfolgt  ist.  In  dieser  Be- 
siehung ist  die  Einrede  der  Veijfthmng  nicht  substantiiert,  da  hierzu 
die  Angabe  erforderlieh  gewesen  wftre,  zu  welcher  Zeit  die  Erhöhung 
der  Gehälter  der  Stationsassistenten  stattgeftinden  habe  und  wann  der 
Kläger  nach  seinem  Dienstalter  im  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge, 
wenn  er  im  Dienste  Terblieben  wäre,  in  den  Genuss  des  höheren  Dienst- 
ehikommens  getreten  wäre.  

Nr.  *300.   Entsch.  des  Deutschen  Kcichsgericlits. 

6.  Zivilsenat.    Vom  1.  November  1906. 

(J\V.  Jahrg.  35  (1906)  Nr.  81  S.  76«  Ziff  40.) 

§  7  RHaftpflG.  S  323  ZPO.  Ein  EUenbahnbeamter  kaim  die  Erhfihung  der  ihn 
raoMskrifHi  nfttyrMliMm  R«iito  varlaage«,  wem  «In«  ErMhosf  in  tehallM 
seistr  KlattS  durob  neue  gesetzliche  Bestlmmungeii,  welche  damals  nicht  vorautzi- 
Mlte  war,  sachtrSglicb  erfolgt  ist.   Die  Abänderung  des  früheren  Urttila  terf  «htr 

nur  für  die  Zeit  nach  Erhebung  der  Klage  geschehen. 

Die  Giundsätze,  von  denen  das  Berufungsgericht  ausgegangen  ist. 
entsprechen  der  ständigen  Rechtsprechung  des  RG.  (  vgl.  die  Urteile  des 
^  erkennenden  Senats  in  RG.  22,  90  ft'..  in  SeuftA.  Bd.  46  Nr.  192).  Für 
die  Entscheidung  ira  Vorprozesse  war  bei  Bemessung  der  Rente  u.  a. 
der  Umstand  massgebend,  dass  der  Kläger  einen  Jahresgehalt  von 
1400  M.  bezog.  Dieser  Umstand  hat  inzwischen  insofern  eine  wesent- 
liche Veränderung  erfahren,  als  der  Gehalt  des  Klägers,  wenn  dieser 
im  Staatsdienst  geblieben  wäre,  jetzt  2200  M.  betragen  würde.  Bereits 
im  Vorprozess  hätte  aber  in  Berücksicbtigang  gezogen  werden  können, 
dass  der  Kläger  nach  den  damals  geltenden  Bestimmungen  eine 
Erhöhung  des  Gehalts  bis  zu  1800  IL  zn  erwarten  hatte;  dies  hätte 
er  daher  schon  im  Vorprozess  geltend  machen  müssen.  Dagegen  war 
mit  keinem  Grad  von  Wahrscheinlichkeit  voransznsehen,  dass  und  zn 
welchem  Betrag  eine  ErhOhong  der  Gehälter  der  LokomotivfUhrer  durch 
neae  gesetzliche  Bestimmungen  erfolgen  werde.  Hiemach  hat  das 
Bemfungsgericht  seiner  Entscheidung  mit  Becht  die  Sachgestaltung 
zugrunde  gelegt,  als  ob  bei  Bemessung  der  Beute  im  Vorproaess 
der  damalige  Höchstgehalt  von  1800  M.  angenommen  worden  wäre, 
und  den  Kläger  fUr  bereclitigt  erklärt,  die  Differenz  zwischen  diesem 
und  dem  jetzigen  Höchstgehalt  zu  fordern.  Das  Berufungsgericht  gebt 
aber  zu  weit,  wenn  es  gegenüber  dem  Klagantrag,  mit  dem  die  Zahlung 
der  Differenz  bereits  vom  1.  Dezember  1904  ab  gefordert  wird,  den 
Klaganspruch  in  der  angegebenen  Bescliränkung  schlechthin  dem  Grunde 
nach  für  gerechtfertigt  erklärt.   In  das  Verfahren  Uber  den  Qmud 
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des  Anspruchs  gehört  auch  die  Beantwortung  der  Frage,  von  welchem 
Zeitpunkt  ab  die  Rente  gefordert  werden  kann;  durch  das  Berufungs- 
urteil ist  dem  Kläger  die  erhöhte  Rente  bereits  von  jenem  Tage  ab 
zugesprochen  worden.  Das  ist  aber  rechtsirrig.  Nach  ZPO.  §  323 
Abs.  3  darf  die  Abänderung  des  frQheren  Urteils  nur  fflr  die  Zeit 
nach  der  Erhebing  der  Klage  erfolgen  und  ein  Gleiches  gilt  nach 
der  st&ndigen  Bechteprecbung  des  R(j.  aach  nach  §  7  HaftpflG.  a.  F. 
Da  die  Elagerhebnng  erst  im  März  1905  erfolgt  ist,  so  war  auf  die 
Itevision  des  Beklagten  die  Abweisung  der  Klage  aassnsprechen,  soweit 
die  Erhöhung  der  Beute  für  einen  Mheren  Zeitraum  gefordert  wird. 


Nr.  äOl.  Entsch.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 
3.  Zivilsenat.  Vom  2.  November  1906. 

(<JW.  Jfthi«. «  (1«M)  Nr.  Sl  8.  IM  ZtC  IS.) 
HS, 8  BeamtUFürsG.  Die  Anmeldefristen  sind  Aussolituss-,  nicht  VerJ8iirun|sffiriatM. 
Anwendung  des  Art.  169  EGB6B.  auf  selbige  icraft  Gesetzesanaloiie. 

Die  Begründung  der  Entscheidung  des  Berufungsgerichts  enthält 
insofern  einen  Rcchtsirrtum,  als  sie  die  Fristen  znr  Anmeldang  des 
Anspruchs  {gemäss  §  6  des  früheren  und  §  8  des  jetzigen  BeamtUFürsG. 
als  Verjährungsfristen  bezeichnet  und  behandelt.  Schon  nach  dem 
blossen  Wortlaute  beider  Gesetze:  „Ansprüche  anf  Grund  dieses  Gesetzes 
sind"  —  —  ^bei  Vermeidung  des  Ausschlusses  vor  Ablauf  von 
zwei  Jahren  nach  dem  Eintritte  des  Unfalls"  bei  der  dem  Verletzten 
unmittelbar  vorgeseixtLU  Dienstbehörde  anzumelden"  kann 
kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  die  hier  vorgeschriebenen  Fristen 
als  Ausschluss-,  nicht  als  Verjährungsfristen  bestimmt  sind. 
Unrichtig  ist  es  demnach,  wenn  das  Berufungsgericht  den  Art.  169 
EGBGß.  unmittelbar  auf  die  Frist  zur  Anmeldung  von  Fiirsorge- 
ansprüchen  angewandt  hat,  die  für  den  Kläger  beim  Inkrafttreten  des 
neuen  Oesetxes  vom  18.  Juni  1901  noch  auf  Grund  des  alteren  Gesetzes 
vom  15.  Mftiz  1886  lief.  Denn  dieser  Artikel  besieht  sieh  uMh  seinem 
klaren  Wortlaute  nur  anf  die  Aber  die  Verjährung  gegebenen  Vor- 
schriften des  BGB.,  und  es  beruht  schon  anf  einem  Platzgreifen  der 
Gesetzesanalogie,  wenn  in  der  vom  Bernflingsgerichte  dargelegten 
Weise  die  Anwendung  des  darin  zum  Ausdrucke  gekommenen  Rechts- 
Satzes  auch  auf  die  Bestimmungen,  die  andere  neuere  Gesetze  Uber 
die  Verjährung  enthalten,  für  zulässig  und  geboten  erklärt  wird.  Ob 
aber  die  Analogie  auch  noch  weiter  dergestalt  auszudehnen  ist,  dass 
die  Bestiromnngen  des  Art.  169  auch  auf  die  Ansschlnssfristen  An- 
wendung finden,  die  ein  neues  Gesetz  enthält,  hängt  TOn  dem  Zwecke 
dieser  Fristen  und  den  besonderen  für  sie  gegebenen  Vorschriften  ab. 
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(Vgl.  BB.  48,  168—105.)  Für  den  vorliegenden  ITall  ist  von  diesem 
Gesiehtsponkte  tos  die  Frage  zu  bejahen,  weil  dansh  die  milderen 
Bestimmungen  des  Abe.  9  des  §  8  des  jetzt  geltenden  BeamtUFttrsG. 
die  an  sich  strenge  Ansschlnssfrist  des  Abs.  1  einer  Verjährnngsfrist 
erheblich  angenähert  ist.  Stellt  sich  hiernach  ans  diesem  Gmnde 
trotz  jenes  Rechtsirrtams  die  Entscheidong  des  Beraftangsgerichts  als 
richtig  dar,  so  ist  sie  deshalb  gemSss  §  663  ZPO.  anfrechtzoerhalten. 


Kr.  2(>*2.    Eiitsch.  des  BcMitscheii  Reich surcrichts. 
6.  Zivilsenat.    Vom  8.  November  1906. 

(JW.  Jaktg.  s&  (190$)  Nr.  n  8. 810  IM.  7.) 

§S  208, 323  ZPO.  Is  Verb,  att  %  3a  RNaflpf 0.  D«r  AM^nioii  ist  varitlztM  SoImm 
tuf  Erhihiif  dar  bereits  ssiM  Vattr  in  einen  Vorprozes»«  fGr  ErsoliwMiW|  iIm 
Usttirieiilt  rMMtkrlllif  niatprtebsasn  Rente  und  mter  AarMlisMg  dartelboa  ist 

gereclitfertigt. 

Die  in  dem  Voi-prozess  ergangenen  Urteile  des  LG.  zu  Cölu  vom 
22.  April  1902  und  des  OUt.  daselbst  vom  21.  März  1908  sind  von  der 
reclitsii  rigeii  AiisLliauung  ausgegangen,  dass  dem  Vater  eines  Verletzten 
wegen  der  durch  die  Verletzung  bewirkten  Mehrung  der  Unterhalts- 
kosten ein  Anspruch  auf  Schadensersatz  zustehe.  Das  HattpflG.,  das 
in  Belrat'ht  kommt,  kennt  einen  solchen  Anspruch  nicht;  er  findet  auch 
im  BGB.  keine  Unterlage.  Durch  das  Berufungsurteil,  das  jenen  Keclils- 
irrtum  ausdrücklich  anerkannt  hat,  ist  nun  die  Beklagte  insofern  doppelt 
belastet,  als  sie  an  den  Verletzten  die  Kosten  des  ständigen  häuslichen 
Untenichts  nnd  an  seinen  Vater  die  damit  wegfallenden  Kosten  f&r 
die  Verbriuguug  des  Knaben  zur  Schale  nnd  für  zeitweiligen  Unterricht 
im  Hause  bezahlen  soll.  Die  Revision  sucht  der  neuen  Klage  zu  be- 
gegnen. Sie  rOgt  znnftcfast  Verletzung  des  §  323  ZPO.,  weil  die  auf . 
Grund  dieser  Bestimmung  erhobene  Klage  wegen  des  Mangels  der 
Identität  des  jetzigen  KlSgers  mit  dem  früheren  nicht  abgewiesen 
wurde.  Es  ist  richtig,  dass  die  Klage  auf  §  323  ZPO.  gestützt  ist 
Die  darin  sich  beicundende  Bechtsauffassung  des  Klftgers  war  jedoch 
f&r  das  Gericht  nicht  massgebend.  Das  Gericht  hatte  ganz  unabhAngig 
davon  zu  prüfen,  ob  die  zur  Begründung  der  Klage  vorgebrachten 
Tatsachen  geeignet  waren,  den  Klageantrag  za  rechtfertigen.  Der 
Kläger  hat  geltend  gemacht,  dass  er  schulpflichtig  geworden,  jedoch 
infolge  seiner  Verstümmelung  nicht  schulfähig  sei  und  zu  Hanse  unter- 
richtet werden  müsse.  Er  hat  damit  behauptet,  dass  eine  Vermehrnng 
seiner  Bedürfnisse,  zu  welchen  unbedenklich  der  Schulunterricht  za 
zählen  ist,  eingetreten  sei,  sohiu  einen  Anspruch  gemäss  §  3a  HaftpflG. 
erhoben.  Hierüber  hatte  das  Gericht  zu  befinden,  wenn  auch  die  Ab- 
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leitnng  der  Klage  aus  §  323  ZPO.  verfehlt  war.  Hiermit  erledigt  sich 
der  weitere  Angriff  der  Revision,  dass  nur  der  Vater,  nicht  der  Kläger 
Ersatz  der  Auslagen  fl'ir  den  Unterricht  des  letzteren  fordern  könne. 
Nach  geltendem  Recht  ist  das  Gegenteil  richtig.  Nicht  der  Vater, 
sondern  nur  der  Kläger  hat  nach  §  Ba  HaftpflG.  diesen  Anspruch. 
Vergeblich  bekämpft  auch  die  Revii^ion  die  Klage,  weil  der  durcli  seinen 
Vater  vertretene  Sohn  wider  die  guten  Sitten  und  wider  Treu  und 
Glauben  iiandele,  wenn  er  Vergütung  für  einen  Schaden  verlange,  der 
durch  die  seinem  Vater  gewähl  te  Rente  bereits  ausgeglichen  sei.  Dieser 
Vorwurf  ist  ungerechtfertigt.  Kläger  hat  keineswegs  die  durch  das 
erste  Urteil  geschaffene  Rechtslage  zu  seinem  Vorteil  auszunützen  be- 
absichtigt und  eine  doppelte  Rente  fttr  den  nftmlichen  Schaden  ange- 
fitrebt.  B«r  hat  vielmehr  nur  eine  Erhöhung  der  bewilligten  Beute, 
weil  diese  sich  snr  Bestreitung  der  Kosten  fOr  regelmftssigen  hftaslichen 
Unterricht  als  nnzolftnglich  erwies,  bezweckt.  Uebrigens  hat  er  aach 
fOr  den  Fall,  dass  die  Bente  seines  Vaters  etwa  durch  dessen  Tod 
in  Wegfall  kftme  oder  ans  anderen  Orilnden  fttr  den  KlSger  unergiebig 
oder  nicht  greifbar  würde,  ein  berechtigtes  und  wichtiges  Interesse,  den 
Schadensenatzanspruch  für  sich  selbst  zu  erstreiten.  Dagegen  war 
der  Bevidon  insoweit  Stattzogeben,  als  das  Bemfnngsgericht  Aber  den 
Antrag  des  El&gers  hinansgegangen  ist  Der  Kläger  will,  wie  eben 
bemerkt,  nicht  etwa  die  Rente  seines  Vaters  nicht  gegen  sich  gelten 
las.sen.  Er  begelirt  im  Gegenteil  nur  den  diese  Rente  übersteigenden 
Mehrbedarf,  der  durch  die  Notwendigkeit  des  ständigen  Unterrichts 
in  seiner  Wohnung  entstanden  ist,  während  das  frühere  Urteil  nur  die 
Ausgaben  für  den  Schulbesuch  und  zeitweiligen  Unterricht  im  Hause 
bei  der  Bemessung  der  Rente  mit  in  Rechnung  gezogen  hatte.  Diese 
"Beschränkung  des  Klageantrags  ergibt  sich  aus  der  Begründung  der 
Klage  und  aus  dem  Beruf ungsantrag  des  Klägers,  wonach  „ausser  den 
durch  das  frühere  Urteil  zugesprochenen  Beträgen  weiter**  eine  Rente 
gefordert  wird.  Zwar  hat  das  Berufungsgericht  in  der  Urteilsformel 
lediglicii  den  „Klageanspruch"  für  gerechtfertigt  erklärt.  In  den 
Gründen  hat  es  jedoch  ausgesprochen,  dass  bei  Prüfung  des  Anspruchs 
die  Rente  des  Vaters  ausser  Betracht  zu  bleiben  habe.  Die 
Entscheidung  ist  nach  Massgabe  der  Gründe  somit  dahin  auszulegen, 
dass  eine  Anrechnung  der  Rente  des  Vaters  auf  den  Anspruch  des 
Klägers  nicht  statthat.  Bei  dieser  Bedeutung  vcrstösst  sie  wider  §  306 
ZPO.  Das  Berufungsurteil  war  deshalb  insoweit  aufzuheben  und  in 
der  Sache  selbst  auf  die  unterlassene  Anrechnung  wie  geschehen  zu 
erkennen.  Da  der  Berufungsantrag  des  Klägers  dahin  verstanden  werden 
mnss,  dass  die  Bente  des  Vaters  nur  solange  ihr  Bezug  dauert, 
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in  dem  bezeichneten  Umfang  auf  den  Anspruch  des  Klägers  anzurechnen 
sei,  so  ergibt  sich  von  selbst  die  Folge,  dass  mit  dem  Wegfall  der 
Reute  des  Vaters  aach  die  Anrechnung  eotfiUlt. 


Mr.  20:}.    Entsch.  des  Deutschen  Reichss^erlehts» 

6.  Zivilsenat.    Vom  8.  November  1906. 

(JW.  Jahrg.  36  Nr  1  S  9  Zltl.  8.) 

S  i  RHaftp)l6.  Verschulden  beim  Aufeprieoen  auf  einen  fahrenden  StrassenbahnwaBen. 

AittiMilass  der  Anwendini  dee  §  254  B6B. 

Zuzugeben  ist,  dass  für  den  vom  Kläger  erlittenen  Unfall,  fUr 
seine  Entstehung  und  für  die  Schwere  der  Verletzang,  die  mit  dem 
Straaseneisenbahnbetriebe  rerbundone  OefUirliehkeit  mit  TJrsaehe  ge- 
wesen ist.  Auf  der  andern  Seite  erscheint  es  ebenso  zweifellos,  dass 
der  Kläger  durch  eigenes  Verschnlden  den  Unfall  herbeigeführt  hat. 
Allerdings  mnss  nach  der  ganzen  Sachlage  angenommen  werden,  dass 
der^Bahnzng,  anf  den  der  ElSger  aufzuspringen  versucht  bat,  in  nur 
langsamer  Vorwftrtsbewegung  begriffen  war.  Ist  dieser  Umstand  an 
sich  geeignet,  sein  Verhalten  in  milderem  Lichte  erscheinen  zu  lassen, 
so  kommt  anf  der  andern  Seite  in  Betracht,  dass  der  Klftger  bei  seinem 
Alt^r  Yon  66  Jahren  und  seiner  Korpulenz,  wie  ihm  bei  vemfinftiger 
Ueberlegung  nicht  entgehen  konnte,  besonders  wenig  befähigt  war, 
beim  Aufspringen  auf  das  Trittbrett  eines  fahrenden  Strassenbahnwagens 
alsbald  festen  Halt  zu  gewinnen,  und  dies  dadurch,  dass  der  Pen'on, 
zu  dem  er  gelangen  wollte,  durch  eine  Tür  abgeschlossen  war,  noch 
wesentlich  erschwert  war.  Dem  Berufungsgericht  kann  daher  nur  bei- 
getreten werden,  wenn  es  in  seinem  Versuche  eine  grobe  Ausseracht- 
lassung  der  erforderlichen  Vorsiclit  erblitkl  hat.  Der  Umstand,  dass 
dem  Wagen,  auf  den  er  zu  springen  uiitenialim ,  ein  A n Ii äiij^e wagen 
angeschlossen  war,  kann  ihm  nicht  zustatten  kommen,  da  er  wusste, 
dass  dies  der  Fall  sei,  also  sich  sagen  musste,  dass  ein  Misslingen 
seines  IJnternelimens  für  ihn  besonders  verhängnisvoll  werden  könne. 
Bei  dieser  wSachlage  kann  es  nicht  als  rechtsirrtümlich  angesehen  werden, 
wenn  die  Vorinstanz  bei  Anwendung  der  Vorschriften  in  §  254  BGB. 
und  in  §  1  Haftpfllr.  dazu  gelangt  ist,  dem  Kläger  jeden  Schadenersatz- 
anspruch abzusprechen. 

Nr.  804.  Enteeh.  des  Deutschen  RcIchsgerichtB. 

2.  Zivilsenat.    Vom  9.  November  1906. 
(JW.  Jftiiig.ee  (leov)  nr.i  8.8o  zur.se.  —  djz.  xu  (leo?)  Nr.s  Svieo.  —  dm  Reciit  3U  usw) 

Nr.e  &eoi.) 

PrEilfi.  I  lö  Ata.  2  ■■d  'f  15.  Itt  dl  TaH  aiaet  TerraiM  i«  siaar  nrnma  Aaläfe 
Mteiinst  SBd  der  Wert  int  im  Entalintteii  vsrUletaaen  Rettterraist  lafliloe  der 
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Muen  Anlage  erhöht  worden,  so  kommt,  wenn  dieses  nachträglich  zur  Erweiterung 
der  gedachten  Anlage  enteignet  wird,  die  bereite  ver  der  zweiten  Enteignung  eiage> 

MaM  Werlerbllwiii  to  Aiaahlao. 

Der  HI.  Titel  regelt  dtt  Enteignnngaverfalireo,  and  zwar  unter 
Ziff.  1  die  Feetstellong  des  Planes,  fttr  welche  die  §§  15  und  folgende 
genaue  Verschriften  enthalten,  und  unter  Ziff;  2  die  Feetetellang  der 
Entschftdigung.  Naeh  den  3§  15  und  folgenden  soll  vor  Anafllhmng 
des  Unternehmens  die  Festetellung  des  Planes  auf  Antrag  des  Unter- 
nehmers erfolgen,  der  zu  dem  Behufe  die  su  enteignenden  GrundstAcke 
genau  su  beieiduien  hat  Sache  des  Unternehmers  ist  es  daher,  vor 
dem  Antrage  auf  Festetellung  des  Planes  darttber  sich  klar  su  werden, 
welcher  Orundstöcke  er  zur  Ausftthrung  des  Unternehmens  bedarf.  Nur 
aas  den  in  dem  festgestellten  Plane  bezeichneten  Grundstücken  setzt 
sich  die  nene  Anlage  zusammen.  Der  festgestellte  Plan  bildet  den 
Rahmen  für  ihre  Umgrenzang.  Nach  dem  Zusammenhange  der  Bestim- 
mungen kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  unter  der  neuen  Anlage 
im  vSinne  des  §  10  Abs.  2  die  Anlage  zu  verstehen  ist,  wie  sie  sich, 
jedesmal  nach  dem  festgestellten  Plane  als  (Tiundlage  des  Unter- 
nehmens dai-stellt.  Abgesehen  von  der  Feststellung  des  Planes  würde 
es  im  Gesetz  an  einem  festen  und  sicheren  Anhaltspunkte  für  die  Be- 
grenzung der  neuen  Anlage  fehlen.  Hiernach  ist  die  Annahme  gerecht- 
fertigt, dass  jede  nachträgliche  in  dem  ursprünglichen  und  festgestellten 
Plane  nicht  vorgesehene  Erweiterung  des  Unternehmens,  die  eine 
wiederholte  Enteignung  notig  macht,  nicht  noch  als  ein  Teil  der  die 
erste  Enteignung  bedingenden  Anlage,  sondern  vielmehr  als  neue  Anlage 
im  Sinne  des  §  10  Abs.  2  anzasehen  ist,  auch  wenn  die  wiederholte 
Enteignung  noch  auf  Grund  der  anbeschrftnkten  Königlichen  Verordnung 
erfolgen  kann.  Diese  Bechtsaoffassung  steht  mit  der  bisherigen  Reehi- 
sprechung  des  BG.  im  Einklang.  Vgl.  Urteil  des  erkennenden  Senate 
in  Sachen  L.  c.  E.  yom  12.  Februar  1895  und  Urteil  des  VI.  Senate; 
Eger,  EntO.  Bd.  I  S.  347. 


Nr.  905.  Entseh.  des  Bentsehen  Betehsgeriehto. 

4.  Zivilsenat  Vom  12.  NoYember  1906. 

(D»B  Recht  J«lirg.  XI  (1907)  Sr.  i  S.  59  Ziff.  44.) 
Entgehen  den  Ebemanne  infolge  der  Verletzung  seiner  Ehefrau  die  Dienste,  zu  denen 
dieMibe  naob  den  Verhiltnisssn  der  Ehegatten  im  Hauewesen  und  Geschäfte  des  Maanee 
varplleMet  Itt,     bat  Ilm  meh  §  845  Bfi8.  der  Ertatzpfliohtige  Ertatt  ii  talttm*). 

')  Nicht  aber  nach  ^  3,  3a  RHaftpflfl.:  s.  Erk,  des  Reichsger.  vom  8.  Februar 
1904  in  dieser  Zeitschr.  Bd.  XXI  ä.  36  uud  E(iZ.  Bd.  57  S.  52.  I>er  Anspruch  des 
filMHuifln  ans  §  845  BOB.  ktim  lidi  wr  auf  eiM  mierlaftktft  Baadliiug  (§§  823  ff.), 
Hiebt  «of  das  RHaftpllQ.  itttUen. 
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Die  Bestimmung  des  §  843,  wonach,  wenn  infolge  einer  Verletzung 
des  Körpers  oder  der  (Jesundheit  die  Erwerbstäliigkeit  d(S  Verletzten 
aufgehoben  oder  gemindert  wird,  oder  eine  Vernieluiing  stiiner  Bedürf- 
nisse eintritt,  dem  Verletzten  durch  Entrichten  einer  Geldrente  Schaden- 
ersatz zu  leisten  ist,  gilt  auch  für  die  ErsatzaDsprüche  der  Ehefrauen. 
Der  Ansprach  wird  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass  der  Ehemann 
den  Unterhalt  za  gewahren  hat  (§  848  Abs.  4).  Nach  §  1966  ist  aber 
die  Ehefraa,  unbeschadet  der  Vorschriften  des  §  1354,  berechtigt  und 
verpflichtet,  das  gemeinschaftliche  Haaswesen  za  leiten;  anchzn  Arbeiten 
im  Haaswesen  and  im  Gesch&fte  des  Mannes  Ist  die  Fran  Terpflichtet, 
soweit  eioe  solche  nach  den  Verhältnissen,  in  denen  die  Ehegatten  leben, 
tiblich  ist.  Entgehen  dem  Ehemann  diese  Dienste  infolge  einer  Ver- 
letzung seiner  Frau,  so  hat  ihm  der  Ersatzpflichtige  gemftss  §  845 
Ersatz  za  leisten.  Die  Ansprache  der  Ehefrau  bleiben  im  übrigen  an- 
berührt  (vgl.  die  Urteile  des  R6.  vom  3.  November  1903,  JW.  1903  Beil. 
S.  146  Nr.  319;  23.  März  1905,  „Recht«  1905  S.  501  Nr.  1940;  23.  April 
1906,  .Recht"  1906  S.  861  Nr.  2110/2111). 


Nr.  206.  Bntseh.  des  l^ntseheii  Beiehsgerlekts. 
1.  Zivilsenat.   Vom  14.  November  1906*). 

.UV  Jabrg.  36  (1907)  Nr,  2  S.  56  ZIff  Jl       DJZ.  XII  ,Nr.  3  .S.  185.) 

§  470  HGB.  §  61  Abs.  5  D.  EisenbVerkO.  ^  196  BGB.  Wenn  die  irrige  Fracht- 
berecbnuig  nicht  auf  einen  Fehler  der  blossen  Rechnungsoperation  oder  einer  nicht 
passAMleM  AawMdmi  der  Tarlfirittza,  sondern  auf  einer  wahrheitewidrigen  Deklaratiei 
dst  FraeMfitei  beraht,  et  greift  mr  dla  •liJiMie  VeijUming  iae  |  470  HiB^ 
f  61  Alt.  5  VerfcO.  nioM  Pintz,  weM  aber  die  zweijihrlge  Ver]ibnmg  des  §  196  866. 

Darin  ist  dem  OLG.  miostimmen,  dass  die  Veijftbnmg  des  §  61 
Abs.  4  der  älteren ,  §  61  Abs.  5  der  geltenden  EisenbVerkO.  and  des 
§  470  HGB.  auf  die  eingeklagten  Ansprüche  keine  Anwendung  finden 
kann.  Die  hier  voi*gesehene  einjährige  Verjähning  beschränkt  sich  anf 
Ansprüche  auf  Nachzahlung  zawenig  erhobener  oder  Rückersatz  zuvid 
erhobener  Fracht  oder  (iebüliren  nnd  hat  znr  Voraassetznng,  dass  der 
Anspruch  auf  einer  unrichtigen  Anwendung  der  Tarife  oder  auf  Fehler 
bei  der  Berechnung  gestützt  wird.  Der  Tarif  muss  also  mit  einem 
Satz  zur  Anwendung  gelangt  sein,  welcher  auf  die  seine  Unterlagen 
bildenden  Befördernngsanhigen  nicht  piis.-^t,  oder  es  muss  bei  der  Be- 
reclmmi^-  des  an  sich  richtig  angewendeten  Tarifsatzes  ein  Fehler 
unterlaufen  sein.  Solche  Fälle  des  Missgritfs  in  Anwendung  oder  Be- 
rechnung des  Tarifs  stehen  hier  aber  nicht  in  Frage.    Hier  wurde  der 

*)  8.  Voreateeheid.  d.  OLG.  Dresden  vom  6.  Febmar  IflOS  m  dieaer  Zaitachr. 
Bd.  XXUI  8. 132. 
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Tarif  an  und  für  sich  rir.litig  angeweiniel  und  auch  riclitifr  berechnet; 
nur  die  Unterlagen,   welche  der  Absender  für  die  Anwendung  und 
Berechnung  des  Tarifs  gegeben  hatte,  waren  falsch.    Nicht  ein  Fehler 
bei  der  Tarifierung  ist  der  Grund  der  erhobenen  Ansprüche,  sondern 
die  vorsätzliche  oder  fahrlässige  falsche  Deklarierung  des  Frachtgutes. 
Auf  diese  Fälle  ist  die  Spezialbestimmung  des  §  470  BGB.,  ^  61  der 
VerkehrsordnuDg  nicht  aaszadehnen.    Vgl.  Urteile  des  Senats  vom 
10.  Oktober  1900  Hep.  I  201/00,  RGZ.  47,  38  ff.,  und  vom  3.  Juni  1905 
Rep.  1 28/05,  mitgeteilt  in  Egers  ElsenbE.  Bd.  XXII  3. 16;  vgl.  femer 
Düringer  u.  Bachenbarg,  Komm.  z.  BGB.  3, 891,  abweichend  Eger 
im  SftchsArch.  15, 17.  Was  die  rechtliche  Natnr  der  Frachtznscblftge 
betrifft,  80  hat  das  OLG.  antreffend  daraaf  hingewiesen,  dass  die  Ver- 
kebrsordnnng  solche  gZnschlftge*'  zur  normalen  Fracht  in  einem  doppelten 
Sinne  vorsieht.  Einmal  erseheinen  sie  als  Extravergfitoiigen  Ar  be- 
sondere Leistungen  der  Eisenbahn,  so  in  §  34  Abs.  2  verbanden  mit 
§§  84  ff.  der  Verkehrsordnung  für  die  Uebemahme  einer  besonderen 
Haftung  für  Reisegepäck  im  Falle  der  Deklarierung  des  Interes.ses  oder 
in  §  57  a.  a.  0.  für  Beförderung  der  Güter  in  gedeckten  Wagen  auf 
Verlangen  des  Absenders  (vgl.  auch  §  48  a.  a.  0.).    In  anderen  Fällen 
werden  Frachtzuschläge  ei  hoben  wegen  unrichtiger  Angabe  des  Inhalts 
einer  Sendung  oder  bei  zu  niedriger  Antrabe  des  Gewichts  einer  Waj^en- 
ladung  oder  bei  üeberlastung  eines  vom  Absender  selbst  beladenen 
Wagens,  vgl.  §  53  Abs.  7  bis  12  der  Verkehrsordnung.     In  diesen 
letzteren  hier  allein  in  Frage  stehenden  Fällen  hat  der  Frachtzusclilag 
den  Charakter  einer  Konventionalstrafe.    Es  soll  damit  ein  der 
Verkeiasordnung  und  dem  Eisenbahnl>etriebsreglement  entsprechendes 
Verhalten  des  Absenders  erzwungen  werden.    Vgl.  Urteile  des  Senat« 
vom  29.  Januar  1887  Rep.  I  401/86,  uud  vom  10.  Oktober  1900  Rep.  I 
201/00,  RG.  20,  33,  47,  37.  Mit  Unrecht  wird  aber  vom  OLG.  aus  dieser 
Natur  des  Frachtznschlags  nach  §  53  der  Verkehrsordnung  die  Folgerung 
gezogen,  dass  er  ttberhaopt  keine  Fracht,  dass  er  anch  kein  Akzessorinm 
der*  Hanptverbindlichkeit  ans  dem  Frachtvertrage  sei,  dass  er  deshalb 
anch  nicht  der  f&r  Frachtforderungen  geltenden  kurzen  Veijährang  des 
§  1017  Nr.  3  SftchsBtiB.,  §  198  Nr.  3  BOB.  unterliege,  sondern  lediglich 
nach  §  160  SftchsBGB.  und  §  195  BOB.  den  allgemeinen  Veijährungs- 
Vorschriften.  O^genttber  dieser,  auch  von  Beindl  in  der  DJZ.  1908, 
100  vertretenen  Aulfassung  hat  schon  Eger  ebenda  S.  128  zutreffend 
darauf  hingewiesen«  dass  sie  der  im  deutschen  wie  im  internationalen 
Eisenbahntransportverkehr  zum  Ausdruck  gelangenden  Tendenz,  eine 
glatte  und  rasche  Erledigung  der  Frachtgeschäfte  im  Verkehrainteresse 
herbeizttflihren,  direkt  widerspreche.   Aber  ganz  abgesehen  von  dieser 
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EiTwägimg  ist  die  Aaffassongy  welche  den  Frachtsnschlag  nicht  als 
Fracht  im  Sinne  der  Yeijfthningsvorschriften  gelten  laneo  will,  juristitdi 
anhaltbar.  Allerdings  steht  der  „Frachtznschlag'  in  einem  Gegensats 
zu  den  gewöhnlichen  Frachtgeldern  nnd  anch  zn  den  Auslagen  (Kosten), 
welche  in  §  60  der  Verkehrsordnong  genannt  werden.  Aber  er  hört 
dadurch  nicht  auf,  ^Fracht*  zu  sein,  dass  er  als  Konventionalstrafe 
gefoidert  wird,  so  wenig  das  Porto  aufhört,  Porto  zu  sein,  weil  es  als 
Stzafporto  geschuldet  wird.  Dass  der  Frachtzuschlag  mit  der  Fi*acht< 
fordemng  veijähre,  ist  nicht  notwendig;  es  sind  B^älle  denkbar,  in 
welchen  ein  Ansprnch  auf  Frachtzuschlag,  aber  kein  Anspruch  auf 
Fracht  entsteht  (vgl.  Rein  dl  a.  a.  0).  Aber  sicher  ist,  dass  er  als 
Fracht  verjährt.  Dafür  spriclit  niciit  nur  die  seinem  Wesen  entsprechende 
Bezeichnung  als  Fraclitzuschlag,  dafür  spricht  auch  eine  nngezwungene 
Auslegung  des  Wortlautes  des  §  196  Nr.  H  und  der  Zweck  der  kurzen 
Verjährungsfristen  iiberhaupt.  Eger  will  zwar  a.  a.  O.  den  Fracht- 
zuschlag nach  >;  470  H(tB.  schon  nach  einem  Jahre  verjähren  lassen. 
Dass  dies  nicht  dem  Gesetz  entspricht,  wurde  oben  dargelegt.  Er 
führt  jedocli  weiter  aus,  dass,  wenn  nicht  die  einjährige  Verjährung  des 
§  470  HGB.,  jedenfalls  die  zweijährige  nach  §  196  BGB.  eingreife. 
Dieser  letzteren  Ansicht  ist  beizutreten.  Vgl.  Düringer- 
Hachenburg.  Bd.  III  S.  691  Note  II  Nr.  4;  Rertzer  in  der  Zeitung 
des  Vereins  deutscher  Eisenbahn  Verwaltungen  1902  Nr.  M  S.  553.  Das 
OLG.  hat  hiernach  rechtlich  geirrt,  wenn  es  annahm,  dass  der  auf 
Grnnd  des  Frachtvertrags  als  Konventionalstrafe  geforderte  Fracht- 
Zuschlag  nicht  auch  eine  Fracht  sei.  Auf  diesem  Irrtum  beruht  aber 
die  ergangene  Entscheidung,  wenigstens  teilweise.  Nach  §  1017  Nr.  8 
SftchsBGB.  veij&hrt  die  Forderung  für  Fracht  in  drei  Jahren.  Diese 
im  Vergleich  zu  der  Frist  des  §  196  Nr.  3  BOB.  Iftngere  Veij&hrungs- 
frist,  welche  für  die  Frachtzuschlftge  aus  dem  Jahre  1897  nach  §  1018 
des  SAchsBOB.  mit  dem  Schluss  des  Jahres  1897  begann,  lief  fHlher 
ab,  als  die  im  BGB.  bestimmte  Frist  und  war  daher  nach  Art.  169 
*  Abs.  2  Satz  2  EGBGfi.  im  Yorliegenden  Falle  fftr  die  Ansprüche  auf 
Frachtzuschlag  aus  dem  Jahre  1897  massgebend.  Sie  waren  bei  Er- 
hebung der  Klage  (Dezember  1901)  bereits  verjährt.  Soweit  Kl&ger 
sie  noch  im  vorliegenden  Prozesse  verfolgt,  war  seine  Klage  abzuweisen. 
Bezllglich  der  Frachtzuschläge  aus  den  Jahren  1898,  1899,  1900  war 
aber  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  VerjÄhrung  weder  nach  dem 
Sächsischen,  noch  nach  dem  Recht  des  BOB.  eingetreten. 
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Nr.  007.   EntMh.  des  ]>eutseh«ii  Beleluigoriehts. 
6.  Zivilsenat.   Vom  17.  Dezember  1906. 

iDas  Rcr-hf  Jahrg.  XI  (1907)  Nr.  8  S.  !83  Ziff.  295-298.1 

BGB.  §  844.  RHaftpflG.  §  3.  Berücksichtfgang  der  Nutzungen  des  durch  den  Tod  des 
Ehemanns  bzw.  Vnters  ererbten  und  freigewordenen  Vermögens.  Die  mutmassliche 
UbensdaMr  iet  SetSteten  bildet  die  Grenze  fir  die  Dauer  der  Entsohädigungsieistung 
M8  UattriHütovarlMt  AnradiMH  der  f rtifewardeati  ArbaKtknift  der  NhiterkliebaiM. 

Bei  Feststellung  der  der  Witwe  und  den  Kindern  des  Gletöteten 
zazosprechenden  Renten  sind  die  Nutzungen  de^genigen  Vermögens  zu 
berftckdebtigen,  da«  sie  aas  dem  Nachlasse  des  Getöteten  ererbt  haben 
oder  das  dnrcb  den  Tod  desselben  fftr  die  Witwe  von  den  Beschrän- 
kangen,  denen  es  während  der  Ehe  unterlag,  freigeworden  ist.  Hierbei 
dürfen  diejenigen  Einnahmen,  welche  sich  als  Ertragnis  der  auf  die 
Grondstttcke  verwendeten  Arbeit  darstellen,  nicht  als  Natzungen  des  in 
den  Grondstficken  verkörperten  Vermögens  angesehen  werden,  sondern 
nar  deijenige  Teil  der  aas  ihnen  gewonnenen  Einkünfte,  der  als  Bente 
des  in  ihnen  angelegten  Kapitals  erscheint.  Der  Ansprach  ans  §  844 
ist  seiner  rechtlichen  Natur  nach  kein  Unterhaltsanspruch,  sondern  ein 
Schadenersatzanspruch.  Sein  Gegenstand  ist  also  nicht  ein  abstraktes 
Unterhaltsrecht,  er  ist  vielmehr  gerichtet  auf  dasjenige,  was  der  Ge- 
tötete (Mann  bzw.  Vater)  während  der  mutmasslichen  Daner  seines 
Lebens  nach  seinen  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnissen  ans  seinen 
Mitteln  den  Familienmitgliedern  nach  den  Vorschriften  in  §  1360  Abs.  1 
und  i;§  1601,  1602  zu  ihrem  Unterhalte  zu  gewähren  verpflichtet  gewesen 
wäre,  soweit  diese  Bezüge  den  Hiiiteiblicbeiicn  infoige  <les  Todes  des 
Verletzten  entgangen  sind.  Hat  eine  Frau  infolge  des  tüdlicheu  Unfalls 
ihres  Mannes  das  Recht,  dass  ihr  Manu  ihr  nach  Massgabe  seiner 
Lebensstellung,  seines  Veruiügens  und  seiner  Erwerbsfälligkeit  Unter- 
halt gewähre,  verloren,  so  ist  sie  doch  andrerseits  von  den  ihr  nach 
§  1356  obliegenden  Pflichten  freigewonlen ,  so  dass  sie  seitdem  in  der 
Lage  war,  ihre  Arbeit.skraft  uneingeschränkt  für  sich  und  zum  Erwerb 
ihres  Unterhalts  zu  verwerten.  Sie  hat  daher  in  vermögensrechtlicher 
Beziehung  neben  Nachteilen  aach  Voileile  gehabt  nnd  das  muss  bei  der 
Frage,  ob  und  in  wel^Aem  ümfange  ihr  Schadenersatz  zu  leisten  sei, 
berftcksichtigt  werden.  Bei  dem  Schadenersatzanspruch  einer  in  der 
Wirtschaft  ihres  getöteten  Vaters  beschäftigten  Tochter  ist  zn  berück- 
sichtigen, dass  durch  den  Tod  des  Vaters  ihre  Arbeitskraft  für  anderen 
Erwerb  ihres  Unterhalts  freigeworden  ist.  Der  Tochter  erwachs  beim 
Tode  ihres  Vaters  mit  dem  Wegfall  des  Unterhaltsansprachs,  den  sie 
gegen  diesen  gehabt  hatte,  ohne  weiteres  ein  solcher  gegenüber  ihrer 
Matter.   Wenn  nun  nach  §  844  Abs.  2  und  §  843  Abs.  4  dieses  Unter- 
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haltniigsreclit  unberiick.siclitigt  zu  l)U'il)en  so  imiss  daraus  gefolgert 
werden,  dass  auf  der  anderen  Seite  bezüglich  ihres  Schadenersatz- 
anspruches auch  die  Dienstleistungspflicht  ausser  Betracht  zu  lassen 
ist,  die  sie  nun  gegenüber  ihrer  Mutter  hatte.  Denn  wenn  auch  die  in 
§  1617  geregelte  Dienstpflicht  des  Kindes  nicht  zu  dem  Anspruch  des 
Kindes  auf  Unterhalt  in  dem  Verhältnis  steht,  wie  die  Leistung  und 
Gegenleistung  bei  einem  zweiwitigeii  Vertrage,  und  der  Unterhalt,  den 
das  Kind  empfängt,  im  Rechtssinne  nicht  als  Bezahlung  seiner  Dienste, 
diese  also  nicht  als  gegen  Eutgelt  geleistete  anznsehen  sind,  so  stehen 
doch  die  beiderseitigen  Pflichten  in  engstem  innerliehen  Znsammenliange; 
das  Gesetz  hat  die  Dienstpflicht  des  Kindes  geradezu  davon  abh&ngig 
gemacht,  dass  dieses  nicht  bloss  dem  elterlichen  Hansstande  angehört, 
sondern  auch  von  den  Eltern  erzogen  und  unterhalten  wird. 


Nr.  906.  Biitseh.  des  Bentsehen  Belelugariehts. 
7.  Zivilsenat.   Vom  2.  Januar  1907. 

nn?  Kei-lit  Jnlirr  XI  il907f  Nr.  9  8.W1.) 

PrEntG.  vom  II.  Juni  1874  §  8.   Nur  der  kausale  Zusammenhang  der  Fluchtlinlenfest- 
$fltzuig  mit  einer  Eisenbahnanlage  berechtigt  zu  einem  Entschädigungsanspruche  gegea 
den  Eisenbahnfiskus  wegen  Bebauungsunfähigkeit  des  Restgrundstückes. 

Ist  der  Jvestteil  eines  zugunsten  des  Eisenbalinfiskus  enteig^iieten 
Giundstiickes  infolge  der  neuen  Fliichtliuieufestsetzung  der  Gemcimle 
in  einei-  gewissen  Tiefe  nicht  mehr  bebauungsfäbig,  so  kann  der  Ent- 
eignete vom  Eisenbahnflskus  Entschädigung  nur  verlangen,  wenn  die 
Flnchtlinienfestsetzung  nnd  die  auf  ihr  beruhende  Baubeschrftnkung  eine 
Folge  der  zugunsten  des  Eisenbahnflskus  vollzogenen  Enteignung  ist, 
wenn  also  zwischen  beiden  Vorgängen  ein  Kausalzusammenhang  besteht. 
Es  genügt  nicht,  dass  die  Gemeinde  die  neue,  mit  dem  Ausbau  der 
X- Strasse  verbundene  Eisenbahnanlage  als  Anlass  oder  Gelegenheit 
benutzt  hat,  um  eme  anderweitige  Fluchtlinie  festzosetzen. 


Nr.  909.  Entseh.  des  Deutselieii  Belehsgeridits. 
6.  Zivilsenat.  Vom  7.  Januar  1907. 

(üas  Uecht  Jahrg.  XI  !l!«)7,  N'r  ;^  s  um  Zi-r  riTti 

RHaftpflG.  ^  3  a.  BerOcksichtigung  der  Kurkosten  bei  Bemessuno  des  Umfangs  snd 

der  Dauer  der  Haftpflichtrente. 
Da  der  Verletzte  Anspruch  auf  Ersatz  nicht  nur  wegen'  seines 
Erwerbsausfalls,  sondern  auch  wegen  der  infolge  der  Verletzung  ein- 
getretenen Vermehrung  seiner  Bedttrfnisse  hat,  muss  bei  Abstufung  und 
Begrenzung  der  Rente  neben  der  Minderung  nnd  dem  Erloschen  der 
Erwerbsfllhigkeit  auch  untersucht  werden,  welche  Mittel  der  Verletzte 
nach  ärztlicher  Anordnung  zur  Besserung  oder  Lindemng  seines  Leidens 
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notwendig  gebi  ciiiclien  iiiu!>s,  und  auf  welche  Dauer  dieser  Kurgebrauch 
sich  voraussichtlich  erstrecken  wird. 


Nr*  310.    Entseli.  des  Deutschen  Reiclisirorichts. 

6.  Zivilsenat.    Vom  7.  Januar  1907. 

(JW  Jalir;:  36   1907   Nr  5  S  \32.\ 

Alf  tiaen  Anspruch  wegen  Sachbeschädigung  beim  Betriebe  einer  Privatanseblntsbahn 
iitfat  §  26  PrElMika.  vom  3.  NfVMbnr  1834  keiM  Anwwimi.  VIetathr  tili  Mlg- 
Hsli  die  alliMtliM  Hnnm  in  MB.  ■MtitbtmL 

§  264  BGB.  ist,  wie  der  erkennende  Senat  in  dem  Urteile  Yom 
3.  Mai  1906  VI.  295(06  in  Sachen  des  Prenss.  Eüsenbahnflskus  gegen 
St^  Bomehr  abgedrnckt  in  R0.  Bd.  63  Nr.  67  S.  270  ff.  ansge^roehen 

und  nälier  begründet  hat«  anf  die  nach  §  25  des  PrEisenbG.  zn  be- 
urteilenden Fälle  überhaupt  nicht  anwendbar,  und  es  kommt  nach  diesem 
Spezialgesetze  lediglich  das  eigeue  Verschulden  des  Beschädigten  selbst, 
nicht  auch  ein  Vei^schulden  seines  Beauftragten  oder  Angestellten  als 
ein  in  die  Haftpflicht  des  Unternehmers  ansschliessendes  Moment  in 
Betracht.  Vgl.  RG.  5,  232.  Damit  würde  die  Frage  der  Anwendbarkeit 
des  §  278  auf  die  FAWe  des  §  2r)4  Abs.  1  BGB.  (für  das  ausser- 
kontraktische  Gebiet  vgl.  R(t  Bd.  62  Nr.  83  S.  346  tf.)  .-^i(-h  im  vor- 
liegenden Falle  als  gegenstantlslos  erweisen.  Allein  e.s  fragt  sich  in 
erster  Linie,  ob  denn  wegen  des  hier  eingeklagten  Sachschadens  die 
beklagte  Gewerkschaft  überiiaupt  der  Haftpflicht  nach  §  25  des^  PrEisenbG. 
zn  unterstellen  sei.  Dies  ist  von  den  Vorinstanzen  zn  Unrecht  bejaht 
worden.  Zweifellos  würde  die  Zeclienbalm  der  Beklagten  als  eine 
Eisenbahn  im  iSinne  des  §  1  HattidiG.  zu  betrachten  sein,  wenn  die 
Haftung  wegen  Tötung  oder  Verletzung  eines  Menschen  in  Frage  stände 
(B6.  1,  249;  2,  38;  7,  40ti.j.  Aber  hier  handelt  es  sich  lediglich  um 
die  Haftung  für  Sachschaden  nach  §  25  PrEisoibO.,  ond  das  letstere 
Gesetz  geht  yon  einem  engeren  Begriff  der  Eisenbahnuntemehmang 
aas  wie  das  HaftpflG.  Das  erstgenannte  Gesetz  bezieht  sich  nnr  auf 
Eisenbahnnntemehmnngen,  welche  landesherrlich  genehmigt  nnd  fOr 
den  Öffentlichen  Verkehr  bestimmt  sind,  nicht  auch  anf  Bahnen, 
welche  der  landesherrlichen  Genehmigong  nicht  bedttrfen,  ond  von  einer 
Einzelperson  oder  Gesellschaft  nnr  für  private,  nicht  für  Öffentliche 
Zwecke  betrieben  weiden. 

Die  Privatanschlossbabnen  dieUiSB  eben  nicht  dem  Öffentlichen 
Verkehr,  fallen  also  schon  wegen  Mangels  dieses  Merkmales  nicht  nnter 
das  Ei.senbG.  Vielmehr  bilden  die  Privatanschlussbabnen  zii.'^amraen 
mit  den  Kleinbahnen  in  der  nunmehrigen  Gliederung  des  Eisenbahn- 
Wesens  dic^jenige  Klasse  von  Bahnen,  die  im  Gegensats  zu  den  unter 
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das  Gesetz  vom  3.  November  1888  lallenden  Haupt-  und  Nebeneisen- 
bahnen, niclit  diesem  Gesetze,  sondern  dem  Gesetze  vom  28.  Juli  1892 
untersteht,  und  es  erscheint  auch  eine  teilweise  Anwendung  des  Eisen- 
bahngesetzes auf  diese  Kategorie  von  Bahnen  nicht  als  zulässig.  — 
Vgl.  hierzu:  Gleim,  Das  Gesetz  ttbei*  Eldabahnen  usw.  Einleitung 
S.  27  (d.  2.  Anfl.);  f^ger,  Das  Gesetz  Ober  Kleinbahnen  nsw.  2.  Anfl.  za 
§  1  S.  8f.,  S.  20;  zu  §  iS  S.  408f.,  3.  421  f.;  Jernsalem,  Das  Gesetz 
Uber  Kleinbahnen  usw.  za  §  1  8.  14  A.  2;  Gleim,  Das  Becht  der 
Eisenbahnen  in  Preassen  I  8.  418  f.  S.  noch  RG.  58,  184  f. 

Für  die  Unterstellong  der  Anschlnssbahn  der  Beklagten  unter  den 
§  26  des  EisenbG.  fehlen  die  vorstehend  angegebßnen  Yoranssetzungen 
dieser  Vorschrift.  Dass  die  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehr  diene, 
ist  von  keiner  Seite  behauptet.  Das  Berufungsgericht  bezeichnet  cde 
als  Zechenanschlussbahn;  es  handelt  sich  also  ohne  Zweifel  um  eine 
solche  Privatanschussbahn,  welche  Zubehör  eines  Bergwerkes  im  Sinne 
des  AllgBergG.  vom  24.  Juni  1865  ist,  welche  daher  den  Vorschriften 
in  §§  51,  50  des  Gesetzes  vom  28.  Juli  1892  unterliegt.  Dass  znm 
Bau  und  Betriebe  dieser  Bahn  eine  landesherrliche  Konzession  im  Sinne 
des  Eisenbahngesetzes  erforderlich  gewesen  bzw.  erteilt  worden  sei,  ist 
nicht  ersichtlich.  Die  für  Privat anschlussbalinen  in  §§  48  ff.  des  Ge- 
setzes vom  28.  Juli  1892  erforderte  beliin-dliche  Gpnelimif.Mitii;  ist  von 
lediglich  polizeilicher  Natur  lEger,  Gesetz  üher  Kleinbahnen  S.  411, 
I;  Gleim,  Gesetz  über  Kleinbahnen  §  45  Anuierk.  ö  »S.  128).  Einer 
solchen  besonderen  Genehmigung  bedurfte  es  für  eine  Beigw«^rksbahn 
nach  §  51  des  Gesetzes  von  1892  nicht.  Aber  auch  die  nacli  Massgabe 
der  Vorschriften  des  AllgBergG.  vom  24.  Juni  1865  zu  erteilende  Hechts- 
verleihung oder  Genehmigung  hat  nicht  die  Bedeutung  eines  für  den 
Betrieb  auf  der  Zechenanschlussbahn  erworbenen  Privilegs,  eines  mit 
besonderen  Vorrechten  ausgestatteten  Bau-  und  Betriebsrechtes,  wie  es 
im  Sinne  des  EisenbG.  von  1838  liegt,  und  die  dem  öffentlichen  Ver- 
kehre an  sich  nicht  dienende  Grubeneisenbahn  unterliegt  daher  diesem 
Gesetze  nicht.  Vgl.  Jerusalem  a.  a.  0.  Nr.  1  zu  §  61  S.  81;  Eger, 
Gtosetz  Uber  Kleinbahnen  S.  420  Z.  1  S.  450  f.  Wenn  damit  der  erste 
Klagegrund  hinfftllig  wird,  so  konnte  es  sich  nun  fragen,  ob  eine 
Haftung  der  beklagten  Gewerkschaft  fttr  den  der  Klfigerin  entstandenen 
Schaden  nach  allgemeinen  Bechtsgrunds&tzen,  n&mlich  aus  §  828  mit 
§  276  BGB.  oder  etwa  aus  §  831  BGB.  begründet  sei.  Das  ist  aber 
nach  den  Feststellungen  des  Berufungsurteils  nicht  der  Fall. 
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Nr.  211.   Entsch.  des  Deatechen  Beichssrcrlchts« 
2.  Strafsenat.    Vom  11.  Januar  1907. 

(Du  Recht  Jabrg.  XI  (1907)  Nr.  8  S.  195  Ziff.  887.) 

f  243  Nr.  4  StGB.  Begriff  der  Gegenstände  der  Beorderung. 
Gegenstände  der  Beförderung'  im  Sinne  des  §  243  Nr.  4  StGB,  sind 
die  zur  Bet'örderiing  bestimmten  Gogeii.stände.  Sie  sind  es  so  lange, 
aJs  die  ihnen  durch  den  Willen  des  Berechtigten  gegebene  Zweck- 
bestimmung, von  einem  Orte  zum  andern  befordert  zu  werden,  an- 
danerte,  solange  also  der  Transport  nodi  nicbt  abgeschlossen  and  der- 
jenige Pmikt  noeb  nieht  endgültig  erreicht  ist,  an  den  die  Sache  be- 
stimmnngsgemftss  verbracht  werden  soll.  Waren,  die  zwar  auf  der 
Empfangsstation  eingetroffen,  aber  noch  nnansgeladen  in  einem  Eisen- 
bahnwaggon anf  dem  Bahnhofe  nnd  dem  Empf&nger  noch  nicht  an- 
geftthrt  sind,  haben  noch  nicht  anfgehOrt^  Gegenstände  der  BefMerang 
an  sein,  seihet  wenn  der  Waggon  dem  Empftnger  schon  snr  VerfBgnng 
gestellt  war.  

».         £ntscli.  des  Deutseheii  Reichsgerichts. 

2.  Strafsenat.    Vom  11.  Januar  1907. 
(Dm  Beeii»  Jabrf.  XI  (1M9)  Kr.  s  8. 196  Ziff.  ws.) 

%  360  Nr.  II  8MB.  Bielraftni  4et  tJ|«M  vm  SMmr  aaf  «e  EiaaabilRieMwMs 
•hie  EiMafeahatraasfartiafUirdui  aia  grsbsr  Uafhii. 

Die  BestraAing  des  Legens  von  Steinen  anf  die  Eisenbahnschienen, 
ohne  dass  der  Eisenbahntransport  objektiv  in  Gtefahr  gesetzt  war,  als 
groben  ünftags  ist  als  nicht  rechtsirrig  erachtet  worden,  nachdem  fest- 
gestellt war,  dass  der  Weichensteller,  der  die  Steine  bemerkt  nnd  ent- 
fernt hatte,  bennmhigt  worden  nnd,  da  die  Tat  nicht  gegen  ihn  ge- 
richtet war,  als  Vertreter  der  Allgemeinheit  anzusehen  sei,  sowie  dass 
der  Äussere  Bestand  der  öffentlichen  Ordnnng  insofern  gefährdet  ge- 
wesen sei,  als  bei  Fortdauer  des  vom  Angeklagten  geschaffenen  Zu- 
standes  das  Anhalten  des  nächsten  Bahnzuges,  das  Fortschaffen  der 
Steine  und  infolgedessen  Verzögerung,  Störung,  Belästigung  und  Be- 
unrnliignng  für  das  reisende  Publikum  und  die  Babnbeamten  zu  er- 
waiten  war.   

Nr.  818.  Entsdi.  des  l^vtselien  Selehsgeriehts. 
6.  Zivilsenat.  Vom  12.  Januar  1907. 

I JW.  Jahrg.  96  (1907)  Nr.  5  S.  165.) 

Der  Anlieger  an  einer  städtischen  öfTentiichen  Strasse  kann  für  die  ihm  durcli  die 
Aalai«         zweitea  Gleises  der  Strassenbahn  entsteiiendea  GMOhäftaarschwerangea 

Sohadentersati  Mlcht  verlanges. 
Die  Strasse  hat  in  erster  Linie  dem  Öffentlichen  Verkehr  als  not- 
wendiges Kommunikationsmittel  zu  dienen,  die  Befugnisse  der  Anlieger 


304  Eutscb.  des  Dcuucliea  fieicbsgericbu  vom  16.  Januar  IdOT. 

der  Strasse  bleiben  stets  dieser  Hauptbestimmung  der  Strasse  uuter- 
geordnet.  Der  Anlieger  mass  sich  daher  Belästigungcu  gefaDeo  lassen, 
die  sich  ans  dem  Zweck  der  Strasse,  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
dienen,  ergeben,  mögen  auch  diese  Erschwemngen  mit  der  Ent- 
wiekelnng  des  Öffentlichen  Verkehrs  and  der  infolgedessen  notwendig 
werdenden  Umgestaltnng  oder  Erweiterong  der  bereits  vorhandenen 
Verkehi'smittel  sich  yergrössem  oder  vermehren  (R6.  in  Gmehots  Beitr. 
45,  614).  Insbesondere  kann  der  Anlieger  eine  Entschädigung  nicht 
verlangen,  wenn  in  dner  Strasse,  in  der  bisher  nur  ein  Strassenbahn- 
{^eis  bestand,  an  dessen  beiden  Seiten  anderen  Fahrwerken  genflgender 
Banm  blieh,  sa  fahren  oder  vor  den  Häasem  zn  hatten,  ein  zweites 
Gleis  zwischen  dem  ersten  und  der  Strassenseite,  an  der  das  betreffende 
Haus  des  Anliegers  liegt,  derartig  gelegt  und  in  Betrieb  genommen 
wird,  dass  Wagen  vor  dem  Hause  des  Anliegers  nur  auf  dem  Gleise 
halten,  dort  aber  stets  den  in  Zwischenräumen  von  wenigen  Hinaten 
sich  folgenden  Strassenbahnwagen  Platz  macheu  müssen  (RG.  in 
Gruchots  Beitr.  36,  682).   Vgl.  auch  Dernbarg,  Sachenrecht  §  70. 


Nr«  314.  Entsch.  des  Bentsehen  Relehsgerldits. 
7.  Zivilsenat.  Vom  15.  Jannar  1907. 

(J\V.  Jahrg.  36  (1907)  Nr.  5  S.  158.) 

PrStempG.  vom  S.Juli  1895  §  4  lit.  e.  Verträge  eines  Dritten ,  die  dieser  absohliesst, 
lim  die  erliauften  Gruidstttcke  dem  Eisenbalinflsicus  zum  Eiienbabnbatt  zu  überlassen, 

sind  niclit  stempeifrei. 

Geht  man  auch  iia\ oii  aus,  dass  die  von  der  Klägerin  geschlussenen 
Verträge  lediglich  ileiu  b^uteignungsuuteruehmeu  dienen  sollten  uud  ge- 
dient haben,  so  ist  doch  weder  aus  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  noch 
ans  seiner  Entstehnngsgescbichte  ein  Grand  dafür  zn  entnehmen,  dass 
die  Stempelfreiheit  aach  den  die  Äasftthrang  des  Enteignangsantem^mens 
vorbereitenden  Verträgen  dann  zngate  kommen  sollte,  wenn  sie  das 
Recht  zum  Eigentnmserwerb  fttr  einen  andera  als  den  zar  Enteignung 
Berechtigten  begrQnden.  Wenn  auch,  wie  der  Bevision  zagegeben  ist, 
das  wirtschaftliche  Endziel  der  Verträge,  soweit  dabei  die  Absicht 
des  E&nf  ers  in  Betracht  kommt,  darin  bestand,  dem  in  der  Enteignungs- 
order beseichneten  Unternehmer  das  Eigentum  zo  Übertragen,  so  steht 
doch  keineswegs  fest,  dass  aach  die  Verkiafer  an  der  Erreichang  dieses 
Zieles  ein  solches  Interesse  hatten  nnd  dass  diese  Erreichang  za  einem 
Element  ihres  VertragswiUens  wurde,  sie  also  den  Vertrag  als  nicht 
geschlossen  ansehen  wollten,  wenn  er  nicht  zur  Uebereignung  an  dmi 
Fiskus  führte.  Entscheidend  aber  für  die  Frage  der  Stempelbefreiung 
ist  nicht  der  wirtschaftliche  Zweck,  sondern  die  rechtliche  Natur  des 
Vertrages.  .  
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Nr*  315.   £iitHcli.  (I(>8  Deutschen  Reichs^crlelltB« 

6.  Ziviseiiat.    Vom  21.  Januar  1907. 

(Das  Uecbt  Jahr»;.  XI   1907;  Nr.  4  S.  £68  Ziff.  &89.) 

S  I  RHanplIG.  EiM  diroh  Soblaftmakeilieit  kawirkte  Bewitstltaigkeit  ist  keia  Fall 

kBbarsr  AmmH. 

Diejenigen  UnftUe  können  nicht  als  Folgen  der  Einwirkang  einer 
höheren  Gewalt  augesehen  werden,  die  ihre  Ursache  in  der  mit  der 
Art  des  Betriehes  unmittelbar  zusammenhängenden  Gefahr  haben.  Denn 
die  Hafkmg  fOr  diese  Gefahren  ist  eben  vom  Gesetze  dem  Unternehmer 
auferlegt.  Nun  bringt  der  Betrieb  einer  Strassenbahn  in  den  belebten 
Strassen  einer  Stadt  notwendig  die  Gefahr  mit  sich,  dass  in  der  Strasse 
Torkehrende  Personen  fiberfahren  werden.  Eine  durch  Schlaftrunken- 
heit bewirkte  vorübergehende  Bewusstlosigkeit  des  Verletzten  ist  somit 
nicht  ein  von  aussen  in  den  Balmbetrieb  eingreifendes  Ereignis,  sondern 
stellt  sich  lediglicli  als  ein  Vorgang  dar,  der  die  durch  den  Betrieb 
gescbafiene  Gefahr  wirkend  machte. 


Nr.  81^  Entseh.  des  OberiandeHierielits  OMenlnirg. 

Vom  SO.  Januar  1907. 

(Dm  Ba«ht  Jahfs.  Zf  (IWT)  Nr.  4  &  in  Zift  aas.) 

f  I  Hafl|M6.  Die  Worte  „bsta  Betriebe"  begreifen  zwei  Monente  in  sich;  es  muaa 
ein  innerer  arsäciiliclier  Zusammenliang  bestehen  zwischen  dem  Unfall  und  der  Be- 
triebitätigkeit  der  Elsenbahn ,  und  es  muss  ein  äusserer  zeitlicher  und  örtlicher  Za- 
sammenhang  mit  einem  bestimmten  Betriebsvorgang  gegeben  sein. 

Ein  solcher  äusserer  Betriebsvorgang,  der  für  den  Unfall  des  Klägers 
ursächlich  gewesen  ist,  liegt  im  gegebenen  Falle  vor.  Denn  das  Rangieren 
der  Zöge  als  eine  das  Beförderungsgeschäft  vorbereitende  Tätigkeit 
gehört  zum  Betriebe  (RGZ.  Bd.  2  S.  8;  Recht  1902  S.  327;  JW.  Bd.  30 
S.  427,  Bd.  32  S.  403).  Aach  der  innere  Zosammenhang  ist  gegeben; 
er  besteht  in  der  beim  Rangieren  ebenso  wie  beim  Bewegen  von  Eisen- 
bahnzugen  flberhaupt  gegebenen  Möglichkeit,  grosse  nnd  schwere  Hassen 
leicht  nnd  schnell  zu  bewegen.  Hierin  liegt  die  besondere  dem  Eisen- 
bahnbetriebe eigentümliche  Gefährlichkeit  (Dernbnrg,  Bttrgerl.  Becht 
üb  8.  628  Anm.  10  nnd  die  dort  angef.  Entsch.  des  BOHG;  RGZ. 
Bd.  2  S.  8). 
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Abhandlungen. 


id. 

])er  liegritt'  der  Abliet'eriiiiju:  nach  (IcutNclieiii  Eiseubakutraelitreclit. 

Von  Dr.  jur.  Rundnagel, 
Eegierungsrat  in  Posen. 

Die  Abliefernn^  hat  für  den  Verlost-  und  BeschÜdigniigsfaU  die  Bedeotnng, 
dM8  sie  die  ei-senbahnfrachtrechtlicbe  HaftnDg  im  engeren  Sinn  stets,  für 
den  der  Tjieferfristübenchreittiog  dagegen  nur  die,  daas  sie  diese  Uaftong 
spätestens  beendet. 

Unter  Ablieferung  ist  der  Vorgang  zu  verstehen,  durch  den  die  Eisen- 
bahn den  zum  Zweclce  der  mit  dem  AbBender  vereinbarten  Beförderung  er- 
langten GewahraaB  mit  anedrficklicher  oder  stillBchweigender  EinwiHigang 
des  EmpfiUigen  wieder  anfgibt  und  diesen  instand  setat,  Uber  das  Gut  sn 
▼erfSgen^). 

In  der  Regel  vollzieht  sich  die  Abliefenmg  in  der  Weise,  dass  dem 
Enipfiinffer,  naclidem  er  in  den  BnreaurUnmen  der  Güterabfertipune  den 
FrachtVtrief  gegen  Quittung'  über  den  Empfang  des  Gnt^s  und  Zaliluiifr  der 
Frachtbetrage  eingehündigt  erhalten  hat.  gegen  Vorweisung  des  Frachtbriefes 
vom  Lademeister  das  Stückgut  an  der  Ausgabeluke  des  Güterbodeus  und  das 
Wagenladangsgut  aof  dem  Frelladegleise  IberwiesMi  wird. 

Bü  Stttelqrfltem,  die  bahnamtlieh  ssngeroUt  werden,  tritt  eine  Aendemng 
inscfmi  ein,  als  Gut  nnd  Fraehtbrief  dem  Empfiüiger  in  der  Wohnung  an- 
gestellt wird. 

Kegelmässig  schliesst  sich  an  die  Aufgabe  des  Gewahrsams  auf  seiten 
der  Eisenbahn  dessen  Uebemahme  auf  der  des  Empfängers  an.  Dies  ist 
jedoch  zum  Begriff  der  Ablieferung  nicht  erforderlich.  Ks  irenüKt 
vielmehr,  dass  der  Empfänger  mit  der  Aufgabe  des  Gewahrsams  durch  die 
Eisenbahn  einverstanden  ist^. 

'!  Teher  dic.^c.  ü'-^riiffsbestimmung  herrscht  iu  Theorie  und  I'raxis  Einigkeit; 
vgl.  in!il»es.  Lehman  n  -  K  i  ii  ^  Bern  H  zu  §  429  8.  324;  Staub  Beni  7  zu  S  *2H  S.  1516: 
Düringer-Hachenburg  Bern.  II  3b  zu  §  429  i>.  öö2;  femer  KGZ.  Bd.  13  S.  169 
und  dort  Angef . 

•}  OLG.  Hambarg  i.  Ztsehr.  f.  HB.  Bd.  88  8.  887  Nr.  817;  Tgl.  anoh  Nr.  818. 
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Oeffnet  z.  B.  der  l-ademeister  auf  dem  Freiladepfleis  dem  sich  zur  Ab- 
liolung  meldenden  Empt'Unger  den  Wapen,  so  ist  die  Ablieferung  bewirkt. 
Lüast  nunmehr  der  Empfänger  den  Inhalt  des  Wagens  unberührt,  so  wii'd 
hierdurch  (He  AbUefemn^  nicht  in  Frage  gestellt. 

Gefordert  wird  auch  nur  die  Avfgabe  des  zum  Zwecice  der  vom  Ab> 
sender  anfgetrageaen  BefSrderang  erla&gten  Gewahnaas,  nicht  die 
Aufgabe  de^;  Oewahreams  schlechthin.  Schliesst  also  die  Eisenbahn  mit  dem 
EmpfUnprei-  einen  neuen  Fratlitvertrafr  '»der  einen  ^'erwahmn^rsvertrapr,  so 
lieget  eine  Ablieterunp:  vi»r.  da  die  Eisenbahn  alsdann  da.s  Gut  uiclit  mehr  zum 
Zwecke  der  vom  Absender  autg-etraj^enen  Hetürderunfr  verwahrt '). 

Erfolgt  dagegen  die  Weitersendung  des  Gutes,  ohne  dass  durch  Aus- 
etellnng  eines  neuen  Frachtbriefes  ein  zweiter  Frachtvertrag  ab- 
geschlossen wird,  so  behält  die  Bisenbahn  den  Gewahrsam  anf  Chmnd  des 
nrsprfingUehen  Frachtrertrages.  Eine  Ablieferang  liegt  sonach  nicht  vor*). 
Diese  kann  erst  durch  die  aof  der  neuen  Bestlmmnagsstation  bewiilcte  Ab- 
lieferang erfolgen. 

Dass  übriirens  ein  derartiges  Verfahren  unrichtiir  ist.  liegt  auf  der  Hand. 
Der  Empfänger  ist  nicht  befugt,  durch  Vereinbarung  mit  der  Eisenbahn  den 
Erfüllungsort  des  urspriiuglichen  Frachtvertrages  zu  ändern^). 

Hervorgehoben  mag  werden,  dass  die  Aushändigung  des  Frachtbriefes 
nicht  schlechthin  eine  notwendige  Yoranssetsung  der  AUief^ng  bildet.  Han 
könnte  Tersueht  sein,  hiergegen  die  Bestlmmong  des  §  433  Abs.  2  8.  1  HGB. 
nnd  §  64  Abs.  4  VerkO.: 

.Da.s  Verfügungsrecht  des  Absenders  erlischt,  wenn  nach  der  An- 
kunft des  Gutes  am  Orte  der  Ablieferung  der  Frachtbrief  dem  Empfänger 
übergeben  .  .  .  wird", 
ins  Feld  zu  führen.  Würde  diese  Vorschrift  in  dem  Sinne  au.sznlegen  sein, 
dass  eine  Aushändigung  des  Gutes  ohne  Cebergabe  des  Briefes  das  Ver- 
fttgnngsrecbt  nicht  zum  ErlSschen  bringe,  so  wttrde  die  Zustellung  des  Gutes 
allerdngs  nicht  als  Ablieferung  angesehen  werden  kSnnen.  Allein  diese 
Andegung  M  nnsweifelhaft  efaie  unrichtige.  Die  Bestimmung  beiidit  sich 
nur  auf  den  Fall,  in  dem  das  Gut  sich  noch  im  Gewahrsam  der  Eisenbahn 
befindet  *). 

Einer  besonderen  Erwähnung  l)ediii  t'en  noch  die  FSilh- .  in  denen  die 
Gfiter  ilem  I-.^mpt';inger  auf  s(tgenaniittMi  .\nschlnsstrleisen  zutrcstellt  werden. 

Dius  \  erfalireu  soll  sich  der  Regel  nacli  folgendermasseu  abspielen: 
Zunädist  wird  dem  Empfänger  von  der  Güterabfertigung  dtt  Frachtbrief 
eingehändigt  und  sodann  der  Wagen  bahnseitig  auf  eine  bestimmte  Stelle  des 
Anschlussgleises,  die  sogenannte  üebergabestelle,  gestellt.   Hier  liegt  in  der 


ROHO.  Bd.  14  S.  295;  OLG.  Hamburg  i.  Ztscbr.  f  HR.  Bd.  40  8.648;  teilweiie 
»bweicheud  OLG.  Hamburg  iu  Seuff.  Arch.  Bd.  46  Nr.  117  S.  191  ff. 

»)  Vgl.  Hamburg  i.  d.  Ztachr.  f.  HK.  Bd.  40  S.  542. 

•)  Vgl.  übrigens  aiidi  §  8.t  Ziff.  4  der  .\lig.  Abf.-Vorschrifteu,  Teil  II 

*)  S.  Protokolle  zum  alten  ilGB.  S.  47^1  ff.;  v.  Habu  Bd.  2  Art.  408  §  8  ä.  b36ff. 
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Annaluuc  des  Frachtbriefes  das  Eiu Verständnis  damit,  dass  die  Eisenbahn 
diinh  ^  deoiBielistig«  Abstellung  des  Gutes  anf  das  ÄnseUiissgleis  den  Qe- 
walmam  anfg^bt.  Durcb  diese  AbsteUimg  ist  sonach  die  Ablieferung  bewirkt. 
Li  der  Praxis  lässt  sich  dies  Verftdiren  ans  betrieblidien  Grfluden  nicht 

immer  durchführen,  vielmelir  werden  mitunter  die  Güterwagen  auf  das  An- 
schlnsspleis  sresetzt.  bevor  der  Euipfäng:er  den  Fraclitbrief  einirelöst  hat,  oder 
bevor  er  in  anderer  Weise  sein  Einverständnis  in  die  Ueberführung  zum 
Ausdruck  fre bracht  hat. 

In  solchen  Fällen  genügt  —  wenn  nicht  ein  lür  allemal  besondere  Ver- 
einbarungen dieserhalb  getroffen  sind  —  die  Absetzung  des  Gntes  anf  dem 
Aaschlossglds  für  sich  allein  nicht  nur  Ablieferung,  da  es  an  der  Einwilligung 
des  EnpObigers  in  die  Aufgabe  des  Gewahrsams  durch  die  Eisenbahn  fehlt. 
Bis  diese  erfolgt  ist,  liegt  eine  Abliefernnf?  nicht  vor.  Die  Einwillijrung;  ist 
aber  in  jeder  Handlung  zu  finden,  die  ein  Einverständnis  bekundet,  so  z.  Ii. 
in  (lor  opffnnnpr  des  Wagens  oder  in  einer  in  Kenntnis  der  Zustellung  er- 
folgten Einlösung  des  Frachtbriefes. 
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14. 

Dio  reelitlfclH'  Natur  des  (ile])H<'ks(*h«iiis. 

32,  33  der  deutsclien  Eisenbalm-VerkekrsordnaDg.) 

Von  Or.  William  GuapreoM 
in  Dresden. 

k.  Dtr  fiaptekMbali  im  VtrMHilt  a»  litafctrpiplar. 

I.  SollMi  wat  der  Eisenbahn  Oflter  befördert  werden,  ko  rnnts  die  Sen- 
dung von  einem  Frachtbriefe  bej^leitet  sein  (EisenbVerkO.  §  51),  der  die  Unter- 
schrift des  Absenders  mit  seiiifnn  Namen  oder  seiner  Firma  nebst  Angabe  der 
Wohnung'  enthält  (EisenbVerkO  §  .'ilin'  Die  Person,  die  mit  der  Eisenbalm 
einen  CiUtertransportvertra^  schliissfii  will,  inuss  also  nnter  ihrem  Namen 
auftreten.  Bei  der  Aufgabe  de»  Heisegepilckes  liingegen  erfährt  die  Eisen- 
bahn  den  Namen  des  Auflieferers  nicht.  Daher  bekundet  auch  der  Gepäck- 
seh^,  der  bei  Abfertigiuig  des  BelsegepSekea  dnu  Beiseoden  aiiBZQbliidigen 
ist  (EiaenbYerkO.  §  32  Aba.  3),  nieht  den  Namen  des  Glftabigere,  sondern 
tr8|^  anf  seiner  Rttekselte  die  Worte:  „Gegen  Rflckgabe  diese«  Scheines  wird 
das  umseitig  bezeichnete  Gepäck  ausgeliefert".  Aus  diesem  Umstände,  data 
scheinbar  jeder  Inhaber  ein  Recht  auf  An.><lieferiinfr  des  Gepäckes  hat.  hat  man 
.scliliesseii  wollen,  dass  der  (iepäclischein  die  rechtliche  Natur  eines  Papieres 
au  porteur  habe.  Hu  sagt  Thül't:  ,I)a  der  Gepäckschein  an  Inhaber  lautet, 
80  üind  die  Rechtssätze  über  Inhaberpapiere  auf  denselben  auzuweudeu". 
Ebenso  Endemann'):  „Es  wird  von  der  Eisenbahn  dem  Anflieferer  ein  Ge- 
pBcluehein  angestellt,  der  nicht  anf  den  Namen  laatet,  also  (1)  Inhaber- 
papler  ist*. 

Daraus  jedoch,  dass  der  GeiAckschein  keine  Andeutungen  über  die  Person 
des  Berechtiden  enthält,  kann  noch  ni<lit  seine  Inhaberpapierqualität  gefol- 
gert wenlen  Vieltnehr  erklärt  sich  ilie  Kurni  des  Gepäckscheines  1.  aus  dem 
bedeuteiiilen  l'int'ang  des  GeschäftsbetJ iehes .  der  zur  bequemen  und  .schnellen 
Erledigung  der  Geschäft«  die  äussere  Fassung  des  Gepäckscheines  als  luhaber- 
papier  orfoidirt;  sodaan  abor  aneh  2.  aoa  dam  BetBiflüa  des  Ftaaagiers,  für 
den  08  nnr  aUznoft  nnbeqnom  wlre,  persönlich  sunon  Anqimch  anf  Analiefe- 
mag  des  Bda^repftckes  geltend  sn  madien. 

n.  Nnn  heisst  es  aber  in  i$  Abs.  1  EiaenbVerkO. :  .,Das  Gepäck  wird 
nnr  gegen  Bttckgabe  des  Gepftckscheines  anageliefert".   Danach  gewinnt  es 


>)  ThöL  Handelsrecht     Bd.  S.  113. 

^)  Eudemann,  Das  Recht  d.  Eisenb.  8.682. 


Digiiized  by  Google 


810 


W.  Gimpreelit,  Irie  fechtliehe  Natw  des  Oepidneheini. 


den  Anschein,  als  ob  das  Retlif  anf  Ansüpferunp:  des  GepUckes  nnbodingt  ab- 
hHnprigr  sei  von  dem  liesitze  des  Gepäckscheines.  Das  Gesetz  stellt  aber  nnr 
als  Hep-pj  auf.  dass  trefren  liiickirabe  des  (J('i)!Ukscheines  die  Anslicfeiiinf!: 
des  GepHckes  erfolirt.  Dies  eihellt  unmittelbar  aus  33  Abs.  4  Kiseiil)\'i'rk(). 
Nach  der  dort  getrogenen  Hestimuiun;^  ist  nämlicli  die  Eisenbahn  zur  Aus- 
llefeniiig  des  Gepäckes  auch  dann  yerpflichtet,  wenn  der  Gepftcksehein  nicht 
bdgebraeht  wird.  In  diesem  Falle  mnss  der  Passagier  den  vollständigen  Nach- 
weis seiner  Empfangsberechtignng  erbringen.  I^ota  des  Wortlautes  von  §  33 
Abs.  1  ist  also  der  Besitz  dos  Gcpäckscbeiiies  nicht  privatrechtliche  Vor- 
anssetznni^  zur  Geltendmaobuiifr  des  Rechtes. 

Dag:egen  kann  eintrcwcndct  werden,  dass  auch  das  Kerlit  aus  cineiu  lu- 
haberpapiere  trotz  \'«rlusti^  der  Urkund»'  ptlteml  gemaciit  werden  kann,  mit 
Hilfe  der  Amortisation  im  Wege  des  Aufgebotsverfahrens;  cf.  §  799  BGB. 
Wie  wenig  berechtigt  jedodi  ein  derwrtigar  Eänwand  sein  wDrde ,  ergibt  sich 
ans  folgender  E^Sgnng:  Durch  Verlust  des  Inhaberpapiers  verliert  der  Be- 
rechtigte noch  nicht  sefai  Glftnbigerrecht  —  l»erechtigt  ist  bei  den  Inhaber- 
papieren nicht  der  blosse  Besitcer,  sondern  der  Verfügnnfrsberei-htigrte,  cf.  §  793 
BGB. :  ....  es  sei  denn,  dass  er  zur  Verfügung  über  die  Urkunde  nicht  be- 
recliti^'t  ist"  — ,  vielmehr  nur  seine  Lp<ritimation.  Will  er  aber  sein  Recht 
uusiibeii,  80  muss  er  sich  seine  Lef^itiniation  wiederverscliatten.  l'm  dazu  zu 
gelangen,  gibt  es  für  ihn  nur  einen  einzigen  Weg,  er  muss  das  Aufgebots- 
verfaliren  herbeiführen.  In  anderer  Weise  kann  er  sein  Recht  nicht  geltend 
machen,  mag  er  auch  noch  so  leicht  imstande  sein,  den  klarsten  Nachweis 
seines  Hechtes  zu  erbringen,  z.  B.  durch  Zeugen  oder  Bädeszuschiebung.  Er 
ist  also,  anstatt  durch  klaren  Nachweis  sein  Gläubigerrecht  ausflben  zu  können, 
zu  einem  Umwejre  {rezwnnjren.  Durch  die  Amortisation  mnss  erst  das  Papier 
tatsÄchlich  (§  8»M)  BGB.)  oder  juristisch  (i;  1018  ZPO.»  wiederhergestellt  werden. 
Erst  auf  (Trutid  des  wiedergeschaffenen  Paiiiers  kann  er  dann  sein 
(t laubigerrecht  ausüben.  Im  lu'gensatz  hierzu  hat  der  bei  Verlust  des  Ge- 
päckscheines erforderliche  Nachweis  der  Euipfangsbeiechtigung  33  Abs.  4 
EisenbVerkO.)  nicht  den  Zweck,  den  GepKckschein  Juristisch  oder  tatslcfalich 
wiederherzustellen.  Vielmehr  macht  hier  der  Passagier  sein  Glftnbigerrecht 
sofort  anderweitig  geltend. 

Kurz  znsaniniPTiirefasst:  1.  Die  Leistung  aus  dem  luliabcrpapiere  erfolgt 
nur  gegen  Rückjfabe  des  Papiers.  Die  Miigliclikeit  d^^r  Amortisation  des 
Papiers  iindert  daran  nichts.  2.  Die  Auslieferung'^  <les  (iei»!ickes  erfolgt  jedoch 
auch  ohne  Rückgabe  des  tiepäekscheins,  -  bald  die  Empfangsberech- 
tignng in  anderer  Weise  bewiesen  werden  kann.  Der  Gepäckschein  ver- 
kSipert  nie  und  nimmer  das  Recht  der  AusUefemng 

in.  Die  üngenauigkeit  der  Ausdrucksweise  in  der  EisenbVerkO. darf 
uns  auch  nicht  verleiten,  den  Abs.  2  des  §  88  falsch  zu  verstehen,  wonach 


*)  So  En  de  manu  a.  a.  0. 

Dies  g'M  aurii  (ToMscIiiiiidt  (System)  S.  290  ZU,  obwohl  er  in  dem  GepBck* 
schein  ein  vollkomuienes  Inhaberpapier  erblickt. 
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seliAinbar  sder  Inhaber  des  Gtipiick8cheinH  berechtigt  ist,  am  BetitiiuniUDgsorte 
die  sofortige  AnsUefemng  des  GepAelieB  ni  verlaogeB*.   Denn  der  am  den 
OepBckeelieiii  Berechtigte  ist  e1>eB  idclit  der  Inliaber,  sondern  nnr  der  OlftaUger. 
lY.  D«r  pnkttodie  Omad  dslfir,  dwn  der  Gepftckschein  nidit  die  Natur 

eines  Inhaberpapiers  haben  kann,  lie^t  denn  auch  lüar  nnf  der  Hand.  Das 
Inhaberpapier  hat  seine  Berechti^iuiK  überall  da,  wo  es  sich  nm  Vpitiüire 
handelt,  dio  den  tfleiciien  Vertrasrsinhalt  liabcn  Ganz  anders  abti  Ijciin 
Gepilckscheiiiel  Dieser  wird  dem  Reisenden  auspeliUndigt  bei  Abfertiguu-j  des 
Reisegepäckes.  Unter  iieisegepuck  werden  die  (iegenstände  verstanden,  die 
den  speziellen  Beisebedttrfnissen  des  Passagiers  (allenfalls  noeli  seiner 
Angelittrigen)  dienen').  Die  Gegeastttnde  also,  die  in  dem  als  Beisqgeplek 
anfgegel»enen  Koffer  nsw.  sich  beünden  (Kleider,  WMie,  Toilettegegenstande), 
sind  in  der  Regel  mir  für  den  persönlichen  Bedarf  einer  bestimmten  Person 
bereclinet.  Der  Zwick  des  Gepilrkscheins  ist  daher  der,  dass  das  Gepäck 
nnr  dem  bestimmten  Reisenden  und  keinem  anderen  zmiiekpeg^eben  werde. 
Keinesfalb  also  stil!  diM-  Gepäckschein  ein  nogrozialdes  N'orkchisjiapier  darstellen. 

Dieser  Unterscliied  zwischen  Iniiaberpapier  und  Gepäcksclieiu  kommt  auch 
sdion  rein  ftnsserlleh  nun  Ansdradt.  Uan  tMtradite  nnr  einmal  zwei 
Eisenhahnfshrkarten  *) ,  die  bdde  auf  die  Strecke  von  Leipzig  nach  Berlin 
lanten.  Änf  Urnen  ftulet  sidi  nnr  die  Strecke  nnd  die  WagenUasse  Tcrmerkt, 
also  nnr  die  Gattnng  der  zu  gewährenden  Leistung.  Der  Vertragsinlialt, 
der  den  beiden  Fahrkarten  aufgedruckt  ist,  ist  daher  genan  derselbe,  so 
dass  es  vollkommen  gleichfriiltifr  ist ,  welche  von  beiden  Fahrkarten  ich  be- 
nutze. Sie  sind  Funpibilien  infolpe  dieser  Gleichheit  und  Gleichwertigkeit. 
Sie  unterscheiden  .sich  einzig  und  allein  durch  eine  foitlaufende  Nummer,  die 
jedoch  nnr  administrative  Bedeutung  bat,  insbesondere  der  Kontrolle  Uber  die 
Eisenbahnbeamten  dienen  soll. 

Der  Inhalt  des  GepKckbefSrderangsrertrages  Ündet  rieh  dagegen  sehr 
genau  in  concreto  anf  dem  Gq^ftckschein  Terzeichnet.  Da,  abgesehen  vom 
Datum,  auch  die  Zngnnmmer')  genannt  ist,  so  erhellt  ans  dem  Gepäckschein 
nicht  nnr  der  Tag,  sundern  sogar  die  Stunde  dts  abgeschlossenen  GepHck- 
beftirderungsvertrages.  (Dt  nn  nach  §  32  Abs.  1  EisenbVerkO.  erfolgt  die  Ab- 
fertigung des  Reisegepäckes  auf  Stationen  mit  geringerem  Verkehr  innerhalb 
der  letzten  halben  Stunde,  anf  Stationen  mit  grösserem  Verkehr  innerhalb 
einer  Stonde  vor  Abgang  des  Znges,  ndt  dem  der  Beiaende  befördert  sein 
will.)  Ferner  aber  nennt  der  GepBckschein:  1.  die  Auahl  der  Stücke,  über 
die  der  Gepftckschein  ansgestellt  ist;  2.  die  Anzahl  der  Fahrkarten,  die  bei 

§  au  Abs.  1  EisenbVerkO.  i  Eger,  Komm.  z.  EisenbVerkO.  2.  Aufl.  S.  122. 
^  die  nach  dar  hensehenden  Au0hssiing  Inhaberpapiere  sind,  cf.  Brnnner,  Wert* 
peplere  InBadeBsansHsndh.  Bd.8  8.106;  Bndemann  S.676;  Goldsehmidt  (8|yst«B) 

S.229;  Lehmann-Ring,  HOB.  IIS.  403;  Staub,  HOB.  1900  S.  löKJ;  Cosack  (Lehr- 
buch  des  bargerl.  Rechtes  Kd.  2)  8.  454.  A.  M.  Qareis  (Legitimatiosiseiehai  in  Busch' 
Arcb.  Bd.  34)     97,  103  und  Eger,  EisenbVerkO.  2.  Aufl.  ä.  ö». 

*)  In  der  fiegel  ftulet  sich  beides  aüerdtagi  anch  anf  der  Bisenbahafahikarto 
TeneiiÄnet 
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Aufgabe  des  Gepäcks  vorgezeig^t  wurden;  3.  Fracht  und  Fraclitzoschlag ; 
4.  das  wirkliche  nnd  dM  bemUto  Gewicht  des  Reisegepäckes;  5.  die  eventaelto 
Angabe  des  Interewee  an  der  Liefernng;  ef.  §  34  Abi.  2  EiaeiibVerkO.  Dae, 
was  jedoch  dm  Vertragagegeiutand  am  meisten  prSsisiert«  Ist  6.  die  genaue 

Bezeichnung  des  aafgelieferten  Keis^plckes  durch  eine  Nuromer.  Hier  hat 
die  Nanimer  keine  administrative  Bedentnng,  vielmehr  ist  nie  privatrecht- 
lich in  höclistetii  Masse  erheblich,  insofern,  als  <las  (4ep:ickstiick  dem- 
jenigen anspehilndijrt  wird,  desson  GepiU-kschein  dieseUit'  N uminer  aufweist, 
die  der  aui  aufgelieferten  OepiJck  befestigte  lieklebe/.ettel  trägt. 

Hiermit  erscheint  der  Nachweis  geführt,  dass  der  (iepftckscliein  entgegen 
der  von  Endemann,  Goldschmidt  und  Wehrmann  Tertretenoi  Ansiclit^) 
nicht  die  Natnr  eines  Inhaberpapieres  hat.  Er  bescheinigt  vielmehr 
nnr  das  indhidneUe  SehnldverhAItnis  awisdien  Passagier  und  Eisenbahn. 

(ScbloM  folgt  in  nftduten  Heft) 

0  Endemann  8.688;  Th81Bd8S.113;  Goldschmidt,  System  S.  831;  Wehr- 
mann, Das  Biseabahnftrsehtgesebift  S.  185. 
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15. 

Haftpflicht  der  Eimnliaiiii  fir  Saehsehaden  naeh  bayerlsehem 

Beehte. 

Von  Dr.  Max  Relidl, 

Regienmggrat  im  K.  Staatnulnlsfeeriiim  für  Yerkehraaiigelegeiibeiten  in  München. 

Art.  5rt  des  Bay.  AG.  z.  BGB.  bostimmt: 

.Werden  tiffentliche  Strassen  oder  Plätze  mit  Geuebiaigung  der  zuätändigea  Be- 
hörde so  dem  Betrieb  einer  Eiienbalin  benutst,  so  iet  der  üntemduier  aneh  fttr  den 
Schaden  verantwortlieh,  Her  bei  dem  Betrieb  infolge  dee  Offentiidien  Gebranehcs  der 

Stra.ssen  oder  Plätze  an  einer  fremden  Sache  entsteht,  ."»ofern  nicht  der  Unfall  durch 
höhere  Gewalt  oder  durch  Versehulden  des  Inhabers  der  Sache  verursacht  ist. 

Per  Anspruch  auf  Scbadenser.sutz  verjährt  in  zwei  Jahren  von  deui  Uufall  an". 

Diese  Bestimmung  beruht  auf  dem  Art.  105  des  E(J.  z.  BGB.,  wonach 
die  laudesgesetzlichen  JSestimmuugen  uuberübrt  bleiben,  nach  denen  der  ünter- 
netimer  eines  Eisenbahnbelmebee  oder  eines  aadwen  mit  gemeiner  Gefahr 
verbundenen  Betriebes  fOr  den  «os  dem  Betriehe  entstehenden  Sdmden  in 
weiterem  ümfuge  als  naeh  den  Vorschriften  des  BGB.  yerantwortlich  ist^). 

Bei  der  Anslegnuig  des  Art  68  des  Bay.  AG.  ergibt  sich  nun  nach  ver- 
schiedener Bichtang  Anlan  an  efaier  niheren  Betrachtang. 

1. 

Voranssetznng  für  die  in  Art.  .58  a.  a.  0.  festj^esot/tt-  Haftnnp-  ist  zn- 
nKchBt,  dass  ^öffentliche  Strassen  «»der  P Hitze"  /.um  Betriebe  einer 
EiRcnbalin  benutzt  werden.  Oeffentlich  i.st  ein  Wcij  (Strasse)  oder  Platz 
dann,  wenn  er  als  Verkehrsmittel  zum  allgemeinen  Gebrauche  dient  und  dem- 
selben nicht  kraft  Privatrechts  entzogen  werden  Icaim*).    Das  Eigentam  an 

')  Aehnliche  Bestimmungen  wie  Bayern  haben  auf  Grund  des  .Vrt.  10.")  ile?;  KG. 
z.  B(tß.  fast  alle  Buiulü^!*taiiteu  getroffen.  Für  Preusseu  ist  der  §  25  des  EisenbG. 
vom  3.  November  1038  aufrecht  erhalten  worden;  für  die  übrigen  Bnudeastaateu  kommen 
in  Betracht  die  Aasfllhrangageeetee  von:  Anhalt  Art.  39,  Bravnsehweig  §  88, 
Hessen  Art.  74,  Lübeck  §60,  Benss  ft.L.§67,  Reusa  j.  L.  §49,  Sacbsen-Alten- 
bnrg  §  37,  Sachsen -Coburg  nnd  Gotha  Art.  17  §  1,  Sachsen -Meiningeu  Art.  12 
§  1,  Sacbsen-Weimar-Eisenacli  g  90,  Württemberg  Geseu  vom  4.  Juni  1SKI3 
Art,  1—4. 

>)  Bntsch.  des  Bay.  VGH.  XI  8. 885;  Seydel,  Bay.  Staatsrecht  8.  Anfl.  Bd.  III 

8.  297;  Krais,  Gesetz  über  den  Verwaltmigerichtshof  8. 108.  —  Nach  prenssischem 
Becbt  ist  ein  Weg  als  öffentlicher  nicht  schon  dann  anzusehen,  wenn  er  all^romein 
benutzt  wird,  sondern  nur  dann,  wenn  er  unter  ausdrücklicher  oder  stillschweigender 
Zmitimmuug  der  Beteiligten,  d.  i.  der  zmständigeu  Wegepolizeibehürde,  des  Eigentümers 
nnd  des  rar  Unterhaltang  Verpflichteten  dem  Sfliantlichen  Verkehre  gewidmet  ist;  ygl. 
Kammerger.  fai  Bechtsspr.  d.  OLG.  V  S.  301  and  BG.  in  JW.  1901  S.  170. 

Bger,  BlMBbabarMhtllelM  BaMelMMttnseii  XXIJL  21 
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der  \Vf jrfliiclie  ist  für  die  Fra^ye  nach  der  ( »ettentlicliiveit  ebensowenig  aus- 
schlaggebend wie  die  Frage,  wem  die  Unterhaltougäpflicbt  hinsichtUcb  des 
Weges  obliegt;  «ich  der  Umstaiid,  dass  die  Benntzbarkeit  des  Weges  reeht* 
lieh  gewissen  Einschrtokmigeii  unterworfen  ist,  z.  B.  Befisbrnng  nnr  mit 
leiebten  Fuhrwerken  oder  nnr  zn  gewissen  Tagesseiten,  schliesst  die  Oeffent- 
iiehkeit  desselben  noch  nicht  ans. 

Das  bayerische  Verwaltungsrecht  teilt  nun  die  (»fl'entlirlien  Wege,  anf?- 
geliend  von  ilei-  Wegebanlast.  ein  in  Staats-,  Distrikts-  und  Ueraeindestrasscn, 
und  letztere  wieder  in  Ortsverbindun^^swt'^'e  (Gemeindewege  im  eigentli<'lien 
Sinne),  Ortsstrassen  und  Wege  für  wirtschaftliche  Zwecke  (üflentliche  Feld- 
wege). Staatsstrassen  sfaid  die  von  der  Staatsgewalt  aJs  solche  erklärten 
und  vom  Staate  an  nnterhaltenden,  in  der  Begel  den  grossen  Verkehr  fOr 
das  ganse  Laad  vermittetnden  öifentlichMi  Wege;  Distriktssteassen  jene  Strassen, 
die  zur  Vennitteluny  eines  Verkehrs  bestimmt  oder  geeignet  sind,  der  über 
die  nachbarliche  Verbindung  einzelner  Gemeinden  erbeblicli  hinausgeht:  Orts- 
verbindungswege (Gemeindewege  im  eigentliciien  tci  hnisclien  Sinne)  sind  jene 
von  der  Gemeinde  zu  unterhaltenden  iitfentüchen  Wpiso.  dt^ien  der  hiUicre 
Charakter  einer  Staats-  oder  Di8trikts8tra8se  fehlt  und  weklie  die  Verkehrs- 
verbindnng  aweier  oder  mehrerer  Naehbaigemeinden  bezwecken;  Ortastrasaen 
oder  Ortswege  sind  solche  von  den  Qemeinden  zn  unterhaltende  öffentUcbe 
Wege,  die  den  Verkehr  innerhalb  der  znsammenh&ngend  gebauten  Ortsdiaften 
zu  vermitteln  haben;  dieselben  kdnnen  auch  Teile  sowohl  einer  Staats-  als 
einer  Distriktsstrasse  sein;  öffentliche  Feldwege  endlich  sind  die  ebenfalls 
von  den  Gemeinden  zu  unterhaltenden  Wege,  welche  rein  landwirtschaftlichen 
Zwecken  dienen  *)  ^). 

Art.  ö8  spricht  nun  von  öttentlichen  „Strassen".  K»  fragt  sich  daher, 
ob  hierunter  nur  diejenigen  öffentlichen  Wege  zn  verstehen  sind,  welche  nach 
dem  Voranagehenden  als  Strassen  im  eigentlichen  technischen  Sinne  bezeichnet 
werden  kSnnen  —  Sta»ts-,  Distrikt»-,  Ortsstrassen  — ,  oder  flberhanpi  alle 
öffentlichen  Wege,  welche  mit  Graehmigung  der  zuständigen  Behörde  zum 
Betriebe  einer  Eisenbahn  benutzt  werden.  Die  Fr^^  wird  zweifellos  im 
letzteren  Sinne  zu  entscheiden  sein.  .Sclion  die  Go<reniibprstennnjr  von  Strassen 
und  Plittzen  deutet  darauf  hin,  dass  alle  dem  üft'entlicben  Verkehre  zur  De- 
nutzung  freistehenden  Wegeinriclitungen  genieint  seien.  Mit  Gewissheit  geht 
das  letztere  aber  aus  dem  Zwecke  des  Art.  08  hervor.    Wie  nämlich  die 


")  Vgl.  zum  Vorausgehenden :  Seydel  Bd.  III  8.297ff.,  insbes.  S.301if.;  Lindner- 
Hauck,  Bay.  QemO.  3.  Aufl.  S.  i:WflF.;  Kahr.  Bay  GemO.  Bd.  I  S  M:^Hff.,  3899,; 
Botscli.  d.  XiiU.  Bd.  VI  S.  9.'),  XI  S.  :$25;  Krtiis.  Ges  über  d.  VGH,  .s.  i(« 

*)  Häutig  .sind  aber  die  Feldwege  uicbt  ütTeuLliche,  sondern  im  Privateigciiuioi 
der  angrensenden  Grundeigentllmer  stdiend  und  von  diesen  su  uuteriialteD.  Der 
öffentliche  und  der  private  Feldweg  unterscheiden  sich  dadurch,  dass  errterer  eine  Ein- 
richtuiitr  der  Gemeinde  ist  und  dem  allgemeinen  Gebrauche,  wenn  auch  nnr  für  be- 
stimmte Zwecke.  oiVen  stellt,  während  letzterer  i\ii'^s<  lilies-slicli  Privatpersonen  gehört 
und  ohne  deren  Erlaubnis  vun  Mieiiiundem  Huust  beuützt  werden  darf;  vgl  Seydel 
a.  a.  0.  S.  306  Aum.  68. 
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Motive")  berueiken,  bring^t  der  Betrieb  einer  Eiseubalin  auf  üftentlichen  Strassen 
and  Plätzen  für  diejenigen,  welche  die  Strassen  oder  Plfttze  ihrer  Bestimmung 
fttr  den  Sffentüdien  Verkehr  gemtee  bmiitKen,  eine  gemeine  Gefahr  mit  sieb, 
die  nach  der  Erfahmng  im  Laufe  der  Zeit  immer  wieder  UnfftUe  herbelfBhrt; 
es  sei  dmhalb  gereditfertigt,  den  ans  dieaer  Gefalir  entstehenden  Schaden 
nicht  als  einen  Zufall  zu  behandeln,  sondern  ihn  dem  Untemebmer  znr  Last 
sn  lefreti,  dessen  Betrieb  die  (iefahr  hervorruft.  Dieser  uresetzf^eberische 
Grund  trifit  in  gleiohi'r  WeiM'  wie  auf  die  i>ftentliclien'  Strassen  im  eigent- 
liclien  technischen  Sinne  dieses  W  ortes  aut  alle  öiVentliclieu  Wejxe  zu,  und  es  ist 
kein  Crruiid  einzusehen,  au»  dem  der  Gesetzgeber  die  Wirksamkeit  des  Art.  58 
aaf  die  Strassen  hätte  einacbrflniien  wollen.  Die  Voranssetsiingen  fQr  die 
Haftang  ans  Art.  68  sind  daher  beispielsweise  anch  dann  gegeben,  wenn  von 
einem  Eisenlwbnzage  ein  landwirtsehaltllelieB  Fuhrwerk  anf  einem  das  Bahn- 
gleis schneidenden  öffentlichen  Feldweg  im  Augenblicke  der  Ueberqnemng 
des  Gleises  heschädij^t  wird. 

Ist  die  zum  Berriebe  der  Eisenbahn  benutzte  Strasse  keine  iitVent liehe, 
sondern  eine  jirivare.  so  findet  Art.  58  keine  Anwendunir Entsteht  im 
Traufe  des  liechtsstreites  über  die  Haltung  auch  Streit  daiuber,  ob  die  Strasse 
(Weg)  oder  der  Pinta  ein  fiffentlidier  ist,  so  hat  hierttber,  als  Aber  eine  die 
Haftung  betreffende  Voranssetsnng,  der  Zivilrichter  zu  entscheiden,  nnd  er  ist 
liieran  insbesondere  dnrch  die  Bestimmung  in  Art.  8  Ziff.  34  des  Gesetaes 
über  die  Errichtung  eines  Verwaltnnfrscrerii  htshofes  vom  8.  Ani;nst  1878') 
nicht  gehindert.  Das  Gericht  kann  jedoch  die  Entscheidung  des  Zivilrechts- 
streites bis  zur  Erledigung  durch  das  Verwaltungstgericht  aussetzen*^). 

2. 

Weitere  Yoranssetzong  fttr  die  Haftung  ans  Art.  58  Ist,  dasi  svr  Be- 
nutzung der  öffentlichen  Strasse  oder  des  öffentlichen  Platzes  zum  Eisenbalm- 
betrieb die  Genehm iirnng  der  znstä nditren  Behihde  erteilt  ist.  Ist  die 
Genehmigung  zur  Benntzunu  der  ötientüclien  Strasse  oder  des  öt!"cntlichen 
Blutzes  niclit  oder  nicht  von  der  zu  stand  igen  Behihde  erteilt,  so  ent- 
fällt die  Sonderhaftung  nach  Art.  58  und  tritt  lediglich  die  Verantwortlich- 
keit des  Betriebsnntemehmers  nach  Masq^be  der  Bestimmungen  des  BGB. 
(S§  823  ff.,  31,  89,  831)  dn.  Bestreitet  der  in  Anspruch  genommene  Unter- 
nehmer, dass  die  Genehmigung  der  zuständigen  Behörde  fiberhaupt  vorliege, 
oder  wendet  er  ein,  dass  die  Gendimigung  von  einer  unzuständigen  BehOrde 


•)  Vgl.  Verf.  d.  K.  d  Ahi:  1898;n  Beil.  Bd.  2()  Aht  1,  Heil  A  S.  8n  u.  (Im 
Entwürfe  war  die  Bcstiimiiuc^  ({«»s  Art.  58  in  Art.  51  enthalten.  Der  Inhalt  des  Art.  51 
des  Eutworfes  ist  uuveraudert  iu  das  (iesetz  (Art.  58)  Übergegangen.) 

*)  la  diesem  Falle  wird  es  in  der  Regel  auch  noch  an  dem  wateten  Erfordernisse 
der  Gmiehmigung  der  snstftndigen  BehOrde  fehlen. 

^)  Nach  Art.  8  sind  Verwaltungsrechtssnchen  im  Sinne  iles  Oesctzcs  vom  H.  Aiif?n«!t 
IHlH  alle  bestrittenen  Keclits.msprüche  und  Vcridndlichkeiten  in  nnchbenannten  .Vnge- 
legenbeileu:  Z.  34:  Uert entliehe  Kigenschaft  eines  Wejjes  mit  Zugehöntngeu  etc. 

•)  §  148  ZPO.  und  Gaopp-Stein,  Komm.  s.  ZPO.  5.  Aufl.  Bd.  1  a  364. 
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erteilt  sei,  su  iuusü  der  Ansprnchsberechtigt«  das  Vorliegen  dieser  Voraus- 
sekBing  beweiaeii.  Derjenige  UBtenidimer,  welcher  einen  SffentUchen  Weg 
ohne  die  erforderliche  Oenehndgnng  der  zutftndigen  Behörde  na  Betriebe 
dner  ESsenhahn  benntst,  ist  denmach  sowohl  hinsiehtUeh  der  Voraassetsimgen 
der  Haftung  (Haftnnp:  nnr  für  Verschulden)  als  hinsichtlieh  der  BeweislMt 
gfinstiger  gestellt  als  derjenige,  welcher  ordnnngsgemilss  die  vorgeschriebene 
GenehmigunK  der  zustand ipron  Hfliördc  <'ili(»lt  hat"),  ein  Ergebnis,  das  nicht 
recht  befriedifrt.  Warum  diese  P>in.sciiiankun!EC  der  Hat'tnntr  (geschehen  ist. 
obwohl  Art.  105  EG.  z.  BGH.  sie  nicht  erfordert,  ist  aus  den  Motiven  und 
auch  ans  den  gesetzgeberischen  Verhandlungen^**)  nicht  ersichtlich.  Praktisch 
wird  die  Voranssetsmig  der  behördlichen  Genehmigang  fUr  die  Haftung  eine 
besondere  Bedentnng  allerdings  nicht  haben»  da  im  allgemeinen  die  Benntsvag 
«ffentlieher  Strassen  (Wege)  nnd  Pifttae  zum  Betriebe  einer  Eisenbahn  ohne 
behördliche  Genehmigang  kavm  wird  eintreten  kennen  *^). 

3. 

Das  Gesetz  spricht  von  Benutznnpr  öffentlicher  Strassen  «ulti  Plätze 
znm  F) et  riebe  einer  Eisenhaliii  Es  ist  die  Fra<re  aiitV*  taiu  lu,  oli  liiernach 
Voraussetzung'  für  die  Haftuiii»  sei,  dass  dci"  Strasseiikuiper  wenjfrstens  auf 
eine  grössere  Ausdehnung  für  die  Schienenaulage  mitbenutzt  werde,  wie  z.  B. 
bei  Strassenbahnen,  oder  ob  es  genfige,  wenn  die  Strasse  aneh  nnr  an  einer 
einzelnen  Stelle  von  dem  Schienengleise  berührt  werde,  ob  also  auch  Unfiüle 
anter  Art.  ß8  fallen,  die  sich  bei  Benatsong  eines  die  Schienenanlage  der 
Eismbalin  kreuzenden  (tf^entlichen  Weges  (auf  sop-.  schienengleichen  Weg- 
übergftngen)  ereignen.  In  der  Praxis  der  bay.  Eisenbahnverwaltung  und  der 
Gerichte  sind  rnfJtlle  der  letzteren  Art  stets  als  unter  Art.  ')8  fallend  an- 
gesehen worden,  und  zwar  mit  lUnlit.  Denn  zum  Betriebe  einer  Eisenbalin 
„benutzt''  wird  eine  urtentliche  Strasse  auch  dann,  wenn  sie  von  der  Eisen- 
bahn aaeh  nnr  an  einem  Punkte  berührt  und  fflr  den  Betrieb  in  Ansprach 
genommen  wird;  und  der  gesetzgeberische  Grand,  ans  dem  die  Haftung  nach 
Art.  58  eing^hrt  wnrde  and  der  dahin  geht,  dass  der  Eisenbahnbetrieb  im 
Falle  der  Benntzang  einer  Qffentlichen  Strasse  für  diejenigen,  welche  dieselbe 
ihrer  Bestimmung  ffir  den  ölfentlichen  Verkehr  gemitss  irebranchen,  immer 
eine  tremeine  Gefahr  mit  sich  bringe,  die  dem  Eisenbalinunternernehraer  zur 
Last  zu  legen  sei,  trifft  in  u^leieher  Weise  aucli  dann  zu,  wenn  iVn'  «itVentliche 
Strasse  auch  nur  an  einem  Funlvt«  von  den  Eiseubahuzügeu  überquert  wird  '^). 

•)  Vgl.  auch  Bühm-Klein,  Komm.  z.  Bay.  A(;.  z.  BGB.  S.  99  Note  1. 

••)  S  Prot  über  die  Verli  des  Anssrhussos  der  Kammer  d.  Abg.  bei  Beoher, 
Die  gesamten  Materialien  znm  A(i.  z.  BGB.  Bd.  1  S.  887— ;-i89. 

*b)  Maüsgebtiud  für  die  Errichtung  und  den  Betrieb  von  Eisenbahnen  durch 
Private  ist  die  Allerh.  Verordnnng  yma  20.  Juni  1856;  vgl.  bierttber  nehie  Abhandlnag 
in  EisonbE.  Bd.  14  H:>9  ff.  und  Bd.  15  S.  82  ff.  Nach  1")  Ab^'.  »5  dieser  Verordnung 
bedürfen  sellist  Kisonbahnen  ohne  Lokomotive  oder  Pferdekraft  zum  Pi ivartjpbranch 
dann  einer  ulirigkeitlicben  (ienehmipnng,  wenn  öffentliche  Wege  hierbei  berührt  werden. 

V  gl,  auch  Begründung  zu  dem  Württ.  Ciesetz  vom  4.  Juni  190;^,  Beil.  138  zu 
den  Verb,  der  Württ  Abg.-Ksmmer  vom  18.  Hai  1908  S.  885. 
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4. 

Art.  58  fordert  ferner  als  Voraussetzung  für  die  Haftnngr  des  Eisenbalm- 
'  unternebiuers ,  dass  die  öffentlichen  Strassen  oder  Plätze  mit  (xenehmigang 
der  xoftindigen  BehSrde  ,xiiin  Betriebe*  einer  Eieenbahn  benutit  werden. 
HierMU  folgt,  das«  inaolaoge  die  Eiseababn  noeh  nicht  im  Betriebe,  aondem 
erat  in  Baue  begriffen  ist,  nicbt  die  Sonderbaftang  nach  Art.  68  Flata  greift, 
vielmehr  die  allgemeinen  Bestimraunj^^en  des  BGB.  gelten.  Ist  aber  der  Be- 
trieb eröffnet,  so  \<t  os  gleichgiiltiir,  ob  zur  Betriebseröf f nnng  die  be- 
hürdliche  Genehiiiijrun^r 'V)  vorliegt  oder  nicht.  Denn  Art.  ö8  fordert  als 
Voraussetzung  für  die  Haftung  lediglicli,  dass  bezüglich  dor  HcnutzuriLr  der 
öffentlichen  Strassen  oder  Plätze  für  die  Zwecke  des  iuäenbalinbetriebü  die 
beliOrdlidie  Genehmigang  vorliege,  nicht  aber,  daaa  andi  f9r  die  Betrieba- 
erSffnnng  eine  besondere  Oenehuigiuig  ▼erliegen  milsse.  Dies  geht  schon 
darans  hervor,  dass  beaftg^eh  solcher  Bahnen,  die  nicht  dem  Öffentlichen 
Verkehre  dienen^*),  eine  besondere  Genehmigung  für  die  BetriebserQflbnng 
nicht  eiforderUch  ist^'). 

5. 

Die  Bc'gritle  .,Kistiibahn"  und  „Unteniehmer'"  sind  die  gleichen  wie  in 
§  1  des  HaftptlG.  Es  ergibt  sich  dies  anzw  eifelliaft  aus  den  Motiven  zu 
Art.  58  des  Bay.  AG. ,  welche  es  als  Zweck  dieser  Bestimmung  bezeichnen, 
die  Haftpflicht  des  üntemdimers  eines  Elsenbahnbetriebe  daliin  an  erweitern, 
dass  derselbe  im  Falle  der  Benntsnng  öffentlicher  Strassen  odmr  PUttae  in 
gleicher  Weise,  wie  er  nach  §  1  HaftpflG.  fflr  den  durch  TOtnng 
oder  körperliche  Verletzung  eines  Menschen  entstehenden  Schaden 
verantwortlich  ist,  auch  den  Scliaden  (ragen  müsse,  der  bei  dem  Betriebe 
infolge  des  öffentlichen  Gebrauches  der  Strassen  oder  Plätze  an  fremden 
Sachen  entsteht  '*). 

Unter  „Eisenbahn"  ist  daher  nach  Art.  58,  ebenso  wie  nach  §  1  HaftpflG., 
an  verstehen  «ein  Untenehmen,  gerichtet  aif  wiederholte  Fortbewegung  von 
Personen  odw  Sachen  über  nicht  gans  nnbedentende  Banrnstrecken  anf 
metattener  Grundlage,  welche  «hircb  ilure  Eonsistena,  Eonstmktion  und  GHitte 
den  Transport  grosser  GewichtsmaÄsen ,  bzw.  die  Brzielung  einer  verhältnis- 
mässig bedeutenden  Schnelligkeit  der  Transportbewegung  zu  ermöglichen  I>p- 
atimmt  ist,  und  durch  diese  Eiueiiart  in  Verbindung  mit  den  ausserdem  /aw 
Erzeugung  der  Transportbewegung  benutzten  Naturkräften  bei  dem  Betriebe 

**)  Diese  Genehm^fung  wird  in  den  Konaessionsurfcunden  rsgehnisslg  vorbehalten; 

vgl.  meine  Abb.  in  EisenbE  Bd  XV  S  Hn 

'*)  Darüber,  dass  nncli  hinsichtlich  dies«  i  {>iilinen  i Arbeitsbahnsu)  Art.  68 
Plate  greift,  vgl.  Ziti.  ö  uutcn,  ttrner  BOhia-Klein  S.  i)^  Anm.  2. 

^*)  §  lö  Art.  1  und  6,  Verordnung  vom  20.  Joni  1865. 

Vgl.  die  Motive  «.  a.  0.  S.  36, 36  und  Bridimng  des  Beg.-Kommfa».  bei  den 
Au«schiis>verliaiulhingen  der  Abg.-K.;  s  Hecher,  Materialien  Bd.  I  8.890;  anders 
nach  §  2;">  <les  Preuss.  Hi«fnli(;  vom  3  Ncvemher  I83H.  wek^hes  nicht  für  Kleinbahnen, 
Straasenbahnun  mid  rrivataii^chhisübahueu  gilt;  vgl.  KG.  vom  28.  Februar  1897  and 
Keyssner  im  Becht        S.  2. 
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des  rntcnipliniens  auf"  dtTselhon  eine  veili.'ilf iiisiii.issii:  «rcwaltiae  Wirkiinc:  zu 
erzenpen  fällig  ist".  Diese  vom  Keicliscrei  i(  hte  Entsch.  T5d.  1  S.  2471  anf- 
gestellte  Detinitiou  de«  Bcgrittt»  der  Kisenbuhn  ist  von  diesem  Gerichtshoie 
für  das  Haft^ehtredit  komtaat  festgehalten  worden^*}.  Oleichgiiltig  ist 
demnach  Ar  den  B^jiff  der  Eisenbahn  nach  Art.  58,  ob  die  Bahn  dem  Öffent- 
lichen oder  nur  dem  inivaten  Verkehr  (Anschlasehahnen  nnd  Feldbahnen. 
Arbeitsbahnen),  oh  sie  nnr  dem  Personen-  oder  nur  dem  GUter>'erkehr  oder 
beiden  dient,  ob  ihr  Betrieb  nach  einem  repelmUssifren.  r»ff entlich  bekannt 
jremachten  Fahrplan  erfolpt  fxler  nicht  und  nb  sie  mit  Dampf.  Elektrizität. 
Pferde-  oder  Menschenkraft  oder  dnrcli  eifrene  Schwere  (Drahtseilbahnen)  be- 
trieben wird  '^).  Nnr  inKoferii  ist  der  Begriff  .  Eisenbahn "  nach  Art.  58 
enger  als  nach  §  1  HaftpilG.,  als  Art.  58  voraussetzt,  dass  öffentliclie 
Slirassen  oder  Platze  von  der  Eisenbahn  znm  Betriebe  benutzt  werden 
müssen.  Zweifelhaft  erscheint  daher  von  diesem  letzteren  Qesichtspnnkt  ane. 
ob  nnterirdische  Bahnen,  die  nach  herrschender  Ansicht  nnter  das  HaftpflG. 
fallen'^),  f^owie  Bahnen  Ober  der  Erde.  sog.  Schwebebahnen,  die  ebenfalls  an 
den  Eiseiibalincn  im  Sitine  des  HaftptlG.  zn  rechnen  sind^'''^.  ancb  als  Eisen- 
bahnen im  Sinne  des  Art.  68  des  Bay.  AG.  zw  erachten  sind,  sofern  sie  nnter 
oder  über  i>ffentliehen  Strassen  oder  PUltzen  hinziehen.  Die  Entscheidnnir 
wird  davon  abhängen,  ob  diese  Bahnen  öffentliche  Strassen  oder  Pliltze  zn 
ihrem  Betriebe  ^benntzen",  obwohl  sie  nnter  oder  (Iber  denaelbMi  Unateben. 
Ich  mSdite  die  Frage  bejahen.  Znnftchst  kommt  in  Belaracht,  daas  nach 
§  905  BGB.  sich  das  Becht  des  Etgeatlimers  dnes  Gnindstttcka  anch  anf  den 
Ranm  Uber  der  Oberfläche*^  nnd  anf  den  Erdkörper  nnter  der  Oberfläche 
erstreckt.  Mit  Rücksicht  hierauf  wird  mit  Rcclit  ansenommen  werden  dürfen, 
dass  auch  die  Bt-nutzuntr  des  Raumes  über  cintT  öthnitliclieu  Strasse  rMlrr  des 
Erdkörpers  unter  einei-  ottcnt liehen  Stia-iso  zum  Bi  trirbe  einer  Eisenbahn  als 
eine  Benutzung  der  öffentlichen  Strsi-ssc  anzusehen  und  dass  hierzu  ebenfalls 
die  Graehmignng  der  »Mtändigen  BehSrde  erforderlich  ist  Dandt  ist  aber 
das  Erfordernis  fBr  die  Haftm^  der  Bisenbahn  nach  Art  68  gegeben.  Für 
diese  LSsong  spricht  anch  der  gesetzgeberische  Omnd,  der  fir  Art.  68  mass- 
gebend war;  denn  ffir  diejenigen,  welche  die  öffentlichen  Strassen  oder  Plätze, 
ihrer  Bestimmung  für  den  öffentlichen  Verkehr  geniRss  benntzen,  brinfft  anch 
der  Betrieb  von  Eisenbahnen  über  oder  unter  der  StrassenobeiHäche  eine 
gemeine  Gefahr  mit  sich,  die  im  Laufe  der  Zeit  immer  wieder  Unfälle  herbei- 

■*)  Vgl.  Uber  den  Begriff  aaeb  noch  Eger,  HaftpflO.  6.  Anfl.  8.  46,49,  wo  der 

Begriff  enger  gefasst  ist  als  vom  RH.;  ferner  Endemnnn,  HaftpliG»  4.  Anfl.  S.  S4} 

Rcindl,  HaftpflG.  S.  :^r).  31 ;  Kammer,  Die  Haftung  der  Eisf-nbahncn  nach  H.iftpflG. 
S.  If)  uSondcrabdruck  aus  Ilirthä  Annalen  190B);  Keyssner  im  Kecht  liXM  ä.  ü;  Koll- 
mann in  Egera  EiacubE.  u.  A.  Bd.  2U  S.  91. 

**)  Vgl.  die  Literatur  in  Anm.  16  sowie  Beindl,  HaftpflG.  S.  90  nnd  die  dort 

angegebene  Rechtsprechung. 

")  VffI  K(J  i.  Rccbt  liK):{  S.  2;?;  ilaL'ci:Pii  Ei^er     .\ui\  S  47 

"i  Vt,'!.  Keindl.  Haftpfld.  S.  HO,  Kjicr  H.  .\utl  S  AH-  Hauiuier  Ö.  2U. 

»»)  Vgl.  auch  OLG.  Hamburg  in  d.  Hauseat.  Cier.-Z.  1904,  Beil.  ».  82. 
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führt,  80  dasK  es  auch  hier  an^rezeifft  ist,  die  hieraus  entstehenden  Gefahren 
niclit  als  Zufall  zu  betrachten,  sondern  sie  dem  Unternehmer  aufzuerlegen. 
Wenn  daher  bei&pielsweue  doi'ch  Herabfallen  eines  Gegenstandes  aus  dem 
Wagen  einer  ttber  einer  dtfeniliclMn  Strasw  hiudehendcoi  Scliwebelnhn  anf 
ein  die  Strasse  benBteendes  Gespann  das  Pferd  verletet  oder  getdtet  wird, 
wird  lüerfOr  gemäss  Art.  68  der  Betriebsontemebmer  einzustehen  haben. 

Unter  „Unternehmer "  ist  auch  nach  Art.  58,  ebenso  wie  nach  §  1  HaftpllG., 
derjenige  zn  verstehen,  auf  de.s8en  Reclinnnir  nnd  (4(>fahr  der  Bctiieb  erfolgt, 
der  die  durch  den  Betrieb  vpranlassteii  wirts(  hattliclien  Lasten  tröfft  und 
eventuell  die  diircli  ihn  erzielten  Vorteile  in  sein  Vermögen  aufnimmt,  dem 
also  das  üivouomische  Ergebnis  des  Betriebes  Vorteile  und  Nachteile  bringt^"). 
Oleichgfiltig  ist,  wem  das  Eigentum  an  der  Betriebsanlage  and  an  der  Aifent- 
Uehm  Strasse  oder  dem  Sffentlidien  Platse  ansteht.  Aneh  der  Pftditer  ist 
.  daher  Betriebenntemebmer.  Ebenso  ist  gleichgültig,  ob  der  Unternehmer  eine 
phjsiscbe  oder  juristische  Person  —  Fi.^kus.  Gemeinde,  öffentUchreditlidie 
oder  privatreehtliche  Korporation  oder  GeseUschaft  —  ist. 

6. 

Wtf tere  Yoraassetanng  fttr  die  Haftung  ans  Art.  68  ist,  dass  der  Schaden 
an  der  Sache  »beim  Betriebe"  der  Eisenbahn  eingetreten  ist  Aneh  hier 
gelten  f&r  die  Auslegung  des  BegriiTes  „beim  Betriebe*  die  gleichen  Ghrnnd> 
sfttze  wie  nach  llaftpHG.  „Beim  Betriehe"  ist  demnach  der  Schaden  nur 
erfolgt,  wenn  er  sich  bei  Ausführung  jener  Funktionen  des  Eisenbalmcrewerbes 
ereignete,  welche  diesem  (rewerbe  im  Vergleiche  mit  anderen  Transport- 
gewerben die  ilim  eigentümliche  besondere  Getiihrlichkeit  verleihen,  und  wenn 
er  mit  diesen  dem  Betriebe  eigentümlichen  besonderen  Gefahren  in  ai'säcblichem 
Znsammenhnge  steht'').  Biienau  folgt,  dass  für  den  Sehaden  an  einw  Sadie, 
der  bdm  ölfentliehen  Gebranche  der  Strassen  nnd  PUtse  lediglich  dnrch 
das  Bestehen  der  Eisenbahnanlage  vernrsacht  wird,  der  Unternehmer  nicht 
anfznkommen  hat^').  Die  Haftung  des  Eisenbahnuntemehmers  ist  daher 
beispielsweise  zwar  dann  gegeben,  wenn  das  Pfeid  eines  auf  einer  öffentlichen 
Strasse  vor  den  Sciiranken  der  sciiienenfjleichen  Ueberfahrt  lialtenden  nesjianns 
dnrch  eine  V(»n  einem  Reisenden  im  Momente  der  Ueberfahrt  aus  dem  Zuge 
geworfene  Flasche  getroffen  nnd  verletzt  wird  ^^),  nicht  aber  dann,  wenn  das 
Pferd  beim  Passieren  der  UeberfUirt  oder  eines  Strassenbahngltises  mit  den 
Httfen  in  den  EisMibahngleisen  hängen  bleibt  nnd  sich  dabei  den  Bmdä  dnes 
Beines  anxi^t. 

»<0  Vgl.  Eger,  Haftpflü.  «.  Aufl.  8.  93  ft'.,  Keiudl.  Haftpfl(i   S  18  ff 

Vgl.  Eger  ti.  Aufl.  S.  6,  6U  und  TU;  Keiudl,  UaftpflU.  S.  22,  23  und  66  und 
Beindl  im  Becht  1906  S.  961. 

**)  Vgl.  aach  Motive  S.  36,  ferner  Bay.  Oberst.  LG.  in  EisenbB.  Bd.  XIX  S.  345  nnd 
RG.  in  KisenbE  Hd  XVTI  .S  244,  346,  sowie  die  Yerh.  im  Amnchosse  d.  Abg.-K.  bei 
Becher.  Materialien  Rd.  I  S.  :m 

''*)  Darüber,  Am»  hier  die  X  orausaetzungen  des  Üegrifies  ,beim  Betrieb*  gegeben 
sind,  vgl.  BQ.  in  Gracbots  Beitr.  Bd.  60  S.  414. 
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Ob  der  ursächliche  Zasammenhang  zwischen  dem  Betriebe  und  dem  Schaden 
ein  namittelbarer  oder  nnr  ein  mitlidburer  ist,  ist  andi  amA  Art.  58,  ebenm» 
wie  nneh  §  1  HaftpflO.»  gleicbgWtig.   «Beim  Betriebe*  ist  demnach  eine  Sadt- 

beschädi^ng  beiapielsweise  auch  dann  erfolgt,  wenn  die  Pferde  eines  anf  einer 

üffentlichen  Strasse  fahrenden  Gespamui»  durch  das  GerSnsch  der  die  Strasse 
benützenden  Eisenbahn  erschreckt,  zum  Schenen  irebraclit  werden,  in  den 
Strassengraben  sprinp:en  und  sich  hierbei  verletzen Ebenso  ist  z.  B.  die 
Haftiinpr  des  EiBenbahuunternehmers  nach  Art.  58  dann  gegeben,  wenn  das 
Pferd  eine»  die  Strasse  beuützenden  Fuhrwerks  durch  den  Starkstrom  der 
elektrischen  Strassenbahn  besehidigt  wird,  andh  wenn  der  Strom  dnreh  dm 
abgerissenen  Draht  der  Staatstelegraphenleitiing  anf  das  Tier  gelenkt  worden 
ist«**). 

Art.  105  des  EO.  z.  BGB.  läset  nur  die  landesgeBetalichen  Bestimmangen 
unberührt,  in  denen  eine  weitergehende  Haftung,  als  sie  im  BGB  statuiert  . 
ist,  für  den  „slm»  dem  Betriebe"  entstehenden  Sachschaden  festgesetzt  wird. 
Da  nun  Art.  58  des  Bay.  AG.  eine  snhlie  weitergehende  Haftung  für  den 
,bei  dem  Betriebe"  entstehenden  Saciiscliadeu  vorschreibt,  ergibt  sich  die 
Frage,  ob  diese  Bestimmung  mit  Art.  105  EG.  z.  BGB.  Im  Einklang  steht, 
da  ^e  weitere  Ausdehnung  der  landesrechtlichen  Haftung,  als  sie  in  Art.  106 
für  znlXsdg  erklärt  wird,  nicht  statthaft  y^re.  Die  Frage  ist  aber  an  l>e- 
jaben,  da  die  Haftung  ffir  den  Scliaden  ans  dem  Betriebe  mindestens  nicht 
enger  ist  als  jene  für  den  Schaden  bei  dem  Betriebe,  letztere  Haftung  also 
in  der  ersteren  jedenfalls  inbegriffen  ist         (ScbluM  folgt  im  nächsten  Hefte.) 


**)  BUZ.  Bd.  Ö3  S.  115  and  JW.  1906  S.  Ö4. 
>••)  OLG.  Mflnchan  in  EisenbE.  Bd.  XZH  S.  178. 
»)  BQ.  JW.  1906  8.  876. 
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16. 

IHe  Veijlhning  der  Ansprflehe  des  Voi-s^^ndors  aus  dem  Speditions- 
rertrage  naeli  deutsehem  Aeeht^). 

Von  Or.  MdlHud  SMtMthl, 

Amtnrieliter  in  Kolmar  L  P. 

I. 

Die  VerJ&liniiiK  der  vertngUelieB  Ansprllclie  des  Vwaenden  gegen  den 
Spediteur  ist  vom  Oesetsgeber  dnrchans  ▼erschieden  von  der  VeijAbrnng  der 
Ansprfielie  des  Speditears  gegen  den  Versender  behandelt  worden.  Wir  finden 

hier  eine  grossere  Anzahl  der  verschiedensten  Fristen  vor.  die  sich  auf 
folgende  Gruppen  von  Ansprüchen  verteilen:  a)  Die  Ansprüche  des  Versenders 
wegen  Sachschadens  und  verspäteter  AV»lieterun{?  verjähren  in  einem  Jahre 
(§  414  HGB.).  b)  Die  übrigen  Ansprüche  wegen  mangelhafter  Ansführnng 
der  Spedition  verjähren  in  6  Monaten  (§  638  BGB.),  c)  Die  niclit  anter  a 
and  b  fallenden  Ansprttehe  des  VerBenders  ans  dem  Spedltionsvertrage  ver- 
jiUuren  in  30  Jahren  (§  196  BGB.),  d)  Die  zu  e  genannten  Ansprflehe  gegen 
den  Spediteur,  der  sein  Geschäft  veränssert,  veijttliren  bereits  in  5  Jahren, 
wenn  der  Erwerber  des  Speditionagesehäffees  aneh  fiir  diese  Ao^nüche  haftet 
(§  26  HGB.). 

Die  Lehre  von  der  Verjitlirung  ist  kein  einheitlicher  Bau;  die  einzelnen 
Regeln  sind  nacheinander  nach  den  Bedürfnissen  der  Zeit  entstanden.  Die 
mit  dem  I.Januar  1900  in  Kraft  getretene  Gesetzgebung  bat  daran  wenig 
gefladert  Das  Gesamtbild  ist  Icein  einheitliches  Ganze.  Dies  beweisen  ins- 
besondere die  SU  a  und  b  genannten  Fristen.  Die  Veijillirongsfrist  von  einem 
Jahre  war  vor  der  €Mtnng  des  BGB.  eine  Efleichtemng  ffir  den  Speditenr 
gegenüber  der  allgemeinen  30jährigen  Verjährung:  man  begünstigte  den 
Spediteur  durch  die  kurze  Frist,  da  er  hinsiclitlicli  «it  r  Scliadenser.satzansprüche. 
vor  allem  durch  die  Verteiliinp-  der  lieweislast.  schlecht  irestellt  war.  Seit- 
dem nun  aber  durch  iViS  B(tH.  die  (>  monatige  Verjährung  eingeführt  ist, 
bedeutet  die  obige  Vorschrift  eine  Benachteiligung  des  Spediteur». 


')  Ans  dem  domoiicbat  erscbeiueudeu  Badie  desselben  Verfassers :  «Das Speditions- 
geschäft nach  deutschem  Beeht*. 
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2.  Die  einjährige  Verjährung. 

Alle  veit laglichen  Ansprüche  lies  Versenders  gegen  ilen  Spediteur  wegen 
Sacljschadens  und  verspftteter  Ablieferang  verjähren  in  einem  Jahre  (§  414 
HGB.).  Unter  Sachschaden  sind  die  Ansprftche  wegen  Verlnstee,  wegen 
Mindening  und  BeschKdignng  des  Ontes  zu  verstehen.  Verlust  ist  im 
weitesten  Sinne  aafznfassen;  nUmlirli  jeder  Fall,  in  welchem  der  Spediteur 
zur  Heraasgabe  des  Gutes  nicht  mehr  in  der  Lage  ist.  z.  B.  nicht  nur  wenn 
das  Gut  verloren  oder  abhanden  trekomraen  ist  (nnfreiwillinjer  Verlust),  sondern 
auch  wenn  er  es  einem  Dritten  ausKehündigt  hat*),  sei  es  intulge  imrecht- 
milssigen  Pfand-  oder  Selbsthilfeverkaufs,  sei  es  aus  einem  anderen  Versehen; 
oder  wenn  er  behauptet,  es  ttberhaapt  nicht  erhidtoi  zu  halten').  Ist  nber 
der  Dritte  znr  Heransgabe  des  Qntes  bereit,  so  liegt  Verlust  nicht  vor. 
Hinderung  ist  teilweiser  Verlust,  also  eine  quantitative  Einbusse  des 
Gutes.  Beschädigung  ist  qualitative  Kinbnsse  des  Gutes,  Veneblechternng 
der  Substanz  des  Gutes.  Eine  Wertminderang  (Preisrückgang)  gehört  nicht 
hierher.  l'nter  verspäteter  .Xhlleferung  des  Gutes  ist  jeder  Anspruch 
wegen  Verzöi^eruntr  in  der  Besorgung  des  Transports  zu  verstehen .  mag  die 
Verzügerung  ihren  Oirund  in  der  verspUteten  Uebergabe  des  (.Tufes  an  den 
Frachtführer  oder  Yerfrachier  haben  oder  in  einem  sonstigen  Grande,  es  genügt 
auch,  wenn  der  Versender  verspätete  Ablieferung  an  den  EmpOnger  behauptet'). 
Der  Anspruch  des  Versenders  auf  Herausgabe  des  Gutes  gehört  nicht  hierher 
(dieser  Anq>mch  verjShrt  erst  in  30  Jahren). 


'I  Vgl.  Mugdan  &  Falkmann  9  S.  277:  Unter  Verlust  ist  jedes  Abliauden- 
konitiieu  zu  verstehen,  einerlei,  ob  es  ohne  oder  uit  dem  Willen  dta  Spediteurs 
erfolgt  ist. 

•)  RG.  46,  7. 

*i  In  iler  Literatur  wird  eine  viel  zu  enge  Anffassung  vertreten,  welche  weder 
duroh  den  Wortlaut,  noch  durch  den  Zweck  des  (tcsetzes  begründet  ist.  Siehe  Leh- 
raann-liing  Nr.  7  zu  §  414  HGH.;  IMIringer-Hachenburg  Note  II  2d  zu  g  414 
UGB.;  Burchard  43H  etc.  Das  Gesetz  macht  hier  keinen  Unterschied  zwischen  der 
Ablieferung  des  Gutes  an  den  Empfftnger  und  der  Ablieforong  an  den  Fraeht- 
ftthrer.  Ein  üntersohied  ist  scheu  deshalb  willkürlich,  weil  ja  der  Versender  selbst 
meist  gar  nicht  wissen  kann,  oh  dif  Verspätung  der  .Vbliefcrniiir  nn  den  Empfänger 
ihren  (irund  in  der  verzögerten  Abiieteruuic  an  den  Frachtführer  liat.  l'ies  erfährt  er 
erst  auf  Grund  der  Kechenschattslegung  des  6peditears.  Oft  ist  streitig,  worin  die 
VenSgemng  ihren  Grand  hat,  ob  in  einer  Terspftteten  Uebeigabe  des  Gutes  an  den 
Frachtführer,  oder  in  einer  uachtn'iglieh  vom  Spediteur  falsch  erteilten  Anweisung, 
oder  in  dem  Absclih^s  eines  ungünstiiren  Frachtvertrages.  Soll  in  diesen  letzten  beiden 
Fällen  die  Verjährungsfrist  des  §  414  H(iH.  nicht  Tlatz  greifen?  Für  das  Fracht- 
geschäft ist  es  anstreitig,  dass  unter  , Ablieferung"  die  Aushändigung  des  Gutes  au 
den  Empf  Kager  sn  verstehen  ist.  §  439  HOB.  nhamt  aber  Besag  auf  §  414  HOB. 
Sollte  in  beiden  Paragraphen  unter  „Ablieferung"  etwas  Verschiedeues  verstanden 
werden":'  Ihis  in-stt/  hüttc,  wie  im  ij  40i>  HGl?..  von  einer  Uebergabe  des  (Jnte^ 
an  den  Fi.ichttührer  gesproclion,  wenn  es  im  §  414  H(iB.  die  Ablieterunj?  in  diesem 
engen  Sinne  verstehen  wollte.  Auch  das  Reichsgericht  versteht  unter  „Ablieferung" 
nur  die  an  den  Adressaten  erfolgte  Uebergabe  des  Gates.  £0.8^1961,262. 
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Die  Vcrjitlirnnffsfrist  bojrinnt  im  Falle  dor  Beschädiprnng-  nnd  Mindornnpr 
des  Gutes  mit  dem  Ablaute  des  Tages,  an  welcliem  die  Abliefernng  des  Gutes 
stattjrefunden  hat;  dauert  die  Abliefernnv  mehrere  Tase,  so  ist  dei'  letzte 
Tag  massgebend,  denn  erst  dann  hat  die  Ablieferung  »tattgefauden.  Der 
Abllttfenmg  stehen  gleieh  die  Hfaiterlegimg  nnd  der  SelbsthilfeTerkanf  (§ä  389, 
373  HOB.).  Im  Falle  des  Verlnstes  und  der  verspäteten  AbUefening  beginnt 
die  Frist  mit  dem  Schlnss  des  Tages  xn  laufen,  an  welchem  die  Äbliefernng 
nach  den  konlffeten  Umstihiden  des  einseinen  Falles  bitte  bewirkt  werden 
müssen 

3.  Die  sselismeaaliia  Varjüinmi« 

Die  Ansprüche  des  Versenders  wegen  mangelhafter  Erfnilnng  des  Speditions- 

vertrapres  (anf  Schadensersatz  oder  auf  bessere  d.  h.  vertrafrsmässffre  Bos<»rüunp 
der  Versendung)  verjähren  in  (i  Monaten  (§  ():^8  liGB.).  Diese  Keffel  gilt 
aber  nur  erq^iin/.end  zn  der  Vorschrift  des  414  HGP>.  ht  trettend  die  ein- 
jührijje  Verjiiliiuntr.  Letztere  beruht  auf  einer  Spezialvorschrift  des  IIGR.  und 
geht  deshalb  der  allgemeineren  Ke^el  des  BGB.  vor.  Es  kommen  daJier  fiir 
die  6  monatige  Vei;^rimg  nur  diejenigen  Ansprache  wegen  niangelliall^  Er- 
ffillnng  des  Speditionsvertrages  in  Frage,  welche  weder  in  einem  Sachschaden, 
noch  in  einer  verspKteten  Abllefemng  des  Gates  ihroi  Omnd  haben.  In 
6  Monaten  verjähren  alle  die  Ansprüche  des  Versenders  we$jren  ordnungs- 
widriger Besorgung  der  Versendung,  die  etwa  in  ungünstiger  Wahl  des  Eeise- 
weges.  Benutznnjr  eines»  nntreeigneten  Verkehrsmittels,  ungenaner  Deklariening 
—  die  z.  B.  die  Anweiulunir  eines  zu  hohen  Frachttarifs  zur  Folge  hat  — 
usw.  bestehen  Die  FrLst  beginnt  mit  der  Vollendung  der  Gcschilftsbesorgung, 
d.  i.  der  Zeitpunkt,  in  welchem  das  Gut  dem  Frachtffihrer  Qbergeben  und  der 


0  BOEO.  15^  81. 

*)  In  aencren  Entscheidiiagen  des  ReidngeriehCs  (BO.  68, 181;  DJZ.  1906  8. 1151) 

bat  der  §  638  BOB.  eine  eiiischrünkende  Auslegung  erfahren.  Wenn  die  Klage  nicht 
auf  S{  I?(iB..  sondern  auf  §  27H  BGB.  gestützt  werde  (d  b.  nicht  auf  einen  dem 
Werk  anhaftenden  Mangel,  sondern  auf  eine  positive  VerleUcung  der  Vertrag8|)tiic)it), 
no  finde  siebt  die  VerJähmngsvorBchrift  des  §  688  BGB.  Anwendung.  Folgt  man 
dieser  Aadebt,  so  wOrde  wenigstens  anf  den  Speditionsvertrag  die  6monatige  Ver^ 
jäbrnng  fl1>erbanpt  nicht  mehr  Anwendun«;  finden.  Denn  der  ^5pediteur  haftet  aus  dem 
Spedilionsvertrage  Uberhaupt  nicht  für  scliuMhufte  Vertragsverletzungen  (§  408  IKJB. 
und  §  276  BGB.).  Der  Versender  köuuie  nämlich  seine  Klage  stets  auf  eine  positive 
Verletsang  der  Vertragspflicbten  stfltsea  nad  die  Anwendong  des  §  196  BOB.  begehren. 
Ich  halte  aber  diese  AnsflUmmg  des  Beiehigsiiehts  für  nnsntrelhad.  §  68B  BGB. 
nmfasst  alle  Ansprüche  des  Bestellen!  ans  dem  Werkvertrage,  soweit  sie  auf  Beseitigung 
des  Mangels  des  Werkes,  anf  Wandelung,  Mindenmg  oder  Seliadenersatz  gehen.  Aber 
gerade  aus  dem  Umstaude,  dass  die  Schadenersatzansprüche  mit  aufgezählt  sind,  die 
nach  %  686  BOB.  nur  im  Falle  dnes  Venehnldens  (§  876  BGB.)  begrttndet  siud,  ergibt 
sich,  dass  auch  die  auf  eine  positire  Vertragsvwietanag  gesttttsten  Sdiademnata> 
ansprdche  der  Verjühruiigsvorschrift  des  t)  f)38  B(tB.  unterliegen  sollen.  Wenn  aber 
die  allgemein«'  Vorsclirilt  des  §  19.')  BfJB.  mit  der  beriouderen  des  H;?H  BGB.  kon- 
kurriert, SU  in  nach  bekauutur  Kegel  die  besondere  Vorschrift  allein  massgebend. 
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Frachtvertrag  mit  ihm  abgeaeUotten  ist;  also  dertdbe  Zeitpunkt,  in  weldiein 
die  FroTiBieufoidemng  des  Speditenre  entsteht  (§  409  HGB.).  Eine  Im 
§  488  BQB.  erwähnte  «Abnahme  des  Werks*  als  Beginn  der  YerjUimig  Ist 
beim  Speditionsvertra^  seiner  Natnr  nach  anageschlossen.  Beantraj^  der 
Versender  die  gerichtliche  Beweisaiitnalirae  zur  Sicherunfr  des  Beweises,  so 
wird  die  Verjälhriin}r  untcrbroclien  i§  ü3'.»,  177  Abs.  2  lUiP.  '  Dio  Fnter- 
brechuns:  dauert  bis  zur  BeendipuiiLr  des  Beweißautnahuicvcrfahrens  turt.  Diese 
Regel  wird  fiir  den  Speditionsvertraj;  kaum  praktiscli  werden,  denn  in  den 
Fällen  der  6  monatigen  Verjährung  bat  eine  Beweissicherung  keinen  Zweck. 
Von  grosser  Wichtigkeit  liingeg^  ist  die  Beweissichening  bei  einem  Sach- 
schaden. Für  Ansprüche  ans  Sachschüden  ist  eine  entsprechende  Bogel  be- 
treffend die  Unterbrechung  der  Verjährung  durch  den  Beweissicbernngsantrai^ 
nicht  gegeben;  mit  Rücksicht  auf  die  längere  Daner  dieser  Verjährung  er- 
scheint ne  auch  nicht  als  dringendes  Bedürfnis. 

4.  flsMslnsamf  Reiola  fVr  die  einjibriit  vad  die  seobsmutlie  Veiiilinis«. 

Sowohl  die  VerjBhniDgsfrist  von  einem  Jahre,  als  andi  die  von  sechs 
Monaten  kann  nicht  nur  nach  der  allgemeiaen  Regel  durch  Vertrag  verkfirat, 
sondern  ausnahmsweise  auch  TorlSngert  werden  (§  414  Abs.  1  HQB.  und 

§  688  RGB  ).  Die  Verlängerung  kann  aber  nicht  über  die  allgemeine  30- 
jilhrige  VerjUhrunjfsfrist  hinaus  ausgedehnt  werden Hat  der  Spediteur  den 
Schaden  durcli  Vorsatz  herbeifrofülirt,  so  fallen  die  kurzen  VerjährnnffS- 
fristen  fort,  es  k«»iiimt  die  HO  jahrige  Verjährung  zur  Anwendung  (i?  414 
Abs.  4  HGB.,  ^  ()38  BGB.).  Dasselbe  gilt,  wenn  nicht  der  Spediteur  selbst, 
sondern  sdn  AngeBteUtN*  oder  soiwtiger  Erfüllungsgehilfe  den  Schadim  durch 
Vorsata  herbeigefahrt  hat,  denn  der  Spediteur  mnss  auch  den  Vorsatz  dieser 
Personen  in  vollem  ümfange  vertreten  (§  278  BGB.).  Gemeinsam  für  beide 
Verjährungsfristen  sind  auch  die  Vorschriften  über  die  VerjShrung  des  Anf- 
rechnnngsaospmchs. 

5.  Die  VsrJ&hrssi  des  ÄufireohffmfsaiisfrMhs. 

Wird  der  Versender  von  dem  Spediteur  auf  Zalilung  der  Vergütung 
(Provision,  Auslagen,  Verwendungen)  verklagt,  so  kann  er  «nredeweise  seine 
etwiügen  Schadenseraatsansprttche  gegen  den  Spediteur  geltend  machen  und  mit 
diesen  gegen  den  Elageanspruch  aufrechnen.    Die  meisten  Schadenersatz« 

anspHiche  verjähren  nun  aber  schneller,  als  die  Ansprüche  auf  Zahlung  der 
dem  Spediteur  zustehenden  Vergütungen.  Ks  kann  daher  leicht  der  Fall 
eintreten,  dass  zwar  der  Anspruch  des  Spetiiteurs  auf  Zahlung  seiner  Ver- 
gütung noch  unverjälirt  besteht,  "lass  alier  iler  Srhadensersatzansprurh  des 
Versenders  bereits  verjährt  ist.  Mit  einer  verjährten  Forderung  kann  nun 
aber  auch  dann  noch  aufgerechnet  wwden,  wenn  sie  nur  an  der  Zeit  noch 
nicht  verjährt  war,  zu  welcher  sie  der  anderen  Forderung  gegenüber  trat 
und  aufgerechnet  werden  konnte  (§  390  BGB.).   Demnach  würden  gegen  die 


')  VgL  Düringer-Hachenburg  Note  m  su  §  414  HGB. 
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Klatre  des  Spediteurs  ;nis  dem  SpoditioTisvertniirf  noch  allerlei  verjlihrte 
Schadensersatzanspriiclie  des  Wiseiiders.  und  zwar  ancli  aus  früheren  Ver- 
sendungen, also  nicht  Konnex -Gegenansprüche,  aufrechnnngsweise  geltend 
gemacht  werden  kSnnen. 

Diese  Folgerung  entspricht  aber  nicht  der  Absicht  des  Geaeta^bers, 
nach  welcher  die  SdmdensematEan^rache  des  Versenders  mOgUchat  schnell 
abgetan  and  erledigt  werden  sollten.  Der  Zweck  des  Gesetzes  würde  ver- 
eitelt werden,  wenn  diese  Ansprüche  nach  Ablaaf  der  Verjährnngsfrist  noch 
durch  Anfrechnunjj  getren  den  Spediteur  «reifend  gemacht  werden  könnten. 
Aus  diesem  Grunde  ist  ftdgendes  bcstiiiinit :  Nach  Ahlauf  der  Ijäliri^'en.  lizw. 
H  monatigen  \'erjühruiigt>fri^t  kann  ein  ^jchadensersatzansipruch  nur  dann  noch 
aufgerechnet  werden,  wenn  sich  der  Versender  die  Scbadensersatzansprüche 
durch  bestbnmte  Handinngen  gewahrt  hat  (§  414  Abs.  8  HOB.  nnd  §§  639,  478, 
479  BOB.).  Diese  Handlangen  sind  entweder:  a)  Der  Versender  zeigt  den 
Grand  des  Schadensersatzanspmchs  vor  Ablauf  der  Veijkhrangsfrist  'dem 
Speditenr  an,  oder  die  Anzeige  wird  wenigstens  ordnnngsmässig  abgesendet*). 
Die  Absendung  liat  der  Versender  zu  beweisen;  wird  die  Mitteilung  nachher 
zurückgenommen,  so  irilt  sie  als  nicht  geschehen,  bi  Oder  der  Versender 
beantragt  gerichtliche  Beweisaufnalime  zur  Sicherung  des  Beweises  (§§  488, 
485  ZPO.),  c)  Oder  dem  Spediteur  wird  in  einem  Prozesse  der  Transport- 
beteiligten wegen  des  Chmndes  des  Schadensersatzanspruchs  der  Streit  ver- 
Icfindet  (§72  ZPO.).  Die  Toigenannten  Handlungen  haben  die  Wlrkng,  dass 
die  Ver,^Uirang  des  dem  Versender  anstehenden  SchadensenataanspmdM  in  ge- 
"winer  Weise  verinngert  wird,  jedoch  mit  der  Beschrilnknng.  dass  der  ErsatE- 
anspruch  nur  durch  Aufrechnung  geltend  sjeraacht  werden  kann,  und  die  entgegen- 
stehende durch  Aufrechnung  zu  tilgende  Fordernntr  innerhalb  der  Ijiihrigen, 
bzw.  ()  monatigen  Verjiihrungsfrist  entstanden  sein  muss.  Dageik'en  ist  nicht 
nötig,  dass  die  beiden  Forderungen  aus  demselben  Speditiousvertrage  herrühren. 

Im  Vorstehenden  haben  wir  nnr  von  der  Anfrechnnng  der  Sohadens- 
ersataansprttche  gesprochen.  Von  der  Aufrechnung  ist  aber  streng  zu 
nnterscheiden  die  blosse  Einrede  des  Sachschadens,  der  verspftteten  Ab- 
lieferung oder  der  sonstigen  mangelhaften  VertragBerfHllnng. 

6.  Ol«  VerJUirma  der  Einrede. 

Im  vorigen  Paragraphen  haben  wir  gezeigt,  dass  die  Schadensersatz- 
ansprftche,  sowohl  wenn  sie  im  Wege  der  Klage,  als  auch  wenn  sie  im  Wege 


'j  Iiu  Falle  der  einjährigen  VeqilimngsfriBt  des  §  414  HOB.  ist  TOigeschriebeD, 

dass  die  Anzeige  an  den  SpeilitPiir  erstattet  oder  al)^esendet,  sein  Tnu.'»s,  also  nicht 
hervorgehoben,  von  wem  sie  abzusenden  ist.  im  Falle  der  öujouatigen  Verjährung 
muss  aber  der  Versender  oder  ein  Becbtsnachfolger  die  Anzeige  absenden.  Mau 
kann  nicht  snnehmeu,  dass  dieser  Untenchied  vom  Gesetsgeber  beabsiebtigt  ist  In 
beiden  IlUen  wird  die  Regel  gelten,  dass  die  Anzeige  von  einem  dazu  Befugten 
herrühren  muss.  Eine  zufällige  Mitteilung  von  dritter  Seite  wird  der  Spediteur  nicht 
zu  beacliteu  brauchen.  Uebereinstimraend  Diiringer-llacheuburg  Note  Vb  zu  §414 
HGB.   Abweichend  Lehuianu-Bing  Nr.  12  zu  §  4U  ÜGB. 
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der  Aofrechnung  j^elteiul  gemacht  werden,  der  \'erjältrung:  nnterliegen;  und 
dass  die  Aafreclinang  unter  gewissen  Voraossetznngen  länger  gestattet  ist  als 
die  Klage.  Der  Venender  kann  aiber  ancli  dieselben  Tataadien,  welche  er 
zur  Begrfindong  seines  Scbadensersatsanspmclis  angefUirt  hat,  zar  BegrUndnng 

der  blossen  Weigerunfr  seiner  Zalilnng  geltend  machen,  nSmllch  als  Einrede 
des  nicht  erfällten  Vertratres  (§  H20  BGB,).  Er  verweiL-^ei  t  die  von  ihm 
geschuldete  Leistung  (§  27H  IHtB  ),  oline  dass  er  Ansprüche  auf  Ersatz  eines 
Schadens  erhebt.  Wenn  niinilirh  der  Versender  erec-en  die  Klage  des  Spediteurs 
auf  Zahlung  seiner  Spesen  einwendet,  der  Speditions vertrag  sei  nicht  mduungs- 
m&säig  erfüllt,  das  Gut  »ei  verloren  gegangen  oder  beschädigt  etc.,  so  braucht 
er  damit  nicht  m  verlangen,  dass  ihm  der  daraos  enleteheade  Sehaden  ersetzt 
wird.  Er  brancht  ans  den  angeführten  Tatsachen  ttberhanpt  keine  Anqur&che 
abzuleiten,  sendem  kann  aus  diesen  Orlnden  seineradts  nur  die  BrfiUlnng 
des  Speditions Vertrages,  nämlich  Zahlung  der  Provision  usw.  ablehnen.  Er 
stellt  kein  Verlangen,  soTiflevri  leliiit  nur  ein  Verlangen  der  Gegenseite  ab. 
VAui'  derartige  Geltendmacluniir  der  im  sj  114  H(tB.  und  <>:3t)  l^GB.  erwälhnt<^u 
'ralsaclicn  unterliegt  aber  keinei-  Verjährung;  hier  greift  die  allgemeine  Kogel 
durch:  „Ansprüche  veijiihren,  nicht  über  Einreden"*  Diese  Einrede  kann 
ihrer  Natur  nach  nur  gegen  konnexe  Forderungen  erhoben  werden,  d.  h.  der 
einredeweise  geltend  gemachte  Sachschaden  usw.  mnss  sich  auf  denselben 
Speditionsvertrag  beziehen,  auf  welchen  der  Spediteur  seine  Forderung  auf 
Provision  usw.  stützt:  vgl.  §  273  BOB.^. 


')  1  f)  i!  (i  DiiTPstitnini  i\o  exopptione  doli  inuli  44,  4;  Dernburg  I  t;  1H"J  VI  S.  53G! 
*)  Vgl.  hierzu  ätaub,  Anm.  7  zu  §  414  liüB.;  Lebuiaun-Kiug  Nr.  12  zu 
$  414  HOB.;  Düringer-Hachenbarg  Note  Va  so  g  414  HOB. 
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17. 

Die  reehtllehe  Stellung  des  Strassenbfthnnntenifhnen  zum  Stiuit 
und  zur  Gemeinde  naeh  dentsehem  Tcrwaltnngarrcht. 

Von  Dr.  Jnr.  TbMdtr  Kittel 

in  Leipzig. 

(SehlnsN.)*) 

2.  Dass  die  KonsesBion  eines  SchienenwenreB  die  doppelte  Entstelmngafom 

—  Gesetz  oder  Verwaltnngrsakt —  haben  kann,  ist  auch  von  Bedentnngr  für 
die  Frage,  ob  und  wie  sie  cinseitigabReAndert  oder  auf^^ehoben  werden  kann. 

Ist  die  Verleihunp-  in  Gpsptz»'s-Fonii  orfol^t,  sd  ist  den  so  p:etroffen(>n 
Bestimnuuifren  frptrtiiübcr  dif  VerwaltunKsbclnirde  machtlos .  soweit  ihr  niciit 
attüdriicklich  iii  jenem  «ieset/.^)  pcwisse  Befugnisse  (z.  B.  in  bezng  auf  das 
Taiifwesen)  vorbehalten  sind.  Dagegen  kann  im  Wege  eines  neuen  Gesetzes 
alles  erreicht  werden:  die  Konzession  kann  geftndert  werden;  die  in  ihr  be- 
grfindeten  Rechte  nnd  Pflichten  des  Unternehmers  Icönnen  einseitig  yom  Staate 
gemindert  oder  vermehrt  werden;  alle  subjektiven  öffentlichen  Redite,  diedemKon- 
zessionftr  dnrch  die  Verleihung  entstanden  sind,  mfissen  einem  Gesetze  wichen*). 

Wenifrer  einfach  liegen  die  Verhältnisse,  wenn  die  Uebertra^iiner  der 
VerwaltuiiiLr  des  Schienenwefros  in  der  einfacheren  Form  eines  Verw  altnnirs- 
aktes  sich  vollzogen  hat.  Ks  gehört  zum  \Vesen  der  öffentlichen  Verwaltung, 
dass  die  Verwaltungsbehörde,  was  sie  jeweils  für  zweckmässig  hält,  muss  an- 
ordnen nnd  durchsetzen  kQnnen.  Eine  andere  als  die  dnrch  Gesetz  gebotene 
Schranke  kann  die  Offentliehe  Verwaltnng  nicht  dulden;  auf  dem  ihrer  Tfttiglceit 
vorbehaltenen  Gebiete  mnss  sie  ganz  frei  sein.  Jede  Gebundenheit  würde 
eine  Geffthrdnng  der  Sffentlich(>n  Interessen  bedeuten'^).  Von  keinem  Ver- 
waltungsakt  lässt  .sich  von  vornherein  sagen,  ob  er  nicht  spHter  einmal,  Je 
nachdem  sich  die  Verliftitnisse  ändern .  von  höchster  Bedentiinir  sein  wird. 
Daraus  er^'ibt  sich  die  Ntttwendiirkeit  nicht  allein,  dass  die  Behimle  innerlialb 
ihrer  Zuständigkeit  im  Erlassen  der  Verwaltungsakte  frei  ist,  sondern 
noch,  dass  sie  selbst  sich  diese  Freiheit  nicht  rechtsgültig  nelimen  kann.  Läge 
doch  darin  ein  Aasderhandgeben  der  OlTentlichen  Verwaltung.  Die  ÖffmtUehen 
VerwaltungsbeftagiüsBe  des  Staates  sind  unverziehtbare')  Staatsgewalt,  sie  sfaid 
hrxhstens  \m  einzelnen  der  Ausübung  nach  übertragbar.  Infolge  der  Freilieit 
der  Behiirde  ixt  es  jrar  nicht  au.sge.schlossen .  dass  ein  Verwaltnngsakt  das 
Gegenteil  eines  früheren  anordnet    Dieser  wird  durch  den  späteren  Ver- 

*)  8.  den  ersten  Abaehaitt  in  dies.  Ztaehr.  Bd.  XXm  8. 191  ff. 

•)  S.  Bd.  XXIIT  dies.  Ztschr.  S.  198. 

')  Vgl.  Preu8s.  Kleiiibu  i<§  23 ff;  Eger,  Komm.  2.  Aufl.  8. 282  ff. 
*)  So  auch  Laband  iS.  14. 

')  Dm  verkennt  Laband  (S.  11),  wenn  esr  sagt,  die  einmal  erteilte  Konzession 
sd  nawidermflidi. 

*)  Aehnlich  die  Verordnungen  des  siichs.  Min.  d.  Innern  vom  15.  Oktober  1902 
^Fi»rbers  ZtsHir  2.5.  m<  i  im.!  vom  12.  Dczumber  19U4  (Leips.  Tagebl.  1S05  Nr. 62): 
das  Uühcitsrecbt  des  Ötaats  ist  unveräusserlich. 
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waUnnjrsakt  liinfalliLr.  soweit  ei-  si<  li  nirlit  mit  ilini  vertriiu't  Aul'  »lie  Eisen- 
bahn- und  6ti-attöenbahnkonze8iiion  augewandt,  iieisst  das  nichts  Geringeres 
als,  daw  alle  Bestimmungen  der  Konzession,  soweit  sie  öffentliche  Verwaltnng 
betreffen  und  nicht  aaf  Oesets  beruhen,  für  die  VerwaltnaKsbehOrde  nicht 
bindMid  sind,  dass  Tielmehr  der  Staat  die  Eonsession  einsdtig  indem  nnd 
auch  ganz  aaflieben  kann').  Doch  gilt  anch  hierbei,  was  schon  oben  (S.  198) 
bezüglich  der  Erteilung  der  Konzession  gesagt  ist,  dass  trotz  der  grossen  Befug- 
nisse und  trotz  der  Froilieit  der  Entscheidang  keineswegs  der  Willkür  der 
Behörde  treie  Bahn  gelassi  ii  ist.  Die  Behörde  kann  zwar  stets  Verwaltungs- 
akte erlassen,  aber  sie  darf  es  nicht,  e.s  sei  denn,  dass  es  ihr  das  üffentliclie 
Interesse  gebiete.  Ein  Widerruf  der  Kunzession  oder  eine  Minderong  der 
darin  gewihrleisteten  Beftigniaee  ist  nnr  zdaseig,  wenn  dafür  eine  .inata 
caasa  pnblica'^  verliegt").  Eine  höhere  Instanz  allerdings  aar  Prflfluig,  ob 
eine  solche  iu.sta  causa  publica  im  konkreten  Falle  vorliege,  gibt  es  in  der 
Regel  nicht Es  gilt  —  wie  für  jeden  nicht  im  Rechteweg  anfechtlNUren 
Ver^'altungsakt  —  die  Fiktion,  dass  er  zweckmiissip:  und  begründet  sei. 

Diese  Freiheit  der  Verwaltungsbeliörde  den  Bestimmungen  der  Konzt'ssicn 
gegenüber  reicht  jedoch  immer  nur  so  weit,  als  es  sich  um  auf  den  l  iiier- 
nehmer  fibertragene  öffentliche  Verwaltung  handelt;  diese  Verwaltung: 
kann  ihm,  wenn  n5tig,  ganz  oder  teUwdst  wieder  entaogen  werden.  Dagegen 
können  ihm  weder  dnsutig  fiber  den  Umfang  des  arsprllnglidi  Terllehenen 
Unternehmens  hinaus nene  Pflichten  aofgebftrdet  werden^,  noch  könnra 
ihm  die  Rechte,  die  nicht  die  Führung  der  Verwaltung  des  Schienenweges 
betreften,  verkürzt  werden.  Deshalb  darf  vor  allem  ans  fiskalischen  Rück- 
sichten der  Staat  die  Konzession  nieht  anta.sten;  er  darf  nicht  einseitig  seine 
versitrochenen  Zuschüsse  mindern  oder  die  .Xb-raben  des  Unternehmers  erhöben. 
Dessen  Stellung  ist  vermögensrechtlich  dnrciiaus  gesichert. 

Bass  ein  flberefaistbnmender  Wille  von  Staat  nnd  Unternehmer  die  Kon- 
zession in  Jeder  Weise  Andern,  sie  anch  ganz  anfheben  kann,  ist  klar^. 
Dagegen  kann  der  Beliehene  aaf  konzessionsniftssige  Rechte,  soweit  sich  mit 
ihnen  Pflichten  der  Verwaltung  verbinden,  nicht  verzichten  oder  an  den 
übernommenen  Pflichten  etwas  iindern**).  Zu  jeder  solchen  Aendernn?  der 
Konzession,  d.  Ii.  der  Norm,  wie  er  seine  Verwaltung  zu  führen  habe,  bedarf 
er  der  Zustimmung  der  Verwaltungsbehörde,  eines  die  Konzession  abändernden 

*j  Vgl.  dasnaBcfaTogt8.4S;O.Heyer(LabaBd8.2);  Hensler,BeohtsgBtacht.S.6. 
*)  Beyseber  S.  286;  .interfit  public*,  0.  Hayer,  Fn.  Vwr.  S.  8M;  Hilse, 

Verstadtlichung  S.  77;  EisenbE.  14.  sw;  Hab  er  er  S.  13. 

^1  Scheie  her  fPii^chers  Ztschr.  20,  im)  erfordert  ^PHichtvorletzunc:''.  Da.9  dürfte 
zu  eng,  vielmehr  auch  ühue  \'erschuldcn  dos  BeUehenen  eine  Entziehung  inüglich  sein. 

*)  Nach  dem  Preoss.  KlefaibQ.     2b)  ist  Klage  tw  dem  OVO.  zugelassen. 

*)  0.  Mayer,  Dlaoh.  Vwr.  n  310.        •}  0.  Mayer,  Frz.  Vwr.  8. 884. 

Haberer  nennt  das  „vcrtrag-miässige  Eininsung".  Rrtckerwerb  anf  Grimd 
von  Vereinbarungen  ist  nirht  .^Kanf"  il.abtmd  S  ä,  Reischer  .S.  2G4),  sondern  ein 
öffentlich-rechtliches  Aualogon:  Verwattuugsakt  mit  \  ereinharuug  über  die  Entschädigung. 

")  Aehnlicb  Zeller  8.880. 
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Vp!  w  altnnpsakts  ' ).  Hin  Vei/.ichl  auf  ilio  Konzession  als  (lanzes  ist  deshalb 
iindenkltar .  weil  in  diesem  Verziclit  auf  ötteiitliche  Verwaltnnf^sbefugnisse 
zugleith  ilie  Vei nacliläHsiguug  einer  öffentlich-rechtlichen  Pflicht  — 
diew  Yerwaltang  xn  führen  —  ISfre.  Ist  konzessiongemiliB  die  Wegeverwaltmiff 
ffir  eine  beBtimmte  Zeit  abertragen  und  vom  Beliehenen  ttbemommen,  so 
ist  er  damit  dem  Staate  geicenBber  aar  Ffibrnng  der  VerwaltnngsKeediftfta 
v-erpfliehtet  und  hat  keinerlei  Ansprncli,  davon  vor  Ablanf  jener  Zeit  ent- 
banden zn  werden.  T.iluft  die  Zeit  ab,  so  hört,  ohne  dass  es  eines  besonderen 
VerwalttuiL'-saktes  bedarf,  die  Konzessicm  von  selbst  auf.  l^or  Sohienenweir 
aber  liört  damit  nicht  auf,  ein  (itVcntlicher  zu  .sein;  es  übernimmt  nur  der 
^taat  wieder  unmittelbar  die  Verwaltung:  der  Schienenweg  wird  verstaatlicht 
oder  dnrcli  Yerwdtongwkt  entwedw  einem  Dritten  verlfehmi  odst  eingezogen. 
Wenn  dagsfen  die  Beleiliang  für  unbestimmte  Zeit  erfolgt  ist,  wird  man 
dem  BeUehenen  einen  Änspmeli  anf  Befreiong  von  den  Lasten  der  öffentlichen 
Verwaltung  zugestehen  mfissen;  einen  Anspruch,  der  gegen  den  Staat  geht 
dahin,  dass  er  dnrcli  Verwaltnngsakt  diese  Befrt  ian;:  aasspreche 

Für  die  Behörde  aber  ist  zwar,  wenn  sie  sich  ein  Widerrnfsrerht  vor- 
behalten liat,  die  Konzession  frei  wideniiflich  ;  ist  da^epen  über  das  Knde 
der  Kouzessiun  nichts  gesagt,  so  wird  dem  Helieheueu  ein  subjektives  ößent- 
liches  Recht  der  Ymraltongsfiihrang  begründet,  and  eine  Rücknahme  der 
Konsession  ist  nur  g^n  volle  Entschädigung  snlftasig. 

3.  Verleihung  eines  öffentlichen  üntemehmons  ist  Uebertragung  des  be- 
treffenden Zweiges  der  öffentlichen  Staatsverwaltung.  Dabei  kann  jedoch  die 
verleihende  Behörde,  die  ja  zanUchst  diesen  Verwaltnngszweig  zu  führen  hat, 
nicht  die  pesanitp  Verwaltunfj  z.  H.  des  Schienenweges  dem  Beliehenen  über- 
tragen in  der  Weise,  dass  der  Unternehmer  alle  und  die  Beluirde  jrar  keine 
Bestimmungen  mehr  zu  treffen  hätte.  Die  Befugnis,  ,wo  allgemeine  öfieut- 
liche  Interessen  obwalten'^},  die  Verwaltongstätigkeit  des  Unterneluneis  in 
die  richtige  Bahn  zn  «eisen,  muss  der  verleihenden  Behörde  nach  wie  vor  der  Kon- 
Mision  bleiben.  Sie  kann  sich  in  dieser  Beaiehnng  nicht  einmal  selbst  bosdirinken, 
ebensowenig  wie  bealigllch  der  Rücknahme  der  Konzession  (oben  S.  828)  ^. 

Preuas.  KieinbG.  g  2  Satz  2;  Eger,  Komm.  S.  oOff;  vgl.  aucli  ü.  Ma^er, 
Dtach.  Vwr.  II  812. 

■)  So  aneh  Sehelcher,  Fischers  Ztselir.  80,  iw;  Eger,  Komm.  8.86  f.,  a.  H. 
Haberer  S.  'Ml 

*  Die  Miiglichkeit.  diesen  .\n.sprucli  durchzusetzen,  fehlt  allerdings;  aber  bei 
Weigeruug  wäre  der  Staat  enUKbädigung8|illicbtig.  0.  Majer,  Dtscb.  Vwr.  II  Mb, 
8eheleher,  Fischen  Ztsdv.  20,i». 

*)  Aneh  diese  Freiheit  ist  mit  der  Besehrllnknng  (vgl.  oben  8. 828),  dass  ein 
öffentliches  Interesse  die  Rücknahme  re^tfertigt,  sn  vefsteben. 

*j  Eger.  Komm  .S.  269. 

')  Deshalb  ist,  was  die  Konzession  darüber  sagt,  —  abgesehen  von  veimögeos- 
rechtliehen  Folgen  —  nnsriieUidi.  Vgl.  Sntsefa.  des  Pranas.  OVO.  vom  21.  Desember  1903 
(Ztadir.  f.  Klehib.  1906  8. 142);  Sicht.  lOn.-Verordn.  vom  16.  Oktober  1908  (Fischen 
Ztschr.  25.  \»*\  vom  12.  Desember  1904  (Anm.  68).  Amsh  Fischers  Ztsdir.SS,  i«;  Seiler 

8.  9;  Vogt  8.  ih. 

ift,  JUMSbaluuMiitUeh«  BatMholilangtn  JUUU.  22 
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Die  UeberwachnogsbefagniBBe  des  Htaate«  aind  —  dies  eigilit  ilir  Wesen  — 
anverftnaserlicli;  ilire  Summe  bezeichnet  man  als  ,das  Anfsichtsreelit' .  Dass 
sie  niclit  übertragbar  sind,  ist  auoli  damit  f»:emeinti  wenn  man  sajrt.  das  Auf- 
sichtsrecht sei  ein  staatliches  Hoheitsrecht  'V  Diese  riiverHussi  rlirlikeit  ireht 
S(»  weit,  (lass  die  Anfsichtsheliörde  ilirc  Ik't'uiriiiss»'  aiuli  niclit  .Sellistverwaltung«- 
körpeni  zu  eigenem  Recht  —  wohl  aber  zur  blossen  Ausübung  widerruflich  — 
übertragen  kann. 

Kraft  seines  Anfsiclitsrechtes  entsclieidet  einmal  der  Staat  darfiber.  was 
Inhalt  dM*  Konaession  sei';.  Gebunden  ist  aoldien  Falles  der  Belieheae  an 
die  Entscheidong  kraft  der  Konzesdon.  Sodann  aber  kann  der  Staat  aacb 
über  die  Konzessionsbestimmungen  hinausgehend  verfiitfen.  vvns  das  öffentliche 
Interesse  erfordert.  Darauf  beruht  die  Defiifnis  der  Behörde,  wo  eine  .iusta 
causa  publica*"  vorliegt,  die  Konzesbionsbcstimmungen  (z.  B.  über  Tarifmaxinia 
oder  Falutcnmininia)  zu  Undern  oder  die  Melciliung  fjanz  zurückzuziehen^), 
auch  für  nicht  in  der  Konzession  vorhergesehene  FUlle  die  Anordnungen  zu 
treffe»,  die  geeignet  sind,  die  Interessen  des  (MfentSiehen  Verkebrea  m  adUltcen. 
Das  kennen  Anweisungen  ttber  die  Besohaffenheit  der  Betriebsmittel  sein 
(Leistuigafiliigkeit  oder  Ansstattnng  der  f^hrzeage).  Wohl  das  weiteste 
Interesse  für  die  Allgemeinheit  besteht  bei  einer  Eisenbalin  bezüglich  des  Tarif- 
wesens.   Deshalb  nnterliegt  das  Tarifwesen  der  staatlichen  reberwachung*). 

4.  So  wehrlos  der  beliehene  Unternehmer  der  Staatsgewalt  ■regenüber- 
steht, soweit  es  sich  um  Führung  iittViitlirlirr  Verwaltnngsgescliafte  handelt, 
so  geschützt  ist  er  anderseits  in  seiner  vermögensrechtlichen  Stellung.  Dass 
ihm  ohne  sein  Einverständnis  die  reinen  Vermögensrechte,  die  ibm  die  Kon- 
zesdon  gewährleistet,  ansser  durch  Gesetz  nicht  geschmttert  werden  kennen, 
folgt  ans  dem  im  modernen  Staate  allgemein  geltenden  Grundsatae,  daaa  der 
Staat,  abgesehen  von  NotstandsftUen ,  nicht  ohne  gesetzliche  Grundlage  das 
Vermögen  seines  Untertanen  —  und  dazu  kSnnen  auch  Rechte  gegen  den 
Staat  gehören  —  antasten  darf.  Dennoch  kann  dem  Unternehmer  ein  Ver- 
mögensschaden rdine  Uebercrift"  der  Bchünio  durch  deren  Akte  entstehen, 
weil  ihr  gewisse  Eingritle  im  Interesse  der  öttentlichen  Verwaltung  erlaubt  sind. 
Häulig  wird  die  Schädigung  sich  als  Folge  der  Vermehrung  der  Untemehmer- 
pfliehten  darstellen^.    Auch  im  Zusammenhang  mit  der  Entstehung  von 


*)  Hensler  S.  6. 

')  Wenn  z.  B.  die  Konzession  sagt:  „Die  nötigen  Züge  müssen  eingestellt  werden", 
was  dann  in  concreto  nötig  ist.    Vgl.  Scheicher,  Fi.schcr.s  Zt.schr.  20,  is«. 

')  Schelcber,  Fischers  Ztsclir.  20,  i«s:  Die  Konzession  ist  nicht  widerruflich 
nasser  kiaft  Anfsiehtsreohu. 

*)  In  vielen  JCoaxessiouen,  scbou  der  ersten  Zeit,  sind  dem  Staate  solche  Anfsichts« 
befngnisse  vorbehalten,  oft  auch  in  allgemeinen  Gesetzen  und  Verordnungen  (Oesterreich, 
l'ieiissen,  Frankreicli,  Schweiz  u.  a.).  Reindl,  ELsenbH  15,  >^.^,  Wiedemann  I>.  9.  — 
Hoch  hängt  das  Aufsicbtsrecbt  nicht  von  solchen  Vorbehalten  ab. 

*)  Forderung  von  Kaehtbetrieb,  Verbesssrang  der  Betridismittel,  Leistungen  flb 
die  Post,  HerabsetBUBg  der  Tarife  nsw.  sind  Fille,  wo  die  AufsiditsbÄBrde  Eissnbshn- 
wie  Strasseubehuanternehmer  naobtrftglich  belasten  kann.  Viele  solche  Vorschriften  der 
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öffentlich-rechtlichem -Eägentniii  oder  Besitz  IcAnnen  Schftdjgangen  des  civiliter 
ber6(4itig;teii  — -  in  der  Regel  des  Eigentfimers  —  eintreten,  wShrend  die 

Öffentliche  Verwaltung:  davon  den  VorteU  liat. 

In  allen  diesen  Füllen  geseliiolit  der  Gererliti;rkeit  genüge  durch  das 
]{»'clitsmstitut  der  öft>Tit!i(  li-rcchtliclien  EntschSdigunj^  Jeder  Srli;iih»u.  der 
aus  einem  EiiigritV  dcv  iirteiuliclu'ii  Httliinilt'  entstanden  ist,  beg:riiiul('t  einen 
Ersatzansprucli,  sobald  dem  Geschädigten  ein  besonderes  Opfer,  das  nicht,  alle 
Untertanen  trifft,  mgenintet  wird').  Dies  trifft  regelmXmig  xn  bei  Ver- 
waltnngsakten,  welche  die  IconzeBsionamftBsigen  Rechte  angreifen.  Dieser 
Öffentlich-rechtliche  EntachSdigangsanepmch  richtet  sich  anf  das,  was  der 
GesdiSdigte  mehr  an  VermOgen  haben  würde,  wenn  der  schädigende  Yer- 
waltnngsakt  nicht  ei^angen  wäre*').  Wird  daher  für  den  Fall,  dass  in  der 
Konzession  keine  Frist  für  das  Kiide  der  Beleihung  festgesetzt  oder  kein 
Widerrufsrecht  dem  Staate  vm bolialten  ist,  uder  vor  Ablauf  jener  Frist  dif 
Konzession  entzogen,  weil  es  die  Behörde  für  nötig  halt  (,iasta  causa  publica"), 
so  ist  der  Unternehmer  für  diesen  Eingriff  in  seine  Rechte  voll  zu  entschä- 
digen. Uehemimmt  der  Staat  die  Bahn  nach  Ablanf  der  in  der  Eonzession 
bestinimten  Frist  oder  anf  Gnind  eines  in  ihr  ansbedangraen  Widermfs,  so 
ist  dem  Unternehmer  für  die  so  in  öffentlich-rechtliches  Eigenton  tretenden 
Objekte  nur  deren  Verkaufswert  zu  erstatten^).  Sagt  ein  Geseta  etwas 
über  tlic  Hrdic  des  Ersatzes,  so  ist  luitürliob  dies  in  erster  Linie  masse-ebend. 
Wenn  neben  der  gesetzlichen  Regelung  die  Ki»n/.ession  etwas  in  <licser  lie- 
zieüuug  bestimmt,  so  ist  das  bindend.  Solche  Ansprüche  aui  'itVentlirb-ieciit- 
liche  Entsehftdiguug  sind  vermügen»rechtllcher  Natur;  sie  gehören  deshalb, 
soweit  nicht  Sonderbesttmmnngen  bestehen,  obgleich  sie  öffentUdi -rechtlich 
sind,  vor  die  ZiTilgerichte*). 

Von  einem  EntscUUUgnngsanspmcb  Icann,  mag  avch  der  BeUehene  dnrch 
den  Verwaltnngsalct  eine  Vemögenseinbusse  erleiden,  keine  Kede  sein: 
a»  wenn  der  schädigende  Verwaltuntrsakt  kein  konzessionsniilssiges  Kecht 
verletzt,  b>  wenn  es  sich  bei  dem  l^iugrifie  um  polizeiliche  Massnahmeu 

Aoffliehtsbehörde  werden  flbrig«is  gar  nieht  enat^fliehtig  mseben,  weil  sie  nur  das 

verlangen,  was  dem  Unter  neinner  kraft  der  Konzession  obliegt.  Vgl.  auch  0.  Mayer, 
Dt.scli.  Vwr.  II  .'510.  Zu  lieai  hten  ist  auch  tiierbei,  dass  es  sirli  häufig  um  poUseiliche 
Massregein  baudelt,  für  die  ein  Ersatzanspruch  nicht  begründet  ist. 

>)  Vgl.  Beyscher  S.  296,  Hilse,  BieeabB.  14,  awf.,  Vogt  S.  43,  Heusler 
S.9,  15,  Morel  8.81,  84. 

^)  Vgl.  hienni  0.  Hayer,  Dtsch.  Vwr.  §  Eiul.  z.  Preuäri.  ALB.  §  75  und  die 
treffenden  AusfUhrnngen  Klei  seh  mann-?  EisenbK.  XX  .S.  29.')  ff,.  .370  fF. 

*)  Seiler  104:  Wo  ein  Maximum  der  Leistungen  erhöbt  wird,  mius  der  Staat 
cntsdriM^en. 

')  Uebenummt  der  Staat  den  Sebienenweg  sweagsweiae,  lo  «itfUlt  der  Ent- 

Mhädigungaauspruch,  weil  es  .sich  entweder  um  eine  Polizeiraassregel  bawlelt  oto 
K'enigsteus  der  l'ntcrnehnier  den  Vorwaltungaakt  selbst  verschuldet  bat,  gSUX.  Den 
Unieruelimer  bleibt  dann  nur  ein  bereicberuugsanspruch. 

*)  Das  hat  0.  Majer  anf  Urand  tob  $  13  OVO.  nacbgewieaen  (Dtseb.  Vwr.  I 
§  16  II);  vgl  Bey scher  8.295. 
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handelt'),  c)  wenn  der  Retrnffene  den  Verwaltuntrsakt  selbst  vfisrhuldet 
hat,  der  Schaden  als*'  auf  des  Geschadifrten  Veihalteu  zurückzuführen  ist'), 
d)  wenn  der  schlldiKcnde  Akt  durch  ein  (iesetz  erfolgt,  es  sei  denn,  dasb 
dies  ausdrücklieb  Ersatz  vorsieht^. 

5.  In  dm  Anfaichtnreeht  erschSpfen  sieh  die  Befagnine,  die  der  Staat 
dem  von  ihm  beliebenen  Straatenliabii-  wie  EteenbahBontemehmer  gegenüber 
bat|  keineswegs.  Dem  Staat  stehen  aneb  poUzelUcbe  Befognisse  xn*),  die 
vom  Anfsichtsrecht  zu  scheiden  sind  ^).  Anfsicht«reclit  und  Polizei  gegenüber 
einem  Schienenweg  decken  sidi  weder";,  noch  sind  sie  scharf  voneinander 
zu  trennen .  vielmehr  jrehen  sie  ineinander  über.  Zum  Teil  sind  die  Befug- 
nisse, die  der  Staat  kraft  Aufsichtsrechts  übt,  polizeilicher  Natur;  das  Auf- 
bichtärecht  gibt  aber  über  den  Rahmen  der  i'ulizeigewalt ')  liiuausgehendc 
Beftognisse,  es  ist  nicht  anf  die  FftUe  besebriiikt,  in.  denen  Störungen  der 
guten  Ordnung  drohen.  Vielmehr  hat  kraft  des  Aofsichterechts  der  Staat 
flberall  da  einxnschreiten,  wo  es  irgendwelche  Interessen  des  Sffentlichen 
Verkehrs  erfordern ').  Anderseits  greift  aber  auch  die  Polizeigewalt  weit 
über  das  Gebiet  des  Aufsichtsrechts  liinaus.  Dies  bezweckt  nur  den  Schutz 
des  ünteniolniH'iis  selbst  jrcm'nüber  dem  l'nternelimer.  Neben  den  Interessen 
des  Unternehnicius  liat  der  Staat  auch  noch  andere  zu  scliiitzen :  Kr  muss 
alle  Stürungen.  die  der  guten  Ordnung  ^'j  aas  dem  Unteruehmeu  oder  aa.s  dem 
Verhalten  des  Unternehmers  drohen,  verhindern.  Das  ist  dn  Teil  der  all- 
gemeinen staatlichen  Polizeigewalt.  Deshalb  fiberwaeht  neben  der  Aufsichts- 
behörde die  Polizei  Bau  und  Betrieb  des  Schienenwegs     and  kann  dabei  die 

O.  Mayer,  Fn.  Twr.  S.  284;  Dtscb.  Vwr.  II  861.  Hierunter  fallen  Siehemng»- 
anlagen  allerart. 

*)  Z.  B.  wenn  die  Kouzettsiun  wegen  koiizessionswidrigen  Verhaltens  sarftck- 
gesogen  wird. 

•)  Seiter  S.  61,  Morel  8. 81. 

*)  Audi  der  Unternehmer  bat  Polizeibcfußnissr;  er  Übt  die  ihm  bestimmnngsmiaiiig 
übertragene  Bahniiulizci  zum  Schutze  dos  Schionpnwetrps  tjegen  Störungen,  Ordaung 
des  Fersuneuveikebra  etc.    Vgl.  l'reuss.  Eisenbii.  vuui  :i.  November  1838  §  23. 

*)  Diese  Trennung  ist  nötig,  einmal  weil  eine  etwa  in  Frage  kommende  öffentUch- 
recbtUcbe  Eutachidignng  für  rein  pollMilicbe  Akte  von  Toruberein  au^geschloisen  ist; 
femer  aber  ist  oft  danach  auch  die  Zuständigkeit  der  Verwaltungsbebörden  Toracbieden. 

•)  Anfsichtsrecht  uinl  r<.lizi'it;ewalt  vei wei  h.M  lt  Seiler  i'S  3,5t 

Soweit  die  Polizei  ein  Teil  des  Aufsichtsrechts  ist,  uänilich  die  Verwaltung 
des  Schienenweges  betrifft,  wird  sie  von  der  .Aufsicbtsbebörde',  in  der  Regel  dem 
Ministerium,  geübt.  Preuss.  Ges.  vom  3.  NoTember  1836  §  24. 

•)  Fleischmann,  EisenltE  XX  S  28H  ft' 

•}  Besonders  des  Stra><senveikclir>  h<  \  Striis-^enliahneii 

'"j  Baupolizeiliche  Keclitsuormen  gelten  aiuli  liir  die  Schienenwege.  Wenn  regel- 
mftmig  vor  der  ErOffisnng  der  Bahn  Genebmignng  der  Bebörde  verlangt  wird  (vgl. 
Key  sc  her  8.  891,  Prenss.  (ies.  vom  3.  Not.  1838  §  22,  KleiubO.  Tom  28.  Jnll  1892 

8  1!''.  so  i^t  das  Polizeiübung.  F.liPimo  kann  die  Polizei  Vorschriften  über  die  Fabr^ 
({oscliwiudigkeit  geben  oder  liest  iiiaiiki)n<,'rii  liinsiclitlich  des  Personals  anordnen,  indon 
die  Austelhnig  Unfähiger  verboten  wird    Vgl.  §  '620  SütGB. 
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znm  Schntze  iiftVntliclier  Oiiliumg  iiiiügen  Anordnungen  frei  treffen.  Sie  wird, 
wo  die  pute  OrdimiiK  es  erfordert,  auch  selbst  tätlich  eingreifen*);  dies  kann 
in  der  Form  der  Ersatzvoruahme  auf  Kosten  des  Beliebenen  vor  sich  gehen 
daan,  wenn  der  Unternehmer  iigend  eine  Pflidit  ▼emnehlisBigt  und  ans  deren 
mehternilnng  StSrongen  der  guten  Ordnung  drohen.  Am  weitesten  gehen 
hier  die  PolixelbeAignisae,  wenn  der  gesamte  Bahnhetrieb  aas  irgendwelchem 
Qmnde  sei's  infolge  Absicht  des  Üntemehmer,  sei's  infolge  eines  Streiks 
der  Angestellten  —  gestSrt  wird^. 

C.  Die  rsebtiiche  Millnni  dss  Strasssahahmislsrseiimert  nr  Sspelnde. 

1.  Die  Benntiong  der  Strasse  doreh  den  Strassenbabnnnteraehmer  ist 
nicht  völlige  Beherrsdinng  des  Strsssenareals;  sie  stellt  nicht  OffentUeh^reeht- 
liches  Eigentum  dar,  sondern  begründet  nnr  Öffentlich-rechtlichen  Besita.  Das 
benntzte  Grmdstttck  kann,  wenn  es  in  privatem  Elgentam  steht  —  z.  B. 

al»  Privatvveg  —  auch  woitorliin  Privateitrenlum  bleiben;  ist  die  Strasse 
öft'entlirh,  so  kann  da.«  «iffentlich- rechtliche  Eigentum  am  Wege  neben  dem 
ölientlich-rechtlichen  Besitz,  den  die  Nutzung  der  StrasRenbahn  darstellt,  fort- 
bestehen. Dmch  die  Strassenbahn  wird  das  Grundstück  nur  in  der  Kichtung 
beherrscht,  dass  Schienen  dai-ein  gelegt  werden  nnd  Fahnsenge  darüber  fahren. 
Es  handelt  sich  am  eine  OfTentllch -rechtliche  Dienstbarkeit,  nm  ^ne  Be- 
la&tnng  des  Ghmndstttefces. 

Wohl  steht  es  dem  Staate  zu.  seinerseits  nach  freier  Entschliessnng  den 
Sihienenweg  so.  wie  iliui  jrut  dünkt,  zu  verleihen;  aber  über  die  Strasse  der 
Gemeinde  kann  die  staatliche  Beliörde  nicht  ohne  weiteres  verfügen.  Darans, 
dass  dpni  l'nternehmer  das  Hecht  /.um  Betriebe  einer  Strassenbahn  in  einer 
Gemeindestrasse  verlielieu  ist,  folgt  noch  nicht  das  Hecht  füi*  den  Unternehmer, 
In  diese  Strasse  Schienen  m  legen.  Entweder  mnss  die  Gemeinde  sostimmen  (a), 
oder  sie  mnss  dnrch  besonderen  Beefatstitel  genötigt  werden  können,  die  E^- 
wirinng  auf  ihre  Strasse  zu  dalden  (b). 

a)  Der  normale  Fall  ist.  dass  die  Konaession  dnrch  die  Staatsbehörde  erst 
erfolgt,  nachdem  der  Unternehmer  das  Einverständnis  der  Gemeinde  mit  seinen 
Plänen  narbcewiesen  hat.  Er  wird  also  zunilcLst  mit  der  Gemeinde  ver- 
Itandeln.  Dass  er  ilir  für  die  Befugnis.  Schienen  in  die  Strasse  legen  zn 
dürfen,  eine  Gegenleistung  bietet,  ist  billig. 

Nicht  nur,  dass  die  Strasse,  solange  sie  der  Strassenbahnuntemehmer 
benntat,  nicht  mehr  in  yoUem  Umfange  dem  Strasseaverkdir  dienen  kann,  es 
entstehen  anch  dnrch  die  Mitbenntaiing  der  Strasse  dnrch  die  Bahn  Unkosten: 
der  Strassenherr,  in  der  Regel  die  Oemnnde,  trflgt  die  Wegebaalaat,  die 

Die  Polizei  kann  Eiustelluug  des  Betriebes  erzwingen,  wenn  er  mit  besonderen 
Gefahren  verbunden  ist.  £s  kann  s.  B.  eine  Brücke  oder  eine  Stromleitung  auf  einer 
CÜBiitliehen  Strasse  schadhaft  seia.    8.  Obor  polisellleh  verfllgte  StrasseaapsmiBg: 

Fleischmaiin,  EisenbE.  XX  S.  28ß  IT. 

-I  Dass  der  Stillstand  einer  öffentliiheii  EiBenbahn,  durch  den  die  gesamte  Wirt- 
schaft weiter  Gebiete  gefährdet  werdeu  kann,  eine  Stoniug  der  guteu  Ordnung  zur 
Folge  bat,  ist  Idar. 
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durch  das  Babnnnternelimen  erhöht  wird.  Aadergeit«  hat  der  Unternehmer 
des  Schienenweges  bedeutende  Vorteile,  wenn  er  die  öffentliche  Strasse  für 
seine  Zwotke  heuntzen  darf:  er  «part  niolit  allein  die  Kosten  ilo  Ankanfs 
von  (iniml  und  Hodtn  für  den  Bahnkiirpor ,  sondern  auch  die  Knuten  der 
Anla^^e  eines  I  nterljaues  für  seinen  Schienenweg;.  Deshalb  ist  es  nur  biilif?. 
wenn  der  Beliebene  der  Gemeinde  nicht  nur  den  durch  seinen  Schienenweg 
erzengten  Hebnmfw«nd  erstattet,  sondern  auch  einen  Teil  der  regelmissigen 
Wegebanlasten  mitttbemimrot  Das  Ergebnis  dieser  Verhandlungen  zwisclien 
Gemeinde  nnd  Untemelimer  ist  ein  Verwaltnngsakt,  der  einerseits  diesem  eine 
Macht  über  die  öffentliche  Sache,  ein  Nntzangsrecht  an  der  Strasse,  einrSumt 
nnd  der  anderseits  die  Leistung  an  die  Gemeinde  festsetzt  ^i.  Die  Stellunc 
des  l'nternehraers  zur  Genif^inde  ist  ganz  entsprechend  seiner  Stellung  zuui 
Staate  zu  beurteilen:  den  bei  der  Belcihang  gegebenen  Zusagen  zuwider  kann 
da»  Ivecht  des  Lutürnehniers  nur  ans  Gründen  des  allgemeinen  öffentlichen 
Interesses  nnd  nnr  gegen  Bntschftdigang  rericttrat  werden.  Weniger  Bechte 
ais  der  Staat  hat  aber  die  Gemeinde  insofern,  als  der  Staat  bei  der  Ver- 
leihung und  AufsichtsfBhmng  völlig  frei  ist,  wihrend  die  Gemeinde  bei  der 
Verleihung  der  Strassennntzung  unter  Umstinden  dem  höheren  Willen  des 
Staats  sich  fügen  mnss  (vgl.  unten  zu  b). 

Der  Art  nach  kann  die  T.ast,  die  der  Unternehmer  für  die  Mitbenutzung 
der  öffentUclien  Strasse  zu  tiagen  luvt,  ganz  versebieden  sein:  die  Gemeinde 
Icann  einen  Teil  des  Ertrages  erliaUen^  oder  eine  Quote  ihrer  Wegebaukosten 
wird  Uu*  vergütet  j  oder  der  Unternehmer  mnas  eine  feste  toime  beaaUen*); 
oder  er  hat  ^en  Teil  der  Strasse,  etwa  das  zwischen  den  Schienen  liegende 
StQok,  XU  besorgen.  Ja,  der  Beitrag  kann  auch  die  Form  eines  entgeltlichen 
oder  unentgeltiiehen  Heimfallsrechtes  für  die  Gemeinde  annehmen.  In  keinem 
Falle  aber  Icönnen  solche  Bestimmungen  einseitig,  ohne  Zustimmung  des  Be- 
liehenen,  für  diesen  ersehwert  werden,  weil  sie  rein  vennögensreehtlich  sind. 

Der  Unterneluner  kann  dabei  natürlicli  niiiit  gültig  Verspreclinntrcn 
machen,  die  eine  unmögliche  Leistung'  darstellen  Hat  z.  B.  die  Gemeinde 
sich  Rechte  und  Befugnisse  vom  L'nternebmer  zusprechen  lassen,  die  der  Auf- 
siditsbehSrde  nnveränaserlieh  anstehen,  so  kSnnen  solche  Bestimmungen  k^e 
Bechtswirkung  haben.  Auch  wenn  die  AnftichtsbehSrde  diese  Vereinbarungen 
gatheisst,  kann  sie  dadurch  ihr  unTerftnsseriiches  Aufidchtsrecht  nieltt  verliweB. 
Eine  solche  Genehmigung  stellt  vielmehr  nur  eine  Uebert ragung  der  Aufsichts- 
befugnisse dar  zur  Führunt?  an  Stelle  des  Staates  und  für  solange,  als  der 
Ötaat  es  für  irut  hiilt.  dif  Gemeinde  das  Aufsichtsrecht  üben  zu  lassen. 

b)  Ist  die  Gemeiiidf  aber  mit  der  licnutzuni:  dei-  Strasse  durch  den 
Unternehmer  nicht  einverstanden,  so  kommt  es  daraut  an,  die  mangelnde  Zu- 
stimmong  durch  einen  Akt  einer  höheren  Instanz  zu  beheben.  Soll  eine 
öffentliche  Strasse  f8r  einen  öffentlichen  Schienenweg  benutzt  werden,  so 

>)  Das  Rei(  hsgericlit  dagcffen  sieht  darin  Miete  ^vgl.  Heinitz,  fUsenbE. 
XVni,  71t),  ebeusu  üilae  (Vcrstadtlicbuug  ä. 

')  Auch  die  OewShmug  freier  Fahrt  an  die  Kommnnftlbesmten  ist  em  Teil  solcher 
Leistung  an  die  Gemeinde  (Ztschr.  f.  Kleinb.  1906  8. 66). 
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stehen  sich  zwei  nftcntliilie  riitfriu-liiiitii  ]ü:egenüber;  Enttijrming  ist  mit  dem 
öflentlichen  Eigentum  nicht  wühl  vereinbar.  Vielmehr  gilt  hier  der  Grundsatz, 
dass  das  wioktigei«  Unternehmen  dem  weniger  bedentenden  vorgeht*).  Gibt 
die  Oem^nde  für  den  wichtigeren  Offentlidum  Zwedc  ihre  Straaaen  nicht  gat- 
willig  her  —  z.  B.  eine  Nebenstnase  für  eine  wichtige  dtraaaenbnhnlinie  — 
80  könnte  si»  im  Wepe  der  Oberaufsicht  wohl  dazu  angehalten  werden"). 
Hat  sie  durch  diesen  Verwaltungsakt  Schaden ,  so  kann  sie  allerdings  üffentlich- 
rechtliche  EntschadiLMiiiL-^  verlaiifren  Rei  nianrhen  Strassenbahnunternehmungen 
aber  wird  das  Interesse  au  der  Freiheil  iler  iittent liehen  Strasse  so  gross 
oder  grösser  sein  als  der  Nutzen  der  Bahn.  Hier  würde  deshalb  die  Möglich- 
keit, die  Gemeinde  zur  üergabe  ilirer  Strasse  anzuhalten,  versagen;  der 
Unternehmer  ist  dann  auf  gatÜche  Vereinbarang  angewiesen. 

Da  es  sich  bei  der  üeberlassnng  der  Strasse  an  den  Beliehenen  nur  um 
eine  VerfBgung  Uber  eine  öffentliche  Sache  und  am  eine  TermSgensrechtliche 
Leistung  des  Beliehenen,  nicht  aber  am  Uebertragnng  öfTentlicher  Verwaltung 
liandelt,  kann  hierbei  von  einer  ^Konzession"  des  rriternehmens  durcli  die 
(iemeinde  nicht  die  Kede  sein;  ebensowenig  aber  darf  dabei  von  einem  „Ver- 
trag" der  Gemeinde  mit  dem  wesentlich  passiv  beteiligten  Unternehmer  ge- 
sprochen werden  "j. 

Obgleich  die  Gemeinde  heate  in  der  Regel  Herrin  ihrer  Wege  ist,  be- 
geht sich  diese  Verwaltnngsbefngnis  nicht  anch  anf  die  Schienenwege  innerhalb 
der  Gemeinde,  so  dass  etwa  ihr  «nd  nicht  dem  Staat  die  Vorleihang  snstitaide. 
Früher  führte  allerdings  in  der  Regel  die  Gemeinde  die  Verwaltung  ilires 
Wegewesens  selbst  und  zu  eigenem  Recht.  Selbstilndigc  Herrin  ihrer* 
Wege  ist  sie  zwar  audi  heute  wieder,  aber  dazwi.schen  hat  der  Polizei.staat 
die  Verwaltung;  des  iresumten  Wegewesens  an  sich  gerissen;  erst  durcli  den 
Staat  ist  neuerdings  wieder  die  Wegefürsorge  durch  Gesetzgebung  den  Ge- 
meinden zugewiesen.  So  ist  die  Wegeherrachalt  der  8elbstv«rwaltBiigBic5rper 
heate  vom  Staate  abgeleitet,  ünd  da  der  Staat  die  Verwaltung  der 
Schimenwege  nicht  dem  GeschftftskrelB  der  Gemeinden  angewiesen  hat,  hat 
nnr  er  die  Schienenwege  an  verleihen. 


M  Wg]  die  Kntsch.  des  PreoM.  Minist,  dw  Blliuiti.  Arbeiten,  afagedmclct  in 

i^'ischers  Zu<!hr.  24.  /o». 

')  In  Prcusseu  durch  da«  gesetzlich  geregelte  Ergäuzuugäveriahreu     7  Kloiubü. 
Tom  28.JaU  1092). 

*)  Vgl.  dasQ  Scheicher,  Fischers  Ztschr. 80, im.  Das  Reichsgericht  (Bntsoh. 

vom  ß.  Jnli  1905,  Zt?chr.  f.  Kleiub.  1!K).^,  om)  sagt:  ,Die  Vercinbarangen  zwiBcheii 
Strassenbahnuiitenielimer  inid  Gemeinde  .sind  Pri  vat  ver  r  riige  Ebenso  Butsch.  vom 
24.  April  (EiseubE.  XIX,  «aij.  ~  Nein,  es  sind  üfientlicb-rechtliche  Becbts- 
gesch&fte:  VerwaltuDgaakte,  welche  mit  Ziisttmmmig  des  Unternehmen  ergehen; 
stimmt  er  nicht  zo,  so  erhält  er  die  Strassennatsnng  nicht,  vgl.  Entsch.  des  säcbs. 
Min.  d.  Inn.  (Fischers  Ztschr,  21,  5:^*.  —  Den  Zivilvprtrii<^en  ^mil  sie  insofern  ähnlich, 
als  sie,  weil  rein  vcimngonsrei  hilich,  awch  die  (Gemeinde  binden.  Störk,  EisenbE.  XXIII 
S.  20ö,  sieht  in  dein  Zusliinniungsvertrage  eine  Verbindung  üfTeutlich-  und  privatrecht- 
licher Elemente. 
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Tb.  Kittel,  Uecbtliche  Stellung  ileü  Strawenbaboiialemabuierib. 


2.  AiM  der  Tatsache,  dass  an  dffentlielien  Wegen  ein  Oemeingebraneh 
beftebt,  darf  kefaieswegs  gefolgert  werden,  das«  ee  jedermann  ftreistllnde,  in 
die  5ff4»itUehen  Wege  Sebienen  za  legen  Dazn  sind  die  Wege  niebt  an- 
gelobt. r>ie  We^epolizei  wtlrde  es  mit  Recht  als  StSmng  der  gnten  Ordnung 
verhindern.  Audi  ans  der  Konzession  darf  man  in  dieser  Bezielinnp  nirlit 
zn  viele  Rechte  herleiten.  Wem  «lie  Ausfiihrunfr  eines  Scliionpiiwepes  auf 
t'inor  »iftent liehen  Strasse  übertragen  ist,  der  darf  den  Schienenweg  innner 
nur  SU  anlegen,  dubs  die  Ordnung  des  Strassenverkehres  dailurch  mögliclist 
wenig  gestört  wird.  In  dieser  Riehtnng  bat  daher  immer  nocb  die  Wegc- 
polineibehörde  —  das  ist  in  der  Regel  die  Gemeinde  —  mitanreden.  Die 
Konzession  ut  eine  Beleihnng  mit  der  Anlage  nur,  soweit  ihr  nicht  poliseilicbe 
Bedenken  entgegenstehen.  Sofeiii  allerdings  bei  der  Konzession  selbi^t  die 
Art  der  Ausföhrnng  des  Unternehmens  frerecrelt  ist,  wird  man  der  Ortspolizei- 
bohörde  di<^  BefuBrnis,  dariUtor  Vdrseliritten  zu  niaclien,  absprechen  müssen*). 
Erjribt  sich  dann,  dass  die  konzes.sionsinässige  Durchführung  der  Anlage 
Störungen  der  guten  Ordnung  zur  Folge  hat,  su  wird  der  Ortspolizei  nichts 
Übrig  bleiben,  als  bdm  lOnisterinm  deshalb  vorstellig  zn  werden  vnd  eine 
Aendemng  der  Konsession  ananregen.  Wenn  aber  ausserhalb  des  Rahmens 
der  in  der  Konsession  vorgesehenen  VerlAltniBBe,  bei  Anli^  oder  Betrieb 
Stfirnngen  der  guten  Ordnung  drohen  oder  sich  zeigen,  so  kann  und  mass 
die  Ortspolizei  einschreiten  ^)  und  wenn  nötig  mit  Gewalt  Abhilfe  schaffen. 
Die  Ortspolizeibehfirde,  in  der  Regel  die  Gemeinde,  übt  die  oben  dargestellten 
rolizeibcfugnisse  des  Staates^):  Nicht  nni  Betrieb  und  Betrieb.smittel  sind 
Von  ihr  zu  prüfen  und  eventuell  zn  genehmigen;  auch  bezüglich  des  Fahr- 
planes hat  die  Gemeinde  unter  Umständen  aus  polizeilichen  Orftnden  mitzu- 
reden. Dagegen  ist  es  kaum  denkbar,  dass  im  Znsammenhang  mit  dem 
Tarifwesen  StSmngen  der  gnten  Ordnung  hervortreten  kSnnten;  deshalb  ist 
hier  eine  Zuständigkeit  der  Gemeinde  nicht  begründet^). 

Alle  diese  polizeilichen  Befugnisse  aber  bemhen  nicht  auf  der  Konzession 
des  ruternelimens.  Mit  ihr  haben  sie  nnniittelbar  gar  nichts  zn  tun.  entstellen 
vielmehr  nur  anlüs^licli  der  Verleihung  ans  den  durch  diese  begründeten 
Verhältnissen.  Desiialb  ist  die  Gemeinde  bei  dem  Verwaltungsakt  der 
Konzession  des  Unternehmens  gar  nicht  beteiligt,  wenn  auch  deren 
Wirksamkeit  von  der  Zustimmung  der  Gemeinde  als  der  Strasaenberrin  ab- 
httngen  kann. 

')  O.  Mayer,  Itf-sch  Vwr  II  S  118  ff. 

*)  Vgl.  Preuss.  OVG.  vum  21.  Dezember  lSK)a  (Ztschr.  f.  Kleiub.  1M)5,  ut). 
■)  Zunlebst  wird  sie  das  auf  gfltliebem  Wege  vennehen,  .in  Vertngafnm ' 
(Bntick.  des  Komp.>(Tericbtahofs  vom  17.  üesenber  1880  m  Fischen  Ztsdur.  13,  m). 

*)  Ztsrhr.  f  Klciiil-,  IW),'). 

*)  Jedenfalls  f<»lgl  sie  nicht  wie  Milse  i  N  erstadtliclinug  S.  46  »  anniiiiitit  — 
aU8  §  76  der  (iewerbeordnung,  da  uiau  eine  ätraüseubabn  nicht  als  „Transportmittel, 
des  Öffentlich  snm  Oebranche  aafgestelit  ist",  beieichnen  knan. 
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I.  Besondere  eisenbahnreditliclie  Schriften. 

niMtawitl,  er.,  Eegierangirat  AbftnderangtvoMchlttge  iv  dem  7.  Abflohnitt 
des  dritten  Baehes  des  HandeUgesetzbucbes.  SondertbdnidE  au  der  Zelt- 

■obrift  für  das  gesamte  Handelsrecht  Bd  f)9  Heft  1.  1JX)6. 

Per  Verfasser  Imt  die  derzeit  in  der  AiHfiilining  begriffene  Neuredaktion  der 
Eisenbabuverkehr»orduuug  ztuu  Anlasse  geuuiuuieu,  iui  AuöcblutitH:  an  einige,  in  seiueu 
jflngBt  enebieaeneB  Bnebe  Uber  die  Haitvag  der  ffinababa  Ar  Yerhut,  BeeohBdigong 
md  Lieferfristüberschreitung  nach  deutschem  Fracbtrecbt  (vgl.  Bd.  XXIII  Ifeft  2 
8.218  dieser  Zeitsclirift  bereits  enthaltene  Hinweisungen  eingehendere  Vorschläge 
für  eine  Verbesserung  iler  derzeitigen  Bestironinngen  des  Handelsgesetzbuches  über 
das  Eisenbahnfracbtreubt  zu  luacbeu.  Wenn  inau  auch  der  Autfassung  Rundnageis 
tibtf  die  Auslegung  mancher  dieser  Besdramnagen  de  lege  lata  niebk  flberall  wird 
beitreten  kOniMi,  so  nrnss  doch  anerkaiiiit  werden,  duss  »eine  Abänderongsvorscbliige 
M^hr  beachtenswert  sind  und  vielfach  iiiKii  trceignet  erscheinen,  so  manche  Streit- 
frage, die  in  der  derzeitigen,  nicht  immer  vollständig  klaren  Fassung  des  (icsetzes 
ihren  Grund  bat,  in  einer  den  Anforderungen  des  Verkehrs  Becbnang  tragenden  Weise 
BQ  besdtigeo.  Dais  dies  bei  eiaean  so  wiebtigea  und  tagtl^idi  ia  nngesUilten  StUlea 
zum  Abschlüsse  gelangenden  Rechtsgeschäfte,  wie  dem  Eiseubahnfrachtvertrag,  ein 
erheblicher  (iewinn  wäre,  i^t  ohne  weiftros  khir.  Eine  Abänderung  der  hier  in  Rede 
stehenden  Bestimmungen  des  Haudclsgetzbuches  ist  nun  zwar  in  absehbarer  Zeit 
nicht  zu  erhoffen ;  dies  darf  aber  nicht  hindern,  den  gut  begründeten  Vorschlägen  auf 
eine  sokhe  Abftadenrog  ToIle  Beaohtuag  aateil  werdea  an  lassea.  Dr.  Beiadl,  Httncben. 
Baale,  Jos.  H.,  Wyaian,  Bnee.  The  law  of  raiiroad  rate  regnlatiaa  with  special  reference 

to  Aiiieiii  iin  Icgislation.    Boston  19(Wi.    ,1.  Nagel. 
Dereux,  G.    l)e  la  uature  juriiliciue  des  tarifs  de  cbemins  de  fer.  Paris  1906.  iiousseau. 
Piet,  6.  Elements  de  la  lögislatiun  des  cbemins  de  fer  et  des  tramways.  Paris  1906. 

Berger-Lerranit  A  Co. 

II.  Mit  dem  Eisenbahnrecht  im  Zusammenhange  stehende  Schriften. 

Aollllles,  Or.  A.,  Keichsgerichtsrat.  Bürgerliches  Gesetzbuch  nebst  EinfUhruugs- 
geaetz,  nach  dem  Tode  des  ersten  Herausgebers  in  Verbindung  mit  Dr.  F.  Aadrfi, 
F.  Bitgen,  O.  Streeker,  Dr.  K.  Uaaner,  beranagegebea  von  M.  Oreill,  Geb. 

Obeijnstizrat.  5.  Aufl.  Berlin  190B.  J.  (iuttentag. 

Die  neue  Anflagc  ist  ihrer  Vorgängerin ,  welcher  bereits  in  Bd.  XIX  S.  379 
die  gebührende  Anerkennung  ausgesprocbeu  worden  ist,  in  einer  Jbrist  von  kaum 
8  Jahren  gefolgt;  wohl  der  beste  Beweis  für  die  Beliebtheit,  die  sich  das  Werk  in 
weiten  Kreisen  dnrch  seine  grossen  Vorallge  erworben  hat.  Die  Verfasser  babea  in 
dar  neuen  Auflage  die  Becbtsprcchnng  der  letzten  .Jahre  in  Tollem  Hasse  berück- 
sichtigt und  die  Kriänternugen  durch  zahlreiche  wertvolle  Zusätze  bereichert,  so  dass 
der  Umfang  um  mehr  als  10  Druckbügen  gewachsen  ist.  Das  Werk  kann  auch  in 
seiner  neuen  Qestalt  als  einer  der  besten  Handkommentare  des  BGB.  aafs  wärmste 
empfohlen  werden.  Schmita,  KQln. 

BernhSff,  Dr.  F.,  Professor.  Das  neue  btrgerliche  Recht  iu  populärer  Dar- 
stellung mit  Beispielen  aus  dem  praktischnn  Leben.  5  Bäadcben  (Bd.  3 
geteilt;.  .Stuttgart  1H02— 1907.  Ernst  Heinrich  Moiitz. 

Der  Verfasser  bat  sich  der  schwierigen  Aufgabe  einer  populären  Darstellung 
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dM  netien  bflrgcrlichen  Rechts  unterzogen  und  diese  Aufgabe  auf  das  glücklichste 
gelöst.   Das  Werk  mnfasst  in  5  liandlieken  kleinen  Bindchen  4i«  grase  Materie 

(Bil.  1  Einleitung  und  nlluiMiitiiKr  Teil.  Bd.  2  Schuld  Verhältnisse,  Bd.  3,  Sachen- 
recht. 15(1  4  Fiiinilicnreclit,  Üii.  ö  Erbrecliti  und  erweist  nifh  als  ein  treftliclior  Fiilirer 
durch  das  gesamte  grosse  (iebiet.  Mit  besonderem  Geschick  und  uusscrurdcntliclier 
Sachkenntnis  hat  es  der  Verfasser  verstanden,  selbst  die  schwierigsten  Rechtss&tze 
und  Institute  durch  die  Klarheit  und  den  populären  Ton  der  Danteilung,  die  Uaber- 
sichtlichkeit  des  Systems  und  die  Wahl  zahlreicher  paaswder  Beispiele  gemeinyer- 
stäudlich  zu  machen,  ohne  jedoch  die  Theorie  und  rerlitlitlic  Btijründiing  zti  ver- 
nachlässigen. Jedermann,  er  sei  Laie  oder  Jurist,  wird  iu  diesem  Werke  schnelle, 
suverl&ssige  und  rdebe  Belehrung  finden,  ungehindert  durch  verwickelte  oder  uur 
den  Fachgelehrten  verstindliehe  Ausfahmngen  und  Ausdrücke.  Bin  solches  Werte 
war  für  die  Popularisierung  unseres  Rechts  ein  wirttliches  Bedürfnis  und  kann  der 
lebhaftesten  Anerkennung  und  weitesten  Verbreitung  gewiss  sein.      Dr.  Eger,  Berlin. 

Warneyers  Jahrbuch  der  Entscheidungen  auf  dem  Gebiete  des  Zivil-.  Handels-  und 
Prozessrechts,  herausgegeben  von  Dr.  Otto  War uey er,  Amtsrichter.  5.  Jahrgang, 
eithiJtend  die  Literat  und  Rechtsprechung  des  Jahres  1906.  Leipzig  1907.  Bossberg. 

Der  6.  Jahrgang  des  Jahrbuchs,  welcher  die  Literatur  und  Rechtsprechung  des 
Jahres  1906  umfasst,  steht  an  Vullst.'indigkeit  des  luhalt.s,  Klarheit  und  üebersicht- 
lichkeit  der  Anordnung  hinter  seinen  Vorgängern  nicht  zurttck.  iMiui  wird  keine 
wichtige  Entscheidung,  keine  neuneusweite  Schrift  vermissen,  welche  im  vergangenen 
Jahre  in  besug  *uf  ^  Ziril-,  Handeb-  und  Proaessieeht  Denteehlaads  vwMfontlieiit 
worden  ist  Durch  diese  grossen  Vonflge  hat  sich  das  Jahrbuch  seinen  Ruf  als 
nnenthchrliches  Hilfsmittel  fflr  die  Theorie  und  Praxis  erworben  und  gesichert  und 
verdient  in  vollem  Masse  die  grosse  Anerkennung,  die  ihm  allseitig  zuteil  wird. 

Dr.  Meyer,  Berlin. 

WaratyMt  JahrfeMfe  itr  EitMhtldnngen  auf  dem  Gebiete  de»  Stra  frech  ts  und 
Straf prosesses,  bearbeitet  von  Georg  Rosenmfliler,  Amtsrichtnr.  1.  Jahrgang, 

enthaltend  die  Literatur  und  Bechtsprechnng  des  Jahres  19()ß.  Leipzig  1907.  Kossberg. 

Nach  dem  von  Warneyer  vorgezeichneten  IMane  und  in  wesentlicher  Ueherein- 
stimmung  mit  dem  Warneyerschen  Jalirbuch  fUr  Zivilrecht  und  -Prozess  hat  sich 
Beeennftller  dir  äamnlung  und  Bearbeitung  des  Jahrbnehs  für  Straftucht  uad  -Fmaess 
in  höchst  sorgfJUtiger  und  geschickter  Weise  nntenogen.  Dadureh  ist  eine  sehr 
wünschenswerte  und  wichtige  Ergänzung  für  das  crsterc  geschalfen  und  der  Wert 
desselben  erhöht  worden.  Nur  insoweit  weicht  das  Jalirbuch  für  Strafrecht  von 
dem  Jahrbuch  fUr  Zivilrecht  iu  der  Fassung  ab,  als  ersteres  uicht  die  blossen  Zitate, 
sondern  die  knnea  Inhaltsangaben  der  Abhandlungen  enthält,  dne  Ansdahnnttg, 
welche  in  Rtteksidit  auf  die  geplante  Strafreehtsrefrain  eifoideifidi  «schien.  Das 
Jalirbuch,  welches  sich  durch  die  Ubersichtliche  Gruppierung  der  Entscheidungen  und 
die  markante  Hervorhehunir  der  darin  enthalteuen  Bechtssätse  auszeichnet,  wird 
allen  Interessenten  sehr  willkommen  sein.  Dr.  Ueyer,  Berlin. 

Btmhak,  Ctnrai.  Grundriss  des  Verwaituugsreehts  in  PrauiaeB  und  den 
Deutschen  Reiche.  Leipsig  1906.  A.  Deichert  (Georg  Böhme). 

Das  Buch  soll  keine  ansfflhrliche  Darstellung  des  Verwaltungsrechts,  sondern 
seinem  Titel  entsprechend  nur  in  kurzen  (inindziigeu  eine  Uebensicht  des  Verwaituugs- 
reehts gebeu  und  seine  weitere  Ausgestaltung  in  den  Vorlesungen  selbst  erhalten; 
aber  doch  auch  die  Möglichkeit  bieten,  auf  dieser  Grundlage  selbständig  weiter  sn 
arbeiten.  In  diesem  Rahmen  hat  der  rOhmliehst  belauinte  Verfasser  seine  Aufgabe 
mit  gewohnter  Gründlichkeit  und  Sachkenntnis  trefflich  gelöst.  Dem  Gaona  ist  ein« 
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kon  gefasste  geschichtliche  Eiuldtnng  vonmgewbiekt,  weldie  die  Bntwieklniig  des 
loeiuBiMheii  VenraltaagsreohU  eiu  der  BtSndiwbeii  TerritorialverfanNing  hie  mr 

konstitutionell-monarchischen  nnd  der  ueaesten  Vemraltiitigereform  zum  Gegenstande 
hat.  Sodann  folgt  die  Darstellung  des  Vernaltnng:arechts  in  H  Abteilungen,  von 
deucn  I.  die  Ailgeuieiueu  Lebreu,  II.  die  Verwalluugaorgaue  ^lieamtenrecht,  Ver- 
waltunggorganiMtion  und  Sechtesehiits  Mif  dem  Oehiete  dee  öffentlichen  Beehta), 
in.  die  Binselgeliiete  ivt  VnwtAtmg  (des  lanan,  der  Ffauuuwn,  Kixdie  und  Schule, 
des  Auswar tit,'eni  uinfasst.  Durch  die  Uebersichtlichkeit  der  Anordnung,  die  Klarheit 
der  Ansfiihrungeu  nnd  die  Vollständigkeit  des  Inhalts  eignet  sich  der  Grundris« 
vorzüglich  nicht  nur  zum  Seibststudinm,  soudcm  auch  zur  Qnudlage  von  Vorlesungen 
und  Angehenderen  Arbeiten.  Dr.  Eger,  Borlin. 

ItowlMk,  CMrad.    Orundriaa  dea  dentaehen  Staatarechta.    LApiig  1907. 

A.  Deicbert  (Georg  Böbuie). 

Der  Verfasser  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  das  deutsche  Staatsrecht  in 
kürzester  Ziismimienfassting  zu  behandeln,  indem  er  darauf  hinweist,  das  ein  drin- 
gendes Bedürfnis  nicht  nur  für  Studierende,  sondern  auch  für  weite  Kreise  der 
geMIdeten  Klaaien  beateht,  die  wiaaenaohaftlichen  Ergebniaae  auf  dem  Gebiete  dea 
SUntareehta  io  kurzer  Form  dargeboten  an  erhalten.  Demgemftaa  iat  das  Werk  zwar 
nur  als  Grundriss  bezeichnet,  aber  es  niuss  rtthniend  anerkannt  Werzlen,  'l;i.ss  der 
Verfasser  darüber  hinaus,  wenn  auch  in  (jedriingter  Fassung,  mit  der  ihm  eigenen 
Umsicht  und  Sorgfalt  eine  vollständige  und  lehrreiche  Darstellung  sowohl  de^i 
dentaehen,  wie  dea  Lasdeaatnatareehta  gibt.  Daa  Werk  lerfMUt  in  3  BOdier,  Ton 
denen  Buch  I  das  Landeaatnatareeht  (Ornndlagea,  Erbliche  Monanhie,  Objdite  der 
Herrschaft,  die  Volksvertretung,  die  staatlichen  Funktionen,  Hauptgrundsätz*^  der 
Staatsverwaltung  I ,  Buch  II  das  Keichsstaatsrccht  i  GrundlaLcen ,  Organisutiuu  der 
Beicbsgewalt,  Funktionen  des  Reichs,  lieichsvcrwaltuugj,  Buch  Iii  das  allgeuieiue 
Staatareeht  entbAlt.  In  dieeem  Sytimn  ateltt  der  Vwfaaaer  die  Daiateliung  dea  poai- 
tiven  Landea-  nnd  Reichsstaatsrechts  voran  nnd  zieht  ana  dieaen  die  allgemeinen 
Kegeln  des  Sfant.srefhtf.  Da.s  Buch  wird  jedem,  der  sich  mit  staatsrechtlichen  Fragen 
beschäfti>i;t,  eine  rt  iche  (Quelle  der  Belehrung  und  ein  anregender  Führer  bei  speziellen 
Arbeiten  auf  dcui  Gebiete  des  Staatsrechts  sein.  Dr.  Eger,  Berlin. 

Fnolitfeeritr,  Otto.  Bntaeheidnngen  dea  Reiehageriohta  etc.  Bd.  IX:  Kranken- 
versicbernngageaetie  (1B8:{-^1H(J0),  2.  Aufl.  und  Erstes  Sappleiuent  (l!K)l 
bia  1904k  herausg.  von  T,  Keidel,  Kp).  Bezirksamtraann.    Glessen  tOO(;    Eniil  Roth. 

Der  Zweck  der  höchst  verdienstvollen  Sammlung  besteht  darin .  nicht  nur  die 
Bcchtsgruudsätze  mitzuteilen,  sondern  den  wesentlichen  Inhalt  der  Entscheidungeu 
mit  Tatbeatand  nnd  Gründen  wiederzugeben.  Auf  dieae  Weiae  iat  eine  eigene  Prdfimg 
der  Tragweite  einer  jeden  Entscheidung  nadi  Maaagnbe  ihree  Wortlauts  möglich 
nnd  eine  wichtige  und  nnentbehrlicbe  Ergänzuntj  m  den  Kommentaren  des  Kranken- 
ver.sichemngsgesetzes  genchaften.  Sowohl  der  llaui»tband,  welcher  die  Jahre  i8H3 
bis  wie  der  Ergänzungsband,  welcher  die  Jahre  1901— ISKM  umfasst,  sind 

ttbereinatimmend  nach  dieaen  GeaichtainiBkten  bearbeitet  und  apredien  fttr  den  gnnen 
Fleiss,  die  Sachkenntnis  und  Umsicht  des  Verfasiera.  Der  Brg&uzQngsbaud  ist  eo- 
wohl  durch  die  AeiidoinnLr  di-s  Krankenver.'^ichcrnnf^si^'csetzo-^  mit  der  Novelle  vom 
2ö.  Mai  1903,  wie  ilurc.h  die  uilicbliche  Zahl  wichtij^cr  Ei keniitiHs.sc.  welche  seit  IIHK) 
auf  diesem  tiebiete  ergangen  sind,  notwendig  geworden.  Auch  bildet  es  eine  wesent- 
lidie  Bereiehemng,  daaa  in  einem  Anhange  diejenigen  Beetimmnngen  nnd  Entachei- 
dungen  betr.  die  ünfallversichernngsgeaetze  nnd  das  Invalidenversicbeningsgeaetn 
bdgefflgt  sind,  weiche  sum  Kraninnveraieberangsgeaetae  in  heaonderer  Beciehnng 
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(Ges.- u.  Verordi).-r.I  S.  87r :  —  Allerh.  Verordnung  vom  18.  Dezember  IRW;  betr. 
daa  Staataministerinni  fUr  Verkebrsangelegenheiten  (S.  880);  —  vom  18.  Dezember 
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190«,  betr.  Vollzug  der  ^  128— 1H2  des  (icwrVG.  fS.  H83\:  —  Min -H^»k.  vom  3.  Jan. 
liK)7,  betr.  die  zweite  Prüfung  für  deu  böheren  Justiz-  und  Verwaltaugsdienst 
(JltBl.  1907  S.  1). 

BrKlMh-Oltilldiea.  Allgemeine  Vorsdniften  für  die  unter  ataatlicber  Verwaltung 
stehenden  Ei.<!enbahnen  Britisch-Irnliens  Tom  8.  September  1906.  ((jm.  oflndia,  Bei- 
heft Nr.  36,  vom  8.  SeptembcM  ) 

OeHteohee  ReiOh.  Bek.  des  Keichäkauzlerä  vom  lU.  November  1906,  betr.  Aeuderoug  der 
Anlage  B  lar  BiMnbVerkO.  (BOBI.  8. 867,  BieeebVerordaBI.  S.  644). 

Frukniak.  Verordunng  des  Präsidenten  der  Republik  vom  2.  Januar  1907,  betr.  die 
Neugesf nltniiy:  des  Eisenbahiirats  (Jonr.  offic  2. ,3.  Jannar  1907  S  38!. 

Oesterreich.  Xundm.  des  Ei^«fiib  -Min.  vom  30.  Dezember  UKKi,  betr.  die  Organisation 
des  Dienstes  für  die  verätaatlicbteu  Linien  der  Kaiser-Ferdinauds-Nordbahn  (BGBl. 
1907  Stflek  n  Nr.  2.  Oesterr.  raeenbyerordnBl.  XX  Nr.  2).  —  Eriass  vom  90.  Febmar 
tWif  betr.  die  Ausübung  der  Funktionen  des  Regiernngskommissars  im  Sinne  dea 
Gesetzes  vom  19.  Hai  1874  (RGB).  Nr.  70)  bei  BiBenbabn-AktiengeaeUschaften  (Oeiterr. 
EisenbVerorduBI.  XX  Nr.  25). 

Preussen.  AUerb.  Verordnung  vom  10.  Oktober  1906,  betr.  die  Zahl  der  Mitglieder  des 
Laadeedaenbahnrata  ana  anMerprensriseben  Bnndeaataaten  und  deren  Wahl  daroh  die 
Bezirkseisenbahnräte  (GS.  S.  412,  EisenbVerordnBI.  S.  643). 

—  Eriass  d.  Min.  d.  öff.  Arb.  vom  13  (Mctolier  IJtOtv  t)etr.  Herausgabe  einheitlicber  Be- 
stimmungen für  Arbeiterausscbtibse  im  Bereiclie  der  preussisch-kessiäcben  Staatseisen- 
bahuverwaltung  (EisenbVerordnBI.  1906  S.  553);  —  vom  31.  Oktober  1906,  betr.  Seh« 
vemllgen  der  Eieenbabnbedienitefeen  (8. 613);  —  vom  16.  NoTember  1906,  betr.  Za- 
lassmig  von  mit  Blei-  oder  Farbstift  vollzogenen  Quittangen  ^639);  —  vom  26. 
November  IWii.  licfr  roditzeitige  Beschaffung  der  im  Enteignunpsvcrfahren  erforder- 
lichen Katasterniaterialieu  uS.  (i48);  -—  vom  5.  Januar  1907,  betr.  gemeinsame  Be- 
stimmungen für  alle  Beamten  im  Staatseisenbabndienate  (EisenbVerordnBL  1907  S.  3j; 
—  vom  4.  Januar  1907,  betr.  Voncbrlftea  Uber  die  Aaabildnng  und  Prttfluig  für  döi 
Staatidienst  im  Baufadie  vom  1.  April  1906  (S.  11);  —  vom  27.  Januar  1907,  betr. 
Allgemeine  ]>edi!ifrnnE:eii  für  den  Wageniibergang  auf  Kleiubabuen  (S.  18);  —  vom 
26.  Januar  1907,  betr.  zeitliche  Begrenzung  der  Genehmigung  für  nebeubahuähaliche 
Kleinbahnen  (Zeitscbr.  f.  Kleinb.  XIV  (1907)  S.  171). 

RMtlamL  Verordnong  d.  Min.  d.  Verkehnanatalten  Tom  89.  Jnni  1906,  betr.  eine  In» 
stmktion  für  die  vom  Finanzministerium  und  der  Reichskontrolle  in  die  Direktionen 
der  Ei^enbahnge.sellschaften  delegierten  Staatsbeamten  (Ukasat.  d.  Min.  d.  \'crk.-.\ii^t. 
vom  September  1906  Nr.  39);  —  vom  16.;20.  September  1906,  betr.  Ergänzung 
der  Regeln  Aber  die  Beihenfolge  der  Abfertigung  der  Citttersendongen  (vom  14.  Ok- 
tober 1906  Nr.  41);  ~  vom  84./88.  September  1906,  fflr  das  Zentralamt  und  die  Be- 
zirksausschüsse ,  betr.  Regelung  der  Manentransporte  auf  den  Biaenbaknen  (mitget. 
Pr.  Eiscnb.\rdi.  Jahrg.  1907  S  äHö). 

Sachsen,  Königioicb.  Min.- Verordnung  vom  20.  Dezember  1906  zur  Ausführung  des 
Umzugskostengesetzes  vom  28.  April  1906  (Oes.- u.  Verordn.-Bl.  S.  452);  —  vom 
88.  Oktober  1906,  betr.  die  Niebtanwendang  der  Gewerbeordnung  auf  den  Zeitnngs- 
und  Buchhandel  auf  Bahnhofen  (Fischers  Zeitsclir.  Bd.  31  S.  326). 

Ungarn.  Eriass  des  llandelsininiHter.s,  betr.  einheitlirln!  Normen  für  den  Bau  und  die 
Ausrüstung  von  Schmalspurbahnen  (mitget.  i.  d.  Zeitschr.  f.  Kleinb.  XIV  lieft  2  ä.  98). 


BadidmekeMl  Mantito  ft  Hirtin,  Trtbnlta  L  Sehls«. 
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Zeitschrift 

liii- 

Völkerrecht  und  Bundesstaatsrecht. 

I'utcr  <lan«'riiil«'r  Mitarbeit  (l«'r  Il«i'ri.'n: 

l'ruleshui    l)r.  .Iiiliiis  lliitscht'k  in  I*osi«n.    I'rofcssor  Ür.  M:ix  II  über  in  /Uritli. 
i'rofossyr  lir.  Lunis  Lo  Für  in  <';icn.  l'ri)fcssor  I)r.  F.  Mcili  in  Zürinli.  IVoiVssor 
l>r.  W.B.  Miinr«)  in  ( 'rtinbriiiue.  Mass.,    rr")fi'ss<tr  I'r.  L.  OnjM*nh(-iiii  in  Lonflmi 
|'i,,t'.-~i  I"  FI  !ii'!iMi  Il.'hni  in  Stnisiibur};.  l'rofessur  1 'r.  15.  ir  v  "  n  ^:i!is  tii7-'irt.li 

tor  Dr.  <i<;i)rgios  von  Streit  in  Ath' 

uri'l  «nti-r  Schriltleitun«^  vnn  Assessor  I»r  T<..-.  n.  r  in  Ucrlin, 

lii  ransiZi'L'i'lu'n  v<>n 

Professor  Dr.  Josef  Kohler 

(icLotiikfiii  .lu.sii/.rai 


Jährlich  6  Hefte  in  gross  8°.    -  Preis  für  den  Jahrgang  20  M. 

!>  tu  l!i  utsi:lil;iiiil  tut  ein«  Iirrvorni^i.'nd»'  Stclli'  nntn'  ili-n  wi  lrufv  liii-lii!i<  ii 
hvt]'  \'i>\kvn]  ir<'tri't.t>u  ist,  inatht  sich  anrli  hiir  «las  Hrdfirtnis  ^i-ltonil.  «ii> 

völkiii  '  /.wischen  <b'n  rinzelti<  n  Staaten  nml  tili-  in  dem  Leben 

•ler    allen  recüllielu-n  Nornieii  wi'^-i  n-^eliiiOIii  Ii  711  I.1  iMnili'ln  ntnl 

im  Sinne  l'riod lieber  Kntwickelunjj  tortzuldblen. 

hiexin  In'iliu'tnis.si-  will  die  X«*itscliriii  i'ür  \  jilk4'rrcc*lil  iiikI 
lliliidVHHtaatMrecht  entz-iM-eehen.  Sie  In  handi  it  dalii-i  iteilx-hondcre  aueli  die  in 
ler  .letzt/.eit  liorvurrtiKend  witlitigen  völkorrerlit liehen  Fmuen.  die  sieh  nnf  die  Ver- 
idiidiiUL:         ''KT  Staaten  zu  l'iundfsstaaten  beziehen,  enirtert  die  bed.  t  n  recht 

liehen   1  u^^eii  des  Mntlerlunde.s  zu   siiiien   Kolonitn  und  der  i\     ,    u  nntei 

einander,  zieht  dauelten  aber  luieh  das  internationale  Keelit,  soweit  es  Staatsschulden- 
wesen.  I'rivafrechl,  I'rozessreeiit.  Strafreilit.  I'rheber-  and  l'.itentrecht  usw.  umfasst. 
\i)in  internationalen  Standjinnkt  aus  in  den  Kreis  der  Hi-trac  htunir. 

Die  XeitHvhrlft  fiir  VUlkfrreclif  und  lliindrsstiiaf •»rocht  stellt 
ich  fciüuiit  uuf  eine  breite  internationale  Üasis :  dies  kommt  dadurch  zum  Ausilruek 
ass  sie  bieh  nicht  nur  der  tatiiren  Mitarl)eit  hervorrauender  Miiniicr  auch  des  Au.s- 

landoB  erlreut,  sondern  auch  als  Mittel  der  Verständiguiiij  neben  der  deutsoheii  auch 

die  enjjlischc  und  franzi^sisehc  Sprache  zulüsst. 

Neben  theoretischen  Aufsiitzen  und  wissenschaftlichen  Darstellunj,'en  nniuittelbai 
uu»  dem  LelK*n  der  Völker  jje^riflVner  Fälle  dient  der  .\bdriiek  wicliiiy;er  intemutionule' 
rechtlicher  Entscheidungen  und  neuer  in'  -  in  iier  Uesetze  und  Konventionen  den 
r.edilrfnis-sen  der  Fortbildung  aut  den  b«  -  .  n  debieti-n. 

I  -Auch  der  Hesprechunjj  in-  und  nusliindischer  Literutnr  wird  Kaum  liewHhrt 
fahiK'  unmittelbare  llegrenzunir  auf  a'  '  "  Ii  dem  Vrdkerrechl  gewidmet«*  \\'erki 
werden  alle.  z.  IV  auch  rein  staatswi.--  In-,  FrschtimniL'iii   dii   fflr  d.t^  ifit-  i- 

jutionale  Keeht  Bedeutung  haben,  erörtert. 

In  einer  nach  Staaten  geordneten  fortlaulenden  i  iironik  wird  über  die  wicht im-r-  n 
vrilkt-rrechtlichen  Kreignisse    intern  ifiMn  il,    K  'M./r'--->     l'urlani"  nf -\ '  vli  leilini'L'- 1  'i' 
beriehtet. 

Dlt  vollstiiiuliyi'  i'fstr  iiaml  kann  tlmcli  Jrilr  niii  )iliamlltiiii>'  aiuli 
/MV  Ansicht  ln-zo^rtMi  werden.  nt*stHlliin«ri'n  auf  ilie  folijfi'ntltii  Bände 
wt'rdcn  van  jeder  l]iirliliaiidliiii<i-  t'iitirt'yft'nycnuninu'n. 


tlH\ I  II  Kl  1 1 1 1 1  1 1  Ii    Heran  II    im    Kiinifrl.  Prcussisrhcn  MinisUiiuni 

Lll;Opil;V;lIUU^  „  ;,..„   ^H..itcn.     .tanuar- Februar  1H.>7. 


F 

I 

Tllindna^i^el,  Dr.jur.,  Ucgiumii-MaL  Die  llaftimg: 
der  Eiseiibaliii  fftr  Verlust,  Besehildii^iiiii?  und 
Lieferfrist  -  t'herselireitiiiii!:  nach  deutsclKMii 
Eiseiibahnfraclitrecht.   xir  u.  302  s.  Preis  m.  6.— 

Leinen  gebunden.  Leipzig:  1906.  Dieterichsche  Verlags- 
buchhandlung, Theodor  Weicher. 

Seitdem  im  Jahre  1880  der  damftlijje  <  Mfizial  bei  der  (»cneraUirektion  der  Königl 
bayrischen  Verkehrsanstaltcn ,  Dr.  Oskar  Wehrmann,  das  Eisenbahnfrachtgeschäft  in 
k-hrbachartigcr  Form  darf?est(;llt  hat,  liegt  meines  Wissens  in  dem  vorliegenden  1 
ein  erster  neuer  Versuch  vor.  wenigstens  einen,  und  zwar  sehr  wichtigen  .\bR<iiiiii. 
des  Frachtrechts  in  dieser  Form  wissenschaftlich  zu  behandeln.  I)ie  übrigen  Ab- 
schnitte aollen  —  nach  dem  Vorwort  —  später  folgen. 

Der  Verfjuiser  hat  die  reiche  Literatur  auf  diesem  Ciebiet  gründlich  dureli- 
g»'arbeitet  und  erschöpfend  bcnntzt.    Einen  besonderen  Wert  gewinnt  seine  A- 
ilurch  die  vielen,  dem  praktischen  Leben  entnommenen  Beispiele,  mit  denen  er 
Ausführungen  überall,  wo  es  nötig  ist.  erläutert.    Seine  Darstellung  ist  eine  ki  .; 
auch  dem  gebildeten  Laien,  vor  allem  dem  (leschättsmajin  vfrständlicli.    In  manchen 
Tunkten  weichen  seine  Ansichten  von  denen  anderer  Schriftsteller  ab :   wo  dies  ge- 
schieht, versteht  er  es.  seine  Ansicht  zu  begründen;  und  wenn  ich  auch  nicht  überall 
seiner  Begründung  beitrete,  so  will  ich  doch  gern  zugeben,  dims  das.  was  er  ausführt, 
durchweg  von  ernstem  Ntichdenken  über  die  streitigen  Fragen  zeugt  und  volle  Be- 
achtung verdient.    Sehr  eingehend  und  dankenswert  sind  seine  Ausführungen  in  §  l(i 
(S.  80— 119)  über  die  höhere  Gewalt.    Kr  schildert  und  kritisiert  die  verschiedenen 
Theorien  und  kommt  zu  dem  mt-ines  Erachtens  richtigen  Ergebnis,  dass  es  b< 
wäre,  wenn  dieser  immer  unklarer  sich  gestaltende  Begriff  aus  den  Gr-'  ''"  "  i 
schwände  und  wenn  auch  die  Verfasser  des  deutschen  Bürgerlichen  Gesei .    i  ,  ilm 
durch  einen  andern  ersetzt  hätten.    Rundnagel  tritt  im  wesentlichen  der  Exncr- 
Windscheidschen  Theorie  bei,  die  auch  in  der  Rechtsprechung  mehr  and  mehr  zur 
Geltung  kommt.    iJass  die  Rechtsprechung  auch  des  höchsten  Gerichtshofes  eim- 
schwankende  ist  und  dass  darunter  alle  den  einschlägigen  (^esetzen  niU' rw  -rfi 
Unternehmer  recht  schwer  leiden,  ist  zutreffend  und  wenig  erfreulich. 

Ich  bescheide  mich,  auf  weitere  Einzelheiten  einzugehen  Meiner  Ansicht  nach 
wird  das  Buch  sowohl  den  Eisenbahnern  als  auch  allen  Verfrachtern  gute  Dienst<' 
leisten,  erheblich  bessere,  als  manche  Kommentare  znm  Handelsgesetzbuch  und  zar 
Kisenbahnverkehrsordnung. 

Die  mit  Geschick  durchgeführte  Art  der  Behandlung  ermöglicht,  die  leitenden 
tirundgedanken  des  Gesetzes  scharf  und  klar  herauszuheben.    Die  kritischen  Bemer- 
kungen, die  sich  unter  dem  Te.xt  befinden,  weisen  auf  die  mannigfachen,  bei  der  Aus- 
!•  u'nng  und  der  praktischen  Anwendung  hervorgetretenen  Schwierigkeiten  hin. 
lii-ser,  der  diese  Fragen  eingehender  prüfen  will,  findet  hierfür  die  nötigen  Anh.. 
punkte    Das  sind  grosse  VorzUgc,  die  jeder,  der  das  Buch  benQtzt,  würdigen  wird. 

(gez  )  A.  V.  d.  L. 

liuclulruckorei  MareizUo  A  Martin,  Trebniu  I.  äcbics. 
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Eisenbahnrechtliche  Entscheidungen 

und  Abhandlungen. 
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4.  lieft. 


BltT-SLAV. 

.).  U.  K  e.  r  n  '  s  Verlag 

i!in7. 


EiitHdicidunicon  Nr.  217-277 
Abhuiidliiniri'U. 

18.  Der  straf rcclitliclie  Schutz  der  Eisenbahnt'ulukartenautoraaten.  Von  Dr.  H. 
Compter,  Uerichtsassossor  in  Apolda  4()3 — 

19.  Die  L'cbertragbarkt'it  der  Haftpflicht  nach  dem  schweizerischen  Eisenbalin- 
haftpflichtrcchte.   Von  Dr.  Ernst  Guyer,  Rechtsanwalt  in  ZQricb  ...  107—41 

20.  Die  rechtliche  Natur  des  Gepäckschrins  lijj^  32,  88  der  deutschen  Eibciibahn- 
Verkehrsordnung)  (Schluss).    Von  Dr.  William  Gumprecht  in  Dresden  .    .    .  413—410 

21.  Die  Einschränkung  der  Haftptiicht  der  Eisenbahn  durch  die  „  Hedingiingen 
für  Einstellung  von  Privatgüterwagcn Von  Dr.  jur.  Wilhelm  Dilloo  In 
Gross- Lichterfelde   417—419 

22.  Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  Sachschaden  nach  bayerischem  Ucchte  (Schluss). 
Von  Dr.  Max  Reindl,  He^icrnngsrat  im  Küuigl.  baycr.  Staatsminist^rium  fflr 
Verkehrsangelegenheiten  in  München   ...       420 — 429 

Uteratnr   430—434 


Hcsprechungen :  Dr.  E.  Streut i,  Die  Kompetenzausscheidung 
zwischen  liund  und  Kantonen  auf  dem  (iebietc  des  Eisenbahnwesens  (S. 430). 
—  Richard  Senckpiehl.  Das  Speditionsgeschäft  nach  deutschem  Recht 
(Ö.  431). 

Uebersicht  besonikrir  L-isculmliiiriLhiliclifr  und  mit  dem  Ei^cnbuhn- 
recht  zusniiiiiK-i<li;iiiL'<'ndf'r  Sclirifttii  und  .■\Mi;(ii<lliiii<^'eii  ('S    l.Sfi.  181  1.82 


bis  434). 

OeMetxffebunn;   434—435 

Bayern.  —  Deutsches  Reich.  —  Elsass- Lothringen.  —  Hessen.  — 
Ueaterreich.  —  Preussen.  —  Russlaud.  —  Sachsen,  Königreich.  —  Schweiz. 
—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 


Notiz. 

Es  wird  gebeten,  alle  für  die  Zeitschrift  bestimmten  Briefe,  Manuskripte,  xu  be- 
sprechenden Werke  und  sonstigen  Postsendungen  au  die  Adresse  der  Verlagshandluug 
J.  U.  Kern's  Verlag  (MaxJItUler)  in  Breslau  II,  Teichstrasse  8,  zu  richten. 

Die  Zahlung  der  Honorare  für  aufgenommene  Beiträge  erfolgt  viertel- 
jährlich nach  Erscheinen  des  betreffenden  Heftes  durch  die  Vcrlagshandlung. 


Eataeli.  im  Oestenr.  Verwaltmg^gariditohote  yoin  1.  Febraar  1906.  345 


Entscheidungen. 


Nr.         £iit8c]i.  des  Oostorr.  Yorwaltangsgeriehtsliofes. 

Vom  1.  B'ebruar  1905. 

(OwtMT.  KiMDb.-Verordn.-fil.  Jahrg.  XX  (1907)  Nr.  85  S.  782.) 

8trani|keitN  lksr      AMlsfung  tiMt  MMb  §  10  IK.  i  EKi.  abgeMbhMMMi  Vtfr- 
Itolobn  leblrM  wr  rite  ZIvNferhiMi  mi  Mmm  Mit  !■  Zift        M<r  ita 
Vtr|lelalM|io0ii«tMd  (WasserfOhrnngsanlaoe)  duroliiefObrtea,  waaaarradHMtiM  Vtr 
fahrtaa  durch  die  WasaerreohtsbehSrde  gelöst  werden. 

Die  Beschwerde  beruht  auf  einer  Verkennung  der  Natur  der  an- 
gefochtenen Entscheidung.  Dieselbe  hatte  keineswegs  die  Aufgabe,  eine 
Verpflichtung  der  Eiseubahnverwaltung  zur  Herstellung  eines  Ent- 
lastuDgsgrabens  bestimmter  Art  zu  normieren.  Eine  solche  Verpflichtung 
könnte  der  Nordbahn  nur  auf  Grund  des  §  10  lit.  b  Eisenbahn- 
Konzessionsgesetz  vom  Jahre  1854,  bzw.  auf  Grund  des  am  30.  August 
1900  vor  der  Eisenbahnbehörde  geschlossenen  Vergleichs  durch  das 
Eisenbahnministerium  auferlegt  werden.  Ebenso  wenig  handelte  es  sich 
um  die  Lösung  der  Frage,  ob  und  inwieweit  Karoline  L.  zur  Her- 
stellung des  Entlastungsgrabens  den  ihr  gehörigen  Grund  und  Boden 
beizustellen  habe.  Fttr  die  Wasserrechtsbehörde,  und  eine  Entscheidung 
dieser  Behörde  liegt  eben  vor,  lag  vielmehr  die  Frage  so,  ob  das  von 
der  Bahnyerwaltong  vorgelegte  Projekt  der  Heratellnng  eines  Entlastnngs- 
grabens  von  1  m  Sohlenbreite,  0.8  m  Tiefe,  mit  einflissigea  BSflchangen 
▼om  Standpnnkte  der  Bestimmungen  des  Wasserrechtes  in  Olfentlieher 
Besiebong  einem  Anstände  nnterliege  oder  nicht.  Ob  und  inwieweit 
sich  die  Eonsenswerberin  zur  Herstellong  eines  solchen  Grabens  Terpflichtet 
habe,  und  anf  welche  Weise  sich  dieselbe  den  m  dieser  HenteUnng  er- 
forderlichen 0mnd  nnd  Boden  in  beschaffen  gedenke,  hatte  die  Wasser- 
rechtsbehörde nicht  so  beschftftigen,  sunal  ein  Enteignnngsbegehren 
seitens  der  Bahnverwaltang  nicht  gest^t  wurde  (§  48  Waaserreehtsgesets). 

Wenn  nun  die  AdministrativbehOrden  in  Ausübung  ihres  technischen 
Ermessens  zn  der  vor  dem  Vei-waltungsgerichtshofe  nicht  weiter  anfecht- 
baren Anschanang  gelangten,  dass  die  Anlage,  wie  sie  projektiert  wurde, 
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d.  i.  die  Herstellung  eines  geböscliten  Grabens,  in  öffentlicher  Be- 
ziehung zulässig  sei,  so  lag  für  diese]lieii  diircliaus  kein  Grand  vor,  dem 
Projekte  mit  Rücksicht  auf  den  bei  der  Verhandlung  liervorgekomnienen 
Zwiespalt  iler  Parteien  über  die  Auslegung  des  Uebereinkommens  vom 
30.  August  1900  die  Genehmigung  zu  versagen  und  auf  die  Herstellung 
eines  {gemauerten  Grabens  mit  senkrechten  Wänden  zu  dringen.  Es 
muss  vielmelir  der  Bahnverwaltung  überlassen  bleiben ,  sich  den  zur 
Herstellung  des  gebüschten  Grabens  erfurderliclieii  Uiimdstreifen  zu 
beschaflfen,  ohne  dass  der  Umstand,  dass  die  Xordbahn  noch  nicht  Eigen- 
tümerin dieses  (Trundes  war,  dei  <Tenelimigiu)o:  des  Piojektes,  d.  i.  der 
Erklärung  der  Wasserrechtshehüi  de.  entgegenstehen  konnte,  dass  dasselbe 
in  öffentlicher  Beziehung  zulässig  erscheine.  Die  ans  der  Auslegung 
des  Uebereinkommens  vom  'AO  August  19O0  zwischen  den  Parteien 
entstandenen  Streitigkeiten  konnten  unmöglich  eine  Lösung 
durch  die  Wasserrechtsbehörde  finden  und  wurden  mit  Recht  zur 
Anstragang  auf  den  Rechtsweg  gewiesen  (§  88  Wasserrechtsgesetz). 
Da  ein  Expropriationsbegehren  seitens  der  Konsenswerlteria  nicht  gestellt 
nnd  Aber  eine  Orandabtretung  nicht  erkannt  wurde,  so  kann  auch  in 
der  Unterlassung  von  Erhebungen  darüber,  ob  das  Projekt  nicht  mit 
einer  geringeren  Inanspruchnahme  fremden  Grund  nnd  Bodens  realisiert 
werden  konnte,  ein  Mangel  des  Verfahrens  nicht  erblickt  werden. 


Nr.  218.   Entseh.  des  Preuss.  Obcrverwaltungsgerlchts. 

6.  Senat.   Vom  23.  März  1905. 
(Dto  SeHMtrenralMiK  JAbrg.  M  (1M7)  Nr.  w  8.  iift.  —  BatMh.  d.  OVO.  to  StMttüaiM».) 

fiewnrhetteuer  für  den  Betrieb  von  Kleinbahnen.   Rechtsmittel  gegen  dit  AUelmig 
der  Steuerfreiheit  durch  den  Finanzminlster  sind  unzulässig. 

Die  vom  Kreise  $.  für  den  Betrieb  der  S.er  Kreisbahn  auf  Grund 
des  §  3  Abs.  2  des  Gewerbestenergesetzes  mit  R&cksicht  darauf,  dass 

die  Bahn  im  öffentlichen  Interesse  unternommen  und  der  Betrieb  ertrag- 
los sei,  beantragte  Gewährung  der  Gewerbpsteuerfreiheit  war  vom 
Finanzniinister  abgelehnt  worden.    Die  darauf  die  Veianlagung 

zur  Gewerbesteuer  für  1904  wegen  des  bozeielnieten  lietriebes  vom 
Kreisausschussü  des  Kreises  S.  nach  Zurückweisung  des  Einspruchs  nnd 
der  Berufung  erhobene  Hesdiwerde,  in  welcher  aus  den  genannten 
Gründen  die  (lewerbesteueifreiheit  für  den  Bahnbetrieb  beansprucht 
wurde,  wies  das  Oberverwaltungsorericht  zurück  aus  folgenden 

GrUnden: 

Die  Rechtswohltat  der  Steuerfreiheit,  die  nach  §  3  Abs.  2  des 
Gewerbesteuergesetzes  unter  den  Voraussetzungen  der  Begründung  eines 
gewerblichen  Betriebs  im  Ofifentlichen  Interesse  und  der  Ertraglosigkeit 
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den  Koinmuualverbänden  vom  Finaiiziiiinister  g^ewährt  werden  mass, 
kann  bei  Versagung  der  liechtswoliltat  durch  den  Fiuanzminister  nicht 
im  Wege  der  Reditsmittel  gegeu  die  Veranlagung  zur  Gewerbesteuer 
beansprnelit  nnd  gew&hti  werden. 

Die  Verfolgung  der  Steuerfreiheit  im  Bechtsmittelwege  w&re  nur 
dann  zulässig,  wenn  im  Gesetze  unter  den  dort  bestimmten  Voraus- 
setzungen die  Steuerfreilieit  als  unmittelbare  Bechtsfolge  ausgesprochen 
w&re.  Das  ist  aber  nicht  der  Fall.  Das  Gesetz  hat  ausser  jenen  Vor- 
aussetzungen nur  einen  bestimmten  Weg  Torgeschrieben,  auf  dem  die 
Befreiung  ron  der  sonst  begründeten  Steuerpflicht,  als  Ausnahme  von 
der  Regel,  erwirkt  und  gewShrt  werden  kann.  Dieser  Weg  besteht  in 
der  Ermächtigung  des  Finanzministers.  Der  Minister  allein  hat  Aber 
das  Zutreffen  der  Voraussetzungen  zu  befinden.  Hat  er  die  Gewährung 
der  Steuerfreiheit  abgelehnt,  so  kann  seine  Entscheidung  nicht  in  einem 
weiteren  Rechtsmittelverfahren  angefochten  und  abgeändert  werden. 
Auch  das  Beschwerdegericht  kann  nicht  anstatt  des  Ministers  die 
Steuerbefreiung  gewähren.  (Vgl.  Preuss.  Gewerbesteuergesetz  Yon  Falk- 
mann-Strutz  S.  5d  Anm.  16  zu  §3.) 


Nr.  819.  Entseh.  des  Oesterr.  Ohersten  deriehtshofes. 

Vom  29.  März  1905. 

(OMtenr.  atNali..V«roiiB.*BL  Jalus.  XX  (IWT)  Kr.  M  &  1410.) 
In  der  Giiterklassilikation  werden  naturgemäes  nicht  alle  Eigenschaften  der  aufge» 
nommenen  Artikel  erwähnt,  sondern  nur  diejenigen,  welche  fQr  die  Einreihung  derselbea 
in  eine  bestimate  Klasse  als  massgebend  erachtet  werden.  Wird  also  in  der  Noaea- 
älatar  ii  iir  iltarlOatsiiltatian  aafgofilhrlMi  ArUktls  tiHtt  elMt  fOr  aiae 
Art  iSMCIbM  ehartklsilttltdMs  UatanebeMMMMarkmlM  aloU  aaNrIekNcb  fs- 
Mit;  M  Itt  diM  kell  ZdokM  für  die  beabsichtigte  AussoMlatNai  tfiMsr  Art  das 

Artikels  von  der  vorgesehenen  Tariflerung. 
Unter  Spiegel  im  Sinne  des  Tarifes  sind  bloss  solche  Spiegel  zu  verstehen,  weiche 
Mit  slatr  Elirahmang  vartafeei  ttad,  wüircMl  «ndare  Spiegel,  aafm  Iii  im  8laa 
liMl,  fir  dis  FraeMkeraelumo  kleta  als  filattafala  ia  BatrasM  koaiam. 

Die  beklagte  Bahn  macht  die  BevisionsgrOnde  der  Z.  3  und  4  des 
§  503  ZPO.  geltend.  Der  erstere  soll  in  einem  Widerspruche  der  An* 
nähme  des  Berufungsgerichtes,  dass  Fi  n  n  noch  einer  weiteren  Bearbeitung 
und  «Adjustierung  bedürfe,  um  als  fertige  Ware  in  den  Hajidel  gebracht 
irerden  zu  können,  mit  dem  SachTerständigengutachten  gelegen  sein. 
Allein  ein  soldiir  Widerspruch  ist  nicht  wahrzunehmen,  da  das  Be- 
rufungsgericht das  fragliche  Gutachten  nicht  anrichtig  zitiert,  sondern 
aus  demselben  bloss  eine  andere  Schlnssfolgemng  zieht  als  die  erste 
Instanz. 

Uebrigens  ist  die  Frage,  ob  Finn  ein  Handelsfabrikat  ist  oder 
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nicht,  im  Torliegenden  Falle  nicht  relevant,  weil  die  Gflterklassifikatioii 
des  Tarif  es  nicht  auf  diesem  Einteilnngsgrnnde  beruht 

Aach  eine  nnrichüge  rechtliche  Benrteilimg  der  Sache  liegt  nicht 
vor.  Ans  der  Vergleichnng  der  Positionen  G— 11  nnd  8—49  der 
Otlterklassifikation  des  Tarifes  ergibt  sich,  dass  anter  Spiegel  im  Sinne 
des  Tarifes  bloss  solche  Spiegel  zu  verstehen  sind,  welche  mit  irgend 
einer  Einrahmnng  versehen  sind,  während  andere  Spiegel,  sofern  sie 
aus  Glas  sind,  fttr  die  Frachtberechnong  bloss  als  Glastafeln  in  Be- 
tracht kommen.  Da  in  Pos.  G — 11  der  Güterklassifikation  zwischen 
Glastafeln,  die  den  für  Spiegel  erforderlichen  Belag  haben,  und  anderen, 
welche  diesen  Belag  nicht  haben,  nicht  unterschieden  wird,  besteht  kein 
Grund,  belegte,  ungeschlillene  (tlastafeln  behufs  Fraditberochniing  in 
eine  andere  Klasse  einzureihen  als  unbelegte  derartige  Tafeln.  Dass 
des  Belages  in  obiger  Position  nicht  ausdriicklicli  gedacht  wird,  ist  kein 
Zeichen  für  die  beabsichtigte  Ausschliessung  belegter  Glastafeln  aus 
derselben,  weil  naturgemäss  in  der  Gütei  klassifikation  nicht  alle  Eigen- 
schaften der  aufgenommenen  Artikel  erwähnt  werden,  sondern  nur 
diejenigen,  welche  für  die  Einreibung  derselben  in  eine  bestimmte 
Klasse  als  massgebend  erachtet  winden.  Da  sonach  die  Subsuniierung 
des  hier  in  Betracht  kommenden  Frachtgutes  unter  die  Pos.  G — 1 1  den  gesetz- 
lichen AaslegUDgsregeln  entspricht,  im  übrigen  aber  der  Klageanspruch 
nicht  bestritten  ist>  konnte  der  Bevision  nicht  stattgegeben  werden. 


Nr.  220.    Entseh.  des  Di'iitschen  Keichs^criehts. 

2.  Strafsenat.    Vom  14.  April  1905. 
^te  StllMtTonralimig  J»big.  W  (IMQ  Nr.  at  a  SM.  —  EatMlL  I.  Straft.  Bi.  18  a  17.) 

Dar  Vsratasd  efier  OrMraskMluwte  Ist  alt  „B«li8rde»  In  SImm  dM  StraffOisliee 
nlaM  nissdiMf  «16080  nlofet  seioo  WtgllMter  alt  ,3sMti*'. 

Unter  einer  .Behörde*  ist  ein  Organ  der  Staatsgewalt  za  ver- 
stehen, das  berufen  ist,  unter  öffentlicher  Autorität  nach  eigenem  Er- 
messen unmittelbar  oder  mittelbar  für  die  Herbeiführung  der  Zwecke 
des  Staates  t&tig  zu  sein,  und  das  gesetzlich  in  einer  bestimmt  geregelten 
Gliederung  in  den  allgemeinen  Behördenorganismns  als  Bestandteil  ein- 
gefügt ist. 

Nun  ist  es  zweifellos,  dass  den  Ortskrankenkassen  die  Eigensphaft 

juristischer  Personen  zukommt,  und  dass  sie  öffentlichrechtlichen  Chrakter 
insofern  haben,  als  sie  unter  der  Aufsiclit  von  Gemeinde-  und  Staats- 
behörden (§  44)  der  ötfentlichen  Fürsorge  für  die  Versicherimg  der 
Arbeiter  gegen  Krankheit  zu  dienen  berufen  sind.  Immerhin  sind  sie 
aber  ihrem  eigentlichen  Wesen  nach  nur  iiffeutliclie  Zwangsgenossen- 
schaften, dazu  bestimmt,  unter  gesetzlich  geordneter  Beisteuer  Dritter 
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die  dureh  Krankheiten  ihrer  Mitglieder,  der  vereinigten  Arbeiter,  ent- 
stehenden wirtschaftlichen  Nachteile  zn  nundem.  Die  ihnen  zugewiesenen 
Funktionen  bestehen  wesentlich  in  der  Verwaltung  des  ans  den  Ver- 
sicherungsbeiträgen sich  ansammelnden  Vermögens  (§  40  flg.)  und  in  der 
Auszahlung  der  den  Versicherten  gebührenden  Unterstützungen  (§  20  flg.). 
Nach  Zweck  und  Art  ihrer  Tätigkeit  stellen  sie  sich  mithin  als  wirt- 
schaftliche Verbände  dar,  die  ihren  eigenen  ökonomischen  Interessen 
im  Wege  der  Selbstverwaltung  dienen,  die  aber  dadurch,  dass  der  Staat 
ihre  Verwaltung  gesetzlich  geordnet  hat,  keineswegs  auch  selbst  zu 
staatlichen  Anstalten  werden.  Und  wie  den  Ortskrankenkassen  selber, 
so  sind  auch  ihren  Vorständen  jxesetzlich  keine  behördlichen  Funktionen 
beigelegt.  Der  Vorstand  wird  aus  dem  Kreise  der  Versicherten  und 
der  Arbeitgeber  gewählt  (§34),  er  führt  die  Verwaltung  nach  Mass- 
gabe des  Statuts  und  vertritt  die  Kasse  gerichtlich  und  aussergerichtlich 
(§  35).  Sonach  ist  auch  seine  Tätigkeit  nur  bestimmt,  den  wirtschaft- 
lichen Interessen  des  Verbandes  zu  dienen ,  für  den  eine  gesetzliche 
Vertretungsmacht  ihm  beigelegt  ist;  aber  er  kann  als  „Behörde"  eben- 
flOwen%  angesehen  werden,  wie  etwa  der  Vorstand  einer  Berufs- 
genossensehaft 

Als  Beamter  im  strafrechtlichen  Sinne  iLann  Tiehnehr  nnr  derjenige 
gelten,  der  znr  Aasftbong  von  Fanktionen  9ffentlichrechtlicher  Natnr, 
die  ans  der  Staatsgewalt  abzuleiten  sind  nnd  nmnittelbar  oder  mittel- 
bar staatlichen  Zwecken  dienen,  seitens  des  Staates  selbst  oder  seitens 
einer  ihm  ontergeordneten,  in  seine  Verfassung  organisch  eingreifenden 
Gemeinheit  angestellt  ist.  Diese  Kriterien  fehlen  hinsichtiich  der  dem 
Krankenkassenvorstand  nnd  sekien  Mitgliedern  gesetzlich  zugewiesenen 
Befugnisse  und  Obliegenheiten.  Insbesondere  fehlt  es  an  einer  ,An- 
stellung*  der  Vorstandsmitglieder.  Dass  auch  der  Gesetzgeber  selbst 
von  dieser  Anschauung  ausgegangen  ist,  dafür  spricht  der  Umstand, 
dass  im  Invaliden versichemn^sn^psetze  (§  74)  dem  Vorstand  der  Ver- 
sichernngsanstalt  die  Eigenschaft  einer  öffentlichen  Behörde,  seinen 
Mitgliedern  die  Eigenschaft  von  bestellten  Beamten  ausdrücklich  bei- 
gelegt ist,  während  im  Kraukeuversicherungsgesetze  eine  solche  Be- 
stimmung fehlt.   

Nr.  881.  Entseh.  des  Pienss.  Oberrerwaltungisgerielite. 
4.  Senat.  Vom  27.  April  1906. 

i,3ell»tvMrwalCug  Itlir»;.  33  i  i906i  Nr.     s.  37i.) 
lM9§n§  VfB  Biirgersteigen  an  Chattswi.   Die  Beschaffung  des  dazu  erforderliehsa 
Grand  und  Bodens  kann  von  den  Adjazenten  nicht  gefordert  werden. 

Der  Gegenstand  der  Anordnung  ist  die  Ncuanlcgung  eines  Bürger- 
steiges, eines  selbstäudigcu,  von  der  Chaussee  verschiedeneu  Verkehrs- 
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mittels  (vgl.  Urteil  vom  16.  März  1887,  Ent.scheidung  des  Oberver- 
waltungsgerichts Band  XIV  Seite  279flf.j  auf  Grund  und  Boden,  der 
zurzeit  noch  zur  Chaussee  gehört. 

Der  Gerichtshof  hat  in  dem  Uiidieli  liegenden  F«Ue  tob  W«tgebas- 
arbeiten,  deren  Aosführnng  durch  den  Wegebaopfliclil%eB  m  etee  nach 
§  4  dee  Gesetzes  über  die  EisenbahnnntemehBUigeB  fwi  8.  NoTember 
1838  (GS.  S.  fi05)  der  LandespoUsei  nntentehende  Eisenbahnanlage 
eingriir,  dargelegt,  dass  die  an  aich  nständige  WegepolixeibehSrde  eine 
derartige  Umgestaltung  eines  Weges  dem  Wegebanpflichtigen  erst  nach 
Einholung  der  Zustimmung  des  Iftnisters  der  dffentlichen  Arbeiten  auf- 
geben dürfe  (Tgl.  Urteil  vom  11.  Mai  1903,  Entscheidung  des  Obenrer- 
waltungagerichts  Band  XL  S.  227  ff.).  Ebenso  war  hier  die  Wege- 
polizeibehörde sum  Erlasse  ihrer  Anordnung  nicht  berechtigt,  ehe  nicht 
der  Regierungspräsident  als  Cbausseebaupolizeibehürde,  dessen  Ge- 
nehmigung es  zu  jeder  Verminderung  des  Bestandes  des  Chanssee- 
körpers bedarf,  nach  Verhandlung  mit  dem  chausseebaupflichtigen 
Provinzialverbande  und  dem  Eisenbahufiskus  als  Wegceigentiimer  sein 
Einverständnis  mit  der  Aus.sclieidung  des  Fussgängerbanketts  aus  der 
Chaussee  und  der  Umwandlung^  in  einen  Biirgersteif:?  ausgesproclien  hatte. 
Diese  Vorbedingung  ihres  Einsclireitens  zu  beschaffen,  war  Auf;:?abe  der 
Wegepolizeibehürde.  Daher  niussten,  wie  geschehen,  der  Beschluss  der 
Polizeivenvaltung  vom  23.  Februar  1904  und  die  darin  aufrecht  er- 
haltene Verfügung  vom  6.  desselben  Monats  ausser  Kraft  gesetzt  werden. 

Bei  dem  etwaigen  weiteren  Betriebe  der  Angelegenheit  wird 
folgendes  zu  beachten  sein. 

Bereits  in  seinem  Urteile  vom  28.  September  1899  —  IV  1516  — 
hat  der  Gerichtshof  eine  observanzmässige  Verpflichtung  der  Anlieger 
zur  Anlegung  und  Unterhaltung  der  Bürgersteige  in  der  Stadt  Schneide- 
mübl  für  erwiesen  erachtet.  IHchts  spridit  jedoch  nach  dem  Ergdmisse 
der  damaligen  Beweisaufnahme  dafür,  dass  zu  der  Anlegung  des  Bttrger- 
steigs  durch  die  Anlieger  nach  dem  Ortsrechte  von  SchneidemQhl  die 
Beschaffung  des  dazu  erforderliehen  Grund  und  Bodens  gehöre.  Ein 
derartiges  Ortsrecht  w&re  auch  ganz  ungewöhnlich;  der  Bogel  nacb, 
z.  B.  in  Berlin  und  anderen  St&dten,  beschrftnkt  sich,  wie  dem  Gerichts- 
hof aus  anderen  Streitsachen  bekannt  ist,  die  observanzmftssige  Ver- 
pflichtung der  Anlieger  gleichfalls  auf  die  btlrgersteigmftssige  Befestigung 
und  Unterhaltung  des  ffir  den  BQrgersteig  bestUnmten  Geländes,  während 
•  die  Beschaffung  des  Grund  und  Bodens,  wenn  sie  noch  erforderlich  ist, 

dem  ordentlichen  Wegebaupflichtigen,  dem  TrSger  der  allgemeinen  Wege- 
baulast, obliegt.  Sonach  w&rde  es  im  gegenwärtigen  Falle  Sache  der 
Stadtgemeinde  sein,  dafür  zu  sorgen,  dass  das  Gelände  der  Wegepolizei- 
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behOrde  zur  Verf&gung  gestellt  wird  nnd  die  etwa  erforderlichen 
Kosten  anfzubriDgen.  Die  Stadtgemeinde  wird  daher  neben  der  Polizei- 
verwaltung  an  den  Verhandlungen  mit  dem  Regiernngspräsidenten,  dem 
Provinzialverbande  und  dem  Eisenbalinfiskns  zu  beteiligen  sein  (vgl. 
Urteil  vom  4.  April  1898,  EUitscheidaDg  des  Oberverwaltungsgerichts 
Bd.  XXXm  S.  279). 


Nr.  922,  Entseli«  des  Oesterr.  Terwaltnngsgeriehtsliofes. 

Vom  30.  Mai  1905. 

(Oesfprr.  KIson). -Vrrordn  -Bl  Jalirc  XX  (1909)  Nr.H  &li78.) 

Der  Unstand  allein,  dass  das  Gebiet  einer  Gemeinde  von  einer  als  Bezirksstraase 
herzustellenden  Elsenbahnzufahrtsstrasse  durchzogen  wird,  ohne  dass  die  für  die 
Anaahme  eines  besonderen  Interesses  dieser  Oemeinde  massgebenden  Umstände  be< 
rlafctMitl|t,  biw.  fitl|Mtellt  wofii«  «im,  bIMit  keine  aiiiraMwsie  isietineiw 
finmilaie  fir  tfle  NorauMMig  Atottr  Gmtlide  iir  ZefaiirtMlraMeskoBlMiTtttt. 

Da  gem&ss  §  3  Gesetz  yom  18.  April  1886,  LGBl  Nr.  38  fttr 
Böhmoi,  zum  Baue  und  zur  Erhaltong  einer,  wie  vorliogend,  nnbe- 
strittenermassen  als  Bezirksstrasse  berznstellenden  Elsenbahnzufahrts- 
strasse St&dte  nnd  Industrieorte  nur  unter  der  Voraussetzung  beizu- 
tragen haben,  dass  sie  hierbei  besonders  interessiert  sind  (während 
der  Umstand,  dass  das  Gebiet  einer  Gemeinde  von  der  Znfahrtsstrasse 
durchzogen  wird,  wohl  für  die  Konkurrenz  zu  einer  Gemeindestrasse, 
nicht  aber  für  eine  solche  zu  einer  Bezirksstrasse  eine  ausreichende 
gesetzliche  Gruiidlapp  liildetl  und  die  Marktgemeinde  T.  im  Zuq:e  der 
Erhebungen  beständig  geltend  gemacht  und  unter  Darlegung  der  nach 
ihrer  Anschauung  in  dieser  Richtung  massgebenden  Umstände  ausge- 
führt hat,  dass  für  die  Marktgemeinde  T.,  bzw.  för  den  Ortsteil  Brand 
ein  Interesse  überhaupt  und  speziell  ein  besonderes  Interesse  an  der 
oherwälniten  Znfahrtsstrasse  hauptsächlich  auch  deshalb  nicht  bestehe, 
weil  für  Zwecke  des  Ortsteiles  Brand  ein  besonderer  Znlahrtsweg  auf 
Kosten  der  Bahnverwaltung  hergestellt  wurde,  so  stellt  sich  die  ange- 
fochtene Entscheidung,  welche  —  ohne  dass  die  für  die  Annalime  eines 
besonderen  Interesses  der  Marktgemeinde  T.  massgebenden  Tat- 
nmstftnde  der  angefochtenen  Entscheidung  zugrunde  gelegt,  eventaell 
festgestellt  wurden  —  neben  dem  oberwihnten,  an  sich  nnentseheidenden 
Umstände  des  Dnrchzogenwerdens  der  Gemeinde  durch  die  Zufahrts- 
strasse  ,eln  Interesse**  der  Marktgemeiade  T.  fftr  die  Heranziehung  der- 
selben zur  Konkurrenz  als  ausreichend  eraehtet,  als  auf  unrichtiger 
Rechtaanschanung  beruhend,  daher  als  gesetzlich  nicht  begrUndet  dar. 
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Nr.  ^3.   Entseb.  des  Rf^zirkssrorielits  für  Ifandelssaeheu  in  Wien. 

Vom  3.  Oktober  1905. 
(AUg«in.  Tm^^äaa.  JUa»  ZXTt  (1N9)  Mr.  it  &  MH) 

f  58  I  (IH),  f  61  OmImt.  B«lrRol.  WiMmt  TraMfwfarag  alt  der  flr  «m  Ab- 
tMlIer  zweckmässigste  von  der  EiseDbahn  zu  wählen  ist,  hängt  von  der  Prüfuag 
/  der   tatsächlichen   Verhältnisse   ab.     Es   iiegt   keine  Verjährung    des  Frachter- 

stattungsanspruches vor,  wenn  die  nach  Ablauf  von  einem  Jahre  seit  Zahlung  der 
Frtoht,  Jedech  innerhalb  der  durch  die  eohriftliohe  Reklamation  erweiterten  Ver- 
JilrMfelHtt  «liiabrttlite  Kli|8  in  AMpraeb  te  aiMtorMr  Wt Im  iMfrlMtt  ald  ito 

tgbriftnohe  Rekluntlii. 

Es  war  m  prüfen,  ob  die  Eisenbahn  der  ihr  durch  §  51  (3)  1  auf- 
erlegten Verbindlicbkeit  entsprochen  habe  oder  nicht.  Dass  der  Aus- 
druck, , welcher  ihr  für  den  Absender  am  zweckmiBsigsten  scheint*, 
die  Wahl  des  Weges  nicht  der  Willkür  der  Eisenbahn  anheimgeben 
will,  ist  wohl  ohne  weitere  Begründung  klar.  Der  von  der  beklagten 
Bahn  angebotene  Beweis  durch  die  Zengenschaft  des  Kassiers  der 
Station  Datschütz,  dass  ihm  der  gewählte  Weg  als  der  zweckmässigste 
erschien,  ist  daher  mangels  Substantiierung  der  Gründe  vollkommen 
bedeutungslos.  Ebenso  bedeutungslos  ist  die  Behauptung,  dass  die  ge- 
nannte Station  den  billigsten  Weg  nicht  wissen  konnte,  weil  ihr  als 
einer  kleinereu  Station  das  Tarifmateriale  der  Oe.  NWB.  fehlt  und  der 
Beamte  der  Station  nicht  die  Zeit  zu  eingehenden  Studien  habe.  Ver- 
langt die  Eisenbahn  durch  Präkludieruiig  der  Ersatzansprüche  diese 
Kenntnis  von  ihren  Gegenkontrahenten,  dann  nmss  sie  sich  auch  ge- 
fallen lassen,  dass  diese  Kenntnis  bei  ihren  eigenen  Ange.stellten  ver- 
mutet wird.  Das  subjektive  Moment  kommt  aber  hier  überhaupt  niclit 
in  Frage.  Zu  untersuchen  war  vielmehr  nur,  ob  der  gewählte  Weg 
als  der  zweckmässigste  erscheinen  konnte;  diese  Frage  war  zu  verneinen. 
Das  erste  von  der  Beklagten  hiefftr  angeflihrte  Moment  geht  dahin, 
dass  es  Ar  die  Abfertigung  am  zweckmässigsten  und  deshalb  Grund- 
satz der  Eisenbahnen  sei,  nach  der  weitesten  Station  der  eigenen 
Bahn  —  im  yorliegenden  Falle  HraboTka  —  zu  kartieren;  dieses  Argument 
ttbersieht,  dass  der  gewählte  Weg  als  der  fttr  den  Absender  zweck- 
mässigste scheinen  muss.  Die  Abfertigung  bis  zur  weitesten  Station 
der  eigenen  Bahn  mag  wohl  Ar  diese  am  zweebnftssigsten  sein,  dass 
aber  in  diesem  Falle  die  Interessen  des  Absenden  mit  jenen  der  Eisen- 
bahn parallel  laufen  müssen,  l&sst  sich  nicht  behaupten.  Dass  —  wie 
Beklagte  behauptet  und  durch  Vorlage  eines  Frachtbriefes  Uber  eine 
Yia  Wolframscejl— Aussig  beförderte  Sendung,  welche  eine  nm  einen 
Tag  längere  BefCrderungsdauer  hatte,  bescheinigt  —  der  gewählte  Weg 
mit  Rücksicht  auf  die  daselbst  bestehenden,  besseren  Zugsverbindungen 
der  rascher  zum  Ziel  führende  und  deshalb  der  fUr  den  Absender 
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zweckmässigere  sei,  leuchtet  gleichfalls  nicht  ein.  Mit  Recht  bat  die 
Klägerin  darauf  verwiesen,  dass  der  Absender  durch  Unterlassung  der 
Versicherung  der  Lieferfrist  zu  erkennen  gab,  dass  er  der  Länge  der 
Transportdauer  keine  Bedeutung  beilege.  Auch  die  Gattung  des  be- 
förderten Gutes  konnte  nicht  die  BestlileuiiigiiTi^  der  Beförderung'  als 
notwendig  erscheinen  lassen;  da  endlich  dei-  Weg  über  Wolframscejl — 
Iglaii  der  kürzere  ist,  gewinnt  die  Behauptung  der  Klägerin,  dass  die 
kürzere  Transportdauer  über  Pra? — Hrabovka  eine  rein  zufällige  sei, 
an  Wahrscheinlichkeit.  —  Angesichts  der  vorstehenden  Erwägungen 
muss  der  billigste  Transportweg  als  der  für  den  Absender  zweck  massigste 
scheinen.  Nach  der  Aussage  des  Sachverständigen  ist  aber,  und  zwar 
auch  im  gebrochenen  Verkehre,  der  Weg  nach  Aussig  über  Iglau  der 
billigere.    Dadurch  erscheint  die  getroffene  Entscheidung  begründet. 

Nach  der  Ansicht  des  Gerichtes  könnte  sie  aber  in  zweiter  Linie 
auch  darauf  gegründet  werden,  dass  sswisehen  Wolframscejl  und  Aussig 
beidfl  Bahnhofe,  ein  direkter  tind  gleicher  bfll^erer  Fk^cbteatz  besteht. 
Der  Berflcksichtigang  dieses  Umstandee  kann  nicht  die  Einwendung  der 
Verjfthrung  entgegengesetzt  werden.  Eine  Klagsftnderung  liegt  nach 
§  235  Abs.  4  ZPO.  nicht  vor.  Denn  der  Klagegrand:  Die  Anrechnong 
eines  zu  hohen  Frachtsatzes,  ist  derselbe  geblieben.  Denselben  Bekla- 
mationsgrnnd:  Die  Nichtabfertigang  auf  der  billigsten  Rente,  führt  aber 
schon  das  Seklamationsschreiben  vom  6.  April  1904,  Beilage  F,  an. 
Die  Begrftndnag  des  erhobenen  Anspruches  durch  den  erst  in  der 
mündlichen  Verhandlung  erfolgten  Hinweis  auf  den  in  der  Relation 
Wolframscejl— Aussig  StEG.  bestehenden  Frachtsatz  könnte  daher 
höchstens  als  eine  Aendemng  oder  Berichtigung  der  tatsächlichen  An- 
gaben der  Klage  angesehen  werden.  Verjähren  kann  aber  nach  §  61 
BetrRgl.,  wie  überhaupt,  nur  ein  Anspruch.  Die  Nichtbefolgung  der 
in  der  Zusatzbestimraung  V  (2)  c  zu  §  61  BetrRgl.  enthaltenen  Be- 
stimmung, dass  (in  der  schriftlichen  Reklamation)  die  Frachterstattungs- 
ausprüche zu  begründen  und  insbesondere  die  Bestimmungen  und  Tarife, 
auf  welche  der  Reklamant  seinen  Anspruch  stützt,  anzuführen  sind,  be- 
gründet selbst  nach  diesem  Reglement  keine  Präklusion  des  Anspruches, 
da  der  Grund  der  Klage  darin  gelegen  ist,  dass  die  Beförderung  des 
aufgegebenen  Gutes  in  teuererer  Weise  erfolgte,  als  für  den  Absender 
zweckmässig  war.  Da  dies  mit  Rücksicht  auf  den  bestehenden,  direkten 
Frachtsatz  auch  dann  zutrifft,  wenn  die  Befördening  nach  Aussig  StEG. 
gewählt  wurde,  erscheint  das  Klagebegehren  auch  aus  diesem  zweiten 
Grunde  vollauf  gerechtfertigt. 
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ür,  '^24.   Entsch.  des  Preiiss.  Obervt'iMVijItungsgcrlclits. 
2.  Senat.   Vom  6.  Januar  19Üü. 

(PranaB.  BiBenb.-Areh.  1907  Heft  S  a  «M.  -  Kntsob.  d.  OVO.  Bd. «  a  »».) 

fitUNtr      LMM  Im  State  iet  f  47  dM  KtMiatadiflabenieMtiM  vta  14.  MI  1893. 

Unter  den  in  einer  Gemeinde  erwachsenden  Ausgaben  an  Qeb&ltern 
und  LObneii,  die  nacb  §  47  des  Kommimalabgabengesetses  fttr  die  Ver- 
teilung des  gemeindestenerlichen  Einkommens  ans  dem  Betriebe  einer 
sich  fiber  mehrere  Gemeinden  erstreckenden  Gewerbenntemehmnng^ 
massgebend  sein  sollen,  sind  nur  die  tatsächlich  gezahlten  Gehülter 
nnd  Lohne  zu  verstehen.  Sind  solche  Ausgaben  an  einem  Orte  über^ 
haapt  nicht  entstanden,  so  ist  es  nicht  znlftssig,  etwa  schfttsnngsweiso 
einen  Betrag  fttr  tatsächlich  nicht  erwachsene  Ansgaben  in  Bechnnng 
zn  stellen.   

Nr.  835.   Entsch.  des  Deutschen  Kelchsgvrichtfi. 
2.  Strafseuat.    Vom  9.  Jauuar  1906. 
(Dm  Beeilt  Jahns.  >0        Nr.  S  &  IM  Ziff.  an.) 
§  267  StfiB.  Vtrastsstztsiea  fBr  rtses  Bcstelliettal  als  bewetoarlnktlelie  UrksNt. 

Ans  der  Bezeichnung  einer  Urkunde  als  Bestellzettel  kann  nicht 
ohne  weiteres  deren  Charakter  als  beweiserbeblicher  Privatnrkunde 
gefolgert  werden;  es  muss  anch  festgestellt  werden,  welchen  Inhalt  sie 
hat  und  ob  darin  der  Besteller  als  Aussteller  des  Zettels  erschienen  ist 


Nr.  226.  Entsch.  des  Prenss.  OberTemaltungsgerlohts. 

4.  Senat.    Vom  22.  Januar  1906. 

il'rtMi58  KiHenb.-Arch.  1907  Heft  8  S.  810.      Preuss.  Verw.  Bl  X.WllI  .S.  K4  i 

Streit  über  die  Oetrentllchkeit  einee  Weges.   Rheinisches  Wegerecht. 

1.  Bei  einem  Streite  über  die  Oetlentliclikeit  eines  seiner  Hegrenzunp 
nach  bestimmten  Weges  kommt  es  nicht  entscheidend  darauf  an,  ob 
sich  der  Wegekörper  im  Privateigentum  befindet  oder  niclit.  Allein, 
sobald  die  Begrenzung  eines  öffentlichen  Weges  gegen  ein 
anstossendes  Privatgrundsluck  in  Frage  steht,  handelt  es  sich  in 
erster  Linie  um  den  Umfang  des  Privatgrundstflcks,  nnd  wenn  das 
Eigentum  des  Anliegers  an  der  streitigen  Fliehe  feststeht,  so  spricht 
eine  Vermutung  fttr  die  Freiheit  des  Privateigentums.  Bs 
ist  alsdann  Aufgabe  der  WegepolizeibehOrde,  die  bestrittene  Zugehörig- 
keit zum  dffentlichen  Wege  darzutnn. 

2.  Nach  dem  französischen  Wegerechte,  soweit  es  auf  dem  linken 
Bheinufer  eingeführt  ist  und  dort  noch  heute  die  geltende  Rechts- 
quelle  darstellt,  liegt  die  Unterhaltung  der  Gemeinde-  nnd  Viziualwege 
denjenigen  Oemeinden  ob,  in  deren  Gebiete  sie  liegen.  Dieser  Grund- 
satz,  welcher  die  Belegenheitsgemeinde  fttr  unterhaltnngspflichtig 
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erklärt,  greift  für  das  in  Betracht  kommende  Rechtsgebiet  derart 
durch,  däss  in  der  Regei  auch  durch  Obserranz  die  öifentlichrechUiche 
Wegebaolast  der  Gemeinden  eine  Abftnderang  nicht  erfahren  kann. 


Nr«  837.  Entsch.  des  Preuss.  OberrerwaltungsgerielitB« 

S.Senat.    Vom  23.  Januar  1906. 

rrt  u«s  Kisenb  -Arch.  1907  Heft  3  S  hi5    Preuss  Vorw.-B!-  XAVill  ü.  205.) 

Erwerbsunfähigkeit  im  Sinne  des  ^  6  Abs.  I  Nr.  2  des  Krankenversicherungsgesetzes. 

Erwerbsunfähigkeit  ist  vorlianden,  wenn  die  Unmügliclikeit  vorliegt, 
die  bisherige  ErwerbstiUigkeit  ohne  Verschlimmerung  der  Krankheit 
furtzusetzen.  Um  zu  einer  sachgemässen  Feststelhing  in  die.ser  Be- 
ziehung zu  gelangen,  nuiss  die  Art  der  bislierigen  Ei  Werbetätigkeit  des 
Betreffenden  ermittelt  wcrilen,  weil  erst  auf  dieser  Grundlage  fest- 
gestellt werden  kann,  ub  er  befähigt  gewesen  sei,  ohne  beiladen  für 
seine  Gesundheit  eine  seiner  bisherigen  Beschäftigung  entsprechende 
Erwerbst&tigkeit  auszuüben.   

Nr.  2S8w  Entseh.  des  Oetterr.  Obersten  Oeriehtshofes. 
Vom  21.  Februar  1906. 

fAUKcm  Tar  -Anz.  XXVF  riOOT)  Nr  15  .S.  3191 

Derjenige,  welcher  vom  Destinatar  zur  Abholung  einer  avisierten  Sendung  beauftragt 
wurde,  ist  zur  GelteidmachuRg  des  Aatpruches  auf  Ersatz  der  Kosten  der  rechtzeitig, 
atar  varieMfeb  vamiMw  MMMtug  —  §  69  (6)  BetrRgl.  —  Mob  iaaa  banabtlgt, 
weaa  ütte  Raitoa  Hm  Mikit  aad  aiekt  dm  V«fffi|aaotherMfell|iN  tar  Last  falltB. 
§  M  0)  Mrllil.  iadel  aaf  dleiaa  Aatpraab  Mae  Aawaadaai. 

Die  Eisenbahn  ist  gemSss  §  69  (6)  BetrRgl.  znm  Ersätze  der  nach- 
gewiesenen Kosten  der  zwar  rechtzeitig,  aber  vergeblich  versuchten 
Abholung  eines  Gutes  in  dem  Falle  verpflichtet,  wenn  das  Gut  auf 
Benachrichtigung  des  Empfängers  von  der  Ankunft  nicht  spätestens 
innerhalb  einer  Stunde  nach  dem  Eintreffen  des  Abholers  zur  Entladung 
oder  Abgabe  bereitgestellt  ist. 

Aus  den  in  dem  Hcrufungsverfaliren  unverändert  gebliebenen  Fest- 
.stellungen  des  Piozessrichters  ergibt  sich,  dass  in  den  in  der  Klage 
angefühlten  Fällen  die  Eniplänger  von  der  Ankunft  des  Frachtgutes 
noch  vor  der  Bereitstellung  desselben  benachrichtigt  wurden,  dass  die 
Kläger  auf  die  Bereitstellung  des  Frachtgutes  vergeblich  gewartet 
haben  und  die  Kläger  allein  die  Kosten  der  vergeblich  versuchten  Ab- 
holung der  betreuenden  Frachtgtiter  zu  tragen  genötigt  waren. 

Aus  den  Feststellungen  des  Prozessricliters  geht  ferner  hervor,  dass 
die  Kläger  in  allen  erwähnten  Fällen  seitens  der  beklagten  Bahn  als 
zur  Uebernahme  des  Frachtgutes  legitimierte  Personen  angesehen,  und 
dass  ihnen  tatsächlich  die  Frachtgüter  nachher  ausgefolgt  worden, 
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wesbiüb  angenommen  werden  muss,  dass  sie  gegenftber  der  Bahn  ihre 
Berechtigung  zur  Empfangnahme  des  Gutes  gehörig  ausgewiesen  hatten. 

Bei  diesem  Sacli verhalte  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
die  Beklagte  in  allen  oben  erwähnten  Fällen  gegeni'iber  den  Klägern 
die  Verpflichtung  übernommen  hat  ,  die  Ware  im  Sinne  der  Eisenbahn- 
vorschriften bereitzustellen  und  ihnen  auszufolgen,  dass  sie  insbesondere 
verpflichtet  war,  das  binnen  der  im  §  69  (6)  BetrRgl.  festgesetzten  Frist 
zu  tun,  und  dass  den  Klägern  infolge  der  Nichterfüllung  dieser  Ver- 
pflichtung der  im  §69  (6)  BetrRgl.  normierte  Kostenersatzanspruch  direkt 
gegen  die  Bahn  zusteht.  Dieser  Ansprucli  besteht  selbständig  und  i.st 
nicht  als  Geltendmachung  der  aus  dem  Frachtverträge  (zwischen  der 
Bahn  und  dem  Absender,  respektive  Empfänger)  entspringenden  Rechte 
anzusehen,  weshalb  auch  die  Vorschrift  des  §  90  Abs.  1  des  BetrRgl.  im 
vorliegenden  Falle  kehie  Anwendung  finden  kann.  Auch  die  Frage  des 
aUftlligen  Verschnldens  der  Bahn  ist  hier  irrelevant.  Die  Klftger 
haben  ihre  Forderungen  aus  dem  obigen  Titel  mit  676  K.  beziifert  nnd 
beanspruchen  insbesondere  ausser  dem  Ersatz  der  nachgewiesenen 
Kosten  auch  den  Gewinnstentgang.  Dieser  letztere  Anspruch  ist  jedoch 
unbegrttndet,  da  das  Elagebegehren  auf  die  Bestimmung  des  §  69  BetrBgl. 
gestiitzt  wird  nnd  nach  dieser  letateren  Vorschrift  die  Bahn  lediglich 
zum  Ersätze  der  nachgewiesenen  Kosten  verpflichtet  ist. 

Nr«        Entsch.  des  Oesterr.  Obersten  Cterlehtsliafes. 

Vom  11.  März  1906. 

fAlIprem.  Tar.-.\nz  XXVI  (1907)  Nr.  8  S  i74) 

Wenn  die  Partei  durch  die  Balinorgaae  verhindert  wird,  bei  der  Verladino  die 
WagsoDS  gehörig  amanltni,  Mi  dadaroh  ein«  hShere  FraobtgebBlir  beiililt  bat,  so 
•ttllt  slab  «•  aaf  RIekarttattaag  dar  ■ahrfraoM  leriohtate  Klaia  alelit  aia  alaa 

Soladenersatzklage  dar,  sondern  der  Klageanepruch  ist  nach  Art.  12  lUe.,  beziehunge- 
waiaa  i  61  BatrRil.  zo  beurteilen.    Demgemäss  verj&hrt  ein  aaiohar  Aaapraoh  ia 

einem  Jatire  vom  Tage  der  Zahlung  an. 

Wohl  sind  die  Darlegungen  des  Berufungsgerichtes  nur  insoweit 
als  zutreffend  zu  bezeichnen,  als  sie  bezüglich  jener  vier  Waggons,  bei 
welchen  das  Gewicht  des  verladenen  Heues  nicht  die  Tarifgienze  von 
5000  Kg.  überschritt,  die  Transportgebtihr  aber  dennoch  nach  der 
Klasse  C  des  einschlägigen  Tarifes  bemessen  wurde,  die  Anwendbarkeit 
der  einjährigen  Verjährungsfrist  für  annehmbar  erklären.  Im  übrigen 
kann  jedoch  der  Rechtsansicht  des  Berufungsgerichts  nicht  beigepflichtet 
werden,  sondern  es  ist  auf  die  zntrefibnden  Entscheidnngsgründe  des 
ersten  Richters  zurückzugreifen,  der  von  der  richtigen  Rechtsansicht 
ausging,  dass  die  Sch&digung  des  Klägers,  beziehungsweise  seines 
BechtsTorgftngers,  darin  seine  Ursache  hatte,  dass  ihm  eine  mit  Rflck- 


Digitized  by  Google 


Entscb.  des  BezirksgericbU  für  Haudelstuichen  in  Wien  vom  24.  März  1906.  357 

siebt  auf  das  tats&chlicb  verladene  Quantum  Hea  sn  hohe  Fraebtgebfthr 
Torgeschrieben  wurde,  indem  er  verhindert  wnrde,  den  Fassongsraom 
voll  ansninOtsen,  dass  sich  somit  der  geltend  gemachte  Ansprach  in 
seinem  Wesen  als  ein  Ansprach  infolge  anrichtiger  Tarifbemessnng 
darstdlt.  Von  diesem  Bechtsstandpankte  aasgebend,  warde  somit  seitens 
der  eisten  Instans,  aaf  deren  Entseheidangsgrflade  im  flbrigen  verwiesen 
wird,  satreifend  die  die  Anwendbarkeit  des  ABGB.  ausschlieasende 
Bestimmung  des  Art.  12  lUe.,  beziehungsweise  des  §  61  des  zur 
Durchführung  desselben  aaf  Grund  des  Gesetzes  vom  27.  Oktober  1892 
RGBl  Ni.  1.  187,  erlassenen  Eisenbahnbetriebsreglements  auf  diesen 
Kecbtsfall  in  Anwendung  gebracht,  worans  sieb  auch  ergibt,  dass  ange- 
sichts der  Bestimmung  des  Art.  45  lUe.  Abs.  3  und  4,  beziehungs- 
weise §  91  Abs.  4  BetrRgl.,  dessen  letzten  Satz  der  Revision.swerber 
bei  seinen  Ausführungen  gänzlich  übersieht,  der  Klageansprach  als 
verjährt  in  seiner  Gänze  abgewiesen  werden  musste. 

Angesichts  dessen  war  die  Erörterung  der  den  Schadenersatz- 
anspruch angeblich  begründenden  Umstände  ganz  überflüssig,  daher  der 
gerügte  Mangel  im  öiune  der  Z.  2  des  §  503  ZPO.  nicht  vorliegt. 


Nr.  230.  Entseh.  des  Bezirksgerichts  für  Handelssachen  in  Wien. 

Vom  24.  März  1906. 

(Allg«lB.  Tm^-AME.  nVI  (1907)  Nr.  6  &  m.) 

I.  Ht  IST  Msktltllisi  iir  dtr  RsMibmIIob  asfMeMMsmta  BtwelMtleke  MtlM 
Varjihraig  auch  da»  gehenmt,  wean  die  Elaenbahn  zur  ZurQckhaitiig  der  Beweis- 
stBcke  berechtigt  war.  2.  ist  vor  der  Ablieferung  des  Gutes  durch  bahnseltige  Ab- 
wäge efe  INindergewicht  festgestellt,  so  bewirkt  Zahlung  der  Fracht  und  Annahme 
de«  Gates  nicht  das  Erloschen  des  Asspruches.  3.  Inwieweit  ist  der  Beweis  zu- 
üeeii,  Uu  iar  VereektoiMben  der  Ergetaleee  der  babaeeMlieH  Abwaie  etat  Mto- 

denibl  des  6«tea  ■tobt  iBiniie  lle|tf 

Veijähmog  liegt  nicht  yor.  Dann  nach  der  anadrttcUiclien  Vor- 
schrift des  §  90  (4)  BetrBgl.  bleiht  die  Veij&bmng  solange  gehemmt, 
oDd  beginnt  der  Lauf  der  VerjfthnuigsfHst  erst  wieder  mit  dem  Tage, 
an  welchem  die  Eisenbahn  ihre  Entscheidnng  dem  Beklamanten  sdirift- 

lich  bekannt  macht  und  ihm  die  der  Reklamation  etwa  angeschlossenen 
Beweisstttcke  zurückstellt.  Im  vorliegenden  Falle  hat  die  Eisenbahn 
—  ans  welchen  Gründen  ist  ganz  gleichgültig  —  die  Beweisstücke 
nicht  mit  der  Reklamationsentscheidung  zurückgestellt.  Der  Lauf  der 
Verjährungsfrist  konnte  dalier  nicht  mit  dem  Tage  der  Bekanntmachung 
der  Reklamationsentscheidnng  wieder  beginnen. 

Auch  von  einem  Erloschen  des  Anspruches  kann  nicht  gesprochen 
werden.  Nach  der  An.sicht  de.s  Gerichtes  ist  zu  unter.scheiden  zwischen 
der  Feststellung  eines  Mangels  und  der  im  ,§  71  BetrRgl.  erwähnten 
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ErMm^  des  Tatbestandes  biDsichtlieli  des  Znstandes  des  Gutes,  des 
Bistrages  des  Schadens,  der  Uisache  des  Zeitpunktes  der  JÜndenmg 
oder  Beschädigung.  Das  Erlöschen  des  Anspruches  im  Sinne  des  §  90 
(1)  BetrBgl,  anamsehliessen,  genfigt  nach  Abs.  2  Z.  3  dieser  Bestimmung 
die  Feststellung  des  tatsftcblichen  Gegebenseius  eines  Mangels.  Im 
vorliegenden  Falle  ist  nun  der  Mangel,  die  DiflEereuz  im  Gewichte, 
durch  die  babuamtliche  Nach  wage  festgestellt  worden,  und  es  kann  SM 
diesem  Grunde  von  einem  Erlüscben  des  Anspruches  im  Sinne  der  an- 
geführten Bestimmung  keine  Bede  mehr  sein.  In  sachlicher  Beziehung 
stimmt  zwar  das  Gericlit  grundsätzlich  der  Ansicht  der  Beklagten  zu, 
dass  auch  bei  Feststellung  einer  UewiclitsditTerenz  anlässlicli  der  Ab- 
und  Nachwage  der  Reweis  nicht  ausgeschlossen  sei,  dass  ett'ektiv  eine 
Minderung  des  Gutes,  ein  Gewichtsverlust,  nicht  vorliege,  so  dass  also 
die  Difl'erenz  nur  durch  Unrichtigkeit  des  einen  oder  des  anderen 
(möglicherweise  auch  beider)  Abwägungsergebnisse  erklärt  werden  könne. 
Es  darf  aber  iiiebei  nicht  Obersehen  werden,  dass  die  bahnamtliche 
Ab-  und  Nachwage  eben  den  Zweck  hat,  eine  objektive  Unterlage  für 
Rechte  und  Pflichten  beider  Vertragsteile  zu  bieten.  Will  die  Eiseu- 
bahn  behaupten,  dass  die  von  ihr  selbst  vorgenommene  Abwägung  eine 
nnriebtige  sei,  und  will  sie  daraus  Rechte  für  sich  ableiten,  dann  mttsste 
sie,  darin  stimmt  daa  Gericht  den  Ansflihrangen  des  klägerischen  Ver- 
treters Yollkommei  zu,  den  strikten  Beweis  erbringen,  dass  die  festge- 
stellte Gewichtsdifferenz  nnr  durch  einen  Irrtum  oder  eine  ünrichtigkeit 
der  Abwäge  erklärt  werden  kOnne.  Dazu  reichten  aber  die  von  der 
Beklagten  angebotenen  Beweise  nicht  aus.  Die  Unversehrtheit  der 
Plomben,  der  äusserlich  tadellose  Zustand  der  Säcke  schliessen  nur 
bestimmte,  nieht  aber  alle  möglichen  Arten,  in  welchen  die  Hinderung 
des  Gutes  herbelgeffthrt  worden  sein  kann,  aus.  Sie  sind  daher  nicht 
geeignet,  die  Negative  zu  erweisen,  dass  keine  andere  Erklärnngs- 
Ursache  der  Gewichtsdifferenz  gefunden  werden  könne,  als  die  unrichtige 
Abwäge.  Sie  mögen  ausreichen,  eine  mehr  oder  weniger  starke  Ver- 
mutung in  dieser  Richtung  zu  bogri'inden,  einen  vollen  Beweis  können 
sie  nicht  machen.  Darum  hat  das  Gericht  abgelehnt,  die  in  dieser 
Richtung  angebotenen  Beweise  zuzulassen. 


Nr.  S81.  Beschluss  des  Kammergerlehts  In  Berlin. 

1.  Zivilsenat.    Vom  29.  März  1906. 

(PreuBs.  EJsenli  Ardi  i!Vi7  Heft  s  s  hol»  i 

Die  Eintragung  einer  Vormerkung  zur  Erhaltung  des  Rechts  auf  lasten-  und  sobuiden- 
freie  Auflassung  der  verkauften  Flächen  ist  unzulässig. 

Der  Besciiwcrdeflihreriu  ist  zwar  zuzugeben,  dass  der  Kautvertrag 
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ftber  das  abzutretende  Areal  und  die  Bewilligimg  der  Vormerkong 
insofern  in  einem  inneren  Zosammenhange  stehen,  als  die  Kontrabenten 
beides  als  einheitlicbes  Geschäft  gewollt  haben.  Allein  daraus  ergibt 
sich  nichts  für  die  Form,  deren  der  eine  Vertragsbestandteil  noch 
bedarf,  um  die  Eintragung  dieser  Vormerkung  in  das  Grundbuch  zu 
rechtfertigen.  Wie  das  Kammergericht  bereits  wiederholt  eingehend 
ausgeführt  hat,  bezwecken  die  Bestimmungen  des  Art.  12  §§  1—3  AG. 
z.  BGB.  lediglich  eine  Vereinfachung  der  in  §  318  BGB.  für  Grund- 
stUcksveräussernngen  vorgesehenen  Form. 

Sie  haben  also  nur  den  obligatorischen  Vertrag  zum  Gegen- 
stande, nicht  die  dingliche  Seite  des  Veräusserungsgeschäfts  und 
insbesondere  nicht  die  Aenderung  der  Bestimmung  der  Grundbach- 
ordnung über  die  Form  von  Eintragungsbcwilligungen. 

Für  die  Bewilligung  von  Grundbucheintragungen  verbleibt  es  des- 
halb bei  der  Vorschrift  des  §  29  GBO.  (Jahrb.  29  SB.  69,  A  135,  139, 
Stegenmnn,  Materialien  zum  Pr.  Ausl'.-Ges.  S.  169.)  Es  genügt,  aul'  die 
dortigen  Ausführungen  zu  verweisen. 

Da  der  (Ti-undbuchrichter  sein  aus  §  6  GBO.  entnommenes  Be- 
denken nachträglich  hat  fallen  lassen,  konnte  das  Landgericht  von 
einer  Entscheidung  darüber  absehen.    (Vgl.  dazu  Jahrb.  29  8.  A.  136). 

Dagegen  muss  im  Interesse  der  Veimeidung  unwirksamer  Ein- 
tragungen noch  auf  ein  andeireB  Hindernis  hingewiesen  Verden,  welches 
bisher  bei  den  Vorinstanzen  keine  BerBeksichtigung  gefunden  hat  Kach 
§  888  BGB.  ist  eine  Vormerkung  zulässig  zur  Sicherung  des  Anspruchs 
auf  Einr&umnng  oder  Aufhebung  eines  Bechts  an  einem  Grundstftck 
oder  an  einem  das  Grundstftck  belastenden  Becht  oder  auf  Aenderung 
des  Inhalts  oder  des  Banges  eines  solchen  Bechts.  Daraus  ergibt  sich, 
dass  nur  solche  Ansprfiche  Gegenstand  einer  VormeriLung  sein  kOnnen, 
deren  ErfftUnng  in  einer  endgfiltigen  Einti-agung  besteht,  wfthrend 
obligatorische  Ansprftche  zn  ihrer  Sicherstellung  durch  Vormerkung  dem 
Gmndbuche  nicht  zugänglich  sind  (RG.  55,  S.  175,56,  S.  14,57,  S.  333  it, 
Jahrb.  20  SA.  91,21,  SA.  134).  Um  eine  solche  rein  obligatorische  Ver- 
pflichtung aber  handelt  es  sich,  wenn  die  GrundstttckseigentQmer  sich 
▼erpflichtet  haben,  die  verkauften  Parzellen  lasten-  und  schulden- 
frei zu  übertragen,  und  diese  Verpflichtung  kann  deshalb  durch  eine 
Vormerkung  nicht  gesichert  werden.  (BG.  55  S.  270.) 


Xr.  1389.  Batselu  des  Landgertekts  Hfinelieii  L 

1.  Zivilkammer.   Vom  29.  März  1906. 

Spod-  a  Seil iff.  Ztg.  XV  (iWTi  Nr.  Ifi  S  m.) 

§ft  425,  454,  456.  458  HSB.  Si^  9,  66  Abt.  I  H.  2,  68  Abs.  3  EiseibVerkO.  Ab- 
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Ueftring  eines  Gutes  an  einen  Unberechtigten  von  selten  des  bahnamtlichen  fMH- 
fuhninternehmers  verpflichtet  lediglich  die  Eisenbahn  zum  Schadensersatz. 

Der  Absender  kann  für  den  Schaden,  den  er  dadurch  erleidet,  dass 
sein  Gut  in  der  Empfangsstation  von  dem  balmamtlichen  Rollfuhrunter- 
nehmer nicht  an  den  Frachtbriefadressaten,  sondern  an  einen  unbe- 
rechtigten Dritten  abgeliefert  wird,  den  RoUfuhrunteruehmer  nicht 
verantwortlich  machen.  Denn  dieser  ist  nicht  selbständiger  Fracht- 
führer im  Sinne  des  VI.  Abschnittes  des  HGB.,  steht  also  zu  dem 
Absender  in  keinem  Vertragsverhältnisse.  Auch  ausserkon traktlich 
kann  der  Rollfubrunternelimer  nicht  haftbar  gemacht  werden.  §  831 
BGB.  ist  nicht  amrendbor  innorbalb  einee  awiacliai  dsem  Gaaebftflilierni 
nnd  dam  Geiscliftdigten  bestehenden  Vartragsverh&ltnisses  (EnhlanbeelL, 
Kommentar  BGB.  Anmerkong  1  an  §  831  BGB.).  Ebensowenig  ist 
§  838  BGB.,  wie  das  Baiehsgeridit  wiederholt  ansgeq^rochen  hat 
(Jurist  Wochenschrift  1905  8.  268  Nr.  4),  anwendbar  anf  obligatorische 
Rechte.  Schliesslich  ist  anch  die  Anwendbarkeit  des  §  826  BGB.  za 
yemeinen,  weil  dem  Elftger  der  Entschftdigongsansprach  gegen  die 
Eisenbahn  gewahrt  bleibt.  Diese  ist  —  vorbehaltlieh  des  RflckgrüFes 
anf  den  Bahnspeditenr  —  für  den  Schaden  allein  haftbar  nach  §§  425, 
454,  456,  458  HGB.,  §  278  BGB.  nnd  §  9,  66  Abs.  1  nnd  2,  §  68 
Abs.  3  VO. 


Nr.  d88.  Entsdi*  des  Oberlandesgeriehts  Breslmi. 
Vom  26.  April  1906. 

(Zoltaolir.  r.  KlaiBik  Xt?  (INV)  Haft  ■  8.  in.) 

§6  823,  SSI  B8B.  Oer  StrsManbafeMiittnialMMr  haftet  itsM  fir  SubMbUen  la- 
foi|e  des  HtrabfallsBt  «lektrisoher  Drihte,  wenn  saohgeaiitM  SehalsvtrriahtiagN 

hiergegen  getrofTen  sind. 

Das  Gesetz  vom  3.  November  1838  findet  auf  die  von  der  Be- 
klagten betriebene  Bahn  keine  Anwendung,  da  diese  eine  Kleinbahn 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  28.  Juli  1892  ist.  —  Siehe  §  1  dieses  Gesetzes 
und  die  AusfUhrnngsanweisung  dazu  vom  13.  August  1898  (Ürotefend 
Gesetzgeb.  Material  1898  S.  490). 

Der  erhobene  Anspruch  kann  also  nur  auf  §  823  BGB.  gestützt 
werden  und  setzt  demnach  ein  Verschulden  der  Beklagten  voraus.  Ein 
solches  sucht  der  Kläger  vergeblich  nachzuweisen.  Es  kann  dahin- 
gestellt bleiben,  ob  Holzleisten  gesetzlich  vorgeschrieben  und  zur  Ver- 
hßtung  des  Unfalles  geeignet  waren;  denn  tatsächlich  befanden  sich 
solche  Leisten  unstreitig  an  den  Ereuzungsstellen.  Dass  das  Fangnetz 
nicht  ordnnngsmftssig  geerdet,  oder  sonst  an  den  TOrgeschriebenen 
Scbntsmassregeln  etwas  nicht  in  Ordnung  gewesen  sei,  kann  dadurch 
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allein  nic^lit  bewiesen  werden,  dass  der  Unfall  sich  ereignet  hat.  Denn 
einen  unter  allen  Umständen  ausreichenden,  absoluten  Schutz  gewähren 
alle  solche  Massregeln  nicht.  Von  dem  Gegenteil  vermöchte  die  Aus- 
sage Sachverständiger  das  Gericht  nicht  zu  überzeugen.  Aber  selbst 
wenn  etwas  an  diesen  Schutzvorkehrungen  nicht  in  Ordnung  gewesen  wäre, 
so  fehlt  es  an  dem  Nachweise  eines  Verschuldens  der  Beklagten,  Die 
Anbringung  der  Fangnetze  war  durch  die  Postbeliörde  erfolgt.  Darauf, 
da^  sie  in  sachgemässer  Weise  gescbebeu  sei,  durfte  die  Beklagte  bei 
dem  Gharakler  dieser  BeliSide  und  mit  Rficksiclit  auf  die  landes- 
polizeiliche Abnahme  vom  10.  DezemW  1906  sieh  verlassen.  Seit 
dieser  waren  bis  znm  ünfallkage  nnr  4  Monate  and  wenige  Tage  ver- 
flossen. Dass  in  dieser  Zeit  irgend  welche  Ver&ndemngen  vor  sich 
gegangen  wären,  die  den  Wert  der  Schatzvorricbtungen  beeinträchtigten, 
war  nicht  zu  vermuten.  Ohne  besondere  VorfllUe  war  daher  die  Be- 
klagte zu  einer  anderen,  als  der  mit  dem  täglichen  Betriebe  notwendig 
verbundenen  Eontrolle  nicht  verpflichtet. 

Es  kann  sich  also  nur  fragen,  ob  die  Beklagte  durch  das  am 
Unfalltage  herrsdieDde  Unwetter  za  ausserordentlichen  Vorkehmugen 
verpflichtet  war.  Als  solche  bezeichnet  der  Kläger  die  Aufstellung  von 
Wächtern  und  die  Kinstellung  des  Betriebes.  Die  Aafstellang  von 
Wachtposten  an  allen  Kreuzuugsstellen  war  praktisch  nicht  wohl  durch- 
führbar, hätte  übrigens  auch  kaum  grösseren  Schutz  gewährt  und 
schwerlich  den  eingetretenen  Unfall  verliütet. 

Die  Einstellung  des  Betriebes  aber  ist  eine  derart  einschneidende 
Massregel,  dass  eine  Verpflicht UM<i:  dazu  jedenfalls  nur  dann  ange- 
nommen werden  könnte,  wenn  eine  zwingende  Veranlassung  dazu  vor- 
lag, insbesondere  also,  wenn  die  Furtsetzung  des  Betriebes  eine  ernste 
Gefährdung  der  Person  oder  des  Eigentums  Dritter  besorgen  Hess. 

Dass  aber  die  nach  §  831  BGB.  'verantwortlichen  Vertreter  der 
Beklagten  bei  Anwendung  der  im  Verkehr  erforderlichen  Sorgfalt  hier, 
insbesondere  vor  dem  Unfälle,  welcher  das  (lefährt  betroffen  hat,  eine 
solche  Gefahr  als  vorliegend  hätten  erkennen  müssen,  dafür-  fehlt  ein 
ausreichender  Anhalt. 

Wenn  ein  starkes  Unwetter,  Sturm  und  Schneefall  an  sich  schon 
eine  solche  Gefahr  mit  sich  brachten,  so  ist  anzunehmen,  dass  ein 
Verbot  des  weiteren  Betriebes  alsbald  im  einzelnen  Falle  oder  sogar 
allgemein  im  voraus  von  den  Polizeibehörden  erlassen  werden  wOrde. 
Das  ist  hier  jedenfalls  nicht  .geschehen. 


Bg«r,  BtonbduiiMhttlalM  BnlielMMaiigw  ZZm. 
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868       Bntsob.  des  Oeiterr.  TerwaUiragm«rielitahofM  vmn  14.  IUI  ItNM. 

Nr*  8S4.   EutscJi.  des  Oostorr.  Vorwaltungsgerichtshofes. 

Vom  14.  Mai  1906. 

(All«em.  TfervABB.  IZVI  {VM)  Nr.  It  8.  ML) 

DIt  AkMiMif  fiiM  fNflMfMlMflclNi  SolHidsiitMrttlnMpnMliM  mühn  dtt  EiMifcflIw* 
Mliiitartam  Ist  iirak  ünttmtrU  u  4m  Vtrw«ltai^m<rlpMilwf  110111  urfMiUMr. 

Der  k.  k.  Verwaltnngsgerichtshof  hat  die  hiergericbtUch  einge- 
brachte Beschwerde  der  Firma  S.  D.  in  S.  gegen  die  Entscheidung  des 
k.  k.  ESsenhahnministeriums  vom  20.  März  1906,  Z.  9994,  betreifend 

Sdiadenersatz  wegen  Umladnog  einer  Eisenbahnf rächt,  gemäss  §  3,  lit. 
a  und  §  21  des  Gesetzes  vom  22.  Oktober  1875,  BGBl  Nr.  36  ex  187Ö, 
ohne  weiteres  Verfahren  zurückgewiesen,  weil  zur  Entscheidung  iiber 
Streitigkeiten  aus  dem  Frachtvertrage  die  ordentlichen  Gerichte  berufen 
sind,  derlei  An  gelegen  Ii  ei  ten  also  von  der  Znst&ndigkeit  des  Ver- 
waltungsgerichtshofes ausgeschlossen  sind. 


Nr.  885w  Entseh.  des  Prenas.  Oberrerwaltnngsgeriehts. 

4.  Senat.  Vem  21.  Hai  1906. 

(Pnma.  Elsenb.  Arch.  1907  Heft  9  S.  810      PreuRS  Verw  Bl  XXVIII  atM.) 

Anbringung  von  Geländern  an  äfTeitUclieii  Weiea. 

Der  Wegebaupflichtige  hat  der  Wegepolizeibehörde  gegenüber  auch 
für  die  Sicherheit  des  Verkehrs  auf  dem  von  ihm  zu  unterhaltenden, 
öffentlichen  Wege  aufzukommen.  Wenn  daher  im  Interesse  der  Ver- 
kehrssicherheit die  Anbringung  von  Geländern  an  dem  Wege  erfor- 
derlich ist,  so  liegt  die  Verpflichtung  zu  ihrer  Errichtung  dem  Wege- 
baupflichtigen ob.  Ist  der  den  Strassenverkehr  gefährdende  Zustand 
durch  einen  anderen  herbeigeführt,  so  liat  der  Wegebaupflichtige,  auch 
wenn  die  Polizei  diesen  anderen  zu  Abliillemassnahmen  anzuhalten 
befugt  wäre,  doch  kein  Recht,  die  Wegepolizeibehorde  wegen  der  ihm 
angesonueueu  Leistung  an  den  Urheber  zu  verweisen. 

Nr.  236.  Entseh.  des  Bezirksgerichts  In  Prag. 

Vom  25.  Mai  1906. 

AllKcrn.  Tftr.-Anz.  XXVI  (1907)  Nr  11  .S  242  i 

I.  Bei  Nichtbenutzung  von  direkten  Frachtsätzen  ist  eine  Umkartierung  notwendig,  durch 
die  damit  verbHadenen  Manipulationen  tritt  regeimSssig  eine  Verzögerung  des  Trans- 
ptriM  ehi.  N.  DmiA  die  vm  der  Staattverwattamf  auf  firmNl  det  Gesetzes  odar  dar 
Konzessionsurkunde  mit  Erlass  an  die  Bahn  ergangene  AnlTorderang,  von  einem  be- 
stimmten Zeitpunkte  eine  bestimmte  Tarifermässigung  einzuführen,  werden  die  be- 
stehenden, gehörig  publizierten  Tarife  in  ihrer  Gültigkeit  nicht  atteriert,  solange  diese 
Tarifa  aidrt  aufgeliabea  sind.  Iii.  Waaa  der  Traaeport  lebeader  Tiere  ia  Frage  stairt 
MHd  ata  gabraeHaaar  Tarif  aialit  vargaaehrlabaa  iat,  liaadaK  dia  Baha  tai  lntaraaaa  daa 
Abaaadara,  waaa  ala  daa,  waaa  aaah  tauararaa  dtraktaa  Tarif  airaraadai  IV.  fiaaAaa 
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Zusatzbestimmmg  VI  Z.  1  Iii.  a  zu  §  61  BetrRgl.  hat  die  Partei  im  Falle  III  keinen 
Aisprych  «Mf  nacktrieUcbe  Anwendung  einer  billigeren  al«  der  von  der  Eisenbahn 

vorgenommenen  Abfertigung. 

In  der  Zeit  zwischen  dem  1.  Jäuner  und  1.  Mai  1905  waren  beide 
Tarife  lit.  B  und  C  orig.  wirksam  (§  7  BetrRgl.).  Der  Klager  be- 
liaui»tet  zwar,  dass  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  6.  September  1885, 
Nr.  122  RGBl.,  und  der  Konze-ssionsurkunde  der  k.  k.  priv.  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  vom  1.  Jänner  1886,  Nr.  7  RGBl.,  dieser  I5alin 
mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  EisenbabnmitiisteriQms  vom  3.  November  1904, 
Nr.  1889  die  Tarifemi&ssigung  seit  dem  1.  Jänner  1905  angeordnet 
warde,  nnd  dass  daher  die  diesem  Erlasse  nicht  entsprechenden  Tarif- 
sätze des  Nachtrages  I  zu  Tarif,  Teil  II,  Heft  3,  Beilage  lit.  B.  zn  der 
bezeichneten  Zeit  nicht  mehr  zu  Becht  bestanden;  wenn  man  aber 
dagegen  erwägt,  dass  die  Staatsverwaltung  sich  zwar  nach  §  22  der 
letzterwähnten  Konzessionsurkunde  die  Bestimmung  der  Haximaltarife 
vorbehalten  hat,  dass  aber  nach  demselben  Paragraphen  die  von  den 
Parteien  einznhebenden  Tarife  öffentlich  kundzumachen  sind,  dass 
welter  der  ordnnngsmässig  kundgemachte  Tarif  lit.  C,  mit  welchem  der 
Kläger  einen  Teil  des  ordnnngsmässig  kundgemachten  Tarifes  lit.  B  zu 
ersetzen  sucht,  seinem  Wortlaute  nach  die  Wirksamkeit  des  Tarifes 
lit.  B  nicht  beeinträchtigt,  sondern  nur  einen  anderen  Tarif,  nämlich 
das  oberwähnte  Heft  1,  gültig  seit  1.  Jänner  1900,  nebst  dessen  Zu- 
sätzen ausser  Kraft  setzt,  und  dass  auch  erst  der  Tarif,  Teil  II,  Heft  6, 
gültig  seit  dem  1.  Mai  1905,  respektive  1.  Juni  1905.  den  Tarif  lit.  B 
orig.  aufhebt,  so  ist  zweifellos  als  erwiesen  anzunelnuen ,  dass  der 
letztbezeichnete  Tarif  lit.  B  orig.  bis  zu  dieser  Aufhebung  in  Wirk- 
samkeit stand. 

Die  in  den  vorgelegten  Frachtbriefen  auf  Grund  dieses  Tarifes 
lit.  B  bemessenen  Frachtgebüliren  wurden  daher  auf  Grund  eines 
gültigen,  direkten  Tarifes  vorgeschrieben.  Durch  die  Frachtbriefe  ist 
weiter  erwiesen,  dass  in  dieselben  eine  Vorschrift  über  den  beantragten 
Transportweg  und  anzuwendende  Tarife  nicht  aufgenonuuen  wurde; 
wenn  daher  die  Bahn  bei  der  Vorschreibung  von  Frachtgebühreu 
direkte  Frachtsätze  ohne  ümkartierung  in  Ohnfitz  bestimmt  hat,  hat 
sie  im  Interesse  des  Klägers  gehandelt,  da  es  sich  um  Transporte  von  - 
lebenden  Frachten  und  daher  um  die  Beschleunigung  des  Transportes 
handelte,  und  kann  daher  von  einem  Verschulden  und  insbesondere  von 
einem  groben  Verschulden  der  Bahn  in  dieser  Richtung  nicht  gesprochen 
werden  (§51  lit  1  BetrBgL),  da  doch  durch  die  Zeugenaussage  des 
H.  G.  und  das  SachyersUlndigengntachten  erwiesen  ist,  dass  infolge  der 
bei  Nichtbenutzung  von  direkten  Frachtsätzen  eintretenden  Ümkartierung 
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und  der  damit  veibuiuleneii  Manipulationen  regelmässig  eine  Ver- 
zögerung des  Trausportes  —  Ausiiahmsfälle  ausgenommen  —  eintritt. 

Der  Kläger  hält  zwar  die  Anwendung  des  Tarit'es  lit.  B  betreffs 
des  Scimitttarifes  von  Olmütz  nach  Bubna  für  zulässig,  verlangt  jedoch 
betreffs  der  Strecke  Stryj — Olmtttz  die  Anwendung  des  betreff!»  der 
Tariftitze  fllr  ihn  yorteilliafteren  Tarifes  Ht  C  per  1405  Heller,  anstatt 
des  von  der  Bahn  angewendeten  Satzes  nach  dem  Tarife  lit.  B  fftr  den 
Transport  von  Stryj  nach  dem  Schnittpunkte  per  1607  Heller.  Dieser 
Anspruch  ist  aber,  wenn  man  aach  nicht  berftcksichtigen  wfirde,  dass 
die  Anwendung  des  vorgeschlagenen  Ansnahmetarifes  5  bei  Umkar- 
tierangen  in  den  Zwischenstationen  ausgeschlossen  ist,  und  dass  eine 
Umkartierung  in  Ohnfltz  durch  die  Frachtbriefe  nicht  vorgeschrieben 
wurde,  nicht  mehr  zulftssig,  da  derselbe  nicht  noch  vor  der  Oftteianf- 
nahme  und  Frachthezahlnng  gestellt  wurde,  und  weil  in  den  F&Ilen 
dieser  Rechtssache  weder  der  Tarif  unrichtig  angewendet  noch 
Rechnungsfehler  bei  der  Festsetzung  der  Frachtgelder  vorgekommen 
sind  (§  61  al.  4  BetrRgl.). 

Uebrigens  steht  dem  Kläger  nicht  einmal  ein  Anspruch  auf  nach- 
trägliche Anwendung  einer  billigeren  als  der  von  der  Eiseiibalin  vor- 
gcnonimenen  Abfertigung  zu.  weil  in  den  Fällen  der  Frachtbriefe 
direkte  Frachtsätze  für  die  ganze  Strecke  angewendet  wurden,  und  es 
sich  um  die  Beförderung  von  lebenden  Tiereu  handelte  (^Zusatzbe- 
stimmuug  VI  Nr.  1  lit.  a  zu  §  61  BetrRgl.). 

Nr«  887.    Klitsch,  des  D(Mits4*h(^n  Ueiehsireriehts, 
6.  Zivilsenat.    Vom  ül.  Mai  1906.^) 

(Sftelu.  Aroh.  Jahrg.  i  Mr.  6  S.  104.) 

Vartalluii  der  Bewafolatt,  wem  Mrjanlge,  weloNr  bei  «Iiimi  EltMbtliMsfUi  «In 

fiMiMdhtfllMliXdioung  erlitten  hat,  $lch  weigert,  eine  ilim  äritiich  enpfeiilMe  Ker  ii 
tinar  Neilastlalt  lu  brauchen,  bezüglich  der  Frage,  ob  bei  Anwendung  der  Kur  Heltai| 

oder  wesentliche  Besserung  eingetreten  sein  würde. 

Die  Angriffe  der  Revision  richten  sich  auch  jetzt  wieder  au.sschliess- 
lich  gegen  die  Nichtbeachtung  des  Kinwandes  de.s  Beklagten,  dass  der 
Kläger  den  ihm  erwachsenen  Schaden  znm  grossen  Teil  schuldhafterweise 
selb.st  verursacht  habe,  indem  er  die  sich  ihm  darbietenden  Mittel, 
durch  die  eine  Heilung  oder  wenigstens  eine  wesentliche  Besserung 
seines  körperlichen  Zustaudes  zu  erreichen  gewesen  wäre,  ohne  eiueu 
verständigen  <lrund  dafür  zu  haben,  unbenutzt  gelassen  habe. 

Das  Berufungsgericht  hat  für  die  Zurückweisung  der  Eiurede  aus- 


1)  Siehe  die  Voreotscheidnng  des  RG.  Tom  IS.  Februar  1905  hi  dieser  Zeitschrift 
Bd.  XXn  S.  47  und  Drenke  daselbst  S.  90  n.  209. 
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geführt:  Der  Umstand,  üass  der  Kläger  sich  nicht  der  Behandlung  in 
einer  Anstalt  nnterzogen  habe,  würde,  auch  wenn  man  ontentelle,  dass 
eine  solche  Behandlung  einen  gfftnstigen  Erfolg  gehabt  haben  vfirde, 
xnr  lündernng  der  Schadenersatzpflicht  des  Beklagten  nnr  fOhren, 
wenn  diese  Unterlassung  auf  einem  Verscholden,  also  anf  Vorsats  oder 
Fahrl&ssigkeit  des  Elftgers  berohte.  Ein  solches  Verschnlden  würde 
allerdings  ansnnehmen  sein,  wenn  an  den  Elfiger  der  Masstab  eines 
verst&ndig  denkenden  und  willensffthigen  Menschen  angelegt  werden 
dürfte.  Es  sei  aber  als  bewiesen  anzusehen,  dass  der  Eliger  infolge 
des  Znstandes,  in  den  er  dnrch  die  bei  dem  Unfall  erlittene  ECrper- 
▼erletznng  dauernd  Tersetzt  worden  sei,  nicht  in  der  Lage  gewesen 
sei,  es  wenigstens  als  möglich  zn  erkennen,  dass  eine  Anstaltsbehand- 
lung  von  günstigem  Einfluss  für  ihn  sein  könne,  nnd  es  sei  femer 
dargetan,  dass  seine  freie  Willensbestimnnng  dnrch  seine  schwere 
Nervenerkrankung  derart  beeinträchtigt  gewesen  sei,  dass  er  nicht  die 
Willenskraft  gehabt  habe,  seine  Abneigung  gegen  die  von  ihm  für 
srhädlich  gehaltene  Anstaltsbehandlong  zu  übei'winden  und  sich  in  eine 
solche  Anstalt  zu  begeben. 

Dieser  Sachstand  schliessc  es  auch  aus.  dem  Kläger  die  Beweislast 
dafür,  dass  eine  Anstaltsbehandlung  bei  ihm  keinen  Erfolp-  f^ehabt 
haben  würde,  nach  den  in  ileni  Revisionsurteil  vom  13.  Febr.  1905  dar- 
gelegten Grundsätzen  anzusinnen.  Sei  aber  die  Beweislast  fi'ir  die 
gegenteilige  Behauptung  bei  <lem  Beklagten  verblieben,  so  versage 
dessen  Einrede,  da  das  Berufung-sgericht  nicht  die  Ueberzengung  davon 
habe  erlangen  können,  dass  die  Behandlung  des  Klägers  in  einer  An- 
stalt objektiv  überhaupt  geeignet  gewesen  w&re  und  noch  sei,  eine 
Besserung  seines  Znstandes  berbdsnfllhren. 

Die  Entscheidung  der  Vorinstanz  wird  selbstindig  getragen  durch 
die  von  ihr  an  letzter  Stelle  geltend  gemachte  Erwftgnng.  In  dem 
Urteil  Tom  18.  Febr.  1905  ist  die  Verkehrung  der  Beweislast  dann, 
wenn  jemand  ausserhalb  eines  VertragsYerhältnisses  dem  Gegner 
eine  diesem  obliegende  BeweisfAhrung  vereitelt  hat,  nur  für  den  Fall 
statuiert,  dsss  dies  dnrch  ein  wider  Treu  und  Glauben  verstossendes, 
nach  dem  allgemeinen  Rechtsbewusstsein  Terwerfliehes  Veihalten  ge- 
schehen ist,  nnd  bemerkt,  dies  liege  vor,  wenn  ein  bei  einem  Unfall 
Verletzter,  darauf  pochend,  dass  ihm  der  durch  den  Fortbestand  seines 
krankhaften  Zustandes  entstehende  Schaden  dnrch  einen  andern  ersetzt 
werden  müsse,  die  Anwendung  von  Heilmitteln  verweigere,  die  Aus- 
sicht auf  eine  Heilung  oder  wesentliche  Besserung  darböten  und  weder 
eine  Steigerung  der  Gefahr  für  sein  Leben,  noch  besonders  heftige 
körperliche  Schmerzen  mit  sich  brächten.   Ebenso  ist  in  der  in  jenem 
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Urteil  angezogenen,  älteren  Entscheidung  (Seafferts  Arch.  Bd.  46  Nr.  189 
anter  II)  ausgesprochen,  dass  die  Weigerung  des  Verletzten ,  eine  zur 
Wiederberstellang  oder  Besserung  seiner  Gesundheit  erforderliche 
Operation  zu  dulden,  unter  Omstftnden  die  Einrede  der  Arglist  gegen 
seinen  Anspruch  auf  Schadenersats  begrfinden  könne.  Eine  solche 
Sachgestaltnng  liegt  nach  den  tatsftchlidien  Feststellungen  des  jetzt 
angefochtenen  Urteils  hier  nicht  vor.  Danach  hat  vielmehr  durch  die 
schwere  Nerrenkrankheit,  in  die  der  Kläger  durch  den  Unfall  verfallen 
ist,  seine  Urteilskraft  eine  derartige  Hinderung  erlitten,  dass  er  nicht 
mdir  imstande  ist,  die  Frage«  was  zu  der  von  ihm  dringend  gewünsch- 
ten Heilung  oder  Linderung  seiner  Krankheit  zu  geschehen  habe,  an 
der  Hand  der  ihm  erteilten,  ärztlichen  Ratschläge  sacbgemäss  zn  be- 
urteilen, es  hat  sich  bei  ihm  eine  kraolüiafte  Ueberzcngung  davon 
festgesetzt,  dass  ihm  eine  Behandlung  in  einer  Nervenheilanstalt  nur 
schaden  werde.  Und  zugleich  ist,  ebenfalls  infolge  der  durch  den 
Unfall  verursachten  Xerveneikranknnf^,  seine  Willenskraft  so  herab- 
gesetzt, dass  es  ihm  nicht  geliiifrl,  eiitg-e<^en  jener  Ueber/eugung  dem 
ärztlichen  Rat  zu  folgen  und  seine  Abneigung  gegen  die  Beiiandlung 
in  einer  Nervenheilanstalt  zu  iiberwinden.  Nach  diesen  Feststellungen 
kommt  eine  Arglist  des  Klägers,  ein  Verstu.Sb  gegen  Treu  und  Glauben, 
iiberall  nicht  in  Frage,  soudern  nur  ein  unzweckinässiges  Handeln,  das 
auf  einer  durch  den  erlittenen  Unfall  verursachten  Minderung  und 
Störung  der  Intelligenz  und  Energie  des  Klägers  beruht.  Bei  einer 
solchen  Sachgestaltung  ist  für  eine  Verkehrung  der  Beweislast  im 
Sinne  des  früheren  Revisionsurteils  kein  Baum. 


Nr.  838.   Entsch.  des  Deutsehen  Ileicksi^ericbts. 
6.  Zivilsenat.    Vom  25.  Juni  1906. 

(Siohi.  Areta.  Wag.  t  Nr.  6  8. 11.) 

I  3  HftftiiM.  Dur  Witwe  kasn  «ine  Ikar  daa  MutsiaMlIchM  Teil  das  MassM  Maarn- 
gahasila  Raata  ailt  RIakaieM  aaf  üa  umwaaiMnaiaa  alatt  ngaapraahaa  waHae. 

Das  Berufungsgericht  hat  der  Witwe  bis  an  ihr  Lebensende  eine 
weitere  Sente  von  jährlich  300  M.  zugesprochen  als  Ersatz  itlr  die 
staatliche  Witwenpension,  die  sie  nach  Massgabe  des  Dienstalters  ihres 
Ehemannes  im  Reichspostdienste  zurzeit  seines  mutmasslichen  Todes 
erhalten  haben  wurde  usw.  Die  materiellrechtliche  Rüge  der  Revision, 
dass  der  hier  der  Witwe  zuerkannte  Anspruch  im  Gesetze  nicht  be- 
gründet sei,  ist  gerechtfertigt.  Wenn  §  3  HiiftpflG,  bestimmt,  dass  der 
Ersatzpflichtige  dem  unterhaltsberechtigten  Dritten  insoweit  Schaden- 
ersatz zn  leisten  hat,  als  der  (Tetötete  während  der  mutmasslichen 
Dauer  seines  Lebens  zur  Gewährung  des  Unterhalts  verpflichtet  ge- 
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wesen  sein  würde,  so  ist  damit  auf  das  klarste  ausgesprocben,  dass 
mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  der  Getötete  ebne  den  Unfall  mut- 
masslich gestorben  sein  würde,  jede  Entscbidigung  aufhört,  wie 
denn  ancb  die  Witwenpension,  die  der  Ehefrau  eines  Beamten  nach  . 
dessen  Tode  sndiesst,  nicht  unter  den  rechtlichen  Gesichtspunkt  des 
Ton  dem  Ehemann  sn  leistenden  Unterhalts  gebracht  werden  kann. 

Nr.  8d9.   Entsch.  des  Deutschen  Relch<«?eriehts« 

2.  Zivilsenat.    Vom  10.  Juli  1906. 

'  Jur.  Zelt«elir  f  f:Ih -I.nthr.  Jahrg.  32  Heft  l  S.  *3.i 

Oer  M  einer  Vffentliohen  Strasse  Servitutberechtigte  muss  sich  nach  französ.  Rechte 
Mit  itr  Natair  ier  MratM  ym^nnUmm  ElMflkriiilMaiM,  wto  das  Befabrea  mH 
WigM,  Ridtni,  RraflfahnwtM  gefallM  lauen,  nicht  alMr  tUm  EslSfllU||n|  äai 

Befahrea  «it  cisar  Kleinbahn. 

Anerkannten  Rechts  ist,  dass  unter  der  Herrschaft  des  Code  civil 
an  einem  öffentlichen  Wege  vertraglich  eine  Servitut  rechtswirksam 
bestellt  werden  konnte,  soweit  ihre  Aosttbang  mit  der  öffentlich  recht- 
liehen  Zweckbestimmung  der  Strasse  verträglich  war.  Demzufolge 
muss  sich  ein  an  einer  öffentlichen  Strasse  Servitutberechtigter  die 
Einschränkungen  seines  dinglichen  Rechts  gefallen  lassen,  die  durch 
die  Natur  des  öffentlichen  Weges,  der  zum  allgemeinen  Gebrauch  be- 
stimmt ist,  bedingt  sind  und  hervorgerufen  werden,  wie  z.  B.  durch 
starken  Fuhrverkehr  oder  durch  Befahren  mit  Rädern  und  Kraftfahr- 
zeugen. Anders  aber  verhält  sich  die  Sache  mit  einer  auf  Schienen 
sich  bewegenden  Kleinbahn,  welche  die  öffentliche  Strasse  benützt.  Sie 
stellt  nicht  eine  aus  der  Natur  des  Weges  sich  ergebende  Benützung 
desselben  dar,  sondern  ist  ein  künstliches,  durch  Privileg  oder  polizei- 
liche Anordnung  geschaffenes  Gebilde,  das  zu  seiner  Existenz  überhaupt 
des  öffentlichen  Weges  nicht  bedarf.  Hinsichtlicb  ihrer  können  also 
einBchriyikende  Senritulen  an  einem  Offestlidieii  Wege  reditswlrksam 
bestellt  sein;  der  durch  die  Bahnanlage  verletste  Senritutberechtigte 
hat  ein  Beeht  auf  Entschädigung  gegen  den  Beeitaer  der  Bahnanlage. 


Hr.  SlO.  EBtMk.  des  WUrttemb.  Yerwultangsgerlditdii^. 

Vom  88.  Juli  1906. 

(risebwiaMlw.  Bi.MH«l|]/l&ilt.-  Jftl0b.4WSiMMnb.BMits|SsgeBi.ia&aia.) 

Bat  Zwsa|netil|in  Is  itr  Beschrlnkung  auf  des  raal  htrsaitiB  Tal  fisit 

bindee  ist  unzulässig. 

Die  Zwangsenteignung  bezweckt  in  Ansehung  des  enteigneten 
Gegenstandes  die  Beseitigung  des  Eigentums  des  von  der  Zwangsent- 
eignung Betroffenen  und  die  Begründung  von  Eigentum  für  den  Unter- 
nehmer.  Bei  einer  Durcbf&brung  der  angefochtenen  Entscheidung 
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würde  daher  das  in  Frage  stehende  Gebäude  zunächst  in  das  gemein- 
same Eigentum  der  Stadtgemeinde  St.  und  des  Schmiedemeisters  Sch. 
in  der  Weise  kommen,  dass  die  Eigentamsanteile  real  abgegrenzt 
.  wären  und  die  genehmigte  Baalinie  dabei  die  Grenzlinie  bilden  wüi*de. 
Eine  derartige  Gemeinsamkeit  des  Eigentums  an  einem  Gebäade  ist 
jedoch  nach  den  Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  nicht  zu- 
lässig. Zn  den  wesentlichen  Bestandteilen  eines  Gebäudes  gehören 
nach  §  94  Abs.  2  BGB.  die  zur  Herstellung  des  Gebäudes  eingefügten 
Sachen,  und  diese  wesentlichen  Bestandteile  können  nach  §  93  a.  a.  O. 
nicht  Gegenstand  besonderer  Rechte  sein,  wie  sie  es  infolge  der  an- 
gefochtenen Entscheidung  werden  mässten.  An  diesen  Vorschriften  des 
Bfirgerlichen  Gesetzbuchs  kann  auch  durch  abweichende  Vereinbarungen 
der  Beteiligten  nichts  geändert  werden,  denn  der  Grandsatz  der  Ver- 
tragsfreibeit  gilt  für  das  Sachenrecht  nur  insoweit,  als  er  im  Gesetz 
anerkannt  ist.  Zudem  würde  durch  die  Einwilligung  des  Sch.  in  den 
Abbruch  des  ganzen  Gebäudes  seitens  der  Stadt  der  in  der  gesetz- 
widrigen Form  des  Eigentums  liegende  Mangel  nicht  beseitigt.  Unter 
diesen  Umständen  kann  die  Zwangsenteignung  im  vorliegenden  Falle 
einwandfrei  nur  so  geschehen,  dass  sie  das  ganze  Gebäude  nebst  dem 
dazu  gehörigen  Traut-  und  Giebelrecht  umfasst  und  am  ganzen  Ge- 
bäude Eigentum  für  die  Sladi-iemeinde  St.  begründet  wird.  Die  Ver- 
wertung der  zur  Verbreiterung  der  Strasse  nicht  ei  tordcrlichen  Grund- 
fläche bleibt  dann  nach  der  Beseitigung  des  ganzen  Gebäudes  der 
Stadt  St.  uberlassen.  Hiermit  ist  auch  der  V^orschrift  in  Art.  11  Abs.  5 
des  Zwaugseuteignuugsgesetzes  entsprochen. 

^r»  241.    Entsch.  des  FranzOs.  Kassationshofes« 

Zivilabteilung.    Vom  25.  Juli  1906. 

(ZeitMhr.  f.  d.  Internat.  Elsenb.-Tran«ii.  XV  (1907)  Nr.  8  S.  106.  —  BuUetiQ  des  Transports  iiW€  s.  137.) 

AH.  5  III«.  gefcaiiaMnatspMiiM  tfnr  EiMibalie,  wslolw      AmmIi  «■  SIelliuig  elMs 
WsfaM  ■Iaht  beaitwarlft  —  astb  fraeiBilloheü  ReoM. 

Am  17.  Januar  1904  hatte  der  Kläger  den  Bahnhof  in  N.  um 
Stellung  eines  Wagens  fUr  den  20.  Januar,  9  Uhr  morgens,  ersucht, 
um  zn  den  Bedingungen  des  Spezialtarifs  PV.  Nr.  2  eine  Sendung 
Kartoffeln  nach  Paris  xu  yerladen.  Die  Eisenhahn  Hess  das  Gesuch 
ohne  Antwort.  Der  Kläger  nahm  daraufhin  an,  dass  die  Eisenbahn 
den  gewünschten  Wagen  rechtzeitig  zu  seiner  Verfügung  halten  werde 
und  Hess  demgemäss  die  Kartoffeln  am  Morgen  des  20.  Januar  nach 
dem  Bahnhof  N.  verbringen.  Die  Eisenbahn  stellte  aber  den  Wagen 
erst  am  Abend  dieses  Tages,  um  4'/2  Uhr.  zur  Verfflgung.  Die  Fuhr- 
leute des  Klägers  kehrten  zum  Domizil  des  letzteren  zurück,  ohne  dass 
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die  Kartoffeln  verladen  wijrden  waren.  Auf  Schadenersatz  belaugt, 
wendete  die  Eisenbahn  ein,  dass  der  Bahnhuf  in  N.  keine  Wagen  der 
gewünschten  Art  zur  Verfügung  gehabt  habe.  Vom  Handelsgericht  in 
Lünoges  wurde  die  Eisenbahn  am  22.  Juni  1904  erstinstanzlich  zu 
00  Fr.  Entschädigung  vei  urteilt,  mit  der  Begi  ündung,  dass  die  Eisen- 
bahn dftdarch,  dass  sie  das  Geaach  des  Elägera  nicht  beantwortete, 
sieh  stillschweigend  zur  Stellang  des  Wagens  nnd  zwar  nicht  erat  am 
4Vi  Uhr  des  Abends,  sondern  fttr  den  Morgen  verpflichtet  habe,  was 
die  Verladnng  and  die  Benatzang  desselben  w&hrend  des  ganzen  Tages 
gestattet  h&tte. 

Anf  Bernfang  der  Eisenbahn  hat  der  Kassationshof  sich  im 
gleichen  Sinne  wie  das  Handelsgericht  ansgeq^rochen.  Die  Erw&gongen 
geben  im  wesentlichen  dahin,  dass  gemäss  Art.  88  des  Hinisterialer- 
lasses  vom  27.  Oktober  1900  betr.  die  Erhebong  von .  Nebengebfihren 
and  Art.  6  b  der  Allgemeinen  Bedingungen  betr.  die  Anwendung  der 
Spezialtarife  für  Frachtgüter  die  Eisenbahn  verpflichtet  ist,  dem  Ab- 
sender am  Tage  nach  dem  Eingange  des  Gesuchs  Mitteilung  zu  machen 
über  Tag  und  Stunde,  zu  welchen  dem  Absender  der  Wagen  zar 
Verfügung  gestellt  werde,  sofern  das  Gesuch  vor  Schluss  des  Bahn- 
hofes hei  diesem  eingetroffen  war.  Indem  die  Eisenbahn  dem  Absender 
vor  dem  Nachmittag  des  20.  Januar  keine  solche  Mitteilung  machte, 
habe  sie  den  bestehenden  Vorschriften  zuwitler  gehandelt  und  einen 
Fehler  begangen,  welcher  dem  Absen dei  dadurch  einen  Schaden  ver- 
ursacht habe,  dass  seine  Leute  heimkehren  niussteu,  ohne  dass  sie  die 
Verladung  der  Sendung  bewerkstelligen  konnten. 


Nr*         Entseh.  des  ObcrlandcsgerichtH  Dresden. 
3.  Strafsenat.    Vom  9.  August  1906. 

(SMis.  Anh.  Jahrg.  s  (1907)  Nr.  0  &  lit  Zift  w.) 
I  263  8t8B.  Btlrai  diroli  BMUtUH  flisr  mslKigeii  Fiferkarle. 

Der  Angeklagte  stieg  am  28.  Oktober  1905  abends  S  Uhr  29  Miunten 
anf  dem.  Bahnhofe  in  C.  ans  dem  7  Uhr  61  Minnten  von  H.  abgelassenen 
Vorortznge  aus.  Als  er  in  G.  daroh  die  Bahnsteigsperre  ging,  gab  er 
dem  Bahnsteigsehaifher  eine  Bftckfahrkarte  für  die  Strecke  C— S.  ab 
nnd  wnrde  gleich  daraaf  mit  dem  Bemerken  angehalten,  dass  die  von 
ihm  abgegebene  Karte  nicht  vorsebiiftsmftssig  gelocht  sei.  Die  Karte 
war  am  24.  Oktober  1906  gelöst,  wies  aber  nicht  ans,  dass  anf  sie  die 
Bttckfahrt  in  S.  angetreten  worden  war. 

Anf  den  sächsischen  Staatseisenbahnen  werden  die  I^hrkarten  zor 
Bescheinigung  des  Antiitts  der  Fahrt  oder  Rückfahrt  mit  Lochzangen 
behandelt,  durch  die  ein  rander  Aasschnitt  aas  der  Fahi^arte  heraaa- 
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gezwickt  und  zogleicb  auf  der  Hückseite  der  Karte  die  Ordntmgsnaiumer 
dor  Karte  eingepresst  winl  Sbeiuo  veilAlt  «  sicli  nit  den  ReHirv«- 
zangen.  Einen  Ansacbnitt  enthielt  auch  die  beanstandete  Karte  an  der 
Stelle,  die  znr  Bescheinigung  des  Fahrtantritts  bestimmt  ist,  der  Ana- 
schnitt  war  aber  kein  mnder,  sondern  ein  spitzwinkeliger,  nnd  anf  der 
Bftekseite  der  Karte  war  keine  Ordnnngsnnmmer  eingepresst. 

Daraus  ist  geschlossen  worden,  dass  der  Angeklagte  den  fraglichen 
Zog  niebt  erst  in  8.,  sondern  sdion  an  einem  dart&ber  hinansliegenden 
Orte  bestiegen,  nnd  dass  die  Karte  einen  Anssebnitt  hat,  der  nicht  von 
einem  Scht^er,  sondern  von  ihm  selbst  bewirkt  worden  ist,  nnd  als 
ein  ordnungsmftssiger  in  S.  an  der  Bahnsteigsperre  bewirkter  hat  er- 
scheinen sollen,  sowie  dass  der  Angeklagte  eine  bis  S.  geltende  Karte 
nicht  besessen  hat  und  aber  das  Fehlen  einer  solchen  hat  täuschen 
Wüllen.  Er  ist  von  einer  über  S.  hinansliegenden  Station  ausgefahren, 
nachdem  er  sich  an  ihr  entweder  durch  eine  Bahnsteigkarte  oder  durch 
eine  auf  eine  kleine  Entfernung  gültige  Fahrkarte  Zutritt  zum  Bahnsteige 
und  zum  Zupe  selbst  verschafft  hatte.  Sein  Einsteipfen  in  den  Zug 
ohne  gültige  Eahrkarte  oder  das  Verweilen  in  dem  Zuge  ohne  eine  für 
die  Weiterfahrt  gültige  Fahrkarte  und  die  Unterlassung  der  Meldung 
an  einen  Schaffner  oder  an  den  Zugführer  rief  in  letzterem  den  Irrtum 
hervor,  dass  er  eine  gültige  Fahrkarte  besitze.  Durch  die  absichtliche 
Erregung  dieses  Irrtums  hat  sich  der  Angeklagte  auf  Kosten  des 
sächsischen  Eisenbahnfiskus  freie  Fahrt  von  einem,  von  C.  aus  gesehen, 
Uber  8.  hinausliegenden  Orte  aus  verschafft.  Anf  diesen  Vermögens- 
▼orteil  hat  er,  wie  er  wosste,  kein  Becht  gehabt.  • 

Die  Feststellungen  decken  in  objektiver  nnd  snbjektiTer  Hinsicht 
den  Tatbestand  des  Betmgs. 

Ohne  allen  Grund  yermisst  die  Verteidigung  die  in  dem  ange- 
fochtenen Urtefle  ansdriicklich  getroffene  Feststellung,  dass  der  Ange- 
klagte nicht  erst  in  3.  in  den  von  ihm  bis  C.  benutzten  Zog  einge- 
stiegen ist. 

Der  Einwand,  dass  §  268  StGB,  verletzt  sei,  weil  nicht  der  Ifindeet- 
betrag  festgestellt  sei,  um  den  der  Angeklagte  den  Eisenbahnüskns  be- 
trogen habe,  bewegt  sich  anf  dem  für  die  Revision  verschlossenen  Ge- 
biete der  Strafzumessung. 

Das  Anführen,  dass  bloss  Versuch  des  Betrags  vorliege,  der  gegen 
den  Bahnsteigschaffner  am  Bahnhofe  in  C.  begangen  worden  sei,  gebt 
fehl,  vielmehr  war  der  Betrug  schon  vollendet,  als  der  Augeklagte  ohne 
eine  gültige  P^ahrkarte  in  den  Zug  eiustieg  oder  iu  ihm  ohne  eine  znr 
Weiterfahrt  gültige  Falirkarte  blieb. 
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Nr.  843.   £nt8ch.  des  OberlaiulesirorichtB  Hamm. 

Vom  21.  September  1906. 

(ZeitBchr.  f,  kleinb.  XIV  (19o7)  Heft  4  S.  »«6.1 

§§  823,  831  BGB  Der  Strassenbahnunternehmer  ist  bei  einem  Zusammenstosse  eines 
Motorwagens  mit  einem  Fuhrwerke  nicht  haftbar,  wenn  der  Wageafiihrer  vorschrifta- 
■iMig  ansgaUldtl  wir  md  Iwtwdere  VtrMhrHltniMra|«li  iMit  trfmterllob  tr- 

Nach  der  Ansicht  des  Geh.  Banrats  0.  ist  diese  zehntägige  Ans- 
bilduDg  im  Fahrdienste  —  und  nur  auf  diese,  nicht  auf  die  technische 
Ausbildung  in  der  Werkstätte  kommt  es  an,  weil  es  sich  darum  handelt, 

ob  der  Beklagte  W.  den  Fahrdienst  kannte  —  mehr  wie  ausreichend, 
weil  die  Bedienung  des  Fahrschalters  so  einfacher  Natur  sei,  dass  sie 
in  einem  Tagß  zu  erlernen  sei,  und  der  Probefahrer  innerhalb  der  zehn 
Tage  die  Strecke,  die  er  befahren  solle,  vollständig  kennen  lernen 
könne.  Der  Gutachter  berücksichtigt  in  seinem  Gutachten  auch,  dass 
allerdings  die  Ausbildung  eines  Lokomotivfiihrers  drei  Jahre  dauere, 
weist  aber  des  näheren  zutreftend  darauf  hin,  dass  in  beiden  Fällen 
durchaus  verschiedene  Verhältnisse  vorliegen.  Er  kummt  zu  dem 
Resultat,  dass  nach  Lage  der  Sache  die  Beklagte  den  W.  nach  Absol- 
vierung  der  Probezeit  unbedenklich  einstellen  durfte.  Diesem  wohlbe- 
gründeten  (Gutachten  war  zu  folgen,  und  zwar  unisomehr,  als  der 
Fülirer  durch  eine  zweiniunaLliche,  selbständige  Ausiibung  des  Fahrdienstes 
bis  zu  dem  Unfälle,  und  zwar  in  einer  bewährten  Dienstfiihrung  gezeigt 
hat,  dass  er  fähig  war,  einen  Motorwagen  zu  führen.  Die  ursprüng- 
liche Behauptung,  dass  W.  im  August  1900  ebenfalls  einen  Unfall  ver- 
schuldet habe,  hat  Klägerin  nicht  mehr  wiederholt,  nachdem  die  Ab- 
sehrilt  eines  ürteiltenors  beigebracht  war,  wonach  der  damals  Verletzte 
selbst  wegen  Transportgefährdung  Terurteilt  worden  ist. 

Der  Beklagte  W.  war  hiernach  ein  geeigneter  Wagenführer.  Eine 
Haftung  der  beklagten  Gesellschaft  ans  §  831  BGB.  ist  somit  ausge- 
schlossen. 

Zweitens  stützt  aber  die  Klftgerin  ihren  Anspruch  gegen  die  Be- 
klagte zu  2  auf  §  823  BGB.  Sie  findet  ein  Verschulden  der  Strassen- 
balmgeseUschaft  darin,  dass  bei  den  für  Fuhrwerke  an  der  Eänmflndung 
der  M.-Strasse  in  die  B.-Strasse  zur  Zeit  des  Unfalls  vorhandenen,  an- 
geblichen, schwierigen  VerhUtnisBen  besondere  Vorsichtsmassregeln 
zwecks  Verhütung  von  ZusammenstOssen  hatten  getroffen  werden  mflissen, 
aber  schuldhaft  unterlassen  seien. 

Der  Gutachter  führt  aber  weiter  ftberzeugend  ans,  dass  für  die 
Strassenbahngesellschaft  keine  Veranlassung  vorlag,  hier  besondere  Vor- 
sichtsmassregeln zu  treffen.  Hiemach  liegt  ein  Verschulden  der  Strassen- 
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bahuge^ellschaft  nicht  vor,  so  dass  auch  ihre  Haftung  uickt  auf  §  823 
BGB.  gestütst  werden  kann. 


Nr.  S44.  Batflch.  des  Dentsehen  Belehsgeiiehte. 

1.  Zivilsenat.   Vom  26.  September  1906. 

(Das  Recht  XI  (1907)  Ib.ft  8.  317.  -  EiiUcb.  <1.  RG.  I.  Zivils.  Bd.  6«  S.  119.) 
§§  453,  471  H6B.    Tarilierung  von  (amerikanischem)  Eichenfassholz  in  Deutschland. 
Bewelslast  bezüglich  der  Anwendbarkeit  von  TarifposKionen,  welche  sich  wie  Ausnahme 
zur  Regel  verhalten.   Der  Grundsatz  gleichmässiger  Behandlung  aller  Absender. 

Das  Eisenbalinfiaclitieclit  wird  von  dem  Grundsatz  beherrscht,  dass 
alle  Absender  bei  gleichliegenden,  rechtlichen  und  tarifarischen  Voraus- 
setzungen gleichmässig  zu  behandeln  sind,  so  dass  Begünstigungen  des 
einen  vor  dem  andern  nicht  stattfinden  dürfen.  Der  beklagte  Eisen- 
bahnflskus  wird  keinesfalls  in  den  Fftllen,  in  denen  er  sdlbet  ans  dem 
verfrachteten  Holze  die  Pflanzenart,  von  der  es  stammt,  nicht  nach- 
weisen kann,  von  jedem  inländischen  Absender  von  Holz  oder  Holz- 
waren den  in  der  Begel  ganz  anmSglichen  Nachweis  verlangen  wollen, 
dass  die  betreffende  Pflanzenart  Gegenstand  des  betriebsgemlssen  Ein- 
schlags in  Mitteleuropa  sei.  Ein  Nachweis,  der  regeUnftssig  von  den 
Versendern  von  Holz  oder  Holzwaren  nicht  verlangt  werden  kann,  darf 
aber  auch  dem  Kläger  (der  .amerikanisches  Eichenfassholz*  auf  der 
Bahn  verfrachtet  hatte)  nicht  auferlegt  werden,  selbst  wenn  infolge 
der  ausländischen  Provenienz  de.<;  von  ihm  versandten  Holzes  die 
Möglichkeit  näher  liegt,  dass  die  Voraussetzung  der  Anwendung  des 
3pezialtarifs  1  des  deutschen  Eisenbahngütertarifs  vom  1.  April  1902 
gegeben  ist   

Nr.  245.  £ntäcli.  des  Bczirksircrichts  für  Handelssachen  iii  Prag« 

Vom  2.  Oktober  1906. 
(Allgem.  Tur.'Aw.  XZVl  (IMV)  Mr.  M  &  410.) 

Me  ElMaliilHi  kum  «loh  aif  41«  psMlve  RnltlMi  ier  BihsfeMNeistolae  ili  ¥it  mjer 
bwifM,  Sil  sieb  VOR  Ihrer  Hafbng  n  befireles. 

Die  Klägerin  bestreitet  dieser  Resistenz  die  Natur  einer  hGhersD 
Gewalt,  vielmehr  erblickt  sie  gerade  in  jenem  Handeln  der  Bahnbe- 
diensteten  ein  boshaftes  Handeln  derselben  gegen  die  Kommittenten, 
für  welches  die  Bahn  haftet.  Es  ist  hier  nicht  am  Platze,  die  recht- 
liche Bedeutung  des  Streiks  zu  beurteilen,  es  genügt  das  Faktum,  dass 
Streiks  ein  für  allemal  als  vis  major  anerkannt  wurden,  und  dass  die 
passive  Resistenz  nach  der  Natur  und  nach  der  Absicht  der  ßahnbe- 
dienst^ten  ein  Streik  war,  darüber  besteht  kein  Zweifel,  und  dies  wurde 
in  der  Praxis  durchau.'^  anerkannt. 

Warum  aber,  wie  die  Klilgeriu  behauptet,  dieser  streik  der  Babo 
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iiiclit  zur  Entsclinldiguug  dienen  sollte,  sondern  nur  dritten  Personen 
gegenüber,  ist  f,'era(le  unverständlich.  Ist  docli  bei  jedem  Streik  punctum 
litis  die  Niciitertüllung  eiiiis^er  Forderungen.  Wenn  es  keine  unerfl^Ilten 
Forderungen  gäbe,  gäbe  es  keine  Streiks,  und  doch  wird  vielleicht  nie- 
mand einem  Fabrikanten,  bei  welchem  ein  Streik  ausbrach,  ein  Ver- 
schulden beimessen  und  ihm  die  Kntschuldio:an<!:  aus  einer  vis  major 
deshalb  vorenthalten  wollen,  weil  er  die  Fordei  uii^^en  einfach  zu  erfüllen 
und  so  der  vis  major  auszuweicUeu  vermochte.  Es  geht  nicht  an,  von 
einer  Böswilligkeit  bei  einem  Streik,  am  wenigstens  bei  einer  passiven 
Be§ist6iis  sn  sprechen.  Denn  diese  bestand  gerade  hi  der  Beobschtiing 
Terslteter  und  nnpraktiscber,  aber  noch  gültiger  Vorschriften,  und  man 
kann  doch  nicht  das  fieobachten  der  Vorschriften  als  BöswiÜgkeit  an- 
sehen. Das  MotiY  aber,  warum  jemand  gegen  die  Vorsehiiften  nicht 
weiter  arbeiten  will,  sei  es  auch  ein  böswilliges,  ^tscheidet  hier  nicht 

Nr.  346.    Entseh.  des  Deutschen  Reichsgerichts* 

7.  Zivilsenat.    Vom  12.  Oktober  1906. 

(Preu.-«.  Elsenb.-Arch.  1907  Heft  2  .s.  565.) 

Kauf*  und  LIeferangaverträge  aiml  dann  stempelpilichtio,  wenn  die  zn  liefernden  Waren 
gssz  allgemein  fir  Ste  BndMSIm  itr  EinwitelmvnrwnKung  ImtttnMrt  aM  Md  thn 
WnriitrniuiMH  dar  ■«■lea,  iin  im  «igniilllaliM  Beirtoba,  nnS  4arjani|ae,  dia  andarwalt 
mrmaM  wardan  astlas,  im  Vertrage  nicht  enthalten  ist  Stempeialasarsaaati  von 

31.  JoH  188S,  Tarifstelle  32,  Befreiungsvorsohrifl  3. 

Nach  der  in  dem  Urteile  des  IV.  Zivilsenats  des  Reichsgerichts 
vom  20.  Oktober  1898  (Entscheidungen  Bd.  42  S.  233  ff.)  ausführlich 
mitgeteilten  Enstehungsgeschichte  der  Befreiungsvorschrift  in  Abs.  11 
Nr.  3  der  Tarifstelle  32  zum  preussischen  Stempelsteuergesetz  ist  es 
unzweifelhaft,  dass  diese  Vorschrift  einer  ausdehnenden  Auslegung  nicht 
zugänglich  ist.  Ihr  Wortlaut  stellt  klar,  dass  nur  Verträge  über  die 
Tjieferuiig  von  Mengen  verbrauchbarer  Sachen,  d.  i.  solcher  Sachen, 
deren  bestinnnungsmässiger  Gebrauch  in  ihrem  Verbrauch  besteht  (vgl. 
^  92  BGB.),  vom  Kaufstenipel  befreit  sein  sollen.  Dazu  tritt  das  fernere 
Erfordernis,  dass  die  Sachen  zum  unmittelbaren  Verbrauch  in  einem 
Gewerbe  dienen  müssen.  Der  Hinzufügung  des  Wortes  „unmittelbar* 
h&tte  es  kaum  bedurft,  wenn  damit  nor  nochmals  bitte  gesagt  sein 
sollen,  dass  der  Verbraach  ohne  den  yermittelnden  Faktor  der  Ab- 
nutzung, lediglich  vermOge  der  den  Sachen  innewohnenden  Bestimmmig, 
durch  ihre  ZerstSrong  oder  AoflOsnng  genntst  zn  werden,  stattzoflnden 
habe.  Deshalb  ist  das  Gesetz  mit  der  bisherigen  Bechtsprechong  und 
mit  der  Literatur  (vgl.  Hummel-Sipecht,  Anm.  106  sor  Tarifstelle  82, 
8. 846)  dahin  auszulegen,  dass  es  sich  um  einen  Verbrauch  unmittel- 
bar im  Gewerbe  des  K&ufers  bandeln  muss,  dass  mithin  die  Befteinngs- 
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Vorschrift  nicht  Platz  greift,  wenn  die  Sachniengen  Zwecken  dienen 
sollen,  die  zwar  auch  den  Gewerbebetrieb  findern  und  zu  ihm  in  Be- 
ziehung stehen,  aber  ausserhalb  des  eiffentliclien  Betriebes  liegen  und 
nicht  notwendig  zu  ilun  gehören.  Es  ist  der  Revision  zuzugeben,  dass 
die  Abgrenzung  dessen,  was  unmittelbar  in  den  Bereich  des  Betriebes 
fällt,  von  dem,  was  ihm  nur  mittelbar  dient,  im  Einzelfalle  schwierig 
sein  kann  und  dass  hier  der  Auslegung  ein  gewisser  Si>ielraum  ge- 
geben ist.  Allein  im  vorliegenden  Falle  hat  der  Berufungsrichter  be- 
denkenfrei festgestellt,  dass  das  zu  liefernde  Petroleum  ganz  allgemein 
für  die  Bedürfnisse  der  Eisenbahnverwaltung,  insbesondere  auch  für 
die  Belenchtang  der  Bareanräume  der  Eisenbahndirektion  und  anderer 
Yerwaltiingsatellen  sowie  einzelner  Dienstwohn nng^en  bestimmt  ge- 
wesen sei.  Wollte  man  nnn  ancb  mit  der  Revision  annehmen,  dass  un- 
mittelbar dem  Elsenbahnbetriebe  nicht  nnr  das  rollende  Material  nnd 
die  Rftnme  der  Stationsgebände  gewidmet  sind,  sondern  anch  die  Ge- 
bftade,  7on  denen  ans  der  Betrieb  eingerichtet  and  geleitet  wird,  so 
kann  man  doch  keinesfalls  allgemein  die  Dienstwohnungen  der  Elsen- 
bahubeamten  in  einen  solchen  Zusammenhang  mit  dem  Betriebe  bringen. 
Sofern  sie  den  Angestellten  der  Bahnverwaltung  angemessene  Unter- 
kunft fttr  sich  nnd  ihre  Familien  gewähren  und  die  Verbindung  mit 
den  Stätten  ihrer  amtlichen  Tätigkeit  erleid) tern,  dienen  auch  sie  dem 
Betriebsinteresse,  aber  nicht  unmittelbar  dem  Betriebe.  Da  in  den  Ver- 
trägen die  Preise  nicht  nach  den  Räumen  geschieden  sind,  deren  Be- 
leuchtung durch  das  zu  liefernde  Petroleum  erfolgen  sollte,  so  war  der 
Stempel  ohne  Rücksicht  auf  die  Befreiunprsvorschrift  in  .\bs.  11  gemäss 
der  Tarifstelle  32  nach  dem  Gesamtpreise  zu  berechnen  (§  10  Stempel- 
steuergesetzi  Die  Revision  konnte  darum  keinen  Krfolg  haben  und 
musste,  wie  geschehen,  zurückgewiesen  werden. 


Nr«  847.  Entseh.  des  DeutodieB  BeldiBgericlitB. 

5.  Zivilsenat.   Vom  17.  Oktober  1906. 

(.*?eufferts  Arch.  Bd.  62  Heft  5  S.  177.) 

§  252  BGB.    Steht  fest,  dass  die  Verwertung  des  an  der  Bahn  liegenden  Landes  als 
Bauland  nicht  in  sicherer  Aussicht  und  nicht  abzusehen  ist,  so  liegt  darin,  dass  das 
üni  nielit  alt  Baitand  verwtriti  nwdii  keiM,  kale  MitgMgaeer  SewlM. 

Die  Revision  glaubt,  daraus  eine  Beschwerde  entnehmen  zu  kGnnen, 
dass  der  Ber.-Richter  bei  Erörterung  der  Frage,  ob  das  GrundatGck 
Banlandeigenschaft  gehabt  nnd  verloren  habe,  wiederholt  den  Ausdruck 
gebraucht  hat,  es  mflsste  eine  solche  Verwertung  des  Landes  in 
sicherer  Aussicht  gestanden  haben«  und  das  sei  nicht  der  Fall  ge> 
wesen.  Sie  will  darin  einen  Verstoss  gegen  den  §  252  BGB.  finden. 
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wo  der  entgaogene  Gewinn,  der  zum  Schadenersatz  gehört,  dahin  um- 
schrieben wird,  dass  er  nach  dem  gewöhnlichen  Lauf  der  Dinge  oder 
nach  den  besonderen  Umständen,  insbesondere  nacli  den  getroffenen 
Anstalten  und  Vorkehrungen,  mit  Wahrscheinlichkeit  hätte  erwartet 
werden  können.  Es  kann  indes  nicht  anerkannt  werden,  dass  der 
Ber. -Richter  schärfere  Aiifordeiungen.  als  hier  aufgestellt  werden,  an 
den  Beweis  eines  Gewinuentganges  gestellt  hätte.  Sie  sind  in  der 
frllliereii  Rechtsprechung  vielfach  dabin  ausgedrückt  worden,  dass  der 
als  entgangen  angesprochene  Gewinn  nieht  em«  blosse  Möglichkeit  ge- 
wesen sein,  eondern  in  naher  ond  bestimmter  Anssielit  gertaaden  haben 
mfisse, 

Tgl.  s.  B.  Entsdi.  d.  RO.  Bd.  8  8.  216,  216  mit  Zitaten;  IW.  1900 

8. 480»  1902  8.  227~  323", 
nnd  diese  Formnliemng  hat.  sich  der  Ber.-Richter  angeeignet.  Damit 
sollte  aber  nicht  gesagt  werden,  dass  der  Gewinn  mit  voller  Sicher- 
heit gemacht  worden  sein  würde;  das  liess  sich  in  Anbetracht  der  dem 
menschlichen  ErkennongsvermSgen  bezüglich  zukfinftiger  Dinge  ge- 
zogenen Schranken  überhaupt  nicht  verlangen  und  würde  auch  mit  dem 
§616  (preu.ss.)  ALR.  im  Widerspruch  gestanden  haben,  der  in  sonst 
fast  wörtlicher  Uebereinstimnuing  mit  dem  §  252  BGB.  die  vom  BGB. 
geforderte  Wahrscheinlichkeit  dahin  ausdrückt,  dass  der  entgangene 
Vorteil  vernünftigerweise  erwartet  werden  konnte.  Mehr  hat  auch 
der  Ber.-Richter  nicht  verlangt.  Seine  Ausfühimngen  ergeben,  dass  er 
eine  Verwertbarkeit  des  Landes  zu  Bauplätzen  nicht  bloss  für  nicht 
erwiesen,  sondern  insofern  für  widerlegt  hält,  als  garnicht  abzusehen 
sei,  wann  in  der  dortigen  Gegend  ein  Baubedürfuis  eintreten  werde. 
Darin  liegt  nur  eine  Verneinung  der  Wahrscheinlichkeit  der  Bebauung, 
nicht  ein  Ansdnick  des  Gedankens,  dass  die  Bebauung  sicher  bevor- 
gestanden haben  miksste,  wenn  der  Kläger  fOr  den  Entgang  dieses 
Oewinns  eine  Entschädigung  verlangen  kannte.  * 


Nr.  248.   Entsch.  des  Landgerichts  Cdin. 

Vom  2.  November  1906. 

(Leipz.  Zcitacbr.  I  ;i9ii7)  Nr. S.  154  ) 

M  407,  3S0  HGB.  EisenbVerkO.  §  54  I.  Oer  Spediteur  haftet  für  die  Beschädigung 
SM  Mu  bb  m  4Mi  AageaMlek,  hi  wrtdusi  dar  Frashlflhrttr  Sat  M  IbsralMrt. 

Unbestritten  ist  die  Hannorplatte  zertrfimmert  worden,  beTor  sie 
Ton  der  Versandstation  zur  BefQrderang  angenommen  worden  ist  (vgl. 
EisenbVei-kO.  §  54,  I.).  Bis  zu  diesem  Aogenblicke  befand  sich  die 
Platte  noch  in  der  Verwahmng  des  beklagten  Spediteurs,  gleichviel  ob 
znr  Zeit  der  SchadenszofQgnng  seine  Leute  oder  die  Eisenbahnarbeiter 
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damit  beiasst  waren,  die  Platte  vom  Fulirwerke  des  Heklag:ten  zur 
Eisenbalinwage  zu  scliaüen.  Die  Verpflichtung  des  Lk'klagteii  erscliöpfte 
sich  nicht  in  der  Beförderung  des  Gutes  bis  zum  Bahnhofe,  sondern 
unifasste  alle  Massnalimen  bis  zum  Abschlüsse  des  Frachtver- 
trages. Kr  blieb  also  für  das  Gut  verantwortlich  (§§  407,  390  HGß.), 
bis  es  mit  dem  Frachtbriefe  von  der  Versandstation  znr  Befftrdening 
angenommen,  und  bis  znm  Zeichen  hiervon  dem  Frachtbriefe  der  Tages- 
stempel der  Abfertiguugsstelle  anfgedriickt  worden  war  (§  54, 1  a.  a.  0.)- 
Die  Bahnarbeiter,  deren  Hilfe  sich  der  Beklagte  bis  sa  diesem  Zeit- 
punkte znr  Erf&llnng  seiner  Verpflichtiing  bediente,  waren  insoweit 
nicht  die  Erfttllongsgehilfen  der  Eisenbahnverwaltnng,  sondern  seine 
ErfOUangsgehilfen  (vgl.  auch  §  9  a.  a.  0.  nnd  Eger,  EisenbVerkO., 
2.  Aufl.,  Bern,  za  §  9  S.  37).  DemgemAss  hätte  der  Beklagte  auch  ihr 
Verschulden  za  vertreten  (§  378  BGB.).  Es  kann  deshalb  dahingestellt 
bleiben,  anf  wessen  Verschulden  im  vorliegenden  Falle  die  Bescbä- 
dignng  der  Marmorplatte  zarflekzafikhren  ist 


Nr.  ;249.   £ntsch.  dos  Franzr>s.  Kassatioushofes. 

Vom  5.  November  1906. 

iZeitsi  hr  t  d.  intornat.  Kisenli.-Transp.  XV  (1907)  Nr.  5  S.  19a. i 

Die  B««tiiniiiuiigeii  des  Art.  105  des  französischen  Handelsgesetzbuchs  qbUm  auch  für 

frankierte  Sendungen  (s.  Art.  44  lUe.). 

Im  Art.  105  des  französischen  Handelsgesetzbuchs  ist  bestimmt, 
dass  durch  Annahme  der  Sendung  und  Zahlung  des  Transportpreises 
jeder  Anspruch  gegen  den  Frachttlihrer  wegen  Beschädigung  oder  teil- 
weisen Verlust  erlischt,  wenn  nicht  innerhalb  dreier  Tage  nach  der 
Annahme  und  der  Frachtzahlung  die  vorgeschriebene,  formelle  Rekla- 
mation angebracht  worden  ist.  Das  Handelsgericht  von  Grenoble  hat  die 
nach  Ablauf  der  dreitägigen  Frist  geltend  gemachte  Reklamation  des 
Empfängers  aus  dem  Qmnde  noch  zulässig  erklärt,  weil  die  Sendung 
franko  befSrderi  worden  nnd  der  Empfänger  daher  gar  nicht  in  der 
Lage  gewesen  sei,  die  Fracht  bezahlen  zu  können,  die  blosse  Annahme 
der  Sendung  durch  denselben  also  nicht  als  Ausgangspunkt  für  den 
Beginn  der  eine  Klage  ausscUiessenden  Frist  betrachtet  werden  dürfe. 

Dieses  Urteil  ist  vom  Eassationshof  au%ehoben  worden,  weil  die 
demselben'  zugrunde  liegende  Auslegung  des  Art.  105  mit  dem  Sinn  des 
Oesetzes  -nicht  vereinbar  sei. 
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Nr.  1350.   Eiitsch.  dos  Landgerichts  COln. 

Vom  8.  November  1906. 

(Leipz.  Zeitscbr.  I  (1907 1  Nr.  2  S.  1&4.) 

§§  435,  447  H6B.  Bei  der  BeftfrdenHig  de«  Frachtgute«  innerhalb  eines  Gemeinile- 
bnlrkM  M  Mtar  den  „Orte  tfir  AMhftWMn"  dto  AMIehniiiMtillt  »  wilihM.  Mb 
RMMMtollwHi  iM  „EHpflBiin^'  tot  iinlMbi|i|  vm  „toffyirlrairai'*. 

Der  Kläger,  ein  Kanfmano  in  COln,  hatte  bei  der  Finna  S.  in 
Emsdetten  einen  Ballen  Leinen  bestellt.  Die  Verk&aferin  ftb^ab  die 
Ware  der  Eisenbahn  snr  BefSrdemng  naeh  COln  und  vereinbarte  mit 
dem  Beklagten,  einem  Spediteur  in  05In ,  dass  der  Ballen  vom  Güter- 
bahnhof in  C51n  nach  dem  Oesch&ftslokale  des  Klftgeis  geschafft  werden 
sollte.  Der  Ballen  ist  vor  der  Abliefemng  an  den  Kläger  in  Verlust 
geraten  und  zwar  wie  der  Kläger  behauptet,  nach  der  Empfangnahme 
seitens  des  Beklagten,  und  wie  der  Beklagte  behauptet,  vor  diesem 
Zeitpaukte.  Der  Kläger  ist  von  der  Firma  S.  zur  Zahlung  des  Kaaf* 
Preises  heran  «gezogen  worden  and  verlangt  nunmehr  mit  der  Klage  von 
dem  Beklagten  Schadensersatz. 

Aus  den  Gründen:  Der  Vorderrichter  gelit  iliivon  aus,  dass  der 
Kläger  durch  den  Vertrag  des  Beklagten  mit  der  Firma  S.  unmittel- 
bar ein  Forderungsrecht  gegen  den  Beklagten  erworben  habe  (§  328 
BCtB.).  Dies  ist  rechtsirrtümlich.  Der  Vertrag  war  ein  Frachtveitrag, 
gerichtet  auf  die  Beförderung  eines  (jutes  innerhalb  eines  Ge- 
meindebezirkes. Wenngleich  der  Frachtvertrag,  sofern  er  das  Ver- 
sprechen einer  Leistung  an  einen  Dritten  enthält,  im  allgemeinen 
den  Bestimmungen  der  §§  328  ff.  BGB.  unterworfen  ist,  so  hat  er 
durch,  das  Handelsgesetzbuch  seine  besondere  Gestaltung  erhalten,  z. 
B.  hinsichtlich  der  Berechtigung  des  Empfäugers  zur  selbständigen 
Oeltendmachang  der  durch  den  Vertrag  begr&ndeten  Rechte  gegen  den 
Frachtfahrer  (§  486  HOB.).  Nach  §  435  HOB.  ist  der  Eintritt  des 
Empfängers  in  den  Frachtvertrag  davon  abhängig,  dass  das  Gut  am 
Orte  der  Abliefemng  angekommen  ist.  Die  sinngemässe  An- 
wendung dieser  Vorschrift  auf  den  vorliegenden  Fall  ergibt,  dass  das 
Gnt  am  Oesehäftslokale  des  Klägers  eingetroffen  sein  mnsste,  d. 
h.  deijenigen  Stelle,  an  welcher  die  Ablieferung  vertragsgemäss  zu  er- 
folgen hatte  (vgl.  Dttringer-Haehenbarg,  HGB.,  Note  V,  ■  su  §  433; 
Bd.  3  8.  588).  Bei  Beförderungen  innerhalb  eines  Gemeindebezirkes 
wäre  es  widersinnig,  unter  dem  Orte  der  Ablieferung  schon  diejenige 
Stelle  zu  vei-stehen,  an  welcher  der  Frachtführer  das  Fraclitgut  in 
Empfang  nimmt.  Gerät  demnach  das  Gut  vor  dem  im  §  435  HGB. 
bestimmten  Zeitpunkt  in  Verlust,  so  kann  von  einem  Eintritte  des 
Empfängers  in  den  Frachtvertrag  keine  Bede  sein. 

BK«r,  BiMababniMbtlieli«  Bateeheldvng«)  XXIII.  3d 
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Da  die  Versendung  der  Ware  auf  die  Gefahr  des  Klägers 
erfolgt  war  (§  447  BGB.),  so  war  dieser  trotz  der  Nichtablieferoog  zur 
Zahlung  des  Kanfpreises  verpfliehtet.  Doreh  die  Beifthlung  ist  alter  niebt 
yon  Rechtsweg  eil  der  Anspruch  der  Firma  S.,  den  diese  ans  dem 
Frachtverträge  wegen  des  Verlustes  des  Gfntes  möglicherweise  gegen 
den  Beklagten  geltend  machen  kann,  anf  den  Elftger  ftbergegangen. 
Denn  eine  allgemeine  Vorschrift  dartther,  dass  der  Zahlende  auch  ohne 
ausdrttckliche  Zession  in  die  Bechte  des  besahlten  Gl&uhigers  enitritt, 
ist  dem  BGB.  unbekannt  Demnach  fehlt  es  dem  KlAger  an  der  Aktiv- 
legitimation. 

Nr.  351.   Entsch.  des  Fraiizös.  Kassationshofes. 

Vom  12.  November  1906. 

{ZMHta.  t  d.  iBMniftt.  nmlk-TnHpLZV  (1907)  Nr.  4  8.15S.  —  BultotlB  MBaM  dM  oInbIm  de 

ftr  iMf  n  atM.) 

Art  13  Nie.  HafhMi  4l6r  Elsenbahn  im  Falle  der  Abllefermf  dM  Mm  9»m  Biislnin 

der  darauf  lastenden  Nachnahme. 

Vier  Kolli  Leinwanddecken  im  Werte  von  774,65  Fr.  wurden  auf 
dem  Bahnhofe  B.  der  französischen  Nordbahn  aufgegeben,  um  gegen 
Nachnalinie  von  258.25  Fr.  an  R.  in  Paris  befördert  zu  werden.  Die 
Eisenbahn  lieferte  die  Kolli  aus,  ohne  die  Nachnahme  einzufordern. 
Der  Absender,  der  von  dem  in  Konkurs  gekommenen  Empfänger  keine 
Zahlung  erhältlich  machen  konnte,  belangte  die  Nordbahn  auf  Ver- 
gütung des  Wertes  der  Kolli.  Die  Eisenbahn  gab  den  begangenen 
Fehler  zu,  aber  sie  behauptete,  denselben  in  genügender  Weise  gut 
gemacht  zu  haben,  indem  sie  dem  Kläger  die  Vergütung  des  Betrages 
der  Nachnahme  angeboten  habe.  In  erster  Instanz  hiess  das  Handels- 
gericht in  Boulogne-snr-mer  die  Klage  gut,  im  wesentlichen  mit  der 
Begründung,  dass  die  Verpflichtung  zur  Einsiehung  der  Nachnahme  und 
zur  Ausliefemng  des  Gutes  in  untrennharem  Zusammenhang  stehen  und 
daas  im  Falle  der  Nichtbezahlung  der  Nachnahme  die  Elisenbahn  das 
Gut  dem  Absender  zurftckznschicken  oder  diesem,  wenn  sie  die  Rttck- 
sendung  nicht  ausführen  kOnne,  seinem  vollen  Werte  nach  zu  vergllten 
yerpiUchtet  sei. 

Die  Bisenbahn  verlangte  Kassation  dieses  Urteils,  indem  sie  sich 
auf  den  Art.  1151  des  ZiTÜgesetsbuches  rttttzte,  nach  dessen  Wortlaut 

selbst  in  dem  Falle,  wo  die  NichterfQllang  des  Vertrages  der  Fahr- 
lässigkeit des  Schuldners  zuzuschreiben  ist,  der  Schadenersatz  nur  das 
in  sich  schliesst,  was  aus  einer  indirekten  oder  direkten  Folge  der 
Nichtausführung:  des  Vertrages  hervorgeht. 

Der  Kassationshof  hat  das  Urteil  erster  Instanz  unter  der  Begrün- 
dung aufgehoben,  dass  der  Gerichtshof  in  Boulogne  in  der  Tat  den 
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Art.  1151  verletzt  habe,  indem  er  sicli  be^nüfrte  festzustellen,  dass  das 
Gut  vor  der  Ablieferung  unbezaiilt  geblieben  sei,  ohne  nachzufursclien, 
ob  die  Zahlungsunfäliigkeit  des  Empfängers  in  dem  Momente  bestand, 
als  die  Kolli  demselben  durch  die  Eisenbahn  abgeliefert  wurden, 
während  es  notwendig  gewesen  wäre,  sich  Uber  diesen  Umstand  aus- 
zusprechen, um  festzustellen,  dass  der  ganze  vom  Absender  erlittene 
Schaden  eine  sofortige  uud  direkte  Folge  des  von  der  Eisenbahn  be< 
gaugenen  Fehlers  sei. 


Nr.  252.   Entgeh,  des  Oesterr.  Obersten  Gerichtshofes. 
Vom  14.  November  1906. 
(Oitlwr.  BiMik*T«orii.>BI.  ZX  (1W7)  Mr.  19  8.  UM.) 

Dto  PilMMiitirMlwiiH  taftet  liclit  fir  iai  ahiMi  RelMMlm  Amk  du  MVMiMMlia 
fiafeam  dar  Mttraiaaadaa  aiiaatoaaaaaa  UafaN. 

WeDD  auch  nach  §  17  der  EisenbBetrO.  todi  16.  No?«mber  1851, 
BGBl.  Nr.  1  ex  1862,  die  Bahnnntemebmiuig  Tefpflichet  ist,  alle  Mittel, 
welche  Erfahmog  nnd  Wissenschaft  an  die  Hand  gehen,  hei  dem  Be- 
triehe anzuwenden,  nm  Unglücksf&Ue  zn  verhüten  und  denselben  vorzu- 
beugen, 80  gehe  diese  Verpfliclitung  nicht  so  weit,  von  vornherein  ein 
unvorsichtiges  Gebaren  des  reisenden  Publikums,  bzw.  ein  Zuwider- 
handeln gegen  die  Bestimmung  des  §  16  Z.  2  des  EisenbBetrRgl.  vom 
10.  Dezember  1892,  RGBl.  Nr.  207,  derzufolge,  so  lange  der  Zug  sich 
in  Bewegung  befindet,  das  Ein-  und  Aussteigen,  der  Versuch  oder  die 
Hilfeleistung  dazu,  verboten  ist,  durch  Schranken  oder  Beistellung  einer 
grösseren  Zahl  von  .Aufsic.htsorganen  annu),2:hVh  zu  machen. 

Denn  wer  von  der  Balm  als  Beförderungsmittel  Gebraucli  macht, 
bei  dem  ist  vorauszusetzen,  dass  er  die  der  Natur  des  Bahnbetriebes 
entsprechende,  gehörige  Vorsicht  und  Aufmerksamkeit  anwendet,  um 
sich  und  andere  nicht  zu  gefährden.  Den  Abgang  derselben  haben 
die  Zuwiderhandelnden  zu  vertreten.  Da  es  der  Betrieb  der  Bahn- 
unternehmung mit  sich  bringt,  dass  zeitweilig  in  einer  Station  eine 
grö.ssere  Anzahl  von  Personen  zu  befördern  sind,  lag  unter  den  ob- 
waltenden Umständen  keine  besondere  Veranlassung  vor,  aussergewöhu- 
liche  Mittel  aufzubieten,  um  die  Ordnung  beim  Einsteigen  der  Wall- 
fahrer in  den  ftr  de  hwtimmten  Separatzug  aufkocht  za  halten. 

Doreh  die  Einwendung  des  beklagten  Ärars,  dass  die  Klägerin  an 
dem  Unfall  selbst  schuld  sei,  da  sie  aaf  den  noch  in  Bewegung  befind- 
lichen Zug  aufsteigen  wollte,  wird  aber  auch  der  sich  als  Einschrftnkung 
darstellenden  Eventnalitftt  Rechnung  getragen,  dass  dieselbe,  von  der 
nachdringenden  Menge  gezwungen,  auf  den  fahrenden  Zug  aufzustdgen 
Tersnchte.  Es  bedurfte  daher  nicht  des  ausdrilcklich  formulierten  Hin- 
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weises,  dass  dei'  Eisenbahnunfall  durch  ein  Vei-schiilden  dritter  Per- 
sonen entstanden  sei,  und  erweist  sich  die  Berücksichtigung  dieses 
Umstandes  urasoweniger  als  unstatthaftes  Novum,  als  bereits  das  erste 
Gericht  diesen  Exkulpationsgrand  in  seinen  Entscheiduogsgr&nden 
zu  widerlegen  versucht  hatte. 

Da  die  BahnaDternehmang  im  Oegenstandsfalle  fBr  das  onrnsieli- 
tige  Gebaren  der  drängenden  Menge  nicht  sn  haften  hat,  hat  sie  den 
ihr  nach  §  2  des  Eisenbahn-Haftpflichtgesetzes  obliegenden  Beweis  der 
Kansaiitftt  fremden  Versehnldens  erbracht  Die  UOfflichkeit, .  dass  das 
Publikum  auf  den  einfahrenden  Zug  zueilt,  um  aufsustdgen,  ist  aber 
bei  jedem  Bahnbetriebe  und  bei  einem  Stadtbahnbetriebe  einer  Gross- 
stadt insbesondere  gegeben,  daher  für  die  Bahn?erwaltnng  ohne  In- 
anspruchnahme aussergewöhnlicher  Massregeln  unabwendbar. 

Nr.  858.   Entseh.  des  Oestorr.  Kassationshofes. 

Vom  17.  November  1906. 

iÜoat«rr.  FlscDb  -V«  roriln.-Bl.  XX  ^1907;  Nr.  4&  S.  1290.) 

Aiob  nach  Absohlues  der  ihm  in  einem  bestimmten  Falle  lugewieeenen  Diensteeverriohtung 
Itt  der  BiMfesImlitdlestlel«,  weiM  er  eine»  Babnfkrevler  anMUt  und  deeeea  IdeiütMi 
faeletelK^  tu  AieUkWHI  seines  Dienstes  begriffen  (§  68  StG.).  —  Else  KlHielierpeHtOlie 

Ist  Waffe  im  Sinne  des  §  82  StG. 

Der  §  102  der  EisenbBeln).  vom  16.  November  1851,  RGBl.  Xr.  1 
vom  Jahre  1852,  verliält  die  Angestellten  von  Staats-  und  Privatbahnen, 
Personen,  welclie  die  Vorschriften  der  Betriebsordnung  übertreten,  den 
an  sie  ergangenen  Ermahnungen  nicht  Folge  leisten  oder  eine  die 
Sicherheit  des  Betriebes  störende  oder  gefährdende  Handlung  verübt 
haben,  in  Fällen,  wo  die  Hilfe  der  Polizeibehörde  nicht  sogleich  bei 
der  Hand  ist,  anzuhalten  und  der  nächsten  politischen  oder  Justiz- 
behörde zur  weiteren  Behandlung  zu  übergeben.  Der  zweite  Absatz 
des  §  102  nennt  diese  Pflicht  den  poliaeilichen  Wirkungskreis  der 
Bahnbeamten  und  Diener. 

Die  vom  §  68  StG.  geschttlatte  Dienstesvenichtnog  eines  Bahu- 
wlchters  besteht  also  auch  in  der  Anbaltnng  ?on  Personen,  welche  die 
Sicherheit  des  Betriebes  stören  oder  gef&hrden,  und  in  der  Feststellung 
ihrer  Identitftt.  Im  vorliegenden  Straffalle  gefährdete  der  Angeklagte 
durch  Befahren  des  Bahn-Oleises  in  einem  Augenblicke,  wo  schon  die 
Bahnschranke  herabgelassen  wurde,  den  Betrieb.  Er  verletzte  dadurch 
die  Bestimmung  des  §  96  EisenbBetrO.,  vetgrilT  sich  ftberdies  an  dem 
diensthabenden  Bahnw&chter  und  bot  somit  gewiss  den  von  der  Be- 
triebsordnung vorgesehenen  Anlass  zum  Einschreiten.  Die  spätere 
Anhaltung  des  Angeklagten  geschah  in  Erfüllung  einer  Berufspflicht 
des  Bahnwftcbters,  und  der  Versuch  des  Angeklagten,  diese  Dienstes- 
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verriciiLuiig  mit  gewaltsamer  HauUaulegung  zu  vcieitelu,  wird  vom 
erstrichterliclieu  Eiken ntui&se  mit  vollem  Rechte  ab  ein  Verbrecüeu 
nach  §  81  StG.  beurteilt.   

Nr.  S54.  EntMh.  des  l^eutBeheii  BeldiBgeriiditB. 
6.  ZiTilsenat.  Vom  19.  Noyember  1906. 

(DJZ.  XII  (1907)  Nr.S  8.  Itl.) 

RHaftpflG.  gl.   Ein  Unfall  beim  Hineilen  zum  Strassenbahnwagen  auf  der  Strasse 
gehört  niokt  unter  §  I,  well  darin  ein  weder  unmittelbar,  noch  auch  «ittellMr  Mit 
tfem  Betriebe  zusammenhängendes  Ereignis  liegt. 

Das  Berufungsgericht  hat  in  bedeiiketifreier  Weise  tatsächlich  fest- 
gestellt, dass  der  Kläger  nicht  beim  Aufsteigen  auf  den  Wagen  der 
Sirassenbahn  zu  Fall  gekommen  ist,  sondern  schon,  ehe  er  den  letzteren 
erreicht  hatte,  beim  Hineilen  zu  demselben  auf  der  Strasse.  Es  kann 
sich  also  mir  Doch  daram  bandeln,  ob  dieser  Unfall  sich  bn  Sinne  des 
§  1  HaftpflO.  beim  Betriebe  der  Strassenbahn  ereignet  hat,  so  dass 
die  Beklagte  ans  diesem  Omnde  haften  wttrde.  Das  BernAingsgericht 
bat  dies  mit  Beebt  verneint,  wenn  anch  unter  Anfbhmng  eines  nicht 
gans  zutreffenden  Grundes.  Es  ist  nämlich  nicht  richtig,  dass  unter 
Jenen  §  1  überhaupt  nur  solche  ünftUe  fallen,  die  in  den  dem  Bisen- 
bahnbetrieb eigent&mlichen  erfahren  ihren  Grund  haben.  Viehnehr 
fallen,  wie  das  RG.  schon  Öfters  ausgesprochen  hat  (ygl.  z.  B.  BG.  50, 
98),  alle  Unf&lle,  die  sich  unmittelbar  behn  Betriebe  im  natfirlichen 
Sinne  des  Wortes,  d.  h.  bei  der  Fortbewegung  der  Menschen  und  GHIter 
befördernden  Fahi-zeuge  auf  der  Bahn  zutragen,  ohne  weiteres  unter 
das  Gesetz;  jene  Beschränkung  ist  in  der  Rechtsprechung  des  B0H6. 
nnd  des  RG.  nur  aufgestellt  worden  als  Merkmal  für  die  Abgrenzung 
von  Haftpflichtfällen,  die  schon  ausserhalb  jenes  engsten  Kreises  liegen, 
wo  der  Unfall  nur  in  mittelbarem  Zusammenhange  mit  dem  Betriebe 
steht.  Nun  sind  übrigens  freilich  bisweilen  in  Ansehung  der  grossen, 
einen  eigenen  Bahnkörper  benutzenden  Eisenbahnen  dem  vorliegenden 
ähnliche  Fälle  unter  den  §  1  gebracht  worden,  wenn  etwa  ein  Fahrgast 
infolge  der  dem  Eisenbahnbetriebe  eigentümlichen  Eile,  ehe  er  den  Zug 
erreicht  halte,  zu  Fall  gekommen  war;  aber  dann  handelte  es  sich 
doch  immer  um  Vorfälle,  die  sich  innerhalb  des  besonderen  Bereiches 
der  Ei.senbahnbetriebseinrichtungen,  namentlich  auf  einem  i^iihnhofe, 
ereignet  hatten.  Hier,  wo  der  Kläger  auf  der  öflfentlichen  Strasse  ver- 
unglückt ist,  ehe  er  überhaupt  mit  den  Betriebsmitteln  der  Bahn  in 
Berührung  gekommen  war,  kann  von  einer  Anwendung  des  §  1  HaftpflG. 
gar  nicht  die  Bede  sein.   
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Nr.  355.    Entgeh,  des  Deutschen  Reiehsireriehts» 
7.  Zivilsenat.    Vom  20.  November  1906. 

(JW.  Jabrg  36  (1907;  Nr.  2  S.  61  Ziff. !«.) 

§§  8, 10  PrEntG.  von  II.  Juni  1874.  Eine  Ausgleichung  (Kompensation)  der  besonderen, 
den  ReotgrundstOck  duroh  die  Darchsohneidung  verarMObtea  Naofcteile  mit  den  all» 
flCMOlien,  Jedem  Ailieger  lad  NaoMiani  ngita  kiMMaien  VMtillM  Ist  nofe  M 
EütilinifaB  n  BilMniligw  itaM  ttattlMifL 

Die  Tatsache,  dass  das  6at  L.  durch  den  Bahnbaa  aufgeschlossen 
worden  ist,  dass  insbesondere  dessen  Entfernung  von  der  nScbstea 
Säsenbahnstation  von  etwa  2  Stinden  aof  V«  Stande  sich  verringert 
hat,  und  dass  die  MGglicUceit  herbeigeflUirt  worden  ist^  das  Gut  durch 
ein  Anseblussgleis  mit  der  Eisenbahn  zu  verbinden,  begründet  nicht, 
wie  die  Bevision  in  Bek&mpfiing  der  Ansicht  des  Bemfungsrichters 
darzulegen  versucht  hat»  besondere  Vorteile  för  das  Gut  L.  Es  handelt 
sich  hierbei  vielmehr,  wie  der  Beruftingsrichter  zutreffend  angenommen 
hat,  um  allgemeine  Vorteile,  die  jedem  Bewohner  einer  Gegend,  durch 
die  eine  neue  Bahnanlage  geführt  wird,  und  jedem  benachbarten  Grund- 
besitzer einer  solchen  neuen  Babnanlage  aus  dieser  erwachsen.  Der 
Umstand,  dass  die  Entfernung  des  Gutes  you  der  nächsten  Bahnstation 
sich  auf  Stunde,  also  um  zirka  P/«  Stunden,  verkürzt  hat»  während 
bei  anderen  benachbarten  Besitzern  die  Entfernung  sich  nur  auf  Vi  oder 
1  Stunde  verringern  mag,  also  auch  der  gewonnene  Vorteil  nur  soviel 
weniger  betrHpt,  rechtfertigt  ebensowenig,  wie  die  Tatsache,  dass  die 
Kosten  eines  Gleisanschlusses  infolge  der  verschiedenen  Lage  der  Grund- 
stücke zur  Bahn  einen  vei^schiedenen  Betrag  erfordern  werden,  die 
Annahme,  dass  liier  besondere  Vorteile  in  Frage  ständen.  In  den 
hervorgehobenen  Verschiedenheiten  verkörpert  sich  vielmehr  nur  das 
verschiedene  Mass,  in  welchem  die  allgemeinen  Vorteile  den 
einzelnen  Anliegern  und  Nachbarn  der  neuen  Bahnanlage  zufliessen. 
Die  Frage,  ob  die  allgemeinen  Vorteile,  die  bei  der  Teilenteignung  für 
das  Restgrundstück,  aus  dem  Unternehmen  erwachsen,  zu  dessen  Zwecken 
die  Enteignung  erfolgt  ist,  mit  den  daraus  für  das  Restgrundstück  er- 
waclisenden  Nachteilen  aufzurechnen  sind,  ist  von  dem  Berufungsrichter 
verneint  worden.  Die  Bevision  hält  diese  Ansicht  für  unrichtig-  allein 
es  kann  ihr  in  dieser  Auffassung  nicht  beigetreten  werden.  Allerdings 
hat  der  erkennende  Senat  in  dem  in  KG.  67, 242  veröffentlichten  Urteil 
die  aufgeworfene  Frage  nur  in  der  Beschränkung  auf  die  Enteignung 
zu  Strassenanlagen  entschieden.  Es  ist  dort  gezeigt  worden,  dass  nach 
dem  bei  den  Verhandlungen  Aber  das  Enteignungsgesetz  und  in  dem 
Inhalt  des  Flnchtliniengesetzes  zum  Ausdruck  gebrachten,  übereinstim- 
menden Willen  der  gesetzgebenden  Faktoren  jedenfalls  bei  einer  zu 
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solchem  Zwecke  erfolgenden  Enteignung  eine  Ausgleicluuig  der  Vor- 
teile und  Nachteile  hinsichtlich  des  Restginindstücks  nicht  eintreten  soll. 
Eine  weitere  Entscheidung  ist  über  die  streitige  Frage  in  jenem  Urteil 
vom  erkennenden  Senat  nicht  getroffen  worden,  sondern  nur  auf  die 
Zweifel  hingewiesen,  die  sicli,  abgesehen  von  dem  hervorgehobenen 
Einzelfall,  gegen  die  Ablehuung  der  Ausgleichung  geltend  machen 
lassen.  Der  Senat  verkennt  auch  jetzt  nicht  das  Gewicht  der  Gründe, 
die  in  dieser  in  der  Bechtslebre  sehr  bestrittenen  Frage  zugunsten  der 
TOB  der  Bevision  vertreteaen  Anielianung  sprechen;  allein  er  findet  in 
ihoen  doeh  ooeli  keinen  aoerelclieDden  Anlaw,  im  der  bereits  toh  drei 
aDderen  Senaten  des  BG.  (nämlich  dem  n.,  V.  nnd  VI.  ZS.)  geübten 
anderweitigen  Becbtsprechnng  (s.  die  Ansfllhmngen  in  R0.  67,  246) 
entgegensntreten,  xnm  mindesten  bei  der  gegenwärtigen  Sachlage,  bei 
der  Ansgleichuig  der  besonderen,  dem  Bestgmndatftck  dorch  die  Duch- 
schneidnng  Temrsachten  Nachteile  mit  den  gans  allgemeinen,  jedem 
Anlieger  nnd  Nachbarn  sngnte  kommenden  Vorteilen  begehrt  wird.  Wh 
der  Fall  za  beurteilen  ist,  wenn  es  sich  nm  die  einheitlich  Vorteile 
und  Nachteile  begreifende  Giesamtwirknng  des  Unternehmens  auf  eine 
einzelne,  ganz  bestimmte  Wertseigenschaft  des  Bestgmndstikcks  handelt, 
bedarf  gegenwärtig  keiner  Untersnchnng. 

Nr.  356.   Entsch.  des  Franzis.  Staatsrats. 

Abteilung  fttr  Streitsachen.   Vom  21.  November  1906. 
(ZaltMte.  r.  A  tatmft«.  Bi«ib.-TraBsp.  XV  (1907)  Mr.  •  8.  iil.  —  Jvmai  4m  tnotporte  ifot  9.  m.) 

(Hie.  Art  IQ).  Die  Gresnoll-DeeiibahMlitliMs  kSsiiee  ulehk  all  tesesHer»  ttsMUfls- 
tarean  alt  Pateit-(8ewMrlie-)StiMni  belattst  weriea. 

Die  ErfAllnng  der  Zollformalitäten  durch  die  Eisenbahn  fttr  die 
die  Orenzen  transitierenden  QQter  erscheint  nicht  als  ein  ton  dem  Be- 
trieb einer  Eisenbahn  dnreh  den  Konzessionär  oder  Betriebsftthrer  ver- 
schiedenes Gewerbe,  welches  als  Grundlage  fQr  die  Auflegung  einer 

besonderen  Steuer  dienen  könnte;  aus  dem  Inhalt  des  Berner  lüe.  vom 
14.  Oktober  1890  ergibt  sich  vielmehr,  dass  diese  Geschäftsbesorgung 
der  Eisenbahn  notwendigerweise  mit  Ausschluss  von  Privaten  und  als 
eine  aus  dem  Frachtvertrag  sich  ergebende  Nebenveipflichtung  zufällt. 

Nr.  357.   Entsch.  des  Schwei/or  Bundeagerichts. 

Vom  22.  November  1906. 
(ZellMkr.d.Btn.  Jv^Ver.  Bi.  tt  Hall  ti  8.  Ml  -  SoliwJK.  m  BMI  15  &  m.) 

FairlMiaflpiMiinteU.  FIr  ite  Ftl|M  (LsimaMfilO  ilsae  dtn  PtsdiMiglMi  isroh 
lerioMlie  MaiMM  dM  Anttt  «atelaadMtii  Schadta  hat  iltr  llitsnulnier  xa  haflm. 

,Es  firagt  sich  somit  nur  noch,  ob  der  Kläger  ausser  den  Arzt- 
und  Verpflegungskosten  mit  dem  Ersatz  des  LohnansfaUs  sn  entsohä- 
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(ligen  sei,  niclit  nur  für  die  Zeit,  während  welclier  er  znfolß:e  (1*!r  aus 
seinem  Unfälle  unmittelbar  resultierenden  Krankheitserscheinungen  und 
des  anschliessenden  Katanlis  der  obern  Luftwege  wirklich  arbeits-  und 
erwerbsunfähig  gewesen  ist,  sondern  dazu  auch  noch  für  solange,  als 
er  weiterhin  zufolge  der  nach  der  Expertise  objektiv  unrichtigen 
Diagnose  des  Arztes  R.  und  des  Experten  St.  als  bloss  vermeintlich 
krank  und  erwerbsunfähig  sich  tatsächlich  der  Arbeit  enthalten  hat". 
Diese  Frage  wurde  bejaht.  Im  Auschluss  an  die  Deliiütiou  des  liegi  iffs 
der  Erwerbsunfähigkeit,  wie  sie  in  dem  in  der  vorhergehenden  Nummer 
mitgeteilten  Urteil  i.  S.  Agerter  und  Bulffer  aufgestellt  worden  ist, 
wird  bemerkt:  ^Eine  solche  UamOgliclikeit  bsw.  Beschrftokaog  der 
Verwertung  vorhandener  Arbeitsfähigkeit  liegt  nnn  aoch  vor,  sofern 
der  ordnongsgemftra  zngezogene  behandelnde  Arzt,  oder  der  gerichtlich 
bestellte  Sachverständige  dem  Veranglflckten  im  Interesse  der  Heilnng 
das  Arbeiten  verbietet ,  nnd  zwar  auch  wenn  die  Weismg  anf  einer 
unrichtigen  Diagnose  beruht",  soweit  diese  nicht  geradezu  einen  Kunst- 
fehler  des  Arztes,  ein  dessen  zivilrechtUche  Verantwortlichkeit  begiUn- 
dendee  Verschulden  involviert.  

Nr.  258.    Entseh.  dos  Deutschen  Relehserorfchts. 
4.  Zivilsenat.    Vom  22.  November  1900. 

(Dm  BMftk  X  (1906)  Nr.  M  &  Mir  SIft  MI.) 

«  886  888.  Bis  8elMiNtrMti98lflM  «m  8niiHtotlokttl|MtiMrt  ait  «  886  888. 
Mtit  alelit  venu»,  dait  die  fahierhafte  Errichtung  oder  tuifellMflt  UaterlMltMii  des 

Bauwerks  auf  Verschulden  beruht. 

Wohl  liegt  der  Bestimmung  des  §  836  das  Prinzij)  der  Verschuldung 
zugrunde;  die  blosse  Tatsache,  dass  jemand  ein  Bauwerk  hält,  genützt 
nicht,  ihn  l^ir  entstelifiiden  Srliadpii  haftbar  zu  maclieu.  auch  ist  ein 
objektiver  Mangel  des  Werkes  dem  Besitzer,  der  den  Mangel  nicht  ge- 
kannt hat  und  bei  Anwendung  der  im  Verkehr  erforderlichen  Sorgfalt 
nicht  hat  erkennen  können,  nicht  zuzurechnen.  Abei-  in  Ansehung  des 
Verschuldens  ist  die  Beweislast  abweichend  von  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen gestaltet,  nnd  zwai'  so,  dass  der  Besitzer  des  Grundstücks  haften 
muss,  wenn  er  niclit  die  Beobachtung  der  im  Verkehr  erforderlichen 
Sorgfalt  nachweist  (vgl.  Komm.  Prot.  Bd.  2  S.  655).  Nach  §  836  Abs.  1 
Satz  1  ist  Voraassetzuug  der  Ersatzpflicht,  dass  der  Einsturz  oder  die 
Ablösung  die  Folge  fehlerhafter  Errichtung  oder  mangelhafter  Unter- 
haltung ist.  Darauf,  ob  die  fehleihafte  Errichtung  oder  die  mangelhafte 
Unterhaltung  von  jemand  verschuldet  ist,  kommt  es  dabei  nicht  an; 
der  Besch&digte  hat  nur  nachzuweisen,  dass  Einsturz  oder  Ablösung 
die  Folge  einer  objektiv  fehlerhaften  Errichtung  oder  einer  objektiv 
mangelhaften  Unterhaltung  des  Gebäudes  ist.   Ist  dieser  Beweis  er- 
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braclil,  ^^o  ist  es  Sache  des  Besitzeis,  daizutun,  dass  er  zum  Zwecke 
der  Abweuduug  der  Gefahr  die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  be- 
obachtet habe  (§  836  Abs.  1  Satz  2). 


».         fintseh.  des  Bayerischen  Obersten  Laudesgerichts. 

Vom  23.  November  1906. 

(Das  BMht  Jahrg.  X  (IW«)  Nr.  M  8. 1M8  ZW.  MWI.) 

fiBO.  n  22,  27,  29.  U«  ErliliriaieA  «er  um  mlllebM  EiMgiiMiSvarliyHrf  ■  aloM 
zagazH«"*"  HypatfeakMitliablflar  aif  Verzidit  der  Hypetbekee  ai  tfM  wteigeetea 

Grundstücken  bed&rfen  der  öffentlichen  Beurkundong  und  Beglaubigung,  nicht  aber 
die  Erkliraai  des  Eigentümers,  der  unzweideutig  in  diesem  Verfahren  seine  ZaetiH» 

mung  zur  Löschung  von  Hypetheken  ausspricht. 

Die  Voriustauzeii  liabeii  mit  Unreclit  die  nach  §  27  GBO.  zur 
Losciiuiig  der  Hypotheken  erfuiduiiiche  Zustimmung  der  Eigentümer 
der  belasteten  Grundstücke  vermisst.  Die  in  dem  Protokolle  vom  12.  Juni 
1902  beurkundeten  Erklärungen  lassen  keinen  Zweifel  darüber  zu,  dass 
die  BeteUigten  die  Befreiung  dar  von  der  Beechwerdeltthrerin  sa  er- 
werbenden Orandstflcke  Ton  den  Hypotheken  bezweckten,  sie  können 
nnr  dahin  aufgefasst  werden,  dass  die  mit  den  Hypotbekengl&ubigern 
za  erzielende  Emigong  zur  Aufhebung  der  Hypotheken  und  zur  Löschung 
im  Omndbnehe  fahren  soll,  und  geben  damit  der  Zustimmung  zu  der 
Löschung  unzweideutigen  Ausdruck. 


Nr,  960.  Entselu  des  Dentsehen  Beiehsgerlehts. 
7.  Zivilsenat   Vom  27.  Noyember  1906. 

(JW.  Jahrg.  36  (1907)  Nr.  3  S.  BS.) 

PrEatA.  §  30.  Die  teohsmonatliche  Frist  zur  Bescbreitnng  des  Raobteweiet  iat  aaoh 

Kalendermonaten  zu  berechnen. 

Von  der  Revision  der  Kleinbahngesellschaft  wird  dagegen  einge- 
wendet, die  Frist  hätte  unter  Anwendung  des  die  preussisclie  Praxis 
beherrschenden  §  550  Tl.  I  Tit.  9  ALK.,  nach  welchem,  wenn  die  Ver- 
jährungsfrist auf  Monate  eingeschränkt  ist,  soviel  mal  30  Tage  als 
Monate  sind,  gerechnet  werden  sollen,  bemessen  werden  mü.sseu.  Die 
Rüge  ermangelt  der  Begründung.  In  dem  Urteil  des  RG.  vom  23.  Sep- 
tember 1882  (RG.  7,  277)  ist  bereits  näher  dargelegt,  dass  die  Frist 
nach  Kalendermonaten  berechnet  werden  muss.  Von  dieser  Entscheidung 
abzugeben,  liegt  kein  Anlass  vor,  und  es  bedarf  deshalb  aieh  keiner 
Prfifung  der  Frage,  ob,  wenn  die  Frist  in  der  Zeit  bis  zum  81.  Dezember 
1899  in  der  von  der  Eleinbahngesellschaft  gewollten  Art  zu  berechnen 
gewesen  wftre,  seit  Geltung  des  BGB.  nunmehr  dessen  Vorschriften 
ftber  die  Berechnung  von  Fristen  auch  hier  in  Anwendung  kommen. 
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Entseb.  des  Schwdaer  Bniidfl^geriolitB  von  30.  Novemlmr  1906. 


Nr.  361«  Entgeh,  des  Schweizer  Bundesgeilehto. 

Vom  30.  November  1906. 

(SohwJZ.  lU  1907)  Heft  17  8.  Sia.'i 

Art.  181  Schweiz.-ObliB.-Reoht.    Die  für  vorsichtige  Unternehmer  im  Gewerbebetriebe 
MoM  Vi nuniiiMbNiw  SMtt  M  lioM  alt  hliiar«  fiewatt  aazMtheii. 

Was  den  Generalstreik  der  Arbeiter  der  Baobrancbe  in  Basel  be- 
ti-ifft,  so  kann  dahiDgestellt  bleiben,  ob  nicht  onter  g^ewissen  Ümst&nden 
ein  Streik  als  höhere  Gewalt  (s.  B.  im  Sinne  des  Art.  181  0.  B.;  TgL 
auch  Art.  89  Eiisenbahn-Transportges.)  anzusehen  sei;  im  Torliegenden 
Falle  ist  jedenfalte  der  Streik,  anf  den  sich  die  Klftgerin  bemft,  nicht 
als  höhere  Gewalt  zn  beseichnen,  gleichgUtig,  welcher  theoretische  Be- 
griff dabei  zugrunde  gelegt  wird.  Denn  solche  Streiks  bilden  in  den 
heutigen  Zeiten  der  wirtschaftliclien  Kämpfe  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  eine  dem  Gewerbebetrieb,  namentlicb  auch  im  Bauge> 
werbe,  derart  inhärente  Erscheinung,  dass  der  Betriebsiuhaber  mit  ihnen 
rechnen  muss,  da  sie  für  ihn  durchaus  voraussehbar  sind,  und  es  muss, 
wie  die  Vorinstanz  richtig  bemerkt,  jeder  vorsichtige  Unteniehmer  bei 
der  Eingehung  grösserer  Verpflichtungen  mit  der  Möglichkeit  ihres 
Eüntritts  rechnen.   

Kr.        Bntieli.  4m  BemtBehen  BeiehsgerlAtB. 
6.  Zivilsenat  Vom  3.  Dezember  1906. 

(JW.  Jehif.  M  (IMV)  Mr. «  8.  M  ZUT.  U.  —  DJZ.  ZII  (im)  Nr.  4  &  tw.) 
S  I  RHaflpM.  Belli  lau— eartos»  «iiee  aus  einer  Seitengasie  komaeades,  filirir- 
lataa  Waieat»  iesssa  scheu  gewordene  Pferde  in  vollem  Laufe  daherrastea,  ailt  elasBi 

Strassenbahnwagen  liegt  höhere  Gewalt  vor. 

Der  erkennende  Senat  hat  zwar  wiederholt  ausgesprochen,  dass 
ZusainmenstöHse  zwischen  Strassenbahnwagen  und  anderen  Fuhrwerken 
zu  den  Ereignissen  zu  zählen  seien,  die  im  Strassenverkehr  einer  ver- 
kehrsreichen Stadt  mit  einer  gewissen  Häufigkeit  vorzukommen  pflegen, 
die  daher  als  mit  dem  Strassenbahnbetrieb  und  seinen  Gefahren  in 
innerem  Zusauunenliaiig  stehend  der  Betriebsunternehmer  nacli  dem 
HaftpÜG.  zu  vertreten  habe.  Allein  der  Unfall,  der  zu  einer  Verletzung 
der  Klägerin  gel'iihrt  hat,  trägt  eine  Besonderheit  an  sich:  der  Zusamnieu- 
stoss  erfolgte  mit  einem  Wagen,  der  von  führerlosen,  scheu  gewordenen 
und  in  vollem  Laufe  dahinrasenden  Pferden  gezogen  wurde,  ohne  jedes 
menschliche  Zutun  und  mit  so  starker  Gewalt,  dass  ein  Betriebsmittel, 
der  Strassenbahnwagen,  in  seiner  Längsseite,  durchbohrt  wurde,  was 
erst  die  Verletzung  der  Klägerin  ermöglichte.  Ein  solcher,  in  seiner 
Ursache  und  seiner  Wirkung  einem  elementaren  Ereignis  gleichkommender, 
auf  den  Betrieb  der  Strassenbahn  von  aussen  einwirkender  Vorgang 
muss  als  ein  ungewöhnliches,  mit  diesem  Betrieb  nicht  schon  seiner 
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Natur  nacli  verknüpftes  Ereij,'nis  angesehen  werden,  und  es  hat  daher 
als  höhere  Gewalt  zu  gelten,  wenn  die  schädigende  Einwirkung  anch 
durch  die  äussersLe,  nach  den  gegebenen  Umständen  gebotene  Vorsicht, 
durch  alle  vernünftigerweise  dem  Betriebsunternehmer  zuzurauteuden 
Vorkehrungen  nicht  abzuwenden  und  auch  in  seinen  Folgen  nicht  un- 
scliiidlich  zu  machen  war.  Dass  diese  Voraussetzung  vorliegeudeu falls 
vorüaüdeu  ist,  ergibt  der  Sachverhalt  ohne  weiteres. 

Nr.         Entsch.  des  Schweizer  Bundesgerichts« 

Vom  5,  Dezember  1906. 

iSchwJZ.  Hl  1.1907^  Heft  16  S.  tOS.) 

FaMkhtfIpflWit  Art  8  FHt.  MMntt  «•  tiftrllie  UvaMtiiM  mlratMlHllolMr  klif- 
tl|W  SohMMsntMmrtt  M  itor  FtalNliMg  4&t  EhImIiUIimii  iMit  am. 

Es  ist  sn  beachten,  dass  es  nach  dem  Expertengntachten  nicht  nar 
möglich,  sondern  sogar  wahrscheinlich  ist,  dass  früher  oder  sp&ter 
Starbildnng  eintritt,  and  die  Anffassnng  des  Experten  ist  dabei  oifenbar 
die,  dass  mit  einem  solchen  Ereignis  stark  gerechnet  werden  müsse. 
Es  liegt  also  eine  erhebliche  Wahrscheinlichkeit  späterer  Verscblimmemng 
vor.  Nun  bestimmt  allerdings  Art.  8  FHG.,  dass  der  Bichter,  wenn 
bei  der  UrteilsfUlnng  die  Folgen  einer  Körperverletzung  noch  nicht 
genügend  klar  vorliegen,  für  den  Fall  einer  wesentlichen  Ver- 
sdilimmemng  des  Gesundheitszustandes  des  Verletzten  die  Nachklage 
yorbehalten  kann.  Doch  ist  diese  Vorschrift  nicht  so  zu  verstehen, 
dass  der  Richter  die  Wahrscheinlichkeit  einer  künftigen  ungünstigen 
Veränderung  unter  allen  Umständen  nur  durch  den  Rektilikationsvor- 
behalt  berücksichtigen  darf.  Sonst  würde  die  doch  in  erster  Linie  zu 
Gunsten  des  Arbeiters  getroffene  Bestimmung  des  Art.  8  1.  c.  vielfach 
zu  dessen  Nachteil  ausschlagen,  indem  sie  der  richtigen,  den  Verhält- 
nissen angemessenen  Entschädigung  des  Verletzten  (im  Rahmen  des  Ge- 
setzes) im  Wege  stände.  Dem  Richter  ist  im  Haftpflichtprozess  grund- 
sätzlich zweifellos  nicht  verwehrt,  künftige,  nicht  absolut  sichere 
Schadensmomente  dem  Betrage  nach  abzuschätzen  und  sofort  definitiv 
bei  der  Schadensbemessung  zu  liquidieren.  Ein  solches  Verfahren  ist 
sehr  oft  geradezu  unvermeidlich.  Es  wird  z.  B.  in  all'  den  Fällen  be- 
obachtet, wo  für  dauernde  Erwerbseinbasse  oder  fttr  künftige  Enrkosten 
Entschädigung  zugesprochen  wird.  Desgleichen,  wo  es  sieh  am  Ver- 
letzungen von  Kindern  handelt.  Anch  ist  in  den  Fällen  der  sogenannten 
tranmatischen  Nenrose  vielfach  im  umgekehrten  Sinn  entsprechend  vor- 
gegangen worden,  indem  trotz  totaler  Arbeitsunfähigkeit  zur  Zeit  der 
UrteilsflUlnng  in  Ansehung  der  nicht  nngfinstigen,  wenn  anch  nnsichem 
Prognose  ein  erheblicher  Abstrich  an  der  Entschädigfung  gemacht  wird 
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Entscb.  des  Deatacbeu  Beicb^gerichU  Tom  15.  Deaember  1906. 


(ü.  z.  B.  A  S.  XXX,  2.  T.,  S.  4W  E.  Ob  im  einzelnen  Fall  dieses 
Verfahren  einzuschlagen  oder  von  dem  Rechtsbehelf  des  llektifikations- 
vorbehalts  Gebrauch  zu  machen  ist,  kann  nicht  von  vornherein  nach 
fester  Regel  bestimmt  werden,  sondern  entscheidet  sich  nach  den  Ver- 
hältDissen  des  Falles,  die  nach  richterlichem  Ermessen  zu  würdigen 
sind.  Wo,  wie  vorliegend,  die  Folgen  des  Ünfalls  mr  Zeit  der  Urteils- 
fUInng  nicht  mehr  in  einer  Entwicklung  begriifen  sind,  deren  Bnder- 
gebnis  in  absehbarer  Zeit  erwartet  werden  kann,  sondern  ein  gewisser 
Abscblnss  bereits  eingetreten  ist^  und  nur  die  Wahrsclieinlichkeit  einer 
spitern,  zeitlich  ganz  Ungewissen,  erheblichen  Verschlimniening  besteht, 
erscheint  nicht  das  Mittel  der  anf  «in  Jahr  besehrftnkten  Nachklage, 
sondern  dasjenige  der  sofortigea  Liqnidation  des  Schadens  unter  Mitbe- 
iUcksichtigung  der  Wahrscheinlichkeit  künftiger  Verschlimmerung  des 
Gesundheitszustandes  als  der  Sachlage  angemessen. 

Nach  diesen  AnsfOhrungeo  ist  die  dem  Kläger  zuzusprechende  Ent- 
schädigung zu  erhöhen,  der  von  der  Vorinstanz  gemachte  Rektifikations- 
vorbehält  dagegen  zu  streichen. 

Nr.  '204.   Eutsch.  des  Deutschen  Keichsgcriehts* 
I.Zivilsenat.   Vom  15.  Dezember  1906. 

(UlpcZettflobr.  I  (iWOO)  Nr.a  S.sn.) 
Art.  1,  41  lUe.  Bei  Gütersendungen  aus  einem  dem  lUe.  unterworfosas  Vsrtragsstaat 

in  den  andern  mit  Internat.  Elsenb.-Frachtbrief  findet  das  Uebereinkommen  aussclilless- 
lieh  Anwenduno-   Eine  Verzögerung  infolge  ausserordentlicher  VerIcehrsschwierigkeitM 
ist  weder  als  ein  Fall  höherer  Gewalt  noch  grober  Fahrlässiglieit  zu  erachten. 

Ausweislich  der  vorliegenden,  durchgehenden,  internationalen  Fracht- 
briefe handelt  es  sich  im  vorliegenden  Falle  um  Güterversendungen, 
welche  aus  dem  Gebiete  eines  nichtdeutschen  Staates,  der  dem  inter- 
nationalen Uebereinkommen  ttber  den  Eisenbahnfrachtverkehr  in  der 
Fassung  des  Zusatsllbereinkommens  vom  16.  Juni  1896  beigetreten  ist, 
in  das  Oebjet  des  Deutschen  fielches  vorgenommen  worden  sind.  6e- 
mftss  Art.  1  des  erwfthnten  Debereinkommens  haben  auf  derartige  Gftter- 
veisendangen,  die  anf  Grund  eines  durchgehenden  Frachtbriefes  er- 
folgen, die  Bestimmungen  des  internationalen  Uebereinkommens  An- 
wendung zu  finden,  und  diese  Bestimmungen  haben  für  die  von  dem 
Uebereinkommen  beherrschten  Frachtvertrftge  ausschliessliche  Geltung. 
Demgemäss  hat  auch  die  Eisenbahnverkehrsordnung  vom  26.  Oktober 
1899  in  ihren  Eingangsbestimmungen  I  Nr.  1  erklftrt,  dass  anf  den 
internationalen  Verkehr  die  Verkehrsordnung  nur  insoweit  Anwendung 
findet,  als  derselbe  nicht  durch  besondere  Bestimmungen  geregelt  ist. 
Nun  kann  aber  nach  Art.  41  des  internationalen  Uebereinkommens  der 
Ersatz  des  vollen  Schadens,  der  hier  in  der  Klage  beansprucht  wird. 
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nur  dann  gefordert  werden,  wenn  derselbe  infolge  der  Arglist  oder  der 
groben  Fahrlässigkeit  der  Eisenbalin  entstanden  ist.  Da  Arglist  hier 
nicht  in  Frage  steht,  würde  der  Krsatzanspruch  nur  dann  die  erforder- 
liche (irundlage  haben,  wenn  eine  grobe  Fahrlässigkeit  des  Beklagten 
erwiesen  wäre,  wie  denn  auch  die  Klage  selbst  ein  grobes  Verschulden 
des  Beklagten  behauptet  hat.  Jedenfalls  liegt  aber  nach  den  Fest- 
stellungen der  Vorinstanzen  die  Sache  hier  so,  dass  ein  grobes  Ver- 
sebnlden  des  Beklagten  in  der  mehrtägigen  Versögerang  der  Ans- 
liefenmg  des  Ontes  an  die  Empf&iigerin  nicht  gefunden  werden  kann. 
Es  ist  erwiesen,  dass  auf  den  Bahnhöfen  in  Hamborg  damals  aosser- 
ordentliche  Verkehrsschwierigkeiten  herrschten,  die  durch  das  Zosammen- 
treifen  eines  andauernden  niederen  Wasserstandes  der  Elbe  mit  dem 
gegen  alle  Erfahrung  frfth  einsetsenden  Frost  und  die  dadurch  auf  den 
Bahnhofen  Terursachte  AnhAuftmg  der  Gflter  herbeigeführt  worden 
waren  und  nur  durch  ICassregeln  aussargewOhnUcher  Art  beseitigt  werden 
konnten.  Wenn  die  im  Dezember  1908  in  Hambarg  aus  den  berflhrteu 
Gründen  eingetretene  Verkehrsstockung  auch  nicht  einen  Fall  höherer 
Qewalt  darstellt,  so  bereitete  sie  doch  der  orduungsmässigen  Ablieferung 
der  eingehenden  Gttter  tatsAcblich  derartige  Schwierigkeiten,  dass  die 
mehrtägige  Verzögerung  der  Auslieferung  der  Güter  nicht  als  auf  einem 
groben  Verschulden  des  Beklagten  beruhend  bezeichnet  werden  kann. 
Es  besteht  demnach  kein  Ersatzanspruch. 

Nr.  S6o.   Entsch.  des  Oestorr.  Verwaltungsgerichtshofes. 

Vom  18.  Dezember  1906. 
fOaitMcr.  BlaMb.«T«reiia.>m.  XZ  (iMT)  Nr. »  8.  itra.) 

EaltiiMni  VM  SnaMlokM  fir  Owrieaiai  vm  AatoiiltlMitMterlsl. 

Der  IhMtMd,  im  im  Estatgaeten  besondere  wirteobaftliolM  Naolitoüe  trelTea,  «oirilaMt 

die  Enteignung  nicht  tHS. 
Die  Frage,  ob  an  Stelle  der  daHernden  Enteignung  etwa  ehie  bloe  zeitliche  firuidib- 
trthiflg  genügen  wHrde,  braielrt  iiiekt  vm  Aattwefes  uatarMoht  »  wertfea. 

Lag  ein  seinem  wirtschaftlichen  Effekte  nach  gleichwertiges  Angebot, 
welches  geeignet  sein  konnte,  die  Zwangsmassregd  der  Expropriation 
entbehrlich  zu  machen,  nicht  vor,  so  war  auch  eine  Veranlassung  su 
weiteren  Erhebungen  in  der  tou  der  Beschwerde  bezeichneten  Richtung 
nicht  gegeben,  da  mangels  eines  geeigneten,  freiwilligen  Angebotes  die 
Ausübung  des  Enteignnngsrechtes  zur  Erlangung  der  für  die  Gewinnung 
des  Schttttungsmateriales  erforderlichen  Grundstlkcke  gemftss  §§  3  und 
3  des  Gesetzes  vom  18.  Februar  1878,  ROBI.  Nr.  80,  notwendig  war 
und  der  Umstand,  dass  dem  Ezpropriaten  im  Falle  der  Enteignung  der 
von  der  Eisenbahnunternehmnng  in  Anspruch  genommenen  Gmndsttkcke 
besondere  wirtschaftliche  Nachteile  treffen  wfirden,  die  Ausilbung  des 
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Enteiguuugsrechtes  hinsichtlich  der  betreffenden  Grundstücke  nach  den 
eben  silierton  Gesetzesstellen  keineswegs  anssdiliessen  konnte,  vielmehr 
solche  Nachteile  durch  die  im  §  4  des  Geseftns  vorgesehene  Schadlos- 
haltnog  anssogleichen  sind. 

Einen  weiteren  Hangel  erUickt  die  Beschwerde  darin,  dass  in  den 
Enteignongserkenntnisse  nicht  ansdrficklieh  angeführt  wvde,  ob  eine 
daoemde  oder  nur  eine  yorttbergehende  Enteignong  bewilligt  wurde. 
Allein  in  der  Unterlassong  der  Anftthmng  einer  seitlichen  BinschriLnkang 
ist  eben  schon  die  Znerkennnng  der  dauernden  Enteignnng  gelegen  and 
liegt  daher  der  Ton  der  Beschwerde  gerOgte  Mangel  der  nicht  ansdrAck- 
liehen  FeststeUnng  der  Dauer  der  Enteignnng  flberhaapt  nicht  vor. 

Wenn  aber  weitera  die  Beschwerde  geltend  madit,  dass  nach  dem 
Zwecke,  für  welchen  die  Expropriation  bewilligt  warde,  eine  bloss 
seitliche  Expropriation  auszusprechen  gewesen  wäre,  und  dass  das  Ver- 
fahren mangelhaft  sei,  weil  sich  die  administrativen  Erhebungen  nicht 
auf  diese  Frage  erstreckt  haben,  so  erscheint  diese  Einwendung  unbe- 
gründet, weil  die  Beschwerdefiihrerin ,  bzw.  ihr  Vertreter  bei  der 
kommissionellen  Verhandlung  gegen  die  seitens  der  Balm  olme  Be- 
schränkung in  Anspruch  genommene,  also  dauernde  Enteignung  der  in 
Frage  stehenden  Grundstücke  die  Einwendung  nicht  erhoben  hat,  dass 
dem  Expropriationszwecke  auch  schon  durch  eine  bloss  zeitliche  Ab- 
tretung dieser  (iruudstftcke  entsprochen  werden  könnte,  und  weil  daher 
die  Beliürdcn  bei  Abgang  einer  solchen  Einwendung  (§  15  des  Gesetzes 
vom  18.  Februar  1878  und  §  16  der  Ministerialvei  oi  dnimg  vom  25  Jänner 
1879,  RGBl.  Nr.  19)  keinen  Anlass  hatten,  von  Amts  wegen  darüber 
abzusprechen,  ob  etwa  bloss  eine  zeitliche  Grundabtretuug  genügen 
wurde. 


Nr.  200.   Eiitsch.  des  Appellutionss;or!chts  Baselstadt. 

Vom  24.  Dezember  1906. 

(SohwJZ.  m  (1W7)  H«fl  1«  8. 100.) 

Ms  LasimirarfesBgM  »m  StriiwiilHiMihM  iImI  im  fcsatessl—  EsteigirmitvsrffUvsa 

iiSilt  «SlltfM. 

Der  Umstand,  dass  nach  Vollendung  der  Korrektion  in  die  zu 
korrigierende  Strasse  die  Strassenbahn  gelegt  werden  soll,  und  dass  bei 
Feststellung  der  Strassenbreite  auf  die  Belastung  der  Strasse  mit  einer 

Bahn  Rücksicht  genommen  wird,  führt  nicht  dazu,  die  erforderiichen 
Landerwerbungen  dem  kantonalen  Expropriationsverfahren  zu  entziehen. 
Das  riiarakteristische  der  Strassenbahnen  ist  eben,  dass  sie  im  wesent- 
lichen nicht  auf  einer  besonderen  Bahntrace  fahren,  sondern  die 
Strassenallmend  benfitzen,  so  dass  die  Erwerbung  eines  besonderen 
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BahngTimdes  für  sie  nicht  erfoideiiicli  ist.  In  Retraclit  tällt  auch,  tlass 
nach  dein  geltenden  Verfahren  des  eidg.  Eisenbalindepartenients  auch 
die  Einleitung  des  bundesrechtlichen  Expropriationsverfahrens  für  die 
in  Frage  stehende  Strassenbahn  gar  nicht  erlangt  werden  könnte,  da 
das  eidg.  Eisenbahndepartement  gnindsAtzUch  sich  mit  Strassenhahn- 
projekten  erst  befasst,  wenn  die  Beziehungen  zn  den  kantonalen 
Strassen  geordnet  sind.  

Nr.  367.  Entseh.  des  Oesterr.  Obersten  C^eriehtshofes. 

Vom  2  Januar  1907. 

(Oesterr.  Elsonb  -Verord]i.-Bl.  XX  (1907J  Nr.  15  8.  516.) 

Die  Benützang  eines  Zmbm  «hee  eine  giilti|e  Falirkarte  iiann,  neben  den  nach  §  21  des 
ElMuhBelrRil.  elstrtttaiga,  MmUMm  rMgia,  aaeh  neeh  Me  VerwMiMi  dM  ke- 
trefftaiea  Min^  wegM  dar  Uebertretung  ist  Betmies  (|§  197,  461  Sit.)  aasb 

sich  ziefien. 

Die  Tat  des  Angeklagten  vereinigt  alle  Merkmale  des  Betrages. 
Sie  lässt  in  dem  Besteigen  des  Zuges  ohne  Fahrkarte  eine  listige 
Handlang,  in  der  dadurch  erschliclienen,  unentgeltlichen  Beförderung  bis 
Hullein  die  erwiesene  Irreführung  des  Balinpersonals  und  endlich  in 
dem  Bestreben,  die  Bahn  um  die  larifmässig  gebührende  Entlohnung 
zu  bringen,  die  Schädigungsabsicht  klar  erkennen. 

Die  Berufung  auf  4j  21  des  Betriebsreglements  ist  im  Urteile  voll- 
kommen vergriffen.  Diese  Vorschrift  vermag  nicht  den  Bestand  des 
Betruges  und  dessen  Strafbarkeit  m  beseitigen,  sie  derogiert  nicht  den 
Bestinininngen  des  Strafgesetzes.  Verfehlt  wseheint  die  Ansicht,  die 
Zahlung  der  Geldstrafe  entkleide  auch  die  absichtliehe  Benatinng 
eines  Zoges  zn  kostenloser  Fahrt  der  Eigenschaft  einer  strafbaren 
Handlung,  und  gleich  verfehlt  erweist  sich  der  daraus  auf  die 
Straflosigkeit  des  Unbemittelten  gezogene  Schluss. 


Nr.        Entseh.  des  Oberlandesgerlehts  Marienwerder. 

2.  Zivilsenat.    Vom  4.  Januar  1907. 

(Spcd.- u.  Schifl.-Ztg.  XV  (1907)  Nr.  18-«.  226.) 

Bei  vorläufiger  Verwahrung  des  Frachtguts  genäss  Art.  5  Abs.  2  lUe.  richtet  sich  der 
Zettpaakt  itr  AbmAm  lar  BsfHntorMf  usd      BeglMi  iar  BnahiliahifflyMciit  aaek 
4m  IMts  dar  VanaadttaHaa.  Art  8  Alt.  1  ealliUt  aar  «Im  isMtzMw  Bewelavtrw 
HMrtsaHi        wsMm  ilar  flt^aabiwiis  e0M  atsM» 

Eine  mssisehe  Eisenbahnstation  hat  sibirisches  Getreide  zur  Lagerung 

nnd  demnächstigen  Beförderung  nach  Danzig  fibemommen.  Das  Getreide 
kam  in  einem  durch  Feuchtigkeit  verdorbenen  Zustande  in  Danzig  an. 
Der  Empfänger  erhob  gegen  den  prenssischen  Eisenbahnfiskus  Klage 
auf  Schadenersatz,  ist  aber  ans  folgenden  Gründen  abgewiesen  worden: 
Unstreitig  sind  die  dem  Kläger  zugegangenen  Gttter  (sibirisches 
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Getreide)  nach  einem  Frachtvertrag  aufgrund  des  Internationalen 
Uebereinkommens  ttber  den  Eisenbahnfraehtrerkehr  Tom  14.  Oktolier 
1890  befördert,  von  der  nisaisehen  Eisenbahn  ^nr  Beförderung  ange- 
nommen worden  nnd  durch  Feuchtigkeit  verdorben  in  Danzig  ange- 
kommen. Streitig  ist  aber,  in  welchem  Zeitpunkt  diese  Annahme  im 
Sinne  des  Art.  8,  90  üebereink.  geschehen  und  infolgedessen  die 
internationale  Haftpflicht  des  beklagten  Preussischen  Eisenbahnflskns 
eingetreten  ist  (Art  80,  27  Abs.  3).  Massgeblich  für  diese  Frage  ist 
znnfichst  das  üebereink.  selbst;  erst  wenn  dieses  versagt,  finden  die 
sonst  geltenden  Bechtsnormen  nnd  rcglementaiischen  Bestimmungen 
Anwendung  (R6.  42.  26).  Das  Landgericht  findet  eine  ausreichende 
Bestimmung  im  Art.  5  lU.  und  nimmt  an,  dass  die  Annahme  znr  Be- 
f<)i-(Ierang  im  Sinne  der  Art.  8  und  30  mit  dem  Anfange  der  tatsächlichen 
Beförderung  zusammenfalle.  Dem  kann  nicht  beigestimmt  werden. 
Wenn  Art.  5  vorschreibt,  dass  die  Eisenbahnen  nur  verpflichtet  sind, 
die  Güter  zum  Transport  anzunelinien,  soweit  deren  Beförderung  sofort 
erfolgen  kann .  so  ist  damit  doch  nicht  zum  Ausdruck  gebracht ,  dass 
sie  nicht  berechtigt  sein  sollten,  zur  Beförderung  im  Sinne  der  Art. 
8  und  30  anzunehmen,  auch  wenn  der  Transport  nicht  sofort  erfolgen 
kann.  Die  Eisenbahnen  haben  nur  das  Recht,  nicht  auch  die  Pflicht, 
die  Annahme  der  Giiter  zur  Beförderung  solange  zurückzuweisen,  als 
sie  tatsächlich  nicht  befördern  können.  Auch  im  übrigen  gelangt  in 
dem  lü.  nirgends  zum  Ausdruck,  dass  die  freiwillige  Annahme  zur 
Beförderung  im  Sinne  der  Art.  8,  30  sein  soll.  Insbesondere  ist  auch 
Art.  5  Abs.  2  S.  2  hierfür  nicht  verwertbar.  Denn  diese  Bestimmung 
bezieht  sich  lediglich  auf  einen  der  Abschliessung  des  künftigen  Fracht- 
vertrags vorausgegangenen  Verwahrungsvertrag,  hindert  aber  nicht, 
einen  dem  lü.  unterworfenen  Frachtvertrag  in  der  Weise  zu  schliessen, 
dass  die  Güter  zur  Beförderung  —  obwohl  sie  nicht  sofort  erfolgen 
kann  —  angenommen  werden.  Auch  begrifflich  ist  es  keineswegs  aus- 
geschloesen,  dass  auch  bei  Annahme  zur  Beförderung  ein  kürzerer  oder 
Iftngerer  Zeitraum  zwischen  dieser  nnd  der  tats&chlichen  Beförderung 
liegt;  es  wird  im  Gegenteil  die  Begel  sein  (vgl.  auch  Eger  Anm.  169 
zu  Art  80).  Auch  Art  8  Abs.  1  S.  8  enthält  nur  eine  gesetzliehe  Be- 
weisvennntung  dahin,  dass  die  Abstempelung  des  Frachtbriefs  ein  eines 
weiteren  Beweises  nicht  bedürfendes  Zeichen  der  Annahme  zur  Be- 
förderung mit  dem  aus  dem  Datum  erhellenden  Zeitpunkt  bildet  (Eger 
Anm.  57  S.  149  zu  Art.  8).  Es  steht  immer  der  Gegenbeweis  offen,  dass 
die  Annahme  znr  Beförderung  in  einem  andern  Zeitpunkt  erfolgt  sei. 

Sonach  ist  für  den  Zeitpunkt  der  Annahme  zur  Beförderung  das 
an  der  Versandstation  geltende,  rassische  Eisenbalmreckt  massgebend. 
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Die  Parteien  sind  darüber  einig,  dass  das  Getreide  snir  sogenannten 
Otscheredlagernng  vor  der  tatsftchlichen  fief5rderang  gegeben  ist.  Der 
Klftger  behauptet,  dass  schon  der  Anfang  dieser  Lagemng  nach 
rassischem  Recht  die  Annahme  zur  Bef5rderung  im  Sinne  der  Art.  8, 
30  lü.  bedeute,  und  dass  die  auf  den  Frachtbriefen  links  unten  aufge- 
setzten Stempel  den  Tag  dieser  Annahme  bezeichneten,  während  der 
Beklagte  geltend  macht,  dass  diese  Stempel  nur  den  Anfang  der 
Otscheredlagerung  bezeichneten,  diese  Lagerung  mir  ein  dem  lU.  nicht 
unterworfener  Lagerungsvertrag  zwischen  den)  Kläger  und  der  russisclien 
Bahn  sei,  aus  der  diese  allein  hafte  (Art.  5  Abs.  2  S.  2  lU.),  dass  aber 
nach  rnssi.schem  Recht  die  Annahme  zur  Beförderung  und  damit  seine 
internationale  Haftpflicht  erst  mit  dem  Zeitpunkte  der  tatsächlichen 
Beförderung  beginne,  der  Kläger  also  beweisen  müsse,  dass  das  zur 
Otsclieredlagerung  gegebene  Getreide  noch  tadellos  gewesen  sei,  als 
diese  tatsäclilicbe  BelTtnlemng  begonnen  liabe. 

Nach  der  eingeholten  Keclitsauskunft  des  russischen  Verkehrs- 
ministeriunis unterliegt  es  nun  keinem  Zweifel,  da.ss  nach  russischem 
Recht  im  Sinne  der  Art.  8,  30  TU.  der  Frachtvertrag  erst  geschlossen 
ist  und  das  (jut  zur  l^eförderung  erst  dann  als  angenommen  gilt,  wenn 
das  Gut  aus  der  Otscheredlagerung  genommen  und  in  den  Eisenbahn- 
wagen zur  Beförderung  geladen  wird,  und  dass  sowohl  der  Tag  der 
Annahme  zur  Otscheredlagerung  als  auch  der  Tag  der  Annahme  zur 
Beförderung  durch  je  einen  Stempel  der  Versandstation  auf  der  linken 
unteren  Ecke  des  Frachtbriefs  bezeichnet  wird.  Danach  genügt  f&r 
den  Kläger  nicht  der  Beweis,  dass  das  Getreide  zu  Beginn  der  Otschered- 
lagerung tadellos  gewesen  ist,  vielmehr  mnss  er  dies  fttr  den  Zeitpunkt 
der  Einladung  des  Getreides  in  den  Eisenbahnwagen  nachweisen.  Das 
aber  hat  er  nicht  getan. 

Ob  nun  der  Klftger  gegen  die  russische  Absandstation  wegen 
mangelhafter  Aufbewahrung  einen  Schadensersatzanspmdi  hat,  kann 
dahingestellt  bleiben;  ein  gleicher  Anspruch  gegen  den  Beklagten  ans 
der  internationalen  Haftpfliclit  im  Eisenbahnverkehr  fällt  jedenfalls 
deshalb  fort,  weil  der  Kläger  nicht  bewiesen  hat,  dass  das  Getreide 
beim  Beginn  dieser  Haftpflicht  tadellos  ti'ocken  gewesen  ist. 

Nr,  261).    Entsch.  des  Deutschon  Reichsgerichts. 
6.  Zivilsenat.    Vom  1 7.  Januar  1907. 

(Das  Hecht  XI  (1907:  Xr,  5  S  390.1 

§  1  HaftpflG.,  §  254  Abs.  1  BGB.   Höhere  Gewalt  liegt  nicht  ia  dem  Eingreifen  eines 
DritiM,  tfsMM  Bettlmiii  dss  Usfill  berleifMirte. 

Von  höherer  Gewalt  kann  keine  Rede  sein,  wenn  der  Verletzte, 

Bger,  UlMiibaiiurcciitllclie  Knuclieldaiigon  XXUl. 
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der  ein  Bisenbahngleis  zn  ftberachreiten  im  Begriife  war,  dorch  ODglttck- 
üches  ESingreifen  eines  Genossen  zurflckgehalten  and  vom  Zöge  über- 
fahren worden  ist,  weil  die  Bestürzung  und  Oeistesverwirrnng,  in  der 

der  Genosse  den  sonst  glücklich  hiuübergelangten  Verletzten  zurttcknss, 
selbst  eine  Foly^e  der  Eisenbahugefalir  war.  Wohl  aber  kann  diese 
mitwirkende  Ursache  als  einer  der  „Umstände^  gelten,  die  bei  der  Be- 
stimmung des  Umfanges  des  zu  leistenden  EIrsatzes  nach  §  254  Abs.  1 
in  Betracht  gezogen  werden  können. 


Nr.  270.    Entsth.  des  Oberlandesffcrichts  Cm. 

9.  Zivilsenat.    Vom  17.  Jaiiuiii-  1907. 

(Bayr.  Verk  Ül  .X.XIll  i  i907i  Nr.  7  S.  Hi.i 

Ue  Schlafwagengesellschaft  haftet  nur  als  Transportnehmerin,  d.  h.  sie  hat  für  den 
Verlust  und  die  BMobädigung  von  Reise|ep&ck  Mir  dann  «ifiukommM,  wenn  ihr  vom 
BeMlriMI|ten  datsnliM  Mvertrant  war  tder  eta  VersdmldM  znr  Last  filtt. 

Ein  Kaufmann  ans  Iserlohn  benutzte  zu  einei'  Fahrt  von  Paris 
nach  Oöln  einen  Schlafwagmi  der  Eisenbahn-SchlafwagengeseUschaft 
zn  Brftssel.  Er  behauptet,  dass  ihm  auf  dieser  Fahrt  zwischen  1  and 
4Vt  morgens  vor  der  dentschen  Grenzstation  Herbesthal  eine  Wert- 
sache im  Betrage  von  1895  H.  gestohlen  worden  sei.  Die  Türe  des 
Abteils  habe  er,  bevor  er  sich  zn  Bett  gelegt,  verriegelt.  Bei  seinem 
Aafwachen  sei  der  Biegel  zniückgeschoben  gewesen.  Den  wachhabenden 
Kondnktenr  habe  er  nach  dem  Diebstahl  ^hlafend  im  Nebenabteil  ange- 
troffen und  anfrtttteln  müssen.  Aach  die  fibiigen  Abteile  seien  nachts 
von  aussen  geöffnet  worden.  Der  betreffende  Reisende  machte  nun  die 
Schlafwagengesellschaft  zivilrechtlich  für  den  ihm  entstandenen  Verlost 
verantwortlich,  weil  diese  gleich  einem  Gastwirt  für  die  eingebrachten 
Sachen  ihrer  Gäste  iiafte.  Sodann  ist  die  Klage  anf  ein  Verschulden 
der  Beklagten  gestützt,  weil  die  Türen  mit  mangelhaftem  Verschluss 
versehen  gewesen  seien,  und  der  Kondukteur  geschlafen  habe,  trotzdem 
ihm  dies  ausdrücklich  verboten  sei.  Das  die  Klage  abweisende  Urteil 
des  Cülner  r.aiulgrrifhts  wurde  in  der  Hei  utüngsinstauz  durch  eingangs 
geuauiite  Eutsclieiduug  des  Cühier  <  »berlandesgerichts  bestätigt.  Das- 
selbe hat  auf  den  vürlie^^eudeii  Ueclitsfall,  weil  der  Diebstahl  auf 
belgischem  Gel>iete  stattgefunden  hat,  die  Bestimmungen  des  doit 
gellenden  code  civil  angewandt,  die  aber,  soweit  die  Haltung  des  Gast- 
wirts und  des  Transportunternehmers  in  Frage  kommt,  sich  mit  den 
Vurscliiiften  unseres  Biugerliclien  Gesetzbuches  decken.  Für  den  Aus- 
gang dieses  Rechtsstreits  ist  es  erheblich,  festzustellen,  ob  dit^  Beklagte 
als  Gastwirt  oder  Transportuutemehmerin  haftet;  im  erstereu  Falle 
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wftrde  sie  aoch  ohne  ein  Verschnlden  ihrerseits  fftr  den  Verlost  anfzu- 
kommen  haben,  in  letzterem  Falle  bedarf  es  dagegen  eines  Nachweises 

ihres  Verschuldens.  Das  Oberlandesgericht  hat  zn  dieser  Rechtsfrage 
folgende  Stellung  in  den  Urteilsgrlinden  eingenommen.  Es  ist  nicht  an« 
gängig,  ans  dem  rein  äasserlichen  Umstände,  dass  der  Reisende  im 
Schlafwagen  ähnlich  wie  in  einem  Hotel  untergebracht,  verpflegt  and 
bedient  wird,  auf  einen  Beherbergungsvertrag  zu  schliessen,  um  so  weniger 
als  ja  bekanntlich  auch  die  Eisenbahnverwaltungen,  ohne  deswegen  als 
Gastwirte  angesehen  zu  werden,  bei  manchen  sog^enannteu  durchgehenden 
Zügen  von  sich  selbst  aus  Schlaf-  und  Speisewagen  stellen,  mit  denen 
die  Schlafwagengesellschaft  nichts  zu  tun  hat.  Der  Betrieb  der  Re- 
klagten ist  demnach  nicht  als  Gastwirts-,  sondern  als  Transportunter- 
nehmen aufzufassen,  das  sich  im  Verein  mit  den  beteiligten  Eisenbahnen 
zur  Autgabe  gemacht  hat,  selbst  und  mit  eigenen  Fahrzeugen  besondere 
Züge  einzurichten ,  oder  doch  ihre  Wagen  in  die  Züge  der  Eisenbahu- 
verwaltungen  einzustellen,  um  Reisende  in  einer  allen  Anforderungen 
der  Bequemlichkeit  entsprechenden  Weise  über  grosse  internationale 
Linien  za  befördern.  Der  Begriff  ^rollendes  Hotel**  würde  nur  zutreffen, 
wenn  die  Reisenden  den  Schlafwagen  anfsnchten,  als  besonders  geeignete 
Räumlichkeit,  nro  darin  zn  schlafen,  nnd  daf&r  die  Oitsver&nderung  in 
Kanf  nehmen.  Das  Gegenteil  ist  aber  der  Fall.  Dem  Reisenden  kommt 
es  anf  die  «OrtsTerftndemng'*  an,  nnd  je  beqoemer  er  diese  erreicht, 
nm  so  angenehmer  ist  es  ihm.  Da  er  sie  nnn  im  Schlafwagen  am 
bequemsten  erreicht,  sncht  er  diesen  als  Befördemngsmittel  anf.  Weiter- 
hin fragt  man  sich  mit  Recht,  wamm  der  in  einem  Schlafwagen 
fahrende  Fahrgast  bezüglich  seiner  nicht  anfgegebenen,  sondern  in  den 
Abteil  mitgenommenen  Habe  besser  gestellt  sein  soll,  wie  der  in  dnem 
andern  Wagen  des  Zuges  befindliche  Reisende,  der  sein  Qepäck  sogar 
aufgegeben  hat.  Wenn  aber  die  Beklagte  nur  als  Transportnnter- 
nehmerin  haftet,  so  hat  sie  nur  für  den  Verlust  aufzukommen,  sofern 
ihr  von  dem  Kläger  die  Wertsachen  anvertraut  waren,  oder  ihr  dabei 
ein  Verschulden  zur  Last  ftlllt.  Beides  ist  nicht  der  Fall.  Kläger 
liat  die  Wertsachen  nicht  abgegeben,  sondern  bei  sich  behalten.  Be- 
findet sich  auch  in  den  Wagen  ein  Schild  mit  der  Aufschrift:  „Der 
Wärter  ist  zum  Schutz  des  Publikums",  so  ist  daraus  doch  nur  zu  ent- 
nehmen, dass  der  Wärter  die  Person  des  Reisenden  zu  schützen  hat, 
nicht  aber  mch  dessen  Habe,  üer  Tür  verschluss  an  den  Abteilen  war 
auch  kein  unzureichender,  wie  Kläger  behauptet. 
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Nr.  371.   Entsch.  des  Dcut^ehcii  Reichsgerichts.  ' 
6.  Zivilsenat.    Vom  1 1.  Februar  1907. 

(Pre«8s.  Klsenb.-Arch.  i'1907i  Heft  3  S.  796      DJZ  XII  il907)  Nr.  8  S  4«3.       Das  Recht  XI  Nr.  G  S  388.) 

S  1  HaftpflG.   Ein  Unfall,  den  bei  einer  Schlägerei  im  Eisenbahnabteil  ein  unbeteiligter 
Mltreieender  dadurch  erleidet,  dass  er  aus  dem  Wagen  gedrängt  wird,  ist  ein  Betriebs- 
Mifill.  de  tSmti»  der  MRierM  eewiH  tot  iiIeM  be|Met 

Das  Berufungsgericht  hat  ohne  Bechtsirrtam  den  Unfall  des 
Elftgers,  der,  als  er  von  der  Plattform  anf  den  Bahndamm  geriet, 
infolge  der  schnellen  Bewegung  des  Zoges  verletzt  wurde,  als  einen 
mit  der  Fahrt&tigkeit  der  Eisenbahn  in  innerem  ors&ehlichen  Znsammen- 
hang stehenden  Betriebsunfall  angesehen  nnd  ein  mitwirkendes  Ver- 
schulden des  Klägers  verneint.  Insoweit  hat  die  Revision  auch  kein 
Bedenken  erhoben.  Sie  rOgt  aber,  doss  das  Bernfnngsgericht  höhere 
Gewalt  nicht  angenommen  habe.  Jedoch  mit  Unrecht. 

Ob  nicht  höhere  Gewalt  begrifflich  hier  ausgeschlossen  ist,  weil 
es  sich  bei  der  Schlägerei  in  dem  Eisenbalinabteil  niclit  um  Kräfte 
und  Tätigkeiten  handelte,  die  von  aussen  in  den  Betrieb  eingegriffen 
haben,  kann  dahingestellt  bleiben.  Denn  jedenfalls  war  die  Schlägerei 
nach  den  Feststellungen  des  Berufungsgerichts  kein  unvorhersehbares 
und  unabwendbares  Ereignis.  Wie  das  Berufungsgericht  dargelegt  hat, 
musste  vielmehr  der  Beklagte  bei  den  eigenartigen  Verhältnissen  im 
rheinisch- westfälischen  Industriebezirk,  wo  die  an  Sonntagen  in  Massen 
die  Eisenbahn  benützende  Arbeiterbevülkerung  zu  Exzessen  neige,  mit 
Vorkommnissen  wie  die  fragliche  Schlägerei  rechneu.  Der  von  der 
Revision  vermissten  Feststellung,  dass  auch  die  verfassungsmässigen 
Vertreter  des  Beklagten,  also  die  Kisenbahndiiekiiou  in  E.,  von  dem 
streitlustigen  Charakter  der  bezeichneten  Bevülkerungsschichten  Kenntnis 
gehabt,  bedurfte  es  bei  der  Offenkundigkeit  jener  Tatsache  nicht.  Das 
Berufungsgericht  hat  ferner  eine  Anzahl  von  Vorkehrungen  benannt, 
durch  welche  Unfälle,  wie  der  des  Klägers,  verhütet  werden  könuteu 
nnd  beigefügt,  dass  dureh  die  Anwendung  jeder  einzelnen  dieser  Mass- 
nahmen der  Unfall  tatsftchlich  vermieden  weisen  wäre.  Gegen  diese 
Feststellung  kämpft  die  Revision  vergeblich  damit  an,  dass  sie  die 
Vorschläge  des  Berufungsgerichts  als  im  Erfolg  zweifelhaft  und  den 
Verkehrszwecken  der  Eisenbahn  abträglich  bemängelt.  Keinesfalls 
kann  davon  die  Rede  sein,  dass  der  Beklagte  ansserstande  wäre,  durch 
geeignete  Einrichtungen  solche  Schlägereien  zu  verhindern  oder  zu 
unterdrücken  oder  die  Plattformen  gegen  das  Hinabdrficken  von 
Reisenden  auf  das  Gleis  zu  sichern. 
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Nr.  272.   Eiifsch.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 
6.  Zivilsenat.    Vom  28.  Februar  1907. 

(JW.  Jahrg.  S6  (1907)  Nr.  »  8.  «76  Ziff.  40.) 

§  1  NftftpIMI.  Ebi  EliMbiliiibelrlebtMfall  Itoft  110111  vtr,  wmr  dir  VwMit«  Mm 
AMadm  elMt  ttUstdiendMi  Waggons  durah  Herabstürzen  voi  NtlittiiMiM  In  F«l|t 

Bruches  einer  Runge  verletzt  worden  Ist. 
Die  Anwendung  des  §  1  RHaftpflG.  setzt,  wie  in  dem  Urteile 
de.s  erkennenden  Senats  vom  29.  Juni  1903  (RG.  55,  229;  vgl.  ferner 
JW.  04  S.  487  Nr.  11,  03  S.  403  Nr.  18.  04  S.  484  Nr.  6,  06  S.  575 
Nr,  52)  entwickelt  ist,  einmal  einen  inneren,  ursächlichen  Zusammen- 
hang: zwischen  dem  eingetretenen  Unfall  und  der  Betriebstätigkeit 
der  Eisenbahn,  sodann  aber  auch,  wie  die  Worte  „bei  dem  Betriebe" 
ausdrücken,  einen  äusseren  zeitlichen  und  örtlichen  Zusammenhang  des 
Unfalles  mit  einem  bestimmten  Betriebsvorgange  voraus,  mag  diese  die 
Titigkeit  der  Befördenmg  von  Menschen  and  Gfltem  oder  die  Vor- 
bereitang  oder  die  Abwicklnng  des  BefOrdemngegescIiftfte  betreffen. 
Jener  innere  Zosammenbang  ist  im  vorliegenden  Falle  nach  den  Fest- 
steUnngen  des  Bemfangsgerichts  gegeben:  wenn  die  Bunge,  die  beim 
Entladen  des  Wagens  gebrochen  ist,  und  deren  Brach  die  Unache  der 
Yerletzang  des  H.  war,  w&hrend  des  Transportes  and  infolge  der  Be- 
wegungen nnd  Erschtttterongen  des  BefOrderongsbetriebes  angebrochen 
war,  dann  ist  als  eine  Ursache  des  Unfalles  der  Eisenbahnbetrieb 
allerdings  anaoseben.  Dagegen  fehlt  es  ebenso  wie  in  dem  in  den 
angezogenen  Urteilen  RG.  55,  229  und  JW.  04  S.  487  Nr.  11  behan- 
delten Falle  an  dem  zweiten  Erfordernis,  an  dem  äusseren  Zusammen- 
hange mit  einem  konkreten  Betriebsvorgange.  Die  Entladung  eines 
stillstehenden  Wagens  durch  den  Empfänger  des  Gutes  stellt  an  sich 
eine  Betriebstätigkeit  der  Eisenbahn  nicht  dar  und  ein  Unfall,  der 
sich  dabei  ereignet,  wird  zu  einem  Betriebsunfall  im  Sinne  des  §  1 
RHaftpflG.  nur,  wenn  in  irgend  einer  Weise  ein  Zusammenhang  mit 
einem  Betriebsvorgange  anderweit  hergestellt  wird,  so  wenn  der  Wagen 
durch  andere  Wagen  angestossen  und  ins  Rollen  gebracht  und  dadurch 
ein  durch  die  Einrichtungen  der  Befürderungs-  und  Betriebsmittel 
bedingter,  wenn  auch  nicht  gewollter  Betriebsvorgaug  ausgelöst  wird. 

Nr.  1378.  Entsch.  des  BeztrksgerielitB  Wien. 
Vom  2.  März  1907. 

(AHgem.  Tar.-Anz.  XXVI  1907)  Nr.  16  S  33r  1 

Der  Schadensersatz  für  Verlust  eines  zu  einer  Sendung  von  4  Kollis  gehörigen  Kollls 
erstreckt  sich  auch  auf  die  Verpackungskosten  und  die  gezahlte  Fracht,  nicht  aher 

tut  die  NebMfleMitarte» 
Es  ist  nnentschieden,  welcher  von  den  vier  zur  Anfgabe  gelangten 
Ballen  Bosshftnte  bei  der  Ablieferang  fehlte.   Das  Gericht  hat  sich 
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angesichts  des  mangelhaften  Ergebnisses  der  Beweisaufnahme  dahin 
entschieden,  das  Gewicht  des  fehlenden  Baliens  konform  der  Angabe 
des  Klägers  mit  142  Kg.  anzunehmen,  und  zwar  aus  folgendem  Grunde : 
Das  Gesamtgewicht  der  vier  Ballen  betrug  573  Kg.  Das  angenommene 
Gewicht  des  fehlenden  Ballens  bleibt  also  hinter  dem  Darchscbnitte 
yon  143  V4  Eg.  etwas  zar&ck.  Dies  ergibt  bei  dem  ron  beiden  Stroit- 
teilen  angenommenen  Grundpreise  der  onverpackten  Ware  einen  zu 
ersetzenden  Betrag  von  316  E  66  h.  Daza  waren  aber  nach  Ansieht 
des  Gerichtes  aach  die  Verpacknngslcoeten  zuzuschlagen,  weil  der 
gemeine  Handelswert  einer  versandfähig  hergestellten  Ware  natur- 
gemäss  ein  höherer  ist,  als  jener  einer  noch  lagernden  Ware.  Zu 
ersetzen  ist  femer,  was  fllr  den  fehlenden  Ballen  an  Fracht  gezahlt 
wurde.  (Folgt  Berechnung  der  zu  ersetzenden  Quote  der  reinen 
Fracht.)  Die  NebengebUhren  waren  bei  Berechnung  der  za  ersetzenden 
Frachtqnote  nicht  in  Anschlag  zu  bringen,  da  sie  auch  dann  aufge- 
laufen wären,  wenn  der  fehlende  Ballen  überhaupt  nicht  zur  Aufgabe 
gelangt  wäre.   

Nr.  874«  Entseh.  des  Deutschen  Selehsgerlehts. 
6.  Zivilsenat.  Vom  4.  H&rz  1907. 

(JW.  Jahrs.  M  (1907)  Nr.  9  S.  S78  Ziff.  41.) 

§  1  HaftpflG.   Absturz  eines  Fahrgastes  von  einem  Sirassenbahnwagen  infolge  plötz- 
lichen Ohnmachtsanfalies  ist  nicht  ohne  weiteres  als  h&here  Gewalt  aufzufassen. 

Der  Ehemann  und  Vater  der  Kläger  ist  als  Fahrgast  der  Beklagten 
infolge  eines  plötzliciien  Ohnmachtsanfalles  während  der  Fahrt  von  dem 
Hinterperron  eines  Anliängewagens,  auf  dem  er  stand,  abge.stürzt  und 
an  den  dabei  erhaltenen  Verletzungen  gestorben.  Ohne  allen  Grund 
ist  in  Zweifel  gezogen  worden,  ob  dies  ein  bei  dem  Betriebe  einer 
Eisenbahn  vorgekommener  Unfall  im  Sinne  des  §  1  HaftptiG.  sei; 
▼gl.  RG.  60,  93  f.  Um  zur  Beseitigung  des  Zweifels  zu  gelangen, 
bedurfte  es  niclit  erst  der  yom  Benifangsgericht  angestellten  Erwägung, 
dass  bei  dem  Sturze  N.  der  Widerstand  der  Luft  oder  die  amcli  bei 
gleichmftssigar  Fahrt  eines  Strassenbahnwagens  nicht  ausbleibenden 
Erschtttterungen  mitgewirkt  haben  konnten.  Andererseits  reicht  diese 
Erwftgnng  aber  eben  so  wenig  aus,  um  die  Einrede  der  höheren 
Gewalt  auszuschliessen,  wie  dies  doch  das  KG.  anzunehmen  scheint. 
Es  ist  völlig  miteinander  vereinbar,  dass  der  Unfall  einerseits  ein 
Betriebsunfall  im  Sinne  des  §  1  HaftpAG.,  und  andererseits  auch  durch 
höhera  Gewalt  oder  eigenes  Verschulden  des  Verletzten  verursaeht  sei ; 
so  schon  das  Urteil  zur  S.  VI  376/00  a.  E.  in  der  JW.  von  1901  S.  164  f. 
Nr.  19  nicht  mit  abgedruckt.  Es  fragt  sich  nur,  ob  hier  die  Einrede 
der  höheren  Gewalt  begründet  ist.  In  dieser  Beziehung  ist  anzaer- 
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keonen,  dass  ein  plstzlicber  OhDmacbtsanfal]  je  nach  Umständen  sehr 
woU  aU  Uhere  Gewalt  in  Betracht  kommen  kann.  FBr  den  yor- 
liegenden  Fall  ist  aber  deshalb  mit  Becht  Yom  Bemfiingsgericbte  das 
Gegenteil  angenommen  worden,  weil  es  sich  weder  um  ein  von  aussen 
her  in  den  Eisenbahnbetrieb  eingreifendes  Naturereignis,  noch  um  ein 
Vorkommnis  handelt,  dem  nicht  durch  entsprechend  verbesserte  Sicher- 
heitseinrichtungen passenderweise  vorgebeugt  werden  konnte. 

Nr.  275.  Entseh.  der  Kniiiu;].  Ungar.  Kurie  in  Budapest 

Vom  14.  März  1907. 

(Etsenb.-T&r.-  and  Verk.-ADz.  Xi  il907)  Nr.  6  8. 9i.) 

Oer  Striks  (4er  BeeslMliiier)  tot  itm  MNiere  Gewalt,  wem  er  eliei  eeteke«  UnfluHi 
aatf  Cherakter  annimmt,  dass  es  dem  Arbeitgeber  uMNll|iMi  geeMoM  iet,  Ersatzlträfle 
zs  werben,  mithin  der  Stritte  durch  ihn  nicht  bezwungen  werden  kann,    in  dieseei 
Falle  sind  daher  Schadensersatzansprüche  gegen  die  Eisenbahn  nicht  begründet. 

Die  geklagte  Staatsbalm  führte  aus,  dass  der  Strike,  welcher  da.s 
Versäumnis  verursachte,  als  eine  vis  major  ange.sehen  werden  müsse, 
welche  von  Seite  der  Staatsl>alin  jede  kulpierte  Fahrlässigkeit  aus- 
schliesse.  Unter  dem  gesetzlich  näher  nicht  bestimmten  Begriffe  der 
vis  major  ist  ein  solches  Schaden  verursachendes  Ereignis  zu  ver- 
stehen, des.sen  schädliche  Folgen  entweder  überhaupt  nicht  zu  beseitigen 
sind,  oder  zu  deren  Beseitigung  jenes  höchste  Mass  von  Sorgfalt, 
Eraftanstrengung  und  Kosteuaufwand,  welches  nach  der  allgemeinen 
Auffinsung  zu  den  Umständen  des  Falles  in  keinem  richtigen  Tay 
h&ltnisse  steht,  nicht  hinreicht.  Nicht  in  jedem  Falle  kann  der  Strike 
der  Angestellten  eines  Arbeitgebers  als  eine  vis  major  . in  diesem  Sinne 
gelten.  Doch  wenn  der  Strike  einen  solchen  Umfang  und  Charakter 
annimmt,  welcher  auf  einem  gewissen  Gebiete  oder  in  einem  Arbeits- 
zweige Är  eine  gewisse  Zeit,  oder  Oberhaupt,  oder  den  Umst&nden  des 
betreffenden  Falles  angemessen,  es  unmöglich  macht,  dass  der  Arbeit- 
geber zur  Verrichtung  der  Arbeit  Angestellte  werben  könne,  d.  h.  wenn 
der  Strike  durch  den  Arbeitgeber  nicht  bezwungen  werden  kann:  dann 
hindert  der  Strike  den  Arbeitgeber  ebenso  in  der  Erfttllung  seiner 
Qbernommenen  Verbindlichkeit,  wie  ein  Ereignis  äusserer  Natur, 
etwa  ein  Krieg  oder  ein  Aufstand.  In  solchen  Fällen  ist  der  Strike 
vom  Gesichtspunkte  der  Befreiang  des  Arbeitgebers  ein  Ereignis  mit 
dem  Charakter  einer  vis  major.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  der 
Arbeitgeber  nicht  durch  einen  solchen  Strike  befreit  wird,  welcher 
zufolge  .seines  Verschuldens  ausgebrochen  ist,  denn  in  diesem  Falle  ist 
die  Verantwortlichkeit  des  Arbeitgebers  eine  Folge  seines  Verschuldens. 

Derjenige,  der  die  P^rfüllung  einer  Arbeit  übernimmt,  tut  dies 
auch  bei  der  grössteu  Sorgfalt  nur  iu  der  Voraussetzung,  dass  zur 
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LeistuDg  der  Arbeit  eine  so  grosse  Kraftaostrengiuig  und  ein  solcher 
Eoskenanfwand  hinreicheud  sein  werden,  welclie  nach  der  allgemeineii 
Anffassong  als  grOsste  Kraftanstrengung  vorauszusetzen  sind.  In  dieser 
Voraussetzung  setzt  der  Unternehmer  den  Termin  und  den  Gegenwert 
der  Leistung  fest. 

Auf  der  Basis  dieser  VoraussetzuDg  nniss  bei  nötiger  Vorsicht 
wohl  anch  derjenige  stehen,  der  den  Unternelim  r  mit  der  Erfüllung 
der  Arbeit  betraut,  deim  iiatiirg^emäss  mnss  auch  diuser  es  wissen,  dass 
der  r^ntei  nehmer  auch  bei  der  grössten  Vorsiciit  nur  einen  gewissen 
Grad  der  Kraftanstrenj^un«?  und  des  Kostenaufwandes  bei  Erfüllung  der 
Arbeit  entfalten  kann.  Bei  nütigei  Vorsicht  niuss  noch  der  Besteller 
der  Arbeit  mit  der  Eventualität  rei  linen,  dass  die  Erfiillunp:  der  Arbeit 
auf  solche  Schwierigkeiten  stösst.  welclie  der  Unternelnner  nach  den 
Umständen  des  Falles  nicht  beseitigen  kann.  So  wie  der  Besteller 
der  Arbeit  bei  niUiger  Voranssiclit  von  dem  Unternehmer  nicht  er- 
waitcn  kann,  dass  dieser  im  Falle  einer  unvorhergesehenen  Macht 
äusserer  Natur  oder  eines  Krieges  oder  eines  Aufstandes  imstande  seiu 
werde,  die  Arbeit  zu  leisten,  ebensowenig  kann  er  dies  im  Falle  eines  Strikes 
erwarten,  dessen  Bezwingung  die  Kräfte  des  Unternehmers  übersteigt. 

Die  heutige  wirtschaftliche  Organisation,  welche  vom  Gesichts- 
punkte des  Strikes  in  erster  Reihe  in  Betracht  kommt,  beruht  darauf, 
dass  der  eine  Unternehmer  für  den  anderen  Unternehmer  eine  Arbeit 
leistet  und  eine  ganze  Beihe  von  Unternehmern  so  lange  mitwirkt,  bis  das 
Produkt  zu  dem  Konsumenten  gelangt.  Der  Strike  verursacht  vor 
allem  der  Natur  der  Sache  nach  demjenigen  Unternehmer  Schaden,  in 
dessen  Betriebe  er  aufgetaucht  ist.  Wenn  der  Strike  als  ein  Umstand 
angesehen  wird,  welcher  als  vis  migor  den  Unternehmer  befreit,  dann 
hat  deijenige  Unternehmer,  in  dessen  Betriebe  der  Strike  ausgebrochen 
ist,  nur  den  ihn  unmittelbar  berührenden  Schaden  za  tragen.  Wenn 
jedoch  der  Strike  nicht  als  Befreiungsgrund  mit  dem  Charakter  einer 
vis  major  angesehen  wird,  dann  hätte  derjenige  Unternehmer,  in  dessen 
Betriebe  der  Strike  ausgebrochen  ist,  ausser  dem  ihn  unmittelbar  be- 
rührenden Schaden  noch  den  Schaden  zu  ersetzen,  welcher  auf  die 
übrigen  Unteniehmer,  beziehungsweise  auf  die  Konsumenten  entfällt, 
denen  gegenüber  der  Unternehmer  infolge  des  Strikes  den  übernommenen 
Verpflichtungen  nicht  zu  entsprechen  vermochte,  dies  würde  soviel 
bedeuten,  dass  den  in  einem  grossen  wirtschaftlichen  Ivreise  entstellenden 
Schaden  der  eine  Unternehmer  tragen  miisste,  in  ilesseii  Unternelmuing 
der  Strike  zum  Au.sbruche  gelangt  ist.  Es  enlspi'icht  alier  viel  eher 
den  wirtschaftlichen  ( irnndsätzen,  wenn  der  Schaden  unter  den  Unter- 
nehmern, beziehungsweise  Konsumenten  aufgeteilt  wird,  da  dies  auch 
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fQr  das  ganze  wirtech&ftiicbe  Leben  minder  empfindlich  ist  Der  erstere 
Fall  könnte  eventuell  den  wirtscbaftliehen  Boin  selbst  eines  Uber  grosse 
Kapitalskraft  verfügenden  Unternehmens  herbeiHbren,  wihrend  die  Auf- 
teiinng  des  Schadens  auch  den  Prinzipien  der  Billigkeit  eher  entspricht. 

Unrichtig  wäre  die  Auffassang,  dass  der  Strike  die  Pflichtver- 
letzung der  Angestellten  der  Eisenbahn  bedeutet  und  dass  die  Eisen- 
bahnunternebmnng  auch  deshalb  schon  für  die  Folgen  des  Strikes 
verantwortlich  sein  müsste.  Allerdings  i.st  die  Eisenbahn  gemäss  §  29 
des  TUe.  für  ihre  Leute  und  f»!r  jene  Personen  verantwortlich,  die  sie 
bei  der  Ausffihruuflf  der  Transporte  anstellt,  doch  schliesst  diese  Be- 
stinmuiiig  \^\tv  aus,  dass  die  Eisenbahn  sich  iiirlit  auf  den  Stiike  ihrer 
Angestellten,  '.^enn  derselbe  einen  unbezwiugbareu  Charakter  hat,  als 
auf  einen  Befreiiuigsgrund  lierufen  könne. 

Die  Verantwortlitlikeit  der  Bahn  ist  wohl  in  einer  gewissen  Hinsicht 
eine  grössere  als  die  eines  anderen  Unternehmers,  woraus  auch  folgt, 
dass  die  Ejsenbahn  fiir  den  Verlust  und  den  Ersatz  der  zur  Verfrachtung 
Übernommenen  Güter  auch  danu  verantwortlich  ist,  wenn  der  Schaden 
durch  eineu  Zufall  entstanden  ist,  und  dass  die  Last  der  Beweisführung 
in  einem  solchen  Falle  dir  Eisenbahn  zukommt.  Die  Verantwortlicltkeit 
der  Eisenbahn  ist  jedoch  keine  derart  gesteigerte,  dass  sie  auch  anf 
die  Folgen  der  vis  major  ausgedehnt  werden  könnte  (§  dO  des  lUe.). 
Ebensowenig  kann  im  Falle  des  Versäumnisses  der  Lieferfrist  die 
Verantwortlichkeit  der  Eisenbahn  bis  zu  dem  Grade  ausgedehnt  werden, 
dass  sie  für  die  Folgen  der  durch  sie  nicht  zu  beseitigenden  Ereignisse 
verantwortlich  sein  könnte  (§  89  des  lUe.). 

Aus  dem  ^nzip,  dass  der  Strike  als  befreiender  Grund  bloss  auf 
die  Eisenbahnnntemehmungen  nicht  ausgedehnt  wird,  anf  die  ftbrigen 
Unternehmungen  jedoch  sich  erstreckt,  würde  das  verkehrte  Resultat  sich 
ergeben,  dass  für  einen  auf  mehrere  Betriebe  sich  erstreckenden  Strike, 
sonach  für  ein  einheitliches,  auf  mehrere  Unternehmungen  in  gleicher 
Weise  wirkendes  und  von  allen  Seiten  gleichmässig  unbezwingbares  Ereignis 
nur  das  eine  Unternehmen  den  übrigen  gegenüber  verantwortlich  wäre. 

Aus  alldem  musste  die  königliche  Kurie  zu  der  Konklusion  ge- 
langen, dass  der  unbezwingbare  Strike  der  Angestellten,  welcher  nicht 
aus  dem  Verschulden  des  Arbeitgebers  t^iitstanden  ist.  unter  den 
Gesichtspunkt  einer  den  Arbeitgeber  befreienden  vis  major  fällt,  und 
dass  diese  Regel  auf  den  Eisenbahnverkehr  ebenso  anzuwenden  ist, 
wie  auf  den  allgemeinen  privatrechllichen  und  Handelsverkehr. 

Es  ist  allgemein  bekannt,  dass  der  im  April  1904  ausgebrocheue 
Strike  der  Angestellten  der  geklagten  Eisenbahn,  welcher  der  Klage 
zufolge  die  verzögerte  Lieferung  verursacht  hat,  eiueu  solchen  Charakter 
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hatte,  da  ja  so  viele  Eiseubahuaugestellte  in  den  Ausstand  ;^'eii  eteii  sind, 
so  dass  die  sofortige  Ersetzung  der  fehlenden  Arbeitskräfte  immöglich  war. 

Da  nach  alldem  das  Verstmnnia  dnreh  eine  vis  major  hervorgerofen 
wnrdd  OBd  von  Seite  der  Bahn  weder  eiiie  fahiiftssige  Unvorsichtigkeit 
noch  ein  frandaloses  Vorgehen  obwaltet  nnd  mithin  die  Bisenbahn  für 
den  Schaden  nicht  verantwortlich  ist:  demzufolge  mnsste  Klftger  mit 
seiner  Klage  abgewiesen  werden. 

Nr.  276.   Entsch.  des  Deutschen  Reichsgeridits. 

4.  Zivilsenat.    Vom  15.  April  1907. 

'(Das  Keolit  XI  (1901)  Nr.  lo  S.  688.) 

f  aS4  B6B.  §  3  Hafipin.  Uafaiii  der  PfltoM  dM  VtrMziM,  tick  alsm  Neilver- 
fahren ZH  gilterziehen. 

£s  ist  Pflicht  des  Beschädigten,  sich  behufs  Wiedererlangung  der 

Ei-werbsfähigkeit  einem  geeigneten  Heilverfahren  zu  unterziehen.  Ein 

Beschädigter,  der  sich  ohne  Grund  der  Heilung  widersetzt  oder  sonst 

schuldbarerweise   den   Keilnngserfolg  vereitelt,   kann  insoyveit  Ent- 

scltüdigmip:  nicht  beanspruchen.    Hat  sich  aber  der  Beschädigte  gleich 

nach  dem  L  ntall  längere  Zeit  ärztlich  behandeln  lassen  und  sich  dann 

in  eine  Anstalt  zur  Pflege  zu  begeben,  so  ist  das  geschehen,  was  in 

solchen  Fällen  zu  geschehen  pflegt,  und  es  trifft  den  Beschädigten  nicht 

der  Vorwurf,  Massregeln  versäumt  zu  haben,  die  uach  den  Umständen 

zu  seiner  Heiluug  geboten  gewesen  sind. 

Nr.  877.  Entsch.  des  Deutschen  Relehsgerielits. 

6.  Zivilsenat.  Tom  18.  April  1907. 

(Das  Hecht  XI  (1907*  Nr.  10  S.  649  ZilT  1382       .TW  XXXVI  (I^V>7^  Nr  11  S  340  * 

§  1  HaftpflG.   Haftpflicht  der  Eisenbahn  fUr  den  Verltehr  auf  einem  Anschlussgleise. 

a)  Der  Verkehr  auf  einem  Anschlussgleise,  das  zum  Teile  über 
einen  abgeschlossenen  Fabrikhof  führt,  und  zwar  für  die  besonderen 
Zwecke  der  Fabrik  angelegt  ist,  aber  in  gleichem  Masse  dem  Waren- 
transport des  Eisenbahnunteraehmers  dient,  indem  dieser  mit  seinen 
Betriebsmitteln  nnd  fQr  seine  Bechnnng  die  für  die  Fabrik  bestimmten 
Kohlen  aof  dem  Qeleise  dem  Fabrikbesitzer  suführt,  ist  ein  Teil  des 
Eisenbahnbetriebes  selbst;  das  Anschlnssgeleise  ist  somit  eine  Eisen- 
bahn i.  S.  des  HaftpflG.  b)  Wenn  unberufene  Dritte  einen  irgendwo 
auf  einem  Geleise  stehenden  Eisenbahnwagen  in  Bewegung  setzen  nnd 
dadurch  Schaden  verursacht  wird,  so  fehlt  es  an  dem  ursftchlichen 
Znsammenhang  zwischen  diesem  und  dem  Bahnbetrieb.  Dieser  ursach- 
liche Znsammenhang  ist  aber  gegeben,  wenn  bei  einem  Anschlussgeleise 
zu  einer  Fabrik  die  Bahnverwaltung  es  duldet  oder  nicht  ernstlich 
hindert,  dass  durch  Arbeiter  der  Fabrik  die  Wagen  ihr  zugerollt  werden. 
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18. 

Der  strafreehtliclic  Sehiitx  der  Eisenbahnfahrkarteiiaatomateii. 

Von  Dr.  H.  Compter, 
OericbtsassesBor  in  Apolda  (Tbüriugeu). 

Die  Frage:  Unter  welehe  strafireehtliehen  Bettbomm^en  fftllt  der  Tat- 
bestand, das«  jemand,  um  sieh  die  vom  Antomaten  zu  gewUirende  Leistang 

zn  verschaffen,  statt  des  ordnnngsinassig  za  leistenden  Geldstückes  ein  wert- 
loses oder  minderwertiges  Ersatzstück  (Rleistück.  Knopf  nsw.)  in  diesen  ein- 
wirft V  ist  in  Theorie  und  Praxis  früher  heiss  umstritten  gewesen  und  hat 
infolgedessen  voneinander  stark  abweicliende  Entscheidungen  erfaliren.  Dass 
aber,  trutzdem  der  Automatenmissbraach  geradezu  Uberraschend  häutig  ist, 
geriditliche  Entscheidimgein  tt1)er  die  Beatrafnug  des  lÜMbraaeha  in  der  Facli- 
Utoratnr  fast  gar  niclit  mitgeteilt  sind,  mag  einmal  daran  liegen,  dass  von 
all  den  MisslMraaebsfilllen  die  allerwenigstm  aar  Bestraftmg  kommea,  weil  meist 
der  Täter  nicbt  ermittelt  wird,  andererseits  matr  der  Grund  dafür  der  sein, 
dass  die  Fälle  wegen  des  fjeringen  Objektes  dui(h  die  iSrh<iffenp:erichte  ab- 
geurteilt werden  und  fast  nie  in  die  höheren  Instanzen  p:ehen.  Auf  die  wenigen 
mir  zur  Kenntnis  {jelan^tcn  Enthcheidungen  komme  ich  bei  (relegenheit  zurück. 

Wir  bescliränkon  unsere  Betrachtung  auf  diejenige  Art  vun  Automaten, 
die  Eisenbalinfaihilnrten  nnd  foftnstelfi^arten  abgeben.  Diese  Automaten,  die 
wir  der  Einfachheit  halber  unter  dem  Avsdmclt  Fahrlrartenantomaten  sn- 
sammenfassen  wollen,  gehSren  znr  Qattnng  der  Legitimationspapieraatomaten. 
Naeh  dem  Vorgänge  Seckeis unterscheiden  wir  nftmlieh  in  der  Hanptsadie: 

1)  Sachleistangs-  oder  Verkanfsaatomiten, 

2)  Werkleistungsantomaten  und 
H)  Legitimationspapierautomaten. 

Mittels  der  Automaten  der  ei-stgenannten  Gattung  werden  Kaufverträge 
abgeschlossen,  durch  Werkleiatungsantomaten  Werkverträge,  durch  die 
Antomaten  der  dritten  Gattung  dagegim  Vertrige  anderer  Art,  die  nicht 
nnter  einem  gemeinsamen  Namen  snsammengefasst  werden  können,  denen  aber 
gemeinsam  ist,  dass  der  Automat  ,nnr  ein  Papier  hergibt,  das  den  dadurch 
legitimierten  Inhaber  berechtigt,  von  dem  Aufsteller  des  Automaten  eine  be- 
stimmte Leistung  zu  fordern"  '"i 

Zu  diesen  Letrifiniaf  i"nsp:i|n(  rantomaten  gehören  ausser  den  Kisfuiliahn- 
fsbrkarten-  und  ßalmsteigkartenautomaten  noch  die  (Keiseunfall-)  Versichernngs- 

')  Die  Automaten  im  Strafrecbt,  Marbuig  1904,  ä.  7  ff. 
*)  Seckei  a.  a.  0.  8. 9, 10. 
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automaten.  Bei  allen  diesen  Apparaten  ist  dir  Vorgang  ganz  derselbe  wie 
bei  den  VerlcanfBantomaten:  Gegen  Einwarf  eines  bestimmten  Gfeldsttekes 
verabreleht  der  Automat  eine  Sadie,  Eisenbahnfalirknrte}  Balinsteigkarte,  Ver- 

sichernngspolice.  Diese  Sachen  sind  aber  nicht  eine  eigentliche  Leistung, 
der  Vertragsgegenstand,  sie  sind  vielmehr  der  Ausweis  dafür,  dass  mit  den 
Anfstellern  der  Automaton  Vertr.lpre  p:anz  hpsfimmtor  Art  abgeschlossen  worden 
sind,  dass  niitliiii  der  durch  sie  let,Mtimierte  Inliaber  von  dem  Antomateninhaber 
eine  Leistung  bcf5tniunter  Art  fordern  kann.  Den  Apparaten  ist  also  eigen- 
tümlich, dass  sie  den  Abschlnss  von  Verträgen  vermitteln,  so  die  Fahrkarten- 
automaten BefOrdernngsvertrSge,  die  Babnsteigluurtenantomaten  VertrSge  Aber 
Benntsnmg  der  Bahnsteige,  die  VersichernngBantomaten  Yersidierungsyertrige. 
Die  Versichemngsaatomaten  sollen  nns  hier  nicht  mit  besehllftigen,  weil  ans 
das  zu  weit  fäliren  würde. 

Nach  dieser  Vorbemerkung  gehen  wir  an  die  Beantwortong  der  an  die 
Spitze  gestellten  Frage. 

I.  Fällt  der  oben  gekennzeichnete  Tatbestand  unter  §  263  StGB.? 

§  263  StGB,  lautet:  .Wer  in  der  Absidit,  sich  oder  einem  Dritten  einen 
reditswidrigmi  VermOgensTorteU  za  verschaffen,  das  Vermögen  eines  anderen 
dadurch  beschädigt,  dass  er  durch  Vorspiegelung  falscher  oder  durch  Ent- 
stellung oder  Unterdraokung  wahrer  Tatsachen  einen  Irrtum  erregt  oder 
unterhält,  wird  wegen  Betrugs  ....  bestraft".  Betrug  ist  danach  die  Ver- 
mögensbeschftdicrniiir  in  Bereichernngsabsicht ,  herbeigeführt  durch  arglistige 
Täuschung Oline  weiteres  ist  klar,  dass  in  unserem  Tatbestände  die  Be- 
griflfsmeriimale  Vermi^gensbeschüdigung  und  Bcrciclierungsabsicht  vorhanden 
sind.  Ist  aber  auch  das  Moment  der  Täuschung,  d.  h.  der  Irrtumserregung 
durdi  Vorspiegelung  falsdier  od«r  Unterdrückung  oder  Entstellung  wahrer 
Tatsachen  gegeben?  Nein. 

Ebi  Irrtam  des  Automateninhabers  kann  nicht  in  Frage  kommen,  denn 
dieser  weiss  in  dem  Augenblicke,  wo  der  Apparat  selbsttätig  die  Kart«  ab- 
gibt, nichts  davon,  da.ss  etwas  eingeworfen  worden  ist,  was  er  für  das  vor- 
geschriebene Geldstück  ItUtte  halten  können  Kr  kann  also  nicht  getäuscht 
sein.  Gänzlich  ausgeschlossen  ist,  dass  der  Autoniat  getäuscht  wird,  sich 
irrt,  da  nur  ein  mit  der  Fähigkeit  des  Wahnielimeus  und  des  Urteilens  be- 
gabtes Wesen,  nicht  aber  eine  tote  Maschine  sich  irren  kann.  Da  also  das 
Begriffsmerlnnal  der  arglistigen  Tibuchung  fehlt,  so  stellt  sich  der  Automaten- 
missbranch  idcht  als  Betrug  im  Sinne  von  §  263  StGB.  dar. 

Mit  der  nnrechtmässigen  Aneignung  der  Karte  wird  sich  aber  der  Täter 
meist  nicht  begnügen.  Er  will  sie  verwerten,  sich  die  dem  Inhaber  derselben 
znirosagte  Leistung  verschaffen.  Begeht  er  einen  Betrug  im  strafrechtlichen 
Sinne,  wenn  er  sich  durch  Benutzung  der  Fahr-  oder  Bahnsteigkarte  die  be- 
trelVende  Leistung  versrliatftV  Diese  Frage  ist  zu  bejalien.  In  dem  Beamten 
der  Eisenbahn  erregt  der  Täter  durch  die  Vorweisung  des  Legitimationspapieres 

')  V.  Liszr.  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechta,  12.  u.  13.  Aufl.,  1903  ,  8.409, 
Frank,  Strafgesetsboch  für  das  Deutsche  Boich,  3.  o.  4.  Aufl.,  1S03,  S.  365. 
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den  Irrtum,  dass  er  rec litniüssifrer  Ei|?entüuu'r  des  l'apieres  sei.  Die  Tänschungs- 
handlung  besteht  in  der  Unterdrückuufr  der  waliren  Tatsache,  dass  der  Inhaber 
des  Papieres  niclit  den  vorgeschriebenen  Geldbetrag  dafür  entrichtet  liat,  nnd 
in  der  Vorspiesel'in^  der  falschen  Tatsache,  dass  er  durch  Zahlunfr  des  vor- 
geschriebenen Betrages  der  Eisenbahn  gegenüber  die  Stellung  des  berechtigten 
InhaberB  erworben  habe.  Der  getäuschte  Beamte  läset  infolge  seines  Irrtums 
dem  Titer  die  Leistoag  mkommen  (er  läset  ihn  snr  Hitfahrt  eder  wm  Be- 
nntsrn^  des  Bahnsteiges  an).  Dadnrdi  wird  das  VemSgen  der  Eisenbahn 
beschädigt,  da  sie  die  ansbednngene  Gegenleiistung  nicht  erhalten  hat.  Dass 
endlich  der  Täter  die  Beschüdignng  in  der  Absicht,  sich  einen  rechtswidrigen 
Vennögensvorteil  zn  vers( haften .  bepaniren  hat,  braucht  nicht  dargetan  za 
werden.    Somit  sind  alle  Bep;nffsraeikiiiale  des  Betruges  gegeben. 

II.  Macht  sich  derjenige,  welcher  sich  die  von  dem  Automaten 
dargebotene  Fahrkarte  durch  Einwerfen  eines  wertlosen  oder 
minderwertigen  Ersatzes  versehafft,  des  Diebstahls  schnldig? 

Nadi  §  243  StQB.  wird  wegen  Diebstahls  bestraft,  wer  eine  fremde 
bewegliehe  Sache  einem  anderen  in  der  Absicht  wegnimmt,  sie  tich  rechts* 
widrig  zuzueignen.  Der  Begriff  der  Wegnahme  verlangt,  dass  der  Tater  sich 
selbst  den  Gewahrsam  an  der  Saclie  versdiafft.  Daraus  folgt,  dass  die  Sache 
vor  dem  Beginne  der  8traft)aren  Handlung  im  Gewahrsam  eines  anderen  ge- 
standen haben  muss.  Gewalirsara  ist  nach  Frank  dasjenige  Verliiiltnis 
zwischen  Person  und  Sache,  das  der  ersteren  ermöglicht,  den  Herrschaf tä- 
wilkn  tber  die  letztere  so  an  betätigen,  wie  es  die  Gewohnheit  des  tägUdien 
Lebens  mit  sich  bringt.  Dem  Sinne  nach  gleich  ist  t.  Liszts  Begiüfs- 
bestimmnng  Der  Anf steller  des  Avtomaten  hat  darum  Gewahrsam  an 
dessm  lahalt,  denn  er  ist  jedeneit  in  der  Lage,  seine  Herrschaft  mit  Ans- 
schlnss  anderer  daran  geltend  zn  machen.  Dieser  Gewahrsam  wird  dadurch 
anfgoli<)])on,  dass  der  Täter  an  Stelle  des  Geldstücks  ein  Snvr(itrat  einwirft, 
die  (Iuk  Ii  Auslösung  der  Sperrung  des  Apparates  herausbefurderte  Falirkarte 
an  sich  nimmt  und  so  den  eigenen  Gewahrsam  herstellt. 

Dan  der  Titer  das  Bewusstsein,  eine  in  fremdem  Eigentum  nnd  Gewahr- 
sam stehende  Sache  wegsnnehmen,  nnd  die  Absicht  hat,  de  sich  zuntignen, 
ist  im  Normalfalle  anzunehmen.  Abaiefat  der  Zneignong  ist  die  Absicht,  aber 
die  Sache  oder  deren  wirtschaftlichen  Wert  unter  Ausschluss  des  Bererlitigten 
im  eigenen  Interesse  wirtschaftlich  zn  verfügen  •'').  Schliesslich  hat  der  Täter 
auch  das  Bewnsstsein.  dass  die  Zueipnung  rechtswidri^'^  beabsichtigt,  weil 
er  weiss,  dass  er  zur  Aneignung,  ohne  dass  er  das  vorgeschriel/enc  (Teldstück 
eingeworfen  hat,  nicht  berechtigt  ist.  Damit  sind  die  Begriß'smerkmale  des 
Diebstahls  erfüllt. 

Der  Diebstahl  ist  vollendet,  sobald  der  Täter  sich  die  Karte  angeeignet 
und  damit  die  Verfügungsgewalt  Aber  sie  erlangt  hat.   Er  bleibt  deshalb  ein 


•)  a.  a.  o.  H.  :m. 
')  a.  a.  0.  S.  428. 
^  Frank  a.  a.  0.  S.  319. 
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Dieb,  auch  wenn  er  die  Karte  wegwirft  oder  versclieiikt,  ja  seihst  dann, 
wenn  er  sie  der  Eisenbahn  znrürktxibt,  denn  eine  spiUere  Siiniesünderung 
kann  die  früher  vorhandene  Ziieifrnungsabsicht  nicht  beseititren.  Wenn  der 
Täter  jedücli  die  durch  das  eingeworfene  Bleistüclc  herausbefürderte  Karte 
«uf  der  am  Avtomaten  aogebracbten  Platte  oder  Schale  liegen  liest,  liegt 
mar  veranditer  Dietafiald  vor. 

In  der  fiegel  wird  es  nnn  aber  dem  T&ter  daranf  ankommen^  nicht  das 
Legitimation8]M^er  als  solches,  sondern  die  dem  Inhaber  desselben  zugesagte 
Leistung  zn  erlangen;  das  Papier  ist  ihm  lediglich  Mittel  zum  Zweck.  Fragt 
es  sich,  ob  in  diesem  Falle  die  Aneignung  des  Papiers  ats  Diebstahl  anzu- 
sehen ist.  Seckel  ')  verneint  das.  ni.  E.  mit  Unrecht.  Er  lässt  hier  ohne 
ersichtlichen  Grund  die  Wegnalimehandlung  ganz  unberücksichtigt,  scheint 
sie  also  lediglich  ab  Vorbereitungshandlang  anzusehen,  vielleicht,  weil  ihm 
znm  Begriffe  des  OiebstaUs  die  Absicht  der  rechtswidrigen  Zueignung  fehlt, 
da  der  Titer  das  Legitimationspai^er  nach  d«r  Verwertnng  an  den  Änssteller 
sorickgibt.  ffieranf  ist  mit  Frank*)  zn  entgegnen:  ,Die  Absicht,  die  Sache 
dem  Berechtigten  zurückzugeben,  steht  der  Absicht  der  Zueignung  dann  nicht 
entgegen,  wenn  die  Sache  erst  nach  Aufhebung  ihres  eigentümlichen  wirt- 
schaftlichen Wertes  zurückgei^eben  werden  soll.  Das  trifft  zweifellos  für 
Fahrkarten  und  Bahnsteigkarten  zu.  Der  luhaber  gibt  sie  gewöhnlich  erst 
surück,  wenn  er  die  darin  zugesagte  Leistung  empfangen  hat.  Dass  die 
Karten  dann  entwertet  sind,  kommt  in  der  Dnrehloehvng  znm  Ansdmck. 
Ihr  Wert  besteht  allein  darin,  dass  sie  den  Inhaber  als  Berechtigten  ans- 
weisen.  Hat  dieser  sie  benutst,  sich  dnrch  sie  an  legitimieren,  dann  hat  er 
sie  verbraucht.  Der  Dieb  entwendet  das  Papier  doch  in  der  Absicht,  sich 
als  Berechtigten  zu  legitimieren,  und  wei.ss.  da.ss  es  nach  dem  gewöhnlichen 
Laufe  der  Dinge  durch  diesen  Gebrauch  verbraiuht  wird,  ist  sich  also  wolil 
bewusst,  dass  er  das  Papier  ausschliesslich  und  solange  es  noch  Wert  hat, 
für  sich  verwendet  und  damit  dem  rechtmässigen  Eigentümer  dauernd  entzieht. 
Das  heisst  doch  nichts  anderes,  als  über  die  Karte  gleich  dem  Eigentttmer 
nnd  mit  dessen  Ansschlvss  die  Herrschaft  ansilben,  also  sich  tatsiddich  an 
ihr  in  das  VerhUtnis  des  Eigentflmers  bringen,  sidi  die  Karte  sa^gnen. 
Die  Aneignung  zum  Zwecke  der  Verwertung  ist  deshalb  Diebstahl  (die  gleiche 
Ansiclit  vertritt  mit  ähnlicher  Begründung  Hartmann')  für  die  widerrecht- 
liche Wegnahme  und  Abhebung  eines  fremden  Sparkassegutliaben'.) 

Da  nnn,  wie  wir  oben  sahen,  die  widenechtliche  Verwcrtunji:  der  Fahr- 
oder  Balmsteigkarte  Betrug  ist,  so  ergibt  sich  die  unvermeidliche  Folge, 
dass  Diebstahl  nnd  Betrug  in  Bealkonknrrenz  stehen^). 

(Eän  iwetter  Artikel  fllier  den  stnfleehtliehen  Sehnte  der  Eisea- 
  bahniUirlurtiiiaatomata)  folgt  in  eisten  Hefte  des  Bd.  XXTV.) 

»)  a.  a.  0.  S.  28. 

»)  a.  a.  0.  S.  H19. 

*)  in  Goltdammers  Archiv  für  Strafrecbt  Bd.  40  S.  259  ff. 

*)  So  auch  Stenglein  beim  Sparicassebnch,  Owichtssaal  Bd.  68  S.  92. 
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lt. 

Die  üebertragbarkett  der  Haftpflicht  nach  dem  sebwelMrisehen 

SlBenlNdiiiluiftplIiehtroelite. 

Von  Dr.  Eratt  8iy«r, 

BeditBuiwalt  in  Zfirieh. 

In  Arbeitsverträgen,  welche  Ei.senbaimunternebinungen  mit  Akkurdanten 
aIndilifiMen,  finden  ref^lmässig  Klauseln  Anfbahme,  die  tiv»  folgenden  Inhalt 
haben:  ,B1lr  alle  Unfallfohäden,  die  bei  der  Arbeitdeiatong  entstehen,  hat 
der  Untemehnar  (Akkordant)  alldn  anUBokommen* ,  oder:  «Für  die  Pflege 

der  Arbeiter  bei  Verletzungen,  sowie  für  den  Schadenersatz,  welche  den 
Arbeitern  bzw.  den  Familien  derselben  von  Tötung  oder  Verletzung  zn 
leisten  ist,  bat  der  rntornehmer  nach  Massgabe  der  Vorschriften  der 
liundesgesetzgebunK  aufziikonimeii.  Er  hat  zu  diesem  IVhufe  seine  Arbeiter 
bei  einer  soliden  Versiclierungsgesellschaft  zu  versichern,  wobei  die  Arbeiter 
zo  Beitragen  herbeigezogen  werden  können  etc.  In  allen  Fällen  haftet 
Uutemehner  hinsichtlich  des  SchadenersataseB  anch  IQr  die  Handlm^en  nnd 
ünterlaasni^^  seiner  Angestellten  nnd  Arbeiter*. 

Zweck  dieser  Klansein  ist,  die  gesetsliche  Haftpflicht  von  der  Eisenbahn- 
nntemehmnng  auf  die  Akkordanten  zn  übertragen.  Die  Haftpflichtgesetze, 
Ton  denen  hier  namentlicli  das  Eisenbahnliaftiifliclitgesetz  (zitiert  EUG.)  in 
Frage  kommt,  statuieren  eine  schwere  Verantwortlielikeit  der  Jeweiligen  Unter- 
nehmer, besonders  der  £isenbahnunternehmer.  Schwer  ist  diese  Haftpflicht 
nicht  wegen  des  materiellen  Inhaltes  der  genannten  Gesetze,  denn  auch  nach 
den  ailgemeinen  Mormen  des  ObUgationenrechtes  haftet  jeder  llr  den  Teilen 
Schaden;  was  bei  der  Fabilkhattpflicht  nicht  einmal  zntrült,  well  das  FHO. 
in  Art.  6  vorschreibt,  dass  der  Unternehmer  hdchstens  Frs.  6000, —  oder 
den  sechsfachen  Jahresverdienst  an  besaUen  habe,  es  sei  denn,  dass  ein  straf- 
bares Verschulden  des  Unternehmers  vorliege.  .Sondera  schwer  ist  die  Haftung 
deswegen,  weil  der  Ges(ii;idi;;te  den  Schaden  ersetzt  verlangen  kann,  wenn 
derselbe  ihm,  (»hne  ein  Verschulden  der  Unternehmung,  ganz  durch 
Zufall  entstanden  ist.  Die  Unternehmung  hat  dieser  Kausalhaftuug  zu- 
folge weit  mehr  SchadensfUle  an  regulieren.  Es  bedeutet  daher  die  Haft- 
pflicht fOr  sie  eine  schwere  flnamdelle  Last,  besonders  für  die  Eiambahnmiter- 
nehmnngen,  aber  anch  fttr  die  nach  FHG.  Haftpflichtigen,  obsehen  diesen 
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z.  B.  die  Vorteile  eines  Schadenniaximiimii  (wie  schon  erwShnt)  and  der  i<o|ren. 
Znt'allsi  ednktion  eingeräumt  sind.  Femer  entlialten  sie  für  dieselben  im  ei<,n'nsteu 
Interesse  eine  X'erptiiclitunir  zur  \'ersi<tierun!r  der  Anirestelltcn  mni  Arl)eiter, 
aber  ancli  von  Drittpersonen,  Diese  \  ersiclierun^  erfoi  dert  die  ZuhUuifr  von 
Prämien;  nie  bildet  alsu  oft  eine  ganz  ansehnliche  Aoagabepost,  sofern  die 
ünternebmnng  nicht  eine  Eigen veraichernng  eingefttlurt  hat,  die  aber  kaum 
billiger  za  stehen  kommt. 

Da*  Streben,  ddi  von  diesen  schweren  VerUndliehkdten  tunlichst  an 
befreien  und  sie  auf  andere  zu  fibertrageni  liegt  nahe.  Es  fragt  sich  jedoch, 
ob  eine  derartige  Befreiung  zulässig  ist. 

Von  diesen  Erwügungen  aus  sind  in  der  Praxis  folgende  Frasren  entstanden: 
,1.  Sind  Vertragsbestiuimungen ,  worin  die  Risenbahnunternehinuiigen  bei 
Vergebung  von  Akkordarbeiten  die  Haftptllcht  ablehnen  und  dem 
Akkordanten  ttbertragen,  mit  lUnblick  aof  Art.  16  des  nenen  EHGh. 
vom  28.  Ifftrz  1905  gegeaiber  den  Angestellten  und  Arbeitern  des 
Akkordanten  nnd  gegenfiber  Dritten  flberhaapt  gflltig? 
2.  Sind  solche  Vertragsklauseln  speziell  auch  g^enfiber  dem  ▼emnglflckten 
Akkordanten  selber  gültig?" 

In  diesen  Füllen  ist  die  Voraussetzung,  dass  die  Arbeit,  bei  welcher  ein 
Unfall  sich  ereiirnet  hat.  dem  Art.  1  KHG.  von  100')  unterstellt.  Und  \veit«-r 
ist  zu  betonen,  dass  nur  derartige  Vereinbarungen  vor  dem  L  utall  in  Betracht 
kommen,  die  vor  dem  Unfall  eingegangen  wurden;  denn  nach  dem  Unfall 
steht  es  den  Parteien  firei,  alle  möglichen  Vereinbarongen  ttber  die  Erledigung 
der  Schadenersatei^eht  an  treffen. 

1.  Zn  Frage  1. 

Sie  frftgt  einmal  nach  der  prinzipiellen  Gültigkeit  der  erwähnten  Klauseln 
und  sodann  noch  insbesondere  nach  ihrer  Gültigkeit  den  Arbeitern  nnd  Au- 
gestellten des  Akkor<lanten  und  auch  Drittpersonen  gegenüber.  Der  Gesetz- 
geber hat  die  Möglichkeit  eines  Versuches  zur  Abwälzung  der  Haftpflicht 
seitens  der  Unternehmer  vorgesehen,  und  er  bestimmte  daher  in  Art.  16  £HG. ; 
.Reglements,  Bekanntmachungen  oder  besondere  Uebereinkommen,  welche 
die  Haf(|iflidit  der  Eisenbahnnntemehmnng  som  vorans  ausschliessen  oder 
einschränken,  haben  keine  rechtliche  Wirkung".  Eine  analoge  Bestimmung 
enthllt  auch  das  Schweiz.  Fabrikhaf^ichtgesetz  in  Art.  10,  jedoch  von 
geringerer  Tragweite. 

Diese  Norm  (Art.  1(5  EUG.)  iiat  zwingenden  (  harukti  r,  darüber  bestellt 
kein  Zweifel.  Sie  kann  dalier  weder  durch  einseitige  noch  durcii  zweiseitige 
Privatdispositioneu  abgeändert  noch  gar  aufgehoben  werden.  Sie  verbietet 
nun  deraiüge  Elansein  zwar  nicht  mqiressis  verbis;  sie  spricht  ihnen  aber 
jede  Rechts  Wirkung  ab,  was  wohl  auf  dasselbe  herauskommt.  Art.  16  EHQ-. 
ist  eine  Schutzbestinunung,  und  zwar  zugunsten  aller  derer,  die  in  den  Fall 
kommen,  ans  dem  EHG.  Ansprüche  gegen  die  Eisenbahnunternehniung  geltend 
zu  machen.  Sie  bezieht  sich  allgemein  auf  alle  Berechtigten  und  nicht  bloss 
auf  einzelne  Kategorien  solcher. 

Wer  ist  aber  haftpflichtberechtigt?    Darüber  sa^t  Art  1  £H(t.: 
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I>er  iiiliabei  (ier  EisenbalinuntenieiinuinL:  hafte  für  all  den  Schaden,  der  ent- 
stehe, „wenn  ein  Mensch  getötet  oder  kürperlich  verletzt  wird"  Wer  be- 
rechtigt wird,  sagt  das  Qeaetc  nicht  ausdrücklich,  es  nennt  nnr  die  Schadens- 
posten, die  ersetzt  werden  mttssen.  Doch  ergibt  sich  danms,  daas  alle  die- 
jenigen als  Haftpfliehtbereebtigte  angesehen  werden  müssen,  die  irgend  einen 
der  im  Oesetae  als  ersatzpflichtig  genannten  Schäden  erleiden.  Handelt  es 
Bich  somit  am  Fälle  von  Körperverletzang,  so  sind,  auch  wenn  der  Tod  nicht 
sofort  einjfctrcten  ist.  die  NachtiMlo  der  Arbeitsunfähigkeit  zu  ersetzen,  d.  h. 
es  ist  der  Verletzte  als  berechtigter  anzusehen.  Tritt  der  Tod  ein,  so 
treten  an  Stelle  des  Verletzten  die  „Versorgten"  (Art.  2  EHG.j,  gleich- 
gältig,  ob  sich  deren  Ansprüche  aus  gesetzlichen  oder  vertraglichen  Alimon- 
tations-  nnd  Snstentationsrechten  herleiten,  oder  ob  gar  keine  Verpflichtnng 
xm  Yersorgnng  vorlag,  wenn  die  Versorgong  nnr  tatsttehlieh  erfolgte.  Ans 
diesen  Normen  (Art  1  n.  Art.  2  EHG.)  ist  somit  sn  entnehmen,  dais  im  Fftlle 
der  Körperverletzung,  aiuh  derer,  die  später  den  Tod  znr  Folge  haben,  der 
verletzte  , Mensch"  als  liat't|itli(litbererhti£rt  anznsehen  ist  und  nach  seinem 
Tode  die  Versort-'te n  -  i.  Zu«unst«'n  aller  dieser  Berechtigten,  seien  dies 
nun  Arbeiter  oder  Angestellte  des  Akkonlantt  ii  oder  Drittpersonen,  gilt  somit 
das  absolute  Verbot  des  Art.  lü  EUG.,  and  e.s  kann  daher  die  Unternehuuing 
die  Haftpflicht  weder  dnrch  Reglemente,  noch  dnrch  vertragliche  Abmadiangen 
mindern,  noch  ablehnen,  noch  auf  Dritte  abwUsen,  und  sieh  dadnroli  ganz 
befreiOL  Wenn  sie  aoeh  derartige  Dispositionen  vnd  Abkommen  triflt,  so 
bleibt  sie  trotzdem  naeh  den  gesetzlichen  Bestimmungen  haftbar. 

So  ergibt  sich  als  Antwort  auf  Frage  1:  Kl  an  sein,  mit  denen  die 
Eisenball iiunternehmung  die  Haftpflicht  auf  den  Akkordanten  über- 
trugt, un»  sich  dadurch  von  der  gesetzlichen  Haftpflicht  zu  be- 
freien, sind  allen  Haftpflichtberechtigten  gegenüber  ohne  jede 
rechtliche  Wirkung,  nnd  als  berechtigt  Ist  anzvaehen  jeder  im  - 
Arbeitskreis  der  ünternehmnng  verletzte  Henseh  resp.  Im  Todes- 
falle die  von  ihm  Yenorgten.  Diese  Antwort  besagt:  Wenn  anch  die 
Unternehmung  mit  ihren  Akkordanten  Verträge  abschliesst,  weldie  dem  Wort- 
laate  nach  die  Haftpflicht  von  ihr  auf  den  Akkordauten  übertragen,  so  bleibt 
die  Unternehmung  dem  Verletzten  und  den  Versorgten  gegenüber  doch  haft- 
pflichtig-, wie  WL'im  jene  Vertragsklauseln  überhaupt  nicht  existierten.  Diese 
Berechtigten  können  »tets  die  Unternehmung  auf  Ersatz  des  erlittenen  Schadens 
belangen  and  brauchen  sich  nicht  an  den  Akkordanten,  der  vielleicht  Üir 


Art.  11  EHG.  betr.  den  Saubschadeu  kommt  hier  nicht  in  Frage. 
^  Diese  genannten  Bereebtigten  snid  dann  als  lolohe  ansnailieD,  wenn  der  ünfkU 

,beim  Ban  oder  Betrieb,  oder  besonders  gefährdeten  Hilfsarbeiten'  sich  ereignete. 
Ist  der  Unfall  jedoch  bei  einer  anderen  Hilfsarheit  entstanden,  dann  versagt  da«  EHO,, 
»ind  CS  tritt  an  dessen  .Stelle  das  Fabrikhaftptlichtgesetz  von  1881  im  Zusammenhang 
mit  der  >iovell6  von  1887  (Art.  4).  Diesen  letzteren  Fall  wollen  wir  weglassen,  uiu 
die  Darstellnag  nicht  an  sehr  m  kompliBerea  nnd  anch  deshalb^  wal  für  diese  FiUe 
seltener  Klaasein,  wie  whr  aie  eingangs  enrlhntea,  in  Frage  kommen. 

Kger,  KiMBtahanohUleh«  BatMbaMmvMi  XXIII.  27 
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Arbeitsgeber  war.  zu  lialton;  sie  müssen  diesen  letzteren  auch  nicht  in  erster 
Linie  belangen,  sundern  können  sufort  die  Kiseubabuunternehmuug  in  Anspruch 

8.  Die  Frage  2  betrifft  Aldcordaiitoii  selber:  Sind  eolehe  Vertnigii- 
Uanaeiii  aneh  dem  venmglflclrteii  AldEcrdaateii  gegenflber  reehtegfiltig? 

Voraussetzung  bleibt  aiicb  fttr  diesen  speziellen  Fall,  dass  der  Unfall 
bei  einer  Arbeit  passiert,  die  nnter  dem  EHG.  steht  und  sodann.,  dase  dieee 
Klansein  vor  dem  Unfall  in  den  Arheitsvertratr  aufgenommen  werden. 

Nehmen  wir  an,  die  ELsenbahnunternelimuntr  übertrage  dem  Akkordauten 
den  Bau  einer  bestimmten  Bahnstrecke.  Diese  Arbeit  untersteht  dem  EHG. 
Nun  ereignet  sich  ein  Unfall,  demzufolge  der  Äkkordant  selber  verletzt 
wird.  Kann  deh  nvn  die  Bisenbaliininteniehiinnig  gegeaflber  den  BnteeliSdi- 
gongsansprflelien  des  Alckordanten  anf  jene  Vertragsklauseln  berufen  ond  den 
Vemnglficicten  mit  einem  Hinweis  auf  jene  abweisen? 

Die  Frage  2  bildet  nvr  einen  Spezialfall  der  Frage  1 .  Die  Antwort  auf 
Frasre  1  wird  daher  solange  auch  für  Frage  2  richtig:  sein,  als  nicht  dargetan 
werden  kann,  dass  besondere  Normen  bei  iiirer  Beantwortun^r  zu  beachten 
sind.  Die.s  letztere  trifft  nun  keineswegs  zu.  Das  EHG.  betasst  sich  mit 
keinem  Worte  speziell  mit  dem  Akkordauten,  sondern  stellt  nur  allgemeine 
Normen  anf.  Dieee  ^d  ancli  im  Verliftltnis  der  EäienbaluMBlenMlnDuug  zum 
Akkordanten  gilltigf  imd  es  mnsa  daher  anch  die  Antwort  anf  Frage  1  die 
Antwort  auf  Frage  2  sein.  Art.  1  ond  2  nennoi  als  HaftpflielitbaFeelitigte  ganc 
allgemein  die  verletzten  „Menschen",  und  ein  solcher  ist  anch  der  Akkordaot. 
Art.  1()  %erhietet  aber  die  Ablclinunf^  der  Haftpflicht  seitens  der  Unternehmung 
gegenüber  allen  Haftpflicbtberechtigten}  also  auch  g^enUber  dem  Ak- 
kordanten. 

Qmndsätzlich  wird  man  also  sagen  müssen,  dass  die  üntemehmong  aneh 
den  Akkordttiten  dnrcli  vertragUehe  Verdnbamngen ,  die  aas  der  Zelt  vor 
dem  Unfall  datieren,  niebt  nm  seine  Haftpfliehtansprttehe  bringen  kann.  Die 
SteUnng  des  Akkordanten  nntersolieidet  sich  ja  gegen&ber  der  Eüsenbahn- 
nntemehmnng  in  nichts  von  derjenigen  aller  anderen  Berechtigten  dieser 
gegenüber.  Will  sich  die  Unternehmung  von  dieser  Haftpflicht  für  Unfälle, 
die  der  Akkordaut  erlitten  hat.  befreien,  so  mus.s  sie  sich  auf  die  ihr  vom 
Gesetz  eingeräumten  Liberierunf.^sy:rüiMU'  (vis  major.  Dritt versiliulden  und 
namentlich  Selbstverschulden)  berufen.  Dringt  sie  damit  nicht  durch,  so  uiuss 
sie  eben  für  den  Schaden  anfkommen. 

Die  Antwort  anf  Frage  2  lantet  daher  in  üebereinstimmnng  mit  der- 
jenigen anf  Frage  1:  Die  Klansein  sind  anch  gegenflber  dem  Akkor- 
danten rechtlich  unwirksam. 

Die  Fragen  1  und  2  haben  wir  somit  verneint  nnd  damit  gesagt,  dass  Ver- 
tragsklauseln, mit  denen  die  Eisenbalmunternehmung  die  Haftpflicht  gegen- 
über allen  Herec  Ittigten  oder  den  Akkordanten  speziell  abiebnen  resp.  ab- 
wälzen will,  nichtig  sind. 

ii.  Die  wirkliche  Bedeutung  dieser  Klauseln. 

Diese  beiden  Antworten  erklären  die  in  Frage  stehenden  Klauseln  als 
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rechtsungültig.  Danma  kSnnte  nun  geschlossen  werden,  dass  denselben  alle 
und  jede  Bechtswirknngen  abgehen.    Sie  seien  daher  aas  diesen  Arbeits- 

vertrJlßren  aus  Gründen  der  Klarheit  wepznlassen.  Aber  prüfpTi  wir  doch 
noch  etwas  näher,  ob  diesen  Klaasein  nicht  noch  irgend  eine  i3edeatang  za- 
komme. 

Dem  Willen  des  Gesetzes  ist  (xenüge  getan  dadurch,  daas  der  Geschädigte 
aicli  stets  an  die  üntemehinnDg  halten  kann,  und  daas  dieser  keine  Ifittel 
an  Gebote  stehen,  am  diese  Haftpflicht  au  umgehen  (die  Liberiemngagrttnde 
kommen  nicht  in  Frage).  Stwas  weiteres  will  das  Geseta  nicht.  Es  be- 
stimmt a.  B.  nirgends,  dass  die  Eisenbahnnntemehmung  die  Haftpflidit- 
ent.schadljninj^  ans  eigenen  Mitteln  bestieiten  müsse.  Wenn  die  ünternehmnng 
nur  haftet  nml  zahlt,  das  Woher  kiinimei-t  <las  (jesetz  nicht.  Das  Gesetz 
kennt  freilicli  in  Ait  is  das  {.gesetzliche  He-^ressrecht ,  indem  es  der  Unter- 
nehuiung  den  Eückgriä  gegen  denjenigen,  der  den  Unfall  und  damit  den  Haft- 
pflicfatoehadoi  ▼emraachte,  dwänmt.  Aber  diese  Bestimmvng  Uber  das  gMSta- 
liehe  B^essrecht  kommt  hier  eigentlich  nieht  in  Frage,  denn  dieses  Becht 
hat  die  Bisenbahnontemehmni^  auch  ohne  jene  Klaoseln.  Deren  Zweck  ist 
nicht,  vorhandene  Bechte  nochmals  an  bestätigen,  sondern  womöglich  neue 
Rechte  zu  erwerben  resp.  Verpflichtungen  abzuladen.  Die  Unter- 
nehmung ist  frei  in  der  Auswahl  der  Wege,  auf  denen  sie  die  Mittel  zur 
Deckung  der  Haftpflichtentschildigung  beschafft.  Sie  kann  dies  z.  B,  tun 
darch  Vernicherung  bei  einer  Versicherungsgesellschaft.  Sie  kann  es  aber 
auch  dadurch  tun,  dass  sie  sich  ein  vertragliches  Begressrecht  einräumen 
läset  und  der,  welcher  dies  eingehen  miiss,  wenn  er  daa  anscofUhrende  Werk 
aar  Erstellung  erhalten  will,  das  ist  der  Akkordant.  Die  Klausel  ftber 
das  vertragliche  Regressrecht  wird  ihm  diktiert  und  schon  mit  der  YertragS" 
Unterzeichnung  üherhunden. 

Darin  steckt  «1er  Zweck  dieser  Klanseln:  Sie  wollen  die  gesetzliche 
HaftpHicht  weder  umgehen  noch  mildern,  sie  suchen  nur,  die  aus  ihr  ent- 
stehenden Lasten  anderen  Personen  aufzubürden.  Dies  wird  ermöglicht  durch 
dieses  vertragliche  Regressrecht,  und  dieses  hat  gegenttber  dem  gesetzlichen 
dea  Art.  18  IBr  die  Eisenbafanunternehmung  den  grossen  Vorteil,  dass  sie, 
wenn  sie  aus  emem  Unfall  in  Anspruch  genommen  wird,  den  ganzen  von  ihr 
aia  Entschädigung  bezahlten  Betrag  (mit  sämtliohen  Auslagen)  ohne  weiteres, 
gestStat  auf  die  Klauseln,  von  dem  Akkordanten  zorückfordem  Itann  und 
dass  sie  dem  .Akkordanten  kein  Verschulden,  weder  ein  eigenes,  noch  ein 
solches  sf'iTier  Mandatare.  Arbeiter  und  Angestellten  usw  nachweisen  muss, 
ein  Beweis,  der  oft  nur  mit  grossen  Schwierigkeiten  zu  erluingen  ist,  auf 
jeden  Fall  meistens  grosse  Unkosten  verursacht.  Die  Eisenbahn  Unternehmung 
braucht  die  Angelegenheit  nldit  einmal  selber  sa  fähren;  sie  gibt  nur  ihren 
Namen  her,  unter  dem  die  ganze  Ai^egenheit  gefflhrt  wird.  Dem  Akkordanten 
wird  auch  meistens  zur  Pflicht  gemacht^  ideh  bei  einer  habhaften,  gatftodierten 
ünfallversichernngsgesellschaft  zu  versichern,  und  zwar  in  einem  Betrage,  der 
nach  der  Krfahrnng  für  die  zn  erwartenden  Unfälle  ausreichen  mag.  Auch 
alU'ällig  notwendige  Ergänzungen  des  Versichemugsvertrages  shid  ja  mSglich. 
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Der  Akkordant  selber  liraaeht  sich  diesfalls  selber  nicht  mehr  nm  die  Er- 
ledigung der  Unfallan<relegenheiten  so  kflinniem.  Die  Versiclierangsgesellschaft 
nimmt  ihm  die  Arbeit  ab:  sie  übernimmt  die  Fttbmng  der  Prosesse  nnd  die 

BestelluTier  und  Bezahlunp:  dos  Anwaltes. 

So  sind  dicfit  Klauseln  das  Mittel  geworden,  um  das  Gefahren-Kisik'>  von 
der  Eisenbalmunternelimuiig  auf  die  VersicIieruDgHgesellscliaften  abzuwäl;ien; 
sie  sind  daher  von  ganz  bedeutender  Wichtigkeit.  Der  Zweck,  der  mit  der- 
artigen Klauseln  enielt  werden  soll,  wird  Tollkommen  erreicht;  die  Eisenbahn- 
ontemehmong  ist  der  materiellen  Haftpflicht  ledig;  die  formelle  tr&gt 
sie  leicht,  sofern  sie  bei  Fixierung  der  vertraglichen  Regressbestimmnngen 
und  bei  der  Kontrolle  ihrer  Nachachtunp  seitens  des  Akkordanten  vorsichtig; 
ist.  Audi  der  Gesetzgebung'  ist  Genüge  Lfctan.  Die  Interessen  des  Ge- 
schädigten sind  allseitig  lurewahrt.  So  wird  klar,  dass  die  Eisenbahnnnt«r- 
nehmungeu  für  Uufülle,  die  bei  .dem  vergebenen  Werk  sich  ereignen,  zwar 
fomell  haftet,  tatsSehlich  aber  nie,  sondern  nnr  hitchst  selten  in  Ansproeh 
genommen  wird.  Anch  der  Teranglflckte  Akkordant  wird  von  seinem  for- 
mellen Haftpflichtrecht  der  Eisenbahnvntemehmnng  gegenüber  keinen  Oeteanch 
machen.  Er  würde  ja  nur  mit  der  einen  Hand  erhalten,  was  er  mit  der 
anderen,  zuzüglich  der  Unkosten,  wieder  zahlen  niüsst*.  Derartige  Klauseln 
sind  zulässig  und  von  bedeutender  rechtlicher  und  tatsiioliliclier  Trairwoit«. 
Die  mit  ihnen  bewirkte  l>bertragung  des  Kisikos  von  der  Eisenbahnnnter- 
uehmung  auf  die  V'ersicheruugsunternehmuug  schädigt  keine  berecht  igrteu 
Interessen.  Sollte  doch  einmal  der  Fall  eintreten,  dass  der  Akkordant,  resp. 
dessen  Yerrichemngsanstalt  versagt,  so  bleibt  ja  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn- 
nntemehmnng  bestehen. 
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20. 

Die  rechtlk'lio  Natur  dos  (TopHckschetns. 

(§§  32,  33  der  deutschen  Eisenbuhn-Verkehrsordnung.) 

VoD  Or.  William  Gumpreeht 

in  Dresden. 

(ScUoM) 

B.  Oer  6»ploliMkflta  als  LeilthialiMispaplar. 

Ein  Inhaberpaider  ist  der  Oep&ekscbeiii,  wie  wir  oben  S.  309 — 813  gesehen 
haben,  nicht    Was  er  ist,  IKsst  sich  nur  bestimmen,  wenn  man  znrficlcgeht 

auf  den  Parteiwillen.  Wa«  l)eabsichtij?en  die  Parteien  mit  der  Aasgabe 
des  Gepiicksdieins  V  Beide  Parteien.  Eisenbahn  und  I'assagier.  einigten  sich 
duhin.  die  Eordciunrr  des  Pa.ssaffiers  auf  Beförderung  des  Reisegepäckes  zu 
beurkunden.  Gehren  Vitrzeiguiig  dieser  Urkunde  sollte  die  Eisenbalin  be- 
rechtigt sein,  daü  Gepäck  auszuliefern.  Der  Zweck  dieser  Vereinbarung  ist 
(mit  Bfidtrieht  auf  die  §§  241,  363  BQB.)  der,  derv  Eisenbahn  eine  Erleichte- 
rang  SV  Terschaifen.  Sie  soll  nicht  genötigt  sein,  die  fttr  sie  so  schwierige, 
oft  nnmOgliche  Prttfiing  vonninehmen,  ob  der  Fassai^er  aoch  wirldich  GÜnbiger 
ist.  Vielmehr  soll  die  Eisenbahn  auf  die  einfache  Tatsache  der  Vorzoignng 
des  Gepäckscheines  hin  das  (iopilck  ansliefern  din  fon  Leistet  die  Bahn  dem 
Präsentanten  des  Gepäckscheines,  j*o  soll  sie  jcdfnfalls  befreit  sein,  auch  wenn 
der  Präsentant  des  Gepäckscheines  nicht  Glaubi^'er  ist,  z.  B.  den  Schein  ge- 
funden oder  gestohlen  hat.  Dach  kommt  die  Verabredung  der  Parteien  aucli 
dem  Passagier  indirekt  zugute.  Zwar  liat  er  auf  Ghmnd  der  blossen  Inno- 
habnng  des  Gepilckscheines  noch  Icein  selbstttndiges  Recht  auf  AvsUefening 
des  RMsegepftdus,  doch  wird  infolge  der  Sicherstellnng  des  Schuldners  — 
die  Eisenbahn  wird  ja  stets  befreit  dnrch  Leistung  an  den  Gep&clLSchein- 
prSsentanten,  mag  dieser  Gläubiger  sein  oder  nicht  —  der  Scholdner  sich 
nnr  selten  weigern,  dem  Präsentanten  als  solchem  das  Gepäck  ansznliefern. 
Der  Reisende  ist  daher  in  der  Kegel  tatsächlich  (nie  rechtlich!)  gewiss,  auf 
Grund  der  blossen  Innehabunu  des  Scheines  das  Gepäck  ausgeliefert  zn  be- 
kommen. Durch  die  Präsentation  des  Gepäckscheines  wird  ihm  regelmässig 
der  schwierige  Nachweis  seines  Olftnbigerrechtes  erspart  bleiben.  Sollte  dem 
OlSaMger  aber  einmal  der  Oe]Ackschein  abhanden  kommen,  so  Tsrliert  er 

')  S.  den  ersten  Abschnitt  (A.)  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  XXUI  S.  300  iL 
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damit  dorcbans  nicht  8^  Glftubigerrecht.  Denn  durch  den  Gcpäckscheiu 
ist  sein  GlAa1»igemclit  nicht  bedingt.  Auch  nach  Verlost  des  Scheines  kann 
der  Passagier  sein  Becht  ans  dem  BeisegepftckbefOrderiingSTertrage  geltend 
machen,  nnr  mnss  er  natfirlieh  in  solchem  Falle  sein  OlBnbigerrecbt  nach- 
weisen. 

Biß  1900  war  der  Gepäckschein  Gefreiistaiid  der  Vereinbarnnp:  der  Par- 
teien. Die  rcclitliche  Natur  der  KisenbVerkO.  änderte  sicli  mit  Einführung 
des  neuen  HGB. ,  wenn  auch  niclit  ausdriicklicli,  so  diK  li  nacli  Absicht  den 
HOB.  Denn  nach  §  454  und  §  471  HGB.  ist  den  Bestiunaungen  der  EiseubVerkO. 
innerlmlb  gewisser  Ch-ensen  der  Vorrang  vor  den  allgemeinen  Vorschriften 
des  HOB.  eingerftomt.  Die  EisenbVerkO.  ist  hente  zwingendes  Qesetz.  Das, 
was  früher  die  Partien  vertragsm&ssig  festsetzten,  spricht  heute  das  Ge- 
setz ans  in  §  33:  .Die  Eisenbahn  ist  nicht  verpfliditet,  die  Berechtigung 
des  Inhabers  (sc.  des  Gepäckscheins)  zn  prüfen*. 

Der  Gepäckschein  ist  demnach  ein  Paider.  durch  dessen  Aasjrabc  die 
Eisenbahn  berechtigt ,  dem  Präsentanten  als  snlchem  olme  Prüfunp"  seines 
Rechtes  zu  leisten,  nicht  aber  dazu  veiptlichtet  wird.  ni.  a.  W. :  Der  Gepäck- 
schein ist  ein  gLegitimationspapier"  Fast  durchweg  tindet  man  in  der  ein- 
scUlgigen  Uteratnr  die  Behanptang,  der  Passagier  sei  als  Inhaber  des 
GepAclEscheines  nur  Empfangnahme  seines  BeisegeiAckes  »legitimiert'  Anoh 
das  a.  Betriebsreglement  sprach  hi  §  28  Abs.  1  8.  2  von  der  Legitimation 
des  Gepäckscheininhabers. 

I.  Die  Legitimation  des  Inhabers  eines  Inhaberpapiers  äussert  sich  darin, 
dass  anf  Grund  der  Inneliabunp:  und  Präsentation  der  Urkunde  der  Inhaber  * 
vom  Nachweis  seines  Rechtes  befreit  ist.    S(i  darf  wolil  aucli  Brunner  ver- 
standen werden      der  „Legitimation"  als  , Nachweis  eines  Rechtes*  definiert. 

n.  a)  Dais  die  Person  des  Legitimierten  beim  Gepftckschein  eine  andere 
ist  als  die  des  Inhabers  eines  Inhaberpapiers,  Hegt  anf  der  Hand.  Denn  der 
Besitser  des  Gepfteksdielnes  ist  als  solcher  nicht  vom  Nachweis  seines  Bechtes 
befreit.  Die  Eisenbahn  kajin  von  ihm  den  Nachweis  seines  Rechtes  verlangen. 
Eine  Lef?itimation  des  Gepäckscheininhabers  fribt  es  daher 
8chlechterdin{?8  nicht.  Wie  oben  S.  41H  darp:elegt,  wird  der  GepÄck- 
Hchein  vielmehr  im  Interesse  der  Kisenbaliu  ausp^estellt.  Sie  soll,  da  es 
ihr  nicht  möglicli,  ihren  Gläubiger  zu  kennen,  durch  Leistung  an  den  inliaber 
befreit  werden,  gerade  wie  dnreh  Lotung  an  den  wirldichen  Glftabiger. 
Hier  beim  Gepäcincheln  ist  also  die  Eisenbahn  legitimiert. 

b)  Anch  der  BegrilT  der  Legitimation  der  Eisenbahn  ist  ein  anderer  als 
der  onter  I.  entwickelte.    Dies  ergibt  sich  ans  folgender  Erwftgnng:  Ver- 


•}  Ebenso  Eger  S  1.%;  Koch  S.  104:  Fiirhs  .^,25;  Planck  II  S.  568;  Leli> 
mann-Ring  §  426  Nr.  18;  (  osack,  BGH.  2.  Bd.  S.  418. 

*)  So  Koch  S.  104;  Eger  S.  144.  Besttglich  der  Legitimationspapiere  im  all- 
gemeinen  s.  B,  Fnehe  S.  81;  Gareis  (Legitimationsseichen)  S.  97;  Planek  §  806; 
Dernbnrg  1.  Abg.  II  s        o  rtmann  8808. 

>)  Brnnner  S.  211  Aum.  6. 


Digitized  by  Google 


W.  Qampx«cbt,  Die  lechtUcbe  Nauu  des  Gep&ckeolielii«. 


416 


pflichtet  ist  die  Eisenbahn  nur  ihrem  Gläubiger.  Doch  soll  sie  durch  die  an 
den  Präsentanten  al«  solchen  erfolgente  Leistung  befreit  werden.  Daraus 
ersieht  nan:  Das,  was  die  Eisenbahn  legitimiert^  ist  lediglich  die  Tatsache 
der  Existens  nnd  Präsentation  des  Papiers.    Wird  ihr  diese  rein 

änroerliche  Tatsache  vorgefflhrt,  so  muss  sie  nicht  leisten,  wohl  aber  ist  sie 
befugt,  zu  leisten.  Die  Legitimation  der  Eisenbahn  bedeutet  daher  hier 
eine  rechtliche  Refnpnis.  anf  Grnnd  älnsserlicher  Tatsachen  (Prä- 
sentation des  Gepiickscheins)  zn  leisten.  Ich  fasse  zusammen:  1.  Es  gibt 
iceine  Legitimation  des  Gepäckschein-Inhabers,  sondern  nur  eine  solche  der 
Eüsenbahn.  2.  Diese  Legitimation  ist  eine  rechtliche  Befugnis.  Im  Gegen- 
aats  dasn  liedeiitst  die  Legitimation  des  Inhakon  von  Inbabsrpapieren  den 
Naehw^  eines  Bedites,  nidit  aber  eine  rechtliche  Befsgnis. 

in.  Zwei  Arten  von  Legitimationspapieren  sind  zn  unterscheiden: 

A.  Der  Gläubiger  ist  in  dem  Papier  genannt,  Jedoch  mit  der  Massgabe, 
dass  die  in  der  Urkunde  verfiprorhene  Leistunpr  an  jeden  Inhaber  bewirkt 
\verden  kann  (z.  B.  Sparkassenbüchei .  Pfandscheine,  Versicherungspolicen). 
Diese  Papiere  sind  in  §  808  BGB.  behandelt. 

B.  Der  Gläubiger  ist  in  dem  Papier  nicht  {genannt.  Zo  dieser  Gruppe 
geh5rt  der  Gepickschein.  Das  BGB.  schweigt  aber  Aber  diese  Art  Ton 
Legitimationspapleren.  Wohl  erwähnt  es  in  §  807  Karten,  Marken  oder 
ahnliidie  Urlconden,  in  denen  ein  Gläubiger  vi^  beseichnet  ist*^),  trUEt  fär 
sie  aber  Bestimmungen  nur  für  den  Fall,  ,dass  der  Aussteller  dem  Inhaber 
an  einer  Leistung  verpflichtet  sein  will",  also  nur  für  den  Fall,  dass  sie 
„InhaberverpflichtnufTszeichen"  sind.  Aof  den  Gepäckscliein  kann  darum 
§  807  BGB,  nicht  angewendet  werden. 

Das  eine  erkennen  wir  aber  aus  §  807,  dass  bei  Beurteilung  der  Natur 
des  Gepäckscheins  immer  wieder  anf  den  an  der  Hand  der  Verkehrssitte  za 
ermittelnden  Willen  des  Ansstellers  znrfickangehen  ist.  Der  Wille  der  Bisen- 
bahn ist  aber  darauf  gerichtet,  die  im  Gepäckschein  verqkrochene  Leistimg 
an  jeden  Inhaber  des  Scheines  bewirken  an  kQnnen,  ohne  dass  dadurdi  der 
Inhaber  ein  Recht  erlangen  soll,  die  Leistnng  zn  fordern.  Allerdings  erwähnt 
§  808  BGB.  Urkunden,  die  einen  solchen  Vertragsinhalt  haben.  Doch  ist 
dort  die  Rede  nur  von  solchen  Urkunden,  in  denen  ein  Gläubiger  benannt 
ist.  Trotzdem  aber  kann  man  ohne  Bedenken  die  Bestimmung  des  §  808 
auf  den  Gepäckschein  analog  anwenden,  da  die  in  §  808  vorgeschriebene 
Benennong  des  Gläubigers  rechflich  irrelevant  ist'')- 

'i  An  sieb  fiml  <lio  in  §  807  genannten  Urkiiiiilen  blosse  T;epitimation8zeichen, 
unterscheiden  sich  auch  reiu  äusserlich  von  den  Inbaber^iapieren  dadurch,  dass  sie  den 
Gegenstand  der  Leistung  oft  nur  sehr  unvollkommen  angeben.  Cf.  Motive  §  72L  Je- 
doch berOeksiehtigt  §  807  nicht  ihre  Natur  als  Legithnatloavapiere. 

>)  Cf.  Enneccerus-Lehmsnn  S.  7.33. 

■)  Zu  weit  geht  Oertmann  §808,  der  auf  alle  unbenannten  Legitimationspapiere 
die  Vorschrift  des  §  808  ubne  weiteres  entsprecbeud  anwenden  will.  Vielmehr  ist  die 
entsprechende  Anwendung  von  §  806  nur  nach  sorgfältiger  PrBftmg  des  Binaelfalles 
snlässig. 
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IV.  Wenn  hiernach  §  808  Abs.  1  BGB.  auf  den  Gepäckschein  entsprechend 
anzuwenden  ist,  so  ist  noch  die  Frage  zu  beantworten,  ob  die  Eisenbahn  durch 
Leistong  ut  den  Inhalwr  des  G«pftekBch6i]is  befreit  wird,  auch  wenn  ihr 
dessen  Nielitbereclitignng  bekannt  ist,  z.  B.  wenn  sie  weiss,  dass  er 
den  GepiokscüMin  gestolden  hat  Darttber,  dass  der  Aussteller  dner  Inliaber- 
BchuldTerschrelbnng,  andi  wenn  er  in  mala  fide  war,  dnrch  Leistung;  an  den 
nicht  zur  Verfügung  berechtigten  Inliaber  befreit  wird,  herrscht  kein  Streit. 
Hinpepen  wird  bezüsrlich  der  in  §  808  BGB.  behandelten  Legitim ationspapiere 
da.s  Geßrenteil  behauptet.  Klipp  und  klar  nagt  §  808  BGB.:  „Der  Schuldner 
wild  durch  die  Leistung  an  den  Inhaber  der  Urkunde  befreit".  Was  der 
Oesetageber  damit  ausdrucken  wollte,  dessen  war  er  sidi  wohl  bewnsat. 
Denn  nach  den  Protokollen  .rechtfertigt  es  sich  nicht,  In  Ansehung  der 
Legitimattoospaidere  das  bei  den  Inhaberpapieren  beschlossene  Prinslp  an 
dnrclibrochen.  dass  der  Anssteller  zur  Leistunfj;  an  den  Inhaber  auch  dann 
berechtifrt  sein  solle,  wenn  ihm  dessen  Nichtberechtigung  bekannt  sei"  M. 
Nach  (lern  Gesaorten  kann  er*  keinem  Zweifel  untcrliesren,  wie  §  808  auszulejrrn 
ist:  Der  Schuldner  soll  betreit  werden,  auch  weun  er  mala  tide  dem  Prii^cn- 
tanten  der  Urkunde  leistet.  Der  Grund  hierfür  ist  nicht  schwer  zu  tinden. 
Das  Legitimationspapier  Tordaiikt  seine  Mstenit  dem  llassenverkehr.  Der 
Sehaldner,  der  nnmflglich  alle  seine  GUtaUger  kennen  kann,  soH  zur  Leistung 
legitimiert  sein,  sobald  ihm  nor  die  rein  änsserliche  Tatsache  der  PrSsen- 
tation  der  Urkunde  —  nichts  mehr  nnd  nichts  weniger  —  vorgefHhrt  wird. 
Selbstverständlich  kann  der  Gl&ubiger  von  dem  Schuldner,  der  trotz  seiner 
mala  fides  wirksam  erfüllt,  in  den  meisten  Fällen  Schadensersatz  verlangen 
(z.  B.  wenn  der  Tatbestand  des  §  257  StGB,  oder  des  §  826  BGB.  begründet  ist). 
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21. 

Ble  Elnseliribikiin^  dor  Haftpflicht  der  Eisenbahn  durch  die  «»Be- 
dingnngen  für  Eiostellung  imi  PriTatgatenragen'^  % 

Von  Dr.  Jur.  Wilhelm  Dilleo 
in  Ghroes-Iichterfelde. 

Es  wird  baabaiehtigt}  die  am  1.  Olrtober  1906  in  Kraft  getretmen,  neaen 

Bedingnogen  für  EinsteUnng  von  ^vatwagen  /um  1.  Juli  1907  dnrch  aber- 
mals abgeänderte  Bedingungen  zn  piseteen.  Die  Eisenbahnverwaltnnpren 
kommen  damit  den  von  einer  Anzahl  frrosspr  industrieller  Betriebe  und  kauf- 
milnnischer  Vereinifrungcn  {geäusserten  Wünschen  entgegen.  Audi  die  llaft- 
ptiicbtbcstimmungcn  haben  in  dem  Entwarfe  zu  den  neuesten  Bedingungen 
eine  abgeänderte  Fassung  erhalten.  Fftr  sie  ist  folgender  Wortlaut  in  Ans- 
riebt  genommen. 

§  10.  HafIplloM  «es  EiRStellers. 

1.  Per  Einstcller  haftet  fttr  allen  Schaden  und  alle  Auslagen  und  Konten,  die  durch 
die  Heizunff  «les  Wasens  sowie  dadurch  entstehen,  dase  wehren  Laufunf ahijrkeit  odor 
äcbadbattigkeit  des  Wagens  die  Ldeferlriat  überschritten  wird,  dio  Ware  au  (iüte  ver- 
liert, ttingepackt  oder  umgefüllt  werden  mn». 

2.  Der  Biaitdl^  haftet  für  allen  Sdiaden  und  alle  Aoslagen  und  Keeten,  di^der 
Eisenbahn  bei  Kesselwagen  für  Verlost  oder  Uindemng  des  Ontee  infolge  von  Iioeltsge 
oder  Hnich  entstehen. 

A.  Der  Eiusteller  kann  sich  von  der  ihm  nach  ZiÜer  1  und  2  obliegenden  Haft- 
pdliebc  nor  dorch  den  Nacbwds  befr^en,  daes  Sehaden,  Amlagea  nnd  Kosten  dnrch 
ein  von  der  Eisenbahn  zu  vertretendes  Verschulden  herbeigefllhrt  sind. 

4.  Für  den  durch  die  Beschaffenheit  de«  Gutes  oder  durch  nianfrelbafte  Vprlade- 
weise  entstehenden  Schaden  haftet  der  Absender  nach  den  Beatimmungen  der  Eiaenb- 
VerkO.  nnd  der  Tarife. 

«  II.  Haftpllieht  der  Eitoabaha. 

1.  Für  Verlust  und  Beschädigung  von  leeren,  frachtpflichtigen  Privatwagen,  d.  h. 
solchen,  die  znni  Zwecke  der  Kin^tcllnng  oder  UmstatiniiitTini^  befördert  werden,  haftet 
die  Eisenbahn  nach  Massgabe  der  EiseubVerkO.  und  liei  Tiirife. 

2.  Fttr  die  Haftung  bei  Verlast  und  Beschädigungeu  der  beladenen  sowie  der  leer, 
ohne  Frsehtberechnnng  beförderten  Privatwagen  gilt  folgendes: 

a)  Die  Bisenbahn  haftet  für  das  Abhandenkommen  des  ihr  rar  Beffirdemog  über- 
gebenen  Wagens  um!  sriner  Bestandtfilc  wählend  der  Beförderung,  soweit  nicht  da» 
Abbandenkommeu  durch  deu  Eiusteller  oder  die  sbn^t  zur  Verfttgung  Uber  den  Wagen 
Berechtigten  oder  durch  ein  Ereignis  venirsacbt  ist,  das  die  Eisenbahn  weder  verschuldet 
bat,  noeb  almwenden  vemioebte.  Für  Verlnst  nnd  Bewdiidigang  von  losen  Oerfttr 
sebaften  (Sobianehgamitnren  u.  dgl.).  die  den  Kesselwagen  zu  deren  Beladung  nnd  Bnt^ 
Isdnng  beigegeben  sind,  wird  jedoch  eine  Haftung  iilierhaupt  nicht  übernommen. 

b)  Im  übrigen  haftet  die  Eisenbahn  nur  im  li  aile  eines  von  ihr  zu  vertretenden 
Verschaldens. 

c)  Die  Bieenbabn  eraetst  in  dem  Falle  zu  a  nnd  b  den  wirklichen  Schaden,  jedodi 

nicht  mehr  als  den  aus  nachstehender  Berechnung  sich  ergebenden  Betrag:  Der  Berecbnnng 
wird  der  Anschaffnngspreis  des  Wagens  sagmnde  gelegt.  Von  diesem  wird  abgesogen: 

0  S.  den  f  rflbemi  Anf  sats  des  VerfsasBEs  Uber  dieselbe  Frage  Bd.  ZXUI S.  79—86. 
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«)  Der  Neuwert  <1<  r  Ai-hsen  unil  IJäfler, 

ß)  V«  lies  Neuwerts  der  übrigen  Teile  des  Wagens  als  Wert  de«  zur  Verfügung 

gestellten  Altmaterials, 
y)  ▼tm  dem  dann  TerbldbeDden  Betrage  wird  fHr  jeden  and  nnr  ange&ngeBen 

Monat  seit  der  Fertigstellang  '/m«  als  Abnutcnngsbctra^  abgesogen. 
Mincicsteiis  werden  jedoch  dieser  Berechnnnir  *U  des  nach  Abzug  des  Nenwerto  der 
Achsen  und  Räder  verbleibenden  Anscbaßuiigspreises  zugrunde  gelegt. 

Die  Achsni  nnd  BIder  sowie  das  flbrige  Altmaterial  werden  dem  Einsteller  mir 
Verfflgung  gestellt.  Ist  dies  niebt  mttgHeb,  soiitt  ihm  der  Wert  au  Teigflten. 

3.  Wird  ein  Wagen  ausgesetzt,  weil  er  laufunfKbig,  wiederherstelinngsbedürftig 
oder  untersuchungspflichtig  ist,  so  wird  dem  Einst eller  sofort  davon  Hitteilung  gemacht. 
Ersatzansprüche  gegen  die  Eisenbahn  wegen  entzogener  Benutzung  stehen  ihm  jeducb 
nieht  SQ. 

Die  Tom  VerfiwBer  fOr  die  firfiher  geltenden  Bedingoiigen  nacbgewieBene 

Nichtigkeit  einselner  Haltpflichtbestimmnngen  (vgl.  dieee  Zeitichrift  1906 
Bd.  XXIII  S.  79  ff.)  ifit  auch  in  dem  neuesten  Entwürfe  nicht  völlig  vermieden 
worden.  Die  in  §§  4.^f).  löi)  HGB.  und  75.  77  der  EisenhVcrkO.  fost- 
frcsetzten  VfMptlichtuTiircn  der  F^isenbahn  werden  in  den  üben  zitierten  Be- 
stimmungen in  gewissem  Umfange  eingeschrUnkt  und  sind  daher  nach  §  471 
HGB.  insoweit  nichtig.  Die  von  dem  Verfasser  a.  a.  0.  dargelegten  Grund- 
eftt^  ffir  die  Beortoilnng  der  Nlchtlglceit  ergeben  im  einzelnen  folgendes: 

Za  §  10  der  obigen  Beetimmnngen.  Sind  der  Einsteller  des  Privat- 
wagens nnd  der  Absender  oder  Empiknger  ▼«rsehiedene  Personen,  so  steht 
selbatrerstiindlich  nichts  entgegen,  dem  Einsteller  die  Haftpflicht  in  der  vor- 
gesehenen W  eise  aufzuerlegen.  Besteht  aber  Personenidentitilt.  was  wohl  in 
den  meisten  Füllen  /.utreften  wird,  so  würde  durch  die  Bestimmungen  des 
V?  10  die  Haftpfliclit  der  Eisenhahn  auf  den  Absender  b/w.  Kmpfiinger  ab- 
gewälzt werden.  In  welcher  Eigenschaft  der  Absender  bzw.  Empfänger  die 
Haftpflicht  der  Eisenbahn  sn  übernehmen  hat,  ob  in  seiner  Eigenschalt  als 
Absender  oder  EmpAoger  oder  in  sdner  Eigenschaft  als  Wageneinsteller,  ist 
nnseres  Erachtens  gegenflber  §  471  HGB.  nnerheblich.  Bs  geht  nicht  an, 
dass  die  Eisenbalm  dadurch,  dass  sie  mit  dem  Absender  oder  Empfänger  einen 
Wagenleihvertrag  abschliesst,  ihre  Haftpflicht  auf  diesem  Umwege  wiederum 
dem  Absender  bzw.  Empfänger  auferleirt.  Denn  der  Umstand,  dass  das 
Frachtgut  in  einem  vom  .\l>sender  oder  Kiiiptiinger  eingestellten  Guterwaf^en, 
nnd  nicht  in  einem  von  der  Eisenbahn  oder  einem  Dritten  eingestellten  Wagen 
Verlost  oder  Beschädigung  erleidet,  ist  mehr  oder  weniger  vom  Zufall  ab- 
hängig. Der  Verlast  oder  die  Beschftdigong  des  Gntes  steht  anch  in  keinerlei 
arsächlichem  Znsammenhange  an  der  Frage,  wer  den  Wagen  eingestellt  hat. 
Selbst  wenn  der  Verlust  oder  die  Beschädigung  auf  eine  Mangelhaftigkeit  des 
Wagens  zurückzuführen  ist,  besteht  ein  solcher  Znsammenhang  nicht,  denn 
die  Eisenbahnverwaltung  hat  das  Kerht,  sowohl  bei  der  Einstellung  selbst 
den  Wagen  zu  prüfen  und  eventuell  zurückzuweisen,  als  auch  während  der 
Einstelinngsdauer  einer  steten  Kontrullc  zu  unterziehen  und  die  ihr  erforder- 
lich erscheinenden  Arbeiten  zur  Unterhaltung  des  Wagens  auf  Kulten  des 
iansteUers  vorzonehmen  (Einstellnngsbedinguugen  §  9).   Tritt  trotadon  Yer- 
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last  oder  Bescliildigunf,'  des  UnU-s  ein.  so  mnss  man  annehmen,  dass  das  {gleiche 
ancli  gesclielion  wiiyp,  wenn  die  Eisenbahn  selbst  oder  ein  Dritter  der  £ia- 
skller  gewesen  würe. 

Daraus  ergibt  sicli  bei  Personenidentität  zwischen  dem  Einsteller  und  dem 
AbBmder  bzw.  Empfänger  im  efauEelnan  folgondeB: 

Zn  §  10  Nr.  1.  Wird  durch  die  Heiznng  des  WagvuB,  dareh  Lauf- 
imflUiigkeit  oder  Schadhaftigkeit  des  Wagens  das  Frachtgut  beschldigt,  ^so 
haftet  die  Eisenbahn  gemäss  §  456  HOB.  trotz  der  Bestimniiuig  des  §  10 
Nr.  1  der  Bodin^'unfTf^n. 

Zu  §  10  Kr.  2.  Tritt  Vorlnst  oder  Minderunjr  des  Frachtpiitcs  infolp;c 
von  I.cckagf  oder  Brndi  bei  Kesselwagen  ein.  so  können  ebentalLs.  Personen- 
identität vuruiisgesetzt,  die  Uaftpflichtvurschriften  des  UGB.  nicht  beschränlit 
werden.  Nach  §  4&fi  HOB.  kami  dto  Elsenbahn  sieh  bei  Veftast  des  Qntes 
infolge  von  Leckage  von  der  Haftpflicht  nur  befreien  durch  den  Nachweis, 
dass  es  dch  no  gewöhnliche  Leckage  gehandelt  hat.  Nach  §  469  Nr.  4 
HGB.  Iiaftet  die  Eisenbahn  fftr  den  Schaden,  welchM'  ans  Verlast  oder  Minde- 
mnp:  entsteht,  bei  solclien  Gütern  nicht,  die  vermöp^e  ihrer  eigentümlichen 
natürlioheii  Besrlinftt  nlioit  der  besonderen  Gefahr  ans^esetzt  sind,  u.  a.  Brneh 
oder  anssf  ip  w^iliiiiiclie  Leckage  zw  erleiden.  Die  Gefahr,  Brneh  zn  erleiden, 
bezieht  sich  hier  auf  das  Frachtgut  selbst,  nicht  auf  den  Kesselwjtgen.  Die 
Gefahr  der  aussergewöhulichen  Leckage  ist  ebenfalls  nach  §  459  UGB.  eine 
solche,  die  dem  Frachtgnte  selbst  anhaften  mnss,  die  mit  dem  Kesselwagen 
als  solchem  nichts  an  tan  hat.  Die  Bestimmongm  des  §  459  Nr.  4  HGB. 
bieten  daher  für  die  beabsichtigte  Haftpflichtbeachrilnkang  in  §  10  Nr.  2  der 
Einstellongsbedingnn^en  ebenfalls  keine  Grundlage.  In  diesem  Umfange  sind 
daher  die  Haftiifliclitbescliriinkungen  in  §  10  Nr.  2  ebenfalls  niohtip:. 

Zu  11.  Nur  die  unt»  r  i?  11  Nr.  1  behandelten  Fälle  des  frachtptiiehtigen 
Leerlaufes  von  Privatpülerwajren  unterstehen  den  Haftpftichtbedinpnnfren  des 
HGB.,  denn  nur  in  diesem  Falle  handelt  es  sich  bei  der  Beförderung  der 
Privatwagen  um  »Frachtgüter",  für  deren  Beförderung  die  Haftt^chtbestim- 
mnngen  des  HGB.  gelten  (vgl.  unsere  Ausführungen  a.  a.  0.  S.  80  f.).  In 
§11  Nr.  1  werden  aber  die  Haf^flichtbestimmnngen  der  BlsenbVerkO.  und 
der  Tarife  als  massgebend  bezeichnet,  der  Hinweis  ist  daher  selbstverständ- 
lich gUlti?. 

Die  Einstelluiiiisb»  (lini,'uii<ren  i;  1 1  Nr.  2  behandeln  die  Fälle,  bei  welchen 
die  >>efördcrteu  Privatgüterwaj^cn  nicht  Frachtjrut  sind,  Hondorn  Lieförderunprs- 
mittel  (vgl.  unsere  Ausführungen  a.  a.  l>.  S.  8Uj.  Die  Haltpllicht  der  Eisen- 
bahn in  dieson  EUle  unterliegt  ohne  jede  Einschrtakung  den  Privatverein- 
barungen.  Die  BinsteUungsbedingungen  §  11  Nr.  2  sind  daher  zweifeUos 
ebenfalls  gültig. 

Die  Bestimrounir  1 1  Nr.  3  betrifft  ledig-lich  das  VerhUltnis  zwischen 
der  Eisenbahn  und  dem  Wageneinsteller  im  Hinblick  auf  die  Benntznnir  de.s 
Wacrons.  nicht  im  Hinbiirk  auf  efwaitro  Bcschiidiijnn}?  odei-  Verlust  von  Fracht- 
gütern. Auch  hier  ist  der  Privatvereinbaruug  duixh  das  Gesetz  keine  Schränke 
gezogen.  ' 
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22. 

Haftpflifiht  der  Eisenbahn  für  Saehsehaden  naeh  Ilayerlseliem  Rechte. 

Von  Dr.  Max  ReiiHll, 

Be^ienuigBrat  im  Königl.  bayer.  Staatsministerinm  für  Verkehrsangelegenheiten 

in  München 

(Schluss)  ♦). 
7. 

Für  die  Anwondunfr  den  Art.  ö8  a.  a  O.  wird  dort  verlangt,  dass  der 
Schaden  an  der  Sache  ,infolp:e  des  iiffentliclien  Gebrauches  der  Strassen 
oder  Plätze''  entstanden  ist.  Die  Worte  „infolge  des  öffentlichen  Gebrauchs 
der  Strassen  oder  Plätze'  beziehen  sich  daher  nicht  aaf  die  Tonnufdienden 
Worte  ,beim  Betrieb*,  sondern  anf  die  naehfolgenden  Worte  «an  einer  firemden 
Sadie  entsteht'  Der  Schaden  rnnss  also  ein  solcher  sein,  der  mit  Rfiek- 
sieht  darauf  entstanden  ist,  dass  der  beschädige  Inliaber  der  Sache  deshalb, 
weil  er  mit  dieser  Sache  die  öffentliche  Strasse  ihrer  Bestimmnnpr  pemSss  be- 
nutzt liat,  duroll  drn  die  Strasse  ebenfalls  benutzenden  Eisenbahnbetrieb  zu 
schadtn  «rckommen  ist.  Die  Motive"')  biin^reu  dies  in  klarer  Weise  zum 
Ausdruck,  indem  sie  Folgendes  bemerken:  „Der  Betrieb  (der  Eisenbahn  auf 
Öffentlichen  Strassen  oder  Plätzen)  bringt  für  diejenigen,  welche  die  Strassen 
oder  Platze  ihrer  Bestimmang  gemSa«  benntsen,  eine  gemeine  Gefalir  mit  steh, 
die  nach  der  Erfahmng  im  Laufe  der  Zeit  immer  wieder  Unfälle  herbeiführt. 
Es  ist  deshalb  gerechtfertigt,  den  aus  dieser  Gefalir  entstehenden  Schaden 
nicht  als  einen  Zufall  zu  behandeln,  sondern  ihn  dem  ruternehmer  zur  Last 
SU  lepen,  dessen  Betrieb  die  Gefahr  hervorrnft Die  Bedentuntr  dieser  Bo- 
stimmunp:  wird  vollkommen  klar  an  foltreudcin  Beispiel:  Zwei  nahe  ^relecrene 
Städte  werden  dnrch  eine  die  öftentliche  Landstrasse  benützende  elektrische 
Strassenbahn  mit  einander  verbunden.  Während  des  Betriebes  reisst  ein  in 
Spannung  beflndUcher  Draht  der  Leitnng  nnd  trifft  das  Pferd  dnes  Gespannes, 
das  in  dem  unmittelbar  an  die  Laadslaraase  angrenzeadoi  landwirtochaftlichen 
Grundstücke  gerade  zur  Verrichtung  landwirtschaftlicher  Arbeiten  benutzt 
wird.  Würden  ^ich  die  Worte  „infolsre  des  öftentlichen  Gebrauclis  der  Strassen 
oder  Platze"  auf  die  vorherj^ehenden  Worte  .bei  dem  Betriebe"  beziehen, 
so  hätte  l'iir  die  dem  Pferde  zuiretrantrene  Beschädig:anp  der  Kiseiibalinunter- 
nehnier  aufzukommen.  In  Wirklichkeit  aber  ist  dies  nicht  der  Fall;  es  ist 
vielmehr  die  Haftung  des  Eisenbahnunternehmers  nicht  gegeben,  weil  der 
Schaden  an  dem  Pferde  nicht  entstanden  ist,  wfthrend  der  Inhaber  des  Ge- 
spanns die  öffentliche  Strasse,  ihrer  Bestimmung  gemäss,  benutzte. 

•)  Siehe  den  ersten  Abschnitt  i  Ziff.  1  -ti)  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  XXlll  ö.  313 ff. 

Vgl,  Bübni- Klein,  Komm.  z.  bayer.  AFG.  Ü.  99  Anm.  5. 
")  Uotive  S.  36. 
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8. 

7n  ersetzon  w.xch  Art.  58  der  .an  einer  fremden  Sacli»'  entstehende 
Schaden".  Tntt  t  dein  Scliaden  an  der  Sache  ist  nur  derjenifre  Schaden  zn 
verstellen,  wehiiei  unmittelbar  an  der  Sache  selbst  entstellt,  also  bei 
gänzlicher  Zerstörung  der  gemeine  Wert  der  Sache,  bei  Bescliädignng  der 
Sache  der  Hiaderwert  derselben.  Dagegen  ist  nicht  anch  der  mittelbar 
dnrch  die  Beschldigiing  erwachsene  Scliaden  zu  Tergfiten,  demnach  beisfrfels* 
weise  nicht  bei  BeschSdignng  eines  Pferdes  der  durch  die  längere  ünbranch* 
harkeit  desselben  ent^ngene  Gewinn  nnd  der  dnrch  den  Anicanf  eines  nenen 
Pferdes  erwachsene  Aufwand  Die  Motive  sacren  zwar  nicht  ansdriicklich, 
was  unter  dfiii  Scliaden  an  der  Sache  zu  vcrsfelien  sei;  trleichwohl  aber  };eht 
ans  ihnen  die  Kichti>,^keit  der  hier  vertretenen  AuslcKUUfr  unzweideutig  hervor. 
Der  Zweck  des  Art.  58  ist  uäuiUch  nach  den  Motiven  der.  mit  Rücksicht  auf 
die  Benntsnng  von  öffentlichen  Strassen  oder  Plfttsen  snm  Zweelce  de«  EäseO' 
babnbetriebes  die  Haftverbindllehkeit  fOr  Sachschaden  insofern  weiter  anssn- 
dehnen,  als  der  ans  dieser  Gefahr  entstehende  Sehaden  nicht  als  Znfall 
behandelt,  sondern  dem  Unternehmer  zur  Last  ^elegrt  werdm  soll,  dessen  Be- 
trieb  die  Gefahr  hervorruft.  Hierin,  in  der  Verpflichtunir  zur  Schadensersatz- 
leistun}; auch  für  den  Fall  zulillliger  rnplücksfUlK- .  also  nur  mit  Ausschluss 
iler  durch  höhere  Gewalt  oder  durch  VcrHcliulden  des  Lnhaber.s  der  Sache  ver- 
ursachten Unfälle,  liegt  die  Erweiterung  der  Verantwortlichkeit  de»  Eiseubahn- 
belriebsnntemehmers  bei  einer  Sachbeschädigung  ttber  die  ^esbesSgficheo  Be- 
stimmungen des  BOB.  hinans.  Dagegen  setat  Art.  68  bMsttglich  des  Inhalts 
desSchadensersatsansprnchs  eine  Begrenannggegenflber  den  allgemeinen 
Px  stimmuni2:en  des  Bfirgerlichen  Recht«  und  des  HaftplIO.  sowie  des  Art.  25 
des  PrEisenbG.  vom  3.  November  18H8  fest,  indem  er  nur  den  direlcten 
Schaden  an  der  Sache  seihst,  nicht  auch  den  mittelbar  durch  ihre  Be- 
schädigung hei  viirj^irufenen  Schaden  ersetzen  will.  ^Weiter  zu  frehen  und 
mit  dem  PrEi^ienbü.  vom  3.  November  1838  §  25  der  Uattptliclit  des  Eiseu- 
bahnnntsfnehmers  in  Ansehung  der  Beschädigung  fremder  Sachen  den  gleichen 
Umfang  cn  geben,  den  die  Haftj^cht  wegen  TStong  oder  körperlicher  Ver- 
letKong  eines  Menschen  hat,  erachtet  der  Entwarf  nicht  fflr  geboten*.  Der 
Unterschied  ^e^enüber  §  26  des  PrEisenbG.  liegt  also  nicht  nur  in  der  Be- 
schränkung der  Haftung  fär  Sachschaden  auf  die  Fälle  der  Benutzung  Öffent- 
licher Strassen  oder  Plätze  zum  Eisenbahnbetrieb,  also  nicht  nur  in  einer 
örtlichen  Beachrünkung  der  Haftunjr,  sondern  auch  in  einer  Heschrilnkung 
des  Umfangs  der  Haftung,  also  auch  iu  einer  sachlichen  Begrenzung  der 
Haftpflicht 

**)  .\nders  nach  Art.  25  des  PrEisenbG.  vom  3.  November  1838,  wonach  unter 
.allem  Schaden,  der  an  ilen  .  .  Sachen  entsteht"  aui^h  dei"  entgaujcrene  (iewiiin  zu 
verstehen  ist,  vgl.  KOUG.  Bd.  <l  6.  y,  Kli.  in  J\V.  lyüU  Ö.  382.  Auch  Art.  1  des  Wli. 
Spricht  nur  von  dem  Schaden  an  Sachen. 

**)  so  bemerken  die  Motive  S.  .36. 

»  >  auch  UrteU  des  OLü.  Nttrnbeig  vom  20.  Märs  1906,  Ztg.  d.  Ver.  d.  Biseab.- 
Yerw.  iuoü  s.  üH». 
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H. 

Die  HaftunfT  nach  Art.  58  ist,  ebenso  wie  jene  nach  §  1  HaftpflG. 
grepeben,  wenn  der  in  Art.  öS  festircsot/te  Tatbestand:  Besrliüdip:iin<r  einer 
fremden  Sarlie  beim  Betriebe  einer  mit  (Teneliroig:untr  der  zuständiv'en  licbörde  die 
üifentlicUe  Straäse  (Platz)  benutzenden  Eisenbalm,  und  zwar  infulge  des  üft'eut- 
ll^en  Oebravebes  dnr  Stnne  (PlatKes),  objektiv  erfOUt  ii^  Der  ünterndniier 
haftet  daher  aoch  dann,  wenn  ein  Verachiddea  seiner  Person  oder  seiner 
Lente  nidbt  ▼erliegt,  also  lediglich  Zufall  (casus)  die  Ursache  des  Schadens 
gewesen  ist.  Xnr  zwei  ]?efrriunirs«riiinde  sind  ihm  znjrestuiulen,  nAmlich 
höhere  Gewalt  oder  Verschulden  des  Tiiliabers  der  S'aclie.  Die  Haffunjr  «los 
Unterneluners  tritt,  ebenso  wie  na«  Ii  1  HaftpHG..  ein  ohne  Rücksiclit  darauf, 
ob  audi  noch  ein  anderer  für  den  Scliailen  haftbar  erscheint  oder  nicht;  sie 
itil  also  eine  primäre,  ohne  die  Einrede  der  Vorausklage  (§  426  BGB.J,  nnd 
eine  solidarische,  ohne  das  Recht  der  Teilung  (§  420  BOB.).  Ist  der 
Schaden  zugleich  beim  Betriebe  aweler  üntemehnier  erfolgt«  z.  B.  wenn  bei 
einem  Znsammenstoss  sweier,  verschiedenen  Unternehmern  angehörenden, 
Strassenbahn wagen  ein  die  Strasse  benntsendes  Fuhrwerk  beschädigt  wird,  so 
haftet  jeder  Unternehmer  för  den  gesamten  Schaden,  und  der  Beschädigte 
braucht  »ich  nicht  etwa  mit  seinen»  Ansprüche  jranz  oder  zum  Teil  an  den 
anderen  Unternehmer,  aucli  wenn  dieser  etwa  scliuld  an  dem  Unfälle  wäre, 
verweisen  zu  lassen  (§  H4()  Abs.  1,  4"J1  IKtB  )  ^-).  Im  Verhältni.sse  zu 
flu  und  er  sind  dann  beide  Unternehmer  ausgleichungspilichtig  nach  §  426 
BOB.;  hat  aber  der  eine  Unternehmer  selbst,  d.  h.  eines  der  in  §  31,  89  BOB. 
genannten  Organe  desselben,  den  Unfall  verschuldet ,  so  haftet  er  fttr  den 
Schaden  allein**).  Ist  an  dem  Unfall  ein  Dritter  schuld,  der  Uerfar  nach 
Hasagabe  des  §  823,  BGB.  haftet,  so  ist  im  Verhältnis  zum  Betriebs- 
nnternehmer  dieser  Dritte  allein  verantwortlich.  Haftet  neben  dem  Betriebs- 
unternehmer ein  I»iifter  L'eniäss  §i:  883  838  z.  B.  der  Tierhalter,  wenn 
ein  durch  da.s  (.ieräusch  der  Strassenbahn  erschrecktes  Pferd  sclieu  wird  und 
das  Pferd  eines  anderen,  ebenfalls  die  Strasse  benutzenden  Fuhrwerks  dabei 
beschädigt,  so  ist  nach  der  Anschauung  des  Beichsgmrii^ts  fttr  das  Gebiet  des 
HaftpflOes.  der  Eisenbahnnntemehmer  im  Sinne  §  840  Abs.  3  BOB.  als  Dritter 
anxusehen,  der  im  VerfaMtnis  an  dem  nach  §  833 — 838  Haftpflichtigen,  also 
insbesondre  dem  Tierhalter,  allein  haftet  **).   Für  den  Bereich  des  Art  68 

»'j  Vgl.  ßeindl,  HafipÜÜ.  ö.  44. 

«)  Vgl.  besOglich  des  HaftpflG.  auch  RG.  JW.  1906,  S.  429, 0.  JmZtg.  1906  8. 813. 
'*f  Bat  nur  das  Handeln  eines  Babuangestellten,  der  nicht  Oi^sn  nach  §§  31, 88 

H(tB.  ist,  den  rnfull  verschuldet,  so  gilt  ebenfiüls  §486  BGB.  hiadohtliub  der  Ans- 
gleichuiigspflicht;  lUi.  JW   liMi,")  S.  429. 

**)  RÜ.  53  S.  1 14  und  EiseubEntsch.  XX  S.  24,  ferner  RU.  Bd.  ö8  S.  3öö,  dagegen 
aber  Weber  in  BisenbEatscb.  Bd.  21  8. 81.  Die  Motive  cum  Wfirtt.  Gesetse  (S.  285) 
bemerken  in  dieser  Hinsicht,  dass  in  Ermangluog  besonderer  gesetslieher  Bestimmungen 
die  alliroineinen  (»rundsätzc  dc^  btirperlichen  Rechts  msssgebcnd  seien,  und  dass  der 
Rechthprecliuug  vorbehalten  bleiben  müsse,  wie  siub  hiemach  im  eiiüwlaea  Falle  das 
Verhältnis  gestalte. 
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dM  bayer.  AFG  wird  das  Gleiche  gelten,  da,  wie  in  der  folgenden  ZiSvr  10 

erörtert  werden  wird,  die  Haftung?  aus  Art.  58  als  eine  solche  aus  nnerlanbter 
HatidlunfT  im  Sinne  des  25.  Titels  des  Abschnittes  VTT.  des  BGB.  wird  an- 
werden  müssen.  Das  gleiche,  was  im  Verhältnis  des  Eisenbalmunter- 
nehuiers  zum  Tierhalter  bei  Beschädigang  der  Sache  eines  Dritten  ^üt,  gilt 
auch  im  Verhältnis  zum  Tierhalter  bei  Verletzung  einer  Sache  des  letzteren 
Mlbst;  die  EäsentHÜin  kann  daher  den  Tierhalter  nicht  entgegenhalten,  daes 
er  Ton  ihr  Schadensersata  nicht  verlangen  könne,  weil  er  für  den  Schaden  ge* 
mftas  §  833  BGB.  selbst  Terantwartlich  sei Anch  dadurch  wird  die  Haft- 
pflicht des  Eisenbalinunternehmers  nicht  ausgeschlossen,  dass  das  Tier  zugleich 
eine  Sache  des  Fli-senbahnunternehmers  beschiidifrt  hat,  z.  B.  wenn  ein  Pferd, 
durch  di-n  Kisenhahnbetrieb  scheu  fr«'worden.  die  Wejjschraiik»'  zertrümmert 
und  in  den  Zui;  K<''ät,  dieser  dann  entg-leist  und  liierl»ei  erhehliclier  Schaden 
au  der  Lokomotive  und  den  Wagen  des  Zuges  entsteht.  Denn  daä  Durch- 
brechen der  Wegschranke  durch  das  sehen  .gewordme  Pferd  nnd  die  hierdurch 
herbeigeführte  Entgleisung  des  Zuges  sind  nnr  die  entferntere  Ursache  gegen- 
über dem  Eisenbahnbetrieb  als  der  unmittelbaren  Urmche,  die  das  Scheuen 
des  Pferdes  und  die  weiteren  Folgen  herbeigeliihrt  hat,  und  sind  daher  im 
Verhältnis  ilei-  Eisenbahn  zum  Tierhalter  von  der  ersteren  allein  zu  vertreten. 
Die  Eistiibahn  kann  dalier  in  solchem  Fiille  uftrcniibcr  dem  Ansprüche  auf 
Ersatz  des  durcii  HeschildiKung  des  Pferdes  v«'i  iirsa<  Ilten  Scliadens  nicht  ihrer- 
seits gemäss  §  833  BGB.  Entschädigung  vom  Tierhalter  für  die  Beschädigung 
der  Wegschnmken  nnd  des  Zngsmaterlals  verlangen  '^*'). 

10. 

Wie  beim  HaftpAG.  entsteht  anch  bei  Art.  58  des  bayerischen  AFG.  die 
Frage,  ob  die  Haftung  aus  letaterem  eine  reine  obligatio  ex  lege  oder  ob  de 
eine  Haftung  aus  unerlaubter  Handlung  im  Sinne  des  26.  Titels  des  Abschnitts 
VII  des  BGB.  ist.  Während  das  RG.  hinsichtlich  des  ij  1  llafti-flG.  ursprüng- 
lich auf  dem  Standpunkte  der  reinen  Haftung  ex  lege  stand  und  dirscn  .*^tand- 
pnnkt  anfilnglich  anch  noch  nach  Inkrafttreten  des  B(iB.  vertrett  n  hat  ■^'), 
hat  es  in  späteren  Erkenntnissen  zunächst  hinsieht lic- Ii  der  Anwendung  des 
§  840  Abs.  3  and  sodann  auch  noch  hinsichtlich  der  Anwendung  des  §  32 
ZPO.  die  Haftung  ans  §  1  des  HaftpIlG.  als  solche  aus  einer  unerlaubten 
Ebmdlnng  erkUrt Das  BG.  ging  hierbei  von  der  Erwignng  aus,  dass  die 
Bestimmungen  der  §§  829,  883  ,  835,  die  eine  Haltung  aus  objektiven  Tat- 
bestSnden  wegen  einer  vorliegenden  Anstandspflicht  oder  wegen  eines  gefllhr- 
liohen,  von  dem  Ersatzpfüchtigen  unterhaltenen  Zustande»  festsetzen,  nicht 
bloss  rein  änaserlich  dem  Titel  des  Gesetzbaches  über  die  unerlaubten  Hand- 

BO.  JW.  1905  8.  784. 

Uli  IVV  1906  S.  734.  A.  M.  Oester len  m  Ztg.  des  Ver.  d.  BisenbVerw.  1908 
8.  lOBü  Aum. 

«)  BG.  Bd.  öü  S.  408. 

>^  BO.  Bd.  68  8. 114,  Bd.  68  S.  866,  ferner  BO.  hl  JW.  1906  8. 489  und  1906  a  784. 
EO.  Bd.  eo  8.  aOO.  Dagegen  bat  es  den  §  846  BOB.  bei  einer  Miglleb  auf 
9  1  HaftpllG.  gestatsten  Haftung  niebt  fttr  anwendbar  erklirt;  s.  BO.  Bd.  67.  8.  68. 
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Imigeii  eingefügt,  ▼ielmebr  durch  diese  EinfOgnog:  wach  den  «l%enieinen  Vor- 

schriftpn  dos  Titels  über  die  rechtliclien  Folgen  der  unerlaiihtcn  IlaTullunf^fn  unter- 
stellt worden  seien,  so  dass  die  sich  aus  ihnen  ergebenden  W'rptilclitmijren  gleich 
denen  aus  anderen  unerlaubten  Handlung:en  bchandflt  l>;u;ius  oifrebe 

sich  dann  auch,  dass  das  in  den  IJostimmungcn  des  Titels  vmi  den  un- 

erlanbtt-n  Handlungen  den  Begriflf  der  letzteren  in  einem  weitereu,  vuu  dem 
bisherigen  Sprachgebrandie  abweichenden  Sinne  veratsnden  wiaaen  wolle.  Zu 
den  uierlanbten  Handlangen  in  diesem  weiteren  Sinne  geliSre  aber  anch  die 
Haftung  anf  Grand  des  HaftpflG.,  da  die  dorch  Art.  42  des  EF6.  x.  BOB. 
erfolgte  Abänderung  des  HaftpflG.  aus^esprochenermassen  den  Zweck  verfolgt 
liabe,  die  Bestimmnngen  des  HaftpflG.  mit  jenen  des  BGB.  über  die  Schadens- 
ersatzpHicht  bei  Tötungren  und  Körperverletzunei  n  tunlichst  in  Uebercinstini- 
mnng  zu  bringen,  und  da  deshalb  auf  das  HaftptK^.  die  Bestiinniunfjen  des 
BGB.  ergänzend  zui-  Anwendung  zu  kommen  hätten,  soweit  sich  nicht  aus 
dem  HaftpflG.  selbst  (wie  dies  z.  B.  hinsichtlich  des  §  845  BGB.  der  Fall  sei) 
etwas  anderes  eivsbe. 

Aehnliche  ErwSgnngen  werden  anch  hinsichtlich  der  Haftung  ans  Art.  68 
des  bayer.  AFG.  z.  BGB.  Platz  zu  greifen  haben.  Nach  Art.  105  de»  EFG. 
z.  BGB  kann  eine  landesgesetzliche  Erweitemng  der  Haftung  für  Sachschaden 
über  das  im  BGB.  gegebene  Mass  hinaus  nur  für  ausservertraglicben 
Schaden  in  Betracht  kommen.  Von  dieser  im  Koiclisrechte  erteilten  Ermäch- 
tigung ist  durch  Art.  58  des  bayer.  AFG.  Gebrauch  gemacht.  Der  Art.  58 
bildet  daher  nur  die  AasfQllung  einer  im  Reichsrechte  gelassenen  Lflcice  fiber 
die  ansserrertragliche  Haftung  IBr  Beschädigung  von  Sachen,  t^ie  nasser^ 
vertragliche  Haftung  fiir  Sachschaden  ist  aber  im  BGB.  unter  dem  Titel  der 
unerlaubten  Handlungen  geregelt.  Hieraus  folgt,  dass  anch  die  Haftung  aas 
dem,  nur  eine  Ergänzung  der  im  BGB.  gegebenen  Bestimmnngen  Uber  nnsser- 
vertragliche  Haftnns?  bildenden  Art.  58  eine  .snlclie  ans  einer  unerlaubten  Hand- 
lung ist.  Dass  Art.  58  lediglich  das  Vorliegen  bestimmter  Tatbestände,  ohne 
das  Vurliaiidensein  eines  ^'erschuldens,  als  Vorau.^setznug  fiir  die  Haftung  fest- 
setzt, ändert  hieran  nichts,  weil  auch  in  anderen  Fällen,  z.  B.  in  jenen  der 
§§  829,  833,  836  BGB.,  die  Haftung  nur  an  das  Vorliegen  dijektiver  Tat- 
bestSnde  geknftpft  ist  und  diese  Haftung  gleichwohl  als  solche  ans  einer  un- 
erlaubten Handlung  vom  Gesetsgeber  betrachtet  wird.  Hieraus  folgt,  dass 
-  wie  bereits  erwähnt  — anf  die  Haftung  ans  Art.  58  des  bayer.  AFG., 
auch  die  Bestimmungen  In  §  840  Abs.  1  und  3  des  BGB  Anwendung  tinden 
nnd  dass  ferner  fiir  die  Geltendmachung  der  An.sprüche  auf  Grund  des  Art.  58 
der  Gerichtsstand  der  unerlaubten  Handlang  (§  32  ZPO.)  gegeben  ist. 

11. 

Art.  68  kennt,  wie  §  1  UaftpÜG.,  nur  zwei  Haf tauäschliessungsgrüude ; 
höhere  Gewalt  und  Verschulden  des  Inhabers  der  Sache. 

Der  Begriff  der  höheren  Gewalt  ist  der  gleiche  wie  in  §  1  HaftpflG., 
im  BGB.  (§§  208,  701,  1996)  und  im  HGB.  (§§  463,  466)  sowie  in  §  26  des 

Vgl.  Zifier  U  der  Abhaadlnng. 
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PrEisenbG.  vom  3.  Novembw  1888  (wutlrarendbarer  Sumer  Zufall).  Danacli 
ist  höhere  Gewalt  ein  von  anssen  kommendes  Ereignis,  welches  auch  durch 
die  Äusserste,  den  UiUKtänden  anjcemessene  und  vernünftifrerweise  zu  er- 
wartende Vorsicht  nicht  abwendbar  war  und  dessen  schädliche  Folgen  durch 
menschliches  Bemühen  nicht  überwindbar  waren  *^).  Unter  Verschulden  des 
Inhabers  der  Sache  ist  Vonatc  «nd  FihriHwigtceit  sn  Tentobtn.  Yonata  ist 
die  auf  die  YonuüuDO  dner  Haadlug  oder  der  HerbeifUiniiig  einet  Erfolget 
—  Ider  der  Betchldigug  einer  Stelle  —  geriditete  AlMidlt»  Frintttrfglrait 
die  Aiuaemdilltetiing  der  im  Verkehr  erforderlichen  Sorgfalt*^.  Als  Ver- 
tcknlden  genilgt  ein  solches  des  Inhabers  der  Sache.  In  Betracht  kommt 
also  das  Verschulden  eines  jeden  Besitzers,  demnach  nicht  nur  ein  solclies 
des  Eifjenbesitzers  (§  872  BCtK  ),  dessen  Vennüfren  durch  die  Zerstörung 
oder  Beschädigung  der  Sache  geschädigt  wird,  sondern  auch  ein  solches  des 
sog.  Verwaltungt-  nnd  Natzungsbetiteert  (§  768  BOB.),  besonders  des 
Hieters  der  beiehldigten  Stdie,  ind  ein  solelies  des  Uossen  Besiftsgeliilfen 
(§  866  BOB.),  tlso  tncii  des  im  Dienste  des  Eigentttmen  oder  MIeteis  stehenden 
Knechtes  oder  Hirten,  der  das  beschädigte  Fuhrwerk  gelenkt  oder  die  be- 
schädigte Heerde  gefuhrt  hat.  Der  Geschädigte  hat  demnach  für  das  Yer- 
schnlden  seiner  Leut*'  unl);'dingt  einzustehen  und  dasselbe  gegen  sich  gelten  zu 
lassen,  ohne  dass  ihm  du  Bntlastangsbeweis  im  Sinne  des  ß  831  BGB.  zur 
Seite  stände.  Man  wird  diese  Einschränkung  der  Haftung  als  ein  der  Billig- 
keit entsprechendes  Correlat  für  die  unbedingte  Haftung  des  Eisenbohnnnter- 
ndimerg  fttr  die  Htndlnngen  seiner  Angestellten  anseilen  müssen^). 

Eine  Frage  von  besonderer  Wiclitigk^t  ist  iiierbei  die,  ob  die  Bestin- 
mmg  des  §  264  BOB.  ftber  die  Sebadensteilnng  tneh  für  die  FlUe  der  Htf- 
tung  nach  Art.  58  des  bayer.  AFG.  Anwendung  zu  finden  habe.  Fttr  dat 
Gebiet  des  HaftpfiG.  hat  das  RG.  in  konstanter  Kechtsprechnng  die  Anwen- 
dung des  §  264  BOB.  bejaht  ^^)  and  zwar  ans  der  Erwägaug,  dass  die  im 

«>)  Vgl.  insboMiidsre  BO.  fai  EisenbEntflch.  Bd.  6  S.  817,  ferner  Bger,  Konn.  nun 

HaftpfiG.  6.  Auflage  S.  182  ff.,  und  Reindl,  HaftpflG.  S.  60 ff.,  sowie  die  dort  angegebene 
Literatur  und  Rechtsprechung.  Eine  gute  Obersicbtliche  Darstellung  unter  kritischer 
Würdigung gibtBundnagel,  Die  Haftung  der  Eisenbahn  fUr  Verlust  etc.  nach  deutschem 
Fraohtredit  8.  flOlt 

^  §  276  BOB.  und  Standinger,  Komm,  anm  BOB.  2.  Aufl.,  Anmerinug  so  §  276. 

**)  Vgl.  auch  die  Ausfflbruägs-Gesetze  f.  Reuas  j.  nnd  ft.  L.,  Sachsen- Altcnb.  asd 
Sachsen-Kobnrg  und  Ootha  und  Sachsen-Meiningen,  ferner  §  1  des  WUrttenibG.  vom 

4.  Juni  1903  und  die  Motive  hieran  a.  a.  0.  2bi.  Anders  nach  §  ^  des  PrEiseubG., 
nach  dem  ledigUeh  das  eigene  VencbnldeB  des  Besebldigten  in  Betracht  kommt 
(wie  im  HaftpiO.)  und  deshalb  eia  Venebnldea  dei  Beanftragtea  den  Schsdeasersats 
weder  vermindern  noch  beseitigen  kann;  s.  RG.  in  JW.  1906  S.  382  und  dagegmi  OLO. 
Köln  in  der  DJurZtg  im\  .S.  660  und  iui  „Recht*^  1906  S.  749.  welches  wenigstens 
unter  den  Voraussetzungen  des  §  831  BGB.  das  Verschulden  des  Beauftragten  aU 
eigenes  Versdittldsn  des  Beschidigten  naeh  §  26  BisanbO.  suielit. 

«<)  Tgl.  BO.  Bd.  68  a  76,  Bd.  66  S.  266,  BiseabBatsoh.  Bd.  21  B.  14,  JW.  1906 

5.  382  und  hinsichtlich  des  §  2  des  HaftpflG.  RG.  in  JW.  1906  S.  469;  dsgegmEger 
HaftpflG.  6.  Aufl.  8.  löl  und  199  und  Reindl,  HaftpflG.  8.  80  nnd  8t. 
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Art.  43  de«  BFG.  mm  BOB.  Torgenommene  Newedaktion  des  Hafl^O.  den 
anmeqimhaiien  Zweck  (gehabt  habe,  dessen  Vorsehriften  mit  dem  BGB.  in 

Einklang  zu  bringen,  so  dass  nnnmehr  das  nene  Recht  des  BGB.  snsainmen 
mit  dem  in  Art.  32  des  KFG.  erwähnten  bisherifren  Keiclisreclit  als  eine  ein- 
heitliche KoditikatioTi  sich  darstelle.  Dafresren  hat  das  HG.  bezüglich  des  durch 
Art.  105  des  EKG.  zum  BGB.  aufrecht  erhaltenen  §  25  des  PrEisenbG.  vom 
3.  November  1838  die  Anwendbarkeit  des  §  254  BGB.  venieiut.  Zar  Be- 
grttndimg  dieser  Änsidit  fflkrt  das  RO.  folgendes  ans*^:  Die  Frage,  ob  die 
Vorschriften  des  BGB.  snr  Erglnsang  der  durch  Art.  105  des  EFG.  cum 
BGB.  anfireefat  erhaltenen  Bestimmnng  des  §  26  des  PrEäsenbG.  herangesogen 
werden  dürfen,  kann  nnr  ans  letaterem  gelbst  herans  beantwortet  werden,  und 
sie  müsste  Bejaliunp:  finden,  wenn  der  Gesetzgeber  beim  Erlass  des  (Tcsetzos 
vom  3.  November  18^8  davon  ausgej^angen  wlire,  dass  es  in  Veibindunfr  mit 
den  übrigen  Landesfresetzen  die  Materie  regeln,  daher  in  den  verschiedenen 
Kechtsgebieten  der  Monarcliie  (in  dem  Gebiete  des  Allgem.  Preuss.  Landrechts, 
des  rheinischen  vnd  des  gemdnen  Rechts)  in  seinen  EtnselhMten  verschieden 
habe  wirken  wollen.  Dann  waren  mit  dem  1.  Jannar  1900  an  die  Stelle  der 
in  diesen  Tersdiiedenen  Beehtsgebieten  in  Geltung  gewesenen  Beatimmnngen 
die  Vorschriften  des  BGB.  fretreten.  Allein  diese  Voran.ssetzunj?  treffe  nicht 
7.n.  Das  Eisenbahnpesetz  sei  für  den  g-^^nzen  Umfang  der  Monarchie  erlassen 
worden,  seine  Anwendung?  sollte  als  lex  specialis  in  der  ganzen  Monarchie  eine 
einheitliche  sein.  Hiernach  könne  das  Gesetz  nur  aus  sich  selbst  herans.  nur 
anter  Zugrundelegung  der  ihm  eigenartigen  Grundsätze  und  ohne  Heranziehung 
der  sonstigen  Frenss.  Laade^gesetse  aasgelegt  werden,  wie  das  ebenso  beim 
HaftpflG.  der  Fall  gewesen  s^.  Dass  anf  letateres  jetst  die  Bestimmnngen 
des  BGB.  §  264  Anwendung  finden,  berohe  auf  der  —  bereits  oben  an- 
gegebenen —  ErwSgnng,  dass  die  im  Art.  42  EFG.  vorgenommene  Neuredaktion 
jenes  Gesetzes  den  ansgesprochenen  Zweck  gehabt  habe,  dessen  Vorschriften 
mit  dem  BGB.  in  Einklantr  zu  bringen,  so  dass  nunmehr  das  neue  Recht  zu- 
sammen mit  dem  in  Art.  32  EEG.  eiwähnten  bisherigen  Keichsrecht  als  eine 
einheitliche  Kodihkation  sich  darstelle. 

Für  das  Anwendnngsgebiet  des  Art.  58  des  bayer.  AFG.  nun  wird  man 
—  gldehTiel  ob  man  die  Aaslegnng  des  RG.  hinsichtlich  der  Anwendbarkeit 
des  §  254  BGB.  anf  das  HaftpflG.  für  richtig  hUt  oder  nicht  —  die  Anwend- 
barkeit  des  §  254  BGB.  wohl  bejahen  mfiaeen  *^).  Denn  Art.  68  ist  erla.ssen 
unter  der  Herrschaft  des  BGB.,  und  er  liat,  wie  bereits  erwähnt,  den  Zweck, 
die  im  BGH.  über  die  ausservertrajfliclie  Haftung  für  Sachschaden  bestehende 
Lttcke  auszufüllen,  also  die  Bestimmungen  des  BGB.  innerhalb  der  in  Art.  105 

*•)  RG.  in  JW.  1906  S.  382  und  Zt(i.  de.*:  Ver.  d.  EisenbVerw.  liK)6  S.  989.  Da- 
hingestellt m  die  Frage  gelassen  in  dem  IJrt.  d.  OLd.  Köln  in  D.  JnrZtg.  1906  S.  660 
und  bt'jiiht  vom  OLG.  Breslau  im  Arch.  f.  Eisenl»  l'.io.')  S  4(i9. 

**)  Ebenso  Henle-8chaeider,  Bayer.  AusfG.  zum  BGB.  S.Sii  Anm.  G,  wo  aber 
nnr  Kompensation, swiachen  beideneitigem  Versöhn Iden  orwfthnt  ist,  wasinrnfenin 
eng  i«k,  als  sneb  das  Yenehnlden  des  lobaben  der  Saohe  mit  der  Betriebsgefohr  ab- 
rowlgen  ist. 
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des  EFG.  zum  hGTi.  reichsrechtlich  zufrelassenen  Grenze  zn  erpHiizen.  Es 
ist  daher  ausser  Zweifel,  dass  der  Gesetzirober  bei  Erlai^sniiff  des  Art.  58  da- 
von uusg'et.'anfreTi  ist,  dass  für  seine  Anu  <  ndunjr.  sftweit  nicht  in  ihm  selbst 
etwas  anderes  bestimut  ist,  die  liestimmungeu  des  BGB.  massgebend  sein 
sollen.  Art  68  ^rolUe  weder  Aber  den  Begriff  »Veradialdea'  noch  aneh  Uber 
die  Frage  des  EixtfloBBes  einee  mitwirkenden  Vendmldens  von  den  allgemeinen 
Normen  des  BOB.  abweichende  Grnnds&tKe  anftteUen,  sondern  ledif^Uch  die 
Haftung  des  Etsenbahnnnterneliiners  für  Sachschaden  in  gewissen  Fällen  gegen- 
über den  Be.stimraunpen  des  Bürgerlichen  Rechtes  erweitern.  Die  Motive  an 
Art.  '}H  eiitlialten  auch  keinerlei  Bemerkiinir  dahin,  dass  in  dieser  Richtnnp 
eine  abweichende  Kefjelung  von  den  a]l<reinriii('n  Bestimmnng^en  des  RGB.  be- 
absichtigt gewesen  sei  Es  wird  daiier  auch  bei  der  Haftung  nach  Art.  58 
des  bayer.  AFGt.  das  Verschulden  äea  Inhabers  der  Sache  nicht  bloss  mit  dem 
Verscbnlden  des  Eisenbahnnntwnehmers  baw.  Wner  Lente,  sondern  auch  mit 
der  Betriebsgefahr,  die  das  Unternehmen  mit  sich  Inringt,  absnwllgen  und  dem- 
gemftss  gegebenenfalls  entsprechende  Schadensteilnng  einantreten  haben. 

Eine  gerichtliche  Entscheidung  darüber,  ob  §  254  BGB.  anch  anf  die 
}faftnn<r  nadi  Art  a.  a.  (>.  Anwendunc:  zn  finden  habe,  ist  bis  jetzt  noch 
nicht  bekannt  geworden.  In  letzter  Instanz  würde  hierüber,  falls  die  Revisions- 
snmme  im  einzelnen  Falle  erreiolit  ist,  gemäss  §  7  des  EFG.  zur  ZPO.  und 
Art.  42  des  bayer.  AF6.  zum  Gerichtsverfassangsgesetz  vom  28.  Februar  1879 
das  bayer.  Oberste  Landesgericht  als  Revisionsgericht  an  entseheiden  haben 
Art.  6  des  EFG.  snm  BOB.  stände  dem  nicht  im  Wege,  da  es  dch  nicht  nm 
euieB  Ansprach  anf  Grund  des  BGB.,  sondern  nm  einen  soldien  anf  Grand 
bayerischmi  Landesrechts  handelt,  wenn  anch  hierbei  die  Vorschriften  des  BGB. 
ergänzend  zur  Anw^endung  kommen.  Die  Entscheidung  des  Revisionsgerichts 
würde  sich  aber  nicht  bloss  auf  die  Frage  erstrecken,  ob  §  254  BGB.  An- 
wendung zu  finden  hat,  sondern  auch  auf  die  liclitige  .Xnweudung  desselben 
auf  den  festgestellten  Tatbestand,  weil  hierin  eine  rechtliche  Beurteilung 
der  vom  Bernftangsgerichte  festgestellten  Sachlage  liegt,  von  der  die  Bnt- 
seheidnng  fiber  die  Ersatapflicht  des  Scfafldlgers  nnd  deren  Umfiug  abhingt**). 

12. 

Es  erübrigt  noch  die  Frage,  ob  der  Eisenbahnnnternehmer  die  Haftoog 

ans  Art.  fiH  des  bayer.  AF(J.  im  voraus  anssdiliessen  oder  beschrUnken  könne. 
Die  Fra^?e  ist  zn  verneinen.  Da.ss  eine  solche  Haftansschliessunc;  oder  Be- 
schränkung nicht  lediglich  durch  einseitiire  T?estinumuig  des  rnteriiehmers 
(Reglement)  erfolgen  könne,  ist  selbstveistiuullicli.    Die  Bestimiunnfi:  in  dem 

*'')  Vgl.  dagegen  Motive  zum  WürttembU.  8.288,  wo  die  .Vinveinlung  des  §254 
BOB.  unter  Berufung  auf  das  UaftpdU.  verneiut  ist.  Hierzu  ist  aber  zu  bemerken, 
dass  die  jetsige  Steilnng  des  BQ.  ttber  die  Anwendung  des  §  4164  BOB.  anf  das  HaftpflO. 
damals  noch  nicht  bekannt  war. 

Bei  anderen  lande?gesotzIiclien  Bestimmungen  über  diese  Materie,  z.  B.  dem 
hcsi^ischcii  titsefze,  ist  Kevisionsentscheidung  darüber,  ob  §  254  BGB.  Anwendung  finde, 
ausguschlos-sen ;  vgl.  RG.  JW.  1906  S.  376  u.  544  und  §  1  Kais.  Vdg.  vom  28.  September  1879. 
^  Vgl.  die  in  Anm.  48  angefahrten  Urteile  des  RO.  in  JW.  1900  S.  376  und  544. 
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Betriebereglement  einer  Stranenbalm,  z,  B.,  dsss  die  StraeseBbaluiiuitenieluiietlii 

den  dem  Pabliknni  bei  Benntzimg  der  öffentlielieD  Strasse  infolge  des  Betriebes 
angehenden  Schaden  an  Sachen  nicht  oder  nnr  im  Falle  des  Vorliegens  eines 
Verschnldens  der  Bahnangest^llten  ersetzen  werde,  wäre  bedeutungslos.  In 
Frage  könnte  daher  nur  kommen,  ob  eine  solche  Ausschliessung  oder  Be- 
schränkaug der  Haftung  nicht  durch  Vertrag  zulässig  wäre.  An  sich  wäre 
dies  nieht  nnsBlässig,  da  dne  Ihnlicbe  BesMmmmig,  wie  sie  §  6  des  HiftpflO. 
aufweist,  in  Art  58  nicht  enthalten  ist")-  Praktisch  wird  aber  In  den  FUlen 
des  Art  68  tob  eiasir  Terlragsmäsaigen  AnsseUiessong  oder  Beechrtalrang 
deshalb  keine  Rede  s^  kSonen,  weil  ein  solcher  Vertrag  zwischen  der  die 
öffentliche  Strasse  za  ihrem  Betriebe  benutzenden  Eisenbahn  und  dem  die 
öffentliche  Strasse  (  Weg,  Platz),  dem  Zwecke  der  letzteren  entsprechend,  ge- 
brauchenden Publikum  kaum  möglich  ist. 

13. 

Was  die  Verjährungsfrist  anlangt,  so  ist  sie  nach  Art.  58  die  gleiche 
wie  nach  §  8  HaftpflO.,  niadleh  2  Jahre  yom  Tage  des  Unfalls  an^).  I>er 
Tag  des  Unfalls  wird  hierbei  gemlss  §  187  Abs.  1  BGB.  nicht  vltgesShlt 
Hinslehtlieh  der  Hesunsng  ond  Unterbreefanng  sowie  der  Wirknng  der  Ver^ 

jährang  gelten  die  allgemeinen  Vorschriften  des  BGB.    Aber  nur  die  auf 

Art.  58  gestützten  Ansprüche  verjiUiren  in  •iJaln-pn;  ^-riindet  sich  der  An- 
spruch zugleich  auch  noch  auf  die  Bestimmungen  in  den  i;§  828,  31,  89  und 
831  BGB.,  so  gilt  insoweit  die  Verjähi-ungsbestimmung  des  §  8ö2  BGB. 

14. 

Schliesslich  bedarf  noch  die  Frage  einer  kurzen  Erörterung,  wer  zur 
Geltendmaehnng  des  naeh  Art.  68  von  dem  Eäsenbahnnntemehmer  an  Tor^ 
gUtenden  Schadens  berechtigt  ist  Im  Oesetse  selbst  ist  hlerflber  dne  aus- 
drückliche Bestimmung  nicht  getroffen.   Es  kann  aber  wohl  keinem  Zweifel 

unterliegen,  dass  daraus,  dass  das  Gesetz  eine  Haftung  nnr  für  den  an  der 
Sache  selbst  und  nicht  et-vva  aucli  für  den  dnrcli  die  Verletzung  eines 
Rechtes  an  der  Sache  oder  auf  dieselbe  verursachten  Schaden  statuiert,  die 
Folgeruuj?  zu  ziehen  ist,  es  solle  nur  derjenige  ersatzberechtigt  sein,  dessen 
Vermögen  unmittelbar  beschädigt  ist,  also  der  Eigentümer  der  Sache. 
Kieht  legitimiert  zur  Gettendnachnng  des  Anspruchs  wird  daher  der  IHess- 
braneher^*)  oder  lOeter  der  Sache  sein.    Bbensoweiüg  eraatcbereehtigt  ist 

**)  Vgl.  auch  Art.  3  des  Württemb(T.  vom  4.  Jnni  190.S,  wo  eine  vertragsmössige 
Haft-Ansschltessnng  anter  beslimmteu  Ikdiugungeu  zugelassen  ist;  dagegen  AFO.  für 
Beuss  j.  L.  §  49,  Sschsen-Altenburg  §  37,  Saehien-Weimar  §  90,  wo  die  HaHawsoille- 
ssnng  sttsgssi^oisea  ist.  BOhm>Klein,  8. 100  Anm.  ?  ahmt  anter  Besugnahme  auf 
die  letzteren  Landesgesetze  und  auf  §  5  des  HaftpflG.  auch  fllr  Art.  58  des  bajer.  Ges. 
die  Unzulfissigkeit  der  Haftausschlicsäiing  an,  aber  wolil  mit  Unrecht. 

*')  Ebenso  Art.  2  des  WUrttembG.  und  die  Übrigen,  hier  einschlägigen  BesUm- 
mnngen  der  Tsiaohiedenen  Ausfllhrangsgesetse. 

*")  BesHfl^  des  Niesshimadien  wire  allerdings  andi  die  Bntsidiiddaiig  nicht  m 
der  Hand  zu  weisen,  doss  der  Eigentümer  und  der  Nteasbraucher  zusammen  die  Ersatz- 
leistung verlftugeu könaen;  Tgl. Planck,  Komm,  snm  BUB.  3.  Aufl.  Bd. III.  S. 402  Anm. ö. 
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aber  auch  als  bloss  mittelbar  geschädigt  eine  Versicherung-sgesellschal't,  bei 
welcher  die  beschädigte  Sache  (z.  B.  Pferd)  gegen  Unfall  versichert  war,  und 
welche  wegen  des  Unfalls  Entschädigung  an  den  Eigentümer  geleistet  hat'"). 
Die  yenleherongsgesellsdialt  bat  etnaii  Anspnicli  gegen  den  EtaenlMliinuiter- 
nehmer  nvr  dann,  wenn  ihr  der  Eagentflmer  seinen  Aneptneh  fegen  4en  ünter- 
nehmer  abgetreten  hat  Ein  solcher  Fordenmgsübergang  findet  aber  nicht 
sdion  kraft  Gesetzes  (eesalo  legis)  durch  die  Aaszahlung  der  Versicherungs- 
summe statt,  sondern  mns»  ausdrücklich  zwischen  dem  Versicherten  und  Ver- 
sicherer vereinbart  sein  (§  255  BGB.).  Ob  eine  solche  Vereinbarung  schon 
dann  vorliege,  wenn  in  dem  Versicherungsvertrage  bestimmt  ist,  dass 
durch  Zalilung  der  Versicherungssumme  der  Anspruch  des  Versicherten  gegen 
denjenigen,  welelier  den  Sehaden  verorsacht  hat,  fibergehen  solle,  ersehet 
swolfeihalt  vnd  hSngt  von  der  Frage  der  ZnllsBlgkeit  der  Abtretung  kfinftiger 
Forderungen  ab;  das  Belehsgericht  hat  sieh  aber  für  Biijabang  dieser  Frage 
losgesprochen  '^). 

Wie  auf  dem  Gebiete  des  HaftpflG. ,  entsteht  weiter  auch  bei  Art.  58 
die  Frage,  ob  sich  der  Geschädigte  auf  die  Entschädigung  diejenigen  Vorteile 
anrechnen  lassen  müsse,  welche  ihm  infolge  der  Beschädigung  der  Sache  ander- 
weitig zugehen  (compensatio  lucri  et  damni).  Die  Frage  ist  mangels  einer 
anadrflekUehen  Regelung  in  Art.  68  and  Im  BO^B.  selbst  ans  den  allgeaMinen 
Grandsitaen  Aber  Scfaadensersats  (9§  240  if.  BGB.)  nnd  Iber  Kaasatoisanimenhang 
an  benrteilen.  Damadi  aber  wird  insbesondere  der  Bbenbahnbetriebsnnter- 
nehmer  nicht  berechtigt  sein,  an  der  von  ihm  zu  leistenden  Entschädigung 
denjenigen  Betrag  in  Abzug  zu  bringen,  welcher  dem  Geschädigten  infolge 
der  Beschädigung  der  Sache  von  einer  Versicherungsgesellschaft  zugeht,  weil 
es  hier  für  die  Vorteilsansgleiclmng  an  der  rechtserzeugenden  Tatsache  insofern 
fehlt,  als  das  die  Haftung  des  Eisenbahnunternehmers  begründende  Ereignis, 
nämlich  die  Beschädigung  beim  Betrieb,  zwar  die  Bedingung  für  den  An- 
sprach des  'Oesdiftdigten  anf  die*  Verslcherangssunnie  anslBet,  aber  hierflr 
nicht  Im  Reehteainne  den  Bntstehnngsgrnnd  bildet,  nnd  well  ferner  der 
GeseUdlgte  das  Incrum  nicht  unentgdtllch  gewinnt,  sondern  dbreb  Gegen- 
leistungen (PrSmien)  oder  Beiträge  hat  erkaufen  mtssen*^). 

**)  Auch  nach  §  823  BUB.  und  nach  HiftpflO.  ist  bloss  der  naaittelbar,  nicht 
aneh  der  nur  siittelbar  Geachidigte  entsebldlgaogBbereehtigt;  Tgl.  Uerflber  BO.  Bd.  80 

5,  326,  Bd.  57  S,  853  and  in  XW.  1004  S.  258.  1905  S.  113  und  367,  sowie  in  Gruchotl 
Beitr.  30  S.  422  (VersiohenugigeseUschaft),  Beiadl,  HaftpflG.  S.  188,  und  Bger,  Emm. 

6.  Aufl.  S.  334. 

M)  £0.  bei  Boise,  Praxis  des  BO.  Bd.  1  Nr.  1121  und  in  EisenbE.  Bd.  19  S.  22; 
dagegen  Keindl,  HeftiiiO.  8.  US,  nnd  Bger,  flaftpllO.  6.  And.  8.  884. 

Vgl.  hinsichtlich  dieser  Frage  fiir  i&s  Oebiet  des  HaftpflG.  die  Entsch.  des  EG. 
in  Bd.  10  8.  50,  Bd.  15  S  114,  Bd.  17  S  45.  JW.  190«  S  482  und  namentlich  auch  die 
jüngste  Entsch.  des  RO.  vom  5.  November  1906  in  Zeitschr.  f.  Rechtspflege  in  Bayern 
Jahrg.  1907  S.  44,  femer  Reindl,  HaftpflG.  S.151.  Dagegen,  soweit  die  Einrechnung 
geietslieber  Psoiionea  für  snliisig  eikttn  wird,  Bger  Kenn.  s.  HaftpflG.  ft.  AnfL 
8. 488, 468  und  466.  •  
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I.  Besondere  eisenbahnrechtliche  Sehriften. 


SIrnll,  Dr.  E.  Die  Eompotenzausscheidnug  zwischen  Bund  und  Kantonen 

auf  tlcm  (Jebiete  des  Eisenbahnwesens.  Leipzig^  1!M)7   Veit  &  Co. 

Die  Verstaatlichnngsaktion  hat  in  der  »Schweiz  zu  z;ihlreicli!'n  rechtlichen  l'nter- 
suchuugeu  über  die  Kompetenz  des  Buudefi  und  der  Kautoue  gegenüber  den  Eisen- 
bahnen  Anläse  gegeben.  Bine  bemerkanswerte  Schrift  dieew  Art  ist  die  yorliegende. 
Der  Verfasser  stellt  die  Entwickelung,  welche  die  Eisenbabnkonipetens  in  der  Schwus 
genommen  hat  ,  eingehend  nnd  übersichtlich  dar.  Vor  1848  besass  der  Bund  kinne 
Zuständigkeit  über  die  Eisenbahnen.  Soweit  solche  allmählich  entstanden,  übten  die 
einzelnen  Kautune  selbständig  diese  Befugnis  aus.  Das  (Jesetz  vom  26.  Juli  1852 
ftbeiUese  den  Ben  nnd  Betrieb  der  sehweiaeriseben  Eiseababnen  den  Kantonen,  bsw. 
der  Pflvatt&tigkeit.  Die  ELseubalinkonzessionen  sollten  sonftcbst  von  den  Kantonen 
ausgehen,  alior  der  Genehmigung  des  Bundes  unterliegen.  Der  Bund  konnte  die 
(Jenehmigung  nur  aus  militärischen  (iründen  verweigern.  Erst  das  Bedürfnis  grösserer 
Zentralisation  der  Befugnisse  in  der  üand  des  Bundes  führte  zu  dem  Gesetz  vom 
88.  Deaember  1818,  weldies  dem  Bunde  die  Erteilung  der  Konaesstonen,  sowie  alle 
wesentlicheren  Rechte  der  Aufsicht  und  Gesetzgebung  zuwies  und  den  Kantuuen  noT 
ein  Recht  der  Anhörung  ( Veruehnilassuug)  überiiess.  Während  aber  dh-  bisherigen 
Gesetze  sich  lediglich  auf  die  allgemeine  Bestimmung  des  Art.  21  der  Verfa.s.suag 
von  1848  stutzten,  ist  durch  Art.  26  der  Bandesverfassung  von  1874  die  Geäeiz- 
gebnng  Aber  Bau  und  Betrieb  der  Bisoibabnai  ausdrHekUeh  dem  Bunde  Übertragen 
worden.  Die  Verbuche  der  Kantone,  auf  dem  Gebiete  der  Enteignung,  des  Baues, 
der  Bau-  und  Wirtsehaftspolizei  gewisse  Kompetenzen  zu  erlani,'pn,  sind  vom  Bunde 
zurückgewiesen  worden.  Um  für  die  Zukunft  solchen  Versuchen  zu  begegnen, 
schlägt  der  Verfasser  den  Erlass  eines  Kompetenzausscbeidungsgesetzes  vor,  welches 
die  Kempetena  des  Bundes  nnd  der  Kantone  seharf  begrenaen  soll.  Indee  liest  sieb  naeb 
der  bisherigen  Entwickelung  bezweifeln,  ob  hierzu  ein  Bedürfnis  vorliegt.  Die  Sobrift 
aetcbnet  sieb  durdi  sorgftltige  und  gründliche  Bearbeitnag  des  Gegenstondes  aus. 
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II.  Mit  dem  Eisenbahnreclit  im  Zusammenliaiige  sMemie  Si^rifleii. 

Sarnkplehl,  RMiiri,  Amtariditer.   D»«  Speditiomgeiebftft  nftcb  deatsehem 

Recht  Haiinover  1!K)7   Ilphvingsche  Verlag-sbuchhandlung. 

Seit  dem  im  .Tahre  1894  veri»ffentlicbten  Werke  von  Bnrchanl  .l>as  Recht  der 
Spedition"  ist  eine  neue  systematische  Arbeit  Uber  das  Speditionsgeschäft  nicht  er- 
■chwnea.  Abgesehen  von  einaelnen  Monographien  wnr  nun  «nf  die  allgemeinen 
Werke  Uber  Hendelireebt  und  die  Konmentare  soin  HOB.  tagewieeen.  Bin- 
fühning  des  BOB.  und  des  neaen  HGB.  machte  aber  eine  neue  umfassende  Dnr- 
stellnng  des  deut.srben  Speditionsrecbts  zum  dringenden  Bedürfnisse  Diese  schwierige 
Aufgabe  hat  der  Verfasser  im  vorliegendeu  Werke  glänzend  gelöst.  Seine  Arbeit 
ttdit  aaf  der  HMie  «inei  den  Oegenstoad  niQ|^idiat  «riehQpfflBihn,  mvefttarigüi  nnd 
mit  der  lebendigen  Bechtaentwieiteluig  fortiebreitenden  Handbadii  des  S^editioiii« 
rechts  und  wird  ohne  Zweifel  ein  nnentbehrlichefl  Hilfsmittel  filr  die  Theorie  and 
Praxis  dieses  Rechtsgebiets  werden.  Wissenschaftliche  Gründlichkeit,  klare  und  ge- 
di^ene  Darstellnng,  volle  Beherrschung  des  ihm  dorch  fortgesetzte  Arbeiten  auf 
diemn  Racbtsgebiete  tertnnten  StdiM  wiehtten  dtt  WariE  dei  VerfMNn  in  bobaai 
Onde  ans.  Die  nmfaagreiehe  Literator,  die  Raebtapffbdinng  vnd  die  Matarialinn 
sind  auf  das  sorgfältigste  benntzt  und  alle  wichtigeren  Streitfragen  eingehend  be- 
handelt. Das  Werk  zerfällt  in  einen  all^'cmeinen  und  in  einen  besonderen  Teil. 
Der  allgemeine  Teil  amfasst  die  Literatur  dea  dpeditionsrecbts ,  fUnleitung,  Be- 
grilbbastinuBttag,  Reohtsitallnag  det  Spedftaon  als  Kaateaaa,  Abfohlnas  das  S^adi- 
tioasvartragas,  Saigfkitspiieht  des  Spaditania,  Baehtsstallnng  dassdban  naeh  dsai 
Speditioasrertrage  and  Hechtsquellen.  Der  besondere  Teil  behandelt  die  Pfliebtaa 
des  Spediteurs  einschlieKslich  der  Nebenleistunfj:eu.  sodann  die  Rechte  —  Forderungen 
und  Sicherungsmittcl  —  ferner  die  sog.  Abweichungen  vom  reinen  Speditionsvertrage, 
Vanog  vaA  Beendigung  das  Tttrtrages,  SehadanaeraatqpAiebt  nad  Veij&hrung.  la 
einan  Anliaaga  ist  eine  Bdhe  wisseaairtttar  BastiaimangaB,  walcha  mit  dem  Spadi» 
tionnaehte  zusammenhängen,  die  speditionsreclitlichen  Bestimmungen  des  HOB.,  die 
amtliche  Warenstatistik,  die  allgemeinen  Bedingungen  der  grossen  deutschen  Spedi- 
teorrereine  etc.  mitgeteilt. 

Dan  ein  darartiges  Werk,  in  «aldwm  insbasondara  aneh  dar  DarstaUaiig  dar 
Sechtsbesiehnngen  das  Speditenxs  nur  Eisenbahn  ein  breiter  Bann  eingeiiamt  ist, 
ftlr  die  Eisenbahnen  und  ihre  Trausportintereascnten  von  der  grösstea  Wichtigkeit 
ist,  bedarf  der  Begründung  nicht.  Es  würde  zu  weit  führen,  hier  auf  einzelne 
Fragen  des  näheren  einzugehen.  Doch  sei  aiit  die  vornehmlich  gelungenen  Aus* 
fHbnagaa  ttbar  dia  Bacbtstallang  dss  Bahnspediteurs  (S.  179  £f.),  die  raehtUoha  Natur 
dar  NarimalnBa  (ß.  8171t),  das  Baeht  das  Naabmannas  anf  Knala  dar  Auslagen 
(S.  14.5  fr.)  u.a.  hingewiesen.  Die  .Arbeit,  welche  vor  allem  auch  die  in  das  Spedi- 
tiunsrecbt  eingreifenden  Bestimmungen  des  HGB.  ganz  besonders  berücksichtigt, 
spricht  in  allen  ihren  Teilen  für  die  ausserordentliche  Gewissenhaftigkeit,  den  grossen 
Fleiss  und  die  Tortrefllieha  Sacbkanntais  dea  Tarfassars.  Sia  wird  niaht  nur  für  dia 
Spaditanra  des  In-  und  AnsiaBdsa,  sondern  andb  lltr  dia  Jostiar  nnd  Yarwaltunga- 
BabSrden  nnd  -Beamten,  Eisenbahn  Verwaltungen,  Handelskammern,  wie  Uberhaupt 
ftlr  alle  Varlrahisinteressanten  eine  reiche  und  suveriiasige  Quelle  der  Belehrung  sein. 
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Anz.  Jahrg.  XI  .  I  S.  50).  —  Der  neue  Landes-Kommunikatiousrat  (Nr.  8  S.  98). 
—  Entscheidung  der  kgl.  ungarischen  Kurie  in  Angelegenheit  des  Eisonbahustreikes 
(Nr.  7  S.  81 ,  Nr.  8  S,  9ö)  —  FrachturkundeDstempel  im  inneren  deutschen  Eisenbahu- 
verkebr  (Nr.  10  S.  119). 

Les  deuz  mfithodee:  le  contrAle  de  r£tat  lur  lei  eliemine  de  fer  et  1e  nchat.  (r6eMio> 
miste  fnunfaie  Jahrg.  35  M.  1  Nr.  9). 

Uelar  strengere  Verfolgung  des  Blissbrauchs  der  Eisenbahn  ohne  gültige  Fahrkarte 
(der  Bote  für  die  Verk.-Austalt.,  St.  I^etersburg  1907  Nr.  4, .'}).  —  Vorschriften  über 
die  Deckung  der  Lagergebahren  fflr  Getreide,  das  wegen  Verfalls  des  Darlehns  ver- 
kauft werden  mnei  (Nr.  4). 

Die  Scbadloslialtung  der  in  industriellen  nnd  technischen  Betrieben  des  Finanz- 
ministerinmi  Tenmglflekien  Arbeiter  (der  Bote  fttr  Finanaen  etc.,  St.  Petersburg  1907 
Heft  5). 

Aenderung  des  §  23  dee  aUgwmmai  Statnti  der  nmuAm  Biienbahnen  (blinde 
Passagiere);  —  des  §  81  (Frist  für  die  lagergeldfreie  Anfbewakrangsieit);  —  des 

§  4  der  Beätimniungen  über  das  Ent-  nnd  Beladen  der  Güter  (Zeitechr.  des  Hinist, 
der  Vcrk.-Anstalt .  St.  Peterr^imrg  1906  Heft  9). 

Eailroad  legislatiou  in  Pennsylvania  (Uailruad  Ciaj&ette,  New  York  1907  Nr.  4).  — 
Legidatite  «entmliiation  (Nr.  6).  —  Bailread  dedsions  (Nr.  6, 10).  -  Bailnad  liabiUtr 
for  damage  by  fire  (Nr.  11).  —  tbe  legislative  pass  (Nr.  12).  —  Legislative  eam- 
paigns  against  railroads  (Nr.  13).  —  Anti  railroad  legislation  (Nr.  18).  —  Lews  for 
railroail  saf«_'ty  in  Imdiania  (Nr.  14i.  —  New  Railroail  laws  iu  Vermont  (Nr.  13).  — 
Kaiiway  ticket  law  in  Mexico  ^TbeKailway  New»,  Lundou  1907  Bd.  b6  Nr.  2243), — 
Ametfeen  BaUway  Organisation  aad  working  (Nr.  2246).  Bailwaj  Ulis  tot  1907 
(Nr.  «68,8263).  —  BaUway  UoketsbUl  (Nr.  2866).  —  Bafl\vays  oontracts  Uli  (Nr.  8866). 

Dnties  of  Railway  ofttcials  to  stockholders  and  tbe  public  (The  Railway  Age.  Gbioago 
1907  Bd.  43  Nr.  7).  —  Railway  legislation  in  tlie  states  (Nr.  7,  9,  11,  14 1. 

Berechtigung  elektrischer  Eisenbahnen  zum  Austausch  von  Fracht  mit  Dampf  eisen- 
bahnea  in  Amerika.  Inelitflborgang  (Eleetrie  BaUway  Beview  1807  Bd.  17  Nr.  7 
8. 818). 

IV.  6e8eUgebung. 

Bayern.  Bek.  vom  21.  November  1906,  betr.  die  Einführung  der  Eisenbahnvcrkchrs- 
ordnnng  in  Bayern  ;Ges.-  u  Ver.-Bl.  Nr.  69  S.  H'Mi .  84()\  —  vom  27.  November  1906. 
betr.  die  Postordnung  für  das  Königreich  Bayern  vom  27.  Mars  1900  (S.  847,  848). 
Ktaiglicbe  Verordnung  vom  86.  Hin  1907,  betr.  die  Qewftbmng  von  Tagegeldern 
nnd  die  Vergütung  von  Beisekosten  bei  answärtigen  DienstgeBoblflen  der  bei  den 
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laspektioneo  der  ^MtfldaenVahBTerwaltnng  Terwendeten  Beamten  (Ver.-  a.  Auz.-Bl. 

f.  d.  Bayr  Verk.-Aiist.  1907  Nr.  29)  nebst  VolIzQgsbestiniiiraiigeil  do  StoatMuiiiiat.  der 

Fitmiizeii-  und  Verkehrs-Anufl.  vom  .'f)  M}irz  1907. 
Deutsches  Reich.  Verurdu.  vuui  17.  ^uvembcr  1906,  betr.  Aenderuiigeu  der  Puätorduung 

vom  80.  Min  1900  (Zeatr..£l.  t  d.  D.  Beich  lfl06  8. 1816). 
El8«M-Lotliril|ei.  Miaist.oVerf.  Tom  84.  April  1907,  betr.  die  allgemeine  Anweisung 

über  Verpebun>^  vnii  Arbeiten  \uitl  Liefernngen  im  Geschäftsbereiche  der  Bauverwal- 

luug  Z.  u.  Bez  -Amtsbl.  1907  S.  76),  —  vom  18.  April  1907,  betr.  die  AuafUbmug  der 

Gewerbeorduuug  (Cies.-Bl.  S.  39). 
HetMi.  0«.  Tom  88.  Hin  1907,  betr.  den  Wohnongsgeldsueehan  der  Staatebeainten 

(Reg.-6I.  8. 847). 

Oesterreich.  Erlass  der  Minist.  (Um  Handels  und  der  Eisenbahnen  vom  10.  Februar 
1907,  betr.  eine  Dienstvor-ü  britt  nir  die  Ei.Henbaiinen  und  Dauipfschiffahrts-Unti-r- 
uebmungeu  über  die  ätuti.stik  des  au^wärtigeu  Ilaudeis  (Oesterr.  Eisenb.-V.-Bl.  XX 
Nr.  84).<  —  Verordn.  des  Hand  -Hinist,  vom  88.  Fehniar  1907,  betr.  AbBaderang  der 
sor  Kaiserlicben  Verordnung  vom  21.  September  1899  (UGBI.  Nr.  176  I.  Tl.  2.  Kap.) 
über  die  Statistik  des  Warenverkehrs  zwi-^olicn  den  im  Reichsrate  vertretenen  Künitj- 
reichen  und  Liiniieru  etc.  erlassenen  Dmcbluhrungsbestimmaiigei)  (BGBl.  19U7  St.  XXXI 
Nr.  61,  Oesterr.  Eisenb.-V.-Bi.  XX  Nr.  34). 

Prwntei.  Allerb.  Erlass  vom  85.  Min  1907,  betr.  Abiademngen  nnd  Erginmngen 
der  yerwaltongsordonng  fttr  die  Staatseismbahnen  und  Errichtung  des  Eiscubabn- 
Zentralamts  !(?S  1907  S.  79,  EVBl.  1907  S.  131).  —  Erl.  des  Minist,  .ler  r,ffciitl. 
Arb.  vom  19.  März  r.XJ7,  betr  (tcschäftsaiiw  für  die  Erledigung  der  Angelegenheiten 
des  Gütcrwageudienstes  im  Eiscubahu-Zentralamt  iu  Berlin  (EVBl.  1907  S.  102). 

—  Erl.  des  Minist  der  OffenÜ.  Arb.  rem  18.  Febr.  1907,  betr.  Mitwirlnoig  bei  der  Beschlüsse 
fassQDg  in  Kollegialsachen  (S.  37),  —  Tom  18.  Febr.  1907,  betr,  Verwendnng  Toa 
Staatspapieren  zu  Sicherheitsleistungen  für  den  Eisenbahnflskns  (S.  37),  vom  fi  yL'irz 
1907,  betr.  Beförderung  von  Briefbeuteln  etc  durch  das  Eisenbahnzugpersonal  (S.  fi:}), 
—  vom  24.  Mai  1907,  betr.  auderweite  Festsetzung  der  VerwaltUDgsordnuug  für  die 
Staatseisenbahnen,  Erricbtong  des  Eisenbabn-SSentralamts,  Bekanntgabe  der  Gescbifts- 
ordnnng  des  Eisenbahn-Zentralamts  und  von  AnsfllhmngsbestinMnnngen  (S.  VU 

Rassland.  Verordn.  d.  Min.  der  Vcrk  -Aii^falt.  vom  24.  .Tannar  '6.  Februar  1907,  betr  ib'u 
Umfan«,'  des  normalen  ( Jewlobt-iverlustt^s  bei  der  Bef('»rderung  von  Zucker  iRaflinade) 
uud  baudzucker  auf  deu  Eiseubahueu  (Ukasatel  d.  Minist,  d.  Verk.-Anstait.  v  17.  Fe- 
bniar/8.  Min  1907  Nr.  7). 

StebMn,  Königreich.  Verordn.  des  Minist,  des  Innern  vom  15.  Juni  1906,  betr.  üm- 
fnng  nnd  Wirkung  de.s  staatlichen  Verleihungs-  und  Obcraufsichtsrechts  bei  elektri- 
schen .Strasscnbalincn  goi^cnübcr  dem  Verfügungsrecht  der  lieniciude  über  öffentliche 
Strassen  (Fischers  Zeitschr.  Bd.  32  S.  82).  —  Bek.  des  Finanz-Minist,  vom  12.  De« 
aember  1906,  betr.  die  Ei8Bnb.-Betriebs-  nod  Polizeibeamten  (Ges.*  n.  V.-Bl.  8.  441),  — 
vonj  27.  Juai  n.  20.  Nor.  1906,  betr.  die  Postordnung  vom  20.  März  1900  (S.  200  u.  377). 

Schweiz.  Vorschriften,  betr.  die  Reinigung,  Waschung  uud  Desinfektion  der  zum 
Viebtransport  verwendeten  Eiseab&buwagen  und  Schiffe  in  der  Schweiz  (Buod.-Bi. 
1907  Nr.  15  S.  706). 

Verelnl|to  Stuten  vm  Aaerikt.  Oes.  vom  4.  Min  1907,  betr.  FOrdernng  der  Sieher- 
heit  der  Angestellten  und  Beisenden  auf  den  Eisenbahnen  dnrch  Beschränkung  der 
Dienststunden  ihrer  Angestellten  (abgedrnekt  im  Pnsnas.  Bisenb.>Arch.  1907 
S.  826,  827). 
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A. 

Ablieferung  verspätete  eines  Frachtguts 
10.  —  Begriff  der  Ablieferung  nach  deut- 
schem Eisenbahnfrachtrecht  MHi.  —  Ab- 
liefcning  des  Oute«  an  einen  Unberech- 
tigten von  Seiten  des  balinamtlichon  Roll- 
fuhrunternehmers  verpflichtet  die  Eisen- 
bahn zum  Schadenersatz  3öS.  —  Ab- 
lieferung des  Gutes  ohne  Einziehting  der 
darauf  lastenden  Nachuuhnie  H78. 

Abspringen  vom  Stras.senbahnwagen 
während  der  Fahrt;  Mitverschnlden  der 
Strassenbahn  'IMl 

Anfechtbarkeit  von  Verträgen  18. 

Angehörige,  Begriff  derselben  im  Sinne 
von  Artikel  2  des  schweizerischen  Eisen- 
bahn-Haftpflichtgesetzes IH^ 

Anlieger  an  einer  städtischen  öffentlichen 
Strasse,  ob  derselbe  für  die  ihm  durch 
die  Anlage  eines  zweiten  Gleises  der 
Strassenbahn  entstehenden  Geschäftser- 
schwerungen Schadensersatz  verlangen 
kann  303. 

Anschlussgleis,  Haftpflicht  der  Eisen- 
bahn fUr  den  Verkehr  auf  einem  solchen 
402 

Anwendung  der  tarif arischen  Fracht- 
sätze 12lL  —  der  Tarife  '2öB.  Hfi2,  322. 
—  unrichtige  Anwendung  der  Tarife 

Arbeiter,  Verunglückung  eines  auswärts 
auf  Montage  weilenden  Arbeiters  auf 
dem  Wege  vom  Kostort  zur  Arbeits- 
stätte 3fi-  —  Verunglücknng  eines  Ar- 
beiters beim  Gang  nach  dem  Abtritt  42. 

Arbeitgeber,   Verantwortlichkeit  des- 
selben für  den  Verlust  des  Anspruchs 
des  Arbeitnehmers  auf  die  Invaliden- 
rente infolge  ungenügender  Verwendung  | 
von  Versicheningsmarken  LMI 

Aufhebung  von  Frachtbegünstigungen 

15L  ; 

Aufsichtsbehörden  in  Oesterreich  ent-  I 

'    scheiden  nach  freiem  Ermes-sen  über  die  j 

Notwendigkeit    einer   aufsichtsbehörd-  I 

liehen  Verfügung  5(1 
Aufspringen     auf    einen  fahrenden 

Strassenbahuwagen  i 


!  Aufwendungen  für  Wegcunterhaltung 
I     135,  14fi- 

I  Auslieferung  des  Frachtguts  21L 
Aussteigen  aus  einem  ausserhalb  des 

Bahnsteigs  haltenden  Wagen  des  Zuges, 
eigenes  Verschulden  dabei  19Q. 

B. 

Badereise,  ob  der  Aufwand  einer  not- 
wendigen Badereise  zu  den  Kosten  de* 
Heilverfahrens  gehurt  186. 
Bahnagent,  öffentliclirechtliche  Stellung 
desselben,  ob  er  Beamter  im  Sinne  des 
§  3nä  des  Reichsstrafgesetzbuches  ist  'iL 
Bahnfrevler,  Anhaltnng  eines  solchen 
durch  einen  Eisenbahnbediensteten  äSüL 
Bahnhofszugangswego,  Haftpflicht  des 
Eisenbahufiakus  für  die  Verkehrssicher- 
heit derselben 
Baulandeigenschaft  eines  Grundstücks 
374 

Baupolizei  Verordnungen,  ob  dieselben 
durch  Verträge  abgeändert  werden  können 

m. 

Beamter,  Anspruch  eines  Reichsbeamten, 
der  infolge  eines  im  Dienste  erlittenen 
Betriebsunfalls  dienstunfähig  wird  12. 

—  Einziehung  der  Peraonalznlage  eines 
Beamten  üL  —  Entschädigung  eines 
beim  Betriebe  einer  Privateisenbahn  ver- 
letzten Beamten  74^  2m  —  Fembleiben 
eines  suspendierten  Beamten  vom  Amte 
IIR  —  ob  das  Steuerprivilegium  der 
Staatsbeamten  den  in  der  Preussisch- 
Hessischeu  Eiseubabngemeiuschaft  ange- 
stellten Grossherzogl.  Hessischen  Staats- 
beamten, die  in  Preussen  ihren  amtlichen 
Wohnsitz  haben,  zusteht  242.  —  An- 
sprüche der  Beamten  aus  dem  Unfall- 
fürsorgegesetz 2üfL  —  privatrechtliche 
Wirkungen  des  Staatsbeamtenverhält- 
nisses nach  Analogie  des  Dienstvcrtrapes 
2fi6  —  Steuer  Vorrecht  der  Beamten  276. 

—  Dienstwohnungen  der  Beamten  'jW». 

—  Erhöhung  der  Rente  eines  verletzten 
Beamten  bei  nachträglicher  Erhöhung 
des  Gehalts  seiner  Klasse  28'J,  2äiL 
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Beamteuvereine,  Eintragung  solcher  in  : 

das  Vereinsregister  l^L 
Bedingungen  für  die  Einstellung  von 

Privatgüterwagen,  Einschränkung  der 

Haftpflicht  der  Bisenbahn  durch  dieselben 

79,  4iL 

Beleuchtung  eines  privaten  Eisenbahn- 
zofohrweges,  der  zur  öffentlichen  Strasse 
geworden  ist  211 

Benutzung  eines  Zuges  ohne  eine  gültige 
Fahrkarte  32L 

Berufsgenossenschaft,  Schadeoaer- 
Satzforderung  an  dieselbe  32. 

Beschädigung  des  Gutes  128,  175.  — 
durch  Frost  112.  —  durch  Funkenflng 
aus  der  Lokomotive  165.  —  Beschädi- 
gung lebender  Tiere  252.  —  leicht  ver- 
letzlicher Güter  283.  —  Haftung  des 
Spediteurs  für  die  Beschädigung  des 
Gutes  375. 

Bestellzettel  als  beweiserhebliche  Ur- 
kunde 354. 

Betriebsunfall,  wann  ein  solcher  als 
Ursache  einer  psychischen  Störung  zu 
betrachten  ist  —  ob  ein  Betriebs- 
unfall vorliegt,  wenn  ein  auswärts  auf 
Montage  weilender  Arbeiter  auf  dem 
Wege  vom  Kostort  zur  Arbeitsstätte 
verunglückte  36.  —  ob  ein  Betriebsun- 
fall vorliegt,  wenn  ein  Arbeiter  beim 
Gang  nach  dem  Abtritt  verunglückt  4^ 
—  ob  ein  Unfall  bei  dem  versuchten 
Aufspringen  eines  beim  Bau  einer  Feld- 
bahn beschäftigten  Schlossers  auf  einen 
auf  der  Fahrt  begriffenen  Bauzug  als 
beim  Betriebe  geschehen  zu  betrachten 
ist  ISL  —  Leistenbruch  als  Betriebs- 
unfall 234.  —  Betriebsunfall  durch  den 
Anprall  eines  anderen  Wagens  an  den 
haltenden  Motorwagen  236.  —  Betriebs- 
unfall durch  Scheuwerden  eines  Pferdes 
253.  —  schädliche  Folgen  eines  Betriebs- 
unfalls 28iL  —  Betriebsunfall  infolge 
einer  Schlägerei  im  Eisenbahnabteil  3^ 

Brücken,  Wegebaupflidit  bei  Verlegung 
von  Brücken  über  üffentliche Ströme  IIH. 

Bundesbahnen  schweizerische,  Steuer- 
freiheit derselben  Hl  —  Umfang  der 
Steuerfreiheit  bei  Immobilien  fiL  — 
Steuerflreibeit  der  Pensions-  und  Hilfs- 
kasse einer  Eisenbahn  184. 

Bundesgericht  schweizerisches  ist  zur 
Beurteilung  von  Streitigkeiten  Uber  die 
vom  Bund  an  die  Nebenbahnen  für  die 
Bef(irdening  der  Briefschaften  und  der 
P'ahrpost  zu  bezahlende  Vergütung  kom- 
petent 2ü(L 

Bürgersteige,  Anlegung  solcher  an 
Chausseen  349. 


C. 

Chausseeiij  Anlegung  von  BUrgersteigen 
an  solchen  31fl. 

D. 

Deklaration  falsche  von  Gütern,  die  in 
offenen  Wagen  befördert  wurden  114. 
—  Berechnung  des  Frachtzuschlages  bei 
unrichtiger  Deklaration  auch  nur  eines 
Teils  der  Ladung  lä2.  —  irrige  Fracht- 
berechnung infolge  falscher  Deklaration 
des  Gutes  2Üß. 

Dienstwohnungen  der  Staatsbeamten 
28ß. 

Disziplinarsachen,  Zustellung  in  sol- 
chen iia. 

E. 

Ehefrau,  ob  eine  bei  einem  Unfälle  einen 
Schaden  erleidende  Ehefrau  einen  An- 
spruch wegen  Minderung  der  Erwerbs- 
fähigkeit hat  58^  75,  2fiL  —  Anspruch 
des  Elicmannes  bei  Verletzung  seiner 
Ehefrau  2iJiL 

Ehemann,  Ansprach  desselben  bei  Ver- 
letzung seiner  Ehefrau  295. 

Eichenfassholz  amerikanisches,  Tari- 
fierung  desselben  in  Deutschland  372. 

Eier,  Beschädigung  solcher  beim  Bahn- 
transport 283. 

Eigentümer  eines  Grundstücks,  Ein- 
schränkung desselben  in  der  Bebauung 
260. 

Einfriedigungen,  Pflicht  des  Unter- 
nehmers zur  Herstellung  solcher  infolge 
des  Bahnbaues  22. 

Einkommen  steueniflichtiges  des  Eisen- 
bahutidkus,  Verteilung  desselben  bei  einer 
sich  über  den  Bezirk  mehrerer  Gemeinden 
erstreckenden  Betriebsstätte  (Station) 
122. 

Einquartierung,  Heranziehung  des 
Eisen bahnflskus  zu  derselben  22. 

Einwand  gegen  einen  Enteignungsplan 
162. 

Eisenbahn,  Berechtigung  zur  Zurück- 
weisung eines  unzulässige  Erklärungen 
des  Absender.'«  enthaltenden  Frachtbriefs 
3.  —  Pflicht  der  Eisenbahn  zur  Stellung 
von  Spezialwagen  2L  —  Verpflichtung, 
entsprechende  Sorgfalt  darauf  zu  ver- 
wenden, dass  die  ihr  zur  Beförderung 
übergebene  Sendung  keine  Verspätung 
erleidet  2iL  —  Entschädigungsanspruch 
gegen  die  Eisenbahn  gemäss  §  25  des 
Eisenbahngesetzes  vom  2.  November 
1838,  53,  —  ob  von  der  Eisenbahn  durch 
die  blosse  Bereitstellung  einiger  Waggons 
auf  dem  Güterbahnhof  zur  Verladung 
ein  Verwahrung-svertrag  abgeschlossen 
wird  51.  —  Einschränkung  der  Haft- 
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pflitht  der  Eisenbahn  dnrch  die  Bedin- 
gungen für  Einstellung  von  FrivatgUter- 
wagen  79^  417  —  ob  die  Eiseubalm 
verpiiicbtet  ist,  im  Falle  der  Unanbring- 
lichkeit  des  (nites  nach  der  aus  dem 
Frachtbriefe  nicht  ersichtlichen  Wohnung 
des  Absenders  zu  forschen  121  —  Ver- 
bindlichkeit zur  Ben^rderung  der  Post 
und  der  Postbediensteten  12iL  —  Wahl 
des  Transportweges  IHö,  Hä2-  —  wann 
die  Eisenbahn  fllr  Beschädigung  von 
(tütern  durch  Frost  nicht  haftet  142 
—  verhältnismässige  Aufteilung  des 
Schadens  beim  Zusammeutreffen  des  Ver- 
schuldens der  Eisenbahn  und  des  Ab- 
senders löf).  —  Eisenbahnliaftpflicht 
Kio.  ISO  —  Verpflichtung  zur  Benach- 
richtigung des  Verfügungsberechtigten 
von  einer  unterwegs  eingetretenen  Be- 
schädigung des  Gutes  175.  —  Verpflich- 
tung zum  sofortigen  Verkauf  unanbring- 
licher  verderblicher  (Jüter  176,  222.  — 
Strafantragsberechtigvng  bei  Entwen- 
dung von  Frachtgütern  182.  —  Niclit- 
haftung  für  Verstreuung  bei  dem  in 
loser  Schüttung  beförderten  Getreide 
180.  —  ob  die  Eisenbahn  für  ein  Ver- 
derben des  Gutes  während  der  [jagernng 
haftet  2^  —  Haftpflicht  fUr  Beschädi- 
gungen bei  der  dem  Absender  obliegen- 
den Verladung  lebender  Tiere  252.  — 
in  der  vorschriftswidrigen  Entladung 
von  Gütern  durch  geschulte  Leute  der 
Eisenbahn  liegt  grobe  Fahrlässigkeit 
2fi2.  —  wann  die  Eisenbahn  für  die  In- 
fizierung eines  Gutes  durch  ein  vorher 
in  dem  Wagen  befördertes  (int  nicht 
haftet  265.  —  Verpflichtung  zur  Erstat- 
tung der  ungebührlich  eingehobenen 
Fracht  auch  ohne  Vorlage  des  Fracht- 
briefes durch  den  Berechtigten  267.  — 
Verantwortlichkeit  der  Eisenbahn  für  den 
Schaden  bei  Nichtberücksichtigung  einer 
vorgeschriebenen  refaktieberechtigten 
Route  278.  —  Verpflichtung  zur  Bei- 
stellung  der  erforderlichen  (icräte  zum 
Stutzen  der  bahnseitig  zu  verladenden 
zerbrechlichen  Güter  288.  —  Haftpflicht 
der  Eisenbahn  für  Sachschaden  nach 
bayerischem  Recht  31H.  420.  —  Ver- 
pflichtung zum  Ersatz  der  Kosten  der 
rechtzeitig,  aber  vergeblich  versuchten 
Abholung  eines  Gutes  85ö.  —  Verpflich- 
tung zum  Schadensersatz  bei  Ablieferung 
des  Gutes  an  einen  Unberechtigten  von 
selten  des  balinamt liehen  Rollfnhrunter- 
nehmers  —  Schadeusersatzpflicht 

der  Eisenbahn,  die  das  Gesuch  um  Stel- 
lung eines  Wagens  nicht  beantwortet 
:^68.  —  ob  sich  die  Eisenbahn  auf  die 
passive  Resistenz  der  Bahnbediensteten 


als  vis  major  berufen  kann,  um  sich  von 
I      ihrer  Haftung  zu  befreien  H72.  —  Haf- 
tung der  Eisenbahn  im  Falle  der  Ab- 
lieferung des  Gutes  ohne  Einziehung 
I      der  darauf  lastenden  Nachnahme  -'ns. 
!      —  Nichthaftung  für  den  eineui  Reisenden 
'      durch   das  unvorsichtige  Gebaren  der 
.      Mitreisenden  zugestossenen  Unfall  H79 
I      —  Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  den 
Verkehr  auf  einem  Anschlussgleise  402. 
I  Eisenbahnbediensteter.  Anhaltung 
I      eines  Bahnfrevlers  durch  denselben  380. 
Eisenbahndirektionen .  Zuständigkeit 

derselben  182- 
Eisenbahnfahrkarte    der  schweize- 
rischen Bundesbahnen,  Fälschung  einer 
I      solchen  183 
Eisenbahnfahrkarten  -  Automaten, 

strafrechtlicher  Schutz  derselben  40^ 
Eisenbahnfiskus.  Heranziehung  des- 
selben zur  Einquartierung  2L  —  Mit- 
benutzung öffentlicher  (temeindeanstalten 
durch  denselben  in  den  Landgemeinden 
Hessen-Nassau  113   —  Haftpflicht  des- 
selben für  die  Verkehrssicherheit  der 
Bahnhofszugangswege  liü  —  Vertei- 
;      lung  des  steuerpflichtigen  Einkommens 
!     des  Eisenbahnfiskus  bei  einer  sich  Uber 
{     den    Bezirk   mehrerer  Gemeinden  er- 
i      streckenden  Betriebsstätte  (Station)  172. 
—  Entschädigungsanspruch  gegen  den- 
selben wegen  Bebaaungsunfähigkeit  des 
Hestgrundstücks  300. 
Eisenbahnhaftpflicht,  s.  Eisenbahn. 
Eisenbahnhaftpflichtgesetz  neues 
schweizerisches  vom  28.  März  1905  im 
l      Vergleich  mit  dem  deutschen  Reichshaft- 
I     pflichtge.setz  vom  L  Juni  1871.  87,  2QiL 
Eisenbahnministerium  in  Oesterreich, 
KoDzessionierung  von  Eisenbahubauten 
durch  dasselbe  IL 
Eisenbahnrückf ahrkarton  für  Kinder 
94.  —  Fahrpreiszuschlag  bei  denselben 
Ü8. 

Eisenbahnstation,  Begriff  172 

Eisenbahnstrike  ungarischer,  recht- 
liche Folgen  desselben  äL 

Eisenbahntransport  -  (tefährdnng 
fahrlässige  288. 

Eisenbahnunternehmer,  Pflicht  des- 
selben zur  Wiederherstellung  der  dnrch 
den  Bahnban  zerstörten  oder  unfahrbar 
gewordeneu  öffentlichen  Kommunika- 
tionen, Einfriedigungen,  Stra.ssen Verle- 
gungen 22. 

Eiseubahnunternehmungen,  Verjäh- 
rung der  Ansprüche  derselben  8.  —  Ver- 
pflichtung zur  Schaffung  gleichwertigen 
Ersatzes  für  eine  durch  den  Bahnbau 
zerstörte  Kommunikation  33. 

Empfänger,  waim  derselbe  bei  Nicht- 
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aiinahiue  der  Sendung  ein«  Schadenser-  | 
satzklage  gegen  die  Eisenbahn  erheben  \ 
kann  222.  | 
Enteignung,  Einigung  zwischen  den  Be-  j 
teiligten  über  (irundabtretung  1^  —  Ab-  | 
änderuug  frilherer  Erklärungen  und  Ent-  j 
scbüdigungsansprUche  im  Enteignungs-  | 
verfahren  IL  —  unrichtige  Verteiluug 
der  Kosten  des  Enteignungsverfahrens 
ü.  —  ob  eine  Klage  anf  Feststellung, 
dass  dem  Unternehmer  das  Enteignungs- 
recht an  den  zu  enteignenden  tirund- 
Btacken  nicht  zustehe,  im  Rechtswege 
zulässig  ist  IL  —  Eintragung  des  Berg- 
werksbesitzers als  Eigentümer  im  Orund- 
buch  hei  Enteignungen  auf  Giund  des 
Allgemeinen  Berggesetzes       —  Grund- 
sätze für  die  Berechnung  der  Entschä- 
digung bei  einem  Grundstück,  hinsichtlich 
dessen  Bebauungsfähigkeit  Dispens  von 
einer  Baupulizeiverordnung  erteilt  ist 
26.  —  Enteignung  von  Terrain  zur  An- 
lage von  Strassen  ÜL  —  Beslimmnng 
der  Entschädignug  nach  dem  Ertrags- 
oder Verkehrs-  (Verkaufs-)  wert  ül  — 
Berücksichtigung  der  bisherigen  Benut- 
zungsart   bei  Bemessung  des  Wertes 
eines  Ersatzgruudstücks  l2iL  —  Berich- 
tigung des  Grundbuches  bei  Ent«ignungen 
144.  —  die  eine  Enteignung  aussprechende 
Entscheidung  ist  stets  ein  Urteil  157. 

—  Berechnung  der  Enteignungsentscbä- 
digung  nach  dem  Ertrage  eines  gedachten 
Neubaues  ins  —  Berechnung  des  Minder- 
wertes des  RestgrundätUcka ,  wenn  nur 
ein  Teil  des  Grundstücks  enteignet  wird 
WA.  —  ein  rechtzeitig  gegen  den  Ent-  , 
eignnugsplan  erhobener  Einwand  bedarf  | 
der  kommissarischen  Erörterung  in  einem  i 
der  Beschlussfassung   des  Bezirksaus-  ' 
Schusses  vorangehenden  Termine  ; 

—  ob  die  Beseitigung  einer  gemäss  §  11 
des  Enteignnngsgesetzes  hergestellten 
Anlage  im  ordentlichen  Rechtswege  ge- 
fordert werden  kann  163.  —  Entschädi- 
gnug für  die  dem  Grundstücke  aufer- 
legte Dienstbarkeit  der  Uubebaubarkeit 
16r>  —  Berechnung  des  Schadens  bei 
Tcilenteignungeu  \^  —  Entschädigung 
des  Pächters  bei  Enteignungen  171  — 
Erläuterung  des  Enteignungsgesetzes 
212.  —  selbständige  Schadensersatzan- 
sprüche  der  Mieter  und  Pächter  eines 
enteigneten  Grundstücks  gegen  den  Unter- 
nehmer '^^^  —  ob  Merkmale,  die  nur 
in  Ausübung  der  nach  §  b.  des  Enteig- 
nungsgesetzes zulässigen  Befugnisse  auf 
fremdem  Grund  und  Boden  angebracht 
wurden  sind,  als  Grenzzeichen  gelten 
können  '27R  —  Bemessung  der  Entschä- 
digung 280,  294.  —  Entschädigungsan- 


spruch gegen  <leu  Eisenbahnfiskus  wegen 
Bebauungsunfnhigkeit  des  Restgrund- 
slück«  80().  —  ob  eine  Ausgleichung  der 
besonderen,  dem  Restgrundstück  durch 
die  Durchschneidung  verursachten  Nach- 
teile mit  den  allgemeinen,  jedem  Anlieger 
und  Nachbarn  zugute  konuneuden  Vor- 
teilen bei  Enteignungen  zu  Bahnanlagen 
statthaft  ist  —  Berechnung  der 

sechsmonatlichen  Frist  zur  Beschreitung 
des  Rechtsweges  (§  3Ü  des  Enteignungs- 
gesetzes) nach  Kaleudermonaten  H85. 

Enteignung  in  Oesterreich  Ifi?  —  Ent- 
eignung von  Grundstücken  für  Gewinnung 
von  AnschUttungsmaterial  389. 

Enteignung  in  der  Schweiz,  Enteigmings- 
verfahreo  2Ü.  —  Zuständigkeit  in  Ent- 
eignungssachen 12i)  —  ob  der  Enteignete 
von  dem  Enteigner  Schadenersatz  bean- 
spruchen kann,  weil  das  Werk  nicht  iu 
der  vorgesehenen  Zeit  planmässig  ausge- 
führt wurde  liS. 

Entladung  vorschriftswidrige  von  Gütern 
2M. 

Entschädigungsanspruch  gegen  die 
Eisenbahn  gemäss  §  2h  des  Eisenbahn- 
gesetzes vom  iL  November  1838  — 
gegen  den  Eisenbahnfiskus  wegen  Be- 
bauungsunfähigkeit des  Restgrundstücks 
300.  —  gegen  die  Eisenbahn  wegen  der 
Kosten  der  rechtzeitig,  aber  vergeblich 
versuchten  Abholung  eines  Gutes  3r>n 

Entwendung  von  Frachtgütern  182 

Erwerbsfähigkeit,  Bogriff  22Ü. 

Erwerbsunfähigkeit,  wann  eine  solche 
im  Sinne  des  §  ü  Abs.l  Nil2  desKranken- 
versichernngsgesetzes  vorhanden  ist  234. 

Exekutionsführuug  auf  verschiedene 
Bezüge  eines  V^erpflichteten  IL 

P. 

Fabrikhaftpflicht.  Verjähruug  des  An- 
spruchs 2(>5.  —  Haftung  des  Unterneh- 
mers für  die  Folgen  (Lohnausfalli  eines 
dem  Beschädigten  durch  unrichtige  Dia- 
gnose des  Arztes  entstandenen  Schadens 
38ä.  —  sofortige  Liquidation  wahrschein- 
licher künftiger  Schadensmomente  bei 
der  Festsetzung  der  Entschädigung  387. 

Fahrer  der  Strassenbahn,  Haftpflicht  der 
Strassenbahn  für  den  durch  Verschulden 
noch  nicht  vollständig  ausgebildeter 
Fahrer  verursachten  Schaden  L 

Fahrkarte,  Vorzeigaug  solcher  auf  der 
Strassenbahn  236.  —  Benutzung  einer 
ungültigen  Fahrkarte  3()9.  —  Benutzung 
eines  Zuges  ohne  eine  gültige  Fahrkarte 
391. 

Fahrpreisermässigung  für  Kinder21Ü. 
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Fabrpreisznschlag  bei  Eisenbahn rQck- 
fabrliarten  für  Kinder  9»i 

Fälschung  eines  Urlanbspasses  zur  Er- 
langung erniÄssigrter  Eisenbahnfabrt  I  nn. 

—  eines  Frachtbriefes  IHl.  —  einer 
Eisenbahnfabrkarte  der  schweizerischen 
Bundesbahnen  IftH 

Feldarbeiten  zur  Herstellung  von  Eiseu- 
bahneinschnitten  sind  als  Steinbruchbe- 
triebe anzusehen  147. 

Fiskus,  Haftung  für  den  während  der 
Lagerung  zollpflichtiger  (iuter  im  Lager- 
haus der  Hanptateuerverwaltiing  einge- 
tretenen Schaden 

Fracht,  Erstattung  ungebUhrlicii  einge- 
hobeuer  267.  —  Erstattung  der  Mehrfracht 
bei  nicht  gehöriger  Ausnutzung  der 
Wagen  bei  der  Verladung  35ß. 

Frachtbegünstigungen,  Aufbebung 
solcher  ifti 

Fr  ach  tberecbnungirrige  infolge  falscher 
Deklaration  des  Gutes  2äfL 

Frachtbrief,  Berechtigung  der  Eisen- 
bahn zur  Zurückweisung  eines  unzulässige 
Erklärungen  des  Absenders  enthaltenden 
Frachtbriefs  —  Angaben  des  Fracht- 
briefs über  die  Menge  und  das  Gewicht 
der  Sendung  sind  für  das  Ansmass  der 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Ver- 
tragsteile bestimmend  149  —  Fracht- 
brief als  Beweisurknnde  181  —  Bezeich- 
nung des  Gutes  im  Frachtbriefe  ist  für 
die  Frachtborcchnung  massgebend  2M. 

—  Bezeichnung  des  Gutes  im  Fracht- 
briefe entsprechend  der  Güterklassi- 
fikation 2&L 

Frachtfuhrleute,  Verjährung  der  An- 
sprüche derselben  8. 

Frachtgut,  verspätete  Ablieferung  lü.  — 
Haftung  des  Fiskus  für  den  während 
der  Lagerung  zollpflichtiger  Güter  im 
Lagerhaus  der  Hauptsteuerverwaltung 
eingetretenen  Schaden  LL  —  falsche 
Deklaration  von  Gütern,  die  in  offenen 
Wagen  befördert  wurden  114.  —  Un- 
anbriugliclikeit  des  Gutes  121,  17ti.  — 
Beschädigung  des  Gutes  128,' 126.  — 
Beschädigung  des  Gutes  durch  Frost  142. 
Berechnung  des  Fracbtznschlags  bei 
unrichtiger  Deklaration  auch  nur  eines 
Teils  des  Gutes  152.  —  Beschädigung 
des  Gutes  durch  Funkenllug  aus  der 
Lokomotive  155.  —  Verkauf  verderb- 
licher Güter  176^  22iL  —  Entwendung 
von  Frachtgütern  l&L  —  Verderben  des 
Frachtguts  während  der  Lagerung  285. 

—  Bezeichnung  des  Gutes  im  Fracht- 
briefe ist  für  die  Frachtberecbnnng 
massgebend  237.  —  Verkauf  eines  Fracht- 
gtUes  238,  2ö3j,  2fiL  —  Ablieferung  des 
Gutes  an  den  Empfänger  216.  —  Be- 


zeichnung des  Gutes  im  Frachtbriefe 
entsprechend  der  (iüterklassifikaüon 

—  Verladung  des  Frachtguts  durch  den 
Absender  254.  —  vorschriftswidrige  Ent- 
ladung von  Gütern  262.  —  Intizierung 
eines  Gutes  durch  ein  vorher  iu  dem 
Wagen  befördertes  Gut  202.  --  Aus- 
lieferung des  Gutes  21L  —  Verladung 
zerbrechlicher  Güter  durch  die  Eisen- 
bahn 288.  —  Begriff  der  Ablieferung 
des  Gutes  nach  deutschem  Eisenbabn- 
frachtrecht  :h06.  —  Feststellung  eines 
Mindergewichts  bei  Ablieferung  des 
Gutes  357.  —  Ablieferung  des  Gutea 
an  einen  ünberechtig-ten  von  selten  des 
bahnamtlichen  RoUtubruutemehmers  ver- 
pflichtet die  Eisenbahn  zum  Schadens- 
ersatz: HÖH.  —  Haftung  des  Spediteurs 
für  die  Beschädigung  <les  Frachtguts  32h^ 

—  Beförderung  des  Frachtguts  inner- 
halb eines  Gemeindebezirks  377.  — 
Ablieferung  des  Gutes  ohne  Einziehung 
der  darauf  lastenden  Nachnahme  378.  — 
vorläufige  Verwahrung  des  Fracht- 
guts 3^  —  Sshadensersatz  für  den 
Verlust  eines  Frachtguts  397. 

FrachtrUckerstattungsansprücbe 
aus  internationalen  Transporten,  Ver- 
jährung derselben  113. 

Frachtsätze  tarifarische,  Anwendung 
derselben  137. 

Frachtvertrag,  wann  derselbe  vollzogen 
ist  2M.  —  Entscheidung  [von  Streitig- 
keiten aus  demselben  362. 

Fracht  Zuschlag,'  Verjährung  desselben 
132.  —  Berechnung  dessel^n  bei  un- 
richtiger Deklaration  auch  nur  eines 
Teils  der  Ladung  162. 

Freifahrt,  Gewährung  solcher  durch  die 
Kleinbahn  258. 

Frost,  Beschädigung  des  Gutes  durch 
Frost  1A2L 

Fuhrwerksführer  befindet  sich  im  Ver- 
schulden, wenn  er  eine  auf  einen  Wagen 
der  Strassenbahn  aufsteigende  Person 
ohne  Wanjungsruf  überfährt  Zä. 

Funkenauswnrf  aus  der  Lokomotive, 
Haftung  der  Kleinbahnen  für  den  dadurch 
verursachten  Schaden  23:t. 

O. 

Gebäude  der  Eisenbahnverwaltnng,  Kom- 
munalsteuerfreiheit derselben  248  — 
Kreisabgabenfreiheit  der  zu  Dienst- 
wohnungen für  Staatsbeamte  bestimmten 
(iebäude  28fi. 

Gegenstände  der  Beförderung,  Begriff 
derselben  3Ü2. 

(ieh älter  im  Sinne  des  §47  des  Kommunal- 
abgabengesetzes 354. 
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(lel&ud er,  Anbringung  solcher  an  Rflfent- 
lichen  Wegen 

Cieldrenten  für  Körperverletzungen  etc. 
unter  1500  Mark,  Unpfändbarkeit  der- 
selben 122. 

Gemeinde,  Verpflichtung  zur  Beleuchtung 
eines  privaten  Kiseubahnzufuhrweges, 
der  zur  öffentlichen  Strasse  geworden  Iii 
—  Beschwerdefühmng  in  Stenerange- 
legenheiten  ISL  —  Heranziehung  einer 
GemeindezurEiHeubahn-Znfabrtästrasseu- 
konkurrenz  Höl. 

Getneindeanstalten  Öffentliche,  Mit- 
benutzung solcher  durch  den  Eiseubahn- 
fidkus  in  den  Landgemeinden  liefen- 
Nassau  113- 

Gcineindestrasse.  Begriff  derselben  im 
Eisenbahn  -  ZufabrtJistrasseugeHetz  für 
Bfthmen  IM. 

Gepäckschein,  rechtliche  Natur  des- 
selben 309.  iüL 

Geschäftserschwerungen  für  die  An- 
lieger an  einer  städtischen  öffentlichen 
Strasse  durch  die  Anlage  eines  zweiten 
Gleises  der  Strassenbahn  303. 

Getreide,  Beförderung  in  io!?er  Schüttung; 
Verstreuung  186- 

Gewerbesteuer  für  den  Betrieb  von 
Kleinbahnen  MC). 

Grenzzoll  -Eisenbahnstationen,  ob 
dieselben  als  besondere  Geschäftsbnreau» 
mit  tiewerbesteuern  belastet  werden 
können  383. 

Orundab  tretung,  Einigung  zwischen 
den  Beteiligten  Uber  solche  L 

Grundbuch,  Berichtigung  desselben  bei 
Enteignungen  144, 

Grundstück,  Entschädigung  für  dem 
«trundstOcke  auferlegte  Dienstbarkeit 
der  Unbebaubarkeit  165,  —  Grund- 
stücke der  Eisenbahn  Verwaltung,  Kom- 
mnnalsteucrfreiheit  derselben  248.  — 
Einschränkung  des  Eigentum»  eines 
Gnindstücks  in  der  Bebanung  'ML  — 
ob  beim  Verkauf  eines  Grundstücks  die 
Eintragung  einer  Vormerkung  in  da» 
Grundbuch  zur  Erhaltung  des  Rechts 
auf  lasten-  und  .schuldenfreie  Auflassung 
der  verkauften  Flächen  zulässig  isldniL  — 
Baulandeigenschaft  eiuesGrnndstücksäli. 

Grundstückseigentümer,  Schaden.ser- 
satzpflicht  derselben  aus  §  836  des 
Bürgerlichen  (jesetzbuchs  384. 

Gut,  s.  Frachtgut. 

Gutachten,  ob  die  Kosten  für  ein  vor 
der  Klageanstellung  eingeholtes  Gut- 
achten ersuttungsfähig  sind  120. 

Güterbahnhof,  Heranziehung  desselben 
zu  den  Strassenherstelluugskusten  240. 


H. 

Haftpflichtgesetz.  Eisenbahnhaft- 
pflichtverschulden von  Angestellten  iL  — 
Unzuiä^sigkeit  eines  ZwiscUtnurteils, 
wenn  der  Klageantrag  in  unklarer  Weisie 
auf  Erstattung  des  durch  den  Unfall 
entstandenen  und  noch  entstehenden 
Schadens  oder  einer  mindestens  zu 
zahlenden  Geldsumme  gerichtet  ist  iO. 

—  zeitliche  Begrenzung  der  Rente 

—  ob  einer  Witwe  bei  Wiederver- 
heiratung die  ihr  vor  dem  L  Januar  1900 
zugesprochene  Rente  nachher  aberkannt 
werden  kann  49,  —  wann  die  Rente 
zeitlich  nicht  zu  begrenzen  ist  üL  — 
eigenes  Verschulden  bei  Verletzung  dnrcli 
die  Strassenbahn  oä.  Haftung  der 
Strassenbabn  für  Verschulden  des  Wagen- 
führers, durch  das  die  Verletzung  eines 
Fahrgastes  herbeigeführt  wird  ofi.  — 
ob  eine  Ehefrau,  welche  bei  einem  Un- 
fälle einen  Schaden  erleidet,  einen 
.\nspruch  wegen  Hinderang  der  Erwerbs- 
fähigkeit bat  58,  75,  2aL  —  Unterschied 
zwischen  Schäden  aus  und  bei  dem  Betriebe 
einer  Strassenbahn  älL  —  Mitverschulden 
des  Verletzten  beim  Tragen  einer  Sense 
neben  der  Strassenbahn  Q2,  —  Unter- 
haltungspflicht der  bei  dem  Betriebe 
der  Eisenbahn  getöteten  verheirateten 
Tochter  gegen  den  Vater  63.  —  Begriff 
der  „Vermehrung  der  Bedürfnisse"  bei 
Verstümmelung  eines  Knaben  durch 
teilweise  Amputation  beider  Beine  6L 

—  eigenes  Verschulden  des  Verletzten  g6. 
I      —  Mitverschulden  des  Verletzten  beim 

Aufspringen  auf  den  fahrenden  Zug  und 
i  Aufgehen  der  Tür  des  Abteils  68.  — 
'  Anwendbarkeit  des  §  254  des  Bürger- 
I  liehen  (Gesetzbuchs  auf  den  Schadens- 
I  ersatzauspruch  aus  §§  1  und  2  des 
I  Reichshafipflichtgesetzes  2L  —  bei 
j  Reutenforilerungen  noch  nicht  er- 
I  werbsfähiger  Kinder  empfleblt  sich  die 
Umwandlung  des  Leistungsantrages  in 
I  einem  Feststellungsantrag  22.  —  Haftung 
I  des  Betriebsuntemehmers,  wenn  unauf- 
1  geklärt  ist,  wie  sich  der  Unfall  ereignet 
I  hat,  und  ob  ein  Verschulden  des  Ver- 
j  letzten  vorliegt  2iL  —  Entschädigung 
j  eines  beim  Betriebe  einer  Privatci-ieubahn 
I  verletzten  Beamten  74,  27Ü.  —  Knt- 
I  Schädigung  eines  bei  einem  Unfall  ver- 
letzten Kindes  21.  —  eigenes  Verschulden  ; 
die  Abstumpfung  gegen  die  Gefahren 
I  des  Eisenbahnbetriebes  ist  nur  für  Eisen- 
bahnbedienstete  einEutlastnngsgrund  12L 

—  persönliche  Beschädigungen  nnd 
Sachschäden  infolge  eines  Unfalles  im 
Eisenbahnbetriebe  122.  —  Verschulden 
des  Betriebsleiters  d»»rch  Unterlassung 
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der  Eontrolle  einer  SicherheitamAss- 
regel  170.  —  nicht  hinreicheude  Wür- 
digung den  bebaapteten  Selbstverschnldeus 
des  Verletzten  ISL  —  Haftuug  einer 
Kleinbahn  nnd  des  Reichspost fiskns  beim 
Herabfallen  von  Telephon-  oder  Tele- 
graphendräbteu  auf  Leitungsdrähte  einer 
elektrischen  Bahn  187.  —  Einrede  der 
höheren  Gewalt  seitens  des  Strassenbahn- 
unternehmers  2LL  —  Betriebsunfall  durch 
den  Anprall  eines  anderen  Wagens  an 
einen  haltenden  Motorwagen  236  — 
Abspringen  vom  Strasseubahn  wagen  wäh- 
rend der  Fahrt;  Mitverschulden  der 
Strassenbahn  24.").  —  FestsetJinng  der 
Hente  für  verminderte  Erwerbsfähig- 
keit 245.  —  Beurteilung  konkurrierenden 
Verschuldens  durch  das  Reichsgericht  268. 

—  Bemessung  der  Reute  nach  dem  Einfluss 
des  zunehmenden  Lebensalters  2füL  — 
Bemessung  der  Rente  der  Witwe  eines 
Verunglückten  272.  —  Kapitalabfindung 
als  Schadensersatz  für  einen  Unfall  22fL 

—  Haftung  des  Unternehmers  für  die 
schädlichen  Folgen  eiues  Betriebsunfalls 
bei  krankhafter  Anlage  des  Verletzten  285. 

—  Unfall  beim  Ueberschreiten  der  (ileise 
einer  Strassenbahn  286.  —  Erhöhung 
der  Rente  eines  verletzten  Beamten  bei 
nachträglicher  Erhöhuug  des  Gehalts 
seiner  Klasse  289.  290.  —  ob  der  An- 
spruch des  verletzten  Sohnes  auf  Er- 
höhiuig  der  bereits  seinem  Vater  für 
Erschwerung  des  Unterrichts  zuge- 
sprochenen Rente  gerechtfertigt  ist  2H2. 

—  Verschulden  beim  Aufspringen  auf 
einen  fahrenden  Strassenbahnwagen  2äA. 

—  Feststellung  der  der  Witwe  und  den 
Kindern  eines  Getöteten  zu  gewährenden 
Rente  2aiL  —  Berücksichtiguug  der 
Kurkosten  bei  Bemessung  des  Umfangs 
und  der  Daner  der  Haftpflichtrente 

—  ob  eine  durch  Schlaftrunkenheit  be- 
wirkte Bewusstlüsigkeit  des  Verletzten 
ein  Fall  höherer  Gewalt  ist  .Wi  — 
Unfall  beim  Rangieren  des  Zuges  ist 
ein  Unfall  beim  Betriebe  der  Eisen- 
bahn aOö.  —  Weigerung  einer  Person, 
die  bei  einem  Eisenbahnunfall  eine 
Gesundheitsschädigung  erlitten  hat,  eine 
Kur  in  einer  Heilanstalt  zu  gebrauchen364. 

—  ob  der  Witwe  eines  bei  einem  Un- 
fall getöteten  Beamten  eine  Uber  den 
mutmasslichen  Tod  des  Mannes  hinaus- 
gehende Rente  mit  Rücksicht  auf  die 
Witwenpension  zugesprochen  werden 
kann  366.  —  ob  ein  Unfall  beim  Hin- 
eilen zum  Strassenbahnwagen  auf  der 
Strasse  unter  §  1  des  HaftpHichtgesetzes 
gehört  881 .  —  beim  Zusammenstoss 
eiues  aus  einer  Seitengasse  kommenden 


1      führerlosen  Wagens,  dessen  Pferde  scheu 
geworden,  mit  einem  Strassenbahnwagen 
liegt  höhere  Gewalt  vor  iiää.  —  ob 
höhere  Gewalt  in  dem  Eingreifen  eines 
Dritten  liegt,  dessen   Bestürzung  den 
Unfall   herbeiführte  33iL   —   ob  ein 
Unfall  bei  einer  Schlägerei  im  Eisen- 
bahnabteil ein  Betriebsunfall  ist  396. 
—  ob  ein  Betriebsunfall  vorliegt  bei 
Verletzung  beim  Abladen   eines  still- 
stehenden Wagens  397.  —  Absturz  eines 
Fahrsrastes    von    einem  Strassenbahn- 
wagen 'A'-M.  —  Umfang  der  Pflicht  des 
Verletzten,  sich  einem  Heilverfahren  zu 
I      unterziehen   lü2-    —    Haftpflicht  der 
Eisenbahn  für  den  Verkehr  auf  einem 
Anscblussgleise 
Handelsgerichte  in  Oesterreich,  Kom- 
petenz für  Klagen  aus  Frachtgeschäften 
der  österreichischen  Staatsbahnen  22A^ 
Hauseigentümer,  Duldung  von  Strasseu- 
bahnrosetten  seitens  derselben  IUl  — 
'      ob  derselbe  sich  eine  geringfügige  Er- 
I     schwcrung    der    Zufahrt   infolge  der 
I     Aenderung  des  bestehenden  Kommuni- 
'      kationsweges  gefallen  lassen  muss  IIB. 
Hausgeräte   und  Haushaltungsge- 
genstände,   welche    anlässlich  der 
Uebersiedelnug  in  die  Sommerfrische  oder 
der  RUckUbersiedelnng  in  die  Stadt  ver- 
sendet werden,  ob  dieselben  als  Umzugs- 
gut tarifieren  L 
Höhere  Gewalt,  ob  eine  durch  Schlaf - 
I      trunkenheit   bewirkte  BewusHtlosigkeit 
j      des  Verletzten  ein  Fall  höherer  Gewalt 
ist  3Q5.  —  ob  der  Streik  im  Gewerbe- 
I     betriebe  als  höhere  (iewalt  anzusehen 
'      ist  386.  —  beim  ZusammenstosH  eines 
aus  einer  Seitengasse  kommenden  führer- 
losen  Wagens,   dessen    Pferde  scheu 
geworden,  mit  einem  Strassenbahnwagen 
liegt  höhere  Gewalt  vor  iJäö.  —  ob 
höhere  Gewalt  in  dem  Eingreifen  eines 
I      Dritten  liegt,  dessen  Bestürzung  den 
j      Unfall  herbeiführte  393  —  ob  Abstnrz 
i      eines  Fahrgastes  von  einem  Strassen- 
'     bahnwagen    infolge    eines  plötzlichen 
'      Ohumachtsanfalles   als  höhere  Gewalt 
aufzufassen  ist  39H    —   wann  Streik 
(der  Eisenbahner)  höhere  Gewalt  ist  399. 


Inhaltsangabe  falsche,  s.  Deklaration 
falsche. 

!  Invalidenrente,    Verhältnis  zwischen 

I  Unfall-  und  Invalidenrente  LL  —  Ver- 
lust des  Anspruchs  auf  dieselbe  infolge 
ungenügender  Verwendung  von  Ver- 
siclierungsmarken  durch  den  Arbeitgeber 

I  140 
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K.  I 

K apitalabf indung  als  Scha>lenseraatz  ' 
für  einen  I  nfall  27^  | 

Kaufverträge,  wauu  dieselben  Stempel-  | 
pflichtig  sind  373. 

Kind,  Verletziiug  eines  Kindes  51^  2L 

—  Rentenfordernngen  verletzter,  noch 
nicht   erwerbsfähiger   Kinder   7^    —  I 
Fahrpreisermässignng  fttr  Kinder  210 

—  Feststellung  der  den  Kindern  eines 
bei  einem  Unfälle  Getöteten  zu  ge- 
währenden Reute  293. 

Kleinbahn,  Haftung  derselben  bei  Her- 
abfallen von  Telephon-  oder  Telegraphen- 
drähten auf  Leitungsdrähte  einer  elek-  ' 
trischen  Bahn   löL    —    Haftung  für  . 
Funkenauswurf  aus  der  Lokomotive  ' 

—  Bewährung  von  Freifahrt  durch  die 
Kleinbahn  2M.  -  •  Plakatwesen  auf 
den  Kleinbahnen  2fiQ,  —  Gewerbesteuer 
für  den  Betrieb  von  Kleinbahnen  34fi. 

—  Befahren  einer  öffentlichen  Strasse 
mit  einer  Kleinbahn ;  Entschädigung  des 
Servitntberechtigten  3fi2- 

K leinbahnbetrieb,  polizeilich  geneh- 
migter einer  Strassenbahn  iL 

Kleinbahnnnternehmer,  ob  derselbe 
fttr  die  Verletzung  eines  Pferdes  durch 
die  Starkstromleitung  der  Kleinbahn 
haftet  138. 

Kommunikationen  öfTentliche,  Pflicht 
des  Eisenbahnuntenichmers  zur  Wieder- 
herstellung der  durch  den  Bahnban  zer- 
störten oder  unbrauchbar  gewordenen 
22.  —  Verpflichtung  der  Eisenbahn- 
untemebmnng  zur  Schaffung  gleich- 
wertigen Ersatzes  fUr  eine  durch  den 
Bahnbau  gestörte  Kommunikation  üiL 

Kosten  fikr  ein  vor  der  Klageanstellung 
eingeholtes  Gutachten,  ob  dieselben  er- 
stattnngsfähig  sind  1^ 

K ranken  versieber  ungsgesetz,  Um- 
fang der  statu tenmässig  zu  gewährenden 
Unterstötzungen  117.  —  wann  eine  Er- 
werbsunfübigkeit  im  Sinne  des  §  fi 
Abs.  1  Nr.  2  des  Gesetzes  vorhanden  ist 
234,  fihft  —  ob  der  Vorstand  einer 
Ortskrankenkasse  als  Behörde  im  Sinne 
des  Strafgesetzes  und  seine  Mitglieder 
als  Beamte  anzusehen  sind  34><. 

Krankheit,  ursächlicher  Zusammenhang 
zwischen  Unfall  und  Krankheit  ü 

Knrkosteiij  Berücksichtigung  derselben 
bei  Bemessung  des  Umfangs  und  der 
Daner  der  Haftpflichtrente  3ÜÜ. 

Ii. 

Lauderwerbnngen  zum  Strassenbahn- 

bau  ML 
Lebende  Tiere,  s.  Tiere. 
Legen  von  Steinen  auf  die  Eisenbahn- 


schienen ohne  Eiseubahuiransportge» 
fährdnng,  Bestrafnng  als  grober  Unrag 

m 

Leistenbruch  infolge  Ueberaustrengung 
als  Betriebsunfall 

Lieferfrist,  Berechnung  derselben  für 
direkte  Sendungen  von  Spanien  nach 
Frankreich  1.Ö4. 

Lieferungsverträge,  wann  dieselben 
stempelpflichtig  sind  373 

Löhne  im  Sinne  des  §  H  des  Kommunal- 
abgabengesetzes 25^ 

H. 

Hindergewicht,  Feststellung  eines  sol- 
chen bei  Ablieferung  des  Gutes  'düL 

Möbel,  welche  anlässTich  der  Uebersiede- 
hing  in  die  Sommerfrische  oder  der  Rück- 
Ubersiedelung  in  die  Stadt  versendet 
worden,  ob  dieselben  als  Umzugsgut 
tarifieren  L 

N. 

Nachnahme,  Nichteinziehung  derselben 
bei  der  Ablieferung  des  Gutes  378. 

O. 

Oeffentliche  Kommunikation,  s.  Kom- 
munikation. 

Oeffentlicher  Weg,  s.  Weg. 

Operation  eines  Verletzten  I3fi 

Ortskraukenkasse,  ob  der  Vorstand 
einer  solchen  als  Behörde  im  Sinne  des 
Strafgesetzes  und  seine  Mitglieder  als 
Beamte  anzusehen  sind  348. 

P. 

Paket,  Unterschlagung  eines  im  Eisen- 
bahnwagen zurückgelassenen  Pakets  187. 

Personal  zu  läge  eines  Beamten,  Ein- 
ziehung derselben  (iL 

Pferd,  Verletzung  eines  solchen  durch  die 
Starkstromleitung  einer  Kleinbahn  138. 
—  Scheuwerden  eines  solchen  2aiL 

Piakatwescn  auf  den  Kleinbahnen  260. 

Plattform  eines  Wagens,  Verunglückung 
eines  Reisenden  beim  Betreten  derselben 

Postbeförderung,  Verbindlichkeit  der 
Eisenbahn  zur  Postbeförderung  123. 

Postfiskus,  Haftung  dewelben  bei  Herab- 
fallen von  Telephon-  oder  Telegrapben- 
drähten  auf  Leitungsdrähte  einer  elek- 
trischen Bahn  187. 

Prell  pfähle,  mangelhafte  Anbringung 
solcher  169. 

Privatanscblnssbahn,  Sachbeschädi- 
gung beim  Betriebe  einer  solchen  :U)1. 

Privatweg,  Umwandlimg  eines  solchen 
in  einen  öffentlichen  Weg  12Q. 
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R. 

Refaktie,  in  welchem  Zeitpunkte  der 
Anspruch  auf  eine  im  RUckvergütnn^- 
wege  znr  Anwendung  gelangende  Re- 
faktie fällig  und  die  Risenbalin  zu  dessen 
Verziiisnne:  verpflichtet  ist  Üü  —  wann 
eine  Refaktie  verwirkt  ist  135. 

Reicbsbeamter,  s.  Beamter. 

Reisefifepäck,  Haftung  der  Schlaf wngen- 
gest'llschaft  für  Reisegepäck  'M-l. 

Reisender,  Verunglückung  eines  solchen 
beim  Betreten  der  Plattform  eines 
Wagens  12. 

Reklamation  wegen  Beschädigung  des 
(Jutes,  Anbringung  derselbeu  876. 

Reute,  zeitliche  Begrenzung  derselben  iL 

—  wann  dieselbe  zeitlieh  nicht  zu  be- 
grenzen ist  5lL  —  alsbaldige  Feststellung 
einer  Rente  für  Verminderung  der  £r- 
werbsfähigkeit  bei  Verstümmelung  eines 
Knaben  durch  teilweise  Amputation 
beider  Beine  fil.  —  Rentenforderungen 
noch  nicht  erwerbsfähiger  Kinder  22.  — 
Festsetzting  der  Reute  als  Entschädigung 
für  verminderte  Erwerbsfähigkeit  245. 

—  Bemessung  der  Rente  nach  dem 
Einfluss  des  zunehmenden  Lebensalters 
263.  —  Bemessung  der  Rente  der  Witwe 
eines  Verunglückten  272  —  Erhöhung 
der  Reute  eines  verletzten  Beamten  bei 
nachträglicher  Erhöhung  des  Gehalts 
seiner  Klasse  289,  2üiL  —  ob  der  An- 
sprach des  verletzten  Sohnes  auf  Er- 
höhung der  bereits  dem  Vater  für  Er- 
schwerung des  Unterrichts  zugesprochenen 
Rente  gerechtfertigt  ist  292.  —  Fest- 
stellung der  der  Witwe  und  den  Kindern 
eines  bei  einem  Unfälle  Getöteten  zu 
gewährenden  Rente  :-?(iB.  —  Be- 
rücksichtigung der  Kurkosien  bei  Be- 
messung des  Umfangs  und  der  Dauer 
der  Rente  3üa 

S. 

Sachbeschädigung  beim  Betriebe  einer 

Privutanschlussbahn  HOl. 
Sachschaden.  Haftpflicht  der  Eisenbahn 

für  Saclischaden  nach  bayerischem  Recht 

313.  i2SL 

Schadensersatzanspruch,  Uebergang 
eiues  solchen  auf  eine  Kasse  oder  An- 
stalt nach  den  Versicherungsgesetzen  HÜ 

—  Anwendbarkeit  des  §  2M  des  Bilrfirer- 
lichen  Gesetzbuches  auf  den  Scbadens- 
ersatzanspruch  aus  §^  1  und  2  des 
Reichsbaftpflichtgesetzes  2L  -  der 
Mieter  und  Päcliter  eines  enteigneten 
Grundstücks  gegen  den  l.'nternehmer 
2Ü  —  für  Verlust  eines  Gutes  .S97. 

Scbadensersatzklagen  aus  einem  in 
Ungarn   vorgekommenen  Eiscnbahnun- 


I     falle,  ob  dieselben  bei  den  österreichischen 
I     Gerichten  angebracht  worden  können 
Schadensersatzpflicht    des  Grund- 
stückseigentümers aus  §  836  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuches  fW4. 
i  Schaffner  der Strassenbahn,  V'erpflichtuug 
desselben,  auf  die  Sicherheit  der  Fahr- 
gäste  beim  Ein-   und  Aussteigen  zu 
achten  23. 
Scbeuwerdeu  eiues  Pferdes  253. 
Schlafwage  ngesellschaft,  Haftung 

für  Reisegepäck  394. 
Spediteur,  Haftung  desselben  für  die 

Beschädigung  des  Gutes  H75. 
Speditionsvertrag,  Verjährung  der  An- 
sprüche aus  dem  Speditionsvertrage  nach 
I      deutschem  Recht  H21. 
I  Spezialwagen,  Pflicht  der  Eisenbahn 
I     zur  Stellung  solcher  2L 
I  Spiegel,  Begriff  im  Sinne  des  Güter- 
tarifs 347. 
I  Staatsbeamter,  s.  Beamter. 
I  Stadtgemeinde,  Strassenverbreiteruug 
i     durch  dieselbe  2A. 
I  Steinbruchbetrieb  LiL 
I  Stempelpf lichtigkeit  der  Kauf-  und 
Liefernngsverträge  323. 
Steuerfreiheit     der  schweizerischen 
I      Bundesbahnen  UL  —  Umfang  der  .Steuer- 
I      freiheit    der    schweizerischen  Bundes- 
bahnen bei  Immobilien  &2.  —  der  Pen- 
sious-  und  Hilfskassen  einer  Eisenbahn 
in  der  Schweiz  IM. 
Steuerprivileginm  der  Staatsbeamten, 
ob    dasselbe   den    in   der  Preussisch- 
Hessischen  Eisenbahngemeiuschaft  an- 
gestellten    (iro.ssherzoglich  •  Hessischen 
I     Staatsbeamten,  die  in  Preussen  ihren 
I      amtlichen  Wohnsitz  haben,  zusteht  242. 
I      —  Steuerprivilegium  der  Beamten  276. 
Strassenbahn,    Haftpflicht    für  den 
durch  Verschulden  von  noch  nicht  voll- 
stÄndig   ausgebildeten  Fahrern  verur- 
sachten Schaden  L  —  wenn  es  sich  bei 
{     einer  Strassenbahn  um  einen  polizeilich 
j     genehmigten  Kleinbahnbetrieb  im  Sinne 
I     des  §  2  des  Kleinbahngesetzes  bandelt, 
so  steht  den  durch  diesen  Betrieb  ge- 
schädigten   Grundbesitzern    nicht  das 
Recht  auf  Beseitigung  oder  Abänderang 
der  schädigenden  Aulagen,  sondern  nur 
auf  Schadensersatz  zu  6,  —  eigenes 
Verschulden  bei  einer  Verletzung  durch 
I     die  Strassenbahn  oä.  —  Haftung  der 
j     Strassenbahn  für  Verschulden  des  Wagcn- 
filhrers  5£L   —   Unterschied  zwischen 
'      Schäden  aus  und  bei  dem  Betriebe  einer 
I      Strassenbahn  52.  —  Mitverschulden  des 
I      Verletzten   beim   Tragen   einer  Sense 
I      neben   der  Strassenbahn  fi2.   —  Ver- 
pflichtung des  Schaffners  und  des  Wagen- 
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ffibrers  der  Straäsenbahn,  auf  die  Sicher- 
heit der  Fahrgüstc  beim  Ein-  and  Aus- 
steigen zu  achten  73,  —  Unfall  beim 
Ueberschreiten  des  (rleises  einer  Strassen- 
babn  285. 

Strassenbahn  -  Berufsgeuosseu- 
schaft,  Umfang  der  Ersatzansprüche 
derselben  gegen  ihre  Mitglieder  aas  der 
Haftpflcht  mL 

Strassenbahurusetten,  Duldung  sol- 
cher seitens  der  Hauseigentümer  Hü. 

S  t  ras  He  n  bahn  Unternehmer,  rechtliche 
Stellung  desselben  zum  Staat  und  zar 
(ienieinde  nach  deutschem  Verwaltuugs- 
recht  191,  H27.  —  Einrede  der  höheren 
Gewalt  seitens  des  8tras8enbahuuuter- 
nchmers  214  —  wann  derselbe  fUr 
Sachschäden  infolge  des  Herabfallens 
elektrischer  Drähte  nicht  haftet  360.  — 
wanu  der  Strassenbahnuuternehtuer  bei 
einem  Zusanimenstosä  eines  Motorwagens 
mit  einem  Fulmverk  nicht  haftbar  ist  371. 

Strassenherstellungskosten,  Heran- 
ziehung eines  (lüterbabnhofs  zu  den- 
selben 240. 

Strassen  Verbreiterung  durch  eine 
Stadtgenieinde 

Strassenverlegungen  infolge  eines 
Bahnbaues  22. 

Streik  im  Gewerbebetriebe,  ob  derselbe 
als  höhere  Gewalt  anr»aelieii  ist  3H()  — 
wann  Streik  (der  Eisenbahnen  liöhere 
(Gewalt  ist  392. 

Streitigkeiten  Uber  die  Ansle^ug 
eines  Vergleichs  Mb.  —  Entscheidung 
von  Streitigkeiten  aus  dem  Frachtver- 
trage dß2. 

T. 

Tarif,  Anwendung  desselben  256.  362, 
372.  —  unrichtige  Anwendung  Hes- 
selben 257 

Tiere,  Haftpflicht  für  Beschädigungen 
bei  der  dem  Absender  obliegenden  Ver- 
ladung lebender  Tiere  252.  —  Beförderung 
lebender  Tiere;  Frachtberechnuug  362. 

Tierhalter,  Haftung  für  Schaden  aus 
der  Schreckhaftigkeit  seines  Pferdes 
infolge  des  Geräusches  einer  Lokomotive 
2fi5. 

Tramway,  Begriff  28. 
Trausportweg.  Wahl  desselben  durch 
die  Eisenbahn  136,  352. 

IT. 

üebereinkomnion  internationales  über 
den  Eisenbahn  -  Frachtverkehr ,  aus- 
schliessliche Anwendung  desselben  bei 
(tütersendungeu  aus  einem  Vertrapsstaat 
in  den  anderen  mit  interuatiouuleni 
Frachtbrief  388. 


Uebergaug     eines  Schadonsersatzau- 
spruchs  auf  eine  Kasse  oder  Anstalt 
nach  den  Versicherungsgesetzen  HÜ 
I  Uehertragbarkeit  der  Haftpflicht  nach 
I     dem     schweizerischen  Eisenbahubaft- 
I      pflichtrechte  407. 

Umwandlung  eines  Privatweges  in  einen 
I     öffentlichen  Weg  12Q. 
I  Umzugsgut,  Begriff  2. 
I  Duanbringiichkeit  des  Gutes  121,  17fi 
Unfall,  ursächlicher  Zusammenhang  zwi- 
schen Unfall  und  Krankheit  Ü  —  Un- 
I     fall  beim  Hineilen  znm  Strassenbahn- 
wagen  auf  der  Strasse,  ob  derselbe  unter 
I     §  1  des  Haftpflichtgesetzes  gehört  381. 
Unfallrente,  Verhältnis  zwischen  Uufall- 

und  Invalidenrente  11. 
Unpfändbarkeit  von   Geldrenten  für 
Körperverletzungen  etc.  unter  1500  Mark 
122. 

j  Unterhaltung  öffentlicher  Wege  135, 
I     146,  \TL 

I  Unterschlagung  eines  im  Eisenbahn- 
wagen zurückgelassenen  Pakets  167. 
Urlaubspass,  Fälschung  eine.s  solchen 
zur  Erlangung  ermässigter  Eisenbahn- 
fabrt  155. 

V. 

Verderben  des  Frachtguts  während  der 
Lagerung  225. 

Vereinsregister,  Eintragung  von  Be- 
amtenvereinen in  dasselbe  18. 

Vergleich,  Streitigkeiten  über  die  Aus- 
legung eines  Vergleichs  345 

Verjährung  der  Ansprüche  der  Eisen- 
bahnunterutihmungen .  Frachtfuhrleute  8. 

—  von  Frachtzuschlägen  132.  —  der 
FrachtrUckenitattnngsansprüchc  ans  in- 
ternationalen Transporten  143.  —  Unter- 
brechung der  Verjährung  247.  —  Ver- 
jährung des  .\n8pruchs  bei  irriger  Fracht- 
berechnung infolge  falscher  Deklaration 
des  Gutes  29B.  —  Verjährung  der  An- 
sprüche des  Versenders  aus  dem  Spedi- 
tionsvertrage nach  deutschem  Recht  32L 

Verkauf  verderblicher  Güter  176^  27iL 

—  Verkauf  eines  Frachtguts  238^  253, 
261. 

Verladung  des  Frachtguts  durch  den 
Absender  2hA.  —  zerbrechlicher  Güter 
durch  die  Eisenbahn  288. 

Verlegung  von  Brücken  über  öffentliche 
Ströme  llfi. 

Verletzung  eines  Kindes  oL  72^  TL 

Verträge,  Anfechtbarkeit  .solcher  ig,  — 
Stempelpflicbtigkeit  von  Verträgen  eines 
Dritten,  die  dieser  abschliesst.  um  die 
erkauften  Grundstücke  dem  Eisenbahn- 
liskus  zuui  Eiseubiihubau  zu  überlassen 
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Verwabrnng.  vorläufige  des  Frachtgtits 

aaL 

w. 

Wagen,  Bereitstellung  solcher  durch  die 
Eisenbahn  zur  Verladung  M.  —  Mangel- 
haftigkeit des  zur  Verladuns:  gestellten 
Wagens  25:L  —  nicht  geliürige  Aus- 
nutzung der  Wagen;  Erstattung  der 
Mehrfracht  in  diesem  Falle  356. 

Wagenführer  der  Strassenbnhn ,  Haft- 
pflicht der  Strassenbahn  für  Verschulden 
desselben  56.  —  \'erpflichtung  desselben, 
auf  die  Sicherheit  der  Fahrgäste  beim 
Ein-  und  Aussteigen  zu  achteu  2iL  — 
der  Wagenführer  bei  einer  Strassen- 
nud  Kleinbahn  ist  Betriebsbearater  263. 

Waldbrand  infolge  Funkenauswnrfs  aus 
der  Lokomotive 

Wasserablauf  Verhältnisse  in  Oester- 
reich, die  einmal  geschaffenen  bilden  den 
Ausgangspunkt  flr  alle  späteren  Ver- 
änderungen 1 40 

Weg,  Umwandlung  eines  Privatweges  in 
einen  öffentlichen  Weg  12(1  —  Unter- 
haltung öffentlicher  Wege  122.  —  Streit 
über  die  üeffentlichkeit  eines  Weges 
ääjL  —  Anbringung  von  Cieländem  an 
öffentlichen  Wegen  362. 


Wegebaupflicht   bei    Verlegung  von 

Brücken  über  öffentliche  Ströme  llfi^ 
Wegepolizeibehörde,  Anordnung  einer 

Strassenrerbreiterung  durch  dieselbe 
Witwe,  ob  einer  Witwe  bei  Wiederver- 
heiratung die  ihr  vor  dem  L  Januar  1900 
I     zugesprochene  Rente  nachher  aberkannt 
I     werden  kann      —  Bemessung  der  Rente 
der  Witwe  eines  Verunglückten  272.  — 
I     Feststellung  der  der  Witwe  eines  bei 
einem  Unfall  Getöteten  zu  gewährenden 
Rente  299^  Sfifi. 

Z. 

Zeitpunkt  massgebender  für  die  Schadcna- 
berechuung  bei  Unfallverletzten  24S. 

Zusammenstoss  eines  führerlosen  Wa- 
gens, dessen  Pferde  scheu  geworden,  mit 
einem  Strassenbabnwagen  :^HB. 

Zustellung  in  Diszipliuarsatheu  1 

Zustimmungsvertrag  zwischen  Stadt- 
gemeinde und  Strassenbahnunternehmcr, 
rechtliche  Natur  und  Funktion  desselben 
205- 

Zwangsenteignung  in  Frankreich 
—  Zwangsenteignnng  in  der  Beschrän- 
kung auf  den  real  begrenzten  Teil  eines 
Gebäudes  ist  unzulässig  Hfl7. 
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A.  Inteniattonales  Seeht. 


tolirMtienales  Ueberein- 
kommen  Uber  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr vom 
14.  Oktohar  1880. 

Art.  1  ,  ,  ,  ,  a.  388 
Art.  5  .  .  .  .  S.  891 
Art  8  .  S.  891, 392.  393 
Art.  10  ....  8.383 
Art.  12  8.143,888,366,357 
Art.  13  .  .  8.868,378 


Art 
Art 
Art 
Art.  27 
Art 


24 

25 

26 


.    S.  261,868 

.  .  .  S.  176 
.  .  S.  10,272 
.  8.  2(51.  Hl  »2 
_  29  ....  S.  401 
Art.  30  8.142,283,393,401 
Art.  31  8.142,15(5. 17.-),  252 
283,284,392 
Art.  39  ...  8. 10, 401 
Art.  40  ...  .    S.  10 


Art.  41  ....  S  388 
Art.  44  ....  S.  376 
Art  46    .    S.  143,  247,  357 

AusführuniabeatHiauMMi 
zm  hrttrm1ia|ialeii  ll«ier^ 

einkommen  Uber  den  Eisen- 
bahnfraohtverkehr  vom 
R  Okttker  1890. 
§  3  S.  163 


B.  RcichsireMetze,  Yerordiiuiigeii,  Reglements  ete« 


ReiohsflewerbMrdiiiiiia  vom 
21LJuaiJ809. 

1.  JüH  1883. 

§  120  S.  147 

§  147  8.  147 

Varafaiazollgesati  vm 
1.  Juli  1888. 

S  97  S.  14 

§  99  8.  14 

§  108  S.  U 

1  136  8. 168 


RilehsstrafgesetzbuGll 
3t.  Mai  1870. 

 S.  182 

....  8.7.3.74 
.....  S.  803 
....  8.167 
.  S.  369, 370 
.  8.105,181,304 
968    8. 156 


§  274 
§  31(5 
§  340 
§  3.^9 
360 


.  .  .  .  S.  278 
.  .  .  .  S.  288 
.  .  .  .  S.  267 
....  S.  31 
.  .  .  .  S  .  303 
.  .  .  .  S.  155 
.  .  S.  115, 237 
870    8.188 

IMelnhafIpfliohtoMetz  von 
11.  Iml  1871.' 

§  1  S  6,  13.  -V.].  54,55,56 
.59,  60,  62.  66,  68,  70 
71,  73,  127,  128,  129 
181, 181,187,188,^ 


245, 246, 265, 270, 285 
289,294,301,305,381 
386,3^,396,397,398 
402 

8  8.71,170,246,968,864 

3   S.  40,  44,  51,  63,  245 

269,272,275,  281,285 
299. 366.  402 
g  3a  8.40,44,64,72.  76,77 
269,  292.  293.  :^00 
§  7    S  4.  49.64.65.1^^2, 24»; 

269,275,289,  290,291 
§  8  .   .   .    .  8  271,289 

Rolohsboantensesetz  von 

31.  IMri  1873. 
§  19  8. 948 

Zivilprozeasordnung  vom 
SaJailMr  1877. 

§56     .    .    .   S.  275, 276 

§  99  8. 9 

§  139    .   .   8. 66,  72,  275 

§  180  8. 118 

§  181  8. 113 

8  203   S.  113 

§  208   S.  292 

§  256   .    .    .     S.  77,  120 

S  257   S.  77 

8  258  S.  44.  i;:».  77.78,269 
8  286   S.G'd 

8  287    .    .    S.  45,  65,  269 

§  293   S  .  .50 

§  301   S  .  6 

§  304   8.  32,  33,  40,  51,  72 

843,  244,  285 

9  806    8. 893 


§  319 

 S.  134 

§  888 

8.  44,  45,  49.  50.  51 

846,  246.  270.  290 

291,  292,  293 

§688 

§  549 

§  551 

 8.275 

§  767 

.    .    .    .  S.  49,  .50 

§  850 

 8.  122 

Knakoaversicherungs- 

geaelt 

15.  Juni  1883. 

laApril  1892. 

§  3 

.   .   .     8. 234, 355 

1  20 

....  8.349 

§  21 

§  23 

§  29 

>   «   .   •  •    S.  117 

§  34 

§  35 

 S.  349 

§  40 

>   .   .   .   •    8. 349 

§  44 

....    S.  348 

Unfallveraiotaefuagageoetz 
vaai  «.  Jall  1884. 

§  95  S.  263 

§  96    8. 263 

§  97    8.263 


ReicbaboamteafUroorgo- 
gesell  vaai  18.  Wbn  1886. 

§6  S.  291 

§8  S.  76 

10  S.74 

18  8.76 
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Qa«Il«Bnglster. 


Bekanntmachung  des  Bun- 
desrats von  20.  März  1882. 

§  1  8. 147 

?  <j     ...     8,  147.  148 

Sil       ....    S.  148 


Betriebsordnuni  fMr 
HaupteisenbahiM 
laidt  VM  5.  JiH  1882. 

68  8. 32 

flS  S.32 


Bahnordnung  fUr  die  Neben- 
baiMM  Deutschlands  vom 
5.  Juli  1892. 

§44  S.  129 

I  49  S.  32 

Invalidenversicherungs- 
gesetz vom  1.  Juli  1899. 

§5   ^11 

1  15   ....  S.  11,140 

I  48   S.  11 

§  74  S.  349 

8  113  S.  11 

EiMMbahnverkehrsordnung 
von  26.  Oktober  1899. 
)     .   .  S.  359.  H«i<).  MG 
W   .    .   .     S.  132.  297 
18    .    .    .     S.  132.  297 

»1  S  132 

i3   S.  132, 133, 1Ö2,  153 
297 

A   .   .  8. 181,  375,  37G 

)5  S.Ö4 

i7   .   .   .  8.132,297 

lÜ  .  .  S  1:^2, 298 
§  61    S.  132,  133,  134,  296 

297 

§66  .  .  .  S.  359,  360 
I  68  .  .  .  S.  359,  :m 
§  75  .  .  .  S.  142.  2S3 
^11  .  .  S.  142.  2H3.  281 
§  84  S  297 

TelegrapheRwegegesetz 
von  18.  Doxonbor  1880. 

8  6    ...    S.  146, 147 

Bewerbeunfallversicherungs- 
Msetz  vom  30.  Juni  1900. 

§9   S.  17 

§  i:^:')       .    .    .    .  S.  263 

S  136  S.263 

§  138    8.863 

8  139  S.  263 

Rotohokemtoiflrsorge- 

gesetx  von  18.  Juni  1901. 

gl     ....    S.  12,  13 


§  2  S.  12 

§  8  ...     8.  291,  292 

§  10  8.18,76,866,270.271 

§  11  S.  2.56 

S  12  S.  13,14,74.256,270 

271 

8  14  .   .   .    .  S.  75, 256 

Reichsbeamtenfürsorge- 
getetz  von  2.  Juni  1902. 

§  1  8. 186 

Eisenbahn- 
Bto-  «Ml  Botriobsordnung 
vom  4.  Nevenber  1904. 

§  6  S.  173 

§  45  S.  32 

8  74   S.  32 

Hanloltfosetzbuch. 

§  373  .  .  .  S.  238, 239 
§  390  ...  S.  375,  fi7B 
8  407  ...  S.  375.  .376 
§  425   ...   8.  359,  360 

I  436    8.  877 

^  447   S.  377 

§  453   .   .  S.  54.  181.  372 

S  464   359 

§  456  8.128,142,283,359 

360 

8  458    .      S.  142.  .^.09,  360 
8  459  8.142,283,284 
S  470   S. 132, 133, 134,  296 
297. 298 

§  471  S.  372 

ReidiOiriildlNNllordn  un  g . 

8  2  S.  146 

8  18  8. 144 

8  22  S  385 

§  27  S.  385 

I  29  S  .  386 

BUrgerliohes  Gesetzbuch. 

8  8  ,  .  .  S  271 
§  30  \  S.  .56.57, 'l8'7, 188 
8  31     .  S  56,57,  187, 188 

§  61  S.  18 

8  93  S.  3(i8 

8  94   8.  368 

8  134  S.  124 

8  136  8. 23 

8  186  S  .  28 

8  139   S  5 

§  195  ....  S.  297 
8  196  S.  8,  136,  296,  297 

298 

§  209    8  .  8 

§8  232-240  .  .  S.  64.  65 
§  242  .  .  .  .S.  140,  141 
§  252    ...    S.  374.  375 


§  306 
§  313 
§  383 

8  328 

§  -m 

§  611 

§  616 
8  617 
8  618 
619 


8  864  S.  6.53,54,55,56.  62 
68.  70.  71.  127.  128 
129,  i;U,  140.  141 
245,  268,  269,  294 
301.  893,  .394,  402 
8  276  .  .  .  S.  170.  302 
§  278  S.  56,  141,  301,  360 

878 
S.  12.'» 
.  S.  5,  359 
.  .  S.  269 
.  .  S.  377 
.  .  S.  239 
.  .  S.  266 
S.  140 
S.  140,  141 
8. 140,  141 

8  619  8. 141 

§  688  .   .  .8.64,66 
S.  2.  5^.  57.  59,  60 

75,  138,  139,  140 
169,  187,  188,  302 

360.  371.  372 
.    .    .    S.  285,  286 
.    8.  .50 

§  831    8.  2.  6.  56.  57.  187 
188,  189,  302.  360 
361,  371 

8  833   S.  266 

8  836  8. 138, 139, 384. 386 

8  840   S.  64 

8  842   S.  58 

§  848  8.44,61,58,66,66 

76,  216,  269,  276 

296.  299 
S.  945,  272.  299 
.   S.  58.  59 
.    .    S.  .56 


§  823 


8  H28 
8  829 


§  844 

§  ^45 
8  847 
8  88;? 
§  892 
§894 
§  903 
ä  1354 


S.  859 
S.  23 
S.  88 
S.  115 
S  296 


1866  8.68,76,281,888 

296.299 

§  1360   S.  299 

8  1367   S.  281 

8  1601    8.  299 

8  1602   S.  299 

8  1617     .  .   .  .8.800 

Eiofiilirmgsgesetz  zum 
BttrsorlMun  6esetzbaok. 
"  .  .   a  64 

S.  54, 188 

S.  268,869 
S.  268,  269 
Art.  106  S.  63, 59, 60, 129 

181 

S.  115.  146 
S.  135.  291,  298 


Art.  82 

Art  42 
Art.  55 
Art.  103 


Art.  109 
Art.  169 


Art.  190  ...   .  8. 
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C.  Ii«nde8g«setae,  Terordnnnsen,  Begrlemeiits  ete. 


Allgemdiw  LaiNIrceht 

§  3  1.  6  .  .  .  .  S.  375 
§  31  I.  8  .  .  .  .  S.  283 
§  75  Einl  .  8. 166,  233 
§  550  I.  9    .    .       S.  385 

Gesetz  über  die  Verjäh- 
ruifefritteii  bei  öfTentlichen 
Abgaben  von  ai.März  1838. 

§2  ?  i:ir) 

Eiseebahnoesetz  vom 
3.  NovMriMr  183a 

!4  S.  3ö0 

11  8.68 

14  .    .    .     S.  UV^.  1B4 

§  25  S.  (i,  53.  54,  139, 

Gesetz  über  polUeillohe  Ver- 
flgungen  VMi  II.  Mal  1842. 

§4  8.164 

Gesetz  über  die  Polizeiver- 
waltuag  vom  II.  März  1850. 
§3  ....  S.  70,71 
i  6b  S.  86 

Gesetz  über  die  Dienst- 
vergehen der  nichtricliter- 
Hohen  Beamten  und  ihre 
Versetzung  in  den  Ruhe- 
stand  vom  21.  Juli  1852. 

§  8  S.  118 

§  13  S.  113 

Preuss.  allgeMeinet  Ber|> 
gesetz  vom  24.  JmI  1865. 


§8 


g  136 
8  14« 

§  144 
8  14H 


8.28 
8.83 
8.88 

S.  23 
S.  23 


§  10 

8  11 
§  12 

§  U 
§  15 
§  1« 
§  17 


8. 26.  45. 46,  165. 168 
172, 280, 30Ü,  382 
S.  37, 38. 46, 125,294 
295.  382 
.    .  8.  171.243.244 

 S.  165 

.  .  S.  163,  104 
«.  4,  17,  294.  295 

 8.  4.  5 

 S.  4 

§19  8.  162 

§  20    .    .    .     8.  162.  163 

21  S.  163 

24   .    .    8. 17.  146,  164 

§29  S  144 

8.17, 18,16:{.1»U.165 
172.385 
....  S.  17.  18 
...  S.  144, 146 
.  ,  8. 17,  18,  146 
§  40   .    .    .    .    S.  45. 46 

§  44  S.  23 

§  45    8. 244 

46    8.244 

64  8.  ßS 

FlttobtlinleigeMti  vtn 
2.  Ittli  1875. 

.  .  .  .  S.  17 
....    8.  165 

.  .  .  S.  17,  165 
....     S.  17 


§  32 
§  33 
§  34 


§  11 
§  12 
§  13 
§  14 


Enteignungsgesetz  vom 
II.  M  1874. 

§  2      .    .    .    .   S  17.  IH.T 

8  4  S.  165  , 

9  6  S.  278  i  9  1 


§  15  .  .  .  .  8. 38, 240 

Pre«Misohes  Pensions- 
gesetz VOM  31.  Hirz  1882. 

§  30  S.  289 

Zustäidigkeitsgesetz  vom 
I.  AaiMt  1883. 

§  36  S.  116 

§  56  S.  24,  116,  120,  135 
177,  180 

Kleinbahngesetz  vom 
28.  Juli  1892. 
...    8. 189, 860 


§  2  S.  fi.  7 

8  6  .    .  S,  177,  178,  179 

^21  8. 267 

§  22  S  .  258 

8  43  S.  ,302 

8  50   s  .:m 

8  51  S.  302 

Kommunalabgabengeseti 
voB  14.  Juli  1893. 
§  24  .     8.  248,  249,  250 

§  a3  .  .  .  8.  248.  249 
8  47  S.  354 

VerwaltungserdBung  fir 
die  preaesTscben  Staats- 
eisenbahnen 
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